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Als  Hans  Bennecke  am  4.  April  1898  seine  Augen  schloss, 
hinterliess  er  die  zweite  Auflage  seines  Strafprozess-Lehrbuchs  unvollendet. 
Sieben  Bogen  lagen  bereits  fertig  gedruckt  vor,  weitere  öVg  Bogen 
hatten  schon  im  Satz  gestanden,  dieser  hatte  aber  wieder  auseinander 
genommen  werden  müssen,  da  die  schwere  todbringende  Erkrankung 
vom  Januar  1898  den  Verfasser  an  der  Durchsicht  der  Korrekturbogen 
hinderte.  Nicht  allein  die  Pietät,  sondern  auch  der  innere  Wert  der 
Arbeit  Hessen  begreiflicherweise  den  Wunsch  entstehen,  das  Werk  trotz 
des  Todes  seines  Schöpfers  zu  veröffentlichen.  Als  deshalb  im 
Sommer  1898  die  Angehörigen  des  Verstorbenen  und  die  Verlags- 
buchhandlung mit  der  Anfrage  an  mich  herantraten,  ob  ich  nicht  die 
Fortführung  des  Werkes  übernehmen  wolle,  glaubte  ich  mich  dem  nicht 
entziehen  zu  dürfen,  obwohl  die  zu  lösende  Aufgabe  mich  ganz 
unvorbereitet  fand. 

Die  Fortführung  des  Werkes  hatte  ich  mir  anfänglich  so  gedacht, 
dass  ich  die  erste  Auflage  als  Grundlage  beibehalten  und  nur  in 
Einzelheiten  Änderungen,  Kürzungen  und  Zusätze  in  demselben  Sinne 
anbringen  wollte,  wie  Ben  necke  selbst  in  den  ersten  12  y^  Bogen 
verfahren  war.  Ich  musste  mich  aber  bald  überzeugen,  dass  solche 
Neubearbeitung  nicht  zu  einem  erwünschten  Ergebnis  führen  konnte. 
Denn  entweder  ich  beschränkte  mich  mehr  auf  die  formale  Seit^,  dann 
war  das  Buch  in  dem  von  mir  bearbeiteten  Teile  in  Wahrheit  doch 
nur  eine  Wiederholung  der  ersten  Auflage;  oder  ich  nahm  sachliche 
Änderungen  vor,  dann  verfälschte  ich  dadurch  den  echten  Bennecke- 
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sehen  Text.  Den  Ausweg,  meine  abweichenden  Auffassungen  in 
Anmeritungen  niederzulegen,  zu  wählen,  war  deswegen  unmöglich,  weil 
die  Abweichungen  meiner  Auffassung  gegenüber  der  Ben  necke  sehen 
zum  erheblichen  Teil  Methode  und  System  beeinflussten.  So  entschloss 
ich  mich,  den  fehlenden  Teil  des  Werkes  von  Grund  aus  neu  auf- 
zubauen, wodurch  natürlich  auch  eine  Änderung  auf  dem  Titelblatt 
bedingt  war.  Es  rühren  also  die  Seiten  1—197  ausschliesslich  von 
Bennecke,  die  Seiten  von  201—695  ausschliesslich  von  mir  her. 
Bei  Seite  113—197  beschränkte  sich  meine  Thätigkeit  auf  eine  blosse 
Durchsicht  der  Korrektur  nach  dem  Benneckeschen  Manuskript. 

In  der  zweiten  mit  Seite  201  beginnenden  Abteilung  bin  ich 
durchaus  meinem  eigenen  System  gefolgt.  Nichtsdestoweniger  war  ich 
darauf  bedacht,  die  systematische  Einheitlichkeit  des  Ganzen  zu  wahren, 
die  ja  bei  einem  Lehrbuch  unerlässlich  ist.  In  dieser  Hinsicht  liess 
sich  die  Befolgung  meines  eigenen  Systems  um  desswillen  unschwer 
ermöglichen,  weil  die  schon  vorliegenden  ersten  Bogen  im  wesentlichen 
nur  die  Lehre  von  der  Strafgerichtsverfassung  und  die  Lehre  von  den 
Zwangsmitteln  umfassten  —  Lehren,  die  sich  ohne  Beeinträchtigung 
des  Ganzen  aus  dem  Zusammenhange  lösen  Hessen  und  separate 
Behandlung  vorweg  vertrugen.  Dass  ich  inhaltlich  nicht  durchweg  der 
Benneckeschen  auf  den  Seiten  1 — 197  vorgetragenen  Lehrmeinung 
beipflichte,  und  sich  deshalb  bisweilen  in  der  zweiten  Abteilung  Aus- 
führungen finden,  die  denen  der  ersten  Abteilung  widersprechen,  Hess 
sich  nicht  vermeiden. 

Nach  Kräften  bin  ich  bestrebt  gewesen,  die  Besprechungen,  die 
über  die  1.  Auflage  erschienen  sind,  nutzbar  zu  machen,  in  erster 
Reihe  die  gehaltvolle  Kritik  ötkers  in  den  Göttingischen  Gelehrten 
Anzeigen  1898  S.  602  ff.  Aber  auch  die  übrige  Literatur  habe  ich 
umfassend  zu  verwerten  gesucht,  wie  ja  auch  Bennecke  selbst  schon 
in  der  ersten  Abteilung  der  2.  Auflage  sich  von  der  Beschränkung, 
die  er  sich  in  der  1.  Auflage  auferlegt  hatte,  losgesagt  hatte.  Im  Sinne 
des  beimgegangenen  Bennecke  habe  ich  auch  gehandelt,  wenn  ich 
das  Buch  von  manchem  Detail  entlastet  habe.    Soll  doch  ein  Lehrbuch 
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keineswegs  auf  alle  Fragen  Auskunft  geben.  Worauf  es  mir  ankam, 
war,  feste  Konstruktionen  und  leitende  Grundsätze  in  möglichst  geraffter 
Darstellung  und  knapper  Formulierung  und  unter  strenger  Ziehung  der 
logischen  Eonsequenzen  zu  geben.  Die  konstruktiv  überaus  wichtigen 
Lehren  von  dem  Prozessgegenstande  und  von  den  Prozesshandlungen 
im  allgemeinen  haben  besondere  Berücksichtigung  und  wie  ich  glaube 
stellenweise  neue  Behandlung  erfahren.  Inhaltlich  ganz  neu  sind 
daneben  namentlich  die  §§  64— (57,  69,  137,  138,  153—155.  Die 
Reichs-Militärstrafgerichts-Ordnung  vom  1.  Dezember  1898  hat  in  den 
Anmerkungen  Erwähnung  gefunden. 

In  der  Natur  der  Sache  lag  es,  dass  ich  bedacht  sein  musste, 
das  Buch  mit  grösstmöglicher  Schnelligkeit  zum  Abschluss  zu  bringen, 
damit  sich  das  zeitliche  Zurückliegen  der  noch  von  Bennecke  selbst 
herrührenden  Bogen  nicht  allzu  stark  geltend  machte.  So  mag  denn 
wohl  meine  Arbeit  des  öfteren  nach  Inhalt  und  Form  die  Spuren  der 
Eile  an  sich  tragen,  wie  ich  auch  wohl  weiss,  dass  die  Literatur  und 
Judikatur  nicht,  wie  ich  es  gewünscht  hätte,  ganz  vollständig  heran- 
gezogen sind. 

Die  Register  sind  von  Herrn  Referendar  Riedinger  in  Breslau 
hergestellt  worden,  dem  ich  für  diese  nicht  geringe  Mühewaltung 
hierdurch  meinen  besten  Dank  sage. 

Möge  diese  2.  Auflage  dazu  beitragen,  das  Andenken  an  Hans 
Bennecke  und  die  Erkenntlichkeit  gegen  ihn  lebendig  zu  halten. 

Gi essen,  am  zweijährigen  Todestage  Benneckes, 
den  4.  April  1900. 

Ernst  Beling. 
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Verzeichnis  der  Abkürzungen. 

D.  J.-Z.  =  Deutsche  Jaristenzeitoiig. 

£.  =  Entscheidangen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen. 

G.  oder  G.A.  =  Gk>ltdammers  Archiv  für  i:$trafreoht. 

0.8.  =  Oerichtssaal. 

n.  H.  =  V.  Holtzendorffs  Handbuch  des  Strafprozcssrechis. 

J.  L.-B1.  =  Juristisches  Literaturblati 

J.-M.-Bl.  =  Preussischee  Justizministerialblatt 

][•  =  Sammlung  von  Entscheidungen   des  Oberlandesgerichts   München   in  Sachen 

des  Strafrechts  und  Strafprozessrechts. 
R,  =  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen. 
Z.  =  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft. 


B  i  n  d  i  n  g  ohne  Zusatz  I  =  Bin  ding,  Orundriss  des  Straf  prozessrechts  (in  §§1—60 
Bin  ding  Qrdr.  )  in  3.,  von  da  ab  in  4.  Auflage  citiert). 

Binding  I  =  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts,  Bd.  I. 
0 1  k  e  r  =  0 1  k  e  r  in  den  Göttingischen  Gelehrten  Anzeigen  1898  S.  602  ff. 
Planck  ohne  beigesetzte  römische  Ziffer  =  Planck,   Systematische  Darstellung 

des  deutschen  Strafverfahrens. 
Planck  mit  römischer  Ziffer  (I,  II)  =  Planck,  Lehrbuch  des  deutschen  Eteichs- 

Civilprozessrechts. 


Die  übrigen  Abkürzungen  erklären  sich  von  selbst 


Die  angezogenen  Paragraphen  der  C.P.O.  beziehen  sich  in  der  ersten  Abteilung 
des  Buches  auf  die  ältere  Fassung  der  C.P.O. ;  in  der  zweiten  Abteilung  sind  die 
älteren  und  die  jetzigen  Paragraphenziffern  neben  einander  herangezogen. 


Nachtrag. 

Zu  §  153  I  ist  jetzt   zu  vergleichen   das  neue   Eonsulargerichtsbarkeitsgesetz 
vom  7.  April  1900  (R.G.B1.  S.  213). 
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Erste  Abteilung. 


§§  1-60. 


Von 


Dr.  HANS  BENNECKE  f, 

weiland  o.  ö.  Professor  m  Breslau. 


Zweite   A  u  f  1  a  fi;  e. 
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EINLEITUNG. 


Erstes   Kapitel. 
Die  Grundbegriffe. 

§  1. 

Der   Begriff   des    Straf  prozessre  ch  ts. 

I.  a)  Ein  jedes  Verbrechen  richtet  sich,  auch  wenn  es  in  erster 
Linie  den  einzelnen  Menschen  verletzt,  in  letzter  Linie  gegen  den 
Staat  als  den  Träger  des  Rechts  und  der  Ordnung.  Jedes  Verbrechen 
verletzt  staatliche  Interessen  und  lässt  für  den  Staat  das  Recht  ent- 
stehen, gegen  den  Schuldigen  strafend  vorzugehen  ^).  Der  Staat  er- 
langt aus  der  That  ein  Strafrecht  im  subjektiven  Sinne 
des  Wortes,  ein  „jus  puniendi"^).  Das  Strafrecht  im  objektiven 
Sinne^)  bestimmt,  welche  Handlungen  und  Unterlassungen  dieses 
„jus  puniendi"  entstehen  lassen. 

b)  Wenn  eine  solche  Handlung  oder  Unterlassung  begangen  ist, 
muss  festgestellt  werden,  wer  der  Thäter  gewesen  ist,  sowie  ob  und 
welche  Strafe  ihn  treffen  soll*). 

Zu  dieser  Thätigkeit  beruft  der   Staat   bestimmte   Behörden,  vor 


»)  Vgl,  auch  Laband  U,  344. 

•)  Vgl.  auch  V.  Kries  Z.  V,  1  flf.  Mau  sagt  wohl,  der  Staat  erlange  aus  der 
That  einen  „Strafanspruch";  so  auch  z.  B.  Ullmann  §  1.  Das  Wort  „Ansprach" 
ist  hier  mit  Absicht  vermieden ;  es  hat  einen  za  spezifisch  civilrechtlichen  und  civil- 
prozessnalen  Sinn,  als  dass  man  es  auf  den  Strafprozess  übertragen  könnte.  Hier  in 
vielen  PunKten  a.  M.  Lab  and  II,  344. 

')  Vgl.  darüber  v.  Liszt  §  1.  Über  don  engen  Zusammenhaag  zwischen  dem 
Strafrecht  und  dem  Strafprozess  unten.  Beide  Kechtsstoffe  sind  so  eng  mit  einander 
verwandt,  dass  eine  scharfe  Grenze  zwischen  ihnen  oft  nur  sehr  schwer  gezogen 
werden  kann.  Dass  scharfe  Abgrenzung  von  grosser  praktischer  Bedeutuug  ist,  wird 
sich  noch  wiederholt  zt-igen. 

*)  Vgl.  darüber  noch  unten;  aber   auch  hier  schon  John  II,  123. 

l 
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2  Der  Begriff  des  Strafprofessrechts.  §  1. 

allem  seine  Gerichte^.  Sie  ergreifen  jedoch  nach  dem  hier  zu  be- 
handelnden heutigen  deutschen  Rechte  die  Verfolgung  des  Verbrechers 
nicht  aus  eigenem  Antriebe,  sondern  regelmässig  erst,  wenn  sie  durch 
eine  bei  ihnen  erhobene  Anklage  dazu  veranlasst  werden^. 

c)  Die  Befugnis,  das  staatliche  Strafrecht  durch  Anklage  geltend 
zu  machen,  erteilt  der  Staat  grundsätzlich  ebenfaUs  Behörden,  vor 
allem  der  Staatsanwaltschaft^).  In  einzelnen  Fällen  kann  der  durch 
die  strafbare  Handlung  Verletzte 8)  selbständig  klagen,  die  Privat- 
klage im  Gegensatze  zur  regelmässigen  öffentlichen  Staatsklage  er- 
heben, oder  doch  sich  der  erhobenen  öffentlichen  Klage  als  Nebenkläger 
anschliessen  % 

d)  Aber  auch  der  mit  der  Strafklage  Belangte  ist  keineswegs  nur 
leidender  Teil;  das  Gesetz  giebt  ihm  gegenüber  dem  Ankläger  und 
dem  Gerichte  weitgehende  Rechte.  Er  ist  nicht  blos  „Objekf',  sondern 
„Subjekt"  des  Verfahrens. 

e)  Das  Gericht,  der  Ankläger  und  der  Beschuldigte  werden  in  der 
dem  Gericht  zur  Entscheidung  vorgetragenen  Angelegenheit  zusammen 
thätig.  Eine  Handlung  reiht  sich  an  die  andere,  in  ihrer  Gesamtheit 
haben  sie  alle  das  gemeinsame  Ziel,  den  Sachverhalt  durch  Unter- 
suchung klarzustellen  und  einen  Spruch  des  Gerichts  über  das  geltend 
gemachte  Strafrecht  herbeizuführen;  die  Handlungskette  bildet  ein 
stufenweise  sich  fortentwickelndes  Verfahren. 

Diese  Kette  von  Handlungen  des  Gerichts,  des  Anklägers 
und  des  Beschuldigten,  dieses  Verfahren  nennt  man  einen 
Strafprozesse^). 

'^)  In  bestimmten  Fällen  haben  Polizei-  oder  Verwaltungsbehörden 
(§  453  ff.,  459  ff.  St.P.O.)  Strafe  zu  verhängen.  Aber  auch  in  diesen  Fällen  ist  es 
in  die  Hand  des  Bestraften  gegeben,  durch  seinen  Antrag  das  Strafgericht  mit 
der  Sache  zu  befassen.    Vgl.  darüber  unten. 

®)  In  bestimmten  Fällen  hat  das  Gericht  schon  vor  der  Klageerhebung  auf 
Grund  eines  bei  ihm  gestellten  Antrages  oder  auch  ohne  solchen  sich  mit  der  Straftbat 
zu  beschäftigen;  vgl.  §§  160,  163,  189  St.P.O.  Es  sind  dies  jedoch  nur  schein- 
bare, durch  praktische  Erwägungen  gebotene  Abweichungen  von  der  Grundregel. 
Trotz  dieses  Eingreifens  des  Gerichts  bleibt  die  Verfügung  über  die  Klageerhebung 
in  der  Hand  des  auch  im  regelmässigen  Laufe  des  Verfahrens  Berechtigten;  ohne 
ADklage  kann  ein  Prozess  gegen  den  Verdächtigen  nicht  geführt  werden. 

')  Bei  gewissen  Straf ihaten  ist  auch  die  „Verwaltungsbehörde"  d.  h.  hier 
nicht  die  Justizverwallungsbehörde  (die  Staatsanwaltschaft)  zur  Klage  befugt;  vgl. 
§  464  St.P.O.  und  näher  unten  bei  den  besonderen  Arten  des  Verfahrens. 

®)  Oder  sein  gesetzlicher  Vertreter  bezw.  der  nach  den  Sätzen  des  St.G.Bs. 
selbstständig  neben  dem  Verletzten  Antragsberechtigte;  §  414  St  P.O.  und  §§  195, 
196  StG.B. 

•)  Vgl.  §  435  flf  StP.Ü. 

*^)  Nicht  nur  „Handlungen  der  Organe  des  Staates"  machen  den  Straf  prozess 
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II.  Die  einzelnen  Handlungen  sind,  was  ihre  Zulässigkeit,  Form, 
Zeit,  Reihenfolge  u.  s.  w.  angeht,  an  bestimmte  Regeln  geknüpft. 
Auch  die  Gesamtheit  der  Regeln,  die  bei  der  Erledigung 
des  einzelnen  Strafprozesses  angewendet  werden  müssen, 
nennt  man  Straf prozess,  richtiger  Strafprozessrecht ^^). 

III.  Zum  Strafprozessrecht  rechnet  man  gewöhnlich  auch  die 
strenggenommen  in  das  Staatsrecht  i«;  gehörigen  Rechtssätze,  die  sich 
mit  den  Strafgerichten  beschäftigen,  so  die  Bestimmungen  über  die 
Fähigkeiten  zum  Gerichtsamt,  die  verschiedenen  Oerichtsarten,  die 
Zahl  der  an  den  einzelnen  Gerichtsbehörden  bei  der  Erledigung  der 
Geschäfte  thätigen  Richter,  den  Kreis  der  von  den  einzelnen  Gerichte 
zu  erledigenden  Sachen  u.  s.  w. 

Die  Gesamtheit  dieser  auf  die  Einrichtung  der 
Strafgerichte  bezüglichen  Regeln  nennt  man  Straf- 
geriehtsYerfassungsreeht. 

lY.  Endziel  des  Strafprozesses  ist  zwischen  den  Parteien  die 
Entscheidung  über  Bestehen  und  Umfang  des  klageweise  geltend  ge- 
machten staatlichen  Strafrechts  ^^  zu  fällen.  Der  Prozess,  das  „Verf  ah re  n 
in  Strafsachen"  schliesst  bei  normalem  Gange  der  Sache  mit  der 
endgiltigen,  rechtskräftigen  Verurteilung  oder  Freisprechung  des 
Angeklagten. 

Mit  diesem  Augenblicke  schliesst  die  Thätigkeit  der  Gerichte 
grundsätzlich  ab.  Parteien  giebt  es  nicht  mehr.  Mit  dem  Straf- 
Vollzüge  ist  eine  Verwaltungsbehörde,  die  Staatsanwaltschaft,  betraut, 
die  gegen   den    Verurteilten   vorgeht i*).      Die   Strafvollstreckung  folgt 

aus,  wie  Stenglein  Lehrbuch  §  1  sagt.  Uli  mann  §  1  spricht  hier  vom  „Strafprozess" 
,,im  subjektiven  Sinne"  im  Gegensatz  zu  dem  im  Text  zu  II  behandelten  Straf  prozess 
„im  objektiven  Sinne".  Vgl.  auch  Stenglei  n  Anm.  *  zum  ersten  Buch  der  St.P.O. 
Wenn  er  ausführt,  die  Handlungen  des  Angeklagten  gehören  nur  „in  gewissem  Sinne" 
zum  Strafprozess,  seien  keine  „das  Gerippe  des  Strafprozesses  bildenden",  so  ist  das 
gerade  für  den  normalen  Fall  des  Strafprozesses,  d.  h.  den,  in  dem  der  Beschuldigte 
selbst  handelnd  aufti-itt,  unrichtig.  Ausserdem  ist  von  St  engl  ein  nicht  ausgeführt, 
was  denn  eigentlich  zu  dem  von  ihm  angenommenen  Skelett  gehört,  und  warum,  um 
in  seinem  Bilde  zu  bleiben,  die  Muskeln  u.  s.  w.  nur  „in  einem  gewissen  Sinne," 
zum  Prozess  gehören. 

*')  Frühere  Bezeichnungen  sind:  Kriminalprozess,  processus  criminalis,  peinliches 
Verfahren,  peinliche  Gerichtsordnung  u.  s.  w.  Auch  die  Strafprozess  Wissenschaft 
bezeichnet  man  kurz  als  Strafprozess.     Vgl.  auch  Glaser  I,  5. 

")  Die  Lehr-  und  Handbücher  des  Prozessrechts  behandeln  sie  meist  nicht 
eingehend.    Vgl.  aber  Laband  II,  332  ff.,  387  ff..  Ulimann  77  ff. 

^')  Beziehungsweise  des  geltend  gemachten  Bussanspruchs;  vgl.  darüber 
näher  unten. 

")  Ihre  Thätigkeit  ist  dabei  nicht  wie  die  des  Gerichts  im  Prozesse  eine, , logisch- 
theoretische,  sondern  eine  praktische";  v.  Kries  2.   Vgl.  auch  §  483  St.P.O.  Über   die 
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auf  den  Prozess,  nicht  gehört  sie  ihm  als  Bestandteil  an^^),  sie  hat 
Beendigung  des  Prozesses  zur  Voraussetzung. 

Dem  Prozesse  geht  voraus  das  sogenannte  Ermittelungs- 
verfahren der  §  156  ff.  St.P.0.  Sein  Hauptzweck  ist  festzustellen, 
ob  ein  Prozess  begonnen  werden  soll^^.  Auch  hier  sind  keine 
Parteien  vorhanden,  ja  oft  fehlt  sogar  der  Beschuldigte,  er  soll  oft  im 
Ermittelungsverfahren  erst  gefunden  werden.  Die  Staatsanwalt- 
schaft ist  Leiterin  und  Herrin  des  Verfahrens.  Wenn  ein  Richter  in 
ihm  mitwirkt,  so  wird  er  nicht  thätig,  um  über  das  Bestehen  eines 
Strafrechts  zu  entscheiden,  sondern  ist  Gehilfe  der  Staatsanwalt- 
schaft *7). 

Strafvollstreckung  und  Ermittelungsverfahren,  oder  wie  die  St.P.0. 
das  letztere  zutreffender  nennt,  die  „Vorbereitung  der  öffentlichen  Klage" 
hängen  also  zwar  eng  mit  dem  Strafverfahren  zusammen,  sind  aber 
nicht  Teile  des  Verfahrens.  Wo  die  St.P.0.  von  einem  Ver- 
fahren spricht,  scheidet  sie  wenigstens  die  Strafvollstreckung  stets  aus^®). 


Stellung  des  Amtsrichters  in  der  Strafvollstreckung  vgl.  unten  ;  hier  aber  auch  schon 
§  490  ff.  St.P.0.  Das  Gericht  entscheidet  nach  §  490  nicht  über  Bestehen  des  Straf- 
rechts,  sondern  über  „die  Auslegung  eines  StrafurteiLs^^  u.  s.  w. 

")  Streng  genommen  gehört  die  Lehre  von  der  Strafvollstreckung,  dio  die 
St.P.0.  keineswegs  erschöpfend  behandelt,  ins  Straf  recht,  nicht  ins  Strafprozessrecht; 
vgl.  auch  V.  Kries  18t). 

'«)  Vgl.  §  158  St.P.0.  Abs.  1. 

")  Vgl.  darüber  §§  160,  1(53  St.P.0.  und  unten.  Dass  schon  im  Ermittelungs- 
verfahren vorsorglich  Beweise  für  den  vielleicht  zu  führenden  Prozess  sicher  gestellt 
werden,  steht  dem  im  Text  gesagten  nicht  entgegen;  vgl.  auch  v.  Kries  3  und  186. 

^•j  Das  Gericht  soll  nach  §  G  StP.O.  in  jeder  Lage  des  „Verfahrens"  seine 
sachliche  Zuständigkeit  prüfen,  d.  h.  bis  zum  Urteil.  Der  Beschuldigte  kann  sich 
in  jeder  Lage  des  „Verfahrens"  eines  Verteidigers  .bedienen ;  §  131  StP.O.;  in  der 
Strafvollstreckung  giebt  es  keine  Verteidigung.  Damit  stimmt  auch  der  Wortlaut  des 
§  497  St.P.0.  überein;  die  Kosten  „mit  Einschluss  der  durch  dio  Vorbereitung  der  öffent- 
lichen Klage  und  die  Strafvollstreckung  entstandenen"  soll  der  Verurteilte  tragen. 
Wären  Vorbereitung  der  Anklage  und  Strafvollstreckung  Teile  des  ,, Verfahrens", 
so  wäre  das  „einschliesslich''  völlig  überflüssig.  Die  StP.O.  weist  dadurch  auf  die 
Sonderstellung  der  beiden  Abschnitte  hin.  In  der  Strafvollstreckung  steht  der  Amts- 
richter als  VoUstreekungsbehöide  auch  ganz  anders  als  sonst;  er  muss  nicht  „dem 
Gesetz"  (§  1  G.V.G.),  sondern  wie  die  Staatsanwaltschaft  deu  „dienstlichen  An- 
weisungen des  Vorgesetzten"  folgen  (§  147  (f.V.(J.).  Dagegen  spricht  §  107  St.P.O. 
von  einem  Verteidiger  im  Ermittelungs verfahren,  kennt  aber,  wie  wohl  zu  beachten, 
sein  Auftreten    nur   bei    richterlichen    Handlungen.     Auch  der    lügliche    Sprach- 

febrauch  umfasst,  wenn  er  von  einem  Prozess  spricht,  nicht  die  Strafvollstreckung, 
'brigens  finden  sich  auf  dem  Gebiete  des  Civilprozessrechts  ganz  ähnliche  Fi-agen. 
Vgl.  V.  Kries  §§  1  u.  2,  der  auch  das  Ei  mittel  ungs  verfahren  und  die  Vollstreckung  vom 
Strafprozess  im  ,,engeren  Sinn"  scheidet  Abweichend  John  11,  112  ff.  Vgl.  aber 
auch  allerdings  zu  eng  E.  IV,  357:  „Gegenstand  des  Strafprozesses  ist  dio  rechtliche 
Geltendmachung  des  staatlichen  Strafrechts.  Die  Aufgabe  des  Strafprozesses  in  jedem 
konkreten  Fall  besteht  darin,  zu  ermitteln  und  festzustellen,  ob  gegen  den 
Angeklagten    der  Deweiss    einer    .strafrechtlichen  Schuld    geführt    worden    SL*i."     Im 
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§  2.  Der  Begriff  des  Reichsstrafprozessreohts.  p 

Der  Prozess  bezweckt  also  Rechtprechiing,  nicht  Recht- 
durchsetzung  ^% 


§2. 
Der  Begriff  des  Rolchsstraf prozessrechts. 

I.  Unter  Reichsstrafprozessrecht  versteht  man  nach 
dem  hergebrachten  Sprachgebrauch  nicht  etwa  die  Gesamtheit  der  in 
Deutschland  giltigen  Strafprozessrogeln.  Nicht  alle  diese  Rechtsregela 
sind  Reichs  strafprozessrecht.  Diis  im  Deutschen  Reich  giltige  Straf- 
prozessrecht ist  entweder  sog.  partikuläres,  d.  h.  nur  für  einzelne 
Gebiete  des  Reiches  giltiges  Recht,  Landesrecht,  oder  sog. 
gemeines,  d.  h.  für  das  Reich  als  Ganzes  giltiges  Recht. 

Das  Landesrecht  scheidet  hier  ganz  aus.  Aber  auch  das  für  das 
ganze  Reich  geltende  Recht  wird  nur  zu  einem  Teile  berücksichtigt. 
Das  Merkmal,  welches  das  „Roichsstrafprozessrecht"  von  dem  übrigen 
,3eichsrecht"  prozessualen  Inhalts  scheidet,  ist  ein  durch  das  G.  V.  G 
gegebenes  ^). 

Reichsstrafprozessrecht  sind  die  das  Strafver- 
fahren vor  den  ordentliehen  Berichten  im  Sinne  des  §  12 
G.V.6.  behandelnden,  in  Reichsgesetzen  enthaltenen 
Rechtsregeln.  Zu  ihm  rechnet  man  gewöhnlich*)  auch  die 
Regeln,  welche  die  Verfassung  der  ordentlichen  Gerichte 
als  Strafgerichte  behandeln. 

II.  Das  Wort  Strafverfahren  ist  gleichbedeutend  mit  Verfahren 
in  „S  t r  a f  s a c h e n" 3).  Das  Strafprozessrecht  dient  dazu,  in  geordneter 
Weise  die  Strafgesetze  zur  Anwendung  zu  bringen.  Sie  bestimmen, 
dass  an  gewisse  Thaten  gewisse  Rechtsfolgen  als  Strafe  geknüpft 
sein  sollen.  Der  Begriff  der  Strafe  im  eigentlichen  Sinne,  der 
kriminellen  Strafe^)  im  Gegensatz  zu  dem,  was  mit  Disciplinar- 


Prozess  handelt  es  sich  um  einen  Rechtsstreit;  im  Ermitteluogs verfahren  besteht 
ein  Streit  noch  nicht,  in  der  Strafvollstreckung  nicht  mehr. 

'»)  Vgl.  aber  Wach  I,  §  1  and  John  II,  123  Anm.  52. 

M  Vgl  z.  B.  §  13  G.V.G.,  besonders  §  3  E.G.  z.  St.P.O. 

')  Vgl.  aber  den  vorigen  §  zu  III. 

=)  Vg.  z.  B.  §  2  StP  0.,  §  3  E.G.  z.  St  P.O.  §  13  G.V.G.  u.  s.  w. 

*;  Vgl.  darüber  z.  B.  v.  Liszt,  Lehrbuch  §  60,  besonders  auch  über  den 
unterschied  zwischen  Strafen  im  eigentlichen  Sinne  und  Disciplicar-  sowie;  Ordnungs- 
ßtralen  u.  s.  w.     Den  Begriff  der  Strafe  hat  das  Straf  recht  zu  erörtern.    Mit   der  ver- 
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6  Der  Begriff  des  Reiclisstrafprozessrechts.  §  2. 

Exekutiv-  und  Ordnungsstrafe  bezeichnet  wird,  ist  für  den  Begriff  der 
Strafsache  massgebend:  Strafsachen  sind  solche  Streit- 
sachen (Rechtsstreitigkeiten),  in  denen  es  sich  um  Ver- 
hängung einer  Strafe  im  eigentlichen  Sinne  handelt 5). 

in.  Nach  unserer  Begriffsbestimmung  haben,  obwohl  es  sich  um  Strafsachen 
handelt,  hier  auszuscheiden^)  insbesondere 

a)  die  Bestimmungen  über  das  vor  Verwaltungsbehörden  bezw.Geriohten 
stattfindende  Straf verFaliren,  der  sog.  Adniinistrativstrafprozess^); 

b)  die  Bestimmungen  über  das  Strafverfahren  vor  den  sog.  reichsrechtlich 
bestellten,  d.  h.  infolge  reichsrechtlicher  Anordnung  eingesetzten  und  den  reichs- 
rechtlich zugelassenen,  d.  h.  vom  Reich  der  Landesgesetzgebung  überlassenen 
besondern  Gerichten,  den  Soudergerichten*). 

IV.  Ob  eine  Strafsache  vor  die  ordentlichen  Gerichte  oder  vor  eine  andere 
Behörde  gehört,  bestimmen  die  Gesetze.  Im  einzelnen  Fall  können  Zweifel  entstehen. 
Es  kann  geschehen,  dass  sowohl  das  ordentliche  Gericht  als  auch  die  andere  Behörde 
dieselbe  Sache  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  ebenso,  dass  beide  die  Sache  als  ihnen 
nicht  zugehörig  von  sich  abweisen.  In  diesen  Fällen  spricht  man  von  positiven  oder 
negativen  Kompetenzkonflikten,  oder  Zuständigkeitsstreiten^).  Stehen  die  in 
Frage  kommenden  Behörden  unter  einer  gemeinschaftlichen  höheren  Behörde,  so  kann 
diese  den  Streit  schlichten**).  Fehlt  eine  solche,  wie  z.  B.  in  Preussen,  für  die  ordent- 
lichen Gerichte   und  Militärgerichte*^),   so  kann   es  vorkommen,  dass   eine  That  ohne 


schiedenen  Fassung  des  Strafbegriffs  schwankt  der  der  Strafsache.  Vgl.  besonders 
John  I,  75ff.  auch  Löwe  2au.  bzu  §3  E.G.  z.  StP.Ü.  üllmann  91  fl.,  v.  Kries 
68  ff.  und  Laband  H  346  ff,,  auch  E.  XXII,  111. 

*)  Die  Polizeistrafen  gehören  zu  den  Strafen  im  eigentlichen  Sinne.  Auch 
die  subsidiäre  Haftung  für  die  einen  dritten  treffende  Geldstrafe,  sowie  die  einen 
nicht  Beschuldigten  treffende  Einziehung,  bei  denen  es  sich  nicht  um  Strafe 
handelt,  wei-den  von  dem  ordentlichen  Strafgericht  erkannt;  vgl.  v.  Kries  70. 
Über  die  Busse  unten;  hier  schon  Üllmann  94.  Die  Busse  ist  nicht  Strafe,  der 
Prozess  über  die  Busse  ist  zwar  mit  dorn  über  das  „jus  puniendi'^  verbunden,  aber 
er  ist  keine  Strafeache.  Auch  die  von  den  deutschen  Gerichten  in  Auslieferungs- 
sachen vorgenommenen  Handlungen  botreffen  nicht  Strafsachen  im  Sinne  der 
StP.O.;  Löwe  3  zu  §  3  E.G.  z.  StP.O.,  und  M.  VI,  342. 

°)  Wichtig  ist  von  Eeichsgesetzen  besonders  das  Postgesetz,  die  Seeraanns- 
ordnung  von  1872  (§  101)  ff. ;  vgl.  auch  §  4  E.G.  z.  St.P.O. 

^)  Darüber  das  Nähere  unten  im  Zusammenhang  bei  den  ordentlichen 
Gerichten. 

®)  Die  Sätze  über  das  Verfahren  in  den  von  §§  3  Abs.  2  u.  3  E.G.  z.  St.P.O. 
genannten  Sachen  gehören  nicht  hierher,  weil  sie  kein  E ei chs recht  enthalten.  Sie 
beziehen  sich  auf  ein  zwar  vor  den  ordentlichen  Gerichten  sich  abspielendes,  aber 
von  den  Landesgesetzen  zu  regelndes  besonderes  Verfahren. 

®)  Einfach  wird  sich  die  Sache  in  den  meisten  Fällen  gestalten  in  den  Bundes- 
staaten, die  von  §  3  Abs.  2  E.G.  z.  G.V.G.  Gebrauch  gemacht  haben.  Vgl.  Löwe 
15  0  zu  §  13  G.V.G.  Über  §  17  G.V.G.,  der  für  Strafsachen  von  geringer  Bedeutung 
ist;  Näheres  unten. 

^")  Der  Ausdruck  passt  hier  strenggenommen  nicht;  es  handelt  sich  um  Streite 
über  die  Gerichtsbarkeit,  nicht  über  die  Zuständigkeit  im  Sinne  des  Gesetzes.  Vgl. 
noch  unten. 

'')  Vgl.  den  G.  32,  438  ff.  geschilderten  Fall 
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§  3.  Das  StrafprozessrechtBverhältnis  und  seine  Natur.  7 

Strafe  bleibt,   weil  weder  das   ordentliche   Gericht   noch   eine   andere  Behörde   sich 
mit  ihr  befassen  will  ^^, 


Zweites  Kapitel. 

Das  Straf^rozessrechtsTerhUtnts. 

§  3. 
Das  Strafprozessrechtsverhältnis    und-  seine    Natur. 

I.  Der  Prozess  ist  ein  rechtlich  geordnetes  Verfahren.  Mit 
Rücksicht  darauf,  dass  in  ihm  mehrere  Personen  (Parteien  und  Gericht) 
handelnd  auftreten,  ist  es  erforderlich,  dass  ihr  Verhältnis  zu  einander, 
ihre  Rechte  und  Pflichten  durch  feste  Regeln  bestimmt  werden.  Der 
ganze  einzelne  Prozess,  der  aus  Handlungen  dieser  in  ein  rechtlich 
geregeltes  Verhältnis  zu  einander  tretenden  Prozessbeteiligt^n  besteht, 
lässt  sich  daher  auffassen  als  ein  rechtlich  geordnetes, 
durch  das  einheitliche  Ziel  des  ganzen  Verfahrens 
zusammengehaltenes  Verhältnis  der  Parteien^)  zu 
einander  und  zum  Gericht,  also  als  ein  Rechtsver- 
hältnis^). 

IL  Das  hat  der  Strafprozess  gemein  mit  dem  Civilprozess.  Sie 
sind  weiter  beide  z.  B. 

a)  dreiseitige  Rechtsverhältnisse'),  denn  sie  bestehen  zwischen 
Gericht,  Kläger  und  Beklagten.  Beide  sind  sie  sog.  „komplizierte''  oder 
,;zusamniengesetzte"  Rechtsverhältnisse;  sie  entwickeln  sich,  einmal 
begründet,  weiter,  werden  „einmal  erzeugt,  immer  wieder  durch  neue 
Rechtsakte  beeinflusst"  *). 


")  Über  Kompetenzkonflikte  (Zuständigkeitsstreite)  zwischen  ordentlichen  Ge- 
richten unten. 

*)  Über  die  Frage,  ob  es  im  Strafprozess  überhaupt  „Parteien"  giebt,  herrscht 
Streit;  vgl.  darüber  unten. 

*)  Diese  AnflfassuBg  ist  eine  im  einzelnen  nicht  unbestrittene.  Vgl.  bes.  Wach 
I,  34  ff.;  V.  Kries  4,  üllmann  260  ff.  A.  M.  besonders  John,  vgl.  II, 
117  aber  anch  I,  369  unten. 

*)  Ein  solches  besteht  noch  nicht  in  dem  sog.  Ermittelungsverfahren  (§  156  ff. 
81.(1.0.).  In  ihm  ist  aJs  einziges  handelndes  Subjekt  die  StaatsaDwaltschaft  thätig. 
Das  Ermittelungsverfahren  geht  dem  Prozess  vorher,  es  dient  zur  Vorbereitung  der 
Anklage.  Vgl.  Z.  V.  3  und  v.  Kries  3,  aber  auch  John  II,  112.  Ein 
dreiseitiges  Rechtsverhältnis  besteht  auch  nicht  in  dem  besonders  gearteten  Falle 
des  §  411  St.P.O. ;  ebensowenig  in  der  Strafvollstreckung.  Vgl.  darüber  schon  oben 
§  1  zu  IV. 

*)  Vgl.  Köhler,  Prozess  als  Rechtsverhältnis,  2  und  ebenso  v.  Kries  5; 
auch  Wach  I,  34  ff. 
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8  Das  Strafinozessrechtsverhältnis  und  seine  Natur.  §  3. 

b)  Beide  sind  sie,  da  dem  Kläger  ein  Beklagter  entgegentritt, 
Partei  prozessverhältnisse  %  Dieses  Parteiverhältnis  wird  beherrscht 
von  dem  Gmndsatze  der  Parteien-  oder  Waffengleichheit,  der 
allerdings  im  Strafprozess  oft  dadurch  durchbrochen  wird,  dass  der 
Beschuldigte  günstiger  gestellt  wird  als  der  Ankläger*). 

c)  Berechtigt  und  verpflichtet  sind  sowohl  die  Parteien  gegenüber 
dem  Gericht,  als  das  Gericht  gegenüber  den  Parteien,  als  auch  die 
Parteien  unter  einander  ^). 

d)  Das  Prozessverhältnis  ist  ein  Verhältnis  formeller  Art, 
seinen  Inhalt  bilden  prozessuale  Kechte  und  Pflichten.  Mate- 
riellen Inhalt  erlangt  es  durch  das  in  ihm  verhandelte  materielle 
Strafrecht  oder  Civilrecht,  dessen  Feststellung  es  dient.  Beide 
sind  scharf  auseinander  zu  halten^). 

III.    Dem  Gemeinsamen  stehen  Verachiedenheiten  gegenüber.   Es  ist  z.  B. 

a)  das  StrafprozessrechtsverhaltniB  insofern  weniger  umbildungsfähig  als  das 
Civilprozessrechts Verhältnis,  als  es  eine  Succession  in  das  Rechtsverhältnis  weder 
auf  Seiten  des  Klägers  noch  des  Beklagten')  gestattet ^°). 

b)  Im  Civilprozess  handelt  es  sich  um  Ansprüche  des  Civibrechts,  im  Straf- 
prozess um  das  dem  Staate  zustehende  öffentliche  Strafrecht^^).  Aus  der 
Verschiedenheit  des  in  beiden  Prozessen  geltend  Gemachten  erklärt  es  sich, 
dass  im  Civilprozess  die  Parteien  eine  weitgehende  Verfügungsgewalt  über  das 
im  Streit  befangene  Recht  haben,  während  das  im  Strafprozess  nicht  der  Fall  ist. 
Im  Civilprozess  können  sich  die  Parteien  vergleichen,  auf  das  geltend  gemachte 
Recht  verzichten  u.  s.  w.,  im  Strafprozess  nicht").  Damit  hängt  zusammen,  dass 
die  Parteirechte  im  Civilprozess  vielfach  weiter  gesteckt  sind  als  im  Strafprozoss. 
Der  Wille    der  Parteien   vermag   in  weitgehender  Weise   die  Gestaltung  und  Ent- 


*)  Darüber  das  Nähere  unten  bei  den  Parteien. 

®)  Es  herrscht  vielfach  ein  sog.  favor  defensioiiis, 

')  Auch  daü  ist  nicht  unbestritten;  vgl.  Wach  J,  34  ff.;  a.  M.  z.  B.  K oh  1er, 
Prozess  als  Rechtsverhältnis,  und  auch  t.  Kries  5;  vgl.  auch  Ullmann  10. 

•)  Vgl.  noch  unten. 

»)  Vgl.  z.  B.  die  Fälle  der  §§  72,  73,  236,  237  C.P.O. 

^'^)  Ein  Wechsel  in  der  Person  des  Angeklagten  verlangt  im  Strafprozess  stets 
die  Begründung  eines  neuen  Prozessrerhältnisses.  Anders  steht  scheinbar  der  Fall 
des  §  417  St.P.O.,  in  dem  der  Staatsanwalt  das  vom  Privatkläger  begründete  Ver- 
fahren übernimmt.  Doch  ist  zu  beachten,  dass  auch  hier  gar  kein  Wechsel  der  Partei 
eintritt;  Partei  bleibt  der  Staat.  Es  tritt  nur  ein  Wechsel  der  für  ihn  das  ,,ju8  paniendi*" 
verfolgenden  Person  ein.    Vgl.  noch  unten  beim  Privatkla^everfahren. 

")  üeber  die  öffentlich-rechtliche  Natur  des  Straf  rechts  herrscht  heute  wohl 
kein  Streit ;  vgl.  aber  Wächter,  Beilage  8  zu  den  Vorlesungen  über  Strafrecht. 

^';  Eine  scheinbare  Ausnahme  bildet  wieder  die  Zurücknahme  der  Klage  durch 
den  Privatkläger.  Mit  ihr  ist  jedoch  nicht  auch  ohne  weiteres  Beendigung  dos 
Prozesses  verbunden.  Der  Staatsanwalt  kann  an  Stelle  des  Privatklägers  in  das  Ver- 
fahren eintreten.    Vgl.  darüber  unten  und  E.  VllI,  208,  R.V,  272. 
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Wickelung  des  Prozessverhältnisses  zu  beeiuflussen  *').    Im  S  t  r  a  f  p  r  o  z  e  s  s  ist  das 
meist  nicht  der  Fall"). 

c)  Mit  diesen  yerschiedenheiteu  hängen  wichtige  Prozessgrundsätze  zusammen. 
Wenn  im  Civilprozess  der  Beklagte  den  Anspruch  des  Klägers  anerkennt,  so  muss 
der  Richter  ihn  dem  Klageanträge  gemäss  grundsätzlich  selbst  ^^)  dann  verurteilen,  wenn 
er  weiss,  dass  das  Anerkenntnis  den  Thatsachen  nicht  entspricht,  der  im  An- 
erkenntniss  liegende  Yerfügungsakt  der  Partei  bindet  ihn.  Ebenso  bindet  den  Richter 
das  Geständnis  des  Beklagten'^).  Anders  im  Straf prozess;  ist  der  Angeklagte  geständig, 
so  hat  der  Richter  die  Wahrheit  des  Geständnisses  zu  prüfen,  selbst  gegen  den 
ausgesprochenen  "Willen  der  Parteien*'). 

III.  a)  Das  Prozessverbältnis  des  Civil-  und  Strafprozesses  entsteht  zwischen  den 
Parteien  und  der  öffentlichen  Staatsbehörde,  dem  Gericht  Deshalb  ist  es 
ein  dem  öffentlichen  Recht  angehöriges  Rechtsverhältnis,  alle  auf  dasselbe  sich 
beziehenden   Rochtsregeln  gehören  dem  öffentlichen  Recht  an"). 

b)  Die  Strafprozessrechtssätze  dienen  äusserlich  betrachtet  dazu,  einen  Satz  des 
Strafrechts  auf  einen  Thatbestand  zur  Anwendung  zu  bringen.  Im  Gegensatz  zum 
materiellen  Straf  recht,  nennt  man  das  Strafprozessrecht  auch  wohl  formelles 
Strafrecht.'*) 

§4. 

Die  Prozessvoraussetzungen. 

I.  a)  Die  Auffassung  des  Prozesses  als  Rechtsverhältnis  führt 
zunächst  zu  der  Frage,  welche  umstände  vorliegen  müssen, 
damit  ein  solches  Rechtsverhältnis  fehlerfrei  entsteht. 


")  Sie  können  vereinbaren,  dass  der  Prozess  ruhen  solle,  §228  C.P.O.,  vgl.  auch 
§  38  C.P.O.  u.  s.  w. 

^*)  Die  Anklage  kann  z.  B.  nach  einem  gewissen  Zeitpunkt  nicht  mehr  zurück- 
genommen weiden,  §  154  St.P.O.  Auch  hier  gelten  andere  Regeln  für  die  Privat- 
klage, g§  431,  432  St  P.O.  Auch  eine  Parteidisposition  wie  §  228  C.P.O.  kennt  die  St.P.0. 
nicht.  Man  pflegt  zu  sagen,  das  Givilprozessrecht  sei  vielfach  dispositives, 
nachgiebiges,  das  Strafprozessrecht  dagegen  meist  absolutes,  zwingendes 
Recht.  Vgl.  dazu  Bülow,  dispositives  Ci\alproze6srecht  u.  s.  w.  1880,  insbesondere 
S.  8  ff.  auch  E.  XXIV,  201. 

'*)  Vom  Eheprozess  wird  hier  abgesehen. 

")  Vgl.  §  261  CP.O. 

»O  Vgl.  über  diese  Punkte  auch  0  las  er  I,  15  ff.  und  Wach  I,  34  ff. 
Man  begegnet  oft  dem  ungeschickten  und  schiefen  Satze:  Das  Straf  urteil  soll 
materielle  Wahrheit  enthalten  (d.  h.  soll  den  Thatsachen  entsprechen),  das 
Civilui  teil  dagegen  formelle  Wahrheit,  t 'ber  das  im  Verwaltungs verfahren 
zulässige  sog.  Submissionsverfahren  noch  unten. 

**)  Man  hat  darüber  gestritten,  ob  das  Stratprozessrecht  eine  selbständige 
Rechtsdisziplin  sei  oder  nur  ein  Anhängsel  z.  B.  des  Stiafrechts  oder  Staatsrechte. 
Dass  das  Prozessrecht  „ein  sekundäres  Gebilde"  (Wach  I,  114)  ist,  schliesst 
nicht  ans,  es  als  selbständige  Disziplin  anzusehen. 

">  Vgl.  jedoch  Wach  I,  114.  Über  den  Zusammenhang  zwischen  Straf- 
recht und  Strafprozessrecht  auch  Ullmann  3.  Während  das  Straf  recht  sagt: 
Niemand  kann  bestraft  werden,  wenn  nicht  die  Strafe  gesetzlich  bestimmt  war,  ehe 
die  Handlong  begangen  wurde,  sagt  das  Strafprozessrecht:  Niemand  kann  bestraft 
werden,  gegen  den  nicht  ein  Strafverfahren  ordnungsmässig  durchgeführt  ist.  Die 
ProzeFsnormen  Eetzcn  das  Bestehen  von  Straf rechtssätzen  voraus. 
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b)  Fasst  man  das  Prozessverhältnis  auf  als  ein  der  Umbildung 
und  Entwickelung  fähiges  Rechtsverhältnis,  so  entsteht  die  weitere 
Frage,  welche  Umstände  vorliegen  müssen,  damit  diese  Umbildung 
und  Entwickelung  ordnungsmässig  bis  zum  Endziele 
des  Prozesses  erfolgen  könne.  Wie  die  Entstehung  des 
Prozessverhältnisses,  ist  jeder  Prozessabschnitt,  jede  Prozesshandlung 
an  prozessuale  Voraussetzungen  geknüpft.  Es  giebt  Voraussetzungen 
für  die  Anklage,  für  die  Voruntersuchung,  das  Urteil,  die  Rechts- 
mittel u.  s.  w. 

c)  Alle  diese  prozessualen  Voraussetzungen  kann 
man  kurz  als  Prozessvoraussetzungen  bezeichnen  und  zwei 
Gruppen  auseinander  halten,  indem  man  die  zu  a)  genannten  als 
Prozessvoraussetzungen  im  engen,  eigentlichen  Sinne^), 
die  andern  als  Prozessvoraussetzungen  im  weiteren 
Sinne*)  oder  als  prozessuale  Voraussetzungen  bezeichnet*). 

II.  Von  den  Prozessvoraussetzungen  sind  zu  scheiden  die  That- 
sachen,  die  vorliegen  müssen,  damit  eine  That  als 
strafbar  bezeichnet  und  behandelt  werden  kann. 
Wir  nennen  diese  Umstände  kurz  Bedingungen  der  Straf- 
barkeit*). 

III.  a)  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  gesetzlich  erforderte  Thatsache  zu 
den  Prozessvoraassetziingen    oder    den  Bedingungen    der   Strafbarkeit 


*)  Über  diesen  Begriff  vgl.  zuerst  Bülow,  Die  Lehre  von  den  Prozesseinreden 
u.  s.  w.  1868.  Aus  dem  Civiiprozessrecht  ist  er  in  das  Strafprozessrecht  zwar 
übernommen,  doch  wird  hier  die  Lehre  immer  noch  sehr  vernachlässigt.  Vgl.  in 
neuester  Zeit  Binding,  (».  §  94;  v.  Liszt,  §  43;  John,  besonders  I.  130, 
v.  Kries  die  Prozessvoraussetzungen  des  Reichsstrafprozesses  in  Z.  V.  1  ff.,  sowie 
Lehrbuch  463  ff.  und  Uli  mann  260  ff.  Sie  werden  auch  wohl  Voraussetzungen 
des  Strafklagerechts  im  Gegensatz   zu   denen   des   Straf  rechts  (Vgl.  U.)  genannt. 

')  Ähnlich  Gaupp  und  Stein,  1  zu  §  247  C.P.O. 

•j  Die  Stellung  dieses  Stoffes  im  System  des  Lehrbuchs  bedarf  einer  Erklärung. 
Meist  wird  er  bei  den  allgemeinen  Eegeln  des  Verfahrens  behandelt;  vgl.  Uli  mann 
260  ff.,  V.  Kries  461  ff.  Das  hat  zur  Folge,  dass  man  die  Entwicklung  des 
Begriffs  erst  findet,  wenn  man  schon  oft  in  der  Lage  gewesen  ist,  ihn  zu 
verwenden;  vgl.  z.  B.  auch  Uli  mann  183.  Unzweckmässig  ist  es  jedenfalls,  den 
Begriff  des  Prozessverhaltnisses  von  dem  der  Prozessvoraussetzungen  getrennt  an  ver- 
schiedenen Orten  zu  behandeln,  wie  es  v.  Kries  thut,  der  in  der  Einleitung  4  ff. 
das  Prozess Verhältnis,  in  §  58  die  Prozessvoraussetzungen  behandelt.  Übrigens  ist 
die  ganze  Frage  eine  rein  pädagogische. 

*)  Vgl.  dariiber  v.  Liszt,  §  43.  Hier  wird  das  Wort  in  weiterem  Sinne 
verwendet,  es  werden  alle  die  Einzelumstände  darunter  zusammengefasst,  die  vor- 
liegen müssen,  damit  eine  That  strafbar  sei,  ebenso  die,  welche  nicht  vorliegen 
dürfen,  wenn  von  Strafbarkeit  die  Rede  sein  soll  (z.  B.  §  46,  310  StG.B ).  Alle  diese 
Umstände  haben  insofern  gleiche  Bedeutung,  als  bei  ihrem  Fehlen  oder  Vorliegen 
das  Bestehen  des  Stiaf rechts  verneint  werden  muss. 
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gehöre,  hat  praktische  Bedeutung.  Die  praktischen  Folgen  ergeben  sich  vor  allem 
daraus,  dass  die  Bestimmungen  über  die  Prozessvoraussetzungen  dem  Straf- 
prozessrecht,  die  über  die  Bedingungen  dei  Strafbarkoit  dem  Strafrecht  angehören. 
Deshalb*)  ist  es  wichtig  Straf  recht  und  Straf  prozess  recht  scharf  gegeneinander  ab- 
zugrenzen. Trotz  nahen  Zusammenhangs®)  sind  beide  Rechtsdisciplinen  begrifflich 
sehr  verschieden  geartet.  Das  Strafrecht  bestimmt,  an  welche  Thatbestäade  sich 
die  Strafe  als  Rechtsfolge  knüpfen  soll,  oder  wie  schon  oben^)  angedeutet,  welche 
Handlungen  und  Unterlassungen  für  den  Staat  ein  Strafrecht  entstehen  lassen, 
welcher  Art  und  welchen  Umfangs  dieses  Strafrecht  sein  soll.  Es  handelt,  kurz  aus- 
gedrückt, von  dem  Entstehen,  dem  Erlöschen,  dem  Umfang  des  staat- 
lichen Straf  rechts.  Das  Strafprozess  recht  ordnet  dagegen  das  bei  Fest- 
steilung eines  geltend  gemachten  Strafrechts  zu  beobachtende  Verfahren.  Alle  die 
Regeln,  die  sich  auf  die  im  Prozess  handelnden  Personen  und  Organe  be- 
ziehen und  ihre  Handlungen  nach  Form  und  Wirkung  bestimmen,  ge- 
hören dem  Strafprozess  an.') 

Zu  beachten  ist,  dass  eine  Regel  entweder  strafrechtlich  oder  strafprozess- 
rechtlich ist.  Normen,  die  zugleich  beides,  aus  Prozessrecht  und  Strafrecht,,  gemischte'^ 
smd,  giebt  es  nicht.*) 

b)  Das  Fehlen  einer  Bedingung  der  Strafbarkeit  bewirkt,    dass    ein  Strafrecht 


^)  Strafrecht  und  Strafprozessrecht  stehen  bei  der  Beantwortung  wichtiger 
Grundfragen  oft  auf  sehr  verschiedener  Anschauung.  Während  nach  §  4  St.G.B.  der 
Richter  unter  Umständen  ausländisches  Straf  recht  anwenden  muss,  kann  eine  An- 
wendung ausländischen  Prozessrechts  für  den  deutschen  Richter  gnmdsätzlich 
nicht  in  Frage  kommen ;  vgl.  darüber  unten  §  9.  Gehört  ein  „milderes  Gesetz^^  dem 
Stiafrecht  an,  so  hat  es  nach  §  2  St.G.B  „rückwirkende  KraJft",  anders,  wenn  die 
Norm  eine  strafprozessuale  ist;  vgl.  unten  §  8.  Sind  die  sog.  Schuldpräsumtionen  (vgl. 
über  sie  unten  beim  Beweise)  wie  auch  v.  Kries  10  annimmt  Straf rechtssätze,  so 
werden  die  in  alten  Landesgesetzen  befindlichen  von  der  St. P.O.  nicht  aufgehoben; 
§  6  E.G.  z.  St.P.0.  findet  auf  sie  nicht  Anwendung.  Vgl.  ausdrücklieh  §  16  E  G.  z. 
C.P.O.  Es  könnten  weiter  auch  z.  B.  Landes  Strafgesetze  nach  §  2  Abs.  2  E.G. 
z.  StG.B.  neue  solche  Rechtsvermutungen  aufstellen.  Vgl.  über  ihre  Bedeutung  für 
das  Beweisrecht  noch  unten.  Vgl.  weiter  noch  §  380  St.P.O.,  nach  dem  die  Zugehörig- 
keit eines  Rechtssatzes  zum  Strafrecht  oder  Prozessrecht  („Verfahren")  von  Wichtig- 
keit ist  Vgl.  endlich  auch  E.G.  z.  St.G.B.  §  7  mit  E.G.  z.  St.P.O.  §  8,  v.  Krie  s  7, 
Binding  I,  588  ff.  Ganz  ähnliche  Fragen  orgeben  sich  auf  dem  Gebiete  des  Civil- 
prozessrechts.  Vgl.  z.  B.  Wach  I,  117  ff.,  insbes.  121  ff. 

*)  Vgl.  schon  oben  S.  1  Anm.  2  und  S.  9  Anm.  19.  Über  das  Verhältnis  von 
Civilrecht  und  Gvilprozessrecht  und  die  Bedeutung  einer  scharfen  Abgrenzung 
beider  vgl.  auch  Wach  I,  117  ff. 

')  Vgl.  S.  1. 

•)  Dass  es  für  die  Entscheidung  der  Zugehörigkeit  einer  Bestimmung  zu 
einem  der  beiden  Gebiete  nicht  auf  die  Stellung  des  Satzes  in  einem  Strafgesetz 
oder  Strafprozessgesetz  ankommt,  sondern  auf  den  Inhalt  der  Regel,  ist  klar. 
Das  St.G.B  enthält  eine  ganze  Reihe  Prozessnormen,  so  z.  B.  die  ganze  Lehre  vom 
Strafantrage,  die  StP.O.  dagegen  materielles  Recht,  vgl.  z.  B.  §  484  St.P.O.  Vgl. 
auch  V.  Kries  7. 

»)  Solch  ein  Gemisch  soll  sich  z.  B.  (vgl.  v.  R  i  s  c  h  Z.  IX,  235  ff.,  G.S.  36,  241  ff.) 
bei  der  Verjährung  vorfinden.  Vgl.  über  die  Frage  gleich  unten  und  auch  v.  Kries  9. 
Ähnlich  wie  v.  Risch  scheint  auch  Olshausen  zu  denken;  vgl.  4  fl.  zu  §  66 
St  G.B,,  auch  G 1  a  s  e  r  II,  56  ff. 
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nicht  vorhanden  ist.  Das  Fehlen  einer  Prozessvoraussetzung  hindert  nur, 
dass  ein  vielleicht  vorhandenes  staatliches  Straf  recht  zurZeit'%  oder 
vor  einem  hestimmten  Gericht "),  oder  in  bestimmter  prozessualer  Weise  *')  geltend 
gemacht  werde.  Stellt  sich  nun  in  einem  begonnenen  Verfahren  das  Fehlen  einer 
gesetzlich  erforderten  Thatsache  heraus,  so  muss  das  Gericht,  wenn  es  diese  Thatsache 
für  eine  Bedingung  der  Strafbarkeit  hält,  denBeschuldigten  freisprechen,  da 
es  ein  Strafrecht  als  vorliegend  nicht  annehmen  darf.  Fehlt  dagegen  ein  Umstand,  der 
nach  Ansicht  des  Richters  P  r  o  z  e  s  s  Voraussetzung  ist,  so  kann,  solange  der  prozessuale 
Mangel  nicht  geheilt  wird'^),  über  das  staatliche  Recht  selbst  gar  nicht  entschieden 
w(?rden.  Das  Gericht  muss  unter  OfFenlassung  der  Frage,  ob  dem  Staat  ein  Straf  recht  zusteht 
oder  nicht,  mit  dem  Verfahren  aufhören,  das  Verfahren,  ohne  auf  die  Sache  selbst 
einzugehen,  einstellen   oder  einstweilen  ruhen  lassen. 

Die  Folgen  der  Freisprechung  und  der  Einstellung  sind,  und  darin  liegt  der 
Schwerpunkt  der  Fragen  für  das  Prozessrecht,  verschieden.  Das  freisprechende 
Urteil  sagt:  Der  Staat  hat  aus  der  That  kein  Strafrecht.  Die  Einstellung  sagt 
dagegen:  Mag  der  Staat  ein  Strafrecht  haben  oder  nicht,  so  wie  die  Sache  einmal 
steht,  kann  wegen  prozessualer  Hindernisse  nicht  über  sein  Vorliegen  entschieden 
werden.  Die  Folge  ist,  dass  gegen  den  endgiltig  Freigesprochenen 
wegen  derselben  That  grundsätzlich")  nicht  wieder  geklagt  werden 
soll,  dass  einer  dennoch  angestellten  Strafklage  „res  judicata^^  entgegen- 
steht, während  z.  B.  bei  Einstellung  des  Verfahrens  nach  Hebung  des 
Prozesshindernisses  aufs  neue  geklagt  werden  kann.^^; 

§  5- 
Arten  und  Bedeutung  der  Prozessvoraussetzungen. 

I.  Prozessvoraussetzungen  im  eigentlichen  Sinne  nennen 
wir  die  Umstände,  von  deren  Vorliegen  das   fehlerfreie   Zustande- 


*°)  Z.  B.  weil  der  Beschuldigte  in  einem  Falle,  in  dem  nach  den  Bestimmungen 
der  St. P.O.  eine  Verhandlung  ohne  ihn  nicht  möglich  ist,  abwesend  ist. 

")  Z.  B.  weil  die  Sache  nicht  vor  ein  ordentliches,  sondern  ein  Militär- 
gericht gehört. 

*')  Z.  B.  weil  der  Privatklägor  eine  Sache  geltend  gemacht  hat,  die  nicht  im 
Wege  der  Privatklage  verfolgt  werden  kann. 

*^)  Etwa  dadurch,  dass  das  Gericht^  das  seine  Unzuständigkeit  erkennt,  die 
Sache  dem  zuständigen  überweist ;  vgl.  §  270  oder  §  429  StP.O. 

")  Vgl.  aber  §  399  ff.  St.P.O.  und  unten  bei  der  Rechtskraft. 

")  Im  Einzelnen  ist  manches  streitig;  so  z.  B.  ob  bei  Ehebruch  (§  172 
St.GB.)  oder  bei  Entführung  (§  238  StGB.)  die  Ehescheidung  wie  v.  Lisrt 
§  115  meint,  Bedinguag  der  Strafbarkeit  oder  Prozessvoraussetzuug  ist.  Nach  der 
Liszt'schen  Ansicht  müsste,  wenn  eine  rechüJ^ültige  ScheiduEg  noch  nicht  vorliegt, 
der  Beschuldigte  freigesprochen  veiden.  Nach  der  anderen  Ansicht,  die  auch  v.  Kries 
Z.  V,  11,  Olshausen  Ü  zu  §  172  St.(i.B.  und  andere  vertreten  und  der  auch  E.  VII, 
298,  XIV,  202,  XV,  261,  R.  IV,  787,  IX,  121  folgt,  ist  das  Verfahren  einzu- 
stellen. Liszt's  Ansicht  ist  praktisch  bedenklich  Soll,  wie  v.  Liszt  annehmen 
müsste,  wenn  z.  B.  das  Seheidungsurteil  inzwi^^chen  rechtskräftig  geword(»n  ist,  und 
nun  nochmals  Klage  erhoben  würde,  EinstelUmg  des  Verfahrens  stattfinden  müssen, 
Verurteilung  des  Schuldigen  ausgeschlüsscii  s»MnV  Vgl.  auchE.  XV,  122  ff.,  R.  VIII,  791. 
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kommen^)  eines  Prozessverhältnisses  abhängt,  vor  allem, 
dass  gegen  den  Beschuldigten  Anklage  erhoben  ist 2). 

Zu  der  grossen  Zahl  der  Prozessvoraussetzungen  dieser  Art 
gehört  ferner,  dass  der  Angeklagte  die  Partei-  und  die  Prozess- 
fähigkeit') besitzt,  dass  die  Sache  vor  ein  Gericht  gebracht  v^ird, 
das  für  sie  die  örtliche  und  die  sachliche  Zuständigkeit^) 
hat,  dass  die  Sache,  um  die  es  sich  handelt,  den  ordentlichen 
Gerichten  zugehört  und  nicht  z.  B.  den  besondem*),  dass  es 
sich  überhaupt  um  eine  „Strafsache"  im  Sinne  des  Gesetzes  handelt®) 
und  dass  nicht  dieselbe  Strafsache  anderswo  anhängig^)  oder  schon 
rechtskräftig  abgeurteilt,  „res  judicata"  ist*). 

b)  Neben  diesen  in  allen  Fällen  erforderten,  allgemeinen  Prozess- 
Toraussetzungen  finden  sich  in  einzelnen  Fällen  bedeutsame  besondere 
Prozessvoraussetzungen  ^).  Dahin  gehört,  dass  nicht  entgegen  dem 
§  11  StG.B.  und  Art.  30  der  V.U.  ein  Abgeordnetor  wegen  seiner 
,,Äusserungen''    u.  s.  w.    verfolgt    werde ^®),   dass    die   in  §  11  E.G.  z. 


*)  Nicht  das  Zustandekommen  überhaupt.  Auch  durch  eine  fehler- 
hafte Anklage  kommt  das  Prozess Verhältnis  zu  stände.  £s  ist  vorhanden,  nicht  etwa 
..uichtig^'  (vgl.  unten)  aber  es  leidet  an  einem  Mangel,  der  vielleicht  dahin  führt, 
dass  das  Urteil  durch  Eeclitsinittel  mit  Erfolg  angefochten  werden  kann.  Die 
Auffassung  als  komme  beim  Fehlen  von  Prozessvoraussetzungen  überhaupt  ein  Prozess- 
verhältnis  nicht  oder  nnr  scheinbar  zu  stände,  führt  im  Civil-  wie  im  Strafprozess  zu 
sehr  bedenklichen  Consequenzen.     Vgl.  auch  Ullmann  803. 

')  Vgl.  den  unglaublichen  Fall  bei  E.  XXIV,  198. 

•)  Über  diese  Begriffe  näher  unten  bei  den  Paiteien.  Würde  z.B.  gegen  eine  juris- 
tische Person  geklagt,  so  würde  dieParteifähigkeit  fehlen  und  das  Verfahren  wäre  ein- 
zustellen. Die  Prozessfähigkeit,  d.  h.  die  prozessuale  Handlungsfähigkeit  ver- 
langt §  414  Abs.  3  St.P.0.  auch  für  den  Privatkläger;  vgl.  unten  bei  der  Privatklage. 

*)  Vgl.  unten  boi  der  Zuständij^keit 

*)  Prozessvoraussetzung  ist  also  z.  B.,  dass  es  sich  nicht  um  eine  mit  mehr 
als  Geldstrafe  bedrohte  Übertretung,  oder  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  einer  Person 
handelt,  die  zur  Zeit  des  Prozesses  als  Militärperson  nicht  vor  das  ordentliche 
Gericht  gestellt  weiden  darf,  weiter,  dass  es  sich  nicht  um  einen  dem  Aus- 
trägalge rieht  unterworfenen  Standes  he  rrn  oder  um  einen  naoh  §  18  O.V.G. 
Exterritorialen  handelt,  da.ss  nicht  infolge  der  Erklärung  des  Belagerungszu- 
standes gemäss  Preuss.  Ges.  vom  4.  Juni  1851  die  Sache  vor  das  Kriegsgericht  gehört  u.  s.  w. 

®)  Vgl.  darüber  oben  §  2. 

^  Vgl.  unten  bei  der  Anklagoorhebung. 

')  Vgl.  unten  bei  der  Rechtskraft. 

»)  So  Ullmann  262. 

*^)  Vgl.  auch  §  6  E.G.  z.  St.P.O.  z.  1.  Über  die  bestrittene  Frage,  ob  die 
dort  erwähnten  landesrechtlichen  Bestimmungen  nur  in  dem  15undesstaate  gelten, 
in  dem  sie  erlassen  sind,  oder  ob  sie  infolge  der  Aufnahme  in  ein  Reichs- 
gesetz von  särnmtlichen  Gerichten  des  Reichs  zu  beachten  sind,  Gar  eis  Z.  VII,  Ü33  ff. 
und  TVeismann  Z.  IX,  379  ff.  Trotz  der  Gründe,  die  Gareis  dagegen  anführt,  wird 
nian  anzunehmen  haben,  dass  g  ü  z.  1  nur  den  Status  quo  zur  Zeit  der  St.PO.  hat 
wahren,  nicht  aber  eine  Ausdehnung  des  Landesrechts  über  das  Reich  hat  schaffen 
wollen.     Vgl.  auch  Löwe  7  zu  §  ü  E.G.  z.  St.P.O.,  sowie  Preuss.  V.  U.  Art.  84. 
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14  Arten  und  Bedeutung  der  Prozess Voraussetzungen.  §  5. 

ö.V.G.  erforderliche  „Vorentscheidung"  vorliege,  dass  in  den 
Fällen  der  §§  170,  172,  238  St.O.B.  die  Ehescheidung ii)  wegen 
der  in  Erage  stehenden  Strafthat  rechtskräftig  ausgesprochen  sei. 

Vor  allen  aber  gehört  zu  diesen  Prozessvoraussetzungen  der  in 
einer  Reihe  von  Fällen  vom  Strafgesetz  verlangte  Antrag  und  die 
Ermächtigungi2)^ 

Deshalb  vsrird,  wenn  es  trotz  Fehlens  des  Antrags  zur  Verhandlung 
gekommen  ist^^),  nach  §  259  Abs.  2  St.P.0.  nicht  freigesprochen, 
sondern   das   Verfahren   eingestellt^*). 

IL  a)  Aber  auch  jeder  Prozessabschnitt,  jeder  Prozessakt  ist  an  Voraos- 
setzuDgen  geknüpft,  Prozessvoraussetzungen  im  weiteren  Sinne,  die  die  St.P.0.  genau 
festsetzt,  bei  deren  Fehlen  das  ordnungsmässig  begründete  Prozess Verhältnis  sich 
nicht  regelrecht  weiter  entwickeln  kann  und  entweder  vorzeitig  beendet  oder  doch 
zeitweilig  gehemmt  wird.  Auch  das  St.O.B.  kennt  einige  solche  Umstände,  deren 
Vorliegen  das  Verfahren  zeitweise  hemmt,  sein  Forischreiten  bis  zur  Hebung 
des  Hindernisses  unmöglich  macht.  So  bestimmen  die  §§  164,  191  St.G.B.,  dass 
unter  gewissen  Voraussetzungen  mit  dem  Prozess  „inne  zu  halten^^  ist^^). 

b)  Besonders  hervorgehoben  hat  man  noch  die  Ürteilsvoraussetzungen  *®),  d.  h. 
die  Umstände,  die  vorliegen  müssen,  damit  ein  Urteil  gefällt  werden  kann.  Voraus- 
setzung ist  insbesondere,  dass  nur  Richter  bei  der  Urteilsfällung  mitwirkten,  die  der 
ganzen  Hauptverhandlung  beigewohnt  haben '^),  dass  „bei  dem  Urteil^^  kein  Richter 
mitwirkt  bei  dem  §  399  z.  3.  St.P.0.  zutrifft  u.  s.  w. 

'*)  Dass  beide  nicht  zu  den  Bedingungen  der  Strafbarkeit  gehören«  ist  jetzt  fast 
allgemein  anerkannt.  A.  M.  war  R.  I,  182,  wie  im  Text  E.  I,  41,  IV,  264,  VI,  1(52 
u.  s.  w.,  V.  Kries  10,  Bin  ding  1,  610  ff.  Nur  mit  dieser  Auffassung  lassen  sich 
§§  127  Abs.  3  und  130  St.P.0.  in  Einklang  bringen. 

")  Vgl.  hier  abweichend  Stein,  Dils  private  AVisson  des  Richte  i*s,  1893, 126,Anm.55. 

")  Wenn  der  Mangel  sich  schon  bei  der  Klage  herausstellt,  wird  natürlich 
die  Sache  von  vorn  herein  abgelehnt;  §  202  StP.O. 

")  Dass  dies  hier  durch  Urteil  und  nicht  wie  sonst  durch  Beschluss 
geschieht,  ist  sachlich  ohne  Bedeutung.  John  I,  906  sagt:  „In  Wahrheit  ist  dieses 
Urteil  ein  Beschluss,  der  in  den  Formen  eines  Urteils  verkündet  wird'S  Sehr 
bedenklich  aber  die  Ausführungen  bei  John  II,  663.  Jedenfalls  wird  über  das  Vor- 
liegen des  staatlichen  Straf  rechts  nicht  entschieden.  Vgl.  E.  VII,  356,  und  über 
Heilung  des  prozessualen  Mangels  durch  spätere  Nachholung  des  Antrages  359. 
Obwohl  §  259  Abs.  2  St.P.0.  die  Form  des  Urteils  nur  beim  Fehlen  des  Antrags 
verlangt,  wird  sie  in  der  Praxis  auch  beim  Fehlen  der  Ermächtigung  gewählt. 

**)  Vgl.  auch  v.  Kries  465,  Uli  mann  263.  Dagegen  ist  es  keine 
Prozess  Voraussetzung,  sondern  eine  Bedingung  der  Strafbarkeit,  dass  nach  §  4  z.  3 
St.G  B.  die  That  ,,durch  die  Gesetze  des  Ortes,  an  welchem  sie  begangen  wurde,  mit 
Strafe  bedroht  ist^^;  E.  XII,  229,  E.  VIII.  51. 

^«)  Vgl.  z.  B.  V.  K  r  i  e  s  467,  auch  John  IL  659  unten. 

*')  Dass  neben  diesen  eigentlichen  Urteilsvoraussetzungen  auch  das  Fehlen 
vieler  zur  Begründung  des  Prozesverhältnisses  erforderlichen  Voraussetzungen  mit  der 
fehlerlosen  Entstehung  oder  Weiterent Wickelung  des  Prozessverhältnisses  mittelbar 
auch  der  Urteilsfällung  hinderlich  ist,  ist  klar.  In  diesem  weiteren  Sinne  sind  z.  B. 
auch  die  Voraussetzungen  für  das  Stattfinden  des  Hauptverfahrens  Urteilsvoraussetzungen ; 
Vgl.  das  Nähere  unten  und  hier  sdion  v.  Kries  §  70,  H,  sowie  B  i  n  d  i  n  g ,  Gr. 
§  121,  die  beide  den  Begriff  der  Urteils vorausetzung  sehr  weit  fassen. 
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UI.  Alle  diese  VoraossetzuDgen  lassen  sich  nach  dem  Gewicht,  das  ihnen 
das  Gesetz  beimisst,  in  awei  Hauptgrnppen  teilen. 

a)  Das  Vorliegen  bestimmter  Umstände  ist  so  wichtig  ^^),  dass  das  Gericht  ihr 
Nichtrorhandensein  von  Amts  wegen  zu  beachten  hat  Dahin  gehört  z.  B.  der  Umstand, 
dass  die  Sache  nicht  vor  eins  der  ordentlichen  Gerichte,  sondern  z.  B.  vor  ein 
Militärgericht  gehört,  dass  eine  Sache  die  sachliche  Zuständigkeit,  d.  h.  die  Fähigkeit  des 
Gerichts  überschreitet,  vor  das  sie  gebracht  ist.  Man  kann  solche  Voraussetzungen 
als  notwendige  bezeichnen. ^^ 

b)  Das  Fehlen  anderer  Umstände  hat  das  Gericht  nur  dann  zu  beachten, 
wenn  eine  Partei  den  Fehler  rögt.  So  ist  es  z.  B.  Sache  der  Parteien  eine  Gerichts- 
pereon oder  einen  Sachverständigen  wegen  Befangenheit  abzulehnen.'^)  Damit  dies 
Bägerecht  seitens  der  Parteien  nicht  dazu  missbraucht  wird,  den  Prozess  in 
frivoler  Weise  vielleicht  noch  im  letzten  Augenblicke  aufzuhalten''),  hat  das  Gesetz 
die  Rüge  nur  zeitlich  beschränkt  zugelassen  und  ihre  Geltendmachung  ausgeschlossen, 
wenn  der  Prozess  bis  zu  einem  bestimmten  Punkt  vorgeschritten  isf  )  Man  kann 
solche  Voraussetzungen  als  nicht  notwendige,  oder  auch  verzichtbare  be- 
zeichnen. ") 

rv.  a)  Ist  der  vom  Gesetz  bestimmte  Zeitpunkt  ohne  Büge  verstrichen,  so  hat 
das  zur  Folge,  dass  das  Prozessverhältnis  sich  weiter  entwickelt,  als  ob  ein  Fehler 
nicht  vorgelegen  hätte;  durch  den  Verzicht  oder  die  Nicbtgeltendmachung  der  Rüge 
wird  der  Piozessfehler  geheilt.  EiLe  Anfechtung  des  den  Prozess  abschliessenden 
Urteils  auf  Grund  jenes  Fehlers  würde  erfolglos  sein. 

b)  Anders  da,  wo  das  Gericht  das  Fehlen  notwendigerVoraussetzungen 
nicht  beachtete,  sowie  in  den  Fällen,  wo  die  Rüge  einer  Partei  mit  Unrecht  vom 
CJericht  nicht  gehört  wurde'*).  Hier  hat  die  Partei  nach  der  Urteilsfällung  die 
Möglichkeit,  das  Urteil  mit  Erfolg  anzufechten.  Und  zwar  ist  es  die  Partei 
allein,  in  deren  Hand  in  allen  solchen  Fällen  die  Entscheidung  über  die  Geltend- 
machuDg  des  Anfechtungsrechts  gelegt  ist.    Niemals  hat  das  Gericht  von  Amts  wegen 


'•)  Vgl.  dazu  John  I,  131. 

**)  Die  zu  I.  genannten  gehören  mit  Ausnahme  der  örtlichen  Zuständigkeit 
alle  zu  ihnen. 

'^)  ^gl-  §  24  u.  §  74  St.P.O.  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  örtliche 
Z  uständigk  ei  t  des  Gerichts  ein.  Bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkt  hat  das 
(iericht  von  Amts  wogen  ihr  Nicht voi  liegen,  später  nur  noch  auf  Einwand  der  Partei 
hin  zu  prüfen,  vgl.  §  16  u.  §  18  St.P.O. 

•')  Hätte  z.  B.  die  Partei  das  Recht,  die  Befangenlieit  des  Gerichtsschreibers 
der  ersten  Instanz  noch  in  der.  dritten  zu  rügen,  so  müsste  das  ganze  Verfahren 
wegen  dieses  kleinen  Fehlers  wiederholt  werden. 

")  Vgl.  §  25  St.P.O.  und  unten  bei  der  Ablehnung. 

«^  Vgl.  auch  John  I,  133,  der  die  Rüge  der  Partei  auf  8.  130  unter 
Übertragung  eines  civilprozessualen  Ausdrucks  als  eine  „prozesshindernde 
Einrede'*  bezeichnet.  Verwendet  man  aber  den  Ausdruck,  so  ist  immer  dabei  zu 
beachten,  dass  die  Sätze  der  C.P.O.  §  247  u.  s.  w.  keineswegs  im  Straf  prozess  gelten. 
Vgl.  noch  Glaser  II,  49.  Am  besten  vermeidet  man  den  Begriff  der  „Einrede'' 
im  Strafprozess  überhaupt. 

")  Vgl.  dazu  §  377  Abs.  3  St.P.0. 
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16  Die  Quellen  ini  aUgemeinen.  §  6. 

urteil  und  Verfahren  umzustossen.  Legt  die  Partei  kein  Rechtsmittel  gegen  das 
Urteil  ein,  so  wird  auch  der  schwerste  Mangel  des  Verfahrens  geheilt**),  das  Urteil 
wird  f^rechtskräftig^^  und  vollstreckhai*  wie  ein  fehlerlos  zustandegekommenes  *^). 


Drittes  Kapitel. 
Die  Qaellen  des  Relchsstrafjprozesarechts  und  ihre  Auslegung. 

§6. 
Die  Quellen  im  allgemeinen. 

I.  Quelle  des  Reichsstrafprozessrechts  ist  allein 
das  Oesetz;  Gewohnheitsrecht  giebt  es  nicht^). 

Die  Regelung  des  Strafprozesses  ist  nach  Art.  4  der  Reichs- 
gesetzgebung vorbehalten.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  die  Dar- 
stellung des  Reichsstrafprozessrechts  sich  in  erster  Linie  mit  Reichs- 
gesetzen zu  beschäftigen  hat.  Landesgesetze  können  nur  dann  Quelle 
des  Reichsstrafprozessrechts  sein,  wenn  die  Reichsgesetzgebung  selbst 
ihnen  derartige  Kraft  beilegt  2). 

IL  a)  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Reichsstrafprozesses  ist  zu 
scheiden  zwischen  Prozesshaupt-  und  Prozessnebongesetzen'). 
Prozesshauptgesetze  sind  die,  deren  alleiniger  Zweck  ist,  Bestimmungen 
über  das  gerichtliche  Verfahren  zu  geben,  Prozessnebengesetze  die, 
welche   neben  einem   andern  Hauptgegenstand  Prozesssätze  enthalten. 


•*)  Es  ist  bedenklich  in  solchen  Fällen  von  einem  „nichtigen"  Urteil  oder 
Verfahren  zu  reden,  wie  es  z.  B,  von  J  ohn  I,  131  u.  101 1  geschieht,  der  aber 
im  Verlaufe  der  Dai-stellung  den  richtigen  Standpunkt  vertritt.  Das  Urteil  ist  nicht 
nichtig,  sondern  nur  anfechtbar.  Unterbleibt  die  Anfechtung,  so  wird  das  fehler- 
hafte Urteil  ebenso  wie  das  fehlerlose  behandelt.  Über  die  Frage,  ob  und  inwieweit 
es  eine  prozessuale  Nichtigkeit  giebt,  näher  unten. 

*«)  Vgl.  aber  sclion  hier  §  399  ff.  St. P.O.  In  Konsularsaclicu  ist  nach  §  41 
des  Gesetzes  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  von  1879  die  Wiederaufnahme  von 
Amts    wegen,  also  ohne  Parteiantrag,  zulässig. 

^)  AVohl  kann  materielles  Gewohnheitsrecht  im  Strafprozess  zur  An- 
wendung gelangen,  der  Strafrichter  hat  ja  z.  B.  nach  dem  St.G.B.  oft  ül)er  civilrechtliche 
Fragen  zu  entscheiden.  Man  denke  an  den  Diebstahl,  bei  dem  die  Frage,  ob  es  sich 
um  eine  fremde  Sache  im  Sinne  des  bürgerlichen  Keclits  handelt,  zu  erledigen  ist. 
Etwaige  bürgerliche  Kechtsgewohnheit  ist  dabei  natürlich  zu  berücksichtigen.  Auch 
ausländisches  Gewohnheitsrecht  kann  in  Frage  kommen.  Vgl.  §  7  E.G.  z.  St.P.O.  und 
§  12  E.G.  z.  C.P.O.  Sie  umfassen  Gewohnheitsrecht  mit.  Glaser  L  323,  insbesondere 
über  den  sog.  Gerichtsgebrauch,  auch  Wach  I,  255  f.  Auf  dem  Gebiete  dos  Landes - 
prozessrechts  (vgl.  §  7)  wäre  Gewohnheitsrecht  denkbar. 

')  Wie  z.  B.  das-  preussische  Gesetz  über  den  Belagerungszustand  vom  4.  Jimi 
1851.  Vgl.  dazu  Art.  08  der  R.V.  Das  Gesetz  ist  von  Bedeutung,  weil  es  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Strafgerichte  vor- 
kürzt, indem  es  bestimmte  Sachen  den  Kriegsgerichten  zuweist. 

')  Binding  I,  123  spricht  von  Sondergesetzen. 
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Das  wichtigste  Strafprozesshauptgesetz  ist  die  Straf- 
prozessordnung mit  ihrem  Einführungsgesetz,  beide 
vom  1.  Februar  1877.  Daneben  tritt  das  Gerichtsver- 
fassungsgesetz mit  seinem  Einfübrungsgesetz,  beide 
vom  27.  Januar  1877*). 

b)  Mit  den  Ein  führ ungsgesetzen  sind  nicht  zu  verwechseln  die  zu  den 
Reichsge&etzen  erlassenen  Ausführ ungs gesetze.  Sie  sind  Yon  den  einzelnen 
Bundesstaaten  gegeben,  vor  allem  um  die  reichsrechtlichen  8ätze  an  die  Ein- 
richtungen und  Verhältnisse  des  Bundesstaates  anzupassen.')  Sie  sind  also  nicht 
fieichsgesetze,  sondern  Land  es  gesetze,  und  enthalten  nicht  Beichsrecht,  sondern 
Landesrecht^),  kommen  also  hier  nicht  näher  in  Frage. 

IIL  Als  Straf prozessneb  engesetze  sind  besonders  er- 
wähnenswert: 

a)  das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich, 
das  vielfach  in  das  Gebiet  des  Reichsstrafprozessrechts  übergreift,  wie 
z.  B.  beim  Strafantrag,  ferner  z.  B.  in  den  §§  190,  191,  198; 

b)  die  Verträge  des  Reichs  mit  dem  Auslande,  be- 
sonders die  Auslieferungs- ^  und  Konsularverträge; 

c)  die  Seemannsordnung  von  1872,  das  Pressgesetz  von  1874  u.  a.; 

d)  das  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  von  1879. 

IV.  Ausserdem  treten  ergänzend  neben  die  St. P.O.  vor  allem 
die  Civilprozessordnung  (C.P.O.)  vom  30.1.  77;  auf  sie  ver- 
weist bez.  der  Zustellungen  ausdrücklich  z.B.  §§37,419 Abs. 3 St.P.O.«) 
Weiter  sind  zu  erwähnen  die  Rechtsanwaltsordnung  vom 
1.  Juli  1878,  die  Gebührenordnungen  für  Rechtsanwälte, 
Zeugen  und  Sachverständige,  Gerichtsvollzieher  aus 
den  Jahren  1878  und  1879,  die  zum  Teil  durch  spätere  Gesetze  er- 
gänzt und  geändert  sind^).  In  Kraft  getreten  sind  sie,  wie  auch 
St. P.O.  und  G.V.G.,  am  1.  Oktober  1879. 

*)  Da  die  Geschichte  beider  Gesetze  sehr  oft  geschildert  ist  (vgl.  besonders 
die  Einleitung  der  Textausgabe  der  St  P.O.  und  des  G.VjG.  von  Hell  weg,  die 
Kommentare  von  Löwe  und  John),  kann  hier  eine  Schilderung  unterbleiben.  Ü^bor 
das  das  G.V.G.  ergänzende  Gesotz  vom  5.  April  1888  unten  bei  der  Öffentlichkeit. 

*)  Die  St  P.O.  hat  wiederholt  auf  Ergänzung  durch  Landesrecht  gerechnet. 
Vgl  z.  B.  §  64  u.  §  288  St. P.O.  („Gesetz^'  gleich  „Landesgesetz* ^j,  u.  s.  w. 

^)  Die  preussischen  Ausführungsgesetze  sind  zusammengefasst  herausgegeben 
von  Sydow  (IL  Aufl.  1887).  Dass  sie  Landesrecht  sind,  ist  für  ihre  Stellung  zum 
Reichsstrafprozessreoht  von  Bedeutsamkeit.     Vgl.  unten  §  7. 

^)  Sie  ergänzen  die  Sätze  des  G.V.G.  über  die  Rechtshülfe  (§  157  ff.)  Vgl. 
darüber  unten;  hier  auch  v.  Kries  66  Anm.  3. 

^  Vgl.  im  einzelnen  noch  unten. 

^)  Darüber  unten  Näheres.  Vgl.  dazu  auch  die  Aufzählung  von  Gesetzen  bei 
UUmann  57;  John  I,  101.  Eine  Anzsdil  Gesetze  druckt  Löwe  in  der  III.  Ab- 
teilung des  Kommentars  ab. 
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18  Die  Reicbsprozessgesetze  in  ihrem  Verhältnis  zu  einander  etc.  §  7. 

§7. 

Die  Bei  cbsprozessgesetze  in  ihrem  Verhältnis  zu 

einander  und  zum   Landesproz  essrecht. 

I.  Die  Rechtsregel  „lex  posterior  derogat  priori"  gilt  für  das 
Reichsprozessrecht ^)  nicht.  Aus  der  Bestimmung  des  §  5  E.G.  z. 
St. P.O.  folgt,  dass  die  prozessualen  Bestimmungen  der 
vor  der  StP.O.  erlassenen  Reichsgesetze*)  auch  da  in 
Kraft  bleiben,  wo  sie  mit  der  StP.O.  nicht  im  Einklang 
stehen»).  Man  ist  dabei  davon  ausgegangen,  die  StP.O.  sei  nicht 
der  Ort  zu  einer  Revision  der  in  den  Specialgesetzen  enthaltenen 
Bestimmungen*). 

n.  a)  Für  das  Verhältnis  der  Reichsprozessgesetze 
zum  Landesstrafprozessrecht  gilt  dagegen  der  Grund- 
satz, dass  auf  dem  Gebiete  der  StP.O.,  also  insoweit  es 
sich  um  das Yerfahren vor  den  ordentlichen  Oerichten  In  Straf- 
sachen handelt,  einmal  das  bereits  vorhandene  Landes- 
recht aufgehoben  ist,  zweitens  etwa  neu  erlassene 
Gesetze  un giltig  sein  würden^). 

b)  Dieser  Grundsatz  besteht  nicht  ausnahmslos.  Nach  §  6  E.G. 
z.  StP.O.  sind  eine  Reihe  vor  der  StP.O.  in  Kraft  getretener  Landes- 
gesetze, obwohl  sie  das  Verfahren  in  Strafsachen  vor  den  ordentlichen 
Gerichten   betreffen,    aufrecht    erhalten^.    Die  StP.O.   hat   weiter  in 

*)  Auch  für  das  Reichscivilprozessrecht  gilt  sie  nicht,  vgl.  §  13  E.G.  z.  C.P.O. 
Sie  gilt  kraft  aosdrücklicher  Anordaung  des  E.G.  nicht,  obwohl  die  St.P.O.  eine 
„Generalcodification^'  des  gesamten  Strafprozessrechts  sein  will;  John  I,  106. 

')  Don  Gegensatz  bilden  Landesgesetze.  Reichsgesetze  sind  auch  die  Gesetze 
des  Norddeutschen  Bundes,  ebenso  die  sog.  Zollvereinsgesetze.  Bez.  der  Verträge  des 
Reichs  vgl.  den  vorigen  §  zu  III,  sowie  v.  K  r  i  e  s  66.  Vgl.  noch  Löwe  6  zu  §  5 
E.G.  z.  StP.O.;  ausführüch  John  I,  101  ff.  In  Kraft  geblieben  ist  selbstverständlich 
wie  §  11  StG.B.  so  Art  31  V.u. 

•)  Wie  z.  B.  Postgesetz  §  35  und  §  459  StP.O.,  von  denen  der  letzte  §  eine 
Frist  von  einer  Woche,  der  erste  eine  solche  von  10  Tagen  für  den  Antrag  auf 
gerichtliche  Entscheidung  gegen  den  „Strafbescheid"  giebt.  Der  §  35  des  Postgesetzes 
wird  durch  die  abweichende  Bestimmung  des  §  459  St. P.O.  nicht  bei-ührt. 

*)  Erhebliche  Widersprüche  zwischen  St. P.O.  und  den  Nebengesetzen  finden 
sich  nicht.  —  Der  von  §  5  E.  G.  z.  St.  P.  0.  aufgestellte  Grundsatz  beherrscht  auch  den 
Civilprozess  und  das  Konkursrecht;  §  13  E.G.  z.  C.P.O.,  §  3  E.G.  z.  K.O.  Er  ist  ein 
solcher  des  Reichsprozessrechts  überhaupt. 

*)  Vgl.  auch  Löwe3  zu  §6  E.G.  z.  StP.O.  Man  spricht  von  einer  allge- 
meinen „Abrogationsklausel",  die  §  6  E.G.  z.  StP.O.  enthalte;  vgl.  auch  Wach  I,  191. 

•)  Ausserdem  ist  Landesrecht  massgebend  in  den  von  §4  E-G.  z.  St.P.O.,  und  §5  E.G. 
I.  G.V.G.  sowie  in  §  11  E.G.  z.  G.V.G.,  §§  64  und  288  StP.O.  erwähnten  Materien. 
Vgl.  noch  JohnIzu§6  E.G.  z.  StP.O.,  Anm.  3  und  5.  Über  die  Frage,  ob  die 
landesrechtlichen  Sätze  über  die  sog.  Abolition  noch  In  Kraft  sind,  vgl  unten,  und 
hier  schon  Löwe  2  und  John  6  zu  §  6  E.G.  z   StP.O. 
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einigen  Ealleii    den    Erlass    neuer    landesrechtlicher    Strafprozesssätze 
gestattet '). 

In  einzelnen  Fällen  stellt  die  St  P.O.  dem  Landesrecht  ein  „Blan- 
kett^  aus,  das  es  auszufüllen  befugt  sein  soll*),  in  andern  Fällen  will 
die  St  P.O.  nur  subsidiär,  aushilfsweise  gelten,  wenn  das  Landes- 
recht nicht  andere,  vielleicht  von  denen  des  Beichsrechts  abweichenden 
Regeln  aufstellt »). 

c)  Das  Eeichsstrafprozessrecht  ist  also  gegenüber  dem  Landes- 
recht strafprozessualen*®)  Inhalts,  dem  partikulären  Straf- 
prozessrecht das  stärkere  Recht;  es  ist,  soweit  nicht  das  Gegenteil 
gesagt  ist,  nicht  subsidiäres  i'),  d.  h.  nur  in  Ermangelung  landes- 
rechtlicher Sätze  ergänzend  eintretendes,  sondern  absolutes,  zwin- 
gendes gemeines  Recht  Reichsrecht  bricht  nach 
Art  2  R.V.  Landrechti«). 

§8. 

Das  zeitliche  Herrschaftsgebiet  der  Reichsstraf- 
prozessgesetze. 
I.  Ein  jedes  Prozessgesetz  beherrscht  einen  Zeitraum,  d.  h.  es 
verlangt  von  einem  bestimmten  Zeitpunkte  an  zur  Anwendung  gebracht 
zu  werden.  Das  G.V.G.  und  die  St.P.O.  haben,  von  Art  2  der  Reichs- 
verfassung  Gebrauch  machend,  diesen  Zeitpunkt  selbst  und  zwar  auf 
den  1.  Oktober  1879  festgesetzt^).   Alle  nach  jenem  Zeitpunkt 

')  ^gl-  §§  64  «nd  288  StP.O.  Anders  z.  B.  §  11  E.G.  z.  G.V.G.,  Abs.  2;  Neu- 
erlass  eines  solchen  Gesetzes  nach  1879  wäre  ausgeschlossen.  Vgl.  Löwe  3  zu  §  11 
E.G.  z.  G.V.G. 

•)  Vgl.  z.  B.  die  §§  64,  288,  420  Abs.  1.  StP.O.,  §  2  G.V.G. 

»)  Vgl.  z.  B.  die  §§  3,  4,  6,  E.G.  z.  St.P.O.,  §  39  St.P.O.  etc.;  Löwe  4c.  zu 
§  6  E.G.  z.  St.P.O.  Zum  Luidesrecht  rechnen  wir  hier  auch  die  wiederholt  gestatteten 
Anordnungen  der  Landesjustizverwaltung.  Über  die  Stellung  der  von  einzelnen 
Bundesstaaten  abgeschlossenen  Auslieferungsverträge  Löwe  5  zu  §  6  E.G.  z. 
StP.O.,  üUmann  60. 

'^  Die  scharfe  Trennung  zwischen  Prozess  und  Strafrecht  ist  auch  hier  von 
Wichtigkeit 

^')  Aushilfsweise  will  die  St.P.O.  gelten  z.  B.  in  den  Fällen  des  §  39  StP.O. 
Ähnlich  §  483  Abs.  3  StP.O.,  auch  §  3  Abs.  3  E.G.  z.  StP.O. 

*«)  Vgl  die  dem  §  6  E.G.  z.  StP.O.  entsprechenden  §§  14  ff.  E.G.  z.  C.P.O., 
4  E.G.  z.  K.O.  sowie  Wach  I,  §  16. 

»)  Vgl.  §  1  E.G.  z.  G.V.G.,  §  1  E.G.  z.  StP.O.;  die  vom  §  1  E.G.  z.  G.V.G.  vor- 
gesehene ^serliche  Verordnung  ist  nicht  ergangen.  In  Helgoland  ist  G.V.G.  und 
StP.O.  am  1.  April  1891  in  Kraft  getreten;  vgl.  Verordnung  vom  22.  in.  1891 
(H.G.BI.  S.  21)  Bez.  der  Geltung  der  StP.O.  in  den  Schutzgebieten  und  bei  den 
Consulargerichten  vgl.  L  ö  w  e  2  zu  §  1  E.G.  z.  StP.O. 
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neu  beginnendeti  Strafprozesse  Tor  den  ordentlichen  Gerichten  werden 
ausnahmslos  nach  den  Sätzen  der  St.P.O.  bearbeitet*). 

II.  Dabei  war  zu  beachten,  dass  ani  1.  Oktober  1879,  von  dem  an  das  alte, 
bisher  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  giltige  Strafprozessrecht  ausser  Kraft  treten 
sollte,  eine  grosse  Zahl  yon  Strafprozessen  schwebten,  die  unter  dem  alten  Rechte 
eingeleitet,  aber  noch  nicht  beendet  waren.  Daher  war  zu  entscheiden,  wie  sich  das 
neue  Recht  zu  diesen  am  1 .  Oktober  1879  noch  schwebenden  Prozessen  zu  verhalten 
habe.    Im  einzelnen  ergaben  sich  folgende  Fragen: 

a)  Sollen  auch  nach  dem  1.  Oktober  1879  die  alten  bundesstaatlichen  Straf- 
gerichte für  die  vor  ihnen  anhängig^)  gewordenen  Sachen  weiter  bestehen  und 
thätig  bleiben?  Die  Reichsgesetze  enthalten  keine  Bestimmung,  dass  die  vor  dem 
1.  Oktober  1879  in  den  Bundesstaaten  bestehenden  alten  Gerichte  an  diesem  Tage 
aufgehoben  sind*).  Der  §  1  E.G.  z.  G.V.G.  verlangte  nur,  dass  am  1.  Oktober  1879  die 
neuen  ordentlichen  Gerichte  überall  vorhanden  wären.  Kein  Bundesstaat  wäre  ver- 
hindert gewesen,  für  die  schon  „anhängigen"  Sachen  die  alten  Gerichte  neben 
den  neuen  weiter  bestehen  zu  lassen.  Die  Bundesstaaten  haben  aber  alle  von 
der  Möglichkeit  (lebrauch  gemacht,  die  anhängigen  Sachen  den  neuen  Gerichten 
zuzuweisen  *j. 

b)  Sollen  auf  die  am  1.  Oktober  1879  noch  schwebenden  Strafprozesse  die 
Sätze  der  St.P.O.  oder  die  Bestimmungen  des  bisherigen  Landesrechts  Anwendung 
finden? 

Durch  §  8  E.G.  z.  St.P.O.  wird  bestimmt,  dass  .die  den  neuen  Gerichtea  über- 
tragenen ,,anhängigen"  Sachen  nicht  nach  altem  Prozessrecht  zu  Ende 
geführt  werden  sollen^),  sondern  dass  auf  sie  die  St.P.0.  an- 
zuwenden ist    Sie  ist  für  das  „ w  e  i  t  e  r  e  **  Verfahren  massgebend,  d.  h.  nicht 

*)  Die  Bestimmung  des  §  11  E.G.  z.  St.P.O.  Abs.  1  war  ziemlich  überflilssig. 
VgL  auch  John  I,  120.  Sie  bezieht  sich  auf  den  in  einer  Reihe  von  Bundesstaaten 
üblichen  im  Wege  des  Civilprozesses  stattfindenden  sog.  Injurienprozess. 
Er  ist  durch  §  11  E.G.  z.  St  P.O.  beseitigt,  ebenso  auch  mit  ihm  die  Möglichkeit  von 
Klagen  auf  Abbitte,  "Widerruf,  Privatstrafe  bei  Beleidigungen.  Vgl.  Löwe  zu  §  11 
E.G.  z.  St.P.O. 

•)  Vgl.  §  8  E.G.  z.  St.P.O.  Ob  eine  Sache  „anhängig"  sei,  i.st  nach  dem 
alten  Rechte  zu  bestimmen.     Vgl.  auch  Wach  I,  216. 

*)  Nur  für  das  im  Strafprozess  nicht  in  Frage  kommende  Reichsoberhandels- 
gericht war  durch  §  14  E.(i.  z.  (i.V.ri.  das  Gegenteil  bestimmt. 

'^)  Eine  ausdrückliche  Aufhebung  der  alten  <rerichte  ist  nicht  in  allen 
Bundesstaaten  erfolgt.  Vgl.  aber  z.  B.  Art.  7  dos  Bayr.  A.<J.  Bei  der  Überweisung 
brauchten  die  vom  (i.V.d.  bestimmten  Zustäudigkeitsbegrenzungen,  also  die  die 
sachliche  Zuständigkeit  betreffenden,  nicht  beachtet  zu  werden;  JJ  18  E.G.  z.  G.V.G. 
Die  Frage,  ob  die  neuen  Berichte  in  den  alten  Saohen  in  ihrer  Eigenschaft  als  neue 
oder  „in  Vertretung  der  alten^'  thätig  wurden,  ist  besonders  für  den  Strafprozess 
wohl  ohne  praktische  Bedeutung.  Vgl.  v.  Kries  90,  auch  Wach  I,  217  und  192, 
sowie  JohnIzuijS  E.G.  z.  St.P.O.,  Anm.  3. 

«)  Anders  S  18  E.G.  z.  C.P.O.  Vgl.  auch  Glaser  I,  311  ff.  Die  scharfe 
Kritik  der  §§  8  ff.  E.G.  z.  St.P.O.  durch  v.  Kries  93  geht  wohl  über  das 
Ziel  hinaus.  Sie  läuft  darauf  hinaus,  dass  ein  einmal  nach  altem  Recht  begonnener 
Prozess  auch  nur  nach  altem  Recht  beendet  werden  könne,  dass  das  Gesetz  des 
Prozessbeginnes  massgebend  für  den  weiteren  Verlauf  sein  müsse.  Vgl.  abweichen! 
Wach  I,  214  ff.  Vgl.  im  einzelnen  für  Preussen  das  Ges.  vom  31.  März  1879  und 
V»  Kries  95. 
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etwa  sollten  die  Sachen  nach  neuem  Verfahren  von  vorn  verhandelt  werden^.  Nor 
wenn  bereits  ein  „Endurteil"  ^)  erster  Instanz  vorlag,  sollte  das  „weitere"  Verfahren 
gemäss  §  8  Abs.  2  noch  nach  den  bisherigen  Prozessgesetzen')  erfolgen. 

Mit  dem  Grundsatz  des  §  8  Abs.  1  stimmen  die  §§  9  nnd  10  E.G.  z.  St.P.0. 
überein").  Ebenso  richtet  sich  nach  §  12  jede  Strafvollstreckung  nach  dem 
l.  Oktober  1879,  auch  die  schon  vor  diesem  Tage  begonnene,  ausnahmslos  nach 
der  StP.O.") 

III.  a)  Die  nach  dem  1.  Oktober  1879  anhängig  gewordenen  Sachen  werden 
ausnahmslos  nach  neuem  Recht  behandelt,  auch  wenn  es  sich  um  eine 
vor  jenem   Tage   begangene   Strafthat  handelt"). 

b)  Die  bereits  vor  dem  1.  Oktober  1879  endgiltig  erledigten  Prozesse  werden 
nicht  nochmals  von  der  St.P.O.  ergriffen").  Die  Prozessgesetze  haben,  auch  wenn 
sie  „milder"  d.  h.  für  den  Beschuldigten  günstiger  sind,  keine  rückwirkende 
Kraft'*). 

§  9. 

Das  räumliche  Herrschaftsgebiet  der  Reichsstraf- 
prozessgesetze. 
I.     a)  Ein  jedes  Prozessgesetz  beherrscht  einen  bestimmt  begrenzten 
Raum,  d.  h.  es  verlangt  Anwendung   auf   die   in   diesem  Baume    zur 
Verhandlung  kommenden  Strafsachen. 

b)  Die  St.P.O.  und  das  G.V.G.  erklären,  in  Kraft  treten  zu  wollen 
im    ganzen    Umfange    des    Reichs*);    das    G.V.G.    ordnet   in 


^  Tgl.  ähnliches  im  §  14  E.G.  z.  G.V.G.  Die  dort  genannten  Sachen  sollten 
in  der  „prozessualischen  lÄge.  in  der  sie  sich  befinden,'^  übergehen. 

*)  Der  Begriff  des  strafprozessualen  „Endurteils**  wui-de  nicht  definiert  Vgl. 
z.  B.  E.  XII,  219  und  weiter  zweifelhaft  gewordene  Fälle  bei  Löwe  zu  §  8  E.G.  z. 
St.P.O.  sowie  M.  II,  262,  III.  443  (betr.  Urteile  im  bayr.  Ungehorsamsverfahren). 

»)  Vgl.  dazu  John  1,  115,  Anm.  3. 

*•)  Die  Bemerkung  Johns  zu  §  9  E.G.  z.  St.P.O.  ist  sehr  bedenklich.  Durch 
die  Verweisung  einer  Sache  in  die  erste  Instanz  kommt  die  Sache  nicht  in  die  Lage, 
wie  John  meint.  Die  Sache  bleibt  auch  nach  der  Vorweisung  anhängig  und  beginnt 
nicht  von  vom.  Der  §  9  spricht  deshalb  ganz  ri(  htig  von  ,,weiterem"  Verfahren. 
Anders  in  §  10E.(f.;  das  Gesetz  geht  davon  aus,  dass  das  Wiederauf nahmevei fahren 
ein  neues  Verfahren  ist.  Das  (iesetz  spricht  hier  auch  nicht  von  einem  „weiteren*' 
Verfahren.  Auch  die  frründe,  aus  denen  eine  Wiederaufnahme  zulässig  ist,  richten 
sich  nach  dem  Recht  der  St.P.0.  Vgl.  Löwe  la,  John  3  und  4  zu  §  10  E.G.  z. 
SLP.O.,   sowie  noch  unten  bei  der  Lehre  von  der  Wiederaufnahme. 

")  Vgl.  dazu  Löwe  1  zu  §  12  E.G.  z.  St.P.O. 

'*)  Ebenso  im  Civilprozess;  vgl.  Wach  I,  211. 

")  Ob  ein  Prozess  endgültig,  rechtskräftig  beendet  ist,  bestimmt  sich  nach  dem 
altem,  nicht  nach  neuem  Recht. 

"}  Der  Ausdruck  ist  übrigens  nicht  ganz  zutreffend.  Vgl.  Wach  I,  213, 
auch  Glaser  I,  307  u.  308.  Darüber,  dass  auch  hier  die  Scheidung  zwischen 
Strafrecht  und  Strafprozess  von  Bedeutung  ist,  schon  oben  §  4. 

')  Vgl.  §  1  E.G.  z.  St.P.O.  und  §  1  E.G.  z.  G.V.G.  In  Helgoland  gelten  G.V.G. 
und  St.P.O.  seit  1.  ApriJ  1891.  Die  St.P.O.  ist  zum  grossen  Teil  auch  anwendbar 
vor  den  Konsulargerichten,  sowie  in  den  Deutscheu  Schutzgebieten.  Vgl.  v.  Kries  78. 
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diesem  Gebiete  die  ordentlichen  Strafgerichte,  die  St.P.O.  setzt  das 
Verfahren  fest,  das  sich  vor  ihnen  abspielen  soll.  Es  gilt  der  Grund- 
satz, dass  für  das  Verfahren  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  im  Deutschen  Reich  in  Strafsachen  die 
Sätze  des  G.V.G.  und  der  StP.O.  ausschliesslich  mass- 
gebend sind*). 

IL  Das  G.V.G.  und  die  StP.O.  stehen  auf  dem  sog.  Terri- 
torialprinzip*).   Aus  ihm  folgt: 

a)  Das  deutsche  Strafprozessrecht  wird  vor  den 
ordentlichen  Strafgerichten  des  Reichs  auch  dann 
angewendet,  wenn  das  zu  beurteilende  Verbrechen 
im  Auslande  begangen  ist 

b)  Die  im  Deutschen  Reich  seitens  eines  ordent- 
lichen Strafgerichts  zur  Unterstützung  eines  vor 
einer  andern  Behörde  des  Inlandes  oder  Auslandes 
schwebenden  Strafverfahrens  vorgenommenen  Prozess- 
handlungen, die  sog.  Rechtshilfehandlungen,  müssen 
sich  nach  den  Sätzen  des  G.V.G.  und  der  StP.O.  richten*), 
soweit  nicht  reichsrechtlich  etwa  durch  Verträge  etwas  anderes  be- 
stimmt wird. 

ni.  Mit  dem  Territorialprinzip  hängt  mittelbar  zusammen,  dass 
im  Ausland  von  ausländischen  Behörden  erlassene 
Strafurteile  im  Inlande  nicht  vollstreckt  werden 
können^  und  dass  die  im  Auslande  bestehende  Anhängigkeit  eines 
Prozesses  ein  Verfahren  vor  den  deutschen  Gerichten  nicht  hindert^). 

*)  Die  »lex  fori«  beherrscht  den  Prozess.  ,.!R6chtsschiitz  kann  der  Staat  nur 
in  seinen  Formen  gewähren."  Vgl.  Wach  I,  220.  Es  gilt  der  Satz  »locus  regit 
actum«;  v.  Kries  §  10;  üllmann  §  12,  II. 

")  Das  St.G.B.  führt  dieses  Prinzip  viel  weniger  scharf  durch. 

*)  Das  ist  nicht  nur  der  Fall,  wenn  zwar  nach  ausländischem,  nicht  aber  nach 
deutschem  Prozessrecht  gestattete  Handlungen  vorzunehmen  sein  würden,  wie  z.  B. 
die  Beeidigung  des  Angeschuldigten  als  Zeuge  in  eigener  Sache,  sondern  selbst  dann, 
wenn  Bedenken  ^egen  die  ZuläBsigkeit  der  geforderten  Handlung  nach  deutschem 
Recht  nicht  vorliegen.  —  Der  ersuchte  deutsche  Richter  handelt  kraft  eigenen 
Rechtes,  nicht  etwa  als  Mandatar  des  fremden  Richters.  Vgl.  noch  v.  Eries  80; 
a.  M.  G.  34,  206  ff. 

»)  Anders  §§  660,  661  C.P.O.  Die  StP.O.  enthält  keine  derartige  die  Gnind- 
auffassung  durchbrechende  Bestimmung.  Sie  würde  auch  praktisch  bedenklich  sein 
und  uns  vielleicht  Yollstreckung  einer  vom  Auslande  verhängten  Strafe  zumuten,  die 
das  deutsche  Recht  nicht  kennt.  Die  Vollstreckung  ausländischer  Strafurteile  wird 
vom  österreichisdiem  Recht  ausdrücklich  verboten.  Vgl.  über  die  Frage  Lammasch, 
Über  die  Wirksamkeit  strafgerichtlicher  Urteile  des  Auslandes;  G.  S.  41,  1  ff. 

')  Vgl.  V.  Kries  79.  Auch  die  Bestrafung  im  Auslande  hindert  nicht  ein 
neues  Verfahren  wegen  derselben  That  im  Inlande;  vgl.  aber  §  7  SiG.B. 


Digitized  by 


Google 


§  9.  Das  räumliche  Herrschaftsgebiet  der  Reichsstrafprozessgesetze.  23 

Das  hat  nicht  etwa  immer  zur  Folge,  dass  den  vom  Auslande  Verurteilten, 
wenn  er  nach  Deutschland  kommt,  gar  keine  Strafe  trifft.  Abgesehen  von 
der  vielfach  möglichen  Auslieferung  an  das  Ausland  können  die  deutschen 
ordentlichen  Grerichte  nnter  Umständen  mit  der  Sache  aufs  neue  be- 
fasst  werden.  Sie  beurteilen  dann  den  Fall  vielleicht  nach  aus- 
ländischem Strafrecht,  aber  nach  deutschem  Reichs- 
strafprozessrecht''). 

IV.  Aus  dem  Grundsatz  der  ausschliesslichen  Geltung  des 
Prozessrechts  in  seinem  Herrschaftsgebiet  folgt,  dass  der  deutsche 
Richter,  wenn  er  im  Auslande  vorgenommene  Prozess- 
handlungen bezüglich  ihrer  Wirkung  für  ein  in- 
ländisches Strafverfahren  prüfen  will,  das  ausländische 
Prozessrecht  zu  Grunde  legen  muss®).  So  hat  z.  B.  nach  §  5  z.  3  St.G.B. 
der  deutsche  Richter  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Bestimmungen 
des  ausländischen  Rechts  über  die  Stellung  eines  Strafantrags 
gewahrt  sind,  wie  er  nach  §  5  z.  1  StG.B.  nach  ausländischem  Recht  die 
Frage  beantworten  muss,  ob  ein  ausländisches  Urteil  „rechtskräftig*^ 
geworden  ist^).  Hat  er  eine  vom  Auslande  aufgenommene  Beweis- 
handlung im  Inlande  zu  benutzen,  so  ist  zu  prüfen,  ob  die  Beweis- 
aufnahme nach  ausländischem  Recht  ordnungsmässig  erfolgt 
ist^^.  Ebenso  wie  das  deutsche  wird  das  ausländische  Recht  als  die  in 
seinem  Gebiete  vorgenommenen  Prozesshandlungen  ausschliesslich 
beherrschend  angesehen  ^^). 


0  Vgl.   §   37  St.G.B.   und   §   5   daselbst.     Vgl.  auch  Binding    I,   441   ff. 

')  Insofern  ist  es  bedenklich  za  sagen:  der  deutsche  Eichter  habe  nur 
deutsohes  Prozessrecht  anzuwenden;  Wach  I,  220. 

^  Die  Lehre,  die  sich  mit  der  Stellung  des  deutschen  Prozessrechts  zu  dem 
des  Auslandes  beschäftigt,  nennt  mau  nicht  passend  ,,internatioBale8 
Prozessrecht^^ 

^^)  Im  Ergebnis  damit  übereinstimmend  £.  XI,  391  ff.  A.M.  für  diesen  Fall 
T.  Kries  81.  A.  M.  bezüglich  der  Wirksamkeit  einer  im  Auslande  vorgenommenen 
Zustellung,  Seuffert,  Kommentar  zu  C.P.O.  §  185.  Käme  etwa  der  Fall  vor,  dass 
ein  deutscher  Richter  im  Auslande,  etwa  an  der  Grenze,  eine  Prozesshandlung, 
z.  B.  einen  Augenschein,  vornehmen  würde,  so  folgt  aus  dem  Territorialprinzip,  dass 
er,  selbst  wenn  er  den  Vorschriften  der  St.P.O.  entspräche,  im  Verfahren  vor  dem 
deutschen  Gericht  nicht  benutzbar  wäre.  Im  Ausland  kann  nur  der  aus- 
ländische Richter  nach  ausländischem  Recht  wirksam  handeln.  Zu  beachten 
ist,  dass  eine  dem  §  334  C.P.O.  entsprechende  Bestimmung  in  der  St  P.O.  fehlt 
Ob  man  aie  so  ohne  weiteres  auch  im  Strafprozess  als  giltig  ansehen  darf,  oder  ob 
nicht  das  Schweigen  der  ßtP.O.  das  Gegenteil  bedeutet,  ob  also  die  ätP.  0.  nicht 
das  von  der  C.P.O.  durchbrochene  Prinzip  aufrecht  erhalten  will,  ist  mindestens 
zweifelhaft.    Vgl  aber  auch  E.  IV,  40. 

^')  Eine  Bestimmung,  die  hier  von  der  Regel  abweicht,  kennt  die  StP.O.  nicht 
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§  10. 
Die  Auslegung  der  Quellen  des  Eeichsstrafprozessrechts. 

I.  a)  Die  Auslegung,  Interpretation^)  der  Strafprozessgesetze 
hat  zum  Zweck,  den  Gesetzesinhalt  zu  ermitteln.  Sie  knüpft  an  den 
verfassungsmässig  zu  stände  gekommenen  Wortlaut  des  Gesetzes  an*). 
Die  Auslegung  soll  das  Recht  zur  Erkenntnis  bringen, 
nicht  soll  sie  neues  Recht  schaffen.  „Ihr  Zweck  ist 
ein   deduktiver,  nicht   ein   produktiver"^). 

b)  Deshalb  ist  nicht  Auslegung  die  sog.  authentische  oder 
Legal-Interpretation,  d.h.  die  Erläuterung  einer  gesetzlichen 
Bestimmung  durch  das  Gesetz  selbst  Sie  schliesst,  soweit  sie  sich 
erstreckt,  die  Auslegungsthätigkeit  aus*). 

n.  Die  Hauptthätigkeit  des  Auslegenden  bezweckt  vom  Gesetz 
zwar  nicht  ausdrücklich  ausgesprochene,  aber  dennoch, 
in  ihm  vorhandene  Sätze  aufzufinden.  Die  Aufdeckung 
des  »latenten«  Gesetzinhaltes  ist  vollkommen  erlaubt.  Da- 
gegen ist  für  die  Analogie,  d.  h.  für  die  Thätigkeit,  die  neue,  im 
Gesetz  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  aufgestellte  Sätze 
schafiFt,  kein  Platz,  sie  „deduziert"  nicht,  sondern  „produziert".  Dass 
die  Reichsstrafprozessgosetze  die  Analogie  in  Form  einer  „entsprechenden" 
Ausdehnung  der  für  einen  Fall  gegebenen  Bestimmung  auf  einen  ähn- 
lichen Fall  nicht  überhaupt  verwerfen,  zeigt  sich  an  einer  ganzen  Reihe 
von  Stellen.  Eine  »entsprechende«  Ausdehnung,  die  das  Gesetz  nicht 
ausdrücklich^)  gestattet,  ist  grundsätzlich  unzulässig. 

III.  Wichtig  für  die  Auslegung  der  Straf prozessgesetze  sind  die  auf  sie 
bezüglichen  sog.  Materialien,  d.  h.  die  Entwürfe   der  Gesetze,   sowie  die  ihnen 

»)  Vgl.  über  sie  Wach  I,  254 if.,  üllmann  313,  Binding  I,  450his474, 
Glaser  I,  814  ff.  Die  Frage  ist  eine  sehr  bestrittene.  Oft  lassen  sich  feste 
Regeln  überhaupt  nicht  geben.  Die  Innehaltung  der  erlaubten  (i ranze  ist  in  erster 
Linie  Sache  eines  gesanden  juristischen  Taktgefühls. 

*)  Die  Textkritik,  die  nicht  Auslegungsthätigkeit  ist,  sondern  nur  den  Gegen- 
stand der  Auslegung  feststellen  soll  (Wach  I,  206),  hat  bei  der  heute  üblichen 
Gesetzes  Veröffentlichung  kaum  noch  Bedeutung.  Von  Druckfehlern  sind  streng 
zu  unterscheiden  die  sog.  Redaktionsversehen,  die  vorliegen,  wenn  der(tedanke, 
der  im  Gesetz  ausgedrückt  werden  sollte,  durch  die  gewählten  Worte  nicht  aus- 
gedrückt wird.  Sie  können  nur  durch  Gesetz  berichtigt  werden.  „Das  (besetz  inter- 
pretieren heisst  nicht  einen  Willen  suchen  und  aufdecken,  welcher  die  Quelle  des 
Wortes  wurde,  sondern  welcher  den  Inhalt  des  Gesetzes  bildet"  Wach  I,  256, 
üllmann  70,  Binding  I,  460,  v.  Liszt  §  16. 

»)  Wach  I,  255. 

*)  Wach  I,  258. 

^)  Z.  B.  §  31  St.P.O.,  §  193  G.V.G.,  üllmann  73.  Insbesondere  sind  Aus- 
nahmeregeln nicht  analog  auszudehnen. 
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bei^fugten ,  sie  erklärenden  und  begründenden  Motive,  die  Protokolle 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  und  der  zur  Beratung  des  Gesetzes  ein- 
gesetzten sog.  Reichstagsjustizkommission'*).  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man  in 
diesen  Vorarbeiten  nur  Privatarbeiten  oder  nur  Äusserungen  einzelner  Abgeordneter 
oder  Regierungsvertreter  sieht;  immerhin  sind  sie  nur  mit  Vorsicht  bei  der  Aus- 
legung zu  benutzen.  Vor  allem  kann  dem  Oesetzeswortlaut  gegenüber  nie  der 
widerstrebende  Materialieninhalt  in  Frage  kommen  %  Die  Bedeutung  der  Materialien 
liegt  darin,  dass  sie  Zeugnisse  für  die  Entstehungsgeschichte  der  Gesetze 
sind,  deren  Kenntnis  für  eine  sichere  Auslegung  oft  erforderlich  ist.  Sie  ermöglichen 
es  oft  in  erster  Linie,  die  „Absicht  des  (Gesetzes"  ®)  zu  erkennen. 

IV.  Von  grosser  Bedeutung  für  das  Verständnis  der  Gesetze 
ist  die  Beachtung  ihres  Sprachgebrauchs^).  Bei  seiner  Be- 
nutzung ist  jedoch  Vorsicht  nötig.  Die  Terminologie  der  Gesetze 
d.  h.  ihr  „Wortschatz,  in  welchem  dem  Wort  seine  technisch-juristische 
Bedeutung,  ein  juristisch  fester  Begriff  zukommt"  ^^),  ist  nicht  zuverlässig. 
Die  Bedeutung  eines  jeden  Ausdrucks  muss  von  Fall  zu  Fall  unter- 
sucht und  bestimmt  werden  ^i).  Hie  und  da  bieten  die  Überschriften 
der  einzelnen  Gesetzestitel  und  Abschnitte  einen  Anhalt  ^^j^  aber  auch 
sie  sind  nicht  immer  zuverlässig  ^2)^ 

Das  Gesetz  bestimmt  oft,  dass  etwas  zu  geschehen  hat,  geschehen  muss, 
zu  beachten  ist,  an  anderen  Stellen  wieder,  dass  geschehen  soll,  kann  u.  s.  w. 


*)  Oder  > Reichsjustizkommission <,  Diese  Materialien  sind  herausgegeben 
von  Hahn,  die  gesammten  Matorialien  zu  den  Reichsjustizgesetzen  (1879  ff,).  Vgl. 
auch  John  I,  28  ff.,  U  1 1  m  a  n  n  72. 

")  Vgl.  y.  Liszt  §  16,  Wach  I,  262  ff.,  281  ff.,  Glaser  L  317  ff. 

®)  Vgl,  R.  II,  107,  die  sagt,  dass  die  Materialien  den  Richter  nicht  „zu 
einer  Auslegung  verpflichten  können,  welche  sich  als  eine  Änderung  des  Gesetzes 
darstellt^^  Der  preussische  Justizminister  L  e  0  n  h  a  r  d  hat  im  Reichstage  erklärt: 
,,Es  werde  die  Vertretung  der  Motive  seitens  der  verbündeten  Regierungen  nicht 
übernommen."    Vgl.  Glaser  I,  319,  Wach  I,  202. 

»)  Was  Wach  T,  284  ff.  über  den  Sprachgebrauch  der  C.P.O.  sagt,  ist  meist 
auch  für  die  St.P.O.  zutreffend. 

»«0  Wach  T,  285. 

")  Einige  Beispiele:  Der  Ausdruck  Zuständigkeit  hat  drei  verschiedene 
Bedeutungen.  Einmal  ist  er  gleich  sachliche  Zuständigkeit,  z.  B.  §§  2,  5  St.P.O., 
§§  73,  74  (r.V. G.,  dann  wieder  bedeutet  er  örtliche  Zuständigkeit,  §  14  ff.  St.P.O., 
endlich  umfasst  das  Wort  die  sachliche  und  Örtliche  Zuständigkeit,  §  377  z.  4 
St.P.O.  Gericht  bedeutet  einmal  das  Gerichtsganze,  z.  B.  das  Landgericht,  §  26 
StP.O.,  sodann,  wie  in  §  27  Abs.  2  G.V.G.  trotz  des  Ausdruckes  „das  Landgericht**, 
die  (ferichtsabteilung,  die  Strafkammer  des  I^ndgerichts.  Der  Kreis  der  „Ver- 
letzten** nach  §  170  St.P.0.  ist  ein  anderer  als  nach  §  22  Abs.  1  Str.P.O.  „Antrag" 
auf  Strafverfolgung  ist  nach  §  169  St.P.O.  etwas  anderes  als  in  den  §§  414,  259 
StP.O. ;  in  §  156  Abs.  1  St.P.O.  etwas  anderes  als  in  Abs.  2.  „Zusammenhang'*  hat 
in  den  §§  3  u.  13  St.P.O.  einen  anderen  Sinn  als  im  §  236  St.P.O. 

")  So  ergiebt  sich  aus  der  Stellung  der  §  14  ff.  StP.O.  in  dem  Abschnitte, 
der  mit  „Gerichtsstand**  überschrieben  ist,  dass  die  Ausdrücke  „Zustand iglceit", 
„zuständig**  die  örtliche  Zuständigkeit   bedeuten. 
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Diese  Wendungen  sind  nicht  überall  dahin  aufzufassen,  dass  man  es  bei  ,,hat^S 
„mnss",  „ist*^  mit  zwingenden,  wesentlichen  Bestimmungen  zu  thun  habe, 
deren  Nichtbeachtung  stets  Anfechtbarkeit  einer  Prozesshandlung,  vielleicht  sogar 
des  Urteils  herbeiführt,  während  bei  „8oll^\  „kann"  es  sich  um  nichtwesent- 
liehe,  nur  instruktionelle  Sätze  handle,  deren  Nichtbef olgung  auf  Verfahren 
und  Urteil  keinen  schädlichen  Einflnss  übt.  Das  ist  für  die  zweite  Gruppe,  nicht 
aber  auch  für  die  erste  Gruppe  von  Wendungen  richtig").  Es  muss  vielmehr  von 
Fall  zu  Fall  geprüft  werden,  welche  Bedeutung  der  Bestimmung  zukommt. 


"j  Ein  Beispiel  bietet  §  59  St.P.0.  Trotz  des  „hat"  macht,  wie  E.  VI,  267 
erklärt,  eine  Nichtbefolgung  der  Bestimmung  weder  die  Eidesleistung  wirkungslos, 
noch  etwa  das  Urteil  anfechtbar.  Ähnlich  steht  es  mit  dem  ..ist"  in  den  §  275 
Abs.  1,  384  Abs.  2  SiP.O. 
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Erstes  Buch. 

Die  Prozesssubjekte.     (Strafgerichte  und  Parteien.) 


EBSTEB  ABSCHNITT. 

Die  Strafgerichtsbarkeit  und  ihre  Träger. 


Erstes  Kapitel. 
Die  Oerichtsbarkelt. 

§  11. 
Begriff  und  Arten. 

I.  a)  Der  aus  dem  Verbrechen  allein  strafberechtigte  Staat  schaR 
auch  die  Einrichtungen,  durch  die  eine  Aburteilung  des  Beschuldigten 
erreicht  werden  soll,  insbesondere  auch  die  ordentlichen  Gerichte. 
Die  Strafgerichte  sind  Staatsgeric^hte,  d.h.  ausschliesslich 
von  Staats  wegen  und  nicht  etwa  von  Korporationen  im  Staate  oder 
von  Privatpersonen  eingesetzte  Gerichte  ^). 

Das  staatliche  Becht,  die  Straf^g^richte  zu 
schaffen,  ihre  Thätigkeit  zu  reg^eln^  Ihren  Eechte- 
und   Pflichtenkreis   zu  bestimmen  u.  s.  w.,  nennt  man 


')  Vgl.  auch  Ullmann  78,  Laband  ü,  361.  Der  Ausdruck  Privatgerichts- 
barkeit  in  §  15  G.V.G.  umfasst  die  standesherriiche  Gerichtsbarkeit,  sowie  die  ritter- 
schaftliche und  städtische  Patrimonialgerichtsbarkeit.  D&ss  der  §  15  sich  nur  auf  die 
ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit  bezieht,  ergiebt  sich  aus  §  2  E.G.  z.  G.V.G. 
Vgl.  auch  Laband  11,  361,  a.  M.  v.  Kries  111.  Präsent ations rechte 
waren  Rechte  bestimmter  Personen  und  Korporationen,  jemand  für  einen  Richter- 
posten dem  zur  Besetzung  der  Stelle  Berechtigten  zu  präsentieren,  vorzuschlagen. 
Dem  Vorschlag  entsprach  dann  mehr  oder  minder  eine  Pflicht,  den  „Präsentierten" 
auch  anzustellen. 
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StrafgerlclitsherrllclikeU  oder  Strafgerichtsbarkeit  im  weiteren 
Sinne «). 

b)  In  einem  anderen  Sinne  yerwendet  das  G.V.G.  das  Wort  Ge- 
richtsbarkeit z.  B.  in  §  12  fl.  Es  spricht  von  einer  „Ausübung" 
der  Gerichtsbarkeit  durch  die  Gerichte  selbst.  Ausübung  der  Gerichts- 
barkeit ist  danach  Ausübung  gerichtlicher  Thätigkeit, 
Strafgerichtsbarkeit  Ausübung  der  Thätigkeit  in  „Straf- 
sachen". Sie  ist  Ausübung  der  Strafrechtspflege  und  besteht 
in  der  Untersuchung  und  Entscheidung  der  vor  die  Gerichte 
gebrachten  Strafsachen.  Man  nennt  sie  auch  wohl  Strafgertchts- 
barkelt  Im  eigentlichen  Sinne  ^). 

c)  Bei  den  Gerichtsbehörden  sind  ausser  den  Richtern  noch 
andere  Gerichtspersonen,  z.  B.  Gerichtschreiber  thätig.  Sie 
wirken  in  gesetzlich  vorgeschriebener  Weise  bei  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit zusammen.  Auch  hier  spricht  man  wohl  von 
Strafgerichtsbarkeit  und  versteht  darunter  das  Recht, 
bei  der  Behandlung  von  Strafsachen  in  bestimmter 
Weise  als  Gerichtsperson  thätig  zu  werden. 

n.  Das  G.Y.G.  und  die  St.P.0.  wollen  nur  die  ordentliche,  streitige 
Gerichtsbarkeit  behandeln,  also  streitige  Gerichtsbarkeit  im  Gegensatz  zur 
freiwilligen*),  „jurisdictio  contentiosa''  ini  (legensatz  zur  „ voluntaria^^,  und  ordent- 
liche Gerichtsbarkeit  im  (iegensatz  zur  ausserordentüchen,  oder  wie  das  (t.V.G.  sie 
nennt,  besonderen  Gerichtübarkoit. 

a)  Die  streitige  Gerichtsbarkeit  umfasst  nach  3  E.G.  z.  G.V.G.  die  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  und  Strafsachen'^),  die  letzteren  kommen  hier  allein 
in  FiTige. 

^)  Sie  wiixi  auch  (ferichtsgowalt  genannt.  Sie  ermöglicht  die 
Rcchtspflt»ge,  schafft  die  zu  ihr  nöthigou  Einrichtungen  durch  Gesetzgebung  imd  Ver- 
waltung, aber  sie  ist  nicht  Kechtsiiflegc.  AV  a  c  h  I,  309,  U 1 1  m  a  n  n  79.  Den  Aus- 
dnick  ^'(jerichtsherr^  hat  in  ganz  ähuhchom  Sinne  der  Militäi'strafprozess ;  vgl.  Pr.M. 
(4.0.  §  45.     Eingehend  Lab  and  II,  335  ff. 

*)  Vgl.  auch  Wach  I,  313.  (ierichtsbarkoit  kommt  von  „gerichtsbar**.  Ge- 
richtsbar ist  alles,  was  zur  Erledigung  vor  die  Gerichte  gebracht  werden  kann.  Die 
Geschäfte  der  (ierichts))arkeit  stehen  im  Gegensatz  zu  d(^nen  der  Verwaltungsbehörden. 
Aber  der  (Jegonsatz  „fällt  nicht  zusammen  mit  dem  Gegensatz  der  Verwaltung 
und  Rechtsprechung";  vgl.  Laband  II,  335.  Über  die  <  Jerichten  zustehenden  Ge- 
schäfte der  Justizverwaltung  unten. 

*)  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  hat  auf  dem  Gebiete  des  Strafprozesses  keine 
BcKleutung  und  kann  deshalb  unerörtert  bleiben,  (ieschäfte  der  freiwilligen  Gcrichts- 
bai'keit ,  die  den  ortlentlichen  (ierichten  zugewicsc^n  sind ,  sind  z.  B.  Vor- 
mundschafts-, Nachla.ss-,  G rundbuch sachen  u.  s.  w.  Zu  der  Überweisung  dieser  „Art 
der  Genchtsbarkeit"  an  die  ordentücben  (Jerichte  ist  nach  §  4  E.G.  z.  G.V.G.  die 
Landesgesetzgebung   befugt. 

*)  t'ber  die  Verschiedenheit  des  „staatsrechtlichen  Wesens**  der  Strafrechts- 
und Civilr(»chtsptlege  und  ihre  Ableitung  aus  dem  Staatsbegriff  und  den  Staatsauf- 
gaben vgl.  Laband  II,  337  ff.,   auch  J  ohn  U,   105. ff.    I)ai>   Gemeinsame   beider 


Digitized  by 


Google 
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b)  Die  ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit  ist  die  den  ordentlichen 
Gerichten  im  Sinne  des  §  12  G.V.G.  zugewiesene*).  Man  nennt  diese  Gerichts- 
barkeit die  ordentliche,  weil  sie  die  regelmässig  gegebene  ist,  weil  die 
ordentlichen  Gerichte  die  in  dem  ihnen  zugewiesenen  räumlichen  Thätigkeitsgebiete 
zur  Verhandlung  kommenden  Sachen  grundsätzlich  alle  an  sich  zu  ziehen  haben, 
sofern  sie  nicht  ausdrücklich')  anderen  Behörden  zugewiesen  werden. 

ni.  Neben  die  Gerichtsbarkeit  der  ordentlichen  Gerichte  tritt  die  der  be- 
sonderen Gerichte.  Sie  zerfallen  nach  dem  G.V.G.  in  vom  Reich  bestellte 
und  von  ihm  zugelassene  Gerichte  *). 

a)  Reichsrechtlich  bestellte  Sondergerichte,  die  für  Strafsachen  in 
Betracht  kommen,  sind  die  Konsulargerichte "),  die  Gerichte  in  den  Schutzgebieten  *°) 
und  die  Militärgerichte  **). 

b)  Reichsrechtlich  zugelassene  Sondorgerichte  sind  z.  B.  die 
Austrägalgerichte  nach  §  7  E.G.  z.  G.A^G.,  die  Gerichte  für  die  Mitglieder  der  im 
§  5  E,G.  z.  G.V.G.  genannten  Famihen,  sowie  die  Rheinschiffahrtsgerichte  nach 
§  14  G.V.G.")  Es  steht  im  Ermessen  jedes  Bundesstaats,  ob  er  besondere  Gerichte  neu 
ins  Leben  rufen  bezw.  bestehen  lassen  will,  oder  die  ihnen  zugehörigen  Sachen  dem 
ordentlichen   Gerichte   übertragen   will  *').     Eine  Übertragung  von   Sachen,   die   das 


Prozesse  findet  L  a  b  a  n  d  U,  345  in  „der  staatsrechtlichen  Eigentümlichkeit  des 
ürteilsbefehls,  der  sich  sowohl  vom  Gesetzesbefohl  wie  vom  Ver- 
waltungsbefehl  unterscheidet",    nicht  „in  der  (üeichartigkeit  des  Verfahrens". 

•)  Der  §  12  nennt  nicht  die  Schöffen-  und  Schwurgerichte.  Beide  sind 
nicht,  wie  die  in  §  12  genannten,  selbständige  staatsrechtliche  (ierichtskörper,  keine 
selbständigen  Behörden.  Die  Schöffengerichte  treten  bei  den  Amtsgerichten,  die 
Schwui-gerichte  bei  den  Landgerichten  in  Thätigkeit. 

')  ,,  Kraft  positiven  Rechtssatzes"  sagt  La  band  IT,  349  geleg(»ntlich,  Löwe  9  c 
zu  §  13  G.V.G.  In  welchen  Sachen  nicht  dit»  oi-dentlichen  Gerichte  zum  Handeln 
berufen  sind,  in  welchen  also  „der  Rechtsweg*^  vor  den  ordentlichen  Gerichten  aus- 
geschlossen sein  soll,  bestimmt  oft  nicht  Reichs-,  sondern  Landesrecht. 

■)  „Die  reichsrechtliche  Bestellung  bedeutet  die  Schaffung  (»ines  singulären 
oder  speziellen  (Berichts verfassungs-  und  Prozessrechts  für  gewisse  Kategüriea  von 
Rechtsstreitigkeiten ;  die  reichsrechtliche  Zulassung  bedeutet  eine  Erweiterung 
der  Autonomie  der  Einzelstaaten,  indem  dieselben  die  Ermächtigung  erhalten,  für  ge- 
wisse Kategorien  von  Rechtsstreitigkeiten  an  die  Stelle  des  (J.V  (r.  und  der  Prozess- 
ordnung  andere  Vorschriften  zu  setzen'';    Lab  and  11,  350,  376  ff. 

•)  Im  Gegensatz  zur  h(^rrschenden  Meinimg  rechnet  v.  K  r  i  e  s  79  die  Kon- 
sulargerichte zu  den  ordentlichen  Gerichten.  Wie  im  Text  auch  L  a  b  a  n  d  II,  350, 
John  I,  86. 

'<»)  Vgl.  R.Gesetz  vom  17.  April  1896  u.  s.  w. 

**)  Vgl.  eingehend  v.  Kries  72  ff.  Zu  den  Militärgerichten  gL'hüren  auch  die 
in  §  16  G.V.G.  genannten  Kri(»gsgerichte  und  Standrcchto.  Vgl.  dazu  Art.  68  R.V.  und 
preuss.  Gesetz  vom  4.  Juni  1851. 

")  Über  die  Thätigkeit  der  im  §  14  G.V.G.  genannten  Sondergerichte  in  Straf- 
sachen Löwe  zu  §  14  (i.V.G. 

*•)  Soweit  das  Reichsrecht  Sondergerichte  zulässt,  können  yio  grundsätzlich  neu 
errichtet  werden,  abgesehen  von  den  Austrägalgt»richteu,  die  nach  STEG.  z.  G.V.G. 
bestehen  bleiben,  soweit  sie  ,.gewährt"  sind  ;  Löwe  9b  zu  §  13  GV.(f.  Über  die 
Kriegsgerichte  und  Standrechte  des  §  16  G.V.G.  schon  oben.  Gerichte,  die  früher 
bestanden,  aber  nicht  mehr  „zugelassen"  sind,  sind  in  Wegfall  gekommen,  das  gilt 
für  die  Universitätsgerich to  als  Gerichte  in  „Strafsachen".  Zweifelhaft  muss  es  deshalb 
scheinen,  ob  Staatsgerichtshöfe  für  divs  Verfahren  gegen  Minister  wogen  Verfassungs- 
verletzung noch  bestehen  bleiben ;  Löwe  11  e  zu  §  13  G.V.G.,  aber  auch  v.  K  r  i  e  s  75. 
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Reichsrecht  an  die  ordentlichen  Gerichte  verweist,  kann  an  besondere  Gerichte  durch 
Landesgesetz  natürlich  nicht  erfolgen  ^^). 

c)  Die  Begrenzung  der  Gerichtsbarkeit  zwischen  dem  ordentlichen  und  dem 
besonderen  Gerichte  ist  eine  absolute,  zwingende.  Es  ist  notwendige  Pro- 
zessvoraussetzung, dass  keine  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehörige  Sache  vor  ein 
besonderes  Gericht  gebracht  wird  und  umgekehrt "). 

IV.  Neben  der  Gerichtsbarkeit  der  oi-dentlichen  und  besonderen  Gerichte  be- 
steht nach  §  13  G.V.G.  auch  das  Recht  einzelner  Yerwaltungsbehörden 
zur  Entscheidung  von  Strafsachen.  Teils  ist  die  Zuweisung  bestimmter  Sachen 
an  diese  Behörde  durch  Reichs-,  teils  durch  Landes  gesetze  erfolgt  ^%  Es  ist 
aber  zu  beachten,  dass  gegen  den  Strafbescheid  der  Verwaltungsbehörde  der 
Bestrafte  die  Entscheidung  der  ordentlichen  Gerichte  anrufen  kann^^). 

Y.  a)  Es  ist  denkbar,  dass  zwischen  den  ordentlichen  imd  den  besonderen 
Gerichten  „Streitigkeiten"  darüber  entstehen,  vor  welche  von  beiden  eine  Strafeache 
gehört,  dass  etwa  ein  ordentliches  Gericht  und  ein  Austrägalgericht  einen  und  den- 
selben Fall  für  sich  zur  Entscheidung  in  Anspruch  nehmen.  Was  in  solchen  Fallen 
zu  geschehen  habe,  sagt  weder  das  G.V.G.  noch  die  StP.O.  In  Ermangelung  eines 
beiden  streitenden  Gerichten  gemeinsamen  oberen  Gerichts  '*)  könnte  die  Frage  nur 
durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  ihre  Erledigung  finden  "). 

b)  Auch  zwischen  den  ordentlichen  Gerichten  und  einer  Verwaltungsbehörde 
sind  „Streitigkeiten  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs'*,  d.  h.  darüber  möglich,  ob 
der  „Rechtsweg"  vor  dem  ordentUchen  Gerichte  in  einer  Strafsache  zulässig,  die  Ge- 
richtsbarkeit des  ordentlichen  Gerichts  begründet  ist.  Es  könnte  etwa  ein  ordent- 
liches Gericht  eine  Sache  an  sich  ziehen,  für  die  eine  Verwaltungsbehörde  die  Ent- 
scheidung in  Anspruch  nimmt  Zur  Erledigung  eines  solchen  Kompetenz- 
konflikts**)  würde  die  von  §  17  G.V  G.  genannte  Behörde  berufen  sein,   sofern. 


^*)  Vgl.  dazu  §  3  E.G.  z.  G.V.G.  und  §  3  E.G.  z.  G.V.G.  Abs.  2,  sowie  Löwe 
zu  §  3  E.G.  z.  G.V.G.,  Uli  mann  89.  Auch  die  Regelung  des  Rechtsmittelzugs 
ist  Sache  der  Landesgesetzgebung.  Nach  §  4  E.G.  z.  G.V.G.  können  ordentliche 
Gerichte  zugleich  als  besondere  bestellt  werden;  Löwe  14  zu  §  13  G.V.G.;  der  §  4 
denkt  allerdings  in  erster  Linie  an  die  sog.  freiwillige  Gerichtsbarkeit. 

")  Auch  im  Falle  des  Zusammenhangs  mehrerer  Sachen  ist  das  zu  beachten. 
Sind  z.  B.  ein  Standesherr  und  ein  Nichtstandesherr  Mitthäter,  so  gehört  der  Standes- 
herr vor  das  Austrägalgericht,  der  andere  vor  das  ordentliche.  Die  Sachen  müssten 
also  getrennt  werden.    Vgl.  auch  Gaupp-Stein  9. 

*•)  Vgl.  z.  B.  Postgesetz  vom  28.  Oktober  1871,  §  34  ff.,  Seemannsordnung  vom 
27.  Dezember  1872,  §101;  vgl.  Löwe  im  Anhang.  Dem  Landesrecht  ist  gestattet, 
solches  Verfahren  neu  einzuführen.    Vgl.  noch  §  453  ff.  St.P.O.,  §  6  E.G.  z.  St.P.O.  z.  3. 

*^  Vgl.  noch  unten;  auch  v.  Kries  76.  Die  Verwtdtungs g e r i c h t e  haben 
keine  Strafsachen  zu  entscheiden. 

**)  Der  §  17  G.V.G.  bezieht  sich  nicht  auf  die  besonderen  Gerichte.  Löwe 
4  zu  §  17  G.V.G.,  V.  Kries  115.  In  Ermangelung  eines  Gesetzgebungsaktes  bliebe 
bei  sog.  negativem  Kompetenzkonflikt  die  Sache  straflos.  Für  Bayern  v.  Kries 
115  Anm.  2. 

'••)  Etwa  des  Reichsgerichts  nach  §  3  E.G.  z.  G.V.G.    Löwe  15  zu  §  13  G.V.G. 

*°)  Darüber,  dass  man  von  Zuständigkeits streiten  hier  strenggenommen 
nicht  sprechen  kann,  schon  oben  S.  6.  Die  Behörden  streiten  nicht  über  die  sachliche  Zu- 
ständigkeit im  Sinne  des  G.V.G.,  sondern  über  die  Gerichtsbarkeit  Über 
Kompetenzkonflikte,  d.  h.  hier  Streite  über  Zuständigkeit,  der  ordent- 
lichen Gerichte  untereinander  unten. 
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was  §  17  stillschweigend  voraussetzt,   die   streitenden   Behörden  demselben  Bundes- 
staate angehören  '*). 

VI.  Der  §  4  E.G.  z.  G.V.G.  stellt  den  Grundsatz  der  Trennung  von  Justiz 
und  Verwaltung  auf  **),  gestattet  aber,  dass  den  ordentlichen  Gerichten  Geschäfte  der 
Justizverwaltung  neben  denen  der  Gerichtsbarkeit  übertragen  werden. 
Welche  Geschäfte  zu  der  einen  oder  der  anderen  Art  gehören,  sagt  das  Gesetz  nicht. 
Man  wird  zur  Gerichtsbarkeit  alles  zu  rechnen  haben,  was  die  Untersuchung  und 
Entscheidung  von  Strafsachen  betrifft,  sich  auf  die  Erledigung  des  einzelnen 
Strafprozesses  bezieht,  zur  Justizverwaltung  dagegen  alles,  was  sich  nicht  auf  eine  einzelne 
bestimmte  Sache  bezieht,  sondern  die  Rechtspflege  im  allgemeinen  angeht*').  So 
überträgt  das  G.V.G.  selbst  den  ordentlichen  Gerichten  die  Auswahl  der  Schöffen 
und  Geschworenen  in  §§  36  ff.  G.V.G.,  die  Geschäftsverteilung  gemäss  §§  59  ff.  G.V.G., 
nach  §  483  StP.O.  kann  den  Amtsrichtern  die  Strafvollstreckung  in  bestimmtem  Um- 
fange übertragen  werden.  Die  Geschäfte  der  Präsidenten  der  Kollegialgerichte,  des 
nach  §  22  G.V.G.  die  Dienstaufsicht  führenden  Amtsrichters  gehören  ebenfalls  zur 
Justizverwaltung  **). 

§  12. 
Die  ordentliche  Strafgerichtsbarkeit  im  Reich. 
I.  Die  Strafgerichtsbarkeit  steht  dem  Staate  zu,  der  sie  durch 
seine  Behörden  ausübt.  Die  Frage,  wer  die  ordentliche  Strafgerichts- 
barkeit im  Deutschen  Reiche  hat,  ob  das  Reich  oder  die  Bundes- 
staaten, oder  sowohl  das  Reich  als  die  Bundesstaaten,  lässt  sich 
aus  der  Reichsverfassung  und  ihrer  Geschichte  beantworten  i).  Das 
Reich  hat  zwar  grundsätzlich  die  Gesetzgebung  auf  dem  Ge- 
biete der  Verfassung  der  ordentlichen  Gerichte  und  des  Strafverfahrens 
vor  ihnen  übernommen,  aber  nicht  auch  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit selbst,  abgesehen  von  der  des  Reichsgerichts.  Dem 
entspricht,  dass  die  ordentlichen  Strafgerichte  in  Deutschland  mit  Aus- 
nahme des  Reichsgerichts  bundesstaatliche  bezw.  reichsländische  Ge- 
richte *)  sind,  „Landesbehörden",  wie  sie  §  4  E.G.  z.  G.V.G.  nennt,  dass 

**)  Fälle  der  Art  werden  selten  sein.  Für  Preussen  Löwe  zu  §  17  G.V.G. 
Der  §  17  findet  seine  Hauptanwendung  auf  dem  Gebiete  des  Civilprozesses.  In 
Preussen  besteht  ein  Gerichtshof  zur  Entscheidung  von  Kompetenz- 
konflikten in  Berlin.    Vgl.  noch  §  17  E.G.  z.  G.V.G.  und  v.  Kries  113  ff. 

**)  Über  seine  Bedeutung  unten. 

**)  Ähnlich  U 1 1  m  a  n  n  77,  auch  "W  a  c  h  I,  309,  der  die  gesamte  Gerichts- 
herrlichteit  als  Jiistizrerwaltung  bezeichnet.  P 1  a  n  c  k  I,  33  scheint  zu  meinen, 
dass  nur  die  Gerichte  höherer  Instanz  Justizverwaltungsgeschäfte  zu  erledigen  haben; 
das  ist  jedenfalls  unrichtig.    Vgl.  noch  John  I,  181,  v.  Kries  99,  108. 

•*)  Auf  die  Justizverwaltungsgeschäfte  finden  z.  B.  die  Sätze  der  §§  22  ff.  St.P.O. 
nicht  Anwendung. 

')  Vgl  besonders  Lab  and  n  373  ff.  und  v.  Kries  17  ff. 

*)  Auch  die  elsass-lothringischen  Gerichte  sind  Landes-  und  nicht  Reichs- 
behörden.    Vgl.  üllmann  107,  v.  Kries  97,  auch  Lab  and  II,  364  ff.  Die  ordent- 
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ordentliche  Straf gerichtsbarkeit  sowohl  das  Reich 
als  auch  die  einzelnen  Bundesstaaten  ^)  besitzen  und 
sie  ausüben  innerhalb  der  ihnen  durch  dasG.V.G.  und  die St.P.O. gezogenen 
Grenzen  und  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  dieser  Gesetze  *),  sowie 
unter  dem  durch  die  E.V.  begrenzten  Aufsichtsrecht  des  Reichs^). 

IL  a)  Wer  im  einzelnenFalle  die  ordentliche  Strafgerichts- 
barkeit auszuüben  hat,  ob  ein  bundesstaatliches  Gericht  oder  das  Reichs- 
gericht, ergiebt  sich  aus  den  Sätzen  des  G.V.G.  und  der  St.P.O.  über 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichto^). 

Die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  des  Reichs  in 
Strafsachen  beschränkt  sich  danach  auf  die  Sachen, 
die  das  Reichsgericht  zu  entscheiden  hat^),  in  allen 
anderen  Fällen  ist  die  Gerichtsbarkeit  der  Einzel- 
staaten begründet. 

b)  Welcher    der   Einzelstaaten  im  Einzelfalle    berufen  ist,    eine 


liehe  streitige  Gerichtsbarkeit  bildet  die  „d^^  Eiiizelstaaten  verbliebene  oder  ihnen 
vom  Reich  übertragene  Selbstverwaltung'*;  Laban d  IL  367.  Nach  Art  4  R.ö.  hat 
das  Reich  die  Aufsicht  über  das  gerichtliche  Verfahren  ;  den  kaum  denkbaren  Fall  der 
Justizverweigening  behandelt  Art.  77  R-V. 

»)  Vgl.  ausführüch  John  I,  174  ff.,  Laband  IL  363  ff.,  üllmann  84  ff. 

*)  Vgl.  näheres  unten  bei  der  Zuständigkeit;  auch  v.  K  r  i  e  s  99.  Über 
die  Frage,  inwiefern  sich  die  Sti-afberechtigung  aus  einem  Delikt  mit  der  Fähigkeit, 
die  That  abzuurteilen  deckt,  ob  z.  B.  nicht  das  R  e  i  c  h  aus  der  T  h  a  t  ein  Straf- 
recht erlangt,  während  einem  Bundesstaate  die  prozessuale  (ieltendmachung 
übertragen  ist,  vgl.  ausführlich  Bin  ding  1,  477  ff.,  v.  Kries  103  ff.  Ihre 
nähere  Erörterung  gehört  nicht  in  das  Prozessrecht.  Die  Frage  kann  mir  zweifel- 
haft sein  bei  den  durch  Reichsrecht  behandelten  Delikten.  Aus  der  Übertretung 
einer  landesrechtlichen  Norm  wird  nur  der  betreffende  Bimdesstaat  strafberechtigt. 
Zu  beachten  ist,  dass  die  Strafvollstreckung  grundsützlii^h  dem  Stmit  zusteht,  dessen 
Gerichte  in  ei*stcr  Instanz  erkannt  haben.  An  ihn  fliesst  auch  grundsätzUch,  d.  h. 
soweit  nicht  ausdmcklich  andertjs  bestimmt  wird,  die  (ieldstrafe.  Über  die  Voll- 
streckung der  vom  Reichsgericht  nach  §  136  Abs.  1  G.V.Cr.  erkannten  Strafen  sagt 
das  Reichsrecht  nichts. 

')  Vgl.  dai-über  Laband  IL  367,  v.  Kries  101. 

*)  Eine  Anzahl  von  Bimdesstaaten  haben  miteinander  Vertrüge  abgeschlossen, 
durch  die  entweder  Gebietsteile  des  einen  Bundesstaates  zu  cUmi  (icrichtssprengeln 
eines  andern  geschlagen  werilen,  oder  ein  mehreren  Bundesstaaten  gemeinschaftliches 
Gericht  eingesetzt  wird.  Über  sie  Johnl,  176,  Laband  II,  361,  v.  Kries 
109  f. 

')  Anders  als  in  Civilsachen  ist  es  in  Strafsachen  nicht  nur  höhere,  sondern 
auch  gemäss  §  136  G.V.(j.  erste  Instanz.  Vgl.  auch  Löwe  2  vor  d^'in  IL  Titel  des 
G.V.G.  Im  übrigen  unten  bei  der  sachlichen  Zuständigkeit.  Wenn  das  Reichs- 
gericht als  höchste  Instanz  in  Konsularsachen  entscheidt»t,  so  handelt  es  sich  nicht 
um  seine  ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit.  Anders  scheinbar  Laband  II, 
369,  obwohl  er  die  Konsulargcriciite  zu  den  besonderen  Gerichten  zählt.  Ebenso 
liegt  die  Sache,  wenn  dem  Reichsgericht  in  den  vor  die  bes(mderen  Geri(.'ht  gehörigen 
Sachen  die  Gerichtsbarkeit  als  letzte  Lastanz  gegeben  wüixi ;  §  3  E.G.  z.  G.V.G. 
und  Laband  II,  373. 
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Sache  vor  seinen  Gerichten  yerhandeln  zu  lassen,  bestimmen  insbesondere 
die  Sätze  der  StP.O.  über  den  Gerichtsstand«). 

m a.  Die  Begnadigung  ist  zwar  keine  Handlung  der  Gerichtsbarkeit •), 
aber  dennoch  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Gerichtsbarkeit  zu  erwähnen. 
Die  Frage,  wem  dieses  Recht  im  Reiche  zustehe,  ist  vom  Reichsrecht  nicht  erschöpfend 
geregelt.  Der  §  484  StP.O.  behandelt  nur  die  Sachen,  die  das  Reichsgericht  als 
erste  Instanz  abgeurteilt  hat ").  In  Sachen,  die  das  Reichsgericht  als 
höhere  Instanz  erledigt  hat,  steht  also  das  Begnadigungsrecht  dem  Kaiser 
nicht  zu*0,  selbst  dann  nicht,  wenn  die  Straf that  sich  direkt  gegen  das  Wohl  des 
Reiches  richtete  '*).  Bezüglich  aller  der  nicht  unter  §  485  St.P.O.  fallenden  Sachen 
bleibt  das  Landesrecht  in  Kraft '").  Es  besteht  in  ihnen  auch  kein  konkurrierendes 
kaiserliches  Begnadigungsrecht.  In  höherer  Instanz  kann  nun  das  Reichsgericht 
regeknässig ")  nur  erkennen  in  Sachen ,  die  in  erster  Instanz  vor  dem 
Landgericht  oder  dem  Schwurgericht  zur  Entscheidung  gekommen  sind.  Da  eine 
Zwischeninstanz  zwischen  ihnen  und  dem  Reichsgericht  nicht  vorhanden  ist,  so  muss 
man  die  Begnadiguog  dem  Staate  zuweisen,  dessen  Gericht  in  erster  Instanz 
geurteilt  hat ").  Das  ist  ja  auch  dem  Prinzip  des  §  484  St.P.O.  entsprechend.  Die 
HegDadiguiLg  eines  jeden  Bundesstaats  hat  "Wirkung  im  ganzen  Reichsgebiete  '*). 

lY.  a)  Die  Abolition,  d.  h.  die  Niederschlagung  eines  Prozesses  ist  im  Reichs- 
recht überhaupt  nicht  erwähnt  Dass  der  Kaiser  in  den  von  §  484  StP.O.  ge- 
nannten Sachen  ein  Kiederschlagungsrecht  nicht  hat,  ist  unbestritten. 

b)  Streitig  ist  dagegen,  ob  die  Abolition  in  den  Bundesstaaten,  deren  Ver- 
fassungen sie  kennen,  nach  dem  1.  Oktober  1889  noch  zulässig  ist  Die  herrschende 
Meinung  bejaht  die  Frage"). 

•)  Vgl.  darüber  unten. 

•)  Über  die  juristische  Natur  der  Begnadigung  L  a  b  a  n  d  IE,  480  ff. ;  er  hält 
sie  für  einen  „ausserordentlichen,  im  Verfassungsrecht  zwar  zugelassenen, 
aber  im  Prozessrecht  nicht  geregelten  Verwaltungsak  t". 

**)  Nicht  nur  die  des  §  136  G.V.G.  Auch  auf  Sachen,  die  wegen  ihres  Zu- 
sammenhangs mit  einem  Fall  des  §  136  an  das  Reichsgericht  konmien,  findet  §  484 
Anwendung,  auch  dann,  wenn  das  Reichsgericht  die  Sache  zu  Unrecht  an  sich  ge- 
zogen hätte. 

")  Abgesehen  von  Sachen,  in  denen  elsass-lothringische  Gerichte  geurteilt 
haben;  Binding  I,  866;  Laband  II,  487. 

")  Vgl.  über  die  Begnadigung  überhaupt  die  ausführliche  Darstellung  bei 
Binding  I,  860  ff. 

";  Laband  n,  484  ff.  Im  einzelnen  ist  manches  unklar  und  streitig; 
^gl.  Löwe  9  und  10a  vor  dem  II.  Titel  des  G.V.G. 

")  Vgl  aber  auch  §  136  Abs.  3  G.V.G. 

";  So  auch  Laband  n,  489,  L  ö  w  e  12  vor  Titel  n  des  G.V.G. ;  B  i  n  d  i  ng  I, 
864  ff.  u.  s.  w. 

")  Bezüglich  der  Regelung  des  Begnadigungsrechts  in  den  Gerichtsbarkeits- 
konventionen vgl.  V.  Kries  109  und  Laband  U,  489,  Löwe  17  vor  Tit  II 
des  G.V.G. 

*^)  Abolition  ist  anders  als  die  Begnadigung  ein  direkter  Eingriff  in  die  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit,  sie  zwingt  den  Richter,  wenn  ein  Ver- 
fahren begonnen  ist,  dies  Verfahren  einzustellen.  Die  Gründe,  aus 
denen  eine  Einstellung  statthaft  ist,  sind  in  der  St.P.O.  erschöpfend  ausgeführt. 
Die  Abolition  findet  sich  nicht  imter  ihnen.  Landesrecht  kann  die  Griinde  nicht 
vermehren,    das  Reichsrecht  geht  ihm  vor.     Daraus    folgt  für  Preussen,   des.sen  V.U. 
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34  ^i®  Ausdehnung  der  ordentliohen  Stra^erichtsbarkeit  §  13. 

§  13. 
DieAusdehnung 
der  ordentlichen  Strafgerichtsbarkeit. 
I.     a)  Gerichtsbarkeit  ist   das  Recht   zu   gerichtlicher  Thätigkeit, 
d.  h.  hier  zur  Untersuchung   und  Entscheidung  von  Strafsachen.    Die 
deutschen  ordentlichen  Gerichte  haben  in  den  Sachen  thätig  zu  werden, 
die  ilinen  das  Gesetz  zur  Erledigung  zuweist,  d.  h.  in  den  Sachen,  die 
in  Deutschland    nach    deutscliem    oder   ausländischem   Strafgesetz 
strafbar   und  nach  den  Strafprozessgesetzen   vor   den  ordent- 
lichen Gerichten  zu  verhandeln  sind  ^). 

b)  Die  Gesamtheit  der  den  ordentlichen  Gerichten  zugewiesenen 
Strafsachen  wird  nach  vom  Gesetz  bestimmten  Regeln  verteilt  an  die 
Gerichte  I.  Instanz  2).  Die  gesetzliche  Zuweisung  einer  Sache  an  ein 
bestimmtes  Gericht  lässt  für  dieses  Gericht  die  Pflicht  ent- 
stehen, in  dieser  Sache  „die  Gerichtsbarkeit"  auszuüben,  d.  h.  alle  die 
Handlungen  vorzunehmen,  zu  denen  das  Prozessgesetz  das  Gericht 
beruft. 

-  IL     Oberster   Grundsatz  des   deutschen   Prozessrechts  ist,    dass 
der   Gerichtsbarkeit    eines   jeden    deutschen    ordentlichen 


in  Art.  49  ein  Gesetz  zur  Abolition  verlangt,  die  ünzulässigkeit  der 
Abolition,  denn  dies  Landesgesetz  würde  dem  Reiohsgesetz  widersprechen.  Das 
gleiche  würde  aber  auch  anzunehmen  sein  in  den  Bundesstaaten,  in  denen  nicht 
einmal  ein  Gesetz  nötig  ist.  So  auch  John  I,  108,  der  auf  die  Ähnlichkeit 
zwischen  Abolition  und  Kabinetsjustiz  hinweist.  Mit  dem  G.V.G.  lässt  sich  ein  Fort- 
bestehen der  Abolition  schwer  vereinen.  A.  M.  Lab  and  II,  486,  Löwe  10  b  vor 
II.  Tit.  G.V.G.,  V.  Kries  106.  In  Fällen,  in  denen  eine  Sache  von  einem  bundes- 
staatlichen Gericht  in  die  höhere  Instanz  an  das  Reichsgericht  gegangen  ist,  wird 
auch  vom  Standpunkt  der  heri-schenden  Ansicht  aus  die  Zulässigkeit  der  Abolition 
verneint  werden  müssen.  Vgl.  noch  Lab  and  II,  490.  Der  abolierende  Staat  kann 
nur  seinen  Behörden  etw^as  befehlen.  Die  Abolition  kann  also  jedenfalls  nur  in  dem 
abolierenden  Staate  wirken.  A.  M  zum  Teil  Löwe  13  a  und  6  vor  dem  II.  Tit.  G.V.G., 
Lab  and  11,  491,  eingehend  auch  v.  Kries  104  ff.,  der  zwischen  reichsrechtlich 
und  landes  rechtlich  bedrohten  Thateo  unterecheidet.  Die  Klageerhebung  kann  dem 
Staatsanwalt  nach  der  herrschenden  Ansicht  schon  gemäss  §§  147,  148  G.V.G.  untersagt 
werden,  auch  kann  er  bis  zur  Eröffnung  der  Untei-suchung  zur  Klagezurücknahme  an- 
gewiesen wei-den.  Würde  in  einem  Staat  ein  Verfahren  infolge  von  Abolition  eingestellt, 
80  wiinle  das  einem  neuen  Verfahren  nur  in  diesem  Staate,  nicht  auch  in  einem 
anderen  Staate,  sofern  etwa  auch  in  ihm  ein  Gericht  für  die  Sache  zuständig  Ist,  ent- 
gegenstehen. So  auch  V.  Kries  105,  a.  M.  Lab  and  a.  a.  0.  Der  §210  St.P.0. 
trifft  hier  nicht  zu,  und  aus  §  12  St.P.O.  geht  nicht  hervor,  dass  durch  Ei-öffnung 
einer  Untersuchung,  die  später  wieder  eingestellt  würde,  die  Zuständigkeit  eines  jeden 
anderen  Gerichts  auch  in  anderen  Bundesstaaten  endgiltig  consumiert  werde.  Das 
hier  Gesagte  gilt  nur  für  Strafsachen,  die  vor  die  ordentlichen  Gericht«  gehören. 

*)  Ob  die  That  im  Inland  oder  Ausland  begangen  ist,  ob  der  Thäter  ein  Deutscher 
oder  ein  Ausländer  ist,  ist  dabei  gleichgiltig. 

*)  Vgl.  die  Sätze  über  die  sachliche  und  örtliche  Zuständigkeit  unten. 
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§  13.  Die  Ausdehnung  der  ordentlichen  Strafgericbts barkeit.  35 

Gerichtes   jede   Person  und  jede   Sache   unterworfen 
ist,  die  sich  in  Deutschland  befindet*). 

a)  Jedem  ordentlichen  Gericht  ist  durch  das  Gesetz  *)  ein  bestimmtes 
räumliches  Gebiet,  ein  Gerichtsbezirk,  Gerichtssprengel  zugewiesen ;  inner- 
halb dieses  Sprengeis  und  nur  innerhalb  desselben  ist  das  Gericht  zur 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  berufen.  Zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
ausserhalb  des  Bezirks  ist  das  Gericht  grundsätzlich  nicht  befugt^). 

b)  Nun  ist  aber  das  einzelne  Gericht  das  Glied  einer  höheren  Ge- 
meinschaft; die  Gerichte  eines  jeden  Staats  sind  derselben  Gerichts- 
herrlichkeit entsprungen.  Wird  eine  Handlung  ausserhalb  des  Sprengeis 
eines  Gerichts  erforderlich,  bedarf  etwa  ein  Gericht  einer  Augenscheins- 
einnahme  an  einem  nicht  in  seinem  Bezirk  befindlichen  Gegenstände, 
so  ist  das  Gericht  des  Bezirks,  in  dem  der  Augenschein  einzunehmen 
ist,  naturgemäss  berufen,  dem  anderen  Gericht  Hilfe,  sog.  Rechts- 
hilfe zu  leisten,  für  das  andere  am  Handeln  selbst  verhinderte  Gericht 
die  Handlung  vorzunehmen. 

c)  Daraus  würde  sich  die  Bechtshilfepilicht  zunächst  nur  für  die 
Gerichte  desselben  Bundesstaats  ergeben.  Aber  schon  die  Gesetzgebung 
des  norddeutschen  Bundes  hatte  diesen  Gedanken  über  die  Grenzen 
des  einzelnen  Bundesstaats  ausgedehnt*).  Das  gleiche  hat  das  G.V.G. 
bezuglich  des  Reichsgebiets  gethan.  Nach  dem  G.V.G.  stehen  die  ordent- 
lichen Gerichte,  obwohl  sie,  abgesehen  vom  Reichsgericht,  bundesstaatliche 
Behörden  sind,  zu  einander,  als  seien  sie  Gerichte  des  Reichs  ^).  Das 
G.V.G.  und  die  St.P.O.  gehen  davon  aus,  dass  Befehle  und  Ent- 
scheidungen eines  jeden  deutscheu  ordentlichen  Ge- 
richts in  ganz  Deutschland  wirksam®)  und  vollstreck- 
bar sind,  und  dass  jeder,  der  sich  in  Deutschland 
aufhält,  mag  er  Inländer  oder  Ausländer  sein,  den 
Anordnungen  eines  jeden  deutschen  ordentlichen 
Gerichts  Folge  leisten  muss. 


»)  Vgl.  aber  §  ICl  GV.G. 

*)  Für  das  Reichsgerichts  ist  das  durch  das  Reichsrecht,  für  die  übrigen 
Gerichte  durch  Landesreclit  geschehen. 

•)  Das  ist  herrschende  Meinung.  Abweichend  v.  K  r  i  e  s  82  ff.  Wenn 
V.  K  r  i  e  s  83  Gerichtsbarkeit  als  „Ausübung  der  Staatsgewalt"  bezeichnet,  so  müsste 
er  wohl  folgerichtig  die  Gerichtsbarkeit  auch  wie  die  Staatsgewalt  als  territorial 
begrenzt  ansehen. 

^  Über  das  Rechtshilfegesetz  von  1869  unten. 

^)  Vgl.  auch  Löwe  5  vor  dem  II.  Titel  G.V.G.,  aber  auch  §  394  Abs.  2  St.P.O. 

•)  Die  in  einem  Staate  begründete  Rechtshängigkeit  und  Rechtskraft  wirkt  über 
das  ganze  Reich. 
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36  Dio  Ausdehnung  der  ordentlichen  Strafgerichtsbarkeit.  §  13. 

d)  Da  kein  Gericht  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ausserhalb 
seines  Sprengeis  berufen  ist,  kann  auch  von  einer  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit ausserhalb  des  Reichs  für  ein  ordentliches  deutsches 
Gericht  nicht  die  Rede  sein.  Akte  der  Gerichtsbarkeit  kann 
ein  deutsches  Gericht  nur  in  Deutschland  vornehmen®). 
Handlungen,  ausserhalb  Deutschlands  von  einem  deutschen  Richter 
vorgenommen  1%  wären  für  den  Strafprozess  unbenutzbar.  Werden 
solche  Handlungen  nötig,  so  muss  der  deutsche  Richter  die  aus- 
ländische Behörde  um  ihre  Hilfe  ersuchen.  Ein  Überschreiten  der 
Grenzen  Deutschlands  wäre  ein  Eingriff  in  die  Hoheitsrechte  des  Aus- 
landes. Das  Gebiet  für  die  Ausübung  der  deutschen 
ordentlichen   Gerichtsbarkeit   ist  Deutschland. 

e)  Die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  umfasst  die  verschieden- 
artigsten  Handlungen.  Das  Gericht  untersucht  und  entscheidet  Straf- 
sachen ;  aber  es  verschafft  sich  z.  B.  auch  durch  direkten  Zwang 
gegen  Personen  und  Sachen  das  zur  Entscheidung  erforder- 
liche ProzessmateriaU^).  Alle  diese  Handlungen  machen  zusammen- 
gefasst  die  Gerichtsbarkeit  aus.  Dieser  Gerichtsgewalt  sind,  soweit  das 
Gesetz  nichts  abweichendes  bestimmt,  alle  Personen  und  Sachen  unter- 
worfen ^^j^  die  sich  im  Gebiet  des  deutschen  Reichs  be- 
finden. Diese  Personen  und  Sachen  sind  der  deutschen  Gerichts- 
barkeit voll  unterworfen.  Anders  die  im  Auslande  befindlichen  Per- 
sonen und  Sachen.  Eine  Verhaftung  eines  Inländers  oder  Ausländers 
istimlnlande  ohne  weiteres  zulässig,  eine  Verhaftung  eines  Inländers 
oder  Ausländers  durch  einen  deutschen  Beamten  im  Auslande  ist 
nach  unserem  geltenden  Recht,  obwohl  dieSt.P.0.  es  nicht  ausdrücklich 
bestimmt,  ja  gerade  w  e  i  1  sie  es  nicht  bestimmt,  grundsätzlich  unzulässig  '^). 
Mit  dem   Augenblick,   in   dem   die   Sache  oder  Person   die   deutsche 


•)  Die  historische  Entwickelung  zeigt,  dass  das  heute  in  Deutschland 
Rechtens  ist. 

*®)  Man  denke  an  Zeugenvernehmungen  u.  s.  w. 

")  Vgl.  z.  B.  unten  die  Verhaftung,  Beschlagnahme  u.  s.  w. 

**)  Über  die  Ausnahmen  vgl.  imten  zu  IL 

")  Das  ist  auch  die  völkerrechtliche  Praxis;  man  denke  auch  an  die  Aus- 
ieferung.  Es  wäre  denkbar,  dass  deutsches  Recht  einseitig  das  Gegenteil  bestimmte. 
Ein  solches  Gesetz  wäre  dann  zweifellos  gültiges  deutsches  Prozessrecht.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  nicht  das  Ausland  sich  gegen  eine  praktische  Ausübung  dei-ai-tiger 
Sätze  wehren  würde.  Bisher  hat  Deutschland  ein  solches  Gesetz,  das  als  Gebiet 
deutscher  (ierichtsbarkeit  auch  das  Ausland  ansieht,  noch  nicht  erlassen.  Bezüglich 
der  Beschlagnahme  wird  in  §326  St.P.O.  ausdrücklich  bestimmt,  sie  ergreife  nur  das 
inländische  Vermögen  des  Beschuldigten. 
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§  13.  Die  AusdehnuDg  der  OTdentlichen  Stra^richisbarkeit.  H7 

Grenze  hinter  sich  hat,  ist  sie  der  deutschen  Oerichtsharkeit  in  dieser 
Beziehung  ohne  weiteres  entzogen. 

in.  Ist  nun  auch  die  Möghehkeit,  Handlungen  der  deutschen 
ordentlichen  Oerichtsharkeit  Yorzunehmen,  auf  Deutschland  und  das 
in  ihm  Befindliche  beschränkt,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  auch 
die  Wirkungen  von  Handlungen  der  deutschen  ordentlichen  Gerichte 
nicht  über  die  Grenzen  Deutschlands**)  hinausreichen  und  umgekehrt 
Handlungen  ausländischer  Gerichtsbarkeit  in  Deutschland  Wirkungen 
äussern.    Letzteres  ist  z.  B.  nach  §  5  StG.B.  der  Fall "). 

IL  Von  diesem  Grundsatze  giebt  es  reichsrechtliche**)  Aus- 
nahmen. 

a)  Die  sog.  Exterritorialen*^),  von  denen  die  §  ISff.G.V.G. 
einige  nennen,  können  wogen  ihrer  Handlungen  von  deutschen  Ge- 
richten nicht  verfolgt  werden,  weil,  wie  §  18  G.V.G.  deutlich 
bestimmt,  auf  sie  die  inländische  Gerichtsbarkeit  sich  nicht 
erstreckt**).  Ihre  That  ist  zwar  ein  Verbrechen,  wie  die  des 
Nicht-Exterritorialen,  aber  das  Verbrechen  Ist  wegen  ihrer  Ausnahme- 


'*)  Das  Rechtshilfe-Gesetz  von  1869  ging  davon  aus,  dass  die  Gerichtsbarkeit 
eines  Bundesstaats  Wirkungen  auch  in  den  übrigen  Bundesstaaten  äussern  sollte.  Es 
bestimmte  d&s  ausdrücklich,  was  beweist,  da^ss  man  das  nicht  als  selbstverständlich 
annahm.  So  wurde  angeordnet  in  §  19,  dass  die  in  einem  Bundesstaat  begründete 
Rechtshängigkeit  auch  in  den  anderen  Bundesstaaten  geltend  gemacht  werden 
könne.  Bezüglich  der  Rechtskraft  Wirkungen  über  die  territoriale  Grenze  hinaus 
z.  B.  §5^.8t.G.B.  und  La  band  II,  363:  „Rechtskraft  beruht  auf  der  Zwangsgewalt 
des  Staats  und  ist  deshalb  territorial  begrenzt-S 

'')  (legen   die   herrschende  Meinung  auch  hier  v.  E  r  i  e  s  82  ff. 

'•)  Ijandesrecht  kann  sie  weder  erweitem  noch  einschränken. 

")  Vgl.  dazu  die  kritischen  Bemerkungen  bei  v.  K  r  i  e  s  85.  Die  §  18  ff. 
behandeln  nur  das  Gesandtschaftspersonal  imd  wollen  die  „Materie"  der 
Exterritorialität  nicht  erschöpfen.  Wer  ausser  den  in  §  18  ff.  Genannten  exterri- 
torial ist,  bestimmt  das  Völkerrecht.  Dahin  gehören  z.  B.  fremde  Monarchen, 
Regenten,  Präsidenten  fremder  Republiken,  geschlossene 
fremde  Truppenkörper,  fremde  Kriegsschiffe,  Steuer-, 
Eisenbahn-  etc.  Beamte  u.  s.  w.  Der  §  18  spricht  allgemein  von  „Chefs 
und  Mitgliedern^*,  um  eine  Aufzählung  der  einzeln(m  Arten  der  gesandtschaftlichen 
Ämter  zu  vermeiden.  Nach  Abs.  2  ist  z.  B.  der  preussische  Gesandte  in  München 
von  der  bayerischen  Gerichtsbarkeit,  nicht  aber  von  der  des  Reichs  (vgl.  z.  B. 
§  136  Abs.  1  G.V.G.)  oder  eines  anderen  Bundesstaats  befreit;  das  gleiche  gilt  für 
die  von  nicht-deutschen  Staaten  bei  einem  Bundesstaat  beglaubigten  Gesandten  etc. 
Nach  Abs,  2  sind  die  nicht  -preussischen  Bundesrats  -  Mitglieder  der 
preussischen  Gerichtsbarkeit  nicht  unterworfen.  Vgl.  Löwe  6  zu§18  G.V.G.,  auch 
Art  10  R.V.,  sowie  v.  Kr  ies  87,  Lab  and  II,  356. 

*•)  In  keiner  Weise.  Es  kann  keine  Handhmg  der  Gerichtsbarkeit  in  Deutsch- 
land gegen  sie  vorgenommen  werden.  Sie  können  weder  angeklagt,  noch  verhaftet 
noch  zum  Zeugnis  gezwungen  werden.  Durchsuchungen  sind  bei  ihnen  unzu- 
lässig u.  8.  w.    Vgl.  noch  L  ö  w  e  7  zu  §  18  G.V.G. 
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Stellung  in  Deutschland  nicht  verfolgbar  ^^).  Die  gleiche  strafprozessuale 
Stellung  haben  die  in  §  19  G.V.G.  Genannten  *oj  Die  ,4°^  deutschen 
Reiche  angestellten  Konsuln",  mögen  sie  Wahl-  oder  Berufskonsuln 
sein,  sind  dagegen  nur  dann  exterritorial,  wenn  und  soweit  ihnen 
durch  Verträge  diese  Stellung  eingeräumt  ist  2^). 

b)  Eine  Reihe  von  Personen,  insbesondere  alle  Militär- 
personen**), unterstehen  nach  §  7  E.G.  z.  G.  V.G.,  sofern  sie  als  B  e  - 

*•)  Keineswegs  sind  diese  Personen  etwa  »legibus  soluti«,  wie  die  deutschen 
Fürsten,  die  dem  materiellen  Straf  recht  nach  herrschender  Ansicht  nicht 
unterworfen  sind.  Ihre  Ausnahmestellung  ist  lediglich  eine  strafprozessuale. 
Es  fehlt  bei  dem  Exterritorialen  nicht  an  einer  ,,Bedingung  der  Strafbarkeit" ;  Nicht- 
vorliegen  von  Exterritorialität  ist  vielmehr  P  r 0  z  e  s  s  v  0  r  a u  s  s  e  t  z  u  n  g ;  ihr  Vorhegon 
hindert  das  Zustandekommen,  ihr  Eintritt  während  des  Prozesses  das  Weiterbestehen  des 
.Prozessverhältnisses.  Wäre  gegen  einen  Exterritorialen  Anklage  erhoben,  so  würde 
das  Gericht  ihn  nicht  etwa  freizusprechen  haben,  es  müsste  vielmehr  das  Verfahren 
eingestellt  werden.  Würde  dann  die  Eigenschaft  als  Exterritorialer  aufhören, 
etwa  der  BedieDstete,  der  gestohlen  hat,  vom  Gesandten  entlassen  werden,  so  würde 
mit  d^m  Augenblick  auch  das  Prozesshindemis  wegfallen  und  eine  Verfolgung  bezw. 
Verurteilung  des  früheren  Exterritorialen  möglich  werden.  Vgl.  auch  hier  E.  XVII, 
51,  B.  X.  83.  Anders  stehen  die  von  der  Herrschaft  des  materiellen  Strafrechts  be- 
freiten, die  „legibus  soluti*\  Wer  im  Augenblick  der  That  „legibus  solutiLS''  ist, 
ist  freizusprechen.  Beim  Exterritorialen  kommt  es  gar  nicht  auf  den  Augenblick  der 
That,  sondern  auf  die  Zeit  des  Prozesses  an.  Vgl.  noch  B i n d i n g  I,  685, 
sowie  Beling,  Exterritorialität  (1896).  A.  M.  v.  Liszt  §  21,  v.  Kries  87. 
Dass  die  Exterritorialen  wegen  der  in  ihrer  Stellung  begangenen  Thaten  in  ihrem 
Heimatsstaate  gestraft  werden  können,  ist  nach  der  hier  vertretenen  Ansicht 
selbstverständlich.  Ebenso  kann  das  in  dem  Staate  geschehen,  in  dem  sie  nicht 
als  Exterritoriale  gelten.  Da  der  „legibus  solutus"  im  Augenbück  der  That  den  Straf- 
gesetzen nicht  untersteht,  ist,  im  Gegensatz  zu  den  Exterritorialen,  auch  nach  Auf- 
hören, z.  B.  der  Kegenteneigenschaft,  eine  Verurteilung  unmögüch,  ebenso  wie  es  eine 
Verurteilung  etwa  im  Auslande  sein  würde.  Gegen  den  Ausdruck  „Exterritoriale'* 
V.  Krieg  85. 

'•)  Bedienstete  sind  nicht  nur  die  Dienstboten,  sondern  auch  z.  B.  Haus- 
lehrer u.  8.  w. 

")  Vgl.  dazu  auch  E.  XVn,  51,  R  X,  83.  Eine  Aufzeichnung  der  Konsular- 
verträge in  der  Textausgabe  von  He  11  weg  hinter  §  21  G.V.G.  Vgl.  auch  Hauck 
zu  §  21  G.V.G. 

'■)  Darüber  H  e  c  k  e  r ,  Lehrbuch  des  Militärstrafrechts  21  ff.  Für 
Preussen  kommt  in  Frage  die  M.G.O.  vom  3.  April  1845,  die  nach  Art.  61 
R.V.  in  den  übrigen  Bundesstaaten,  abgesehen  von  Sachsen,  Bayern  und  Württem- 
berg, eingeführt  ist,  und  auch  in  Elsass-Lothringen  gilt  Vgl.  das  Nähere  in 
§§  2,  4,  6,  8,  18  der  M.G.O.,  aus  denen  sich  die  einzelnen  den  Militärgerichten 
unterworfenen  Personengruppen  ergeben.  Dazu  R,G.  vom  3.  Mai  1890.  Das 
M.StG.B.  ändert  die  Bestinmiungen  der  M.G.O.,  soweit  sie  die  Personen  betreffen, 
die  den  Militärgerichten  unterstehen,  nicht  ab.  Der  §  4  M.St.G.B.  will  nur  sagen, 
was  unter  „Müitärpersonen**  im  Sinne  des  M.StG.B.  zu  verstehen  ist  Die  Be- 
grenzung zwischen  der  Gerichtsbarkeit  der  ordentlichen  (lerichte  und  der  Militär- 
gerichte ist  im  einzelnen  sehr  kompüziert;  vgl.  v.  Kries  70  ff.  Zweifel  sind 
bezüglich  des  Kartelltragens  von  Reserveoffizieren  entstanden;  M.G.O.  §6,  3,  5,  dazu 
E.  XVn,  243,  B.  X,  258,  die  nicht  unbedenklich  erscheint  In  gewissen  Fällen 
haben  die  ordentlichen  Gerichte  auch  über  Militäipersonen  Gerichtsbarkeit,  insbesondere 
in  Polizeisachen;  §  3  M.G.O.  Vgl.  die  Rechtsprechung  des  R.G.  vollständig 
bei  L  ö  w  e  3  a  zu  §  7  E.G.  z.  G.V.G. 
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schuldigte '')  in  Frage  kommen^  nicht  der  Gerichtsbarkeit  der 
ordentlichen  Gerichte,  sondern  derjenigen  der  Militärgerichte. 
Sie  unterstehen  diesen  Gerichten,  solange  sie  Militärpersonen  sind "). 
Mit  dem  Aufhören  dieser  Eigenschaft  fallen  sie  wieder  unter  die  Ge- 
richtsbarkeit der  ordentlichen  Gerichte.  Es  ist  also  ganz  gleichgiltig 
der  Augenblick  der  That,  um  die  es  sich  handelt,  es  kommt  allein 
auf  den  Zeitpunkt  des  Prozesses  an,  die  Militäreigenschaft  im 
Augenblick  der  That  kann  grundsätzlich  nur  von  Bedeutung  sein  für 
das  anzuwendende  Str afrech t**).  Stellt  sich  im  Laufe  des  Prozesses 
die  Militäreigenschaft  des  Beschuldigten  heraus,  so  ist  das  Verfahren 
vor  dem  ordentlichen  Gericht  einzustellen';  es  fehlt  an  einer  not- 
wendigen Prozessvoraussetzung"),  deren  Mangel  von  Amts 
wegen  zu  beachten  ist*^. 

c)  Die  in  §  5  E.G.  z.  G.V.G.  genannten  Mitglieder  deutscher 
landesherrlicher  bezw.  fürstlicher  Familien  sind  nicht 
etwa  „legibus  soluti",  wie  die  Landesherren  selbst  2«).  Sie  sind  nur  Dicht  ohne 
weiteres  der  Gerichtsbarkeit  der  ordentlichen  Strafgerichte  unterworfen. 
Landes-  und  Hausgesetze  können  die  Gerichtsbarkeit  eines  besonderen 


")  Anders  stehen  sie  als  Zeugen ;  vgl.  §  48  StP.O.  und  unten. 

**)  Der  §  11  M.G.O.  hestimmt,  dass  dem  Civilgericht  für  die  Sache  z.  B. 
trotz  Eintritts  des  Angeklagten  als  Soldat  „die  fernere  Verhandlung"  verbleiben  soll, 
wenn  „dem  Angeschuldigten  vor  dem  Eintritt  in  den  Dienststand  das  Erkenntnis 
erster  Instanz  bereits  publiziert"  war.  Vgl.  auch  bezüghch  der  ,,vor  dem  Eintritt  in 
den  Dienststand**  begangenen  strafbaren  Handlungen  §  9  u.  §  10  M.G.O.  Anders 
Tit8Bayr.M.G.O.  Der  §  11  M.G.O.  trifft  auch  zu,  wenn  das  Erkenntnis  ei-ster  Instanz 
in  der  Revisionsinstanz  aufgehoben  und  die  Sache  in  die  erste  Instanz  zurückgewiesen 
wird.  Auch  in  diesem  Falle  bleibt  die  Sache  vor  dem  Civilgericht  anhängig,  denn 
das  „Erkenntnis  erster  Instanz"  ist  dem  Angeschuldigten  „publiziert" ;  E.  XXII.  815. 
Bezüglich  der  Fortdauer  des  Militär-Gerichtsstandes  nach  der  Entlassung  vgl.  öayr. 
M.G.O.  Art  9.  Eine  dem  §  11  Pr.  M.G.O.  entsprechende  Bestimmimg  scheint 
in  der  Bayr.  M.G.O.  von  1869*  zu  fehlen. 

'*)  Man  nehme  an,  der  zu  einer  Übimg  eingezogene  Reservist  habe  eine  Unter- 
schlagung gemäss  §  138  M.StG.Bs.  begangen.  Die  Sache  wird  entdeckt  erst  nach 
Beendigung  der  Übung.  DerThätergehört  vor  das  ordentliche  Gericht,  denn  er  ist  zur 
Zeit  des  Prozesses  nicht  mehr  der  Militärgerichtsbarkeit  unter^'orfen ;  aber  das 
ordentliche  Gericht  hat  auf  die  That  nicht  §  24(5  St.G.Bs.,  sondern  §  138  M.StG.Bs. 
anzuwenden,  da  zur  Zeit  der  That  der  Beschuldigte  diesem  unterstand. 

•®)  Vgl.  darüber  schon  oben. 

*^)  Vgl.  E.  XVII,  245,  auch  G.  36,  457,  die  aber  vor  dem  Reichs-Gesetz  vom 
3.  Mai  1890  ergingen.  Die  Prüfung  hat  selbst  dann  zu  erfolgen,  wenn  etwa  das  Militär- 
gericht erklärt,  es  überlasse  die  Sache  dem  ordentlichen  Gericht;  E.  XVIIl,  51, 
R.  X,  470. 

^)  Der  Satz  ,.princeps  legibus  solutus"  hat  nicht  geändert  werden  sollen  und 
zwar  sind  die  Bundesfürsten  „soluti"  nicht  nur  im  Gebiet  ihres  Staats,  sondern  in 
dem  des  Reichs.  Auch  dem  Reichsgericht  unterstehen  sie  nicht,  weil  sie  Mitträger  der 
Reichssouveränität  sind;  v.  Kries  84;  a.  M.  John  11,  16,  aber  auch  I,  99- 
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Gerichts  für  jene  Personen  begründen  *^),  ihnen  einen  sog.  „privilegierten 
Gerichtsstand"  zuweisen»®). 

d)  Die  deutschen  Standesherren  unterstehen  nach  §  7 
E.G.  z.  G.T.G.  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  als  Beschuldigte  insoweit 
nicht,  als  ihnen  durch  Landesgesetz  der  privilegierte  Gerichtsstand  vor 
Austrägalgerichten  gewährt  ist »^).  Soweit  solche  nicht  bestehen, 
nehmen  die  Standesherren  keine  Sonderstellung  ein»').  Standesherren 
sind  nur  die  Häupter,  aber  nicht  auch  die  übrigen  Mitglieder 
einer  Reihe  der  vormals  reichsunmittelbaren  fürstlichen 
und  gräflichen  Häuser»»). 

e)  Die  Mitglieder  gesetzgebender  deutscher  Versammlungen 
sind  in  gewissem  Umfange  der  Gerichtsbarkeit  entzogen.  Nach  Art.  31 
R.V.  kann  ohne  Genehmigung  des  Reichstags  kein  Mitglied  des  Reichs- 
tags während  der  Sitzungsperiode  wegen  einer  straf  baren  Hand- 
lung zur  Untersuchung  gezogen  oder  verhaftet  werden, 
ausser   wenn    es    bei  Ausübung    der  That   oder    im  Laufe    des  nach- 


*■)  L  a  b  a  n  d  II,  357,  Anm.  3.  In  Preussen  findet  den  Angehörigen  des  König- 
lichen Haiises  gegenüber  ein  Strafverfahren  nicht  statt ;  v.  K  r  i  e  s  74. 

••)  Es  ist  zu  beachten,  dass  hier  das  "Wort  „Gerichtsstand**  nicht  in  dem  Sinne 
der  SiP.O.  verwendet  wird ;  es  handelt  sich  um  ein  Gerichtsbarkeits privileg, 
nicht  um  ein  Zuständigkeitsprivileg,  um  eine  Gerichtsbarkeit sexemtion,  nicht  um  eine 
Zuständigkeitsexemtion.  Die  bereits  bestehenden  Bestimmungen  bleiben  in  Kraft,  neue 
können  erlassen  werden.  Vgl.  auch  §  4  E.G.  z.  St.P.O.  Diese  Befreiung  von  der  ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit  ist  für  die  in  §  5  E.G.  z.  G.V.G.  genannten  für  das  ganze  (jebietder 
ordentlichen  Gerichtsbarkeit  gegeben,  also  nicht  nur  in  dem  Staat,  dem  die  (jenannten 
angehören,  für  die  Familie  Hohenzollem  etwa  gar  nur  in  HohenzoUem.  In  den 
Reichslanden  würde  bei  anderer  Meinung  §  5  E.(t.  gar  nicht  anwendbar  sein.  Vgl. 
Lab  and  11,  358,  Bind  ing  49,  a.  M.  Löwe  3  zu  §  4  E.G.  z.  St.P.O.,  John  I, 
900,  Glaser  I,  285  etc.  Löwe  4  zu  §  4  E.G.  z.  St.P.O.  schränkt  seine  Meinung 
etwas   ein. 

•*)  Über  die  Austrägalgerichte  schon  oben  S.  29.  Neue  Gesetze  dürfen  nicht  mehr 
erlassen  werden,  nur  das  bereits  „gewährte"  Recht  bleibt  bestehen.  Eine  Abschaffung 
des  Privilegs,  also  Wegfall  der  Ausnahme  von  der  Regel  darf  der  einzebie  Staat 
beschliessen ;  Löwe  8  zu  §  7  E.G.  z.  G.V.G.  Man  wird  das  Privileg  jedem  Standes- 
herm  für  ganz  Deutschland  zubilligen  müssen,  sodass  er  in  seinem  Heimatsstaate 
den  Gerichtsstand  auch  wegen  des  in  einem  anderen  Staate  begangenen  Delikts  behält. 
Vgl.  auch  oben  Anm.  30. 

■*)  Sie  haben  also  keinen  privilegierten  Gerichtsstand  vor  den  höheren  Ge- 
richten mehr,  nur  das  Recht  auf  „Austi"äge"  bleibt;  Löwe  9  zu  §  7  E.G.  z.  G.V.G. 

••)  Sofern  früher  auch  die  Familienmitglieder  privilegiert  waren,  ist  das  durch 
§  7  abgeändert.  "Wenn  also  Art.  9  des  Hess.  A.G.  z.  G.V.G.  die  Familie  dem  Standesherm 
gleichstellt,  so  ist  er  wegen  Widersprach  mit  §  7  E.G.  z.  G.V.G.  unverbindlich.  Vgl. 
noch  Lab  and  II,  358  ff.  Fraglich  könnte  sein,  wie  es  zu  halten  ist,  wenn  etwa  ein 
Fall  des  §  136  z.  1  G.V.G.  vorläge.  Es  liegt  kein  Gnmd  vor,  in  diesem  Falle  §  7  E.G. 
z.  G.V.G.  nicht  in  Geltung  zu  lassen.  Da  er  den  Standesherren  bedingungslos  die 
Austräge  vorbehält,  muss  diese  Ausnahme  auch  hier  gelten,  wenn  nicht  das  Landes- 
recht anders  bestimmt. 
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folgenden  Tages  ergriffen  wird.  Ein  schon  begonnenes  Strafverfahren 
oder  eine  schon  eingetretene  Verhaftung  wird  auf  Verlangen  des  Reichs- 
tags für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  aufgehoben  •*).  Es  handelt  sich 
also  hier  nur  um  eine  Privilegierung  auf  Zeit. 

f)  Ganz  anders  stehen  nach  §  11  E.G.  z.  G.V.G.  die  „öffentlichen 
Beamten"'^.  Sie  unterliegen  der  Gerichtsbarkeit  der  ordentlichen 
Strafgerichte  in  vollem  umfange.  Grundsätzlich  sind  alle  landesrecht- 
lichen Bestimmungen,  die  ihre  Verfolgung  an  „besondere",  d.  h.  im 
allgemeinen  nicht  notwendige  „Voraussetzungen"  binden,  ausser  Kraft  •^. 
Die  vom  §  11  E.G.  z.  G.V.G.  verlangte  „Vorentscheidung"  *^)  steht  ganz 
ähnlich  wie  z.  B.  die  vom  St.G.B.  oft  verlangte  „Ermächtigung",  sie 
ist  wie  jene  nichts  anderes  als  eine  notwendige  Prozess- 
voraussetzung für  die  Einleitung  des  Strafverfahrens.  Bei  Ver- 
neinung der  Amtsüberschreitung  fehlt  es  an  dieser  Prozessvoraus- 
setzung, ein  etwa  begonnenes  Strafverfahren  wäre  einzustellen. 
Zuständig  für  die  Vorentscheidung  ist  der  oberste  Verwaltungs- 
gerichtshof des  Staates,  dem  der  Beamte  angehört,  wo  er  fehlt 
das  Reichsgericht'®). 


**)  Näheres  vgl.  z.  B.  bei  Sontag,  Der  besondere  Schutz  der  Mitglieder 
des  deutschen  Reichstags  gegen  Strafverfolgung  und  Verhaftung;  Breslau  1895.  Vgl. 
Preuss.  V.U.  Art  84  Abs.  2.  In  §  11  StG.Bs.  etc.  handelt  es  sich  nicht  um  eine 
Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit,  sondern  vom  Strafgesetz.  Art.  31  B. V. 
stellt  eine  notwendige  Prozess Voraussetzung,  §  11  StG.Bs.  eine  negative 
Bedingung   der   Strafbarkeit  auf. 

■*)  Wer  dahin  gehört,  bestimmt  Landesrecht ;  R.  X,  385. 

■•)  Solche  Bestimmungen  bestanden  nur  in  eiozelnen  Bundesstaaten.  Vgl. 
Löwe  2  zu§ll  E.G.  z.  G.V.G.  Für  die  Reichs  beamten  ist  §  11  nicht  anwendbar ; 
vgl.  Reichs-Bearaten-Gesetz  von  1873  §  13;  Löwe  4a  zu  §  11. 

■^)  Die  Vorentscheidung  darf  nur  die  Frage  des  Vorliegens  der  Amtsüber- 
schreitung im  gegebenen  Einzelfall  feststellen.  Ob  es  sich  um  eine  strafbare 
Überschreitung  handelt,  entscheidet  in  vollem  Umfange  das  Gericht;  Löwe  5a 
zu  §  11  E.G.  z.  G.V.G.  Es  entscheidet  daher  auch  über  das  Vorliegen  von  Gründen, 
die  Schuld  oder  Strafbarkeit  ausschliessen ;  E.  X,  3<S5. 

■*)  Löwe  7  zu  §  11  E.G.  z.  G.V.G.  Das  Verfahren  vor  dem  Reichsgericht 
ist  reichsrechtlich  nicht  geregelt ;  vgl.  z.  B.  E.  XVI,  1Ü7.  Wird  ein  Verfahren  trotz 
Fehlens  der  Vorentscheidung  begonnen,  so  kann  die  dem  verfolgten  Beamten  vor- 
gesetzte Behörde  gegen  da«  Verfahren  den  sog.  „Konflikt''  erheben  und  so  die  Vor- 
entscheidung herbeiführen;  in  Preussen  Löwe  2  und  9  zu  §  11  E.(i.  z.  G.V.G.  Vgl. 
noch  V.  Kries  116  Anm-  3. 
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ZweitesKapitel. 

Die  ordentlichen  Strafgerichte  als  Trftger  der  Gerichtsliarkett. 
A.    Ihre  innere  Yerfossuag. 

§  14. 
Die   Stellung   der   Gerichte  im   allgemeinen. 

I.  Oberster  Grundsatz  ist  auf  dem  Gebiete  der  ordent- 
lichen streitigen  Gerichtsbarkeit  nach  §1G.V.G. :  Die  richter- 
liche Gewalt*)  wird  durch  unabhängige,  nur  dem  Ge- 
setz unterworfene  Gerichte  ausgeübt. 

Diese  Unabhängigkeit  sichert  das  G.V.G.  den  Gerichten  durch 
eine  Beihe  von  Bestimmungen '),  die  sich  teils  auf  die  persönliche 
Stellung  der  Bichter,  teils  auf  die  Stellung  der  gerichtlichen 
Behörden  beziehen. 

II.  Die  Stellung  der  ordentlichen  Gerichte  wird  durch  folgende  Haupt- 
satze bestimmt: 

a)  Ausnahmegerichte  sind  unstatthaft  Niemand  darf 
seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden  (§  16  G. V.G.).  Das 
Gesetz  bestimmt,  welche  Personen  und  Sachen  vor  die  ordentlichen  Sti*afgerichte  ge- 
hören. Würde  also  etwa  ein  Landesgesetz  entgegen  dem  Reichsrecht  anordnen, 
dass  an  Stelle  des  reichsgesetzlich  berufenenen  ordentlichen  Strafgerichts  eine  andere 
Behörde  treten  solle,  so  würde  dieses  andere  Gericht  ein  AiLsnahmegericht  ■)  sein. 
Das  Gesetz  bestimmt  aber  auch  das  ordentliche  Gericht,  das  im  Einzelfalle  zur  Thätig- 
keit  berufen  ist.  Diesem  „gesetzlichen  Recht"  darf  niemand  etwa  durch  willkürliche 
Zuweisung  eines  Einzelfalles  an  ein  gesetzlich  nicht  berufenes  Gericht  entzogen 
werden  *). 

b)  Justiz  und  Verwaltung  sind  von    einander  getrennt,  d.  h. 
die  ordentlichen  Gerichte    dürfen    nicht  gleichzeitig  Verwaltimgsbehörden  sein.     Aus- 


M  Über  diesen  Ausdmck  Wach  I,  311.  Er  umfasst  die  ,,gesamte  Ge- 
richtsgewalt als  Rechtspflegefunktion'',  also  auch  die  (»erichtsschreiber  und  Gerichts- 
vo]lzieh(»r  in  Ausübung  der  Thätigkeit,  zu  der  sie  das  Prozessrec*ht  beruft ;  vgl.  auch 
V.  Kries  112. 

*)  Ihnen  entspricht  auch,  dass  die  Richter  nicht  über  ihre  Abstimmungen  als 
Zeugen  vernommen  werden  dürfen ;    E.  XXVI,  204. 

")  Vgl.  v.  Kries  113,  Lab  and  EI,  351.  Auch  willkürliche  Änderung 
des  durch  die  Geschäftsverteilung  bei  den  einzelnen  Gerichten  Bestimmten,  etwawill- 
küriiche  Vei'weisung  einer  Sache  von  der  Strafkammer,  vor  die  sie  nach  der  Ge- 
schäftsverteilung gehört,  an  eine  andere,  ist  durch  §  16  G.V.G.  verboten.  —  Nach 
dem  G.V.(t.  ist  selbsts-erständlich  auch  die  sog.  K  abi  ne  ts  j  us  t  iz ,  d.  h.  ein 
das  Verfahren  vor  dem  oixlentlichen  Gericht  beeinflussender  Eingriff  des  Staatsober- 
hauptes ausgj'schlossen. 

*)  Bezüglich  der  Kriegs-  imd  Standgerichte  vgl.  §  16  G.V.G.  und  dazu  noch 
Art  68  der  R.V.  und  da.s  dort  erwähnte  preussische  Gesetz  von  1851,  das  für 
Bayern  nicht  gilt ;     L  ö  w  e  4  b  zu  §  16  G.V.G. 
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genommen  sind  nach  § 4 E.G.  z.  G.V.G.  die  Geschäfte  der  Justizverwaltung*). 
Zu  ihnen  gehören  z.  B.  auch  die  Gefängnisverwaltung  und  die  Straf- 
vollziehung*). 

in.  Die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  wird  gesichert  durch  die  Unabhängigkeit 
der  Stellung  der  Richter^.  Ihre  Ernennung  erfolgt  nach  §  6  G.V.G.  auf 
Lebenszeit").  Sie  beziehen  nach  §  7  G.V.G.  ein  festes  Gehalt  mit  Ausschluss  von 
Gebühren  ') ;  sie  können  gegen  ihren  Willen  nur  unter  den  vom  Gesetz  in  §  8  G.V.G. 
genannten  Voraussetzungen  und  nur  durchRichterspruch  versetzt  oder  abgesetzt 
werden  ^•),  wegen  „vermögensrechtlicher  Ansprüche"  der  Richter  aus  ihrem  Dienst- 
verhältnis darf  nach  §  9  G.V.G.  der  Rechtsweg  nicht  ausgeschlossen  werden").  Zu 
beachten  ist  aber,  dass  alle  diese  „Garantien"  nur  für  den  fest  angestellten  Richter 
gegeben  sind**). 

lY.  a)  Die  ordentlichen  Gerichte  sind  nur  dem  Gesetze 
unterworfen,  d.  h.  sie  haben  auf  den  vor  sie  ge- 
brach ten  Straf  fall  die  gültigen  materiell-  und  pro- 
zessrechtlichen Bestimmungen  anzuwenden,  ohne  in 
ihrer  Auffassung  und  Anwendung  der  Eechtssätze   etwa  Anweisungen 


*)  Nach  den  Motiven  soll  es  zulässig  sein,  dass  zwar  nicht  den  Gerichten, 
wohl  aber  dem  einzelnen  Richter  auch  andere  Verwaltungsgeschäfte  übertragen 
werden.  Auf  die  Bedenklichkeit  dieser  Auffassung  weist  mit  Recht  v.  K  r  i  e  s  1 13 
hin ;  vgl.  auch  L  a  b  a  n  d  II,  368. 

®)  Vgl.  §  483  St.P.O. ;  näheres  unten.  Solche  Geschäfte  der  Justizverwaltung 
überträgt  auch  die  R  e  i  c  h  s  gesetzgebung ,  z.  B.  in  §  39  ff.,  §  63  ff.  G.V.G. 
Alle  diese  Geschäfte  sind  nicht  Geschäfte  der  Gerichtsbarkeit,  nicht  Bestandteile  eines 
„Verfahrens    in    Strafsachen".      Vgl.  über  die  Justizverwaltung  oben  §  11  zu  IV. 

'')  Nicht  regelt  das  G.V.G.  die  Stellung  des  Gerichtsschreibers  und  Gerichts- 
vollziehers. Darüber  bestimmt  das  Landesrecht  das  Nähere.  Der  Staatsanwalt  be- 
kleidet kein  (lerichtsamt  ■,  über  ihn  unten. 

")  Vgl.  E.  XVn,  396.  Im  Falle  eines  Thronwechsels  ist  Erneuerung  des 
Eides  nicht  erforderlich. 

®)  Zu  den  „Gebühren**  im  Sinne  des  Gesetzes  gehören  nicht  z.  B.  die  Reise- 
kosten und  Diäten  bei  Amtshandlungen  ausserhalb  des  Dienstortes,  die  der  Richter 
als  Ent.schädigung  für  im  Dienst  gemachte  Aufwendungen  erhält.  Das  Gesetz  wollte 
nur  auÄSchliessen,  dass  der  Richter  ganz  oder  zum  Teil  angewiesen  werde  auf  Gerichts- 
sporteln  und  Taxen  oder  widerrufliche  Remunerationen;  vgl.  auch  Hauck  zu  §  6  ff. 
G.V.G.  und  E.  lü  231,  R.  II,  508. 

*")  VeHust  des  Amtes  als  Folge  der  Verurteilung  zu  Strafe  vgl.  in  §§  31.  33, 
35  St.G.Bs.  Das  Verfahren  gegen  den  Richter  regelt  das  G.V.G.  nicht,  es  ist  dem  Reichs- 
und Landesrecht  im  einzelnen  überlassen,  vgl.  Hauck  zu  §  6  ff.  G.V.G.  Der  §21 
E.G.  z.  G.V.G.  hat  heute  keine  Bedeutung  mehr.  Zu  §  8  vgl.  noch  §  13  E.G.  z. 
G.V.G. 

")  Das  heisst:  der  Richter  hat  das  Recht,  seinen  Anspruch  vor  dem  ordent- 
lichen Gerichte  im  AVege  des  Civilprozesses  einzuklagen.  Übrigens  stehen  die  Sätze 
des  G.V.G.  §  6  ff.  einer  Dienstaufsicht  über  die  Richter  nicht  entgegen;  vgl.  aber 
§  152  G.V.G. 

*')  „Ständig  angestellte"  Richter  nennt  sie  G.V.G.  §  69.  Bezüglich  der  zur 
,,zeitweiligen  Wahrnehmung  richterlicher  Geschäfte"  Benifenen,  gilt  Landesrecht  nach 
§  10  G.V.G. ;  vgl.  z.  B.das  preus.sische  A.G.  §§  2,  3,  und  Art.  2  des  hessischen  A.G.  Über  die 
Hilfsrichter  vgl.  §§  122,  134  G.V.G.  und  unten  bei  der  Lehre  von  der  Revision.  Auf 
Schöffen  und  Geschworene  finden  die  §§  2  bis  9  G.V.G.  keine  Anwendung;  vgl.  §  11  G.V.G. 
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von  Vorgesetzten  unterworfen  zu  sein").  Dieser  Satz  gilt  auch  für  die 
Gerichte,  an  denen  Schöffen  und  Geschworene  zum  Strafrichteramt 
zugezogen  werden.  Auch  der  nichtrechtskundige  Schöffe  oder  Ge- 
schworene hat  nicht  lediglich  nach  seinem  Gerechtigkeitsgefühl,  sondern 
nach  den  Gesetzen  zu  urteilen  **). 

b)  Unsere  Gesetze  enthalten  keine  Bestimmung,  die  den  Ent- 
scheidungen hoher  Gerichtshöfe  Gesetzeskraft  beilegte.  Daraus  folgt, 
dass  kein  Gericht  an  diese  Entscheidungen  gebunden  ist "). 

§  15. 
Die  gerichtlichen  Ämter  und  Behörden. 

A.  I.  Die  bei  den  Gerichtsbehörden  zur  Erledigung  der  Geschäfte  der 
Gerichtsbarkeit  thätigen  Beamten  nennt  man  Gerichtsbeamte. 
Gerichtsämter  sind  ausser  dem  Richteramt  das  Gerichts- 
schreiberamt  und  das  Gerichts  vollzieheramt^).  Diese 
Ämter  lassen  sich  teilen  in  zwei  Gruppen,  in  das  richterliche 
Amt  einerseits  und  die  nichtrichterlichen  Ämter  anderseits. 

II.  Das  Richteramt  hat  grundsätzlich  die  „Fülle  der  Gerichts- 
gewalt"*). Bestimmte  Geschäfte  sind  ihm  entzogen  und  den  anderen 
Gerichtsämtem  überwiesen.  Alle  Handlungen,  die  ihm  nicht  ausdrück- 
lich entzogen  sind,  ist  der  Richter  befugt  vorzunehmen.  Insbesondere 
steht  ihm  allein  dieürteilsfällung,  dieProzessleitung,die 
Führung  der  Untersuchung  zu. 

ni.     Das   Gerichtsschreiberamt.     Der    Gerichtsschreiber 
ist  verfassungsmässiges  Glied   des  Gerichts,   nicht   eine  ausserhalb  des 


*■)  Wie  das  z.  B.  die  staatsanwaltschaftlichen  Beamten  sind.  Eine  Bestimmung 
wie  die  des  §  147  O.V.G.  ist  für  die  Gerichte  nicht  vorhanden;  v.  Kries  111.  Die 
Vorgesetzten  haben  wohl  ein  Aufsichts  recht  über  die  ihnen  Unterstellten,  aber  kein 
Anweisung« recht,  daus  sich  auf  die  richterlichen  Geschäfte  bezöge;  John  11,  19. 
Eine  Beschränkung   cntliält   im   gewissen   Umfange    §  398  St.P.0.;    vgl.  unten. 

")  Über  die  sog.  „Laien"  im  Strafprozess  unten. 

")  Das  ist  unbestritten  in  der  Theorie.  Die  Praxis  steht  thatsächlich  oft 
auf  einem  anderen  Standpunkt.  Vgl.  auch  üUmann  71  über  das  „Präjudizien- 
Unwesen". 

')  Vgl.  über  sie  das  Nähere  unten.  Der  Staatsanwalt  bekleidet  kein  Qe- 
richtsamt. 

')  Man  nennt  die  letzte  Gruppe  von  Beamten  wohl  auch  „gorichtliche  Neben- 
personen". So  Geyer  314;  Dochow  41.  Letzterer  bezeichnet  nur  den  Gerichts- 
vollzieher als  Nebenperson;  Glaser  II,  104,  ÜUmann  159  ff. 

•)  Vgl.  hier  besonders  Wach  I,  320,    Planck  I,  111  ft 
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Gerichts  stehende  Hilfskraft*).  Grundsätzlich  steht  er  zum  Richter  in 
der  Stellung  eines  Untergebenen.  Er  hat  bei  seiner  pro- 
zessualen Thätigkeit  den  Weisungen  des  Richters  zu  folgen.  Aber  das 
ist  nicht  bei  allen  Geschäften  der  Fall.  Da  wo  es  sich  um  die  Be- 
urkundung eines  Protokolls  handelt,  handelt  der  Gericbtsschreiber  nicht 
auf  Anordnung  des  Richters,  sondern  unter  eigener  Yerant- 
wortlichkeit  £r  beurkundet  durch  seine  Unterschrift  nur  das,  was  er 
selbst  wahrgenommen  hat  und  hat,  wenn  seine  Auffassung  von  der 
des  Richters  abweicht,  nicht  dem  Richter  nachzugeben  ^).    Ihm  liegt  ob: 

a)  Die  Beurkundung  gerichtlicher  Vorgänge,  insbesondere 
die  Beurkundung  des  HauptverhandlungsprotokoUes  ^)  (§§  166,  185  ff., 
225,  271,  275,  308  u.  s.  w.  St.P.0.); 

b)  die  Entgegennahme  und  Beurkundung  von  Prozess- 
handlungen der  Parteien.  Insbesondere  wirkt  er  mit  bei  Einlegung 
von  Rechtsmitteln  (§§  341,  348,  355,  381  StP.O.),  sowie  bei  der  Er- 
hebung der  Privatklage  (§  421  St.P.0.)«); 

c)  die  Mitwirkung  bei  Zustellungen  (§§  37,  425,  430 
St.P.0.); 

d)  die  Erteilung  von  Ausfertigungen  und  Abschriften 
gerichtlicher  Entscheidungen  und  Auszügen  aus  ihnen 
(§§  275,  483  StP.O.)  ^. 

rV.    Das  Gerichtsvollzieheramt.   Sein  Geschäftskreis  umfasst: 


•)  Wach  I,  320,  a.  M.  Kleinfeller,  Die  Funktionen  des  Vorsitzenden 
(1885)  S.  4.  Ob  der  Gerichtsschreiber  zum  „vorschriftsmässig  besetzten  Gericht"  im 
Sinne  des  §  377  StP.O.  gehört,  ist  bestritten.  Vgl.  Wach  a.  a.  0.  Anm.  13, 
Seuffert  zu  §  513  CP.O.  u.  unten. 

*)  Seine  Unterschrift  unter  dem  Protokoll  hat,,  wo  das  Gesetz  die  Unterschrift 
des  Richters  und  des  Gerichtsschreibers  verlangt,  dieselbe  Bedeutung  wie  die  des 
Eichters.    Vgl.  Planck  I,  129,  ÜUmann  160,   v.  Kries  141,  E.  XVI,  147  ff. 

*)  Seine  Unterschrift  ist  ein  wesentlicher  Bestandteil  des  Protokolles.  Ohne 
sie  hat  es  nach  §  271  SiP.O.  nicht  die  Beweiski-aft  des  §274  StP.O.  Wach  I,  320  be- 
merkt mit  Recht,  dass  es  nicht  darauf  ankommt,  ob  der  Gerichtsschreiber  das  Proto- 
koll selbst  geschrieben  habe,  sondern  nur  darauf,  „ob  er  es  kraft  eigener  Wissen- 
schaft unterzeichnet"  habe. 

*)  Vgl.  noch  §§  385,  387,  406  St.P.0.  u.  s.  w.  auch  hier  schon  E.  ü,  358, 
444,  IV,  7,  R.  II,  171,  215. 

^)  Der  Gerichtsschreiber  vermittelt  weiter  den  Verkehr  zwischen  den  Parteien, 
Tor  allem  dem  Beschuldigten  und  dem  Gericht  Dies  und  anderes  (Führen  von  Registra- 
turen etc.)  sind  keine  Handlungen  in  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  und  hier  nicht 
weiter  zu  behandehi.     Vgl.  Wach  I,  321. 
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a)  die  Zustellungen,  z.  B.  die  der  Ladungen  (§  216  St.P.0.),  sowie 
gerichtlicher  Entscheidungen  (§35  St.P.0.)   u.s.w.8); 

b)  die  Vollstreckungen  von  Vermögensstrafen  und  Bussen 
nach  §  495  St.P.0.»). 

B.  I.  Vom  prozessualen  Amt  ist  zu  unterscheiden  die  prozessuale 
Behörde.  Denken  wir  beim  Amt  an  die  Träger  des  Amts,  die  Be- 
amten, so  tritt  dies  zurück,  wenn  wir  von  der  Behörde  sprechen.  Wir 
haben  bei  der  Behörde  im  Auge  das  „ideelle  Subjekt'  derjenigen  Eechte 
und  Pflichten,  welche  mit  der  Führung  der  zu  einem  Amte  geeinigten 
Geschäfte  verknüpft  sind"^®).  Die  Beamten  sind  Organe  der  Behörde. 
Das  Prozessrecht  verlangt  oft,  dass  nicht  ein  Beamter,  sondern  eine 
Mehrzahl   von  Beamten   ein   Beamtenkollegium,   die  Behörde   bilden. 

Die  Geschäfte  der  Gerichtsbarkeit  verlangen  nach  der  St.P.0. 
das  Zusammenwirken  mehrerer  gerichtlicher  Behörden:  des  Gerichts**), 
der  Gerichtsschreiberei,  der  Gerichtsvollzieherbehörde. 

a)  Die  Gerichte  werden,  wenn  vom  Amtsgericht,  dem  nach  §  22 
G.V.G.  „Einzelrichter  vorstehen"  abgesehen  wird,  als  kollegiale  Behörden 
thätig  1*).  Sie  bestehen  aus  einer  bestimmten  Anzahl  von  „Mitgliedern" 
einschliesslich  des  „Vorsitzenden"  ^^j  Dieser  Vorsitzende  ist  also,  wie 
aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  hervorgeht,  Mitglied  des  Kollegiums; 
er  ist  nicht  sein  Vorgesetzter  i*).  Er  ist  den  beisitzenden  Richtern 
nicht   übergeordnet,   sondern  gleichgestellt.     Er  handelt,   wenn  er  als 

')  Auf  die  Zustellungen  finden  die  Sätze  der  §§  152  bis  190  C. P.O.  Anwendung; 
vgl.  §  37  St.P.0.,  auch  §§  357,  383  St.P.0.  u.  s.  w.  Vgl.  über  den  Gerichtsvollzieher 
auch  Planck  I,  133  ff. 

•)  Der  Gerichtsvollzieher  ist  (Wach  I,  326)  nicht  auch  Ladimgsbeamter,  er 
stellt  nur  die  Ladungen  zu  (§  38  StP.O.),  ladet  aber  nicht  selbst.  Vgl.  aber  den 
Wortlaut  des  §  155  G.V.G.  Die  Ladungen  sind  Sache  der  Staatsanwaltschaft 
(§  213  St.P.O.)  und  des  Beschuldigten  (§  217  StP.O.);  vgl.  aber  auch  §  218  St.P.O.  und  im 
einzelnen  unten. 

^^)  Laband  a.  a.  0.  Vgl.  zum  Folgenden  die  Darstellung  von  Wach  I,  323  ff. 
Es  handelt  sich  bei  Amt  und  Behörde  um  verschiedene  Saoh(»n:  „Jeder  Beamte  hat 
ein  Amt,  aber  nicht  jeder  Beamte  bildet  eine  Behörde";  Wach  I,  324;  Ull- 
mann  96  ff. 

**)  Solche  Gerichtsbehörden  sind  die  Strafkammern,  die  Schöffen-  und  Schwur- 
gerichte etc. 

*')  Ihre  Besetzung  unten. 

*")  Vgl.  z.  B.  §  77  G.V.G.  Das  Kollegium  ist  „nicht  eine  Mehrzahl  von  ge- 
meinschaftlich handelnden  Einzelnen,  sondern  die  durch  diese  handelnde  Einheit". 
Daraus  ergeben  sich  eine  Reihe  von  Folgerungen.  Vgl.  Wach  I,  325,  Ulln^ann 
156  ff.,  Binding  G.  §  48. 

**)  Der  „Vorsitzende"    eines   Kollegiums  und  der  „Präsident"  et^'a  des  Land- 
gerichts  sind   ganz   verschiedene  Begriffe.    Der  „Präsident"    ist  in  seiner  Thätigkeit 
nicht  Organ  der  Gerichtsbarkeit,  sondern  seine  Geschäfte  sind  solche  der  Justiz-  . 
Verwaltung. 
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Mitglied  des  EoUegiums  thätig  iirird,  als  dessen  Organ  ^^).  Er  steht 
nicht  ausserhalb  des  EoUegiums  ^%  sondern  beteiligt  sich  an  allen  Ab- 
stimmungen und  Entscheidungen  des  Kollegiums,  wie  jedes  andere 
Mitglied ;  er  ist  in  ihm  „primus  inter  pares".  Grundsätzlich  ist  der  Wille 
der  Majorität  für  die  Art  seines  Vorgehens  massgebend  ^^. 

Anders  steht  der  Vorsitzende,  wenn  er  ohne  das  Kollegium 
handelt  Er  wird  thätig  als  Vertreter  des  Gerichts^  handelt  nicht 
sowohl  für,  wie  anstatt  desselben  und  in  einer  Reihe  von  Fällen  völlig 
selbständig,  ohne  dass  das  Kollegium  seine  Handlungen  korrigieren 
könnte  ^*). 

b)  Die  Organisation  der  Gerichtsschreiberei  ist  vom  Ö.V.G. 
im  einzelnen  der  Reichs-  bezw.  Landesjustizverwaltung  überlassen; 
§  154  G.V.G.  Ähnlich  steht  es  mit  der  Gerichtsvollzieher- 
behörde. Beide  sind  sie  vom  Gesetz  als  durch  Einizelbeamte 
vertretene  Behörden  gedacht,  nicht  als  solche  mit  kollegialer  Ver- 
fassung i*). 

c)  Keine  besondere  Behörde,  sondern  ein  Organ  des  Gerichts  und 
zwar  des  Kollegialgerichts  ist  der  beauftragte  Richter.  Er  ist 
„Mitglied"  des  Gerichts'®),  handelt  im  Auftrag  des  Gerichts,  dem  er 
selbst  angehört*!);  er  nimmt  Handlungen  vor  an  Stelle  des  eigent- 
lich selbst  zum  Handeln  verpflichteten  Kollegiums  2«).  Die  Beauf- 
tragung ist  nur  insoweit  zulässig,  als  sie  das  Gesetz  ausdrücklich  ge- 
stattet*^, sie  setzt  voraus,  dass  das  Gericht  sie  beschliesst  **). 

II.  Nach  §  12  G.V.G.  wird  die  ordentliche  streitige  Gerichts- 
barkeit ausgeübt  durch  Amtsgerichte,  Landgerichte,  Oberlandes- 
gerichte und  das  Reichsgericht.    Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass 

")  Wach  I,  372.      . 

*®)  Wird  eine  seiner  Handlunfjen  von  irgend  einer  Seite  beanstandet  und  hat 
das  Gericht  über  die  Beanstandung  zu  entscheiden,  .so  nimmt  der  Vorsitzende  an  der 
Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der  eigenen  Anoi-dnung  teil,  nicht  etwa  entscheiden 
die  übrigen  Mitglieder  ohne  ihn. 

»')  Vgl.  z.  B.  §  237  Abs.  2  StP.O. 

")  Vgl.z.  B.  §§  212,  218  St.P.O.  und  näheres  unten.     Dazu  Ullmann  158. 

'•)  Vgl.  Wach  I,  328. 

")  Vgl.  §§  326,  337  u.  s.  w.  St.P.O. 

** )  Er  steht  ähnlich  wie  der  „Deputierte**  oder  ,,deputatus  coUegii"  des  früheren 
Prozesses.    Vgl.  Wetz  eil  415,  Anm.  58. 

**)  Er  ist  nicht  Vertreter  des  „Voi-sitzenden"'.  Er  erledigt  nicht  Geschäfte 
des  Vorsitzenden,  sondern  Geschäfte  des  Gerichts. 

")  Vgl.  §§  222,  232,  409,  auch  346  St.P.O. 

")  Vgl.  §§  222  StP.O.,  337  C.P.O.  Der  Vorsitzende  führt  den  Besohluss  aus. 
Dass  es  sich  beim  Auftrag  nicht  um  ein  ci\Hlreohtlich  zu  beurteilendes  Mandat  handelt, 
ist  selbstverständlich.    Eingehend  Wach  I,  329  ff. 
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diese  Gerichte  „als  solche  keine  beschliessenden  und  erkennenden 
Organe  der  Rechtspflege"  sind,  dass  sie  vielmehr  „staatliche  Be- 
hörden" sind,  aus  deren  Mitte  die  beschliessenden,  erkennenden  und 
untersuchenden  Rechtspflegeorgane  hervorgehen,  wie  z.  B.  bei  den 
Landgerichten  die  Untersuchungsrichter  und  die  Strafkammern,  bei 
den  Amtsgerichten  nach  §  25  G.V.G.  die  Schöffengerichte,  bei  den  Land- 
gerichten nach  §  79  G.V.G.  die  Schwurgerichte '*). 

in.  Auch  dem  G.V.G.  und  der  St.P.0.  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  AmtundBehörde  bekannt,  insbesondere  unterscheiden  die  Gesetze 
Gericht  und  Richter,  allerdings  ohne  es  zu  einer  festen  Terminologie 
gebracht  zu  haben.  Die  Absicht,  überall  wo  der  einzelne  Richter  zum 
Handeln  berufen  ist,  vom  „Richter",  in  anderen  Fällen  vom  „Gerichf ' 
zu  sprechen,  ist  nicht  streng  durchgeführt  und  daher  immer  im  Einzel- 
fall zu  prüfen,  was  das  Gesetz  gemeint  hat^^. 

§  16. 
Die  Gerichtspersonen. 

(Ihre     Fähigkeit    zum    Amt.) 

L  Der  Staat  muss  dafür  Sorge  tragen,  dass  seine  Gerichts- 
beamten die  zur  Erledigung  der  ihnen  zufallenden  Geschäfte  erforderlichen 
Fähigkeiten  besitzen.  Er  verlangt  insbesondere  von  den  Berufsgerichts- 
beamten, vor  allem  vom  Berufsrichter,  die  Rechtskenntnisse,  die  ihn 
befähigen,  das  Gesetz  richtig  anzuwenden.  Das  Reichsrecht  hat  die 
Frage  nicht  erschöpfend  regeln  wollen,  hat  vielmehr  dem  Landesrecht 
das  meiste  überlassen. 

n.  Zu  unterscheiden  ist  zwischen  dem  Berufsrichter  und  den 
Richtern  nicht  von  Beruft),  den  Schöffen  und  Geschworenen.  Das 
Mass  der  von  beiden  verlangten  Eigenschaften  ist  verschieden. 

1.  Die  §  2  ff.  G.V.G.  wollen  nur  das  Mindestmass  der  Er- 
fordernisse  für  jeden    ständig    angestellten   Berufsrichter  *)   festsetzen. 

")  Laban d  II,  293  meint,  die  in  §  12  G.V.G.  genannten  Behörden  seien 
gleichsam  die  „Cadres,  innerhalb  deren  die  erkennenden  Gerichte  zur  Entstehung 
kouunen".     Vgl.  auch  Löwe  3  zu  12  G.V.G. 

•*)  Vgl.  dazu  ausführlich  Löwe  2  zum  L  Buch  der  St.P.O. 

*)  Binding,  G.  §  39  spricht  von  „beamteten  Richtern'^  Dabei  ist  zu  be- 
achten, dass  auch  der  Schöffe  und  Geschworene,  wie  aus  dem  G.V.G.  §§  31  ff.  her- 
vorgeht, ein  „Amt''  bekleidet,  ohne  alleixlings  „Beamter'  zu  sein. 

•)  Die  Sätze  gelten  nicht  für  den  nach  Landesrecht  gemäss  §  10  G.V.G.  zur 
zeitweiligen  Wahrnehmung  richterlicher  Geschäfte  Befugten.  Vgl.  z.  B.  preussisches 
A.G.  S§  2  ff.  und  E.  III,  231,  B.  U,  508.  Natürlich  darf  das  Landesrecht  die  von 
§§  122,  152  G.V.G.  gegebenen  Sätze  nicht  ändern.    Einzelnes  bei  v.  Kries  118. 
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Wer  sie  nicht  erfüllt,  ist  absolut  unfähig  zum  Richteramt >).  Die 
Bundesstaaten  dürfen  die  Anforderungen  höher*),  aber  nicht  niedriger 
bemessen  5). 

a)  Erforderlich  ist  dreijähriges  Studium  der  Rechtswissenschaft^  auf 
einer  Universität^,  wovon  mindestens  drei  Halbjahre  auf  Universitäten  desDeutschen 
Reichs  entfallen  müssen,  Bestehen  eines  ersten  Staatsexamens"),  mindestens 
dreijähriger  Vorbereitungsdienst,  notwendig  bei  den  Oerichten  und  Rechts- 
anwälten, nicht  notwendig  bei  der  Staatsanwaltschaft  oder  bei  Verwaltungs- 
behörden, endlich  Ablegung  einer  zweiten  Staatsprüfung').  Ein  bestimmtes 
Lebensalter  ist  nur  für  die  Ernennung  zum  Reichsgerichtsrat  durch  §  127  Abs.  2  O.V.G. 
vorgeschrieben. 

b)  Der  ordentliche  öffentliche  Rechtslehrer '°)  an  einer  Universität  des 
Deutschen  Reichs^')  hat  als  solcher  die  Fähigkeit  zum  Richteramt.  Für  ihn  gilt  der 
§  2  G.V.G.  nicht»»). 

d)  Wer  die   Fähigkeit  zum  Richteramt  gemäss  §§  2  und  4  G.V.G.  in  einem 


■)  Über  die  sog.  relative  Unfähigkeit  unten  §  18. 

*)  Das  ist  in  einer  ganzen  Reihe  von  Bundesstaaten  geschehen.  Preussen  hat 
z.  B.  vieijährigen  Vorbereitungsdienst,  Bayern  vierjähriges  Universitätsstudium. 

*)  Ausserdem  ist  Erfordernis,  gerade  weil  nichts  ausdrücklich  darüber  bestimmt 
wird,  männliches  Geschlecht.  Vgl.  v.  Kries  117,  Binding  G.  §  39;  weiter 
unbeschränkter  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  (§§  33,  35  u.  s.  w.  St.G.B.). 
Auch  bei  Handlungen,  die  den  Verlust  der  Ehrenrechte  nicht  zur  Folge  haben,  kann 
das  Disziplinarverfahren  zur  Amtsenthebung  führen;  vgl.  §  8  G.V.G.  und  fiir  die 
Richter  am  Reichsgericht  §§  128  bis  137  G.V.G.;  dazu  die  Bemerkungen  von  Hauck. 
Endlich  muss  der  Richter  die  erforderliche  körperliche  und  geistige  Gesundheit 
besitzen;  bezüghch  der  Reichsgerichts-Mitglieder  vgl.  §§  130, 131  G.V.G.;  bezüglich  der 
übrigen  Richter  gilt  Landesrecht. 

*)  Man  wird  grundsätzlich  verlangen  müssen,  dass  der  Studierende  der  juristischen 
Fakultät  angehört  Von  einem  Studium  der  Rechtswissenschaft  kann  nicht  die  Rede 
sein,  wenn  etwa  ein  der  medizinischen  Fakultät  Angehöriger  nebenbei  eine  juristische 
Vorlesung  gehört  hat. 

')  Im  Gegensatz  zu  Akademien.  Die  Frage,  ob  die  besuchte  Anstalt  als  Universität 
im  Sinne  des  §  2  G.V.G.  zu  gelten  habe,  kann  bei  ausländischen  Anstalten  zweifelhaft 
werden.  Dass  sich  die  Anstalt  selbst  als  „Universität^^  bezeichnet,  kann  nicht  ausschlag- 
gebend sein. 

")  Seine  Einrichtung  ist  Sache  der  Bundesstaaten.  Bei  der  Bestimmung  des 
§  3  G.V.G.  ist  zu  beachten,  dass  durch  sie  gemäss  Art.  2  R.V.  entgegenstehendes 
Landesrecht  aufgehoben  wird.  Der  §  3  giebt  der  Landesjustizverwaltung  Rechte, 
keineswegs   hat  der  Kandidat  ein  Recht,   Zalassimg  bezw.  Anrechnung  zu  verlangen. 

•)  Für  die  Hülfsrichter  an  den  Hülfssenaten  des  Reichsgerichts  ist  eine  weitere 
Voraussetzung  in  §  16  Abs.  3  E.G.  z.  G.V.G.  enthalten.  Für  die  Hülfsrichter  am 
Oberlandesgericht  vgl.  §  122  G.V.G.  Eine  Übergangsbestimmung  enthält  §  22  E.G. 
z.  G.V.G. 

*•)  Also  nicht  die  ausserordentlichen  und  Honorarprofessoren.  Vgl.  noch  unten 
bei   der  Verteidigung. 

")  Vgl.  dagegen  §  138  Abs.  1  St.P.0. 

")  Wohl  aber  §  127  Abs.  2  G.V.G. 
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Bundesstaat  erlangt  hat,  besitzt  nach  §  5  G.Y.G.  die  Fähigkeit  zu  jedem  Richteramt 
auch  in  den  anderen  Bundesstaaten'"). 

2.  Die  Erfordernisse  für  das  Amt  des  Laienrichters^*),  wie 
man  nicht  passend  ^^)  Schöffen  und  Geschworene  nennt,  sind  vom 
G.V.G.  erschöpfend  geregelt. 

Das  Amt  des  Schöffen  und  Geschworenen  ist  nach  §  30  G.V.G. 
ein  Ehrenamt  und  daher  unentgeltlich  zu  vorsehen*®).  Zu  den  Ämtern 
ist  nur  ein  Deutscher  ^^)  fähig,  gegen  den  nicht  einer  der  von§32 


")  Ein  Recht  auf  Anstellung  ist  durch  §  5  nicht  erworben.  Der  §  5  hebt 
entgegenstehendes  Landesrecht  auf.  Über  die  Frage  nach  die  Stellung  des  §5  G.V.G. 
zu  dem  bayrischen  Reservatrecht  bez.  der  Heimats-  und  Niederlassungsverhältnisse 
(Art.  43  R.V.)  z.  B.  Hauck  zu  §  5  G.V.G. 

")  Die  Geschworenen  in  modemer  Gestalt  fanden  Eingang  in  das  französische 
Recht  durch  die  Revolution.  Über  die  geschichtliche  Entwickeluiig  der  Geschworenen- 
gerichte aus  der  altgermanischen  „inquisitio  per  testes"  Brunner,  Entstehung  der 
Schwurgerichte  (1872).  Übersichtlich  Binding  G.  §  7.  Bei  der  Bewegung  von  1848 
waren  die  Schwurgerichte  eine  Hauptfordenmg.  Die  Schöffengerichte  in  ihrer  heutigen 
Form  wurden  1850  zuei*st  in  Hannover  eingefühi*t;  v.  Kries  127.  In  ähnlicher 
Gestalt  fühlte  sie  1855  Saclisen  ein.  Im  Grunde  verdankten  die  Geschworenen  ihre 
Zuziehung  weniger  dem  Misstrauen  gegen  den  gelehrten  Richter  als  vor  allem 
dem  gegen  die  Einrichtungen  des  Prozessrechts.  Die  Litteratur  über  die  Frage  ist 
eine  ebenso  ausgedehnte,  als  meist  vollkommen  unfruchtbare.  Vielfach  wurde  zu  Un- 
gunsten des  gelehrten  Berufsrichters  geltend  gemacht,  er  pflege  nach  der  Schablone 
zu  arbeiten,  verknöchere  in  seiner  Thätigkeit  u.  s.  w.  Der  Schöffe  und  Geschworene 
dagegen  stehe  mitten  im  praktischen  Leben,  er  gehe  nicht  mit  juristischer  Spitzfindig- 
keit an  die  Sache  heran,  sondern  mit  offenen  Augen  und  gesundem  Menschen- 
verstand, der  Strafjustiz  werde  frisches  Blut  durch  die  Laien  zugeführt  u.  s.  w.  Man 
vergisst  dabei,  dass  die  Aufgabe  des  Richtei-s,  auch  des  „Laien",  eine  juristische  ist, 
dass  der  „Laie"  viele  Fragen  entscheiden  soll,  die  ihm  oft  nicht  klar  gemacht  werden 
können.  Immerhin  hat  der  Schöffe  wenigstens  an  dem  Amtsrichter,  mit  dem  er 
zusammensitzt,  einen  Halt,  wogegen  die  Geschwoi-enen  sich  selbst  überlassen  sind. 
Die  ihnen  erteilte  Rechtsbelehrimg  (§  300  St.P.O.)  wird  oft  gar  nicht  oder  falsch  ver- 
standen. Das  eretrebenswerie  Ziel  —  Kollegialgerichte  mit  Berufsrichtem  besetzt  — 
wird,  nachdem  aus  der  rein  juristischen  Angelegenheit  eine  parteipolitische  Frage  ge- 
worden ist,  in  absehbarer  Zeit  kaum  zu  erreichen  sein.  Die  Laienrichter 
—  passender  wäre  im  Gegensatz  zu  den  Berufsrichtem  (man  verzeihe  den  Ausdruck) 
Dilettanten-  oder  Sonntagsrichter  —  werden  ihren  Platz  behalten.  Eine 
Reform  der  Schwurgerichte  ist  aber  notwendig;  in  seiner  heutigen  Gestalt  ist  das 
deutsche  Schwurgericht  eine  „Missbildung";  Binding  G.  §  7  a.  E.  Eine  ganz  andere 
Stellung  nehmen  die  Laien  im  Civilprozess,  die  Handelsrichter  ein,  sie  sind  technische 
Experten,  die  über  die  Sachen,  die  sie  abzuurteilen  haben,  auch  ein  Urteil  besitzen, 
und  ausserdem  den  grossen  Vorzug  haben,  dauernd,  und  nicht  nur  hier  und  da,  thätig 
zu  werden. 

")  Es  kommt  vor,  dass  Professoren  der  Rechtswissenschaft,  Richter  und 
Assessoren  ausser  Dienst  berufen  werden. 

*°)  Reisekosten  werden  nach  §§  55,  96  G.V.G.  vergütet.  Das  nähere  bestimmt 
Landesrecht.  Es  besteht  eine  Verpflichtung  zur  Annahme  des  Ehrenamtes,  sofern 
nicht  gesetzliche  Ablehnungsgründe  vorliegen;  vgl.  auch  §  138  St.G.B. 

*')  Wer  das  ist,  ergiebt  sich  aus  dem  R.Gesetz  vom  1.  Juni  1870.  Dass  nur  ein 
Deutscher  im  Verfahren  mitwirkt,  ist  notwendige  Prozessvoraussetzung,  Ver- 
stoss gecen  §  31  G.V.G.  ist  Revisionsgrund;  §  377  z.  1  St.P.O.  Jeder  Deutsche 
ist  in  jedem  Bundesstaat  fähig. 
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6.T.G.  aufgezählten  ünfähigkeitsgründe  im  Augenblick  der  Aus- 
übung der  richterlichen  Thätigkeit  ^®)  vorliegt.  Weder  an  ein  bestimmtes 
Mass  geistiger  Kräfte  ^^),  noch  an  ein  bestimmtes  Vermögen  ist  die 
Fähigkeit  zum  Amte  geknüpft.  Die  Gewähr,  dass  ungeeignete  Personen 
nicht  berufen  werden,  liegt  in  den  Bestimmungen  der  §§  36  flf.  G.V.G. 
III.  Über  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  der  übrigen  Gerichts- 
äiuter  schweigt  das  G.V.G.  Die  Eegelung  ist  für  das  Reichsgericht 
dem  Reichskanzler,  im  übrigen  den  Bundesstaaten  überlassen*®). 

§  17. 

Die  Gerichtspersonen. 

(Ihre  Berufung  zum  Amt.) 

I.  Die  Berufsgerichtsbeamten  werden  durch  staatliche 
Anstellung*)  zum  Amte  berufen*).  Nach  welchen  Grundsätzen  sie 
zu  erfolgen  hat,  bestimmt,  soweit  nicht  Reichsrechtssätze,  z.  B.  über 
die  Lebenslänglichkeit  des  Amtes  u.  s.  w.,  in  Frage  kommen,  das  Staats- 
beamtenrecht  der  einzelnen  Bundesstaaten*).  Die  beim  Reichs- 
gericht anzustellenden  Richter  werden  nach  §  127  G.V.G.  vom 
Kaiser   auf  Vorschlag*)   des  Bundesrats  ernannt*). 

II.  Ausführlich  und  grundsätzlich®)  erschöpfend  behandelt  das  G.V.G.  die 
Berufung  der  Schöffen  und  Geschworenen. 

1.     Die  Auswahl  der  Schöffen. 

a)  Sie  beginnt  mit  der  Aufstellung  der  Urlisten  in  den  Ortsgemeinden 
durch  deren  Voi-steher  gemäss  §  36  G.V.G.  ^),     Dabei  sind  die  §§  33  und  34  G.V.G. 

'»)  Vgl.  E.  II,  241,  XXI,  292,  XXV,  415  und  418,  R.  U,  225.  Nur  mann- 
liehe  Deutsche  sind  gemeint.  Vgl.  zu  §  32  z.  1  G.V.G.,  §§  31,  35  ff.  u,  s.  w. 
St.lf.B.  Der  §  32  z.  3  G.V.(t.  bezieht  sich  auf  erklärte  Verschwender  und  Gemein- 
K-huldner.  Vgi.  auch  John  1,297.  Die  Sätze  der  §§  32  ff.  G.V.G.  gelten  auch  für  Ge- 
schworene; vgl.  §  85  Abs.  2  G.V.G. 

'•)  Die  in  §  33  z.  4  Genannten  sind  nicht  unfähig;  vgl.  den  folgenden  §, 
Ullmann  132. 

*")  Vgl.  §§  154,  155  G.V.G.  und  die  A.G.  der  Bundesstaaten. 

*j  Anders  z.  B.  bei  nur  zeitweiliger  Wahrnehmung  richterlicher  Geschäfte ; 
§  10  G.V.G.    Vgl.  preus.sisches  A.G.  §  2. 

•)  Vgl.  Laband  II,  431. 

■)  E.S  bestimmt  auch  die  Höhe  des  Gehalts,  die  Benennung  des  Beamten  u.  s.  w. 

*)  Diese  Bestimmimg  geht  hervor  aus  dem  durch  den  Bundesi*at  ausgeübten 
Mitregi»»ningsrecht  der  Bundesstaaten  ;     Hauck  158. 

*)  Das  Gt.'halt  wird  vom  G.V.G.  nicht  festgesetzt. 

•)  Vgl.  aber  §  35  G.V.G.  und  preussisches  A.G.  §  33. 

')  Die  ausgelegte  Liste  ist  Jeder  mann  zugänglich  und  Jodermann  ist  ge- 
mäss §  37  zur  Einsprache  berechtigt.  Die  Eins})ra(!lie  kann  rügen,  dass  jemand  mit 
Unrecht  aufgeiionmien  oder  nicht  aufgononmien  sei.  Einsj)rachen-  und  Auslegungsfrist 
fallen  zusammen.  Übrigens  könntMi  resp.  müssen  auch  nach  Ablauf  der  Frist  Ein- 
^]»nu-hen  berücksichtigt  weixlen.  Die  Einsprachen  sind  vom  Voi*steher  zu  protokollieren. 
Kutscheidung  über  sie  erfolgt  nach  §  41  G.V.G. 
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zu  beachten*).  Die  dort  Genannten  sind  zwar  nicht  zum  Amte  unfähig,  aber  sie 
sollen  und  zwar  die  in  §  33  Erwähnten  im  Interesse  einer  guten  Rechts- 
pflege nicht  berufen  werden').  Bei  den  in  §  34  Genannten*®)  lässt  die  ander- 
weite amtliche  Berufsthätigkeit  eine  Berufung  im  Interesse  des  Staatsdienstes  nicht 
thunlich  erscheinen. 

b)  Die  Urlisten  gehen  nach  §  38  G.V.G.  mit  den  Einsprachen  an  das  Amts- 
gericht**;, zu  dem  die  Gemeinde  gehört,  ebenso  gehen  dahin  die  etwa  später  erforderlich 
werdenden  Berichtigungen  der  Urliste.  Dort  erfolgt  gemäss  §  39  G.V.G.  die  Zusammen- 
stellung der  Urlisten,  worauf  sie  dem  nach  §  40  G.V.G.  zusammentretenden  Ausschuss  **) 
vorgelegt  werden.     Aus  seinen  Beratungen  geht  hervor  die  berichtigte  Urliste. 

c)  Aus  ihr  werden  gemäss  §  42  G.V.G.  für  das  nächste  Geschäftsjahr  die  Haupt- 
schöffen und  HülfsschÖffen**)  ausgewählt.  Für  beide  Klassen  werden  nach  §44 
G.V.G.  besondere  Jahreslisten  gebildet  Die  Zahl  der  Auszuwählenden  bestimmt 
nach  §  43  G.V.G.  die  Landesjustizverwaltung. 


■)  Fehler  des  Ortsvorstehers  können  noch  später  unschädlich  gemacht  werden; 
vgl.  §  42  G.V.G. 

•)  Den  in  §  33  Genannten  steht  jugendliches  Alter,  abhängige  Stellung,  Ge- 
brechen (man  denke  an  Schwerhörige,  Blinde  u.  s.  w.)  entgegen.  Werden  sie  dennoch 
berufen,  so  können  sie  die  Übemsdime  des  Amts  verweigern.  Massgebend  ist  auch 
hier  nicht  die  Zeit  der  Listenanfertigung,  sondern  der  amtlichen  Thätigkeit.  Vgl.  noch 
E.  VII,  554. 

*")  Welche  Reichsbeamten  zu  den  in §.34  genannten  gehören,  bestimmt  d&s 
Reichsbeamtenrecht;  vgl.  auch  §  25  Ges.  v.  31.  März  1873.  Richterliche  Be- 
amten sind  auch  die  an  den  Sondergerichten  thätigen  Berufsrichter,  auch  die  noch 
nicht  beschäftigten  Gerichtsassessoren;  Löwe  3  zu  §  34  G.V.G.  Über  die  Beamten 
der  Staatsanwaltschaft  unten.  Wer  zu  den  in  z.  6  genannten  Vollstreokungs- 
beamten  gehört,  bestimmt  Landesrecht.  Ebenso  wer  Religionsdiener  und  Volks- 
schullehrer ist.  Über  den  Begriff  der  aktiven  Militärperson  vgl.  Hecker, 
Lehrbuch  des  Militärstraf  rechts  (1887)  21  ff.  Bestritten  ist,  ob  Offiziere  zur  Disposition 
hierher  gehören;  litteratur  bei  Löwe  8b  zu  §  34  G.V.G.  Die  Civil beamten  der 
Militäi-verwaltung  fallen  nicht  unter  z.  9.  Rechtsanwälte  weixien  in  §  34  nicht  ge- 
nannt Die  Landesgesetzgebung  hat  von  der  Erlaubnis  des  Schlussabsatzes  des 
§  34  Gebrauch  gemacht  und  bestimmte  Klassen  von  Verwaltungsbeamten  be- 
zeichnet; §  33  Preuss.  A.G. 

**)  Bis  zu  welchem  Zeitpunkt  dies  zu  geschehen  hat,  bestimmt  nach  §  57 
G.V.G.  die  Landesjustizven^'altung. 

*•)  Er,  nicht  der  Amtsrichter  entscheidet  über  die  Einsprachen,  soweit  sie  die 
zum  Schöffendienst  Ausgewählten  betreffen;  §41  G.V.G.  Bezüglich  der  Geschworenen 
§  89  G.V.G.  Über  den  Ausschuss  vgl.  Preuss.  A.G.  §§  34  ff.  Die  Sitzungen  des 
Ausschusses  sind  nicht  öffentlich.  Über  die  Vergütung  der  Reisekosten  §  55,  über 
Ordnungsstrafen  §  50  G.V.G. 

*")  Über  die  Ergänzungsschöffon  §194  G.V.G.  und  unten.  Die  Hilfsschöffen 
treten  ein,  wenn  ein  Hauptschöffe,  sei  es  überhaupt  (z.  B.  durch  Tod)  oder  für  eine 
Sitzung  (z.  B.  durch  Krankheit)  wegfällt  Im  ersten  Falle  tritt  der  Hülfsschöffe  für 
den  Rest  des  Jahres  an  Stelle  des  weggefallenen;  so  auch  Lowe  7a  zu  §  42.  Auch 
die  Ei-gänzungsschöffen  sind  aus  der  Liste  der  Hülfsschöffen  zu  nehmen.  Über  die 
Zuziehung  von  Hülfsschöffen  handeln  auch §§48  und  49  G.V.G.;  vgl.  Löwe  4  und  5 
zu  §  48.  Der  §  49  gilt  für  die  ordentlichen  wie  ausserordentlichen 
Sitzungen.  Es  fällt  auch  der  Fall  unter  ihn,  dass  ein  Schöffe  gemäss  §§  22,  24 
St.P.O.  ausgeschlossen  ist;  in  diesem  Falle  tritt  der  Hülfsschöffe  für  diese  bestimmte 
Sache  ein.    Näheres  bei  Löwe  zu  §  49. 
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d)  Die  Tage  der  ordentlichen  Schöffensitzungen  werden  naoh § 45  G.Y.G.  im 
voraus  bestimmt  und  für  jeden  Tag  die  erforderlichen  Schöffen  nach  §  45  Abs.  2  im 
voraus  ausgeloost^^).  Die  Mitteilung  dieser  Tage  an  die  ausgeloosten  Hauptsohöffen 
erfolgt  gemäss  §  46  G.V.G.  durch  den  Amtsrichter.  Der  §  47  G.V.G.  soll  verhindern,  dass 
mit  Bezug  auf  einzelne  bestimmte  Strafisachen  willkürliche  Änderungen  in  der  Ge- 
richtsbesetzung stattfinden.  Die  Berufung  der  Schöffen  erfolgt  auf  einen  bestimmten 
Tag.  Der  §  50  G.V.G.  bezieht  sich  auf  den  Fall,  dass  eine  Sitzung  an  dem  für  sie  fest- 
gesetzten Tage  nicht  zu  Ende  geführt  werden  kann  und  bestimmt,  dass  in  der  Fort- 
setzung der  Sitzung  ^^)  die  Schöffen  weiter  thatig  zu  werden  haben.  Den  Schluss 
des  Yerfahrens  bildet  die  Beeidigung  des  Schöffen ^^  vor  der  ersten  Sitzung,  an 
der  er  teilnimmt.  Die  Beeidigung  erfolgt  nach  §  51  G.V.G.  für  das  ganze  Geschäfts- 
jahr, nicht  für  die  einzelne  Sache  *^. 

e)  Auch  naoh  Beendigung  der  Thätigkeit  des  Ausschusses  kann  die  Abänderung 
der  Jahreslisten  dadurch  erforderlich  werden,  dass  das  Fehlen  eines  der  von  §§31 
und  32  G.V.G.  verlangten  Erfordernisses  zu  Tage  tritt;  nach  §  52  Abs.  1  G.V.G. ist  der  Un- 
fähige von  der  liste  zu  streichen.  Ei'geben  sich  Umstände,  die  §§  33  und  34  vor- 
sehen, so  ist  der  Schöffe  „zur  Dienstteistung  femer  nicht  heranzuziehen"").  Die 
Entscheidung  trifft  gemäss  §  52  Abs.  4  G.V.G.  der  Amtsrichter.  Ebenso  ent- 
sdieidet  er  darüber,  ob  ein  Schöffe  auf  seinen  Antrag  naoh  §  54  G.V.G.  von  der 
Dienstleistung  entbunden  werden  solU*). 

2.  Die  Auswahl  der  Geschworenen: 

a)  Die  Urlisten  enthalten,  da  die  Erfordernisse  für  das  Schöffen-  und  Ge- 
schworenenamt nach  §§  84  und  85  G.V.G.  die  gleichen  sind,  auch  die  für  den  Ge- 
schworenendienst  in  Frage  kommenden  Personen. 


")  Dazu  Löwe  3  u.  4  zu  §  45  G.V.G. 

")  Wird  die  Frist  des  §  228  St.P.O,  nicht  innegehalten,  so  findet  §  50  nicht 
Anwendung.  Löwe  1  zu  §  50  G.V.G.  ist  der  Meinung,  dass  es  sich  auch  bei  Inne- 
haltung des  von  §  228  gesetzten  Zeitraums  nicht  um  die  „Eratreckung  einer  Sitzung^S 
sondern  um  eine  neue  Sitzung  handle,  also  §  50  auf  diesen  Fall  nicht  Anwendung 
finde.  Gegen  ihn  Stenglein  3  zu  §  50,  v.  Kries  134.  Der  §  50  findet  Anwendung, 
auch  wenn  die  Sitzung  sich  in  ein  neues  Geschäftsjahr  erstreckt 

*")  Sie  ist  generell;  anders  bei  den  Geschworenen,  die  für  den  speziellen 
Fall  beeidigt  werden.  Dass  der  Schöffe  ordnungsmässig  beeidigt  sei,  ist  notwendige 
prozessuale  Voraussetzung.  Ohne  Beeidigung  der  Schöffen  wäre  das  Gericht  nicht 
ordnungsmässig  besetzt;  §  375  z.  1  StP.O.  Bezüglich  der  von  §  51  G.V.G.  erwähnten 
,4ieligionsge8ellschaften"  unten  beim  Zeugenbeweis. 

^^)  Sie  ist  anders  als  die  Beeidigung  der  Geschworenen  kein  Teil  der  Haupt- 
verhandlong.  Deshalb  ist  Anwesenheit  des  Angeklagten  und  Staatsanwalts  bei  ihr  nicht 
erforderlich. 

")  An  Stelle  des  Weggefallenen  tritt  gemäss  §  42  z.  2  ein  Hülfsschöffe.  Er- 
satz eines  wegfallenden  Hülfsschöffen  sieht  G.V.G.  nicht  vor.  Einzelnheiten  vgl.  bei 
Löwe  6  u.  7  zu  §  52  G.V.G. 

*^  Eine  Beschwerde  wegen  Ablehnung  des  Gesuchs  giebt  es  nicht.  Zu  be- 
aditen  ist,  dass  es  sich  bei  der  Thätigkeit  des  Amtsrichters  nach  §  52,  54  G.V.G. 
nicht  um  Handlungen  der  Gerichtsbarkeit  handelt,  sondern  um  Geschäfte  der  Justiz- 
verwaltung. Das  Verfahren  ist  kein  solches  „in  Strafsachen".  Daraus  folgt  z.  B., 
dass  hier  die  Sätze  der  §§  22  ff.  StP.O.  nicht  Anwendung  finden.  Auch  Anhörung 
der  Staatsanwaltschaft  (§  33  StP.O.)  ist  nicht  erforderlich. 


Digitized  by 


Google 


54  Die  Gerichtspersoneo.  §  17. 

b)  Der  Ausschuss  schlägt  gemäss  §  86  G.V.G.  aus  der  Urliste  dem  Land- 
gericht die  nach  §  86  G.V.O.  erforderliche  Zahl***)  von  Personen  zum  Geschworenen- 
amt vor,  indem  er  sie  nach  §  88  G.V.G.  in  die  Vorschlagsliste  aufnimmt 

c)  Aus  dieser  wählt  das  Landgericht'*)  nach  Erledigung  der  etwa  vor- 
liegenden Einsprachen  Haupt-  und  Hülfsgeschworone,  die,  eine  jede  Klasse 
für  sich,  nach  §§  89,  90  G.V.G.  in  Jahreslisten'*)  zusammengestellt  weixlon. 

d)  Aus  der  Jahresliste  für  die  Hauptgeschworenen  wird  schliesslich  zu  der  von 
§  91  G.V.G.  angegebenen  Zeit  für  .die  einzelne  Sitzungsperiode  die  dreissig  Haupt- 
geschworene enthaltende  Spruchliste  ausgeloost '*).  Sie  geht  nach  §  92  G.V.G. 
an  den  Vorsitzenden  des  S  c  h  w  u  r  g  o  r  i  c  h  t  s.  In  den  Händen  des  Vorsitzenden  liegt 
die  von  §  93  G.V.G.  besprochene  Ladung  **),  in  seinen  Händen  bis  zum  Zusammen- 
tritt des  Schwurgerichts  auch  die  Entscheidung  über  die  von  Geschworenen  geltend 
gemachten  „Ablehnungs-"  und  „Hinderungsgründe".  Später  entscheiden  über  sie  die 
„richterlichen  Mitglieder  des  Schwurgerichts"  nach  §  94  G.V.G.  '*).  Einen  Ei-satz 
des  weggefallenen  Hauptgeschworenen  ermöglicht  §  94  Abs.  2  G.V.G.**). 

e)  Das  weitere  Verfahren  bei   der  Berufung  der  Geschworenen   bis  zur  B  e  - 


'®)  Die  Justizverwaltung  bestimmt  die  Zahl  für  Haupt-  und  Hülfsgeschworene 
gesondert;  §  89  Abs.  2  G.V.G.  Die  Zahl  richtet  sich  nach  der  für  das  Geschäftsjahr 
vorgesehenen  Zahl  von  Sitzungsperioden  des  Geschworenengerichts;  vgl.  Lö  w  e  2  zu  §  86. 

•*)  Das  „Landgericht"  im  Sinne  des  §  89  ist  nicht  eine  Strafkammer, 
sondern  eine  zu  dem  Zwecke  der  Geschworenenwahl  zusammentretende  besondere 
geschaffene  Abteilung;  die  §§  62,  63  G.V.G.  finden  nicht  Anwendung.  Der  §  89 
schreibt  die  Zuziehung  der  Direktoren  vor;  vgl.  v.  Kries  136,  a.  M.  Löwe  4, 
Stenglein  1  zu  §89  G.V.G.  Die  Sitzung  ist  nicht  öffentlich,  die  Staatsanwaltschaft 
nimmt  nicht  teil,  die  Zuziehung  eines  Gerichtsschreibers  ist  nicht  vorgeschrieben  aber 
zweckmässig;  v.  Kries  136  Anm.  2,  aber  auch  Löwe  5,  Stenglein  1  zu  §89. 

•*)  Der  §  95  G.V.G.  entspricht  dem  §  50  G.V.G.  Eine  besondere  Liste  von 
Hülfsgeschworenen  ist  im  Falle  des  §  98  Abs.  2  G.V.G.  zu  bilden. 

")  Die  Teilnalime  der  Staatsanwaltschaft  und  des  Gerichtsschreibers  wird  von 
§  91  G.V.G.  ausdrücklich  verlangt  Innehaltung  der  Begoln  ist  notwendige  prozessuale 
Voraussetzung.  Mitwirkung  eines  nicht  cixinungsmässig  Ausgeloosten  wüitie  unter 
§  377  z.  1  StP.O.  fallen. 

")  Verkürzung  der  von  §  93  Abs.  2  G.V.G.  bestimmten  Frist  berechtigt  den  Ge- 
schworenen nicht  zum  Nichtei-schoinen;  die  Bestimmung  ist  instruktionell ;  Löwe 
3  zu  §  93  G.V.G. 

**)  Der  §  94  G.V.G.  bezieht  sich  sowohl  auf  Entlassung  eines  Geschworenen  für  die 
Sitzungs  Periode  wie  für  den  einzelnen  Tag.  Die  Gründe  des  §  94  können  solche 
aus  §§  33,  34  u.  s.  w.  G.V.G.,  also  Rechts  gründe  sein,  oder  auch  thatsächliche  Gri'uide, 
die  aus  Billigkeitsriicksichten  zu  beachten  sind.  Die  ünfähigkeits gründe 
des  §  32  G.V.G.  erwähnt  §  94  nicht.  Sie  sind,  auch  weim  sie  nicht  geltend  gemacht 
weixlen,  von  Amts  wegen  jederzeit  zu  berücksichtigen,  wie  §  279  St.P.O.  zeigt,  noch 
in  der  Hauptverhandlung;  Löwe  2,  Stenglein  1  zu  §  94.  Zu  beachten  ist  dass 
§  53  G.V.G.  für  die  Geschworenen  nicht  gilt;  §  96  G.V.G. 

*®)  Es  handelt  sich  um  die  für  die  ganze  Sitzungs  p  e  r  i  o  d  e  entlassenen.  Diese 
Ergänzung  aus  der  Liste  der  H  a  u  p  t  geschworenen  ist  nach  Beginn  der  SitÄungs- 
periodo  nicht  mehr  möglich;  Lücken  sind  dann  nach  §  280  St.P.O.  aus  der  Liste  der 
Hülfsgeschworenen  auszufüllen.  Bei  Ergänzung  nach  §  94  Abs.  2  G.V.G.  handelt  der  Vor- 
sitzende allein;  §  91  G.V.G.  gilt  nicht  Natürlich  ist  die  Ergänzung  nicht  deshalb 
anfechtbar,  weil  etwa  doch  noch  zwei  Richter  dabei  waren;  E.  II,  312,  V,  21,  R.  II, 
296,  III,  530. 
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eidigung  ist  eia  Teil  der  Ilauptverhandlung  und  wird  in  §§  277  ff.  StP.O. 
geschildert  '^). 

in.  Das  G.V.O.  geht  davon  aus,  dass  der  Berufung  zum 
Ehrenamt  des  Schöffen  oder  Geschworenen  bei  der  von  §§  56, 
96  G.V.G.  bestimmten  Strafe")  jeder  Folge  leisten  muss,") 
dem  nicht  einer  der  von  §  35  G.V.G.  aufgeführten  Ablehnungs- 
gründe *<*)  zur  Seite  steht.  Zu  beachten  ist,  dass  das  G.V.G.  dem 
im  Widerspruch  mit  §  97  G.V.G.  zum  Schöffen  und  Geschworenen  '*)  Be- 
rufenen kein  Ablehnungs-  oder  Wahlrecht  giebt,  sondern  dass  er  das 
Amt    übernehmen    muss,    zu    dem    die  Einberufung   zuerst    erfolgt. 

IV.  Die  Schöffen  und  Geschworenen  erhalten  nach§§  55  und 
96  G.V.G.  baare  Vergütung  der  Reisekosten"),  ebenso  die  Mit- 
glieder des  Ausschusses, 

§  18. 
Die  Gerichtspersonen. 

(Ihre  Ausschliessung   und  Ablehnung.) 

I.  Von  der  Fähigkeit,  zum  Gerichtsamt  „in  abstracto"  ist  zu 
scheiden  die  Fähigkeit,  das  Amt  im  einzelnen  Falle  auch  auszuüben, 
die  Fähigkeit  „in  concreto". 


•0  Vgl.  unten  beim  schwnrgerichtlichen  Verfahren. 

*")  Die  Strafen  sind  Ordnungsstrafen  ,  daher  ist  §  28  StG.B.  nicht 
anwendbar.  Anders  liegen  die  Fälle  des  §  138  StG.B.;  Löwe  5  zu  §  56  G.V.G. 
Kosten  können  z.  B.  erwachsen  dadurch,  dass  eine  Sitzung  vertagt  werden  muss.  Die 
„Verurteilung**  erfolgt  durch  Boschluss;  vgl.  auch  ähnlich  §  69  St.P.O.  und 
daiüber  unten.  Im  einzelnen  vgl.  die  Bemerkungen  bei  Löwe  zu  §  56  G.V.G.  und 
R.  I,  810.  Seinen  Obliegenheiten  entzieht  sich  z.  B.  auch  der  Schöffe,  der  die  Eides- 
leistung oder  die  Abstimmung  weigert. 

**)  Vgl.  darüber  Lab  and  II,  432,  der  auf  die  allgemeine  Wehri)flicht  als 
Analogon  hinweist.  Die  Schöffen  und  Geschworenen  bekleiden  ein  „Amt",  ohne  dass 
sie  Beamte  wären;  vgl.  aber  §  334  St.G.B.,  Lab  and  II,  442. 

**)  Es  handelt  sich  um  Ei-füllung  einer  staatsbürgerlichen  Pflicht, 
Ü 1 1  m  a  n  n  130,  L  a  b  a  n  d  II ,  432 ,  und  zwar  einer  allgemeinen,  soweit 
nicht  Ausnahmen  gesetzlich  bestehen.  Schon  der  Ausschuss  kann  die  geltend 
gemachten  Ablehnungsgründe  bemcksichtigen ;  L  ö  w  e  2  zu  §  35  G.V.G.  Die  in  §  35 
z.  1  Genannten  haben  auch  ausserhalb  der  Sitzungsperiode  ein  Ablehnungsrecht.  Der 
Erfüllung  nach  z.  2  steht  es  gleich,  wemi  der  Schöffe  bei  Gericht  ei-schien,  aber 
von  den  Parteien  abgelehnt  wuixie.  Vgl.  E.  XII,  373.  Zu  z.  3  ist  der  Begriff 
des  Arztes  ein  anderer  als  in  §  52  Abs.  3  StP.O. ;  auch  Tierärzte  haben  ein  Ab- 
lehnungsrecht Natürlich  handelt  es  sich  nur  um  approbierte  Ärzte.  Zu  beachten 
ist,  dass  die  Ablehnung  beim  Seh  offen  nach  §  53  G.V.G.  an  eine  Frist  ge- 
bunden ist,  während  das  beim  Geschworenen  nach  §  94  G.V.G.  nicht  der  Fall  ist. 

■*)  Oder  auch  mehrmals  zum  Schöffen,  was  bei  mehrfachem  Wohnsitz  möglich 
ist.     Zwischen  Haupt-  und  Hülfsschöffen  etc.  wird  nicht  unterschieden. 

^^  Ihre  Höhe  bestunmt  Landesrecht;  vergl  Preuss.  A.G.  §  36. 
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II.  Liegen  gegen  einen  Richter  Gründe  vor,  die  in  einem  ein- 
zelnen Fall  seine  Unbefangenheit  trüben  können,  so  hat  er  der  Sache 
fern  zu  bleiben^).    Das  Gesetz   teilt  diese  Gründe  in  zwei  Gruppen: 

a)  Die  Ausschliessungsgründe.  Beim  Torliegen  der  von 
§§  22  und  23  St.P.O.  angeführten  Gründe  verlangt  das  Ansehen  der 
Rechtspflege  ohne  weiteres  die  Fernhaltung  des  Richters.  Der  Richter 
ist  kraft  Gesetzes  ausgeschlossen«);  er  ist  ,judex  inhabilis"')  im 
Sprachgebrauch  der  früheren  Zeit. 


»)  Vd.  auch  üllmann  163  ff. 

■)  Ulimann  nennt  die  Oriinde  des  §  22  St.P.0.  auch  ünfähigkeitsgründe. 
Der  Begriff  des  Verletzten  in  8  22  z.  1  ist  enger  zu  fassen,  als  in  §  170  St.P.0. 
Verletzt  ist  nur  der  durch  die  Strafthat  unmittelbar  betroffene,  der  Träger  dos 
angegriffenen  Rechtsguts.  So  E.  XXIII,  361,  v.  L  i  s  z  t  §  44,  m,  auch  B  i  n  d  i  n  g  I, 
615.  Es  muss  sich  nach  §22  z.  1  um  eine  ,,propria  causa^^  des  Richters  handehi.  So 
auch  E.  XXIV,  342,  nach  der  ein  beleidigender  Angriff  gegen  den  preassischen 
Riohterstand  nicht  unter  §  22  z.  1  St.P.0.  fällt,  v.  Kries  119,  Löwe  4  zu  §  22 
vgl  auch  John  I,314ff.  A.  M.  üllmann  167,  Glaser  II,  109,  Geyer  350. 
Verletzt  ist  z.  B.  auch  der  Richter,  der  als  Konkursgläubiger  nicht  voll  befriedigt  ist 
E.  XI,  223,  XXI,  291,  aber  auch  E.  XXin,  361.  Ebenso  wie  der  persönlich  Be- 
leidigte ist  auch  der  im  Amt  oder  in  Rücksicht  auf  sein  Amt  beleidigte  Richter  „Vor- 
letzter", Löwe  5a  zu  §  22,  Glaser  aa.  0.  Der  Richter  muss  durch  „die",  d.  h. 
die  zur  Aburteilung  stehende  Handlung  verletzt  sein ;  der  Richter,  der  bei  Gelegenheit 
eines  Prozesses  beleidigt  wird,  ist  nicht  ausgeschlossen.  Der  Richter,  der  den  Straf- 
antrag stellte,  ist  deshalb  nicht  ohne  weiteres  ausgeschlossen,  sondern  nur,  wenn  er 
zugleich  Verletzter  ist.  Das  ist  z.  B.  im  Falle  des  §  196  St.G.B.  nicht  der  Fall.  Wohl 
kann  aber  der  Richter  von  den  Parteien  abgelehnt  werden.  Über  die  Bedeutung 
dieser  Unterscheidung  gleich  unten.  Vgl.  auch  v.  Eries  120,  E.  IV,  207, 
a.  M.  John  l,  315,Glaser  11,  113,  Löwe  3  zu  §22 St.P.0.,  auch  noch  R.V,333. 
Eine  Ausschliessung  eines  „Gerichts"  giebt  es  nicht,  nur  eine  solche  der  einzelnen 
Gerichts  p  e  r  s  o  n  e  n ;  vgl.  L  ö  w  e  3  vor  §  22  StP.O.,  auch  E.  XXV,  129.  Vor- 
mund ist  auch  der  Gegenvormund,  aber  nicht  der  Pfleger ;  E.  XI,  223.  Eheliche 
und  aussereheliche  Verwandtschaft  stehen  einander  gleich ;  es  gilt  hier  das 
gleiche  wie  bei  dem  §  51  s.  3  St.P.0.  Über  die  zu  ihm  ergangenen  Entscheidungen 
unten  beim  Zeugenbeweis.  Die  Nähe  der  Verwandtschaft  ist  nach  Civilrecht  zu  berechnen ; 
das  „bis"  heisst  einschliesslich.  Der  mit  dem  Staatsanwalt  oder  Verteidiger  verwandte 
Richter  ist  a  b  1  e  h  n  b  a  r.  Anders  z.  B.  das  österreichische  Recht.  „In  der  Sache" 
heisst  in  der  vor  dem  Richter  zur  Verhandlung  stehenden  Sache ;  vgl.  E.  XVII,  173. 
Beamter  der  Staatsanwaltschaft  ist  ebenso  wie  der  Assessor,  der  als 
Beamter  der  Staatsanwaltschaft  auftrat,  auch  der  Referendar,  der  in  einer  Sitzimg 
den  Amtsanwidt  vertrat;  E.  VII,  136.  "Welcher  Art  seine  Thätigkeit  war,  ist  ganz 
gleichgiltig ;  E.  XXVIII,  53.  Der  Polizeibeamte  muas  in  der  Sache  bei  ihrer  Er- 
forschung u.  s.  w.  thätig  gewesen  sein;  E.  XVn,  415,  XVIII,  402,  Nur 
der  wirklich  als  Zeuge  Vernommene  fällt  unter  §  22  St.P.0.;  E.  XII,  180, 
XVn,  173,  R.  VI,  161,  Vn,  265,  X,  196.  Der  Dolmetscher  ist  nicht  Sach- 
verständiger. Eine  Ausdehnung  der  Ausschliessungsgründe  durch  Landesrecht  wäre 
unzulässig ;  eine  solche  liegt  z.  B.  nicht  in  Art.  5  Bayr.  A.G.  zum  G.V.G.,  welcher  die 
Verwandtschaft  der  Richter  unter  einander  u.  s.  w.  behandelt.  Der  Richter  alsVer- 
1 0 b t e r  der  Verletzten  oder  Beschuldigten  ist  nicht  ausgeschlossen,  kann 
aber  nach  §  24  St.P.0.  abgelehnt  werden. 

■)  Auch  die  in  §  23  Abs.  2  u.  3  StP.O.  Genannten  sind  „kraft  Gesetzes" 
ausgeschlossen,  obwohl  das  Gesetz  das  dort  nicht  ausdrücklich  wiederholt;  E.  II,  209. 
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b)  Ablehnungsgrund  ist  jeder  Grund,  der  geeignet  ist, 
Misstrauen  gegen  die  Unparteilichkeit  des  Richters  zu  er- 
wecken*). Eine  Aufzählung  dieser  Gründe  hat  das  Gesetz  nicht  ver- 
sucht *).  Der  Richter,  gegen  den  ein  solcher  Grund  vorliegt,  ist  nach 
früherem  Sprachgebrauch  „judex  suspectus". 

III.  Die  Bedeutung  der  Ausschliessungs-  und  Ablehnungs- 
gründe ist  verschieden. 

a)  Der  ausgeschlossene  Bichter  darf  in  der  Sache  zu  keiner  Zeit 
und  in  keiner  Weise  thätig  werden^,  der  Ablehnbare  hat  in  der 
Sache  so  lange  mitzuwirken,  als  nicht  gegen  ihn  ein  Ab- 
lehnungsgesuch geltend  gemacht  wird^. 

b)  Der  Ausschliessung sgrundmuss  seitens  des  Gerichts 
von  Amts  wegen  berücksichtigt  werden.  Den  Ablehnungsgrund  darf 
das  Gericht  nur  berücksichtigen,  wenn  er  von  einem  Ab- 
lehnungsberechtigten geltend  gemacht  wird"). 

c)  Ablehnung  kann  nur  bis  zu  dem  von  §25St.P.O.  bestimmten 
Zeitpunkt  im  Prozess  erfolgen.  Ist  dieser  verstrichen,  so  muss  der  Richter 
trotz  Vorliegens  eines  Ablehnungsgrundes  in  der  Sache  thätig  bleiben.    Das  Vorliegen 


Der  §  23  ist  aber  nicht  ausdehnend  auszulegen.  So  ist  nach  Abs.  1  nur  der  bei  der 
angefochtenen  Entscheidung  mitwirkende  Richter  ausgeschlossen ,  nicht  also 
der  in  der  Vorinstanz  z.  B.  als  beauftragter  Richter  thätige.  tJber  den  Begriff 
des  Rechtsmittels  unten.  Untersuchungsrichter  ist  der  Richter,  der  die 
ganze  Voruntersuchung  in  einer  Sache  führte,  sowie  sein  Vertreter,  also 
aach  der  Richter,  den  §  laS  St.P.O.  nennt;  E.  IV,  342,  XVIIJ,  269,  B.II,51.  Nicht 
fallt  unter  §  23  Abs.  2,  der  Richter,  der  einzelne  Untersuchungshandlungen  vornahm;  B. 
VII,302,John  1,323,  Uli  mann  169.  Vgl.weiter  E.II,409,360.  Die  Vomntersuchung 
ist  „geführt"  von  dem  Untersuchungsrichter,  der  mindestens  eine  Untersuchungshand- 
lung,  insbesondere  eine  Vernehmung  vornahm;  E.  XVI II,  269,  aber  auch  E.  II,  314, 
X,  285,  XXI,  285,  XXVIII,  358,  R.  U,  51,  III,  155,  V,  752.  AVeitere  Entscheidungen 
bei  Löwe  7  b  zu  §  23  St.P.O.  Dass  Abs.  3  des  §  23  nur  für  die  Strafkammer  gilt,  geht 
aus  dem  "Wortlaut  hervor;  B.  V,  432,  VI,  64;  er  gilt  aber  für  sie  auch  als  Beruf ungs- 

f  rieht  Beschlüsse  gemäss  §§  199,  200  St.P.0.  fallen  nicht  unter  §  23  Ab«.  3 ; 
ni,  81,  XII,  308,  XXV,  345,  auch  G.  42,  132,  B.  II,  592,  VU,  370,  vgl.  auch 
noch  E.  VIII,  82  und  E.  II,  209.  Der  Richter,  der  in  anderer  als  der  von  §  23  ge- 
nannten Art  in  der  Sache  mitwirkte,  ist  deshalb  nicht  ausgeschlossen,  wohl 
\um  er  aber  deshalb  unter  Umsiänden  abgelehnt  werden;  vgl.  E.  XIX,  332, 
B.  IV,  527.  Zu  beachten  ist,  dass  §  23  Abs.  3  St.P.0.  nicht  auf  das  Reichs- 
gericht Anwendung  findet. 

*)  Wenn  §  24  St.P.0.  auch  den  kraft  Gesetzes  ausgeschlossenen  Richter  erwähnt, 
so  hat  er  z.  B.  den  Fall  im  Auge,  dass  einem  Richter  das  Vorliegen  eines  Aus- 
schliessimgsgrundes  nicht  bekannt  war. 

*)  Vgl.  noch  Löwe  2a  zu  §  24,  aber  auch  John  I,  336.  Man  spricht  auch 
von  Becusationsgründen;  eingehend  Uli  mann  172  ff.  Auf  dem  Be- 
schuldigten ungünstige  Rechts  anschauungen  des  Richters  kann  ein  Ablehnungs- 
gesuch nicht  gestützt  werden;  M.  Vllf,  195. 

*0  Auch  nicht,  wenn  der  §29  St.P.O.  zutrifft^  a. M.  nur  John  I,  311. 

')  Der  Ausgeschlossene  ist  „ipso  jure"  verhindei%  der  Abgelehnte  „ope  exceptionis". 
Vgl.  dazu  Wach  I,  334,  Ullmann  179  ff. 

^  Oder  wenn  §  30  StP.O.  vorliegt.   Vgl.  noch  unten  §  19. 

•)  Vgl.  B.  Vni,  356. 
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eines  Ausschliessungsgrundes  muss  dagegen  während  des  ganzen 
Laufes  des  Verfahrens  vom  Gericht  beachtet  werden. 

d)  Wegen  der  Mitwirkung  eines  ausgeschlossenen  Richters  können  die  Parteien 
in  vielen  Fällen  ***)  das  Urteil  oder  andere  im  Prozesse  ergangene  Entscheidungen  an- 
fechten, auch  wenn  sie  im  Verfahren  den  Fehler  nicht  gerügt  haben.  Wegen  der 
Mitwirkung  eines  ablehnbaren  aber  nicht  rechtzeitig  abgelehnten 
Richters  kann  eine  Entscheidung  nicht  angefochten  werden  ^'). 

VI.  a)  Der  §  22  St.P.0.  findet  auf  Schöffen  und  Geschworene 
Anwendung  ^'). 

b)  Der  Schöffe  kann  in  gleicher  Weise  abgelehnt  werden,  wie  der 
Berufsrichter.  Für  die  Ablehnung  der  Geschworenen  gilt  Be- 
sonderes nach  §  283  St.P.O.  i»). 

V.    Für  die  übrigen  Gerichtspersonen  gilt  Folgendes: 

a)  Auf  die  Ausschliessung  des  Gerichts  seh  reibers  findet  §  22 
St.P.0. 1*)  Anwendung.  Der  §  23  St.P.0.  passt  hier  nicht,  kann  also 
nicht  „entsprechend"  angewendet  werden  ^^). 

b)  Der  Gerichtsvollzieher  ist  in  den  Fällen  des  §  156  G.V.G.  zu  II 
kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  ^*).  Eine  Ablehnung  ist  dem  G.V.G.  und 
der  St.P.0.  unbekannt. 

§  19. 

Das  Ablehnungsverfahren. 

I.  Das  Ablehnungsverfahren  findet  auf  Grund  des  von 
einem  Ablehnungsberechtigten  gestellten  Gesuches  vor  Ge- 
richt statt,   um   eine   Entscheidung   über   das  Vorhandensein 


*°)  ^''gl-  §  377  St.P.O.  und  Näheros  unten.  Die  Anfochtung  der  Entscheidung 
ist  auch  dann  mciglich,  wenn  im  Prozesse  das  Vorliegen  des  Ausschliessungsgrundos 
gar   nicht  bekannt  war.     Vgl.  auch  v.  Kries  122  ff. 

")  Der  mit  Recht  abgelehnte  ablehnbare  Richter  steht  dem  ausgeschlossenen 
gleich;  §  377  z.  3.  St.P.0. 

")  Vgl.  §§  31  und  32  St.P.O.  Der  §  23  kommt  hier  kaum  in  Frage.  Der 
Fall,  da&s  jemand,  der  als  Schöffe  thätig  war,  später  einen  Richterposten  erhält, 
(Löwe  zu  §  31),  passt  nicht  hierher.  Dann  handelt  es  sich  eben  nicht  mehr  um  die 
Ablehnung  eines  Schöffen,  sondern  um  die  eines  Richters.  Einen  besonderen 
Fall  der  Ausschliessung  von  Geschworenen  vgl.  in  §  317  St.P.O. 

")  Vgl.  dai-über  unten  beim  schwurgerichtlichen  Verfahi-en. 

")  Dai-über,  welche  Folgen  es  hat,  wenn  gegen  §  22  St.P.0.  vei-stossen 
wiixi,  vgl.  unten  bei  der  Revision. 

")  Vgl.  §  31  St.P.O.  R.  III,  789  entscheidet  mit  Recht,  dass  in  allen  Abschnitten 
dos  Verfahrens  und  in  den  verschiedenen  Instanzen  in  dei*selben  Sache  derselbe 
(Jerichtsschreiber  thätig  sein  darf.    Vgl.  v.  Kries  141. 

*°)  Wenn  der  Gerichtsvollzieher  trotzdem  thätig  wüitle,  so  wäre  Beschwoixie 
zulässig.  Auch  würde  z.  B.  ein  Widei-stand  gegen  ihn  nicht  nach  §  113  St.P.O.  straf bai* 
sein.  Wenn  man  sagt,  die  Handlung  eines  ausgeschlossenen  Gerichtsvollziehers  sei 
„nichtig",  so  ist  das  sehr  bedenklich.  Vgl.  Löwe  und  Stenglein  zu§  156  G.V.G., 
ebenso  die  Motive.    Näheres  über  die  „Nichtigkeit''  unten. 
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eines  Ablehnungsgrundos*}    gegen    (»ine    Gerichtspt^rson    her- 
beizuführen'). 

n.    Die  Ablehnung  dos  Richters. 

1.  A  b  1  0  h  n  u  n  g  s  b  e  r  0  c  h  t  i  g  t  sind  n  a  o  h  §  24  St.P.O.  die  Staats- 
anwaltschaft, der  P  r  i  V  a  t  k  1  Ji  g  e  r  und  der  H  e  s  c  h  u  1  d  i  g  t  e.  Zu  ihnen  tritt 
der  Nebenkläger,  der  nach  §  370  St.P.O.  die  Rechte  des  Privatklägers  hat, 
und  die  Verwaltungsbehörde  (g§  464, 467  StP.O.).  Auch  dem  für  den 
abwesenden  Angeklagten  auftretenden  Verteidiger  oder  Ve  r- 
t  r  e  t  e  r  nach  §§  282  und  322  iSt.P.O.,  sowie  dem  den  P  r  i  v  a  t  k  1  ä  g  e  r  nach 
§  488  St.P.O.  vertretenden  Rechtsanwalt  muss  man  dies(»s  Reclit  zu- 
gestehen ■).  Ebenso  wie  ein  von  den  Genannten  angebrachtes  Gesuch  wiitl  nach 
§  30  St.P.O.  die  Anzeige  behandelt,  die  ein  Richter  vcm  dem  Bestehen  eines 
seine  Ablehnung  rechtfertigenden  Verhältnisses  macht;  man  spricht  hier  ungenau 
von  einer  Selbstablehnung ^). 

2.  Das  A  b  1  e  h  n  u  n  g  8  g  e  s  u  c  h  ist  an  eine  F  o  r  m  nicht  gebunden ;  es  kann 
schriftlich  eingereicht  oder  nach  §»26  StP.O.  zu  Protokoll  dtis  Gerichtsschreibers  gegeben 
oder  nur  mündlich  dem  Gericht  vorgetragen  werden ;  letzteres  ist  für  die  münd- 
liche Verhandlung  die  Regel.  Dagegen  ist  es  befristet,  insofern  es  dem  in  der 
Hauptverhandlung  mitwirkenden  Richter  gegenüber *)  nur  bis  zu  dem  in  §  25 


*)  Bei  der  Geltendmachung  eines  vom  Gericht  unbeiücksichtigt  gebliebenen 
Au.sschliessungsgrundes  nach  §  24  St.P.O.  handelt  es  sich  nicht  um  ein  Al)lchnungs- 
gesuch  im  Sinne  des  Gesetzes.  Der  Umstand  ist  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen. 
Nicht  alles,  was  §§  24  if.  bestimmen,  gilt  hier.  Es  können  andere  als  die  nach  §  24 
Abs.  3  berechtigten  den  (Jnmd  geltend  machen,  Glaubhaftmachung  nach  §  26  St.P.O. 
ist  nicht  nötig  u.  s.  w.     Vgl.  L  ö  w  e   1  zu  §  24,  John  I,  335. 

')  Die  Geschworenen  sind  hier  auszuscheiden;  es  finden  auf  ihre  Ablehnimg 
die  §§  283  ff.  St.P.O.,  nicht  die  §§  24  ff.  Anwendung. 

')  Der  Beistand  (§149  St.P.O.)  hat  kein  Ablehnungs recht,  ebensowenig  der 
Verletzte  nach  §  170  St.P.O.,  a.  M.  John  I,  337.  Der  §  24  Abs.  3  spricht 
zu  eng  von  „Entscheidungen''.  Die  Bckanntmacliung  hat  auch  dann  zu  erfolgen, 
wenn  es  sich  um  eine  andere  amtliche  Thätigkeit,  z.B.  eine  Beweisaufnahme  handelt; 
so  auch  L  ö  w  e  5a,  S  t  e  n  g  1  e  i  n  3  zu  §  24  St.l*.0.,  a.  M.  J  o  h  n  1,  338.  Eine  Revision 
kann  auf  die  Verweigemng  der  Namhaftmachung  der  G  e  r  i  c  h  t  s  p(M*s(men  nicht  ge- 
stützt werden;  E.  XXIX,  62. 

•)  Ein  Recht  sich  abzulehnen  hat  der  Richter  nicht;  entscheidet  das  Gericht, 
ein  Ablehnungsgrund  liege  nicht  vor,  so  hat  der  Richter  weiter  mitzuwirken;  Löwe  3 
zu  §30  St.P.O.  Ob  und  inwieweit  der  Richter  einepf  licht  zur  Anzeige  habe,  ist^be- 
stritten.  Da  die  Ablehnung  nicht  lediglich  im  Interesse  der  Pai-teien,  s(»ndeni  au(^h 
in  dem  der  Recht.spfl(»gi'  ei-folgt,  wird  miui  mit  Löwe  das  Vorli«"gen  einer  Anzeigepflicht 
anzimehmen  haben.  A.M.  z.B.  John  I,  363.  Eine  Bekanntmachung  an  die  Parteien 
schreibt  §  30  nicht  vor;     vgl.  aber  M.  IV.  283. 

^)  Es  unterliegt  dem  Verzicht  der  Berechtigten  und  geht  unter  durch  Nicht- 
gebrauch; "Wach  1,341.  Es  geht  sell)st  dann  unter,  wenn  der  Ablehnungsgrund 
erst  nach  jenem  Zeitpunkt  bekannt  geworden  ist.  Audei-s  ausdrückli(,'h  §  43,  44  C.P.O. 
Die  abweichende  Meinung  von  John  I,  340  ff.  ist  unlialtl)ar.  Vgl.  auch  L  ö  w  e  2 
zu  §  25  St.P.O.,  V.  Kries  125  und  R.  VIII,  356.  Muss  die  Jlauptverhandlung 
wiederholt  werden,  so  ist  das  Ablehnungs recht  in  der  neuen  Verhandlung  von  neuem 
gegeben;  E.XIX,  332.  Vgl.  zu  §  25  noch  §§  242,  365,  3U1  St.P.O.  Auf  die  Geltend- 
machung eines  Ausschliessungsgrundos  findet  §  25  nicht  Anwendung. 
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StP.O.  genannten  Zeitpunkt  angebracht  werden  kann*).  Das  Gesuch  ist  nach  §  26 
StP.O.  anzubringen  bei  dem  Gerichte,  dem  der  Abzulehnende  in  der  Sache,  um 
die  68  sich  handelt,  angehört^.  Das  Ablehnungsgesuch  gegen  den  Amts- 
richter wird  demnach  beim  Amtsgericht,  gegen  den  Untersuchungsrichter  des  Land- 
gerichts beim  Landgericht,  oder  im  Falle  des  §  184  St.P.O.  beim  Reichsgericht  an- 
gebracht 

b)  Schon  die  Anbringung  des  Gesuches,  nicht  erst  die  Entscheidung  über 
dasselbe,  hat  die  in  §  29  StP.O.  angedeutete  Wirkung ").  Diese  Wirkung  tritt  auch 
dann  ein,  wenn  der  Abgelehnte  von  der  erfolgten  Ablehnung  gar  nichts  weiss  "). 

c)  Der  Inhalt  des  Gesuchs  ei^giebt  sich  aus  der  Natur  der  Sache. 
Der  Name  des  Abgelehnten^*),  die  Angabe  des  Ablehnungs- 
grundes und  der  Mittel,  durch  die  er  glaubhaft ")  gemacht  werden  soll,  müssen 
im  Gesueh  enthalten  sein  '*).  Für  die  Glaubhaftmachung")  gilt  hier  das  be- 
sondere, dass  der  Eid  in  jeder  Form  ausgeschlossen  ist  **).  Alle 
übrigen  Beweismittel  sind  zulässig. 

Besonders  wird  das  eigene  Zeugnis*^)  des  abgelehnten  Richters 
genannt  '*). 


•)  Im  übrigen  ist  eine  Frist  nicht  gesetzt.  Daher  kann  z.  B.  der  Unter- 
suchungsrichter während  der  ganzen  Voruntersuchung  abgelehnt  werden;  v.  Kries  125. 

^)  Das  Gesetz  will  also  nicht,  dass  z.  B.  das  Ablehnungsgesuch  gegen  den  als 
SchwurgerichtsvorBitzenden  thätigen  Oberlandesgerichtsrat  l^im  Oberlandesgericht 
eingereicht  werde.    Vgl.  noch  §  44  C.P.O.  und  E.  V,  133.    A.  M.  John  L  348. 

•)  Aufschub  ist  nicht  möglich  z.  B.  bei  Vernehmung  eines  im  Sterben  liegenden 
Zeugen  u.  s.  w.  Eine  Anfechtmig  des  Urteils,  weil  der  Richter  fälschlich  Unauf- 
schiebbarkeit angenommen  habe,  ist  nicht  möglich.  Der  Richter  wird  die  Gründe, 
weshalb  er  handelte,  in  den  Akten  schriftlich  niederzulegen  haben.  Löwe  Ib  zu 
§  20  StP.O.  Liegt  ein  Ausschliessungsgrund  vor,  so  hat  der  Richter 
überhaupt  nicht  zu  handeln. 

•)  Verstoss  gegen  §  29  St.P.O.  rechtfertigt  unter  Umständen  selbst  dann  die 
Anfechtung  des  Urteils,  wenn  später  das  Gericht  das  Ablehnungsgesuch  als  unbegründet 
verworfen  hat;  John  I,  349. 

*")  Abgelehnt  werden  können  nur  einzelne  bestimmte  Personen, 
nicht  ganze  Gerichtsbehörden;  E.  XX Vif,  175. 

")  Bei  Geltendmachung  eines  Ausschliessungsgrundes  ist  Glaubhaftmachung 
überflüssig.  Das  Gericht  hat  das  Vorliegen  des  Grundes  von  Amts  wegen  zu  be- 
rücksichtigen. 

")  John  I,  344  ff. 

")  tJber  ihr  Wesen  vgl.  das  Beweisrecht 

")  Vgl.  §  26  St.P.O.  und  §  44  CP.O.  Insbesondere  ist  also  der  dem  früheren 
Prozessrecht  bekannte  sogen.  Perhorrescenzeid  oder  Calumnieneid  aus- 
geschlossen. Er  legte  die  Entscheidung  über  die  Befangenheit  des  Richters  vollständig 
in  das  Meinen  und  Dafürhalten  des  Ablehnungsberechtigten;  John  I,  347,  Zachariae  I, 
340  ff..  Wetzen  422. 

**)  ,,Zeugni8"  bedeutet  hier  nicht  eine  vom  Abgelehnten  gemäss  §  48  ff.  StP.O. 
abzugebende  Aussage,  sondern  ist  mit  der,  von  §  26  St.P.O.  genannten  „dienstlichen 
Äusserung"  gleichbedeutend.    Vgl.  auch  G 1  a  s  e  r  II,  125,  Löwe  4  zu  §  26  St.P.O, 

'•)  J  0  h  n  I,  345  ff.  behauptet,  dass  §  266  Abs.  2  C.P.O.  auch  für  den  Straf- 
prozess  gelte.  Das  Glaubhaftmachen  sei  keine  strafprozessuale,  sondern  eine 
prozessuale  Einrichtung.  Es  sei  in  seinem  „allgemeinen  Wesen^*  von  der  C.P.O. 
geregelt  und  das  dort  Gesagte  gelte  auch  für  den  Strafprozess.    Das  ist  bedenklich. 
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3.  Über  das  Gesuch  entscheidet  da9  „Gerichtes  d.  h.  bei  Kollegialgerichten  die 
Strafkammer  oder  der  Strafsenat,  dem  der  Abgelehnte  in  dieser  Saohe  an- 
gehört '^).  Über  die  Ablehnung  des  TJntersuchimgsrichters  entscheidet  die  Straf- 
kammer des  Landgerichts  oder  der  erste  Strafsenat  des  Reichsgerichts*");  über  die 
Ablehnung  des  Amtsrichters  nach  §  27  Abs.  2  SiP.O.  die  Strafkammer  des  Landge- 
richts "). 

Bei  dem  Verfahren  über  das  Ablehnungsgesuch,  das  die  St.P.0.  nicht  näher 
regelt*^,  wirkt  der  Abgelehnte  nicht  mit.  Für  ihn  tritt  sein  Stellvertreter  (§  62  G.V.G.) 
ein.  Erst  wenn  ein  Ersatz  für  ihn  nicht  mehr  zu  beschaffen  ist,  hat  das  zunächst 
obere  Gericht**)  zu  entscheiden.  Beim  Untersuchungsrichter  und  dem  Amts- 
richter") ist  eine  Entscheidung  überhaupt  nicht  erforderlich,  wenn  die  Abgelehnten 
selbst  das  Ablehnungsgesuch  für  begründet  halten. 

4.  Die  Entscheidung  kann  dem  Ablehnungsgesuch  stattgeben,  oder  es 
für  unbegründet  erklären.  Im  ersten  Falle  steht  der  Richter  dem  Ausgeschlossenen 
gleich,  er  darf  auch  unaufschiebbare  Handlungen  nicht  m^hr  vornehmen ").  Die  Ent- 
scheidung ist  unanfechtbar  im  ersten  Falle,  anfechtbar  stets  im  zweiten  Falle'*).  In  diesem 
Falle  muss  sie  nach  §  34  StP.O.  mit  Gründen  versehen  werden.   Das  Rechtsmittel  ist  die 


Abgesehen  davon,  dass  die  Regel  des  §  266  Abs.  2  C.P.O.  in  der  SiP.O.  keine  Auf- 
nahme fand,  kann  man  diese  Regel  auch  nicht  als  eine  das  „Wesen^^  der  Glaub- 
haftmachung berührende  ansehen.    Sie  ist  im  Strafprozess  unanwendbar. 

*')  Vgl.  §  27  Abs.  2  St  P.O.  Ob  der  reichsgerichtliche  Untersuchungsrichter  (§  184 
StP.O.)  dem  Reichsgericht  angehört  oder  nicht,  ist  gleichgiltig.  Die  Frage  gehört 
vor  den  L  Strafsenat;  vgl.  §  138G.V.G.;  Löwe  5,  Stenglein4zu§27  StP.O. 
V.  K  r  i  e  B  125,  ü  II  m  a  n  n  177,  abweichend  John  I,  352.  "Wird  vor  der  Haupt- 
verhandlung ein  Mitglied  des  erkennenden  Gerichts  abgelehnt,  so  kann  die  Strafkammer 
gemäss  §  77  G.V.G.  entscheiden;  anfechtbar  ist  die  Entscheidung  nur  gemäss  §  28 
Abs.  2  StP.O.;  B.  XXU,  136. 

")  So  auch  Löwe  la  zu  §  27  StP.O.,  Glaser  H,  126,  Ulimann  176, 
E.  XIX,  332. 

'')  Auch  wenn  er  als  von  einem  anderen  Gericht  ersuchter  Richter  thätig 
war;  G.V.G.  §  158.  Ist  er  Mitglied  einer  Strafkammer,  z.  B.  im  Falle  des 
§  78,  60  ist  er  in  dieser  Beziehung  nicht  „Amtsrichter"^  im  Sinne  des  §  27  StP.O.; 
vgl.  auch  Löwe6bzu§27  StP.O. 

*•)  Eine  mündliche  Verhandlung  über  das  Gesuch  ist  nicht  vorgeschrieben. 
Auch  wenn  die  Ablehnung  in  der  Hauptverhandlung  erfolgt,  braucht  eine  mündliche 
Verhandlung  über  das  Ablehnungsgesuch  nicht  stattzufinden.  Findet  sie  statt,  so  ist 
sie  nicht  ein  Teil  der  Hauptverhandlung.  Der  §  225  StP.O.  findet  nicht  Anwendung. 
Daher  kann  die  Strafkammer  stets  mit  drei  Richtern  (§  77  G.V.G.)  entscheiden, 
vorausgesetzt,  dass  die  drei  entscheidenden  Mitglieder  die  Richter  sind,  denen  nach 
der  Geschäfteverteilung  die  Geschäfte  der  beschliessenden  Strafkammer  obliegen. 
Vgl.  E.  XXI,  250,  XXII,  135.  Auch  §  23  Abs.  3  StP.O.  findet  keine  Anwendung; 
E.  XIII,  302,  R.  VIII,  89;  Löwe  Ib  zu  §  27  StP.O.,  a.  M.  v.  Kries  126.  Der 
§  33  StP.O.  ist  anwendbar.    Vgl.  auch  §  46  C.P.O. 

*')  Das  ist  nicht  das  „im  Instunzenzuge'*  vorgesetzte  Gericht  Das  Reichsgericht 
ist  stete  das  zunächst  obere  Gericht  den  Oberlandesgerichten  gegenüber,  während  es 
nicht  höhere  Instanz  ist;  darüber  unten  §  20.    Vgl.  auch  M.  VII,  414. 

»*)  Nur  auf  sie  bezieht  sich  der  §27  Abs.  2  StP.O.;  vgl.  E.IV,  438.  Genauer 
drückt  sich  §  45  C.P.O.  aus. 

*")  Vgl.  §  377  z.  3  StP.O.,  §  513  z.  3  C.P.O. 

**)  Es  sei  denn,  dass  sie  vom  Reichs-  oder  einem  Oberlandesgericht  erlassen 
ist;  vgl.  §  346  Abs.  3  StP.O.    Anders  im  avilprozess;  vgl.  §  135  z.  2  G.V.G. 
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f;2  AI:-eL..-iL€<-  §  20. 

*f/.',r*.'JL/-  Vf^j  r.x-rl"  **i.  Nkht  v-lrstar.ii.'  mit  J»^r  frr-fvrtij-n  BttS*  hwerle,  sondern 
r.i»  r,  I  '^•5  Ah-.  2  S*^.P.O.  ..»j'ir  mit  «J^^m  Urt-il".  alsj  jv  na  h  Laj^  d»^r  So'he  mit 
WrA.t.jL  ''i-r  K'v>:..Q  ar.f- L*r'ar  ist  fl-r  «laä  Ovsu  h  v-x-w-rrf-Ll»^  ßeschliiss,  wenn 
•^  &:•  r.  -.'-'I  v::.-.'*  ..  •-  r  k  fr  n  n  e  n  »1  e  n  "  K  i  c  h  t  e  r  '^^i  Liic  i-_'lt. 

Ilf.  Di»--   A  f'  1  V  !i  fi  n  n  if  d  ^'  r  ü  l»  r  i  t:  e  n   G  e  r  i  c  L  t  s  p  e  r  s  o  n  e  n. 

a.  \}\'  *!'  h  a\f  d-m  Ri'  h^-r  U-zi-Ji-iii-ü  Sifze  der  §§  24  flF.  St.P.O.  finden 
*r  r.  t  •  ji  r ••  'r  h  *'  n  '1  »•  Ar:'A-r. i:i^]_'.  d.  h.  Anw»»D.i:ini:.  y-w^it  si»  pausen.  au«:h  auf  G e- 
r  i ':  h  t  s  h  t:  h  r  *:  \  K  ••  r  ''i  Uli  1  S  <-  h  ö  f  f  »*  n.  Nur  t-^züjli'h  d»^  zur  Ents«heidung 
U'.rA^'U^'U  0.-r>:r.*s  u-ilt  na*  h  §  31  A>rs.  2  St.P.O.  lh-..nd-n/s ").  Cber  die  Ab- 
!"hfiM.j.'  dvr  0  es^h  wo  r<f  n  cn  siir^-'h^^n  die  §§  2S2  bis  2S5  St.P.O- 

bi  Vau**  A  b  l  e  h  n  u  n  <i  d'.'S  Gerichtsvollziehers  kennt  die  St.P.O.  nicht. 
D'-T  §  l.yj  G.V.G-  8j» rieht  nur  von  s^.-iner  Ausschliessung"). 

B«  Die  iissere  Yerfassimp  der  ordentlkheM  Stnlifeciehte. 

§  20. 
Allgemeines. 
L  Die  verschiedene  Art  und  Bedeutuug  der  Strafsachen  macht 
eine  Mehrheit  von  verschieden  eingerichteten  Gerichtsklassen  notwendig. 
Nach  dem  O.V.O.  sind  mit  Strafsachen  beschäftigt  die  Amtsgerichte, 
Schöffengerichte,  Landgerichte,  Schwurgerichte,  Oberlandes- 
gerichte und  das  Keichsgericht  >). 


")  Vgl.  üU.T  feie  §  353  St.P.O.  und  unten  im  ÜI.  Kap.  des  IT.  Buclis.  Zu 
yn'Zf:\\\cr\  ifct,  da.s?>  es  g<ren  Entscheiduiüren  des  *  )lKThmdesgeriehts  und  des  Keiehsgerichta 
eine  Ii<;s'h werde  ülxMhaupt  nicht  giebt;  vgl.  unten,  und  §  340  Abs.  3  St.P.U.  Eine 
Wiederholung  des  gleichen  Ablehnungsgesuchs  i.st  wirkungslos.  Das  Gericht  lehnt  das 
Oesoch,  ohne  auf  dasselbe  mat<*ri»'ll  einzugehen,  ab,  weil  über  das  Gesuch  schon  rechts- 
kräftig entschieden  ist.  Hei  diesem  Heschluss  können  die  Kichter,  gegen  die  sich 
da«i  Abl»'hnuDg%^»'.such  Hebtet,  mitwirken;  E.  XI,  224.  Auf  Grund  n  e  u  e  r  Thatsachon 
kann  innerhalb  der  (irenzen  des  §  25  St.P.O.  das  Ablehnungsgesuch  jederzeit  erneuert 
werden;  E.  XXIV,  12  f.,  a.  M.  Löwe  9  zu  §  27  St.P.O. 

««)  Im  ^  46  C.P.O.  findet  sich  die  Kegel  des  §  25  Abs.  2  St.P.O.  nicht  Erkennen- 
der liicbter  ist  jedes  richterliche  Mitglied  des  Gerichts,  vor  dem  die  Hauptverhand- 
lung stattfindet,  also  z.  B.  nicht  da.s  Mitglied  der  beschliessenden  Strafkammer,  der 
Untersuchungsrichter;  vgl.  auch  §  343  St.P.O.  Der  §  24  Abs.  2  setzt  voraus,  dass 
da->  Hauptv<;rfahren  Ixneits  eröffnet  ist;  E.  VII,  175;  XXU,  135,  aber  auch  M.  UI, 
433,  Vlll,  377.  Die  StP.O.  hindert  die  Wiederholung  eines  Ablehnungsgesuches  auf 
Grund  neuer  Anführungen  keineswegs;  E   XXIV,  12. 

•^)  Welche  Wirkungen  ü§  haben  soll,  wenn  ein  mit  Erfolg  abgelehnter  Ge- 
richtascb reiber  mitwirkt,  sagt  die  St.P.O.  nicht.     Vgl.  Ullmann  180. 

"j  Unter  dem  „Kichter'*  vei-steht  §  31  Abs.  2  den  üntei-suchungsrichter,  den 
beauftragten  (;der  ei*suchton  Kicbter.  In  der  Uauptverhandlung  entscheiden  über  die 
Ablehnung  die  Schöffen  mit;  §  30  (r.V.G. 

'•)  Wird  ein  A  u  s  s  c  h  1  i  e  s  s  u  n  g  s  grund  geltend  gemacht,  so  entscheidet 
das  Gericht,  dessen  Heaufsichtigung  der  Oerichtsvollzieher  untersteht  (§  155  G.V.O.), 
in  formloser  Weise.    C'bc^r  Anfechtharkeit  solcher  Entscheidungen  schweigt  das  Gesetz. 

*)  Über  die  fransösisc^he  Gerichtsverfassung,  die  in  einer  Reihe  von  Punkten 
EinflusH  auf  die  Oixluung  der  Verhältnisse  in  Deutschland  geäussert  hat ,  Ull- 
mann 00,  auch  V.  K  r  i  0  s  r^5  ff. 
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II.  Das  mit  einer  Sache  befasste  Oericht  kann  trotz  aller  Vor- 
sicht bei  seinen  Entscheidungen  irren.  Dem  durch  eine  Entscheidung 
Betroffenen  muss  die  Möglichkeit  gewährt  werden,  eine  Nachprüfung 
der  Sache  herbeizuführen,  es  muss  bestimmt  werden,  welche  Gerichte 
zu  dieser  Nachprüfung  befugt  sein  und  das  Recht  haben  sollen,  die 
angefochtenen  Entscheidungen  aufzuheben  oder  abzuändern.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  zerfallen  die  Gerichte  in  Gerichte  erster  und 
Gerichte  höherer  Instanz.  Man  sagt,  es  gehe  von  einem  Gericht 
der  Instanzenzug')  an  ein  anderes. 

III.  a)  Strafgerichte  erster  Instanz  sind  nach  der  St.P.O. 
die  Amtsgerichte,  Schöffengerichte,  Landgerichte,  Schwur- 
gerichte und  das  Reichsgericht.  Von  diesen  sind  die  Amts- 
gerichte, Schöffengerichte  und  Schwurgerichte  nur  Gerichte 
erster  Instanz'*),  während  das  Landgericht  Gericht  erster  und 
zweiter,  das  Reichsgericht  erster,  zweiter  und  dritter  Instanz 
ist.  Die  Oberlandesgerichte  sind  nie  erste,  sondern  nur  zweite 
oder    dritte  Instanz. 

b)  Die  St.P.O.  spricht  z.  B.  in  §  263  von  Gerichten  „niederer''  Ordnung, 
denen  also  solche  „höherer  Ordnung*'  entgegenzustellen  sind.  Diese 
Ausdrücke  betreffen  die  Stellung  der  einzelnen  Gerichte  I.  Instanz 
zu  einander.  Die  Strafkammer  des  Landgerichts  ist  dem  Schöffengericht 
gegenüber  ein  Gericht  „höherer  Ordnung",  weil  sie  zur  Aburteilung 
schwererer  Delikte  als  jenes,  z.  B.  von  Verbrechen,  zuständig  ist.  Die 
Gerichte  derselben  Klasse  bezeichnet  §  15  StP.O.  als  „gleichstehende". 

c)  Während  es  im  Civilprozess  für  die  meist  geringfügigen  Sachen, 
die  vor  die  Amtsgerichte  kommen,  nur  noch  eine  zweite  Instanz  giebt, 
gegen  die  Urteile  der  Landgerichte  dagegen  noch  eine  dritte  Instanz  *), 
steht  es  im  Strafverfahren  umgekehrt.  Gegen  die  Urteile  der 
Amts-  und  Schöffengerichte  geht  der  Rechtsmittelzug  über  die  Land- 
gerichte an  die  Oberlandesgerichte  oder  sogar  an  das  Reichs- 
gericht, es  giebt  also  drei  Instanzen,  gegen  die  Urteile  der  Land- 
gerichte als  erste  Instanz  und  der  Schwurgerichte  dagegen,  also 
in  den  schwereren  Straffällen  nur  noch  an  die  Oberlandesgerichte, 


»)  Vgl.  z.  B.  §  159  Abs.  2  G.V.G.  Das  „zunächst  obere"  Gericht  des  §  27 
StP.O.  iKKieutet  nicht  dasselbe;  vgl.  oben  §  19. 

*j  Im  CiviIprozes.s  gestaltet  sich  die  Sache  viel  einfaclier.  Gerichte  I.  Instanz 
sind  die  Amtsgerichte  und  Landgerichte. 

*)  Vgl.  aber  §  508  CP.O. 
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oder    an    das    Reichsgeri cht^),     es    giebt   also   nur  zwei   In- 
stanzen*). 

IV.  Die  einzelnen  Strafgerichte  sind  verschieden  besetzt  Je 
wichtiger  die  einem  Gericht  zugewiesenen  Sachen  sind,  je  höher  die 
Stelle  ist,  die  es  im  Instanzenzuge  einnimmt,  um  so  mehr  sollen  Bürg- 
schaften für  die  Zuverlässigkeit  seiner  Entscheidungen  geschaffen  werden. 
Diese  Bürgschaften  findet  man  in  erster  Linie  in  der  sich  steigernden 
Zahl  der  bei  den  Entscheidungen  zusammenwirkenden  Richter.  ^  Während 
z.  B.  in  den  von  §  211  St.RO.  erwähnten  Fällen  der  Amtsrichter  allein 
urteilt,  steigt  die  Zahl  der  Richter  beim  Reichsgericht  als  höherer 
Instanz  nach  §  140  G.V.G.  auf  sieben  Richter.  Das  Amtsgericht 
ist  nach  §  22  G.T.G.  das  einzige  Gericht,  an  welchem  ein 
Einselrlchter  entscheidet,  alle  übrigen  Gerichte  sind  EoUegial- 
gerlchte. 

V.  Das  Urteilen  ist  zwar  die  wichtigste  Thätigkeit  der  Gerichte, 
aber  nicht  ihre  einzige.  Ehe  es  zum  Urteil  kommen  kann,  sind  ge- 
richtliche Handlungen,  die  den  Thatbestand  klären  und  das  Urteil  vor- 
bereiten sollen,  vor  allem  Untersuchungshandlungen  nötig.  Weiter 
verlangt  dieSt.RO.  vor  dem  Urteil  eine  Reihe  gerichtlicher  Entscheidungen, 
die,  wie  z.  B.  der  für  das  Verfahren  wichtige  sog.  „Eröffnungsbeschluss" 
des  §  201  St.P.0.,  zum  gesetzlich  vorgeschriebenen  Prozessgange  gehören. 
Diese  untersuchende  und  beschliessende  Thätigkeit  liegt  nicht 
immer  in  denselben  Händen,  wie  die  Urteilsthätigkeit.  Während 
z.  B.    dem  Schwurgericht   die  Urteilsfällung   obliegt,   hat   der  Unter- 


•)  Gegen  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  auch  als  I.  Instanz  (vgl.  §  136 
G.V.G.),  giebt  es  kein  Rechtsmittel,  ebenso  in  Strafsachen  nicht  gegen  Entscheidungen  der 
Oberlandesgerichte.  In  Civilsachen  stehen  die  Oberlandesgerichte  anders;  vgl.  §  123 
2.  1  G.V.G. 

*)  Eine  Vcrgleichung  des  civilprozessualen  nnd  strafprozessualen  Instanzenzuges 
eiigiebt  folgendes  Bild : 


Civilsachen 


Strafsachen 


Civilsachen 


Strafsachen 


I.  Instanz 

II.  Instanz 
III.  Instanz 


Amtsgericht 


Landgericht 


Amtsgericht 

oder 

Schöffengericht 

Landgericht 


Landgericht 

Oberlandesgoricht 
Reichsgericht 


Landgericht  oder 
Schwurgericht 


Reiclisgericht  oder 
Oberlaudesgericht 


Oberlandesgoricht 
oder  Reichsgericht 

*)  Der  §  127    Abs.  2    G.V.G.  verlangt   ausseixlem    ein   reiferes  Alter   für  den 
Beichsgerichtsrat 
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suchungsrichter  die  Toruntersuchung  zu  führen  und  die  Strafkammer 
des  Landgerichts  eine  Reihe  von  Entscheidungen,  z.  B.  auch  den  Er- 
öfihungsbeschluss  zu  erlassen.  Man  kann  in  dieser  Hinsicht  zwischen 
untersuchenden,  urteilenden  oder  im  Sprachgebrauch  des  Gesetzes 
,.erkenn enden",  und  beschliessenden  Gerichten  scheiden**). 

§  21. 
Die   Besetzung   der   Strafgerichte. 
I.    Die  Zahl  der  Richter. 

1.  Die  Amtsgerichte  sind  die  einzigen  Strafgerichte  mit  nicht 
kollegialer  Verfassung.  Selbst  dann  sind  sie  nicht  Kollegialgerichte, 
wenn  sie  nach  §  22  Abs.  2  G.V.G.  „mit  mehreren  Richtern  besetzt" 
sind  ^).  Jeder  von  ihnen  „erledigt  die  ihm  obliegenden  Geschäfte  als 
Einzelrichter".  Jeder  der  mehreren  Richter  ist  innerhalb  des  ihm  zu- 
gewiesenen Geschäftskreises ')  selbständiger  Vertreter  des  Amtsgerichts. 
Einem  von  ihnen  ist  nach  §  22  Abs.  2  G.V.G.  „von  der  Landesjustiz- 
Verwaltung  die  allgemeine  Dienstaufsicht  zu  tibertragen"  •). 

2.  Die  Schöffengerichte  sind  Kollegialgerichte,  die 
nach  §  25  G.V.G.  bei  jedem  Amtsgerichte  zur  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung von  Strafsachen  gebildet  werden.  Das  Kollegium  besteht 
nach  §  26  G.V.G.  aus  einem  Richter  als  Vorsitzenden  und  zwei  Schöffen. 
Das  Verhältnis  der  Schöffen  zum  Berufsrichter  ist  nach  §  30  G.V.G. 
in  der  Hauptverhandlung  das  voller  Gleichberechtigung,  die  Schöffen 
wirken  nicht  nur  bei  der  Urteilsfällung,  sondern  auch  bei 
allen  übrigen  Entscheidungen  mit,  die  in  der  Haupt- 
verhandlung erforderlich  werden*).    Entscheidungen  „ausserhalb 

■)  Vorbildlich  war  hier  das  französische  Recht.  Von  „erkennenden  Gerichten'' 
spricht  §  347  StP.O.;  vgl.  auch  §  28  St.P.O.  Als  beschliessonde  Gerichte  kommen 
auch  die  über  die  Beschwerde  entscheidenden  Gerichte  in  Botracht.  Vgl.  auchUll- 
mann  111  f.,  Laband  IL  388. 

*)  Auch  in  diesem  Falle  bleibt  das  Amtegericht  ein  einheitliches  Gericht;  es  wird 
nicht  etwa  in  mehrere  selbständige  Amtsgerichte  gespalten.  Ebensowenig  ist  weiter 
einer  der  Richter  alleiniger  Träger  der  amtsgerichtlichen  Gerichtsbarkeit,  während  die 
übrigen  seine  Veftreter  sind,  wie  das  z.  B.  früher  in  Sachsen  der  Fall  war. 

*)  Die  Geschäftsverteilung  bestimmt  sich  nach  Lwidesrecht.  Vgl.  §  23  Preuss. 
A.G.  zum  G.V.G. 

*)  Die  Landesjustizverwaltung  bestimmt  auch,  wem  gegenüber  das  Dienst- 
aufsichtsrecht besteht,  insbesondere,  ob  es  sich  nur  auf  die  nichtrichterlichen  Beamten 
oder  auch  auf  die  Richter  bezieht.  Hinweise  auf  Landesrecht  bei  L  ö  w  e  4  zu  §  22 
G.V.G.  und  Preuss.  A.G.  z.  G.V.G.  §§  23,  24,  79.  Vgl.  auch  E.  VU,  404,  XI,  163, 
XV,  212. 

*)  Vgl.  §  30  G.V.G.  Der  §  30  Abs.  2  gilt  auch  für  die  vor  die  Konsulargerichte  ge- 
hörigen Sachen;  £.  XXVin,  3\.   Die   Schöffen   haben  z.  B.  auch   an  den  sitzungs- 
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der   Hauptverhandlong*'    erlässt    nach    §  30  Abs.  2  G.V.G.  der  Amts- 
richter *). 

3.  Bei  jedem  Landgericht*)  werden  nach  §  59  G.V.G.  Straf- 
kammern gebildet;  sie  siod  KoLlegialgerichte  ^).  Den  Vorsitz 
führt  nach  §  61  G.V.G.  der  Präsident  des  Landgerichts  oder  ein  Direktor  ^). 
Ausserdem  sind  nach  §  60  G.V.G.  bei  jedem  Landgerichte  ein  oder 
mehrere  einzelne  Richter  zu  Untersuchungsrichtern*)  bestellt.  Die 
Strafkammern *<*)  entscheiden  in  der  Besetzung  von  fünf  oder  drei 
Richtern  11). 


polizeilichen  Entscheidungen,  soweit  sie  nach  §  178  ff.  G.Y.G.  dem  Gericht  zu- 
stehen, mitzuwirken.  Selbstverständlich  entscheiden  sie  auch  über  Höhe  und  Art  der 
Strafe,  über  die  Busse  u.  s.  w.  An  den  Massregeln  des  §  52  ff.  G.V.G.  haben  die  Schöffen 
nie  Teil;  sie  sind  nicht  Bc*standteile  der  Hauptverhandlung.  Die  einzige  Ausnahme 
von  dieser  Kegel  enthält  §  31  St.P.O.     Anders  stehen  die  Geschworenen. 

*)  Dabei  ist  gleichgiltig,  ob  es  sich  um  Entscheidungen  vor  der  Hauptverhand- 
lung  handelt,  z.  B.  Erlass  des  Eröffnungsbeschlusses,  oder  um  solche  nach  der  Haupt- 
Verhandlung;  z.  B.  §  407  St. P.O.  Diese  Entscheidungen  ergehen  im  Namen  des 
Amts  gerichts. 

*)  Über  die  Besetzung  des  Landgerichts  vgl.  §  58  G.V.G. 

^)  Die  Strafkammer  linn  im  Falle  des  §  78  G.V.G.  an  einem  anderen  Ort  als 
dem  Sitze  des  Landgerichts  „bei  einem  Amtsgericht''  gebildet  werden.  Man  spricht 
in  solchem  Falle  von  einer  auswärtigen  oder  auch  detachierten  Straf- 
kammer. Ihr  Bezirk  muss  mehrere  Amtsgerichts  bezirke  desselben  Landgerichts  um- 
fassen. Die  Strafkammer  ist  für  einen  bestimmten  Teil  des  Bezirks  geschaffen.  Das 
ist  von  Bedeutung  für  ihre  örtliche  Zuständigkeit  (vgl.  dai-über  unten  §  25  fF ).  Vgl. 
E.  XVII,  230,  E.  X,  250.  Löwe  4  zu  §  78  (J.V.G.  Im  einzelnen  ist  manches 
streitig;  vgl.  ausführlich  Löwe  4,  Stenglein  8  zu  §  78  G.V.G.,  sowie  E.  I,  267. 
B  I,  444,  II,  30  über  die  Einlegimj?  von  Rechtsmitteln  gegen  Entscheidungen  der 
Strafkammer.  Ein  „Teil  der  Thätigkeir'  ist  z.  B.  die  Thätigkeit  als  I.  Instanz  oder  als 
beschliessendes  Gericht.  Vgl.  noch  Einzelheiten  in  E.  IX,  397,  XXII,  203 
B«  VI,  30.  Alles  nähere  bestimmt  Landesrecht.  Eine  Verletzung  der  landesrecht- 
lichen Anordnungen  würde  mit  Rechtsmitteln  anfechtbar  sein;  Ötenglein9zu 
§  78  G.V.G.,    Uli  mann  126,  vgl.  auch  Lab  and  II,  400. 

*)  Ein  Landgerichtsrat  kann  also  nicht  ständiger  Voreitzender  sein.  Ver- 
stösse gegen §61  können  unter  Umständen  die  Revision  gegen  das  Urteil  rechtfertigen; 
E.  XX VII,  125. 

•}  Ein  Untersuchungsrichter  muss  an  jedem  Landgericht  vorhanden  sein.  Das 
„nach  Bedürfnis"  bezieht  sich  auf  die  Zahl  der  Untei-suchungsrichter.  Die  Bestellung 
erfolgt  nach  §  60  Abs.  2  G.V.G.  auf  die  Dauer  eines  Geschäftsjahres.  Vgl.  auch  noch 
§  64  G.V.G.  Der  Untersuchungsrichter  kann  zugleich  Mitglied  einer  Kammer  sein ; 
vgl   abc^r  §  23  Abs.  2  St.P.O. 

*")  Die  Land  es  Justizverwaltung  hat  das  weitere  zu  bestimmen,  insbesondere 
auch  die  Zahl  der  zu  bildenden  Strafkammern;  es  handelt  sich  dabei  um  eine  Ver- 
wallungsmassrogel,  die  aber  nicht  ohne  prozessuale  Bedeutung  ist  Vgl.  den  nächsten  § 
und  noch  E.  II,  353,  B.  II,  357  und  Löwe  2  zu  §  59  G.V.G.  Den  Vorsitz  in  der 
Kammer  re«relt§61  G.V.G.;  es  handelt  sich  um  den  ordentlichn  Vorsitz;  vgl.  noch 
S  65  G.V.G.  und  E.  XVIII,  9,  B.  X,  432  sowie  Löwe  1  zu  §  61  G.V.G. 

")  Der  §  10  G.V.G.  ist  auch  für  die  Landgerichte  anwendbar.  Die  von  §  76  G.V.G. 
verlangte  Richterzahl  muss  bei  den  Verhandlungen  und  Entscheidungen  mitwirken. 
Es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Kammer  mehr  als  fünf  Richter  zugeteilt 
werden,  die  in  bestimmter  Reihenfolge  einander  abwechseln;  Löwe  1  a  zu  §  77  G.V.G. 
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a)  Mit  fünf  Richtern  ist  sie  erkennendes  Gericht  erster 
Instanz  oder  erkennendes  Gericht  zweiter  Instanz  in 
Sachen,    die  sich  auf  Vergehen  im  Sinne  des  §  1  StQ.B.  beziehen. 

b)  Mit  drei  Richtern  ist  sie  beschliessendes  Gericht,  sowie 
erkennendes  Gericht  zweiter  Instanz  in  üebertretungs- ") 
und  Privatkiagesachen  ^^). 

4.  Die  Schwurgerichte  *^)  treten  nach  §  79  G.V.G.  „periodisch" i*) 
bei  den  Landgerichten  i®)  zusammen  und  bestehen  nach  §  91  G.V.G. 
aus  drei  Berufsrichtern,  dem  Gerichtshof,  und  zwölf  Ge- 
schworenen, der  Geschworenenbank  ^^.  Gerichtshof  und  Ge- 
schworenenbank bilden  zwei  Kollegien,  ein  jedes  mit  besonderen 
Rechten  ausgestattet.  Die  Geschworenen  sind  zur  Entscheidung  „der 
Schuldfrage"  ^^)  berufen,  die  übrigen  Entscheidungen  trifft  der  Gerichtshof. 
Gericht  und  Geschworene  treten  nur  zur  Hauptverhandlung  zusammen^*;. 


")  Ist  es  zweifelhaft,  ob  es  sich  in  der  Berufungsinstanz  um  eine  Übertretung 
(xier  um  ein  Vergehen  handelt,  so  müssen  fünf  Richter  in  der  Verhandlung  mit- 
wirken;   vgl.   Löwe   2b,    Stenglein    1  zu  §  77  G.V.G.,  E.  VI,  310. 

")  „Fälle  der  Privatklago'*  im  Sinne  des  §  77  liegen  nicht  vor,  wenn  die 
Staatsanwaltschaft  in  der  ersten  Instanz  vor  Erlass  des  Urteils  gemäss  §  417  St.P.0. 
die  Verfolgung  übernommen  hat.  Die  zweite  Instanz  hat  mit  fünf  Richtern  zu  ur- 
teilen. Dagegen  sollen  nach  Stenglein  2  und  L ö w e  3  zu  §  77  O.V.G.  drei 
Richter  ausreichen,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  eret  nach  dem  Urteil  des  Schöffen- 
gerichts durch  Einlegung  der  Berufung  die  Verfolgung  übernahm.  Diese  Ansicht  er- 
scheint nicht  unbedenklich,  es  handelt  sich  in  der  Berufungsinstanz  dann  doch  nicht 
mehr  um  „Fälle  der  Privatklage".     Vgl.  daiüber  noch  unten. 

")  Die  Schwurgerichte  sind  aUen  reindeutschen  Ui-sprungs.  Vgl.  Brunn  er, 
Entstehung  der  Schwurgerichte  (1872). 

^')  Sie  treten  für  „Sitzungsperioden",  d.  h.  wenn  erforderlich,  für  eine  Reihe  von 
aufeinander  folgenden  Sitzungstagen,  also  andere  als  die  Schöffengerichte  zusammen;  vgl. 
R.  X,  513. 

*®)  Nicht  notwendig  bei  jedem  Landgerichte;  vgl.  §  99  G.V.G.  Preussen  hat 
bisher  von  §  99  nicht  Gebrauch  gemacht '  Vgl.  L  Ö  w  e  zu  §  99  G.V.G.  Der 
§  98  G.V.G.  gestattet,  dass  „einzelne  Sitzungen"  nicht  am  Sitze  des  Landgerichts  statt- 
finden. Die  Motive  heben  z.  B.  den  Fall  hervor,  dass  die  Zeugen  in  einer  Sache  weit 
vom  Sitz  des  Landgerichts  wohnen,  dass  am  Landgerichtssitz  eine  Ei)idemie  herrscht 
u.  s.  w.  Im  letzten  Falle  kann  es  dahin  kommen,  dass  alle  Sitzungen  einer  Periode 
an  einem  anderen  Ort  stattfinden.  Es  muss  dann  für  jede  Sache  ein  B(jschluss  gefasst 
werden.     Vgl.  Löwe  und  S  t  e  n  g  1  e  i  n  zu  §  98  G.V.G. 

*')  Die  St.P.O.  bezeichnet  die  beiden  Kollegien  mit  „Gericht"  una  ,,Oeschworenen- 
bank".  Vgl.  z.  B.  §  279  Abs.  2  und  §  280  St.P.O.  Der  Ausdruck  „Schwurgericht*^ 
umfasst  beide.     Über  die  Bildung  der  Geschworenenbank  unten  und  §  278  ff.  St.P.O. 

'^  Darüber  näher  unten.  Vgl.  schon  hier  §§  297  und  262  StP.O.  Vgl. 
E.  XXI,  388  (Verhandlung  ohne  Geschworenen  dui-ch  die  „richterlichen  Mit- 
glieder*- §  82  G.V.G.). 

*•)  Die  vor  das  Schwurgericht  gehörigen  Sachen  werden  ihm  .'zugewiesen,  bei 
ihm  anhängig  durch  den  Eröffnungsbeschluss.  Nicht  sind  aber  jedesmal  auch 
zur  Zeit  des  Erlasses  jenes  Beschlusses  „richterliche  Mitglieder"  d(.s  Schwurgerichts 
schon  bes-timmt  Deshalb  bestimmt  §82  Abs.  2  O.V.G.,  dass  die  „ausserhalb  der  Dauer  der 
Sitzungsperiode"    erforderhcheu    Entscheidungen    (z.  B.  Haftbefehle)   durch   die  Straf- 
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Die  ausserhalb  der  Hauptverhandlung  erforderlichen  Entscheid angen 
erlässt  je  nach  Lage  der  Sache  gemäss  §  82  G.V.G.  der  Gerichtshof 
oder  die  beschliessende  Strafkammer  des  Landgerichts*^).  Die  Er- 
nennung des  Vorsitzenden  des  Schwurgerichts  erfolgt  nach  §  83  G.V.G. 
für  jede  Sitzungsperiode**). 

5.  Bei  den  Oberlandesgerichten,  deren  in  Deutschland  28 
bestehen,  werden  nach  §  120  und  124  G.V.G.  mit  fünf  Richtern  be- 
setzte Strafsenate")  gebildet.  Das  Oberlandesgericht  in  Berlin 
führt  den  Namen  Kammergericht;  ihm  sind  gemäss  §  9  E.G. 
z.  G.V.G.  eine  Reihe  der  dort  genannten  Sachen  „ausschliesslich''  zu- 
gewiesen *3). 


kammer  zu  erlassen  sind.  ,,Ausserhalb  der  Sitzungsperiode^'  liegen  auch  die  nach  Be- 
endigung der  Sitzungen  des  Schwurgerichts  erforderlich  werdenden  Massregeln.  Mit 
der  Sitzungsperiode  hört  das  Schwurgericht  auf  zu  bestehen.  Die  Einlegung  der 
Revision  u.  s.  w.  kann  deshalb  nach  jenem  Zeitpunkt  nicht  mehr  beiofi  Schwurgericht 
erfolgen;  E.  XIII,  156,  U.  VII,  708.  Bezüglich  der  dem  Vorsitzenden  des 
Schwui^erichts  zugewiesenen  Sachen  vgl.  §  83  Abs.  3  G.V.G.,  er  hat  das  Landgericht 
im  Auge,  mit  dem  das  Schwurgericht  verbunden  ist. 

'°)  Kritik  des  dem  französischen  Prozess  nachgebildeten  §  83  G.V.G.  bei 
John  I,  57.  Für  jede  Periode  wird  ein  Vorsitzender  ernannt.  Bezüglich  der  Zeit 
der  Bestellung  schweigt  das  G.V.G.;  §  93  G.V.G.  ist  dabei  zu  beachten.  Die  von  §  93 
Genannten  können  zu  Vorsitzenden  bei  jedem  Schwurgericht  des  Bezirks  ernannt 
werden.  Der  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  ist  zur  Vertretung  in  einzelnen 
Sitzungen  u.  s.  w.  berufen.  Fällt  der  Vorsitzende  z.  B.  vor  Beginn  der  Periode  fort, 
so  ist  ein  neuer  zu  ernennen,  nicht  tritt  der  Vertreter  ein.  Vgl.  L  ö  w  e  5  aber  auch 
Stenglein  3  zu  §  93  G.V.G.  Bei  Verhindening  des  Voi*sitzenden  in  der  Sitzung 
tritt,  wenn  §  194  G.V.G.  vorliegt,  der  älteste  der  Beisitzer  ein;  Löwe  5  zu  §  83 
G.V.G.  Dass  auch  ein  Landgerichts  direkter  zum  Beisitzer  ernannt  werden  kann, 
ist  klar,  auch  er  ist  Mitglied  des  Landgericht«;  E.  III,  310,  R.  II,  776.  Auch 
Hülfsrichter  sind  Mitglieder,  R.  I,  807. 

*M  Vgl.  bezüglich  der  Besetzung  der  Oberlandesgerichte  §  119  G.V.G.  "Wo 
das  Bedürfnis  nicht  mehr  verlangt,  genügt  ein  Senat.  Vgl.  auch  John  I,  173.  Für 
Preussen  vgl.  Gesetz  vom  4.  März  1878.  Hülfsrichter  können  nach  §  122  G.V.G. 
am  Oberlandesgericht,  im  Gegensatz  zum  Amts-  und  Landgericht,  nur  ständig  angestellte 
Richter  sein;   vgl.  §§  10,  69,  134  G.V.G. 

•■)  Der  Name  „Kammergericht"  ist  für  das  Oberlandesgericht  in  Berlin  von 
früherher  beibehalten.  Die  Beilegung  solcher  besonderen  Namen  ist  durch  das  G.V.G. 
nirgends  verboten.  Vgl.  Löwe  2  zu  §  12  G.V.G.  Durch  g  9  E.G.  z.  G.V.G.  soll 
möglichst  Kechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Landes  straf  rechts  erzielt  werden. 
Nur  die  Revisionen  imd  Beschwerden  nennt  §  9,  nicht  z.  B.  die  nach 
§  170  St.P.O.  den  OberlandevSgerichten  zugewiesenen  Entscheidungen.  Bezüglich  der 
Zuständigkeit  des  Kammergerichts  vgl.  §  50  Preubs.  A.G  z.  G.V.G.  und  hierzu  ausführlich 
Löwe  5  ff.  zu  §  9  E.G.  z.  G.V.G.  Aasser  für  Preussen  kommt  §  9  nur  noch  für 
Bayern  in  Frage.  Das  von  §  8  E.G.  z.  G.V.G.  genannte  „oberste  Landesgericht",  das 
allein  Bayern  errichtet  hat,  konmit  für  Strafsachen  nicht  in  Betracht.  Es  ist  kein 
Oberlandesgericht,  sondern  ein  über  den  Bayrischen  Oberlandesgerichten  stehendes 
kleines  Bayrisches  Reichsgericht  Vgl  insbesondere  Art  48  Bayr.  A.G.  z.  G.V.G. 
und  Haue k  270. 
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6.  Auch  beim  Reichsgericht'*)  bestehen  Strafsenate'^),  die 
nach  §  140  G.V.G.  stets  in  der  Besetzung  von  sieben  Richtern  ent- 
scheiden. Ein  Untersuchungsrichter  ist  nicht  ständig  bei  ihm 
thätig,  er  wird  nach  §  184  StP.O.  für  jede  einzelne  reichsgerichtliche 
Strafsache  bestellt. 

Dass  mindestens  drei  Strafsenate  vorhanden  sein  müssen, 
geht  aus  §  138  G.V.G.  hervor.  Die  Zahl  der  zusammenwirkenden 
Richter  ändert  sich  mit  den  zu  erledigenden  Geschäften: 

a)  Der  einzelne  Senat  entscheidet  nach  §  140  G.Y.G.  in  der  Be- 
setzung von  sieben  Richtern,  mag  er  nach  §  138  Abs.  1  G.V.G.  als 
beschliessendes  Gericht  oder  als  erkennendes  Gericht  höherer 
Instanz,  als  Revisionsgericht,  auftreten. 

b)  Zwei  Senate,  der  vereinigte  zweite  und  dritte  Strafsenat  ent- 
scheiden, wenn  das  Reichsgericht  nach  §  136  Abs.  1  G.V.G.  als 
erkennendes  Gericht  erster  Instanz  thätig  wird.  Dabei  ist  §  139 
G.V.G.  zu  beachten '«). 

c)  Sämmtliche,„die  v^ereinigtenStrafsenate^^  entscheiden  im  Interesse 
der  Einheitlichkeit  der  Rechtsprechung,  wenn  ein  Strafsenat  „in  einer 
Rechtsfrage*')  von  einer  früheren  Entscheidung  eines  andern'») 
Strafsenates"  oder  der  vereinigten  Strafsenate  abweichen  will  nach 
§  137  Abs.  1  G.V.G. 

d)  Die  Gesamtheit  der  Civil-  und  Strafsenate,  das  Plenum,  ent- 
scheidet nach  §  137  Abs.  2  G.V.G.,  „wenn  ein  Strafsenat  (in  einer 
Rechtsfrage)  von  der  Entscheidung  eines  Civilsenats  oder  der  vereinigten 
Civilsenate  oder  des  Plenums  abweichen  will". 


'*)  Vgl.  §  125  G.V.G.  Leipzig  ist  als  Sitz  des  Reichsgerichts  durch  Reichs- 
gesetz vom  11.  April  1877  bestimmt  Über  seine  Besetzung,  die  Ernennung  der 
Richter  n.  s.  w.  vgl.  §§  126  bis  131  G.V.G.     Zu  §  141  G.V.G.  vgl.  Löwe. 

•«)  Über  Hülfssenate  und  Hülfsrichter  vgl.  §  16  E.G.  z.  G.V.G.  Das  Verbot 
der  Hülferichter  (§  134  G.V.G.)  bezieht  sich  nicht  auf  die  Hülfesenate. 

••)  Einem  Senat  können  mehr  als  sieben  Richter  zugeteilt  sein,  wenn  er  auch 
im  Einzelfalle  gemäss  g  140  G.V.G.  entscheidet.  Der  §  139  hat  im  Auge  die  Ge- 
samtheit der  dem  einzelnen  Senat  zugeteilten  Richter.  Der  Paragraph  weicht 
von  der  Regel  des  §  104  Abs.  1  G.V.G.  ab. 

'^  Im  Gegensatz  zur  „Entscheidung  der  Sache"  selbst;  vgl.  Abs.  3  des  §  137 
G.V.G.  und  Stenglein  zu  §  137  G.V.G.  Der  §  137  in  seiner  jetzigen  Fassung 
beruht  auf  R.G.  vom  17.  März  1886.  Fehlt  es  an  den  vom  Gesetz  bestimmten 
Voraussetzungen,  so  ist  der  Weg  des  §  137  G.V.G.  unmöglich;  eine  Verweisung  einer 
Frage  kann  also  z.  B.  lediglich  wegen  ihrer  Streitigkeit  nicht  ei  folgen.  Diese  Ent- 
scheidung ist  ein  Akt  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  Deshalb  finden  z.  B. 
die  Gründe  der  §§  22,  23  StP.O.  u.  s.  w.  AjQwendung.     Vgl.  Löwe  3  zu  §  137. 

*•)  Von  seiner  eigenen  Entscheidung  kann  jeder  Senat  abweichen,  ebenso 
der  „vereinigte  zweite  und  dritte  Strafeenat 
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IL  Die  Zahl  der  bei  den  Gerichten  erforderlichen  Gerichts- 
Schreiber  und  Gerichtsvollzieher  ist  vom  Reichsrecht  nicht  be- 
stimmt. Für  das  Reichsgericht  vgl.  §§  154  und  155  G.V.G.  Im 
übrigen  ist  Gesetz  und  Verordnung  der  Bundesstaaten  massgebend. 

§  22. 

Die    Geschäftsverteilung   bei    den    ordentlichen 

G  er  i  ch  ten. 

I.  Bei  den  mit  mehreren  Richtern  besetzten  Amtsgerichten  *)  sowie  bei  allen 
Kollegialgerichten  muss  eine  Verteilung  der  dem  Gerichte  zufallenden  Geschäfte  imd 
der  bei  dem  Gerichte  thätigen  Gerichtspersonen,  insbesondere  der  Richter'),  statt- 
finden. Darüber  enthält  das  Reichsrecht  nur  unvollständige  Bestinmiungen ;  vi(»I(\s 
ist  dem  Landesrecht  überlassen. 

a)  Über  die  Verteilung  bei  den  Amtsgerichten  enthält  das  G.V.G.  nichts. 
Landesrecht  kommt  allein  in  Frage  "). 

b)  Für  die  Geschäftsverteilung  bei  den  Landgerichten  und  0 b e r - 
landesgerichten  schaffen  §§  62  ff.  und  121  G.V.G.  vor  allem  das  Präsi- 
dium*). Die  Verteilung  erfolgt  im  voraus  *)  auf  die  Dauer  des  Geschäfts- 
jahres und  zwar  hat  die  Anordnung  des  Präsidiums,  wie  §  62  Abs.  2  G. V.O.  zeigt, 
grundsätzlich*)  bindende  Kraft.  Die  in  §  64  G.V.G.  genannten  Bestimmungen  trifft 
der  Präsident  allein.  Innerhalb  der  Kammer  oder  dos  Senats  verteilt  nach  §  68  G.V.G. 
der  Vorsitzende  die  Geschäfte. 

Im  voraus  werden  für  den  Fall  der  Verhinderung  der  „ständigen  Mitglieder*' 
der  Kammer  ihre  „regelmässigen"  Vertreter  vom  Präsidium  bestimmt  Die 
„zeit\v'eiligen"  Vertreter  dieser  Vertreter  hat  nach  §  66  G.V.G.  der  Präsident  zu 
bestimmen  ^.  Bedarf  es  der  Heranziehung  von  Nichtmitgliedem  des  Gerichts  zur 
Vertretung,  so  hat  nach  §  69  G.V.G.  die  Landes  j  usti  z  Verwaltung")  die  er- 
forderlichen Anordnungen  zu  treffen.    Die  Vertretung   des  Vorsitzenden   regelt 


')  Vgl.  auch  Laban d  II,  396. 

•)  Nur  über  sie,  nicht  auch  die  Gerichtsschreiber  u.  s.  w.  enthält  das  Reichs- 
recht Bestimmungen. 

«)  Vgl.  Pr.  A.G.  §§  23,  24. 

*)  Das  „Plenum"  des  §  61  G.V.G.  kommt  hier  nicht  in  Frage.  Die  von  §  61 
Genannten,  denen  die  Bestimmung  des  Vorsitzes  in  den  Kammern  obliegt,  sind  nicht 
das  „Präsidium".     Vgl.  noch  §  20  E.G.  z.  G.V.G. 

*)  Vgl.  E.  XVIII,  166. 

^  Was  „dauernde  Verhinderung"  ist,  ist  im  einzelnen  Fall  zu  entscheiden. 
E.  XX,  385. 

»)  Vgl.  E.  XXVI,  94. 

■)  Der  §  59  wird  von  §  121  G.V.G.  nicht  erwähnt  Ob  eine  solche  „Bei- 
ordnung" nötig  ist,  ist  im  Einzelfall  zu  entscheiden.  Rechtsmittel  können  darauf,  es 
sei  keine  Veranlassung  zu  ihr  gewesen,  nicht  gestützt  werden;  E.  III,  231,  B.  II,  508; 
vgl.  noch  E.  XXII,  168,  XXUL  119.  Zu  Abs.  3  §  69  G.V.G.  sind  §§5,  38  Pr.  A.G. 
zu  vergleichen  und  E.  II,  311,  XXII,  134,  R.  II,  68.  Besoldung  ist  vom  Roichsrecht 
für  den  Hülfsrichter  nicht  vorgeschrieben;  E.  11,  80.    Vgl.  auch  E.  XXVI,  94. 
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§  65  Abs.  1  G.y.G. "),   die   des   P  r  ä  s  i  d  e  d  t  e  n   in  seinen  Präsidialgeschäften  §  65 
Abs.  2  G.V.G. 

Eine  Yertretang  daii  nnr  stattfinden,  wenn  sie  auf  einem  dieser  gesetzlich  be- 
stimmten Wege  angeordnet  ist;  sie  ist  z.  B.  nicht  möglich  ohne  Anordnung  lediglich 
auf  freiwilliges  Anerbieten  eines  zur  Vertretung  bereiten  Richters  "). 

c)  Für  das  Reichsgericht  gelten  die  §§  61  bis  68  G.V.G.  mit  der 
in  §  133  G.V.G.  bestimmten  Änderung.  Alles  übrige  regelt  die  gemäss  §  141  G.V.G. 
am  5.  April  1880  erlassene  Geschäftsordnung'*). 

II.  a)  Die  Bedeuturg  der  Bestimmungen  des  G.V.G.  über  die  Geschäfts- 
vertciluog  liegt  nicht  allein  darin,  dass  sie  eine  quantitativ  möglichst  gleiche  Zu- 
teilung der  Sachen  an  die  einzelnen  Gerichtsabteilungen  ermöglichen, 
sondern  vor  allem  auch  darin,  dass  sie  eine  willkürliche  Überweisung  des  Einzelfalles 
an  eine  ad  hoc  ausgewählte  Abteilung  ausschliessen  sollen.  Die  Bestimmungen  ent- 
halten eine  weitere  Sicherung  des  Satzes,  dass  niemand  seinem  gesetzlichen  Richter 
entzogen  werden  darf  ").  Eine  Verletzxing  der  Sätze  des  G.V.G.  begründet,  sofern  au 
Stelle  des  nach  der  Geschäftsverteilung  berufenen  erkennenden  Gerichts,  etr^^a 
an  Stelle  der  ersten  die  zweite  Strafkammer  des  Landgericht«;,  geurteilt  hat  '^,  die 
Re\ision  gegen  das  Urteil. 

b)  Den  einzelnen  Gerichtsabteilungen  werden  bestimmte  Personen  zu- 
gewiesen, für  jeden  Richter  wird  weiter  der  V  e  r  t  r  e  t  e  r  ")  im  voraus  bezeichnet.  Auch 
diese  Massregeln  sollen  Garantieen  gegen  Willkür  schaffen,  es  soll  vermieden  werden, 
dass  die  zur  Thätigkeit  berufene  (yerichtsabteilung  im  Einzelfall  —  mögen  die  Gründe 
sein,  welche  sie  wollen  —  mit  ad  hoc  bestimmten  Richtern  besetzt,  thätig  wird.  Die 
Bestimmungen  haben  nicht  nur  instruktioneile  Bedeutung**).  Verstösse  gegen  sie 
machen  das  erkennende  Gericht  zu  einem  „nicht  vorschriftsmässig  besetzten'- 
im  Sinne  des  §  377  z.  1  St.P.O.  Das  Urteil,  das  es  fällt,  ist  mit  Revision  an- 
fechtbar »«). 


•)  Vgl.  noch  E.  XVm,  9,  R.  X,  432.  Die  Vertretung  des  Vorsitzenden  hat 
das  älteste  ständige  Mitglied  der  Kammer  oder  des  Senats;  E.  I,  238,  XXIU,  99, 
R.  1,414.  Hülf  srichter  besitzen  die  Fähigkeit  nicht;  E.  XVUL  307,  R.  X,736.  Der 
an  der  Führung  des  Vorsitzes  z.  B.  durch  Heiserkeit  verhinderte  Vorsitzende  kann 
als  Beisitzer  mitwirken,  E.  X,  318,  XVIII,  302,  R.  VI,  287.  Über  die  Vertretung 
des  verhinderten  Vorsitzenden  noch  E.  XXV,  390  ff.  Vgl.  noch  Löwe  4,  Stenglein 
1  zu  §  65  G.V.G. 

'")  Vgl.  R.  VIT,  41. 

")  Vgl.  Löwe  zu  §  141  G.V.G. 

")  Vgl.  auch  V.  Kr ie 8  148  ff.  und  E.  XXIII,  168. 

*')  Es  handelt  sich  dabei  nicht  etwa  um  eine  Verletzung  der  sachlichen  oder 
örtlichen  Zuständigkeit;  vgl.  auch  E.  XXIII,  235.  Inwieweit  es  Revisions- 
grund ist,  wenn  statt  des  zum  Handeln  berufenen  beschliessenden  Gerichts 
oder  Untersuchungsrichters  eine  andere  Kammer  etc.  desselben  Gerichts  thätig 
wird,    lässt   sich   nur   im  Einzelfalle  entscheiden.     Vgl.  noch  unten  bei  der  Revision. 

")  Vgl.  auch  z.  B.  E.  XXV,  390  ff. 

")  Vgl.  aber  von  älteren  Roiclisgerichtsurteilen  E.  II,  195,  III,  9. 

**)  Inwieweit  ein  Urteil  anfechtbar  ist,  wenn  die  „nicht  vorschriftsmässigo 
BeÄetzimg**  nicht  beim  erkennenden  Gericht  vorlag,  ist  Frage  des  Einzelfalls.  Über 
die  Verteilung  der  Gerichtsschreiber  erwähnt  das  Reichs  recht  nichts.  Vgl.  noch 
Löwe  3  zu  §  377  St.P.O. 
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c)  Die  Sätze  der  G.V.G.  über  die  Geschäftsverteilung  sind  Reichsrecht; 
sie  sind  daher  durch  Landesrecht  nicht  abänderlich,  sondern  gehen  ihm  vor.  Insoweit 
das  Reichsrecht  keine  Anordnungen  enthält  wie  über  die  Geschäftsverteilung  bei 
den  Amtsgerichten,  sowie  bez.  der  Gerichtsschreiber,  kann  Landesrecht  die  erforder- 
lichen Bestimmungen  erlassen  '^. 

C.  Die  ZosUndigkeU  der  Geriehte. 

§  23. 
Die   Zuständigkeit   im   allgemeinen. 

L  Einer  jeden  Gerichtsklasse,  z.B.  den  Schöffengerichten,  den  Schwur- 
gerichten, sind  bestimmte  Arten  von  Strafsachen  vom  Gesetz  zugewiesen. 
Sie  ist  für  die  Sachen  zuständig,  kompetent.  Zuständigkeit,  Kom- 
petenz in  diesem  Sinne,  genauer  sachliche  Zuständigkeit^)  ist  die 
einer  Gerichtsart  gegebene  Fähigkeit,  bestimmte  Sachen- 
arten als  erste  oder  höhere  Instanz  zu  entscheiden. 

a)  Man  ging  bei  Abgrenzung  der  sachlichen  Zuständigkeit  der  Straf- 
gerichte erster  Instanz  aus  von  der  Dreiteilung  der  strafbaren  Hand- 
lungen im  §  1  St.G.B.,  der  die  drei  Gerichte  erster  Instanz,  Schöffen- 
gericht, Strafkammer  und  Schwurgericht,  entsprachen.  Keineswegs  ist 
aber  jedem  der  drei  Gerichte,  zu  denen  als  viertes  noch  das  Reichs- 
gericht hinzutrat,  je  eine  jener  Arten  strafbarer  Handlungen  zugewiesen ; 
der  Grundgedanke  ist  bei  Betrachtung  der  Sätze  des  G.V.G.  kaum 
zu  erkennen.  Man  wich  aus  den  verschiedensten  Gründen  von  ihm 
ab,  sodass  eine  einheitliche  systematische  Regelung  im  Gesetz  nicht 
stattgefunden  hat^). 


*')  Das  ist  in  versohiedenen  Ausftihrungsgesetzen  geschehen.  Vgl.  Löwe  2  eu 
§  22  G.V.G.,  V.  Kries  150,  der  scheinbar  der  Ansicht  ist,  dass  Verstxjsse  gegen  das 
Landesrecht  nicht  die  Revision  begründen.  Das  ist  bedenklich.  Auch  eine  gegen 
das  AusfühningRgesetz  erfolgende  Besetzung  des  Schöffengerichts  würde  nnter  §  377 
z.  1  St.P.O.  fallen.  Ein  Unterschied  zwischen  Landes-  und  Reichsrecht  ist,  was  seine 
prozessuale  Bedeutsamkeit  angeht,  hier  nicht  vorhanden. 

^)  Vgl.  §  1  St.P.O.  Gegensatz:  örtliche  Zuständigkeit  oder  Gerichtsstand;  vgl.  darüber 
unten  §  25  fF.  Geyer  2G7  will  die  sachliche  Zuständigkeit  besser  init  „Strafgerichtsbar- 
keit"  bezeichnen.  Vgl.  auch  Ullmann  181,  der  unterscheidet  zwischen  Zuständig- 
keit im  weiteren  Sinne  (sachliche  Zuständigkeit)  und  im  engoren  Sinne  (Gerichtsstand). 

*)  In  bestimmten  Fällen  ist  die  Höhe  der  vom  Strafgesetz  angedrohten  Strafe 
(z.  B.  §  27  z.  2  G.V.G.),  in  anderen  (z.  B.  27  z.  4  bis  8)  die  Höhe  des  durch  die 
That  verursachten  Schadens,  oder  (z.  B.  nach  §  75  G.V.G.)  die  Höhe  der 
wahrscheinlich  zu  erkennenden  Strafe,  in  anderen  Fällen  endlich  die 
prozessuale  Eigentümlichkeit  des  Falles  (§27  z.  3  G.V.G.),  oder  die  persönliche 
Eigenschaf  t  der  Beschuldigten  (§73  z.  3  G.V.G.)  massgebend  gewesen.  Vgl.  aus- 
führlich Löwe  2  und  3  zu  §1  StP.O.  Vgl.  noch  weiter  §  ü  E.G.  z.  G.V.G.  und  §136 
Abs.  1  G.V.G.,  wo  wieder  andere  Gesichtspunkte  durchgedrungen  sind.  Vgl.  v. Kries  151, 
153 ff.   Ullmann  109  f.  —  Immerhin  ist  die  nicht  immer  einfache  Entscheidung  der 


Digitized  by 


Google 


§  23.  Die  Zuständigkeit  im  allgemeinen.  73 

b)  Die  Zuständigkeit  der  höheren  Instanz  wird  allein  durch  das 
Gericht  erster  Instanz  bestimmt^). 

c)  Die  sachliche  Zuständigkeit  ist  entweder  eine  ausschliessliche  oder 
nicht  ausschliessliche*).  Die  Ausschliesslichkeit  besteht  nur  darin,  dass  in  den  von 
§  74  (J.V.G.  genannten  Sachen  niemals  das  Schöffengericht  erkennen  soll.  Stehen 
solche  Sachen  mit  schwurgerichtlichen  oder  reichsgerichtlichen  nach  §§  2  bis  4  St.P.0.  im 
Zusammenhaag,  so  ist  eine  Verhandlung  vor  diesen  Gerichten  sehr  wohl  zulässig^). 

II.  a)  Neben  den  Regeln  über  die  sachliche  Zuständigkeit 
sind  Bestimmungen  erforderlich,  nach  denen  sich  für  jeden  einzelnen 
Fall  entscheiden  lässt,  welches  einzelne,  örtlich  genau  bezeichnete  Gericht 
aus  der  Gruppe  der  sachlich  zuständigen  gleichartigen  Gerichte  thätig 
werden  soll  %  welches  sachlich  zuständige  Gericht  für  diesen  Fall  ört- 
lich zuständig  sein  soll.  Zuständigkeit  in  diesem  Sinne,  Srt- 
liehe  Zuständigkeit,  ist  die  vom  Gesetz  einem  örtlich  be- 
stimmten, sachlich  zuständigen  Gericht  gegebene  Fähigkeit 
zur  Behandlung  bestimmter  einzelner  Straffälle. 

Die  St.P.O.  §§  7  ff.,  spricht  hier  vom  Grcrichtsstand.  Man  muss 
also  nach  ihr  z.B.  sagen:  für  die  Sache  A  ist  der  Gerichtsstand  bei  dem 
Schwurgericht  B  begründet ''). 

b)  Die  Regelung  des  Gerichtsstandes  wird  nötig,  weil  jedem  Ge- 
richt ein  bestimmtes  Kaumgebiet,  ein  Gerichtssprengel  zugewiesen 
ist  ®).  Was  diesem  Sprengel  angehört,  hat  das  Gericht  an  sich  zu  ziehen. 
Alle  Strafsachen,  die  in  einem  vom  Gesetz  bezeichneten  örtlichen  Zu- 
sammenhang mit  ihm  stehen,  hat  es  zu  erledigen^). 

c)  Die  §  7  ff.  St.P.O.  bestimmen  nur  den  Gerichtsstand  für  die 
erkennenden  Gerichte    erster  Instanz.    Die  höhere  Instanz  be- 


Frage,  ob  eine  That  „Verbrechen"  u.  b.  w.  ist,  von  Wichtigkeit;  vgl.  den  Wortlaut  der 
§§  27,  73  (t.V.G.  Das  Nähere  gehört  ins  Strafrecht;  vgl.  z.  B.  v.  Liszt,  auch 
Löwe  4  zu  §  1  St.P.0.  und  z.B.  E.  VIII,  177,  XVI,  433,  R.  V,  372,  IX,  690. 

•)  Wenn  das  Schöffengericht  geurteilt  bai,  ist  immer  das  Landg*»richt  die 
höhere  Instaoz,  selbst  dann,  wenn  da.s  Schöffengericht  nicht  sachlicli  zuständig  war. 

*)  Vgl.  §  74  G.V.G. 

*)  Löwe  2  zu  §  74  G.V.G. 

®)  Z.  B.  also,  welches  der  vielen  Landgerichte  in  Deutschland  für  den  von 
X  in  Y  begangenen  Diebstahl  zuständig  sein  soll. 

*)  Der  Sprachgebrauch  wiixi  von  der  St.P.O.  nicht  festgehalten;  ebenso  nicht 
von  der  C.P.O.    Vgl.  John  I,  126  ff. 

•)  Wach,  I,  348,  Löwe  la  vor  §  7  St.P.O.,  üllmann  181. 

^  Vor  dem  örtlich  und  sachlich  zuständigen  Gericht  muss  der  Angeklagte 
Recht  nehmen ;  er  ist  ihm  d  i  n  g  p  f  1  i  c  h  t  i  g.  Man  sagt  auch,  er  habe  vor  ihm 
seinen  Gerichtsstand.  Wird  der  Augeklagte  vor  ein  öi-tlich  unzuständiges  Geric^ht  ge- 
zogen, so  hat  er  das  Recht,  die  Unzuständigkeit  zu  lügen  und  vor  das  zuständige 
Gericht  gestellt  zu  werden.    Näheres  gleich  unten;  auch  Ulimann  182. 
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stimmt  sich  auch  hier  nach  dem  Gericht,  das  als  erste  Instanz  thätig  ge- 
worden ist  ^®). 

III.  Die  zur  Erledigung  einer  Sache  erforderlichen  gerichtlichen 
Handlungen  sind  von  der  St.P.0.  meist  auf  mehrere  Gerichts-Bohörden 
oder  Organe  verteilt.  Nicht  alle  erforderlichen  Handlungen  nimmt  das 
erkennende  Gericht  wahr.  Bestimmte  Geschäfte  weist  die  StP.O.  dem 
untersuchenden  oder  beschliessenden  Gerichte  zu").  Wenn  man  die 
anderen  Gerichten  und  Gerichtsorganen  zugewiesene  Thätigkeit  neben 
der  des  erkennenden  Gerichts  I.  Instanz  im  Auge  hat,  spricht  man  von 
funktioneller  Zuständigkeit  dieser  Gerichte  und  Organe"). 

a)  Es  wird  vom  Gesetz  genau  bestimmt,  welche  Gerichtsklasse 
die  nicht  vom  erkennenden  Gericht  I.  Instanz  zu  erledigenden  Geschäfte 
zu  übernehmen  hat,  für  sie  also  die  sachliche  funktionelle  Zu- 
ständigkeit besitzt.  So  ordnet  z.  B.  §  156  G.V.G.  an,  dass  die  Amts- 
gerichte die  Rechtshilfe  zu  leisten  haben,  dass  sie  nach  §  30  Abs.  2 
G.V.G.  in  den  Schöfföngerichtssachen  die  ausserhalb  der  Hauptverhand- 
lung zu  erlassenden  Entscheidungen  zu  fällen  haben  ^^). 

b)  Das  Gesetz  hat  weiter  bestimmt,  welches  einzelne  der  sachlich 
funktionell  zuständigen  Gerichte  im  gegebenen  Fall  thätig  zu  werden 
hat.  So  ist  nach  §  158  G.V.G.  für  Rechtshilfehandlungen  das  Amtsgericht, 
in  dessen  Bezirk  die  begehrte  Handlung  vorzunehmen  ist,.berufen,  und  für 
die  Beschlussfassung  in  Schwurgerichtssachen  die  Strafkammer  des 
Landgerichts,  bei  dem  das  Schwurgericht  zusammentritt,  funktionell 
örtlich  zuständig^*). 


»<»)  Vgl.  Löwe  Ic  zu  Abschnitt  2  der  St.P.O.  Hat  z.  B.  das  Schöffengericht 
Breslau  geurteilt,  so  ist  die  Strafkammer  des  Landgerichts  Breslau  stets  das  zuständige 
Benifungsgericht.     Vgl.  auch  v.  K  r  i  e  s  163  und  oben  Anm.  3. 

'*)  So  hat  in  einer  Schwurgerichtssache  die  Voruntersuchung  der  landgoricht- 
liche  Untersuchungsrichter,  die  Entscheidung  über  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens 
trifft  die  Strafkammer,  die  Hauptverhandlung  und  das  Urteil  gehört  dem  Schwur- 
gericht 

**)  Vgl.  "Wach  I,  350,  der  insbesondere  auch  auf  die  Geschäfte  der  Rechts- 
mittelgerichte gegenüber  der  ereten  Instanz  hinweist.  Vgl.  auch  v.  K  r  i  e  s  152. 
Der  AiLsdruck  „Zuständigkeit^'  wird  vom  (iesetz  hier  regelmässig  nicht  verwendet 
Vgl.  aber  §  72  Ü.V.(J.,  §  124  Abs.  1  St.P.O.,  auch  §  50  Abs.  3:  ,J)ie  Befugnis  .  .  . 
steht  zu'S 

*")  Für  die  Voruntersuchung  bestimmt  §  172  StP.O.,  für  gewisse  Entscheidungen 
in  Schwurgerichtssachen  §  82  G.V.G.,  für  die  Verhaftung  z.  B.  §  124  StP.O.  die 
fimktionelle  sachliche  Zuständigkeit. 

")  Vgl.  Löwe  zu  §  83  G.V.G. 
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§  24. 
Die    sachliche    Zuständigkeit    der    einzelnen 
Strafgerichte. 
I.  Der  Oeschäftskreis  der  Amtsgerichte  ist  einsehr  mannigfaltiger. 

a)  Das  G.V.G.  geht  davon  aus,  dass  grundsätzlich  nur  Kollegial- 
gerichte erkennende  Strafgerichte  sein  sollen.  Davon  weicht 
§  211  Abs.  2  St.P.0.  ab,  indem  er  die  dort  genannten,  den  Schöflfen- 
gerichten  nach  §  27  G.V.G.  zustehenden,  meist  einfach  liegenden  Sachen 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  im  Interesse  schneller  Erledigung  dem 
Amtsrichter  ohne  Schöffen  zur  Aburteilung  zuweist.  Was  für  die  Ur- 
teile des  Schöffengerichts  gilt,  gilt  auch  für  die  des  Amtsgerichts  *). 

b)  Allein  die  Amtsgerichte  sind  zuständig  zum  Erlass  der  von 
ij  447  ff.  St.P.0.  genannten  Strafbefehle «). 

c)  Allein  die  Amtsgerichte  haben  nach  §  158 ff.  G.V.G.  den 
andern  ordentlichen  Gerichten  Rechtshülfe'*)  zu  leisten. 

d)  Die  Amtsgerichte  haben  die  Verhandlung  von  Strafsachen 
vorzubereiten,  indem  sie  z.  B.  nach  §  164  St.P.0.  Untersuchungs- 
handlungen vornehmen  *).  Den  Amtsgerichten  liegt  nach  §  30  G.V.G. 
weiter  die  Vorbereitung  der  schöffengerichtlichen  Sachen  ob. 

e)  Die  Amtsrichter  können  nach  §  483  St.P.0.  in  bestimmtem 
Umfang  straf  vollstreckende  Richter  sein^. 

IL  Die  Schöffengerichte  sind  nur  erkennende  Gerichte 
und  nur  Gerichte  erster  Instanz«).  Ihre  Zuständigkeit  ist  ent- 
weder   eine  ursprüngliche,    insofern    ihnen  §  27  G.V.G.   bestimmte 

^)  Es  sind  gegen  sie  die  gleichen  Rechtsmittel  gegeben;  näheres  unten. 
Landesrecht  kann  den  Amtsgerichten  nach  §  3  Abs.  3  E.G.  z.  St.P.0.  noch  die  Feld- 
und  Forstrügesachen  zuweisen.  Vgl.  Näliercs  bei  Löwe  7  ff.  zu  §3  E.G.  z.  St.P.0. 
Der  Begriff  der  Feldrügesachen  ist  landesrechtlich  zu  bestimmen.  Vgl.  au(;h  §  370 
z.  1  und  2  StG.B.  und  John  I,  95  ff.  Es  kann  ein  „besonderes'^  Verfaliren,  d.  h. 
ein  von  dem  der  St.P.0.  abweichendes  stattfinden.  Vgl.  dazu  E.  XI ,  321, 
XIIL  270,  R.  VIII,  105.  Insoweit  ein  Verfahren  in  der  höheren  Instanz  stattfindet, 
gilt  nicht  „Besonderes".  Das  (iesetz  spricht  nur  vom  amtsgerichtlichen  Verfahren. 
Vgl.  V.  Kries77,  Glaser  1,289,  a.  M.Löwe  11,  Stengiein  zu§3  K.(;.  z.  St.P.0.  Es 
handelt  sieh  um  ein  besonders  geartetes  Verfahren  vor  dem  ordentlichen  Ge- 
richt Dalier  gilt  nach  E.  III,  L57,  B.  II,  693  der  §  2  St.P.0.,  nach  E.  Xlll,  383 
auch  §  2ö9  St.P.0;  Löwe  12,  Stengloin  5  zu  §3  E.G.  z.  SlP.O.,  v.  Kries  154; 
aber  auch  John  1,98.  Für  Preussen  vgl.  die  Ges.  v.  15.  April  1878  und  I.April  1880, 
V.  Kries  77. 

*j  A^gl.  das  Nähere  unten  im  IV.  Buch. 

•)  Vgl.  darüber  unten  §  35. 

*)  Vgl.  z.  B.  §§  160,  163,  164,  183,  184  St.P.0. 

')  Vgl.  unten  im  V.  Buch.  Die  Amtsgerichte  haben  noch  andere  Geschäfte 
der  Justizverwaltung  zu  erledigen;  §  39  G.V.G.  ff. 

•)  Sie  sind  die  erkennenden  Gerichte  unterster  Ordnung. 
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Sachenklassen  überträgt  oder  eine  solche  kraft  Überweisung 
durch  das  Landgei ich t,  eirte  abgeleitete,  delegierte,  insofern  sie  sich 
erstreckt  auf  Sachen,  für  die  die  Strafkammern  zuständig  sind,  die  aber 
den  Schöffengerichten  gemäss  §  75  G.V.G.  überwiesen  werden.  Durch 
die  Überweisung  wird  die  Zuständigkeit  der  SchöfiFen ')  für  diesen 
einzelnen  Fall  begründet 

a)  Die  ursprüngliche,  un  mitte  Ibare  Zuständigkeit  der  SchöflFen- 
gerichte^  umfasst  nach  §  27  G.V.G.  alle  Übertretungen  im  Sinne 
des  §  1  St.G.B.,  alle  Privatklagesachen  nach  §  414 ff.  St.P.0.  und 
eine  Anzahl  von  Vergehen,  insbesondere  solche  gegen  das  Vermögen 
bei  geringem  Wert  des  dem  Verletzten  zugefügten  Schadens®).  Dass 
übrigens  diese  Begrenzung  durch  den  Wert  keine  absolut  zwingende 
ist,  zeigt  §  28  G.V.G. 


^  Vgl.  schon  den  vorigen  §  zu  Anm.  2. 

")  Die  Strafverfolgung  aller  dieser  Delikte  hat  der  Amtsanwalt;  vgl.  über  ihn 
unten  §  43  ff.  Unter  §  27  z.  2  fallen  z.  B.  die  Vergehen  aus  §§  123  Abs.  1,  148,  299 
StG.B.,  nicht  z.  B.dieaus§§  116,  132St.a.B.;  im  §  11(5  übersteigt  die  Geldstrafe,  im 
§  132  die  Freiheitstrafe  das  von  §  27  G.V.G.  angegebene  Grenzmass.  Bezüglich  der 
Einziehung  E.  Xu,  75,  R.  VII,  150.  Die  Höhe  der  an  Stelle  der  Geldstrafe  zu 
substituierenden  Freiheitsstrafe  ist  für  §  27  G.V.G.  gleichgiltig.  Die  Strafen 
stehen  „in  Verbindung  mit  einander^^  sowohl  wenn  sie  neben  einander,  wie  wenn 
sie  wahlweise  erkannt  werden  können  oder  müssen.  In  den  Fällen,  in  denen  nach 
Zoll-  und  Steuergesetzen  auf  ein  Vielfaches  des  hinterzogenen  Betrages  zu 
erkennen  ist,  ergiebt  sich  die  Höhe  der  angedrohten  Strafe  aus  der  Höhe  der  Hinter- 
ziehung. Sind  75  Mark  hinterzogen,  so  ist,  wenn  das  Gesetz  das  achtfache  and  roh  t^ 
eine  Geldstrafe  von  600  Mark  angedroht;  ebenso  Löwe  11,  Sten'glein  8  zu  §  27 
G.V.G.  Die  in  §  27  z.  3  genannten  Privatklagesachen  können  im  Falle  des  Zu- 
sammenhangs nach  §  2  St.P.O.  auch  an  die  Strafkammer  oder  das  Reichsgericht 
kommen;  vgl.  §  424  Abs.  2  St.P.O.  und  noch  unten  bei  der  Privatklage.  "Wird 
bei  Beleidigungen  und  Körperverletzungen  die  öffentliche  Klage  erhoben,  so  finden 
§  73  z.  1  und  §  75  z.  4  und  5  G.V.G.  Anwendung.  Auch  Beleidigungen  durch  die  Presse 
gehören,  wenn  Privatklage  erhoben  wird,  vor  die  SchötEen,  selbst  da,  wo  §  6 
E.G.  z.  G.V.G.  Giltigkeit  hat.  In  den  FäUen  des  §  27  z.  4  bis  8  ist  das  Gericht 
in  der  Strafzumessung  vollkommen  frei  und  nicht  gehindert,  über  die  in  z.  2  genannte 
Strafe  hinauszugehen,  es  kann  auch  z.  B.  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkennen  u.  s.  w. 
Sch\\'ierigkeiten  ergeben  sich  in  den  Fällen,  in  denen  Versuch  der  in  §27z.  4  ff.  ge- 
genannten Vergehen  vorliegt  und  ein  Schaden  überhaupt  nicht  eingetreten  ist.  Man 
wird  mit  Löwe  18  zu  §  27  G.V.G.  den  Schaden,  der  bei  Vollendung  vermutlich  ein- 
getreten wäre,  falls  sich  das  ermitteln  lässt,  zu  Grunde  legen  müssen.  Ist 
eine  solche  Ermittelung  nicht  möglich,  so  ist  §  27  unanwendbar;  vgl.  auch  Steng- 
lein 11  zu  §  27  G.V.G.;  a.  M.  Hauck  5  zu  §  27  G.V.G.,  der  den  Vei-such  stets 
vor  die  Schöffen  bringen  will.  Übersteigt  der  Wert  25  Mark,  so  kann  die  Zuständig- 
keit des  Schöffengerichts  eventuell  durch  Überweisung  gemäss  §  75  G.V.G.  begründet 
werden.  Die  §  27  z.  8  genannten  Fälle  der  Begünstigung  undHehlerei  sind  wegen 
ihres  Zusammenhangs  (§  2  St.P.O.)  mit  der  Hauptthat  vor  die  Schöffen  ven^^iesen. 
Man  wollte  eine  gemeinsame  Verhandlung  mit  der  Hauptthat  ermöghchen;  vgl.  aber 
auch  Löwe  25  zu  §  27  G.V.G. 
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b)  Die  durch  Überweisung»)  nach  §  75  G.T.6.  begründete 
mittelbare  Zuständigkeit  erstreckt  sich  auf  eine  weitere  Reihe  von 
Vergehen  der  verschiedensten  Art,  nie  aber  auf  ein  Verbrechen*®). 
Massgebend  ist  für  die  Überweisung  der  Gesichtspunkt,  dass  „nach  den 
Umständen  des  Falles^^  anzunehmen  ist,  es  werde  keine  höhere  Strafe 
als  die  in  §  27  z.  2  G.V.Q.  genannte,  bezw.  keine  Busse  über  600  Mark 
erkannt  werden.  Die  Überweisung  zwingt  aber  das  Schöffengericht 
nicht,  sich  auch  innerhalb  jener  Grenzen  zu  halten;  das  Urteil  kann 
auf  eine  höhere  als  die  erwartete  Strafe  ergehen  **).  Die  Überweisung 
erfolgt  nur  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft,  dem  das  Gericht  nach 
§  75  G.V.G.  stattgeben  kann,  aber  nicht  stattgeben  muss*'). 
IIL  Die  Landgerichte  sind  in  ihren  Strafkammern 
a)  als  erkennende  Gerichte  mittlerer  Ordnung  nach  §§  73  u.  74 
G.V.G.  zuständig  in  erster  Instanz  für  sämtliche  Vergehen  ,  die  den 


')  Die  Strafkammer  erlässt  den  Eröffnungsbesohluss,  nicht  das  Schöffengericht. 
Näheres  unten  beim  Eröffnungsbeschluss.  Die  Überweisung  erfolgt  an  dasSchöffen- 
s:ericht  des  Ijandgerichtsbezirks ,  das  die  örtliche  Ziuständigkeit  besitzt;  üll- 
mann  124,  Löwe  9  zu  §  75  G.V.G.  Die  Überweisung  erfolgt  „bei  Eröffnung  des 
Verfahrens^^,  gleichzeitig  mit  ihr;  sie  kann  nicht  später  nachgeholt  werden;  Löwe  4, 
Stenglein  6  zu  §  75  G.V.G. 

*®)  Bei  Verbindung  mehrerer  Fälle  ist  das  für  jeden  Einzelfall  zu  pi-üfen;  die 
Höhe  der  et^'a  zu  erwartenden  Gesamtstrafe  (§  74  St.G.B.)  kommt  nicht  in  Betracht. 
Zu  §  75  z.  4  ist  zu  beachten,  dass  die  Eraiächtigung  dem  Antrage  niclit  gleichsteht; 
E.  XVIIL  382.  Über  eine  Erweiterung  des  §  75  G.V.G.  bezüglich  einiger  durch  die 
<5owerb«-Ordnung  bedrohter  Vei^ehcn  vgl.  R.G.  v.  1.  Juni  91.  In  den  Fällen  des 
j5  464  St.P.O.  soll  das  Antragsrecht  der  Ven^'altungsbehörde  „in  gleicher  AVeise^'  wie 
der  Staatsanwaltschaft  zustehen.  Löwe  20  und  Stenglein  13  zu  §  75  fassen  das 
Hi>  auf,  als  ob  sowohl  die  Staatsanwaltschaft  als  die  Verwaltungsbehörde  zu  diesem 
Antrage  befugt  sind.  Stenglein  bezieht  sich  auf  den  Wortlaut  des  (Jesetzes.  Dieser 
kann  auch  bedeuten,  dass  hier  die  Verwaltungsbehörde  das  Recht  haben  soll,  das  in 
anderen  Fällen  die  Staatsanwaltschaft  besitzt.  Andei-s  würde  die  Sache  liegen,  wenn 
f.'twa  §  75  G.V.G.  sagte,  der  Antrag  stehe  „auch"  der  VenÄ'altungsbehörde  zu;  vgl. 
z.  K  §  137  Abs.  2  St.P.O. 

")  Das  Schöffengericht  ist  nicht  gehindert,  z.  B.  in  einem  Falle  des  §  113  StG.B. 
auf  Gefängnis  von  2  Jahren  zu  erkennen,  im  Falle  des  §  183  St.G.B.  die  bürger- 
lichen Ehrenrechte  abzuerkennen  u.  s.  w.    Vgl.  auch  Löwe  5a  zu  §  75  G.V.G. 

**)  Die  Ablehnung  des  Antrags  braucht  nicht  begründet  zu  werden;  Löwe 
S  zu  §  75  G.V.G.  Über  die  Zumcknehmbaikeit  der  Überweisung  R.  I,  33ü.  Der 
die  Übt^i'weisung  aussprechende  wie  der  sie  ablehnende  Beschluss  der  Straf  kanuner 
kann  mit  Beschwerde  nicht  angefochten  werden.  Man  wird  das  auch  mit  Rücksicht 
auf  den  Wortlaut  des  §  75  in  den  Fällen  annehmen  müssen,  in  denen  die  Über- 
wiMsung  bei  einem  von  §  75  nicht  genannten  Delikt  rechtlich  unzulässig  erfolgte.  Es 
hilft  dann  nur  §  270  St.P.0.  In  den  Fällen,  in  denen  die  Überweisung  zwar  in  einem 
Falle,  in  dem  sie  an  sich  zulässig  war,  aber  ohne  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  er- 
fo]<^e,  kann  §  270  nicht  Anwendung  finden.  In  einem  solchen  Falle  giebt  es  kein 
Mittel  gegen  den  Fehler.  Vgl.  auch  Stenglein  5;  a.  M.  Löwe  19  zu  §  75  G.V.G. 
Letzterer  stützt  seine  abweichende  Ansicht  auf  §  209  Abs.  2  St.P.0.,  der  auf  diesen 
Fall  jedoch  nicht  zutrifft.    Vgl.  auch  John  II,  747;  Ulimann  123. 
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Schöfifeiigerichten  nicht  durch  Gesetz  ursprünglich  zugewiesen 
sind  "),  sowie  für  eine  Anzahl  Verbrechen  **),  insbesondere  auch  für  alle 
Verbrechen  jugendlicher  Personen  im  Sinne  des  §  56  St.G.B. ") 

b)  Als  erkennende  Gerichte  zweiter  Instanz*')  sind  sie 
gemäss  §  76  G.V.G.  Berufungsgerichte  für  sämtliche  von  den 
Schöffengerichten")  abgeurteilten  Sachen. 

c)  Als  beschliessende  Gerichte  sind  die  Strafkammern  zu- 
ständig in  erster  Instanz  für  die  von  §  72  G.V.G.  erwähnten  Ent- 
scheidungen, zu  denen  insbesondere  auch  die  Eutscheidung  über  die 
Eröffnung  des  Haupt  Verfahrens  in  den  Schwurgerichts-  und  den  Straf- 
kammersachen gehört,  in  zweiter  Instanz  sind  sie  Beschwerde- 
gerichte gegenüber  Entscheidungen  des  Amtsrichters,  Untersuchungs- 
richters und  der  Schöffengerichte*®). 

d)  Ausserdem  führt  beim  Landgericht  der  Untersuchungs- 
richter") die  Voruntersuchung  in  den  vor  die  Schwurgerichte 
und  die  Strafkammern  als  erkennende  Gerichte  erster  Instanz  gehörigen 
Sachen  *°). 

IV.  Die  Schwurgerichte  sind  nur  erkennende  Gerichte 
und  nur  Gerichte  erster  Instanz,  sowie  nach  §  80  G.V.G.  nur 
zuständig  für  Verbrechen,  und  zwar  für  alle  die,  die  nicht  vor  die 
Strafkammern  oder  das  Reichsgericht  gehören.  Soweit  ihnen  vor  In- 
krafttreten des  G.V.G.  landesrechtlich  die  „durch  die  Presse  be- 
gangenen" strafbaren  Handlungen  überwiesen  waren,  soll  durch 
das  G.V.G.  daran    nichts  geändert  werden;    eine  Zuweisung  nach  dem 


I*)  Auch  für  die  ia  §  75  G.V.G.  genannten,  die  die  Strafkammer  ahurteilt, 
wenn  Vhenveisung  nicht  erfolgt. 

**)  Vgl.  §  73  z.  2  (T.V.(f.:  welche  Strafen  als  Nebenstrafen  angedroht  siud, 
ist  gleichgiltig.  Eine  Zusanimenstellung  der  unter  §  73  z.  2  gi'hörenden  DeUkte  giebt 
I.öwe  4a  zu  §  73  G.A\(i.  Vgl.  auch  E.  VJII,  177,  R.  V,  372.  Über  die  Bedeutung 
des  „aussschlicsslich''  in  §  74  G.V.G.  scIiuq  deu  vorigon  §  zu  Je. 

*^)  Im  Falle  des  Zusanunenhaugs  mit  einer  Schwurgerichtssache  ist  übrigens 
eiae  zVlnirt^-nluDg  des  Jugendlichen  durch  die  (ieschworenen  nicht  ausgesohlosseu.  In 
den  FäUen  des  §  136  gehört  der  .Tiigeiidliciie  vor  das  Reichsgericht;  §  13G  G.V.(t.  ist 
..lex  specialis"  gegenüber  g  73  (J.V.G. 

^•)  Vgl.  hierzu  das  im  vorigen  §  über  die  sogenannte  funktionelle  Zuständig- 
keit Gestigte  und  v.  Kries  161  ff. 

*')  Bezw.  in  deu  gemäss  §  211   Al>s.  2  St.P.O.  erb'digteu  Sachen. 

*")  Über  die  Beschwerde  unten  bei  (l<«n  Keclitsmittelu. 

*»)  Vgl.  dazu  §  182,  aber  auch  §  IS3  St.P.O.,  sowie  i$  60  (i.V.t;.  Ausführlich 
UUmann  150  ff. 

")  Vgl.  §  17t)  St.P.0. 
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§  24.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  einzolneu  Strafgerichte.  79 

1.  Oktober  1879  war  dem  Landesrecht  nicht  möglich").  Privatklage- 
sachen  können  nach  §  424  StP.O.  nicht  vor  das  Schwurgericht  ge- 
zogen werden"). 

V.  Die  Oberlandesgerichte")  sind  nie  Gerichte  erster 
Instanz  und  nie  TJntersuchungsgerichte. 

a)  Als  erkennende  Gerichte  sind  sie  Gerichte  zweiter 
Instanz  in  den  von  §  123  z.  3  G.V.G.  genannten,  von  den  Landge- 
richten in  erster  lostanz  entschiedenen  Sachen"),  Gerichte  dritter 
Instanz  nach  §  123  z.  2  G.V.G.  in  den  von  den  Strafkammern  in 
zweiter,  also  von  den  Schöffengerichten  in  erster  Instanz  abgeurteilten 
Sachen. 

b)  Als  beschliessende  Gerichte  sind  sie  Beschwerdegerichte 
zweiter  oder  dritter  Instanz  nach  §  123  z.  5  G.V.G."),  und  haben  nach 
§  170  ff.  StP.O.  über  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  zu  ent- 
scheiden. 

VL  Das  Reichsgericht")  ist  Gericht  erster,  zweiter  und 
dritter  Instanz.    Es  ist  zuständig  als 

•*)  Der  §  6  E.G.  z.  G.V.G.  ist  ein  sogenannter  Kompromissparagraph.  Er  hat 
Btfdeutung  für  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Oldenburg.  Vgl.  E.  XVIII,  20.3,  XXVI, 
340,  R.  X,  704.  Sofern  die  reichsgerichtliche  Zuständigkeit  begründet  ist,  mag  sie 
auch  nur  auf  Zusammenhang  (§§  2  ff.  StP.O.)  bonihen,  kommt  das  Schwurgericht 
nicht  in  Frage.  Dass  das  Schwui-gericht  auch  in  den  Fällen  des  §  6  E.G.  z.  (l.V.G. 
zu  den  ordentlichen  Gerichten  zählt,  also  auch  die  §§  140, 17(3  u.  s.  w.  St.P.O.  gelten, 
i<t  heute  kaum  noch  bestritten;  Löwe  4  zu  §  6  E.G.  z.  G.V.G.  Vgl.  noch  üllmann 
129.    John  l,  151,  Hauck  226. 

'*)  Die  Ausnahme   des  §  6  kommt   gegenüber   §  424  StP.O.  nicht   in  Frage 
vgl.  auch  z.  B.  Art.  35  z.  3  Bayr.  A.G. 

**)  Vgl.  noch  §  9  E.G.  z.  G.V.G.,  von  dem  Preussen  und  Bayern  Gebrauch 
gemacht  haben.  Das  dort  genannte  „eine  der  mehreren  Oberlandesgerichte"  ist  nicht 
mit  dem  „obersten  Ijandesgerichte",  das  nach  §  8  E.G.  z.  G.V.G.  nur  Civilgericht  ist, 
zu  verwechseln. 

**)  Regelmässig  geht  die  Revision  gegen  Urteile  der  Strafkammern  an  das  Reichs- 
f.t^richt.  Vgl.  den  Fall  in  E.  XXII,  113,  in  dem  es  sich  um  ein  allerdings  starkes 
Versehen  handelt.  Die  xVbgrenzung  der  vor  die  Oberlandesgerichto  und  daü  Reichs- 
gericht gehörigen  Revisionen  ist  oft  schwierig;  vgl.  Löwe  4  zu  §  123  G.V.G.  Kompetenz- 
konflikte hindert  §  388  StP.O. 

")  ^gl-  §§  346  ff.  St.P.O.  Die  Zuständigkeit  der  Strafkammer  als  Boschweitie- 
gericht  vgl.  m  §  72  G.V.G.    Vgl.  noch  Löwe  7  ff.  zu  §  123  G.V.G. 

*•)  Man  hat  die  Frage  aufgeworfon,  ob  das  Reichsgericht,  wenn  es  als  erste 
Instanz  urteilt,  als  ordenthches  Gericht  oder  als  besonderes  Gericht  anzusehen 
ist  Wäre  es  ein  besonderes  Gericht,  so  wüixle  es  unzulässig  sein,  vor  ihm  Sachen, 
die  ZOT  Zuständigkeit  etNvades  Schwurgerichts  gehören  und  mit  einer  reicbsgerichtlicheu 
Sache  gemäss  § 2  StP.O.  im  Zusammenhang  stehen,  verbunden  abzuurteilen.  Inder 
RJ.K.  wurde  die  Ansicht,  es  handele  sich  hier  um  ein  besonderes  Gericht,  verti-eten. 
Die  Meinung  ist  aber  weder  in  das  (Jesetz  übei"gegangen,  noch  findet  sie  sich  in  den 
Motiven.  Auch  das  Reichsgericht  selbst  steht  auf  der  Praxis,  dass  es  als  I.  Instanz 
ordentliches  Gericht  sei.  So  aucn  v.  Kries  153;  Löwe  4,  Stenglein  2  zu 
§  136  G.V.G.  und  die  dort  Genannten;  unklar  John  I,  147  ff. 
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80  I)i^*  sachliche  Zuständigkeit  der  einzelnen  Strafgerichte.  §  25. 

a)  erkennendes  Gericht  erster  Instanz  nach  §  136  Abs.  1  G.V.G. 
für  die  Fälle  des  Hoch- und  Landesverrats  gegen  Kaiser  und  Reich  V). 
Als  Gericht  zweiter  Instanz  ist  es  nach  §  136  Abs.  2  G.V.G.  Re- 
visionsgericht gegenüber  allen  Urteilender  Schwurgerichte  und  den 
Urteilen  der  Strafkammern  in  erster  Instanz,  insoweit  nicht  das  Ober- 
landesgericht zuständig  ist.  Es  ist  dritte  Instanz  gemäss  §  136  a.  E. 
G.V.G.  in  r ei chs  fiskalischen  Zoll-  und  Steuerprozessen  2^). 

b)  Beschliessendes  Gericht  ist  das  Reichsgericht,  insoweit  es 
sich  um  die  Thätigkeit  des  ersten  Strafsenats  nach  §  138  Abs.  1  G.V.G. 
handelt  Beschwerdegericht  ist  es  in  Strafsachen  gegenüber  den 
Entscheidungen  seines  Untersuchungsrichters,  sowie  im  Falle  des 
§  160  G.V.G.«»). 

c)  Untersuchungsgericht  ist  es  in  den  Sachen,  in  denen  es  als 
erste  Instanz  zuständig  ist. 

III.    Der   Gerichtsstand. 

§  25. 
Allgemeines. 
I.    Die  Frage,    welches  sachlich  zuständige  Gericht  im  Einzelfall 
zur  Aburteilung  als  erste  Instanz  i)  berufen  sein  soll,  ist  in  allen  Fällen 


•')  Für  diese  und  ähnliche  Saclien  war  nach  Art.  75  V.U.  bis  zur  Einsetzung 
des  Reichsgerichts  das  Ober- Appellationsgericht  Lübeck  zuständig.  Hoch- und  Landes- 
verrat sind  alle  von  g§  80  bis  92  St.G.B.  genannt<3n  Handlungen,  nicht  aber  auch 
die  mit  Bezug  auf  sie  bVgdtigene  Begünstigung  (§257  St.Cj.B.)  und  die  Unterlassung  aus 
§  139  St.ü.B.  Auf  das  Alter  dos  Thätei-s  kommt  es  nicht  an;  §  73  z.  3  G.V.G.  gilt 
dem  Keichsgericht  gegenüber  nicht;  vgl.  Löwe  3b  zu  §  13ß  G.V.G.  und  Ullmann 
148.  Sind  die  Handlungen  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat  gerichtet,  so  kommt  das 
Schwurgericht  in  Frage.  Das  Verfahren  vor  dem  Rei(;hsgeri(;ht  ist  nicht  besondei-s 
geregelt;  es  weicht  vom  nomialen  grundsätzlich  nicht  ab;  vgl.  Einzelheiten  in  den 
§§  140,  170,  176,  184,  207  u.  s.  w.  St.P.O.  Vgl.  im  übrigen  die  Darstellung  bei 
Löwe  7b  zu  §  136  G.V.G.,  Ullmann  148,  v.  Xries  157.  In  den  Fällen  des  Zu- 
sammenhangs nach  §  2  ff.  St.P.0.  kommen  auch  andere  Sachen  vor  das  Reichs- 
gericht. Kritische  Bemerkungen  zu  §  136  G.V.G.  bei  v.  Kries  97  ff.;  vgl.  auch 
Laband  II,  374  ff. 

"*)  Das  Gesetz  will  möglichst  einheitliche  Re«;htsprechung  in  diesen  Fragen 
sichern.  Vgl.  Art.  35,  38,  49  K.V.  u.  s.  w.  Da.ss  Erträge  aus  der  Reichskasse  den 
einzelnen  Bundesstaaten  zu  übenveisen  sind,  ändert  an  der  Zuständigkeit  des  Reichs- 
gerichts nichts;  E.  VIII,  326,  R.  V,  304.  Sie  umfasst  alle  „Zuwiderhandlungen** 
nicht  blos  die  Hinterziehungen.  Vgl.  noch  E.  VIT,  326,  XXVII,  15.  Löwe  16, 
aber   auch    Stenglein  7  zu  §  136  G.V.G.  sowie  §  388  St  P.O. 

'^)  Von  den  Konsularsachen  wird  hier  abgesehen;  vgl.  E.  XXVIII,  31.  Vgl. 
§  138  und  72  G.V.G  ;  später  zu  behtmdelnde  Einzelheiten  unten  bei  §  9  sowie  §§  12 
bis  15  StP.O.  u.  s.  w.,  wo  als  „gemeinsames  oberes  Gericht"  auch  das  Reichsgericht 
in  Frage  kommen  kann. 

M  Die    St.P.O.   hat    in    §  7  ff.  nur    die   Zuständigkeit    der    erkennenden 
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§  25.  Der  Gerichtsstand.  81 

aufzuwerfeD,  wo  eine  Mehrzahl  sachlich  zuständiger  Gerichte  gleicher 
Art  vorhanden  ist,  also  überall  da,  wo  nicht  das  Reichsgericht  als 
erste  Instanz  in  Frage  kommt 

a)  Das  "Wort  Gerichtsstand  bedeutet  sprachlich  ein  Stehen  vor 
Gericht.  Die  deutsche  Rechtssprache  versteht  darunter  die  Pflicht  des 
Beklagten  vor  einem  bestimmten  Gericht  zu  Recht  zu  stehen,  Recht 
zu  nehmen.  In  diesem  Sinne  sagt  man,  der  Beklagte  habe  vor  einem 
Gericht  seinen  Gerichtsstand  *). 

b)  Man  verwendet  heute  das  Wort  so,  dass  man  sagt,  für  eine 
bestimmte  Sache  ')  sei  vor  einem  örtlich  bestimmten,  sachlich  zuständigen 
Gericht  der  Gerichtsstand  begründet.  Man  versteht  unter  Gerichtsstand 
die  Zuständigkeit  dieses  Gerichts  für  die  Sache,  d.  h.  die  örtliche 
Zuständigkeit^). 

c)  Regelmässig  fügt  man  noch  den  Umstand,  der  die  Zuständig- 
keit begründet,  dem  Wort  Gerichtsstand  hinzu  und  spricht  von  einem 
Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  u.  s.  w.,  um  auszudrücken,  dass  das 
Gericht  deshalb  zuständig  sein  soll,  weil  der  Beschuldigte  in  seinem 
Sprengel  wohnt*). 

II.  a)  Das  Gesetz  muss  feststellen,  welche  örtlichen  Beziehungen 
der  einzelnen  Sache  oder  der  Person  des  Beschuldigten  zu  dem 
Sprengel  eines  sachlich  zuständigen  Gerichts  vorhanden  sein  müssen, 
um  einen  Gerichtsstand  vor  diesem  Gericht  zu  begründen«).  Die  Mehr- 
zahl der  deutschen  Strafprozessgesetze  vor  Erlass  der  St.P.0.  haben 
dem  Gerichte  des  Thatorts,  dem  „forum  delicti  commissi",  den 
Vorzug  vor  anderen  Gerichten  gegeben,  weil  dort  regelmässig  die  Be- 
weisführung  am    leichtesten    sei^).     Der   einzige    Zuständigkeitsgrund 

Gerichte  erster  Instanz  im  Auge.  Die  fanktionelle  örtliche  Zuständigkeit  der  Gerichte 
höherer  Instanz,  hezw.  die  für  einzelne  Handlungen,  z.B.  die  Rechtshülfe,  ist  in  zusammen- 
hängender Weise  nicht  geregelt.  Grundsätzlich  ist  das  Gericht  örtlich  zuständig,  in 
dessen  Sprengel  gehandelt  weiden  muss;  vgl.  z.  B.  §§  J58  G.V.G.,  125  St.P.0.  u.  s.  w., 
T.  Kries  163.  Zur  höheren  Instanz  ist  stets  das  Gericht  berufen,  in  dessen  Bezirk' 
das  Gericht  erster  Instanz  sich  befindet. 

*)  Vgl.  auch  z.  B.  §  12  C.P.O.  Das  Gericht  hat  ihm  gegenüber  Zwangsgewalt, 
er  LHt  ihm  dingpflichtig;  vgl.  Ulimann  182. 

•)  Richtiger  für  einen  Beschuldigten  wegen  einer  bestimmten  Sache. 

*)  Die  St.P.0.  hätte  besser  von  örtlicher  Zuständigkeit  gesprochen; 
John  L  126.  Ungebräuchlich  ist  der  Ausdnick  „subjektive  Kompetenz";  IVetzell 
473  ff.     Vffl.  auch  Planck  I,  25,  Wach  I,  §  33. 

•)  Ebenso  im  Civilprozess.  Wenn  man  von  einem  „privilegierten  Gerichts- 
stand'' spricht,  z.  B.  von  dem  der  Standeshen-en  nach  §  7  E.G.  z.  G.V.G.,  so  bedeutet 
da  das  Wort  nicht  örtliche  Zuständigkeit. 

®)  Geschichtliches  bei  v.  Kries  165. 

^)  Vgl.  darül)er  die  Kritik  bei  John  I,  189  ff. 
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82  I>er  Oerichisstaud  des  Thatorts.  §  26. 

durfte  dies  jedoch  nicht  sein®).  Deshalb  war  aushülfsweise  dem  Ge- 
richt des  Wohnorts  des  Beschuldigten,  dem  „forum  domi- 
cilii", oder  auch  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Verdächtige 
ergriffen  wurde,  dem  „forum  deprehensionis"  die  Aburteilung 
zugewiesen. 

b)  Die  StP.O.  hat  bestimmt^),  dass  der  Gerichtsstand  des  That- 
orts und  der  des  Wohnorts  einander  vollständig  gleich- 
berechtigt sein  sollen,  während  der  Gerichtsstand 
desErgreifungsorts  nur  aushülfsweise  beim  Fehlen 
einer  der  beiden  erstgenannten  in  Frage  kommt  ^®). 

§  26. 
Der  Gerichtsstand  des  Thatorts. 
Der  Gerichtsstand  des  Thatorts  und  der  des  Wohn- 
otts sind  nach  §  7  und  §8  StP.O.  einander  gleichberech- 
tigt*),   d.  h.  der  Klageberechtigte    hat    die  Wahl,    bei  welchem   von 
beiden  Gerichten  er  die  Anklage  erheben  will  *). 

IL  a)  Das  „forum  delicti  commissi"  ist  gegeben,  wenn  die  straf- 
bare Handlung  im  Bezirk  des  Gerichts  begangen  wurde.    Welcher  Ort 


")  Man  hätte  sonst  z.  B.  bei  im  Aaslande  begangenen  Thaten  im  Inlande  keinon 
Gerichtsstand. 

®)  Ebenso  das  frühere  Badische  und  Braunschweigische  Recht.  Die  beiden  Gerichts- 
stände konkurrieren  elektiv,  \^ährend  der  Gerichtsstand  desErgreifungsorts  ihnen 
subsidiär  ist    Vgl.  auch  John  I,  202. 

*°)  Die  civilprozessuale  Scheidung  der  Gerichtsstände  in  allgemeinc  und  be- 
sondere ist  der  St. P.O.  unbekannt;  vgl.  z.  B.  Wach  I,  395  ff.  üllmann  184 
scheidet  zwischen  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Gerichtsständen;  ähnlich 
Glaser  II,  162.  Auch  diese  Scheidung  ist  der  St.P.O.  fremd ;  die  Entwüiie  der 
St.P.0.  kannten  sie.  Über  den  privilegierten  Gerichtsstand  der  Militäri)ersonen  u.  s  w. 
vgl.  schon  oben  S.  38. 

')  Am  Orte  des  Wohnsitzes  kann  grundsätzlich  nur  dann  ein  Gerichtsstand  für  die 
That  entstehen,  wenn  sie  auch  an  ihm  strafbar  ist.  Das  ist  nicht  immer  der  Fall;  bei  der 
Verschiedenheit  des  Inhalts  der  Lau  des  Strafgesetze  kann  es  leicht  vorkommen,  dass 
eine  That  in  Bayern  strafbar  ist,  in  Preussen,  wo  der  Thäter  wohnt,  dagegen 
nicht  Man  setze  z.  B.  den  Fall,  der  in  Berlin  wohnende  A  mache  sich  in  Bayern 
des  dort  strafbaren  Konkubinats  schuldig.  In  diesem  Falle  erlangt  nur  Bayern  ein 
Strafrecht;  vgl.  schon  oben  bei  der  Behandlung  der  Gerichtsbarkeit  im  Reich  und  auch 
John  I,  204.  Innerhalb  desselben  Staates  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  eine  That 
auch  am  Wohnort  strafbar  ist.  Der  A  aus  Breslau,  der  am  Rhein  eine  den  Weinbau 
schützende  Polizeiverordnung  übertritt,  kann  auch  in  Breslau  verfolgt  werden.  Vgl. 
auch  Stenglein  4  zu  §  8  St.P.O. 

•)  Über  die  Anklage  und  die  Klageberechtigten,  insbesondere  den  Staatsanwalt  und 
den  Privatkläger  vgl.  unten.  In  den  Fällen  der  §§  447  ff.,  453  ff.  St.P.O.  und  der 
§§  459  ff.  StP.O.  finden  die  §§  7  ff.  in  entspi-echender  Weise  Anwendung.  Vgl. 
Löwe  1  zu  §§  7  und  8  St.P.0. 
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§  «26.  Der  Gerichtsstand  dos  Thatorts.  83 

als  Begehungsort  anzusehen  ist,  hat  das  Gesetz  nicht  be- 
stimmt 3). 

b)  Wenn  sich  alle  die  Umstände,  die  nach  dem  Strafgesetz  vorliegen  müssen*), 
soll  von  einer  Strafthat  die  Rede  sein,  in  einem  Gerichtsbezirk  zugetragen  haben, 
so  liegt  die  Sache  einfach;  andere,  wenn  sie  sich  über  mehrere  Gerichtsbezirke  ver- 
breiten*). Unterschiede  das  Strafgesetz  zwischen  wesentlichen  und  unwesentlichen 
Thatbestandsmerkmalen,  so  könnte  man  als  Thatort  den  ansehen,  wo  der  Thatbestand 
in  seinen  wesentlichen  Teilen  verwirklicht  wurde.  Da  das  aber  nicht  der  Fall  ist,' 
und  es  willkürlich  wäre,  irgend  einen  der  zum  Thatbestand  gehörenden  Umstände 
aQein  massgebend  sein  zu  lassen,  so  muss  mau  einen  Thatoi't  überall  da  annehmen, 
wo  eis  Teil  des  gesetzlich  erforderten  Thatbestands  sich  zugetragen 
hat*).  Gehört  zum  Thatbestand  das  Eintreten  eines  Erfolges,  so  ist  auch  an  dem 
Ort,  wo  dieser  eintritt,  der  Gerichtsstand  begründet').  Es  kann  sich  auf 
diese  Weise  eine  Mehrheit  von  Gerichtsständen  des  Thatorts  ergeben^. 

III.  a)  Für  die  Beteiligung*)  an  der  That  eines  andern  besteht  zu- 
nächst der  Gerichtsstand  an  dem  Ort,  wo  die  Beteiligungshandlung  begangen  ist  Das 
Strafgesetz  behandelt  aber  die  Fälle  der  Teilnahme  als  „Accessorium''  der  Hauptthat 
oiid  auch  die  übrigen  Fälle  der  Beteiligung  stehen  mit  der  Hauptthat  in  engem  Zu- 
sammenhange. Sie  werden  von  der  StP.O.  der  Teilnahme  gleichgestellt.  Deshalb 
ist  auch  am  Orte  der  Hauptthat  ein  Gerichtsstand  für  alle  Fälle  der 
Beteiligung  anzunehmen*). 


*)  Man  muss  die  Frage  aus  den  von  v.  Kries  167  Anm.  1  angegebenen 
Gründen  für  das  Strafrecht  und  den  Straf prozess  einheitlich  entscheiden,  vgl.  auch 
OUhauBen  6  zu  §  3  StG.B.;  a.  M.  Binding  I,  415,  Wach  1,463  und  die  1.  Aufl. 
dieses  Buchs;  vgl.  auch  B.  XXIII,  156  ff. 

*)  Der  Betrug  z.  B.  ist  erst  vollendet,  wenn  falsche  Thatsachen  voi^gespiegelt 
sind,  wenn  weiter  durch  diese  Vorspiegelung  u.  s.  w.  ein  Irrtum  erregt  wurde,  wenn 
endlich  unter  Einwirkung  dieses  Irrtums  die  Vermogensbeschädigung  erfolgte. 

*)  Vgl.  besonders  John  I,  208  ff.,  ausfülirlich  v.  Kries  167,  168. 

«)  Vgl.  John  I,  208  ff.,  Binding  I,  417  ff..  Wach  1,465,  v.  Kries  168;  a.  M. 
Löwe  Ib  zu  §7  StP.O.,  Geyer  366  und  E.  XI,  745.  Nicht  klar  Glaser  II,  177  ff. 
Vgl.  auch  E.  I,  276,  B.  I,  460,  wo  ausgesprochen  wird,  dass  „die  zum  Thatbestand 
der  Handlung  nüt  gehörende  Wirkung^^  von  der  Thatigkeit  des  Verbrechers  nicht  ge- 
schieden werden  könne.  Trotzdem  wird  in  dieser  E.  nicht  sowohl  der  Ort  der 
Thatigkeit  als  auch  der  des  Erfolges,  sondern  nur  der  letztere  als  der  Ort  be- 
zeichnet, dem  das  Übergewicht  zukomme.  Anders  wieder  E.  X,  422.  Vgl.  auch 
noch  E.  XI,  20,  sowie  die  ziemlich  weitgehende  E,  XXIII,  155.  Ähnlich  E.  XV, 
232,  XXIII,  156  ff.,  daselbst  eine  Zusammenstellung  der  E.  des  Reichsgcuichts  über  diese 
Frage;  R.  IX,  93.  Hat  z.  B.  ein  Zweikampf  sich  zum  Teil  in  dem  einen,  zum  Teil 
in  dem  anderen  Gerichtsbezirk  abgespielt,  so  sind  beide  Gerichte  zuständig;  vgl.  auch 
E.  XX,  164  sowie  Löwe  la  zu  §7  StP.O.  Eingehend  behandelt  die  Frage  nach 
dem  Ort  der  That  v.  Lilienthal,  Marburg  1890. 

')  Das  Gesetz  hat,  wie  Wach  1, 465  sagt,  und  wie  auch  die  Gleichberechtigung 
des  „forum  delicti  conunissi"  und  ,,domicilii^*  zeigt,  keinen  „Konkuri-enzhorror". 

•)  „Beteiligung"  ist  hier  in  weiterem  Sinne  verwendet  als  der  strafrechtliche 
Begriff  der  Teilnahme.  Es  werden  daninter  nicht  nur  verstanden  Mitthäterschaft, 
Anstiftung  und  Beihilfe,  sondern  auch  die  in  §  3  St.P.O.  noch  ei*wähnte  Begünstigung 
und  Hehlerei.    Vgl.  noch  §  13  StP.O.  und  näher  unten. 

•j  So  auch  E.  XI,  20,  R.  VI,  473.  Die  im  Auslände  begangene  Teilnahme  zu 
einer  im  Inlande  begangenen  That  ist  als  im  lulande  begangen  anzusehen,  a.  M.  war 


Digitized  by 


Google 


84  Der  Geiichtsstand  des  ffliatorts.  §  26. 

b)  Der  Gerichtsstand  der  Unterlassungsdelikte  ist  da  begründet,  wo  die 
unterlassene  Handlung  vorzunehmen  war,  ebenso  da,  wo  durch  die  Handlung  ein 
„reohtsförderlicher  Erfolg"  herbeigeführt  werden  sollte*®).  In  den  Fällen, 
wo  Unterlassungen  strafbar  sind  mit  Bezug  auf  einen  durch  sie  verursachten  schäd- 
lichen Erfolg  ist  der  Gerichtsstand  auch  am  Orte  des  Erfolgs  vorhanden. 

c)  Der  Gerichtsstand  der  sog.  fingierten  oder  mittelbaren  Thäter- 
schaft")  ist  begründet  am  Orte,  wo  der  mittelbare  Thäter  handelt,  sowie  da,  wo 
der  Gerichtsstand  für  die  That  des  Werkzeugs  entstehen  würde,  wenn  sie  strafbar  wäre. 

d)  Auch  für  Pressdelikte**)  gilt  nichts  besonderes.  Ein  Antrag,  den  Ge- 
richtsstand da  festzulegen,  wo  das  Presserzeugnis  erschienen  ist,  wurde  bei  Beratung 
des  Gesetzes  nicht  angenommen.  Das  hat  dahin  geführt,  dass  man  den  Gerichtsstand 
als  gegeben  ansieht  an  allen  den  Orten,  wo  das  Presserzeugnis  verbreitet 
wurde.  Ist  die  Pi'esse  benatzt  zur  Begehung  eines  anderen  Delikts,  so  ist  der  Ge- 
richtsstand auch  da  gegeben,  wo  für  dieses  Delikt  (z.  B.  den  Betrug)  der  Gerichtsstand 
des  Thatorts  vorliegt"). 

IV.  Nach  §  10  St  P.O.  soll  in  dem  Falle,  dass  eine  That  begangen  wurde 
„auf  einem  deutschen  Schiffe**)  im  Ausland**),  oder  in  offener  See",  der  Gerichtsstand 
begründet  sein  am  Gericht  des  Heimatshafens*®).  Der  Heimatshafen  wird  in 
Art.  435  H.G.B.  nur  für  deutsche  Handelsschiffe  bestimmt  Für  deutsche  Kriegs- 
schiffe giebt  es  keine  gesetzliche  Bestimmung.  Man  wird  für  sie  als  Heimatshafen 
ansehen  müssen  den  Hafen  der  Marin  es  tation*^),  der  das  Kriegsschiff  zugeteilt  ist 

a)  Die  auf  eiuem  deutschen  Kriegsschiffe  im  Ausland  oder  auf  offener  See 


E.  IX,  10,  R.  V,  434.  Vgl.  auch  v.  Liszt  §  30;  Löwe  2  zu  §  7  StP.O.,  John  I, 
216.  Nicht  ist  auch  umgekehrt  ohne  weiteres  der  Gerichtsstand  der  Hauptthat  an 
jedem  Orte  der  Beteiligung  gegeben. 

*«)  So  Binding,  I,  423;  anders  John  I,  228,  Löwe  Id  zu  §  7  StP.O.; 
Liszt  §  30. 

**)  Dahin  gehört  z.  B.  der  Fall,  dass  jemand  einen  IiTsinnigen  zur  That  be- 
nutzt.   Vgl.  Binding  I,  424;  v.  Liszt  §  50. 

*•)  John  I,  277  bis  288,  Löwe  zum  Pressgesetz  im  Anhang  des  Kommentars; 
Glaser  H,  186,  auch  E.  XXIII,  155  ff. 

*»)  Vgl  noch  Löwe  und  John  zu  §  7  StP.O.,  Glaser  II,  182  ff.,  üll- 
mann  187  ff. 

**)  Schiffe  sind  hier  nicht  nur,  wie  im  Falle  des  §  305  St.G.B.,  die  Fahrzeuge, 
die,  wie  Olshausen  sagt,  „ihrer  Grösse  und  Bedeutung  wegen"  von  Kähnen  u.  s.  w. 
sich  unterscheiden.  Der  §  10  StP.O.  will  einen  Gerichtsstand  schaffen,  ohne 
dass  es  darauf  ankommt,  ob  das  Fahrzeug  ein  grosses  oder  kleines  ist.  Man  vgl. 
§  163  M.St.G.B.,  der  als  Schiff  ansieht  ,  jedes  Fahrzeug  der  Marine,  auf  welchem  ein 
militärischer  Befehlshaber  mit  Besatzung  eingeschifft  ist",  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Grösse.  Auf  dem  Schifif  ist  auch  das  strafbare  Entlaufen  des  Schiffsmannes  vom 
Schiff  begangen,  R.  II,  261. 

*•)  Unverständlich  ist  v.  Kries  169.  Der  Paragraph  sagt  nicht,  die  Handlung  sei 
„im  Ausland",  sondern  „auf  einem  deutschen  Schiff  im  Ausland"  begangen.  ^ 

*•)  Der§  lOStP.O.  behandelt  einen  Gerichtsstand  des  Thato  rts.  Neben  ihm  besteAt 
also  noch  der  Gerichtsstand  des  Wohnorts.  Vgl.  Löwe  5  zu  §  10  StP.O.,  John  I, 
241,  T.  Kries  169,  Ulimann  189,  a.  M.  Stenglein  3  zu  §  10  StP.O.,  unklar 
Geyer  372. 

")  A.  M.  John  I,  240,  der  den  ersten  deutschen  Hafen  massgebend  sein  lässt, 
den  das  Kriegsschiff  nach  der  That  anläuft  Nach  Stenglein  3,  Löwe  4  zu  §  10 
St, P.O.  sollen  sowohl  Heimatshafen  wie  Ankunftshafen  in  Frage  kommen. 
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bt'gaogenen  Thaten  gehöi*pn  mit  verschwindenden  Ausnahmen**)  nicht  vor  die  ordent- 
Jichen  Gerichte.  Ausnahmslos  unterstehen  den  Militäiigerichten  die  auf  dem  Kriegs* 
schiff  befiodlichen  M  i  1  i  t ä r p e r s o n e n  *•).  Die  sich  auf  dem  Kriegsschiff  aufhaltenden 
Nichtrailitärpersonen,  z.  B.  die  von  §  166  M.St.G.B.  erwähnten ••),  unterliegen  den 
Militärstrafgesetzen,  ebenso  finden  die  Kriegsgesetze  im  Sinne  des  §  9  M.StG.B. 
auf  den  auf  dem  Schiff  „dienstlich  eingeschifften"  Nichtinilitär'*)  Anwendung,  während 
das  Schiff  sich  gemäss  §  164  M.St.G.B.  im  Kricgsiastaai  ")  befindet.  Aber  diese 
Personen  habennur  in  Kriegsieltea  den  Gerichtsstand  vor  den  Militärgerichten, 
sie  unterliegen  zwar  den  Bestimmungen  des  Militär«tl»frechts,  aber  nicht  dem  Militär- 
strafprozetsrecht.  Im  Frieden  werden  sie  von  dem  nach  §  10  St.P.O.  zuständigen 
Civilstrafgericht  oder  von  dem  des  Wohnsitzes  abgeui-teilt. 

b)  Zu  betonen  ist,  dass  Kriegs-  und  Handelsschiffe  im  Ausland  und 
auf  offener  See  einander  rechtlich  nicht  gleichstehen.  Kriegsschiffe  gelten 
überall  als  schwimmende  Gebietsteile  ihres  Landes,  Handelsschiffe  nur  auf 
offener  See,  nicht  auch  ohne  weiteres  in  ausländischen  Häfen  oder  Küstengewässem'*). 
Delikte  auf  einem  deutschen  Kriegsschiff  sind  stets  als  in  Deutschland 
begangen  zu  betrachten.  Anders  regelmässig  die  im  Auslande  auf  deutschen  Handels- 
schiffen begangenen  Verbrechen'*). 

§  27. 
Der  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes. 
I.    a)  Der  §  8  St  P.O.  umfasst  mehrere  Gerichtsstände,  nämlich 
den  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes, 
den  Gerichtsstand  des  gewöhnlichen  Aufenthalts  und 
den  Gerichtsstand  des  letzten  Wohnsitzes^). 
Wie   aus  den  Worten   des  §  8  St.P.0.  hervorgeht,   bestehen  die 
drei  Gerichtsstände  nie  gleichzeitig  nebeneinander.    Der  später  genannte 
Gerichtsstand  besteht  nur,  falls  der  früher  genannte  nicht  vorhanden  ist. 


")  Man  nehme  etwa  an,  dass  vom  Kriegsschiff  aufgenommene  Schiffbrüchige 
in  deutschen  Gewässern  ein  Delikt  begehen. 

")  Übei  den  Begriff  der  Militärpersonen  vgl.  Heck  er,  Lehrbuch  des  Militär- 
Strafrechts. 

***)  Eine  Kabinetsordre  vom  15.  8. 85  bestimmt,  dass  die  als  Köche  und  Kellner 
angenommenen  Civilpersonen  als  Personen  des  Soidatenstandes  zu  erachten  sind; 
Marineverordnungsblatt  1885,  133. 

'*)  Etwa  einen  in  die  Kolonien  gehenden  Beamten. 

*')  „Als  im  Kriegszustand  befindlich  ist  jedes  Schiff  der  Marine  zu  betrachten, 
welches  ausserhalb  der  heimischen  Gewä.sser  allein  fährt." 

••)  Vgl.  darüber  die  Lehr-  und  Handbücher  des  Völkerrechts.  Vgl.  auch  Ols- 
hausen  13  zu  §  3  St.G.B.,  John  I,  240. 

"*)  Sie  sind  im  Ausland  begangen;  vgl.  §  4  St.G.B.  Fremde  Handelsschiffe 
in  deutschen  Gewässern  unterstehen  der  deutschen  Gerichtsbarkeit;  E.  II,  17,  B.  1,642. 
Im  übrigen  vgl.  Seemannsordnung  §§  100  bis  103  und  Löwe  6  zu  §  10  St.P.0., 
John  I,  241,  üllmann  189. 

*)  Sie  alle  sind  gemeint,  wenn  das  Gesetz  vom  „Gerichtsstande  des  Wohnsitzes" 
spricht.    Vgl.  Löwe  2  zu  §  8  St.P.0.,  John  I,  229. 


Digitized  by 


Google 


86  I^er  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes.  §  27. 

b)  Dem  Gerichtsstand  des  Thatorts  gegenüber  ist  das  nicht  der 
Fall.  Der  im  einzelnen  Falle  vorhandene  Gerichtsstand  aus  §  8  StP.O. 
ist  dem  „forum  delicti  commissi"  gleichberechtigt^. 

II.  a)  Welcher  Ort  als  Wohnsitz  anzusehen  sei,  sagt  das  Gesetz  nicht. 
Bei  seiner  Bestimmung  ist  zunächst  die  C.P.O.  zu  beachten  •).  Sie  hat  zwar  den 
Wohnsitz  ebenfalls  nicht  bestimmt,  wohl  aber  die  civilrechtliche  Lehre  vom  Wohn- 
sitz eiigänzt  und  geändert.  Der  Begriff  des  Wohnsitzes  auch  im  Sinne  des 
§  8  StP.O.  ist  nach  Landesrecht  zu  bestimmen*);  zur  Ergänzung  muss 
§  17  C.P.O.*)  herangezogen  werden.  Ein  mehrfacher  Wohnsitz  begründet 
einen  mehrfachen  Gerichtsstand,  ebenso  ein  mehrfacher  letzter  Wohnsitz. 

b)  Die  Bestimmung  des  gewöhnlichen  Aufenthaltsorts  kann  nicht  all- 
gemein, sondern  muss  für  den  einzelnen  Fall  erfolgen.  Der  gewöhnlicheAufent- 
halt  ist  nicht  mit  dem  dauernden  Aufenthalt  des  §  21  C.P.O.  zu  verwechseln. 
Auch  ohne  Daner  kann  der  Aufenthalt  ein  „gewöhnlicher"  sein*). 

IV.  Massgebend  für  die  Begründung  des  Gerichtsstandes  ist  nicht 
die  Zeit  der  Begehung  der  That,  sondern  die  Zeit  der 
Anklageerhebung ^.  Änderung  des  Wohnsitzes  u.  s.  w.  nach 
der  Elageerhebung  hebt  den  begründeten  Oerichtsstand  nicht  auf. 

IV.  Für  die  im  Inlande")  oder  im  Auslande  exterritorialen  Deutschen  und 
für  die  im  Auslande  angestellten  deutschen  Beamten')  schafft  §  11  StP.O.  einen  Ge- 
richtsstand des  Wohnsitzes:  Sie  sollen  „in  Ansehung  des  Gerichtsstandes" 
ihren  Wohnsitz,  den  sie  im  Inland  hatten,  behalten*').  Fehlt  ein  solcher,  so 

•)  Vgl.  John  I,  229. 

*)  Der  Unterstiitzungswohnsitz  kommt  für  den  Sti-afprozess  nicht  in  Frage. 
Uli  mann  hat  die  entgegengesetzte  in  H.  H.  I,  156  vertretene  Ansicht  im  Iji*hrbuch 
nicht  wieder  vorgetragen. 

*)  Vgl.  die  Lehrbücher  des  bürgerhchen  Rechts  und  die  Kommentarc  zu 
C.P.O.  §  13,  auch  Löwe  3  zu  §  8  StP.O. 

*)  Die  Delikte  der  in  §§  14  und  15  C.P.O.  Genannten  gehören  nicht  vor  die 
ordentlichen  Gerichte.  Der  §  16  C.P.O.  und  §  11  St.P.O.  stimmen  wörtlich  mit- 
einander überein. 

")  A,  der  in  Rom  wohnt^  reist  jedes  Jahr  nach  Kopenhagen,  jedesmal  hält  er 
sich  in  Kiel  3  Wochen  auf.  Kiel  ist  der  gewöhnliche  Aufenthaltsort  Es  ist  auch 
denkbar,  dass  jemand  an  mehreren  Orten  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat.  Man 
nehme  an,  der  A  bleibe  regelmässig  14  Tage  in  Berlin  und  14  Tage  in  Kiel.  Vgl. 
auoh  John  zu  §  8;  a.  M.  v.  Kries  169. 

')  Die  öffentliche  Anklage  ist  erhoben  in  dem  Augenblicke,  in  dem  die  An- 
klageschrift dem  Gericht  eingereicht  oder  der  Antrag  auf  Voruntersuchung  ge.stellt 
ist  Vgl.  näheres  unten  und  schon  hier  die  §§  168,  177,  197.  420  StP.O.  u.  s.  w. 
Wird  gegen  eine  nicht  vom  Gericht,  sondern  z.  B.  von  der  Polizei  erfolgte  Straf- 
festsetzung (§§  453  ff.,  458  ff.  StP.O.)  auf  gerichtliche  Entscheidung  angetragen,  so 
muss  man  mit  Löwe  7c  zu  §  8  StP.O.  wohl  den  Zeitpunkt  der  Anbringung  des  An- 
trags bei  Gericht  als  massgebend  ansehen;  er  ist  es,  der  die  Sache  bei  Gericht  an- 
hängig macht  und  steht  in  dieser  Wirkung  der  Klageerhebung  gleich.  Vgl.  darüber 
unten.    A.  M.  Glaser  11,  158,  John  I,  230,  ötenglein  2  zu  §  8  StP.O. 

■)  Vgl.  über  sie  §  18  Abs.  2  G.V.G. 

*)  Man  denke  an  Zoll-  und  Eisenbahnbeamte  in  ausländischen  Grenzorten;  vgl. 
Löwe  3  zu  §  11  StP.O.  Auf  die  Familienmi^lieder  der  in  §  11  Genannten  finden 
die  Bestimmungen  nicht  Anwendung. 

*^)  Für  Civilsachen  gilt  das  gleiche  nach  §  16  C.P.O. 
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soll  die  Hauptstadt")  ihres  Heimatsstaates**)  als  Wohnsitz  gelten*').  Der 
Gerichtsstand  des  §  11  ist  gegeben  für  die  im  Inlande  und  im  Auslande  begangenen 
Delikte.  Im  ersten  Falle  Iwsteht  neben  dem  Gerichtsstände  aus  §  11  der  aus  §  7 
oder  §  10  St.r.O.  Der  §  11  findet  auf  Berufskonsuln,  nicht  aber  auf  Wahlkonsuln 
Anwendung. 

§  28. 

Der  Gerichtsstand  der  Ergreifung. 

I.  a)  Der  Gerichtsstand  der  Ergreifnng,  ,^orum  deprehensionis", 
ißt  nach  §  9  St.P.O.  Aush  ül  fege  rieh  tsst  and  sowohl  für  im 
Inlande^)  als  für  im  Aus  lande')  begangene  Delikte  bei 
dem  Gericht,    in  dessen  Bezirke  die  Ergreifung  erfolgt 

b)  Er  entsteht  nur  beim  Fehlen  der  bisher  genannten')  Ge- 
richtsstände *).  Ob  dies  der  Fall  ist,  hat  das  Gericht  von  Amts  wegen 
zu  prüfen  und  zu  berücksichtigen,  solange  es  seine  örtliche  Zuständig- 
keit zu  prüfen  in  der  Lage  ist^. 

II.  Ergreifung«) ist  die  durch  einen  dazuBerufenen') 

**)  Berlin  ist  in  mehrere  Gerichtsbezirke  geteilt. 

*•)  Welcher  das  ist,  ist  nach  Staatsrecht  zu  bestimmen  und  kann  im  Einzelfall 
sehr  zweifelhaft  sein. 

")  Über  die  Beamten,  die  einen  Heimatsstaat  im  Reich  nicht  haben,  schweigt 
die  St.P.O.  Für  sie  kommt  §21  des  Reiohsbeamtengesetzes  in  Frage;  so  Geyer  371, 
Uli  mann  191.  A.  M.  Löwe  4  zu  §  11,  weil  der  in  jenem  Gesetz  gebrauchte 
Au.'idruck  „ordentlicher  persönlicher  Gerichtsstand'*  kein  strafprozessualer  sei.  Der  Ein- 
wand würde  passen,  wäre  das  Keichsbeamtengesetz  von  1873  nach  der  St.P.0.  ent- 
standen. Es  hat  übrigens  nirgends  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  sich  jener  Aus- 
druck nur  auf  den  civilpi-ozessualen  Gerichtsstand  beziehen  solle.  Vgl.  auch  oben 
§  25  Anm.  10. 

')  Vgl.  §  9  Abs.  2  St..P.Ü.  und  dazu  Löwe  8  zu  §  9  St.P.O. 

*)  Ausland  ist  jedes  Gebiet,  das  nicht  dem  Sprengel  eines  ordentlichen  deutschen 
Gerichts  zugehört.  Der  §  8  St.G.B.  ist  hier  nicht  in  jeder  Beziehung  anwendbar.  Vgl. 
abt^r  R.  I,  322.  Vgl.  z.  B.  §§  4  ff.,  37,  298  u.  s.  w.  St.G.B.,  ausführlich  Löwe 
2  zu  §  9  St.P.0. 

*)  Nicht  etwa  beim  Fehlen  eines  jeden  anderen  Gerichtsstandes.  Man  nehme 
z.  B.  folgenden  Fall:  Der  Ausländer  A  hat  im  Auslande  den  Berliner  B  zu  einem  von 
diesem  in  London  begangenen  Mord  angestiftet.  Für  B  ist  der  Gerichtsstand  in 
Berlin  begründet.  Eb(»nso  aber  nach  §§13  und  3  St.P.O.  für  A  der  Gerichtsstand 
des  Zusammenhanges  (vgl.  darüber  unten  §  29  flF.).  'VN'enn  A  in  Köln  ergriffen  wird,  ist 
nach  dem  Wortlaute  d(\s  §  9,  der  nur  auf  §  8,  nicht  auch  auf  §  13  St.P.O.  verweist, 
der  Gerichtsstand  für  den  A  in  Köln  begi-ündet.  Es  kann,  da  §13  auf  die  §§7  bis  11, 
also  auch  auf  §  9  St.P.O.  verweist,  sowohl  gegen  den  A  als  den  B  in  Köln  geklagt 
werden.  Dem  Gerichtsstand  des  Zusammenhanges  steht  der  der  Ergreifung  nicht 
aushilfsweise  gegenüber. 

*)  Auch  des  Wohnsitzes  nach  §  11  StP.O.,  obwohl  §  9  nur  vom  §  8  St.P.O. 
spricht.     A.  M.  scheinbar  Löwe  3  zu  §  9  St.P.O. 

')  Vgl.  über  §§  16  und  18  St.P.O.  unten,  sowie  John  I,  199,  v.  Kries  173 
auch  H.  VIII,  408. 

•)  Löwe  4a  zu  §  9  St.P.O.,  John  I,  234,  Glaser  ü,  160. 

^  Regelmässig  ist  das  ein  Beamter;  vgl.  aber  auch  §  127  SiP.O.  und  über 
ihn  unten  im  2.  Kap.  des  II.  Buches. 
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gS  ^6f  Zusammenhang  und  seine  Einwirkung  auf  den  Prozessgang.  §  29. 

ZU  dem  Zwecke  vorgenommene  Freiheitsentziehung, 
um  den  Pestgenommenen  zur  Strafverfolgung  zu 
bringen.  Blosse  Vorladung  eines  Verdächtigen  ist  nicht  Ergreif  ung, 
ebensowenig  genügt  ein  Auftrag,  der  nicht  ausgeführt  ist^. 

a)  Die  e  rste  Ergreifung  begründet  den  Gerichtsstand.  Die  Wiederergreifung 
eines  Flüchtigen  hebt  das  bereits  begmndete  ,,forum  deprehensionis"  nicht  wieder 
auf*),  ebensowenig  thut  das  eine  vorläufige  Freilassung  des  Ei-griflfenen  gemäss 
§  117  St.P.O.  Aufgeholfen  wiM  dagegen  der  Gerichtsstand  naturgemäss  z.  B.  duix*h 
Beendigung  des  gegen  den  Ergriffenen  eingeleiteten  Verfahrens. 

b)  Die  Ei^greifung  begründet  den  Gerichtsstand  nicht  nur  für  das  DeliktT  wegen 
dessen  sie  erfolgte,  sondern  auch  für  andere  Thaten  des  Ergriffenen  '•). 

ni.  Ist  auch  ein  Gerichtsstand  der  Ergreifung  nicht  begründet, 
so  bestimmt  nach  §  9  St.P.O.  das  Reichsgericht  das  zuständige 
Gericht").  Der  so  geschaffene  Gerichtsstand  steht  dem  der  Er- 
greifung in  allen  Stücken  gleich. 

a)  Eine  spätere  Ei^reifung  des  Verdächtigen  hebt  ihn  also  nicht  wieder  auf**), 
ebensowenig  geschieht  da.s,  wenn  nachträglich  der  Gerichtsstand  des  That-  oder  Wohn- 
orts ermittelt  wii-d*'). 

b)  "Wie  der  erforderliche  Beschluss  des  Reichsgerichts  herbeizuführen  ist, 
sagt  das  Gesetz  nicht.  Da  die  Einleitung  des  Sti-afverfahrens  gmndsätzlich  dem  An- 
kläger obliegt,  muss  man  es  dem  Staatsanwalt  bezw.  dem  Privatkläger,  dem  an  der 
Verfolgung  liegt,  überlassen,  das  Reichsgericht  anzugehen"). 

§  29. 

Der  Zusammenhang  und  seine  Einwirkung  auf  den 

Prozessgang. 

I.  Es  dient  zur  Vereinfachung  des  Verfahrens,  wenn  man  den 
Gerichten  gestattet,  mehrere  miteinander  im  Zusammenhang  stehende 
Sachen  in   einem  Verfahren   gleichzeitig  zu  verhandeln  und  zu  ent- 

■)  John  I,  243  will  der  Ei*greifuDg  gleichstellen,  wenn  sich  der  Verdächtige 
dem  Gericht  freiwillig  stellt.  Das  ist  bedenklich.  Stellung  ist  nicht  Ergreifung,  wird 
allerdings  die  Ei^rcifung  regelmässig  zur  Folge  haben. 

•)  Ebensowenig  begründet  sie  ein  zweites  Forum;  vgl.  Löwe  4c  zu  §9  St.P.O., 
V.  Kries  170,  a.  M.  Stenglein  3  zu  §  9  St.P.O. 

*^)  Löwe  4b  zu  §  9  St.P.O.  Voraussetzung  ist,  dass  für  die  anderen  Thaten 
weder  Gerichtsstand  des  Wohnorts  noch  des  Thatorts  vorhanden  ist;  John  I,  235. 
Vgl.  auch  Glaser  II,  löO. 

»*)  In  Frage  kommen  die  Fälle,  in  denen  nach  §§  318  und  .327  ff.  St.P.O. 
bei  Abwesenheit  des  Beschuldigten  verhandelt  werden  kann.  Im  Verfahren  nach 
§§  470  ff.  St.P.O.  wird  es  kaum  je  an  einem  Wohnsitz  oder  gew()hnlichen  Auft^nthalt  fehlen. 

")  Vgl.  Löwe  5b  zu  §  9  St.P.O.,  a.  M.  John  I,  235. 

")  A.  M.  John  I  zu  §  9,  Ullmaun  192;  vgl.  aber  Löwe  11,  Stenglein  3 
zu  §  9  St.P.O. 

**)  Vgl.  dazu  Löwe  5a  zu  §  9  St.P.O.  Im  einzelnen  ist  manches  bestritten; 
John  I,  236,  Geyer  387,  Stenglein  7  zu  §  9  St.P.O. 
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§  29.  Der  Zisammfuhang  und  seiDe  Ein-wirkung  auf  den  Prozessgang.  89 

scheiden^).  Die  St.P.0.  hat  die  Sätze,  die  sich  mit  der  gemeinschaft- 
lichen Verhandlung  zusammenhängender  Sftchen  beschäftigen,  unzweck- 
mässiger Weise  auseinandergerissen  ^j.  Es  sind  eine  Reihe  von  Fragen 
zu  entscheiden: 

a)  Was  versteht  man  unter  Zusammenhang? 

b)  Inwiefern  wirkt  der  Zusammenhang  auf  die  sachliche  Zuständig- 
keit und  den  Gerichtsstand  ein? 

IL  Zusammenhang  liegt  nach  §  3  St.P.0.  vor'),  wenn  eine 
Person  mehrerer  strafbarer  Handlungen  beschuldigt  wird,  sog.  sub- 
jektive Konnexität,  oder  wenn  mehrere  Personen  bei  einer 
strafbaren  Handlung  als  Thäter,  Teilnehmer,  Begünstiger  oder  Hehler 
beschuldigt  werden,  sog.  objektive  Konnexität*). 

HI.  Eine  Einwirkung  auf  die  sachliche  Zuständigkeit  und  den 
Gerichtsstand  kommt  nur  dem  Zusammenhang  nach  §  3  St.P.0. 
zu.  Bei  dem  weiteren  Zusammenhang  des  §  236  St.P.0.  ist  das  nicht 
der  Fall;  der  §236  St.P.0.  setzt  voraus,  dass  das  mit  den  Sachen  be- 
fasste  Gericht  die  sachliche  Zuständigkeit  für  sie  besitzt  und  dass  für 
alle  die  „zusammenhängenden"  Sachen  der  Gerichtsstand  eben  bei  diesem 
Gericht  besteht*). 


»)  Vgl.  auch  Stenglein  4  zu  §  3  St.P.0. 

»)  Vgl.  John  I,  143.     Sie  finden  sich  in  §§  2  ff.,  13  sowie  in  §  23()  St.r.O. 

*}  Auch  §  236  St.P.0.  spricht  von  Zusammenhang;  er  vorwendet  anders  als 
§  3  das  Wort  nicht  als  technisch-juristischen  Begriff,  sondern  im  weiteren  Sinne 
des  täglichen  liChens.  Was  im  §  236  als  Zusammenhang  anzusehen  ist,  lässt  sich 
nur  im  Einzelfalle  entscheiden;  Stenglein  3  zu  §  3  St.P.0.,  John  I,  141. 

*)  Im  ersten  Falle  liegt  Verhrechenskonkurrenz  bei  einem  Beschuldigten, 
im  zweiten  Verbrecherkonkurrenz  bei  einem  Verbrechen  vor;  vgl.  Binding(T.§33, 
Löwe  1  zu  §  3  SiP.O.  Der  §  3  St.P.0.  erschöpft  die  Fällo  des  Zusammenhangs. 
Eh  steht  also  z.  B.  das  Vergehen  gegen  §  210  St.G.B.  nicht  mit  dem  Zweikampf, 
auf  den  es  sich  bezieht,  im  Zusammenhang,  ebensowenig  ist  das  in  den  Fällen  des 
§  139  St.G.B.  der  Fall.  Teilnahmefälle  liegen  dagegen  vor  z.  B.  in  den  §§  243  z.  6, 
250  z.  2  St.G.B.  Auch  §  83  St.G.B.  .  gehört  hierher,  ebenso  §  203  St.G.B.,  wenn- 
gleich es  sich  nicht  um  „Teilnahme"  im  Sinne  des  §  47  St.G.B.  handelt.  Auch  dann 
ist,  vorausgesetzt  dass  es  sich  um  eine  und  dieselbe  That  handelt,  §  3  anwendbar, 
wenn  mehrere  Thäter  vorhanden  sind,  ohne  dass  sie  bewusst  zur  That  zusanmien- 
gewirkt  haben;  E.  XXV,  16  ff.  Vgl.  auch  John  I,  150.  Auch  die  Fälle  des  mittel- 
baren Zusammenhanges  fallen  unter  §  3  St.P.0.  Beispiel:  A  hat  gestohlen,  B  hat 
ihn  zur  That  angestiftet,  ausserdem  hat  B  noch  allein  einen  Raub  begangen.  Alle 
drei  Fälle  stehen  im  Zusammenhang.  Vgl.  auch  Löwe  3,  Stenglein  2  zu  §  3  St.P.0.; 
John  I,  160;  Glaser  II,  182. 

*)  Der  §  236  St.P.0.  steht  in  dem  Abschnitt  über  die  Hauptverhandlung.  Er 
geht  davon  ans,  dass  die  einzelnen  Sachen  alle  vor  einem  (re richte  anhängig  sind.  Sie 
splien  in  einer,  sie  alle  umfassenden  Haupt  Verhandlung  erledigt  werden  können. 
Übrigens  kann  der  Ankläger  mehrere  solcher  Sachen  in  einer  Klage  zusammengefasst 
anhängig  machen.  Bass  sich  die  mehreren  Sachen  in  der  gleichen  Prozesslage  be- 
finden,   wird   von    der    SiP.O.  nicht   verlangt.      In    E.    XX,    161    ff.    ist    es    ge- 
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IV.  Eine  Einwirkung  auf  die  Begründung  des  Gerichtsstands  komnit 
ebenfalls  nur  dem  Zusammenhange  des  §  3  St.P.0.  zu;  der  §  18 
St.P.O.  behandelt  das  sog.  ,iorum  connexitatis".  Er  hat  den  Fall  im 
Auge,  dass  es  sich  um  zusammenhängende  Sachen  handelt,  die  zwar 
zur  sachlichen  Zuständigkeit  der  mehreren  in  Frage 
kommenden  Gerichte  gehören,  für  die  aber  der  Gerichtsstand  nicht 
bei  einem  Gerichte  begründet  ist*).  Für  sie  schafft  §  13  einen 
Gerichtsstand  des  Zusammenhanges. 

a)  Er  bestellt  bei  jedem  (nTicht,  bin  drm  ein  Gerichtsstand  nach  §§  7  bis  11  St.P.O. 
für  v'mr  der  Sachen  bej^riindet  ist').  Es  kann  demnach  wej^en  sämtlicher  zu- 
sammenhängender Sachen  vor  jedem  der  mehreren  Gerichte  angeklagt 
werden**). 

b)  Wird  das  V()r!ieg(»n  des  Zusammenhangs  ei*st  erkannt,  naelidem  die  Sachen 
einzeln  bei  vei-schicdeneu  (Jerichten  anhängig^)  gemacht  sind,  so  kommt  es  nach 
g  13  Abs.  2  St.P.O.  darauf  an,  ol)  die  Staatsanwaltschaften  der  beteiligten 
tJorichte*°)  sich  übtM-  eine  Verbindung  der  Sachen  bei  einem  Gerichte 
einigen  und  eine  solche  bei  den  mit  den  Sachen  bofassten  (terichten 
b(»antragen  **)•  Vereinigen  sich  auf  den  Antrag  hin  die  mehreren  Gerichte,  so  ist 
damit  die  Verbindung  der  Sach(»n  ermöglicht.  Vereinigen  sie  sich  nicht,  so  liegt  es 
in    der    Hand     ein(»s     jeilen    der    mehreren    Ankläger*'"*)    und    jetzt    auch   des  An- 


billigt, dass  eine  in  erster  Instanz  zu  verliand(»lnde  Sache  mit  einer  in  der  Herufuogs- 
instanz  befiudlich(Mi  gemeinsam  verhandelt  wuixle.  Empfeblenswei-t.  wiixl  solche  Ver- 
bindung regelmässig  nicht  sein.  Vgl.  darüber  Löwe  34.  35  vor  g  151  St.P.O. 
Eine  liösung  der  Verbindung  ist  m'iglich.  Massgebcmd  .sind  lediglich  Zweckmässigkeits- 
gründe. Ähnlichkeit  der  Fälle,  nicht  Zusammenhang  rechtfeitigt  die  Verbindung 
nach  §  471  St.P.O. 

'  ^)     Dius    ei-giebt    sich    aus    der    ViTgleichung   des    §   13  St.P.O.  mit  §§  2  und 

4  St.P.O.  Letztere  haben  (lerichte  versclü(»dener  sachlicher  Zuständigkeit  im  Auge. 
Vgl.    Löwe    2a   zu   g    13    St.P.O.    und   John    I,    256.;     a.    M.    Stenglein    1    zu 

5  13  St.P.O. 

')  Ist  für  den  A  dor  (WM-ichtsstand  des  Thatoi-ts  bei  X,  der  des  Wohnorts  Ihm 
Y  gegebiMu  für  den  Anstifter  li  der  Gerichtsstand  der  Ergreifung  nach  §  9  bei  Z 
begiiimiet,  so  ist  bei  je(l<Mn  der  drei  Gerichte  für  die  Sachen  gegen  A  und  H  der 
(Jerichtsstand  des  g  13  vorhand^Mi;  hier  kommt  die  Aushälfenatur  des  „forum  deprehen- 
si(mis''  nicht  zum  Ausdruck.  Es  bestehen  mehnM'c  (Jericht.sstäude  nei)eneinan(ler,  was 
bezüglich  des  ij  12  St.P.O.  von  Wichtigkeit  ist.  Vgl.  Löwe  5  zu  §  13  St'P.O., 
V.  K  ri«"s  171,  173. 

*)  Stenglein  2  zu  §  13  St.P.O.  Das  (iericht  hat  zu  pmfen,  ob  Zusammen- 
hang vorliegt.  Da  es  sich  hier  um  die  öi-tliche  Zuständigkeit  handelt,  sind  ilie 
SS  16,  18  St.l\0.  zu  beachten:  über  sie  unten  g  32.  Vgl.  auch  Löwe  Sa  zu  §  13  St.P.O., 
a.  M.  John  1,  1<)Ü. 

°)  Über  (l(»n  Zeitpunkt,  in  dem  die  Anhängigkeit  eintritt,  vgl.  unten. 

'°)  Vgl.  John  1,  259,  Löwe  10a  zu  S  1'^-  Handelt  es  sich  um  mehrere 
Privatklagen,  so  haben  die  Privatkläger  den  Antrag  zu  stellen. 

'M  Vereinbaning  der  .Vngeschuldigten  oder,  ohne  djLss  ein  Anti-ag  der  Staats- 
anwalt.schaften  vorliegt,  der  (Jerichte  genügt  nicht.  Der  Antrag  ist  notwendige 
Vorau.ssetzuDg  für  die  V(»rbindung. 

'^)  Vgl.  John  1,  2t)0. 
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pes<huldigten*'),  die  Entscheidung  des  den  hefassten  (lerichten  gemeinsamen  oberen 
(Jerichts**)  darül>er  herbeizuführen,  ob  und  bei  welchem  der  Gerichte  die 
Verbindung  eintreten  soll**). 

c)  Die  Verbindung  ist  nicht  notwendig  und,  wenn  erfolgt,  keine 
unlösbare.  Für  ihren  Eintritt  wie  für  ihre  Lösung  sind  Zweckmässigkeitsgriinde 
massgebend.  Die  Trennung  erfolgt  nach  §  13  Abs.  2  in  ,.gleicher  Weise", 
wie  die  Verbindung'*). 

in.  Auch  in  dem  von  §  428  St.P.O.  behandelten  Falle  handelt  es  sich  um 
gleichzeitige  Verhandlung  mehrerer  Sachen  in  einem  besonders  g<'schaffenen,  sonst 
nicht  gegebenen  Gerichtsstand.  Ein  Zusammenhaug,  wenn  auch  nicht  der  des 
ij  3,  ist  ebenfalls  vorhanden.  Der  §428  schafft  einen  Gerichtsstand  der  Wider- 
klage, ein  „forum  reconventionis*'")  für  die  Privatklage  des  rrivatbeklagten 
gegen  den  Privatkläger  bei  dem  Gericht  der  Privatklage*'). 

§  30. 
Die  Einwirkung  des  Zusamme  nh  anges  auf  die  sach- 
liche Zuständigkeit. 
I.  Die  §§  2  und  4  St.P.0.  behandeln  die  Fälle,  in  denen  zu- 
sammenhängende Sachen  zur  sachlichen  Zuständigkeit  ver- 
schiedener Gerichtsklassen  gehören^).  Zwei  Möglichkeiten  sind 
zu  beachten: 


")  Vgl.  dazu  §  1.55  St  P.O.  Es  genügt  der  Antrag  eines  Angeschuldigten. 
Aach  die  in  §  422  Genannten  sind  zur  Antra« Stellung  befugt. 

**)  Eventuell  also  das  KeichFgericht;  Löwe  4  zum  2.  Abschnitt  der  St.P.O., 
V.  YlII,  469.  Die  Gerichte  selbst  können  bei  ihrem  oberen  Gericht  keinen  Antrag 
stellen,  ebensowenig  kann  das  obere  Gericht  von  Amts  wegen  eingreifen. 

'*)  Die  Verbindung  kann  solange  erfolgen,  ab  mehrere  Sachen  anhängig  sind, 
anch  in  der  höheren  Instanz  ist  sie  zulässig.  Nicht  aber  bei  einem  Gericht,  wo  eine 
inzwischen  erledigte  Sache  anhäugij^  war;  so  auch  John  L  200,  Löwo  3a  zu 
§  13  StP.O.  Der  Beschluss  aus  §  203  St.P.O.  beendet  die  Anhängigkeit  nicht:  vgl. 
unten  und  auch  H.  IX,  79.  Ist  gemäss  §  394  Abs.  2  Stl\0.  eine  Sache  an  ein 
anderes  Gericht  verwiesen,  so  ist  auch  bei  ihm  Verbindung  möglich;  E.  XIV, 
396.     Vgl.  noch  E.  XIII,  365. 

*•)  Im  einzelnen  herrscht  Streit;  Vgl.  z.  B.  Löwe  14  und  Stenglein  7  zu 
$  13  StP.O.  Der  Abs.  3  bezieht  sich  lediglich  auf  die  Fülle  des  S  1^  Abs.  2 ; 
Löwe  12  zu  §  13  StP.O.  Sind  die  Sachen  oidnungsmässig  verbunden,  so  bleil)t 
der  l)egi'ündete  Gerichtsstand  anch  dann  bestehen,  wenn,  etwa  durch  Einstellung  des 
Verfahrens  in  einer  der  verbundenen  Sachen,  eine  gemeinschaftliche  Verhandlung  un- 
möglich wird,  vorausgesetzt,  dass  die  Sachen  überhaupt  anhängig  bleiben;  vgl. 
dazu  M.  VIII,  81  und  noch  E.  XXV,  476.  Einstellung  eines  Vcifahrcns  na<;h 
§  202  StP.O.  hebt  die  Anhängigkeit  und  damit  den  durch  Zusammenhang  begründeten 
Gerichtsstand  für  die  Sache  auf. 

*')  Über  den  Gerichtsstand  der  Widerklagt*  im  Civilprozess  vgl.  Wach  I,  474 
utd    C.P.O..  §  33.    Über  die  „wechselseitigen  Bdeidigungen'^  unten  bei  rler  Privatklage. 

**)  Über  die  Einwirkung  des  §  428  St.P.O.  auf  die  sachliche  Zuständigkeit 
vgl.  den  folgenden  §. 

*)  Vgl.  aber  die  Entscheidung  bei  G.  43,  401. 
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a)  Die  Gerichte,  die  für  die  leichteren  Sachen  zuständig  sind, 
liegen  in  dem  Bezirke  des  für  die  schwerste  Sache  zuständigen  Ge- 
richts; es  ist  z.  B.  für  die  Sache  A  das  Landgericht  X^  für  die  Sache 
B  das  Schöflfengericht  X  zuständig. 

b)  Die  für  die  leichteren  Sachen  zuständigeren  Gerichte  liegen  nicht 
im  Bezirke  des  Gerichts  mit  höherer  Zuständigkeit;  in  Frage  kommen 
z.  B.  ein  preussisches  Schwurgericht  und  eine   hessische  Strafkammer. 

II.    Zu  beantworten  sind  folgende  Fragen: 

a)  Wie  können  solche  zusammenhängenden  Sachen  zu- 
sammen anhängig  gemacht  werden? 

b)  Wie  ist  eine  nachträgliche  Verbindung  möglich,  wenn 
die  Sachen  bei  verschiedenen  Gerichten  anhängig  gemacht  sind? 

c)  Die  erste  Frage  behandelt  §  2  StP.O.  Die  Staatsanwaltschaft  des 
für  die  schwerste  Sache  zuständigen  Gerichts  kann  Anklage  wegen  aller 
Sachen  erheben,  auch  wenn  die  andern  in  Frage  kommenden  Gerichte 
seinem  Bezirke  nicht  angehören  *).  Die  Verbindung  kann  erfolgen 
und  ist,  wenn  geschehen,  keine  unlösliche  *). 

Den  zweiten  Fall  hat  §  4  StP.O.  im  Auge.  Die  Ankläger  können, 
nachdem  die  Gerichte  mit  den  Sachen  befasst  sind,  über  ihre  Verbindung 
nicht  mehr  verfügen;  sie  können  nur  bei  Gericht  die  Verbindung  bean- 
tragen. Jedoch  ist  nach  §  4  ein  Antrag  nicht  notwendige  Voraussetzung; 
die  Verbindung  kann  durch  das  Gericht  auch  von  Amts  wegen  beschlossen 
werden.  Die  Verbindung  anhängiger  Sachen  ist  jeder- 
zeit zulässig  bis  zur  Beendigung  des  Rechtsstreites*); 


»)  \>1.  Löwe  6  zu  §  2  St.P.O.  Stehen  Sachen  mit  einer  der  in  §  J 36 
(f.V.G.  ei-wähnten  im  Zusammenhang,  so  ist  nach  herrschender  Ansicht  Ver- 
bindung bt'im  Reichsgericht  möglich.  A.  M.  nur  John  I,  143  ff.,  der  behauptet^  dass 
das  Rei(;hsge rieht  als  ei-ste  Instanz  die  „Funktionen  eines  besonderen  (rerichis"  wahr- 
nehnie  und  deshalb  hier  die  §§  2  und  4  StP.O.  nicht  Anwendung  finden.  Über  die 
Vereinbamng  der  vei-schiedenen  zuständigen  StaatsanwaltschaiFten  untereinander 
vgl.  Löwe  7  zu  §  2,  John  I,  158;  besondei-s  ausführlich  behandein  den  §  2  fet.P,0. 
Stenglein  und  John. 

■)  Massgebend  sind  allein  Zweckmässigkeit.sgi*ünde  und  die  Ansicht  des  Ge- 
ri<;  h  ts;  es  ist  an  die  Ansicht  der  Staatsanwaltschaft  nicht  gebunden  und  kann  Trennung 
gegen  d(iren  Willon  anoi-dnen.  Sind  die  Sachen  bis  zur  Hauptverhandlung  gekommen, 
MO  kann  das  (Jericht  zwar  die  Verbindung  auflösen  und  selbst  die  Sachen  einzeln 
verhandeln,  aber  es  darf  sie  nicht  mehr  von  sich  abweisen;  vgl.  §  269  StP.O. 

*)  Löwi'  3  b  zu  §  4  StP.O.  meint,  eine  Verbindung  sei  erst  möglich,  wenn 
die  Sachen  sich  ,,im  Stadium  des  Hauptvei-fahrens*'  (vgl.  darüber  unten)  befinden. 
Eine  Verbindung  im  Stadium  der  Vorantei-suchung  hält  er  für  unzulässig.  Das  ist 
im  (iesetz  nicht  zum  Ausdnick  gekommen;  vgl.  Stenglein  3  zu  §4  St.P.O.  Vgl.  auch 
John  1,  102  und  M.  V,  252. 
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sie  kann  noch  in  höherer  Instanz  geschehen.  Das  gleiche  gilt  für  die 
Trennung  der  Verbindung  *). 

In  allen  Fällen  ist  gemäss  §  4  Abs.  2  St.P.0,  zur  Verbindung 
bereits  anhängiger  Sachen  ein  gerichtlicher  Beschluss 
notwendig.  Eine  Vereinbarung  der  beteiligten  Gerichte,  wie  sie 
§  13  St.P.O.  kennt,  vermag  diesen  Beschluss  nicht  zu  ersetzen  % 

m.  a)  Trotz  Vorliegens  eines  Zusammeuhangs  ist  eine  Verbindung  unzulässig 
im  Falle  des  §  424  St  P.O.  Das  Verfahren  vor  den  Sohwui^erichten  und  das  Privat- 
klageverfahren ist  miteinander  unvereinbar. 

b)  Auch  die  Bestimmung  des  §  428  St.P.O.  kann  eine  Abweichung  von  den 
Sätzen  über  die  sachliche  Zuständigkeit  herbeiführen.  Für  die  AViderklage  ist 
das  Gericht,  wo  die  Privatklage  in  erster  Instanz  schwebt,  zuständig.  Kommt  nun 
wegen  Zusammenhangs  die  Privatklage  vor  das  Landgericht  oder  das  Reichsgericht 
so  wird  dies  Gericht  auch  für  die  "Widerklage  zuständig. 

IV.  Das  Gesetz  hat  das  Verfahren  vor  den  verschiedenen  Gerichten 
erster  Instanz  verschieden  gestaltet.  Das  zeigt  sich  besonders,  wenn  mau 
das  Verfahren  vor  den  Schwurgerichten  mit  dem  vor  den  anderen  Ge- 
richten vergleicht  Es  ist  unmöglich,  dass  z.  B.  das  Reichsgericht  mit 
einer  Schwurgerichtssache  das  schwurgerichtliche  Verfahren  mit  über- 
nimmt Daraus  erklärt  sich  ganz  besonders  der  §  5  St.P.0.  Solange 
ein  Gericht  eine  Sache  behandelt^),  wird  sie  behandelt  nach  dem 
für  das  Verbindungsgericht  massgebenden  Verfahren.  Dabei  ist  zu 
unterscheiden,  ob  Prozesssätze  für  bestimmte  Sachen  gegeben  sind, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Gericht,  vor  dem  sie  verhandelt  werden,  oder 
ob  sie  sich,  wie  die  Regel  des  §  5  St.P.0.,  beziehen  auf  das  Verfahren 
vor  einem  bestimmten  Gericht  ohne  Rücksicht  auf  die  zu  verhandelnden 
Sachen  •).  Es  ist  also  z.  B.  die  Verteidigung  notwendig,  wenn  ein 
SchöflFenfall  im  Wege  der  Verbindung  vor  das  Schwurgericht  kommt  ^). 
Die  Frage,  welche  Rechtsmittel  gegen  ein  Urteil  zulässig  sind,  entscheidet 


»)  Vgl.  Stengiein  13,  14  zu  §  4  St.P.0. 

•)  So  auch  Löwe  8  zu  §  4  StP.O.;  a.  M.  Stenglein  2  und  10  zu  §  4  St.P.0., 
John  I,  165  f.  Vgl.  Einzelheiten  noch  bei  Löwe  9  zu  §  2  St.P.O.;  a.  M.  Stenglein 
6  zu  §  4  St.P.O.  Durch  Beschluss  vermag  eine  Verbindung  vor  einem  für  keine 
der  Sachen  zuständigen  Gericht  nicht  herbeigeführt  werden.  Schwebt  eine  Sache  vor 
dem  Landgericht  X,  die  zweite  vor  dem  Schwurgericht  Y,  so  kann  Verbindung  nur 
beim  Schwurgericht  Y,  nicht  beim  Schwurgericht  X  erfolgen;  a.  M.  Löwe  3c  zu 
§  4  St.P.0.;  vgl.  Stenglein  8,  9  zu  §  4  StP.O. 

^)  Dass  der  Ausdnick  des  Gesetzes  ungenau  ist,  bemerkt  Löwe  2  zu  §  5. 

•)  Das  wird  vielfach  übersehen. 

*)  Der  §  140  St.P.O.  spricht  von  Sachen,  „die  vor  dem  Schwurgericht  zu  ver- 
handeln sind".  Das  Mitwirken  eines  Verteidigers  ist  für  das  schwurgerichtliche  Ver- 
fahren eine  notwendige  prozessuale  Vordussetzung.  John  hat  seine  1,  1G8  Ijegiündc'te 
abweichende  Ansicht  später  (S.  990)  wieder  aufgegeben. 
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sicih  danach,  welches  Gericht  entschieden  hat,  ohne  Rücksicht  darauf, 
auf  welche  Sache  sich  die  Entscheidung  bezog  u.  s.  w.  Dagegen  ist 
z.  B.  bei  der  Verbindung  einer  SchüfiFensache  mit  einer  schwurgericht- 
lichen Sache  die  Voruntersuchung  für  die  erstere  nicht  notwendig  ^®). 

V.    Die  Bedeutung  der  Sätze  über  die  Zuständigkeit. 

§31. 

Die  Bedeutung  der  Sätze   über  die  sachliche 

Zuständigkeit. 

Wenn  des  Gesetz  den  einzelnen  Gerichtsklassen  bestimmte  Arten 
von  Strafsachen  zuweist,  so  soll  dadurch  nicht  die  Fähigkeit  der  Gerichts- 
gruppen beschränkt  werden  auf  die  Behandlung  lediglich  dieser  Sachen. 
Die  §§  73,  74  G.V.G.  z.  B.  wollen  weder  sagen,  dass  die  Strafkammer 
nur  die  dort  aufgeführten  Strafsachen  aburteilen  dürfe,  noch,  dass  nur 
die  Strafkammer  zur  Urteilsthätigkeit  in  ihnen  berufen  sein  soll.  Die 
Bedeutung  der  Zuständigkeitsbegrenzung  liegt  darin,  dass 

a)  dem  niederenGericht  unbedingt*)  die  Fähigkeit 
für  die  dem  höheren  Gerichte  zugewiesenen  Sachen*) 
mangelt,  und 

b)das  für  die  schwereren  Sachen  zuständige  Ge- 
richt höherer  Ordnung  grundsätzlich  auch  die  Fähig- 
keit besitzt,  die  dem  Gericht  niederer  Ordnung  zu- 
gewiesenen Sachen  zu  entscheiden  S). 

c)  Aus   diesen  beiden  Sätzen  folgt  die  Regel:    Die  hSliere  Zu- 


**»)  Der  §  176  St.P.O.  bestimmt,  dass  die  Vöiuntoi-suchung  in  den  „zur  Zu- 
ständigkeit" der  Schwurgerichte  gehörigen  Sachen  notwendig  sei,  in  den  zur  Zu- 
stUodigkeit  der  Sch()ffeugericht'i  gehörigen  dagegen  unzulässig  „ausser  dem  Falle 
der  Verbindung^'  u.  s.  w.  Für  die  Dauer  dieser  Verbindung  ist  die  Vomntersuchung 
für  Sohöffcnsachen  zulässig.  Wird  die  Verbindung  mit  einer  Schwurgorichtssacho 
erst  vüi-gonommen,  nachdem  die  Voruntei-suchung  bereits  beendet  ist,  so  ist  eine  Vor- 
untersuchung für  die  Schöffensache  nicht  mehr  möglich.  Und  wenn  noch  vor  oder 
während  der  Vomiitersacbung  die  Verbindung  erfolgt,  ist  sie  fdr  die  Sohöffensache 
nie  notwendig.  A.  M.  Löwe  1  zu  §5  St.P.O.;  vgl.  noch  John  I,  168.  Recbts- 
mittel  können  allei-dings  darauf,  dass  die  Voruntersuchung  imzulässiger^^eise  deimoch 
stattgefunden  habe,  nicht  gestützt  werden. 

M  Davon  weicht  §  28  G.V.G.  ab.  Er  will  in  gewissen  Fällen  die  Unzu- 
ständigkeitserklärung des  §  270  St.P.0.  vermeiden.  Der  §  28  G.V.G.  bezieht 
sich  auf  die  in  g  27  z.  4  bis  8  erwähnten  Fälle.  Welches  die  „anderen  Gründe" 
sind,  von  denen  §  28  G.V.G.  spricht,  lässt  sich  nicht  allgemein  bestimmen.  Vgl. 
Löwe  3  zu  §  28  G.V.G.     Über  den  „W^ert^^  oben. 

^)  Eine  durch  Parteivertrag  begründete  Zuständigkeit  (Prorogation  der  Zu- 
ständigkeit) wie  §  38  ff.  C.P.t).  kennt  die  St.P.O.  ni(^ht. 

^)  In  dei"  KumpettMizbegronzung  nach  unten  hin  liegt  im  wesentlii^hen  eine 
Regel  der  Geschäfts  Verteilung  vOn  geiinger  Bedeutung.     Vgl.  dazu  Wach  I,  363. 
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stSndigkeit  umfasst  die  niedere  mit  %  nieht  aber  nmgelrelirt  die 
niedere  ancli  die  liSliere  Zuständigkeit. 

IL  Die  eine  Seite  des  Satzes  will  §  5  St.P.O.  zum  Ausdruck 
bringen^).  Er  will  sagen,  dass  anders  als  bei  der  örtlichen  Zuständig- 
keit ^  das  Gericht  die  Begrenzung  der  sachlichen  Zuständigkeit  nach 
oben  hin  solange  zu  prüfen  und  seine  Unzuständigkeit 
solange  zu  berücksichtigen  hat,  als  es  mit  der  Sache 
beschäftigt  ist.     Zwei  Fälle  sind  auseinander  zu  halten: 

a)  Erkennt  das  Gericht  schon  bei  Erhebung  der  Klage,  dass  die 
Sache  seine  Zuständigkeit  überschreitet,  so  lehnt  es  dio  Verhandlung 
der  Sache  ab  "0.  Ist  der  Fehler  erst  nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens 
(§  201  StP.O.)  erkannt,  so  kommt  es  zur  Hauptverhandlung  «).  In  ihr 
hat  das  Gericht  durch  Boschluss  nach  §  270  St.P.Ü.  seine  Unzuständig- 
keit auszusprechen,  sich  also  der  Urteilsfällung  zu  enthalten  ^).  Das 
NichtÜberschreiten  der  sachlichen  Zuständigkeit  ist  notwendige 
prozessuale  Voraussetzung. 

b)  Anders  liegt  der  Fall  nach  ausdrücklicher  Anordnung  der  St.P.O., 
wenn  das  Gericht  erkennt,  dass  die  Saclie  vor  ein  Gericht  niederer 
Ordnung  gehört  Das  höhere  Gericht  kann  regelmässig*"*)  die  An- 
klage, die  eine  That  betrifft,  die  vor  ein  Gericht  niederer  Ordnung 
gehört,    nur    solange     ablehnen,    als    nicht  das  Verfahren    bis    zur 


*)  Der  Satz  de.s  §  424  Abs.  2  StP.O.  macht  davon  keine  Ausnahme.  Der 
Paragraph  will  nicht  sagen,  das  Schwurgericlit  sei  unfähig,  leichte  Köipervej-letzungon 
und  lieleidigungen  abzuurteilen,  um  die  es  sich  im  Privatklage  verfahren  handelt.  Er 
erklärt  nur,  dass  das  Privatklage  verfahr  an  sieh  nicht  mit  dem  Schwurgerichts- 
I-rozess  vereinigen  lasse.  Wiri  z.  K  nach  §§  410.  417  Abs.  2  St.P.O.  wegen  der 
Beleidigung  öffentliche  Klage  von  der  Staatsanwaltschaft  erhoben,  so  ist  eine  Ver- 
handlung dieser  Sache  vor  dem  Schwurgericht  möglich.  Keine  Ausnahme  von  der 
R*>gel  macht  §  6  E.(t.  z.  (t.V.U.  Er  schafft  für  die  Pressdelikte  z.  K  in  Bayern 
die  sachliche  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte.  Stehen  mit  ihnen  z.  B.  laudgenchtli(;he 
.Sachen  im  Zu.sammenhang,  so  können  die  Sachen  nur  vor  dem  Schwurgericlit  verbunden 
werden.  Der  §  6  sagt  aber  nicht,  da-ss  alle  Pressdelikte  nur  vor  dem  Schwurgerichte  ver- 
handelt weixien  dürfen,  sondern  sie  sollen  nicht  vor  eiu(Mn  nii'deren  (töricht  ab- 
geurteilt werden.  Erfüllt  ein  Pressdelikt  den  Thatbestand  des  g  130  U.V.d.,  so  ge- 
hört es  vor  da.s  Reichsgericht;  st(»ht  ein  Pressdelikt  mit  einer  licichsgeriehtssacho  im 
ZiLsammenhang,  so  kann  es  mit  vor  dem  ßeichsgericht  verliandelt  werden.  V^gl. 
noch  Löwe  4,    Stenglein  **  zu  §  6  YAl  z.  (i.V.O.,    John  1,  LVi,  Ullmann  129. 

«)  Vgl.  die  scharfe  Kritik  des  §  Ü  St.P.O.  bei  John  I,  lOÜ. 

^)  Vgl.  den  folgenden  §. 

')  Vgl.  dazu  §§  178,  202  St.P.O.;  über  sie  unten. 

*)  Zwischen  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  und  der  Ilauptveriiandlung  ist 
fine  Prüfung  der  Zuständigkeit  unmöglich. 

»)  Clx'r  diesen  Einstellungsbescblu.ss  später;  vgl.  auch  §  B88  St.P.O.  und  üher 
ihu  1mm  den  Rechtsmitteln. 

*")  Nicht  z.  B.  in  den  Fällen  des  Zusammenhangs  nach  §  3  StP.O. 
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Hauptverhandlung  gekommen  ist  Wenn  jetzt  erst  der  Irrtum 
erkannt  wird,  muss,  und  darin  liegt  die  Anerkennung  des  Satzes  von 
der  die  niedere  Zuständigkeit  mitumfassenden  höheren,  das  höhere  Ge- 
richt nach  §  269  St.RO.  in  der  Sache  urteilen  "). 

c)  Auch  in  der  Berufungs  Instanz  ")  ist  zu  prüfen,  ob  das  Gericht 
I.  Instanz  seine  sachliche  Zuständigkeit  nicht  überschritt. 

III.  Hat  ein  Gericht  seine  sachliche  Zuständigkeit  über- 
schritten, so  kaun  das  Urteil  mit  den  zulässigen  Rechtsmitteln  an- 
gefochten werden").  Nicht  die  Innehaltung,  sondern  nur  das 
Nicht  überschreiten  der  Zuständigkeit  ist  notwendige  prozessuale 
Voraussetzung  ^*).  Ist  eine  Anfechtung  des  unter  Überschreitung  der 
sachlichen  Zuständigkeit  erlassenen  Urteils  unterblieben,  so  wird  das 
Urteil  rechtskräftig  und  vollstreckbar;  keineswegs  ist  es  nichtig. 

§  32. 
Die  Bedeutung  der  Sätze  über  den  Gerichtsstand. 

I.  Die  §§  7  ff.  St.P.O.  sind  nicht  etwa  dahin  aufzufassen,  als 
habe  nur  das  nach  ihnen  örtlich  zuständige  Gericht  die  Fähigkeit 
zur  Aburteilung  der  Sache,  als  sei  das  Urteil  eines  örtlich  unzuständigen 
Gerichts  von  vom  herein  anfechtbar.  Dem  stände  der  Gedanke  ent- 
gegen, dass  ein  jedes  Gericht  derselben  Ordnung  die 
gleiche  Gewähr  für  zuverlässige  Entscheidung  der 
zu  seiner  sachlichen  Zuständigkeit  gehörenden  Fälle 
bietet. 

Dass  man  trotzdem  Sätze  über  die  örtliche  Zuständigkeit  gab, 
geschah  aus  einer  Reihe  von  Gründen.  Nicht  der  einzige  war,  dass 
man  eine  angemessene  Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  einzelnen 
Gerichte  gleicher  Ordnung  erzielen  musste. 

a)  Man  musste  das  Gericht  bestimmen,  das  zur  Aburteilung 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet  sein  soll.  Die 
§§  7  flf.  St.P.O.  sagen,  dass  das  Gericht,  das  sie  bezeichnen, 
die  Sache  behandeln  muss. 


*^)  Hätte  das  (if\setz  das  nicht  lM?stiinnit,  so  wäre,  wenn  etwa  der  Fehler  am 
Ende  der  Hauptverhandlung  erkannt  wäre,  Wiederholung  der  Sache  hei  dem  unteren 
Oericht  erfoi-derlich;  diese  unnütze  Arheitsvergeudung  wollte  man  vermeiden. 

")  Nicht  auch  in  der  Revisionsinstanz;  vgl.  v.  Kries  160. 

")  Vgl.  §  877  z.  4  und  §  395  St.P.O. 

^*)  Für  die  höheren  Instanzen  sind  dies«»  Sätze  nicht  von  Bedoutnng.  Die 
Zuständigkeit  dw  höliercn  Instanzen  wird  duivh  das  (lericht  ei-ster  Instanz  bestimmt; 
über  §  388  St.P.O.  unten. 
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b)  Es  war  dafür  zu  sorgen,  dass  aus  der  Zahl  der  sachlich  zu- 
ständigen Gerichte  das  örtlich  zustandig  werde,  das  in  naher  örtlicher 
Beziehung  zur  That  oder  zum  Thäter  steht  i). 

c)  Auch  auf  den  Beschuldigten  musste  man  Rücksicht  nehmen. 
Ihm  muss  daran  liegen  2),  dass  er  nicht  vor  ein  beliebiges  Gericht  nach 
Wahl  des  Anklägers  gestellt  werde.  Darum  hat  man  ihm  Mittel  ge- 
geben, durch  die  er  die  Befolgung  der  §§  7  ff.  St.P.0.  erzwingen  kann. 
Er  kann  die  örtliche  Unzuständigkeit  des  Gerichts  bis  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  durch  Einwand  rügen. 

II.  Aus  diesen  Erwägungen  ergeben  sich  wichtige  Verschieden- 
heiten in  der  Behandlung  der  sachlichen  und  örtlichen  Zuständigkeit. 
Seine  sachliche  Unzuständigkeit  sollte  das  Gericht  stets  berücksichtigen, 
ein  NichtÜberschreiten  war  unverzichtbare  prozessuale  Voraussetzung, 
Parteirüge  nicht  erforderlich.  Auch  seine  örtliche  Zuständigkeit  soll  das 
Gericht  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag  hin  prüfen,  aber  ihr  Fehlen 
soll  nicht,  wenn  es  erst  in  einem  späteren  Prozessabschnitte  entdeckt 
wird,  das  ganze  bisherige  Verfahren  vernichten,  es  soll  nicht,  wie  das 
Fehlen  der  sachlichen  Zuständigkeit,  Rechtsmittel  gegen  das  Urteil  des 
unzuständigen  Gerichts  begründen.  Hat  das  Gericht  den  Pohler  nicht 
beachtet,  der  Rügeberechtigte  nicht  rechtzeitig  Einwand  erhoben^),  so 
nimmt  das  Verfahren  seinen  Fortgang.  Die  örtliche  Zuständig- 
keit ist  keine  notwendige  prozessuale  Voraussetzung. 

in.    Das   Gesetz   will    seinem    Grundgedanken   gemäss 

a)  dass,  wenn  überhaupt,  das  Fehlen  der  örtlichen  Zuständigkeit 
möglichst  früh   im  Verfahren  berücksichtigt   wird, 

b)  dass  über  die  Frage,  ob  die  örtliche  Zuständigkeit  vorhanden 
ist,  möglichst  nur  einmal  entschieden  werden  solH). 

IV.  Das  Gesetz  bestimmt,  wie  lange  das  Gericht  von  Amts 
wegen  seine  örtliche  Unzuständigkeit  zu  berücksichtigen  hat  und  wie 
lange  es  dies  auf  Einwand  hin  thun  darf. 

a)  Das   Gericht   soll   nach    §  18  St.P.0.  bis   zur  Eröffnung 


gültig. 


*)  Vgl.  dazu  auch  John  I,  107  f. 

»)  Vgl.  John  I,  li)G  ff. 

')  Ob  er  nicht  rügen  wollte  oder  ob  er  den  Fehler  nicht  bemerkte,  ist  gleich- 


*;  Die  Frage,  ob  eine  Sache  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehört,  ist  nicht 
eine  Frage  nach  der  Zuständigkeit.  Ihre  Prüfung  und  Berücksichtigung  ist  in  jedem 
Zeitpunkt  des  Verfahrens  zulässig;  die  §S  J6  ff.  St.P.0.  finden  nicht  Anwendung. 
Vgl.  auch  Löwe  2b  zu  §§  16  bis  18  ßt.P.0.    Vgl.  zu  §  16  ff.  auch  v.  Kries  175  ff. 
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des  Hauptverfahrens^)  verpflichtet^)  sein,  bei  Erkenntnis 
der  Unzuständigkeit  das  Verfahren  einzustellen.  Davon  weicht  §  17  St.  P.O. 
ab.  Das  Recht  des  Gerichts  aus  §  18  ist  nicht  mehr  vorhanden,  wenn 
bereits  in  der  Voruntersuchung  eine  ausdrückliche^),  nicht  mehr 
anfechtbare,  die  Zuständigkeit  als  vorhanden  annehmende  Entscheidung 
ergangen  ist.  Eine  wiederholte  Behandlung  der  Zuständigkeitsfrage 
soll  vermieden  werden.  Wo  eine  Voruntersuchung  nicht 
stattfindet®),  oder  wo  in  der  Voruntersuchung  die 
Frage  nicht  ausdrücklich  entschieden  wird,  gilt  §  18 
ausnahmslos. 

b)  Daneben  besteht  bis  zur  Eröffnung  des  Hauptverfahrens 
das  Recht  des  Beschuldigten,  die  Prüfung  der  örtlichen  Zu- 
ständigkeit durch  seinen  Einwand  herbeizuführen,  nach  diesem  Zeit- 
punkt besteht  allein*)  das  Ein  wandsrecht  des  Beschuldigten,  aber 
zeitlich  beschränkt  durch  §  16  St.P.0. '").    Versa umung")  dieses 


«)  Vd.  darüber  §§  201,  205  StP.O.  und  näheres  noch  nuten.  Vgl.  auch  Löwe  2  c 
zu  §  18  St.P.0. 

«)  Die  Verpflichtung  bestreitet  John  I,  199,  v.  Kries  Z.  V,  8.  A.M.Löwe 
3b  zu  §§  16  bis  18  St.P.0.,  Glaser  H,  166;  vgl.  auch  R  VII,  520. 

^)  Eine  stillschweigende  Entscheidung,  wie  sie  scheu  in  der  Eröffnung  der 
Voruntersuchung  liegt,  genügt  nicht  Eine  ausdrückliche  Entscheidung  kann  nur  er- 
gehen, wenn  die  Unzuständigkeit  von  einem  der  Prozessbeteiligten  behauptet  wurde. 

8)  Vgl.  §  176  St.P.0.  Löwe  3a  zu  §  7  St.P.0.,  John  I,  276,  Glaser  II, 
168  wollen  trotz  ausdi-ücklicher  Entscheidung  in  der  Voruntersuchung  den  §  18  an- 
wenden, wenn  „neue  Thatsaohen  ermittelt  werden*',  die  die  Unzuständigkeit  ergeben. 
Das  ist  nicht  im  Gesetz  zum  Ausdnick  gekommen.  Ebensowenig  wie  neue  That- 
saohen nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  eine  neue  Prüfung  der  Zuständigkeit  her- 
beiführen, können  sie  es  im  Falle  des  §  17.     Vgl.  auch  Stenglein  zu  §  17  St.P.0. 

")  „Nur  auf  Einwand"  des  Beschuldigten,  sagt  §  18  St.P.0.  Vgl.  E.  lU,  136, 
R.  II,  538.  In  E.  XXIII,  355  hatten  von  drei  Angeklagten  zwei  den  Einwand  er- 
hoben. Das  Landgeiicht  hatte  sich  darauf  bezüglich  aller  drei  Angeklagten  für  unzu- 
ständig erklärt.  Das  Reichsgericht  billigt  das,  das  Gericht  sei  berechtigt  gewesen,  auf  Ein- 
wand auch  nur  eines  die  Zuständigkeit  „in  vollem  Umfang*^  zu  prüfen.  Daraus  folgt 
aber  nicht,  dass  durch  Verwerfung  des  von  einem  Angeschuldigten  erhobenen  Ein- 
wands,  das  Recht  der  anderen  auf  Einwand  vernichtet  wird. 

")  Die  Sätze  der  St.P.0.  in  §§  16,  18,  178  bis  181,  199  sind  sehr  wenig 
klare.  Die  §§  16  bis  18  lassen  sich  mit  den  übrigen  §§  nicht  überall  vereinen.  Man 
hat  davon  auszugehen,  dass  die  §§  16  bis  18  als  „loges  speciales''  den  anderen  Sätzen 
vorgehen;  vgl.  John  I,  270,  Glaser  II,  166,  Löwe  3  zu  §  16  St.P.0.  eingehend 
über  das  Verhältnis  der  §§  179  uod  199  St.P.0.  zu  §  16,  dazu  Stenglein  1  zu 
§  16  St.P.0.;  abweichend  v.  Kries  176.  Ein  verspäteter  Einwand  wird  ohne  Ein- 
gehen auf  die  Gründe  verworfen;  Itt.  VI,  140. 

")  Sie  allein  bewirkt  den  Verlust  des  Einwands;  Löwe  2,  Stenglein  Ib 
John  I,  269  ff.  Der  Einwand  geht  nicht  etwa  schon  dadurch  verloren,  dass  das 
Gericht  bereits  einmal  ausdrücklich,  z.  B.  auf  Anregung  des  Staatsanwalts,  seine  Zu- 
ständigkeit feststellte.  Voraussetzung  für  den  Verlust  ist,  dass  die  Eröffnung  der 
Voruntersuchung  dem  Angeschuldigten  nach  §  190  StP.O.  bekannt  gemacht  ist.  Über  den 
i,SchlusB   der   Voruntersuchung^^    §  195  St.P.0.    und  unten.     Eine    „Ergänzung^'    der 
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Zeitpunktes  bewirkt  seinen  Verlust,  mag  auch  die 
Säumnis  entschuldbar  sein  oder  der  Umstand,  der  die  Unzuständig- 
keit begründet,  erst  später  bekannt  werden**). 

Das  Einwandsrecht  geht  i^eiter  verloren  durch  einmaligen  Ge- 
brauch. Ist  auf  den  Einwand  eines  Beschuldigten  die  örtliche  Zu- 
ständigkeit aJs  vorliegend  entschieden,  so  kann  derselbe  Be- 
schuldigte") vor  diesem  Gericht  nicht  nochmals  denselben 
Einw^and  erheben.  Der  Einwand  wird  dadurch  konsumiert,  dass  der 
Angeschuldigte**)  ihn  geltend  macht. 

c)  Der  Ankläger**)  hat  den  „Einwand"  nicht.  Er  ist  aber 
nicht  gehindert,  auf  eine  Entscheidung  über  die  Zuständigkeit  hinzu- 
wirken, indem  er  beantragt,  das  Gericht  möge  seine  Zuständigkeit  prüfen. 
Das  Gericht  kann  aber  diesem  Antrag  nur  nachkommen,  so  lange 
es  von  Amts  wegen  seine  Unzuständigkeit  berück- 
sichtigen darf. 

d)  Die  EntsoheiduDg  des  Geriohts  über  den  Ein  wand  erfolgt  durch  B  e  - 
schlass*^).  Gegeu  die  Vorwerfung  des  Einwandes  giebt  §  180  und  §  199  StP.O. 
die  sofortige  Beschwerde,  ist  die  Verwerfung  im  Hauptverfahreu  erfolgt,  so  kommt 
§  347  in  Frage,  in  allen  übrigen  Fällen  ist  die  einfache  Beschwerde  des  §  346 
StP.O.  gegeben.  Gogen  den  die  Unzuständigkeit  aussprechenden  Beschluss 
greift  im  Falle  der  §§  180,  181  und  200  die  sofortige,  sonst  die  einfache  Be- 
schwerde Platz. 

V.  Dass  die  Prüfung  der  örtlichen  Ziiständii^koit  regelmässig 
nur  einmal   erfolgen  soll,    bestimmt  §  17  St.P.O.     Der  §  setzt  eine 


Voruntersuchung  lässt  den  Einwand  nicht  wieder  aufleben;  a.  M.  Löwe  5  tu 
§  16  StP.O.;  sie  ist  keine  Wiedererüffnimg;  vgl.  noch  unten.  Erfolgt  der  Einwand 
zwischen  Eroffnungsbeschluss  und  Kauptverhiandlung,  so  ist  i  n  der  Kauptverhandluug 
über  ihn  zu  entscheiden ;   E.  XVI 1,  412. 

**)  Ebenso,  wenn  die  Verhandlung  ohne  den  Angeklagten  stattfindet.  Das 
Oericht  hat  unter  umständen  noch  ein  Prüfungsrecht,  wenn  es  dem  Beschuldigten 
schon  versagt  ist;  R.  VII,  520. 

")  Vgl.  Löwe  11;  a.  M.  Stenglein  Ic  und  2  zu  §  10  St.P.ö.  Durch  die 
Erhebung  des  Einwands  seitens  eines  Beschuldigten  wird  das  Recht  der  übrigen  Mit- 
beschuldigten nicht  zerstört.  Vgl.  (1  las  er  IL  168.  Hat  bei  Verbindung  der  Sachen 
mehrerer  Beschuldigten  auch  nur  einer  den  Einwand  erhoben,  so  hat  das  (Jericht  die 
Zuständigkeitsfrage  in  vollem  Umfange,  d.  h.  auch  bezüglich  der  übrigen  Beschuldigten 
zu  prüfen;  E.  XXJII,  15ü. 

")  Vj^l.  aber  v.  Kries  177,  Löwe  12  zu  §  10  St.P.O. 

")  Ist  auf  Antiag  der  Staatsanwaltschaft  ein  lieschliiss  über  die  örtliche  Zu- 
ständigkeit ergangen,  so  nimmt  das  dem  Beschuldigten  das  Einwandsn^oht  nicht. 

*•)  Auch  der  Piivatklager;  vgl.  über  ihn  unten  und  Löwe  3c  zu  §  IG  bis 
18  StP.O. 

»")  Vgl.  schon  Anm.  7  und  Löwe  2  zu  §  17  StP.O.,  v.  Kries  176. 

7* 
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ausdrücklich**)  die  örtliche  Zuständigkeit  feststellende  Entscheidung 
voraus,  mag  sie  auf  Einwand  des  Beschuldigten  gemäss  §  16  St.P.O-, 
oder  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft,  mag  sie  durch  das  Beschwerde- 
gericht oder  das  ,,gemeinschaftliche  o^ere  Gericht"  nach  §  14  St.P.0. 
erfolgen  **). 

VI.  a)  Hat  das  Gericht  seine  Unzuständigkeit  nicht  oder  zu 
spät  bemerkt,  so  bleibt  es  mit  der  Sache  befasst.  Durch  Ablauf  des 
für  die  Prüfung  gesetzten  Zeitpunktes  wird  der  Prozessfehler  geheilt*®). 

b)  Mit  der  Erklärung  des  Gerichts,  es  sei  örtlich  unzuständig, 
schliesst  das  Verfahren  vor  ihm  ab.  Es  ist  Sache  des  Anklägers"), 
vor  einem  anderen,  dem  örtlich  zuständigen  Gericht  von  neuem  Klage  zu 
erheben,  also  das  Verfahren  von  neuem  zu  beginnen.  Die  Abschnitte 
des  Verfahrens,  die  das  örtlich  unzuständige  Gericht  erledigte,  sind 
also  aufs  neue  durchzuführen,  sie  sind  als  Ganzes  in  dem  neuen 
Prozess  nicht  benutzbar ^^),  wohl  aber  die  einzelnen  Unter- 
suchungshandlungen des  unzuständigen  Gerichts  nach  §  20 
St.P.O. "). 

c)  Nach  der  rechtskräftigen  Unzuständigkeitserklärung  ist  die 
Sache  vor  dem  unzuständigen  Gericht  nicht  mehr  anhängig.  Grund- 
sätzlich hat  es  sich  von  nun  an  von  ihr  fern  zu  halten.  Davon 
gestattet  §  21  St.P.0.  eine  Abweichung,  wenn  „Gefahr  im  Ver- 
zuge" ist**). 

^*)  Soweit  das  Gericht  überhaupt  in  der  Lage  ist,  seine  Beschlüsse  zu  ändern, 
kann  auch  die  die  örtliche  Zuständigkeit  feststellende  Entscheidung  vom  (rericht  ab- 
geändert werden.  Vgl.  unten  bei  der  sofortigen  Beschwerde  und  Löwe  4  zu 
§  17  StP.O.  Eine  Übertragung  der  Sache  vor  ein  anderes  (rericht  gemäss  §§  12, 
13,    15   StP.O.   ist   durch   die    „Feststellung"   nicht   ausgeschlossen;     Löwe   5    zu 

§  17  st.r.o. 

»•)  So  ausdrücklich  E.  XXIII,  L55. 

•^)  Anders,  wenn  die  örtliche  Unzuständigkeit  gerügt  war,  aber  mit  Unrecht 
dem  Einwand  oder  Antrag  nicht  stattgegeben  ist;  g  377  z.  4  StP.O. 

**)  Erfolgt  die  ün Zuständigkeitserklärung  nach  ,,Eröffnung  der  Untersuchung**, 
80  niuss  der  Staatsanwalt  nach  g  154  St.P.O.  neue  Kla^re  erheben.  Anders  steht 
der  Privatkläger.     Vgl.  Löwe  Ob  zu  i>g  IG  bis  18  St.P.O. 

")  Vgl.  auch  Löwe  Oa  zu  §§  IG  bis   18  St.P.O. 

*■)  Das  neue  (»ericht  kann  z.  B.  Protokolle  über  Augenscheinseinnahmen, 
Zeugenvernehmungen  u.  s.  w.  benutzen.  Es  ist  leicht  möglich,  dass  eine  Wieder- 
holung überhaupt  nicht  stattfinden  kauQ.  z.  B.  wenn  der  Zeu/^e  zwischen  der  ersten 
und  zweiten  Verhandlung  gestorben  ist.  Übrij^^ens  ist  der  Begriff  „Untersuchungshand- 
lung" viel  weiter  als  etwa  der  der  Beweisaufnahme.  Auch  Verhaftung,  Beschlagnahme 
sind  Untersuchungshandlungen;  vgl.  noch  unten  und  Einzelheiten  bei  Löwe  3, 
Stenglein  4  zu  §  20,  John  I,  282  ff. 

^*)  Ob  dies  der  Fall  ist,  hat  das  unzuständige  Oericht  selbst  zu  prüfen.  Man 
denke  an  Fälle  des  §  87  St.P.0.,  an  Vernehmung  eines  Sterbenden  u.  8.  w.  Der  §  21  hat 
hauptsächlich  den  Fsül   einer   bereits   anhängigen  Untersuchung  im  Auge,   während 
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VI.    Vorhandensein  mehrerer   Gerichtsstände,  Fehlen 
eines  zuständigen  Gerichts. 

§  33. 

KompetenzkoDkurrenz,  Verhinderung  des  zuständigen 

Gerichts. 

A.  I.  a)  Sind  nach  §§  7  ff.  St.P.O.  mehrere  Gerichte  örtlich  zu- 
ständig, so  kann  jede  der  mehreren  Staatsanwaltschaften  bei  ihrem 
Gericht  die  Klage  erheben*).  Es  musste  vermieden  werden,  dass  ein 
und  dieselbe  Sache  von  mehreren  Gerichten  abgeurteilt  werde. 
Deshalb  bestimmt  §  12  St.P.0.,  dass  das  Gericht  die  Sache  zu  be- 
handeln hat,  das  die  Untersuchung  zuerst  eröffnete*). 
Man  sagt,  es  sei  bei  dem  Gericht  der  Gerichtsstand  der  Prä- 
vention begründet  3). 

b)  Der  Zeitpunkt  der  EiöflFimng  der  Uutei-siiehung  ist  ein  verschiedener,  je 
nachdem  Voruntersuchung  stattfand  oder  nicht.  Ist  dies  der  Fall,  so  ist  Eröffnung 
der  Untersuchung  gleich  Eröffnung  der  Voruntersuchung  nach  §  182 
StP.(^.;  andernfalls  ist  die  Eröffnung  des  Haupt  Verfahrens  nach  §§  201, 
205  St.P.O.  der  massgebende  Augenblick.    Beide  Prozessakte  stehen  als  di(^  Zuständigkeit 


§>^  KK),  163  SiP.O.  voraussetzen,  dass  Anbängigkeit  noch  nicht  vorliegt;  vgl.  unteD. 
Löwe  1  und  Stenglein  zu §21  meinen,  der §gesiatto  eine  „Art  von  Kechtshülfe". 
Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass  sie  ohne  Ersuchen  eines  anderen  Gerichts,  und  dass 
sie  nicht  etwa  wie  nach  §  158  (f.V.G.  nur  vom  Amtsgericht  vorgenommen  wird. 
A.  M.  V.  Kries  lü4.  Auch  der  Untersuchungsrichter,  ja  selbst  das  erkennende  Gericht 
in  der  Hauptverhandlung  kaon  solche  Handlungen  Tornehmen.  Man  denke  an  die 
Vernehmung  eines  in  der  Hauptverhand  hing  vor  dem  unzuständigen  Landgericht  plötz- 
lich schwer  erkrankenden  Zeugen.  Vgl.  auch  v.  Kries  1Ö4,  John  I,  285;  a.  M. 
Löwe  3  zu  §  21  St.P.O. 

')  Der  in  der  StP.O.  nicht  enthaltene  §  35  C.P.O. :  „Unter  mehreren  zu- 
ständigen Gerichten  hat  der  Kläger  die  Wahl",  passt  strenggenommen  nur  für  den 
Privatkläger,  und  war,  weil  selbstverständlich,  für  ihn  überflüssig.  Vgl.  Löwe  4a 
zu  §  12  St.P.O.  Darüber,  dass  der  Satz  bei  der  ()ffentliclien  Klage  nicht  genau  ist, 
John  I,  245  ff.  Man  spricht  im  Falle  des  §  12  ISt.P.O.  auch  von  „Kollision''  mehrerer 
Oerichtsstände. 

-)  Die  Zeit  der  Anklageerhebung  ist  gleichgiltig.  Ebenso  der  Erlass  eines 
Straf befehls  u.  s.  w.  Oleichgiltig  ist  auch,  welche  Staatsanwaltschaft  als  erste  die 
Sache  ergriflf.  Die  mehreren  Staatsanwaltschaften  werden  sich  eventuell  über  die 
Verfolgung  der  Sache  einigen;  Löwe  4  b  zu  §  12  St.P.O.,  Uli  mann  198.  Gleich- 
giltig  ist  weiter,  ob  die  mehreren  Gerichte  demseU)en  Bundesstaat  angehören  oder 
nicht;  Löwe  0  vor  Tit.  II  G.V.IJ.  Das  gleiche  gilt  für  den  Fall  des  Ji  12  Abs.  2 
StP.O.,  S(»wie  S  13  StP.O.     Vgl.  die  Kritik  des  §  12  bei  John  I,  24G. 

^)  Das  ist  schief,  denn  die  Prävention  begründet  keinen  neuen  Gerichtsstand, 
stützt  vielmehr  das  Vorhandensein  eines  der  schon  behandelten  Gerichtsstände  voraus; 
U 1 1  m  a  n  n  198.  Man  spricht  nicht  gerade  scliöu  vom  p  r  ä  v  e  n  i  e  r  e  n  d  e  n  und  p  r  ä  v  e- 
nitM'ten  Gericht 
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begründende  Thatsachen    einander   gleich**),   nicht  übci'wiegt  etwa  die  Eröffnung  des 
Hauptverf ah  rens. 

II.  a)  Der  §  12  St.P.O.  nennt  die  §§  7  bis  1 1  St.P.0.  Das  ist  insofern  nicht 
genau,  als  der  §  9  nicht  mit  in  Frage  kommen  kann.  Ein  mehrfaches  „forum  depre- 
hensionis"  giebt  es  nicht,  mit  dem  Gerichtsstand  der  §§  7,  8,  10,  11  St.P.0.  kann  es 
nicht  gleichzeitig  gegeben  sein. 

b)  Dagegen  nennt  §  12  nicht  den  §  13  St.P.0.  Beim  Zusammentreffen  mehrerer 
Gerichtsstände  des  §  13  ist  jedoch  §  12  entsprechend  anwendbar*). 

c)  Schon  die  Stellung  des  §  12  zeigt,  dass  er  nur  Gerichte  gleicher  Ord- 
nung im  Auge  hat.  Handelt  es  .sich  um  Gerichte  verschiedener  Ordnung,  so  gelten 
andere  Regeln  ®). 

d)  Hat  das  zuvorkommende  Gericht  nach  §  202  SfcP.O.  das  Verfahren  ein- 
gestellt, so  ist  vor  ihm  der  (lerichtsstaud  der  Prävention  erloschen ;  dagegen  bleibt 
im  Falle  des  §  203  St.P.0,  die  Sache  bei  ihm  anhängig  und  der  Gerichtsstand  des 
§  12  bestehen^). 

III.  a)  Die  Folge  des  Zuvorkommens  ist,  dass  die  übrigen 
Gerichte  die  Sache  an  das  zuvorkommende  Gericht  abgeben  müssen 
und  zwar,  da  §  12  die  Zeitbeschränkung  der  §§  16  und  18  St.P.O. 
nicht  enthält,  solange  sie  ein  Urteil  noch  nicht  gefällt  haben. 

b)  Das  Zuvorkommen  ist  meist  von  Zufälligkeiten  abhängig.  Es 
ist  möglich,  dass  eins  der  anderen  Gerichte  zweckmässiger  die  Ver- 
handlung führen  würde,  als  das  zuvorkommende.  In  solchem  Falle 
kann  das  zuvorkommende  Gericht  selbst,  aber  auch  der  Ankläger  und 
der  Beklagte,   bei   dem    „gemeinschaftlichen  oberen  Gerichte"  ®)  darauf 


*)  In  gewissen  Fällen  erfoli^'t  weder  eine  Eröffnung  der  Voruntersuchung,  noch 
des  Ilauptvei-falirons.  In  ihnen  ist  g  12  „entsprechend'^  anzuwenden  ;  John  I,  245. 
Als  ErTiffnung  gilt  im  Falle  des  S  20.0  St.[\C).  der  Bosehlu.ss  des  (Jerichts,  au(!h  „die  andere 
Sache''  zum  Gi^genstand  der  Verhandlung  zu  machen,  der  Erlass  des  richterhchen 
Strafbefehls  nach  i?  447,  Anberaumung  des  Verhandlungstennins  nach  §§  454, 
460  St.P.O.  u.  s.  w.  Vgl.  dazu  Low  e  3b  zu  §  12  St.P.O.,  Joh  n  1,  245;  im  einzelnen  a.  M. 
Stcn^'lein  3d  zu  §  12.  Es  ist  denkbar,  da.ss  erst  in  der  Hauptverhandlung  zur 
Sprache  kommt,  dass  der  («orichtsstand  der  Prävention  vor  einem  anderen  Oericht 
begründet  sei.  In  diesem  Falle  würde  das  „prävenierte''  Gericht  durch  Bosch luss 
das  Verfall  ren  einzustellen  haben;  Löwe  5  zu  §  12  St.P.O.  Übrigens  muss,  obwohl  g  Pi 
von  mehreren  „zuständigen"  (»erichten  s]>riclit,  seine  Kegel  Anwendung  finden,  auch 
wenn  ein  Oericht  der  Ansiclit  ist,  das  ])riivenierende  (iericlit  habe  sehie  Zuständigkeit 
zu  Unrecht  angenommen.  So  lange»  seine  Unzuständigkeit  nicht  festgestellt  ist,  ist 
es  als  zuständig  zu  betrachten;  so  auch  Löwe  0,  Stenglein  6  zu  §  P2;  vgl.  aber 
auch  John  I,  241). 

*)  Vgl.  auch  Löwe  ob  zu  §  13  St.P.O.,  v.  Kries  174. 

«)  Bezüglich  des  §  203  a.  M.  Löwe  3c,  Stenglein  7  zu  §  12  St.P.O. 

^)  Vgl.  darüber  unten  im  IL  Kapitel  des  IV.  Buchs. 

**)  Das  ist  liei  Gerichten  versohiedenor  Bundesstaaten  das  Reichsgericht ;  vgl. 
s<*hon  oben  g  20. 
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hinwirken,  dass  dies  nach  §  12  Abs.  2  St.P.O.  einem  anderen 
der  zuständigen^)  Gerichte  die  Sache  überträgt*"). 

c)  Die  Sache  geht  in  der  Lage,  in  der  sie  sich  bei  dem  ersten 
Gericht  befand,  auf  das  andere  Gericht  über;  das  Verfahren  beginnt 
vor  ihm  nicht  von  neuem.  Das  Gericht,  dem  die  Sache  überwiesen 
wird,  ist  durch  die  Überweisung  nicht  gehindert,  seinerseits  zu  prüfen, 
ob  es  wirklich  die  örtliche  Zuständigkeit  besitzt"). 

B.  IV.  a)  Es  kann  z.  B.  bei  Erkrankung  des  Einzelrichters  "),  oder 
durch  Richterablehnung**)  dahin  kommen,  dass  das  zuständige  Gericht 
unfähig  wird,  eine  Sache  zu  erledigen.  Es  bleibt  nach  §  15  St.P.0. 
nichts  übrig,  als  an  Stelle  des  „im  Einzelfalle"  verhinderten  Gerichts  ein 
anderes  treten  zu  lassen  **). 

b)  Die  Bestimmung  eines  anderen  Gerichts  an  Stelle  des  „an  sich 
zuständigen"  Gerichts  erfolgt  durch  das  „zunächst  obere"  Gericht"), 
also  z.  B.  bei  Verhinderung  des  Schöffengerichts  durch  sein  Landgericht. 
Dieses  überträgt  die  Sache  an  ein  anderes  Schöffengericht  seines  Be- 
zirks*®).    Die  Übertragung  ist  in  jeder  Lage   des  Verfahrens  zulässig. 


®)  Dass  dies  „zuständige*'  Oericht.  schon  mit  der  Sache  befasst  ist,  ist  nicht 
erforderlich.  A  und  B  hatten  sich  mit  der  Sache  befasst  jus  (lerichte  des  Thatoi-ts, 
C  als  das  des  Wohnorts  nicht.     Eine  Überweisung  an  C  ist  zulässig. 

")  Es  handelt  sich  hier  nur  um  (icrichto  erster  Instanz,  auf  die  allein 
sich  die  §§  7  ff.  beziehen.  In  der  Berufungsinstanz  ist  §  12  unanwendbar.  Das  Be- 
nifungsgericht  wird  unabänderlich  dun^h  das  als  oi-ste  Instanz  tliätige  riericht  be- 
stimmt ;  E.  XIII,  .Sö5.  Aut^h  im  Falle  der  Zurückverweisung  an  die  erste  Instanz 
nach  §  394  Abs.  2  St.P.0.  ist  §  12  unanwendbar;  vgl.  Löwe  11,  John  I,  251, 
Glaser  II,  164. 

")  Es  sei  denn,  dass  das  obere  (ioricht  z.  B.  auf  Beschwerde  hin  über  die 
örtliche  Zuständigkeit  ausdrücklich  entschieden  hätte;  so  Löwe  12,  a.  M.  Steng- 
lein 8,  John  I,  252.  Der  §  12  setzt  die  Zuständigkeit  nach  §§  7  ff.  vorans.  Die 
Überweisung  nach  §  12  St.P.O.  vermag  nicht  ein  unzuständiges  Gericht  zum  zuständigon 
zu  machen. 

**)  Man  nennt  weiter  Unzugänglichkeit  des  OerichtB  wegen  Überschwemmung, 
Herrschen  einer  Epidemie,  Kriegszustände  (§  222  C.P.O.)  u.  s.  w.  Dabei  ist  zu  be- 
achten, dass  es  sich  in  solchen  Fällen  nicht  um  eine  Verhinderung  „in  einem  einzelnen 
Falle"  handeln  wird.  Nur  wo  eine  solche  vorliegt,  passt  §  15  St.P.O.,  nicht  auf 
Fälle  allgemeiner  Verhinderung;  Löwe  2a  zu  §  15. 

*')  Rechtliche  Verhinderung  liegt  auch  vor,  wenn  der  Richter  selbst  der  An- 
geklagte ist.  Auch  eine  Verhinderung  des  (ieiichteschreiberpersonals  kann  in  Frage 
kommer.  Vgl.  übrigens  noch  John  I,  2<)5,  Löwe  2  b  zu  §  15,  auch  Senf  fort  2 
zu  §  36  C.P.O. 

**)  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit  ist  z.  B.  bei  Sozialistenprozessen 
u.  s.  w.  denkbar.    Vgl.  auch  Uli  mann  201. 

**)  Vgl.  auch  §  36  z.  1  C.P.O.,  der  von  dem  „im  Instanzen zuge"  zunächst 
höheren  (lericht  sijricht.  Das  passte  für  die  St.P.O.  nicht.  Das  Reichsgericht  ist  das 
,,zunächst  obere^*  Gericht  dem  Oberlaudesgorichte  gegenüber,  aber  im  Strafprozess 
nicht  das  im  „Instanzen zug'^  zunächst  höhere. 

'^j  Das  „Gericht  eines  anderen  Bezirks"  (§  15  St.P.0.)  ist  ein  dem  vorhinderten 
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Ob  eine  Veranlassung  zur  Übertragung  nach  §  15  vorliegt,  entscheidet 
das  obere  Gericht").  Die  Übertragung  schafft  vor  diesem  Gericht 
einen  Gerichtsstand  für  die  Sache,  in  der  sie  erfolgt 

c)  Die  Bestimmung  lässt,  wenn  auch  die  §§  7  ff.  StP.O.  sieh  auf  erkennende 
Gerichte  erster  Instanz  beziehen,  entsprechende  Ausdehnung  auf  die  höheren  In- 
stanzen zu.     Sie  passt  auch  auf  die  Amtsgerichte  als  Rechtshülfegerichto*^). 

§  34. 
Die    Kompetenzkonflikte. 

I.  Trotz  der  genauen  Bestimmungen  über  die  sachliche  und  örtliche 
Zuständigkeit  ist  es  sowohl  möglich,  dass  mehrere  Gerichte  ein  und 
dieselbe  Strafsache  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  als  auch 
dass  die  mehreren  Gerichte,  die  der  Reihe  nach  mit  der 
Klage  angegangen  werden,  sich  weigern,  die  Sache  zu  ergreifen. 
Man  spricht  von  Kompetenzkonflikten  oder  Zuständig- 
keitsstreiten der  mehreren  Gerichte  und  zwar  von  positiven 
oder  affirmativen,  wenn  eine  Mehrzahl,  von  negativen,  wenn 
keines  der  Gerichte  in  der  Sache  tbätig  werden  will  ^). 

IL  Diese  Streitigkeiten  können  die  sachliche  oder  die  ört- 
liche Zuständigkeit  betreffen. 

1.  a)  Sachliche  positive  Zuständigkeitsstreite  liegen  vor,  wenn  (lerichte 
verschiedener  Ordnung  eine  Sache  in  Anspruch  nehmen,  weil  ein  jedes  das 
sachlich  zuständige  zu  sein  behauptet*).  Divs  (lesetz  schweij^t  üher  diesen  Va\\. 
Man  wird  in  solchen  Fällen,  wenn  die  Sache  vor  mehreren  (ierichteu  bereits  anhängig 


„gleichstehendes^'  Gericht,  also  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Schöffengerichts  ein 
ebensolches.  Das  (»bere  Gericht  kann  nur  (^«erichten  seinesBezirks  übertragen,  üb  es 
sich  dabei  um  ein  (Bericht  desselben  Bundesstaats  handelt,  ist  gleicligiltig;  vgl.  auch 
Löwe  6  zu  Tit.  11  (J.V.CJ. 

*^)  E.  IX,  381.  Das  untere  Gericht  ist  an  den  Beschluss  gebunden,  es  sei 
denn,  dass  es  das  übertragende  Gericht  nicht  als  zuständig  ansah;  so  auch  Löwe  4; 
vgl.  aber  auch  Stenglein  3  zu  §  15  St. P.O.  An  welches  (iericht  die  Sache  zu 
weisen  ist,  ents(.-heidet  ebenfalls  das  obere  (iericht;  es  ist  nicht  verj)flichtet,  die 
Sache  beim  Vorhandensein  eines  zweiten  zuständigen  (ierichts  gerade  an  dies  zu 
verweisen;  auch  in  diesem  Falle  ist  t'berweisung  an  ein  unzuständiges  (loricht  denk- 
bar; Löwe  6  zu  g  15,  John  I,  267. 

»")  Löwe  18  zu  §  15  St.P.O. 

M  Die  oben  (§  2,  IV)  erwähnten  Kompetenzkonflikte  beziehen  sich  auf  Streite 
zwischen  ordentlichen  Gerichten  und  anderen  Beb Jirden,  hier  stehen  mehrere  ordent- 
liche (ierichte  in  Frage.  Vgl.  auch  Ullmann  19!» ;  ül)cr  Kompetenzkonflikte  zwischen 
Militär-  und  oixientlichen  (ierichten  vgl.  auch  Löwe  4b  zu  §  7  E.CJ.  z.  (f.V.(i. 

^)  Voraussetzung  ist,  dass  sie  ordnongsmässig  durch  Anklage  mit  der  Sache 
befasst  sind;  vgl.  darüber  unten.  Beispiel:  A  erhebt  beim  Schöffengericht  wegen  einer 
leichten  Krirperverlotzun«:  Privatklage,  die  Staatsanwaltschaft  ist  der  Ansicht,  die 
That  sei  eine  schwere  Körpervei letzung  (§  224  St.(i.B.j  und   khigt  beim  Landgericht. 
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ist^  grundsätzlich  davon  aoBzagehen  haben^  dass  man  sie  dem  (ierioht  höherer  Ord- 
nmig  überlässt,  an  das  das  niedere  (jericht  sie  abzugeben  hat*). 

b)  Auch  sachliche  negative  Zuständigkeitsstreitigkeiten  sind  möglich.  Träte 
der  Fall  ein,  dass  sowohl  das  Reichsgericht  als  das  Landgericht  in  einer  Sache 
die  Eröffnung  der  Untersuchung  ablehnen,  so  läge  ein  Fall  vor,  bei  dem  das  Gesetz 
veisagt  *). 

2.  örtliche  positive  und  negative^)  Zuständigkeitsstreite 
mehrerer  Gerichte  gleicher  Ordnung  behandelt  §  14  StRO.**). 

a)  Ist  wegen  derselben  Sache  bei  mehreren  Gerichten  Klage  er- 
hoben, und  hat  jedes  der  mehreren  Gerichte  der  Klage  Folge  gegeben, 
so  hat  das  „gemeinschaftliche  obere  Gericht"  zu  entscheiden,  welches 
Gericht  die  Sache  behält'). 

b)  Haben  mehrere  Gerichte,  die  mit  der  Klage  wegen  einer 
Sache  angegangen  sind,  erklärt,  sie  seien  örtlich  unzuständig'*),  so 
hat  ebenfalls  das  ihnen  „gemeinschaftliche  obere  Gericht^'  den  Streit 
zu  entscheiden^). 

III.  Ganz  andere  Fälle  trifft  der  ungeschickt  abgefasste  §  19 
St.P.O.  *•*).    Eine  „nicht  mehr  anfechtbare  Entscheidung*',  durch  die  sie 


*)  Schon  deswegen,  weil  das  obere  (icricht  bei  seiner  die  des  niederen  mit- 
umfassenden  Zuständigkeit  selbst  dann  urteilen  kann,  wenn  es  erkennt,  dass  die  Zu- 
ständigkeit des  unteren  Oerichts  ausreicht  (§  260  St.P.0.),  während  umgekehrt  das 
untere  (tericht  nach  §  270  St.P.0.  einzustellen  liätte  und  ein  neues  Verfahren  statt- 
finden müsste.  Erfährt  dagegen  die  Staatsanwaltschaft  des  oberen  (lerichts,  bevor 
sie  geklagt  hat,  dass  dieselbe  Sache  bereits  vor  dem  unteren  anhängig  ist,  so  hat  sie 
sell)st  dann  die  Klage  zu  unterlassen,  wenn  sie  meint,  die  Sache  überschreite  die 
Zuständigkeit  des  unteren  ("rerichts.  Sie  hat  abzuwarten,  ob  dic^ses  nach  §  270  seine 
Unzuständigkeit  ausspricht.  Die  Ansichten  gehen  auseinander;  vgl.  z.B.  John  I,  137, 
Löwe  2  zu  Abschn.  1  St.P.O.;  (iever  394  ist  für  analoge  Anwendung  der  §§  14 
und  10  St.P.O. 

*)  Sie  sind  allerdings  durc^h  die  §§  207,  209,  269,  270  St.P.0.  ziemlich  un- 
möglich gemacht.  Es  ist  aber  (vgl.  §  207  St.P.O.)  denkbar,  dass  sowohl  die  Straf- 
kammer des  Landgerichts  als  das  Reichsgericht  die  Sache  von  sich  abweist.  In  solchem 
Falle  wurde  es  an  einer  Instanz,  die  den  Konflikt  entschiede,  fehlen.  Vgl.  Löwe 
5a,  Stenglein  3  und  4  zu  §  136  G.V.G.  und  noch  R,  II,  219.  Das  Reichsgericht 
kann  das  untere  Gericht  nicht  zwingen,  die  Untersuchung  in  der  Sache  zu  eröffnen. 
A.  M.  John  I,  139  Immerbin  ist  es  zweckmässig,  dass  sich  in  solchem  Falle  das  untere 
Gericht  fügt;  es  steht  ihm  ja  immer  nnch  die  Möglichkeit  des  §  270  St.P.0.  offen. 

^)  Vgl.  aber  Löwe  2  zu  §  14  St.P.0. 

*)  Der  §  14  findet,  wie  das  Gesetz  überhaupt,  nur  in  Strafsachen  An- 
wendung; Disziplinarsachen  gehören  nicht  zu  ihnen;  vgl. schon  oben  §  2  und E. XXII,  111. 

^  Man  denke  an  Fälle,  in  denen  die  „Prävention''  eints  der  Gerichte  nicht 
feststeht.    Vgl.  noch  E.  XXII,  111. 

^)  Auch  die  Beschwerde  gegen  jedes  der  sich  weigernden  Gerichte  kann  zum 
Ziele  führen.  Entscheidet  ein  Beschwerdegericht,  das  ihm  unterstellte  Gericht  sei 
das  zuständige,  so  ist  der  Streit  erledigt  und  i<  14  nicht  anwend))ar.  Hat  die  Be- 
schwerde keinen  Erfolg,  so  liegt  der  Fall  des  §  19  St.P.O.  vor. 

*)  Der  Beschluss  kann  auch  dahin  gehen,  keines  der  Gerichte  sei  zuständig. 

'")  Löwe  1,  Stonglein  1  zu  S  li^  St.P.0. 
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ihre  Unzuständigkeit  aussprechen,,  können  Gerichte  erster  Instanz 
nicht  erlassen.  Die  Unzuständigkeitserklärung  des  Gerichts  erster  In- 
stanz ist  durch  Beschwerde  anfechtbar*').  An  eine  Frist  ist  die  Be- 
schwerde nicht  gebunden.  Unanfechtbar  wird  die  Entscheidung  erst,  wenn 
die  höhere  Instanz  sie  bestätigt  hat.  Der  §  19  ist  zu  lesen:  Sind 
die  Unzuständigkeitserklärungen  mehrerer  Gerichte  erster  Instanz  durcli 
unanfechtbare  Entscheidungen  der  oberen  Instanz  gebilligt  worden  u.  s.  w. 
In  solchen"  Fällen  *•)  würde,  wenn  §  19  nicht  wäre,  über  das  Ver- 
brechen überhaupt  nicht  verhandelt  werden  können.  Das  vermeidet 
§19,  indem  er  das  den  Beschwerdegerichten  ")  „gemeinschaftliche  obere 
Gericht'*  zur  Bestimmung  des  zuständigen  Gerichts  erster  Instanz 
beruft**).  Der  §  19  findet  nur  Anwendung,  wenn  eins  der  unzuständig 
erklärten  Gerichte  „das  zuständige  ist*',  also  die  Unzuständigkeit  irr- 
tümlicherweise ausgesprochen  ist 

VlI.    Die  Kechtshülfe. 
§  35. 
Die  Rechtshülfe  der  ordentlichen  Strafgerichte  unter- 
einander. 
I.    Das   G.Y.G.   geht   im    §  167    von    dem    Grundsatz    aus,   dass 
jedes  Gericht  nur  in  dem  ilim  zugewMcsenen  Gerichts- 
sprengel   thätig   zu   werden   hat.    Werden  „Amtshandlungen" 
ausserhalb  des  Sprengeis  erforderlich,   so  muss  das  Gericht,   in  dessen 
Bezirk   sie  vorgenommen    werden    sollen,    um    ihre  Vornahme  ersucht 
werden. 


*^)  Ausnahme  das  Reichsgericht.     Vgl.  John  1,  279  ff. 

*')  Ebenso  trifft  §  19  zu,  wenn  das  Gericht  eistor  Instanz  sich  für  zuständig 
hält,  die  Beschwerdeinstanz  aber  die  Unzuständigkeit  ausspricht;  Lowe  2,  Steng- 
1  ein  2  zu  §  19  St.P.O. 

*')  Z.  B.  die  Schöffengorichte  A  und  B  erklären  sich  für  unzuständig.  Das 
ihnen  gemeinsame  Landgericht  X  erklärt,  beide  Gerichte  haben  .Recht.  Das  dem 
Landgericht  X  vorgesetzte  Oberlandesgericht  Y  entscheidet  nach  §19.  Oder  die  Land- 
gerichte A  und  B  haben  sich  für  unzuständig  erklärt,  das  dem  Landgericht  A  vor- 
gesetzte Oberlandesgericht  X  bestätigt  die  Erklärung,  ebenso  das  dem  Gericht  B  vor- 
gesetzte Oberlandesgericht  Y;  das  Reichsgericht  entscheidet  nach  §  19.  Vgl.  auch 
Glaser  II,  174  und  Stenglein  3  zu  §  19;  a.  M.  Löwe  5  zu  §  19  St.P.0. 

**)  Der  §  19  sagt  nicht  allgemein,  das  obere  Gericht  müsse  ein  (Jericht  be- 
stimmen, das  die  Sache  zu  übernehmen  habe,  wie  etwa  §  14  St.P.O.  So  auch  Löwe  6, 
Stenglein  4  zu  §  19  St.P.O.  Ist  das  obere  Gericht  der  Ansicht,  keins  der 
sich  weigernden  (ierichte  sei  zuständig  ,  so  kann  es  kein  Gericht  bestimmen; 
si.  M.  Stenglein  4  zu  §  19.  Das  (lericht  lehnt  vielmehr  den  Antrag  auf  Be- 
stimmung einfach  ab  und  überläs.st  es  der  Staat^^anwal tschaft,  das  zuständige  (Jericht 
anzugehen. 
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Die  Hülfe,  die  das  ersuchte  ordentliche  Ge- 
richt, und  zwar  ausnahmslos  ein  Amtsgericht,  dem 
anderen  ordentlichen  *)  Gericht  dadurch  leistet,  dass 
es  für  jenes  eine  Amtshandlung  in  einer  Strafsache') 
vornimmt,  heisst  Eechtshülfe^). 

II.  Das  G.V.G.  unterscheidet  bei  dieser Kechtshülfe  grundsätz- 
lich nicht,  ob  es  sich  um  Gerichte  desselben  oder  verschiedener 
Bundesstaaten  handelt*).  Das  entspricht  dem  Gedanken,  dass 
Deutschland  bezügUch  der  Strafgerichtsbarkeit  ein  einheitliches  Kechts- 
gebiet    ist  5).     Die    §§    157    bis    160    G.V.G.*)    sprechen  nur  von  den 


^)  Nut  auf  die  Rechtshülfe  der  ordentlichen  Gerichte  untereinander  bezieht 
sich  das  G.V.G. ;  vgl.  auch  M.  VIII,  284.  Insoweit  ist  das  Bundesgesetz  vom 
21.  Juni  1869,  das  sog.  Rechtshülfegesetz,  au.sser  Kraft  getreten.  Es  gilt  dagegen 
noch  für  die  Rechtshülfe  zwischen  Gerichten  und  anderen  Behörden,  soweit  Behörden 
verschiedener  Bundesstaaten  in  Frage  kommen;  vgl.  dazu  Löwe  1  zum  Tit.  13 
des  G.V.G.,  TJllmann  205.  Die  Rechishülfe  swischen  Deutschland  und  dem  Aus- 
lände behandelt  G.V.G.  nicht.  Es  gelten  Staatsverträge,  bei  ihrem  Fehlen  Völkerrecht; 
Tgl.  Löwe  3  zum  Tii  13  G.V.G.;  daselbst  auch  Litteratur;  eingehend  v.  Kries  180 ff., 
auch  üllmann  205  ff.  und  besonders  Delius  Z.  XVI,  270  ff.  Über  die  hier  nicht 
näher  zu  erörternde  Rechtshülfe  zwischen  Militär-  und  ordentlichen  Gerichten  Löwe 
3e  zu  §  7  E.G.  z.  G.V.G. 

^  Über  die  Rechtshülfe  in  Civilsachen,  für  die  das  gleiche  gilt,  ist  hier 
nicht  zu  .sprechen.  Vgl.  auch  Löwe  4  zum  Tit.  13  G.V.G.  Das  Ersuchen  zwischen 
Staatsanwalt  und  Gericht,  oder  auch  zwischen  Staatsanwaltschaft  und  Staatsanwalt- 
schaft gehören  nicht  hierher.    Vgl.  Löwe  7  a.  a.  0. 

')  Bei  der  Rechtshülfe  handelt  es  sich  stets  um  Vornahme  einer  richter- 
lichen Handlung;    so  auch  Löwe  4  a.  a.  0.,  v.  Kries  178. 

*)  Vgl.  aber  §  165  G.V.G.  Die  §§  163  und  168  behandeln,  obwohl  sie  in 
Tit.  13  stehen,  keine  Rechtshülfe;  vgl.  über  sie  unten. 

*)  Vgl.  schon  oben  S.  34  ff.  Daher  sind  die  vor  Erlass  des  G.V.G.  zwischen  den 
einzelnen  Bundesstaaten  abgeschlossenen  Rechtshülfe  vertrage  durch  das  G.V.G, 
meist  ausser  Kraft  gesetzt.  An  den  Sätzen  der  §§  157  bis  160,  die  Inhalt  und  Um- 
fang der  Rechtshülfepflicht  bestimmen,  kann  durch  Staaisvertrag  nichts  geändert 
werden.  Dagegen  können  z.  B.  A'ereinbarungen,  auf  Kostenerstattung  nach  §  165  zu 
verzichten,  zwischen  Bundesstaaten  auch  heute  getroffen  worden.  Vgl.  Löwe  2  zu 
Tit.  13  G.V.G. 

^  Nicht  alle  §§  des  Tit.  13  G.V.G.  beziehen  sich  auf  die  Rechtshülfe.  Eine 
Anzahl  von  Sätzen  haben  in  dem  Titel  Aufnahme  gefunden  mit  Rücksicht  auf  früher 
gültige  Bestimmungen  des  Rechtshülfogesetzes,  dio  durch  das  G.V.G.  abgeändert 
wurden.  Die  Rechtshülfe  bat  nach  dem  G.V.G.  überhaupt  ein  kleineres  Gebiet,  als 
nach  früherem  Recht.  So  bedarf  es  für  die  in  §  l(jl  genannten  Handlungen  keiner 
Rechtsbülfe,  jedes  Gericht  nimmt  sie  mit  Wirkung  für  das  ganze  Reich  vor;  vgl. 
Löwe  zu-§  161.  Das  gbiche  gilt  für  §  162;  er  bezweckt  eine  Erleichterung  des 
Geschäftsverkehrs  und  trägt  dem  Unistande  Rechnung,  dass  der  Name  des  zu  Beauf- 
tragenden dem  auswärtigen  Gericht  u.  s.  w.  nicht  bekannt  sein  wird.  Die  §§  163 
und  164  beziehen  sich  auf  die  Strafvollstreckung;  über  sie  vgl.  unten  im  V.  Buch.  Der  §  165 
behandelt  die  Kosten  der  Rechtshülfe,  §  166  die  Berechnung  der  Gebühren  für  die 
vor  ein  Gericht  geladenen  Zeugen  u  s.  w.  Auch  §  169,  der  übrigens  erst  von  der 
K.J.K.  aufgenommen  ist,  behandelt  keinen  Fall  der  ,,Kechtshülfe'S  Auch  hier  soll 
zwischen  den  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten  nichts  anderes  gelten  als  zwischen 
Behörden  desselben  Bundesstaats.     Einzelnheiten  vgl.  bei  Löwe.     Über  §  168  unten 
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ordentlichen  Gerichten,  nicht  von  denen  der  einzelnen  Bundes- 
staaten ^. 

III.  Der  zu  I.  aufgestellte  Grundsatz  verlangt  aus  Zweckmässig- 
keitsrüctsichten  Ausnahmen.  Rechtshülfe  ist  überflüssig  in 
den  Fällen  des  §  167  G.V.G. «). 

a)  Es  besteht  nach  §  157  G.V.G.  für  das  um  Rechtshülfe  ersuchte 
Amtsgericht  eine  Rechtshülfepflicht^). 

b)  Die  Rechtshülfepflicht  besteht  nach  §  158  G.V.G.  für  das  Amts- 
gericht, in  dessen  Bezirk  die  geforderte  Prozesshandlung 
vorzunehmen  ist.  Die  Rechtshülfepflicht  entsteht  dadurch,  dass  das 
Amtsgericht  um  Vornahme  der  Handlung  ersucht  wird^**). 

c)  Das  Ersuchen  darf  nach  §  159  Abs.  1  G.V.G.  vom  ersuchten 
Amtsgericht  nicht  abgelehnt  werden.  Das  gilt  ausnahmslos,  wenn  das 
Ersuchen  ausging  von  einem  dem  ersuchten  Amtsgericht 
„im  Instanzenzuge  vorgesetzten  Gerichte",  d.  h.  von 
einem  Gerichte,  an  welches  von  diesem  Amtsgerichte  aus  durch 
Rechtsmittel  überhaupt  Sachen  gebracht  werden   können^*).     Man  hat 

bei  der  Stellung  der  Polizei.  —  Inwieweit  ein  Oericht  Prozesshandlungon  durch 
Rechtshülfe  yornehmen  lassen  darf,  ist  durch  eine  allgemeine  Regel  nicht  bestimmt. 
Die  St.P.O.  enthält  einzelne  Sätze  in  den  S§  164,  183,  222  u.  s.  w.  Vgl.  noch 
.John  I,  181  ff.,  Löwe  5  zum  Tit.  13  G.V.G. 

')  Vgl.  dazu  Wach  1,  513,  John  I,  178  ff.,  Löwe  123  ff. 

■)  Es  handelt  sich  um  Prozesshandlungen,  zu  deren  Vornahme  das  Gericht 
oder  der  Richter  sich  in  den  anderen  Bezirk  begiebt,  ini^besondere  um  Augenscheius- 
einnahmen;  der  §  findet  auch  Anwendung  bei  (ferichtcni  verschiedener  Bundesstaaten. 
Versagt  „das  Amtsgericht  des  Orts"  seine  Zustimmung,  so  ist  Beschwerde  möglich; 
da  es  sich  nicht  um  oinou  Fall  der  „Rechtshülfe"  handelt,  kann  §  IGO  nicht  in  Frage 
kommen.  Vielmehr  handelt  es  sich  „nur  um  Verwaltungsinteressen^';  so  Löwe  3  zu 
§  1G7  (i.V.G.  Die  Beschwerde  geht  deshalb  an  die  vorgesetzte  Aufsichtsbehörde; 
vgl.  auch  Stonglein  3  zu  §  167.     A.  M.  z.  B.  Laband  II,  381. 

°)  Schon  im  sogenannten  Krmittelungsverfahren ;  vgl.  unten  im  1 V.  Buch. 

*")  Zur  Sprechweise  des  Gesetzes  sei  bemerkt,  dass  es  stets  sagt,  der  Amts- 
richter sei  um^Vornabmo  der  Handlung  zu  „eisuchen'^  Das  ist  selbst  dann  der  Fall, 
wenn  das  Ersuchen  von  dem  Gericht  ausgeht,  weicht  s  ein  dem  Amtsgericht  vor- 
gesetztes ist  tJbcr  den  sogenannten  beauftragten  Richter  vgl.  schon  oben  8. 47  und 
Löwe  6  zum  Tit.  13  G.V.G.,  sowie  AVach  I,  328  ff. 

")  So  auch  Löwe  1  zu  §  159  G.V.(t.  Dom  Amtsgericht  ist  also  vorgesetzt 
das  Landgericht  und  Oberlandesgericht,  in  dessen  Bezirk  es  liegt;  allen  Amts- 
gerichten ist  „vorgesetzt"  das  Reichsgericht;  vgl.  auch  §  13ö  Abs.  3  G.V.Cr.  L/iwe 
Ic  zu  §  159  (i.V.G.  will,  dass,  falls  das  obere  Gericht  irrtümlich  ein  örtlich"  un- 
zuständiges Amtsgericht  ersucht  hat,  dieses  die  Sache  an  das  von  ihm  für  zuständig 
gehaltene  Amtsgericht  abgeben  könne.  Das  ist  nicht  unbedenklich  für  den  Fall,  dass 
dieses  zweite  (iericht  nicht  im  Bezirke  des  ersuchenden  liegt.  Hielte  sich  z.  B.  dies 
zweite  Anitsgeiicht  ebenfalls  für  örtlich  unzuständig,  so  kann  es  einfach  das  Kr- 
suchen  ablehnen.  Der  Zweck  des  §  159  wäre  dadurch  vereitelt.  Dagegen  kann  das 
ersuchte  untergei)eno  Amtsgericht  bei  dem  ereucheiulen  Gericht  wegen  seiner  Unzu- 
ständigkeit vorstellig  werden.  Das  gleiche  gilt,  wenn  das  Amtsgericht  die  Zulässig- 
keit  der  von  ihm  vorzunehmenden  Handlung  bezweifelt;  vgl.  unten  Anm.  13. 
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das  bestimmt,  um  nicht  das  vorgesetzte  Gericht  in  die  Lage  zu  ver- 
i?etzen,  dem  untergebenen  gegenüber  den  Beschwerdeweg  ergreifen  zu 
müssen. 

In  anderen  Fällen  berechtigt  das  Fehlen  der  örtlichen  Zu- 
ständigkeit^*) und  das  Verbotensein  der  Handlung  „nach  dem  Rechte 
des  ersuchten  Gerichts''*')  zur  Ablehnung  des  Ersuchens.  Aus  anderen 
Gründen  ist  Ablehnung  nicht  gestattet**).  Streitigkeiten  über  die 
Leistung  der  Rechtshülfe  entscheidet  abweichend  vom  sonst  üblichen 
Beschwerdewege  nicht  das  Landgericht,  sondern  das  von  §  160  G.V.G.  ge- 
nannte Oberlandesgericht").  In  gewissen  Fällen  ist  hier  das 
Reichsgericht  zweite  Beschwerdeinstanz  gegenüber  dem 
Oberlandesgericht. 


^^)  So  z.  B.,  wenn  der  Ort,  an  dem  Augenschein  einzunehmen  ist,  nicht  im 
rrerichtsbezirk  liegt.  Dagegen  i.st  das  Gericht  nicht  unzuständig,  weil  ein  zu  ver- 
nehmender Zeuge  nicht  im  Bezirk  wohnt;  vgl.  v.  Kries  179. 

")  Ist  die  Handlung  schlechthin,  „in  abstracto^^  verboten,  so  herrscht  kein 
Streit  Handelt  es  sich  dagegen  um  die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  eine  au 
Hich  erlaubte  Handlung  unzulässig  sei,  so  wollen  Löwe  3b  und  Stengiein  4  zu 
§  159  (i.V.G.  lediglich  die  Ansicht  des  ersuchenden  Gerichts  massgebend  sein  lassen  und 
dem  Amtsgericht  die  Ablehnung  versagen.  Das  ist  nicht  unbedenklich;  es  nähert 
sich  das  einem  Anweisungsrecht  des  oberen  Gerichts,  von  dem  das  Gesetz  nichts 
weiss  und  das  im  §  159  nicht  zum  Ausdruck  gekommen  ist.  Dagegen  hat  das  Amts- 
gericht die  Zweckmässigkeit  der  verlangten  Handlung  nicht  zu  prüfen.  Vgl.  noch 
Glaser  II,  278  Anm.  6.  Die  Motive  denken  dabei  an  Verschiedenheit  des  Rechts 
des  ersuchenden  und  des  ersuchten  Gerichts.  Häufiger  werden  auf  dem  Gebiete  des 
Strafprozesses  andere  Fälle  sein.  Man  denke  z.  B.,  dass  um  eidUche  Vernehmung  eines 
Zeugen  ersucht  wird,  das  Amtsgericht  aber  findet,  dass  der  Zeuge  noch  nicht  16  Jahre 
alt  ist  Auch  diese  Fälle  werden  durch  §  159  G.V.G.  gedeckt  So  auch  Löwe  3 
zu  §  159.  V.  Kries  179. 

**)  Vgl.  Löwe  4  zu  §  159  (J.V.G.,  auch  M.  IX,  85.  Eine  Ablehnung  ist  denk- 
bar, weü  das  ersuchende  (Jericht  als  „Kechtshülfe**  eine  Handlung  verlangt,  die  nicht 
in  das  Gebiet  der  Kechtshülfe  fällt  Man  denke  etwa  daran,  dass  um  eine  nicht  vom 
Richter  vorzunehmende  Handlung  ersucht  wird.    Vgl.  dazu  Löwe  5  zu  §  159  G.V.G. 

")  Der  §  160  G.V.G.  bezieht  sich  nui-  auf  die  in  ihm  genannten  beiden  Beschwerde- 
punkte. Andere  Beschwerden,  die  sich  bei  Gelegenheit  der  Rechlshülfe  ergeben,  z.  B. 
Beschwerden  gegen  den  Amtsrichter,  werden  im  gewöhnlichen  Instanzenzuge  erledigt; 
§  72  G.V.G.  „Ablehnung"  des  Ersuchens  liegt  auch  vor,  wenn  das  Ersuchen  nicht  voll 
erfüllt  oder  anders  als  gewünscht  erledigt  wird.  Aberzöge  ru  ng  der  Aasführung  gehört 
nicht  unter  §  160.  Dass  sich  §  160  nur  auf  die  Kechtshülfe  unter  den  ordentlichen 
Gerichten  bezieht,  ist  zweifellos;  vgl.  E.  XIX,  438,  R.  IX,  418,  M.  V,  130.  Auf 
dius  Ersuchen  in  Sachen  derStrafrollstrecKung  findet  §  160  nicht  Anwendung ; 
auch  hier  handelt  es  sich  selbst  dünn  nicht  um  „Rochtshülfe^S  wenn  das  Ersuchen 
an  den  Amtsrichter  geht  (§  483  St.P.O.);  vgl.  auch  E.  XX,  101,  Löwe  4a  zu 
§  160  G.V.G.  Der  §  160  kommt  nicht  in  Frage,  wenn  das  ersuchende  Gericht  ein 
im  „Instanzen  zuge  vorgesetztes*^  ist.    Vgl.  noch  M.  Vin,  284. 
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ZWEITER  ABSCHNITT. 

Die  Lehre  von  den  Parteien. 


Erstes  Kapitel. 
Parteien^  Parteifählgk^lt,  Prozessfähigkeit. 

§  36. 
Der   Strafprozess   alsParteiprozess. 

I.  a)  Im  Strafprozess  handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  der 
Staat  dem  Beschuldigten  gegenüber  ein  Strafrecht  habe  ^).  Diese  Frage 
wird  dem  Richter  durch  Behörden  und  Personen  vorgelegt,  die  das 
Gesetz  zu  dieser  Thätigkeit  beruft.  Sie  treten  als  Ankläger  vor  Ge- 
richt dem  Beschuldigten  gegenüber.  Der  Strafprozess  weist  also  eine 
Person  auf,  die  die  Entscheidung  vom  Richter  verlangt,  und  eine,  der 
gegenüber  das  geschieht.  Er  erscheint  als  ein  Prozess  zwischen  zwei 
über  ein  festzustellendes  Recht  Verhandelnden;  die  beiden  Verhandelnden 
erscheinen  als  Parteien«)  des  Prozesses. 

b)  Auch  der  Civilprozess^)  ist  Partei  prozess.  In  ihm  macht  der 
Kläger  dem  Beklagten  gegenüber  einen  Anspruch  geltend.    Aber  nicht 


*)  Das  besonders  geartete  Verfaliren  bei  Einziehungen  u.  s.  w.  (§  477  ff.  St.P.O.), 
der  Fall  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  wenn  der  Verurteilte  gestorben  ist 
(§  411  St.P.O.),  bleibt  hier  ausser  Betracht. 

*)  Die  Straf prozesswissenscliaft  hat  sich  regelmässig  begnügt,  den  Staatsanwalt, 
Privatkläger  u.  s.  w.,  bezw.  den  Beschuldigten  als  Parteien  zu  bezeichnen.  Vgl.  auch 
Löwe  5a  zu  §  153  StP.O.  Anders  dagegen  John  II,  185  ff.;  er  bestreitet,  dass  es  im 
Strafprozess  Parteien  giebt.  Vgl.  auch  John  1,493  und  II,  155.  UnverständlichGey  er  417. 
Zu  beachten  ist,  dass  §  245  Abs.  2  St.P.O.  vom  „Gegner"  spricht,  ebenso  §  408 
Abs.  2  St.P.0. 

*)  Keineswegs  ist  aber  alles,  was  von  den  Parteien  im  Civilprozess  gilt, 
auch  für  den  Strafprozess  anwendbar.  Das  folgt  schon  aus  der  Verschiedenheit  der 
Prozessgegenstände. 
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immer  tritt  der,  um  dessen  Anspruch  es  sich  handelt,  im  Prozess  selbst 
auf,  ebenso  wenig  der,  gegen  den  der  Anspruch  erhoben  wird.  Vielmehr 
kennt  der  Civilprozess  *)  Auf  treten  von  Parteivertretern.  Sie  handeln 
für  und  an  Stelle  der  Partei;  der  Prozess  wird  nicht  in  ihrem,  sondern 
im  Namen  der  Vertretenen  geführt s).  Parteien  sind  die,  um 
deren  elffene  Ansprfiehe  und  yerpflichtnngen  es 
sich  bei  der  Entscheidung  handelt*). 

II.  a)  Es  zeigt  sich  also,  dass  die  übliche  Auffassung,  welche  den  Be- 
schuldigten und  Staatsanwalt  als  Parteien  einander  gegenüberstellt, 
nicht  genau  ist.  Der  Staatsanwalt  macht  das  dem  Staat  zustehende  ,jus 
puniendi"  geltend ,  ebensoaber  der  Privatkläger  nach  §  414  ff.  St.P.0.,  die 
Polizeibehörde  nach  §  451  St.P.0.  ff.,  die  Verwaltungsbehörde  nach 
§  459  ff.  St.P.0.  Sie  alle  sind  nicht  Parteien,  sondern 
Parteivertreter.  Partei  ist  in  allen  Fällen  der  Staat,  um 
dessen  Strafrecht  es  sich  im  Strafprozess  handelt^). 

b)  Anders  stehen  Phrat-  und  Nebenkläger,  sofern  sie  für  sich  selbst^)  die 
Zaerkennang  einer  Busse  beantragen.  Hier  bandelt  es  sich  um  einen  eigenen 
Anspruch  des  Klägers  aus  der  ,,straf baren  Handlung'^  Dass  der  ßussprozess  Partei- 
prozess ist,  lässt  sich  nicht  bestreiten®). 

UI.  Man  hat  auch  die  Parteicigenschaft  des  Staates  geleugnet  ***)  und  z.  B. 
eingewendet,  der  Staatsanwalt  nehme  als  Vertreter  des  Staates  keine  „einseitigen  Partei- 
interessen" wahr.  Dass  der  Staatsanwalt  nicht  ohne  weiteres  ,,einseitig"  die  Ver- 
urteilung des  Beschuldigten  betreibt,  ist  richtig**).  Der  Staat  hat  ein  Interesse 
daran,  dass  der  Schuldige  bestraft,  der  unschuldige  freigesprochen  wird,  ungerechte 
Verurteilung,  ungerechte  Freisprechung  gefährden  in  gleicher  Weise  seine  Lebens- 
bedingungen.   Sieht  der  Staatsanwalt  also  ein,  dass  er  die  Anklage  gegen  einen  Un* 


*)  Man  denke  an  den  Anwaltsprozess ;  §  74  C.P.O. 

*)  Der  Prozess  ist  nicht  „ihr  Prozess,  sondern  der  Prozess  eines  anderen"; 
v^l.  auch  V.  Kries  186. 

«)  Vgl.  dazu  Wach  I,  518,  auch  520  Anm.  2,  v.  Kries  168.  Dass  im  Civil- 
prozess  um  den  Parteibegriff  neuerdings  heftig  gestritten  wird,  ist  bekannt.  Die 
Behandlung  der  Kontroverse  kann  hier  unterbleiben. 

')  Nach  englischem  Rocht  klagt  „die  Königin"  gegen  don  Beschuldigten.  Vgl. 
noch  Glaser  II,  143. 

■)  Anders  auch  hier,  wenn  für  den  Verletzten  z.  B.  der  Vormund  im  Prozess  den 
Bussanspruch   geltend   macht.    Über   die  Natur   der  Busse  vgl.  Näheres  unten. 

")  John 's  Behauptung  11,  185:  „Es  giebt  im  Strafprozess  keine  Parteien",  ist 
also  hier  sicher  unzutreffend;  Hugo  Meyer,  Die  Parteien  im  Strafprozess  (1889)  be- 
hauptet, Partei  sei  nicht  der  Angeklagte,  sondern  auf  beiden  Seiten  der  Staat.  Vgl. 
dazu  auch  v.  Kries  219  Anm.  2;  gegen  John  I,  112  besonders  ausführlich  v.  Kries 
192.     Vgl.  auch  üllmann  232. 

*°)  Besonders  John  II,  185.  Im  Falle  des  §  411  St.P.0.  kann  man  von  einem 
Parteiprozesse  nicht  sprechen;  der  Beschuldigte  fehlt.     Vgl,  noch  John  II,  117  ff. 

")  Vgl.  z.  ß.  §  158  Abs.  2  St.P.0.,  auch  Löwe  5b  und  6  zu  §  153  St.P.0. 
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schuldigen  erhoben  hat,  so  muss  er,  wenn  Zurücknahme  der  Klage  unmöglich  ist^'^), 
auf  Freisprechung  hinwirken.  Das  ist  nun  nicht  der  regelmässige  Fall.  Vielmehr 
gestaltet  sich  die  Sache  meist  so  —  und  von  diesem  Normalfall  ist  auszugehen  — , 
dass  der  anklagende  Staatsanwalt  den  Angeklagten  für  schuldig  hält  und  dessen  Ver- 
urteilung durchsetzen  will.  Es  ist  doch  weiter  die  Regel,  dass  der  Angeklagte  die 
Bestrafung  von  sich  abzuwenden,  dass  er  wenigstens  eine  möglichst  milde  Strafe 
zu  erreichen  sucht.  Das  Interesse  des  Angeklagten  steht  in  diesen  fallen  mit  dem 
staatlichen  Interesse  in  Widerstreit  und  man  kann  hier  mit  Recht  von  Partei- 
interessen sprechen^').  Partei  ist  im  Strafprozesse  also  auf  klägerischer  Seite  der 
Staat. 

b)  Auch  die  Parteieigenschaft  des  Beschuldigten  ist  bestritten  ^^).  Trotzdem 
man  anerkennt,  dass  er  eigene,  von  denen  des  Staates  abweichende  Interessen  ver- 
folgt, soll  er  nicht  Partei  sein,  da  er  im  Prozesse  auch  Beweismittel  sei.  In  erster 
Linie  ist  er  jedenfalls  ein  mit  Prozessrechten  ausgestattetes  Rechtssubjekl 
im  Prozesse,  erst  in  zweiter  Linie  ist  er  auch  Beweisobjekt.  Dass  sich 
Beides  vereinigen  lässt,  zeigt  der  Civilprozess.  Dort  ist  der  Beklagte  Partei,  trotz- 
dem er  auch  Beweismittel  ist**). 

IV.  Auch  dem  Gesetz  liegt  die  Anschauung  zu  Grunde,  dass 
der  Strafprozess  Parteiprozess  sei.  Der  Strafprozess  ist  als  Rechts- 
streit*'^) gedacht  und  setzt  streitende  Teile,  d.  h.  Parteien  voraus. 
Dafür  spricht  auch  das  Auftreten  eines  Verteidigers  dem  Angreifer 
gegenüber.  Endlich  spricht  auch  das  Gesetz,  für  seine  Anschauung 
der  Sache  bezeichnend,  von  Parteien''). 

V.  Man  sagt,  die  Strafprozessordnung  gehe  aus  vom  Grundsatze 
der  Parteien-  odei*  VS^affengleichheit*').  Er  ist  nicht  überall 
streng  durchgeführt. 

a)  Mehi-fach  ist  der  Ankläger  bevorzugt.  Ist  schon  an  sich  die  Stellung  dos 
Angreifers  die  günstigere,  so  ist  das  besonders  der  Fall,  wenn  die  Staatsanwalt- 
schaft  die  Angreifende   ist.    Der   dem  Gericht  gleichgeordnete   öffentliche   Beamte 


")  Vgl  §  154  St.P.0.    Dazu  auch  Dllmann  234,  v.  Kries  192. 

")  Auch  ardere  Fälle  sind  möglich.  Während  der  Staatsanwalt  Freisprechung 
verlangt,  will  der  Angeklagte,  etwa  um  im  Winter  im  Qe£iDgnis  unter  Dach  und 
Fach  zu  kommen,  verurteilt  werden.  Auch  hier  verfolgt  der  Staat  sein  Interesse 
gegenüber  dem  des  Beschuldigten.  —  Übrigens  sind  auch  Civilprozesso  denkbar,  in 
denen  ein  Widerstreit  der  Parteiinteressen  nicht  vorhanden  ist.  Trotzdem  wird  dort 
die  Parteieigenschaft  des  Klägers  und  Beklagten  nicht  geleugnet. 

")  Vgl.  John  U,  185  und  I,  919  ff. 

")  Man  denke  an  den  Parteieid  oder  an  den  englisch-amerikanischen  Prozess, 
der  eine  eidliche  Vernehmung  der  Partei  als  Zeuge  in  eigener  Bache  kennt.  Vgl. 
noch  V.  K  r  i  e  s  Z.  IX,  27. 

*•)  Er  zählt  zur  streitigen  Gerichtsbarkeit.  Vgl.  auch  Löwe  4  zu  §  165,  3 
und  4a  zu  §  178  G.V.G.,  und  besonders  5a  uud  6  zu  §  153  St.P.0.  Auch  John 
kann  sich  nicht  ganz  von  der  Anncdimc  eines  Parteiprozosses  losmachen.  Vgl.  1, 420  ff., 
578,  960  u.  8.  w.,  sowie  oben  Anm.  2. 

")  So  in  §  420  Abs.  2  StP.O.  in  §  165  Abs.  3  G.V.G. 

"^  Kritische  Bemerkungen  dazu  bei  v.  K  r  i  e  s  220. 
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hat  als  solcher  Hilfsmittel,  die  dem  Angegriffenen  fehlen.  Eine  Reihe  von  Behörden 
helfen  ihm  bei  Vorbereitung  seines  Angriffs'^);  er  geniesst  beim  Gericht  eines  grosseren 
Vertrauens  als  der  Beschuldigte*')  u.  s.  w. 

Dem  Ankläger  gegenüber  tritt  der  Beschuldigte.  Schon  das  Bewusstsein,  Be- 
schuldigter zu  sein,  ist  besonders  bei  schweren  Beschuldigungen  ein  bedrückendes.  Der 
Beschuldigte  hat  ja  zwar  das  Recht,  für  seine  Verteidigung  zu  sorgen  **),  aber  es  fehlen 
ihm  oft  die  Mittel,  dies  Recht  mit  Erfolg  auszuüben,  besonders  wenn  er  verhaftet  ist**). 

b)  Diese  ungünstige  Stellung  des  Beschuldigten  zu  bessern,  hat  das  Gesetz, 
allerdings  nicht  immer  mit  Erfolg,  versucht.  Abgesehen  davon,  dass  grundsätzlich 
im  Zweifel  die  dem  Beschuldigten  'günstigere  Lesart*')  ausschlaggebend  ist,  kommen 
dem  Beschuldigten  z.  B.  der  §  198  Abs.  3  G.V.G.,  §  262  St.P.0.,  die  bei  dem  An- 
geechuldigten  ungünstigen  Entscheidungen  eine  „künstliche  Mehrheit^^  '*)  verlangen,  der 
§  257  Abs.  2  St  P.O.,  der  dem  Angeschuldigten  in  der  Hauptverhandlung  das  letzte 
Wort  giebt,  u.  s.  w.,  zu  Gute. 

§  37. 
Die   Parteifähigkeit. 

I.  Der  Strafprozess  soll  die  Frage  lösen,  ob  auf  den  zur  Ver- 
handlung stehenden  Fall  das  Strafgesetz  angewendet  werden  müsse  ^). 
Bezüglich  des  Beschuldigten  sind  zwei  Fragen  streng  auseinander 
zu  halten*): 

a)  Wer  kann  verurteilt  werden,  welche  persönlichen  Eigen- 
schaften, als  Zurechnungsfähigkeit,  Alter  zur  Zeit  der  Thaf*),  müssen 
dazu  vorliegen? 

b)  Wer  kann  mit  Rech  ts  wirk  samkeit,  d.  h.  so,  dass  ein 
Prozessverhältnis  zu  Stande  kommt,  angeklagt  werden?    Kürzer: 


'*)  Z.  B.  die  Polizei,  der  Amtsrichter,  die  öfTentlichen  Behörden  überhaupt. 
Vgl.  darüber  unten  §  42. 

»0)  Vgl.  §  194  St.P.O.   und  §  147  St.P.O.,  sowie  unten  bei   der  Vcrtcidigunfr. 

**)  Er  kann  z.  B.  seine  Zeugen,  Sachvorstandigen  xi.  s.  w.  bringen;  g  218  IT.  St.P.O. 

»«)  Vgl.  ÖtP.O.  §  112  und  unten  §  5<5. 

")  Man  sagt,  es  gelte  der  Satz  „in  dubio  pro  reo*^  So  erfolgt  Freisprechung, 
wenn  die  Schuld  nicht  voll  erwiesen  ist.  Allerdings  sprechen  zu  Ungunsten  des  Be- 
schuldigten eine  ganze  Reihe  von  Präsumtionen  der  Schuld.  Vgl.  unten  beim 
Beweise. 

'*)  Vgl.  Glaser  I,  215,  130  ff. 

*)  Von  den  später  zu  behandelnden  eigenartigen  Fällen  des  sog.  objektiven 
Strafverfahrens  (§  477  St.P.0.)  und  des  §  411  St.P.O.  ist  zunächst  abzusehen.  Auf 
sie  imsst  das  eben  Gesagte  nicht 

')  Diese  Scheidung  unterlässt  z.  B.  Glaser  II,  195. 

^)  Die  persönlichen  Eigenschaften  zur  Zeit  des  Prozesses  haben  eino  ganz 
andere  Bedeutung.  Zarechnangsfähigkeit  zur  Zeit  der  That  ist  Bedingung  der 
Strafbarkeit;  Geisteskrankheit  zur  Zeit  des  Prozesses  macht,  obwohl  ein  Prozoss- 
verhältnia  gegen  den  Kranken  begründet  werden  kann,  doch  das  Verhandeln  zur  Zeit 
unmöglich,  es  fehlt  an  einer  Prosessvoraussetzung. 
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Wer   kann   als   Beschuldigter   Prozesspartei   sein,   ist  in   diesem 
Sinne  parteifähig? 

II.  Die  erste  Frage  beantwortet  das  Strafrecbt.  Die  zweite 
Frage  ist  eine  rein  strafprozessuale.  Parteifähigkeit  des 
Angeklagten  ist  Prozessvoraussetzung.  Die  St.P.0.  behandelt 
sie  nicht.  Auch  Wendungen,  wie  die  des  §  55  StG.B.  „kann  .  .  . 
nicht  verfolgt  werden",  sagen  nicht,  die  „nicht  verfolgbaren  Personen" 
seien  parteiunfähig  4).  Parteifähigkeit  und  Deliktsfähigkeit  haben  nichts 
miteinander  zu  thun.  Auch  der  Unzurechnungsfähige  ist  partei- 
fähig. Er  kann,  wenn  man  seine  Unzurechnungsfähigkeit  nicht  recht- 
zeitig erkennt,  angeklagt  werden  und  wird  freigesprochen,  wenn 
sich  im  Laufe  der  Verhandlung  seine  Unzurechnungsfähigkeit  erweist^). 

III.  a)  Da  nirgends  die  Fähigkeit,  als  Beschuldigter  Prozesspartei 
zu  sein,  an  ein  bestimmtes  Alter,  oder  an  bestimmte  geistige  Fähigkeiten 
geknüpft  wird,  muss  man  als  fähig,  Angeschuldigter  zu  sein, 
passiv  parteifähig,  einen  Jeden  lel)enden  Mensehen 
ansehen^).    Gegen  einen  jeden  kann  wirksam  Anklage  erhoben  werden. 

i  Das  Verfahren  zeigt,  ob  der  Beschuldigte  gestraft  werden  kann  oder  nicht. 
b)  Ob  der  Beschuldigte  ein  Delikt  begangen  hat,   ob  er  eines  begehen  konnte, 

jfist  für  die  Begründung  des  Prozessverhältnisses  gleichgültig.  Um  es  ins  Leben  zu 
rufen,  bedarf  es  nur  der  ordnuDgsmässigen  Anklageerhebung  gegen  einen  Lebenden. 
Es  entsteht  durch  einen  reinen  Formalakt.  Eine  andere  Frage  ist,  wie  sich  das 
Prozessverhältnis  weiter  entwickelt,  insbesondere  ob  es  l>is  zur  Entscheidung  durch 


*)  Das  haben  v.  Kries  Z.  V,  10  und  Glaser  11,  196  Anm.  4  gegen  Olshauson 
richtig  hervorgehoben.  Der  §  55  StG.B.  sagt:  Der  zur  Zeit  der  That  nicht  Straf- 
rnündige  soll  zwar  nicht  gestraft  werden,  aber  er  soll  untergebracht  werden  können. 
Ähnlich  steht  es  mit  §  67  StG.B.  In  allen  diesen  Fällen  fehlt  es  an  einer  Bedingung 
der  Strafbarkeit  nicht  an  einer  Prozessvoraassetzung.  Vergl.  auch  G.  XXXVII,  312. 
Dagegen  wird  das  „Verfolgen^'  z.  B.  von  §  4  St.G.B.  in  strafprozessualem  Sinne 
gebraucht  Er  wendet  sich  an  den  Staatsanwalt  und  sagt:  Du  kannst  klagen  oder 
nicht  klagen,  wie  du  willst  Ebenfalls  prozessaale  Bedeutung  hat  das  „Verfolgen'^ 
in  §  61  StG.B.  Fehlen  des  Antrags  ist  Fehlen  einer  Prozessvoraussetzung. 
Dem  entspiicht  auch  §  259  Abs.  2  St.P.O.  Der  Sprachgebrauch  des  St.G.B.  ist  also 
kein  einheitlicher.    Löwe  3a  vor  §  212  StP.O. 

*)  A.  M.  wohl  v.  Kries  187;  dagegen  spricht  §  56  StG.B.,  der  die  Frei- 
sprechung des  unzurechnungsfähigen  Angeklagten  ausdrücklich  anordnet,  also  nicht 
etwa  Einstellung  des  Verfahrens.  Etwas  ganz  ähnliches  zeigt  der  Civilprozess. 
Parteifähigkeit  hat  nicht  zur  Voraussetzung  civilrechtliche  Verpflichtungsfähigkeit. 
Diese  Eigenschaft  kommt  nach  §  51  (§  52  in  der  neuen  Hedaktion)  C.P.O.  nur  für 
die  Prozessfähigkeit  in  Frage.  Auch  im  Civilprozess  sind  zwei  Fragen  scharf  zu 
trennen.  Die  eine  civilprozessuale:  Wer  kann  Beklagter  im  Prozess  sein,  die 
zweite  civilrechtliche:  Wer  kann  als  Beklagter  aus  seinen  Handlungen  verurteilt 
werden  ? 

')  Juristische  Personen  können  nicht  angeklagt  werden,  v.  Kries  187, 
V.  Liszt  §  26. 
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Urteil  kommt,  oder  ob  es  schon  vorher  etwa  durch  Besohlnss  eingestellt  wird. 
Wenn  man  sagt^),  ein  Prozess  soll  gegen  den  anter  12  Jahre  alten  Thäter  nicht 
geführt  werden,  er  sei  zwecklos  u.  s.  w.,  so  ist  damit  die  Frage  nicht  erledigt.  Es 
ist  klar,  dass  der  Staatsanwalt  eine  Anklage  gegen  einen  noch  nicht  Zwölfjährigen 
nicht  erheben  wird,  ebensowenig  wie  gegen  den  zwar  jetzt,  aber  zur  Zeit  der  That 
noch  nicht  Zwölfjährigen"),  oder  gegen  einen  Geisteskranken,  wenn  ihm  diese 
Eigenschaften  bekannt  sind.  Abgesehen  von  Fällen,  in  denen  das  Alter  des 
Verdächtigen  nicht  genau  festgestellt  werden  kann,  kann  es  aber  vorkommen,  dass 
man  sich  über  Alter  und  Zurechnongsfähigkeit  täuscht^). 

lY.  Was  hat  zu  geschehen,  wenn  in  solchen  Fällen  dennoch  angeklagt  wurde? 
Was,  wenn,  ohne  dass  der  Fehler  bemerkt  ist,  das  Hauptverfahren  gegen  einen  noch 
nicht  Straf  mündigen  eröffnet  ist,  was,  wenn  erst  in  der  Hauptverhandlung  diese  Ent- 
deckung erfolgt,  was  endlich,  wenn  die  Sache  nach  der  Verurteilung  des  Angeklagten 
in  die  höhere  Instanz  kommt?*') 

Im  einzelnen  ergiebt  sich  folgendes: 

a)  Der  Staatsanwalt  erhebt  Anklage,  nach  §  17ü  St.P.O.  wird  die  Vorunter- 
snchong  eröffnet  Der  Untersuchungsrichter  entdeckt,  dass  der  Angeschuldigte  noch 
nicht  12  Jahre  alt  ist.  Eine  Fortsetzung  der  Voruntersuchung  wäre  zwecklos,  ihr 
Zweck  ist  erreicht;  der  Untersuchungsrichter  schliesst  sie  nach  §  195  St.P.O.  Der 
Staatsanwalt  behandelt  die  Sache  wie  jede  andere,  in  der  sich  bei  der  Vorunter- 
snchnng  ein  Schuld-  oder  Straf ausschliessungsgrund  herausstellte.  Er  stellt  beim 
Gericht  den  Antrag,  das  Hauptverfahren  nicht  zu  eröffnen,  woraufhin  das  Gericht 
nach  §  202  durch  Einstellungsbeschluss  die  Sache  erledigt. 

b)  Erst  nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  gemäss  §  201  St.P.O.  wird 
bemerkt,  dass  der  Angeklagte  noch  nicht  12  Jahre  alt  ist.  Mit  dem  Eröffnungs- 
beschluss  geht  die  Sache  an  das  erkennende  Gericht  über.  Es  mass  die  Hauptver- 
bandlnng  stattfinden,  in  der  nach  Feststellung  des  Alters  des  Beschuldigten  zur  Zeit 
der  That  die  Freisprechung  erfolgt"). 


*)  So  Glaser  TI,  196  Anm.  4  und  genauer  II,  198  ff. 

•)  Nach  V.  Kries  Ansicht  müssten  übrigens  diese  beiden  Fälle  wohl  ver- 
schieden behandelt  werden.  Der  noch  nicht  Zwölfjährige  besitzt  keine  Parteifähig- 
keit, es  fehlt  eine  notwendige  Prozess  Voraussetzung,  also  erfolgt  Einstellung  des 
Verfahrens.  Der  zur  Zeit  des  Prozesses,  aber  zur  Zeit  der  That  noch  nicht 
Zwölfjährige  besitzt  die  Prozessfähigkeit,  er  muss  also  freigesprochen  werden; 
vgl  V.  Kries  221,  222. 

')  Auch  die  verschiedenen  Streitfragen  über  den  Zeitpunkt  der  That  können 
von  Bedeutung  werden.    Vgl.  über  sie  v.  Liszt  §  30. 

'•)  Mit  dem  Einwand,  in  solchen  Fällen  sei  ein  Prozessverhältnis  nicht  zu 
Stande  gekommen  und  nur  scheinbar  ein  Angeklagter  vorhanden,  der  Prozess  und 
das  Urteil  seien  nichtig,  ist  wenig  geholfen.  Die  „Nichtigkeit*^  des  Uiteils  müsste 
erst  durch  neuen  Richterspruch  festgestellt  werden.  Solange  das  nicht  geschieht,  ist 
66  vorhanden,  es  kann  rechtskräftig  werden  wie  jedes  andere  Uiteil.  Wüi-de  etwa 
der  Berufungsrichter,  wenn  er  sieht,  der  erste  Eichter  habe  (inen  Straf  unmündigen, 
Wahnsinnigen  verurteilt,  erklären,  gegen  ihn  ist  das  Verhandeln  unmöglich,  das  erste 
Urteil  ist  ein  Scheinurteil,  ich  stelle  ohne  neues  Urteil  das  Verfahren  ein,  so  wäre 
das  fehlerhaft. 

")  Zwischen  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  und  der  Haupt verliandl« mg 
ist  eine  Beendigung  des  Verfahrens  nicht  möglich.    Der  Fall  liegt  rechtlich  gerade 
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c)  Die  Strafkammer  verurteilt  den  Beschuldigten,  ohue  den  Fehler  zu  bemerken. 
Der  Verurteilte  legt  rechtzeitig  Rechtsmittel  gegen  das  Urteil  ein.  Die  Sache  muss 
dann  in  der  höheren  Instanz  zur  Verhandlung  kommen,  in  der  das  erste  verurteilende 
Erkenntnis  aufgehoben  und  der  Beschuldigte  freigesprochen  wird"). 

V.  Ein  Partei  Verhältnis  ist  nur  denkbar,  wenn  beide  Parteien  vorhanden 
sind*').  Wird  jemand  angeklagt,  der  zur  Zeit  der  Anklageerhebung  bereits  gestorben 
war,  so  kommt  ein  Prozessverhältnis  nicht  zu  stände;  stirbt  der  Beschuldigte  nach 
der  Anklage,  so  ist  von  dem  Augenblicke  des  Todes  an  das  Prozessverhältnis  ni«ht 
mehr  da.  Diese  Falle  liegen  anders  als  dio  eben  bebandelten.  In  jenen  Fällen  ein 
irrtümlicherweise  begründetes,  aber  doch  vorhandenes  Prozessverhältnis,  in  diesen  ein 
rechtlich  und  thatsächlich  nicht  oder  nicht  mehr  vorhandenes  Prozessverhältnis  **). 
Die  Sache  gestaltet  sich  folgendermassen : 

a)  Der  Staatsanwalt  erhebt  Anklage,  es  wird  nach  §  179  St. P.O.  Eröffnung 
der  Voruntersuchung  verfügt.  Der  üntereuchungsrichter  entdeckt,  dass  der  An- 
geschuldigte tot  ist.  Er  wird  das  aktenkimdig  machen  und  dem  Staatsanwalt,  ohne 
einen  Schluss  der  Voruntersuchung  zu  verfügen,  die  Akten  übersenden.  Der  Staats- 
anwalt braucht  nun  keinen  Antrag  auf  Einstellung  des  Verfahrens  zu  stellen,  denn 
das  Verfahren  ist  tliatsäehlieh  zu  Ende.  Ein  (ferichtsbesehluss  etwa  nach  §  190  oder 
202  St.P.0.  ergeht  niclit'^j. 

b)  Es  wird  das  Hauptverfahren  gegen  den  Angeschuldigten  eröffnet.  In  dem 
sogenannten  Zwischen  verfahren  des  §  212  ff.  StP.O.  wird  der  Tod  des  Angeklagten 
bekannt.  In  den  Prozessakton  ist  der  Tod  des  Angeklagten  zu  vormerken,  der  Haupt- 
verhandlungstermin  ist  abzusetzen,  die  etwa  schon  geladenen  Zeugen  abzubestellen 
und  die  Staatsanwaltschaft'")  zu  bena'^hriehtigen.  Eines  besonderen  Sehlusses  des 
Verfahrens  bedarf  es  nielit''). 

(')  Konmit  in  der  Hauptverliandlung  der  Tod  des  Angeklagten  zur  Sprache,  so 
erfolgt  ebenfalls  keine  fünnliche  Einstellung,  sondern  es  wird  in  das  Protokoll  ein 
auf  den  Tod  bezügliclier  Vermerk  gemacht,  und  die  Sache  weggelegt.  Würde  etwa 
ein  bereits  Verstorbener  im  Falle  des  §  231  StP.O.  verurteilt,  so  ist  selbst  eine  Geld- 
strafe nach  §  30  St.P.O.   nicht  vollstrookl>ar.     Würdt»   etwa  der   Vertreter  des   Be- 


80,  wie  wenn  sich  die  Unsclmld  eines  strafmündigen  Angeklagten  in  dieser  Zwischen- 
zeit irgend  wie  herausstellt.  Hier  wie  da  ist  der  Ausgang  der  Haupt  Verhandlung  ge- 
wiss, trotzdem  muss  in  sie  eingetreten  werden.     Anders  Löwe  3a  vor  §  212  StP.O. 

")  Legt  der  Verurteilte  oder  etwa  ein  nach  §  340  St.P.O.  Berechtigter  kein 
Rechtsmittel  ein,  so  wird  das  verurteilende  Erkenotnis  rechtskräftig.  Um  es  aus  der 
Welt  zu  schaffen,  bedürfte  es  eines  Wiederaufnahmeantrags,  der  sich  auf  §  399 
Z.  5  StP.O.  stützen  müsste.  Auch  §  490  StP.O.  wäre  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl. 
John  II,  6(34. 

»■■*}  Der  Fall  dos  §411  StP.O.  scheidet  hier  aus. 

")  Das  Gesetz  hat  mit  Recht  derartige  Fälle  gar  nicht  ausdrücklich  erwähnt. 

^'^j  Olaser  II,  201  sagt,  der  Tod  macht  das  Verfahren  ..zwecklos  und  es  ist 
^chon  darum.  .  .  sofort  einzustellen".  Das  ist  schief  ausgedrückt  Das  Verfahren 
ist  nicht  „zwecklos^^  geworden,  sondern  thatsächlich  zu  Ende.  Ein  beendetes  Ver- 
fahren noch  einzustellen,  ist  nicht  nötig. 

^°)  Ebenso  etwa  voihandene  Nebenkläger,  Verteidiger  u.  s.  w. 

*')  Vgl.  dagegen  John  II,  661  und  Lowe  3a  vor  §  212  StP.O.  Darin  stimmen 
Wohl  beide  überein,  dass  in  eine  Hauptverhandluug  nicht  eingetreten  wird. 
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scholdigten,  in  Unkenntnis  des  Todes  ein  Rechtsmittel  einlegen,  so  würde,  wenn  das 
Rechtsmittelgericht  den  Tod  feststellt,  nicht  ein  zweites  Urteil  das  erste  aufheben, 
sondern  es  würde  auch  hier  die  Sache  ohne  Entscheidung  erledigt  sein*"). 

§  38. 
Die   Parteien. 

Der   Staat,   der   Beschuldigte   und   der   Busskläger. 

I.     Dem  Beschuldigten  steht  als  Partei  der  Staat  gegenüber. 

a)  Ob  das  Reich  oder  einer  der  Gliedstaaten,  und  welcher  von  ihnen 
in  die  Parteirolle  einzutreten  hat,  bestimmt  sich  gemäss  dem  G.Y.G. 
und  der  St.P.0.  danach,  welche  Staatsanwaltschaft  in  der  Einzelsache 
zur  Anklageerhebung  berufen  ist.  Danach  tritt  das  Reich  als  Partei 
auf  in  den  Sachen,  in  denen  nach  §  136  G.V.G.  das  Reichsgericht  als 
erste  Instanz  anzurufen  ist.  In  allen  übrigen  Sachen^)  ist  einer 
der  Bundesstaaten  Partei  und  zwar  der,  dessen  Gericht  erster  In- 
stanz mit  der  Sache  durch  Anklage  befasst  wird.  Es  ist  für  den 
Strafprozess  also  gleichgiltig,  ob  das  verfolgte  Delikt  durch  Reichs- 
oder Landesgesetze  bedroht  wird,  ebenso  ob  durch  inländisches  oder 
ausländisches  Recht.  Ebenso  ist  es,  abgesehen  von  §  136  6.V.G.,  ohne 
Bedeutung,  ob  die  That  sich  richtete  gegen  Interessen  des  Reichs  oder 
eines  Bundesstaats  *),  des  Inlands  oder  des  Auslands.  Bestimmend 
für  die  Parteirolle  ist  also  hier  das  Gericht,  das  als  erste  Instanz  die 
Sache  an  sich  zieht. 


**)  Die  Exterritorialen,  Militäri^ei-sonen  u.  s.  w.,  die  Glaser  II,  1U7  hier  neben- 
einander stellt,  haben  mit  der  Fiage  der  Parteifähigkeit  gar  nichts  zu  thun.  Wird 
ein  Mitglied  einer  deutschen  gesotzgebeiidon  Versammlung  nach  Ablauf  seines  Mandats 
wegen  einer  Äusserung  unter  Anklage  gestellt,  die  es  in  Ausübung  des  Berufes  gethan 
bat,  so  ist  der  Angeklagte  freizusprechen,  es  fehlt  an  einer  Bedingung  der  Straf- 
barkeit  Vgl.  dagegen  z.  B.  Bin  ding  I,  07(3,  684,  auch  v.  Kries  Z.  V,  Ü.  Die 
Bestimmung  des  §  11  St.G.B.  ist  strafrechtlicher,  nicht  prozessrechtlicher  Natur. 
Den  Militäri)er8oneu  und  Exterritorialen  fehlt  die  Parteifähigkeit  keineswegs,  sie 
sind  nur  nicht  den  ordentlichen  (Jerichten  imtenvorfen,  solange  ihnen  die  Eigenschaft 
als  Exterritorialer  oder  Militärperson  zur  Seite  steht.  Es  fehlt  an  einer  Prozess- 
voraussetzung;  das  Verfahren  ist  zur  Zeit  vor  den  ordentlichen  Gerichten  oder 
fbei  den  Exterritorialen)  überhaupt  unmöglich.  Würde  ein  Exterritorialer  irrtiimhchor- 
welse  vor  Gericht  gestellt,  so  müsste  das  Verfahren  eingestellt  werden.  A.  M.  John  IL 
&')2.  Glaser  unterscheidet  II,  190,  ob  die  Exterritorialität  zur  Zeit  der  That 
vorlag,  von  den  anderen  Fällen  und  behauptet,  dieser  Umstand  schhesse  „die  An- 
wendung des  Strafgesetzes^'  für  immer  aus. 

')  Von  den  Konsular-Sachen  u.  s.  w.  wird  hier  abgesehen. 

')  A,  in  Berlin  wohnhaft,  beleidigt  den  Grossherzog  von  Hessen  in  München. 
Als  Parteien  im  Prozess  kämen  nach  der  St. P.O.  Preussen  oder  Bayern,  nicht 
Hessen  in  Frage. 
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b)  Über  die  prozessuale  Stellung  der  Vertreter  des  Staates  als 
Prozesspartei  ist  weiter  unten,  besonders  bei  der  Darstellung  der  Staats- 
anwaltschaft zu  sprechen. 

c)  Wird  der  Prozess,  wenn  auch  erst  in  höherer  Instanz,  endgültig 
erledigt,  so  ist  der  Staat  des  Gerichts  erster  Instanz  berechtigt  und 
verpflichtet,  die  Strafe  zu  vollstrecken,  an  ihn  fällt  die  Geldstrafe,  er 
allein  kann  auf  die  Strafe  verzichten  8). 

II.  Dem  Staat  steht  als  Partei  gegenüber  der  Beschuldigte. 
Die  St.P.O.  spricht  scheinbar  gleichbedeutend  vom  Beschuldigten,  An- 
geschuldigten und  Angeklagten.  Jedoch  zeigt  §  153  St.P.0.,  dass  der  Aus- 
druck Beschuldigter  der  weiteste  ist  und  den  Angeschuldigten 
und  Angeklagten  mit  umfasst,  sowie,  dass  dem  Worte  „Beschuldigter^' 
keine  terminologische  Bedeutung  zukommt  Man  kann  nur  sagen:  ledig- 
lich „Beschuldigter''  ist  der  Verdächtige  in  dem  Verfahren  vor  der  An- 
klage, von  da  bis  zur  Eröflfnung  des  Haupt  Verfahrens  heisst  er  „An- 
geschuldigter", von  da  bis  zur  Rechtskraft  des  Urteils  oder  sonstigen 
Beendigung  des  Prozesses  heisst  er  „Angeklagter".  Nach  der  Rechts- 
kraft des  Urteils  ist  er  eventuell  der  „Verurteilte"*). 

Der  §  155  St.P.O.,  der  erst  durch  die  B.  J.  K.  eingeschoben  ist, 
sollte  eine  Interpretationsregel  sein.  Sie  ist  aber  im  Gesetz  nicht 
streng  durchgeführt. 

a)  Der  Beschuldigte  ist  Prozesssubjekt^)  und  hat  als  solches 
Rechte  und  Pflichten.  Der  Beschuldigte  muss  sich  auf  den  Prozess 
einlassen.  Er  kann  sich  anders  als  der  Beklagte  im  Civilprozess 
nicht  dem  Prozess  entziehen  und  wie  jener  die  Folgen  der  Nicht- 
einlassung,  etwa  das  Versäumnisurteil,  auf  sich  nehmen.  Sein  Er- 
scheinen im  Prozess  wird  der  Regel  nach,  wenn  er  nicht  freiwillig 
kommt,  erzwungen  und  unter  Umständen,  wenn  die  Gefahr  besteht,  er 
werde  sich  dem  Prozess  entziehen,  z.  B.  durch  Verhaftung  gesichert®). 
Für  unentschuldigtes  Ausbleiben  kennt  das  Gesetz  nicht 
einmal  Strafen.     Eine  Pflicht  zur  Aussage  besteht  für  ihn  nicht,  er 

■)  Vgl.  auch  Bin  ding  I,  479  ff.;  er  hebt  hervor,  dass  bei  Verletzungen  der 
dem  Reiche  zustehenden  Steuerrechte  die  Steuer  dem  Reiche,  die  Defraudations- 
ßumme  dem  aburteilenden  Einzelstaate  gebührt. 

*)  Vgl.  Löwe  1  und  2  zu  §  155  St.P.O.,  v.  Kries  219,  Ullmann  235. 

*)  Nicht  ist  er  lediglich  Untersuchungsobjekt,  etwa  Beweismittel,  wie  der 
Zeuge.  Dass  er  das  auch  ist,  ist  unbestritten,  das  schliesst  aber  seine  Prozess- 
subjektivität nicht  aus.  Ähnlich  ist  die  Sache  auch  im  Civilprozess.  Vgl.  noch 
unten  beim  Beweis,  auch  Ullmann  239. 

®)  Vgl.  V.  Kries  0  und  223,  auch  §  229  St.P.0.  und  im  einzelnen  noch  unten. 
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ist  nicht  verpflichtet,  etwa  gar  zu  seinen  Ungunsten  zur  Aufklärung 
der  Sache  thätig  zu  werden^. 

b)  Sein  hauptsächlichstes  Recht  im  Prozess  ist  die  Verteidigung 
gegen  die  Anklage,  d.  h.  die  Benutzung  aller  der  Hilfsmittel,  die 
ihm  das  Gesetz  zur  Abwehr  des  AnklageangrifiFs  zu  Gebote  stellt®). 
Diese  Verteidigung  übt  der  Beschuldigte  selbst  aas,  ihr  dient  weiter 
der  neben  ihn  tretende  Verteidiger^).  Zur  Wahrnehmung  der  Prozess- 
reehte  hat  der  Beschuldigte  bezw.  sein  Verteidiger  das  Recht  der 
Antragstellung,  der  Ladung  von  Zeugen  und  Sachverständigen,  der 
Fragestellung  an  die  Zeugen  und  Sachverständigen,  das  Recht,  Rechts- 
mittel einzulegen  u,  s.  w.^*^). 

c)  Bei  der  Regelung  der  Parteistellung  des  Beschuldigten  ist  man 
im  allgemeinen  bemüht  gewesen,  seine  Rechte  denen  des  Anklägers 
möglichst  gleich  zu  bemessen  i^). 

III.  Auch  der  Busse  verlangende  Privat-  oder  Nebenkläger  ist 
Partei.  Wer  einen  Anspruch  auf  Busse  haben  soll,  hat  das  Strafrecht 
bestimmt^*).  Weder  die  Strafgesetze  noch  die  Strafprozessgesetze  haben 
das  Bussrecht  an  ein  bestimmtes  Alter  oder  an  bestimmte  geistige 
Fähigkeiten  geknüpft i»).  Der  §  443  St.P.0.  spricht  ohne  jede  Ein- 
schränkung von  dem,  „der  berechtigt  ist,  .  .  .  eine  Busse  verlangen''. 
Daher  ist  jeder  bussberechtigte  Mensch  im  Privat- 
und  Nebenklage  verfahren,  insoweit  es  die  Busse  zum 
Gegenstande  hat,  parteifähig.  Ob  ausser  physischen  Personen 
auch  juristische  Personen  im  Bussprozess  parteifähig  sein  sollen,  hat  §  414 
St.P.0.1*)  nicht  entscheiden  wollen.  Auch  das  hat  das  Strafrecht  zu 
bestimmen.  Giebt  dies  einer  Korporation  ein  Recht  auf  Busse,  so  ist 
auch  sie  im  Bussprozess  parteifähig  ^s). 

')  Vgl.  noch  unten  z.  B.  bei  der  Edition  und  auch  §  136  St.P.0 ,  v.  Kries  224. 

*)  Eine  Beschränkung  dieser  Rechte  führt  unter  Umständen  zur  erfolgreichen 
Anfechtung  des  Urteils;  §  377  Z.  2,  8  StP.O.,  Ullmann  237. 

»)  Über  ihn  unten  §  43  ff. 

*<»)  Vgl.  z.  B.  §§  218,  219,  239,  338  St.P.0. 

**)  Über  den  Grundsatz  der  Parteiengleichheit  schon  oben  S.  112  und  Uli- 
mann 236. 

")  Nicht  nur  das  StG.B.,  sondern  auch  andere  Reichsgesetze.  Auch  die 
Landesgesetze  können  Bussansprüche  schaffen;  Bin  ding  I,  32.Ö. 

*•)  Eine  andere  Frage  ist,  wer  als  Buss berechtigter  persönlich  vor  üe- 
richt  handelnd  seinen  Anspruch  selbst  durchsetzen  kann,  wer  die  Prozess- 
fähigkeit im  Bussprozess  hat.    Das  ist  im  folgenden  §  zu  besprechen. 

")  Der  §  414  St.P.0.  findet  auch  auf  das  Bussverfahren  Anwendung. 

'^)  Vgl.  Olshausen  12  u.  13  zu  §  185  StG.B.  Dafür,  das  Korporationen 
z.  B.  nach  §  15  des  Maikenschutzgesetzes  buasberechtigt  sind,  spricht  die  Natur  der 
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IV.  Man  scheidet  von  den  Parteien  wohl  noch  sog.  Neben- 
part e  i  e  n  *^)  und  stellt  unter  diesen  Begriff  vor  allem  den  gesetzlichen 
Vertreterin),  die  Angehörigen  des  Beschuldigten i*^),  sowie  die  sog.  Ein- 
ziehungs-Interessenten *^)  und  die  Personen,  die  für  die  den  Schuldigen 
treffende  Geldstrafe  subsidiär  haftbar  sind  ^%  Zu  beachten  ist  dabei,  dass 
die  Stellung  dieser  Personen  im  Strafprozess  eine  sehr  verschieden- 
artige ist  und  dass  das  Gesetz  den  Ausdruck  „t^ebenpartei'^  nicht  kennt 

§  39. 
Die   Prozessfähigkeit. 

I.  Prozessfähigkeit  ist  prozessuale  Handlungsfähig- 
keit^),  die  Fähigkeit,  Prozesshandlungen  rechts- 
wirksam  vorzunehmen. 

a)  Prozessfähigkeit  und  Parteifähigkeit  decken  sich  nicht.  Nicht 
jeder  Parteifähige  ist  prozessfähig.  Für  die  nicht  prozessfähige 
Partei  müssen  andere  handeln.  Soll  z.  B.  im  Civilprozess  für  ein 
Kind  eine  Forderung  eingeklagt  werden,  so  nimmt  für  die  prozess- 
unfähige Partei  ihr  gesetzlicher  Vertreter  die  der  Partei  im  Prozess 
zugewiesenen  Handlungen  vor*).  Prozessfähigkeit  der  Partei 
ist  also  die  Fähigkeit,  für  den  Prozess  bedeutsame 
Handlungen   selbst   vorzunehmen'). 

BuBse,  bei  der  es  sich  nicht  am  eine  Strafe,  sondern  um  eine,  wenn  auch  im  Straf- 
prozess geltend  zu  machende  Entschädigung  handelt.  Vgl.  auch  Gierke,  Die 
Genossenschaftstheorie  und  die  deutsche  Itechtsprechung  (1887)  147. 

»•)  Vgl.  V.  Kries  224  ff. 

")  Vgl.  über  ihn  unten  und  §§  137,  140,  149,  268  StP.O. 

»*)  Vgl.  über  ihn  unten  und  §§  149,  340,  322,  328,  4()1  8t.P.O. 

*•)  Vgl.  über  sie  unten  und  §  478  St.P.O. 

'•)  Solche  Haftbarkeit  wird  insbesondere  in  Zoll-  und  Steuer-,  Feld-  und  Forst- 
polizei-Gesetzen häufig  angeordnet;  vgl.  Bin  ding  I,  489.  Das  gerichtliche  Verfahren 
richtet  sich,  soweit  Zoll-  und  Steuergesetze  in  Frage  stehen,  nach  §  4(30  ff.  St.P.O.  In  ihm 
ist  der  Haftbare  aber  grundsätzlich  Hauptpartei.    Vgl.  auch  v.  Kries  229  und  unten. 

')  Die  Begriffe  Prozess-  und  Partei  Fähigkeit  sind  scharf  auseinander  zu  halten. 
Vgl.  auch  Wach  I,  532.  C.P.O.  §  50  spricht  von  der  Prozessfähigkeit  als  „Fähigkeit 
der  Partei,  vor  Gericht  zu  stehen'*;  sie  giebt  lediglich  eine  Übersetzung  der  gemein- 
rechtlichen „persona  legitima  standi  in  judicio^',  und  meint  nicht  das  Stehen, 
sondern  das  Handeln  vor  Gericht. 

»)  Vgl.  z.  B.  §  435  C.P.O.  Auch  die  Bestellung  eines  Prozessvertreters,  oder 
eines  Verteidigers  ist  eine  Prozesshandlung  und  kann  nur  von  dem  ausgeübt  werden, 
der  Prozessfäbigkeit  besitzt. 

^)  Bezw.  durch  einen  selbst  gewählten,  „gewillkürten"  Vertreter  vornehmen 
zu  lassen.  Prozessfähig  in  diesem  Sinne  ist  im  Strafprozess  auch  die  bussberechtigte 
juristische  Person.  Vgl.  über  die  Frage  nach  der  Prozessfähigkeit  juristischer  Per- 
sonen auch  Lothar  Beuff^rt,  Bern.  2e  zu  §  50  C.P.O.,  der  die  Prozessfähigkeit 
bestreitet, 
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b)  Auch  die  Prozessvertreter  und  Gehilfen  müssen,  da 
sie  Prozesshandlungen  vorzunehmen  haben,  prozessual  handlungsfähig 
sein.  Das  Gesetz  enthält  eine  Reihe  ihre  Handlungsfähigkeit  regelnde 
Sätze*). 

II.  Auch  über  die  Prozessfähigkeit  giebt  die  St.P.O.  keine  Auskunft*). 

a)  Die  erste  Frage  ist  die  nach  der  prozessualen  Handlungsfähig- 
keit der  Parteien. 

Die  StP.O.  geht  davon  aus,  dass  der  Beschuldigte  persön- 
lich vor  Gericht  erscheinen  müsse  ^).  Der  Verteidiger  hat  grund- 
sätzlich nur  neben  dem  Beschuldigten  zu  handeln,  er  ist  nicht  etwa 
immer  Prozessvertr  eter^).  Ebensowenig  vermag  regelmässig  der 
gesetzliche  Vertreter  das  eigene  Handeln  des  Beschuldigten  zu  ersetzen. 
Die  Prozessfähigkeit  des  Beschuldigten  konnte  deshalb  nicht  an  ein 
bestimmtes  Alter  und  bestimmte  Fähigkeiten  geknüpft  werden®).  Viel- 
mehr ist  jeder  Beschuldigte  rechtlich  befähigt,  die  vom  Gesetz  ihm 
zugewiesenen  Prozesshandlungen  selbst  vorzunehmen^).  Nicht  ohne 
weiteres  ist  der  rechtlich  Prozessfähige  aber  auch  thatsächlich 
fähig  zur  Vornahme  von  Prozesshandlungen.  Da  man  z.  B.  mit  einem 
Geisteskranken  nicht  verhandeln  kann,  rauss  nach  §  203  St.P.O.  der 
Prozess  bis  zur  Hebung  des  Hindernisses  stillstehen^^). 


*)  Vgl.  Einzelheiten  gleich  unten.  Man  pflegt  regelmässig  die  prozessuale 
Handlangsiähigkeit  der  Partei  von  der  der  Vertreter  u.  s.  w.  zu  trennen.  Nur  die 
erste  wiid  in  der  Wissenschaft  regelmässig  als  Prozessfähigkeit  bezeichnet.  So  auch 
C.P.O.  §  50  (in  der  neuen  Redaktion  §  51),  der  von  der  Fähigkeit  der  Partei 
spricht.  Vgl.  dazu  Wach  I,  537  Anm.  5,  Planck  I,  214.  Fasst  man  dagegen  die 
prozessuale  Handlungsfähigkeit  für  alle  zum  Handeln  Berufenen  in  einer  Begriffs- 
bestimmung zusammen,  so  würde  man  za  sagen  haben:  Prozessuale  Handlungs- 
fähigkeit ißt  die  Fähigkeit,  für  sich  oder  Andere  selbst  oder  durch 
einen  gewähltere  Vertreter  prozessual  wirksam  zu  handeln. 

*)  Auch  in  §  55  St.G.B.  ist  keine  die  Prozess fühigkoit  behandelnde  Rugel  zu 
sehen;  a.  M.  v.  Kries  221.  Mit  Ausnahme  des  Lehrbuchs  von  v.  Kries  221  geben 
die  Darstellungen  des  Prozessrechts  über  die  Bcf^'riffe  der  Partei-  und  Prozessfähigkeit 
keine  Auskunft.  Vgl.  auch  kurz  Ullmann  202.  Unklar  (Maser  II,  190  ff.  Im 
§  414  Abs.  3  St.P.O,  wird  eine  auf  die  prozessuale  Handlungsfilhigkeit  der  zur  Privat- 
klagc  Berechtigten  bezüghche  Bestimmung  gegeben;  über  sie  unten. 

*)  Ausnahmen  unten;  vgl.  auch  z.  B.  §§  232,  318  St.P.O. 

^)  über  die  Stellurjg  des  Verteidigers  unten. 

«)  So  auch  R.  VII,  377.     Löwe  3a  zum  11.  Abschn.  der  St.P.O.  I.  Buch. 

^)  Aus  §  140  StP.O.  ergiebt  sich,  dass  z  B.  der  unter  Vormundschaft  stehende 
Beschuldigte,  ohne  Rücksicht  auf  sein  Alter  sich  selbst  einen  Verteidiger  wählen,  also 
eine  Prozesshandlung  vornehmen  kann.     Vgl.  auch  R.  1,  ().')(). 

***)  Vgl.  auch  V.  Kries  222,  Ullmann  262.  Zwei  Fälle  sind  auseinander  zu 
halten:  War  der  Angeschuldigte  zur  Zeit  der  That  krank,  so  niuss  er.  unter  An- 
klage gestellt,  freigesprochen  werden,  es  fehlt  an  einer  Bedingung  der  Strafbarkeit. 
War  er  zur  Zeit  der  That  gesund,  ist  er  aber  zur  Zeit  des  Prozesses  krank,  so  ist 
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b)  Aus  §  414  St.P.O.  in  Verbindung  mit  §  435  St.RO.  ergiebt 
sieb,  dass  der  Neben  klag  er,  der  einen  gesetzlichen  Vertreter  hat, 
nicht  prozessfähig  ist.  Er  kann  also  seinen  Bussanspruch  nicht 
selbst  vor  Gericht  durchsetzen;  für  ihn  handelt  sein  gesetzlicher 
Vertreterin). 

III.  a)  Auf  klägerischer  Seite  ist,  den  Bussprozess  ausgeDommen,  Partei  der  Staat 
Wer  ihn  vertreten  soll,  bpstinimt  das  Gesetz.  Die  Prozessfähigkeit  kommt  dem  Staat 
also  ebenso  zu  wie  im  Civilprozess  der  juristischen  Person").  Nach  der  St.P.O. 
vertritt  den  Staat  regelmässig  die  Staatsanwaltschaft,  aber  auch  nach  §  459  St.P.0. 
die  Verwaltungsbehörde,  nach  §  414  St.P.O.  der  Privatlcläger,  oder  nach  §  4H5  St.P.0. 
der  Nobenkläger'») 

b)  Da  jeder  Beschuldigte  prozeesfähig  ist,  kann  er  sich  nicht  nur  nach  §  137 
St.P.0.  seinen  Verteidiger  wählen,  sondern  auch  nach  §  427  St.P.0.  seinen  Beistand 
bezw.  Vertreter  aussuchen"). 

c)  Dem  Nebenkläger  als  Partei  kommt  eine  Wahlbefugnis  nur  dann  zu, 
wenn  er  prozessfähig  ist.  Ist  das  nicht  der  Fall,  so  wählt  für  ihn  der  gesetzliche 
Vertreter  **). 

d)  Wer  befähigt  ist,  als  Staatsanwalt,  Privatkläger,  Nebenkläger  u.  s.  w.  für 
den  Staat  zu  handeln,  bestimmt  das  Gesetz*"). 

Strafbarkeit  der  That  vorhanden,  es  kann  aber  wegen  Fehlens  einer  prozessualen  Voraus- 
setzung zur  Zeit  nicht  verhandelt  werden.  E.  I,  149  ff.  hat  den  dritten  möglichen 
Fall  im  Auge,  dass  der  Thäter  zur  Zeit  der  That  und  zur  Zeit  des  Prozesses  geistes- 
krank war.  Kommt  das  zu  Tage  vor  Erötfnung  des  Hauptverfahrens  (§  201  St.P.O.),  so 
wird  das  Verfahren  durch  Ein  stell  ungsbeschluss  (§  202  St  P.O.)  beendet.  Ist  dasITaupt- 
verfahren  einmal  eröffnet  und  stellt  sich  der  Fehler  nun  heraus,  ist  weiter  die  Geistes- 
krankheit eine  derartige,  dass  nicht  verhandelt  werden  kann,  so  muss  das  Verfahren,  da 
eine  Möglichkeit,  es  aus  der  Welt  zu  schaffen,  nicht  vorhanden  ist,  bis  auf  Weiteres 
ausgesetzt  werden.  Ist  der  Beschuldigte  fähig  zum  Verhandeln  geworden,  so  wird  in  die 
Hauptverhandlung  eingetreten  und  der  Reschuldigte  freigesprochen.  Auch  schwere 
sonstiee  Krankheit,  Taubstummheit,  bei  Unmöglichkeit  sich  mit  den  Beschuldigten  zu 
verständigen,  schliesst  die  Prozessfähigkeit  thatsächlich  aus.     Vgl.  noch  unten. 

"j  Vgl.  über  den  gesetzlichen  Vertreter  unten  §  49.  Wenn  also  z.  B.  der 
Vater  des  durch  einen  Steinwurf  verletzten  Kindes  eine  Busse  fordert,  so  ist  er  nicht 
Partei,  sondern  Parteivertreter.  Er  macht  einen  Anspruch  des  Kiftdes  geltend.  Die 
BusssumiiiP  kommt  in  das  Eigentum  des  Kindes,  nicht  in  das  des  Vaters. 

'')  Über  die  Frage  der  Prozessfähigkeit  juristischer  Personen  herrscht  im  Civil- 
prozess "St  reit;  vgl.  oben  Anm.  3  und  v.  Kries  187. 

^^)  V.  Kries  187  scheidet  von  den  Hauptparteien  die  „Nebenparteien",  d.  h. 
die  Personen,  die  „kraft  eignen  Rechts  prozessuale  Handlungen  zu  dem  Zwecke  vor- 
nehmen, um  der  einen  Partei  zum  Siege  zu  verhelfen".  In  der  Darstellung  oben  ist 
dieser  Bogriff,  den  die  St.P.O.  nicht  kennt,  absichtlich  vermieden.  Der  CP.O.  ist 
der  Begriff  TT  au  ptpart  ei  bekannt. 

^*)  Über  das  selbständige  Wahlrecht  des  gesetzlichen  Vertretei-s  vgl.  §  137  Abs.  2 
St.P.O.     Auch  znr  selbständigen  Wahl  eines  Beistandes  nach  §  427  ist  er  berechtigt. 

")  Z.  B.  der  Rechtsanwalt,  der  den  Bussanspruch  geltend  machen  soll. 

*®)  Reichs-  oder  Landesgesetze  kommen  in  Frage.  Die  Fähigkeit  zum  Auftreten 
bestimmt  die  Rechtsanwaltsordnung  vom  1.  Juli  1878,  auf  deren  Bestimmungen  liier 
nicht  näher  einzugehen  ist.  Vgl.  darüber  die  Lehrbücher  des  CiWlprozesses  und 
no(^h  unten  die  folgenden  §§.  Über  die  Prozessfähigkeit  des  Privatklägers  unten  bei 
dem  Privatklage verfahren. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Vertreter  und  Geholfen  der  Parteien. 

A.    Die  Staatsanwaltschaft  und  ilire  Gehülfen. 

§  40. 

Die  Stellung  und  Verfassung  der  Staatsanwaltschaft. 

Befähigung  und  Berufung  zum  Amte. 

I.  a)  Die  Staatsanwaltschaft  ist  im  Straf prozess  nach  §  152  St.P.O. 
die  zur  Wahrnehmung  der  staatlichen  Interessen^)  berufene  Behörde. 
Sie  hat  die  öffentliche  (staatliche)  Klage  vor  den  ordent- 
lichen Strafgerichten  zu  erheben 2).  Um  das  zu  können,  ist  sie  nach 
§§  158,  159  St.P.0.  auch  berufen,  für  die  Ermittelungen  begangener 
strafbarer  Handlungen  zu  sorgen.  Die  von  ihr  erhobene  Anklage  hat 
sie  im  Strafprozess  zu  vertreten**). 

b)  Damit  sind  die  Aufgaben  der  Staatsanwaltschaft  in  Strafsachen 
noch  nicht  erschöpft.  Der  §  36  St.P.0.  weist  ihr  die  Zustellungen 
von  Ladungen  und  Entscheidungen  zu,  §  213  die  Herbeischafifiing  der 
als  Beweismittel  erforderlichen  Gegenstände.  Sie  hat  weiter  nach  §  483 
St.P.0.  die  Strafvollstreckung  und  nach  §§  52,  53,  56,91,96  St.P.0. 
eine  Anzahl  weiterer  Straf  Justizverwaltungsgeschäfte*).  Die  Staats- 
anwaltschaft 5)  ist  keine  richterliche  Behörde^),  sondern  eine  Behörde  der 
Justizverwaltung.  Die  Justizverwaltung  im  Reich  ist  nur  in 
reichsrechtlich  genau  bestimmtem  Umfange  Sache  des  Reichs,  im  übrigen 
ist  sie  den  Bundesstaaten  verblieben.  Die  Staatsanwalt- 
schaften sind  daher  teils  bundesstaatliche,  teils  Reichs- 


^)  Den  Bassanspruch  hat  sie  weder  gellend  zu  machen,  noch  ihn  irgendwie 
zu  vertreten. 

•)  Lahand  II,  406  ff.  Die  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  im  Civilprozess, 
z-  B.  nach  §  569  C.P.O.,  interessiert  hier  nicht,  ebensowenig  ihre  Thätigkeit  auf 
anderen  Gebieten  der  Gericht sharkeit,  mag  sie  vor  den  ordentlichen  oder  besonderen 
Gerichten  stattfinden.  Die  Bestimmungen  über  die  Verfassungen  d^r  Staatsanwaltschaft 
haben,  da  sie  für  beide  Prozesse  von  Bedeutung  sind,  nicht  in  der  St.P.O.,  sondern 
zwecks  einheitlicher  und  einmaliger  Regelung  ihren  Platz  im  G.V.G.  gefunden. 
Weitere  Geschäfte  der  Staatsanwaltschaft,  die  mit  ihrer  Parteistellang  nichts  zu  thun 
haben,  vgl.  z.  B.  in  §§  52,  53,  56,  91,  9(3  G.V.G.  Über  die  ParteistoUung  schon  oben 
S.  110—112  und  V.  Kries  191  f. 

»)  Vgl.  V.  Kries  191,  Ulimann  232,  Löwe  2a  zu  §  152  St.P.O. 

*)  Vgl.  noch  §§  207,  362,  387  und  näheres  unten. 

*)  In  das  deutsche  Prozessrecbt  hat  die  Staatsanwaltschaft  (Miuistere  public) 
aus  dem  französischen  Code  d'instruction  criminelle  von  1808  Eingang  gefunden. 
Vgl,  John  II,  124,  auch  v.  Kries  55,  Uli  mann  222  f.,  letzteren  besonders  über 
die  Aufnahme  der  Staatsanwaltschaft  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten. 

")  Zur  Entsoheidung  von  Strafsachen  ist  sie  nie  herufen. 
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behörden^.  Die  beim  Reichsgericht  bestehende  Keichsanwalt- 
schaft  ist  eine  Reichsverwaltungsbehörde,  die  übrigen  Staatsanwalt- 
schaften sind  solche  der  Bundesstaaten. 

c)  Während  die  Stellung  des  Richters  durch  den  §  6 ff.  G.V.G. 
mit  einer  Reihe  von  Garantieen  umgeben  ist,  die  ihm  seine  Un- 
abhängigkeit sichern  sollen,  hat  das  Reichsrecht  sie  für  den  Ver- 
waltungsbeamten, den  Staatsanwalt,  nicht  geschaffen.  Für  die 
Reichsanwälte  ist  durch  §  150  Abs.  2  G.V.G.  das  Gegenteil  vom  §  8 
G.V.G*  ausdrücklich  bestimnit  und  landesrechtlich  wird  für  die  übrigen 
Staatsanwälte  ähnliches  angeordnet.  Auch  darin  unterscheidet  sich  die 
Stellung  des  Staatsanwalts  von  der  des  Richters,  dass  er  nach  §  147 
G.V.G.  den  dienstlichen  Anweisungen  seiner  Vorgesetzten 
und  nicht  wie  der  Richter  nach  §  1  G.V.G.  lediglich  dem  Gesetz  unter- 
worfen ist.  Mit  dieser  „abhängigen  und  wenig  gesicherten  dienstlichen 
Stellung"  hängt  das  Verbot  des  §  152  G.V.G.  zusammen®). 

d)  Der  §  151  G.V.G.  geht  davon  aus,  dass  die  Staatsanwalt- 
schaften neben  den  Gerichten  als  von  ihnen  unabhängige,  gleich- 
geordnete Behörden  stehen.  In  bestimmter  Richtung  ist  der  Grundsatz 
jedoch  durch  §  170  St.P.0.  durchbrochen»). 

e)  Nach  dem  Sprachgebrauch  des  Gesetzes  umfasst  das  Wort 
„Staatsanwaltschaft"  einmal  die  Gesamtheit  der  staatsanwaltschaft- 
lichen Beamten  eines  Bundesstaates^*^),  aber  auch  die  einzelne 
staatsanwaltschaftliche  Behörde  bei  einem  bestimmten  Ge- 
richte^*). 

II.  Die  Verteilung  der  zu  erledigenden  Strafsachen  auf  die 
einzelnen  Gerichte  erster  Instanz  macht  es  erforderlich,  dass  für  die  Er- 
hebung der  Anklage  bei  jedem  dieser  Gerichte  Vorsorge  getroffen  wird. 
Die  Staatsanwaltschaft  hat  aber  auch  für  die  Durchführung  des 
Strafverfahrens  in  den  höheren  Instanzen  zu  sorgen.  Deshalb 
muss  auch  bei  ihnen,  z.  B.  auch  beim  Oberlandesgericht,  für  die  Ver- 
tretung  des  Staates   gesorgt   werden.     Dem    entspricht   es,   dass    nach 


')  Ähnlich  wie  die  Gerichte;  vgl.  oben  S.  31  ff.,  auch  Labaud  II,  406.  Über 
die  staatsiech tliclie  Stellung  der  reichsläcdischen  StaatsanwaliscbafteD  vgl.  John  II, 
5,  22,  23  Anm.  9. 

")  Laband  II.  4011  und  noch  llauck  zu  §  152  G.V.G.,  Ullmann  222,  224. 

")  Vgl.  unten  bei  der  Auklagrerhebung. 

'°)  Z.  B.  die  preussische,  hessische  Staatsanwaltschaft. 

")  Z.  B.  die  Staatsanwaltschaft  beim  Landgericht  Breslau,  vgl.  auch  John  II, 
1  bis  5. 
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§    142    G.V.6.    bei    jedem    ordentlichen   ständigen^-)    Ge- 
richte eine  Staatsanwaltschaft  bestehen  soll^^). 

III.  a)  Die  äussere  Verfassung  ist  vom  6.V.G.  einigermassen 
erschöpfend  nur  für  die  Staatsanwaltschaft  beim  Reichsgericht  geregelt; 
für  die  andern  Staatsanwaltschaften  sind  nur  Umrisse  gegeben,  deren 
Ausfüllung  den  Bundesstaaten  überlassen  wurde.  Die  Grundzüge  der 
Verfassung  finden  sich  in  §  143  G.V.G.  Nach  ihm  ergeben  sich  drei 
Gruppen  staatsanwaltschaftlicher  Beamten ,  die  Reichsanwälte, 
Staatsanwälte^"*)  und  Amtsanwälte. 

b)  Ausdrücklich  erklärt  §  145  G.V.G.,  dass  trotz  der  Mehrzahl 
der  Staatsanwälte  bei  einem  Gerichte,  die  Staatsanwaltschaft  nicht 
etwa  eine  Behörde  mit  kollegialer  Verfassung  wird*^); 
Träger  des  Amtes  ist  nur  der  erste  Beamte. 

IV.  a)  Das  G.V.G.  überlässt  es  zum  grossen  Teil  dem  Landes- 
recht, zu  bestimmen,  wer  zum  staatsanwaltschaftlichen  Amte  fähig  sein 
soll.  Doch  hat  das  Reichsrecht  in  §  149  Abs.  2  G.V.G.  angeordnet,  dass 
zum  Amte  des  Staatsanwalts**)  fähig  nur  der  zum  Richter- 
amte fähige  ist"). 


^•}  Die  Staatsanwaltschaft  des  Amtsgerichts  ist  beim  Schöffengericht,  die  dos 
Landgerichts  beim  Schwurgericht  thätig;  vgl.  auch  §  14:}*  0  V.O. 

'')  Nicht  „muss'^;  vgl.  auch  Laband  IL  407.  Es  muss  dafür  gesorgt  werdi^n, 
dass  Anklageerhobung  bezw.  Anklagedurchführung  au  jedem  Gericht  stattfiudeu  kann. 
Ob  bei  jt^dem  Gericht  eine  besondere  Staatsanwaltschaft  eingesetzt  wini,  oder  ob  z.  B. 
die  Geschäfte  der  Staatsanwaltscliaft  bei  mehreren  Gerichteu  von  derselben  Staats- 
anwaltschaft versehen  werden,  das  zu  bestimmen  ist  Sache  der  Bundesstaaten.  Vgl. 
z.  B.  Pr.  A.G.  z.  G.V.G.  §  63. 

")  Wo  das  Gesetz  den  „Staatsanwalt"  nennt,  ist  der  Amtsanwalt  nicht 
mit  einbegriffen,  dagegen  umfasst  ihn  das  Wort  ,,Staatsauwaltachaft'',  wo  nicht 
nach  Lage  der  Sache  sich  das  Gegenteil  ergiebt,  mit.  Vgl.  Löwe  4  zum  10.  Tit. 
G.V.G.  Ungenau  z.  ß.  §  105  St.F.O.,  der  die  „Staatsanwaltschaft''  nennt,  während 
nach  §  153  G.V.G.  der  Amtsanwalt  gar  nicht  in  Frage  kommen  kann,  vgl.  unten. 
Der  Diensttitel  der  Staatsanwälte  ist  reichsrechtlich  nur  bezüglich  der  Keichsanwälte 
bestimmt,  sonst  ist  das  Landesrecht  massgebend.  Generalstaatsanwalt,  Oberstaats- 
anwalt etc.  sind  auf  Landesrecht  beruhende  Bezeichnungen. 

**)  Vgl.  §  145  G.V.G.;  v.  Kries  198.  Die  übrigen  Beamten  handeln  als  seine 
Vertreter.  Ihre  Handlungen  gelten  als  Handlungen  d-:;s  ersten  Beamten;  Löwe  2 
und  3  zu  §  145  G.V.G.  Auf  die  Stellung  mehrerer  bei  einem  (iericht  vorhandener 
Amtsanwälte  soll  sich  §  145  G.V.G.  nicht  beziehen.  Nach  den  Mot.  soll  es  der  Landes- 
gesetzgebung überlassen  bleiben,  die  Einzelnen  von  einander  unabhängig  zu  stellen 
oder  „die  Einheitlichkeit  der  Behörde  durchzuführen^'.  Löwe  4  zu  §  143  G.V.G.  und 
noch  Laband  II,  409.  Auch  in  §  145  G.V.G.  zeigt  sich  der  Grundsatz  der  Ein- 
heitlichkeit; vgl.  gleich  tmten. 

^®)  Vgl.  daeu  Anm.  14. 

^^)  Vgl.  oben  §  16  II  L  Bezüglich  der  Amtsanwälte  vgl.  Preuss.  A.G.  z.  G.V.G. 
§  62  ff»,  Bayr.  A.G.  Art.  54,  55,  Hess.  A.G.  Art.  25.  Über  den  Amtsanwalt  schweigt 
das  G.V.G.  Für  ihn  ist  Fähigkeit  zum  Richteramt  reichs rechtlich  also  nicht  Er« 
fordernis.    Das  Amt  wird  in  Preussen  z.  B.  meist  von  Gemeindebeamten  oder  Polizei- 
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b)  Die  Anstellung  des  Oberreichsanwalts  und  der 
Reichsanwälte  erfolgt  nach  §  150  G.V.G.  durch  den  Kaiser  auf  Vor- 
schlag des  Bundesrats.  Im  übrigen  gilt  Landesrecht  Die  staats- 
rechtliche Stellung  der  staatsanwaltschaftlichen  Beamten  wird 
r  e  i  c  h  s  rechtlich  nur  für  den  Oberreichsanwalt  und  die  Reichsanwälte 
festgesetzt.  Der  §  149  Abs.  1  G.V.G.  nennt  sie,  ohne  positiv  zu  sagen,  was 
sie  sind,  nicht-richterliche  Beamte.  Das  will  sagen,  dass  der 
zum  Reichsanwalt  ernannte  bisherige  Richter  für  die  Dauer  dieses 
Amtes  aufhört,  Richter  zu  sein;  dass  also  Reichsanwalt  nicht  ein  mit 
Wahrnehmung  des  Amtes  beauftragter  Richter  sein  kann.  .  Dagegen 
ist  den  Bundesstaaten  freigestellt,  die  Staatsanwaltstellen  entweder  mit 
ständigen  Berufsstaatsanwälten  zu  besetzen  oder  Richter  mit 
Versehung  des  Amtes  auf  Zeit  beauftragen  ^^j^ 

Für  die  Berufs-Staatsanwälte  gilt  der  Grundsatz  der  ünabsetzbar- 
keit  nicht.  Das  bestimmt  für  die  Reichsanwälte  §  152  Abs.  2  G.V.G. 
Im  übrigen  gilt  Landesrecht  i^). 

§  41. 
Die  Einheitlichkeit  der  Staatsanwaltschaft  und  ihre 

Zuständigkeit 
I.  a)  Schon  aus  derThatsache,  dass  neben  der  Reichsanwaltschaft, 
die  eine  R  e  i  c  h  s  behörde  ist,  die  Staatsanwaltschaften  der  einzelnen 
Bundesstaaten  bestehen,  ergiebt  sich,  dass  nicht  sämtliche  Staats- 
anwaltschaften Deutschlands  eine  einheitliche  Behörde  mit  einheit- 
licher Spitze  sind.    Der  Oberreichsanwalt  ist  nicht  etwa  Vorgesetzter 


beamten  versehen.  Anders  in  einigen  grossen  Städten.  Vgl.  auch  v.  Kries  194.  Bezüg- 
lich der  Bureaubeamten  und  Unterbeamten  der  Staatsanwaltschaft  enthält  das  Reichs- 
rceht  keine  Bestimmung.  Sie  gehören  nicht  za  den  „Ämtern  der  Staatsanwaltschaft** 
im  Sinne  des  §  140  G.V.G.  Sätze  über  Ausschliessung  und  Ablehnung  staats- 
anwaltschaftlicher Beamten  kennt  das  G.V.G.  nicht  Sie  passen  auch  auf  die  Stellung 
der  Staatsanwaltschaft  als  Partei  Vertreterin  nicht.     Vgl.  übrigens  noch  v.  Kries  196. 

*•)  Beide  Systeme  sind  im  Reich  vertreten.  Ständige  Beamte  hat  z.  B.  Preusseo, 
Bayern  u.  s.  w.  Mit  dem  Amt  beauftragte  Richter  hat  dagegen  z.  B.  Oldenburg.  Vgl. 
näheres  bei  John  II,  51,  v.  Kries  195,  Laband  11,  409.  In  einigen  Staaten  ist 
nicht- richterlicher  Beamter  allein  der  Oberstaatsanwalt,  d.  h.  der  I.  Staatsanwalt  beim 
Oberlandesgericht,  während  die  übrigen  Staatsanwälte  „Richter  sind,  die  ihr  Amt 
kraft  eines  jeder  Zeit  widerruflichen  Auftrages  ausüben*'.  „Sie  stehen  auf  dem  Be- 
soldungsetat der  Richter,  erhalten  jedoch  für  die  Dauer  ihrer  Geschäftsführung  eine 
Funktionszulage.**    Vgl.  für  Preussen  noch  A.G.  z.  G.V.G  §§  66,  67. 

*•)  In  Preussen  gilt  ähnliches  wie  in  §  150  Abs.  2  G.V.G.  Wird  dagegen  z.  B. 
in  Oldenburg  ein  mit  dem  Amt  beauftragter  Richter  des  Amts  enthoben,  so  tritt  er 
wieder  in  die  Richterstellung  zurück  —  als  Richter  ist  er  unabsetzbar  — ,  aber  nicht 
ohne  weiteres  in  seine  alte  Stellung,  sondern  bei  einem  ,,ihm  anzuweisenden  Oerioht/^ 
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sämtlicher  deutschen  Staatsanwälte.  Der  Grundsatz  der  „Einheitlichkeit 
und  Unteilbarkeit'  des  französischen  Rechts')  ist  für  das  Keich 
nicht  vorhanden.  Dagegen  bilden  die  Staatsanwaltschaften  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  grosse,  einheitlich  organisierte,  selbständig 
nebeneinanderstehende  Behörden,  deren  Spitzen  die  obersten  Justiz- 
Verwaltungsstellen  der  Einzelstaaten  sind.  Die  Keichsanwaltschaft  steht 
neben,  nicht  über  den  Staatsanwaltschaften  der  einzelnen  Bundesstaaten  ^). 
Die  Staatsanwaltschaften  beim  einzelnen  Gericht  sind  staatsrechtlich  nur 
„Stationen"  der  Staatsanwaltschaft  des  Staates  selbst^). 

b)  Dem  Grundgedanken  der  Einheitlichkeit  und  Unteilbarkeit 
entspricht  das  vom  §  146  G.V.G.  behandelte  sogen.  Devolution s- 
und  Substitutionsrecht  der  ersten  Beamten  der  Staats- 
anwaltschaften beiden  Oberlandesgerichten  und  Landgerichten 
Sie  haben  das  Recht,  in  jedem  Prozessstadium,  auch  noch  in  höherer 
Instanz  bei  allen  Gerichten  ihres  Sprengeis  die  Amtsverrichtungen  der 
Staatsanwaltschaft  jederzeit  selbst  vorzunehmen*),  aber  aucb  mit  ihrer 
Wahrnehmung  irgend  einen  andern  als  den  „zunächst  zuständigen 
Beamten"  zu  beauftragen^),  zu  substituieren.  Dies  Recht  wird  durch  §  146 
Abs.  2  G.V.G.  eingeschränkt;  ein  Amtsanwalt  kann  nur  einem 
Amtsanwalt,  nicht  einem  Staatsanwalt  substituiert  werden*'). 

^}  „Le  ministere  public  est  un  et  indivisible  ^  Schon  vor  dem  O.V.G.  war 
der  Grundsatz  in  einzelnen  deutschen  Staaten  angenommen.  Vgl.  auch  Löwe  1  zu 
§  143  aV.G.,  V.  Kries  JÜ7,  Ullmann  227. 

')  Davon  machen  nur  §§  144  Abs.  3  und  147  Abs.  2  G.V.G.  Ausnahmen.  Über 
die  Fälle,  in  denen  em  Gerichtsbezirli  Gebieto  verschiedener  Buodesstaateu  umfasst, 
Laband  II,  414. 

')  Vgl.  Laband  II,  408  und  411.  Diese  staatsanwaltschafüichen  „Stationen''  der 
einzelnen  (lerichtsbozirke  stehen  als  selbständige  l>eLörden,  jede  mit  ihrem  eigenen 
Geschäftskreis  nebenemandor.  Bezüglich  der  J^xage  der  Itechtshülfe  der  einzelnen 
IStaatsanwaltschaften  untereinander  John  11,  28  ft.  Dass  die  btaatsanwalt-schaften 
desselben  Bundesstaates  sie  einander  zu  leisten  haben  ibt  zwar  nicht  ausdrücklich 
bestimmt,  aber  wohl  selbst verständüch.  Im  übrigen  vgl.  John  11,  1  ff.,  Löwe  1  f. 
zu  §  143  G.V.G.,  Ullmann  22ü. 

*)  Vgl.  dazu  Laband  IL,  410,  der  darauf  hinweist,  dass  der  Satz,  niemand 
dürfe  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden,  nicht  auf  die  Staatsanwaltschaft 
Anwendung  findet.  Der  1.  Staatsanwalt  am  Uberlandesgericht  kann  z.  B.  in  der  Haupt- 
verhandluLg  bei  jedem  Gericht  seines  Sprengeis  selbst  auftreten.  Er  kann  insbesondere 
auch  Hechtsmittei  ergreifen  und  zurücknehmen. 

*)  Z.  ß.  der  Oberstaatsanwalt  beim  uberlandesgericht  weist  den  ihm  unter- 
stellten Staatsanwalt  an,  au  Stelle  des  „zunächst  zuständigen*^  Staatsanwalts  in  einer 
Strafkammersitzung  auizutreten.  Auf  die  Keichsanwaltschaft  findet  §  14t>  G.V.G. 
keine  Anwendung.  Die  Substitution  muss  eveniueil  dem  Gericht  nachgewiesen  werden; 
Löwe  8  zu  §  146  G.V.G.     Vgl.  auch  E.  XVI,  180,  li.  IX,  407. 

')  Man  ist  davon  ausgegangen,  dass  die  Amtsan walte  vielfach  juristische  Bildung 
nicht  besitzen.  Der  Satz  gilt  aber  auch  dann,  wenn  der  Amtsanwalt,  etwa  em  Assessor, 
die  Fähigkeit  zum  Richteramte  hat.   Anders  natürlich,  wenn  etwa  ein  Staatsanwalt 
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c)  Die  §§  147  und  148  G.V.G.  bestimmen  zunächst,  dass  die 
staatsanwaltschaftlichen  Beamten  nicht  wie  der  Richter  allein  dem 
Gesetz  unterworfen  sind,  sondern  auch  den  dienstlichen 
Anweisungen  ihrer  Vorgesetzten  nachzukommen  haben.  Der 
§148,  Abs.  2  G.V.G.  bestimmt,  wem  das  Auf  sieht  s-  und  Leitungs- 
recht, in  dem  das  Anweisungsrecht  mit  inbegriffen  ist,  zusteht^).  Die 
dienstliche  Anweisung  kann  eine  allgemeine  sein,  oder  sich  auf 
einen  einzelnen  Fall  beziehen^).  Diese  Anweisung®)  ist  eine  rein 
innere  Angelegenheit  der  Staatsanwaltschaft.  Ungehorsam  des 
Angewiesenen  macht  diesen  nur  seinem  Vorgesetzten,  nicht  dem  Gericht 
verantwortlich.  Das  Gericht  kann  nicht  etwa  den  Nachweis  verlangen, 
dass  der  auftretende  Staatsanwalt  anweisungsgemäss  handelt 

Das  Anweisungsrecht  und  das  in  §  148  G.V.G.  genannte  Aufsichts-  und 
Leitungsrecht  decken  sich  im  wesentlichen;  die  Aufsicht  umfasst  auch  die 
Disziplin.  Welche  Befugnisse  der  Aufsichtsberechtigte  haben  soll,  hat  das 
(i.V.G.  nicht  bestimmt'®).  Nicht  jeder  Anweisungsberechtigte  hat  auch  ein 
Aufsichtsrecht**). 

des  Landgerichts  mit  den  Geschäften  des  Amtsanwalts  betraut  ist  Das  Substitutionsrecht 
besteht  für  sämtliche  Beamte  des  Bezirks,  auch  wenn  er  Gebietsteile  und  Staatsanwalt- 
schaften verschiedener  Bundesstaaten  umfi^-sst;   R.  VIII,  369,  John  II,  25  Anm.  12. 

'j  Vgl.  dazu  noch  §§  145  und  147  Abs.  2  (r.V.G.  Der  Oberreichsanwait  ist 
grundsätzlich  nicht  der  Vorgesetzte  der  bandesstaatlichen  Staatsanwaltschaften.  Nur 
im  Falle  des  §  147  Abs.  2  G.V.G.  wird  davon  abgewichen.  Zuständig  ist  das  Reichs- 
gericht nicht  nur  für  die  in  §  136  Abs.  1  G.V.G.  genannten  Sachen,  sondern  auch  für 
die  mit  ihnen  im  Zuhammenhang  stehenden;  §  2  St.P.O.  Die  Anweisung  des  Ober- 
reiclisanwalts  geht  in  diesen  Sachen  der  der  anderen  Vorgesetzten  des  Angewiesenen 
vor»  Das  ist  zwar  nicht  direkt  ausgesprochen,  der  Satz  des  §  147  Abs.  2  G.V.G.  ist 
aber  als  „lex  specialis"'  dem  §  147  (r.V.G.  gegenüber  zwingend.  Die  Anweisung  des 
Überreichsanwalts  ist  auch  massgebend,  worn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob  eine 
Sache  vor  das  Reichsgericht  gehört  oder  nicht.  Vgl.  noch  John  11,  16  ff.,  —  An- 
weisungs-  und  Devolutionsrecht  fallen  nicht  zusammen.  Der  Jastizminister 
kann  z.  B.  anweisen,  aber  nicht  selbst  auftreten;  Löwe  6  zu  §  147  G.V.G.  Das 
Anweisungsrecht  bezieht  sich  auch  auf  die  Strafvollstreckung.  Über  die  Stellung  des 
straf  vollstrecken  den  Amtsrichters  (§  483  Abs.  3  St.  P.O.)  unten. 

®)  Es  kann  z.  B.  nach  der  herrschenden,  in  ihren  Konsequenzen  bedenklichen 
Ansicht  der  Staatsanwaltschaft  in  bestimmten  Fällen,  die  strenggenommen  unter 
§  181  Abs.  2  St.G.B.  falUn,  die  Anklageerhebung  ganz  allgemein  untersagt  werden, 
es  kann  im  Einzelfall  die  Emlegung  eines  Rechtsmittels  aufgegeben  werden  u.  s.  w. 
Vgl.  auch  Löwe  3  und  4  zu  §  147  G.V.G.  und  8  zu  §  152  St.P.O.  Das  G.V.G. 
schafft  dies  Subordinationsverhältnis  unbedingt.  Streng  genommen  müsste  danach 
der  Untergebene  selbst  dann  gehorchen,  wenn  er  die  Anweisung  des  Vorgesetzten  als 
rechtswidrig  ansieht.  Es  ginge  die  Gehorsamspflicht  dann  sogar  weiter  als  die  dea 
§  47  M.StG.B.     Vgl.  noch  Laband  II,  409. 

®)  Das  Aufsichtsrecht  über  die  ünterbeamten  u.  s.  w.  wird  von  dem  GV.O. 
nicht  beriihit. 

^")  Darüber  giebt  das  Reichs-  bezw.  Landesbeamtenrecht  Auskunft;  Löwe  .0 
zu  §  148  G.V.G.  Dje  Frage  der  Beschwerde  an  die  obere  Staatsanwaltschaft  ist  vom 
Gesetz  nicht  geregelt;  Löwe  2  zu  §  148  G.V.G. 

";  A.  M.  anscheinend  Löwe  4  zu  §  148  G.V.G  ;  auch  John  I,  28.    Der  Ober- 
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n.  Grundsätzlich  bestimmt  sich  die  sachliche  und  örtliche  Zu- 
ständigkeit der  Staatsanwaltschaft  nach  der  des  erkennenden 
Gerichts  erster  oder  höherer  Instanz,  bei  dem  sie  eingesetzt  ist^*). 

a)  Aus  §  143  Abs.  2  G.V.6.  ergiebt  sich  zunächst,  dass  der  Amts- 
anwalt  sachlich  nur  für  die  Sachen  zuständig  ist,  die  vor  die  Schöffen- 
gerichte gehören").  Die  Zuständigkeit  für  die  Land-  und  Schwur- 
gerichtssachen hat  die  landgerichtliche  Staatsanwaltschaft. 
Sie  bereitet  in  ihnen  die  Anklage  vor^*)  u.  s.  w.  Die  Staatsanwalt- 
schaft beim  Oberlandesgericht  ist  vor  allem  für  die  oberlandes- 
gerichtlichen Revisionssachen ^^),  die  ßeichsanwaltschaft  für 
die  vor  das  Reichsgericht  kommenden  Prozesse^*)  zuständig. 

b)  Auch  die  örtliche  Zuständigkeit  wird  durch  §  144  Abs.  1 
O.y.G.  nach  der  des  Gerichts  bemessen,  bei  dem  die  sachlich  zuständige 
Staatsanwaltschaft  bestellt  ist^^.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  hat 
§  144  Abs.  2  G.V.G.  bei  „Gefahr  im  Verzuge" ^^)  dem  zwar  sachlich, 
aber  nicht  örtlich  zuständigen  Beamten  die  Yomahme  von  Amts- 
handlungen gestattet ^^.  Da  §  144  die  sachliche  Zuständigkeit  als 
vorhanden  voraussetzt,  kann  der  Amtsanwalt  auch  nach  §  144  Abs.  2 
nur  in  SchöSensachen  thätig  werden  ^^). 

Teichsanwalt  hat  z.  B.  nach  §  147  Abs.  2  G.V.G.  ein  Auweisungs-,  aber  nicht  anch 
ein  Aufsichtsrecht  über  die  betreffenden  Beamten.  Hat  der  Oberreichsanwalt  z.  B. 
Grand,  sich  über  einen  angewiesenen  laudgerichtlichen  Staatsanwalt  zu  beschweren, 
so  moss  er  sich  an  dessen  Vorgesetzten  wenden,  der  der  Beschwerde  abhilft;  ihm 
selbst  steht  die  Disziplin  nicht  za. 

**)  So  auch  die  Motive;  Löwe  5  zu  §  143  G.V.G.,  Laband  ü,  407.  Über 
das  Amtegericht  als  Strafsachen  vorbereitendes  Gericht  oben  S.  75.  In  diesen 
Sachen  fehlt  dem  Amteanwalt  die  Zuständigkeit. 

*•)  Die  von  §  75  G.V.G.  genannten  Sachen  gehören  erst  dann  zu  den  Schöffen- 
sachen, wenn  ihre  Überweisung  an  das  Schöffengericht  erfolgt  ist  Vor  der  Über- 
weisung gehören  sie  zur  Zuständigkeit  der  Strafkammer,  sind  also  der  Thätigkeit  des 
Amtsanwalts  entzogen;  ihm  steht  also  in  ihnen  z.  B.  die  Anklageerhebung  nicht  zu; 
Löwe  6  zu  §  143  G.V.G.  Die  Auffassung  der  Motive,  es  könne  in  einzelnen  Terminen 
vor  dem  Amtsrichter  (§§  160,  164,  183  St.P.O.)  der  Amtsanwalt  im  Auftrage  z.  B. 
des  vorgesetzten  landgerichtlichen  Staatsanwalts  auch  in  landgorichtlichen  Sachen 
thätig  werden,  ist  im  Gesetz  nicht  zum  Ausdruck  gekommen;  Löwe  7  zu  §  13  G.V.G. 

")  Vgl.  §  156  ff.  St.P.O.     Über  die  Mängel  des  §  143  G.V.G.  v.  Kries  198. 

'^)  Vgl.  auch  §  170  StP.O. 

*«)  Vgl.  dazu  die  Kritik  von  v.  Kries  199. 

*^)  Ob  sie  vorliegt,  d.  h.  ob  ein  Angehen  des  zuständigen  Staatsanwalts  wegen 
der  Verzögerung  schaden  kann,  hat  der  haodelnde  Staatsanwalt  selbst  zu  prüfen. 

^*)  Welcher  Art  die  Handlangen  sind,  ist  gleichgültig.  Man  denke  aa  den 
Antrag  auf  Erlass  eines  Haftbefehls,  Anstellung  von  Ermittelungen  u.  s.  w. 

*•)  "Wenn  er  beim  Gericht  einen  Antrag  stellt,  so  muss  dasselbe  also  prüfen, 
ob  der  Antrag  sich  auf  eine  Schöffensache  bezieht  —  Der  Beamte  beim  Oberlandes- 
gericht kann  bei  Gefahr  im  Verzage  in  landgerichtlichen  Sachen,  der  landgerichtliche 
Staatsanwalt  in  Reiohsgerichtssachen,  der  hessische  Staatsanwalt  in  vor  preussische 
Gehöhte  gehörigen  Sachen  thätig  werden. 
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ni.  a)  Der  Zuständigkeitsstreite  zwischen  mehreren  Staatsanwaltschaften 
bianchte  der  §  144  Abs.  3  G.Y.G.  nur  für  den  Fall  zu  gedenken,  dass  es  sich  um 
Staatsanwaltschaften  verschiedener  Bundesstaaten  handelt*^-  Sofern  ein 
.^gemeinsam  vorgesetzter  Beamter  der  Staatsanwaltschaft^^  nicht  vorhanden  ist*'),  hat 
nach  §  144  Abs.  3  G.Y.G.  der  Oberreichsanwalt  zu  entscheiden. 

b)  Nicht  geregelt  ist  vom  G.V.G.  die  Frage,  inwieweit  sich  die  Staatsanwalt- 
schaften unter  einander  Rechtshülfe  zu  leisten  haben,  und  inwieweit  die  ordentlichen 
Gerichte  ihnen  zur  Rechtshülfe  verpflichtet  sind.  Dass  die  Sätze  des  §  157  ff.  nicht 
entsprechend  ausgedehnt  werden  dürfen,  ist  sicher*'). 

§  42. 
Die   Gehülfen    der   Staatsanwaltschaft. 

I.  a)  Die  Staatsanwaltschaft  bedarf,  um  ihre  Anklagepflicht 
erfüllen  zu  können,  der  Unterstützung.  Ihr  hauptsächlichster  Gehülfe, 
der  ihr  durch  Anzeigen  Kenntnis  von  der  Begehung  strafbarer  Hand- 
lungen giebt  und  sich  an  den  Ermittelungen,  die  der  Anklage  vorher- 
gehen, besonders  beteiligt,  ist  die  Polizei.  Das  war  sie  auch  schon 
vor  dem  G.V.G.  und  der  St.P.0.  Diese  Gesetze  haben  jedoch  für  eine 
Reihe  von  Bundesstaaten  manches  Neue  geschaffen.  Muster  war  auch  hier 
das  französische  Becht,  das  bestimmte  Polizeibehörden  so  mit  der 
Staatsanwaltschaft  verbindet,  dass  sie  deren  Untergebenen  werden.  Es 
kennt  eine  „police  judiciaire",  eine  kriminalgerichtliche^)  Polizei. 

b)  Der  Sache  nach  folgt  dem  der  §  153  Abs.  2  G.V.G.  Er  spricht 
von  Polizeibeamten,  die  als  „Hülfsbeamte  der  Staatsanwaltschaft"  den 
Anordnungen  bestimmter  staatsanwaltschaftlicher  Beamten  zu  folgen 
verpflichtet  sind.  Die  näheie  Bestimmung  dieser  Hülfsbeamten  über- 
lässt  das  G.V.G.  dem  Landesrecht'). 


'®)  Streitigkeiten  zwischen  Staatsanwaltschaften  desselben  Bundesstaates  sind 
durch  §§  147,  148  G.V.G.  leicht  zu  erledigen.  Unter  den  mehreren  Beamten  einer 
Staatsanwaltschaft  ist  nach  §  145  G.V.G.  Streit  unmöglich. 

**)  Ein  solcher  ist  durch  die  Staatsverträge,  die  bez.  gemeinschaftlicher  Gerichte 
mehrerer  Bundesstaaten  geschlossen  sind,  meist  bestimmt.  Vgl.  über  solche  Verträge 
schon  oben  S.  32  Anm.  6  und  Löwe  5  zu  §  144  G.V.G.  Praktische  Ausfährungen 
bei  Löwe  7  und  8  zu  §  144  G.V.G. 

**)  Der  von  der  Staatsanwaltschaft  ersuchte  Richter  hat  jedenfalls  stets  zu 
prüfen,  ob  die  von  ihm  verlangte  Handlung  gesetzlich  im  gegebenen  Fall  zulässig  ist 
£lne  unbedingte  Rechtshülfepflicht  der  Staatsanwaltschaften  unter  einander  ist  schon 
deshalb  nicht  möglich,  weil  sie  mit  dem  Grundsatz  der  Einheitlichkeit  nicht  zu  ver- 
einbaren ist,  und  insbesondere  nicht  mit  dem  Anweisongsrecht  der  Vorgesetzten; 
vgl.  Lab  and  U,  412. 

^)  Sie  untersteht  ausser  den  Generalprokuratoren  auch  den  Appellgerichten.  Den 
Gegensatz  zur  ,,police  judiciaire^'  bildet  die  .,police  municipale^^  oder  „administrative'^ 

•)  Es  bestimmt  auch  die  Befugnisse  des  Vorgesetzteu  dem  Untergebenen  gegen- 
über. Für  Preussen  Löwe  3  zu  §  153  G.V.G.  und  für  Bayern  Hauok  275.  Nicht 
lUe  Polizeibehörden  sind  also  Untergebene,  wie  Laban d  II,  413  zu  meinen  scheint 
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c)  Dagegen  bestimmt  das  G.V.G.,  wem  ein  Anordnungsrecht 
diesen  Beamten  gegenüber  zukommt»).  Nach  §  153  Abs.  1  sind  es  nicht 
nur  die  „ersten  Beamten",  sondern  „die  Staatsanwälte"  beim  Land- 
gericht und  deren  Vorgesetzte,  zuletzt  der  Justizminister*).  Den  Ober- 
reichsanwalt erwähnt  das  Gericht  nicht  ausdrücklich^). 

d)  Den  übrigen  Polizeibeamten  gegenüber  bestebt  ein  Anordnungirecbt  nicht. 
Sie  müssen  also  als  nicht  Untergebene  nm  das,  was  sie  thun  sollen,  ersucht  werden. 
Der  Unterschied  zwischen  beiden  Beamtengrappen  scheint  zunächst  ein  rein  äusser- 
licher  zu  sein.  Die  ersteren  haben  den  Anordnungen  bezw.  Anweisungen  zu 
gehorchen,  die  übrigen  werden  ersucht,  müssen  aber  nach  §  159  SiP.O.  scheinbar 
ebenso  unbedingt  gehorchen.  Doch  handelt  es  sich  oicht  nur  um  belanglose  Fragen 
der  „Behördenetikette"  ^.  Ihren  Hülfsbeamten  gegenüber  hat  z.  B.  die  Staatsanwalt- 
schaft^) ein  Disciplinarrecht,  dem  ersuchten  Beamten  gegenüber  nicht*). 

e)  Die  Polizei  hat  auch,  ohne  ersucht  oder  beauftragt  zu  sein,  thätig  zu  werden. 
Sie  hat  nach  §  161  StP.O.  das  Recht  des  ersten  Angriffs,  d.  h.  das  Recht, 
ohne  Yorgaogige  Anregung  durch  die  Staatsanwaltschaft  nach  strafbaren  Handlungen 
zu  forschen  und  für  Erhaltung  und  Klärung  der  Sachlage  zu  sorgen.  Auch  hier  ist 
sie  nach  §  161  Abs.  2  StP.O.  Gehülfin  der  Staatsanwaltschaft,  der  die  Verhandlungen 
zu  übergeben  sind,  sofern  nicht  ein  Angehen  des  Amtsrichters  erforderlich  wird'). 
Der  Gehülfenstellung  der  Polizei  entspricht  auch,  dass  sie  nach  §  161  StP.O.  nur 
die  „keinen  Aufschub  gestattenden  Anordnungen  zu  treffen  hat^S  In  solchen  Fällen 
kann  sie  nach  §  98  StP.O.  auch  Beschlagnahmen  anordnen,  nach  §  105 
StP.O.  Durchsuchungen  vornehmen,  nach  §  127  StP.O.  Verdächtige  vorläufig 
festnehmen,  nach  §  131  St.P.O.  Steckbriefe  erlassen.  Sie  kann  weiter,  obwohl 
die  St.P.O.   daiüber    schweigt,    Zeugen    und    andere   Personen,    aber   nicht 


*)  Eine  landesrechtliche  Änderung  wäre  unzulässig.  Den  Untersuchungsrichter 
nennt  das  Gesetz  nicht  Der  §  187  StP.O.  spricht  nur  von  der  Möglichkeit  einer 
Anordnung  durch  ihn  Ob  er  ein  Anordnungsrecht  hat,  richtet  sich  nach  Landesrecht. 
Über  das  Verhältnis  zwischen  §  159  St.P.O.  und  §  153  G.V  G.  vgl.  unten  und  noch 
John  II,  31. 

*)  Den  Amtsanwälten  fehlt  das  Anordnungsrecht.  Sie  müssen  in  jedem  Falle 
die  Polizei  ersuchen. 

^)  In  den  Fällen  des  §  147  Abs.  2  G.V.G.  ist  der  Oberreiohsanwalt  „vorgesetzter 
Beamter^'  aller  Staatsanwaltschaften  und  nach  §  153  G.V.G.  anordnungsberechtigt.  Da 
der  Reichskanzler  wieder  Vorgesetzter  des  Oberreichsanwalts  ist,  hat  auch  er  in  diesen 
Bachen  ein  Anordnungsrecht  und  zwar  allen  Beamten  der  Kriminalpolizei  Deutschlands 
gegenüber.    Vgl.  noch  v.  Kries  216. 

•)  8o  Glaser  II,  364. 

»)  Vgl.  z.  B.  Preuss.  A.G.  z.  G.V.G.  §§  80  u.  81. 

")  Sie  kann  sich  nur  über  den  ersuchten  Beamten  bei  dessen  Vorgesetzten 
beschweren.    Vgl.  im  übrigen  John  11,  34. 

•)  Richterliche  Untersuchungshandlungen  sind  solche,  die  nur  der  Richter 
vornehmen  kann;  z.  B.  eidliche  Vernehmungen.  Anträge  bei  dem  Richter  zu 
stellen  ist  die  Polizei  nicht  befähigt.  In  der  Übersendung  liegt  lediglich  eine 
Anregung  des  Richters,  gemäss  §  163  das  Erforderliche  vorzunehmen.  Löwe  3  b  zu 
§  161  8tP»0. 
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eidlich,    vernehmen.     Zwangsrechte    gegenüber   den   zu  Vernehmenden    hat  die 
Polizei  dagegen  nicht*''). 

f)  Die  Polizeibehörden  sind  bundesstaatliche  Behörden;  Landesrecht 
bestimmt,  welches  die  örtliche  Zuständigkeit  der  einzelnen  Polizeibehörde  Ist  Aus 
dem  Gedanken,  dass  Deutschland  ein  einheitliches  Rechtspflegegebiet  sein  soll,  ist 
§  168  G.V.G.  entstanden");  er  giebt  das  Recht  der  sog.  Nacheile,  d.  h.  der  Ver- 
folgung eines  Flüchtigen,  allen  Sicherheitsbeamten* ^).  Die  Behandlung  des 
Ergriffenen  regelt  §  168  Abs.  2  G.V.G  "). 

IL  Ausser  der  Polizei  stehen  nach  §§  159,  160  St.P.O.  der 
Staatsanwaltschaft  für  den  Lauf  des  Ermittelungsverfahrens**) 
noch  andere  Behörden  als  Gehülfen  zur  Seite, 

a)  Die  Staatsanwaltschaft  kann  nach  §  159  St.P.0.  zum  Zwecke 
der  Erforschung  des  Thatbestandes  von  allen  öffentlichen*^) 
Behörden  Auskunft  verlangen.  Das  Gesetz  bestimmt  aber  nicht  auch, 
ob  und  inwieweit  eine  Behörde  zur  Auskunft  verpflichtet  sei*^).    Die 


^°)  Man  muss  hierbei  von  dem  Grundgedanken  ausgehen,  das  ihr  keinesfalls 
mehr  gestattet  ist,  als  der  Behörde,  deren  Gehülfin  sie  ist.  Das  Landesrecht  kann 
ein  solches  Zwangsrecht  ntcht  schaffen.  Es  ist  zwar  die  Materie  der  Polizei  vom 
Reichsreoht  nicht  erschöpfend  geregelt,  insoweit  die  Erlassen  der  Polizei,  die  Hülfs- 
beamten  der  Staatsanwaltschaft  sein  sollen,  dem  Landesrecht  zu  bestimmen  über- 
lassen ist  Wohl  aber  führt  die  St.P.0.  die  Rechte  der  Polizei  im  Prozess  bei  den 
einzelnen  Zwangshandlungen  genau  aus.  Die  St.P.O.  hat  die  Materie  der  prozessualen 
Zwangsrechte  erschöpfend  geregelt.  Vgl.  noch  John  II,  370  und  I,  412,  Löwe  Ib 
zu  §  159  St.P.O.,  V.  Kries  476,  a.  M.  im  einzelnen:  Ullmann  35(3,  Glaser  II,  366, 
sowie  R.  VIII,  205,  390  und  E.  XIII,  426;  letztere  Entschoidimg  fährt  aus,  dass  die 
Polizei  zwar  zur  zwangsweisen  Sistierung  zum  Zwecke  der  Feststellung  der  Person 
eines  bei  der  Straf that  Gegenwärtigen  befugt  sei,  ihr  aber  die  Mittel  der  §§  50  u.  69 
St.P.O.  nicht  zustehen. 

**)  Das  Reehtshülfegesetz  von  1869  enthielt  ähnliches. 

^')  „Sicherheitsbeamte"  sind  ausser  der  Polizei  noch  andere  Beamte;  R,  VIII, 
735.  So  z.  B.  der  Forstschutzbeamte,  ebenso  Feldhüter,  Strafanstalt sbeamte, 
Gendarmen  u.  s.  w.  Vgl.  auch  Löwe  und  Hauok  zu  §  168  G.V.(r.  „Flüchtig"  ist 
nach  R.  VIII,  735  nicht  nur  der,  dessen  „Absicht  darauf  gerichtet  ist,  sich  durch  die 
Flucht  in  Sicherheit  zu  bringen",  sondern  ganz  allgemein  der,  „zu  dessen  Habhaft- 
machung  eine  Verfolgung  überhaupt  geboten  ist".  Vgl.  auch  Löwe  3  zu  §  168 
G.V.G  Die  Nacheile  kann  auch  erfolgen,  um  die  Pereönlichkeit  des  Verfolgten  fest- 
zustellen.    Nicht  in  allen  Punkten  gleichbedeutend  ist  „Flucht"  z.  B.  in  §  112  StP.O. 

")  Einer  der  beiden  von  §  168  Abs.  2  G.V.G.  genannten  TVege  muss  selbst 
dann  eingeschlagen  werden,  wenn  der  Ergriffene  darauf  verzichtet.  Das  weitere  Ver- 
fahren bestimmt  sich  eventuell  nach  §§  127,  128,  132  St.P.O.  Sie  passen  jedoch  nur 
auf  die  Ergreifung  eines  Beschuldigten,  nicht  z.  B.  auf  die  eines  entsprungenen 
Sträflings.  Der  Entwurf  wollte  die  Nacheile  nur-  auf  die  Gebiete  benachbarter 
Bundesstaaten  zulassen.    Das  Gesetz  hat  das  nicht  aufgenommen. 

'^)  Die  Polizei  ist  Gehülfin  im  ganzen  Laufe  des  Prozesses  und  noch  in  der 
Strafvollstreckung. 

^^)  Welche  das  sind,  bestimmt  Reichs-  und  Landesstaatsrechi  Vgl.  auch 
Löwe  1  zu  §  96  StP.O. 

*®)  Eine  solche  Anordnung  hätte,  wie  John  II,  42  hervorhebt,  „einen  Eingriff 
in  die  Verwaltung  der  Einzelstaiaten  involviert,  der  den  bundesstaatlichen  Prinzipien^ 
auf  denen  die  Relohsverfassung  beruht^  vollkommen  widersprechend  gewesen  wäre*^ 
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Behörden  haben  also  Auskunft  zu  erteilen,  soweit  ihnen  das  ihr  be- 
sonderes Becht  erlaubt!^. 

b)  Es  ist  leicht  möglich,  dass  zur  Klärung  des  Thatbestandes 
Handlungen  erforderlich  werden,  zu  denen  nur  der  Richter,  nicht 
die  Staatsanwaltschaft  oder  die  Polizei  befugt  ist^*).  Die  St.P.0. 
beruft  zur  Unterstützung  der  Staatsanwaltschaft  durch  solche  richter- 
lichen Untersuchungshandlungen  vor  der  Erhebung  der  Anklage  in 
§160  St.P.O.  den  Amtsrichter.  Das  Gesetz  verpflichtet  ihn  zu 
dieser  ünterstüzung.  Eine  Ablehnung  des  staatsanwaltlichen  Antrags 
ist  nur  aus  dem  von  §  160  Abs.  2  St.P.0.  angegebenen  Grunde^*) 
gestattet,  also  z.  B.  nicht,  weil  der  Amtsrichter  etwa  das  Verlangte  für 
unzweckmässig  hält. 

Auch  wenn  der  Amtsrichter  im  Erraittelungsverfahren  gemäss 
§  163  St.P.0.  ohne  staatsanwaltschaftliches  Ersuchen  „von  Amts  wegen" 
thätig  wird,  handelt  er,  wie  aus  §  165  St.P.0.  hervorgeht,  für  den 
Staatsanwalt,  als  sein  „negotiorum  gestor",  und  das  Gleiche  gilt, 
wie  ebenfalls  §  165  St.P.0.  zeigt,  wenn  der  Amtsrichter  auf  Antrag 
des  Beschuldigten  Beweiserhebungen  vornimmt.  Keineswegs  ist 
er  im  letzten  Falle  Gehülfe  des  Beschuldigten.  Auch  das  nach 
§  165  Ermittelte  dient  zur  Unterstützung  der  Staatsanwaltschaft  bei 
Entscheidung  der  Frage,  ob  Anklage  zu  erheben  ist  oder  nicht  ^o). 

B.    Die  Gehttlfen  und  Vertreter  des  Besehuldigien. 

I.    Der  Verteidiger. 

§  43. 
Begriff   der  Verteidigung    und   Stellung    des 

Verteidigers   im   allgemeinen. 
I.     a)  Obwohl   die   Staatsanwaltschaft   auch    das   zur   Entlastung 
des  Beschuldigten  dienende  zu  beachten  hat  und  selbstverständlich  vor 


*')  Auch  die  Art  der  Auskunftserteilung,  ob  z.  B.  Akteniiberseudung 
statthaft  ist,  richtet  sich  nach  den  besonderen,  für  die  ersuchte  Behörde  massgebenden 
Sätzen.  Vgl.  noch  John  zu  8  ^^^ö  St.P.0.  Der  §  109  G.V.G.  findet  auf  Mitteilungen 
an  die  Staatsanwaltschaft  nicht  ohne  weiteres  Anwendung. 

^^  Man  denke  an  die  Weigerung  eines  Zeugen,  der  Staatsanwaltschaft  auszu- 
sagen, an  Fälle,  in  denen  ein  im  Sterben  liegender  Zeuge  eidlich  vernommen  werden 
muss,  um  seine  Aussagen  fpr  den  Prozess  benutzbar  zu  machen,  an  Besichtigung 
und  Öffnung  von  Leichen.     Über  alles  dies  näher  unten. 

'•)  Vgl.  darüber  unten  beim  Ermittelungsverfahren. 

*•)  Ein  Anordnungsrecht  des  Richters  der  Kriminalpolizei  gegenüber  besteht 
im  Verfahren  vor  der  Aiiklage  nicht.  Anders  in  der  Voruntersuchung  nach 
§  187  StP.O. 
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allem  der  Richter  das  zu  thun  verpflichtet  ist*),  obwohl  weiter  das 
Gesetz  den  Beschuldigten  befähigt,  sich  gegen  die  Anklage  zu  ver- 
teidigen, hat  die  St.P.0.  in  dem  neben  den  Beschuldigten')  tretenden 
Verteidiger  ein  besonderes  Prozessorgan  geschaflFen,  dessen  einzige 
Aufgabe  es  ist,  für  den  Beschuldigten  thätig  zu  werden').  Er  soll  auf 
Seiten  des  meist  prozessungewandten,  durch  das  bedrückende  Gefühl  des 
Angeklagtseins  gehemmten  Beschuldigten  dem  prozessgewandten,  durch 
seine  Stellung  als  dem  Gericht  gleichgestellter  Beamter  bevorzugten 
Staatsanwalt  das  Gegengewicht  halten. 

b)  Ein  solcher  Verteidiger  wird  dem  Beschuldigten  in  gewissen 
Fällen  ohne,  selbst  gegen  seinen  Wunsch  im  öffentlichen  Interesse 
zur  Seite  gestellt,  wie  denn  überhaupt  die  Bechte  des  Verteidigers 
nicht  nur  aus  der  Person  des  Beschuldigten  hergeleitete  sind,  sondern 
zum  Teil  unabhängig  von  seinem  Willen,  selbst  gegen  seinen  Willen 
bestehen. 

IL  a)  Der  Verteidiger  ist  also  nicht  als  Mandatar  aufzufassen, 
der  lediglich  für  die  Wünsche  seines  Klienten  eine  rechtliche  Form 
zu  finden  hätte*).  Ebensowenig  aber  hat  der  Verteidiger  sein  Amt 
völlig  unabhängig  vom  Willen  des  Beschuldigten  ausschliesslich  im 
öffentlichen  Interesse  zu  führen  5). 

b)  Jedenfalls  erschöpft  sich  das  Wesen  der  Verteidigung  nicht  lediglich  in 
einer  solchen  „Vertretung*'  des  Beschuldigten*).     Inwieweit  eine  Vertretung  durch 


')  Man  bezeichnet  diese  Pflicht  des  Anklägers  und  des  Gerichts  ziemlich  allgemein 
als  materielle  Verteidigung.  Vgl.  z.  B.  Holtzendorff  I,  388.  Die  durch 
den  Verteidiger  geführte  Verteidigung  nennt  man  formelle  Verteidigung.  Gegen 
diese  Ausdrücke  mit  Recht  v.  Kries  282,  John  I,  948. 

')  Ihm  gleich  stehen  hier  die  sogenannten  £inziehungsintere8senten.  Vgl 
§§  477  ff.  StP.O.  und  unten.    Vgl.  auch  Köhler  in  G.S.  LIÜ,  161  ff. 

')  Für  die  Notwendigkeit  des  Verteidigers  führt  man  an,  dass  sich  die  Staats- 
anwaltschaft schon  deshalb  schlecht  zur  Verteidigung  eigne,  weil  sie  bei  der  Anklage- 
erhebung sich  naturgemäss  schon  ein  Urteil  zu  Ungunsten  des  Angeschuldigten 
gebildet  habe,  also  nicht  unbefangen  sei.  Vgl.  v.  Eries  231  ff.,  auch  Historisches 
bei  Ullmann  243. 

^)  Dieser  Auffassung  gemäss  müsste  er  auch  zu  den  unlautersten  Mitteln 
greifen,  wenn  der  Angeschuldigte  es  wünschte.  Sie  ist  femer  damit  nicht  zu  ver- 
einigen, dass  das  Gesetz  dem  Angeschuldigten  in  gewissen  Fällen  selbst  gegen  seinen 
Willen  einen  Verteidiger  zur  Seite  stellt  u.  s.  w.  Die  Bestimmungen  der  §§  339, 
344  St.P.O.  wären  unverständlich,  denn  sie  wären  überflüssig.  Sie  hätten  keinen 
Sinn,  denn  auch  ohne  sie  wäre  ja  der  Verteidiger  dem  Willen  des  Verteidigten  unter- 
worfen.   Vgl.  auch  John  I,  954,  Ullmann  254  ff. 

*)  Vgl.  John  I,  965  ff.  Ob  es  sich  um  bestellte  oder  gewählte  Verteidiger 
handelt,  ist  gleich;  a.  M.  scheinbar  Ullmann  255.  Vgl.  John  I,  951  und  die 
§§  339,  344  St.P.O. 

•)  So  z,  B.  V.  Kries  233,  vgl.  aber  E.  IX,  78  und  noch  E.  XVIII,  138, 
B.  X,  539, 
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den  Vei-teidiger  stattfinden  kann,  hat  die  StP.O.  nicht  entschieden.  Man  hat 
bei  der  Entscheidung  der  sich  ergebenden  Streitfragen  davon  auszugehen,  dass  die 
SLP.O.  das  "Wesen  des  Vertreters  darin  sah,  dass  er  statt  des  Vertretenen  zum 
Handeln  berufen  sei,  das  des  Verteidigers  darin,  dass  er  grundsätzlich  neben  dem 
Beschuldigten  thätig  zu  werden  habe  ').  Jedenfalls  ist  die  StP.O.  nicht  von  dem 
Gedanken  ausgegangen,  dass  die  Handlungen  des  Verteidigers  grundsätzlich  als  die 
Uandlongen  des  Beschuldigten  anzusehen  seien'),  geschweige  denn  die  des  Be- 
schuldigten ersetzen  können. 

Eine  Vertretung  ist  zunächst  überall  da  unmöglich,  wo  der  Beschuldigte  nicht 
lediglich  als  Prozesssubjekt,  als  Partei,  sondern  auch  als  Beweismittel  in  Frage 
kommt*)  schon  deshalb  kann  grundsätzlich  die  Anwesenheit  des  Verteidigers  in  der 
Hauptverhandlung  die  Anwesenheit  des  Angeschuldigten  nicht  ersetzen. 

In  anderen  Fällen  kann  es  sich  um  eine  Vertretung  des  Beschuldigten  durch 
den  Verteidiger  schon  deshalb  nicht  handeln,  weil  der  Verteidiger  eigene,  ihm 
kraft  öffentlichen  Bechts  gegebene  Befugnisse  wahrnimmt,  Befugnisse,  die  dem 
Beschuldigten  selbst  gar  nicht  zustehen  *°). 

In  anderen  Fällen  lässt  sich  dagegen  von  einer  Vertretung  des  Beschuldigten 
durch  den  Verteidiger  sprechen.  Der  Verteidiger  kann  Handlungen  für  den 
Beschuldigten  vornehmen,  zu  denen  auch  der  Beschuldigte  selbst  befugt  ist.  Das  ist 
z.  B.  der  Fall  bei  der  Einlegung  und  Zurücknahme  der  Rechtsmittel  gemäss  g§  339 
und  344  StP.O. ").  Soweit  man  eine  Vertretungsmöglichkeit  annimmt,  ist  grund- 
sätzlich die  Befugnis  zur  Vertretung  schon  als  in  der  Verteidigerstellung  liegend 
anzusehen.  Der  Verteidiger  kann  die  Vertretung  vornehmen,  ohne  ausdiiicklich  zu  der 
Handlung  bevollroächfigt  zu  sein.  Nur  da,  wo  das  Gesetz  das  Gegenteil  bestimmt, 
wie  in  §  344  Abs.  2  StP.O.,  liegt  die  Sache  anders"). 

III.  Voraussetzung  der  Verteidigung  ist  Vorhandensein  eines 
Angriffs.  Art,  Richtung  und  Mass  der  Verteidigung  wird  durch  den 
Angriff  bestimmt.  Der  Verteidiger  ist  nicht  berufen,  jeden  Angriff,  auch 
den  gerechten,  vom  Beschuldigten  abzuwehren i^).     Er  hat  im  offen t- 


')  Vgl.  V.  Kries  234,  der  jedenfalls  mit  seiner  abweichenden  Meinung  insofern 
Recht  hat,  als  die  Auffassung,  von  der  man  ausging,  zu  eng  ist.  Sie  passt  nur  für 
die  Hauptverhandlung.  Ihren  Ausdruck  hat  sie  in  §§  233,  322,  370,  390  St.P.O. 
gefunden. 

•)  So  V.  Kries  233.  Ein  Satz  ähnlich  dem  des  §  81  C.P.O.  findet  sich  in  der 
St.P.O.  nicht,  wäre  auch  mit  dem  Straf prozess  völlig  unvereinbar. 

•)  So  auch  V.  Kries  233.  Eine  Vertretung  findet  in  dieser  Beziehung  selbst 
dann  nicht  statt,  wenn  die  Hauptverhandlung  ohne  den  Angeklagten  stattfindet. 
Keineswegs  giebt  der  erschienene  Vertreter  auch  in  Vertretung  dos  Abwesenden  die 
Aussage  ab.  Vielmehr  wird  die  Aussage  des  Abwesenden  durch  Protokollverlesung 
ersetzt,  d.  h.   falls  der  Angeklagte  überhaupt  vorher  zu  Protokoll  vernommen  war. 

^^)  So  z.  B.  das  Recht  der  Akteneinsicht  nach  §  147  St.P.O." 

**)  Vgl.  auch  z.  B.  §§  322,  427  StP.O.,  wo  der  Ausdruck  „Vertreter»*  aus- 
drücklich verwendet  ^rd.  Auch  bei  der  Geschworenenablehnung  nach  §  283  St.P.O. 
ist  Vertretung  zulässig.  Ebenso  auch  z.  B.  bei  Erhebung  des  Einwands  nach  §  179 
StP.O.  u.  s.  w. 

^»)  Vgl.  noch  §  427  StP.O  und  auch  Löwe  8a  vor  §  137  StP.O. 

*^  Auch  für  den  Verteidiger  gilt  §  257  StG.B. 
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liehen  Interesse  nur  den  ungerechtfertigten,  zu  harten  An- 
griff abzuwehren,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Angegriffene  nicht 
härter  beurteilt  wird,  als  den  Umständen  entspricht,  und  dass  auch  im 
Laufe  des  Prozesses  ihm  seine  prozessualen  Rechte  nicht  zu  Unrecht 
Terkümmert  werden  i*).  Ist  der  Angriff  gerechtfertigt  oder  gar  zu 
milde,  irrt  sich  etwa  der  Staatsanwalt  zu  Gunsten  des  Beschuldigten, 
so  ist  ein  abzuwehrendes  Übermass  nicht  da^^). 

IV.  Von  dieser  Grundauffassung  ist  auszugehen,  wenn  Verteidiger 
und  Beschuldigter  bezüglich  prozessualer  Massregeln  in  Meinungsver- 
schiedenheit geraten.  Es  ist  von  ihr  aus  im  Einzelfalle  zu  prüfen,  ob  es  sich 
um  ein  eigenes  selbständiges,  vom  Willen  des  Beschuldigten  unab- 
hängiges Recht  handelt  oder  nicht.  Nur  insoweit  ist  für  den  Verteidiger 
der  Wille  des  Beschuldigten  massgebend,  als  man  seine  Rechte  als  von 
denen  des  Beschuldigten  abgeleitete  anzusehen  hat  Wo  das  Gesetz 
dem  Verteidiger  ein  Recht  giebt,  das  dem  Beschuldigten  nicht  zusteht, 
handelt  es  sich  natürlich  um  ein  selbständiges  Verteidigungsrecht.  So 
besteht  das  Recht  des  Verteidigers,  nach  §  147  St  P.O.  die  Akten  ein- 
zusehen, auch  gegen  den  Willen  des  Beschuldigten**),  ebenso  dass 
Recht,  nach  §  191  St.P.0.  Augenscheinseinnahmen  beizuwohnen.  Weiter 
kann  der  Beschuldigte  den  Verteidiger  nicht  hindern,  nach  §  145  St.P.0. 
die  Vertagung  zu  beantragen,  oder  Ausschliessungsgründe  *')  geltend  zu 
machen;  auch  auf  den  Schlussvortrag  des  §  257  St.P.0.  und  seinen 
Inhalt  erstreckt  sich  der  Wille  des  Beschuldigten  nicht.  Dagegen  ist 
der  Wille  des  Beschuldigten  ausschlaggebend  nach  §  339  St.P.0.  bei 
E  i  n  1  e  g  u  n  g  von  Rechtsmitteln,  nach  §  344  St.P.0.  bei  ihrer  Zurück- 
nahme, bei  Ablehnung  von  Richtern  und  Sachverständigen  u.s.w.  i»). 

^^)  Auch  in  der  Durchsuchung,  Verhaftung,  Beschlagnahme  u.  s.  w.  können 
ungerechte  Angriffe  liegen.  Vgl.  aber  dazu  Köhler  G.S.  LIIl,  162.  Man  spricht 
hier  wohl  von  sog.  Prozessverteidigung. 

")  Es  ist  nicht  etwa  Aufgabe  des  Verteidigers,  den  Staatsanwalt  über  seinen 
In  tum  aufzuklären.  Dann  wäre  er  nicht  Verteidiger,  sondern  Angreifer.  Seine 
Thätigkeit  ist  eine  einseitige;  v.  Kries  232,  Löwe  8b  zu  §  137. 

^•)  Dem  Beschuldigten  selbst  steht  dies  Recht  überhaupt  nicht  zu,  ebensowenig 
etwa  dem  gesetzlichen  Vertreter,  wohl  aber  dem  „Vertreter".  Über  diese  Begriffe 
unten  §  49  und  M,  V,  248. 

'^)  Bei  den  Ablehaungsgründen  handelt  es  sich  dagegen  lediglich  darum,  ob 
der  Angeschuldigte  Vertrauen  zum  Abgelehnten  hat.  Deshalb  ist  hier  der  Wille 
des  Beschuldigten  massgebend.  Die  Ausschliessungsgründe  der  §§  22—23  St.P.0.  sind 
dagegen  im  öffentlichen  Interesse  zu  beachten  und  vom  Verteidiger  ohne  Rücksicht 
auf  den  Beschuldigten  geltend  zu  maclien. 

")  Ob  es  sich  um  einen  gewählten  oder  bestellten  Verteidiger  handelt,  ist  für 
die  Frage  gleichgültig.  Wahl  und  Bestellung  sind  Formen  der  Begründung  des 
Verteidigungsverhältnisses.     Die  Thätigkeit   des    einmal  vorhandenen  Verteidigers 
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Kommt  es  zu  offenen  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Verteidiger 
und  Beschuldigtem,  so  hat  das  Gericht  durch  Beschluss  zu  ent- 
scheiden 1*). 

§  44. 

Gewählte  und  bestellte  Verteidiger,  notwendige  und 

nicht   notwendige,   mehrfache   und   gemein* 

schaftliche  Verteidigung. 

I.  a)  l)ie  Begründung  des  Yerteidigungsverhältnisses  erfolgt  nach 
der  StP.O.  entweder  durch  die  Wahl  eines  Verteidigers 
insbesondere  durch  den  Beschuldigten,  oder  durch  die 
Bestellung  eines  Verteidigers  seitens  des  Gerichts. 
Der  Verteidiger  ist  entweder  ein  Wahlverteidiger  oder  ein 
bestellter  Verteidiger. 

b)  Eine  Bestellung  findet  nur  statt,  wenn  eine  Wahl  entweder 
nicht  stattgefunden  hat  oder  der  Gewählte  dem  Gericht  aus  irgend 
einem  Grunde  nicht  genügt^).  Auch  wenn  ein  Verteidiger  bestellt 
ist,  bleibt  dem  Beschuldigten  sein  Wahlrecht  gewahrt.  Die  Be- 
stellung ist  das  Subsidiäre,  die  Wahl  das  Prinzipale*). 
Nachträgliche  Wahl  eines  tauglichen  Verteidigers  zwingt  das 
Gericht  nach  §  143  St.P.O.,  die  Bestellung  zurückzuziehen'*).  Die 
Wahlverteidigung  geht  der  bestellten  vor. 

II.  a)  Wahlberechtigt  ist  vor  allem  der  Beschul- 
digte, und  zwar  jeder  Beschuldigte  ohne  Rücksicht 
auf  sein  Alter*),  sofern  er  nur  thatsächlich  seinem  Willen, 
verteidigt  zu  sein,  Ausdruck  zu  geben  vermag  %  Neben  ihm  ist  wahl- 
berechtigt nach  §  137  St.P.O.  sein  gesetzlicher  Vertreter. 

ist  die  gleiche,  mag  er  gewählt  oder  bestellt  sein;  John  I,  962,  v.  Eries  245,  £.  I, 
198,  Xn,  48,  XVI,  376,  XVn,  315,  B,  I,  335,  VI,  297,  IX,  565,  X,  368,  484. 

*•)  Der  Verteidiger  beantragt  z.  B.  Wiedereinsetzung  nach  §  44  St.P.O.  Der 
Beschuldigte  widerspricht.  Der  §  339  St.P.O.  ist  nicht  anwendbar,  er  bezieht  sich  nur 
aaf  Rechtsmittel,  zu  denen  der  Antrag  auf  Wiedereinsetzang  nicht  gehört.  Das 
Gericht  wird  zu  Gunsten  des  Verteidigers  zu  besohl iessen  haben.   A.  M.  v.  Kries  244 

')  "^gl-  S  138,  139  St.P.O.,  §  100  der  Reohtsanwaltsordnung  und  unten. 

»)  John  I,  1004. 

■)  Die  Bestellung  „ist"  zurückzunehmen;  a.  M.  John  I,  1005.  Vgl.  noch  John 
za  §  143  StP.O. 

*)  Ob  ar  sonst  nach  Privatrecht  fähig  ist,  Verträge  abzuschliessen,  ist  gleich- 
gültig. Der  §  137  Abs  2  StP.O.  zeigt  dass  auch  der  bevormundete  Beschuldigte 
wah&hig  ist;  vgl.  v.  Kries  238.  Der  Minderjährige  wird  aus  diesem  mit  dem  Ver- 
teidiger geBchlossenen  Vertrage  verpflichtet    Vgl.  auch  Köhler  G.8.  LI II,  170. 

*)  Vgl.  z.  B.  §§  233,  390  StP.O.  u.  s.  w.  Auch  telegraphische  Vollmacht  ist 
schriftliche  Vollmacht*;  v.  Kries  240. 
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b)  Eine  schriftliche  Bevollmächtigung  verlangt  die  StP.O.  nur 
in  einigen  Fällen.  In  allen  übrigen  Fällen  bedarf  es  also  einer  solchen 
nicht.  Es  genügt,  dass  die  Wahl  dem  Gericht  irgendwie  mitgeteilt 
wird,  oder  dass  der  mit  dem  Beschuldigten  auftretende  Verteidiger 
ohne  den  Widerspruch  der  Beschuldigten  thätig  wird.  Auch  für  die 
Einlegung  der  Rechtsmittel  bedarf  es  keiner  an  eine  Form,  etwa  Schrift- 
lichkeit, gebundenen  Bevollmächtigung^). 

c)  Ein  selbständiges  Wahlrecht  neben  dem  Beschuldigten 
hat  nach  §  137  Abs.  2  sein  gesetzlicher  Vertreter.  Er  hat  es 
nicht  nur,  wenn  der  Beschuldigte  nicht  gewählt  hat,  sondern  auch, 
wenn  er  es  that^).  Ähnlich  wie  der  gesetzliche  Vertreter  stehen  nach 
§  328  StP.O.  die  „Angehörigen''  der  Abwesenden «). 

III.  a)  Die  Bestellung  eines  Verteidigers  erfolgt  durch  das 
Gericht,  und  zwar  entweder  aufAntrag  oder  von  Amts  wegen. 
Antragsberechtigt  ist  der  Beschuldigte*).  Von  Amts  wegen 
muss  ein  Verteidiger  bestellt  werden  nach  §  140  Abs.  2  StP.O.  in 
bestimmten  Fällen  der  sog.  notwendigen  Verteidigung,  nach  §  141  StP.O. 
kann  ein  solcher  bestellt  werden  in  allen  sonstigen  Fällen,  in  denen 
das  Gericht  das  ans  irgend  einem  Grunde^®)  wünscht  Endlich  behandelt 
noch  §  145  Abs.  1  StP.O.  einen  Fall,  in  dem  die  Bestellung  erfolgen 
muss. 

b)  Nur  „bei  vorhandener  Dringlichkeit"  tritt  an  Stelle  des  Ge- 
richts der  Vorsitzende  oin^^).  Dagegen  liegt  die  Wahl  der 
Person  des  Verteidigers,  nachdem  die  Bestellung  beschlossen  ist 


*)  So  Löwe  IIa  zu  §  138  St.P.0,  John  I,  97(5  ff.,  v.  Kries  239  u.  s.  w., 
ebenso  E.  XXI,  125,  während  friiliere  Entscheidungen  anderer  Ansicht  waren;  vgl. 
z.  B.  E.  III.  91.  A  M.  Glaser  U,  236,  Stenglein  3  zu  §  137  St.P.O.  Einen  die 
Veiteidi^uDg  ohne  Auftrag  als  „negotiorum  gestor**  führenden  Verteidiger  kennt 
die  StP.O.  nicht.  Davon  ist  der  Verteidiger,  der  nur  die  Vollmacht,  vielleicht  aui^en- 
blicklich,  nicht  beibringen  kann,  scharf  zu  scheiden.  Vgl.  auch  Wach  I,  593, 
V.  Kries  240  und  noch  E.  XV,  226,  XVIII,  346  Eine  Generalvollmacht  genügt 
nicht  zur  Einlegung  des  Kcchtsmittels;  M.  VII,  4.o4. 

^)  Üler  den  goFetzlichen  Vertreter  unten  §  49. 

*j  Näheres  unten. 

")  Den  gesetzlichen  Vertreter  nennt  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich;  trotzdem 
wird  man  ihn  als  antragsberechtigt  ansehen  müssen. 

'")  Z.  ß.  Jugendlichkeit,  Unbeholfenheit,  Schwerhörigkeit  des  Beschuldigten 
u.  s.  w.  Die  Bestellung  kann  auch  in  Schöffensachen  und  in  den  höheren  Instanzen 
erfolgen.  Sie  liegt  im  freien  Ermes.sen  des  Gerichts.  Ein  Recht  auf  Bestellung  hat 
der  Beschuldigte  nicht 

*'j  Ob  ein  dringlicher  FaU  vorliegt,  entscheidet  der  Vorsitzende  selbst 
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immer  in  der  Hand  des  Vorsitzenden;  das  Gericht**)  bestimmt,  dass, 
der  Vorsitzende,  wer  zu  bestellen  ist^'). 

IV.  a)  Die  Verteidigung  ist  entweder  eine  notwendige 
oder  eine  nicht  notwendige ^*).  Das  öffentliche  Interesse 
erfordert  in  einer  Reihe  von  regelmässig  schweren  Fällen  oder  mit 
Bücksicht  auf  bestimmte  persönliche  Eigenschaften  des  Beschuldigten  die 
Mitwirkung  eines  Verteidigers.  Oft  tritt  die  Verteidigung  selbst  gegen 
den  Wunsch  des  Beschuldigten  ein  ^^),  Die  Mitwirkung  eines  Verteidigers 
ist  hier  notwendige  prozessuale  Voraussetzung;  Ver- 
stösse können  die  Anfechtung  des  Urteils  rechtfertigen  i*^). 

b)  Nach  §  140  St.P.0.  gehören  hierher  die  vor  dem  Schwur- 
gerichte  oder   dem  Reichsgerich te    als   erster  Instanz* 7)   und 


*•)  "Welches  Gericht,  d.  h.  Strafsenat,  Strafkammer  u.  s.  w.,  zu  bestellen 
hat,  hängt  davon  ab,  welches  Gericht  zuständig  ist,  und  in  welchem  Abschnitt  des 
Verfahrens  die  Bestellung  erfolgt.  Im  Ermittelungsverfahren  hat  nach  §  144 
StP.O.  der  Amtsrichter  die  Bestellung.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  es  vorkommt, 
dass  mehrere  Amtsgerichte  mit  den  Ermittelungen  befa.sst  werden.  Man  wird,  da 
das  Gesetz  keines  ausdrücklich  beruft,  ein  jedes  zur  Bestellung  als  berechtigt  anzu- 
sehen haben.  Vgl.  noch  Löwe  3  zu  §  142  StP.O.,  v.  Kries  239.  Da  §  141  St.P.O. 
den  Untersuchungsrichter  nicht  nennt,  hat  in  der  Voruntersuchung  die  Straf- 
kammer bezw.  der  erste  Strafsenat  des  Feichsgerichts  die  Bestellung,  bei 
Dringlichkeit  handelt  der  Vorsitzende  der  betr.  Gerichtsabteilung;  vgl.  Löwe  2  zu 
§  147  StP.O.  In  der  Zeit  zwischen  Eröffnungsbeschluss  und  B[aui)tverhandlung 
(vgl.  §  212  ff.  StP.O.)  kommt  für  Schöffensachen  §  30  Abs.  2  G.V  G.  in  Frage,  in 
Strafkammersachen  bestellt  die  erkennende  Kammer  selbst,  in  Keichsgorichtssachen 
der  erkennende  Gerichtshoi  In  Schwurgerichtssachen  bestellen  die  richterhchen 
Mitglieder,  sofern  sie  bereits  bestimmt  sind,  andernfalls  die  Strafkammer;  das  wird 
allerdings  nirgends  ausdrücklich  angeordnet,  ergiebt  sich  aber  aus  allgemeinen  Er- 
wägimgen;  vgl.  nach  §  82  G.V.G.  In  der  Hauptverhandlung  bestellt  das  erkennende 
Gericht;  vgl.  noch  §  30  Abs.  1  G.V.G. ;  in  Schwurgerichtssachen  der  Gerichtshof,  nicht 
auch  die  Geschworenen. 

*•)  Auch  die  Bestellung  mehrerer  Verteidiger  dnrch  den  Vorsitzenden  ist 
denkbar.  Ist  die  Bestellung  einmal  beschlossen,  der  Bestellte  aber  z.  B.  gestorben, 
so  hat  der  Vorsitzende  einen  neuen  Verteidiger  zu  bestimmen.  Dicht  etwa  das  Gericht 
eine  neue  Bestellung  zu  beschliessen.  Darum  und  nicht  aus  der  „Dringlichkeit*' 
erklärt  sich  auch  §  145  St  P.O. 

")  Man  stellt  der  notwendigen  oft,  mit  Rücksicht  auf  §  141  StP.O.  nicht  zu- 
treffend, eine  freiwillige  oder  gewillkürte  Verteidigung  gegenüber. 

")  E,  n,  104,  R.  IL  64.  Auch  dann  tritt  sie  ein,  wenn  der  Angeklagte 
rechtskundig,  etwa  selbst  Rechtsanwalt  ist.  Der  Satz  der  C.P.O.  §  74,  dass  der 
Rechtsanwalt  „sich  selbst  vertreten''  könne,  ist  in  der  StP.O.  nicht  enthalten. 

'•)  Vgl.  unten,  v.  Kries  234  vergleicht  die  notwendige  Verteidigung  wohl 
nicht  ganz  zutreffend  mit  dem  civil  prozessualen  Anwaltszwang. 

^O  Auch  wenn  sie  im  Wege  der  Verbindung  (vgl.  oben  §  30)  an  das  Gericht 
gelangen;  R.  IL  764;  abweichend  John  I,  108  zu  0.  Das  Gesetz  spricht  nicht  von 
Sachen,  die  „zur  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  gehören'',  sondern  von  Sachen,  die 
„vor  dem  Schwurgerichte  zu  verhandeln  sind".  Löwe  4  zu  §  140,  John  I,  994, 
▼.  Eries  235  u.  s.  w. 
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die  beim  Landgericht  erster  Instanz  gegen  taube,  stumme ^^j 
oder  noch  nicht  16  Jahre  alte  Angeklagte**)  zu  verhan- 
delnden Sachen  20). 

c)  Wenn  man  auch  die  von  §  140  St.P.0.  Ziffer  2  genannten 
Fälle  21)  zu  denen  der  notwendigen  Verteidigung  zählt,  so  ist  zu  beachten? 
dass  bei  ihnen  der  Wille  des  Beschuldigten  massgebend  ist.  Die  Ver- 
teidigung tritt  hier  nicht  ein,  auch  wenn  der  Beschuldigte 
sie  nicht  will,  sondern  ohne  dass  sie  Im  Sffentllchen  Interesse 
nStig  wäre,  wenn  der  Besehuldigte  sie  will ").  Durch  die  Willens- 
erklärung des  Beschuldigten  wird  sie  notwendig.  Der  Willedes 
Beschuldigten  zwingt  das  Gericht  zur  Bestellung").  • 

V.  In  allen  übrigen  Fällen  ist  die  Verteidigung  unbeschränkt 
zulässig,  aber  nicht  not  wendig«*).  Es  steht  im  Ermessen  des 
Gerichts,  ob  ein  Verteidiger  bestellt  werden  soll.  Die  Nichtausübung 
des  Wahlrechts  seitens  der  Angeklagten  giebt  dem  Gericht  das  Recht, 
auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen  den  Verteidiger  zu  bestellen  *«), 
während   es   nach  §  140  St.P.0.   die   Pflicht   der  Bestellung   hat. 

VI.  Die  Verteidigung  nennt  man  wohl  eine  mehrfache,  wenn 
ein  Beschuldigter  mehrere,  eine  gemeinschaftliche,  wenn 
mehrere  Beschuldigte  einen  Verteidiger  haben. 

a)  Eine  mehrfache  Verteidigung  kommt  insbesondere  zustande, 
wenn  nach  §  137  beide  dort  genannten  Wahlberechtigten  eine  Wahl 

")  Taub  ist,  wer  so  schlecht  hört,  dass  man  sich  Dicht  in  der  für  den  Prozöss 
erforderlichen  Weise  mit  ihm  verständigen  kann;  stumm,  wer  nicht  so  sprechen  kann, 
dass  dies  möglich  wäre.  Man  denke  an  schwere  Sprachfehler,  wie  fortwährendes 
Stottern  u.  8.  w.  Anderen  Sinn  haben  die  Worte  in  §  224  StG.B.  Geistesschwäche 
pennt  §  140  nicht,  vgl.  jedoch  §  141  St.P.0.  Voraussetzung  ist,  dass  die  Taubheit 
im  Augenblick  des  Eintritts  der  Verteidigung  noch  vorhanden  ist;  üllmann  247. 

*•)  Massgebend  ist  nicht  die  Zeit  der  Hauptverhandlung,  sondern  die  des  §  140; 
R.  VII,  467,  Löwe  5  zu  §  140,  v.  Kries  236. 

'";  Auch  wenn  es  sioh  nur  um  Übertretungen  handelt;  vgl.  noch  R,  II,  762. 

'•)  Ob  es  sich  um  ein  „Verbrechen"  handelt,  ist  zunächst  nach  der  Anklage 
zu  beurteilen.  Fasst  sie  die  That  als  Diebstahl  nach  §  243  St.G.B.  auf  (§  73  G.V.G. 
Z.  5),  so  ist  das  zunächst  massgebend,  und  die  Bestellung  des  Verteidigers  hat  gemäss 
§  140  zu  erfolgen.  Weicht  der  Eröflfnuugsbeschluss  von  der  Anklage  ab,  nimmt  er 
ein  „Vergeben'^  aus  §  242  StG.B.  an,  so  kann  die  Bestellung  zurückgenommen 
werden.     Vgl.  E.  XXI,  266  und  XIX,  273. 

*^)  Die  Verteidigung  hört  in  diesen  Fällen  auf,  notwendig  zu  sein,  wenn  der 
Verteidi^rte  sie  nicht  mehr  will ;  vgl.  auch  R.  II,  766.  Ein  Verzicht  auf  die  Verteidigung 
kann  also  Zunicknahme  der  Bestellung  nach  sich  ziehen;  vgl.  aber  §  141  St.P.0. 

")  Man  kann  zwischen  unbedingt  notwendiger  imd  bedingt  notwendiger  Ver- 
teidigung unterscheiden.     Über  den  §  140  vgl.  ausführliche  Kritik  bei  John  I,  985  ff. 

'*)  Auch  nicht,  wenn  der  Angeklagte  stumm  ist. 

**)  Ein  Rechtsmittel  kann  nicht  darauf  gestützt  weiden,  dass  das  Gericht  keinen 
Verteidiger  bestellte. 
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vornehmen.     Jeder   der   mehreren  Verteidiger   hat  die   vollen  Ver- 
teidigungsrechte unabhängig  von  den  Mitverteidigern *^. 

b)  Eine  gemeinschaftliche  Verteidigung  ist  nach  §  146  St.P.0. 
sowohl  als  Wahl-  wie  als  bestellte  Verteidigung  denkbar*^). 

§  45. 
Die  Fähigkeit  zur  Führung  der  Verteidigung. 

L  Aus  §  138  St.P.O.  ergiebt  sich,  dass  es  zur  Führung  der 
Verteidigung  rechtlich  unfähige  Personen  nicht 
giebt^).     Aber  es  ist  zu  beachten: 

a)  dass  der  Kreis  der  bestellbaren  und  der  der  wähl- 
baren nicht  der  gleiche  ist,  und  dass 

b)  nicht  Jeder  auch  die  Fähigkeit  für  die  Fälle  der  notwendigen 
Verteidigung  besitzt 

n.  a)  Die  in  §  138  St.P.0.  Genannten  sind  in  den  Fällen  nicht 
notwendiger  Verteidigung  wählbar,  also  ausser  Rechtsanwälten 
und  Rechtslehrern 2)  an  Universitäten  Deutschlands  auch  „andere 
Personen"  % 

Die  Rechtsanwälte*)  und  Rechtslehrer  sind  bevorzugt;  das  Gericht 
muss  sie  zulassen^).  Die  „anderen  Personen"  bedürfen  der  still- 
schweigenden oder  ausdrücklichen  Genehmigung  des  Gerichts,  das  sie 


*")  Vgl.  auch  V.  Kries  247.  Jeder  hat  z.  B.  das  Recht  auf  den  Schluss- 
vortrag nach  §  257  St.P.0.    Auch  eine  Bestellung  mehrerer  Verteidiger  i»t  möglich. 

")  Ob  sie  „der  Aufgabe  der  Verteidigung  widerstreitet",  hat  das  Gericht  auch 
bei  Wahlverteidigung  von  Amts  wegeu  zu  prüfen;  v.  Kries  247,  üllmann  253, 
Löwe  2  zu  §  146.  Man  denke,  dass  der  eine  Mitbesohuldigte  den  anderen  der 
That  verdächtigt. 

')  Absatz  2  des  §  138  St.P.O.  ist  erst  durch  die  R.J.K.  geschaffen. 

')  Auch  der  Privatdozent  ist  Rechtslehrer.  Die  Frage,  wer  ,,Rechtslehrer" 
ist,  wird  meist  nicht  beantwortet  Vgl.  jedoch  H  H.  I,  401  Anm.  2.  Soll  die 
Zugehörigkeit  zur  juristischen  Fakultät  den  Ausschlag  geben  oder  soll  auch  z.  B.  der 
der  philosophischen  Fakultät  angehörige  Ötaatsrechtslehrer  oder  der  der  theologischen 
Fakultät  angehörige  Lehrer  des  Kirchenrechts  „Rechtslehrer*'  sein?  Ist  es  z.  B.  auch 
der  lediglich  historische  Vorbildung  besitzende  Lehrer  der  Rechtsgeschichte,  der  der 
juristischen  Fakultät  angehört?    Die  Frage  ist  auch  für  §  4  G.V.Ö.  von  Bedeutung. 

•)  Auch  Frauen  sind  „andere  Personen",  Uli  mann  249;  a.  M.  v.  Kries  238. 
Auch  Minderjährige  sind  nicht  unfähig. 

*)  Vgl.  die  Rechtsanwaltsordnung  vom  1.  Juli  1878.  Rechtsanwalt  kann  nur 
sein,  wer  Richterfähigkeit  besitzt.  Nicht  nur  der  beim  Prozessgericht  zugelassene 
Anwalt  (G.P.O.  §  74)  ist  zur  Verteidigung  fähig,  sondern  jeder  Rechtsanwalt 
vor  jedem  deutschen  Gericht,  auch  dem  Reichsgericht.  Vgl.  aber  oben 
im  Text  IIc.  Niohtdeutsche  Rechtsanwälte  sind  „andere  Personen**  im  Sinne  des  §  138 
Abs.  2  St.P.0. 

•)  Vgl.  aber  E.  XXIV,  296,  wo  entschieden  ist,  das  Oericht  könne  einen  Ver- 
teidiger ablehnen,  wenn  seine  Vemehmnng  als  Zeuge  erforderlich  ist. 
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auch  zurückweisen  kann»).  Das  „Gericht",  das  über  die  Zulassung 
entscheidet,  ist  nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  das  erkennende 
Gericht^),  vorher  das  Amtsgericht,  die  Strafkammer  oder  der  L  Straf- 
senat des  Reichsgerichts,  nicht  der  Untersuchungsrichter. 

b)  Aus  Abs.  2  des  §  138  geht  hervor,  dass  in  den  Fällen  der 
notwendigen  Verteidigung  gewählt  werden  können  die  in  Abs.  1 
Genannten  auch  ohne  Genehmigung  des  Gerichts.  „Andere  Personen"®) 
bedürfen  der  Genehmigung^),  aber  das  Gericht  darf  sie  nicht  auch 
allen  in  gleicherweise  erteilen.  Die  zu  Verteidigern  Bestell- 
baren i<^)  können  die  Verteidigung  allein  und  selbständig  führen. 
Alle  übrigen  „anderen  Personen"  können  nur  in  Gemeinschaft 
mit  einem  bestellbaren  Verteidiger  auftreten.  Sein  Mitwirken 
ist  notwendige  prozessuale  Voraussetzung^^). 

c)  Eine  Beschränkung  der  Wählbarkeit  an  sich  tauglicher 
Personen  ergiebt  sich  einmal  aus  §  100  Abs.  2  R.A.O.,  insofern  hier 
den  Rechtsanwälten  beim  Reichsgericht  das  „Auftreten"  an  anderen 
Gerichten  untersagt  ist^-).    Eine  weitere  Einschränkung  liegt  darin,  dass 

^)  Gegen  eine  Zurückweisung  hat  der  Beschuldigte  kein  Rechtsmittel,  ebenso- 
wenig der  Staatsanwalt  gegen  die  Zulassung.  Eine  Begründung  der  Zurückweisung 
ist  nicht  erforderlich.  Vgl.  noch  John  I.  981,  der  die  Zurückweisung  nicht  als 
„Entscheidung'^  im  Sinne  der  §§  33,  34  St.P  0.  gelten  lassen  will.  Das  Gericht  kann 
auch  die  Genehmigung  zurücknehmen  oder  nie  nur  für  einen  eiozehien  Prozessakt, 
z.  B.  eine  Zeugen veraehniung  (z.  B.  §  223  St.  P.O.)  oder  die  Hauptverhandlung 
gestatten;  E.  IX,  78.  Dagegen  ist  eine  Beschränkung  der  Rechte  des  einmal 
Zugelassenen,  etwa  in  Bezug  auf  den  Schlussvortrag  (§  257  StP.O)  unzulässig  Das 
wäre  eine  Beschränkung  der  Verteidigung  im  Sinne  des  §  377  Z.  8  StP.O.  und  nicht 
eine  Beschränkung  der  Zulä.ssigkeit.     Löwe  7  zu  §  138  StP.O. 

■)  Vgl.  aber  G.V.G.  §  30  Abs.  2. 

®)  Der  von  §  139  St. P.O.  genannte  Substitut  des  gewählten  Rechtsanwalts 
bedarf  der  Genehmigung  nicht;  vgl.  noch  unten. 

•)  Erst  von  dor  Genehmigimg  an  sind  sie  zur  Führung  der  Verteidigung  befugt. 
Vgl.  aber  E.  IX,  78.  Wenn  v.  Kries  238  sagt,  die  vorher  vorgenommene  Handlung 
sei  nicht  „gültig'',  so  geht  das  zu  weit  und  passt  nicht  auf  alle  Handlungen ; 
man  denke  an  den  Verkehr  zwi.schen  Verteidiger  urd  Beschuldigten,  die  Akten- 
einsicht u.  s.  w. 

")  Nicht  nur  die  zu  Verteidigern  von  dem  mit  der  Sache  befassten 
Gericht  bestellbaren.  Jeder  deutsche  Rechtsanwalt,  der  von  irgend  einem  Gericht 
bestellt  werden  kann,  ist  befähigt. 

**)  Stellt  es  sich  im  Laufe  der  Verhandlung  heraus,  dass  ein  Fall  notwendiger 
Verteidigung  vorliegt,  .so  ist  neben  der  „anderen  Pei-son"  ein  Verteidiger  zu  bestellen; 
E.  XXIX,  11.  Es  genügt  das  Vorhandensein  eines  bestellbaren  Verteidigers.  Dass 
er  bestellt  sei,  ist  nicht  erforderlich.  Z.  B.:  A  wählt  nach  §  137  Abs.  2  für  B  den 
Rechtsanwalt  X,  B  selbst  wählt  die  „andere  Person'*  Y.  Letzere  tritt  in  „Gemein- 
schaft'' mit  dem  bestellbaren  X  auf.  Das  Erforderniss  des  §  138  Abs.  2  gilt  für  alle 
Prozessabschnitte.  Der  X  gehört  in  der  Haupt  Verhandlung  zu  den  von  §  377  Z.  5 
StP.O.  Genannten. 

"}  Der  Anwalt  am  Reichsgericht  kann  also  auch  nicht  verteidigen  vor  ac deren 
Gehöhten.    So  auoh  John  I,  980.    Löwe  2  zu  §  138  StP.O.  will  ein  Auftreten  des 
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jemand    der  Natur  der  Sache  nach  nicht  gleichzeitig  Zeuge  und  Ver- 
teidiger sein  kann*'). 

IIL  Der  §  144  St.P.O.  bestimmt,  wer  zum  Verteidiger  bestellt 
werden  kann.  Der  Kreis  der  Bestellbaren  ist  der  gleiche  in  den 
Fällen  der  notwendig  en  wie  der  nicht  notwendigen  Ver- 
teidigung. Bestellbar  sind  ausser  den  Rechtsanwälten")  „Justiz- 
beamte, die  nicht  als  Richter  angestellt  sind''^^),  und  „Rechtskundige", 
welche  die  erste  juristische  Staatsprüfung  bestanden  haben  *^.  Voraus- 
setzung für  ihre  Bestellung  im  einzelnen  Fall  ist,  dass  sie  in  einem 
bestimmten  Verhältnis  zum  bestellenden  Gericht  stehen.  Nach  §  144 
Abs.  1  St.P.0.  ist  der  Rechtsanwalt  bestellbar,  der  am  Orte  des  be- 
stellenden Gerichts  wohnt;  ihm  stehen  nach  §  39  R.A.O.  die  gleich,  die 
innerhalb  des  Sprengeis  des  beateilenden  Gerichts  wohnen  und  bei  ihm 


reichsgerichtlichen  Anwalts  unter  dem  Gesichtspunkt  des  §  138  Abs.  2  St.P.0.  gestatten. 
Er  zählt  sie  zu  den  ,,aQderen  Personen'^  Dem  steht  entgegen,  dass  di^se  ,,auderen 
Personen*'  den  „Rechtsanwälten"  gegenübergestellt  werden.  Die  rei^hsgerichtlichen 
Anwälte  sind  aber  doch  auch  Rechtsanwälte.  Vgl.  auch  Stenglein  1  zu  §  138  St  1*0. 
Auch  in  der  Einreichung  eines  durch  den  Anwalt  unterzeichneten  Schriftstücks,  z.  B. 
§  400  StP.O.,  liegt  ein  „Auftreten"  vor  Gericht.  A.  M.  Löwe  2b  zu  §  138  St.P.0. 
Vgl.  noch  §  31  R.A.O.  Über  Ablehnung  des  Bestellten  darch  den  Beschuldigten, 
über  Ausschliessung  des  Verteidigers  enthalten  die  Gesetze  nichts;  Uli  mann  251. 
Wird  in  einer  ReichBgerichtssache  die  Voruntersuchung  bei  einem  anderen  Gericht 
geführt,  so  handelt  es  sich  um  einen  Teil  des  reichsgerichtlichen  Verfahrens,  der 
Verteidiger  tritt  also  nicht  vor  einem  anderen  Gericht  auf;  v.  Kries  237. 

";  Das  gilt  sowohl  für  Rechtsanwälte  wie  für  andere  Personen  und  muss  auf 
gewählte  und  bestellte  Verteidiger  Anwendung  finden,  wobei  gleichgültig  ist,  ob  die 
Wahl  etc.  der  Benennung  als  Zeuge  vorausgeht  oder  nicht.  Die  Zeugnispflicht  geht 
der  Verteidigung  vor.  Andernfalls  könnte  etwa  der  Angeklagte,  indem  er  den  Anwalt, 
der  ihn  belasten  könnte,  zum  Verteidiger  wählt  sein  Zeugnis  für  den  Prozess  unmöglich 
machen.  Das  Gericht  ist  an  die  Person  des  Zeugen  gebunden,  während  dem  Gericht 
bezw.  dem  Beschuldigten  die  Wahl  unter  mehreren  Verteidigern  freisteht;  der  Rechts- 
anwalt ist  eine  fungible  Person,  der  Zeuge  nicht.  Vgl.  Löwe  5a,  Stenglein  4  zu 
§  138  StPO,  John  I,  1019  u.  s.  w.,  sowie  das  Reichsgericht  in  einer  Entscheidung 
von  1891  bei  G.  39,  312;  nicht  ganz  übereinstimmend  damit  E.  XXIV,  104  (Ent- 
sctieidxmg  von  1893). 

")  Man  fürchtete  1877,  sie  würden  nicht  in  genügender  Zahl  vorhanden  sein. 
Der  §  144  hindert  auch  eine  Überlastimg  der  Rechtsanwälte  mit  Offizial Verteidigungen. 
Hechtslehrer  sind  nicht  bestellbar;  Löwe  1  zu  §  144.    A.  M.  John  1,  1011. 

")  Z.  B.  Gerichtsschreiber.  Unbestellbar  ist  nicht  nur  der  dauernd  angestellte 
Richter,  sondern  auch  der  zeitweise,  z.  B.  als  Hülfsrichter  beschäftigte. 

**)  Der  §  144  hat  die  von  §  139  verlangte  zweijährige  Beschäftigung  nicht 
angenommen.  Ebenso  verlangt  er  nicht,  dass  der  Rechtskundige  beschäftigt  „ist*'. 
Doch  ist  zu  beachten,  dass  nur  der  zur  Zeit  Beschäftigte  in  dem  Verhältnis  zum 
Gericht  steht,  dass  es  ihn  bestellen  könnte.  Auch  hat  man  gewiss  nicht  dem  einmal 
bestandenen  ersten  Examen  eine  Wirksamkeit  für  das  ganze  Leben  zusprechen 
wollen.  Strenggenommen  ist  also  die  Hervorhebung  .,des  Rechtskundigen"  überflüssig^ 
denn  der.  um  den  es  sich  hier  handelt,  ist  „Justiz beamterS  Vgl.  jedoch  Löwe  3a 
Ctt  §  144  StP.O* 
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zugelassen  sind*^).  Das  Gleiche  gilt  für  die  von  §  144  St.RO.  Abs.  2 
Genannten  ^^). 

IV.  a)  Eine  Pflicht  zur  Annahme  der  Wahl  ist  weder  durch 
die  St.P.0.,  noch  durch  die  R.A.O.  geschaffen  worden.  Dagegen  kann 
§  31  RA.O.,  welcher  durch  §  356  StG.B.  unterstützt  wird,  eine  Pflicht 
zur  Ablehnung  der  Wahl  ergeben ^^). 

b)  Eine  Pflicht  zur  Annahme  der  Bestellung  besteht  für 
den  Rechtsanwalt*®).  Hält  der  Anwalt  die  Bestellung  ftir  ungerecht- 
fertigt**) oder  unzulässig**),  .so  hat  er,  wenn  die  Bestellung  nicht 
zurückgenommen  wird,  nach  §  36  RA.O.  das  Beschwerderecht *5). 
Inwieweit  für  andere  Personen  eine  Annahmepflicht  oder  Ablehnungs- 
pflicht besteht,  ist  reichsgesetzlich  nicht  bestimmt**). 

§  46. 

Zeitpunkt   des   Beginns   und   der   Beendigung 

des   Verteidigungsverhältnisses. 

I.  Die  nach  1848  nach  französischem  Vorbilde  geschaffenen 
deutschen  Strafprozessgesetze  schränkten  die  Verteidigung  zeitlich  ein. 

'')  Vgl.  Löwe  2a  zu  §  144  StP.O. 

^^  So  kann  insbesondere  das  Gericht  alle  bei  ihm  beschäftigten  ,,Rechtskundigen^' 
bestellen.    Näheres  ergiebt  sich  aus  dem  Landesjustizverwaltungsrecht. 

")  Nach  §  31  R.A.O.  hat  der  Rechtsanwalt  seine  Beiufsthätigkeit  zu  versagen, 
erstens,  wenn  er  für  eine  pflichtwidrige  Handlung  in  Anspruch  genommen  wird, 
ihm  etwa  zugemutet  wird,  die  Sache  zu  verschleiern,  den  Richter  irre  zu  führen; 
zweitens,  wenn  sie  von  ihm  in  derselben  Rechtssache  bereits  einer  anderen  Partei 
im  entgegengesetzten  Interesse  gewährt  ist,  wenn  etwa  der  Anwalt  in  einer  Privat- 
klagesache zuerst  dem  Kläger  geholfen  hat  und  ihn  in  höherer  Instanz  der  Beschuldigte 
wählt  Auch  der  Rechtsanwalt,  der  für  den  Verletzten  nach  §  170  StP.O.  die  Klage- 
erhebuDg  erzwungen  hat,  ist  zur  Ablehnung  verpflichtet  Ebenso  der  Assessor,  der 
bei  der  Staatsanwaltschaft  im  Ermittelungs verfahren  thätig  war  und  jetzt  aü^  Rechts- 
anwalt gewählt  wird.  Drittens  besteht  die  Pflicht  zur  Ablehnung,  wenn  der 
Anwalt  in  einer  streitigen  Angdiegen heit  helfen  soll,  an  deren  Entscheidung,  nicht 
nur  der  Urteilsfällung,  er  als  Richter  (nicht  als  Gerichtsschreiber)  teilgenommen  hat 
Glaser  II,  234. 

'*)  Nur  so  läöst  sich,  obwohl  die  St.P.O  die  Verpflichtung  nicht  ausdrücklich 
festsetzt,  §  39  R.A.O.  verstehen,  der  erklärt,  dass  für  die  Pflicht  zur  Annahme  der 
Bestellung  die  Sätze  der  St.P.O.  massgebend  sein  sollen.  Vgl.  auch  John  I,  1007, 
Löwe  2b  zu  §  144  StP.O. 

'')  Etwa,  weil  er  sich  zu  sehr  mit  Offizialverteidigungen  belastet  glaubt 

'^  Z.  B.  weil  ein  Grund  vorliegt,  den  §  31  R.A.Ü.  im  Auge  hat 

")  Für  sie  gelten  nach  §  36  RA.O.  die  Grundsätze  der  C.P.O.  Es  kann  also 
der  vom  Oberlandesgerichte  bestellte  Anwalt  nach  §  135  G.V.G.  an  das  Reichsgericht 
Beschwerde  einlegen. 

•*)  Das  wird  von  den  Dienstvorschriften  abhängen,  denen  der  Rechtskundige  bezw. 
Justizbeamte  unterw^orfen  ist.  Der  §  31  R.  A.O.  ist  nicht  ohne  weiteres  analog  anwendbar. 
Löwe  3  b  zu  §  144  StP.O.  M.  YUl,  90  hält  die  Bayr.  Rechtspraktikanten,  die  nach 
der  zweiten  Präfang  die  Pnuds  bei  einem  Rechtsanwalt  fortsetzen,  für  verpflichtet 
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Es  war  für  sie  erst  Raum,  wenn  der  Prozess  bis  zu  einem  bestimmten 
Abschnitte,  etwa  bis  zur  Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  vorgeschritten 
war.  Auf  anderem  Standpunkt  steht  die  St.P.0.*)  mit  Recht.  Schon 
in  dem  der  Anklage  vorausgehenden  sog.  Ermittehingsverfahren  und 
in  der  Voruntersuchung  sind  gegen  den  Verdächtigen  empfindliche 
Massregeln,  wie  z.  B.  die  Verhaftung,  zulässig.  Schon  vor  der  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens  ergehen  weitere  Entscheidungen,  die  von  Einfluss 
auf  den  ganzen  Verlauf  der  Sache  sein  können,  und  gegen  die  eine 
Verteidigung  gestattet  werden  muss*). 

IL  Die  StP.O.  hat  deshalb  die  Verteidigung  zeitlich  nicht  be- 
schränkt ^.  Auch  hier  ist  zwischen  dem  gewählten  und  dem 
bestellten  Verteidiger  zu  unterscheiden. 

a)  Für  die  Wahl  Verteidigung  bestimmt  §  137  StP.O.,  dass  sie 
in  jeder  Lage  des  Verfahrens  zulässig  ist.  Das  „Verfahren"  ist  vor- 
handen, sobald  die  Anklage  erhoben  ist.  Aber  aus  §  167  St.P.O.  geht 
hervor,  dass  schon  vor  der  Anklage  ein  Verteidiger  an  „richterlichen 
Verhandlungen"  teilnehmen  kann*).  Bei  den  „staatsanwaltlichen  Ver- 
handlungen" wird  ein  Verteidiger  nicht  erwähnt  Ob  ihm  die  Staats- 
anwaltschaft oder  die  Polizei  Zutritt  gewähren  will,  hängt  von  ihrem 
Ermessen  ab. 

b)  Für  die  Bestellung  gilt  zunächst  nach  §  142  StP.O.  das 
Gleiche;  auch  sie  ist  während  des  Vorverfahrens  zulässig*^).  Bei  der 
notwendigen  Verteidigung  muss,  sofern  nicht  eine  Wahl  erfolgt  ist, 


^)  Vgl.  die  geschichtlichen  AasführaDgen  bei  John  I,  958  ff.,  üllmann  253. 

')  Man  denke  z.  B.  an  den  Einwand  gegen  den  wichtigen  Beschluss  des  §  178 
StP.O.  Da  der  Eröffnangsbeschluss  nach  §  209  StP.O.  ananfechtbar  ist,  muss  dem 
Beschnldigten  daran  liegen,  dass  schon  vor  diesem  Beschlösse  der  Verteidiger 
eingreifen  kann.  Vgl.  anch  §  199  StP.O.  Wird  dem  Bescholdigten  das  Recht 
beschränkt,  so  kann  das  die  Revision  begründen;  £.  XXIX,  440. 

*)  Allerdings  kommt  im  Ermittelungsverfahren  und  in  der  Voruntersuchung  der 
Verteidiger  nicht  za  freier  Entfaltung  seiner  Thätigkeit;  vgl.  John  I,  961.  Im 
Stadium  der  Strafvollstreckung  giebt  es  keine  Verteidigung  mehr,  es  sei  denn, 
dass  man  die  nach  §  486  Abs.  2  St.P.0.  gestattete  „Anwesenheit"  des  Ver- 
teidigers als  Verteidigung  gelten  lassen  will. 

*)  Eine  Verteidigung  ist  nur  auf  Seiten  des  Beschuldigten  möglich,  nicht  solange 
er  etwa  nur  als  Zeuge  vernommen  wird;  erst  muss  zum  Ausdruck  gekommen  sein, 
dass  der  Verdacht  sich  gegen  ihn  richte.    Vgl.  noch  unten  und  §  191  ff.  St.P.O. 

•)  Vgl.  aber  Löwe  3  zu  §  142  StP.O.  Die  Bestellung  erfolgt  im  Ermittelungs- 
verfahren durch  den  Amtsrichter;  vgl.  §  160,  163  St.P.O.  Das  Gesetz  hat  nicht 
angeordnet,  welcher  Amtsrichter  bestellen  soll.  Löwe  will  den  §  164  analog 
anwenden,  der  aber  versagt,  wenn  der  Beschuldigte  im  Ermittelungsverfahren  überhaupt 
nicht  mit  einem  Richter  in  Verbindung  kommt 
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die  Bestellung  spätestens  bis  zu  dem  von  §  140  St.P.0.  Abs.  3  bezeich- 
neten Zeitpunkte  erfolgen^). 

III.  a)  Der  Zeitpunkt  der  Begründung  und  der 
Beendigung  desWahlverteidigungsverhältnisses  steht 
im  Ermessen  des  Wählenden^.  Er  kann  den  Verteidiger  wie 
für  den  ganzen  Lauf  des  Prozesses  auch  für  einen  bestimmten  Prozess- 
abschnitt Wählen. 

b)  Über  den  Zeitraum,  für  den  die  Bestellung  wirksam  ist, 
schweigt  das  Gesetz.  Wenn  nicht  eine  Wahl  erfolgt,  und  das  Gericht 
die  Bestellung  nicht  zurücknimmt,  hat  sie  Geltung  für  die  ganze 
Instanz,  in  der  sie  erfolgte.  Sie  wirkt  also  für  alle 
noch  nicht  erledigten  Prozessabschnitte  in  der  Instanz^). 
Innerhalb  dieser  Grenze  besteht  sie,  solange  sie  nicht  zurückgenommen 
wird.  Sie  entfällt  also  nicht  „ipso  jure"  mit  dem  Wegfall  der  Voraus- 
setzungen, unter  denen  die  Bestellung  erfolgte^). 

c)  Die  St.P.0.  legt  in  den  von  §  145  genannten  Fällen  das  Haupt- 
gewicht auf  die  Mitwirkung  des  Verteidigers  in  derHauptverhand- 
lungi®).     und   zwar   muss*  der   Verteidiger   nicht   nur   während   der 


^)  Trotz  des  Wortlauts  des  §  140  handelt  es  sich  in  §  140  Abs.  3  nicht  um  eine 
notwendige  prozessuale  Voraussetzung.  So  auch  das  Reichsgericht  in  einer  Reihe  von 
Entscheidungen.  Ein  Urteil  ist  nach  §  376  St.P.O.  mit  Revision  anfechtbar,  wenn  es 
auf  der  Verletzung  einer  Rechtsnorm  beruht;  Noi mverletzung  und  Urteil  müssen  iu 
Kausalzusammenhang  stehen.  Ein  solcher  Kausalzusammenhang  wird  nach  §  377  Z.  5 
ohne  weiteres  angenommen,  wenn  in  der  Hauptverhandlung  der  Verteidiger  fehlt 
Anderenfalls  liegt  also  Kausalzusammenhang  nicht  ohne  weiteres  vor.  Vgl.  £.  VI,  441, 
K.  IV,  890,  V.  682,  aber  auch  E.  XX,  38.  Eingehend  John  1,  997  ff.,  Glaser 
II,  230.  Die  von  §  144  Abs.  3  gesteckte  Frist  darf  ohne  Willen  des  Beschuldigten 
nicht  verkürzt  Wc^rden,  R.  II.  406.  Aber  auch  nach  ihrem  Ablauf  ist  nach 
§  141  St.P.0.  Bestellung  möglich. 

')  Vgl.  auch  Löwe  12  zu  §  138  St.P.0.  Inwieweit  der  Gewählte  zur 
Beendigung  des  Verteidigungs Verhältnisses  befugt  sein  soll,  sagt  die  StP.O.  nicht. 
Auch  die  R.A.O.  schweigt  über  die  Frage.  Mit  Beendigung  des  Prozesses,  d.  h.  mit 
rechtskräftiger  Beendigung  ist  die  Verteidigung  jedenfalls  zu  Ende.  In  der  Voll- 
st reckungsinstanz  ist  für  einen  Verteidiger  kein  Platz.  Vgl  noch  v.  Kries  241  und 
Ullmann  252. 

*)  Auch  zur  Einlegung  des  Rechtsmittels  gegen  das  Urteil  der  Instanz  ist  der 
Bestellte  befugt.  Vgl.  auch  Löwe  IIb  zu  §  140  uod  §  381  St.P.O.  Bedenklich 
ist  es,  die  Bestellung  auch  für  die  Wiederaufnahme  gelten  zu  lassen.  In  ihr  handelt 
es  sich  um  Neubeginn  des  Verfahrens,  nicht  um  einen  Prozessabschnitt  des  alten. 
Vgl.  aber  E.  XXII,  97,  XXIX,  278.  Geht,  z.  B.  infolge  einer  Unzuständigkeits- 
erklärung) die  Sache  an  das  Gericht  eines  anderen  Ortes  über,  so  erlischt  die 
Bestellung  nicht  ohne  weiteres,  sondern  erst,  wenn  ein  anderer  Verteidiger  bestellt 
wird;  Löwe  5  zu  §  144. 

•j  Der  Verteidiger  war  bestellt,  weil  ein  Verbrechen  Gegenstand  der  Unter- 
Buchting  war.  Das  Haupt  verfahren  wurde  nur  wegen  Betrugs  eröffnet.  Da  die 
Bestellung  nicht  zurückgenommen  wurde,  war  der  Verteidiger  gemäss  §  217  StP.O. 
KU  laden;  E.  XXL  266. 

^^)  Das  Aosbleiben  u.  s.  w.  eineR  Wahlverteidigers  bei  oio&t  notwendiger  Ver« 
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ganzen  Hauptverhandlung")  zugegen  sein,  sondern  auch  die  Ver- 
teidigung führen  1*).  Seine  Gegenwart  ist  notwendige  prozessuale 
Voraussetzung  ^^. 

IV.  In  den  Sachen,  in  denen  nach  §  140  St.P.0.  die 
Verteidigung  notwendig  ist,  ist  sie  es  nur  in  erster 
nicht  auch  in  der  höheren  Instanz^^).  Das  geht  ^chon  aus' 
§  140  StP.O.  hervor.  Die  Sachen,  in  denen  eine  Verteidigung  nach 
§  140  notwendig  ist,  gehen  an  das  Reichsgericht^^)  als  die  höhere 
Instanz.  Nach  §  140  ist  aber  nur  vor  dem  Reichsgericht  in  erster 
Instanz  die  Verteidigung  notwendig i^).  Findet  bei  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  nach  §  410  St.P.0.  eine  neue  Hauptverhandlung  statt, 
so  ist,  wenn  §  140  St.P.0.  zutrifft,  die  Verteidigung  wieder  notwendig, 
ebenso  wenn  nach  §  394  StP.O.  die  Sache  in  die  erste  Instanz  zurück- 
verwiesen wird. 

§  47. 

Die  Thätigkeit  des  Verteidigers  im  einzelnen. 

I.  Der  Verteidiger  soll,  wie  §  145  StP.O.  sagt,  „die  Verteidi- 
gung führe  n'^  was  das  heisst,  ergiebt  sich  im  allgemeinen  aus  seiner 
Aufgabe,  jede  rechtlich  nicht  begründete,  den  Beschuldigten  drückende 
Massregel  und  jede  zu  schwere  Verurteilung  zu  hindern.     Was  dazu 


teidiguDg  oder  in  den  Fällen  des  §  140  Z.  2,  in  denen  der  Beschuldigte  bezw.  sein 
Vertreter  auf  die  Mitwirkung  des  Verteidigers  verzichten  kann,  fällt  nicht  nnter 
§  145  St.P.0.  Jedoch  wird  man  in  den  Fällen  des  §  140  Z.  2  unter  Umständen 
den  Verzicht  sowohl  des  Beschuldigten  als  seines  gesetzlichen  Vertreters  erfordern 
müssen,  soll  von  einer  Bestellung  nach  §  145  abgesehen  werden.  Vgl.  z.  B.  B,  II,  764. 
E.  U,  104,. 

")  Über  den  Beginn  der  Hauptverhandlung  unten.  Tritt  das  Gericht  in  dem 
zur  Verkündung  des  Ui  teils  anberaumten  Termin  nochmals  in  die  Verhandlung  ein, 
so  ist  diese  Verhandlung  Baupt Verhandlung,  es  bedarf  also  z.  B.  in  Fällen  notwendiger 
Verteidigung  der  Anwtsenheit  des  Verteidigers;  eventuell  ist  dem  Anklagten  ein 
Verteidiger  zu  bestellen.    Vgl.  auch  G.  44,  272. 

")  Über  das  „Verteidigung  führen"  unten. 

")  Es  genügt,  abgesehen  von  §  138  Abs.  2  St.P.0.,  wenn  von  mehreren  Ver- 
teidigern desselben  Beschuldigten  einer  erscheint.  Vgl.  auch  St  P.O.  §  377  Z.  5  und 
E.  U,  104,  XVI,  32,  XVIII,  361,  R.  ü,  764,  VII,  467,  IX,  243.  Auch  in  der 
höheren  Instanz  kann  nach  §  141  ein  Verteidiger  bestellt  werden.  Für  das  Revisions- 
gericht wird  eine  Bestellung  selten  eiforderlich  werden,  möglich  ist  sie  immerhin. 

")  Vgl.  Löwe  IIa  zu  §  140  St.P.0.,  John  I,  995,  üilmann  247,  a.  M. 
V.  Kries  236,  sowie  E.  XXII,  97. 

")  Abgesehen  von  §  123  Abs.  3  G.V.G. 

")  Nach  §  390  St.P.0.  ist  eine  Benachrichtigung  des  Verteidigers  nur  „auf 
Verlangen  des  Angeklagten"  erforderlich,  nicht,  wie  es  doch  anderenfalls  erforderlich 
w&re,  von  Amts  wegen. 

10* 
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notwendig  ist,  hängt  von  der  Lage  des  einzelnen  Falles  ab^).  Keines- 
wegs folgt  aus  der  Pflicht  zur  Führung  der  Verteidigung  die  Pflicht, 
in  jedem  Falle,  auch  gegen  seine  Überzeugung,  auf  Freisprechung 
hinzuwirken.  Inwieweit  in  der  Erklärung,  nichts  zu  Gunsten  des 
Beschuldigten  anführen  zu  können,  eine  „Führung''  der  Verteidigung 
ist,  ist  in;  einzelnen  Fall  zu  entscheiden 2).  Überall  steht  der 
gewählte   dem  bestellten  Verteidiger  gleich. 

II.  a)  Selbstverständlich  hat  sich  der  Verteidiger  über  die 
Beschuldigung  und  den  Stand  der  Sache  zu  unterrichten.  Dazu  hat  er 
nach  §  147  St.P.0.  das  Recht  der  Akteneinsicht,  das  in  den 
verschiedenen  Prozessabschnitten  jedoch  verschieden  bemessen  ist.  Vor 
Erhebung  der  öffentlichen  Klage^)  besteht  es  überhaupt 
nicht^).  Ist  Klage ^)  erhoben  durch  Einreichung  einer  Anklage- 
schrift®), so  steht  dem  Verteidiger  die  Einsicht  der  „dem  Gericht 
vorliegenden  Akten^)  zu,  und  zwar  „bei  dem  Gerichte"®). 

^)  Unter  Umstäaden  ist  die  Thätigkeit  des  Verteidigeis  eine  lediglich  abwartende 
und  beobachtende.  „Ein  Verteidiger,  der  bereits  im  Vorverfahren  eingetreten  ist, 
kann  die  Verteidigung  in  der  brillantesten  Weise  geführt  haben,  auch  ohne  dass  er 
irgend  einen  Antrag  gestellt  oder  irgend  ein  weiteres  Wort  gesagt  hat,  als  am  Schlüsse 
der  Hauptverhandlung:  Ich  habe  nichts  anzuführen.^'  John  I,  955,  auch  Löwe  2 
zu  §  145  St  P.O. 

•)  Es  kann  in  solcher  Erklärung  eine  Weigerung,  die  Verteidigung  zu 
führen,  liegen.    Löwe  6  zu  §  145  St.P.O.,  v.  Kries  245. 

■)  Dasselbe  gilt  für  die  Privatklage.  Vor  der  Klage  ist  das  Verfahren  noch 
nicht  gerichtshängig.     Vgl.  darüber  unten. 

*)  Über  die  Anwesenheit  des  Verteidigers  bei  im  Ermittelungs verfahren  vor- 
genommenen richterlichen  üntersuchungshandiungen  vgl.  §  167  St.P.O.  und  John  I, 
1023.  Ist  der  Verteidiger  nicht  anwesend  gewesen,  so  sind  die  Akten,  die  an  den 
Staatsanwalt  gehen,  bis  zur  Klage  dem  Verteidiger  entzogen.  Der  §  147  Abs.  3  ist 
nicht  zu  verstehen,  als  könne  der  Verteidiger  diese  Akten  auch  von  der  Staats- 
anwaltschaft verlangen.  Das  Akteneinsichtsrecht  schafft  nur  ein  Rechtsverhältnis 
zwischen  Verteidiger  und  Geiicht,  nicht  aber  auch  dem  Staatsanwalt  gegenüber.  Vgl. 
John  I,  1023,  Löwe  5a  zu  §  147  St.P.0.,  a.  M.  zum  Teil  v.  Kries  243. 

*)  Das  gilt  auch  für  die  Klage  der  Verwaltungsbehörde,  §  464  St  P.O.,  und  die 
Privatklage,  §  414  ff.  St.P.0. 

*)  Über  die  Arten  der  Klageerhebung  vgl.  unten. 

^)  Aus  §  147  Abs.  4  St.P.0.  geht  hervor,  dass  Akten  nicht  allein  Schriftstücke 
sind,  sondern  auch  die  Beweisgegenstände,  auf  die  sich  die  schriftlichen  Akten  be- 
ziehen.  Dem  Gericht  liegen  vor  auch  die  staatsanwaltschaftlichen  Akten,  die  bei  der 
Anklageerhebung  dem  Gericht  mit  eingereicht  werden.    Vgl.  noch  v.  Kries  243. 

«)  D.  h.  an  der  Gerichtsstelle;  vgl.  noch  M.  UI,  436,  V,  332.  Vgl.  aber  §  145 
Abs.  4.  Man  denke  an  sehr  umfangreiches  Aktenmaterial,  das  an  Gerichtsstelle  zu 
studieren  dem  Verteidiger  schwer  werden  würde.  Der  ,,Vor8itzende",  den  Abs.  4 
meint,  kann  nur  der  des  erkennenden  Gerichts  sein;  es  wird  also  vorausgesetzt  von 
Abs.  4,  dass  das  Hauptverfahren  bereits  eröffnet  ist.  Ob  in  der  Voruntersuchung  der 
Verteidiger  Akten  in  die  Wohnung  bekommen  soll,  entscheidet  der  Untersuchungs* 
riohter.  80  auch  Löwe  7  zu  §  147.  „Uberführungsstücke**  sind  alle  im  Prozess 
Bor  Belastung  des  Beschuldigten  dienenden  Gegenstände.  Vgl.  nooh  Löwe  9 
lu  §  U7. 
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Anders,  wenn  die  Klage  die  Führung  einer  Voruntersuchung 
nach  sich  zieht.  Während  der  Voruntersuchung  kann  der  Unter- 
suchungsrichter die  gerichtlichen  Voruntersuchungsakten  einsehen 
lassen^).  Nur  bestimmte  Protokolle  sind,  soweit  sie  das  Gericht  in 
Händen  hat^^),  zu  jedem  Zeitpunkt  des  Prozesses  nach  §  147  Abs.  3 
dem  Verteidiger  zugänglich  ^i). 

b)  Der  Information  des  Verteidigers  dient  auch  das  Recht  auf 
schriftlichen  und  mündlichen  Verkehr  mit  dem  Beschul- 
digton.  Es  ist  völlig  unbeschränkt  nach  §  148  St.P.O.  nur,  wenn 
der  Beschuldigte  sich  nicht  in  Untersuchungshaft  ^^j  befindet,  anderen- 
falls steht  bis  zu  dem  von  §  148  Abs.  2  und  3  angegebenen  Zeit- 
punkte**) dem  Gericht  eine  Aufsicht  zu,  die  ausgeübt  werden  kann"), 
aber  nicht  muss. 

b)  Der  Verteidiger  hat  das  Recht,  bestimmten  Untersuchungs- 
handlungen selbst  beizuwohnen.  Das  Recht  besteht  schon  gemäss 
§  167  St.P.O.  in  dem  der  Anklage  vorausgehenden  Ermittelungs- 
verfahren und  unabhängig  von  dem  Willen  des  Beschuldigten  für 
richterliche  Verhandlungen,  vorausgesetzt,  dass  der  Beschuldigte 
entweder  „als  solcher"  vom  Richter  vernommen  ist,  öder  sich,  obwohl 
noch  nicht  vom  Richter  vernommen,  in  Untersuchungshaft 
befindet  i^J.     Welche  Verhandlungen  §  167  St.P.O.  meint,  ergiebt  sich 


•)  Er  soll  es,  soweit  es  „ohne  Gefährduug  des  Untersuchungszweckes 
geschehen  kann".  Vgl.  dazu  John  I,  955,  1024,  Löwe  6,  Stenglein  7  zu 
§  147  St.P.0. 

'*)  Ohne  Unterschied,  ob  es  richterliche  oder  staatsanwaltschaftliche  sind. 

'*)  Vgl.  dazu  §  167  Abs.  2,  191,  193  St.P.O.  Ein  Anspruch  auf  sofortige 
Einsicht  ist  nicht  gegeben.    Löwe  5b  zu  §  147. 

'•)  tTber  sie  unten.  Der  §  148  spricht  nur  vom  Verhafteten,  nicht  auch 
von  dem  vorläufig  Festgenommenen,  vgl.  §  127  St.P.0.  Ebensowenig  hat  §  148  die 
Strafhaft  im  Auge;  Löwe  1  zu  §  148. 

")  Über  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  vgl.  §  201  St.P.0.  Auch  dann 
trifft  der  Wortlaut  des  §  148  zu,  wenn  der  Beschuldigte  zwar  verhaftet  ist,  aber 
nicht  wegen  der  Th&t,  derentwegen  der  Verteidiger  mit  ihm  verkehren  will.  A  ist 
z.  B.  wegen  Diebstahlsverdacht  verhaftet.  Während  der  Haft  wiid  wegen  einer 
Beleidigung  gegen  ihn  vorgegangen,  und  für  den  Beleidigungsprozess  wälilt  sich  der 
A  einen  Verteidiger.  Ob  das  Gesetz  auch  solche  Fälle  treffen  wollte,  ist  allerdings 
zweifelhaft.    Vgl.  noch  Löwe  4  zu  §  148. 

")  Aufsichtsberechtigt  ist  je  nach  dem  Prozessstand  nur  der  Amtsrichter,  der 
Untersuchungsrichter  oder  das  Gericht,  das  über  die  Eröffnung  zu  beschliessen  hat. 
Zu  den  „schriftlichen"  Mitteilungen  gehören  auch  Packete  u.  s.  w.  Vgl.  noch  Löwe  ^ 
zu  §  148,  Während  Abs.  3  bei  sog.  Fluchthaft  nicht  Anwendung  findet,  sondern  nur 
bei  sog.  KoUusionshaft  (vgl.  darübor  unten)  macht  Abs.  2  die  Unterscheidung  nicht. 
Die  „Gerichtsperson'*  ist  unter  Umständen  befugt,  die  Unterhaltung  abzubrechen. 
Stenglein  4  zu  §  148. 

")  Näheres  unten  beim  Ermittelungsverfahren. 
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aus  dem  Hinweis  auf  die  Voruntersuchung.  Zugänglich  sind  weiter 
die  Beweisverhandlungen  der  §§  222,  223,  224  St.P.O.  Für  das 
richtige  Verständnis,  insbesondere  der  §§  167  und  191  flf.  ist  zu  be- 
achten, dass  das  Gesetz  davon  ausgeht,  dem  Beschuldigten  und  dem 
Verteidiger  müsse  im  Interesse  des  üntersuchungszweckes  die  Kenntnis 
der  Voruntersuchungsverhandlungen  möglichst  entzogen  werden  ^%  Die 
Sätze  sind  also  Ausnahmesätze.  Daraus  folgt,  dass  die  Aufzählung 
der  richterlichen  Verhandlungen  eine  ausschliessliche  ist,  der 
Richter  nur  bei  ihnen  die  Anwesenheit  gestatten  kann ^^).  Man  hat 
jene  Ausnahmen  gemacht,  weil  es  sich  regelmässig  um  Beweisaufnahmen 
handelt,  deren  Wiederholung  in  der  Hauptverhandlung  nicht  stattfindet 
Die  Protokolle  über  die  Beweisaufnahme  sollen  in  der  Hauptver- 
handlung den  Ersatz  für  die  Beweiserhebung  selbst  bilden  i*).  Weil 
aber  in  der  Hauptverhandlung  die  Gegenwart  des  Beschuldigten  und 
seines  Verteidigers  erforderlich  ist,  sollen  sie  auch  bei  jenen  vorweg- 
genommenen Beweisakten  gegenwärtig  sein  dürfen  i^).  Sie  werden 
deshalb  nach  §  191  Abs.  3  vom  Termin  benachrichtigt,  „soweit  dies 
ohne  Aufenthalt  für  die  Sache  geschehen  kaun^^o).  Die  Beweisaufnahme 
ist  für  die  Hauptverhandlung  benutzbar,  auch  wenn  die  Berechtigten 
nicht  erscheinen. 

§  48. 
Die  Thätigkeit   des  Verteidigers  (Fortsetzung). 
I.     Als  man  die  Rechte  der  Verteidigung  in  mannigfacher  Weise 
einschränkte,  war  man   der  Ansicht,   dass   dies    dadurch    ausgeglichen 


*«)  Vgl.  besonders  John  II,  398  und  505. 

"j  John  II,  505,  Löwe  la  zu  §  191:  a.  M.  H.H.  I,  469,  Stenglein  12  zu 
§  191,  z.  Teil  auüh  v.  Eries  497.  Ein  Rechtsmittel  gegen  das  urteil  wäre  auf  die 
trotzdem  erfolgte  Zulassung  nicht  zu  stützen. 

'•)  Man  hat  diese  Beweis  Verhandlungen  geradezu  vorweggenommene  Teile  der 
Hauptverhandlung  genannt.  Es  gelten  aber  nicht  alle  Regeln,  die  auf  die  Beweis- 
aufnahme in  der  Hauptverhandlung  Anwendung  finden.  Die  Anwesenden  haben  z.  B. 
kein  eigenes  Fragerecht  nach  §  2:59  St.P.O.  Vgl.  aber  John  II,  507,  v.  Kries  376, 
(»laser  I,  380,  II  397,  H.  H.  I,  482.  Der  Verteidiger  u.  s.  w.  kann  nur,  ohne  selbst 
frageberechtigt  zu  sein,  den  Richter  um  Stellung  bestimmter  Fragen  bitten;  Löwe  3, 
Stenglein  4  zu  §  191.  Ein  förmliches  Antragsrecht  hat  keiner  der  Anwesenden. 
Auch  §  145  StP^O.  gilt  für  §  191  nicht.  Löwe  la  zu  §  223  ist  bezüglich 
des  Frageiechfs  anderer  Ansicht  als  bei  §  191.  Vgl.  auch  v.  Kries  530.  Der 
Wortlaut  des  Gesetzes  zwingt  zu  einer  derartigen  Auffassung  hier  ebenso  wenig 
wie  in  §  191. 

";  Sie  haben  das  Recht,  aber  nicht  wie  in  der  Hauptverhandlung  selbst,  die 
Pflicht. 

•**)  Ähnlich  §  223  St.P.O.  Sie  werden  nicht  wie  bei  der  Hauptverhandlung 
geladen.    Näheres  unten  bei  der  Voruntersuchung. 
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würde,  dass  man  ein  weitgehendes  Becht  auf  Teilnahme  an  der  Haupt- 
verhandlung für  den  Verteidiger  schuft). 

a)  Der  Verteidiger  wird  nach  §  217  St.P.0.  zur  HauptverhandlDOg  geladen, 
wobei  aber  unterschieden  wird  zwischen  dem  bestellten,  der  stets,  dem  gewählten, 
der  nur  dann  geladen  werden  muss,  wenn  seine  Wahl  dem  Gericht  angezeigt 
wurde  '). 

b)  Die  Thätigkeit  des  Verteidigers  in  der  Hauptverhandlung  hängt  vom  Einzelfall 
ab.  Bestimmte  Rechte  sind  ihm  ausdrücklich  gegeben '),  z  B  unabhängig  vom  Willen 
des  Angeklagten  nach  §  239  St.P.O.  das  Fragerecht  gegenüber  Zeugen  und 
Sachverständigen,  das  Recht  auf  das  Kreuzverhör  nach  §  238  St.P.0.,  das 
Recht,  auf  die  Vorträge  der  Staatsanwaltschaft  zu  antworten  nach  §§  257, 
299  St.P.0.,  das  Recht,  nach  §  145  SiP.O.  Aussetzung  der  Verhandlung  zu 
beantragen*). 

II.  Nach  §  139  St.P.O.  hat  der  Verteidiger  ein  Substitutions- 
recht, d.  h.  ein  Recht,  mit  der  Wahrnehmung  der  Verteidigung  eine 
andere  Person  zu  beauftragen. 

a)  Dies  Recht  hat  nur  der  Wahlverteidiger,  der  zugleich  Rechtsanwalt 
ist  Der  §  139  will  aber  nicht  anordnen,  dass  in  allen  übrigen  Fällen  der  Wahl 
Substitution  unzulässig  sei.  Er  sagt  nur,  dass  der  nach  §  139  St.P.0.  Substituierte*) 
zugelassen  weiden  muss,  andere  Substituten  zugelassen  weiden  können,  falls  nicht 
§  13S  Abs.  2  hindert.  Der  nach  §  139  Substituierte  bedarf  nicht  der  Genehmigung 
des  Gerichts,  wohl  aber  der  Genehmigung^)  des  Verteidigten^)  selbst 


^)  Man  bemass  es  selbst  weiter  als  das  des  Beschuldigten.  Vgl  §  246  und 
§  238  StP.O. 

')  Näheres  unten  bei  der  Vorbereitung  der  Hauptverhandlung. 

*)  Vgl.  über  alle  diese  Punkte  näheres  bei  der  Hauptverhandlung. 

^)  Nur  der  bestellte  Verteidiger  hat  dies  Recht  nach  §  145  Abs.  2;  R,  IX,  243, 
E,  XVI,  32.  Das  Gericht  muss  im  Falle  des  §  145  aussetzen;  in  allen  übrigen 
Fällen,  also  auch  auf  Antrag  des  Wahlverteidigers,  kann  es  dies  thtm;  §§  227,  228 
StP.O.     Vgl.  Löwe  8  zu  §  145;  a.  M.  v.  Kries  246.    Vgl.  noch  E.  I,  S.  235. 

*)  Der  Rechtskundige  muss  im  Justizdienst,  und  zwar  dem  Vorbereitungs- 
dienst (nicht  Verwaltungsdienst,  §  2  Abs.  4  G.V.G.)  beschäftigt  sein,  nicht  nur 
gewesen  sein.  Beschäftigung  beim  Staatsanwalt  ist  Justizdienst.  Löwe  5  zu 
§  139  St.P.0.  Ob  der  Rechtskundige  die  Verteidigung  übernehmen  darf,  richtet  sich 
nach  seinen  allgemeinen  Dienstpflichten.  Der  §  139  spricht  vom  „Angeklagten^'. 
Danach  wäre  Substitution  erst  nach  Eröffnung  des  Haupt  Verfahrens  möglich,  vgl. 
S  155  StP.O.  So  auch  Löwe  4  zu  §  139.  Dagegen  mit  Recht  John  1,  982, 
Stenglein  3  zu  §  139. 

®)  A.  M.  V.  Kries  245.  Sie  braucht  eine  ausdrücl liehe  nicht  zu  sein.  Sie  ist 
z.  B.  anzunehmen,  wenn  der  Beschuldigte  mit  dem  Substituten  erscheint;  Löwe  1 
zu  §  139.  Der  sog.  Generalsubstitut,  der  ailgomeine  Stellvertreter  des  Rechts- 
anwalts, ist  solange  zur  Führung  der  Verteidigung  befugt,  als  der  Beschuldigte  nicht 
das  Gegenteil  erklärt.  Er  braucht  also  nicht,  wie  der  andere  Substitut,  die  Geneh- 
migung des  Angeklagten  beizabringen.    Vgl.  auch  E.  IX,  279,  X,  591,  R.  V,  591. 

^)  Vgl.  auch  Löwe  2c  zu  §  144  StP.O.  Der  sog.  Generalsubstitut  steht 
auch  hier  anders;  John  I,  983.  Anders  liegt  der  Fall,  wenn  der  Beschuldigte  ei klärt, 
er  wähle  den  Substituten;  taugliche  Wahl  macht  die  Bestellung  hinfällig  nach  §  143 
StP.O.    Vgl.  oben  und  E.  IX,  279,  auch  noch  B.  V,  243. 
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b)  Die  Stellung  des  bestellten  Verteidigers  ist  eine  andere.  Der 
bestellende  Richter  bestellt  denjenigen,  zu  dem  er  Vertrauen  hat.  Ein  vom  "Willen 
des  Gerichts  unabhängiges  Substitutionsreoht  besteht  nicht«). 

m.  Der  §150  St.P.0.  schafft  ein  Recht  auf  Gebühren  aus 
der  Staatskasse,  wobei  Abs.  2  des  §  150  einen  Rückgriff  an 
den  in  die  Kosten  nach  §  497  S,  St.P.O.  verurteilten  Angeklagten 
ausdrücklich  vorbehält. 

Der  §  150  spricht  von  dem  zum  Verteidiger  bestellten  Rechtsanwalt, 
ohne  zwischen  Fallen  notwendiger  und  nicht  notwendiger  Verteidigung  zu  unter- 
scheiden*^). Bei  der  Wahl  Verteidigung  ist  die  Gebnhrenfrage  Sache  der  Vereinbarung 
des  "Wählenden  mit  dem  Gewählten.  Selbst  bei  notwendiger  Verteidigung  erwirbt 
der  Wahlverteidiger  der  Staatskasse  gegenüber  keinen  Gebührenanspruch *°). 

IV.  Aus  der  allgemeinen  Pflicht  des  Verteidigers  zurFührung 
der  Verteidigung  ergiebt  sich  für  ihn  die  Pflicht,  in  der 
Hauptverhandlung  zu  erscheinen,  sich  nicht  unzeitig  aus 
ihr  zu  entfernen  und  sich  nicht  zu  v^reigern,  die  Verteidigung 
in  ihr  zu  führen.  Die  Erfüllung  dieser  Pflichten  wird  durch 
Androhung  der  von  §  145  Abs.  3  genannten  Nachteile  gesichert.  Aber 
diese  Nachteile  treffen  nur  den  bestellten  Verteidiger  und 
den  Wahlverteidiger  in  Fällen  der  notv^ren  di  gen 
Verteidigung.  Mögen  die  gleichen  Pflichten  auch  dem  Wahl- 
verteidiger bei  nicht  notwendiger  Verteidigung  obliegen,  die  Androhungen 
des  §  145  beziehen  sich  auf  ihn  nicht ^i). 

•)  Vgl.  die  Gebührenordnung  für  Rechtsanwälte  vom  7.  Juli  1879,  §§  63—75, 
aber  auch  §  39  Abs.  2  R.A.O.  und  §  479  StP.O.,  Löwe  2a  zu  §  150,  wo  auch 
Literaturangaben  sich  finden. 

®)  Vgl.  R.  V,  743.  Das  Recht  auf  Gebühren  wird  nicht  schon  durch  die  Bestellung, 
sondern  erst  durch  die  ordnungsmässige  Führung  der  Verteidigung  erworben. 
Nach  §  496  Abs.  2  SiP.O.  können  die  notwendigen  Auslagen  des  freigesprochenen 
u.  s.  w.  Beschuldigten  auf  die  Staatskasse  übernommen  werden.  Über  die  Notwendigkeit 
entscheidet  das  Gericht,  vgl.  §  496  Abs.  3  StP.O. ;  vgl.  John  I,  1030.  Das  Gericht 
wird  nicht  ohne  weiteres  den  zwischen  Beschuldigten  und  Wahlverteidiger  ausge- 
machten Betrag,  sondern  die  gesetzliche  Taxe  (12  Mark  beim  Schöffen-,  20  bezw. 
40  Mark  beim  Land-  bezw.  Schwurgericht)  ansetzen.  Der  Verteidiger  hat  nach  §  150 
die  Gebühren  für  die  Instanz,  für  die  er  bestellt  ist,  zu  beanspruchen,  nicht  ohne 
weiteres  die  Gebühr  für  die  Begründung  des  Rechtsmittels  gegen  das  erstinstanzliche 
Urteil.  Löwe  2b  zu  §  150  StP.O.  Dass  auch  die  Wahl  durch  einen  civilrechtlich 
nicht  Verpflichtungsfähigen  den  Gebührenanspruch  entstehen  lässt,  wird  nicht  bestritten. 
Vgl.  auch  V.  Kries  247  und  oben  §  39  Anm.  9. 

»'O  Vgl.  auch  E.  II,  104,  R.  II,  64. 

")  Untersteht  er,  wie  der  Rechtsanwalt  oder  der  Justizbeamte  Disziplinar- 
gesetzen,; so  .iBt  auch  ihm  gegenüber  „dienstliche  Ahndung"  möglich.  Der  §  145 
bezieht  sieb  nur  auf  die  Hauptverhandlung.  Da  in  früheren  Prozessabschnitten  die 
Gegenwart  des  Verteidigers  keine  notwendige  ist,  worden  Aussetzungen  wegen  seines 
Ausbleibens  u.  s.  w.  nicht  vorkommen.  Disziplinierung  ist  auch  hier  möglich.  Vgl. 
auch  §   162  StP.O.,  §  182  G.V.G.,  John  I,   1025,  Löwe  zu  §  145.    „Dienstliche 
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Unzeit  ig  ist  die  Entfernung  des  Verteidigers,  wrnn  sie  erfolgt  vor  Schluss 
der  Hauptverhandlung.  Der  Verteidiger  darf  also  nicht  etwa  gehen,  wenn  er  seine 
Schlussyoitrfige  beendet  hat  und  das  Oericht  zur  Urteiisfindung  sich  zurückzieht. 
Seine  Gegenwart  z.  B.  bei  der  UrteilsTerkündung  ist  nötig,  weil  noch  bei  ihr  sich 
Veranlassung  zur  Anfechtung  des  Urteils  ergeben  könnte*').  Nicht  jedes  kurze 
Verlassen  der  Sitzung  ist  aber  eine  unzeitige  „Entfernung*^''). 

V.  Ausdrücklich  wenden  sich  an  den  Verteidiger  §§  180  ff.  G.V.G.  Weiter 
verleiht  §  162  SiP.O.  ganz  allgemein  dem  Beamten  im  Ermittelungsverfahren, 
also  auch  z.  B.  dem  Staatsanwalt,  zum  Schutze  gegen  Störungen  eine  Disziplinar- 
gewalt"). 

VI.  Die  Bekanntmachung  geiichtlicher  Entscheidungen  durch  Zustellung 
und  Verkündung  erfolgt  grondsätzlich  an  den  Beschuldigten  selbst'^;;  Bekannt- 
machung an  den  Verteidiger  kann  grundsätzlich  die  an  den  Beschuldigten  nicht 
ersetzen,  sondern  nur  wenn  der  Verteidiger  zum  Empfang  vom  Beschuldigten  Voll- 
macht erhalten  hat  Dagegen  hat  der  Verteidiger  unter  Umständen  Anspruch  auf 
besondere  Ladung  bezw.  Benachrichtigung  zu  Teiminen^'). 


§  49. 
11.    Der  gesetzliche  Vertreter,  der  Vertreter  und  der  Beistand  des  Beschuldigten. 

I.     Der   gesetzliche  Vertreter   hat   im   Strafprozess   selbständige, 
vom  Willen  des  Beschuldigten  unabhängige  Rechte  ^).    Wer  als  „gesetz- 


Ahndung^^  ist  auch  neben  der  Auflegung  der  Kosten  möglich;  Lowe  11  zu  §  145 
StP.O.  Die  Auflegung  der  Kosten  erfolgt  durch  Gerichtsbeschluss.  Die  Koston  der 
Aussetzung  trägt  jedenfalls  der  Verteidiger,  der  sie  verschuldete.  Er  kann  nicht  ein- 
wenden, sie  sei  nicht  „erforderlich"  gewesen,  es  hätte  etwa  sogleich  ein  anderer 
Verteidiger  bestellt  werden  können.     Löwe  9  zu  §  H.'}. 

*•)  Etwa  weil  die  Bestimmungen  über  die  Öffentlichkeit  der  Verkündnng  ver- 
letzt sind.  Vgl.  noch  z.  B.  E.  U,  104,  R.  II,  64.  Aus  der  nnzeitigen  Entfernung 
der  Verteidiger  kann  die  Staatsanwaltschsd^t  und  der  Beschuldigte  Grund  zur  An- 
fechtung des  Urteils  aus  §  377  Z.  5  StP.O.  nehmen.  In  den  Fällen  des  §  145  ist 
die  Anwesenheit  des  Verteidigers  in  der  ganzen  Hauptverhandlung  notwendige  Pro- 
zessvoraussetzung, es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Fälle  handelt,  in  denen  der  Ver- 
teidigte auf  Anwesenheit  des  Verteidigers  rechtswirksam  verzichtet  hat,  also  z.  B. 
um  einen  Fall  des  §  140  Z.  2;  vgl.  oben.  Vgl.  noch  R.  II,  764,  VII,  468  und 
V.  Kries  246. 

")  Vgl.  E.  I,  235,  V.  Kries  246,  Löwe  4  zu  §  145  StP.O.,  a.  M.  Steng- 
lein 2  zu  §  145. 

»*)  R.  X,  484  und  E.  XIX,  390. 

")  Natürlich  abgesehen  von  den  Entscheidungen,  die  den  Verteidiger  selbst 
angehen,  wie  etwa  solche  aus  §  145  Abs.  3  St.P.O. 

*•)  Vgl.  z.  B.  §§  217,  223  StP.O. 

*)  Der  gesetzliche  Vertreter  und  der  Vertreter  (vgl.  z.  B.  StP.O.  §  370) 
sind  auseinander  zu  halten.  Vgl.  noch  Glaser  II,  248.  v.  Kries  stellt  den  gesetz- 
lichen Vertreter  unter  die  Nebenparteien,  ein  Begriff,  mit  dem  strafprozessual 
nicht  viel  anzufangen  ist.  Der  gesetzliche  Vertreter  ist  im  Prozess  grundsätzlich 
nicht  Vertreter  des  Beschuldigten;  v,  Kries  225. 
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lieber  Vertreter'^  anzusehen  ist,  hat  die  St.P.O.  nicht  bestimmt;  der 
Begriff  ist  insbesondere  dem  bürgerlichen  Recht  zu  entnehmen*). 
Auf  das  Geschlecht  des  gesetzlichen  Vertreters  kommt  es  nicht  an. 
Bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  jeder  „gesetzliche  Vertreter"  die 
strafprozessualen  Rechte  habe,  ist  davon  auszugehen,  dass  die  Prozess- 
befugnisse gegeben  sind,  damit  er  die  mangelnde  prozessuale  Einsicht 
des  Vertretenen  ergänze.  Das  trifft  nur  zu  bei  den  gesetzlichen 
Vertretern  von  Minderjährigen  und  Geisteskranken,  nicht  auch 
bezüglich  des  gesetzlichen  Vertreters  eines  wegen  Verschwendung 
Entmündigten'^. 

a)  Der  gesetzliche  Vertreter  ist  nicht  in  jeder  Beziehung  Stellvertreter  des 
Beschuldigten,  seine  Handlungen  vermögen  nicht  die  des  Beschuldigten  zu  ersetzen; 
auch  bedürfen  die  Handlungen  des  Beschuldigten  nicht  der  Genehmigung  des  gesetz- 
lichen Vertreters*). 

b)  Der  gesetzliche  Vertreter  kann  nach  §  137  Abs.  2  St.P.0.  unabhängig  vom 
Willen  des  Beschuldigten  einen  Verteidiger  wählen.  Seine  "Wahl  hat  gegen- 
über der  Bestellung  die  gleiche  Bedeutung  wie  die  des  Beschuldigten*),  Als  Vor- 
mund eines  Minderjährigen*)  muss  er  nach  §  149  St.P.O.  als  Beistand^) 
zugelassen  werden.  Dem  gesetzlichen  Vertreter  des  jugendlichen  Angeklagten  ist 
das  Urteil  auf  Unterbringung  in  eine  Besserungsanstalt  gemäss  §  268  St.P.O.  zuzu- 
stellen. Endlich  hat  er  das  Recht,  nach  §  340  St.P.0.  binnen  der  dem  Vertrete- 
nen laufenden  Frist"),  Rechtsmittel  einzulegen,  sowie  zu  Gunsten  des  Ver- 
urteilten nach  §  405  8t.P.O.  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zu  bean- 
tragen*).    Von  Amts  wegen  wird  der  gesetzliche  Vertreter  nicht  zugezogen.    Not- 


')  Massgebend  ist  nicht  ohne  weiteres  das  Recht  des  Gerichtsorts,  sondern  der 
Ort  der  gesetzlichen  Vertretung.  Begeht  etwa  ein  Franzose  in  Berlin  einen  Dieb- 
stahl, so  ist  die  Frage,  wer  sein  gesetzlicher  Vertreter  ist,  grundsätzlich  nach  fran- 
zösischem Recht  zu  beurteilen.     Vgl.  noch  v   Kries  224. 

')  So  auch  Löwe  3b  zum  II.  Abschn.  I.  Buch  St.P.O.;  a.  M.  John  I,  970, 
bes.  978,  Kühler  im  G.S.  LIII,  171,  Glaser  E,  249,  v.  Kries  224,  Ulimann  259. 
t'ber  die  Bedeutungslosigkeit  der  väterlichen  Gewalt  über  Grossjährige  B,  I,  651, 
VII,  631.  Vgl.  auch  §  1901  B.G.B.:  „Der  Vormund  hat  für  die  Person  des  Mündels 
nur  insoweit  zu  sorgen,  als  der  Zweck  der  Vormundschaft  es  erfordert." 

*)  Löwe  3a  zu  11.  Abschn.  I.  Buchs  St.P.0. 

•)  John  I,  974,  Glaser  II,  249.  Er  kann  sich  eventuell  selbst  zum  Ver- 
teidiger wählen;  Löwe  3d  zu  11.  Abschn.  L  Buchs  StP.O. 

*)  Nicht  eines  Geisteskranken  oder  etwa  der  Vormund  eines  grossjährigen 
Stummen  nach  §  84  Pr.  Vorm  -Ordn.  Vgl.  noch  die  Vormundschaft  über  Volljährige 
nach  §  1896  ff'  B.G.B. 

')  Vgl.  über  den  Beistand  unten  zu  ID. 

*)  Anders  im  Falle  des  §  268  St  P.O.  Die  Rechtsmittelfrist  läuft  erst  vom 
Augenblick  der  Zustellung  au  den  gesetzlichen  Vertreter. 

*)  Vgl.  E.  V,  50.  Bei  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wird  er 
nicht  genannt.  Dem  gesetzlichen  Vertreter  ist  mehrfach  der  Ehemann  der  Be- 
schuldigten gleichgestellt;  §§  149,  340,  405  St.P.O.  Vgl.  noch  §§  401,  322,  328,  wo 
anderen  „Angehörigen'^  Rechte  gegeben  werden. 
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wendige   prozessuale   Voraussetzung   ist  nur,   dass   er,   wenn   er  sich   am 
Verfahren  beteiligen  will,  nicht  daran  gehindert  wird*% 

c)  Der  gesetzliche  Vertreter  ist  nach  §  65  St6.B.  zur  Stellung  des  Straf- 
antrages befugt  und  kann  nach  §  414  St.P.O.  die  Privatklage  für  den  Vertretenen 
erheben. 

II.  Eine  ganz  andere  Stellung  nimmt  der  Vertreter  ein. 
Er  hat  nicht  selbständige  Rechte  neben  dem  Beschuldigten^^), 
sondern  übt  Bechte  des  Beschuldigten  an  dessen  Statt 
aus  12), 

Aus  den  §§  370  und  233  St. P.O. i»)  ergiebt  sich,  dass  der 
Vertreter  der  für  den  ab  wesen  den  i*)  oder  nicht  an- 
wesenden i^)  Angeklagten  auftretende  Verteidiger  ist, 
und  weiter,  dass  eine  Vertretung  n u r i^)  in  der  Hauptverhand- 
lung möglich  ist.  Der  zur  Verteidigung  Fähige  ist  auch  zur 
Vertretung  fähig ^7). 

a)  Nach  §  427  St.P.O.  ist  die  Vertretung  des  nicht  anwesenden  **)  Privat- 
beklagten  nur  einem  Rechtsanwalt  gestattet. 

b)  Nach  §  322  SiP  0.  sind  zur  Vertretung  des  nicht  erschienenen  Angeklagten 
dessen  Angehörige  befugt,  ohne  einer  Bevollmächtigung  zu  bedürfen *'*). 

c)  Der  Vertreter  hat  die  Rechte,   die    dem  Angeklagten  selbst  zustehen.     Er 


'")  R.  Vn,  377,  E.  V,  61. 

")  John  I,  969,  a.  M.  v.  Kries  234.  Vom  Vertreter  des  Privatklägers 
wild  hier  abgesehen;  §  418  St.P.0. 

**)  Dem  Wesen  des  Strafprozesses  entspricht  es,  dass  im  Gegensatz  zum 
Civilprozess,  eine  Vertretung  nur  ausnahmsweise  zulässig  sein  kann,  deshalb  sind  die 
Sätze  der  St.P.O.  hier  sehr  eng  auszulegen;  Uli  mann  240. 

*«)  Vgl.  noch  §§  232,  233,  322,  370,  390,  427,  451  u.  s.  w.  StP.O. 

")  Wer  „abwesend"  ist,  sagt  §  318  St.P.O.;  vgl.  noch  unten. 

**)  Das  ist  nicht  dasselbe.    Vgl.  hier  §§  232,  233  und  naher  unten. 

*«)  Nur  in  den  Fällen  der  §§  324  und  328  handelt  es  sich  um  Wahrnehmung 
von  Rechten  für  den  Beschuldigten  ausser  der  Haupt  Verhandlung. 

*')  In  den  Fällen  notwendiger  Verteidigung  wird  eine  Vertretung  selten 
stattfinden,  da  Anwesenheit  des  Beschuldigten  regelmässige  Prozess Voraussetzung  ist. 
Es  kann  aber  z.  B.  im  Wege  der  Verbindung  eine  Sache,  in  der  das  nicht  der  Fall 
ist  vor  das  Schwurgericht  kommen.  Auch  können  Fälle  des  §  231  St.P.O.  vor  die 
Strafkammer  gehören,  nnd  nach  §  140  eine  Verteidigung  notwendig  sein.  Vg).  auch 
John  I,  970.  Wer  Frauen  als  zur  Führung  der  Verteidigung  unfähig  ansieht, 
muss  ihnen  auch  die  Vertretungsbefugnis  versagen.  Das  führt  bezüglich  der 
VertretungsbefugnLs  der  Angehörigen  dahin,  dass  die  Frau  dps  Angeschuldigten, 
auch  wenn  männliche  Angehörige  nicht  vorhanden  sind,    zur  Vertretung  unfähig  ist. 

**)  Auch  hier  liegt  nicht  notwendige  „Abwesenheit"  vor.  Vgl.  noch  §  429 
Abs.  1  StP.O. 

"•)  Vgl.  dagegen  z.  B.  §§  233,  427  St.P.0. 
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kann  gestehen  **),  Anträge   stellen ,   wirksam   auf   Rechte   verzichten ,   Rechtsmittel 
rinlegcn  •*),  soweit  der  Beschuldigte  selbst  es  könnte. 

d)  Dass  der  zur  Vertretung  Berechtigte  in  der  Hauptverhandlung 
zugelassen  wird,  und  zwar  mit  den  Rechten  des  Beschuldigten,  ist  notwendige 
[irozessuale  Vorau.ssetzung.  Ungerechtfertigte  Zurückweisung  oder  Verkürzung  seiner 
Rechte  würde  Anfechtung  des  Urteils  mit  Rechtsmitteln  nach  §  377  Z.  5  bezw.  Z.  8 
rechtfertigen. 

III.  Eine  andere  Stellung  hat  der  Beistand  des  Beschuldigten. 
Als  Beistände  kommen  nur  die  von  §  149  StP.O.  ausschliesslich 
Aufgezählten  in  Frage 2-).     Sie  haben  das  Recht,  gehört  zu  werden ^3). 

a)  Sein  Recht  ist  ein  selbständiges,  vom  Willen  des  Angeschuldigten  unab> 
hängiges.  Es  steht  im  Ermessen  des  Berechtigten,  ob  er  erscheinen  und  ob  er 
Gehör  verlangen  will'*).  Das  Recht  ist  ihm  aber  nur  für  die  Hauptverhardlung 
und  zwar  in  allen  Instanzen,  gegeben;  as  ist  notwendige  prozessuale  Voraus- 
setzung, dass  der  Erschienene  zugelassen,  der  Zugelassene  auf  seinen  Willen  hin 
gehört  werde  **). 


*^)  Natürlich  wird,  wie  beim  Angeklagten,  das  Geständnis  vom  Gericht  auf 
seine  Wahrheit  hin  geprüft. 

•^)  Diese  Befugnis  wird  von  §  324  nur  dem  Vertreter  des  .,Abwesenden*' 
gegeben,  ausserdem  den  in  §  340  Genannten.  Anders  nach  §  233,  wo  es  sich  nicht 
um  „Abwesenheit ^  handelt  In  diesem  Falle  sind  zwar  die  in  §  340  Genannten  zu 
Rechtsmitteln  berechtigt,  der  Vertreter  aber  nur.  wenn  er  dazu  ausdrücklich  bevoll- 
mächtigt ist.  Er  ist  ja  Vertreter  nur  für  die  Hauptverhandlung;  eine  dem  §  324 
entsprechende  Bestimmung  fehlt.    Vgl.  noch  R.  IV,  479,  V.  788,  III,  175,  602. 

**)  Eine  andere  Art  „Beistand"  ist  z.  B.  der  des  §  427  StP.O.  Der  Rechtsanwalt 
ist  hier  rechtsverständiger  Berater  des  selbst  seine  Sache  führenden  Beschuldigten. 
Eigene  Prozessrechte  besitzt  er  nicht.  Er  tritt  nicht  wie  der  Beistand  des  §  149  in 
ein  Verhältnis  zum  Gericht,  sondern  zur  Partei.  Er  ist  gar  nicht  „bei  der  Verhandlung 
beteiligt^'  (vgl.  §  180,  aber  auch  §  179  G.V.G.).  Er  „tritt  nicht  bei  dem  Gericht 
auf"  (§  100  R.A.O.).  Beistand  nach  §  427  (auch  §  418)  könnte  auch  der  beim 
Reichsgericht  zugelassene  Rechtsanwalt  sein.  Neben  dem  Beistand  nach  §  428  ist 
auch  ein  solcher  nach  §  149  denkbar. 

*■)  Den  Gegensatz  dazu  bildet  die  Antragsbefugnis.  Der  §  86  Abs.  2  C.P.O. 
ist  in  die  St.P.O.  nicht  aufgenommen.  Der  Beistand  kann  also  Beweiserhebung  bei 
Oeiicht. nicht  beantragen,  sondern  nur  in  Anregung  bringen.  Ablehnung  solcher  An- 
legungen braucht  das  Gericht  nicht  durch  Beschluss  auszusprechen.  Vgl.  §  245  St.  P.O. 
und  unten.  Ein  Recht,  Richter  u.  s.  w.  abziüehnen,  hat  der  Beistand  nicht.  Löwe  3 
zu  §  149  St.P.O.;  V.  Kries  225  behandelt  den  „Beistand"  als  Nebenpartei. 

'*)  Der  Beistand  nach  §  149  erscheint  mit  dem  Beschuldigten  kraft  eigenen 
Rechtes  und  mit  eigenen  Rechten  ausgestattet;  der  des  §  427  mit  dem  Beschuldigten 
kraft  Wunsches  desselben  ohne  eigene  Rechte.  Der  Beistand  des  §  149  hat 
ein  Recht  zu  erscheinen,  der  Beschuldigte  ein  Recht,  den  Beistand  des  §  427 
mitzubringen. 

'*)  Vgl  noch  R.  III,  607.  Die  Zulassung  eines  Beistandes  in  den  Fällen  der 
§§  222,  224  StP.O.  liegt  im  Ermessen  des  Richters  Vgl.  auch  §  149  Abs.  3  StP.O., 
a.  M.  Stenglein  2,  Löwe  5a  zu  §  149  StPO.  Der  Beistand  als  solcher  hat  kein 
Recht,  selbständig  seine  Nichtzulassung  durch  Rechtsmittel  zu  rügen.  Die  Beistände 
nach  §  149  werden  aber  oft  ein  selbständiges  Rechtsmittelrecht  nach  §  340  haben. 
Jedenfalls  kann  der  Angeklagte  nach  §  370  Z.  8  StP.O.  vorgehen.     Ebenso  ist  es 
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b)  Der  Beistand  k.inn  nur  neben  dem  erschienenen  Beschuldigten  auftreten"). 
Einen  Ansprncli  auf  Ladung  zur  Eauptverbandlung  hat  der  Beistand  nicht '^);  ebenso 
ist  die  Beistandschaft  niemals  eine  notwendige'"). 


prozesäuale  Voraussetzung,  dass  dem  nach  §  427  (ezw.  §  418)  mitgebrachten  Beistand 
die  Anwesenheit  nicht  untersagt  ^erde.  Ein  Eecht  auf  Gehör  hat  er  nicht.  Der 
Haaptverhandlung  stehen  in  cUeser  Beziehung  die  Vernehmungen  der  §§  222,  224 
nicht  gleich.    A.  M.  Löwe  4a  zu  §  149. 

••)  Nach  §§  418  und  427  kann  der  Beklagte  u.  s.  w.  im  Beistande  eines  Rechts- 
anwalts erscheinen.  Auch  neben  einem  Vertreter  kann  der  Beistand  auftreten, 
da  der  Vertreter  in  gewissem  Umfange  den  Angeschuldigten  repräsentiert.  So  kann 
z.  B.  neben  dem  Vertreter  der  Ehemann  als  Beistand  gehört  werden.  Vgl.  noch 
John  I,  975  und  1029. 

")  Löwe  5b  zu  §  149.    Vgl  aber  E.  V,  50,  R.  III,  607. 

*®)  R.  Vn,  377.  Dass  einer  der  von  §  140  Genannten  zugleich  Zeuge  ist, 
hindert  ihn  nicht,  Beistand  zu  sein.  Vgl  aber  §  242  Abs.  4,  E.  XXII,  198;  a.  M. 
V.  Kries  350. 
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Zweites  Buch. 

Die  Mittel   zur  Sicherung   der  für  das  Strafverfahren 

erforderlichen  Gegenstände  und  der  Person  des 

Beschuldigten. 


§  50. 
Allgemeines. 

I.  a)  Die  Entscheidung  über  die  Verhängung  der  verschieden- 
artigen für  die  Durchführung  des  Strafverfahrens  unentbehrlichen 
Zwangsraassregeln  liegt  grundsätzlich  in  den  Händen  des  unparteiischen 
Richters.  Staatsanwaltschaft  und  Polizei  sind  nur  in  den  vom  Gesetz 
ausdrücklich  hervorgehobenen  Ausnahmefällen  zur  Entscheidung 
berechtigt,  insbesondere  dann,  wenn  ein  Anrufen  des  Richters  wegen 
des  damit  verbundenen  Zeitverlustes  die  Durchführung  des  Straf- 
verfahrens in  Frage  stellen  würde,  wenn  also  „Gefahr  im  Verzuge*'  läge. 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  hat  die  Staatsanwaltschaft  u.  s.  w.  das 
Gericht  um  die  Zwangsmassregelu  anzugehen. 

b)  Die  Zwangsmassregeln  des  §  94  fif.  St.P.O.  sind  an  ein 
bestimmtes  Prozessstadium  nicht  gebunden.  Die  StP.O. 
gestattet  sie  unter  Umständen  schon  vor  der  Erhebung  der  Anklage. 
Sie  thut  dies  aus  praktischen  Erwägungen,  vor  allen  Dingen  deswegen, 
weil  ein  Abwarten  sehr  oft  die  Durchführbarkeit  des  Prozesses  in 
Frage  stellen  würde  ^). 


M  Deshalb  sind  diese  Massregeln  darzustelloD,  ehe  mit  der  Schilderung  des 
Prozessgangs  begonnen  wird. 
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c)  Die  Zwangsmittel  der  St.P.O.  sind  von  verschiedenem  Gewicht. 
Wo  das  mildere  Mittel  genügt,  soll  das  härtere  nicht  angewendet 
Verden.  Kann  man  die  Anwesenheit  des  Beschuldigten  z.  B.  durch 
die  Ladung  gemäss  §§  135,  215  StP.O.  mit  Androhung  des  Zwanges 
für  den  Fall  des  Ungehorsams  erlangen,  so  ist  von  der  Ausübung 
des  Zwanges  abzusehen. 

II.  a)  Man  bedarf  zur  Durchführung  des  Strafverfahrens  neben 
der  Person  des  Beschuldigten  regelmässig  einer  Reihe  von  Gegenständen 
oder  Personen  2);  vor  allem  die,  welche  über  Irgend  eine  erhebliche 
Thatsache  dem  Richter  Beweis  erbringen  sollen.  Die  Benutzung  dieser 
Beweisstücke  muss  dem  Gericht  gesichert  werden.  Das  ist  oft  nur 
möglich,  indem  man  sie  dem  Inhaber  entzieht.  Man  muss  damit 
rechnen,  dass  der  Inhaber,  insbesondere  wenn  er  zugleich  der 
Beschuldigte  ist,  zu  freiwilliger  Herausgabe  der  Sache  nicht  immer 
geneigt  sein  wird.  Deshalb  mussten  Mittel  des  gesetzmässigen  Zwanges 
geschaffen  werden,  die  die  Erlangung  derartiger  Sachen  ermöglichen. 
Ein  solches  Mittel  ist  vor  allem  die  von  §  94  ff.  StP.O.  geschilderte 
Beschlagnahme. 

b)  Solche  zwangsweise  Beschaöung  ist  nicht  nur  bei  Beweis- 
stücken erforderlich.  Die  St.P.O.  kennt  ausser  der  Beschlagnahme 
ein  besonderes  Verfahren,  welches  die  Einziehung  bestimmter 
Gegenstände'*)  betrifft.  Die  Durchführung  der  Einziehung  ist  selbst- 
verständlich dadurch  bedingt,  dass  man  das  Einziehungsstück  hat. 
Deshalb  muss  man  sie  sich  unter  Umständen   mit  Zwang  verschaffen. 

III.  a)  Nach  der  StP.O.  ist  eine  Aburteilung  regelmässig 
nicht  möglich,  wenn  der  Beschuldigte  nicht  in  Person  vor 
dem  Richter  steht  Das  gilt  nach  §  226  StP.O.  besonders  für  die 
Hauptverhandlung  der  L  Instanz*).  Ein  Versäumnisverfahren  kennt 
die  StP.O.  grundsätzlich  im  Gegensatz  zur  C.P.O.  nicht  ^).  Auch  da, 
wo  ein  Verfahren  gegen  den  ausgebliebenen  Angeklagten  zulässig  ist, 
ist  ein  dem  §  296  C.P.O.  ähnlicher  Satz,  dass  die  vorgebrachten  That- 
sachen  als  zugestanden  angesehen  werden  sollen,  nicht  aufgenommen^). 


')  Z.  ß.  Zeugen  und  SachverBtändigen ;  auoh  gegen  sie  sind  unter  Umständen 
Zwangsmittel  gegeben.    Darüber  vgl.  unten  beim  Beweis. 

■)  Vgl,  §  477  ff.  StP.O.  und  über  sie  das  Näliere  unten. 

•)  Für  die  Berufungsinstanz  vgl.  §  370  ÖtP.O.  Vgl.  noch  Glaser  II,  202,  296, 
Bber  auch  z.  B.  §§  231,  232,  3J9,  4:^7,  470  StP.O. 

•)  Vgl.  über  das  Verfahren  nach  §  232  St.P.O.  schon  hier  E.  X,  135,  XII,  46, 

V  Über  §  370  StP.O.  vgl  unten. 
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schon  deswegen  nicht,  weil  regelmässig^  eine  Verfügung  des 
Angeklagten  über  das  geltend  gemachte  Strafrecht  ausgeschlossen  ist. 
Das  Geständnis  des  Beschuldigten  bindet  den  Strafrichter  nicht,  es  ist, 
wie  überhaupt  die  Aussage  des  Beschuldigten,  auf  seine  Wahrheit 
zu  prüfen. 

b)  Daraus  ergiebt  sich,  dass  es  grundsätzlich  nicht  im  Belieben 
des  Beschuldigten  stehen  kann,  ob  er  vor  Gericht  erscheinen  will. 
Je  schwerer  die  Beschuldigung  ist,  um  so  mehr  wird  der  Schuldige 
bestrebt  sein,  durch  sein  Nichterscheinen  eine  Verurteilung  unmöglich 
zu  machen.  Deshalb  musste  die  StP.O.  die  Anwesenheit  des  Beschul- 
digten, unter  Umständen  schon  im  voraus  für  spätere  Prozessteile, 
wenn  nötig  durch  Zwang  sichern. 

Sie  musste  davon  ausgehen,  dass  das  einfachste  und  mildeste 
Mittel,  den  Beschuldigten  zum  Erscheinen  zu  bewegen,  die  Ladung®) 
oft  nicht  ausreichen  würde,  ja  dass  sie  unter  Umständen  vom  Geladenen 
geradezu  als  eine  Andeutung,  dass  es  jetzt  Zeit  sei  zu  fliehen,  auf- 
gefasst  werden  würde 

c)  Dass  der  Verdächtige  sich  der  Untersuchung  entziehe,  ist  nicht 
die  einzige  zu  bekämpfende  Gefahr;  es  ist  weiter  zu  verhüten,  dass  er 
seine  Freiheit  dazu  benützt,  etwa  durch  Bestechung  von  Zeugen  oder 
durch  Vernichtung  von  belastenden  Beweisstücken  die  Beweisführung 
zu  hindern.  Auch  diese  Gefahr  lässt  sich  unter  Umständen  nur  dadurch 
abwenden,  dass  man  dem  Verdächtigen  die  Freiheit  entzieht*).  Die  zu 
verhängende  Haft  ist  also  ein  Mittel,  durch  Erzwingung  der 
Anwesenheit  des  Beschuldigten  oder  durch  Hinderung 
einer  Störung  des  Belastungsbeweises  seitens  des  Ver- 
dächtigen die  Durchführung  des  Prozesses  zu  ermöglichen. 

IV.  Die  St.P.O.  bezieht  sich  nur  auf  das  Strafverfahren  vor  den 
ordentlichen  Gerichten.  Nur  soweit  Zwangsmassregeln  für  dies 
Verfahren  in  Frage  kommen,  will  die  StP.O.  gelten.  Die  Sätze  des 
§  94  StP.O.  gelten  also  nicht,  soweit  die  ordentlichen  Gerichte  gar  nicht 
zu  Thätigkeit  berufen  sind,  finden  also  ^undsätzlich  nicht  Anwendung 
auf  Personen,  die  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  unterstehen*^). 


^)  Die  allgemeine  FsLssnng  Johns  I,  924  ist  nicht  zutreffend.  In  dem  Nicht- 
erscheinen des  ßernfungsbeklagten,  in  der  Zurücknahme  eines  Rechtsmittels  liegt 
unter  Umständen  eine  Disposition. 

•)  Vgl.  die  §§  133,  215  StP.O.  und  gleich  unten. 

•)  Vgl.  unten  bei  der  sog.  KoUusionahaft 

")  Vgl.  schon  oben. 
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Sie  greifen  grundsätzlich  ferner  nicht  Platz,  wo  es  an  einer  Prozess- 
Toraassetzung,  die  den  Beginn  des  Verfahrens  hindern  würde,  fehlt. 
Das  Fehlen  der  vom  §  164  StG.B.,  von  §  11  E.G.  z.  G.V.G.  a.  s.  w. 
verlangten  Vorentscheidung  z.  B.  hindert  auch  die  Massregeln  der 
StP.O.  Davon  ist  nur  bezüglich  des  Fehlens  des  Strafantrags, 
dem  man  die  Ermächtigung  gleichzustellen  hat,  durch  §§  127, 
130  StP.O.  eine  ausdrückliche  Ausnahme  gemacht ^i). 

Erstes  Kapitel. 

Sicheniiig  der  für  den  Prozess  erforderlichen  Gegenstände. 

A*    Editionspflleht  und  Besehlasrnahme. 

§  51. 
Die   Editionspflicht. 

I.  a)  Zur  Durchführung  des  Prozesses^)  müssen  vor  allem  auch 
die  Gegenstände  in  der  Hand  des  Bichters  sein,  die  die  Führung  des 
Beweises  ermöglichen.  Hat  die  Staatsanwaltschaft  oder  das  Gericht 
die  Sachen,  etwa  das  am  Thatört  gefundene  Messer,  im  Besitz,  so  liegt 
die  Sache  einfach.  Man  nimmt  sie  nach  §  94  StP.O.  in  Verwahrung*), 
oder  stellt  sie  in  auderer  Weise  für  den  Prozess  sicher  8). 

b)  Falls  das  aber  nicht  der  Fall  ist,  und  die,  welche  solche  Sachen 
in  Händen  haben*),  sie  nicht  frei  willigt)  für  den  Prozess  über- 
lassen, ist  im  ö£fentlichen  Interesse  unter  umständen  eine  zwangs- 
weise Sicherung  der  Sachen  für  den  Prozess  geboten.  Wann  ein 
solcher  zwangsweiser,  dem  Betroffenen  oft  sehr  lästiger  Eingriff  zulässig 
sein  soll,  wie  er  auszuführen  ist,  hat  das  Gesetz  genau  bestimmt. 


")  So  auch  V.  Kries  312. 

*)  Ygl.  den  vorigen  §  zu  IV.  5lu  anderen,  z.  B.  polizeilichen  Zwecken  dienende 
Beschlagnahmen  fallen  nicht  unter  §  94  £F.  St.P.O. 

')  Wie  das  zu  geschehen  hat,  bestimmt  die  StP.O.  nicht.  Die  Sachen  bilden 
Bestandteüe  der  „Akten^^,  denen  sie  beigefügt  werden. 

')  John  I,  760,  Löwe  1  zu  §  94  und  1  zu  §  98.  Die  Bestimmungen  der 
StP.O.  sind  keineswegs  klar.  „Sonstige''  Sichersteliung  kann  z.  B.  erfolgen,  indem 
man  die  Sache  dem  Inhaber  lässt  und  ihm  etwa  die  Vei^ügung  über  die  Sache  unter- 
sagt Man  denke  an  Tiere  u.  s.  w.  Vrf.  Löwe  3  zu  §  94,  v  Kries  284,  E.  XVIII, 
71,  B.  X,  443.    Vgl.  §§  136,  137  St.G.B. 

*;  Der  §  94  Abs.  2  legt  das  Gewicht  auf  den  Willen  des  Oewahrsams- 
inhabers,  es  bedarf  ako  selbst  dann  keiner  „Beschlagnahme'',  wenn  er  dem  Willen 
z.  B.  des  Eigentümers  entgegen  handelt;  das  Gericht  hat  darauf  nicht  Bücksicht  zu 
nehmen;  Löwe  2  zu  §  94. 

^)  Freiwillig  giebt  der  heraus,  der  ohne  Widerspruch  herausgiebt  Ausdrückliche 
Erklftmog  der  Einwilligung  ist  nicht  erforderlich;  Löwe  2  zu  §  94. 

11 
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o)  Gegenstand  der  Massregeln  sind  ausser  den  Beweismitteln^) 
die  Sachen,  die  „der  Einziehung  unterliegen^' 7). 

d)  Dass  alle  diese  Massregeln  aufzuheben  sind,  sobald  sie  nicht 
mehr  notwendig  sind,  ergiebt  sich  aus  allgemeinen  Erwägungen. 

II.  a)  Das  Gesetz  bestimmt  zunächst  in  §  95  StP.O.  wer  ver- 
pflichtet sein  soll,  „Gegenstände  der  vorbezeichneten  Art"  auf  Erfordern 
vorzulegen  und  auszuliefern.  Es  schafft  eine  nach  §  95  Abs.  2  StP.O 
erzwingbare  Editionspflicht,  d.  h.  eine  Pflicht,  derartige 
Sachen  der  zus tändigen  Behörde  auf  deren  Erfordern 
vorzulegen  und  auszuliefern«).  Diese  strafprozessuale  Editions- 
pflicht ist  nach  §  95  St.P.O.  keine  allgemeine ^).  Der  Beschuldigte 
hat  sie  nicht  ^°),  das  folgt  aus  seiner  Stellung  im  heutigen  Prozess,  die 
ihn  zu  nichts  verpflichtet,  was  zu  seinen  Ungunsten  sein  könnte*^); 
weiter  nicht  die  Personen,  die  „zur  Verweigerung 
des  Zeugnisses  berechtigt  sind."  Der  §  95  enthält  also  die 
wichtige  Regel:  Jeder,  nüt  Ausnahme  des  Beschuldigten ^^i  und 
der  in  §  51  bis  54  St.P.O.  Grenannten,  Ist  zur  Edition  verpflichtet 
und  Itann  nach  §  69  St.P.O.  dazu  gezwungen  werden  ^^). 

Die  Editionspflicht  der  in  §  96  StP.O.  genannten  Behörden 
und  öffentlichen  Beamten  bezüglich  der  Akten    oder  anderer  in 


•)  Beweismittel  können,  wio  z.  B.  Zeugen,  auch  Personen  sein;  es  handelt  sich 
hier  nur  um  die  Beweisstücke.    "VVas  dahin  gehört,  ergiebt  der  einzelne  Fall. 

'')  "Was  der  Einziehung  unterliegt,  bestimmt  Landes-  und  Reichsstraf recht;  vgl. 
z.  B.  §§  40—42  St.G.B.  £s  ist  häufig,  dass  die  Einziehungsstücke  zugleich  Beweis- 
stücke sind. 

*)  Vgl.  John  I,  7(30,  auch  über  den  früheren  Inquisitionsprozess. 

»J  Über  die  Editionspflicht  im  Civiiprozess  vgl.  §§  3S6  ff.  C.P.O. 

»°)  John  I,  7G0,  Ullmann  315,  Löwe  3a  zu  §  ^5.  A.  M.  Binding  116. 
Aus  §  95  Abs.  2  geht  hervor,  dass  eine  erzwiiigbare  Editionspflicht  für  die  dort 
Genannten  nicht  beateht.  Nimmt  man  schon  sie  von  der  Pflicht  aus,  so  kann  man 
die  Pflicht  dem  Beschuldigten  nicht  auflegen.  Ein  Zwang  kann  gG^eii  ihn  jedenfalls 
nicht  ausgeübt  werden;  so  auch  Binding  117.  Bindings  abweichende  Ansicht 
erklärt  sich  dadurch,  dass  er  die  Nichterfüllung  der  Editionspflioht  als  Voraussetzung 
der  Beschlagnahme  ansieht.  Wäre  der  Beschuldigte  nicht  editionspflichtig,  so  wäre 
auch  eine  Beschlagnahme  ihm  gegenüber  unmöglich.  Das  ist  aber  keineswegs  der 
Fidl;  vgl.  darüber  unten  und  Löwe  2  zu  §  95,  auch  üllmann  316. 

"j  Vgl.  schon  oben  §§  36,  38. 

*")  Für  die  zwischen  dem  verhafteten  Beschuldigten  und  dem  Verteidiger  mit 
richterlicher  Guuchmigung  gewechselten  Schriftstücke  ist  Editionspflicht  nach  der 
„lex  speciaUs^^  des  §  148  nicht  begründet 

^*)  „Zwangsmittel^^  des  §  69  sind  der  von  ihm  angedrohte  Zwang  und  Strafe; 
John  I,  773,  Löwe  6,  Stenglein  4,  V.  Kries  256.  A.  M.  H.  H.  I,  316.  Binding  118. 
Die  Aufhebung  der  Zwangshaft  muss  folgen,  sobald  sie  ihren  Zweck  erfüllt  hat,  aber 
auch,  wenn  sie  ihren  Zweck  nicht  mehr  erfüllen  kann,  z.  B.  weil  der  Verpflichtete 
den  Gegenstand  nioht  mehr  hat;  Löwe  7  zu  §  95.  Näheres  über  §  69  ontea  beim 
Zeogdnbeweis. 


Digitized  by 


Google 


§  51.  l)ie  KditionspÄicht.  163 

amtlicher  Verwahrung  befindlicher  Schriftstücke^^)  ist  eine  bedingte. 
Sie  besteht  nur,  sofern  nicht  die  „oberste  Dienstbehörde"  die  von 
§96  erwähnte  Erklärung  abgiebt.  Schädigung  privater  Interessent^) 
hebt  also  ihre  Editionspflicht  nicht  auf.^^). 

b)  Die  Editionspflicht  bezieht  sich  nach  §  94  St.F.O.  auf  Sachen, 
die  nach  Ansicht  der  die  Edition  fordernden  Behörde  sicher  oder  doch 
wahrscheinlich  als  Beweisstücke  und  Einziehungsobjekte 
in  Frage  kommen.  Zwischen  belastenden  und  entlastenden  Beweis- 
stücken wird  nicht  unterschieden. 

c)  Edition  soll  nach  §  95  St.RO.  auf  „Erfordern"  erfolgen.  Wer 
sie  fordern  kann,  wird  nicht  gesagt.  Von  der  Berechtigung  zum  Fordern 
hängt  auch  die  Anwendung  von  Zwangsmitteln  ab.  Zu  ihnen  ist 
nach  §  69  nur  der  Biehter  berechtigt  ^7),  dem  gegenüber  der  Un- 
gehorsam stattfand,  nie  der  Staatsanwalt  oder  die  Polizei^®).  Nur 
dem  Richter  gegenüber  besteht  die  erzwingbare  Editionspflicht. 

d)  Dass  der  eine  Edition  Fordernde  die  Gegenstände,  die 
er  haben  will,  ganz  genau  bezeichnen  muss,  ist  selbstver- 
ständlich. Ausserdem  aber  muss  er  sicher  wissen,  dass  der,  welcher 
edieren  soll,  die  Sache  im  Gewahrsam  hat  und  dass  sie  nicht  zu  den  von 


^*)  Von  „Akten'^  ist  hier  in  anderem  Sinne  die  Rede  als  in  §  147  Abs.  4. 
Hier  sind  nur  Schriftstücke,  in  §  147  Abs.  B  auch  andere  Gegenstände  ver- 
standen. 

")  Vgl.  auch  §  53  St.P.0.  Auch  Gemeindebehörden  sind  Behörden.  Wer 
,,0 berste'^  Dienstbehörde  ist,  richtet  sich  nach  Reichs-  und  Landesrecht.  Die  um 
die  Akten  ersuchte  Behörde  hat  die  Erklärung  der  Dienstbehörde  zu  veranlassen.  In 
§  96  ist  von  §  69  nicht  die  Rede,  während  in  §  53  die  Anwendung  des  §  69  nicht 
ausgeschlossen  ist  In  §  96  handelt  es  sich  um  den  Beamten,  dem  gegenüber  das 
Gericht  die  Mittel  des  §  69  nicht  hat,  in  §  53  um  den  Zeugen,  der  zufällig  Beamter 
ist  Die  Umstände  des  §  96  sind  von  Amts  wegen  zu  beachten;  Löwe  3  zu  §  96. 
Ob  eine  Auslieferung  der  Akten  in  Urschrift  oder  nur  in  beglaubigter  Abschrift  er- 
folgen darf,  bestimmt  die  8t P.O.  nicht;  Löwe  6  und  7  zu  §  96,  v.  Kries  475, 
Binding  117.  Ein  Antrag  der  R.J.K.,  auch  bestimmte  von  Privatpersonen  bei 
Behörden  u.  s.  w.  niedergelegte  Schriftstücke  von  der  Edition  auszunehmen,  wurde 
abgelehnt;  John  I,  775,  Löwe  2  zu  §  96.  Dahin  gehören  insbesondere  bei  Gericht 
niedergelegte  Testamente.  Der  §  51  StP.O.  berührt  die  amtliche  Editionspflicht 
nicht,  sondern  nur  die  Aussagopflicht  Die  Auslieferung  der  Akten  eines  Gerichts 
an  das  andere  ist  keine  Handlung  der  Rechtshülfe,  weil  keine  richterliche 
Handlung  stattfindet.     Vgl.  die  besondere  Bestimmung  des  §  169  G.V.G.,  John  I,  777. 

")  Amtliche  Schnftstücke  im  Besitze  von  Exterritorialen  sind  von  der  Edition 
befreit  Über  Konsulararchive  entscheiden  die  Konsulat- Verträge,  §§  18,  21  G.V.G., 
Löwe  9  zu  §  96,  H.  H.  I,  317.    Kritik  bei  v.  Kries  288. 

")  John  I,  774  und  Löwe  8  zu  §  95. 

")  Auch  in  §  96  werden  andere  Berechtigte  nicht  aus'lrücklich  genannt,  wie 
es  sonst  da,  wo  das  Gesetz  anderen  als  dem  Richter  Zwangsgewalt  giebt,  immer 
geschieht;  vgl  s.  B.  g  98. 

IV 
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der  Editionspflicht  aiisgenommenen  gehört^^).  Zwangsmassregeln  setzen 
eine  „Weigerung''  der  Heraasgabe  voraus,  von  der  man  doch  nicht 
so  ohne  weiteres  sprechen  kann,  wenn  der  zur  Edition  Aufgeforderte 
erklärt:  ich  habe  die  Sache  nicht*®).  Da  die  St.P.O.  den  Editions- 
eid der  C.RO.  §  391  nicht  kennt,  ist  es,  wenn  der  Gewahrsam 
abgeleugnet  wird,  kaum  möglich,  die  vermutete  aber  nicht  klar 
zu  erweisende  Editionspflicht  zu  erzwingen^i). 

IIL  a)  Die  Editionspflicht  allein  vermag  also  eine  Sicherung 
aller  für  den  Prozess  nötigen  Sachen  nicht  herbeizufuhren.  Eine 
Reihe  von  Personen  haben  sie  überhaupt  nicht,  ihre  Erzwingung  stösst 
in  anderen  Fällen  auf  Schwierigkeiten,  man  muss  weiter  die  Sachen 
genau  bezeichnen  können.  Endlich  hat  nur  der  Richter  die 
Zwangsmittel  des  §  69  u.  s.  w. 

b)  Für  alle  solche  Fälle  mussten  andere  Mittel  gefunden  werden. 
Das  hauptsächlichste  ist  die  B  e  s  c  h  1  a  g  n  a  h  m  e.  Sie  ist  jedoch  der 
Edition  gegenüber  nicht  ein  Aushülferaittel  und  etwa  nur  dann 
möglich,  wenn  die  Editionspflicht  nicht  besteht  oder  nicht  genügt**). 
Vielmehr  stehen  beide  neben  einander,  der  Richter  hat  grundsätzlich 
die  Wahl  zwischen  beiden*'),  er  kann  auch,  wo  das  eine  Mittel  versagt 
hat,  das  andere  verwenden**). 

§  52. 
Begriff  der  Beschlagnahme,  Zuständigkeit  für  dieselbe. 

I.  a)  Eine  Begrifi^sbestimmung  fehlt  in  der  St.P.0.  Die  Unklar- 
heit  dor  Sprache  des  Gesetzes,  die  Verwirrung  der  Ansichten  bei  der 


**j  Stenglein  3  zu  §  95,  v.  Kries  286,  aber  auch  Löwe  4  zu  §  95,  der 
verlangt,  der  Editionspflichtige  müsse  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zugestanden 
haben,  Inhaber  der  Sache  zu  sein. 

*°)  Die  österreichische  St.P.0.  §  143  bestimmt  ausdrücklich,  es  müsse  die  „lane- 
habuDg  zugestanden  oder  sonst  erwiesen'^  sein,  vgl.  Rulf  119,  John  I,  768  u.  771. 

"^)  Früheren  Straf prozessgesetzen  war  er  bekannt;  v.  Kries  286. 

")  So  Binding  116;  dagegen  Löwe  2  zu  §  95. 

'*)  Oft  würde  die  Auffoiderung  zur  Edition  dem  Inhaber  Anlass  geben,  die 
Sache  zu  Gunstf^n  oder  Ungunsten  des  Beschuldigten  zu  vernichten.  Liegt  dieser 
Verdacht  vor,  so  wird  man  sofort  mit  Durclisuchung  und  Beschlagnahme  vorgehen, 
die  derartige  Getalir  ausschliesst  Wer  zu  Gunsten  des  Beschuldigten  Beweisstücke 
vernichtet  u.  s.  w.,  kann  sich  der  Begünstigung  schuldig  machen.  Wer  dasselbe 
KU  Ungunsten  des  Beschuldigten  thut  wird  strafrechtlich  selten  verfolgt  werden  können. 

")  Man  nehme  z.  B.  an,  der  Richter  habe  eine  Durchsuchung  beim  X  vor- 
genommen nach  §  103  St.P.0.  Er  weiss  genau,  dass  X  die  Sache  hat,  findet  sie 
aber  nicht  Die  Beschlagnahme  ist  also  nicht  durchführbar.  Dann  kann  noch  die 
£dition  gefordert  und  nach  §  69  erzwungen  werden. 
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Beratung  des  Gesetzes^)  erschweren  die  Definition.  Beschlagnahme  ist 
die,  wenn  nötig,  zwangsweise  stattfin  d  en  de,  Wegnahm  e 
eines  Beweis-  oder  Einziehungsstückes  aus  dem  Gewahr- 
sam eines  Anderen  auf  Anordnung  der  zuständigen  Behörde 
zum  Zwecke  der  Sicherstellung  der  Sache  für  den  Prozess 
oder  für  die  Vollstreckung  der  Einziehung^. 

b)  Die  St.P.0.  hat  nur  bewegliche  Gegenstände  im  Auge- 
Auf  die  unter  Umständen  erforderliche  Beschlagnahme  unbeweg- 
licher Beweisstücke  müssen  die  §§  94  ff.  St.P.0.  entsprechend 
angewendet  werden'). 

c)  Die  §§  94  ff.  St.P.0.  beziehen  sich  auf  das  Strafverfahren  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten.  Zu  ihnen  treten  reichsrechtliche  Bestimmungen  aus  den  sog* 
Nebengesetzen  hinzu*).  Das  Landesrecht  ist  für  das  Gebiet  der  StPO.  grund- 
sätzlich ausser  Kraft  gesetzt*).  Das  anderen,  z.  B.  sicherheitspolizeilichen 
Zwecken  dienende  Landrecht,  wird  von  der  St.P.0.  nicht  berührt®). 

IL  a)  Die  Zuständigkeit  zur  Anordnung  der  Beschlag- 
nahme, d.  h.  zur  Entscheidung,  dass  ein  Gegenstand  zu  beschlag- 
nahmen ist,  giebt  §  98  St.P.0.  regelmässig  wie  bei  den  übrigen  Zwang- 
massregeln, nur  dem  Richter^).  Ein  Angehen  des  Richters  ist  nun 
oft  nicht  ohne  Zeitverlust  möglich,  und  kann  den  Verlust  wichtiger 
Sachen  herbeiführen.  Deshalb  sollen  bei  solcher  Gefahr  im  Ver- 
zuge   auch   die  Staatsanwaltschaft   und   ihre  Hülfsbeamten®) 


*)  Vgl.  ausführlich  John  I,  744  ff.,  auch  Löwe  1  zu  §  94  SiP.O.  Beschlag- 
nahme bedeutet  im  Gesetz  bald  Anordnung  der  Beschlagnahme,  bald  Ausführung 
dieser  Anordnung. 

»)  John  I,  762,  v.  Kries  283.    Vgl.  noch  E.  XXI,  48. 

*)  Vgl.  H.  H.  1 ,  318,  John  I,  762.  Vgl.  noch  §  137  St.G.B.,  der  auch  auf  unbe- 
wegliche Sachen  anwendbar  ist.    Olshausen  2  zu  §  137  St.G.B.,   a.  M.  John  I,  762. 

*)  Vgl.  Pressgesetz  §  23  ff.,  Seemannsordnung  §  103  und  eine  Reihe  von  Zoll- 
und  Steuergesetzen. 

*)  Vgl.  §§  5  und  6  E.G.  z.  St.P.0. 

«)  Vgl.  E,  IX,  121,  XIII,  45,  XXI,  47,  R,  V,  637,  Vn,  668.  Über  die 
Beschlagnahme  im  ehrengerichtlichen  Vorfahren  gegen  Rtchtsan walte  E.  X,  425, 
IL  VI,  426,  VII,  25.  Über  die  Beschlagnahme  des  Vermögens  nach  §  332,  bozw. 
325  ff.,  St  P.O.  s.  unten. 

')  Der  Vorsitzende  ist  nicht  zuständig,  auch  wenn  es  sich  um  Beschlagnahme 
von  Beweisgegenständen  handelt  (§  220  StP.O.);  G.  43,  269.  Vgl.  Löwe  1  zu  §  98 
StP.O.,  mit  berechtigter  Kritik  dieses  §,  Die  richterliche  Entscheidung  muss  eine 
bestimmte  Person,  gegen  die  sich  die  Beschlagnahme  richtet,  nennen;  v.  Krics  291. 

•)  Also  nicht  jeder  Polizeibeamte;  vgl.  John  I,  7S9  ff,  E.  XI,  175.  Ob  solche 
Gefahr  vorliegt,  hat  der  die  Beschlagnahme  anordnende  Beamte  zu  entscheiden; 
E,  XIH,  334.  Wegnahme  einer  Sache  durch  den  nach  §  127  vorläufig  festnehmenden 
Privaten  ist  keine  Beschlagnahme  im  Sinne  des  Gesetzes;  vgl.  aber  John  1,  792,  H. 
H.  I,  319;  auch  E.  Vni,  288,  R.  V.  194,  VII,  25.  Zu  der  Beschlagnahme  des  §  99 
ist  kein  Polizeibeamter  befugt;  vgl.  unten.  Eine  Ausdehnung  der  Zuständigkeit 
zur  Beschlagnahme  giebt  §  108;  über  ihn  unten. 
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zur  Anordnung  der  Beschlagnahme  zuständig  sein.  Aber  auch  hier 
ist  ähnlich  wie  bei  der  vorläufigen  Festnahme  der  Richter  der 
endgültig  Entscheidende.  Die  Beschlagnahme  durch  die  Staats- 
anwaltschaft u.  s.  w.  ist  eine  vorläufige  in  dem  Sinne,  dass  der 
Richter,  wenn  er  durch  den  Beschlagnehmenden  selbst,  oder  durch 
den  Betroffenen*)  angerufen  wird,  die  Beschlagnahme  wieder  auf- 
hebt oder  sie  „bestätigt".  Nur  m  u  s  s  der  Beschlagnehmende  den 
Richter  nicht  angehen,  sondern  er  solP*^)  es  thun,  falls  §  98  Abs.  2 
zutrifft,   ausserdem   giebt   ihm   das  Gesetz  längere   Frist ^0  als   §   128. 

b)  Da  vor  der  Anklage  ein  mit  der  Sache  befasster  Richter  noch 
nicht  da  ist,  kann  nach  §  98  Abs.  2  nach  der  auch  §  160  St.P.0.  zu 
Grunde  liegenden  Anschauung  nur  der  Amtsrichter  des  Bezirks,  in 
dem  die  Beschlagnahme  erfolgte,  in  Frage  kommen.  Nach  der  Anklage 
ist  das  Gericht  zuständig,  bei  dem  die  Sache  augenblicklich  schwebt 
Da  weiter  vor  der  Anklage  der  Staatsanwalt  die  Sache  noch  allein 
in  Händen  hat^^),  so  gehören  auch  die  mit  Beschlag  belegten  Sachen 
in  seine  Verwahrung ^3).  Nach  der  Anklage  muss  nach  §  98 
Abs.  3  St.P.0.  der  Richter,  bei  dem  die  Sache  anhängig  ist,  von 
der  Beschlagnahme  benachrichtigt  werden;  er  hat  über  die  be- 
schlagnahmten Sachen  die  Verfügung^*). 


*)  Betroffen  ist  jeder,  in  dessen  Rechte  die  Beschlagnahme  störend  eingreift, 
,,00108  inteifait";  John  I,  795  Er  kann  jederzeit,  d.  h.  solange  die  Beschlagnahme 
besteht,  den  Richter  angeben.  Dieses  Angehen  ist  nicht  eine  nach  §  346  St.P.0.  zu 
beurteilende  Beschwerde.  Der  Begriff  des  Angehörigen  ist  hier  weiter  als  in 
§  51  SiG.B. 

*®)  Geschieht  das  nicht,  so  wird  die  Beschlagnahme  nicht  etwa  von  selbst  hin- 
fällig; Löwe  6a,  Stenglein  3  zu  §  98.  Der  Betroffene  hat  das  anbefristete 
Recht,  den  Richter  anzugehen.     Vgl.  darüber  Löwe  1  2U  §  98  8t.P0. 

'*)  Sie  beginnt  mit  der  Beschlagnahme,  nicht  schon  mit  ihrer  Anordnung, 
Löwe  7  zu  5  98. 

*•)  Vgl.  unten  beim  Ermittelungsverfahren. 

>')  Er  erhält  sie  auch,  wenn  die  Beschlajgnahme  nach  §  160  SiP.O.  durch  den 
Amtsrichter  angeordnet  ist,  ebenso  wenn  sie  die  Polizei  vornahm.  Die  Gegenstände 
gelören  zu  den  Untersnchungsakten;  v.  Kries  293. 

**)  Vgl.  noch  John  I,  794  f.  Der  zur  Anordnung  berechtigte  kann  die  Beschii^- 
rahme  auch  selbst  ausführen,  sich  aber  unter  Umständen  Hülfsbeamter  bedienen. 
So  kann  auch  die  Polizei  auf  Ersuchen  des  Richters  die  Beschlagnahme  ausführen. 
Die  St.P.0.  bestimmt  näheres  nicht;  vgl.  noch  Löwe  3  zu  §  98  und  R,  VII,  25, 
VIII,  115.  Die  im  Abs.  4  des  §  98  St.P.0.  erwähnte  Beschlagnahme,  d.  h.  ihre  Aus- 
führung, erfolgt  durch  Ersuchen  der  die  Beschlagnahme  anordnenden  Civilbehörde. 
Vor  allem  waren  Gründe  der  militärischen  Disciplin  massgebend;  Löwe  13  zu  §  98. 
Beschlagnahmen,  die  sich  zwar  gegen  Militärpersonen  riohteo,  aber  nicht  „in  Dienst- 
gebäuden" stattfinden,  fallen  nicht  unter  §  98  St.P.0.  Über  den  Begriff  der  Militär- 
Personen  Hecker  G.A.  XXXI,  81. 
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III.  a)  Die  BcschlagDahine  entzieht  dem  Inhaber  der  i^ache  nur  den  Ge- 
wahrsam nnd  bringt  sie  in  den  des  Gerichts**).  Rechtliche  Terfügungen  über 
die  Sache  sind  gültig,  wenn  sie  auch  thatsächlich  vielfach  zur  Zeit  durch  den 
gerichtlichen  Gewahrsam  gehindert  sind. 

Das  Gericht  wird  die  Sachen  nur  solange  behalten,  wie  sie  für  den  Prozess  nötig 
sind,  eventuell  aber  bis  zur  Beendigung  der  Untersuchung.  Auch  die  in  §  111  St.P.0. 
genannten,  durch  die  Beschlagnahme  oder  Edition  oder  Inverwahrungnahme  erlangten 
Sachen,  die  durch  die  ^,8trafbare  Handlung*')  dem  Verletzten*^)  entzogen 
irarden^*,  sind  dem  Verletzten  herauszugeben,  wenn  das  Gericht  ihrer  nicht  mehr 
bedarf*"),  „gepigneten'^  Falls  schon  vor  Beendigung  der  Untersuchung.  Der  vom 
Gericht  von  Amts  wegen  gefasste  Beschluss  soll  nur  den  Besitzstand 
vorläufig  regeln**),  und  nicht  entscheiden,  wer  als  Eigentümer  oder  aus  einem 
anderen  Grunde  ein  Anrecht  auf  die  Sache  besitzt*®).  Das  Gericht  giebt  ohne 
Prüfung  dieser  Frnge  das  Beweisstück**)  dem  Verletzten,  dem  es  entzogen 
ist**),  zurück,  stellt  den  „Status  quo  ante*'  wieder  her  und  überlässt  es  den 
Beteiligten,  ihre  Rechte  auf  die  Sache  im  Wege  des  Civilstreites  zur  Erledigung 
zu  bringen. 

b)  Der  §  109  St.PO.  findet  auf  jeden  Fall  der  Verwahrung  oder  Beschlag- 
nahme Anwendung*'),  nicht  nur,  wie  man  aus  seiner  Stellung  im  Gesetz  schliessen 
könnte,  auf  die  Fälle,  in  denen  eine  Durchsuchung  vorherging. 


**)  Nicht  entzieht  sie  —  wie  die  Beschlagnahme  des  Vermögens  nach  §  342  ff.  — 
die  Verfügungsgewalt 

*^)  Dahin  gehören  z.  B.  die  gestohlenen,  geraubten,  durch  Betrug  erlangten 
Sachen;  aber  auch  z.  B.  der  zur  Wegschaffung  des  gestohlenen  Holzes  benutzte,  selbst 
nicht  gestohlene  fremde  Wagen.  Die  aus  dem  Erlöse  der  gestohlenen  Sache 
angeschaffte  Sache  fällt  nicht  unter  §  111;  E.  I,  144,  R.  I,  217,  II,  20,  bezüglich 
der  Rückgabe  der  die  verpfändeten  gestohlenen  Sachen  betreffenden  Pfandzettel  R. 
II,  162.     Vgl.  noch  John  I,  836,  Löwe  4  zu  §  111,  E.  XIX,  98. 

*')  Wer  das  ist,  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen  Die  Sache 
lann  so  liegen,  das  nicht  der  Eigentümer,  sondern  der  Gewahrsamsinhaber  verletzt  ist. 
Auch  ist  möglich,  dass  mehrere  verletzt  sind,  z.  B.  mehrere  Miteigentümer.  Der  §  111 
hat  nur  den  Verletzten  im  Auge,  dem  die  Sache  entzogen  ist. 

*•)  Es  kann  z.  B.  durch  gerichtlichen  Augenschein  das  Beweiserhebliche  so 
festgestellt  werden,   dass  die  Zurückbehaltung  der  Sache  nicht  mehr  nötig  erscheint. 

*•)  Vgl.  darüber  Löwe  2  zu  §  111;  ein  Urteil  ist  für  diese  Rückgabe- 
entscheidung nicht  verlangt.  Der  Beschluss  ordnet  an,  dass  die  Sache  durch  die 
Behörde,  die  sie  in  Händen  hat,  dem  Verletzten  zurückzugeben  ist.  Im  übrigen 
enthält  die  St.P.O.  nichts  über  die  Dauer  der  Beschlagnahme.  Beschlagnahmte 
Beweisstücke  sind  spätestens  mit  Rechtskraft  des  Urteils  zurückzugeben.  Eine  dem 
§  123  St.P.O.  analoge  Bestimmung  fehlt;  v.  Kries  293.  Über  die  Eiuziehungs- 
objekte  ist  im  Urteil  zu  bestimmen. 

•®)  Nur  das  Besitzverhältnia  zwischen  dem  Beschuldigten  und  dem  Ver- 
letzten wird  also  geregelt.    Löwe  3  zu  §  111. 

■*)  Einziehungsstücke  werden  natürlich  nicht  zuriickgegeben. 

'*)  Dazu  mubs  man  alleidings,  was  oft  nicht  der  Fall,  den  Verletzten  kennen. 
Was  zu  geschehen  hat,  wenn  er  unbekannt  ist,  hat  die  St.P.O.  nicht  bestimmt; 
es  gilt  also  Landesrecht;  v.  Kries  294. 

'•)  Die  Entscheidung  erfolgt  durch  Beschluss  des  Gerichts.  Über  den 
Zusammenhang  des  §  111  mit  dem  sog.  Adhäsionsprozesse,  dem  ,,Anschlu6S  des 
Verletzten-  als  Civilkläger"  an  die  öffentliche  Straf  klage  vgl.  die  Bemerkungen  bei 
John  vor  §  111. 
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§  53. 
Die  der  Beschlagnahme  unterliegenden  Gegenstände. 

I.  Die  Beschlagnahme  erstreckt  sich  grundsätzlich  auf 
einen  jeden  Gegenstand,  der  Beweis-  oder  Einziehungsstück 
sein  kann.  Ausnahmen  von  der  Editionspflicht  sind  nicht  ohne  weiteres 
solche  von  der  Beschlagnahme.  Vor  allem  besteht  das  Beschlag- 
nahmerecht auch  gegenüber  dem  Beschuldigten^). 

IL  Ausdrücklich  sind  insbesondere  eine  Anzahl  von  Schrift- 
stücken der  Beschlagnahme  teils  entzogen,  teils  ist  die  Beschlag- 
nahme ihnen  gegenüber  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  zulässig. 

a)  Schriftliche  Mitteilungen*)  zwischen  dem  Beschul- 
digten') und  den  von  §  51  und  §  52  St. P.O.  genannten  Ver- 
wandten und  Vertrauenspersonen*)  können  so  lange 
nicht  beschlagnahmt  werden,   als  sie   sich  in  den  Händen  der 


^)  Vgl.  V.  Kries  289.  Sachen  in  Händen  der  Exterritorialen  sind  nicht 
beschlagnahmefähig.  Die  Beschlagnahme  ist  ein  Alt  der  Gerichtsbarkeit;  vgl.  auch 
Fchon  oben  8.  37.  Durch  Konsularverträge  werden  die  in  Händen  der 
Konsuln  und  in  den  Konsulararchiven  befindlichen  Sachen  meist  vor  der  BeschUg- 
nähme  gesichert;  Löwe  9  zu  §  96,  H.  H.  I.  317,  sowie  schon  oben  bei  der  Edition. 
Auch  die  in  den  Händen  des  Landesherrn  befindlichen  Sachen  sind  aus  gleichem 
Grunde  befreit.  Dagegen  darf  man  nicht  sagen,  alle  der  Gerichtsbarkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  nicht  unterstehenden  müssten  auch  von  der  Beschlagnahme  aus- 
genonmien  werden.  Es  ist  dabei  zu  beachten,  dass  die  Exemtion  von  der  Gerichts- 
barkeit der  ordentlichen  Gerichte  nicht  immer  eine  vollständige  ist  und  sich  oft  nur 
darauf  bezieht,  daas  gewisse  Personen  nicht  als  Beschuldigte  vor  die  ordentlichen 
Gerichte  gestellt  werden.  Das  gilt  für  die  Militärpersonen,  wie  z.  B.  §  98 
Abs.  4  StP.O.  zeigt,  aber  auch  für  die  St  and  es  her  reu.  Ifür  die  in  §  4  E.G. 
z.  St.P.O.  Genannten  gilt  Haus-  oder  Landesrecht.  Bei  Antragsdelikten  ist  die 
Beschlagnahme  unabhängig  vom  Antrage,  das  Gesetz  sagt  das  zwar  nicht  ausdrücklich, 
da  aber  selbst  Verhaftung  und  Festnahme  vor  der  Antragstellung  zulässig  sind,  wird 
man  auch  Beschlagnahme  u.  s.  w.  nicht  ausschliessen ;  vgl.  aber  H.  H.  I,  317. 

')  Es  muss  sich  um  „schriftliche  Mitteilungen",  nicht  nur  um  Mitteilungen 
von  Schriften  handeln,  sonst  könnte  der  Beschuldigte  ihn  belastende  Schriften  der 
Beschlagnahme  dadurch  entziehen,  dass  er  sie  einem  Verwandten  übergiebt;  Löwe  2 
zu  §  97,  aber  auch  John  I,  782.  Die  Mitteilung  muss  zwischen  den  Genannten 
erfolgen,  mit  anderen  gewechselte  Mitteilungen  feilen  nicht  unter  §  97  StP.O.;  John  3 
zu  §  97.  Nicht  sind  befreit  Mitteilungen  zwischen  derartigen  Vertrauens- 
personen. Schreiben,  z.  B.  des  Vaters  des  Beschuldigten  an  dessen  Verteidiger 
können  bei  beiden  Personen  beschlagnahmt  werden.    Kritik  bei  v.  Kries  287. 

')  Beschuldigter  ist  hier  schon  der,  gegen  den  zwar  Verdacht  vorliegt,  aber 
noch  keine  Untersuchungshandlung  stattfand.  John  I,  780  ff.,  E.  XX,  91,  a.  M., 
Binding  117. 

*j  Die  Schriftstücke  müssen  „in  den  Händen'*  der  Genannten  sein;  vgl.  auch 
E.  XXVIII,  285;  ob  und  inwieweit  auch  die  Erben  von  der  Beschlagnahme  befreit 
sein  können,  ist  bestritten;  vgl.  Löwe  4  zu  §  97,  John  I,  784,  aber  auch  Stenglein 
2  zu  §  97.  Sind  die  Schriftstücke  der  Post  übergeben,  so  kommt  §  99  in  Frage. 
Auf  die  der  Beschlagnahme  entzogenen  Schriftstücke  findet  auch  §  110  nicht 
Anwendung;  Löwe  ^  zu  97. 
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letzteren  befinden,  vorausgesetzt,  dass  sie  nicht  selbst  in  der  von 
§  97  St.RO.  genannten  Weise  verdächtig  sind*).  Der  schriftliche 
Verkehr  zwischen  dem  verhafteten  Beschuldigten  und  dem  Ver- 
teidiger ist  nach  der  „lex  specialis"  des  §  148  St.RO.  zu  beurteilen. 
Eine  Beschlagnahme  der  dort  genannten  Schriftstücke  ist,  falls  sie  mit 
richterlicher  Genehmigung  gewechselt  sind,  unzulässig^.  Eine  Be- 
nutzung von  entgegen  dem  §97  und  dem§  148  St.RO.  beschlagnahmten 
Sachen  darf  nicht  stattfinden^. 

b)  Das  Postgesetz  von  1871  geht  davon  aus,  dass  das  Brief- 
geheimnis, das  sich  auf  verschlossene®)  Briefe  und  Post- 
sendungen erstreckt,  während  sie  sich  auf  der  Post*)  befinden, 
unverletzlich  sei.  Das  Gleiche  gilt  für  das  Telegraphengeheimnis. 
Es  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  den  Inhalt  der  Telegramme ^^),  sondern 
auch  darauf,  „ob  und  zwischen  welchen  Personen  telegraphische  Mit- 
teilungen stattgefunden  haben"  ^^).  Das  Blankett,  das  beide  Gesetze 
ausstellen,  ist  durch  §  99  bis  101  RtP.O.  ausgefüllte^) 

Der  Beschlagnahme  unterliegen  nach  §  99  vor  allem  die  an 
den  Beschuldigten ^3)  gerichteten,  d.  h.  die  unter  seinem  Namen 
ankommenden  Sendungen,  ohne  dass  der  Post  u.  s.  w.  nachgewiesen 
werden  muss,  dass  der  Inhalt  der  Sendung  Bezug  auf  die  Strafsache  hat^^j. 
Ausserdem  unterliegen  ihr  Sendungen,  „in  Betreff  derer  Thatsachen 


')  Der  §  97  macht  in  der  Praxis  grosse  Schwierigkeiten;  John  I,  784.  Wird 
einer  der  in  §§  51,  52  (lenannten  selbst  verdächtig,  so  fällt  die  Befreiung  des  §  97  weg. 

•)  Der  §  148  gestattet  nur  die  Zurückweisung  von  Mitteilungen;  Bin  ding  117. 

^)  Sie  kann  Revision  gegen  das  Urteil  begründen;  E.  XX,  91. 

*)  Anders  bei  offenen  Sendungen  und  Postkarten.  Abweichend  und  weiter- 
gehend Löwe  8.  Aufl.  1  zu  §  99,  die  früheren  Auflagen  vertreten  die  im  Text  an- 
gegebene Meinung.   Vgl.  auch  John  T,  799,  Stenglein  1,  2  zu  §  99. 

*)  Auf  der  Post  ist  eine  Sendung  schon,  wenn  sie  in  einen  Briefkasten 
gesteckt  wird,  und  so  lange,  als  sie  noch  in  den  Händen  der  Post  sich  beßadet,  d.  h. 
bis  zur  Ablieferung  an  den  Adressaten,  also  auch  in  den  Händen  des  Briefboten,  im 
Postwagen.  Vgl.  John  I,  798  f.,  Löwe  2a  zu  §  99.  Privat-Posten  und  Beförderungs- 
einrichtungen sind  keine  „Posten*^  im  Sinne  des  §  99.     Vgl.  noch  H.  H.  I.,  322. 

'®)  Über  den  Begriff  des  „Telegramms''  ausführlich  v.  Kries  308. 

^*)  So  die  Fassung  des  Gesetzes  über  das  Telegraphen wosen  des  deutschen 
Reichs  vom  6.  April  1892,  §  8.  Vgl.  John  I,  799,  abweichend  Lö^se  1  zu  §  99.  „Auf 
den  Telegraphenanstalten''  ist  gleichbedeutend  mit  ,.im  Gewahi-sam  der  Telegraphen- 
behörde.'* 

*■)  Nach  V.  Kries  804  handelt  es  sich  in  den  §§  um  eine  Art  Durch- 
suchung (vgl.  den  folgenden  §),  nicht  um  eine  Art  der  Beschlagnahme. 

^•)  An  einen  bestimmten  Prozessabschnitt  ist  die  Beschlagnahme  auch  hier 
nicht  gebunden.    Auch  bei  Übertretungen  ist  sie  zulässig. 

")  Die  Worte  „und  dass  ihr  Inhalt"  finden  auf  diesen  Fall  keine  Anwendung; 
das  geht  schon  aus  der  Interpunktion  hinter  „Telegraph enanstalt"  hervor.  John  I, 
802  ff.    Löwe  5a  zu  §  99. 


Digitized  by 


Google 


170  Die  der  Beschlagnahme  unterliegenden  Gegenstände.  §  53. 

vorliegen"  15),  einmal  dafür,  „dass  ihr  Inhalt  für  die  Untersuchung 
Bedeutung  habe",  und  zweitens  dafür,  „dass  sie  von  dem  Beschul- 
d igten  h  errühr en''^^),*  oder  mögen  sie  herrühren  von  wem  sie 
wollen  17),  dass  sie  „für  ihn  bestimmt  sind"!^).  Qb  das  der 
Fall,  hat  der  die  Beschlagnahme  anordnende  Beamte,  nicht  die  Post- 
behörde u.  s.  w.  zu  beurteilen;  sie  darf  die  vom  zuständigen 
Beamten  angeordnete  Beschlagnahme  nicht  versagen i^). 

Zur  Anordnung  der  von  §  99  behandelten  Be- 
schlagnahme ist  grundsätzlich  nur  der  Richter  zu- 
ständig, niemals  die  Polizei.  Nur  ausnahmsweise, 
bei  Gefahr  im  Verzuge  und  sofern  es  sich  nicht  um  eine  Übertretung 
handelt,  ist  die  Staatsan  wal  tschaf  t^o)  berechtigt. 

Hier  weicht  §  100  StP.O.  von  §  98  Abs.  2  ab.  Nach  §  100 
rauss  die  richterliche  Bestätigung^^)  nachgesucht  werden;  die  von  der 
Staatsanwaltschaft  verfügte  Beschlagnahme  tritt  ausser  Kraft, 
wenn  die  richterliche  Bestätigung  in  der  von  §  100 
Abs.  2  genannten  Frist")  nicht  erreicht  ist  Endlich  ist 
die    Staatsanwaltschaft    zur    Eröffnung    von    Briefen    und    Post- 


")  Der  Entwuif  sagte,  „wenn  anzunehmen"  ist;  der  Ausdruck  schien  der  R.J.K. 
zu  unbestimmt  Eine  genaue  Bezeichnung  der  einzelnen  Sendung,  die  das  Croricht 
haben  will,  lässt  sich  oft  nicht  im  voraus  geben.  John  I,  801,  Löwe  5b  zu  §  99, 
H.  H.  J,  321. 

**)  Dass  er  sie  selbst  geschrieben  oder  aufgegeben  hat,  verlangt  das  Gesetz  nicht. 

^'j  Also  auch  z.  B.  von  Exterritorialen  herrührende  Briefe.  Schreiben  des 
Verteidigers  an  den  Beschuldigten  (bezw.  umgekehrt)  sollen  nach  Ansicht  der  R  J.K. 
nicht  von  der  Beschlagnahme  befreit  sein;  Löwe  7  zu  §  99. 

**)  Man  denke  an  unter  falschem  Namen  postlagemde  Sendungen. 

'*J  Die  Zuständigkeit  des  anordnenden  Beamten  prüft  die  Post  Sie  hätte  also 
z   B.  polizeiliche  Beschlagnahmen  abzulehnen;  §  109  St.P.O.    Löwe  26  zu  §  100. 

")  „Untersuchung'*  ist  hier  auch  das  staatsanwaltschafüiche  Ermittelungs- 
verfahren; Löwe  2b  zu  §  100. 

")  Über  die  Zuständigkeit  vgl.  §  1(X)  Abs.  3  St.P.0. 

»*)  Nach  Löwe  4  bezieht  sich  §  100  Abs.  2  nicht  auf  das,  was  der  Staats- 
anwaltschaft oder  dem  Geiicht  schon  ausgeliefert  ist;  a.  M.  John  L  806.  Wird 
die  Beschlagnahme  Licht  bestätigt  so  sind  die  Eingänge  des  vierten  Tags,  resp.  was 
sich  scnst  von  den  Eingängen  der  drei  ersten  Tage  auf  der  Post  befindet,  von  ihr 
ordnuntjsn'iLssig  weiter  zu  befördern,  denn  die  Beschlagnahme  ist  ausser  Kraft  ßjetreten. 
Löwe  4  und  5,  Stenglein  zu  §  100.  Die  Frist  beginnt  mit  der  Mitteilung  der 
Beschlagnahme  Verfügung  an  die  Post  Die  richterliche  Bethätigung  muss  vor  Ablauf 
der  Frist  der  Post  bekannt  gemacht  sein;  Löwe  7  zu  §  100.  Vom  Inhalt  offener 
Kalten  u.  s.  w.  kann  die  Staatsanwaltschaft  Kenntnis  nehmen;  der  §  100  versagt  ihr 
nur  die  Eröffnung;  Löwe  3  zu  §  100,  v.  Kries  306.  Sie  kann  auch  die  Sendungen 
wieder  freigaben,  wenn  sie  fcie  nicht  braucht,  oder  einsieht,  dass  sie  für  die  Sache 
unerheblich  sind. 
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sendimgeii*^)  nicht  befugt;  sie  muss  die  verschlosseneu 
Sendungen  gemäss  §  100  Abs.  3  dem  Gericht  vorlegen.  Das 
Gericht  eröffnet  die  Sendungen,  soweit  erforderlich,  und  entscheidet 
nach  Durchsicht,  was  für  den  Strafprozess  zurückzubehalten  ist.  Die 
Eröffnung  und  Durchsicht  ist  eine  richterliche  üntersuchungs- 
handlung'*). 

Die  „Beteiligten"«*)  werden  durch  §  101  St.P.0.  geschützt.  Sie 
erhalten  von  den  nach  §99  und  100  getroffenen  Massregeln,  d.  h. 
der  Auslieferung  und  Eröffnung,  Zurückbehaltung  der  Sendung,  Nach- 
rieht, sobald  es  „ohne  Gefährdung  des  üntersuchungszwecks  geschehen 
kann'^,  d.  h.  sobald  schädigendes  Eingreifen  durch  die  Beteiligten  nicht 
mehr  zu  fürchten  ist.  Sie  bekommen  die  Sendungen  eröffnet  oder 
uneröffhet  ausgeliefert,  soweit  man  ihrer  nicht  mehr  bedarf,  oder  doch, 
sobald  die  Untersuchung  es  gestattet,  schriftliche  Mitteilung  des  In- 
halts der  beschlagnahmten  Sendung. 

B.    Die  Durchsiiehungr. 

§  54. 
Ihr  Bogriff. 

I.  a)  Die  Durchführung  der  Beschlagnahme,  ebenso  die  der  Er- 
greifung der  Beschuldigten  ist  davon  abhängig,  dass  man  den  Gegen- 
stand oder  den  Menschen,  um  den  es  sich  handelt,  gefunden  hat. 
Oft  niuss  man  ihn  erst  suchen.  Weil  auch  dieses  Suchen  meist  ein 
Eingriff  in  die  Rechte  vielleicht  am  Verbrechen  ganx  Unbeteiligter 
ist,  und  weil  man  die  Einwilligung  des  Betroffenen  nicht  immer  er- 
warten kann,  hat  die  St.P.0.  die  Durchsuchung  genau  geregelt.  Ver- 
dacht einer  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehörigen  strafbaren  Handlung 


*•)  Telegramme  sind  in  §  100  absichtlich  nicht  genannt,  John  I,  804. 
ErofTniing  der  Briefe  durch  die  Staatsanwaltschaft  kann  selbst v^erständl ich  erfolgen, 
wenn  die  Beteiligten  dieselbe  gestatten. 

'*)  Welche  Sachen  zu  eröffnen  sind,  entscheidet  der  Richter  nach  seinem 
Ennessen.  Wie  im  Ermittelungsverfahren  ist  er  bei  Eröffnung  und  Nichteröönurg 
an  den  Willen  der  Staab^anwaltschaft  gebunden;  a.  M.  Löwe  9  zu  §  10()  St.P.0.  Die 
zurückbehaltenen  Papiere  erhält  im  Ermittelungsverfahren  der  Staatsanwalt  nach 
§  165  St  P.O.    Vgl.  aber  Löwe  10;  Stenglein  6  zu  §  100. 

")  Das  ist  ausser  dem  »^Empfangsberechtigten*^  z.  B.  der  Absender,  vgl. 
Löwe  5  zu  §  lOlj  eventuell  auch  die  Post  selbst;  v.  Kries  307.  —  Die  als 
Beweismittel  im  Prozess  benutzten  beschlagnahmten  Sachen  erhält  der  Eigentümer 
oder  sonstige  Berechtigte  z  B.  der  Pfandgläubiger,  nach  endgilt iger  Beendigung  zurück ; 
Tgl.  auch  M.  IX,  198. 
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ist  natürlich  allgemeine  Voraussetzung  auch  der  Durchsuchung^).  Die 
Darehsuchnng  ist  also  ein  Mittel,  und  zwar  wenn  erforderlich 
ein  Zwangsmittel,  um  Beweis-  oder  Einziehungsstficke ')  oder 
den  Beschuldigten  zu  finden^). 

b)  Die  Durchsuchung  kann  zum  Gegenstande  haben  Personen, 
ihre  Saehen,  Wohnungen  und  andere  Räume*). 

IL  Der  §  102  St.P.O.  gestattet  Durchsuchung  bei  dem  als 
Thäter,  Teilnehmer,  Begünstiger  oder  Hehler  Ver- 
dächtigen*), nach  §  103  St.P.O.  bei  anderen  Personen;  es 
giebt  grundsätzlich  niemanden,  bei  dem  Durchsuchung  unzulässig  wäre. 
Ausgenommen  sind  die  Exterritorialen  und  die  Landes- 
herren«). Weiter  hat  §  102  St.P.O.  nur  Verdächtige  im  Auge,  die 
vor  die  ordentlichen  Strafgerichte  gehören.  Deshalb  ist 
Durchsuchung  der  Person  eines  Verdächtigen,  der  als  Beschuldigter 
den  ordentlichen  Gerichten  nicht  unterworfen  ist,  nicht  möglich^). 

a)  Der  §  102  St.P.0.  giebt  das  Durchsuchungsrecht  in  weiterem 
Umfange  als  der  §  103.  Bei  dem  Verdächtigen  ist  Durchsuchung 
schon  zulässig,  wenn  „zu  y e r m  u t e n  i s t",  dass  irgendwelche 
Beweis-  oder  Einziehungsstücke  gefunden  werden,  bei  den  anderen 
Personen,  wenn  „Thatsachen  vorliegen"®),  die  auf  das  Vorhanden- 
vSein  bestimmter  Sachen  oder  Personen  in  den  „zu  durchsuchenden 
Räumen'^  schliessen  lassen. 

b)  Bei  dem  Verdächtigen  kann  die  Durchsuchung  sich  er- 
strecken  nicht   nur   auf   seine  Räume   und  seine  Sachen, 


*)  Die  Schwere  der  That  ist  gleiohgültig.  Vgl.  noch  R.  IV,  415.  Neben  der 
St.P.0.  enthalten  andere  Reichsgesetze  Bestimmungen  über  die  Durchsuchung;  vgl. 
Löwe  2  vor  §  94  St.P.0.  und  noch  v.  Kries  294. 

*)  Der  §  102  nennt  zwar  nur  Beweismittel,  dagegen  spricht  §  103  ganz 
allgemein  von  der  „Beschlagnahme  bestimmter  Gegenstände'',  also  nach  §  94  St.P.O. 
auch  von  Einziehnngsstücken.  Vgl.  John  I,  810,  765  Anm.  U;  Löwe  i  zu  §§  102 
bis  HO.  H.  H.  I,  824,  v.  Kries  295. 

^)  ^^S^'  §§  102  bis  104.  John  I,  811  meint,  sie  sei  nur  zulässig  zum  Zwecke 
der  Verhaftung*^  und  Festnahme.  Das  ist  zu  eng.  Sie  kann  auch  erfolgen  zum  Zweck 
der  Durchsuchung  der  Person  des  Beschuldigten  selbst.  Man  nehme  z.  B.  an,  der 
Verdächtige  habe  sich,  um  diese  Durchsuchung  zu  hindern,  versteckt. 

*)  Vgl.  im  einzelnen  unten. 

^)  Die  Ma-ssiegel  ist  schon  vor  der  Anklage  zulässig;  Löwe  2  zu  §  102  St.P.O. 
Die  Entst«-hungsgeschichte  des  §  102  .schildert  John  I,  810  ff. 

®)  Es  handelt  sich  um  Handlungen  der  Strafgerichtsbarkeit,  der  die  Oenannten 
nicht  unterstehen.  Bezüglich  der  Konsuln  sind  die  Konsularverträge  massgebend. 
Für  die  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familie  kommt  das  Landesrecht  in  Frage. 

■)  Vgl.  S  103  St.P.O.  und  näheres  unten. 

®)  Es  wird  aUo  im  §  103  ein  höherer  „Grad  der  Wahrscheinlichkeit*'  verlangt 
als  im  §  102.     Vgl.  v.  Kries  297. 
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sondern  auch  auf  seine  Person.  Eine  Durchsuchung 
der  Person  des  unverdächtigen  gegen  seinen  Willen 
ist  unzulässig.  Trotzdom  §  103  sie  nicht  erwähnt,  erklärt  das 
Reichsgericht^),  dass  auch  die  Person  des  Nichtverdächtigen 
durchsucht  werden  kann,  wenn  sonst  die  Bedingungen  des  §  103 
vorliegen. 

Dagegen  sprechen  ausser  dem  klaren  Wortlaut  des  §  103  St.P.O.  ^*)  noch  andere 
Gründe.  Dass  eine  Durchsuchung  des  hlossen  Körpers^*)  eine  schärfere  Massregel 
sein  kann,  als  die  Verhaftung,  ist  klar.  Überall  wo  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  der 
Person  in  Frage  kommt,  bestimmt  das  Gesetz ,  selbst  wenn  es  sich  um  den  Ver- 
dächtigen, geschweige  denn  um  Unverdächtige  handelt,  dies  ausdrücklich.  Ein 
Schweigen,  wie  in  §  103,  darf  man  nicht  als  eine  Erlaubnis  ansehen;  es  spricht  für 
die  Unzulässigkeit  der  Massregel.  Da  §  103  über  die  Zuständigkeit  zu  jener  Mass- 
regel nichts  sagt,  also  hier  wie  für  §  102  auch  §  105  Anwendung  findet,  würde  jeder 
Unverdächtige  zur  Vermeidung  gewaltsamer  Durchsuchung  gezwungen  sein,  z.  B. 
seinen  nackten  Körper  von  subalternen  Beamten  betrachten  zu  lassen^').  Endlich 
spricht  §  103  von  Räumen  im  Gegensatz  zu  §  102,  der  auch  von  Sachen  spricht^*). 

c)  Anders  sollen  die  von  §  103  Abs.  2  genannten  Räume  stehen;  sie  sind  den 
in  §  102  genannten  gleichgestellt*'). 

III.  Im  Interesse  des  Hausfriedens  soll  eine  Durchsuchung 
gewisser  Räume^®)   zur   Nachtzeit   nicht  ohne  Not  erfolgen.     Der 


»)  R,  VIII,  454,  E,  XIV,  189  ff.,  193.  Vgl.  noch  ausserdem  R,  IV,  102  u. 
E.  XVI.  218,  Löwe  2  zu  §  103,  Glaser  II,  291,  v.  Kries  296  (dieser  wesentlich 
aus  historischen  Gründen),  Ullmann  318.  Zuzugeben  ist  ihnen,  dass  sich  die  Mass- 
regel schwer  entbehren  lässt 

'®)  Für  die  hier  vertretene  Auffassung  spricht  doch  auch  das  wiederholte 
„nur^S  „und  nur  dann^^,  sowie  der  Schluss  des  §  103  Abs.  1,  dass  die  gesuchte 
„Person,  Spur  u.  s.  w.  .  .  in  den  zu  durchsuchenden  Räumen^*  sei.  Man  kann 
einen  noch  so  grossen  Mund  gewiss  keinen  „Raum''  nennen!  Eingehend  gegen  die 
in  Anm.  9  Genannten  Beling  in  Z«  XV,  471. 

^^)  Eine  Durchsuchung  der  Kleider  am  Leibe  ist  nach  E.  XVI,  218,  R.  IX, 
503  keine  Durchsuchung  der  Person,  sondern  eine  solche  ihrer  Sachen;  so  auch 
Beling  a.  a.  0. 

is)  Vgl  dazu  John  I,  815,  der  mit  Recht  betont,  dass  jemand  zwingen,  „sich 
wider  seinen  Willen  .  .  .  semen  entkleideten  Körper  besichtigen  zu  lassen,  heisst,  ihn 
zu  einer  seine  Person  herabwürdigender  Duldung  nötigen'^. 

*•)  Die  Unverdächtige,  die  sich  sträubt,  ihren  Körper  einem  Polizeibeamten 
darzubieten,  der  z.  B.  an  ihr  Spuren  eines  gewaltsamen  unzüchtigen  Angriffs  feststellen 
will,  würde  dann  wegen  Widerstands  noch  strafrechtlich  verfolgt  werden  können. 
")  Vgl.  auch  John  I,  812  ff.,  Ullmann  318,  Beling  a.  a.  0.  A.  M.  E.  XIV, 
189,  E,  Vm,  454,  Löwe  2,  Stenglein  2  zu  §  103,  v.  Kries  296.  Über  die  Durch- 
Buchung  von  Sachen  der  in  §  103  Genannten  z.  B.  John  I,  816,  sowie  noch  772. 
")  Vgl.  §§  38,  39  StG.B.  und  Löwe  7  zu  §  103 

*•)  Der  §  123  StG.B.  nennt  dieselben  Räume.  Leerstehende  Wohnungen  hat 
§  104  St.P.0.  nicht  im  Auge,  er  will  den  Hausfrieden  der  Bewohner  schützen. 
Wohnung  kann  auch  ein  Schiff,  ein  Künstlerwagen  sein.  Befriedetes  Besitztum  ist 
eingehegter  Grundbesitz.  Es  muss  in  gewisser  Weise  mit  der  Wohnung  u.  s.  w. 
im  Zoaamnvenhang  stehen.    Im  Felde  liogendOt  eingehegte  Gemöaegärten,  eingehegte 
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§104  beschränkt  also  zeitlich  die  sogenannte  Haussuchung^^). 
Zur  Nachtzeit^®)  soll  Haussuchung  nur  vorgenommen 
werden  dürfen,  wenn  die  von  §  104  Abs.  1  und2  ge- 
nanntenVorausset  Zungen^®)  vor  liegen  oder  der  Inhaber 
der  Räume  in  die  Durchsuchung  einwilligt 

§  55. 
Anordnung  und  Durchführung  der  Durchsuchung. 

I.  a)  Die  Zuständigkeit  zur  Anordnung  der  Durchsuchung^) 
bestimmt  §  105  St.P.O.  Der  Anordnungsberechtigte  ist  auch  zur 
Durchführung  der  Anordnung  befugt,  kann  sich  aber  auch  Hülfs- 
beamter  bedienen  *). 

b)  Über  die  Ausführung  der  Haussuchung')  handelt  §  105 
Abs.  2.  Weil  der  Amtsanwalt  oder  die  Polizeiverwaltung  regelmässig 
nicht  die  Gesetzeskenntnis  besitzen,  wie  der  Rechtsverständige ^),  soll, 
wenn  nicht  der  Richter  oder  der  Staatsanwalt  zugegen  ist,  zur  Bürgschaft 
für  die  strenge  Beobachtung  des  Gesetzes  die  Zuziehung  der  von 
§  105   Abs.  2    Genannten    oder   zweier  Gemeindemitglieder 


Wildparks  u.  s.  w.  hat  §  104  nicht  schützen  wollen.  Vgl.  01s hausen  zu  §  123 
StG.B.,  E.  XIII,  312,  R.  VIII,  82.  Landesrecht  ist,  soweit  es  das  Strafverfahren 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  betrifft,  ausser  Kraft  gesetzt.  Vgl.  noch  £•  I,  331,  U, 
262,  R.  I,  502,  II,  248. 

^^)  Die  österreichische  StP.O.  unterscheidet  Hans-  und  Personen durchsuchung, 
vgl.  ßulf  119  ff.    Die  St.P.O.  hat  den  Ausdruck  Haussuchung  vermieden. 

^^)  Vgl.  darüber  §  104  Abs.  3,  der  nicht  sagen  will,  dass  eine  am  Tage  be- 
gonnene Haussuchung  nicht  in  der  Nacht  fortgesetzt  werden  könne;  Glaser  U,  292; 
Löwe  Ib  zu  §  104. 

*")  ,,Frische  That*^  liegt  hier  wie  im  Falle  des  §  127  vor,  wenn  der  Thäter  auf 
der  That  selbst  oder  unmittelbar  nach  ihr  betroffen  wird;  Löwe  2  zu  §  104  St.P.O. 
„Gefahr  im  Verzug"  ist  vorhanden,  wenn  ein  Warten  bis  zum  nächsten  Tage  den 
Erfolg  der  Durchsuchung  in  Frage  steilen  würde.  „Gefangener^'  ist  auch  der  vorläufig 
Festgenommene,  nicht  auch  der  nach  §  134  StP.O.  Vorgeführte.  Bei  §  104  Abs.  2 
hat  man  an  Gasthöfe  u.  s.  w.  zu  denken. 

>)  Vgl.  dazu  §  98  StP.O.  und  v.  Kries  298. 

')  Vgl.  Löwe  5  zu  §  105.  WiUigt  der  zu  Durchsuchende  ein,  so  kann  die 
Durchsuchung  auch  ohne  richterliche  Anordnung  stattfinden;  Löwe  1  zu  §  105. 
Zuziehung  des  Gerichtsschreibers  bei  der  vom  Richter  vollgenommenen  Durchsuchung 
ist  nach  §§  105,  166  StP.O.  erforderlich,  da  es  sich  um  eine  „Untersuchungs- 
handlung"  handelt 

•)  Bei  Durchsuchung  der  Sachen  und  der  Person,  die  doch  ein  viel  schwererer 
Eingriff  in  die  Rechte  des  Betroffenen  sein  kann,  ist  die  Zuziehung  nicht  erforderlich; 
E.  II,  263,  UI,  185,  R  II,  249. 

*)  Während  Abs.  1  die  Staatsanwaltschaft  nennt,  spricht  Abs.  2  vom  Staats- 
l^nwalt;  vgl.  oben  S.  125  Anm.  14,  Löwo  9  zu  §  105.    Vgl.  auoh  John  I,  819. 
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erfolgen  5).  Die  in  §  104  Abs.  2  genannten  Räume  können  durch 
die  Staatsanwaltschaft  und  die  in  §  105  Abs.  1  St.P.0.  genannten 
Polizeibeamten ^)  auch  ohne  Gefahr  im  Verzug  und  ohne  Zeugenzuziehung 
durchsucht  werden. 

c)  Die  Anordnung  steht  auch  im  Falle  des  §  105  Abs.  4  den 
in  §  105  Abs.  1  St.P.0.  Genannten  zu,  nur  die  Ausführung  der 
Durchsuchung^)  in  militärischen  Dienstgebäuden 
wird  von  §  105  getroffen,  sie  erfolgt®)  durch  die  Militärbehörde. 

IL  Der  §  106  StP.O.  behandelt  das  Verfahren  bei  Vor- 
nahme der  Durchsuchung;,  er  soll  in  erster  Linie  den  von  der 
Durchsuchung  Betroffenen  schützen^). 

a)  Der  Inhaber  der  zu  durchsuchenden  Bäume  oder 
Gegenstände  darf  der  Durchsuchung  beiwohnen,  mag 
er  verdächtig  sein  oder  nicht  ^^).  Einen  Anspruch  auf  vorherige  Benach- 
richtigung oder  auf  Zuziehung  hat  er  nicht,  ebensowenig  darauf, 
dass  etwa  bis  zu  seinem  Erscheinen  gewartet  wird.  Ist  der  Inhaber 
nicht  zugegen ^^),  so  soll  der  Beamte  wenn  möglich  einen  der  von 
§  106  Abs.  1  Genannten  zuziehen.  Der  Zweck  der  Durchsuchung 
wird  „vor  deren  Beginn"  dem  Inhaber  oder  den  Zugezogenen  bekannt 
gegeben,  dagegen  erfährt  ihn  der  Inhaber ^^j  ^qj>  unter  §  104  Abs.  2 
fallenden  Räume  nicht. 


')  Die  Zuziehung  soll  wenn  möglich  erfolgen,  d.  h.  besouders,  wenu  nicht 
der  mit  ihr  verbundene  Zeitverlust  den  Erfolg  in  Frage  stellt;  John  L  819,  Löwe  10 
zu  §  105  btP.O.  Vgl.  R.  VI,  366,  VII,  544,  VllI,  105,  E.  XIU,  270.  Ein  Betreten 
der  Wohnung  u.  s.  w.  ist  nicht  ohne  weiteres  eine  Durchsuchung,  R.  III,  03.  Ebeubo 
ist  nach  R.  U,  351  Vergleichung  des  Viehbestandes  durch  einen  ßeatnten,  der  dazu 
Räume  betritt,  nicht  Durchsuchung.  Ober  das  Verhältnis  des  §  105  St.P.0.  zu  §  1 13 
StG.B.  vgl.  E.  XXV,  253. 

*)  An  der  Zuständigkeit  zur  Anordnung  der  Durchsuchung  hat  §  105  Abs.  3 
nichts  ändern  wollen.  So  auch  v.  Kries  301,  a.  M.  Löwe  12  zu  §  105,  John  I,  820. 
E.  UI,  190,  R,  VII,  544. 

^)  Der  §  105  Abs.  4  spricht  von  Durchsuchungen  in  militärischen  Dienst- 
gebäuden, Abs.  2  von  Durchsuchung  der  Wohnung  u.  s.  w.  Abs.  2  betrifft  also  nur 
die  Haussachuog,  Abs.  4  jede  Durchsuchung,  auch  die  von  Sachen  und  Personen. 
Eriegsfahrzeuge  sind  nach  §  98  Abs.  4  Dienstgebäude. 

«)  „Durch  Ersuchen"  sagt  §  105;  vgl.  Löwe  10  zu  §  48.  Die  Polizei  hat 
nach  §  105  Abs.  4  kein  Mitwirkungsrecht. 

')  Alles,  nähere  ergiebt  sich  aus  den  Umständen  des  Einzelfalles.  Natürlich 
ist  möglichst  schonend  zu  verfahren,  besonders  bei  EröfEnung  verschlossener  Behält- 
nisse;  Löwe  1  zu  §  106. 

^°)  Der  Beschuldigte  als  solcher  hat  keinen  Anspruch  auf  Anwesenheit,  ebenso- 
wenig der  Verteidiger  u.  s.  w.  Die  Staatsanwaltschaft  ist  bei  richterlichen  Durch- 
suchungen zuzulassen;  Löwe  4,  Stenglein  3  zu  §  106.  Bezüglich  der  Anwesenden 
vgl.  aber  auch  §  102  StP.O.  und  §  182  G.V.G     Bedenklich  John  I,  823  ff. 

**)  Etwa  weil  er  verhaftet  oder  nach  §  162  St. PO   festgenommen  ist. 

")  Nur  voa  ihm)  nioht  den  für  ihn  Zugezogenen  spricht  §  106  Abs.  2« 
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b)  Der  von  der  Durchsuchung  Betroffene,  d.  h.  der  Inhaber 
der  durchsuchten  Gegenstände  und  Räume ^^),  ebenso  auch  die  durch- 
suchte Person  selbst,  erhält  und  zwar  unentgeltlich  nach 
Beendigung  der  Durchsuchung  auf  Verlangen  die  von 
§  107  genannte  schriftliche  Mitteilung ^^),  sowie  das  Verzeichnis  der 
genommenen  Gegenstände,  endlich,  falls  nichts  den  von  der  Durch- 
suchung Betroffenen  Verdächtigendes^^)  gefunden  wird,  eine 
Bescheinigung  dieser  Thatsache. 

III.  Wenn  auch  jede  Durchsuchung  immer  mit  Bezug  auf  eine 
bestimmte  Strafthat  stattfindet,  so  gilt  doch  nicht  die  Kegel, 
dass  bei  ihrer  Gelegenheit  nur  solche  Gegenstände  beschlagnahmt 
werden,  die  sich  auf  diese  bestimmte  That  beziehen.  Nach 
§  108  St.P.O.  sind  vielmehr  bei  jeder  Durchsuchung  alle 
Sachen,  die  auf  Irgend  eine  Strafthat  hinweisen,  mit 
Beschlag  zu  belegen.  Im  Falle  des  §  108  bedarf  es  einer 
vorherigen  Anordnung  überhaupt  nicht.  Jeder  die 
Durchsuchung  ausführende  Beamte  ist  zur  Beschlagnahme  befugt, 
auch  wenn  Gefahr  im  Verzuge  nicht  vorliegt ^^). 

IV.  „Die  Papiere ^'^j  des  von  der  Durchsuchung 
Betroffenen"   werden   durch   §   110   St.P.0.   besonders   geschützt. 

c)  Die  Durchsicht  der  bei  der  Durchsuchung  genom- 
menen Papiere,  d.  h.  die  Kenntnisnahme  ihres  Inhal ts^^)  ist  nur 
dem  Bichter  erlaubt,  wenn  sie  nicht  der  Inhaber  selbst  anderen 
Personen  gestattet.  Die  ohne  Durchsuchung  beschlag- 
nahmten Papiere  sind  dieses  Schutzes  nicht  teil- 
haftig. 


^')  Die  anstatt  des  Inhabers  Zugezogenen  sind  nicht  ohne  weiteres  ,36troffeno'^ 
sondern  Vertreter  des  Betroffenen.  Der  nicht  anwesende  Betroffene  kann  die  Beschei- 
nigung nachträglich  verlangen.     Stenglein  3,  a.  M.  Löwe  1  zu  §  107,  John  I,  827. 

**)  Mitteilung  des  Grundes  erfolgt  durch  Mitteilung  dessen,  was  man  bei  der 
DurchBuchung  hat  finden  oder  sehen  wollen.  Der  Verdächtige  (§  102  St.P.O.)  erfährt 
auch,  wessen  er  beschuldigt  ist. 

")  Vgl.  John  I,  827  ff. 

**)  Es  handelt  sich  um  eine  eiustweilige  Massregel,  die  unter  §  98  Abs.  2 
fällt  Über  die  Erweiterung  des  §  98  Abs.  1  durch  §  lü8  vgl.  schon  oben  und 
Löwe  1  zu  §  108.  Dass  der  §  109  auf  jeden  FaU  der  Beschlagnahme  Anwenduog 
findet,  vgl.  schon  oben.     Zu  §  109  noch  John  I,  830. 

^^)  Papiere  sind  beschriebene  Papiere,  insbesondere  auch  Handlungs-  und 
Rechnungsbucher;  nicht  dagegen  ohne  weiteres  Drucksachen;  Löwe  2  zu  §  110, 
V.  Kries  302. 

^^)  Auf  Durchsuchung  von  Papieren  ohne  Durchsicht  ihres  Inhalts  findet 
g  HO  nicht  Anwendung. 
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Der  §,110  St.P.0.  spricht  nur  von  den  Papieren  „des 
von  der  Durchsuchung  Betr of f enen''^^).  Die  Papiere 
Anderer,  die  sich  in  seinem  Ge'wahrsam  befinden^,  fallen  nicht  unter 
§  110  St.P.0.  Ob  der  von  der  Durchsuchung  Betroffene  der  Ver- 
dächtige ist  oder  nicht,  ist  nach  §  110  gleichgültig^^). 

b)  Die  Rechte  des  Betroffenen  werden  durch  §  1 1 0  Abs.  2  und  3 
gesichert  Der  Abs.  2  geht  davon  aus,  dass  der  Inhaber^^)  bei  der 
Durchsuchung  zugegen  ist,  will  aber  nicht  die  Möglichkeit  der  Weg- 
nahme der  Papiere  an  die  Gegenwart  des  Inhabers  knüpfen^). 

Zweites  Kapitel. 

Die  Sicherung  der  Person  des  Beschnldigten. 

A.   Die  Verhaltungr. 

§  56. 
Voraussetzungen;  Zuständigkeit  zur  Haf  t  verh  ängung. 

I.  a)  Das  einfachste  Mittel,  den  Beschuldigten  zur  Gestellung 
vor  den  Richter  zur  bewegen,  ist  die  Ladung,  d.h.  der  von  der  dazu 
berechtigten  Behörde^)  ausgehende  Befehl  an  den  Beschuldigten, 
sich  an  einem  bestimmten  Orte  zur  bestimmten  Zeit  vor  einem 
bestimmten  Einzelrichter  oder  Gericht*)  zu  stellen.  Eine 
Erzwingung  des  Gehorsams  der  Ladung  gegenüber  ermöglicht  die 
Vorführung  des  Beschuldigten»).     Erst  wo  Ladung  und  Vorführung 

^*j  Selbstverständlioh  setzt  §  110  Papiere  voraus,  die  der  Beschlagnahme 
onterliegen. 

•°)  A.  M.  Löwe  2  zu  §  110. 

•')  Vgl.  dazu  jedoch  John  L  832  ff. 

^*)  Das  Gesetz  verlangt  ausdrückliche  Genehmigung  des  Inhabers. 
Sein  Vertreter  ist  zur  Genehmigung  nicht  berechtigt;  John  I,  834,  Löwe  4, 
Stenglein  6  zu  §  110. 

••)  Die  Papiere,  „deren  Durchsicht  geboten^'  scheint,  nicht  ohne  weiteres  alle 
Papiere,  sind  einzusiegein.  Wie  die  Beamten  diese  herausfinden  sollen,  da  sie  ja 
von  ikrom  Inhalt  nicht  Kenntnis  nehmen  dürfen,  ist  allerdings  schwer  einzusehen; 
John  I,  832. 

*)  Staatsanwaltschaft  oder  Gericht.  Über  die  Ladung  des  Beschuldigten  im 
Privatklageverfahren  unten. 

')  Die  Ladung  des  Beschuldigten  vor  die  Polizei  oder  die  Staatsanwaltschaft 
behandelt  die  St.P.0.  nicht.  Sie  stehen  einander  auch  juristisch  nicht  gleich.  Die 
Ladung  vor  den  Richter,  mag  sie  jemand  als  Beschuldigten  oder  als  Zeugen  etc. 
eitleren,  ist  Akt  der  Gerichtsbarkeit,  auch  wenn  sie  von  der  Staatsanwaltschafc 
ausgeht.  Die  Ladung  vor  die  Polizei  oder  die  Staatsanwaltschaft  ist  ein  Akt 
der  Justizverwaltung.    Vgl.  auch  Binding  Gr.  §  69. 

■)  Vgl.  näheres  unten  bei  der  Vernehmung  des  Beschuldigten  und  bei  der 
Vorbereitung  der  Hauptverhandiung.  Über  die  Erzwinguog  der  Ladung  bei  Zeugen 
uod  Sachverständigeii  unten. 
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versagen  oder  nicht  ausreichen,  gestattet  das  Gesetz  die  Verhaftung 
des  Beschuldigten. 

b)  Nicht  ist,  wie  aus  §§  125,  126  St.P.0.  hervorgeht,  Voraus- 
setzung, dass  bereits  die  Anklage  erhoben  sei,  wenn  dies  auch  die 
Regel  ist*). 

IL  a)  Allgemeine  Voraussetzung  für  die  Verhaftung  im  Sinne 
des  §  112  ff.  St.P.0.5)  ist  das  Vorhandensein  eines  dringenden*) 
Verdachts  gegen  eine  bestimmte  Person,  die  in  Frage  stehende 
strafbare,  von  den  ordentlichen  Gerichten  zu  verfolgende^),  Hand- 
lung begangen  zu  haben.  Ob  solcher  Verdacht  vorliegt,  entscheidet 
der  die  Verhaftung  anordnende  Richter«). 

III.  Zu  dem  „dringenden"  Verdacht  müssen  nach  §  112  St.P.0. 
hinzukommen  als  besondere  „causae  arresti"  entweder  Flucht- 
Oefahr,  d.  b.  der  Beschuldigte  rauss  „der  Flucht^)  verdächtig"  sein, 
oder  sog.  Kollnsionsgefahr,  d.  h.  der  Verdacht,  der  Beschuldigte 
werde,  auf  freiem  Fuss  belassen,  in  der  von  §  112  St.P.0.  bezeich- 
neten störenden  Weise  auf  den  Belastungsbeweis  einwirken. 


*)  Über  die  Unterscheidung  von  Verhaftung  und  vorläufiger  Festnahme 
gleich  unten.  Kritische  Benierkuogen  dazu  und  zu  der  keineswegs  glücklichen  Regelung 
des  Stoffes  durch  die  St.P.O.  bei  v.  Kries  310.  Die  St.P.0.  kennt  daneben  noch 
andere  Freiheitsbeschränkungen,  z.  B.  in  §§  135,  230  St.P.O.,  Löwe  4  vor  §  112; 
sie  sind  nicht  Verhaftungen  im  Sinne  des  Gesetzen.  Der  §  1J2  St.P.0.  spricht  vom 
Angeschuldigten.  Der  Entwurf  unteischied  Verwahrung,  die  vor  der  Klage- 
erhebung eintrat,  von  der  nach  der  Klage  eintretenden  Verhaftung.  Vgl.  auch 
Binding  101.  Die  St.P.O.  hat  die  Materie  der  Verhaftung  nicht  erschöpfend  geregelt, 
sie  behandelt  nur  die  Materie  der  Untersuchungshaft  in  dem  Verfahren  vor  den 
ordentlichen  Strafgerichten.  Aiisserdetn  finden  sich  in  anderen  Reichsgesetzen 
Bestimmungen,  die  nach  §  5  E.G.  z.  St.P.O.  von  der  St  P.O.  nicht  berührt  werden, 
so  z.  B.  Seemannsordnung  §  103.  Vgl.  Löwe  3  vor  §  112  St.P.O.,  John  I,  840.  — 
Über  die  polizeiliche  Festnahme  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit 
unten.  Ebensowenig  behandelt  die  St.P.O.  die  Verhaftung  zum  Zwecke  der  Aus- 
lieferung von  Verbrechern  an  das  Ausland.  Die  Vorführung  zu  einzelnen 
Untersuchungshandlungen  fällt  nicht  unter  die  Verhaftung;  vgl.  v.  Kries  310  und 
nooh  unten. 

•)  Über  die  nicht  vom  Richter  angeordnete  Verhaftung  des  §  485  StP.C, 
die  nicht  die  Person  des  Beschuldigten  für  den  Prozess,  sondern  für  die  Straf- 
vollstreckung sichern  will,  vgl.  unten. 

«)  Vgl.  auch  H.H.  I,  344;  Löwe  3a  zu  §  112  St.P.0.  Der  Entwurf  sprach 
von  „hinreichendem^^  Verdacht.  Ob  und  inwieweit  man  den  unschuldig  Verhafteten 
entschädigen  müsse,  ist  eine  Frage,  die  im  deutschen  Recht  nooh  nicht  geregelt  ist 
Glaser  II,  298  Anm.  3. 

^)  Vgl.  schon  den  vorigen  §. 

")  Auch  im  Falle  des  §  125. 

•)  Es  genügt  auch  der  Vei dacht,  der  Beschuldigte  werde  durch  seine  „Flucht" 
das  Verfahren  aufzuhalten  veiBuchen.  Es  ist  also  nicht  nötig,  dass  er  sich  durch 
Fluoht  dem  Verfahren  gänzlich  entziehen  will.  Ein  besonderer  Haftgrund  ist  nach 
I  229  Abs.  2  das  Ausbleiben  in  der  Hauptverhandiung;  vgl.  nooh  anten. 
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a)  Der  Fluchtverdacht  beruht  nach  §  112  St.P.0.  entweder  auf 
Thatsachen  oder  auf  Rechtsvermutungen.  Fluchtverdächtig 
im  Sinne  des  §  112  StP.O.  ist  auch  der,  von  dem  man  fürchtet,  er 
werde  sich  verborgen  halten i^)  oder  sich  etwa  durch  schnellen  Auf- 
enthaltswechsel dem  Prozess  zu  entziehen  suchen  u.  s.  w.^^).  Auf 
welche  „Thatsachen"  der  Fluchtverdacht  gestützt  wird,  hat  der  Richter 
seiner  schriftlich  in  die  AJtten  eingetragenen,  die  Haft  verhängenden 
Entscheidung  ausdrücklich  hinzuzufügen  ^^j^ 

In  den  Fällen  des  §  112  Abs.  2  wird  der  Fluchtverdacht  präsumiert; 
er  bedarf  keiner  weiteren  „aktenkundig"  zu  machenden  Begründung; 
es  genügt,  dass  eine  der  von  Abs.  2  genannten  Thatsachen  als  vor- 
liegend angeführt  werden  kann  und  nicht  Gründe  vorliegen,  die  trotz 
Vorliegens  jener  Umstände  gegen  die  Flucht  sprechen.  Die  Schwere 
der  in  Rede  stehenden  T h  a t ^^)  und  bestimmte  persönliche 
Eigenschaften  des  Beschuldigten,  die  ihm  die  Flucht  erleichtern ^*), 
sind  hier  in  Betracht  gezogen. 

b)  Die  Haft  soll  eine  drohende  Kollusion  verhindern.  Deshalb 
ist  sie  überflüssig,  wenn  die  Kollusion  bereits  stattgefunden  hat  und 
weitere  nicht  mehr  droht  i^). 


")  Fliehen  und  sich  verborgen  halten  werden  auch  von  §  131  StP.O.  neben- 
einander gesteDL  Vgl.  Löwe  4a  zu  §  112  St.P.0.  Befürchtuog,  der  Beschuldigte 
werde  Selbstmord  verübeu,  genügt  nicht. 

11)  Man  denke  auch  an  Wechsel  des  Namens  u.  s.  w.  Vollständige  Aufzählung 
der  Fälle  ist  unmöglich. 

*-)  Der  letzte  Satz  des  §  112  Abs.  1  bezieht  sich  nicht  etwa  nur  auf  die 
Kollusionshaft,  wie  ans  dem  Anfang  des  2.  Abs.  des  §  112  hervorgeht;  nur  in  den 
von  Abs.  2  behandelten  Fällen  ist  eine  Begründung  des  Fluchtverdachts  unnötig, 
ilso  in  allen  übrigen  Fällen  des  Flucht veixlachts  notwendig;  vgl.  aber  Löwe  4g 
zu  ^  112. 

*»)  Zu  Ziff.  1  8  112  vgl.  StG.B.  §  1  und  das  nähere  z.  B.  bei  v.  Liszt  §  25. 

^*)  Heimatloser  ist  auch  der,  dessen  Heimat  nicht  ermittelt  werden  kann. 
Heimat  ist  gleich  Heimat  im  Deutschen  Reich;  der  Begriff  der  Heimat  ist  schwer  zu 
fassen,  Heimat  und  Wohnsitz  oder  Geburtsort  ist  nicht  dasselbe;  v.  Eries  313, 
Lowe  4d  zu  §  112  StP.O.  Landstreicher  ist  der,  der  zwar  eine  Heimat  bat, 
aber  gewohnheitsmässig  „ohne  festen  Lebenslauf  und  ohne  einen  seine  Ernährung 
sichernden  Beruf*  im  Laude  herumzieht.  Herumziehen  in  der  nächsten  Umgebung 
des  Wohnorts  zum  Zwecke  des  Betteins  ist  nicht  ohne  weiteres  Landstreicherei ;  vgl. 
z.  B.  Olshausen  2  zu  §  361  StG.B.  Ausländer  ist  jeder  Nichtdeutsche.  „Nicht 
im  stände  sich  auszuweisen^'  ist  jeder,  der  sich  nicht  ausweist,  auch  wenn  er  es 
könnte,  aber  nicht  will.  Voraussetzung  ist,  dass  der  Angeschuldigte  nicht  bekannt  ist. 
Zu  §  112  tritt  ergänzend  hinzu  §  229  St.P.0. 

**)  Über  Zweckmässigkeit  der  Kollusionshaft  vgl.  z.  B.  H.  H.  I,  347  ff., 
Glaser  II,  300,  TJllmann  303,  Kritik  der  StP.O.  bei  John  zu  §  112,  v.  Kries  310  ff. 
Bei  der  imnieihin  denkbaren  Einwirkung  auf  den  Entlastungs beweis  ist  Haft  nicht 
zulässig.  Vgl.  noch  Löwe  5a  zu  §  112.  Über  die  Zeugnispflicht  unten  und  noch 
V.  Kries  314. 
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lY.  Die  Verhaftung  ist  auch  bei  den  schwersten  Thaten 
nie  notwendig,  sondern  stets  nur  nach  Ermessen  des  Richters  zu 
verhängen ^^).  Dagegen  ist  sie  in  gewissen  leichten  Fällen 
unzulässig,  oder  nur  bedingt  zulässig.  Kollusionshaft 
ist  in  den  Fällen  des  §  113  St.P.0.  unbedingt  unzulässige"^), 
eine  Fluchthaft  nur  bedingt  zulässig.  Hier  greifen  die  Rechts- 
vermutungen des  §  112  nicht  Platz.  Verlangt  wird  das  Vorliegen  der 
von  §  112  Z.  2  u.  3  genannten  Umstände,  oder  das  Stehen  unter 
Polizeiaufsicht  ^8).  bezw.  die  Möglichkeit  der  Überweisung  an  die 
Landespolizeibehörde  nach  §  362  St.G.B.  und  ausserdem  Flucht- 
verdacht e^). 

V.  Die  Verhänguüg  der  Verhaftung  hat  nach  §  114  St.P.0. 
allein  der  Richter.  Welcher  Richter  zu  entscheiden  hat, 
richtet  sich  nach  dem  Prozessabschnitte,  in  dem  die  Entscheidung 
erfolgt.  Grundsatz  ist  nach  §  124  Abs.  1  St.P.0.,  dass  das  Gericht 
im  Gegensatz  zum  Einzelrichter  entscheidet-^).  Doch  sind 
eine  ganze  Reihe  von  Abweichungen  zugelassen. 

c)  In  dem  vor  der  Anklage  liegenden  sog.  Ermittelung s- 
ver fahren  des  §  156  ff.  St.P.0.  ist  ein  mit  der  Sache  befasstes 
„Gericht"  noch  nicht  vorhanden.  Die  Verhängung  der  Untersuchungs- 
haft liegt  in  der  Hand  des  von  §  125  Abs.  2  St.P.0.  bezeichneten 
Amtsrichters'^^). 


*•)  Anders  z.  B.  nach  österreichischem  Recht,  vgl.  Rulf  124  ff. 

»^)  Vgl.  z.  B.  §§  145,  276  StG.B.  Der  §  hat  mit  den  Haft-  und  Geldstrafen 
nur  die  Haupt  strafen  im  Auge,  nicht  auch  die  neben  Geld  und  Haft  etwa  zu  ver- 
hängenden Nebenstrafen;  Löwe  1  zu  §  113  St.P.0. 

^^)  Nicht  genügt,  dass  auf  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  erkannt  ist 

")  Vgl.  Löwe  2  zu  §  113,  John  zu  §  113.  A.  M.  ohne  Begründung 
Glaser  II,  301. 

'")  Anders  bei  anderen  Zwangsmassregeln,  z.  B.  der  Beschlagnahme.  Die  ab- 
weichende Ansicht  y.  Kries  314  erklärt  sich  aus  seiner  Auffassung  der  Massregeln 
des  §  127  bt  P.O. 

")  Vgl.  auch  Löwe  1  zu  §  124  SiP.O. 

")  Ob  auch  nach  der  Anklageerhebnng  der  Amtsrichter  bei  Gefahr  im 
Verzuge  eine  Verhaftung  anstatt  des  mit  der  Sache  befassten  Gerichts  anordnen 
könne,  ist  im  einzelnen  streitig.  Der  §  128  Abs.  2  scheint  sie  nur  zu  gestatten, 
wenn  eine  Festnahme  des  Beschuldigten  stattfand.  Doch  wird  man  aus  praktischen 
El  wägungen  xmd  vor  allem  gemäss  der  allgemeinen  Anordnung  des  §  21  St.P.O.  auch 
ohne  Torgängige  Festnahme  die  Verhaftungsbefugnis  des  Amtsrichters  annehmen 
müssen.  So  aach  John  1,  900,  Löwe  4b,  Stenglein  7  zu  §  127  StP.O.  Vgl. 
t^ooh  Löwe  5  zu  §  126  StP.Q. 
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b)  In  der  Voruntersuchung  ist  ein  „zuständiges"  d.  h.  mit 
der  Sache  befasstes  „Gericht"  vorhanden.  Neben  ihm,  d.  h.  entweder 
neben  der  beschliessenden  Strafkammer  oder  dem  ersten  Straf- 
senat des  Reichsgerichts  ist  nach  §  124  der  Untersuchungsrichter^^) 
zur  Verhaftung  zuständig.  Nach  Schluss  der  Voruntersuchung  bis  zur 
Eröffnung  des  Hauptverfahrens  kommen  Strafkammer  und  reichs- 
gerichtlicher Strafsenat  allein  in  Frage ^). 

c)  Nach  dem  Eröff nungsbeschluss  hat  das  erkennende 
Gericht  auch  die  Haftfrage  zu  erledigen.  Bis  zur  Hauptverhandlung 
kommt  in  Schöffensachen  §  30  Abs.  2  G.V.G.,  in  Schwurgerichtssachen 
§  82  G.V.G.  in  Frage.  In  dringenden  Fällen  tritt  nach  §  124  St.P.0. 
an  Stelle  des  Gerichts  der  Vorsitzende. 

d)  Während  der  Hauptverhandlung  entscheidet  das 
erkennende  Gericht,  im  Geschworeneu  verfahren  die  richterlichen 
Mitglieder  des  Gerichts^). 

e)  Von  den  höheren  Instanzen  kann  zweifellos  das  Berufungs- 
gericht Verhaftungen  verhängen.  Das  Revisionsgericht  soll 
dagegen,  da  es  lediglich  zur  „Prüfung  einer  behaupteten  Rechts- 
verletzung'' berufen  sei,  „mit  Feststellung  und  Würdigung  thatsächlicher 
Verhältnisse",  zu  denen  auch  z.  B.  der  Fluchtverdacht  gehört,  nicht 
befasst  werden  ^ß). 


")  Der  §  124  Abs.  1  St.P.0.  gilt  auch  hier.  Der  §  124  Abs.  2  findet  auch 
Anwendung  auf  die  Fälle  der  §§  183  und  184  StP.O.,  nicht  auch  auf  den  von 
§  183  StP.O.  genannten  Amtsrichter.  Vgl.  noch  John  1,  841  zu  2,  Löwe  2a  zu 
§  124;  a.  M.  Stenglein  *♦  zu  §  124. 

";  Vgl  noch  §  205  Abs.  2  StP.O.  und  Löwe  11  zu  §  124  StP.O.  Über 
die  Stellung  des  Untersuchungsrichters  im  einzelnen  vgl.  Löwe  5  ff.  zu  §  124.  Eine 
Überschreitung  der  von  §  124  Abs.  2  aageordneten  Frist  hat  höchstens  disciplinäre 
Folgen  für  die  Richter. 

'*)  Bei  Verurteilung  des  Beschuldigten  bleibt  der  Haftbefehl,  wenn  die 
That  nicht  unter  §  113  StP.O.  fallt,  regelmässig  aufrecht  erhalten.  Lst  er  z.  B.  bei 
Freisprechung  aufgehoben,  so  ist  bis  zur  Finlegung  des  Rechtsmittels  kein  „zuständiges'^ 
Gericht  da.  Der  §  21  StP.O.  setzt  ein  sachlich  zaständi^es,  wenn  auch  örtlich 
unzuständiges  Gericht  voiaus.  Ein  Haftbefehl  ist  auch  dann  möglich,  wenn  der 
Beschuldigte  in  Strafhaft  sitzt  Durch  die  üntersuchungbhaft  wird  uveutuell  die 
Strafhaft  unterbrochen.  Über  Anrechnung  der  Untersuchungshaft  auf  die  Straf haft 
vgl.  §  482  StP.O.  und  unten.  Ist  der  Beschuldigte  in  def  Sache  A  verhaftet,  so  kann 
trotzdem  auch  in  der  Sache  B  ein  Haftbefehl  erlassen  worden;  es  ist  das  von 
Bedeutung ,  wenn  etwa  der  erste  Haftbefehl  z.  B.  infolge  Freisprechung  wegfällt ; 
y.  Kries  314,  Löwe  8  zu  §  114. 

••)  So  das  Reichsgericht  in  E  IE,  421.  B.  III,  141,  IX,  352.  Die  Entscheidungen 
sind  in  ihren  Folgen  bedenklich.  Es  ist  z.  B.  der  Angeklagte  vom  Schwurgericht 
infolge  eines  offenbaren  Irrtums  freigesprochen.  Die  Freisprechung  zieht  Aufhebung 
des  Haftbefehls  nach  sich.    Der  Staatsanwalt  legt  Revision  ein  und  beantragt,  weil  der 
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f)  Das  ein  Haftbefehl  auch  bei  Antragsdelikten  zulässig  ist  und 
zwar  schon  vor  Stellung  des  Antrags,  ergiebt  sich  aus  §  130  St.P.O. 
Die  Benachrichtigung  des  Antragsberechtigten,  der  vielleicht  von  der 
gegen  ihn  verübten  That  noch  gar  nichts  weiss,  soll  seine  Entschliessung 
darüber,  ob  er  den  Strafantrag  stellen  will,  herbeiführen 'T). 

VI.  Die  auf  die  Haft  bezüglichen  Entscheidungen  sind  durch 
Beschwerde  gemäss  §§  346,  347,  352  anfechtbar. 

§  57. 

Die   Aufhebung   der  Verhaftung   und   der  Vollzug 

der  Untersuchungshaft. 

I.  a)  Ausnahmslos  gehört,  wie  die  Anordnung,  so  auch  die 
Aufhebung  der  Verhaftung  zur  Zuständigkeit  des  Richters.  Sie 
ist  vor  wie  nach  der  Anklageerhebung  zulässig  oder  sogar  geboten. 
Vor  der  Anklage  ist  die  Staatsanwaltschaft  Herrin  der  Sache,  der 
Amtsrichter  ist  ihr  Gehülfe.  Deshalb  ist  er  nach  §  126  St.P.O. 
durch  den  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  zur  Aufhebung  des  Haft- 
befehls selbst  dann  gezwungen,  wenn  er  sie  für  unzweckmässig  hält; 
anders  nach  der  Auklageerhebung. 

b)  Der  Haftbefehl  ist  nach  §  123  St.P.0.  aufzuheben  bei  Weg- 


Freigesprochene  offenkundig  Anstalten  zur  Flucht  trifft,  die  Verhaftung.  Das  Revisions- 
Bericht  kann  nach  Ansicht  des  Reichsgerichts  die  Verhaftung  nicht  anordnen,  das 
Schwurgericht  kann  es  auch  nicht  mehr,  ebensowenig  der  Amtsrichter  nach  §  21, 
denn  es  fehlt  ihm  an  sachlicher  Zuständigkeit,  die  §  21,  der  örtliche  Unzuständig- 
keit im  Auge  hat,  voraussetzt  Der  Beschuldigte  hat  Zeit  zu  fliehen.  Der  §  4^ 
kann  hier  nicht  in  Frage  kommen.  Wenn  E.  III,  442  sagt,  der  Würdigung  des 
Revisionsgerichts  seien  thatsäohliche  Verhältnisse  entzogen,  so  ist  das  gewiss  nchtig, 
insofern  es  die  dem  angefochtenen  urteil  zu  Grunde  liegenden  Thatsaohen 
angeht.  Die  Verhaftung  dagegen  steht  ganz  ausserhalb  d^r  ürteilsfülung.  Die  Frage 
ist  hier,  ob  nicht  auch  das  Revisionsgericht  zur  Sicherung  der  Person  des  Beschuldigten 
befugt  sein  soll.  E.  III,  421  ist  ja  auch  bezüglich  der  Aufhebung  der  Haft  nach 
§  123  ausdrücklich  anderer  Ansicht.  Auch  da  kann  es  sich  doch  um  Würdigung 
thatsächlicher  Verhältnisse  handeln,  v.  Kries  spricht  317  die  Ansicht  aus, 
die  untere  Instanz  behalte  die  Zuständigkeit  für  die  Haft.  Das  ist  im  Gesetz  nirgends 
zum  Ausdruck  gekommen.  Vgl.  E,  III,  422  bez.  der  früheren  preassischen  Praxis; 
Uli  mann  305. 

'')  Die  Benachrichtigung  geht  von  dem  verhaftenden  Amtsrichter  aus.  Erfolgt 
darauf  die  Erklärung,  der  Antrag  werde  nicht  gestellt,  so  muss  sofort  Haftaufhebung 
erfolgen.  Ob  eine  Fristverlängerung  aus  §  127  beim  Schweigen  des  Antrags- 
berechtigten zulässig  ist,  ist  bestritten,  aber  mit  Löwe  3  zu  §  130  gegen  St  eng  lein 
8  zu  §  127  zu  bejahen,  der  den  §  126  St.P.O.  ohne  Einschränkung  für  anwendbar 
erklärt.     Allerdings  wird  eine  Verlängerung  kaum  je  praktisch  werden. 
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fall  des  in  ihm  angegebenen^)  Haftgrundes*).  Selbst- 
verständlich erfolgt  die  Aufhebung  beim  "Wegfall  des  dringenden  Ver- 
dachts der  That  überhaupt^,  ebenso  wenn  ein  freisprechendes 
Urteil  ergeht  nach  §  123  Abs.  2,  selbst  wenn  ein  Rechtsmittel  gegen 
dasselbe  eingelegt  würde*).  Der  Freisprechung  steht  nach  §  123  St.P.0. 
gleich  die  Entscheidung,  dass  der  Angeschuldigte  ausser  Verfolgung 
gesetzt  wird^). 

Für  die  Zeit  vor  der  Anklage  kommt  von  den  Aufliebungs- 
gründen  des  §  123  nur  der  Wegfall  des  Haftgrundes  in  Frage*).  Nach 
§  126  muss  der  Haftbefehl  aufgehoben  werden,  wenn  es  die  Staats- 
anwaltschaft beantragt^),  oder  wenn  innerhalb  der  Frist  des  §  126 
Abs.  1  nach  der  Vollstreckung  des  Haftbefehls  die  Klageerhebung 
nicht  erfolgt,  oder  der  Amtsrichter  dem  Antrage  der  Staatsanwalt- 
schaft auf  Fristverlängerung  nicht  gemäss  §  126  Abs.  3  statt  giebt«). 
Diese  einstweilige  Haft  kann  nach  dem  Gesetz  bei  Verbrechen  oder 
Vergehen  längstens  vier  Wochen,  bei  Übertretungen  zwei  Wochen  währen. 

c)  Die  Verhaftung  kann  auch  aufgehoben  werden  trotz  Vor- 
liegens von  Haftgründen  und  selbst  wenn  ein  verurteilendes 
Erkenntnis  erging*). 

*)  Nicht  eines  jeden  überhaupt.  Tritt  an  Stelle  des  zuerst  angegebenen  Fluclit- 
verdachts  Kollusionsgefahr,  so  ist  der  alte  Haftbefehl  aufzuheben  und  ein  neuer  zu 
erlassen.  Dieser  neue  Haftbefehl  ist  dem  Verhafteten  nach  §  1 14  wie  der  alte  bekannt 
zu  machen;  a.  M.  Löwe  3  zu  §  123. 

■)  Der  durch  die  Piäsumtionen  des  §  113  begründete  Fluchtverdacht  fällt  weg, 
wenn  sich  z.  B.  herausstellt,  dass  die  That,  die  man  als  Verbrechen  ansah,  keines 
ist,  ebenso  wenn  der  Verdächtige  sich  ausweist 

•)  Damit  entfällt  die  allgemeine  Voraussetz ang  einer  jeden  Verhaftung.  Vgl. 
John  I,  891,  auch  Löwe  2  zu  §  123.  Das  ist  auch  der  Fall,  wenn  sich  z.  B. 
herausstellt,  dass  der  Beschuldigte   zur  Zeit  der  That   noch  nicht  12  Jahre  alt  war. 

*)  Der  Haftbefehl  muss  ausdrücklich  aufgehoben  worden.  Eine  Wieder- 
verhaftung ist  aber  möglich,  sobald  sich  ein  Haftgrund  ergiebt;  insbesondere  ist  auch 
die  Berufungsinstanz  zu  ihr  befugt;   vgl.  oben  und  John  I,  892,  Löwe  7  zu  §  123. 

*)  Vgl.  §  202  St.P.0.    Auch  hier  gilt  §  123  Abs.  2. 

•)  Die  anderen  setzen  bereits  erhobene  Klage  voraus. 

'')  Der  Staatsanwalt  ist  noch  „dominus  litus";  vgl  unten.  Der  Amtsrichter 
wird  übrigens  den  Haftbefehl  auch  ohne,  ja  gegen  den  "Willen  der  Staatsanwaltschaft, 
aufheben  müssen,  wenn  der  Haftgrund  wegfällt  Der  §  124  .steht  dorn  nicht  entgegen; 
er  spricht  nur  vom  üntersachungsrichter  und  dem  Vorsitzc^nden.  Vgl.  auch  John  I, 
IKX),  Löwe  3  zu  §  126.  aber  auch  Stenglein  1  zu  §  125  St.P.0. 

•)  Die  Aufhebung  erfolgt  von  Amts  wegen;  Löwe  4a  zu  §  12()  St.P.0.,  auch 
M.  rV,  294.  Fristberechnung  erfolgt  nach  §  43  St.P.0.  Über  die  Anordnung  des 
§  126  Abs.  3  im  einzelnen  Löwe  5,  Stenglein  5  zu  §  12(3.  Darüber,  dass  die 
Bestimmung  ihren  Zweck  in  der  Praxis  in  keiner  Weise  erfüllt,  v.  Kries  320  ff. 
Vgl.  noch  §  205  St.P.0. 

•)  Trotz  einer  Verurteilung  kann  übrigens  der  Haftgrund  weggefallen  sein. 
Dann  muss  nach  §  123  St.P.0.  Aufhebung  erfolgen.  Man  nehme  an,  der  Beschuldigte 
sei  wegen  eines  Verbrechens,  z.  B.  Kaubes,  angeklagt  und  nach  §  112  Z.  1  verhaftet; 
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d)  Die  Befugnis  zur  Aufhebung  des  Haftbefehls  bestimmt  sich  nach  §  124 
StP.O.  Auch  der  Untersuchungsrichter  und  der  Vorsitzende  des  erkennenden  Gerichts 
haben  sie,  aber  nur  in  Übereinstimmung  mit  der  Staatsanwaltschaft^^); 
bei  Uneinigkeit  hat  sich^^)  gemäss  124  Absatz  2  das  Gericht  mit  der  Sache  zu 
befassen. 

II.  a)  Die  Verhaftung  wird  vollzogen  auf  Grund  eines  dem  §  114 
St.P.O.  entsprechenden ,  vom  Richter  erlassenen  schriftlichen ^^j 
Haftbefehls.  Ausser  der  „genauen"  Bezeichnung  der 
Person  des  zu  Verhaftenden^*^)  und  der  Bezeichnung  der  ihm  zur  Last 
gelegten  That^*)  muss  er  den  Grund  der  Verhaftung^^)  enthalten. 

b)Bei  der  Verhaftung  16)^  spätestens  aber  „am  Tage  nach 
seiner  Einlieferung  in  das  Gefängnis"  ^7),  ist  dem  Beschuldigten  der 
Haftbefehl  bekannt  zu  machen,  desgleichen  insoweit  ein  solches  vor- 
handen ist^^),  das  ihm  zustehende  Beschwerderecht,  das  sich  sowohl  auf 


Verurteilung  erfolge  nur  wegen  einer  Entwendung  aus  §  370*  StG.B.,  also  einer  Über- 
tretung. Die  Aufhebung  muss,  wenn  nicht  §  118  vorliegt,  erfolgen.  So  auch 
Löwe  4,  Stenglein  3  zu  §  123,  vgl.  aber  auch  John  I,  859. 

*•)  Sehr  bedenklich  die  Begiündung  von  v.  Kries  320,  der  Untersuchungs- 
richter bedürfe  deshalb  der  Einwilligung  des  Staatsanwalts  zur  Haftentlassung,  weil 
er  „im  Interesse  der  Strafverfolgung,  aUo  des  Staatsanwalts^',  handle. 

")  Nicht  ist  das  Sache  der  Staatsanwaltschaft.  Vgl.  noch  Glaser  II,  396, 
Löwe  6  zu  §  124.    Über  die  Berechnung  der  24  Stunden  vgl.  John  I,  895. 

^')  Schriftlich  ist  auch  der  in  das  Verhandlungsprotokoll  aufgenommene  Haft- 
befehl-, Löwe  1  zu  §  114. 

'*)  Dadurch  soll  die  Identität  der  Person  gesichert  werden;  vgl.  §  132  Abe.  2 
St.P.O.  Angabe  des  Namens  genügt.  Wenn  man  ihn  nicht  kennt,  z.  B.  im  Falle 
des  §  112  Z.  2,  so  muss  mau  auf  andere  Weise  den  Zweck  zu  erreichen  suchen. 
Eine  ,,6e8chreibung  des  zu  Verhaftenden^^  wie  in  §  131,  wird  nicht  verlangt. 

")  Nicht  etwa  nur  die  juristiache  Bezeichnung  der  That,  etwa  der  „Brand- 
stiftung'', sondern  etwa:  „Gegen  den  X,  der  dringend  verdächtig  ist,  am  10.  Mai  1888 
zu  Y  das  Wohnhaus  des  Z  vorsätzlich  in  Brand  gesetzt  zu  haben*'  u.  s.  w.  Der  zu 
Verhaftende  muss  wissen,  um  welche  That  es  sich  handelt.  Löwe  3  zu  114  und 
John  I,  848. 

")  Es  soll  angegeben  werden,  ob  Flucht-  oder  Kollusionshaft  verhängt  wird, 
nicht  müssen  die  Thatsachen,  auf  die  sich  der  Verdacht  gründet,  angegeben  werden; 
John  I,  849,  Stenglein  2  zu  §  114,  v.  Kries  315;  a.  M.  Löwe  3  zu  §  114.  Es 
ist  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Haftgrund  und  den  Thatsachen,  auf  denen  er 
beruht.    Nur  vom  ersten  spricht  das  Gesetz. 

*•)  Die  Veranlassung  der  Ausführung  der  Verhaftung  kann  in  verschiedener 
Weise  stattfinden.  Nach  §  36  hat  die  Vollstreckung  von  Entscheidungen  die  Staats- 
anwaltschaft, eher  so  auch  der  Amtsnchter  und  der  Untersuchungsrichter,  aber  auch 
das  erkennende  (lehcht  kann  z.  B.  in  der  Sitzung  die  Verhaftung  vornehmen  lassen; 
V.  Kries  315. 

*')  Nicht  nach  seiner  Ergreif uog. 

*^)  Es  besteht  nicht ,  wenn  ein  reichsgerichtlicher  Strafsenat  den  Haftbefehl 
erliess.  John  I,  850  bemerkt  irrig,  dass  in  rt'ichsgerichtlichen  Sachen  eine  Beschwerde 
nicht  möglich  sei.  Hat  der  Untersuchungsrichter  des  Reichsgerichts  den  Strafbefehl 
erlassen,  so  ist  nach  §  138  G.V.G.  Beschwerde  an  den  I.  Strafsenat  statthaft.  Be- 
schwerde ist  auch  zulässig ,  wenn  in  Reich«gerichtssachen  der  Amtsrichter  im  Vor- 
^ erfahren  verhaftet.     Vgl.  noch  Löwe  5  zu  §  114. 
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die  Verhaftung,  als  auf  den  Inhalt  des  Haftbefehls^^)  beziehen  kann. 
Die  Bekanntmachung  geschieht  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  nach 
§  35  StP.O.  durch  Zustellung«^)  oder  Verkündung. 

Die  gleiche  Zeitbestimmung  wie  §  114  giebt  §  115  StP.O.,  der 
Verhaftete  ist  von  einem  Bichter^^)  über  „den  Gegenstand  der  Be- 
schuldigung^' zu  „hören"«»).  Der  §  115  findet  Anwendung,  auch  wenn 
der  folgende  Tag  ein  Sonntag  u.  s.  w.  ist,  und  in  jedem  Abschnitte  des 
Verfahrens«^),  sowie  auch  dann,  wenn  der  Beschuldigte  bereits  früher 
richterlich  gehört  ist. 

c)  Trotz  alier  Vorsicht  sind  Personenverwechselungen  und  andere 
[rrtümer«*)  nicht  ausgeschlossen.  Es  wäre  nicht  praktisch,  dem  Ver- 
hafteten immer  vor  den  oft  weit  entfernten  zuständigen  Richter 
zu  stellen.  Das  wird  vermieden  durch  §  132  StP.O.  Der  Verhaftete 
wird  auf  sein  Verlangen «5)  sofort  dem  am  schnellsten  zu  er- 
reichenden«*) Amtsrichter  zugeführt  und  spätestens  „am  Tage 
nach  der  Ergreifung"  vernommen.  Der  Hauptzweck  dieser  Vernehmung 
ist  nach  §  132  Abs.  2  die  Erbringung  des  vom  §  132  Abs.  2  genannten 
Nachweises  und  die  Er/ielung  der  Freilassung  «7). 

III.  a)  Der  Untersuchungshaft  als  einer  notwendigen  Sicherungs- 
massregel gegen  einen  der  Schuld  noch  nicht  Überwiesenen  entspricht 


*•)  Z.  B.  weil  die  genaue  Angabe  der  Strafthat  fehlt.  Über  die  Beschwerde 
vgl.  §  346  ff.,  sowie  unten. 

•®)  Vgl.  unten.  Da  die  Zustellung  einen  Zustellunßpbeamten  (§  155  G.V.G.) 
voraoflsetzt,  so  ist,  wo  „bei  der  Verhaftung-'  ein  solcher  nicht  zugegen  ist,  Bekannt- 
machung bei  der  Verhaftung  ,,nicht  thunlich".  Die  Verhaftung:  wird  dadurch  nicht 
unrechtmässig,  dass  die  Verkündung  bei  ihr  unterlassen  wird.  K.  VIII,  424.  Vgl.  noch 
Löwe  4  zu  §  114,  aber  auch  John  I,  850,  Stenglein  3  zu  §  114.  Die  Verhaftung 
ist  auch  zur  Nachtzeit  zulässig;  vgl.  noch  §  104. 

**)  Nicht  notwendig  der  zuständige  Richter;   John  I,  851. 

•*)  Nicht  förmlich  zu  vernehmen  oder  zu  verhören.  Er  soll  Gelegenheit 
bekommen,  durch  seine  Angaben  Freilassung  zu  erlangen;  Löwe  3  zu  §  115.  Zu 
Äusserungen  zwingen  kann  man  ihn  nicht;    vgl.  aach  John  I,  851. 

'•)  Der  §  115  gilt  für  das  ganze  Verfahren,  auch  für  die  höheren  Instanzen. 
Ist  der  Tag  nach  der  Eiolieferung  der  Tag  der  Hauptverhandlung,  so  wird  der 
Angeklagte  in  der  Ilauptverhandlung  gehört.  Erfolj^t  die  Verhaftung  in  einem 
ricliterlichen  Termine,  so  wird  der  Verhaftete  natürlich  gleich  im  Termine  „gehört", 
in  solchem  Falle  ist  §  115  nicht  anwendbar.    Vgl.  Lowe  2  zu  §  115. 

•*)  Z.  B.  Vorhaftung  in   Unkenntnis  der  erfolgten  Aufhebung  des  Haftbefehls. 

*•)  Belehrung  des  Verhafteten  über  sein  Recht  ist  von  §  132  StP.O.  nicht 
vorgeschrieben;  vgL  aber  v.  Kries  318. 

••)  Das  ist  „der  nächste".  Es  braucht  nicht  der  Amtsrichter  dps  Bezirks,  in 
dem  die  Verhaftung  erfolgte,  zu  sein.    Vgl.  noch  John  I,  915  ff. 

•^  Der  Amtsrichter  darf  nur  aus  den  von  §  1.'52  Abs.  2  StP.O.  genannten 
Gründen  freilassen.  Er  hat  nicht  zu  prüfen,  ob  die  Verhaftung  rechtsgültig  an- 
geordnet ist  Auch  der  Verhaftende  selbst  kann  den  Verhafteten  freilassen,  wenn  er 
Kieht,  dass  er  sich  geirrt  hat 
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es,  dass sie  nicht  länger  ausgedehnt  werde,  als  unbedingt 
nötig  ist,  dass  dem  Verhafteten  nicht  grössere  Lasten  und 
Unbequemlichkeiten  auferlegt  werden,  als  zur  Er- 
reichung des  Zweckes  erforderlich  sind. 

h)  Grundgedanke  des  den  VollziTg  der  Untersuchungshaft  regelnden 
§  116  St.P.0.  ißt,  dass  die  Untersuchungshaft  sich  von  der  Straf haft 
unterscheiden  soll.  Der  Untersuchungsgefangene  steht  rechtlich  freier  als  der 
Strafgefangene *'^).  Er  hat  das  Recht  der  Selbstbeschäftigung«^  und  Selbst- 
beköstigung, soweit  die  „Ordnung  im  Gefängnisse"'*;  es  erlaubt  Er  soll 
gesondert  von  Strafgefangenen  gehalten  werden,  er  soll  in  der  Haff^)  ungefesselt  sein, 

c)  Da  die  Untersuchungshaft  Sicherung  der  Person  des  Beschul- 
digten für  die  Durchführung  des  gerichtlichen  Verfahrens  will,  raüsste 
sie  strenggenommen  wegfallen  mit  der  Rechtskraft  eines  verurteilenden 
Erkenntnisses.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist,  ergiebt  sich  schon  aus 
§  482  St.RO.  Mit  der  Rechtskraft  wird  die  Untersuchungshaft 
Sicherungshaft  für  den  Strafvollzug,  sie  muss  auf  die  Dauer  des 
Strafvollzuges  angerechnet  werden '»). 

§  58. 

Die   Befreiung,  von    der  Untersuchungshaft 

gegen   Sicherheitsleistung, 

I.  Untersuchungshaft  soll  nur  eintreten,  wo  ihr  Zweck  anders 
nicht  erreichbar  ist.  Wo  psychischer  Zwang  ausreicht,  soll  der 
physische  wegfallen.     Man  sucht  die  Sicherung  des  Beschuldigten  für 


^®)  Der  §  116  entstammt  im  wesentlichen  der  RJ.K.  Vgl.  besonders  John 
zu  §  116.^  In  den  einzelnen  Fundesstaaten  herrschen  bedeutende  Verschiedenheiten. 
Für  Preussen  I,öwe  1  und  2  zu  §  116;  ausserdem  §  148  St.P.O.  Welcher  Richter 
nach  §  116  Abs.  5  zu  entscheiden  hat,  ist  zweifelhaft.  Vgl.  Löwe  4,  Stenglein  1 
zu  §  116,  V.  Kries  322,  ausserdem  noch  M.  II,  570, 

'*)  Er  braucht  z.  B   keine  Gefangenenkleidung  zu  tragen, 

••)  Es  muss  ihm  nach  M  VIII,  103  zwar  gestattet  werden,  zu  schriftsteilem, 
aber  nicht  auch  seine  Arbeit  während  der  Haft  in  Verkehr  zu  bringen.  In  der 
Allgemeinheit  ist  das  nicht  unbedei)kUch.  Bedenklich  ist  die  Begründung ,  dass  zur 
Vermeidimg  von  Kollusionen  ein  so  weit  gehender  Verkehr  nach  aussen  ^mit  Ver- 
legern und  Zeitungen)  nicht  zulässig  sei,  und  dem  Richter  „nicht  zugemutet  worden 
könne,  mit  der  Prüfung  von  .  .  ,  Manuskripten  zu  Romanen  und  Novellen  den 
Geschäftsbetrieb  .  .  ,  zu  fördern".  Fördern  soll  ihn  der  Richter  gewiss  nicht,  aber 
auch  nicht  eventuell  die  Existenz  des  Schriftstellers  lahm  legen.  Das  ist  nicht  der 
Zweck  der  Untersuchungshaft. 

^*)  Man  hat  absichtlich  nicht  ,, Gefängnisordnung"  gesagt.  Vgl.  H.  u.  J.  Hdb.  I, 
463  ff.  Auch  John  und  Löwe  zu  §  116  St  P.O.  Nicht  klar  Glaser  II,  301 
Vgl.  auch  noch  §  148  St.P.O. 

*^\  Fesselung  auf  dem  Transport  kann  imter  Umständen  nötig  sein. 

»«)  V{;1.  noch  §  60  St.G.B.  und  v.  Kries  312. 
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den  Prozess  dadurch  zu  erzielen,  dass  man  ihn  gegen  eine  Sicherheit 
mit  der  Untersuchungshaft  verschont,  ihm  aber  den  Verlust  der 
Sicherheitssumme  androht,  falls  er  sich  dem  Verfahren  entzieht  ^). 

a)  Die  Stellung  einer  Sicherheit  kann  nach  §  117  St.P.0.  nur 
die  wegen  Fluchtverdachts*)  eintretende  Haft  ersetzen.  Ein 
Recht  auf  Freilassung  gegen  Sicherheit  hat  der  Beschuldigte  nicht; 
andererseits  kann  der  Richter  auch  bei  schweren  Strafthaten^)  die 
Sicherheit  annehmen.  Der  Richter  beschäftigt  sich  mit  der  Sicherheit 
nur,  wenn  sie  ihm  vom  Beschuldigten  oder  von  seinem  Vertreter  an- 
geboten wird.  Ob  er  auch  ein  von  anderer  Seite  ausgehendes  Kautions- 
angebot annehmen  will,  steht  in  seinem  Ermessen^). 

Von  dem  nicht  im  deutschen  Reiche  Wohnenden*)  ver- 
langt §  119  St.P.0.  ausser  der  Sicherheit  die  Bestellung  eines  vom 
Richter  für  tauglich  gehaltenen  Zustell  ungsbevollniächtigten*), 
z.  B.  des  Verteidigers.  Die  Zustellungsvollmacht  besteht  solange  wie 
die  Sicherheit  selbst^). 

b)  Die  Sicherheitsleistung  vermag  nur  die  Yollstrecknng 
des  Haftbefehls  aufzuheben,  nicht  auch  sein  Bestehen. 
Die  Sicherheit  setzt  das  Vorhandensein  eines  Haftbefehls  voraus^). 

c)  Die  Freilassung  gegen  Sicherheit  ist  so  lange  zulässig,  wie  die 
Untersuchungshaft,  also  im  ganzen  Laufe  des  Verfahrens, 
auch  in  höherer  Instanz^). 


*)  Der  Zweck  der  Sicherheit  und  der  Haft  ist  der  gleiche.  Sie  ist  „cauHo 
judlcio  sisti'S  Nicht  soll  sie  grundsätzlich  (vgl.  jedoch  §  122  St.P.0.)  die  Straf- 
Tollstreokung  sichern,  „cautio  judicatam  solvi^'  sein.  Vgl.  Jolin  I,  860,  v.  Kries  32B, 
Ulimann  308.    Das  Ofgenstück  bildet  die  Massregol  des  §  332  St.P.0. 

*)  Massgebend  ist  der  zur  Zeit  der  Sicherheitsleistung  bestehende  Haftgrund; 
Löwe  2  zu  §  117. 

•)  Vgl.  aber  Löwe  3  zu  §  117,  v.  Kries  324,  Ullmann  307  ff. 

*)  Vgl.  noch  §  121  Abs.  2  und  3,  John  I,  863,  873,  Löwe  2b  zu  §  121, 
3  zu  §  119. 

^)  Das  Gesetz  spricht  in  §  119  nicht  vom  Ausländer. 

")  Der  natürlich  die  Wahl  angenommen  haben  muss  Ehe  der  Zu.steliuogs- 
bevoUmächtigte  dem  Richter  nicht  nachgewiesen  ist .  hat  er  über  die  Freilassimg 
nicht  zu  beschlis«en;  vgl.  aber  auch  Stengleiu  1  zu  §  119  St.P.0.  Zustiiadig  ist 
das  mit  der  Sache  befasste  Gericht,  das  den  Haftbefehl  erlassen  hat.  Vgl.  Löwe  3 
zu  §  119,  Kritik  bei  v.  Kries  324. 

')  So  auch  Löwe  6  zu  §  119,  John  1,  868,  Ullmann  309;  a.  M.  Stong- 
lein  3  zu  §  119. 

®)  Die  Verhaftung  muss  nach  §  117  St.P.0.  „angeordnet  sein''.  Das  hat 
Folgen  für  die  Anwendung  des  §  120.  Es  braucht  ein  Haftbefehl  nicht  erst  erlassen 
zu  werden;   Löwe  1  zu  §  117,  John  I,  861. 

®)  Es  ist  auch  nicht  ausgeschlossen  die  Sicherheit  für  einzelne  Prozess- 
abschnjtte,  z.  B.  die  Voruntersuchung,  anzunehmen;  Löwe  5  zu  §  121. 
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d)  Die  Mittel  der  Sicherheitsleistang  nenut  §  118  St.P.0.;  die 
Wahl  unter  ihnen  und  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Sicherheit  hat 
der  Richter  ^0)^ 

IL  Die  Freilassung  kann  ihrer  Natur  nach  nur  eine  bedingte, 
widerrufliche  sein.  Sie  erfolgt,  weil  die  Zahlung  der  verlangten 
Summe,  so  wie  die  Sachen  jetzt  liegen,  nach  Ansicht  des 
Richters  die  Flucht  hindern  wird. 

a)  Deshalb  ist,  wenn  einer  der  Gründe  des  §  120  St.P.0.  vorliegt, 

der   bisher   in    Reserve    stehende    Haftbefehl   zu   vollstrecken^^).     Die 

Gründe   zwingen  zur  Verhaftung.     Natürlich  kann  neben   der  Haft 

nicht  auch  das  Haftersatzmittel    bleiben,   die    Sicherheit   wird   wieder 
frei  12)^ 

b)  Die  Freilassung  soll  eine  auf  Antrag  dem  Beschuldigten 
gewährte  Wohlthat  sein,  deshalb  muss  der  Richter  sie  auch  dann 
widerrufen  und  die  Sicherheit  freigeben,  wenn  der  Beschuldigte  oder 
die,  welche  für  ihn  Kaution  oder  Bürgschaft  stellten,  es  verlangen i^'^). 

c)  Aber  nicht  nur  in  den  Fällen  des  §  120  St.P.0.  ist  die 
Verhaftung  denkbar,  sie  kann  auch  sonst  jederzeit  erfolgen.  Ebenso- 
wenig wie  ein  Anspruch  auf  Freilassung,  besteht  ein  solcher  auf 
Aufrechterhalt ung  der  Freilassung. 

lU.  Freigabe  und  Verfall  der  Sicherheit  behandeln  die 
§§  121  und  122  St.P.0. 

a)  Ausnahmslos  ist  daran  festzuhalten,  dass  die  freigegebene 
Sicherheit  nicht  nachträglich  noch  verfallen  kann; 
dass  weiter  eine  verfallene  Sicherheit  nicht  wieder 
frei   werden  kann^^).     Mit  der  Freigabe  und  dem  Verfall  hat  die 


'")  Bürgschaft  im  privatrechtlichen  iSione  liegt  nach  §  118  Abs.  1  nicht  vor, 
Uli  mann  308,  v.  Kries  324.  Die  Haftung  des  „Bürgen"  ist  keine  aoshülfsweise, 
or  kann  nicht  verlangen,  dass  erat  der  Beschuldigte  belangt  werde.  Vgl.  Löwe  4  zu 
§  118,  JoJin  I.  865.  Di«  Zuständigkeit  für  die  Entscheidungen  ergiebt  sich  aus 
§  124  Abs.  1.     Vgl.  noch  §  33  St.P.ö.     Bedenküch  Löwe  4  zu  §  120. 

**)  Ob  der  Beschuldigte  im  Termine  zur  Hauptverhandlung  oder  in  einem 
anderen  Termin  ausbleibt,  ist  gleichgültig.  Neu  hervortretende  Umstände  sind  z.  B. 
hinzukommende  Kollusionsgefahr,  die  Möglichkeit,  dass  die  That  schwerer  sei,  als  man 
zunächst  glaubte.  Es  ist  dem  Richter  nicht  verwehrt,  den  Beschuldigten  gegen  eine 
höhere  Sicherheit  freizula<isen.     Vgl.  Löwe  3  zu  §  120,  John  I,  881. 

")  „Anstalten  zur  Flucht"  und  die  Flucht  selbst  sind  nicht  zu  verwechseln. 
Eisteie  bewirken  Verhaftung,  aber  Freigabe  der  Sicherheit,  letztere  nach  §  122  St.P.0. 
Verfall  der  Sicherheit. 

'^)  So  auch  Löwe  2  b  zu  §  121,  John  I,  873,  v.  Kries  325.  A.  M.  H.  H. 
1,  371,  Stengltin  8  zu  §  121  St  P.O. 

**)  Das  „noch  nicht  freigeworden"  des  §  122  ist  selbstverständlich,  also  über- 
flüssig; John  1,  883. 
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Sicherheit  als  solche  aufgehört  zu  bestehen  ^''^).  Die  Sicherheit  wird 
„ipso  jure"  frei  in  dem  Augenblick,  wo  eine  der  von  §  121  genannten 
Thatsachen  eintritt^®).  Dagegen  wird  nach  §  122  der  Verfall  durch 
eine  gerichtliche  „Entscheidung*'  ausgesprochen,  die  Sicherheit  verfällt 
erst  mit  diesem  Aussprach,  nicht  schon  „ipso  jure"  mit  dem  in  §  122 
Abs.  1  genannten  Ereignisse  ^^).  Vor  der  Entscheidung  müssen  die  von 
§  122  Abs.  2  St.P.0.  Genannten  zu  einer  Erklärung  Gelegenheit  be- 
kommen ^ö).  Trotz  Vorliegens  der  Thatsachen  des  §  122  Abs.  1  kann 
der  Richter  die  Entscheidung  zurückhalten,  wenn  zu  erwarten  ist,  dass 
jene  Personen  die  Gestellung  des  Beschuldigten  herbeiführen  werden. 

b)  Die  Gründe  des  §  121  Abs.  1  für  das  Freiwerden  erklären 
sich  aus  der  Natur  der  Sicherheit.  Da  sie  Haftersatz  ist,  ist  sie 
überflüssig,  wenn  Haft^^)  eintritt,  da  sie  einen  Haftbefehl  voraussetzt, 
fällt  sie  mit  dem  Haftbefehl,  da  sie  „cautio  judicio  sisti^'^O)  igt^  fällt  sie 
weg,  sowie  sie  ,,cautio  judicatum  soivi*'  werden  würde ^i). 

Der  Abs.  2  des  §  121  hat  die  Person  des  als  Bürge  in  eigenem 
Namen  vor  dem  Richter  Auftretenden  im  Auge,  nicht  auch  Dritte, 
die  dem  Beschuldigten  etwa  die  Haftsumme  vorschössen  2'-^). 


")  A.  M.  Löwe  zu  §  121  für  den  Fall  dos  §  121  Abs.  2  St.P.O.,  der  annimmt, 
es  handle  sich  im  ersten  Falle  des  §  121  Abs.  2  um  eine  bereits  infolge  der  Flucht 
verfallene  Sicherheit  Dagegen  Bpricht  auch  die  „beabsichtigte^^  Flucht  des  zweiten 
Falles.  Gegen  Löwe  auch  Stengiein  10  zu  §  121,  John  1,  87(5,  UUmann  310. 
Die  zu  zahlende  Geldstrafe  wird  also  neben  der  Sicherheit,  nicht  aus  der  verfallenen 
Sicherheit  gezahlt;  Löwe  5  zu  §  122. 

*•)  Die  gerichtliche  Entscheidung,  durch  die  das  Freiwerden  der  Sicherheit 
ausgesprochen  wird,  hat  nur  deklaratorische  Wirkung.  Ist  also  der  Beschuldigte  „zur 
Haft  gebracht*'  etc.,  so  bleibt  die  Sicherheit  frei,  auch  wenn  er  aus  der  Haft  entspringt. 
So  Löwe  1,   Stenglein  1  zu  §  121,   üllmann  399;   ausführlich  v.  Kries  325  ff. 

*")  A.  M.  Löwe  1,  Stenglein  1  zu  §  122,  üllmann  310,  wie  im  Text 
V.  Kries  325,  John  I,  876.  Es  wir!  also  die  Sicherheit,  wenn  d^r  Beschuldigte 
zwar  flieht,  sich  aber,  ehe  der  Verfall  ausgesprochen  ist,  entschliesst,  zu  stellen,  nicht 
verfallen,  während  nach  Lowes  Ansicht  gerade  das  Gegenteil  zu  behaupten  ist, 
Selbstmord  des  Beschuldigten  bewirkt  den  Verfall  der  Sicherheit  nicht;  vgl. 
H.  H.  I  873  und  G.  44,  176- 

^>)  Der  Beschuldigte  auch  dann,  wenn  er  die  Sicherheit  nicht  gestellt  hatte. 

*•)  In  der  Sache,  für  die  die  Sicherheit  bestand;  Löwe  2a  zu  §  121. 

••)  Die  Gründe  für  Aufhebung  des  Haftbefehls  sind  Gründe  für  Freiwerden  der 
Sicheiheit,  auch  wenn  etwa  versehentlich,  z.  B.  bei  Einstellung  des  Verfahrens,  die 
Aufhebung  des  Haftbefehls  nicht  erfolgte;  Löwe  3  zu  §  121. 

•*)  Der  §  121  verlangt  „Antritt*'  der  Strafe;  dem  steht  Verhaftung  zum  Zwecke 
der  Erzwingung  des  Straf  an  tritts  nicht  gleich.  Löwe  4,  a.  M.  Stenglein  5  zu 
§  121.    Vgl.  im  einzehen  John  I,  859,  Löwe  6  zu  §  117. 

")  Löwe  6  zu  §  121.  Sie  haben  die  „Gestellung  bewirktes  wenn  infolge 
ihrer  Thätigkeit  die  zwangsweise  oder  freiwillige  Gestellung  des  Beschuldigten  erfolgte. 
Ist  trotz  „rechtzeitiger"  Anzeige  etwa  infolge  Säumnis  der  Behörde  die  Flucht  nicht 
vereitelt,  so  wird  der  Dritte  befreit;  Löwe  10,  Stenglein  11  zu  §  121,  John  I  880, 
T.  Kries  32t). 
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190       t)Jö  Befreiung  von  der  Untersuchungshaft  gegen  Sicherheitsleistung.      §  65. 

Die  Gründe  für  den  Verfall  zählt  §  122  Abs.  1  StP.O.  auf").  Vor- 
aussetzung  ist  immer,  dass  der  Haftbefehl  noch  zu  Recht  bestand. 
Das  Verfahren  bei  der  den  Verfall  aussprechenden  Entscheidung 
behandelt  §  122  Abs.  2  und  3.  Die  Entscheidung  fällt  der  zuständige 
Straf  richte  r  2*),  er  entscheidet  auch  die  vorkommenden  civilrecht- 
lichen  Fragen,  wie  die  nach  Rechtsverbindlichkeit  der  Bürgschaft 
u,  s.w. 25).  Gegen  die  Entscheidung  giebt  es  sofortige  Beschwerde"), 
c)  Die  Freigabeentscheidung  bewirkt  Aufhebung  der 
nach  §  118  StP.O.  zu  Gunsten  der  Staatskasse  geschaffenen  Rechts- 
verhältnisse. Die  hinterlegten  Beträge  werden  für  den  frei,  der  sie 
hinterlegte,  die  Haftung  des  Bürgen  erlischt,  die  Pfandrechte  werden 
aufgehoben.  Die  von  §  122  Abs.  3  genannten  Wirkungen  der  den 
Verfall  aussprechenden  Entscheidungen  ergeben  sich 
aus  §  648  ff.  C.P.O.  Die  Entscheidung  hat  diese  Wirkung 
sowohl  gegenüber  dem  Bürgen  u.  s.  w.,  als  auch  gegenüber  dem 
Beschuldigten  selbst.  Vor  der  Rechtskraft  wirkt  sie  wie  ein  „vor- 
läufig vollstreckbares"  Civilurteil,  ist  sie  durch  Ablauf  der 
Beschwerdefrist  *^)  oder  Verwerfung  der  Beschwerde  gegen  die  Verfalls- 
erklärung oder  durch  Gerechtfertigterklärung  der  Beschwerde  gegen 
die  den  Ausspruch  des  Verfalls  ablehnende  Entscheidung  rechtskräftig 
geworden,  wie  ein  rechtskräftiges  Civilurteil"). 


")  Die  Ausdrucksweise  der  St.P.O.  ist  sehr  unbestimmt  Das  Ermessen  des 
Richters  entscheidet;  Löwe  2  zu  §  122.  Ob  die  vom  §  122  Abs.  1  genannte  Frei- 
heitsstrafe unmittelbar  erkannt  ist,  oder  an  Stelle  einer  nicht  beizutreibenden  Geld- 
strafe tritt,  ist  gleichgültig;  Löwe  6b  zu  §  117;  a.  M.  John  I,  859.  Der  Verfall 
erfolgt  zu  Gunsten  der  Staatskasse  des  Staates,  der  Haft  und  Sicherheitsleistung 
anordnete,     v.  Kries  327. 

•*)  Civilklage  des  Fiskus  gegen  den  Verpflichteten,  die  die  R.J.K.  wollte, 
ist  unmöglich. 

*')  Das  Verhältnis  zwischen  dem  Beschuldigten  imd  dem  Bürgen  ist  dagegen 
im  Civilprozess  zu  entscheiden;  Löwe  7b  zu  §  122.  Vgl.  aber  v.  Kries  324,  der 
den  Beschuldigten  für  die  vom  Bürgen  za  zahlende  Summe  nicht  einmal  subsidiär 
haften  lassen  will. 

")  Die  herrschende  Ansicht  giebt,  obwohl  der  Wortlaut  des  Gesetzes  dem 
nicht  entspricht,  auch  der  Staatsanwaltschaft  die  sofortige  Beschwerde. 
Vgl.  Löwe  11,  Stenglein  7  zu  §  122,  John  I,  884  ff.,  üllmann  310.  A.  M.  z.  B. 
H.  fl.  I,  373.  Vor  dem  Beschwerdegericht  können  die  in  §  122  Abs.  2  Genannten  ihre 
Anträge  „mündlich^^  begründen,  ohne  dass  eine  förmliche  mündliche  Verhandlung 
gemäss  §  225  ff.  stattfände.  Im  einzelnen  ist  manches  streitig.  Ausführlich  Löwe  12 
zu  §  122,  vielfach  abweichend  John  I,  888)  auch  Stenglein  8  zu  §  122. 

'')  Die  Beschwerde  hat  dei-jenige,  der  sich  bei  Leistung  der  Sicherheit  als  der 
Leistende  bezeichnete,  nicht  auch  z.  B.  der  ungenannte  Hintermann,  der  thatsächlich 
das  Geld  hergab,  aber  nicht  hervortrat;  M.  IX,  97. 

^)  Immerhin  gilt  für  die  VoUstreckung  mancherlei  besonderes. 
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§  5D.  Sicheres  Geleit  und  VermögMisbeschlagnihirte.  19  t 

§  59. 
B.  Hieheres  Geleit  und  Vermögrensbesehlagiuihiiie. 

I.  Während  Verhaftung  und  Sicherheitsleistung  hindern  wollen, 
dass  der  anwesende  Beschuldigte  durch  seine  Entfernung  den 
Prozess  unmöglich  mache,  wollen  sicheres  Geleit  und  Vermögens- 
beschlagnahme den  nicht  anwesenden  Beschuldigten  bewegen, 
den  Prozess  durch  sein  Erscheinen  zu  ermöglichen. 

II.  Sicheres  Geleit  ist  nach  §  337  St.P.0.  die  dem  im 
Sinne  des  §  318  „abwesenden"  Beschuldigten^)  für  den 
Fall,  dass  er  sich  stellt,  durch  Zusicherung  des  Gerichts 
gewährte  Freiheit  von  der  ün tersuchungshaf t^). 

a)  Da  das  Geleit  Freiheit  von  der  Untersuchungshaft  gewährt, 
kann  es  nur  insoweit  eintreten,  als  Untersuchungshaft  möglich  wäre. 
Die  Voraussetzungen  für  den  Haftbefehl  sind  zugleich  solche  für  das 
sichere  Geleit.  Zuständig  für  seine  Erteilung  und  seinen  Widerruf 
ist  das  Gericht^),  das  für  Eriass  und  Aufhebung  des  Haftbefehls  in 
Frage  käme*). 

b)  Der  Geleitsbrief*)  schützt  nach  §  337  Abs.  2  nur  vor  der  Unter- 
suchungshaft wegen  einer  bestimmten  Strafthat^).  Der 
Geleitsbrief   muss^)    widerrufen   werden,   wenn   eine  der  von  §  337 


*)  Mag  er  Inländer  oder  AusDinder  sein. 

^)  Sie  war  dem  älteren  deutschen  Prozess  bereits  bekannt.  Vgl.  Zachariae  II, 
128  ff.,  auch  Beunecko  zur  Geschichte  des  deatschen  Strafprozesses  (1886)  51.  Vor 
der  St.JP.O.  war  Erteilung  des  Geleits  vielfach  Sache  der  Landesjustizverwaltung  und 
nicht  des  Richtern,  in  Bayern  bedurfte  es  eines  königlichen  Reskripts;  v.  Kries  328. 
Nach  der  St.P.0.  ist  sie  ein  Akt  der  Gerichtsbarkeit;  Ullmanu  312.  Das  Geleit 
wird  dem  Abwesenden  nicht  vom  Gericht,  sondern  auf  seinen  Antrag  erteilt.  Ein 
Recht  auf  Geleit  hat  er  nie. 

•)  Den  Untersuchungsrichter  nennt  anders  der  §  12  St  P.O.,  der  §  337  nicht, 
an  seiner  Stelle  muss  das  Gericht,  d.  h.  Strafkammer  oder  Strafsenat,  eotsoheiden. 
So  auch  Löwe  1  zu  §  337,  Bioding  112,  Ullmann  313;  a.  M.  Stenglein  1  zu 
§  337,  V.  Kries  328. 

*)  Nicht  ist  erforderlich,  dass  ein  Haftbefehl  erlassen  ist 

*}  So  nennt  man  die  dem  Beschuldigten  zugestellte  (§  35  Abs.  2  St.P.0.)  Ent- 
scheidung der  Gewährung  des  Geleits. 

*)  Sie  muss  im  Geleitsbrief  so,  dass  sie  mit  andern  nicht  verwechselt  werden 
kann,  bezeichnet  werden.  Es  kommt  auf  die  That,  nicht  auf  ihre  juristische  Auf^ 
fassong  an.  Schwerere  Auffassung  der  That  hat  nicht  von  selbst  Verlust  des  Geleits 
zur  Folge.    Löwe  3,  Stenglein  3  zu  §  337. 

^)  Auch  ohne  das  kann  er  jederzeit  widerrufen  werden,  so  wenn  Kollusions- 
verdacht  entsteht  u.  s.  w.  An  die  Aufhebung  des  Geleits  wird  nicht  ohne  weiteres 
als  Rechtsfolge  die  Verhaftung  geknüpft.  Soll  sie  erfolgen,  so  muss  zunächst  ein 
Haftbefehl  eriabsen  werden. 
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192  Sicheres  Geleit  und  VermÖgensbesclilagnalime.  §  59. 

Abs.  3  St.P.O.  aufgezählten  Thatsachen  vorliegt®).  Das  Geleit  erlischt 
„ipso  jure",  nicht  erst  mit  einer  den  Geleitsbrief  aufhebenden  richter- 
lichen  Entscheidun  g^). 

IIL  Die  hier  zu  behandelnde  Vermögensbeschlagnahme 
nach  §  332  fF.  StP.O.  ist  streng  zu  scheiden  von  der  des  §  325 
und  der  Beschlagnahme  einzelner  Beweis-  und  Einziehungsstücke 
des  §  94  StP.O.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  Massregel,  die,  indem 
sie  dem  Abwesenden  die  Geldmittel  abschneidet,  seine  Gestellung 
vor  den  Richter  erzwingen  will^^). 

a)  Die  Beschlagnahme  setzt  nach  §  332  ff.  „Abwesenheit" 
im  Sinne  des  §  318  StP.O.  voraus.  Sie  ist  vor  Erhebung  der 
Anklage  und  in  Schöf f ensachen^^)  nach  §  332  Abs.  3  un- 
zulässig. Dagegen  ist  auch  hier  Voraussetzung  das  Vorliegen  von 
Gründen,  welche  einen  Haftbefehl  rechtfertigen  würden  i*).  Die  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts  gestaltet  sich  im  wesentlichen  wie  bei  dem 
Geleit^^).     Das  Gericht  ist  zur  Beschlagnahme  nie  gezwungen. 

b)  Die  Beschlagnahme  bewirkt  Verfügungsunfähigkeit  des 
Beschuldigten,  nicht  richtet  sie  sich  gegen  sein  Eigentum 


^  Das  Ergehen  des  Urteils,  nicht  erst  seine  Rechtskraft  kommt  in  Frage. 
Das  in  §  268  StP.O.  ei-wähnte  Unterbringungsurteil  wird  nicht  erwähnt;  ünterbriogung 
ist  keine  „Freiheitsstrafe'^  Das  Gericht  kann  das  Geleit  an  Bedingungen  knüpfen, 
z.  B.  dem  Beschuldigten  einen  Aufenthalt  anweisen,  oder  auch  noch  eine  Kaution 
verlangen,  für  die  §§  117  ff.  nicht  ohne  weiteres  gelten. 

•;  Dies  ist  bestritten,  L ö w e  5  zu  §  337,  der  früher  a.  M.,  Stenglein  4, 
V.  K  r  i  e  s  328,  ebenso  die  I.  Auflage  des  Lehrbuchs  —  der  Wortlaut  des  Gesetzes 
spricht  für  die  im  Text  vertretene  Ansicht.  Eine  den  Verlust  des  Geleits  „aussprechende'' 
Entscheidung,  wie  sie  z.  B.  in  §  12^2  Abs.  3  und  ähnlich  in  §  335  StP.O.  erwähnt 
wird,  nennt  §  337  nicht  Ebenso  wie  §  121  knüpft  er  die  Rechtsfolge  unmittelbar  an 
den  Eintritt  der  genannten  Ereignisse. 

*ö)  Die  Vermögensbeschlagnahme  nach  §§  325,  326  StP.O.  sichert  die  Kosten 
des  Prozesses  und  die  Geldstrafe  aus  dem  Vermögen  des  Angeklagten.  Ober 
§  480  StP.O.  vgl.  unten. 

»»)  Das  sind  die  Sachen  des  §  27  G.V.G.,  nicht  auch  die  des  §  75  G.V.G.  a.  M. 
V.  Kries  331.  Dabei  ist  es  gleichgiiltig,  ob  eine  Sache  vor  dem  Schöffengericht 
oder  etwa  vor  der  Strafkammer  verhandelt  wird. 

»«)  Es  gelten  also  die  Regeln  der  §§  112,  113  StP.O.,  a.  M.  zum  Teil  v.  Kries 
331.  Abwesenheit  begründet  an  sich  noch  keinen  Flucht vei dacht;  Löwe  30  zu 
§  332.    Nicht  ist  erforderlich,  dass  der  Haftbefehl  bereits  vorliegt. 

")  Da  Anklage  erhoben  sein  muss,  fällt  die  anitsrichterliche  Zuständigkeit  für 
das  Ermittelungsverfahreu  w^g.  Wohl  aber  kann  der  Amtsrichter  nach  §  30  Abs.  2 
G.V.G.  in  den  den  Schöffengerichten  überwiesenen  Sachen  zuständig  sein;  Löwe  7, 
».  M.  Stenglein  1  zu  §  322  StP.O. 


Digitized  by 


Google 
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Sie  bindert  nur  Verfügungen  unter  Lebenden^*)  und  erstreckt  sich 
nur  auf  das  im  DeutschenEeiche  befindliche  Vermögen,  auf 
dieses  aber  im  Gegensatz  zu  §  325  in  vollem  Umfang.  Daher  ist  jede 
Verfügung  von  Todeswegen  wirksam,  und  bleibt  jedes  vor  der  Beschlag- 
nahme begründete  Recht  auch  während  der  Beschlagnahme 
unberührt  ^^).  Die  Wirkungen  treten  nicht  schon  mit  Fassung  des  Be- 
schlagnahmebeschlusses, sondern  nach  §  334  St.P.O.  erst  mit  seiner 
ersten  Veröffentlichung  im  Reichsanzeiger  ein^^). 

c)  Die  Beschlagnahme  tritt  ausser  Kraft  durch  Aufhebung  in 
Form  eines  neuen  Gerichtsbeschlusses  nach  §  335  StRO.^*^),  nicht 
„ipso  jure"  mit  Wegfall  ihrer  Voraussetzungen.  Die  Aufhebung  muss 
erfolgen,  wenn  die  Beschlagnahmegründe  weggefallen  sind,  also  wenn 
die  Gründe  für  einen  Haftbefehl  nicht  mehr  vorliegen  i^),  oder  wenn  der 
Beschuldigte  aufhört,  abwesend  zu  sein^®). 

d)  Auf  die  Beschlagnahme  des  §  93  StG.B.  finden  nach  §  480 
St.P.O.  die  §§  333—335,  auf  die  des  §  140  StG.B.  die  §§  325,  326 
St.P.0.  entsprechende  Anwendung. 

**)  Verfügungen  unter  Lebenden  sind  schlechthin  nichtig;  anders  §  326 
Abs.  2.  Was  dahin  gehört,  bestimmt  Civilrecht.  Das  Gesetz  sagt  nicht,  welches 
C  i  V  i  1  r  e  c  h  t  massgebend  sein  soll ;  ob  das  des  Gerichts,  welches  die  Beschlagnahme 
anordnet,  oder  dasjenige,  nach  welchem  die  Verfügung  stattgefunden  hat  Z.  B.  Berlin 
verhängt  die  Beschlagnahme,  der  Abwesende  schliesst  ausserhalb  Preussens  einen 
Vertrag  ab,  der  nach  preussischem  I^andrecht  ein  solcher  „inter  vivos^^,  nach  dem 
Bechte  des  Vertragsortes  „mortis  causa^'  wäre. 

^^)  Es  bleiben  z.  B.  die  vor  der  Beschlagoahme  gültigen  Alimentationsansprüche 
besteben.  Der  §  334  Abs.  2  verlangt  Einleitung  einer  Güterpflege  durch 
die  Behörde,  welche  zur  ,,Einleituiig  einer  Vormundschaft  über  diesen  Abwesenden 
nach  Landesrecht  zuständig  ist^^;  vgl.  noch  Löwe  4  zu  §  334. 

")  Spätere  Bekanntmachung  und  solche  in  anderen  Blättern  nach  §  333  St.P.O. 
haben  keine  rechtliche  Wirkung;  Motive  bei  Löwe  1  zu  §  334.  Die  Veröffentlichung 
liegt  in  der  Ausgabe  der  betreffenden  Nummer  in  Berlin.  Am  10.  mittags  z.  B. 
erfolgt  die  Ausgabe  in  Berlin.  Der  Verteidiger  benachrichtigt  telegraphisch  den  in 
Paris  befindlichen  Beschuldigten,  der  rasch  an  den  X  einige  in  München  befindliche 
Vermögensteile  gegen  bar  verkauft  und  verschwindet.  Trotzdem  X  „bona  fide" 
handelt,  ist  der  Vertrag  ungültig.  Anders  liegt  folgender  Fall:  Der  Veiteidiger  erfährt, 
da.ss  das  Gericht  in  Kiel  am  10.  die  Beschlagnahme  beschlossen  hat.  Er 
telegraphiert  das  an  den  Angeschuldigten.  Ehe  der  Reichsanzeiger  den  Beschluss  ver- 
öffenthcht,  schliesst  der  Angeschuldigte  in  London  mit  dem  X,  beide  „mala  fide*\  einen 
Vertrag  dahin,  dass  der  X  dem  Angeschuldigten  sein  in  England  befindliches  Vermögen, 
der  Angeschuldigte  dem  X  sein  deutsches  überträgt.    Der  Vertrag  würde  gültig  sein. 

")  Die  Bekanntmachung  hat  hier  nur  deklaratorische  Wirkung. 

^')  Auch  neben  dem  Haftbefehl  ist  die  Beschlagnahme  zulässig.  Solange  der 
Haftbefehl  besteht,  liegen  auch  die  Gründe  vor,  die  „die  Erlassung  des  Haftbefehls 
rechtfertigen." 

")  Die  Beschlagnahme  muss  solchenfalls  trotz  Vorliegens  von  Haftgründen  auf- 
gehoben werden,  weiter,  wenn  Freilassung  von  der  Haft  gegen  Sicherheit  erfolgt, 
selbstverständlich  überhaupt,  wenn  das  Verfahren  vor  dem  ordentlichen 
Gericht  beendet  wird.  Über  §  33G  vgl.  unten.    Vgl.  noch  v.  K  r  i  e  s  331 . 
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194  Vorläufige  Festnahme  und  Steckbriefe.  §  60. 

§  60. 
C.    TorlUiiflge  Festnahme  nnd  Steekbriefe. 

I.  Die  vorläufige  Festnahme  ist  ein  Zwangsmittel  zur  Sicherung 
der  Person  des  Beschuldigten  für  das  Strafverfahren  vor  dem 
ordentlichen  Gericht^);  im  übrigen  unterscheidet  sie  sich  recht- 
lich vielfach  von  der  Verhaftung.  Die  Sicherung  des  Beschuldigten 
wäre  oft  unmöglich,  wenn  man  ausnahmslos  das  Vorliegen  eines  Haft- 
befehls verlangte.  Man  nehme  nur  an,  die  Polizei  entdeckte,  dass  der 
Verdächtige  auf  dem  Sprunge  stehe,  zu  fliehen^);  müsste  sie  auf  den 
Haftbefehl  warten,  so  könnte  sie  die  Flucht  nicht  hindern.  Aus 
praktischen  Erwägungen  hat  die  St.P.0.  daher  Festnahmen  ohne  An- 
ordnung des  Richters  gestattet  und  sogar  den  Kreis  der  zu  ihnen 
Berechtigten  sehr  weit  gezogen.  Vorläufige  Festnahme  ist  also 
die  ohne  richterlichen  Haftbefehl  erfolgte  Sistierung 
eines  Beschuldigten. 

a)  Allgemeine  Voraussetzung  der  Festnahme  ist  nach  §  127 
Abs.  2  Zulässigkeit  eines  Haftbefehls  und  Gefahr  im  Verzug.  Im 
Falle  des  §  127  Abs.  1  genügt  Fluchtverdacht^)  oder  Unmöglichkeit, 
die  Persönlichkeit  des  Verdächtigen  sofort  so  festzustellen*),  dass 
das  Verfahren  gegen  ihn  gesichert  ist. 

b)  Zur  Festnahme  sind  nach  §  127  Abs.  2  St.P.O.  die  Staats- 
an  w  altschaft  und  jeder  Polizei-  undSicherheitsbeamte^) 
befugt.  Dazu  tritt,  vorausgesetzt,  dass  der  Thäter  auf  frischer 
That  betroffen  oder  verfolgt  wurde,  das  Festnahmerecht  für 


*)  Nur  auf  dieses  bezieht  sich  die  St.P.O.;  E.  XV,  35().  Soweit  die  ordentlichen 
CJerichte  nicht  zur  Aburteilung  berufen  sind,  besteht  auch  das  Festnahmerecht  nicht, 
ebensowenig  wie  das  Recht  zur  Verhaftung.  Vgl.  hierzu  auch  noch  E.  XVII,  127, 
wo  es  sich  um  Festnahme  nicht  Stiafmündiger  handelte.  Durch  die  §  127  ff  werden 
sonstige,  zu  andern  Zwecken  bestehende  Festnahmerechte  nicht  berührt,  so  besonders 
das  Hecht  der  Polizei,  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung 
festzunehmen,  so  das  R.G.  in  feststehender  Praxis;  vgl.  z.  B.  E.  I,  333,  XV,  356. 
R.  I,  502,  VI,  807,  Löwe  Ib  zu  §  127.  Über  das  ähnlichen  Zwecken  wie  §  127  StP.O. 
dienende  Festnahmerecht  miUtärischer  Wachen:  Solms  Straf  recht  für  Heer  and 
Marine.     II.  Aufl.  563  ff.  (Kaiserl.  Instruktion  vom  29.  I.  1881.) 

')  Man  fasst  ihn  auf  dem  Schiff,  in  der  Bahn  u.  s.  w. 

■)  Vgl.  auch  §  112  Abs.  2.     Kollusionsverdacht  genügt  nicht 

*)  Die  Voraus-setzungen  der  Verhaftung  brauchen  hier  nicht  vorzuliegen.  Vgl. 
auch  E  XII.  195.  Der  §  127  StP.O.  wiixl  in  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
praktisch  bei  dem  Delikt  aus  §  113  StG.B.;  vgl.  z.  B.  E.  XXVII,  153. 

^)  Auch  wenn  er  nicht  „Hülfsbeamter  der  Staatsanwaltschaft^^  ist;    vgl.    oben. 
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Jedermann*^).     Ob  „frische  That"  vorliegt,   muss  im  Einzelfall   durch 
den  Festnehmenden  selbst^)  geprüft  werden®). 

c)  Die  Festnahme  ist  vom  Gesetz  an  bestimmte  Prozessabschnitto 
nicht  gebunden ö).  Sie  ist  ferner  nach  §  127  Abs.  3  sogar  bei 
Antragsdelikten,  wenn  §  127  Abs.  1  u.  2  zutreffen,  zulässig,  ehe 
der  Antrag  gestellt  ist^^). 

d)  Die  Festnahme  ist  eine  „vorläufige"  in  dem  Sinne,  dass 
sie  nach  §  128  St.P.0.  ausser  Kraft  treten  muss,  wenn  sie  nicht 
durch  richterlichen  Haftbefehl  in  die  Untersuchungshaft  übergeleitet 
wird^i).  Die  §§  125  und  128  unterscheiden,  ob  die  Anklage  gegen 
den  Festgenommenen  schon  erhoben  ist  oder  nicht. 

Vor  der  Anklageerheb  ung  ist  zum  Erlass  des  Haftbefehls 
nach  §  125  St.P.0.  der  Amtsrichter  des  Bezirks,  in  dem  die  Er- 
greifung erfolgte^^j^  zuständig.  Ihm  ist  nach  §  128  St.P.0.  der  Fest- 
genommene unverzüglich^^)  vorzuführen,  er  entscheidet,  auf  Grund 


«)  Im  Falle  des  §  185  G.V.Ü.  liegt  „frische  Thaf'  ebenfalls  vor.  Die  Fest- 
nahm ebefagnis  hat  hier  das  Gericht. 

^)  Ebenso  ob  die  sonstigen  Voraussetzungen  der  Festnahme  voriiegen.  Dass 
der  wider  besseres  Wissen  unrecht  Festnehmende  sich  aus  §  239  St.G.B.  strafbar 
macht,  ist  klar.  Irrtum  über  die  Rechtmässigkeit  schliosst  die  Strafbarkeit  aus.  Das 
K.G.  hat  sogar  erklärt,  dass  der  Beamte  sich  in  rechtmässiger  Ausübung  sein(>s 
Amtes  befindet,  wenn  er  (obwohl  irrtümlich)  nach  seinem  pflichtschuldigem  Er- 
messen handelt;  vgl.  R.  VI,  808,  auch  E.  V.  297.  Das  ist  von  Bedeutung  für  die 
strafrechtliche  Beurteilung  des  Widerstands  gegen  die  Festnahme;  vgl.  R.  VII,  571, 
R.  Vm,  64,  E.  XIII,  255,  John  I,  909  u.  s.  w.  Der  rechtmässig  Festnehmende  darf 
den  Widerstand  durch  Gewalt  brechen.  Jedes  Übermass,  z.  B.  unnützes  Binden 
des  Ergriffenen,  ist  aber  strafbar;  E.  XVII,  127. 

")  Auch  §  104  Abs.  1  St.P.0.  verwendet  denselben  Ausdruck.  Ln  Entwurf 
stand  noch  „oder  unmittelbar  nachher".  Durch  die  Weglassung  der  Worte  ist  that- 
sächllch  nichts  geändert;  vgl  Löwe  6  zu  §  104.  Das  Festnahmerecht  schliesst  auch 
das  Recht  in  sich,  dem  Festgenommenen  Sachen  abzunehmen;  R.  V,  194,  E.  VIII,  288. 

*)  Die  Festnahme  des  §  127  Abs.  1  ist  nur  als  erster  das  Verfahren  ein- 
leitender  Schritt  möglich ,   die  des   §   127  Abs.  2  dagegen  auch  in  höherer  Instanz. 

*®)  Das  folgt  aus  der  Natur  des  Antrags  als  prozessualer  Voraussetzung.  Wäre 
er  Bedingung  der  Strafbarkeit ,  so  läge  in  dor  Zulassung  der  Festnahme  ein  Wider- 
spruch, es  U^e  vor  Festnahme  wegen  einer  nicht  strafbaren  Handlung.  John  I,  9Uö, 
E.  VI.  .39.  Dem  Antrag  ist  die  Ermächtigung  gleichzustellen,  Löwe  7 
zu  §  127. 

")  Der  Richter  ist  nach  §  128  anzugehen,  „sofern  der  (Festgenommene)  nicht 
wieder  in  Freiheit  gesetzt  wird",  d.  h.  wenn  nicht  der  Festnehmende 
selbst  wegen  Fortfalls  der  Festnahmevoraussetzungen ,  etwa  weil  er  einsieht ,  djiss 
er  einen  Falschen  ergriffen  hat,   den    Ergriffeneu    freilässt. 

^«)  Nicht  der  „nächste";  §  132. 

*')  Das  „unverzüglich"  hindert  nicht  vorherige  Aufnahme  des  Protokolls 
durch  den  festnehmenden  Beamten,  R.  VI,  807.  Auch  kann  z.  B.  der  festnehmende 
Private  den  Ergriffeneu  erst  zur  Polizei  bringen,  die  ihn  dem  Richter  stellt,  R.  VIII, 
105,  Löwe  :^  zu  §  128,  auch  John  I,  90<).     ' 
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der  vom   §  128  Abs.  1   genannten  Vernehmung,  ob  Freilassung  oder 
Verhaftung,  auf  die  §  126  St.P.0.  Anwendung  findet,  erfolgen  soll. 

Ist  die  Anklage  erhoben,  so  ist  damit  die  Befugnis,  über 
die  Verhaftung  zu  entscheiden  i^),  gemäss  §  124  an  das  „zuständige 
Gericht"  übergegangen,  dem  nach  §  129  St.P.0.  der  Festgenommene 
durch  den  Festnehmenden  oder  auf  Verfügung  des  Amtsrichters,  wenn 
dieser  angegangen  ist^^),  zugeführt  wird. 

IL  Die  Steckbriefe  erwähnt  die  St.P.0.  in  §  131  und  132 
St.P.0.  einerseits,  in  §  489  St.P.0.  andererseits.  Sie  sind  schriftliche 
und  öffentliche  Ersuchen  der  zuständigen  Behörde  an 
die  zuständige  Behörde  um  Ergreifung  und  Ein- 
lieferung  eines  flüchtigen  oder  sich  verbergenden 
Beschuldigten.  Die  des  §489  scheiden  hier  aus^^),  sie  bezwecken 
nicht  Sicherung  des  Prozesses,  sondern  des  Strafvollzugs. 

a)  Der  §  1 31  Abs.  1  nimmt  an,  dass  ein  Haftbefehl  erlassen  ist.  Der 
Steckbrief  soll  seine  Vollstreckung  ermöglichen,  wenn  der  za  Verhaftende  flüchtig 
ist  oder  sich  verbirgt.  Zum  Erlass  des  Steckbriefs  ist  der  Richter  und  die 
Staatsanwaltschaft  befugt **),  sowie  die  Polizeibehörde,  wenn  es  sich 
um    Wieder  Verhaftung   eines   entsprungenen   „Festgenommenen*'  **)   handelt 


^*)  Die  Fassung  des  §  128  Abs.  2  ist  ungenau;  Löwe  8  zu  §  128.  War 
zwar  die  Festnahme  nicht  gerechtfertigt,  z.  B.  weil  „frische  That"  fehlte,  liegt 
aber  ein  Haftgrund  vor,  z.  B.  Kollusionsgefahr,  sd  lässt  der  Amtsrichter  nicht  frei, 
sondern  verhextet. 

")  Der  §  129  setzt  —  anders  als  §  132  —  voraus,  dass  ein  Haftbefehl 
noch  nicht  erlassen  ist;  Löwe  1  zu  §  129. 

*®)  Etwa,  weil  das  „zuständige'*  Gericht  weit  entfernt  ist,  weil  der  Ergriffene 
es  verlangt  u.  s.  w.  Im  einzelnen  ist  der  Sinn  des  §  bestritten ,  insbesondere 
unter  welchen  Voraussetzungen  trotz  eihobener  Klage  die  Vorführung  an  das  Amts- 
gericht stattzufinden  hat^  und  welche  Befugnisse  der  Amtsrichter  haben  soll.  Vgl. 
Löwe  2  und  3. 

")  Sie  haben  jedoch  mit  denen  des  §  131  Abs.  1  gemeinsam ,  dass  sie  der 
Vollstreckung  einer  richterlichen  Entscheidung  dienen. 

/')  Vgl.  §  36  St.P.0.  Stenglein  1  zu§  129.  v.  Kries  318.  Ausserdem 
Amtsrichter  und  dem  Untersuchungsrichter  kann  auch  das  Gei ichtskoUegium,  z.  B. 
die  Strafkammer,  bei  dem  die  Sache  schwebt,  Steckbriefe  erlassen.  §  131  spricht 
ungenau,  nur  vom  „Richter".  Die  Staatsanwaltschaft  erlässt  den  Steckbrief,  wenn  sie 
zur  Vollstreckung  des  Haftbefehls  berufen  ist,  doch  kann  auch  in  diesem  Falle  der 
Richter  steckbrieflich  verfolgen;  Löwe  2  zu  §  132  St.P.0.  Der  Steckbrief  bleibt 
bis  er  aufgehoben  wird,  bestehen,  er  verfällt  mit  dem  Haftbefehl,  auf  Grund  dessen 
er  erlassen  ist. 

")  Ebenso  wenn  ein  Verhafteter  entspringt.  Es  ist  nicht  einzusehen, 
warum  da.s,  was  Eogar  bei  der  Festnahme  gestattet  ist,  nicht  auch  hier  zulässig  sein 
soll;  John  L,  913,  Löwe  3,  Stenglein3  zu  §  131.  Vorführung  zur  Ver- 
nehmung nach  §  133  ff.  ist  keine  Festnahme;  v.  Kries  329. 
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Ob  die  Yoranssetzmigen'^)   für  den   Erlass  des  Steckbriefes  vorliegen,   hat  der  den 
Steckbrief  Erlassende  zu  beurteilen. 

b)Der  Erlass  eines  Steckbriefs  ohnevorgängigen  Haft- 
befehl ist  nur  im  Falle  des  §  131  Abs.  2  zulässig. 

c)  Den  Inhalt  des  Steckbriefes  bestimmt  §  131  Abs.  3  St.P.0.  Er  deckt  sich 
nicht  völlig  mit  dem  des  Strafbefehls ,  vor  allem  ist  hier  Angabe  der  Strafthat  nur 
der  juristischen  Bezeichnung  nach  üblich  und  erforderlich*^).  Die  Gründe,  welche 
den  Erlass  des  Steckbriefes  veranlassten,  brauchen  in  ihm  nicht  erwähnt  zu  werden'*). 

d)  Der  §  132  St  P.O.  findet  auch  auf  den  infoige  Steckbriefs  Ergriffenen 
Anwendung"). 


*0)  Flucht,  Sichverborgenhalten,  Entweichen  aas  dem  Gefängnis.  Der  Be- 
wachung entzieht  sich  z.  B.  der  Festgenommene,  der  auf  dem  Transport  entspringt. 
Auf  die  Schwere  der  Strafthat  kommt  es  nicht  an,  auch  bei  Übortretongen  sind  Steck- 
briefe denkbar. 

*  *^)  Er  wird  erlassen  „wegen  Diebstahls^^,  ohne  dass  die  einzelnen  Merkmale 
der  That  angegeben  werden,  die  Haftgründe  brauchen  nicht  angegeben  zu 
werden;  Löwe  4  zu  §  131. 

'*)  £s  geschieht  das  jedoch  in  der  Praxis,  vgl.  z.  B.  die  Formulare  bei 
Vier  haus  Formularbuch  u.  s.  w.  (Berlin  1880)  S.  176  und  177,   v.  Kries  330. 

*')  Vgl.  schon  oben.  John  macht  I,  915  darauf  aufmerksam,  dass  ein  zu- 
ständiger Richter  nicht  immer  da  ist,  vgl.  auch  v.  Eries  330. 
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Zweite  Abteilung. 


§§  61-155. 


Von 

Dr.  ERNST  BELING, 

0.  ö.  Professor  in  GiessoD. 
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Drittes  Buch. 


Das  Verfahren. 

Allgemeiner  Teil. 

§  61. 

Erstes    Kapitel. 

Ziel  und  Gegenstand  des  Verfahrens. 

I.  Bestimmungsgemäss  dient  der  Strafprozess  der  Feststellung, 
ob  eine  bestimmte  strafbare  Handlung  begangen  worden  ist.  Aber 
diese  Feststellung  ist  nicht  Selbstzweck,  sondern  nur  Mittel  zum  Zweck; 
sie  erfolgt  nur  zu  dem  Behufe,  um  die  etwaigen  Rechtsfolgen  klar- 
zulegen, die  aus  der  That  gegen  den  Thäter  oder  andere  Personen 
erwachsen  sind.  Der  Strafprozess  kennt  keine  Feststellungsklage,  weder 
eine  positive,  noch  gar  eine  nfegative.  Erörterungen,  die  für  den  Eintritt 
der  bezeichneten  Rechtsfolgen  unerheblich  sind,  gehören  somit  nicht 
in  den  Strafprozess.  Insbesondere  ist  z.  B.  der  Beleidigungsprozess 
nicht  dazu  da,  eine  Ehrenrettung  des  Beleidigten  zu  erbringen^), 
politische  Enthüllungen  zu  machen  u.  dgl.,  was  namentlich  für  den 
Umfang  der  Beweisaufnahme  von  Wichtigkeit  ist.  Ferner  wird  der 
Strafprozess  zwecklos  und  sinkt  in  sich  zusammen,  wenn  die  Person, 
die  von  den  Rechtsfolgen  hatte  getroffen  werden  sollen,  stirbt.  Positive 
Ausnahmen  bilden  nur  einmal  die  Strafvollstreckung  in  den  Nachlass 
nach  StG.B.  §  30,  sodann  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nach 
dem  Tode  des  Verurteilten  (St.P.0.  §§  401,  411).  Endlich  ergiebt  sich 
aus  dem  an  die  Spitze  gestellten  Prinzip  auch  eine  wichtige  Konsequenz 


^)  Davon  bildet  auch  der  Fall  des  §  433  Abs.  2  St.P.0.  keine  Ausnahme. 
Diese  Bestimmung  beruht  zwar  auf  dem  Ehrenrettungsgedanken,  giebt  aber  dem 
Prozess  als  solchem  kein  anderes  Gepräge. 
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für  das  Rechtsmittelverf ahren :  das  letztere  ist  unzulässig,  insoweit  genau 
das  gleiche  Resultat  wie  im  anzufechtenden  Urteil,  nur  auf  Grund 
anderer  Feststellungen,  angestrebt  wird.  So  kann  der  wegen  mangelnder 
Schuld  Freigesprochene  kein  Rechtsmittel  einlegen  zu  dem  Zwecke,  um 
wegen  Mangels  der  Rechtswidrigkeit  freigesprochen  zu  werden,  der 
wegen  straflosen  Notwehrexcesses  Freigesprochene  nicht  zu  dem  Zwecke, 
um  wegen  Notwehr  freigesprochen  zu  werden.  Eine  derartige  ander- 
weite Feststellung  mag  für  den  Beschuldigten  häufig  von  weittragendem 
Interesse    sein;    aber   um    ihretwillen   ist   der  Strafprozess   nicht   da*). 

II.  Den  Gegenstand  'des  Strafprozesses*),  eine  Strafsache, 
bildet  also  ein  Straffall  mit  gewissen,  daraus  erwach- 
senen Rechtsfolge  n*),  d.i.  materiellrechtlichen  Rechtsverhältnissen, 
die  zwischen  bestimmten  Rechtssubjekten  aus  der  strafbaren  Handlung 
entstanden  sind. 

Nicht  alle  Rechtsfolgen  eines  Delikts  aber  gehören  auf  den  Weg 
des  Strafprozesses;  z.  B.  sind  civilrechtliche  Deliktsobligationsansprüche 
im  Wege  des  Civilprozesses  zu  verfolgen*).  Zum  Gegenstande  eines 
Strafprozesses  gehören  vielmehr  nur 

1.  der  Anspruch  des  Staates  gegen  den  Thäter 
auf  Strafe*),  der  Strafanspruch^). 

2.  Neben  dem  Strafanspruch  und  mit  ihm  bilden  den  Gegenstand 
des  Strafverfahrens  unter  Umständen  gewisse  nichtstrafrechtliche  An- 
sprüche, nämlich  besonders 

a)  der  Bussanspruch  des  Bussberechtigten®); 


«)  Vgl.  unten  §  104  IV. 

•»  Die  Untei  suchung  des  Straf prozessgegenstand es  wii-d  in  der  Wissenschaft 
meist  stark  vernachlässigt ,  was  Ö  t  k  e  r  603  mit  Recht  rügt.  Die  Ausführungen 
von  B  i  r  k  m  e  y  e  r  3,  63  ff.  über  den  Gegenstand  des  Strafprozesses  sind  sehr  knapp 
und  im  Wesentlichen  nur  auf  den  Straf anspruch  allein  zugeschnitten. 

*)  Man  kann  deshalb  wohl  sagen,  es  bilde  ,,eine  That'^  den  Gegenstand  des 
Strafprozesses,  aber  nur  in  dem  Sinne,  dass  man  die  That  als  Ursache  von 
Rechtsfolgen  denkt.  Wenn  E  IV,  355  sagt:  „Gegenstand  des  Strafprozesses  ist 
die  rechtliche  Geltendmachung  des  staatlichen  Strafrechts'^,  so  ist  das  insofern  inkorrekt 
als  nicht  die  Geltendmachung,  sondern  das  Strafrecht  selbst  den  Gegenstand  des 
Prozesses  bildet.     Vgl.  Birkmeyer  66—68. 

*)  Eine  Ausnahme  siehe  nachstehend  Ziffer  2a;  vgl.  Anm.  15. 

*)  „Strafe*  im  eigentlichen  Sinne  genommen,  vgl.  H.  Meyer  §  2,  3  d. 
V.  L  i  s  z  t  §  58.     B  e  1  i  n  g  Grimdz.  1. 

'')  Das  Bedenken  Benneckes  gegen  den  Ausdruck  „Strafanspruch"  (oben  1 
Anm.  2)  kann  nicht  geteilt  werden. 

*)  Vorausgesetzt,  dass  der  Bussberechtigte  die  Busse  in  der  prozessualen  Form 
der  Privatklage  oder  der  Nobeuklage  verlangt  hat,  StP.O.  §§  4-13  Abs.  2,  446. 
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b)  der  Privatstrafanspruch  des  Verletzten  auf  Publikation 
(gemäss  §§  165,  200  St.O.B.  u.  s.  w.)»); 

c)  der  Entschädigungsansprucli  des  unschuldig  Bestraften  nach 
dem  Reichsgesetz  vom  20.  Mai  1898  insofern,  als  die  Feststellung 
dieses  Anspruchs  seinem  0  runde  nach  durch  Beschluss  des  Straf- 
gerichts erfolgt  {§  4  des  cit.  Ges.)^^');  im  Übrigen  gehört  dieser 
Anspruch  aber  auf  den  Civilrechtsweg; 

d)  gewisse  verwaltungsrechtliche  Ansprüche,  die  dem 
Staate  aus  der  strafbaren  Handlung  erwachsen,  nämlich  diejenigen, 
die  zum  Gegenstande  haben 

aa)  die  Einziehung  der  insirutnenla  oder  producta  sceleris 
(nach  StG.B.  §  40  u.  s.  w.)  oder  die  Unbrauchbarmachung 
von  Schriften  (nach  StG.B.  §  41  u.  s.  w.)^^); 

bb)  Polizeiaufsicht,  St.G.B.  §§  38,  39,  korrektioneile 
Nachhaft,  das.  §  362,  Ausweisung  von  Ausländern  aus 
dem  Reichsgebiet,  das.  §§  284,  392,  3^2  Abs.  3»2); 

cc)  subsidiäre  Haftung  Dritter  für  die  Geldstrafe; 

dd)  Unfähigkeit  zum  Eide.     St.G.B.  §  161; 

ee)  Unfähigkeit  zur  Beschäftigung  in  gewissen 
Zweigen  der  Verwaltung.     StG.B.  §  319; 

ff)  Aufnahme  von  Artikeln  in  periodische  Druck- 
schriften nach  Pressgesetz  vom  7.  Mai  1874  §  19; 


^)  V.  Liszt  fas.st  die  Publikationsbefugnis  als  Eutschädigung  auf  (§  58  I  Ib); 
sie  dient  aber,  wie  er  selbst  ausspricht  der  „(ienugthuung'\  ist  also  Privatstrafe,  vgl. 
E.  VI,  180,  XVI  73.  Gegen  die  Straf natur  auch  Bin  ding  Grdr.  d.  Strafr.  197; 
H.  M  e  y  e  r  §  56. 

*®)  Da  der  Entschädigungsanspruch  mit  zum  Gegenstande  des  Strafprozesses 
im  Wiederaufnahmestadium  gehört,  so  muss  sich  die  Beweisaufnahme  in  diesem 
Stadium  auch  mit  auf  die  Aufhellung  der  Grundlagen  des  Entschädigungsanspruchs 
erstrecken.  Lessing,  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeverfahren'  frei- 
gesprochenen Pei-sonen,  49.  A.  M.  Wo  er  mann,  Wiederaufnahme  u.  s.  w.  56, 
Bern.  6  zu  §  4  des  Ges.  v.  20.  Mai  Jb98. 

'*)  Dass  diese  Massregeln  keine  Strafen  sind,  ergiebt  sich  dai-aus,  das  sie  aus- 
schliesslich präventiv  wirken  wollen,  und  nicht  notwendig  Schuld  bei  dem  Betroffenen 
voraussetzen.  Vgl,  Nissen,  Einziehung  (1888)  85,  Köbner,  Massregel  der 
Einziehung  (1891)  5,  5(?,  v.  Lisz  t  §  58,  Fr  i  edländ  e  r,  Obj.  Verf.  14.  Für  die 
Straf  natur  Birkmeyer  802,  M  e  v  es  H.  II.  11,  458 ;  Glücksmann,  Rechtskraft 
der  strafprozessualen  Entscheidung  u.  s.  w.  8.  Vermittelnde  Auffassungen  werden  ver- 
treten von  B  i  n  d  i  n  g ,  Hdb.  1,  496,  0 1  s  h  a  u  s  e  n  1  zu  §  4U,  U.  M  e  y  e  r  §  55, 
Herschel,  Rechtskraft  der  strafprozessualen  Entscheidungen  u.  s.  w.  11. 

**)  Darüber,  dass  diese  Massregeln  nicht  mit  der  11.  M.  als  Nebenstrafen  auf- 
zufassen sind,  vgl.  Frank  II  zu  Teil  1  Abschn.  1  StG.B.,  II  zu  §  3ü2,  Beling 
Krit.  Vjschr.  3.  F.  V,  90,  B  i  n  d  i  n  g  Grdr.  d.  Strafr.  §  97  b. 
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gg)  die  in  einzelnen  Nebengesetzen  (z.  B.  Gesetz  gegen  den  un- 
lauteren Wettbewerb  vom  27.  Mai  1896  §  19)  vorgeschriebene  öffent- 
liche Bekanntmachung  des  Urteils  von  Staats  wegen ^^). 

Landesgesetzlich  tritt  hinzu  z.  B.  der  staatliche  Anspruch  aaf  Schliessung  eines 
Vereins  nach  der  Preussischen  Verordnung  vom  11.  März  1850  §  16. 

(Durch  den  Prozess  selbst  wird  endlich  noch  der  Kostenpunkt  als  ein  Aocedens 
dem  eigentlichen  Prozessgegenstande  angegliedert.^*) 

Begrifflich  gehören  diese  Ansprüche  nicht  in  den  Strafprozess, 
sondern  ad  a^^),  b  und  c  in  den  Civilprozess ,  ad  d  auf  den  Ver- 
waltungsweg. Aus  Zweckmässigkeitsgründen,  nämlich  um  Zeit  und 
Kräfte  zu  sparen,  hat  das  Gesetz  sie  aber  auf  den  Strafrechtsweg 
mitverwiesen,  und  zwar  privativ,  d.  h.  so,  dass  sie  in  einem  anderen 
Verfahren  überhaupt  nicht  geltend  gemacht  werden  können.  Dies  gilt 
insonderheit  auch  für  den  Bussanspruch  als  solchen  ^^);  allerdings  kann 
der  Bussberechtigte  statt  des  Bussanspruchs  den  gewöhnlichen  civil- 
rechtlichen,  im  Civilprozess  verfolgbaren  Schadensersatzanspruch  wählen. 
Auch  für  die  Geltendmachung  der  Ansprüche  auf  Polizeiaufsicht, 
Nachhaft  und  Ausweisung  (oben  d,  bb)  ist  der  Strafprozess  der  einzig 
statthafte  Weg,  so  jedoch,  dass  hier  nur  über  die  Zulässigkeit  der 
betreffenden  Massregeln  entschieden  wird,  und  die  Verwaltungsbehörde 
freie  Hand  behält,  ob  sie  auf  Grund  des  strafrichterlichen  Erkenntnisses 
jene  Massregeln  verhängen  will  oder  nicht. 

III.  Der  Gegenstand  des  Strafprozesses  bildet,  insoweit  es  sich 
um  eine  und  dieselbe  That  eines  Thäters  handelt,  eine 
unteilbare  Einheit^^). 

1.  Der  Strafanspruch  in  sich  ist  unteilbar 

a)  in  Ansehung  seines  Entstehungsgrundes;  der  wegen  eines 
Strafanspruchs  anhängige  Strafprozess  ergreift  alle  Thatsachen,  die 
den  Strafanspruch  ins  Leben  gerufen  haben; 


^")  Diese  Massregel  ist  nicht  identisch  mit  der  Zuspreohung  der  Publikations- 
befugnis an  den  Verletzten,  oben  b.  Vgl.  dazu  B  i  n  d  i  n  g  Grdr.  d.  Strafr.  197. 

»*)  Dazu  vgl.  Ötker  616. 

")  Der  ßussanspruch  ist,  wenngleich  dies  bestritten  ist,  doch  richtiger  Ansicht 
nach  als  civilrechtiicher  (Pauschal-)  Schaden sersatzanspruch  aufzufass.^n.  Die  Streit- 
frage ist  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen,  da  sie  in  das  materielle  Strafi-echt  gehört. 
Vgl.  ßeling  Grdz.  d.  Strafr.,  57,  Binding  Gixir.  d.  Strafr.  §98  I,  Olshausen 
2  zu  §  188,  V.  Liszt  §  67  II,  H   Meyer  §  50,  7. 

*®)  Die  Hineinnahme  des  Rechtsstreits  über  die  Busse  in  den  Strafprozess  hat 
einen  gewissen  historischen  Zusammenhang  mit  dem  gemeinrechtlichen  „Adhäsions- 
prozess''.    Vgl.  Binding  (jrdr.  109,  Birkmeyer  120. 

")  Vgl.  zum  Folgenden:  Binding  I,  485  ff.  (teilweise  abweichend). 
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b)  in  Ansehung  seines  Inhalts;  der  Strafprozess  ergreift 
Haupt-  und  Nebenstrafen; 

c)  in  Ansehung  der  juristisclien  Würdigung;  der  Straf- 
prozess ergreift  die  That  unter  jedem  denkbaren  juristischen 
G  esichtspunkt^^); 

d)  in  Ansehung  seiner  Struktur;  der  Strafprozess  ergreift  un- 
geteilt die  ,jSch  uldf  rage"  und  die  „Straf frag e^'. 

Wie  bei  jedem  Anspruch,  so  kommt  nämlich  auch  bei  dem  Straf- 
anspruch in  Frage  einmal  das  „Ob",  sodann  das  „Wie  hoch".  Die 
erstere  Frage  heisst  technisch  die  „Schuldfrage",  die  letztere  die 
„Straffrage". 

Die  Schuldfrage  ist  nicht  etwa  bloss  die  Frage  nach  der  „Schuld'' 
in  materiellstrafrechtlichem  Sinne,  begreift  vielmehr  auch  das  Vorliegen 
einer  „Handlung",  die  Rechtswidrigkeit  und  Strafbarkeit  und  die 
Erscheinungsform  der  That  (als  Versuch,  Beihülfe  u.  s.  w.).  Nun  ist  eine 
Bejahung  des  Strafanspruchs  natürlich  nur  dann  möglich,  wenn  ein 
bestimmtes  Strafgesetz  als  anwendbar  bejaht  wird.  Die  Schuldfrage 
umfasst  daher  nicht  bloss  die  allgemeinen  Merkmale  einer  strafbaren 
Handlung,  sondern  auch  die  Thatbestandsmerkmale  eines  bestimmten 
Strafgesetzes^^). 

„Schuldig"  im  Sinne  des  Strafprozesses  ist  also  derjenige,  auf  den 
ein  bestimmtes  Strafgesetz  anzuwenden  ist,  sodass  im  Gegensatz  zum 
Sprachgebrauch  des  materiellen  Strafrechts  nicht  etwa  bloss  die 
„Schuldausschliessungsgründe",  sondern  auch  die  Unrechts-  und  sogar 
die  blossen  Strafausschliessungs-  und  Straftilgungsgründe  in  die  „Schuld"- 
frage  hineinfallen  ^o). 

Zur  Schuldfrage  gehören  aber  weiter  auch  die  „Umstände,  die 
die  Strafbarkeit  vermindern  oder  erhöhen",  das  sind  also  diePri  vilegierungs- 
(Strafminderungs-)  und  Qualifizierungs-  (Straf  erhöhungs-)  Gründe  ^i), 
§  262  Abs.  2  St.P.0.  Das  ist  folgerichtig,  weil  sich  nach  ihnen  der 
Strafrahmen  richtet,  und  ohne  einen  bestimmt   anzuwendenden   Straf- 


^•)  Auch  im  Falle  der  Idealkonlrarrenz  liegt  nur  e  i  n  Straf  ansprach  vor ; 
A.  M.  Ö  t  k  e  r  629  Z.  2,  der  im  Anschluss  an  B  i  n  d  i  n  g  eine  Melirheit  von  Slraf- 
ansprüchen  annimmt. 

»»)  L  ö  w  e  2  a  zu  §  262 ,  B  i  n  d  i  n  g  Grdr.  167.  Nicht  zutreffend 
V.  Schwarze  1  zu  §  262. 

***)  Bezögl.  der  Strafausschliessungsgründe  besonders  hervorgehoben  in  §  262 
Abs.  2  StP.O.     Vgl.  zu  dem  im  Text  Ausgeführten  Birkmeyer  648  fF. 

")  H.  Meyer  §  59,  v.  Liszt  §§  69,  70,  Beling,  Orundzüge  51. 
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rahmen  der  Strafanspruch  nicht  voll  bestimmt  wäre.  Doch  verlangt 
§  262  Abs.  2,  dass  diese  Umstände  „vom  Strafgesetz  ausdrücklich 
vorgesehen  sind'',  er  schliesst  also  die  sogenannten  unbenannten  Privi- 
legierungsgründe,  so  besonders  die  „mildernden  Umstände"  *2),  von  der 
Schuldfrage  aus*^). 

Durch  positive  Anordnung  schliesst  das  Gesetz  ferner  (§  262  Abs.  3) 
die  Frage  nacli  Rückfall   und  Verjährung   von  der  Schuldfrage  aus**). 

Für  die  Straffrage  bleibt  somit  übrig  die  Frage,  welche 
Strafgrösse  innerhalb  des  durch  die  Beantwortung  der  Schuldfrage 
gegebenen  Strafrahmens  zu  verhängen  ist ,  die  Strafzumessungs- 
frage, zu  der  aber  nach  dem  soeben  Ausgeführten  die  Frage  nach 
mildernden  Umständen  (und  den  sonstigen  unbenannten  Privilegierungs- 
gründen)  und  die  Fragen  nach  Rückfall  und  Verjährung  hinzutreten *5). 

Nach  allen  den  angedeuteten  Richtungen  (a— d)  ist  der  Straf- 
anspruch prozessual  als  einheitliches  Ganze  zu  behandeln.    Diese  Ein- 


*■)  Dahin  gehört  daher  weiter  auch  die  Frage,  ob  ein  „besonders  leichter  Falb' 
im  Sinne  des  §  57*  St  G.B.,  eine  „minder  schwere  That"  im  Sinne  der  §§  94,  96  St.O.B. 
vorliegt.  So  die  H.  M. ,  auch  R.  IV,  147,  E.  VI,  25.  A.  M.  Dalcke  Frage- 
stellung 55. 

")  Mot.  z.  Reichst.-Ent.  §  222  (Drucks,  d.  Reichst.  152);  E.  XIV.  iJOl, 
Löwe  3b  zu  §  262.  -  Im  Falle  des  §  218  StG.B.  gehört  die  Reizung  zum  Zorn 
als  benannter  Milderungsgrund  zur  Schuldfrage,  die  übrigen  „mildernden  Umstände''  der 
clausula  generalis  zur  Straff  rage.  (Ebenso  Bennecke  (303  Anm.  11,  E.  XIV.  29S, 
R.  Vm,  441;  Stenglein  7  zu  §  297,  Löwe  2c  zu  ^  262,  v.  Schwarze  O.S, 
XXXIV,  400,  Olshausen  6  zu  §  213  StG.B.,  Puchelt2,  Stenglein  3, 
Keller  9  zu  §  262.  A.  M.  Rüdorf  f- St  engl  ei  n  5  zu  St.G.B.  §  213,  sowie  der 
Oberreichsanwalt  in  R.  VIII,  441.)  Das  ist  wichtig  für  das  Schwurgorich tsverf ah ron 
(Fragestellung,  Majorität.) 

**)  Birkmeyer  650  will  auf  Grund  des  Abs.  3  des  §  262  generalisierend 
aus  der  Schuldfrage  alle  die  Umstände  aasscheiden,  „die  zu  dem  Thun  und  Verhalten 
des  Angeklagten  von  aussen  hinzutreten,  z.  B.  den  Antrag  des  Verletzten,  den  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit  seit  der  Begehung  des  Verbrechens,  einen  Gnadenakt  des 
Souveräns,  die  Thatsache  der  wegen  der  Strafthat  bereits  fräher  erfolgten  rechts- 
kräftigen Aburteilung.  Alles  das  gehöre  zur  Straf frage^*.  Dem  ist  nicht  beizutreten. 
Antrag  und  res  jiidicata  gehören  weder  zur  Schuld-  noch  zur  Straffrage ,  sondern 
zur  Frage  nach  dem  Prozossverhältuis;  die  Begnadigung  ist  ein  Straftilgungsgrund, 
gehört  also  zur  Schuldfrage.  Die  Bestimmung  des  §  262  Abs.  3  ist  slngolär  und 
keiner  Verallgemeinerung  fähig.     Richtig  R   II,  188. 

-^)  Zur  Strafzumessung  gehört  auch  die  Frage  nach  den  sog.  unechten 
Minderungsgründen  (Binding,  Grdr.  d.  St.R.  §  102,  Beling,  Grundz.  52),  da 
sie  den  Strafrahmen  und  das  Stiafgesetz  nicht  ausser  Anwendung  setzen.  Unechter 
Minderungsgrund  ist  auch  die  partielle  Kompensation  nach  St.G.B.  §  233.  Die  totale 
Kompensation  dagegen  (St.G.B.  §§  199,  23.'^)  setzt  das  Strafgesetz  ausser  Anwendung, 
(Beling,  Grundz.  57),  gehört  somit  zur  Schuldfrage.  Anders  Bennecke  568 
Anm.  11  (die  Kompensation  gehöre  überhaupt  nicht  zur  Schuldfrage);  Steinitz, 
Kompensation  65  ff.  (die  Frage  nach  dem  Gegeben.sein  der  Kompensationsvoraus- 
setzungen sei  Teil  der  Schuldfrage,  die  Frage,  ob  von  der  Kompensationsmöglichkeit 
Gebrauch  gemacht  werden  solle,  Teil  der  Straffrage). 
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heitlichkeit  wird  namentlich  auch  durch  die  Auseinanderlegung  der 
Schuld-  und  der  Straffrage  nicht  berührt;  diese  Scheidung  zwischen 
Schuld-  und  Straffrage  ist  nur  bedeutsam  für  die  Abstimmung**),  für 
die  Majorität  bei  der  ürteilsfällung*^,  sowie  für  das  schwurgerichtliche 
Verfahren*^. 

2.  Mit  dem  Strafanspruch  schliessen  sich  aber  auch  die  oben 
IL  2  erwähnten  N  e  b  e  u  ansprüche  prozessual  zur  Einheit  zusammen. 
Alle  diese  Ansprüche  sind  zwar  an  sich  raateriellrechtlich  von 
dem  Strafanspruch  völlig  verschieden,  eigene  Ansprüche  sui  generis^^)\ 
prozessual  erscheinen  sie  aber  nur  als  unselbständige  Teile  eines 
Ganzen,  nämlich  der  „Strafsache". 

IV.  Die  Einheitlichkeit  des  Prozessgegenstandes  bedingt  nun 
natürlich  nicht,  dass  die  Entscheidung  über  die  einzelnen  Teile  materiell 
immer  für  alle  gleich  sein  müsste;  das  Gericht  kann  selbstverständlich 
z.  B.  eine  Hauptstrafe  verhängen  unter  Ablehnung  der  Verhängung 
einer  Nebenstrafe.  Wohl  aber  bedeutet  die  Einheitlichkeit  des  Prozess- 
gegenstandes die  prozessuale  Unspaltbarkeit  der  Strafsache. 

1.  Ein  Teilprozess  ist  unstatthaft.  Es  kann  nicht  in  einem 
Prozess  über  die  Hauptstrafe,  in  einem  anderen  Prozess  über  eine 
Nebenstrafe;  oder  in  einem  Prozess  über  die  That  qua  Urkunden- 
fälschung, in  einem  anderen  über  dieselbe  That  qua  Betrug;  oder  in 
einem  Prozess  über  die  Schuldfrage,  in  einem  anderen  über  die  Straf- 
frage u.  s.  w.  verhandelt  werden. 

Das  gilt  auch  für  die  Nebenansprüche.  Ein  gesonderter  Buss- 
prozess,  ein  gesonderter  Prozess  betreffend  Publikation  des  Urteils  ist 
unstatthaft. 

2.  In  dem  anhängigen  Prozess  ist  über  den  ganzen  Prozess- 
gegenstand zu  entscheiden,  auch  wenn  nur  einzelne  Elemente  davon 
zur  Sprache  gebracht  sein  sollten. 

Liegt  z.  B.  ein  forf gesetztes  Delikt  vor,  so  ist  das  (7(?richt  mit  ihm  ganz 
befasst,  auch  wenn  nur  ein  TeiJakt  in  der  Anklage  genaunt  sein  sollte.  Ist  djis  Delikt 
eine  Urkundenfälschang ,  so  ist  diese  juristische  Qualifikation  auch  dann  zu  borück- 
sichtigen,  wenn  die  That  nur  als  Betrug  dem  Gericht  unterbreitet  sein  sollte. 


")  Unten  §  94,  IV. 

")  Unten  §  123. 

»•)  Unten  §  94,  II 

*•)  Damit  steht  nicht  in  AVidorspruch,  das-j  der  Bussansprucli  nur  accessorisch 
ißt,  insofern  er  nach  den  Bestimmungen  des  materiellen  Straf  rechts  nur  neben 
einem  Straf anspruch  bestehen  kann. 
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3.  Das  Urteil  des  Gerichts  miiss  VoUurteil,  kann  nicht  Teil- 
urteil sein.  Das  Gericht  kann  sich  nicht  willktiriich  auf  ein  Stück 
des  Strafanspruchs  beschränken,  z.  B.  nicht  zu  2  Jahren  Gefängnis 
verurteilen  und  gleichzeitig  ein  späteres  Urteil  in  Aussicht  nehmen, 
das  über  Verlust  oder  Nichtverlust  der  Ehrenrechte  befinden  soll; 
ebensowenig  aus  einer  Handlungseinheit  einzelne  Teilakte  mit  Strafe 
belegen,  wegen  des  Rests  Vertagung  beschliessen,  oder  gar  wegen 
eines  Teils  verurteilen,  wegen  eines  anderen  Teils  freisprechen  oder 
einstellen  ^^). 

Auch  Beschlüsse  und  Verfügungen  können  grundsätzlich  den 
Prozessgegenstand  nicht  zerlegen.  Es  kann  nicht  das  Hauptverfahren 
wegen  der  That  bloss  unter  einem  juristischen  Gesichtspunkt  in  dem 
Sinne  eröffnet  werden,  dass  fortan  die  Würdigung  unter  anderen 
Gesichtspunkten  dem  Gericht  verschlossen  sein  solle;  es  kann  z.  B. 
nicht  das  Verfahren  wegen  einfachen  Wuchers  eröffnet,  der  An- 
geschuldigte dagegen  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Gewerbsmässigkeit 
des  Wuchers  ausser  Verfolgung  gesetzt  werden;  oder  wegen  der  That 
ex  §  186  StG.B.  eröffnet,  unter  dem  Gesichtspunkt  des  §  187  St.G.B. 
Einstellung  des  Verfahrens  beschlossen  werden  ^^). 

"Wird  das  Hauptverfahren  eröffnet,  so  bedeutet  das  eben,  dass  das  Verfahren 
nicht  eingestellt  wird ,  und  umgekehrt ,  und  beides  kann  nur  in  Hinsicht  auf 
dieselbe  Strafsache  ungeteilt  erfolgen.  Es  würde  also  der  Beschluss  in  den  vorstehend 
angezogenen  Beispielsfällen  einfach  dahin  lauten  müssen;  das  Haupt  verfahren 
werde  wegen  einfachen  "Wuchers  bezw.  übler  Nachrede  eröffnet,  wozu  dann  in 
den  Gründen  die  Bemerkung  hinzuzutreten  hätte ,  dass  das  Gericht  gewerbsmässigen 
"Wucher  bezw.  "NTerleumdung  nicht  als  vorliegend  annehme. 

4.  Würde  das  Gericht  dem  zu  3  Gesagten  zuwider  aus  dem 
Prozessgegenstande  willentlich  oder  unbewusst  ein  Stück  ausscheiden, 
so  würde  diese  Ausscheidung  völlig  unkräftig  sein.^^j 

Daher  würde  die  sich  auf  einen  Teil  des  Prozessgegenstandes 
beschränkende  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  gleichwohl  den  ganzen 
Prozessgegenstand  ergreifen;  es  würde  das  sich  nur  auf  einen  Teil 
beziehende  Urteil  gleichwohl  den  ganzen  Prozessgegenstand  ein- 
schliesslich   der   Nebenansprüche    erledigen^).     Somit    ist    auch    die 


«*»)  Vgl.  E.  XXIX,  17G,  XXVII,  174,  XXXI,  28G.  Ben  necke  557 
Anm.  13;  Krosohel  Abfassung  der  Urteile  17. 

»»)  Vgl.  E.  XXIII,  392,  R.  IV,    325,   VI,    740,    Bonneoke   493    Anm.  9. 

«)  Ebenso  R.  IV,  325,  VI,  740. 

"■)  Vgl.  Birkmeyor  482.  —  Daraus  orgeben  sich  Konsequenzen  für  die 
Lehre  von  der  Rechtskraft,  s.  unten  §  98. 
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einmal  ergangene  Entscheidung^*)  unergänzbar,  (sofern  nicht  etwa 
der  ganze  Prozess  noch  einmal  in  Folge  eines  Rechtsmittels  zur  Ver- 
handlung in  höherer  Instanz  kommt).  Eine  Ergänzung  der  Entscheidung 
in  einem  übergangenen  Punkte  durch  das  Gericht  selbst  ist  der  St.P.O. 
unbekannt^)  (im  Gegensatz  zu  C.P.O.  §  321),  und  zwar  selbst  in  dem 
Falle,  wenn  die  Übergehung  nur  auf  einem  Versehen  in  der  schrift- 
lichen Fixierung  und  Verkündung  beruht,  während  sich  das  Gericht 
zuvor  auch  über  den  nachher  übergegangenen  Punkt  schlüssig  gemacht 
hatte^).  Nachholbar  ist  nur  die  versäumte  Substitution  einer  Freiheits- 
strafe für  die  principaliter  erkannte  Geldstrafe,  §  491  St.P.0.^7). 

Alles  sub  III  Gesagte  ist  natürlich  un  anwendbar  für  den  Fall, 
dass  mehrere  Strafsachen  den  Prozessgegenstand  bilden,  es  möge 
sich  handeln  um  mehrere  Thäter  oder  um  mehrere  real  konkur- 
rierende Thaten  eines  Thäters^).  Jede  dieser  mehreren  Strafsachen  ist 
durchaus  selbständig  und  trennbar.  Daher  kann  z.  B.  sehr  wohl 
Aburteilung  bezüglich  des  einen  Thäters  oder  der  einen  That  unter 
gleichzeitiger  Vertagung  der  Verhandlung  bezüglich  der  anderen  Straf- 
sache erfolgen;  und  würde  das  Gericht  aus  Versehen  eine  oder  die 
andere  der  mehreren  Strafsachen  unabgeurtheilt  gelassen  haben,  so 
wäre  der  Rest  natürlich  noch  unerledigt  und  aburteilbar^). 

V.  Die  Einheitlichkeit  des  Prozessgegenstandes  erleidet  Durcli- 
brechungen. 

1.  Da  eine  That  als  Antragsdelikt  nur  dann  gewürdigt  werden 
kann,  wenn  der  erforderliche  Strafantrag  vorliegt,  so  ist  bei  Mangel 
des  Straf antrags  die  That  nur  unter  Ausschluss  ihrer  Eigenschaft  als 
Antragsdelikt  (z.  B.  ihrer  Eigenschaft  als  Körperverletzung)  in  lite^% 

Eine  ähnliche  Beschränkung  der  juristischen  Würdigung  der  That 
ist  bedingt  durch   den  in   manchen   deutschen  Auslieferungsverträgen 


•*)  Vorausgesetzt  natürlich,  dass  sie  gültig  ergangen  ist.     Vgl.  unten  §§  75,  77. 

")  Übereinstimmend  E.  V,  173;  XXVlll,  247;  Kroschei  G.S.  LH,  81)2; 
derselbe.  Abfassung  der  urteile,  2.  Aufl.  12;    Otker  6J5,  624. 

")  Kroschei  G.S.  LH,  393.  A.  M.  E.  XV,  271.  Der  Punkt,  auf  den  es 
hierbei  ankommt,  ist  die  Frage :  Ist  das  Urteil  mit  der  mangelhaften  Niedersclirift 
und  Verkündung  fertig  oder  nicht  ?  Die  Frage  muss  bejalit  werden,  vgl.  unten  §  1)5,  11. 
Zu  weit  gehen  die  Ausführungen  von  Kroschei  (IS.  LII,  393  unten. 

»0  Unten  §  139  XIl  2. 

**)  Auch  eine  in  Aussicht  stehende  Gesamtstrafe  vermag  keine  Einheit  der 
Ansprüche  zu  bewirken ,  es  liegt  nur  rechnungsmässige  Einheit  des  Ergebuisses  vor, 
vgl.  Glaser  II,  33  Aum.  12.     Abweichend  B  i  n  d  i  n  g  I,  480,  41)3. 

■*)  E.  JlIX,  229.     ß  e  n  n  e  c  k  0  710.     Ö  t  k  e  r  013. 

■***)  Konsequenzen    ia    der  Lohm  von  der  h'echtskraft,  unten  §  1)8  ^i^^in^n  Endo. 
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anerkannten  Grundsatz,  dass  das  Gericht  dieTbat  nur  //wä  Auslieferungs- 
delikt ar^strafen  dürfe*^). 

2.  Die  Polizeibehörden  und  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  sind  bei  Fest- 
setzung einer  Strafe  in  der  juristischen  Würdigung  der  That  eingeengt*-). 

3.  Auch  das  Privatklageverfahren  bringt,  wenigstens  teilweise,  eine 
ideelle  Teilung  des  Strafanspnichs  mit  sich^). 

4.  Der  staatliche  Anspruch  auf  Einziehung  oder  Unbrauchbar- 
machung kann,  insoweit  die  Voraussetzungen  des  §  42  St.G.B.  vorliegen, 
im  sojrenannten  objektiven  Verfahren  selbständig  verfolgt  werden**). 

5.  Eine  Zerlegung  der  Entscheidung  in  eine  Separatentscheid ang 
über  die  Srhuldfrage  und  eine  eigene  spätere  Entscheidung  über  die 
Straffrage  bringt  die  heutige  Organisation  des  Schwurgerichts*^)  mit  sich. 

6.  Den  Bussanspruch  kann  das  Gericht  separater  Aburteilung 
vorbehalten*^^),  sodass  das  nur  auf  Strafe  lautende  Urteil  dann  als 
Teilurteil  erscheint;  es  muss  ihn  nicht  notwendig  mit  dem  Strafan- 
spnich  gleichzeitig  aburteilen. 

7.  Aus  dem  den  Gegenstand  des  Prozesses  bildenden  Anspruchs- 
komplfx  kann  sich  nach  ergangenem  Urteil  ein  Teil  in  der  Weise  ablösen, 
da>.s  er  m  Ute  bleibt,  während  der  Rest  rechtskräftig  wird.  Dies 
dadurch,  dass  das  Urteil,  was  zulässig  ist,  nur  quantitativ  partielle 
Anfechtung  erfährt*');  z.B.  der  Verurteilte  beruhigt  sich  bei  der  Haupt- 
strafe, ficht  aber  die  Nebenstrafe  oder  eine  andere  Nebenmassregel  an. 

Sol(*henfalls  erlangt  der  sich  ablösende  Teil  volle  Selbständigkeit. 

Dies  gilt  auch  für  den  tlinziehungs-  und  Unbrauchbarmachungs- 
ansprucli,  ebenso  für  den  Anspruch  gegen  den  subsidiär  Haftbaren,  wenn 
der  betroffene  Dritte  allein  ein  Rechtsmittel  einlegt,  desgleichen  für  den 
Hussanspruoh,  wenn  dieser  allein  in  Ute  bleibt***). 

*')  Vgl.  dazu  ?:.  XXVII  12f;,  413,  XXIX  22,  XXX  440;  Böhms  Ztschr.  V,  r»33, 
Oishauson  10  zu  §  :'. ,  Delius  U.A.  XXXIX  112;  Auslief erongai-echt  (54; 
Krobitzsoh,  Verfüg,  in  Strafsachen  137. 

'')  Unten  ijij  14S,  140.  Amlei-s  der  einen  Strafbefclil  erlassende  Richter, 
nnton  §  1 17. 

*^)  Unten  §  141.  Dagogim  ist  es  unrichtig,  wenn  Kohl  rausch,  Prozessuale 
Il»;haiidliing  d(»r  Idealkonkiirr(?nz  10  hehuuptet,  das  Keichsgoricht  als  erste 
Instanz  könne  dio  That  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  ein  zur  Zuständigkeit  des 
Hcich.spniclits  in  erster  Instanz  gehöriges  Delikt  (unter  Aasschluss  ideell  konkurrierender 
(iesichl.spunktc)  wüidigon.     Hichtig  Binding  1,  470. 

*')  Tnten  §  152. 

**•)  Untrn  ij  123. 

*«)  Unten  §  14()  V  1. 

*^)  Darüber  unten  §  104. 

*^)  Unten  §  14G  V. 
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8.  Zu  einer  Teilung  des  Prozessgegenstandes  kann  es  auch  in  der 
Strafvollstreckung  kommen*^). 

YI.  Sehr  wichtig  ist  die  Frage:  Welcher  Anspruch  bildet  den 
Gegenstand  dieses  Prozesses?  In  einem  und  demselben  Prozess  kann 
es  sich  natürlich  immer  nur  um  eine  und  dieselbe  Strafsache  (oder 
eine  und  dieselbe  Mehrheit  von  Strafsachen)  handeln,  dergestalt,  dass 
ein  nicht  auf  diesen  Prozessgegenstand  bezüglicher  Qerichtsakt  ins 
Leere  fällt,  nichtig  ist^o).  umgekehrt  ist  ein  in  materielle  Rechtskraft 
erwachsenes  Urteil  für  diese  Strafsache  bleibend  massgebend;  die- 
selbe Strafsache  darf  nicht  abermals  verhandelt  werden^^). 

Hiermit  ist  das  Problem  der  Identität  des  Prozessgegen- 
standes gegeben:   wann  ist  eadem  res  vorhanden ^^j? 

Das  Problem  der  Identität  steht  mit  dem  Problem  der  Einheit 
des  Prozessgegenstandes  in  engstem  Zusammenhang  und  ist  daher  durch 
das  vorstehend  Ausgeführte  in  der  Hauptsache  schon  beantwortet. 
Zwei  Strafsachen  sind  identisch  nämlich  dann,  wenn  derselbe 
Anspruch  (bezw.  derselbe  Anspruchs  komplex)  in  beiden  den 
Prozessgegenstand  bildet. 

1.  Sollen  zwei  Strafsachen  identisch  mit  einander  sein,  so  nuiss 
deshalb  zuvörderst  die  Person,  gegen  die  vorgegangen  wird,  die  „in 
Anspruch" genommen  wird,  dieselbe  sein.  (Subjektive  Identität.) 
Die  Strafsache  gegen  den  Hauptthäter  ist  z.  B.  mit  der  gegen  den 
Gehülfen  nicht  identisch. 

Nicht  erforderlich  ist  für  die  Identität  der  Rtrafsaclien  die  Identität  des 
Anspruchsberechtigten.  Hat  X  junge  Bäume  in  dor  Absicht  rechtswidriger  Zu- 
eignung weggenommen,  so  ist  dies  eine  und  dieselbe  Strafsache,  gleichviel,  ob  es  sich 
dabei  um  Diebstahl  oder  preassischrechtlichen  Forstdiebs tahl  handelt,  glei<hviel  also, 
ob  das  Reich  oder  der  preusische  Staat  als  Straf  berechtigte  in  Frage  kommen. 

Desgleichen  wird  die  Identität  des  auf  Strafe  und  Busse  gerichteten  Anspruchs 
dadurch  nicht  beeinträchtigt ,  dass  dieser  Anspruchskomplex  teils  dem  Staate ,  teils 
dem  Verletzten  zusteht. 

2.  Die  Identität  setzt'  weiter  voraus,  dass  die.  mehreren  Straf- 
ansprüche auf  „dieselbe  That",  d.i.  dasselbe  historische  Vor- 
kommnis, denselben  historisclien  Vorgang,  zurückgehen.  (Objektive 
Identität.) 


*»)  Unten  §§  139,  VII,  IX  a.  E. 

^)  Z.  B. :  A  ist  angeklagt,  B  wird  verurteilt,  oder  wogen  der  That  X  ist  das 
Hauptverfahren  eröffnet,  es  erfolgt  Freisprechung  bezüglich  der  That  Y. 
**)  Unten  §  98. 
*')  Vgl.  Max  B  e  r  n  e  r ,    Ne  bis  in  idcm  1  ff. 

14* 
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Welche  Einzelthatsacben  zusammengehörend  den  ,,historischen  Vor- 
gang'' bilden,  beantwortet  sich  an  der  Hand  des  materiellen  Strafrechts, 

Liegt  eine  Mehrheit  von  Thatsachen  der  einen  und  der  anderen 
Strafsache  zu  Grunde,  so  ist  Identität  dann  vorhanden,  wenn  sich  die 
mehreren  Thatsachen  zu  einer  natürlichen  oder  juristischen  Handlungs- 
einheit im  Sinne  des  materiellen  Straf  rech  ts^^)  zusammenschliessen. 

Die  Verschiedenheit  des  juristischen  Gesichtspunkts 
vermag  die  Identität  nicht  aufzuheben.  Ob  die  That  aufgefasst  wird 
als  Mord  oder  als  Mordversuch  oder  als  grober  Unfug  oder  als  Ideal- 
konkurrenz von  Mord  mit  Raub,  als  Mitthäterschaft  oder  als  Beihttlfe 
—  sie  bleibt  immer  dieselbe^*). 

Die  Identität  eines  Vorgangs  wird  auch  dadurch  nicht  notwendig 
gesprengt,  dass  sich  seine  Modalitäten  anders  darstellen,  als  ursprüng- 
lich angenommen  wurde.  Wäre  z.  B.  als  Begehungsort  ursprünglich 
Breslau  angenommen  worden,  während  sich  später  Berlin  als  Begehungs- 
ort ergiebt,  oder  wäre  das  Datum  der  That  auf  den  1.  des  Monats 
fixiert,  während  später  der  2.  als  Zeitpunkt  der  That  erscheint,  so 
wären  die  ursprüngliche  und  die  spätere  Strafsache  eine  und  dieselbe. 

Verschiebungen  in  der  Auffassung  über  das  Objekt  würden 
ebenfalls  nicht  ohne  weiteres  die  Identität  in  Frage  stellen  (z.  B.  Weg- 
nahme nicht  eines  20-Mark-Stücks,  sondern  eines  lO-Mark-Stücks). 

Voraussetzung  ist  dabei  nur,  dass  nicht  infolge  der  Verschiebung 
ein  anderes  Vorkommnis  in  Betracht  kommt,  das  mit  dem  ersten  ver- 
wechselt werden  könnte. 

Die  Identität  ist  auch  dann  nicht  zu  bezweifeln,  wenn  die  eine 
Strafsache  scheinbar  nur  einen  Teil  des  Ansprudiskomplexes  umfasste, 
weil  seine  Teilnatur  den  Prozesssubjekten  verborgen  war.  Denn  ein 
Teil  kann,  von  den  oben  V  erwähnten  Ausnahmen  abgesehen,  nie  für 
sich    allein  Prozessgegenstand   sein. 

Hat  z.  B.  die  Staatsanwaltschaft  den  gewerbsmässigen  Hehler  X  nur  wegen 
einfacher  Hehlerei  angeklagt,  weil  ihr  von  25  Hehlereiakten  nur  einer  bekannt  war, 
so  ist  damit  der  ganze  Strafanspruch  wegen  gewerbsmässiger  Hehlerei  rechtsliängig 
geworden.  Stellen  sich  in  der  Hauptverhandlung  z.  B.  die  anderen  24  Hehlereifäili» 
heraus,  so  ist  der  gesamte  Thatbestand  ohne  weiteres  aburteilbar;  würden  umgekehrt 
die  24  Fülle  dem  Gericht  unbekannt  bleiben,  und  nur  wegen  des  einen  bekannten 
Falles  rechtskräftig  erkannt,  so  wäre  Konsumtion  bezüglich  des  gesamten  Thatbestandes 
eingetreten. 

")  Vgl.  V.  Liszt  §  54,  Boling.  (Jrandz.  §  39,  I  u.  IL 
")  So  in  feststehender  Praxis  das  Reichsgericht,  übereinstimmend  Ben  necke  712. 
Teilweise  a.  M.  Eichhorn,  G.S.  38,  401  ff. 
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Insoweit  im  Laafe  des  Prozesses  ein  Teil  des  Anspruchskomplexes 
sieb  vom  anderen  gelöst  hat^^),  ist  freilich  die  Identität  dadurch  auf- 
gehoben. Eine  wichtige  Konsequenz  hieraus  ist  die,  dass  bei  solcher 
Trennung  das  rechtskräftige  Urteil  dem  Gericht  bei  Aburteilung  des 
noch  m  Ute  befindlichen  Teils  in  keiner  Weise  die  Hände  bindet. 

War  z.  B.  der  Angeklagte  zu  Haft  uod  Ül)erweisung  aii  die  Landespolizei- 
behönle  verurteilt,  und  ist  das  Urteil  in  Ansehuog  der  Haft  rechtskräftig  geworden, 
in  Ansehung  der  Überweisung  aber  angefochten,  so  kann  das  Rechtsmittelgericht  die 
t'berweisung  mit  der  Begründung  beseitigen,  dass  der  Angeklagte  gar  nicht  schuldig 
sei,  ohne  dass  natürlich  hiervon  die  rechtskräftige  Haftstrafe  berührt  würde. 

Ebenso  ist  auf  ein  Rechtsmittel  des  Einziehungsinteressenten  oder  subsidiär 
Haftbaren  hin  eine  volle  Neuuntersuchung,  selbstverständlich  nur  in  der  Richtung 
gegen  ihn,  möglich**.) 

VlI.  Der  Strafanspruch  und  die  Nebenansprüche  bilden  den 
„Gegenstand"  des  Strafprozesses,  d.h.  der  Straf  prozess  will  klarlegen, 
ob  und  eventuell  in  welcher  Höhe  sie  bestehen;  nicht  will  er  sie 
begründen.  Deshalb  ist  namentlich  das  strafgerichtliche  Urteil 
nur  autoritative  Feststellung,  niemals  Schaffung  oder  Beseitigung 
eines  Strafanspruchs  ^^).  Hieran  muss  auch  festgehalten  werden  in  den 
Fällen,  dass  ein  thatsächlich  Unschuldiger  verurteilt^®)  oder  ein  that- 
sächlich  Schuldiger  freigesprochen  wird^»):  im  ersteren  Falle  erwächst 
lediglich  ein  Anspruch  auf  Urteilsvollzug,  nicht  ein  materiell- 
rechtlicher  Strafanspruch,  in  letzterem  Falle  ist  der  Strafanspruch  nach 
wie  vor  ungetilgt,  nur  ist  er  unklagbar  geworden  (Seitenstück  zur 
civilrechtlichen  Naturalobligation);  das  freisprechende  Urteil  ist  kein 
Strafaufhebungsgrund. 

Vni.  Nach  dem  zu  II— VI  Ausgeführten  bemisst  sich  'die 
Zulässigkeit  des  Strafrechtsweges,  mit  der  Massgabe  jedoch, 
dass  nicht  wegen  aller  Ansprüche  der  unter  II  genannten  Art  der 
Strafrechtsweg  zulässig  wäre.  Entzogen  sind  dem  StrafrechtsAogo  viel- 
mehr solche  Strafsachen,  die  vor  Verwaltungsbehörden  oder  Sonder- 
gerichte gehören  ^^). 

")  Oben  V  7. 

^  R.  V,  410;  E.  Vlll,  302,  XII,  212;  Löwe  14  zu  Ikich  2  Abschn.  1. 

*•)  Ullmann  7,  zu  vergleichen  au(;h  Wach  1,  (i  ff.  Dass  die  Kla^e  im 
Strafprozess  kondemnatorische,  nit^bt  Fest  stell  ungsklage  ist  —  oboD  l  — ,  steht  dem 
im  Text  Gesagten  nicht  entgegen.  Der  (legensatz  zwischen  Feststellung  und 
kondemnatorische  m  Urteil  ist  nicht  derselbe  wie  der  Gegensatz  zwischen 
Feststellung  und  konstitutivem  Urteil. 

"j  In  dieser  Hinsicht  A.  M.  B  i  n  d  i  n  g,  Handbuch  I,    19(3;  Ullmann  4. 

")  A.  M.  Binding  I,   105,  Birkmeyer  Ü80. 

«®)  Oben  6  §  2  III,  IV.  Dagegen  bildet  das  kindliche  Alter  des  Tbäters  z.  Z. 
der  That  nicht,   wie  Ö  t  k  e  r  604  behauptet,    einen  (irund   für  Ausschluss  des  Straf- 
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Die  Ziilässigkeit  des  Strafrechtsweges  ist  Prozessvoraussetzung 
derart,  dass  ein  strafgerichtliches  Urteil,  das  die  Grenzen  dieser  Zu- 
lässigkeit  überschritte,  nichtig  sein  würde^^). 

IX.  Straf  ansprüche,  Verwaltungsansprüche  und  Civilrechts- 
ansprüche  können  in  einem  Strafprozess  auch  zur  Sprache  kommen, 
0  lin  e  den  Gegenstand  des  Prozesses  zu  bilden,  in  der  Weise,  dass 
ihre  Erörterung  notwendig  wird,  um  von  da  aus  für  den  Anspruch, 
der  den  Gegenstand  des  Prozesses  ausmacht,  Konsequenzen  zu  ziehen, 
also  im  Wege  der  Präjudizialf eststeil ung. 

So  muss  behufs  Aburteilung  des  Anstifters  das  Vorliegen  einer 
Ilauptthat,  behufs  Anwendung  der  Kompensation  das  Vorliegen  einer 
(legenthat  festgestellt  werden.  Es  ist  zu  beachten,  dass  die  Präjudizial- 
fcststellung  in  keiner  Weise  eine  Entscheidung  über  den  Präjudizial- 
anspruch enthält,  denn  zu  entscheiden  ist  nur  über  den  Gegenstand 
des  Prozesses.  Dies  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Frage  der 
Rechtskraft  «2). 

Sind  bürgerlichrechtliche  Rechtsverhältnisse  präjudiziell  (z.  B.  das 
Eigentum  an  einer  Sache  im  Diebstahl sprozess),  so  werden  sie  nach 
§  261  St.P.0.  im  Strafprozess  mit  festgestellt *^3)  Dj^^  Gericht  ist  jedoch 
nach  §  261  Abs.  2  auch  befugt,  die  Untersuchung  zunächst  auszusetzen 
und  den  Ausgang  eines  schon  schwebenden  oder  erst  anhängig  zu 
machenden  Civilverfahrens  abzuwartend^),  und  zwar  auch  noch  in  der 
Beruf ungs-,  nicht  aber  in  der  Revisionsinstanz  ^). 

Das  vorstehond  Ausgeführte  gilt  insonderheit  auch  in  einorn  Strafprozess 
wegen  ratentveiletzung.  insofern  diis  Strafgericht  hier  die  Vorfrage  mit  zu  prüfen 
hat,  ob  ein  gültiges  Patent  vorliegt.  Es  ist  aber  nicht  zu  übersehen,®®)  dass  nach 
materiellem  Patentrecht  das  erteilte  Patent  einesteils  so  lange  gültig  bleibt,  bis  es  vom 


rechtsweges.  StCf.B.  §  55  hat  ungeachtet  seiner  saloppen  Fassung  rein  materiell- 
rechtliche  Bedeutung.  Deshalb  zutreffend  Ben  necke  oben  115.  Das  Gleiche  gilt 
für  die  Fülle,  in  denen  ein  früherer  Landesherr  oder  Abgeordneter  in  einen  Prozess 
verfangen  ist  wegen  einer  That,  die  er  finiher,  gedeckt  durch  seine  landesherrlicht» 
bezw.  parlamentarische  Immunität,  begangen  hat;  der  Prozess  ist  durchaus  zulässig, 
nur  muss  er  mit  Freisprechung  enden. 

®*)  Unten  §^  75,  77. 

«•)  Unten  §  98. 

"')  §  2(31  spricht  unpräcis  von  einer  ..Entscheidung"  über  das  Präjudizialrochts- 
verhältnis  (statt  , .Feststellung*'  des  Präjudizialrechtsverhältuisses). 

**)  Inwiefern  der  Ausgang  dieses  Verfahrens  den  Strafrichter  bindet,  darüber 
siehe  unten  55  S3.  2. 

«^)  E.III,  253;  Löwe  8.  John  5  zu  i^  2ül;  B  e  n  ne  cko  283  Anm.  6;  B  i  r  k- 
meyer  118;  Geyer  481  Anm.  4;  Ullmann  293  Anm.  2;  Stengloin  3 
zu  g  201.     Anders  B  e  n  n  e  c  k  e  511. 

''*^)  Vgl.  dazu  unten  §  83,  2  a.  E. 
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Pateotamt  für  nichtig  erklärt  worden  ist,  anderenteils  bei  patentamtlioher  Xichfig- 
erktäruDg  mit  rückwirkender  Kraft  zusammensinkt  Der  Strafrichter,  der  die  Erteilung 
des  Patents  durch  das  Patentamt  festgestellt  hat.  kann  somit  nicht  untersuchen,  ob 
Nichtigkeitsgründe  vorliegen*^);  mit  der  Erteilung  ist  das  Patent  konstituiert;  ei-st 
mit  Nichtigerklärung  ist  es  getilgt 

Regelnlässig  wird  deshalb  das  Strafgericht  in  Putents.achen  von  der  Befugnis 
dfts  §  201  Abs.  2  St  P.O.  Gebrauch  machen  und  zunächst  die  Entscheidung  des 
Patentamts  abwarten  müssen."^) 

Verwaltungsrechtliche  Präjudizialfragen  sind  nach  Analogie  des 
§  261  St.P.O.  zu  behandeln  <^'J). 


Zweites   Kapitel. 
Die   obersten   Ofriiiidsiitze  des   Verfahrens. 

A.    OfFizialmaxime,  Accusationsformprinzip,  Instruktionsprinzip. 

1.   Die  Oflizialuiaxiiiie  und  ihre  AiLsnalniien. 

§  62. 
1.  Die  Maxime. 

I.  Jeder  konkrete  Straf prozess  setzt  einen  massgebenden 
Willen  voraus,  der  dahin  erklärt  worden  ist,  es  solle  ein  Strafprozess 
stattfinden.     Wessen  Wille  ist  nun  solchergestalt  massgebend? 

Zwei  Möglichkeiten  lassen  sich  geschichtlich  unterscheiden: 
entweder  nämlich  ist  es  der  Staat  selbst,  dessen  Wille  dafür  sorgt,  ,,nc 
delicta  maaeaiit  iynpwiiia'',  sodass  der  Strafprozess  als  Staatssache 
(Causa  publica)  erscheint,  Staatsklagesystem,  Offizialprinzip,  Prinzip 
der  öffentlichen  Verfolgung  der  Verbrechen ;  oder  die  Herbeiführung  <lor 
Strafverfolgung  ist  in  das  Belieben  von  Privatpersonen  verstellt, 
sodass  der  Strafprozess  alsdann  Privatsache  ist:  Anklago- 
(Accusations-)prinzip,  auch  öfter  als  „Dispositionsprinzip" 
bezeichnet^). 

«0  So  R.  IL  740;  IV,  703;  E.  IlL  252;  Vil,  IKi;  U  11  m  a  n  n  290;  0  t  k  c  r  OlO. 
A.  M.  B  e  n  n  e  c  k  e  28')  Aiiin.  13,  B  i  r  k  m  e  y  e  r  118. 

«)  R.  IV,  708;  Ö  t  k  0  r  010.     A.  M.  B  o  u  n  e  c  k  e  010. 

««j  Löwe  9  zu  {5  201;  E.  XVlll,  l-JO;  M.  VI,  8.  Birkmevor  lls, 
Geyer  481,  (i  1  as  e  r  IL  87,  U  1 1  m  a  n  u  292.  294. 

*)  Letzterer  Ausdruck  ist  aber  mis.sverständlich.  Er  erweckt  die  Vorstellung', 
als  sei  im  Bereich  des  Offizialprinzips  eine  „Üispo.sition''  über  den  Trozass 
ausgeschlossen.  Diese  Vorstellung  läuft  z.  B.  iu  den  sonst  in  vielen  Punkten 
grundlegenden  Ausfühiungen  Heinzes  in  G.  XXIV,  205  ff.  unter.  Ileinze 
aiigumentiert  folgendermassen:  Der  Prozess  enthält  potentiell  eine  Verfügung  ülicr 
den  materiellen  Anspruch  (hierüber  s.  unten   sub  II);    über  Strafanspiüche  giebt  es 


Digitized  by 


Google 


216  I>»e  Offizialraaxime.  §  62. 

Der  g  e  r  m  a  D  i  s  c  h  e  Straf prozess  war  prinzipiell  im  Sinne  der  zweiten 
Möglichkeit  konstruiert,  und  zwar  trat  ein  Strafverfahren  nui*  auf  Verlangen  des 
Verletzten  oder  seiner  Sippe  ein :  P  r  i  v  a  t  k  1  a  g  e  s  y  s  t  e  m. 

Auch  in  R  0  m  war  der  Strafprozess  grundsatzlieh  Privatsache,  wenn  auch  in 
der  Weise,  dass  quivis  ex  popido,  nicht  bloss  der  Verletzte,  die  Vornahme  des  Prozesses 
verlangen  konnte:  Popularklagesystem^). 

Im  Fortschreiten  der  historischen  Entwickelang  trat  neben  die  private  später 
allmählich  die  «ifiFentliche  Einleitung  eines  Strafprozesses,  so  im  Frankenreiche  in 
("testalt  der  sogenannten  Rtigegerichtsbarkeit,  der  zufolge  königliche  Beamte  die  Initiative 
zur  Verbrechensverfolgung  ergriffen^).  Auch  das  mittelalterliche  langobardische 
Stadtrecht  Hess  bereits  zu,  dass  die  Staatsgewalt  nicht  bloss  auf  Anklage,  sondern 
auch  aus  eigener  Entschliessung,  ex  officioy  von  Amts  wegen,  zu  einem  Strafverfahren 
schreiten  konnte^).  Zu  Bedeutung  gelangte  das  Offizialprinzip  durch  das  kanonische 
Recht  welches  Verfolgung  von  Amts  we^en  zuliess  in  den  vier  Fällen  des  Xotoriumy 
der  Tnfamatioj  der  Denunciatio  evangelica  und  der  Exceptio. 

Seitdem  erhielten  sich  das  Privatklagesystem  und  das  Offizialprinzip  lange 
Zeit  neben  einander,  insonderheit  in  Deutschland,  wo  die  P.G.O.  Karls  V.  von  1532 
den  gleichen  Standpunkt  einnahm. 

Insoweit  geschichtlich  das  Anklageprinzip  als  heri-schendes  anerkannt  war,  war 
es  freilich  nicht  immer  ganz  schrankenlos:  Die  anklagend  auftretende  Privatperson 
wurde  vielfach  durch  Kautionszwang  oder  Strafandrohung  für  den  Fall  des  Fallen- 
lassens  der  Anklage  (tergiversatio)  zur  Durchführung  der  einmal  übernommenen 
Rolle  genöthigt ,  oder  es  wurde  sogar  eine  Pflicht  des  Privaten  statuiert ,  jeden 
Straffall  gerichtlich  zu  verfolgen  *). 

Im  Laufe  der  Entwickelung  drängte  das  Offizialprinzip  iramermehr 
das  Privatklagesystem  zurück,  sodass  heute  Privatpersonen  höchstens 
noch    zur    subsidiären    Privatklage    (Österreich    bei    Antragsvergehen 


keine  Verfügung  (nicht  durchaus  richtig,  man  denke  an  die  Begnadigang,  die  freilich 
H  e  i  n  z  e  272  als  einen  Akt  staatlicher  Rechtssohöpf ung  ansieht) ;  folglich  muss  der 
Strafprozess  so  eingerichtet  werden,  dass  keine  „Disposition'*  herrschen  kann,  das  sei 
im  Sinne  des  „Offizialprinzips*'  (».Immutabilitätsprinzip*'  nach  H  e  i  n  z  ej.  Ähnlich 
B  i  r  k  m  e  y  e  r  65.  Die  richtige  Fragestellung  ist  aber  die:  W  e  r  ist  zur  Disposition 
über  den  Prozess  berufen,  der  Staat  oder  jemand  Anderes?  —  Übrigens  entspricht 
das  c  i  V  i  1  prozessuale  „Dispositions'^prinzip  nicht  dem  Anklageprinzip,  sondern  dem 
Anklage  form  prinzip,  unten  §  68  11. 

')  Privat-  und  Popularklage  kann  man  mit  R.  Schmidt,  Staatsanwalt  und 
Privatkläger  12  Anm.  2  unter  dem  gemeinsamen  Ausdruck  „Privatklage  im  weiteren 
Sinne"  zusammenfassen. 

^)  Vgl.  R.  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  §  37,  8, 
Brunner,  Rechtsgeschichte  II,  488,  Dahn,  Könige  der  Germanen  VIII,  Abt.  IV,  81, 
Durch  die  Normannen  wurde  später  diese  Einrichtung  auch  nach  England  verpflanzt, 
dort  änderte  sie  aber  geradezu  im  Hauptpunkte  ihren  Charakter.    R.  Schmidt  26. 

*)  Vgl.  z.  B.  das  Statut  von  Moncalieri  bei  Turin  aus  ca.  dem  13.  oder 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts,  Rul)r.  De  maleficiis  pnniendis:  Item  stattäum  est,  fjt(od 
casfellamis  suviat  vindictam  et  factat  iusticiapyi  et  accipüit  bannum  de  quolibcl 
maleficio  eciarn  eo  non  conquerente,  cui  maleficiuvi  factum  fuerit,  st 
probaium  fuerit  per  confcssionem  rei  vel  per  alias  legittimas  probaeiones  male- 
ftcitim  fore  comtnissum  (Monum.  hisl.  patriae  I^eges  municipales  col.  1404). 

^)  Vgl.  Heinze  GA.  XXIV,  270,  302;  R.  Schmidt  27. 
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und  bei  Übertretungen^)  oder  zur  konkurrierenden  aber  auf  wenige 
Deliktsarten  beschränkten  Privatklage  (Deutschland)  zugelassen  sind,  nur 
ausnahmsweise  aber^)  unter  Ausschluss  des  Staates  den  massgebenden 
Willen  haben.  Prinzipiell  hat  heute  der  Staat  ein  „Klage- 
monopol". Die  Privaten  können  seine  Thätigkeit  nur  faktisch  an- 
regen, indem  sie  Denunziationen  anbringen,  nicht  können  sie  seine 
Thätigkeit  bindend  auslösen®).  In  England  hat  sich  nominell  die 
Popularklage  erhalten,  so  jedoch,  dass,  was  zulässig,  regulär  von  Staats 
wegen  vorgegangen  wird'**). 

IL  Die  Auffassung  des  Strafprozesses  als  Privat-  oder  Staatssache 
hängt  zusammen  mit  der  materiellrechtlichen  Auffassung  des  subjektiven 
Bechts  auf  Strafe  als  Privat-  oder  Staatsanspruchs ^^).  Denn  begründet 
das  Verbrechen  einen  Privatstrafanspruch  des  Verletzten,  so  ist  das 
Naturgemässe,  dass  eben  dieser  Verletzte  es  ist,  von  dessen  „Disposition" 
es  abhängt,  ob  Prozess  stattfinden  soll;  begründet,  wie  es  die  heutige 
Rechtsauffassung  mit  sich  bringt,  das  Verbrechen  umgekehrt  einen 
staatlichen  Strafanspruch,  so  ist  naturgemäss  der  Staat  derjenige,  der 
den  Prozess  fordern  kann. 

Gleichwohl  ist  es  nicht  richtig,  mit  Heinze^^)  die  Herbeiführung 
eines  Prozesses  geradezu  als  eine  Verfügung  über  den  Straf  anspruch 
anzusehen.  Faktisch  wirkt  derjenige,  der  einen  Prozess  herbeiführt, 
mittelbar  allerdings  auch  auf  den  Anspruch  ein,  juristisch  aber  bildet 
das  Herbeiführen  eines  Strafprozesses  den  Inhalt  eines  besonderen 
Rechts:  des  Straf  klagerech  ts^-^).  Es  ist  zwar,  wie  oben  gesagt, 
das  Naturgemässe,  dass  der  Straf  berechtigte  auch  der  Strafklage- 
berechtigte  ist.  Gründe  aller  Art^^)  können  aber  dazu  führen,  dass 
das  Strafklagerecht  einer  anderen  Person  an  Stelle  des  Strafberechtigten 
oder  mit  ihm  zusammen  übertragen  wird^^). 


•)  Vgl.  R.  Schmidt,    16,  140  ff.    Süss,    Stellung   der   Parteien    53,    72. 

')  Österreich  in  einzelnen  ÜbertretungsfäUen,  Schmidt  141,   Süss  53,  72. 

®)  Vgl.  Bin  ding.  Die  drei  Grundfragen  der  Organisation  der  Strafgerichte, 
4,  K.  Schmidt,  Staatsanwalt  und  Privatkläßer,  11.  —  Dies  gilt  auch  für  das  Klage- 
prüfungsverfahren (StP.O    §  170,  unten  S  H'^)- 

»j  R.  Schmidt  28—30;  Süss  ()5,  92. 

»0)  Heinz e,  CIA.  XXlV,  265  ff,  insbes.  270 ff.    Glaser,  Kl.  Sehr.  I,  430. 

")  a.  a.  ü.,  insbes.  206. 

*')  Dasselbe  ist  nicht,  wie  Uli  mann  7—8  will,  als  eine  blosse  Potenz  des 
Strafanspruchs  aufzufassen. 

»=»)  Vgl.  besonders  R.  Schmidt   12  ff. 

**)  Als  Beispiel  diene  einstweilen  die  lömisohe  Popularklage.  Das  heutige 
Recht  —  vgl.  nachstehend  —  zeigt  das  Auseinanderfallen  von  jtis  punimdi  und 
Straf  klagerecht  in  noch  weiterem  Umfange.   —  Vgl.  auch  Ileinze  selbst  266  a.  E. 
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Das  Strafklagerecht  lässt  sich  definieren  als  das  Recht,  im 
einzelnen  Falle  die  Straf gerichtsbarkeit  auszulösen. 

1.  Das  Strafklagerecht  ist  Recht,  nicht  Pflicht.  Insonderheit 
hat  unter  der  Herrschaft  des  Offizialprinzips  der  Staat  keine  Straf- 
klagepflicht, so  wenig,  wie  es  innerstaatlich^^)  eine  raateriellrechtliche 
staatliche  Strafpflicht  giebt^'*},  denn  diesen  Pflichten  würde  das 
berechtigte  Subjekt  fehlen  ^'^). 

2.  Das  Strafklagerecht  ist  das  Recht  auf  Begründung  des  Prozess- 
verhältnisses, das  Recht  auf  ein  Funktionieren  der  Strafgerichtsbarkeit, 
das  Recht  auf  Strafprozess. 

a)  Es  steht,  insoweit  die  Offizialmaxime  gilt,  dem  Staate  zu,  und 
zwar  von  Hause  aus  eben  demselben  Staate,  um  dessen  Straf- 
anspruch es  sich  in  concreto  handelt,  d.  i.  demjenigen,  der  das 
betreffende  Strafgesetz  erlassen  hat.  Diese  Regel  gilt  uneingeschränkt  für 
landesrechtliche  Strafansprüche;  ein  Strafklagerecht  bezüglich  ihrer 
hat  nur  derjenige  Bundesstaat,  um  dessen  Strafgesetz  es  sich  handelt, 
z.  B.  kann  in  Preussen  keine  Bestrafung  auf  Grund  eines  Hessischen 
Strafgesetzes  erfolgen.  Dagegen  bedingen  die  bestehenden  Justiz- 
verhältnisse^^)  für  Strafansprüche  des  Reichs  eine  Abweichung.  Das 
Reich  hat  in  Ansehung  dieser  Strafansprüche  zwar  durchweg^^)  ein 
Strafklagerecht.  Allein  da  die  Klageerhebung  nur  insoweit  Reichssache 
ist,  als  das  Reichsgericht  in  1.  Instanz  mit  der  Sache  befasst  wird,  so 
bedarf  das  Klagerecht  des  Reichs  in  weitem  Umfang  der  Ergänzung 
durch  einzelstaatliche  Klagerechte.  Handelt  es  sich  um  Strafansprüche, 
für  die  das  Reichsgericht  in  1.  Instanz  sachlich  zuständig  ist,  so  ist  freilich 
das  Klagerecht  des  Reichs  exclusiv.  Im  Übrigen  hat  aber  das  Reich  das 
Klagerecht  nur  zusammen  mit  den  sämtlichen^O)  Einzelstaaten,  so,  dass 
zwischen  den  mehreren  Berechtigten  das  Verhältnis  der  Korrealität 
besteht:  wegen  eines  Reichsstrafanspruchs  kann  der  preussische  Staats- 


*^)  Die  völkerrechtlichen  „überstaatlichen"  Straf  pflichten  bleiben  hier  natürlich 
ausser  Betracht.  Über  sie  vgl.  T  r  i  e  p  e  1 ,  Völicerrecht  und  Landesrecht  323  ff., 
Bülin^  Z.  XVII,  3-M. 

^«)  A.  M.  Heinze  273  f.,  Binding  1,  101  fip.,  Bierling  Z.  X,  282  ff. 
Birkmeyer  64,  Uli  mann  206,  233. 

*')  Vgl.  auch  unten  §  73. 

»»)  Oben  §  12. 

"*)  Abweichend  Kohlrausch,  Prozessuale  Behandlung  der  Idealkoukurrenz  11)  ff. 

'")  Nicht  bloss  denjenigen  Einzelstaaten,  deren  Gerichte  örtlich  zuständig  sind, 
wie  Binding  I,  194  annimmt.  Die  Zuständigkeit  bedingt  nur  das  Prozess Verhältnis; 
das  Strafklagerecht  ist  das  privs. 
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anvvalt  so  gut  die  Klage  erheben,  wie  der  hessische  oder  (im  Falle  der 
Verbindung  z.  B.  mit    einer   Hochverratssache)    der   Oberreichsanwait. 
Insoweit  Privatklage  gilt,  ist  der  betreffende  Private  Inhaber  des 
Strafklagerechts. 

b)  Das  Strafklagerecht  richtet  sich  gegen  Jeden,  der  der  Straf- 
geriehtsbarkeit  unterworfen  ist,  regelmässig  ohne  besondere  Voraus- 
setzungen. 

c)  Das  Strafklagerecht  umschliesst  die  sämtlichen,  eine  Einheit 
bildenden  Ansprüche  (oben  §  61 III),  die  in  dem  konkreten  Falle 
möglicherweise  erwachsen  sind'-^i).  Es  ist  teilbar  nur  in  demselben 
Umfange,  wie  der  Prozessgegenstand  teilbar  ist^^). 

d)  Das  Strafklagerecht  erlischt  mit  der  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung, dem  Verbrauch  der  Straf  klage -^),  und  zwar  beseitigt  letztere 
alle  etwa  vorhandenen  Strafklagerechte,  die  denselben  Prozessgegenstand 
betreffen.  Über  das  rechtskräftige  Urteil  hinaus  bleibt  das  Strafklagerecht 
nur  bestehen  unter  den  Voraussetzungen,  unter  denen  eine  Wieder- 
aufnahme statthaft  ist,  sofern  diese  Voraussetzungen  schon  zur  Zeit 
des  Urteils  gegeben  waren.  Erfüllen  sie  sich  nachher,  so  lebt  das 
untergegangene  Strafklagerecht  wieder  auf. 

Ob  die  Verfolgung« -Verjährung  2«*)  und  die  Abolition  Gründe  für 
das  Erlöschen  des  Straf  klage  rechts  darstellen,  hängt  davon  ab,  ob  man 
—  was  bestritten  ist  —  jene  dem  materiellen  oder  dem  Prozessrechte 
zuweist^ö).  Das  Privat-Strafklagerecht  erlischt  auch  durch  Zurücknahme 
der  anhängig  gemachten  Privatklage,  St.P.0.  §  432,  während  die  öffent- 
liche Klage  nach  der  Zurücknahme  erneuert  werden  kann. 

e)  Eine  Hemmung  des  Strafklagerechts  kann  sich  u.  A.  ergeben 
aus  dem  Grundsatz  der  Spezialität  der  Auslieferung,  insofern  nach  den 


'*)  Bei  Ideal  konkurrenz  ist  daher  nur  ein  Straf  klage  recht  gegeben.  A.  M. 
B  i  Q  d  i  n  g  I,  633. 

")  Oben  §  61  V. 

")  unten  §  98. 

")  Über  die  VoUstreckcuigsverjährung  s.  unten  §  139 X. 

")  Eichtiger  Ansicht  nach  würden  beide  Insütute  dem  Strafrecht  zuzuweisen 
sein  (als  Strafaufhebungsgründe).  Für  die  Verjährung  ergiebt  sich  dies  aus  dem 
freilich  de  lege  ferenda  sehr  anfechtbaren  Oinindgedankcn  des  Instituts,  dass  eine 
Strafe,  die  nicht  der  Tbat  bald  folge,  ungehörig  sei.  Für  die  Abolition  füllt  ihre 
Zusammergehöijgkeit  mit  der  Begnadigung  im  engeren  Sinne  ins  (iewicht;  sie 
erscheint  im  Gegensatz  zu  dieser  als  Verzicht  auf  den  etwa  vorhandenen  Straf- 
anspruch. Nicht  zu  verkennen  ist  freilich,  dass  die  Abolition  regelmässig  in  ganz 
anderem  Sinne  geübt  wird,  nämhch  als  „Niederechlagung  des  Verfahrens'',  also  als 
eine  prozessuale  Wirksamkeit  beanspruchende  Massregel.  Aber  insoweit  ist  sie 
heute  unzulä.ssig,  oben  Bennecko  34  Anni.  17,  unten  §  137  I. 
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Auslieferungsverträgen  des  Deutschen  Reichs  einem  Ausgelieferten  nur 
wegen  der  That,  um  derentwillen  die  Auslieferung  erfolgt  ist,  nicht 
wegen  anderer  vor  der  Auslieferung  begangener  Thaten  der  Prozess 
gemacht  werden  kann^ß). 

Doch  kann  das  gehemmte  Sti'afklagerecht  unter  Umständen  wieder 
frei  werden,  z.  B.  wenn  der  betreffende  auswärtige  Staat  seiue 
Zustimmung  erklärt,  oder  wenn  in  dem  Auslieferungsvertrage  die 
Zulässigkeit  des  Prozesses  für  den  Fall  ausbedungen  ist,  dass  der 
Beschuldigte  sich  nach  der  Auslieferung  freiwillig  in  dem  Lande,  an 
das  er  früher  ausgeliefert  worden  war,  aufhält  oder  dorthin  zurück- 
kehrt, und  diese  Bedingung  eintritt. 

f)  Das  Straf  klagerecht  ist  mithin  ganz  getrennt  von  dem  Straf- 
anspruch ^').  Das  tritt  am  deutlichsten  darin  zu  Tage,  das  es  sich  auch 
gegen  den  Unschuldigen  richtet. 

Es  ist  ferner  nicht  etwa  parallel  der  römischen  privatrechtlichen 
actio;  denn  diese  steht  nur  dem  wirklich  materiell  Berechtigten  zur 
Seite;  ebensowenig  —  aus  ähnlichem  Grunde  —  dem  von  Wach  2«) 
für  den  Civilprozess  aufgestellten  Rechtsschutzanspruch  29).  Vielmehr 
hat  es  ungefähre  Ähnlichkeit  mit  dem  sogenannten  publizistischen 
Rechtsschutzanspruch  desCivilprozesses^®),  nur  in  umgekehrter  Richtung, 
insofern  es  nicht,  wie  dieser,  den  Individuen  gegen  den  Staat,  sondern 
umgekehrt  dem  Staat  (seil,  soweit  er  der  Klageberechtigte  ist)  gegen 
die  Individuen  zusteht  ^^). 

g)  Zum  Prozessverhältnis  steht  das  Strafklagerecht  im 
Verhältnis  einer  Voraussetzung:  es  ist  eine  Prozessvoraussetzung, 
sodass  bei  Fehlen  des  Strafklagerechts  in  der  Person  desjenigen,  der  es 
geltend  macht,  oder  in  der  Person  dessen,  gegen  den  es  geltend  gemacht 
wird,  ein  ordnungsmässiges  Prozessverhältnis  nicht  entsteht^). 

h)  Über  die  Form  der  Geltendmachung  des  Strafklagerechts  handelt 
unten  §  t)8. 


»«)  Vgl.  daza  D e li u s  Auslief.-K.  52. 

")  Binding  I,  193  f.,  A.  M.  Ullmann,  oben  S.  217  Amn.  12. 

'«)  I,  19  ff. 

")  Den  AV  ach 'sehen  Rechtsschutzanspruch  hätte  z.  B.  der  unschuldige  Bo- 
Kchuldigte  gegen  den  Staat  das  Straf kiagerecht  hat  immer  der  Staat  gegen  den 
schuldigen  oder  unschuldigou)  Beschuldigten. 

»*')  Vgl.  Degenkoib,  Einlassungszwang  1  ff.,  Plösz,  Beiträge  zur  Theorie 
drs  Klagerechts,  47  ff. 

*•*)  Ob  für  den  Civilprozess  ein  ,,publizistisches  Klagerecht'*  angenommen  werden 
kann,  kann  hier  dahingestellt  bleiben. 

"**')  Nicht  darf  es  mit  dem  Proze&sverhältnis  identifiziert  werden. 
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2.  Dfe  Ausnahmen  von  der  OfHzIalmaxime. 

§  63. 
a)   Im  Allgemeinen. 
Im   heutigen   deutschen  Reichsrecht  ist  die  Offizialmaxime  durch 
eine  Keihe  von  Ausnahmen  durchbrochen*). 

I.  Unverkürzt  würde  die  Offizialmaxime  dahin  gehen,  dass  der 
Staat  in  der  EntSchliessung,  ob  im  konkreten  Falle  ein  Strafprozess 
stattfinden  solle,  also  in  der  Ausübung  seines  Strafklagerechts,  von 
anderen  Faktoren   ganz  unabhängig  wäre.    Dies  trifft  nicht  immer  zu. 

1.  In  gewissen  Fällen  kann  und  darf  der  Staat  nur  auf  Antrag 
des  Verletzten  (oder  gewisser  anderer  Personen); 

2.  in  anderen  Fällen  nur  auf  „Ermächtigung"  hin  vorgehen  2). 

3.  Im  Falle  des  §  4  i.  f.  St.G.B.  ist  die  Strafverfolgung  nur  auf 
Antrag  einer  ausländischen  Behörde  zulässig.  Der  Grund  dieser 
Bestimmung  ist  die  Rücksicht  auf  den  internationalen  Staatenverkehr. 
Der  „Antrag"  ist  daher  hier  nicht  im  Sinne  des  „Antrages"  unter 
Ziffer  1  aufzufassen,  insbesondere  nicht  befristet,  wie  dieser  es  ist. 

4.  Im  Falle  des  §  4^  St.G.B.  tritt  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag 
des  Verletzten  ein,  sofern  das  ausländische  Strafrecht  (und  zwar  das 
des  Begehungsortes)  einen  solchen  Antrag  fordert,  St.G.B.  §  5^.  Auch 
dieser  „Antrag"  ist  nicht  als  Strafantrag  im  Sinne  von  Ziffer  1  auf- 
zufassen, richtet  sich  vielmehr  durchaus  nach  dem  betreffenden  aus- 
ländischen Recht.  Der  Ausdruck  „Antrag"  wird  hier  überdies  im 
weitesten  Sinne,  =  Verlangen  des  Verletzten  nach  Strafverfolgung 
aufzufassen  sein,  sodass  unter  §  5^  cit.  auch  der  Fall  zu  ziehen  ist,  dass 
das  ausländische  Recht  die  Verfolgung  nur  auf  Privatklage  des 
Verletzten  hin  eintreten  lässt. 

II.  Noch  weitergehend  legt  das  Gesetz  (St.P.O.  §§  414  ff.,  R.Ges. 
vom  27.  Mai  1897  §  12)  für  die  Fälle  der  nur  auf  Antrag  verfolgbaren 
Beleidigungen  und  Körperverletzungen,  sowie  des  unlauteren  Wett- 
bewerbs gewissen  Privatpersonen  ein  Strafklagerecht  bei,  dergestalt, 
dass  diese  im  Wege  der  „Privat klage"  gegen  den  Beschuldigten 
selbständig  vorgehen  dürfen^). 

*)  Häufig  werden  unter  die  Ausnahmen  auch  die  Fälle  des  Opportunitätsprinzips 
gezählt.  Dies  beruht  auf  der  irrigen  Auffassung,  als  sei  das  Legalitätsprinzip  nur 
eine  Anwendung  des  Offizialprinzips.     Vgl.  hiergegen  unten  §  73. 

*)  Über  Antrag  und  Ermächtigung  handeln  ex  professo  %^  04  —07. 

*)  Die  Regelung  der  Privatklage  im  heutigen  Recht  muss  als  prinziplos  bezeichnet 
werden,  insofern  als  die  Sonderbehandlung  der  Beleidigung,  der  Körperverletzung 
nnd  des  anlauteren  Wettbewerbs  keinen  Titel  für  sich  hat. 
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222  Strafantrag  und  Ermächtigung.  §  03. 

Hier  (ad  II)  erscheint  also  das  Klage  m  o  n  o  p  o  1  des  Staates,  wie 
es  durch  die  Offizialmaxime  bedingt  ist,  durchbrochen.  Dieses  private 
Strafklagerecht  ist  allerdings  nicht  exclusiv,  vielmehr  hat  in  allen 
diesen  Fällen  der  Privatklage  auch  der  Staat  ein  Strafklagerecht*). 
Andererseits  ist  aber  das  Privatklagerecht  dem  staatlichen  Klagerecht 
nicht  blos  subsidiär  in  dem  Sinne,  dass  es  erst  wirksam  würde, 
wenn  der  Staat  die  Ausübung  seines  Klagerechts  abgelehnt  hätte; 
vielmehr  kann  der  Privatklageberechtigte  vorgehen,  ohne  auf  die  staat- 
liche EntSchliessung  zur  Strafverfolgung  Rücksicht  zu  nehmen.  Das 
Verhältnis  zwischen  staatlichem  und  privatem  Klagerecht  ist  also  das 
der  Korrealität,  so  freilich,  dass,  wenn  beide  Berechtigten  von 
dem  Klagerecht  Gebrauch  machen,  der  Staat  die  Vorhand  hat.  Macht 
also  der  Staat  sein  Klagerecht  geltend,  so  ist  fortan  für  eine  Privat- 
klage kein  Raum  mehr,  und  die  vorher  erhobene  Privatklage  hört  zu 
wirken  auf.  Dem  Privatkläger  bleibt  hier  nur  die  Stellung  eines 
Nebenklägers.   In  diesem  Sinne  ist  das  Privatklagerecht  subsidiär. 

Die  Korrealität  der  beiden  Strafklagerechte  bringt  es  mit  sich, 
dass  beide  erlöschen,  sobald  auf  Grund  eines  derselben  eine  rechts- 
kräftige Entscheidung  ergangen  ist^). 

b)    Strafantrag  und  Ermächtigung  insbesondere*). 

§  64. 

a.    Allgemeines. 

I.  Bei  einer  Anzahl  von  Delikten  tritt  nach  ausdrücklicher 
gesetzlicher  Bestimmung  „die  Verfolgung  nur  auf  Antrag"  ein^).  Diese 
sogenannten  „Antragsdelikte"  —  Gegensatz:  „Offizialdelikte"  —  finden 
sich  im  St.G.B.  in  §§  102-1043),  123,  170,  172,  179, 182, 189, 194—196, 
232,  286,  237,  247,  263,  288,  289,  292,  299,  300—303,  370^  und  ^*l 


*)  Das  Vorliegen  eines  „öffentlichen  Interesses"  im  Sinne  des  §  416  St.P.0 
ist  nicht  Bedingang  des  staatlichen  Straf klagerechts,  sondern  nur  Bedingung  der  staats- 
anwaltschaftlichen  Klagep flicht,  unten  §  73. 

^)  S.  das  Nähere  unten  §  141  f5f. 

*)  Es  ist  bisher  üblich,  die  Lehre  von  Autrag  und  Ermächüguug  nicht  im 
System  des  Strafprozesses,  sondern  in  dem  des  Strafrechts  darzustellen.  Steht  man 
auf  dem  Standpunkt,  dass  Strafantrag  und  Ermächtigung  Prozess Voraussetzungen  sind, 
so  ist  diese  Behandlung  eine  Inkonsequenz,  mit  der  gebrochen  werden  muss. 

0  Die  Geschichte  des  Antrags  rechts  s.  bei  Köhler,  Lehre  vom  Straf  antrag  4  fF. 

*)  Der  „Antrag  der  auswärtigen  Regierung'^  in  §§  102,  103  ist  Antrag  im 
technischen  Sinne.  Dagegen  v.  L  i  s  z  t  in  §  44  Anm.  9,  der  aber  in  §  45  I  Abs.  2 
die  §§  102,  103  den  Antragsfällen  zuzählt. 

*)  Die  Antragsfälle  ausserhalb  des  St.G.B.  sind  zusammengestellt  bei  Köhler 
31-34. 
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Hier  bedarf  es  eines  Antrags  gleichviel  in  welcher  Erscheinungsform 
das  Delikt  auftritt  (Versuch,  Anstiftung  u.  s.  w.)^).  Militärische  Delikte 
sind  ausnahmslos  Offizialdelikte  nach  M.St.G.B.  §§  51,  127. 

In  allen  Antragsfällen  hat  die  Niciitstellung  des  Antrages  also 
die  Kraft,  ein  Strafverfahren  zu  inhibieren,  sodass  im  Endergebnis  das 
Privatinteresse  gegenüber  dem  öffentlichen  Interesse  in  den  Vordergrund 
tritt.  Die  Rechtfertigung  dieser  auffallenden  Erscheinung^)  wird  vielfach 
darin  gefunden,  dass  der  Verletzte  möglicherweise  den  strepitus  fori 
als  eine  neue  Verletzung  empfinden  würde,  und  dieses  berechtigte 
Interesse  geschont  werden  solle  ^).  Das  ist  richtig,  aber  zu  eng.  Die 
Beweggründe,  aus  denen  heraus  der  Berechtigte  die  Strafantragstellung 
unterlässt,  sind  gleichgültig.  Das  Richtige  ist^),  dass  in  den  Antragsfällen 
das  staatliche  Interesse  an  der  Realisation  der  Bestrafung  als  bedingt 
erscheint  durch  das  Verlangen  des  Verletzten  nach  Genug- 
thuung^).  Der  Staat  glaubt  in  diesen  Fällen  unbeschadet  seiner 
Autorität  seine  Strafaufgabe  zurückstellen  zu  können,  wenn  der  Ver- 
letzte nicht  Genugthuung  begehrt ^^).  Das  Gesagte  ist  natürlich  nur 
negativ  dahin  zu  verstehen,  dass  bei  Mangel  des  Antrages  ein  öffent- 
liches Interesse  nicht  vorliegt;  nicht  etwa  umgekehrt  dahin,  dass  bei 
Stellung  des  Antrages  das  öffentliche  Interesse  unbedingt  gegeben 
sei;  vgl.  §  416  SiP.O.i^)  ^2). 


^)  Und  zwar  auch  dann,  wenn  die  That  unter  einem  anderen  ideell  kon- 
karrierenden  Gesichtspunkt  gleichzeitig  als  Offizialdelikt  erscheint  z.  B.  wenn  die 
Be.s<;hädigung  eines  fremden  Tiers  sicD  gleichzeitig  als  Tierquälerei  dai-stellt  Wird 
in  solchem  Falle  der  Antrag  nicht  gestellt,  so  ist  die  That  als  Tierr[uälerei,  nicht  als 
Sachbeschädigung  verf olgbar,  es  tritt  also  eine  Zerteilung  den  Prozcssgegeiistandes  ein, 
oben  §  61  V  1.  Ebenso  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  20;  Kohlrausch,  Zur 
prozessualen  Behandlung  der  Ideiükonkurrcnz,  32.  Anders  Bin  ding  I,  G31, 
Köhler  119. 

^  Vgl.  zum  Folgenden  Reber,  Antragsdelikte  7  ff;  Köhler  6  ff., 
H.  Meyer  §  43,  1. 

^)  V.  Liszt  §  45  II  2;  Frank  §  61  Bem.  I  1. 

»)  So  v.  Bar  (i.A.  XIX,  644;  Köhler  8. 

•)  Em„materiellrechtlicher(lrandgedanke'' des  Antragsrechts  (so  ßinding  1,6U6, 
Normen  I,  2.  Auil.  30)  ist  dies  nicht. 

*®j  Legislatorische  Bedenken  hiergegen  erhebt  mit  Recht  Bin  ding  I,  603  f., 
vgl.  auch  Modem  U.S.  XXVIl,  509. 

")  Hiermit  erledigt  sich  der  unter  Bezugnahme  auf  §  41 G  erhobene  Einwand 
von  S  t  e  i  n  i  t  z  Kompensation  22. 

*•>  Zuweilen  wiid  dem  Strafantrag  teilweise  noch  die  Funktion  zugeschrieben, 
Symptom  dafür  zu  sein ,  dass  der  Betroffene  die  Verletzung  empfunden 
habe.  So  v.  Liszt  §  4.'),  II,  1;  Frank  §  61  Bem.  I  1.  Das  ist  unhaltbar. 
Gewiss  ist  das  Empfinden  der  Verletzung  seitens  des  Betroffenen  bisweilen  unerlässlich, 
soll  anders  die  That  „für  die  öffentliche  Rechtsordnung  von  Bedeutung'*  (v.  Liszt), 
deutlicher:  „rechtswidrig*'  sein.    Aber  weder  ist  der  nachträglich  gestellte  Strafantrag 
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Seinem  Wesen  nach  ist  der  Strafantrag  Bedingung  des  staatlichen 
Strafklagerechts,  somit  Prozessvoraussetzung,  nicht  materiellrecht- 
liche Bedingung  der  Strafbarkeit ^^).  Denn  historisch  erscheint  der  Straf- 
antrag als  ein  Nachklang  der  exklusiven  Privatklage,  die  doch  sicher 
keine  „Bedingung  der  Strafbarkeit''  war.  und  dass  der  Strafantrag 
auch  im  heutigen  Reichsrecht  prozessuale  Natur  hat,  erhellt  einmal 
aus  dem  Wortlaut  der  einschlägigen  Gesetze^*),  sodann  aus  der 
Unnatürlichkeit  der  gegenteiligen  Konstruktion^^),  endlich  direkt  aus 
§  259  St.P.0.,  welcher  mit  der  materiell  rechtlichen  Natur  des  Antrages 
unvereinbar  ist^^). 

Nicht  gegen  die  prozessuale  Auffassung  spricht  der  Umstand,  dass 
der  Antrag  im  StG.B.  behandelt  ist;  letzteres  Gesetz  enthält  auch  sonst 
prozessuale  Bestimmungen;  übrigens  handelt  das  Urheberrechtsgesetz 
vom  11.  Juni  1870  §  27  von  dem  Antrag  unter  der  Rubrik: 
„Prozessuales". 

Die  Meinung*^),  der  Strafantrag  habe  Doppelnatur,  sowohl  materiellrechtliche, 
wie  prozessuale,  ist  unannehmbar  weil  die  Folgen  ganz  verschieden  sind,  je  nachdem 
man  den  Antrag  als  materiellrechtlich  oder  als  prozessual  bedeutsam  behandelt. 

II.  Eine  ähnliche,  gleichwohl  aber  eigenen  Grundsätzen  folgende 
Prozessvoraussetzung    ist    die    sogenannte    „Ermächtigung*'     zur 


ein  Beweis  dafür ,  dass  der  Betroffene  sich  wirklich  durch  die  Tbat  verletzt  gefühlt 
hat  (der  Antrag  kann  z.  B.  lediglich  ein  Racheakt  sein),  noch  ist  das  unterbleiben 
des  Straf antrages  ein  Beweis  dafür,  dass  der  Betroffene  sich  nicht  verletzt  gefühlt 
habe  (er  kann  sich  z.  B.  durch  eine  Geldsumme  den  Antrag  haben  abkaufen  lassen). 
Gut  Steinitz,  Kompensation,  21  f.;  s.  auch  Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag  3,  23 
Anm.  1.  —  Vgl.  auch  Bind  in  gl,  605. 

*')  Ebenso  die  weitaus  herrschende  Meinung;  insbesondere  Bennecke  oben  14; 
V  Liszt  §  45  lU;  v.  Kries  10;  Frank  Bem.  II  zu  §  61  StG.B.;  Binding  I,  GH  ff. 
und  die  reichsgerichtliche  Rechtsprechung  R.  I,  614;  £.  IL  221,  VI,  161  etc.  Da- 
gegen neuerdings  besonders  Köhler  10  ff.,  vgl.  auch  die  dort  Citirten  (v.  Bar, 
V.  Kirchenheim,  Merkel  u.  A.),  sowie  Birkmeyer  668.  Die  Aus- 
führungen Köhlers  14  ff.  beruhen  auf  einer  eigenartigen  —  unhidtbaren  —  Auf- 
fassung des  Begriffs  „Bedingung  der  Strafbarkeit"  im  Verhältnis  zum  Begriff  der 
„strafbaren  Handlung",  sowie  im  Verhältniss  zum  Begriff  der  „Prozess Voraussetzung". 

•*)  „D  i  e   Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein". 

'*)  Wäre  der  Antrag  eine  Bedingung  der  Sti*af barkeit,  so  wäre  bis  zu  seiner 
Stellung  oder  NichtStellung  die  Frage,  ob  eine  strafbare  Handlung  vorliegt,  in  der 
Schwebe,  was  übrigens  auch  durch  §§  127,  130  St.P.O.  widerlegt  wird.  Vgl.  oben 
Bennecke  195  Anm    10. 

»«)  Vgl.  unten  §  95. 

'')  So  besonders  v.  Risch  O.S.  XXXVI,  251;  Ols hausen  1  zu  §  Gl; 
Fuchs  Anklage  und  Antragsdelikte  33;  Hälschner  I,  711  f.;  H.  Meyer  293, 
Binding,  Normen,  1.  Aufl.  I,  19  ff.;  auch  die  2.  Aufl.  der  Normen  S,  30  hält,  wie  das 
Handbuch,  trotzdem  hier  der  Antrag  durchaus  als  Voraussetzung  des  Strafklagerechts 
behandelt  wird,  nocli  an  dem  „materiellrechtlichen  Grundgedanken"  des  Antrag- 
rechts fest.     S.  dagegen  oben  Anm.  9. 
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Strafverfolgung,  die  in    den   Fällen    der    §§  99,   101,   197  StG.B.  er- 
forderlich ist^ö). 

Ihre  wesentlichen  Unterschiede  vom  Strafantrage  sind   folgende: 

1.  Die  Ermächtigung  wird  ex  officio  eingeholt,  wenn  sie 
nicht  spontan  gestellt  wird;  der  Antrag  kann  abgewartet  werden i^). 

2.  Die  Ermächtigung  ist  unbefristet  und  in  jeder  Form  göltig^O). 

3.  Die  Ermächtigung  ist  nicht  zurücknehmbar^^). 

ß.    Die  Satze  Ober  den  Strafantrag  im  einzelnen. 

§  65. 
1,   Äntragsrechty  AntragsfUhigkeit^  ÄntragstnkaU. 

L     Strafantragsberechtigt  sind 

a)  jeder  durch  die  That  Verletzte,  StG.B.  §  65,  Abs.  1,  Satz  1. 

„Verletzt^  ist  derjenige,  dessen  eigene  Rechtsgüter  durch  die  That 
angegriffen  worden  sind*),  und  zwar  derjenige,  der  z.  Z.  der  That  Herr 
des  betr.  Rechtsgutes  war.  Wer  nach  Begehung  der  That  das  Rechts- 
gut überkommt,  wird  dadurch  nicht  „Verletzter",  ist  vielmehr  nicht 
antragsberechtigt  2).  Obligatorische  Beziehungen  zu  dem  verletzten 
Eechtsgut  genügen  nicht,  z.  B.  ist  der  Käufer  einer  beschädigten  Sache 
nicht  „verletzt".  W^ohl  aber  ist  verletzt,  wer  an  der  Sache  rechtlich 
geschützten  Besitz  (unmittelbaren  oder  mittelbaren)  hat 3). 

In  einzelnen  Fällen  ist  die  Person,  die  als  verletzt  gelten  soll, 
im  Gesetz  speziell  bezeichnet,  vergl.  z.  B.  StG.B.  §§  104  („Der  Beleidigte"), 


**}  Mit  dem  Text  übereinstimmend  erachten  die  ErmächtigUDg  für  eine 
Prozessvorausseizung:  Frank  II  zu  §  99;  Bin  ding,  Normen  1,  2.  Aufl.,  3ü,  184; 
Benneoke  oben  14;  v.  Liszt  §  44  Anm.  9,  auch  Birkmeyer  71,  wiewohl  er  den 
Strafantrag  für  eine  Bedingung  der  iS  t  r  a  f  b  a  r  k  e  i  t  hält  Dagegen  halten 
H.  Meyer  §  42  bei  Anm.  13,  v.  Bar  O.A.  XIX,  Ü41;  Olshausen  1  zu  §  61  die 
Ermächtigung  für  eine  Bedingung  der  IStraf  barkeit. 

'*)  Hausmann,  Beleidigung  gesetzgebender  Versammlungen  13  ff.,  Frank  U 
zu  §  99,  Binding  I,  615,  Köhler  109. 

^)  Frank  II,  2  zu  §  99.  Bennecke  443;  E.  VII,  382,  XVIII,  382.  Über 
Frist  und  Form  des  Antrags  s.  unten  §  66. 

*')Über  die  Zurücknahme  des  Antrags  s.  unten  §  67. 

*)  Die  Frage,  wer  dies  im  einzelnen  ist,  beantwortet  sich  nach  materiellstraf- 
rechtlichen Sätzen,  d.  h.  es  kommt  nur  die  thatbestands massige  Verletzung  in 
Betracht  (also  bei  Körperverletzungen  die  Verletzung  der  Gesundheit  u.  s.  w.).  Vgl. 
Frank  §  61  Bern.  111,  Binding  I,  615  ff.,  Köhler  39  ff.,  H.  Meyer  §  43  bei 
Anm.  24,  Eälschner  I,  714,  Olshausen  10  zu  §  61,  E.  XIX,  250.  A.  M.  Kessler, 
Einwilligung  des  Verletzten,  4^. 

*)  A.  M,  V.  Liszt  §  45  ALm.  14. 

»}  Vgl.  E.  XIX,  379. 
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170   („Der   getäuschte   Teil"),   288   („Der   Gläubiger"),    besonders   aber 
Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  vom  27.  Mai  1896,  §§  12,  1. 

b)  der  gesetzliche  Vertreter  des  minderjährigen  Verletzten,  StG.B. 
§  65,  Satz  2. 

c)  der  Ehemann,  insofern  es  sich  um  Beleidigung  oder  Körper- 
verletzung, begangen  gegen  die  Ehefrau,  handelt,  StG.B.  §§  195,  232 
Abs.  3. 

d)  Eltern  und  Vormund  im  Falle  des  §  182  StG.B.,  daselbst 
Abs.  2. 

e)  Eltern,  Kinder,  Ehegatte  im  Falle  des  §  189  St.G.B.,  daselbst 
Abs.  3. 

f)  der  Staat  und  die  sonstigen  juristischen  Personen  des  öfient- 
liehen  Rechts  (Kommunalverbände  etc.),  insofern  es  sich  handelt  am 
eine  Beleidigung  oder  Körperverletzung,  die  gegen  eine  Behörde,  einen 
Beamten,  einen  Religionsdiener  oder  ein  Mitglied  der  bewaffneten 
Macht,  während  sie  in  der  Ausübung  ihres  Berufs  begriffen  waren,  oder 
in  Beziehung  auf  ihren  Beruf  begangen  ist,  §§  196,  ^32  Abs.  3  StG.B. 

Die  Berechtigungen  adb — f  hängen,  wie  ersichtlich,  von  einem 
gewissen  persönlichen  Verhältnis  zu  dem  Verletzten  ab.  Da  denkbarer- 
weise mehrere  Personen  nacheinander  in  dieses  Verhältnis  eintreten 
können,  so  fragt  es  sich,  auf  welchen  Zeitpunkt  es  für  diese  Straf- 
aniragsberechtigung  ankommt*).  Da  letztere  zweifellos  ein  subjektives 
öffentliches  Recht  ist,  subjektive  öffentliche  Rechte  aber  grund- 
sätzlich —  soweit  nicht  besondere  Gründe  für  das  Gegenteil  vorliegen  — 
als  un übertragbar,  höchstpersönlich,  gelten  müssen,  so  kann  es  eine 
Succession  in  das  Strafantragsrecht  keinesfalls  geben,  es  kann  vielmehr 
nur  je  einer  der  zeitlich  aufeinander  gefolgten  gesetzlichen  Vertreter 
(ad  b;,  Ehemänner  (ad  c),  Dienstherren  (ad  f)  das  Antiagsrecht  haben, 
und  dies  kann  offenbar  nur  derjenige  sein,  der  z.  Z.  der  That  (genauer 
z*  Z.  der  durch  die  That  bewirkten  Verletzung)  in  dem  betreffenden 
persönlichen  Verhältnis  zu  dem  Verletzten  stand,  denn  ihn  betrifft  die 
Angelegenheit  in  erster  Linie.  Folgerecht  ist  dann  auch  anzunehmen, 
dass   ein    Ausscheiden    aus   der   betreffenden   persönlichen    Stellung^; 


*)  Z.  B.  ad  b):  der  Vormund  A  legt  sein  Amt  als  solcher  nieder  mid  wird 
durch  B  ersetzt;  ad  cj:  die  Ehefrau  X  wud  von  ihrem  Ehemann  C  geschieden  und 
geht  eme  Ehe  mit  1)  ein;  ad  f):  der  Staat  bewilligt  dem  Schutzmann  Y  den  Abschied, 
und  letzterer  tritt  in  städtibche  Dienste. 

^)  Vgl.  die  Beispiele  in  Anm.  4. 
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sowie  auch  der  Tod  des  Verletzten  das  einmal  erworbene  Strafantrags- 
recht  des  Nebenberechtigten  unberührt  lässt*).  Dies  entspricht  auch 
dem  gesetzgeberischen  Gedanken,  dass  die  Antragsberechtigungen  ad 
b — f  selbständige  sind. 

Das  Antragsrecht  geht  unter  mit  dem  Tode  des  Berechtigten,  auf 
die  Rechtsnachfolger  geht  es  nicht  über^). 

II.  Da  die  Antragsstellung  eine  Rechtshandlung  ist,  so  setzt  sie  zu 
ihrer  Gültigkeit  Handlungsfähigkeit  bestimmter  Art  —  Strafantrags- 
f  ähigkeit  —  voraus.  Die  Scheidung  zwischen  Straf antragsberechtigung 
and  Strafantragsfähigkeit  ist  bisher  weder  in  der  Wissenschaft  durch- 
geführt^, noch  ist  die  Gesetzgebung  seinerzeit  darüber  klar  gewesen^), 
sie  ist  aber  für  die  korrekte  Behandlung  der  Strafanträge  unerlässlich. 

Strafantragsunfäliig  ist,  wer  geschäftsunfähig  ist  (§  104  B.G.B.) 
oder  das  18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat,  StG.B.  §  65  Abs.  1 
Satz  ]  und  Abs.  2  (Fassung  des  Art.  34  111  E.B.G.B.)  Strafantrags- 
berechtigt  ist  also  auch  der  Geschäftsunfähige  und  unter  18  Jahre 
Alte.  Das  ergiebt  sich  trotz  der  Fassung  des  §  65  Abs.  2  StG.B. 
(Anm.  9)  daraus,  dass  §  65  Abs.  1  Satz  1  sagt: 

„Der  Verletzte,  welcher  das  18.  Lebensjahr  vollendet  hat, 

ist  s  e  1  b  s  t  ä  n  d  i  g  zu  dem  Antrage  auf  Bestrafung  berechtigte^ 

Daraus   folgt,   dass   auch   der  Jüngere  antragsberechtigt  ist,   nur 

eben   nicht    „selbständig^^,    sondern    so,   dass   für   ihn   der   gesetzliche 

Vertreter  wie  in  allen  übrigen  Beziehungen  handelnd  auftritt 

Für  den  Strafantragsunfähigen  übt  der  gesetzliche  Vertreter  das 
Antragsrecht  aus^®). 

Die  Persönlichkeit  des  gesetzlichen  Vertreters  ergiebt  sich  aus 
den  einschlägigen  Sätzen  des  bürgerlichen  Rechts.  Insbesondere  gehört 
hierher   auch   der  SpezialpÜeger,   der  auf  Grund  vom  B.G.B.  §  1909 


^)  Teilweise  a.  M.  Binding  I,  628—630,  Köhler  148,  H.  Meyer  §  43  bei 
Anm.  28.  Es  bedarf  hier  der  Scheidung  zwischen  Antragsreoht  und  AntragsteliungS'' 
Vertretung,  s.  unten  sub  II. 

0  V.  Liszt  §  45  111  6,  E.  XI,  53,  Binding  I,  646,  H.  Meyer  §  305  bei 
Anm.  32  und  die  H.  M.  A.  M.  Frank  §  61  V,  teilweise  auch  Binding  I,  624, 
Fuchs,  Anklage  und  Autragsdelikte,  56. 

*)  Z,  B.  soll  nach  v.  Liszt  §  45  III  la  der  Verletzte,  solauge  er  unter  18 
Jahren  ist,  nicht  antiTigsbei echtigt  sein.    Ebenso  binding  I,  626,  65 J. 

»)  InkOiiekt  ist  z.  B.  §  65  Abs.  2  ötG.B.  verb,  „Berechtigte". 

")  In  der  Person  dos  gesetzlichen  Vertreters  eines  noch  nicht  18jährigen 
treffen  also  die  eigene  Antiagsberecbtigung  (oben  IIb)  und  die  Vertretersteliung 
zusammen.  Dagegeu  ist  der  A.iterb  vorm  und  des  18— 21jährigeQ  nur  aus  eigenem 
Kechte  zum  Autrag  bufugt 
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eigens  dazu  bestellt  ist,  gegen  den  regulären  gesetzlichen  Vertreter 
wegen  Verletzung  des  Pflegebefohlenen  Strafantrag  zu  stellen  ^^). 

In  entsprechender  Weise  übt  für  juristische  Personen  (beleidigte 
Aktienvereine  ad  a),  Staat  und  Komraunalverbände  etc.  ad  f)  das  be- 
treffende Organ  die  Antragstellung  aus*-);  in  den  Fällen  ad  f)  ist  durch 
§§  196,  232  St.G.B.  diese  organschaftliche  Stellung  jedem  (auch  dem 
mittelbaren)  Vorgesetzten  des  beleidigten  (bezw.  körperlich  verletzten) 
Subjektes  zugewiesen  ^^).  Im  übrigen  kommt  es  auf  die  geltenden 
Bestimmungen  an,  durch  die  die  Organisation  der  betreffenden  juristischen 
Person  geregelt  wird**). 

In  allen  Fällen  der  Vertretung  und  der  Organschaft  handelt  es 
sich  also  nicht  um  ein  eigenes  Recht  des  Vertreters  bezw.  Organs. 
Hieraus  folgt  *^):  bei  Personenwechsel  in  der  Vertreter-  bezw.  Organ- 
stellung geht  die  Ausübung  des  Antragsrechts  successiv  von  dem 
einen  auf  den  anderen  über^«);  der  Tod  (Wegfall)  des  Berechtigten  hat 
zur  Folge,  dass  auch  der  bisherige  gesetzliche  Vertreter  bezw.  das 
bisherige  Organ  fortan  nicht  mehr  von  dem  Antragsrecht  des 
Berechtigten  Gebrauch  machen  kann^'). 

Sind  mehrere  gesetzliche  Vertreter  bezw.  Organe  zum  Strafantrage 
legitimiert,  so  hängt  es  von  den  sonstigen  allgemeinen  Bestimmungen 
über  ihre  Funktionen  ab,  ob  sie  von  einander  unabhängig  sind  oder 
nur  konjunktim  den  Antrag  stellen  können. 


^')  Vgl.  auch  Binding  I,  627;  Köhler  a.  a.  0.  61  f.;  Barnau,  Stellver- 
tretung im  Straf  recht  und  Strafprozess,  14;  E.  V,  190. 

'*)  Vgl.  StG.B.  §§  102,  103. 

'^)  Inkorrekt  die  Fassung  des  §  196  StO.B.  „das  Recht,  den  Strafantrag  zu 
stellen  u.  s.  w." 

";  Vgl.  E.  XIX,  380. 

^^)  An  dem  Folgenden  zeigt  sich  besonders  augenfällig  die  Bedeutung  der 
Scheidung  zwischen  Antragsrecht  und  Antragsfähigkeit. 

^")  Z.  B.  der  Pobzei-Präsident  A  m  Vorgesetzter  des  beleidigten  Schatz- 
manns  X  tritt  in  den  Buhestand  und  wird  durch  B  ersetzt  Von  diesem  Zeitpunkt 
ab  ist  A  nicht  mehr  zur  Antragssteliung  legitimiert,  wohl  aber  B.  —  Der  Vormund 
A  des  beleidigten  16jährigen  a  legt  sein  Amt  nieder,  ihm  folgt  als  Vormund  B; 
alsdann  behält  A  zwar  sein  eigenes  Antragsrecht  (oben  I  b),  in  die  Ausübung  des 
Rechts  des  X  tritt  aber  B  ein;  wird  B  alsdann  durch  C  ersetzt,  so  verliert  B  alle 
Legitimation  zur  Antragsstellung,  fortan  sind  nur  A  kraft  eigenen  Rechts  und  C 
als  Vertreter  legitmüert. 

^^)  Z.  B.  der  Vormund  B,  der  an  die  Stelle  des  A  getreten  ist  (vgl.  yoiige 
Anm.)i  verliert  jede  Legitimation,  wenn  X  stirbt  —  Der  Oemeindewächter  T  ist 
beleidigt  worden;  die  Landgemeinde,  in  deren  Dienst  er  steht,  wird  in  einen  Stadt- 
bezirk  inkommunalisiert;  der  bisherige  Gemeindevorsteher  kann  den  Straf antrag  nicht 
mehr  stellen. 
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Über  die  gewillkürte  Stellvei-tretuDg  in  der  Stellung  des  Strafantrags  wird 
imteu  gehandelt*^). 

III.  Den  Inhalt  des  Strafantragsrechts  bildet  nicht  das 
Verlangen-Dürfen,  dass  im  Falle  der  Antragssteliung  ein  Strafverfahren 
stattfindet  —  sonst  wäre  ,das  Antragsrecht  ein  Straf  klagerecht  — , 
sondern  das  Verlangen-Dürfen,  dass  im  Falle  der  Nichtsteilung  des 
Antrags  ein  Strafverfahren  nicht  stattfindet^*-^). 

Der  Umstand,  dass  nach  St.P.O.  g§  170  ff.  der  „Antragsteller,  der  zugleich 
der  Verletzte  ist/*  die  KlageiM liebung  dur(;hsetzen  kann'-®),  spricht  nicht  gegen  diese 
AuffassuDg,  weil  die  §§  170ff.  gar  nicht  an  den  Strafantrag  im  technischen  Sinne  denken, 
und  zudem  die  Befugnis,  gerichtliche  Entscheidung  übor  die  Klageerhebuug  anzurufen, 
nicht  dem  „Antragsteller*  als  solchem,  sondern  nur  dem  Verletzten  zusteht. 

Der  Antrag  entfesselt  also  nur  das  Strafklagerecht,  ohne  es 
positiv  zur  Wirksamkeit  zu  zwingen.  Die  Stellung  des  Antrages  stellt 
sich  somit  im  Grunde  dar  nicht  als  Ausübung  eines  Rechts, 
sondern  als  eine  Ausübung  des  Verzichts  auf  das  Recht,  die  Straf- 
verfolgung zu  hemmen  21). 

Konsequentermassen  müsste  daher  der  Verzicht  aller  Berechtigten 
zur  Strafverfolgung  erfordert  werden.  Dies  trifft  jedoch  nicht  zu. 
Vielmehr  sind  die  etwa  vorhandenen  mehreren  Strafantragsrechte  v('»llig 
selbständig,  unabhängig  von  einander.  Es  genügt  der  Antrag  eines 
(1er  Berechtigten,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  übrigen  einverstanden 
sind  oder  nicht  ^2). 

Der  Strafantrag  kann  das  Strafklagerecht  natürlich  nicht  in 
weiterem  Umfange  entfesseln,  als  die  Macht  des  Antragsberechtigten 
zur  Hemmung  der  Strafverfolgung  reichte,  d.  h.  der  Antrag  ermöglicht 
eine  Würdigung  der  That  nur,  insoweit  es  sich  um  ihre  Richtung  gegen 
den  betreffenden  Antragsteller  bezw.  (in  den  Fällen  Ib — f)  gegen  den- 
jenigen Verletzten  handelt,  dessen  persönliche  Beziehung  zu  dem 
Antragsberechtigten  den  Grund  des  Antragsrechts  bildet.  Hat  A  durch 
ein  Wort  den  B  und  den  C  beleidigt  oder  durch  einen  Stoss  den  B 
körperlich  verletzt  und  eine  dem  C  gehörige  Uhr,  die  B  in  der  Hand 


'»)  §  78  I. 

**)  Ebenso  Thomson,  Verhandlungen  des  XII.  deutschon  Juristentages, 
Gutachten],  196;  MedemG.8.  XXIX,  518;  Steinitz,  Die  sogenannte  Kompensation, 
23—25;  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  22.  S.  auch  R.O.  E.  III,  387;  IX,  393.  Dagegen 
Bio  ding  I,  613;  Thon,  Rechtsnorm  und  subjektives  Recht,  138. 

»•)  Binding  L  614. 

•*)  Legislatorisch  richtiger  wäre  es,  wenn  zur  Hemmung  des  Verfahrens  ein 
|K)8itiv  erklärter  Einspruch  des  Verletzten  erfordert  würde,  sodass  Nichterklärung 
binnen  der  gesetzten  Frist  das  Straf  klagerecht  frei  machte. 

"}  Arg.  §  62  St.G.B. 


Digitized  by 


Google 


230  Antragsrecht,  Antragsfähigkeit,  Antragsinhali  §  65. 

hatte,  beschädigt,  und  stellt  nur  B  Strafantrag,  so  bleibt  die  That 
insoweit  unverfolgbar,  als  sie  den  C  verletzt**). 

Folgerecht  muss  das  Gleiche  gelten,  wenn  die  ideell  konkurrierenden 
Verletzungen  eine  und  dieselbe  Person  betroffen  haben,  und  diese  nur 
unter  dem  einen  Gesichtspunkt  Strafantrag  stellt,  z.  B.  nur  wegen 
Körperverletzung  unter  Ausschluss  der  ideell  konkurrierenden  Sach- 
beschädigung **). 

Dagegen  ist  natürlich,  wenn  der  Antragsteller  sich  nicht  solchergestalt  be- 
schränkt hat,  dem  Gericht  unverwehrt,  die  That  juristisch  anders  aufzufassen,  als  der 
Antragsteller  ••). 

Da  femer  die  Zahl  der  Strafklagerechte  sich  deckt  mit  der  Zahl 
der  Beschuldigten,  so  sollte  prinzipiell  der  Antrag  nur  dasjenige  der 
Strafklagerechte  entfesseln,  auf  welches  sich  der  Antrag  bezieht.  Dem 
zuwider  stellt  §  63  SiP.O.  den  Grundsatz  der  Unteilbarkeit  des 
Antrages  auf,  d.  b.  die  Antragsstellung  entfesselt  das  Strafklage- 
recht nicht  bloss  gegen  den  einen  oder  anderen,  sondern  gegen  sämt- 
liche als  Thäter  und  Teilnehmer  bei  derselben  That  Beteiligte,  ja 
sogar  gegen  den  Begünstiger^^).  Demnach  ist  ein  Strafantrag  in  dem 
Sinne,  dass  einige  der  Beteiligten  verfolgt  werden  sollen,  andere  nicht, 
in  sich  widerspruchsvoll  und  daher  pro  non  scripto  zu  behandeln.  Ab- 
gesehen von  diesem  Falle  ist  ein  Strafantrag,  der  nur  einen  der 
Beteiligten  namhaft  macht,  ausreichend  zur  Verfolgung  sämtlicher 
Beteiligten,  die  dem  Antragsteller  zur  Zeit  der  Antragstellung  bekannt 
waren '^).  Das  Gleiche  gilt  von  einem  Strafantrage,  der  einen  in 
Wahrheit  gar  nicht  Beteiligten  namhaft  macht  2®). 

Der  Grundsatz  der  Unteilbarkeit  des  Antrages  greift  auch  Platz 
bei  den  sogenannten  relativen  oder  subjektiven  Antrags- 
delikten, das  sind  strafbare  Handlungen,  für  die  an  sich  das 
Offizialprinzip  gilt,  und  nur  bezüglich  solcher  Thäter  oder  Teilnehmer 
ein  Antrag  erforderlich  ist,  die  zu  dem  Verletzten  in  einem  gewissen 


»■j  Übereinstimmend  Herzog:,  G.8.  XXVT,  202  ff.;  Merkel,  H.H.  des  Straf- 
rechts  lY,  415;  Kohl  rausch,  Prozessuale  Behandlang  der  Idealkonknrrenz  41. 
A.  M.  Binding  I,  632;  v.  Bar  G.A.  XIX,  048;  Olshausen  58  zu§  61;  jetzt  auch 
H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  34. 

^*)  Übereinstimmend  Binding  L  636;  Eohlrausch  a.  a.  0.  41.  Dagegen 
E.  VT,  312,  Köhler  115. 

")  Übereinstimmend  Bindinf?  I,  635;  K.G.  E.  V,  97;  XXI,  169. 

»«)  Vgl.  hierzu  Binding  I,  637;  Merkel  H.  H.  in,  738,  IV,  427;  H.  Meyer 
§  43  bei  Anm.  19. 

")  Vgl.  unten  §  66  l  3  g.  E. 

»•)  E.  V,  268,  VI,  212;  Frank  §  61  Bem.  VI  3a, 
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nahen  Verhältnis  stehen.  (Hierher  gehören  z.  B.  Diebstahl,  Betrug  nach 
StG.B.  §§  247,  263;  vgl.  auch  §§  289,  292).  Hier  ist  die  Strafverfolgung 
Ton  vornherein  nur  bezüglich  derjenigen  Beteiligten  gehemmt,  bei  denen 
jene  persönlichen  Voraussetzungen  zutreffen.  Sind  ihrer  mehrere,  so 
ist  wiederum  nur  ein  Strafantrag  gegen  sie  alle  zulässig,  gegen  einen 
einzelnen  von  ihnen  unzulässig*®).  Ein  wirksamer  Strafantrag  liegt 
hier  zwar  nur  vor,  wenn  der  Antragsteller  zu  erkennen  giebt,  dass  er 
die  Strafverfolgung  gerade  der  in  dem  betreffenden  persönlichen  Ver- 
hältnisse zu  ihm  stehenden  Thäter  wolle  ^^) ;  ist  aber  ein  solcher  Antrag 
gestellt,  so  ergreift  er  nicht  bloss  die  darin  speziell  bezeichneten  Thäter, 
sondern  alle^^). 

§  66. 

2.    Antraysfrist  und  Äntragsforjn. 

I.  Der  Antrag  ist  als  Prozess Voraussetzung  wirksam  nur,  wenn 
er  fristgerecht  gestellt  ist;  nur  der  rechtzeitig  erklärte  Verzicht 
auf  die  Hemmung  der  Strafverfolgung  entfesselt  das  Strafklagerecht. 
Die  Rechtzeitigkeit  bezieht  sich  nicht  auf  irgend  ein  Stadium  des 
Prozesses^).  Der  Antrag  kann  zu  jedem  Zeitpunkt  des  Verfahrens 
bis  zu  einer  rechtskräftigen  Verurteilung  oder  Freisprechung  wirksam 
gestellt  werden  2),  insbesondere  noch  nach  dem  Eröffnungsbeschluss, 
femer  noch  in  der  Beruf ungs-  und  Revisionsinstanz  ^.  Ein  Verfahren 
wegen  eines  Antragsdelikts  ist  freilich,  solange  der  Antrag  noch  nicht 
gestellt  ist,  nur  bedingt  statthaft  und  wird  daher,  wenn  diese  Situation 
klar  ist,  grundsätzlich*)  nicht  einzuleiten  oder  fortzusetzen  sein.  Ist 
es  aber  eingeleitet  und  fortgeführt  worden,  z.  B.  weil  das  Delikt 
irrtümlich  als  Offizialdelikt  aufgefasst  wurde,  oder  in  sicherer  Erwartung 
des  künftigen  Antrages,  und  wird  vor  rechtskräftiger  Verurteilung  oder 
Freisprechung  der  Antrag  gestellt,  so  wird  das  ganze  Verfahren  nach 
rückwärts  hin  legalisiert 5).    Der  Strafantrag  hat  also  rückwirkende  Kraft 


«)  Binding  I,  638. 

«»}  Frank  §  61  Bern.  VI  3  b;  Binding  I,  655;  Olshausen  43  zu  §  61; 
E.  Vn,  35,  XXV,  176,  XXXI,  170;  R.  VIII,  726. 

")  E.  XVII,  246;  Olshausen  3  zu  §  63;  Binding  I,  638.  A.  M.  Oppen- 
hoff  4  zu  §  63;  Reber,  Aotragsdeükte  443;  Frank  II  1  zu  §  63. 

')  Eine  Ausnahme  s.  unten  Z.  1  Abs.  2. 

»)  Ebenso  B  i  n  d  i  n  g  I,  645. 

•)  Bezüglich  der  Revisionsinstanz  a.  M.  Binding  I,  645. 

*)  Eine  Ausnahme  s.  in  §§  127,  130  St.P.0. 

«)  Ebenso  Binding  I,  596.  R.  V,  270,  IX,  83.  Köhler  134.  Bennecke  441 
Anm.  17.    Vgl.  auch  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  71. 
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Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Gesetz  nirgends  einen  Prozesszeit- 
punkt als  Endtermin  für  die  Antragstellung  fixiert,  in  Verbindung  mit 
der  Bestimmung  der  §§  127,  130  StP.O.,  wonach  gewisse  Prozessakte 
sogar  bei  voller  Klarheit  über  das  Fehlen  des  Antrages  in  Erwartung 
künftiger  Stellung  desselben  statthaft  sind.  Überdies  würde  die  gegen- 
teilige Meinung  lediglich  eine  zwecklose  Mehrung  der  Prozesse  zur 
Folge  haben  ^. 

Auch  mit  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Straf that  ist 
der  Antrag  an  eine  Frist  nicht  gebunden.  Er  kann  gestellt  werden, 
gleichviel  wie  lange  Zeit  seit  der  Begehung  der  That  verstrichen  ist. 

Wohl  aber  besteht  eine  Befristung  für  den  Antrag  mit  Rücksicht 
auf  den  Zeitpunkt  der  Kenntnis  des  zur  Ausübung  oder 
Nichtausübung  des  Straf  antragsrechts  Berufenen 
von  der  That. 

1.  Diese  Antragsfrist  beträgt  3  Monate,  StG.B.  §  61.  Den  un- 
benutzten Ablauf  dieser  Frist  bezeichnet  man  häufig  schlecht  als 
„Antrags-Yerjährung*'. 

Ausnahmsweisö  fällt  die  Dreimonatsfrist  hinweg,  wenn  es  sich  um  wechsel- 
seitige Beleidigongen  oder  Körperverletzungen  handelt.  Hier  kann  der  Antrag  noch 
biß  zum  Schlusfi  der  Verhandlung  in  erster  Instanz,  aber  auch  nur  so  lange  gestellt 
werden,  gleichviel  ob  in  diesem  Zeitpunkt  die  drei  Monate  noch  nicht  oder  schon 
verstrichen  sind ')  (St.G.B.  §§  198,  232).  —  Eine  besondere  Frist  ist  für  den  Antrag  bei 
Verletzung  seemännischer  Dienstpflichten  in  der  Seemann sordnung  v.  27.  Dezember  1872 
§  84  Abs.  5  festgesetzt. 

2.  Die  Dreimonatsfrist  ist  tempus  continuurn^  nicht  utile^  d.  h. 
Hinderung  an  der  Autragstellung  hat  auf  ihren  Lauf  keinen  Einfluss®). 

•)  Würde  z.  B.  der  Antrag  in  der  Berufungsinstanz  gestellt,  so  würde  das 
anhängige  Verfahren,  weil  nicht  von  vorn  herein  auf  dem  Antrag  beruhend,  eingestellt 
werden  und  ein  neues  Verfahren  ab  initio  eingeleitet  werden  müssen  —  eine  gans 
nutzlose  Weiterung. 

^)  Doch  darf  die  Antragsfrist  bezüglich  der  That  nicht  schon  in  dem  Zeitpunkt 
abgelaufen  gewesen  sein,  als  die  Gegenthat  begangen  wurde.  Niemand  kann  ein 
Antragsrecht,  dass  er  schon  verloren  hat,  dadurch  zum  Wiederaufleben  bringen,  dass 
er  selbst  den  Gegner  verletzt.  So  O.L G.  Dresden  Ann.  V,  126,  Gerden,  O.A. 
XXXXV,  22,  V.  Schwarze  5  zu  §  198  St.G.B.,  ders.  G.A.  XXII,  12.  A.  M. 
Olshausen  5  zu  §  198  St.G.B.,  E.  11,  87. 

")  Auf  bedenkliche  Konsequenzen  der  Kontinuität  der  Frist  weist  hin 
Medem  (i.S.  XXIX  581  ff.  Gegen  das  im  Text  Gesagte  sprechen  sich  ferner 
de  lege  lata  aus  Fuchs,  Anklage  und  Antragsdelikte,  25;  Nessel,  Antrags- 
berechtigungen 43  f.;  Olshausen  Bem.  50  zu  §  61.  Aber  das  Gesetz  giebt 
für  die  utile  Berechnung  der  Frist  keine  Handhabe.  So  auch  die  H.  M.  S.  bes. 
Frank  VIII  6  zu  §  61.  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  47.  Binding  I,  641,  646. 
V.  Bar  G.A.  XIX,  715.  Köhler  97  erachtet  zwar  nicht  den  Beginn,  wohl  aber 
den  Ablauf  der  Frist  für  bedingt  durch  die  faktische  und  juristische  Möglichkeit  der 
Antragstellung.    Auch  das  ist  dem  Gesetze  gegenüber  willkürlich. 
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3.  Den  Beginn  der  Dreimonatsfrist  bildet  das  momentum  scientiae, 
der  Zeitpunkt  der  Kenntnis  „von  der  Handlung  und  von  der  Person 
des  Tbäters"  (St.G.B.  §  61).  Da  die  Frist  nicht  der  Strafantrags- 
berechtigung  gilt,  sondern  nur  dem  Entschluss  über  Ausübung  oder 
Nichtausübung  des  Rechts,  so  ist  klar,  dass  es  dabei  nicht 
schlechthin  auf  die  Kenntnis  des  Berechtigten  ankommen  kann, 
sondern  vielmehr  auf  die  Kenntnis  des  zur  Ausübung  (Nichtaus- 
übung) Berufenen.  Die  Frist  wird  also  dadurch  in  Lauf  gesetzt, 
dass  der  Berechtigte,  insoweit  er  Strafantrags  f  ä  h  i  g  ist  (oben  §  65  II), 
oder  sein  Vertreter  oder  Organ,  insoweit  jener  nicht  antragsfähig  ist, 
von  der  Tbat  erfährt.  Ist  aber  diesem  Erfordernis  genügt,  so  läuft 
die  Frist,  da  sie  tempus  cmitinuum  ist,  von  da  ab,  auch  wenn  der 
Berechtigte  antragsunfähig  wird  oder  umgekehrt  Antragsfähigkeit  erlangt, 
oder  der  Vertreter  (das  Organ)  wechselt. 

Hat  z.  B.  der  über  18  Jahre  alte  X  am  1.  Februar  die  EenntDis  erlangt, 
wird  er  später  geisteskrank  und  erhalt  einen  Vormund,  so  kann  dieser  den  Anb-ag 
noch  bis  zum  1.  Mai  einschliesslich  stellen,  später  nicht,  auch  wenn  er  ei-st  nachher 
Kenntnis  von  der  That  erhält.  Vollendet  umgekehrt  der  Verletzte  das  18.  Ijebensjahr, 
so  hat  er  nur  noch  den  Rest  der  Frist,  die  seinem  gesetzlichen  Vertreter  gelaufen 
wäre^).  £ben8o  kann  der  amtlich  Vorgesetzte  im  Falle  des  §  19H  StG.B.  sowie  der 
neu  eintretende  Vormund  den  Antrag  nicht  schlechthin  binnen  3  Monaten  von  dem 
Zeitpunkt  ab  stellen,  in  dem  er  selbst  die  That  erfahren  hat;  hatte  vielmehr  ein 
Vorgänger  schon  vorher  diese  Kenntnis  erlangt,  so  hat  dieser  Moment  die  Frist 
in  Lauf  gesetzt  "0>  Dagegen  läuft  natürlich  ftLr  den  Pfleger,  der  für  ein  von  seinem 
Vater  (Vormund)  verletztes  Kind  eigens  zum  Zwecke  der  Antragstellung  bestellt 
worden  ist"),  die  Frist  erst  von  der  unter  Mitteilung  des  Sachverhalts  erfolgten 
Bestellung;  denn  der  Vater  ist  hier  als  Thäter  von  der  Vertretung  in  der  Antrag- 
stellung natürlich  aiusgeschlossen,  sodass  seine  Kenntnis  nicht  in  Betracht  kommt"). 

Ein  Ruhen  der  Frist  in  der  Zeit,  in  der  der  neu  ein- 
getretene Ausübungsberufene  die  Kenntnis  nicht  hatte,  ist  dem 
Gesetz  unbekannt  ^^. 

Kenntnis  „von  der  Handlung  und  von  der  Person  des  Thäters'' 
im  Sinne  des  §  61  St.G.B.  liegt  vor,  wenn  die  That  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  strafbare,  den  Antragsberechtigten  verletzende  Handlung 
einer  bestimmten  Person  zum  Bewusstsein  des  Berufenen  gekommen 


»j  A.  M.  Köhler  83.    Richtig  Reh  er  465.  E.  XXIV,  427. 

^*»)  Anders  Bin  ding  I,  629.    Zutreffend  ders.  I,  642,  2  a.  E. 

")  Oben  4i  6;)  bei  Anm.  11. 

")  Binding  I,  630.  v.  Liszt  §  45  Anm.  7.  Dagegen  Olshausen  20c 
zu  §  65  StG.B. 

»»}  A.  M.  Oppenhoff  IG  zu  §  (55,  Olshausen  16  zu  §  65;  F  rank  IV  2 
zu  §  65. 
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ist.  Insbesondere  muss  das  Vorliegen  des  Thatbestandes  des  betreffenden 
Delikts  mit  allen  seinen  Merkmalen,  bei  den  Erfolgsdelikten  also  auch 
der  Erfolg,  dem  zum  Antrage  Berufenen  bekannt  geworden  sein^^). 
Bei  Handlungen,  die  nur  unter  Hinzutritt  einer  „zweiten  Bedingung 
der  Strafbarkeit"  strafbar  sind  (z.  B.  St.G.B.  §  172),  beginnt  der  Frist- 
lauf deshalb  nicht  vor  Kenntnis  dos  Verletzten  vom  Eintritt  dieser 
zweiten  Bedingung  ^^). 

So  lange  nicht  das  Bewusstsein  von  allen  diesen  Momenten  vor- 
handen ist,  kann  von  „Kenntnis"  keine  Rede  sein,  mag  auch  der  zum 
Antrag  Berufene  die  Möglichkeit  gehabt  haben,  sich  die  Kenntnis 
zu  verschaffen^^'). 

Handelt  es  sich  um  eine  zur  sogenannten  Handlungseinheit  ^^) 
zusammengesetzte  Kette  von  Handlungen,  so  ist  zu  unterscheiden: 

a)  Ist  eine  jede  der  Teilhandlungen  mit  dem  Ganzen  wesensgleich, 
derart,  dass  das  Ganze  (die  Handlungseinheit)  nur  eine  quantitative 
Verstärkung  der  Teilhandlungen  bedeutet,  und  jeder  Teil  in  sich 
bereits  den  Deliktsbegriff  voll  verwirklicht  (z.  B.  fortgesetztes  Ver- 
brechen), so  berechnet  sich  die  Frist  bezüglich  eines  jeden  Teils 
separat  ^*). 

b)  Sind  dagegen  die  Teilhandlungen  vom  Ganzen  qualitativ  ver- 
schieden, so,  dass  keine  von  ihnen  für  sich  allein  den  Deliktsbegriff 
erftillt  (z.  B.  Verhältnis  von  Vorbereitung  und  Versuch  zur  Vollendung; 
zusammengesetzte  Delikte),  so  beginnt  die  Frist  erst  mit  der  Kenntnis, 
dass  alle  Akte  vorliegen. 

Gleichgültig  für  den  Beginn  der  Antragsfrist  ist  dagegen  der 
Eintritt  von  Prozessvoraussetzungen,  sowie  die  Kenntnis  oder  Un- 
kenntnis des  Verletzten  hiervon  i^). 


")  Andere  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  43,  der  die  Kenntnis  von  einem  Teil 
der  strafbaren  Handlung  genügen  lassen  will. 

")  V.  Liszt  §  44  HI  3a;  §  45  III  2.  Schütze,  Lehrbuch  327, 
B  i  n  d  i  n  g  I,  643—044.  Nessel,  Antragsberechtigungen  43  ;  v.  S  c  h  w  a  r  z  e  7, 
Rtidorff-Stenglein  10  zu  §  172  St.G.B.,  Olshausen  9d  zu  §  172. 
E.  I,  44;  II,  62.  R.  I.  180,  III,  181;  XVI,  116.  A.  M.  0.  Fisoher,  U.S. 
XXI.  54;  XXII,  496.  H  e  i  n  z  e,  H.H.  des  Straf  rechts  II,  029;  H.  M  e  y  e  r,  §  43  bei 
Anm.  45.  0  pp  en  h  of  f  15  zu  §  172  St.G.B.  Hälschner  I,  719,  Dochow. 
H.H.  des  Strafrechts  IV,  274.    Reber  471.    Köhler  88. 

««)  E.  XXVII,  34.     Krank  VIII  4  zu  §  61. 

^")  V.  Liszt  §  54,  ßeling,  Grundzüge  43. 

»«)  A.  M.  Frank  Vm  2  zu  §  61;  E.  XV,  370,  XX,  226;  Binding  I, 
630-631;  Olshausen  34  zu  §  61;  Köhler  79.  Wie  im  Text:  E.  III,  326; 
Geyer,  Grundr.  des  Straf r.  I,  209. 

'»)  Binding  I,  644.    A.  M.  R.G.  E.  I,  44,  U,  62;  R.  I,  180,  182. 
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Sind  mehrere  Personen  als  Thäter,  Teilnehmer  u.  s.  w.  beteiligt, 
80  berechnet  sich  die  Antragsfrist  bezüglich  eines  jeden  separat*®). 
Denn  wenn  das  Gesetz  den  Beginn  des  Piistlaufs  an  die  Kenntnis 
von  der  Person  des  Thäters  knüpft,  so  ist  die  ratio  legis  die,  das  die 
EntSchliessung  des  Antragstellers  gerade  im  Hinblick  auf  die  Per- 
sönlichkeit soll  erfolgen  dürfen. 

Hat  also  A  ermittelt,  dass  X  einer  der  Urheber  eines  den  A 
beleidigenden  anonymen  Briefes  war,  und  hat  er  von  da  ab  drei 
Monate  verstreichen  lassen,  so  kann  er,  wenn  er  später  den  Y  als 
Miturheber  ermittelt,  noch  immer  gegen  Y,  nicht  aber  gegen  X,  den 
Strafantrag  stellen.  Dies  widerspricht  nicht  dem  Prinzip  der 
Unteilbarkeit  des  Antrages*^),  denn  dieses  schliesst  nur  aus,  dass 
jemand  sich  willkürlieh  auf  die  Antragstellung  gegen  einen  oder 
den  anderen  der  Beteiligten  beschränke.  Die  Meinung,  dass  die 
Frist  bezüglich  aller  Beteiligten  durch  die  Kenntnis  von  der  Mitwirkung 
eines  derselben  in  Lauf  gesetzt  werde**),  beschränkt  den  Antrags- 
berechtigten in  seiner  Entschliessung  in  einer  dem  Sinne  des  Antrag- 
rechts zuwiderlaufenden  Weise.  Konsequent  durchgeführt  würde 
überdies  diese  Ansicht  zur  Folge  haben,  dass  in  jedem  Falle  eines 
Antragsdelikts  das  Gericht  feststellen  müsste,  ob  Teilnehmer  vor- 
handen waren  (wobei  Aufrollung  sämtlicher  materiellstrafrechtlichen 
Fragen  unumgänglich  wäre),  und  wann  der  Antragsteller  von  der 
Beteiligung  des  einen  von  ihnen  die  erste  Kenntnis  erlangt  hat^^). 
Die  umgekehrte  Meinung,  dass  die  Frist  erst  zu  laufen  beginne, 
wenn  der  Antragsteller  sämtliche  Beteiligten  in  Erfahrung  gebracht 
hat**),  legt  dem  Antragsteller  in  jedem  Falle  der  Ermittelung  eines 
weiteren  Beteiligten  von  neuem  eine  Möglichkeit  an  der  weiter  Ent- 
schliessung bezüglich  der  Beteiligten  bei,  denen  gegenüber  seine 
EntSchliessung  bereits  im  Sinne  der  Nichtsteilung  des  Antrags  erledigt 
war.    Es  ist  auch  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Prinzip  der  Unteilbarkeit 


^)  So  richtig  Pfizer  G.S.  L,  450. 

»')  Oben  §  65  III. 

•^  So  R.Ger.-Plenarbe8chlu8S  1884;  E.  IX,  390;  v.  Liszt  §  45  Aniii.  10; 
Frank  VIII  3  zu  §  61;  Olshausen  2b  zu  §  63;  Geyer,  Grundr.  I,  210;  Reber, 
Antragsdelikte  470;  Köhler  80,  85. 

'•)  Vgl.  auch  Pfizer  O.S.  L,  440  ff.,  der  auch  auf  die  Unzuträglichkeiten 
hinweist,   die   die  hier  bekämpfte  Auffassung  für  das  Privatklageverfahren  hat. 

'*)  So  Binding  I,  639;  H,  Meyer  §  43  bei  Anm.  44;  Oppenhoff  31  zu 
§  61;  K.  I,  614.  «^     '         '  ^       ^ 
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des  Antrages   als  regelwidrige  Singularität'^)  thunlichst  einschränkend 
zu  interpretieren  ist 

4.  Die  Berechnung  der  Frist  muss  den  allgemeinen  Sätzen 
über  Prozessfristen  folgen '*). 

5.  Die  Bedeutung  der  Antragsfrist  ist  lediglich  die,  dass  sie  den 
spätesten  Zeitpunkt  der  Antragstellung  begrenzen  will.  Der  vor 
dem  Beginn  der  Dreimonatsfrist  gestellte  Antrag  ist  nicht  schlechthin 
wirkungslos  27)^  sondern  erst  recht  beachtlieh.  Zwar  bezieht  sich  an 
sich  ein  jeder  Antrag  nur  auf  die  dem  Antragsteller  damals  bekannten 
Thäter^ö).  Erklärt  aber  der  Antragsteller  ausdrücklich,  er  beantrage  die 
Bestrafung  aller  etwa  Beteiligten,  so  entfesselt  diese  Erklärung  die  Straf- 
verfolgung, auch  wenn  ihm  damals  keiner  der  Beteiligten  bekannt  war. 

II.  Der  Antrag  ist  wirksame  Prozessvoraussetzung  nur,  wenn  er 
im  Sinne  des  §  156  Abs.  2  St.P.0.  formgerecht  gestellt  war*-^'), 
d.  h.  er  muss  entweder  „bei  einem  Gericht*^)  oder  der  Staatsanwaltschaft^*) 
schriftlich^')  oder  zu  Protokoll '^^),  oder  bei  einer  anderen  Behörde-**) 
schriftlich"  angebracht  sein.  Die  tief  einschneidende  Bedeutung  des 
Strafantrags    war   im  Hinblick    auf   die    bei    formloser  Antragstellung 

«)  Oben  §  65  III. 

»«)  Unten  §  79;  dazu  Binding  I,  042. 

")  Wie  das  R.(ier.  R.  I,  180,  182  und  Olshausen  9d  zu  §  172  StG.D.  an- 
nehmen. Wie  im  Text  Frank  VIII  4  zu  §  61;  O.Trib.  1873,  Stengleios  Zeit- 
schrift U,  233. 

*•)  S.  vorstehend. 

»«)  Vgl.  hierzu  Köhler  103  ff. 

**;  Bei  irgend  einem,  es  sei  zuständig  oder  nicht,  ordentliches  oder  Sonder- 
gericht, Civil-  oder  Militärgericht;  R.  IX,  446;  Löwe  5  a  zu  §  156.  Nur  wird  immer 
ein  deutsches  Gericht  anzugehen  sein  (wenn  auch  ein  im  Auslände  bestehendes). 
Die  Verpflichtung  zur  Entgegennahme  des  Straf antrags  trifft  nach  §  156  Abs.  1 
(unten  §  110)  unter  den  Gerichten  nur  die  Amtsgerichte.  So  Löwe  5a,  Steng- 
lein 5  zu  §  156.  (Zweifelnd  Bennecke  443  Anm.  27.)  Anders  John  11,  308; 
Binding.  Grundr.  177. 

")  Bei  „der",  d.  i.  der  zuständigen  Staatsanwaltschaft 

"')  Sei  es  eigenschriftlich,  sei  es  durch  Andere  mit  Willen  dos  Antragstellers. 
Daher  ist  telegraphische  Anbringung  des  Antrages  „schriftlich'*;  R.  VI,  624;  Steng- 
lein  4  zu  §  15ü;  Bennecke  443  Anm.  30;  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  66.  Dass 
die  Unterschrift  eigenhändig  sei,  verlangt  Bennecke  a.  a.  0.;  dem  kann  nicht  bei- 
gepflichtet werden. 

"')  Zu  unterzeichnen  braucht  der  Antragsteller  das  Protokoll  nicht;  denn  ein 
unterzeichneter  protokollarischer  Antrag  ist  „schriftlich".  Löwe  6,  Oa  zu  §  156; 
K.  11,  125;  R.  IL  128;  Bennecke  443  Anm.  30. 

•*)  D.  i.,  wie  sich  im  Hinblick  auf  §  156  Abs.  1  ergiebt,  bei  einer  Polizei- 
oder Sicherheitsbehöi'de;  selbstverständlich  kann  der  Antrag  auch  bei  einer  beliebigen 
anderen  Behörde  eingereicht  werden,  aber  diese  ist  nicht  verpflichtet  ihn  entgegen- 
zunehmen und  weiterzureichen,  und  auch  wenn  sie  dies  thut,  ist  der  Antrag  perfekt 
erst  mit  dem  Eingang  bei  einer  der  in  §  156  Abs.  2  genannten  Behörden,  was 
namentlich  für  die  Frist  von  Wichtigkeit  ist.  Löwe  9  zu  §  156;  R.  X,  90; 
Beunecke  443  Anm.  31;  Stenglein  11  zu  §  156. 
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leicht  möglichen  Zweifel,  ob  die  Strafverfolgung  wirklich  gewollt  sei, 
die  Veranlassung  für  die  Aufstellung  dieser  Form  Vorschrift^). 

Einer  bestimmten  Wortformel  bedarf  es  aber  nicht.  Es  genügt, 
dass  der  Wille,  es  solle  Bestrafung  eintreten,  erkennbar  ist^^);  in  der 
Erhebung  einer  Privatklage,  ebenso  in  der  Erklärung  des  Anschlusses 
als  Nebenkläger  ist  der  Strafantrag  enthalten  ^^);  dagegen  wäre  die 
blosse  Mitteilung  des  Vorgefallenen  z.  B.  als  Zeuge  nicht  als  Antrag 
aufzufassen^). 

Die  Bezeichnung  der  That  darf  keinen  Zweifel  darüber  lassen, 
welche  That  gemeint  ist.  Eine  Benennung  des  Delikts  mit  seinem 
strafrechtlich  technischen  Namen  ist  aber  nicht  erforderlich;  falsa 
demonstratio  non  fwcet'^). 

Über  die  Bezeichnung  des  Thäters  ist  oben  gehandelt^^*). 

§  67. 
3.    Zurücknahme  des  Antrags. 

Mit  der  Stellung  des  Antrages  seitens  eines  der  Berechtigten  ist 
das  Straf  kl  agerecht  frei  geworden,  sodass  von  da  ab  das  Offizialprinzip 
ungehemmt  zur  Herrschaft  gelangt.  Der  so  entstandene  Zustand  ist 
grundsätzlich  endgültig.  Der  Tod  des  Antragstellers  ändert  hieran  nichts. 
Auch  eine  nachträgliche  Hemmung  seitens  eines  der  Antragsberechtigten 
ist  ausgeschlossen :  Der  Antrag  ist  nicht  zurücknehmbar. 

Eine  Ausnahme  gilt  nur  für  die  im  Gesetz  speziell  vorgesehenen 
Delikte^),  und  zwar  nur  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  dass  zur  Zeit 
der  Rücknahmeerklärung  ein  auf  Strafe  lautendes  Urteil  noch  nicht 
ergangen  ist»),  StG.B.  §  648). 


•*)  Protok.  887,  Kommissionsberatung  36,  Löwe  4  zu  §  15ü. 

»•)  ßennecke  442  Anm.  25;  Frank  §  61  Bem.  VI;  ßinding  J,  655; 
John  U,  310;  Olshausen  38  zu  §  61;  R.  Vll,  259;  E.  XII,  173;  Löwe  12  zu 
§  156;  Stenglein  12  zu  §  156;  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  55.  Abweichend  v.  Bar 
O.A.  XIX,  647. 

")  E.  Yin,  207;  E.  X,  606;  Frank  §  61  Bem.  VI  1;  Benneoke  442 
Anm.  25;  Löwe  12  zu  §  156. 

»^  Merkel,  Lehrb.,  24L 

••)  E.  III,  130,  U,  434;  E.  V,  97;  Frank  §  61  Bem.  VI  2. 

4o\  g   230 23i   235. 

')  StG.B.  §§  102—104,  104,  232,  247,  263,  292,  303,  370*,  ^  dazu  kommen 
einzelne  f^le  in  den  Nebengesetzen. 

*)  D.  h.,  dass  dieses  urteil  noch  nicht  voll  zu  Ende  verkündet  ist,  vgl.  unten  §  95. 
Ebenso  Olshausen  5  zu  §  64.  A.  M.  Doohow  H.H.  IV,  282;  Binding  I, 
649;  H.Meyer§43bei  Anm.  79,  welche  den  Beginn  der  Verkündung  mass« 
gebend  sein  lassen  wollen. 

')  Vgl.  dazu  £.  II)  420. 
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Die  Rücküahmeerklärimg  ( —  ihrem  Wesen  nach  Widerruf  des 
durch  den  Antrag  erklärten  Verzichts  auf  Hemmung  der  Verfolgung  — ) 
steht  demjenigen  Berechtigten  zu,  von  dem  oder  für  den  der  betreffende 
Antrag  gestellt  war,  falls  er  zur  Zeit  der  Rücknahme  antragsfähig  ist, 
anderenfalls  seinem  derzeitigen  Vertreter  bezw.  Organ*).  Auch  hier  wird 
die  Scheidung  von  Antragrecht  und  Antragstellungsvertretung  wichtig. 

Ist  derjenige  Berechtigte,  von  dem  oder  für  den  der  Antrag 
gestellt  war,  inzwischen  verstorben,  so  ist  eine  Rücknahme  unmöglich 
geworden^). 

Wird  der  Antrag  von  einem  oder  für  einen  der  mehreren  Berech- 
tigten zurückgenommen,  so  bleibt  gleichwohl  das  Verfahren  in  Kraft, 
wenn  ausserdem  ein  Strafantrag  eines  anderen  Berechtigten  vorliegt 
Dies  desshalb,  weil  ja  der  Antrag  eines  Berechtigten  zur  Verfolgung 
genügt«). 

Die  Zurücknahme  ist  ebenso,  wie  die  Antragstellung,  unteilbar. 
St.G.B.  §  64  Abs.  2.  Nur  bei  Körperverletzung  und  Sachbeschädigung 
wird  der  Grundsatz  der  Unteilbarkeit  des  Antrags  durchbrochen,  insofern 
hier  die  Zurücknahme  zulässig  ist,  insoweit  sich  der  Antrag  gegen 
einen  Angehörigen  richtet  (StG.B.  §§  232,  303)7). 

Bei  relativen  Aotragsdelikten  berührt  die  Zurücknahme  des  Antrages  die 
Strafverfolgung  derjenigen  Thäter  natiirlich  gar  nicht,  bezüglich  deren  ein  Antrag 
überhaupt  nicht  erforderlich  war.  £s  ist  aber  nicht  richtig,  dies  als  Ausnahme  von 
der  Unttjil barkeit  der  Rücknahme  zu  bezeichnen^). 

Die  Zurücknahmeerklärung  wird  perfekt  erst  durch  Eingang  bei 
der  z.  Z.  mit  der  Sache  befassten  Behörde,  also  nach  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  mit  dem  Eingang  bei  dem  Gericht,  bei  dem  die 
Sache  schwebt^;. 


*)  Der  18  Jahre  Alte  kann  daher  den  für  ihn  von  seinem  Vormunde 
gestellten  Antrag  ziuücknehmen,  mohc  aoer  den  vom  Vormunde  «uo  jure  gestellten. 
Meist  wird  zwischen  den  beiden  fällen  nicht  unterschieden,  z.  B.  RG.  £.  XXII,  256; 
V.  Liszt  §  4ö  Anm.  13;  Köhler  150;  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  84.  Der 
Landrat  kaun  den  von  seinem  Vorgänger  wegen  Beieiujguug  eiueä  Gendarmen 
gestellten  Antrag  zurücknehmen,  nicht  aber  den  von  dem  Gendarmen  selbst  gestellten. 

')  Ebenso  Frank  11  1  zu  §  ö4;  H.  Meyer  §  43  Text  nach  Anm.  öö. 

*)  Oben:  §  65  bei  Anm.  22. 

^)  So  die  Ü.M.,  besonders  Olshausen  18  zu  §  64,  4  I  zu  §  232;  Binding  I, 
648;  Frank  IV  2  zu  §  64.  Dagegen  will  Köhler  154  die  §§  232,  303  so  interpretieren, 
dass  der  Angehörige  zwar  rucknahmebeiechtigt  sei,  aber  seine  Kücknahmeerklärung 
unteilbar  sei. 

•j  Wie  z.  B.  Frank  IV  1  zu  §  64  thut. 

*)  Olshausen  9  zu  §  64.    A.  M.  Frank  11  4  zu  §  6i. 
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An  eine  Form  gebunden  ist  die  Zurücknahme  nicht^^). 

Ist  der  Antrag  vermittelst  Erhebung  einer  Privatklage  gestellt ^^), 
so  ist  es  quaestio  facti^  ob  die  Zurücknahme  der  Privatklage  gleich- 
zeitig als  Zurücknahme  des  Antrags  gemeint  ist^^). 

§  68. 
II.    Das  Anklagreformprhizip.') 

I.  Das  Strafklagerecht  kann  in  verschiedener  Form  geltend 
gemacht  werden. 

1.  Insoweit  Anklageprinzip  gilt,  ist  freilich  die  Form  von  selbst 
gegeben:  es  tritt  der  strafklageberechtigte  Private  als  Kläger  vor  dem 
Gericht  gegen  den  Beschuldigten  auf,  der  I^ozess  ist  „Rechtsstreit": 
Anklage- (Accusations-) form;  Anklageprozess. 

2.  Insoweit  dagegen  Offizialprinzip  gilt,  ist  denkbar, 

a)  dass  auch  hier  der  Prozess  in  Anklageform  sich  abspielt, 
indem  der  Staat  selbst  als  Kläger,  also  Partei,  sich  selbst  als  Un- 
parteiischen durch  die  Gerichte  anruft;  aber  auch 

b)  dass  die  staatliche  Funktion  der  Ausübung  des  Strafklagerechts 
in  die  Hand  des  Gerichts  selbst  gelegt  wird :  Inquisitionsprinzip, 
(Ermittelungsprinzip,  Untersuchungsprinzip)  „Verfolgung  (Untersuchung) 
von  richterlichen  Amts  wegen";  Inquisi tionsprozess. 

Das  historisch  Ältere  (ad  2)  ist  das  Inquisitionsprinzip.  Das  letztere 
wurde  ursprünglich  sogar  mit  dem  Offizialprinzip  geradezu  identifiziert*). 
Aber  die  Vereinigung  des  Straf verfolgungsamts  mit  dem  Richteramt 
in  einer  Hand  führte  zu  zahlreichen  ünzuträglichkeiten,  die  namenüich 
im  gemeinrechtlichen  Inquisitionsprozess  hervortraten.  Der  Richter, 
der  selbst  den  Prozess  zuvor  in  der  Richtung  contra  reum  betrieben 
hatte,  ja  sogar  der  Richter,  der  im  allgemeinen  Strafverfolgungsfuuktionen 


'°)  R.  V,  62;  E.  VIU,  79;  Bennecke  443—444;  Frank  II  3  zu  §  64; 
John  U,  316.    A.  M.  Rüdorff-Stenglein  Bern.  5  za  §  64. 

")  Oben  S.  237. 

")  Vgl.  hierüber  Frank  11  2  zu  §  64;  Olshausen  21  zu  §  64;  Köhler  160 
und  unten  §  143  I. 

*)  Vgl.  Heinze  0.  XXIV,  300  fif. 

')  Das  Inquisitionsprinzip  wird  noch  heute  mitunter  mit  dem  Offizialprinzip) 
das  Ankiageformprinzip  mit  dem  Anklageprinzip  (Dispositionsprinzip)  idenüfiziem. 
bo  z.  B.  auch  Bennecke  in  der  1.  Auflage.  £s  handelt  sich  aber  um  ganz  verr 
Bchiedene  Probleme.  Anidageform-  und  Inquisitionsprinzip  sind  blosse  „Gestaltungs-» 
oder  Organisationsprinzipien''.  iSo  besonders  Zachariä  I,  3ö  ff.;  Heinze  G.  XXlV, 
265  ff.;  Birkmeyer  66,  133  und  Zeitschrift  für  Civilprozess  VII,  1  ff.;  Planck  I, 
1U6  Anm.  2.;  K.  tichmidt,  Staatsanwalt  und  Frivatkläger  5. 
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hatte,   mochte   er   auch   im  konkreten  Prozess  nicht  in  diesem  Sinne 
thätig  gewesen  sein,  ermangelte  der  vollen  Unparteilichkeit  *). 

Es  wurde  deshalb  namentlich  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
immer  dringender  die  Trennung  der  Anklagefunktion  von  der  Richter- 
funktion, die  „Reinerhaltung  des  Richteramts",  gefordert  Dieser  For- 
derung wurde  schliesslich  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  dadurch 
Rechnung  getragen,  dass  partikularrechtlich  das  französischrechtliche 
Institut  der  Staatsanwaltschaft  {minisUre . public) *)  recipiert 
wurde^}.  Damit  war  unter  Beibehaltung  des  Offizial- 
prinzips die  Anklageform  eingeführt.  Die  Reichsgesetz- 
gebung schloss  sich  dieser  Regelung  an. 

Eine  volle  Ausnahme)  bildet  der  konsulargerichtliche  Prozess  nach 
Reichsgesetz  vom  10.  Juli  1879  §  24^).  Aber  auch  der  Prozess  vor 
den  einheimischen  Gerichten  ist,  wie  sich  im  folgenden  zeigen  wird, 
mit  zahlreichen  inquisitorischen  Elementen  durchsetzt,  die  dem  Anklage- 
formprinzipe  Abbruch  thun. 

IL  Das  Anklageformprinzip  entspricht  dem  civilprozessualen 
Dispositionsprinzip:  die  Verfügung  über  den  Prozess  und  die  einzelnen 
Stücke  desselben  gebührt  den  Parteien,  so  jedoch,  dass  im  Straf- 
prozess  der  Kläger  die  überwiegende  Stellung  einnimmt;  sie  gebührt 
nicht  dem  Richter.     Ausflüsse  des  Grundsatzes  sind: 

1.  Wo  kein  Kläger,  da  kein  Richter  (Glosse  z.  Ssp.  I  62 
§  1);  judex  ne  procedat  ex  officio.  Das  Gericht  kann  nicht  ex  officio 
einschreiten,  sondern  nur  auf  Grund  des  Verlangens  des  Straf  klage- 
berechtigten;  letzteres  ist  Prozessvoraussetzung  ^). 

Das  heutige  Recht  drückt  diesen  wichtigen  Grundsatz  wie  folgt  aus: 
„Die    Eröffnung    einer    gerichtlichen    Unter- 
suchung  ist    durch    die   Erhebung   einer   Klage 
bedingt",  §  151  St.P.0. 
„Gerichtliche  Untersuchung^^   im   Sinne   dieser  Bestimmung  ist  nicht 
nur  das  Hauptverfahren,  sondern  schon  die  Voruntersuchung. 


*)  Vgl.  natnentiich  v.  Kries  Z.  IX.  7,  insbes.  16;  R.  Sohmidt,  Staats- 
anwalt und  Privatkiäger  2;  Glaser  I,  29  ft.;  Biener,  Abhandlungen  11,  Bö.  Vgl. 
aber  auch  John  U,  161—163. 

*)  Oben  §§  40  fif. 

*)  John  11,  140  ff. 

^)  Vgl.  unten  §  153.    Über  den  kolonialgerichtlichen  Prozess  s.  ebenda  II  2. 

^)  Vgl  Motive  zur  SiP.O.  bei  v.  Hahn,  Materialien  1,  146  ff. 
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,^lage"  im  Sinne  dieser  Bestimmung,  „Strafklage",  ist  die  Willens- 
erklärung des  Elageberechtigten  ^),  dass  die  Strafsache  an  das  Oericbt 
übergehen  solle,  also  gewissermassen  eine  Offerte,  durch  die  er  dem 
Gericht  die  Übemalime  der  Sache  anbietet.  Unter  den  Begriff  der 
Klage  fällt,  wie  St.P.0.  §  168  ergiebt,  nicht  bloss  die  „Anklage"  im 
technischen  Sinne,  (d.  i.  das  auf  Eröffnung  des  Hauptverfahrens 
gerichtete  Begehren  des  Klägers),  sondern  auch  schon  der  blosse 
Antrag  auf  Voruntersuchung,  sogenannte  mittelbare  Klage*). 
Die  beiden  Arten  der  Klage  sind  freilich  nicht  in  vollem  Umfang 
einander  gleichwertig.  Man  kann  den  Antrag  auf  Voruntersuchung 
als  „beschränkte",  die  Anklage  als  „unbeschränkte"  Klage  in  dem  Sinne 
bezeichnen,  dass  der  erstere  dem  Gericht  lediglich  die  Entscheidung, 
ob  eine  Voruntersuchung  stattfinden  solle,  nicht  die  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  und  die  Aburteilung  ermöglicht,  während  die  Anklage 
eine  Offerte  der  Sache  in  vollem  Umfange  an  das  Gericht  enthält. 

Dem  Anklageform-Grundsatze  gemäss  ist  bei  Mehrheit  der  Thäter 
oder  Verbrechensmehrheit  das  Gericht  nur  gegen  denjenigen  Thäter  und 
nur  wegen  derjenigen  That  zu  prozodieren  in  der  Lage,  der  bezw. 
die  in  der  Klage  genannt  ist. 

Ist  daher  z.  B.  die  (öffentliche  oder  Privat-)  Klage  nur  gegen  A  erhoben 
und  es  stellt  sich  in  der  Hauptverhandlung  ein  Betorsionskonnex  im  Sinne  der 
§§  199,  233  StG.B.  heraas,  so  kann  das  Gericht  zwar  in  der  Richtung  gegen  A  die 
Kompensation  vollziehen,  ihn  also  geringer  bestrafen  oder  für  straffrei  erklären,  in 
der  Richtung  gegen  den  Retorsionsgegner  dagegen  muss  es  sich  einer  Entscheidung 
enthalten. 

Ist  femer  ein  Strafantrag  gegen  mehrere  Beteiligte  gestellt  worden,  und  hat 
der  Kläger  doch  nur  einen  der  Beschuldigten  herausgegrifien,  so  ist  das  Gericht  nur 
über  diesen  Einen  zu  judizieren  in  der  Lage^^).  Der  Grundgedanke,  auf  den  die 
Unteilbarkeit  der  Strafbarkeit  zurückgeht,  würde  freilich  verlangen,  dass  auch  die 
Klage  unteilbar  wäre.  Dies  liegt  aber  nicht  im  Sinne  der  St.F.0.'^).  Es  giebt  im 
Strafprozess  keine  notwendige  Streitgenossensohaft'*). 


*)  Also  je  nachdem  eine  Willenserklärong  des  Staates  (Staatsklage  oder  öffent- 
liche Klage,  action  publique),  oder  eine  solche  des  Privaten  (Privatklage),  oben  §  62. 

*)  Bin  ding  Grdr.  1^  und  Bennecke  sprechen  auch  von  dem  Antrage  auf 
Yoruntersuchmig  als  von  einer  „Anklage^^  Das  entspricht  nicht  der  gesetzlichen 
Terminologie  und  leistet  Miss  Verständnissen  Vorschub.  Angesichts  der  Terminologie 
der  StP.O.  wäre  es  übrigens  richtiger,  von  „Kiageformprinzip**  zu  sprechen;  der  Aus- 
druck „Anklageformprinzip-'  ist  jedoch  der  hergebrachte. 

^^)  Unzutreffend  Kiehl  G.A.  XXXIV,  ül,  der  die  Klage  gegen  den  Einen 
genügen  Iftsst  zum  gerichtlichen  Vorgehen  gegen  alle  BeteiUgten.  Richtig  bteng- 
lein  6  zu  §  423;  Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag  123;  Bennecke  467  Anm.  19. 

'^)  Frank  II  2  zu  §  63;   Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag  122. 

")  Vgl.  auoh  unten  §  111. 
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Ob  übrigens  die  WiUeDserklärung  des  Klägers  in  Form  der  regelrechten  „Klage" 
oder,  wo  das  Gesetz  diese  strenge  Form  nicht  verlangt,  in  Form  eines  einfachen 
Antrages,  wie  im  Falle  des  §  265  St.P.O.  erfolgt,  ist  für  das  Anklageformprinzip 
gleichgültig*"). 

Keine  Ausnahme  von  dem  Anklageformprinzip  stellt  die  Thätigkeit  des  Amts- 
richters im  Ermittelungsverfahren  (insbesondere  St.P.0.  §§  163,  164)  dar.  Der 
Amtsrichter  nimmt  diese  Handlungen  nur  als  Gehülfe  der  Staatsanwaltschaft  vor, 
arg.  §  165  StP.O.,  und  seine  Thätigkeit  fällt  nicht  unter  den  technischen  Begriff  der 
„gerichtlichen  Untersuchung". 

Auch  die  Voruntersuchung  bildet  keine  Ausnahme  vom  Anklagefonnprinzip'^), 
denn  sie  kann  ja  nur  auf  „Klage"  hin  stattfinden^^). 

Wohl  aber  durchbricht  das  KlageprüfungsTerfahreni<^)  nach 
§§  169  ff.  StP.O.  den  Anklagegnindsatz^^).  Denn  hier  verfügt  darüber, 
dass  Prozess  stattfinden  solle,  das  Gericht,  und  die  Staatsanwaltschaft 
handelt  in  Folge  des  Gerichtsbeschlusses  unfrei.  Formell  ist  freilich 
auch  hier  der  Anklagegrundsatz  aufrecht  erhalten :  Der  Gerich tsbeschluss 
hat  nicht  den  Inhalt  und  die  Kraft,  sofort  den  Prozess  einzuleiten;  die 
staatsanwaltschaftliche  Klage  bleibt  auch  hier  notwendig,  damit  das 
Gericht  den  Straffall  aburteilen  könne. 

Die  Bedeutung  der  Klageerhebung  ist  die,  dass  mit  der  in  der 
Klage  bezeichneten  That  der  daselbst  bezeichneten  Person  (St.P.O.  §  153) 
fortan  das  Gericht  befasst  ist:  Die  Strafsache  ist  jetzt  „rechts- 
hängig" (=  gerichtshängig),  das  Gericht  hat  nunmehr  die  ihm  vorher 
verschlossene  Möglichkeit,  in  der  Sache  thätig  zu  werden,  und  m  u  s  s 
sich  dieser  Aufgabe  unterziehen  i^). 

Dagegen  hat  die  Klageerhebung  nicht  die  Bedeutung,  dass  der 
Kläger  durch  sie  unwiderruflich  die  Verfügung  über  den  Fortgang  des 
Prozesses  aus  der  Hand  gäbe,  dass  er  aufhörte,  dominus  litis  zu  sein^^). 


^')  Unrichtig  Daloke,  Fragestellung,  2.  Aufl.  87  bei  Anm.  49,  der  unter 
Bezugnahme  auf  die  Verhandlungen  in  der  Reichstagskommission  die  Vorschrift  des 
§  265  als  einen  Bruch  mit  dem  Anklage(form)prinzip  bezeichnet.  Richtig  Löwe 
Anm.  1  zu  §  265;  E.  XXUl,  36. 

»*)  A.  M.  Bennecke  396. 

**)  Dass  der  Untersuchungsrichter  selbstthätig  die  Stoffsammlung  vornimmt, 
schlägt  in  das  Instructionsprinzip  ein,  das  vom  Inquisitionsprinzip  getrennt  werden 
muss,  unten  §  69  Anm.  3. 

>«)  Unten  §  112. 

")  Ebenso  Ulimann  211  Anm.  2;  W.  Mitter  maier,  Parteistellung  der 
Staatsanwaltschaft  143  f.  A.  M.  R.  Schmidt,  Staatsanw.  u.  Privkl.  53;  H.  Meyer, 
Parteien  im  Strafprozess  14;  Krit.  Vjschr  3.  F.  V.  113  ff.  —  Eine  andere  Frage 
ist,  ob  diese  Einrichtung  zu  billigen  ist.  Hiertiber  vgl.  die  zutreffenden  Ausführungen 
bei  R.  Schmidt,  auch  H.  Meyer  a.  a.  0. 

*')  Vgl.  des  weiteren  uuten  §  111. 
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Noch  kann  er  —  bis  zu  der  nachstehend  2  bezeichneten  Grenze  — 
die  Klage  zurücknebmen,  und  damit  erlischt  die  Rechtshängigkeit. 

2.  Nicht  allein  für  den  Eintritt  des  Gerichts  in  das  Prozess- 
verhältnis, sondern  auch  für  die  Weiterentwickelung  des  Prozesses 
müsste  nach  dem  Anklageformprinzip  der  Kläger  als  die  treibende 
Kraft  konstruiert  sein,  den  Prozessbetrieb  haben,  und  dementsprechend 
auch  dauernd  dominus  litis  bleiben,  sodass  er  durch  Zurücknahme 
der  Klage  dem  Gericht  jederzeit  die  Möglichkeit  einer  weiteren  Thätig- 
keit  aus  der  Hand  nehmen  könnte. 

Das  heutige  deutsche  Recht  Terlässt  aber  das  Anklageformprinzip 
in  dieser  Hinsicht.  Zwar  behält  der  Kläger  durch  den  ganzen  Prozess 
hindurch  die  Befugnis,  auf  Fortführung  des  Prozesses  zu  dringen,  aber 

a)  auch  ohne  und  gegen  den  Willen  der  Parteien  ist  das  Gericht 
zur  Fortführung  des  Prozesses  befugt,  und 

b)  eine  Zurücknahme  der  Klage  durch  den  Kläger  ist  nur 
beschränkt  zulässig.  Es  kann  nämlich  die  Privat  klage  nur  bis  zur 
Verkündung  des  Urteils  erster  Instanz  und,  soweit  zulässige  Berufung 
eingelegt  ist,  bis  zur  Verkündung  des  Urteils  zweiter  Instanz  zurück- 
genommen werden,  St.P.0.  §  431.  Noch  früher  tritt  die  ünzurücknehm- 
barkeit  der  öffentlichen  Klage  ein,  nämlich  schon  mit  der  EröflQiung 
der  gerichtlichen  Untersuchung,  St.P.O.  §  154*®),  d.  h.  also  mit  der 
Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  oder  auch  schon  mit  der  EröflEnung  der 
Voruntersuchung,  insoweit  eine  solche  vorangegangen  ist*^).  Das 
Gericht  hat  gewissermassen  durch  die  Erklärung,  dass  es  die  Unter- 
suchung eröffne,  die  klägerische  Offerte  angenommen  und  damit  den 
Widerruf  der  Offerte  unmöglich  gemacht.  Das  Gesetz  ist  hierbei  von 
der  freiUch  anfechtbaren  Vorstellung  ausgegangen,  dass,  wenn  die  Sache 
erst  einmal  soweit  gediehen  sei,  es  im  Interesse  des  Beschuldigten 
liege,  dass  über  sein  Geschick  das  Gericht  befinde,  und  nicht  die  An- 
gelegenheit durch  Klagerücknahme  ohne  Sang  und  Klang  erledigt  werde. 

Eine  besonders  wichtige  Konsequenz  ist  die,  dass  nach  statt- 
gehabter Voruntersuchung  (im  Gegensatz  zum  blossen  vorbereitenden 
Verfahren)  die  Staatsanwaltschaft  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  das  Ver- 
fahren   einstellen    zu    können,    sondern    unter   allen    Umständen    eine 


'*)  Unrichtig  John  II,  201;  dagegen  mit  Recht  Bennecke  468  Anm.  28. 
'•)  Anders  im  österreichischen  Straf  prozess,  John  11,  149  ff. 
'*;  Eine  Besonderheit  giebt  §  451  St.P.O.,  vgl.  unten  §  147. 
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gerichtliche  Entscheidung  über  das  weitere  Schicksal  des  Prozesses 
erwirken  muss^^). 

3.  An  sich  müsste  die  Accusationsfomi  ferner  dahin  führen,  dass 
das  Gericht  auch  abgesehen  von  1  und  2  Angriffs-  und  Verteidigungs- 
handlungen lediglich  von  Seiten  der  Parteien  zu  erwarten  hätte,  sodass 
es  auch  im  Strafprozess  heissen  müsste:  Judex  ne  eat  ultra  petita 
partium. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  verlässt  aber  die  StP.O.  das  Prinzip. 
Das  Gericht  ist  von  den  Parteianträgen  grundsätzlich  unabhängig.  £s 
kann,  wenn  es  einmal  mit  der  Sache  befasst  ist,  ein  urteil  fällen 
oder  eine  Verhandlung  aussetzen,  einen  Verteidiger  bestellen  u.  s.  w., 
ohne  dass  die  Parteien  darauf  angetragen  haben;  es  kann,  wenn 
Anträge  gestellt  sind,  inhaltlich  über  das  Begehren  hinausgehen, 
z.  B.  das  Hauptverfahren  eröffnen,  während  der  Staatsanwalt  Ein- 
stellung beantragt  hatte,  den  Angeklagten  verurteilen,  während  der 
Staatsanwalt  Freisprechung  beantragt  hatte,  oder  in  der  erkannten 
Strafe  über  das  vom  Staatsanwalt  beantragte  Strafmass  hinausgehen**), 
umgekehrt  freisprechen,  während  der  Angeklagte  die  Verteidigung 
unterlassen  oder  seine  Verurteilung  erbeten  oder  seine  Schuld 
„anerkannf^  hatte. 

Nur  ausnahmsweise  bedarf  es  für  die  den  Prozess  fortführende 
Thätigkeit  der  Gerichte  eines  anregenden  Parteiantrages;  das  gilt 
namentlich  für  die  Beschlussfassung  über  Eröffnung  oder  Nichteröffnung 
des  Hauptverfahrens  2*),  für  die  Gewährung  der  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  u.  s.  w.,  ganz  besonders  aber  für  den  Eintritt  des 
Prozesses  in  eine  Kechtsmittelinstanz. 

Und  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  bestimmen  oder  begrenzen 
die  Parteianträge  den  Inhalt  der  gerichtlichen  Entscheidungen:  ersteres 
gilt  z.  B.  für   die  Anträge   auf  Bestellung   eines  Verteidigers  in   den 


•*)  Hierüber  s.  das  Genauere  unten  §§  118,  112. 

*")  Anders  in  England,  vgl.  fleinze  (x.A.  XXIV,  303. 

'*;  Insoweit  die  Klage  in  Gestalt  der  Anklage  erhoben  ist,  bringt  das  im  Text 
Gesagte  niclita  Neues  gegen  oben  1.  Wohl  aber  wird  das  hier  Gesagte  bedeutsam 
im  J^aile  die  Klage  nur  als  Antrag  auf  Voruntersuchung  erhoben  war.  Alsdann  ist 
nach  duichgefuhiier  Voruntersuchung  das  Gericht  ohne  Antrag  der  Staatsanwaltschaft 
nicht  in  der  Lage,  über  das  üauptverfahren  positiv  oder  negativ  Beschiuss  zu 
fassen,  die  Staatsanwaltschaft  muss  erst  wieder  die  Sache  mit  einem  irgendwie 
gearteten  Antrage  dem  Gericht  zur  EntSchliessung  über  das  Hauptverfahren  unter- 
breitet haben. 
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Fällen  der  bedinp:t  notwendigen  Verteidi^ng  (St.P.0.  §  1402),  für  die 
Anträge  auf  nichtöffentliche  Verhandlung  über  den  Ausschluss  der 
Öffentlichkeit  (G.V.G.  §  175);  letzteres  für  die  Rechtsraittelanträge,  deren 
Ausdehnung  dem  Rechtsmittelgericht  die  Grenze  zieht. 

III.  Der  Inquisitionsprozess  wurde  der  Stellung  des  Beschuldigten 
als  eines  verteidigungsberechtigten  Subjekts  nicht  völlig  gerecht.  Zwar 
war  es  nicht  richtig,  wenn  in  der  Theorie,  wie  vielfach  geschah, 
behauptet  wurde,  der  Tnquisitionsprozess  behandle  mit  begrifflicher 
Notwendigkeit  den  Beschuldigten  nur  als  In(|uisitionsobjekt,  welches 
keine  anderen  Rechte  habe,  als  „die  ihm  die  Billigkeit  der  Vor- 
gesetzten einräume",  welches  geständnispflichtig  sei  u.  s.  w.'^).  Der 
historische  Inquisitionsprozess  zeigt  die  Unrichtigkeit  dieser  Auf- 
fassung26).  Aber  da  der  Richter  selbst  der  angreifende  Teil  war,  so 
war  in  der  That  die  Lage  des  Beschuldigten  stark  verkümmert. 

Unter  der  Herrschaft  des  Anklageformprinzips  dagegen  wird  der 
Strafprozess  zum  Rechtsstreit,  zum  Partei  prozess^^).  Parteien 
sind  der  Strafverfolgungsberechtigte  (Straf klagebe- 
rechtigte) als  Kläger  und  der  strafrech  tl  ich  Verfolgte 
als  Beklagter 2«).  Man  gelangt  hiernach  zu  einem  andern  Partoi- 
begriflF,  als  dem  sogenannten  materiellen  Parteibegriff,  der  oben  §  30 
von  Bennecke  zu  Grunde  gelegt  wird:  zu  dem  sogenannten  for- 
mellen Parteibegriff,  der  sich  keineswegs  mit  jenem  deckt:  materiell 

»»)  Biener  a.  a.  0.  36. 

•«)  V.  Kries  Z.  IX,  28. 

")  Dagegen:  John  11,185;  BierlingZ.X,310.  Wie  imText:  Birkmeyer293. 
Vgl.  Süss,  Stellung  der  Parteien  (1898),  I,  113. 

••)  Diese  Auffassung  wird  namentlich  bekämpft  von  H.  Meyer  (Die  Parteien 
im  Strafprozess  [1889]  insbesondere  10  ff.  und  Krit.  Vjschr.  3  F.  V,  99  ff.,  insbesondere 
131  ff.),  der  die  Gegenüberstellnng  der  winzigen  Person  des  Angeklagten  als  Partei 
gegenüber  dem  allmächtigen  Staate  für  eine  schiefe  Konstruktion  erklärt  und  vielmehr 
Anklageorgan  und  Verteidigungsorgan  einander  als  Parteien  gegenüberstellt.  Aber 
solche  Konstruktion  findet  sich  auch  im  Yerwaltungsprozess,  und  sie  liegt  auch 
dem  positiven  Strafprozess  der  Gej^renwart  zu  Grunde,  wie  H.  Meyer  selbst  Krit  Vjschr. 
a.  a.  0.  131  anerkennt.  Gegen  Meyer  vgl.  auch  v.  Kries  219  Anm.  2:  W.  Mitter- 
maier,  Parteistellung  der  Staatsanwaltschaft  74;  Süss,  Stellung  der  Parteien  114. 
Ebe  andere  Frage  ist  die,  ob  nicht  de  lege  ferenda  der  Anklageprozess  noch  weiterer 
Vervollkommnung  fähig  ist.  H.  Meyer  fordert  die  Einrichtung  einer  behördlichen 
mit  der  Staatßanwaltschaft  gleichberechtigten  Verteidigung,  so  zwar,  dass  alsdann  die 
Staatsanwaltschaft  lediglich  a'if  Angriff,  die  Verteidigung  auf  Abwehr,  das  Gericht 
auf  Entscheidung  beschränkt  sein  soll.  In  der  That  wird  diese  Gestaltung  der 
Gesetzgebung  in  Zukunft  als  Ideal  vorschweben  müssen.  Docli  würden  auch  bei 
solcher  Prozessgestaltung  Staat  und  Beschuldigter  die  Parteien  bleiben  und  die  Staats- 
anwaltschaft würde  nach  wie  vor  sich  auf  den  objektiven  Standpunkt  stellen  müssen, 
da  nur  dann  von  ilq:  das  Staatsintcresse  richtig  gewahil  wird. 
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ist  als  Kläger  Partei,  um  wessen  Anspruch  es  sich  handelt,  formell, 
wer  das  Strafverfolgungsrecht  hat  (z.  B.  in  einem  in  Breslau 
schwebenden  Diebstahlsprozess  ist  materiell  Partei  das  Deutsche  Reich, 
formell  der  Preussische  Staat;  in  einer  Privatklagesache  materiell  Partei 
das  Deutsche  Reich,  formell  der  Privatkläger 2^)). 

In  der  Civilprozesswissenschaft  ist  neuerdings  die  Berechtigung 
des  einen  oder  anderen  Parteibegriffs  sehr  bestritten.  Es  wird  den 
Vorkämpfern  des  formellen  Parteibegriffs ^)  zuzugeben  sein,  dass  im 
Civilprozess  und  noch  viel  mehr  —  wie  soeben  gezeigt  —  im  Straf- 
prozess  der  formelle  Parteibegriff  sich  geltend  macht.  Freilich  darf 
nicht  tibersehen  werden,  dass  der  formelle  Parteibegriff  für  sich  allein 
inhaltleer  ist.  Er  ist  eine  abgeleitete  Bildung:  er  basiert  auf  dem 
materiellen  Parteibegriff,  was  sich  darin  zeigt,  dass  normaler  Weise 
strafverfolgungsberechtigt  nur  derjenige  ist,  um  dessen  Strafansprüche 
es  sich  handelt,  sodass  Abweichungen  sich  als  Ausnahmen  dar- 
stellen^^),  die  freilich  im  Strafprozess  für  die  klägerische  Seite  einen 
sehr  breiten  Raum  einnehmen.  Definiert  man  den  formellen  Partei- 
begriff lediglich  aus  sich  selbst  heraus  dahin,  dass  Partei  sei  is  qui  rem 
in  Judicium  dedudi^  und  is,  contra  quem  res  in  Judicium  dedueiiur^ 
so  gelangt  man  überdies  zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Staatsanwalt  Partei 
ist^2),  eine  Auffassung,  die  Bennecke  mit  Recht  ablehnt^). 

"Wenn  ötker**)  gegen  den  materiellen  Parteibegriff  geltend  macht,  dass  er 
zu  der  Konstraktion  der  gesetzlichen  Vertretung  Prozessfähiger  führe,  so  ist  dies 
keine  deduetto  ad  absurdum,  denn  das  geltende  Recht  kennt  zweifellos  solche  gesetz- 
liche Vertretung  Prozessfähiger,  vgl.  N.C.P.O.  §  53,  preuss.  A.C.P.O.  §  3. 

Unter  diesen  Umständen  behält  das  oben  §  36  von  Bennecke 
Ausgeführte  an  sich  prinzipiell  seine  grundlegende  Gültigkeit.  Nur 
ist  das  dort  Gesagte  nicht  immer  das  letzte  Wort,  sondern  gilt  nur 
insoweit,  als  nicht  der  Formalparteibegriff  den  materiellen  Partei- 
begriff verdrängt. 


'•)  Bennecke  630  fasst  den  Privatkläger  als  Vertreter  des  Staates  auf.  Ebenso 
wohl  J ellin ek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  240.  Dagegen  ötker 
605,  628. 

»•»)  Insbesondere  Ötker  605,  Jur.  L.B1.  H,  188;  VIU,  101,  Konkursrechtl. 
Grundbegr.  I,  316;   Birkmeyer  294;    vgl.  schon  Heinze  GA.  XXIV,  268. 

»^)  Oben  §  62  IL 

•»)  So  folgerecht  z.  B.  Heinze  a.  a.  0.  268,  Birkmeyer  295,  W,  Mitter- 
mai er  Parteistellung  der  Staatsanwaltschaft,  p&ssim. 

»»)  Oben  S.  111. 

»*)  Jur.  L.Bl.  Vin,  102. 
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§  69. 
m.    Das  Instrnktionsprfnzlp. 

I.  Das  heutige  deutsehe  Civilprozessrecht  gesellt  dem  Dispositions- 
priuzip,  wonach  die  Parteien  über  Beginn  und  Fortgang  des  Prozesses 
verfügen ,  die  Verhandlungsmaxime  zu,  derzuf olge  auch  die 
Verfügung  über  den  Prozessstoff  in  den  Händen  der  Parteien 
liegt,  so,  dass  das  Gericht  Thatsachen  und  Beweismittel,  die  von 
den  Parteien  nicht  vorgebracht  worden  sind,  nicht  berücksichtigen 
darf:  Judex  secundum  allegata  et  probata  a  partibus  judicare  debei^). 

Die  Verhandlungsmaxime  führt  sonach  zu  dem  sogenannten 
formellen  Wahrheitserforschungsprinzip,  insofern  die  Parteien  dem  Gericht 
wahre  Thatsachen  vorenthalten,  unwahre  zur  Berücksichtigung  auf- 
nötigen können. 

IL  Auch  für  den  Strafprozess  ist  die  Verhandlungsmaxime  nicht 
undenkbar;  sie  herrscht  z.  B.  in  England.  Das  deutsche  Reichsrecht 
aber  hat  sich  mit  Recht  auf  den  gegenteiligen  Standpunkt  gestellt'), 
der  (im  Anschluss  an  eine  bereits  übliche  Ausdrucksweise)  als  der 
Standpunkt  des  Instruktionsprinzips  bezeichnet  werden  kann, 
da  das  Gericht  die  Belehrung  über  die  Sachlage  nicht  aus  der  Hand 
der  Parteien  empfängt,  sondern  sich  selbstthätig  darüber  instruiert. '). 


0  Dör  Ausdruck  „Verhandlungsmaxime"  (bekanntlich  von  Gönner  heiTührend), 
ist  hergebracht,  aber  wenig  empfehlenswert,  weU  farblos. 

*)  Was  Facilides  G.8.  L,  401  ff.  als  die  „strafprozessuale  Verhandlungs- 
maxime" bezeichnet,  ist  etwas  anderes.  Er  hält  sich  an  den  Wortsinn,  indem  er  das 
Prinzip  feststellt,  dass  eine  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  vor  dem  Hichter 
stattfindet  Damit  ist  aber,  wie  seine  eigenen  Ausführungen  zeigen,  nichts  gewonnen. 
Die  Frage  bleibt  immer,  wie  verhandelt  werden  soll. 

■)  Regelmässig  wird  in  der  Literatur  verkannt,  dass  die  Frage  nach  der  Ver- 
fügung über  den  Prozessstoff  ein  selbständiges  Problem  enthält.  Hergebrachtermassen 
wird  die  Verhandlungsmaxime  als  gleichbedeutend  mit  dem  Accusationsformprinzip 
aulgefasst,  sodass  dann  natürlich  die  positivrechtlichen  Ausflüsse  des  Instruktions- 
prinzips als  Regelwidrigkeiten  erscheinen,  als  Fälle,  in  denen  ausnahmsweise  die 
Inquisitionsmaxime  zu  Worte  komme.  Vgl.  z.  ß.  Planck  I,  194  ff.; 
Glaser  I,  207. 

Richtig  ist  daran  nur,  dass  Instruktions-  und  Inquisitionsprinzip  einander 
nahe  stehen,  und  ebenso  Verhandlungsmaxime  und  Dispositions(Anklageform)prinzip 
einander  die  Hand  reichen  (oben  I):  die  sog.  Reinerhaltung  des  Richteramts  (oben 
§  68  S.  240)  erreicht  ihren  Gipfel,  wenn  nicht  nur  die  Angriffstlätigkeit,  sondern  auch  das 
eigene  Erforschen  des  Sachverhalts  dem  Gericht  aus  der  Hand  genommen  ist.  Aber 
unbedingtes  logisches  Postulat  ist  es  nicht,  dass  die  Verfügung  über  Beginn  und 
Fortgang  des  Prozesses  mit  der  Verfügung  über  den  Prozessstoff  harmonieren  müsse. 
Vgl.  auch  R.  Schmidt,  Staatsanwalt  und  Privatkläger  6. 

Auch  das  Offizialprinzip  hat  mit  der  Instniktionsmaxime  nichts  zu  thon. 
Nach  dem  ersteren  ist  die  Erforschung  des  Sachverhalts  zwar  Staatssache,  aber  nicht 
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Dementsprechend  gilt  im  heutigen  deutschen  Strafprozess  das 
Prinzip  der  materiellen  Wahrheitserforschung,  das  auch 
der  Natur  des  Strafprozesses  am  besten  entspricht^).  Würde  der  Richter 
sich  mit  „formeller"  Wahrheit  begnügen  müssen,  so  würde  damit  der 
Möglichkeit  stark  Vorschub  geleistet  sein,  dass  ein  Unschuldiger  rer- 
urteilt,  oder  ein  Schuldiger  freigesprochen  würde.  Jede  Beschränkung 
in  den  Erkenntnisquellen  ist  deshalb  für  den  Strafprozess  grundsätzlich 
zu  rerwerfen.  Dementsprechend  kann  das  Gericht  von  sich  aus  frei 
den  Fall  nach  allen  Richtungen  hin  aufklären,  ohne  in  thatsächlicher 
oder  juristischer  Hinsicht  beschränkt  zu  sein.  Insonderheit  ist  das 
Geständnis  des  Beschuldigten  für  das  Gericht  nicht  bindend. 
Auf  der  anderen  Seite  steckt  der  klägerische  Angriff  mit  den  ihn 
begleitenden  Behauptungen  nicht,  wie  der  Klagevortrag  im  Civilprozess, 
das  Feld  derart  ab,  dass  das  Gericht  nur  die  Richtigkeit  dieser 
Behauptungen  zu  prüfen  hätte.  Die  klägerische  Beschuldigung  ist 
immer  nur  hypothetisches  und  wandelbares  thema  probandum^). 

Das  Prinzip  bedingt  weiter  insbesondere,  dass  die  Parteien 
dem  Gericht  nicht  die  Möglichkeit  verschränken  können,  sich  über 
erhebliche  Punkte  aufzuklären:  der  Verzicht  einer  oder  beider  Parteien 
auf  ein  Beweismittel  hindert  das  Gericht  nicht,  dieses  trotzdem  zu 
benutzen«).  Aber  auch  das  Gericht  selbst  darf  sich  nicht  willkürlich  in 
der  Beweiserhebung  beschränken.  Es  darf  keine  Beweiserhebung  unter- 
lassen, die  möglicherweise  Aufklärung  über  einen  erheblichen  Punkt 
bringen  kann  7). 

Von  dem  Prinzip  der  materiellen  Wahrheitserforschung  giebt  es  freilich  auch 
Ausnahmen. 


notwendif:  Paohe  des  Gerichts;  dem  Offizialprinzip  würde  vielmehr  auch  genü^ 
sein,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  dasjenige  Staatsorgan  wäre,  in  dessen  Hand  die 
Verfügung  über  den  Prozessstofif  gelegt  wäre.  Richtig  Heinze  277,  IV  a.  E.,  der 
aber  unzutreffend  aus  dem  Offizialprinzip  den  Folgesatz  herleiten  will,  dass  allen 
Beteiligten,  auch  dem  Staate,  jede  sachliche  Verfügung  über  die  für  die  Entscheidung 
erheblichen  Thatsachen  uud  die  Erkenntnismittel  versagt  bleiben  müsse.  Vgl  hiergegen 
oben  §  62  Anm.  1. 

Andererseits  steht,  was  mitunter  übersehen  wird,  die  Verhandlungsmaxime  in 
enger,  logischer  Verbindung  mit  dem  Prinzip  der  formellen,  die  Instruktionsmaxime  mit 
dem  der  materiellen  Wahrheitserforschung.   Ähnlich,  wie  im  Text:  Birkmeyer  133  ff. 

*)  Anders  im  Civilprozess.  Die  Annahme  des  Instruktionspiinzips  durch  die 
Preuasische  A.G.O.  von  1798  hat  sich  als  ein  Missgriff  erwiesen. 

*)  Heinze  278  ff. 

^)  Dagegen  kann  umgekehrt  das  Bestehen  der  Partei  auf  einem  Beweismittel 
das  Gericht  zur  Beweiserhebung  nötigen.     S.  StP.O.  §  244,  unten  §  121. 

^)  Hierüber  unten  §§  84,  121. 
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a)  Bisweilen  findet  das  richterliche  Forschen  nach  der  "Wahrheit  yerschiosöene 
Thtiren,  ohne  dass  das  Gericht  befugt  wäre,  den  Zugang  zu  erzwingen.  Hierher 
gehören  die  Fälle,  in  denen  ein  Zeugnisweigerungsrecht  oder  ein  Zengenvernehmungs- 
verbot  besteht,  überhaupt  die  Fälle  der  Beweis  verböte,  über  die  unten  in  der 
Beweislehre  genauer  zu  handeln  sein  wird.  Hierher  gehören  femer  die  —  de  lege 
ferenda  für  den  Strafprozess  uobedingt  verwerflichen  —  Präsumtionen. 

b)  Bisweilen  hat  das  Gericht  seine  Forschung8thäti;»keit  nicht  bis  zur  Er- 
langung voller  Überzeugung  auszudehnen,  sondern  sich  mit  vorläufiger  pritna-facie- 
Wahrheit  zu  begnügen.  So  bei  Eröffnung  des  Hauptverfahrens;  hierfür  genügt  „hin- 
reichender Veidacht".  So  für  die  Fälle  des  sog.  „Glaubhaftmachens"  *).  Aber  ein 
Urteil  darf  das  Gericht  niemals  auf  solche  unvolhjtändige  Forschung  hin  erlassen °). 

§  70. 

B.   Die  Prinzipien  der  Unmittelbarkeit >)«  Mündlichkeit 

und  Konzentration. 

I.  Alle  menschliche  Erkenntnisthätigkeit  pflegt  um  so  vcriässiicher 
zu  sein,  je  näher  der  Forschende  selbst  an  die  zu  erkennende  That- 
sache  herangekommen  ist  Deshalb  muss  auch  das  Gericht  bei  Fest- 
stellung des  Sachverhalts  sich  in  die  denkbar  innigste,  unmittelbarste 
Beziehung  zu  den  zu  erschliessenden  Thatsachen  setzen^.  Dieser 
sogenannte  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  erheischt  also,  wenn 
er  voll  durchgeführt  wird»), 

1.  in  subjektiver  Hinsicht,  dass  das  Gericht  nicht  durch  die 
Augen  und  Ohren  eines  Vertreters,  etwa  eines  ersuchten  oder  beauf- 
tragten Richters   oder  gar   des   Gerichtsschreibers*),   sondern   selbst 

•)  Unten  §§  82,  84.    . 

•)  Über  den  Grad  der  Überzeugung,  der  für  Erlass  eines  Straf befehls  erforderlich 
ist,  s.  unten  §  147  III  1. 

*)  V.  Kries,  Das  Prinzip  der  Unmittelbarkeit  Z.  VI,  88;  Rupp,  Beweis  im 
Strafverfahren,  125. 

•)  Meist  wird  von  einem  unmittelbaren  Verhältnis  des  Gerichts  zu  den  Be- 
weismitteln gesprochen.  Dass  das  nichtssagend  und  wertlos  ist,  hat  v.  Kries 
a.  a.  0.  97  nachgewiesen;  v.  Kries  selbst  formulieit  das  Problem  dahin,  es  handle 
sich  darum,  was  zum  Gegenstand  des  Beweises  gemacht  werden  dürfe. 
Das  ist  nicht  durchsichtig  genug.  Überdies  hängt  dies  mit  der  Anschauung  zusammen, 
als  bedeute  die  Mittelbarkeit  notwendig  das  Dazwischentreten  eines  anderen  Beweis- 
mittels zwischen  das  eigentlich  zu  benutzende  Beweismittel  und  das  Gericht 
(V.  Kries  Lehrb.  34.5)  Das  ist  aber  nicht  erforderlich,  man  denke  an  den  Fall, 
dass  ein  Gerichtsmitglicd  in  der  Hauptverhandlung  über  eine  Zeugenvernehmung 
referiert.  —  Ähnlich  wie  im  Text  Ben  necke  408,  der  von  den  Personen  und  Sachen 
spricht,  die  in  möglichst  direkter  Verbindung  zu  den  bedeutsamen  Punkten  stehen. 
Gegen  v.  Kries  und  Bennecke:    Birkmeyer  54. 

•)  Inwieweit  das  heutige  Recht  dem  Urundsatz  folgt,  wird  im  Nachstehenden 
dai{*elegt  werden;   zunächst  wird  hier  vom  geltenden  Rechte  abgesehen. 

*)  Vgl  R.  IX,  376;  E.  XVUI,  186;   Birkmeyer  413. 
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alle  Wahrnehmungen   mache,   die  der  Entscheidung  zu  Grunde  gelegt 
werden  sollen  ß). 

2.  Der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  bedingt  ferner,  in  ob- 
jektiver Hinsicht,  dass  das  Gericht  eine  jede  Thatsache  wenn 
möglich  aus  der  Quelle  selbst  schöpfe. 

a)  Kann  das  Gericht  die  Thatsache  durch  eigene  Sinnes- 
wahrnehmung erschliessen,  so  darf  es  sich  nicht  mit  einer  Mit- 
teilung einer  Person  über  die  Thatsache  begnügen.  Augenschein 
geht  vor  Zeugenvernehmung  über  die  Beschaffenheit  der  Sache. 
Gleichermassen  muss  eine  Dispositiv  Urkunde  (Wechsel ,  Kaufs- 
urkunde U.S.W.)  vom  Gericht  selbst  benutzt  werden,  die  Vernehmung  etwa 
des  Ausstellers  über  den  Inhalt  der  Urkunde  wäre  mittelbarer  Beweis. 
Ganz  unrichtig  wäre  —  wie  sich  hieraus  ergiebt  —  die  Meinung,  das 
Unmittelbarkeitsprinzip  widerstreite  gänzlich  der  Benutzung  von 
Urkunden  im  Prozess^. 

b)  Ist  das  Gericht  zur  Feststellung  einer  Thatsache  auf  die  Mit- 
teilung von  Personen  angewiesen,  so  ist  auf  die  Mitteilung  der- 
jenigen Person  zurückzugehen,  die  zu  der  festzustellenden  Thatsache 
die  vertrauteste  Beziehung  hat.  Über  Handlungen  und  Wahrnehmungen 
ist  daher  grundsätzlich  derjenige  zu  vernehmen,  um  dessen  Handlung 
oder  Wahrnehmung  es  sich  handelt,  nicht  bloss  jemand,  der  die  frag- 
liche Thatsache  nur  auf  Grund  der  Erzählung  anderer  kennt:  Zeugen 
vom  Hörensagen,  festes  de  miditu,  genügen  nicht  ^). 

c)  Kommt  es  auf  Bekundungen  einer  Person  an,  so  ist  diese  vom 
Gericht  zu  vernehmen,  eine  schriftliche  Mitteilung,  berichtende 
Urkunde,  genügt  nicht®). 

d)  Lässt  sich  eine  Thatsache  im  Wege  des  direkten  Beweises 
feststellen,  so  darf  sich  das  Gericht  nicht  mit  Indicienbeweis 
begnügen »). 

Selbstverständlich  bedeutet  der  (Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  nur, 
dass  die  mittelbare  Thatsachenfeststellung  die  unmittelbare  nicht  ver- 
drängen   darf.     Wohl  aber  können  beide  neben  einander^^)  um 


^)  So  schon  CCC.  Art.  72. 
^')  Vgl.  aber  nachstehend  c). 

')  So  CCC.  Art.  65;  —    (Jeyer  11,  114,  189,  721),  734. 
**)  V.  Kries  a.  a.  0.  100  (gegen  Kupp,  Beweis  im  Strafverfahren  144),    175. 
°)  Soviel  ich  sehe,  ist  dieser  Punkt  bisher  nirgends  betont 
»°j  Vgl.  Kupp  135. 
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deswillen  angezeigt  oder  erforderlich  sein^^),  weil  im  konkreten  Falle 
das  der  Thatsache  am  nächsten  stehende  Beweismittel  als  unzureichend 
oder  unzuverlässig  erscheint  (z.  B.  ein  Zeuge,  dessen  Handlungen  in 
Frage  stehen,  ist  zur  Zeit  dieser  Handlungen  angetrunken  gewesen, 
oder  gegen  seine  Glaubwürdigkeit  walten  Bedenken  ob). 

Im  heutigen  Reichsrecht  ist  das  Unmittelbarkeitsprinzip 
nirgends  direkt  expressis  verbis  ausgesprochen.  Aber  die  Vorgeschichte 
der  StP.O.  ergiebt,  dass  es  einer  der  brennendsten  Reforrawünsche 
gegenüber  dem  gemeinrechtlichen  Prozess  war,  es  solle  der  Richter 
„selbst  sehen,  selbst  hören",  d.  h.  also:  es  sollten  sich  zwischen  ihn 
und  das  Beweisthema  keine  Zwischenglieder  einschieben.  Im  Gesetz 
ist  dann  der  Grundsatz  wenigstens  in  einzelnen  Anwendungen  zum 
Ausdruck  gekommen,  so  jedoch,  dass  nur  die  Beweiserhebung  in  der 
Hauptverhandlung  dem  Grundsatz  untersteht.  So  namentlich 
in  §  249 1-).  Deshalb  ist  auch  für  das  geltende  Recht  zuuächst  aus- 
zugehen von  den  im  Anfang  dieses  Paragraphen  entwickelten  Sätzen. 
Insbesondere  darf  sich  das  erkennende  Gericht  grundsätzlich  in 
den  zu  machenden  Wahrnehmungen  nicht  durch  einen  aus  seiner  Mitte 
oder  einen  ihm  gar  nicht  angehörigen  Richter  vertreten  lassen. 

Ganz  besonders  aber  darf  grundsätzlich  ein  persönliches  Beweis- 
mittel nicht  durch  eine  dessen  Aussage  in  sich  schliessende  Urkunde 
ersetzt  werden: 

„Beruht  der  Beweis  einer  Thatsache  auf  der  Wahrnehmung 
einer  Person,   so  ist  die  letztere  in  der  Hauptverhandlung  zu 
vernehmen.     Die  Vernehmung  darf  nicht  durch  Verlesung  des 
über  eine  frühere  Vernehmung  aufgenommenen  Protokolls  oder 
einer  schriftlichen  Erklärung  ersetzt  werden."    (§  249.) 
Von  einer  unzulässigen  Ersetzung  des  persönlichen  Beweismittels 
durch  eine  Urkunde  kann  in  Übereinstimmung  mit  dem   oben  2  a),  c) 
Gesagten  natürlich  auch  im  Sinne  des  §  249  nur  dann  die  Rede  sein, 
wenn  die  Urkunde  eine  sogenannte  „berichtende"  (v.  Kries)  oder  „schlichte 
Beweisurkunde"  (Brunner)  ist.     Die  Verwertung  der  sogenannten  Dis- 
positivurkunden wird  durch  das  Unmittelbarkeitsprinzip  nicht  berührt:  sie 


")  V.  Kries  a.  a.  0.  109  beanstandet  diese  FormulieruDg,  er  selbst  formuliert 
105:  gegen  das  Prinzip  werde  dann  nicht  Verstössen,  wenn  das  anscheinend  ver- 
mittelnde Beweismittel  in  Wirklichkeit  die  Aufgabe  habe,  eine  Thatsache  von 
selbständiger  Bedeutung  zu  erweisen. 

")  v.  Kries  Z.  VI,  88;   dagegen  Utk  er  611. 
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selbst  verkörpern  ja  den  Vorgang:,  auf  den  es  gerade  ankommt,  und 
dieser  kann  deshalb  gar  nicht  besser,  unmittelbarer  bewiesen  werden, 
als  durch  den  Urkundenbeweis ^■^).  Soll  z.  B.  der  Beschuldigte  durch 
einen  Brief  den  X  beleidigt  haben,  so  kann  der  Inhalt  des  Briefes 
gar  nicht  besser  der  Wahrnehmung  erschlossen  werden,  als  durch 
Urkundenbeweis.  Die  Vernehmung  eines  Zeugen  darüber,  was  in  dem 
Briefe  stehe,  würde  ein  viel  matteres  Bild  ergeben. 

Lediglich  nach  dem  Vorausgeführten  richtet  sich  auch  die  Frage, 
ob  früher  ergangene  Strafurteile,  Straflisten,  Auszüge  aus  Kirchen- 
büchern und  Personenstandsregistern  als  Beweismittel  benutzt  werden 
dürfen.  Die  Sondererwähnung  dieser  Urkunden  in  §  248  St.P.O. 
bedeutet  nicht  etwa,  dass  solche  Urkunden  schlechthin  statthaft  sein 
sollen,  sondern  nur,  dass  die  Beweisaufnahme,  wenn  sie  überhaupt 
statthaft  ist,  durch  Verlesung  zu  erfolgen  habe^*). 

Femer  muss  —  arg,  §  249  Satz  1  St.P.O.  —  die  Vernehmung 
von  festes  de  auditu  da,  wo  die  direkte  Beweiserhebung  thunlich  ist, 
für  unzulässig  erachtet  werden  ^^). 

Uneingeschränkt  freilich  gilt  der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit 
nach  der  St.P.0.  nicht.  Er  tritt  zurück  einmal  zufolge  der  Erwägung, 
dass  mitunter  die  mittelbare  Feststellung  nach  Lage  der  Umstände  ebenso 
sicher  zum  Ziele  führt;  sodann  wegen  Schwierigkeit  der  unmittelbaren 
Erhebung. 

Zwar  bildet  es  keine  Durchbrechung  des  Grundsatzes,  wenn 
in  den  Fällen,  in  denen  es  faktisch  unmöglich  ist,  die  Thatsacho  aus 
erster  Hand  zu  empfangen,  das  Gericht  sich  mit  der  aus  zweiter 
Hand  geschöpften  Erkenntnis  begnügt;  denn  in  solchen  Fällen  handelt 
es  sich  nicht  um  Verdrängung  der  unmittelbaren  Feststellung  durch 
die  mittelbare,  vielmehr  nur  um  eine  notgedrungene  Stellvertretung, 
den  Eintritt  in  eine  Lücke.  In  diesen  Fällen  ist  eben  der  Richter, 
wenn  er  aus   zweiter  Hand   die  Thatsache   erschliesst   (z.  B.  aus   der 


**)  Vfr].  hierzu  die  wichtigen  Ausführungen  von  v.  Kries  Z.  VI,  169  ff. 
Bennecke  542;  R.  L  433,  TX,  448,  X,  374,  29;  E.  XVII,  15-,  XVIII,  24, 
XXII,  51,  XXV,  94.    Die  Darlegungen  von  Rupp  170  ff.  gehen  zum  Teil  fehl. 

'*)  Nicht  zutreffend  Rupp  184. 

^•)  So  V.  Kries  Z.  VI,  95;  Rupp,  Bew.  in  Strafverf.  129  ff.;  Muskat  O.A. 
XXXVl,  281;  Uli  mann  473.  Dagegen  die  H.M.  und  die  Praxis  des  Reich  sgerichtp, 
z.  B.  E.  II,  160;  R.  II,  644,  VIII,  502;  Glaser  I,  447;  John  lU,  205;  Löwe  4 
zu  §  68;  Bennecke  342.  542  Anm.  15  (wo  es  aber  heisst:  „Klar  ist,  dass  man 
zum  Zeugen  von  Hörensagen  nur  dann  greifen  wird,  wenn  mau  den  Original- 
zeugen nicht  hat"). 
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Aussage  eines  iesiis  de  audiiu),  so  nahe  an  letztere  berangegangen,  wie 
es  ihm  nach  den  Umständen  möglich  wai*:  die  Unmittelbarkeit  ist 
relativ  zu  verstehen^®). 

So  kann  auch  bei  voller  Geltung  des  Unmittelbarkeitsprinzips  an 
Stelle  der  abhanden  gekommenen  Originalurkunde  eine  Abschrift  benutzt 
werden;  es  kann  an  Stelle  eines  Zeugen,  der  verstorben  oder  nicht 
auffindbar  ist,  oder  der  sein  Zeugnis  berechtigter-  oder  unberechtigter- 
massen  verweigert,  ein  iestis  de  auditu  vernommen  ^7),  oder  eine 
Urkunde  benutzt  werden,  in  der  der  Betreffende  seine  Wissenschaft 
niedergelegt  hatte  (Briefe,  Protokolle)  ^^).  Bieten  sich  hierbei  mehrere 
Wege  der  Erforsclmng  dar  (z.  B.  testis  de  auditu  und  Urkunden),  so 
muss  natürlich  wiederum  derjenige  Weg  beschritten  werden,  der  am 
nächsten  an  die  Thatsache  heranführt.  Hiernach  entscheidet  sich 
die  Frage,  ob  in  den  nachstehend  a)  und  b)  zu  erwähnenden  Fällen 
nur  Protokollverlesung  oder  auch  andere  Beweiserhebung  zulässig  ist^^). 

Spezieil  geregelt  sind  in  der  StP.O.  folgende  Fälle: 

a)  Tod,  aas  brechende  (reioteskrankheit  oder  Unauffindbarkeit  eines  persönlichen 
Bbweismitieis  haben  zur  J^olge,  dass  die  Verlesung  richterlicher  Vernehmungsprotokolle 
aUer  Art  über  Aobsagen  der  betreffenden  Person'*^)  zolässig  wird'^),  St. P.O.  §  250 
Abs.  1  und  3. 

b)  Versagt  einem  Zeugen  oder  Sachverständigen  das  Gedächtnis,  so  kann 
auf  das  Protokoll  über  eine  früher  von  ihm  im  Prozess  —  nicht  notwendig  vor  dem 
Richter  —  gemachte  Aussage  zurückgegriffen  werden,  St.P.O.  §  252  Abs.  1. 

Ebensowenig  läuft  es  nach  dem  oben  S.  250  unten  Gesagten  dem 
Unmittelbarkeitsprinzip  zuwider,  wenn  neben  der  in  concreto  als  un- 
zuverlässig erscheinenden  unmittelbaren  Thatsachenleststellung  der  Weg 
der  mittelbaren  Feststellung  beschritten  wird^^). 


**)  Ähnlich  Ben  necke  408:  es  solle  „nicht  unnötiger  Weise*'  vom  Original  beweis 
abgegangen  werden;  Kupp  a.  a.  0.  127;  Geyer,  Lehrbuch  11.  Dagegen  Ütker 
611,  der  das  Prinzip  übernaupt  anficht.  Auch  v.  Kries  erhebt  a.  a.  0.  HO  £m- 
wenduugen. 

^^)  Kupp  137.  Ganz  richtig  weist  Bennecke  342,  vgl.  die  daselbst  in  Anm.  7 
Citierten,  darauf  hin,  dass  die  Vemehmong  eines  Zeugen  vom  üörensagen  auf 
Indioien  beweis  hinausläutt  Gerade  daduroü  in  Verbindung  mit  oben  d)  gewinnt 
der  oben  ausgesprochene  iSatz,  dass  bei  Wahl  zwischen  dem  Originalzeugen  und  dem 
testia  de  auditu  der  erstere  den  Vorzug  hat,  seine  volle  Bedeutung. 

'^j  Über  §  251  ISt.P.O.,  der  ein  Deweisverbot  enthält,  dagegen  mit  Mittelbarkeit 
oder  Unmittelbaikeit  nichts  zu  thun  hat,  s.  unten  §  83  a.  £. 

*";  Die  Frage  wird  regelniässig  nicht  in  dieser  Weise  beantwortet,  vgl. 
Bennecke  408  Anm.  12;   v.  Kries  Z.  VI,  88;   Glaser  I,  477. 

*«)  Vgl.  V.  Kries  Z.  VI,  128. 

^'j  für  niohtnchterliche  Protokolle,  die  in  dem  betr.  Prozess  aufgenommen 
sind,  gilt  ein  Beweisyerbot,  unten  87  U. 

")  Vgl  auch  E.  Xixi,  69. 
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Die  StP.O.  bringt  dies  speziell  für  die  persönlichen  Beweismittel  in  §§  252 
Abs.  2,  253  Abs.  1  und  2  zum  Ausdruck-'^).  Nach  §  2.^B  können  Erklärungen  des 
Angeklagten,  die  in  einem  richterlichen  Protokoll  (sei  es  in  derselben  Strafsache  oder 
in  einer  anderen  aufgenommen,  sei  es  ein  Protokoll  über  eine  verantwortliche  Ver- 
nehmung oder  über  eine  YemehmuDg  als  Zeuge  ^*))  enthalten  sind,  zum  Zwecke  der 
Beweisaufnahme  über  ein  Geständnis,  (sei  es  ein  totales,  sei  es  ein  partielles),  §  253 
Abs.  1,  so\ne  auch  dann  verlesen  werden,  wenn  ein  in  der  Vernehmung  hervorge- 
tretener Widerspnich  mit  der  früheren  Aussage  auf  andere  "Weise  ohne  Unterbrechung 
der  Ilauptverhandlung  nicht  festgestellt  oder  behoben  werden  kann,  §  253  Abs.  2"). 

Stellt  sich  ein  solcher  Widerspruch  in  der  Aussage  eines  Zeugen  oder 
Sachverständigen  heraus,  so  ist  die  Verlesung  der  früheren  Aussage  selbst  dann 
statthaft,  wenn  sie  in  einem  nichtrichterlichen  Protest  niedergelegt  ist,  StP.O. 
§  252  Abs.  2. 

In  allen  den  vorgenannten  Fällen  lässt  sich  also  nicht  von  einer 
Durchbrechung  des  Unmittelbarkeitsgrundsatzes  sprechen. 

Wohl  aber  cessiert  der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  zunächst  in 
subjektiver  Beziehung  insofern,  als  einzelne  Beweiserhebungen*^) 
durch  einen  ersuchten  oder  beauftragten  Richter  statt- 
finden können.  Das  ist  aber  nur  ausserhalb  der  Hauptverhandlung 
(und  zwar  durch  kommissarische  Beweiserhebung)  statthaft.  Dagegen 
ist  nirgends  gestattet,  dass  in  der  Hauptverhandlung  etwa  der 
Vorsitzende  allein  die  Wahrnehmung  macht  und  sie  dem  Gerichtshof 
übermittelt. 

Ist  also  z.  B.  eine  zu  benutzende  Urkunde  in  einer  fremden  Sprache  oder  in 
stenographischen  Schriftzeichen  geschrieben,  die  nicht  der  gesamte  Gerichtshof 
versteht,  so  bedarf  es  der  Zuziehung  eines  Sachverständigen;  der  Vorsitzende  allein 
vermag  diesen  nicht  zu  ersetzen'^). 

Noch  viel  weniger  genügt  eine  solche  blosse  Inhaltskon statierung  durch  den 
Vorsitzenden  bei  solchen  Urkunden,  deren  einfache  Verlesung  thunlich  ist"). 

In  objektiver  Hinsicht  durchbrechen  folgende  Ausnahmen 
den  Unmittelbarkeitsgrundsatz ; 

1.  Die  sächlichen  Beweismittel  brauchen  nicht  selbst  benutzt 
zu  werden.    Die  St.P.O.  verlangt  nicht,  dass  das  Gericht  Augenscheins- 

'^^)  Dass  diese  Bestimmungen  keine  Ausnahmen  vom  Prinzip  der  Unmittelbarkeit 
sind,  betonen  auch  v.  Kries  a.  a.  0.  108;    Bennecke  546,  548. 

-*)  E.  IX,  88,  174,  XX,  23,  174;  R.  IV,  427;  V,  410,  538,  646;  John  HI, 
285;  Bennecke  546  Anm.  32;    Löwe  2  zu  §  253.     A.  M.  Rintelen  201  Anm.  4. 

*''^)  Auch  im  letzterem  Falle  ist  nur  ein  richterliches  Protokoll  verlesbar, 
E.  XIV.  258;  Löwe  1  zu  §  253;  John  111  284,  Hellweg-Dochow  242;  Bennecke 
546.     A.  M.  Stenglein  4  zu  §  253. 

*®)  Welche  dies  sind,  das  ergiebt  sich  aus  dem  nachstehend  1—3  Ausgeführten. 

-■)  Im  Ergebnis  übereinstimmend  Bennecke  411. 

^^)  E.  II,  408,  XXV,  125;  John  III  187;  v.  Kries  420.  A.  M.  E.  III, 
142,  162,  282,  XXVI,  32,  (wo  freilich  ein  Widerspruch  gegen  E.  XX  V\  125  in 
Abrede  gestellt  wird);   Birkmeyer  466.    Vgl.  unten  §  87  IV. 
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Objekte  und  Urkunden  stets  selbst  seiner  Wahrnehmung  unterwerfe*^). 
Ks  ist  vielmehr  statthaft,  dass  das  Gericht  sich  durch  einen  Zeugen 
über  die  Beschaffenheit  u.  s.  w.  des  fraglichen  Gegenstandes  unterrichten 
lässt;  desgleichen,  dass  ein  Protokoll  eines  ersuchten  oder  beauftragten 
Bichters  über  die  Beschaffenheit  u.  s.  w.  an  die  Stelle  der  eigenen 
Wahrnehmung  tritt;  ja  sogar  Photographien  oder  sonstige  Abbildungen 
eines  Gegenstandes,  Abschriften  (beglaubigte  wie  unbegiaubigte)  dürfen 
an  Stelle  des  Originals  benutzt  werden 3®),  so  natürlich,  dass  hierbei 
gemäss  §  249  St.P.0.  das  persönliche  Zeugnis  oder  Gutachten  einer 
Person  nicht  durch  einen  schriftlichen  Bericht  ersetzt  werden  kann^**). 

Selbstverständlich  wird  aber  das  Gericht  den  mittelbaren  Beweis 
nur  dann  wählen,  wenn  in  concreto  keine  Bedenken  gegen  ihn  obwalten. 

2.  Der  Zeugen- und  Sachverstand  igen  beweis  kann  bis- 
weilen durch  ürkundenbeweis  ersetzt  werden. 

a)  So  in  dem  Falle,  dass  dem  Erscheinen  eines  Zeugen  oder 
Sachverständigen  in  der  Haupt  Verhandlung  Krankheit  oder  Ge- 
brechlichkeit oder  andere  nicht  zu  beseitigende  Hin- 
dernisse entgegenstehen  oder  sein  Erscheinen  wegen  grosser 
Entfernung  besonders  erschwert  ist  Solchenfalls  können  die  im 
Stadium  der  Voruntersuchung  oder  der  Vorbereitung  der  Haupt- 
verhandlung ^i)  gemäss  §§  191,  222  St.P.0.  aufgenommenen  Richter- 
protokolle in  der  Hauptverhandlung  verlesen  werden,  St.P.0.  §  250 
Abs.  2,  vorausgesetzt,  dass  das  Hindernis  oder  Erschwernis  auch  der- 
zeit noch  besteht  und  bei  der  Vernehmung  die  gehörigen  Form- 
vorschriften, besonders  §  223.  St.P.0.,  eingehalten  sind. 

b)  Die  Landesherren  und  die  Mitglieder  der  landesherrlichen 
Familien,  sowie  die  Mitglieder  der  fürstlichen  Familie  HohenzoUem 
und  des  hannoverschen,  des  kurhessischen  und  des  nassauischen 
Herrscherhauses  werden  nicht  in  der  Hauptverhandlung  vernommen, 
sondern  vorher  durch  einen  ersuchten  oder  beauftragten  Richter.  In 
der  Hauptverhandlung  wird  das  Vernehmungsprotokoll  verlesen, 
St.P.0.  §  71. 


'^)  Der  Satz  oben  I  2a  ist  also  nicht  geltenden  Rechtens.  Vgl.  v.  Kries 
a.  a.  0.  194;  E.  XIV,  276;  R.  UI,  544;  Löwe  4  zu  §  86;  John  I,  718.  Bennecke 
377.     Dag^en  Birkmeyer  514. 

»•)  Vgl.  V.  Kries  a.  a.  0.  184. 

»«»)  R.  V,  479. 

«»)  unten  §  119. 
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c)  Entsprechendes  gilt  für  den  Reichskanzler  und  die  übrigen 
nach  §  49  St.P.0.  nur  beschränkt  erscheinungspflichtigen  Personen***), 
vorausgesetzt,  dass  die  Hauptverhandlung  nicht  an  dem  Amtssitze  bezw. 
an  einem  der  sonstigen  in  §  49  genannten  Orte  erfolgt**). 

d)  Nicht  notwendig  ist  die  Vernehmung  eines  eine  öffentliche 
Behörde  vertretenden  Beamten  als  Zeugen  oder  Sachverständigen,  sofern 
es  sich  um  behördliche  Zeugnisse  oder  Gutachten  handelt  (mit  Aus- 
nahme von  Leumundszeugnissen**)).  Ebenso  bedarf  es  keiner  Ver- 
nehmung bei  Ärzten  zur  Herbeiführung  einer  Äusserung  über  eine  „nicht 
schwere''  Körperverletzung.  In  beiden  Fällen  genügt  das  zu  verlesende 
schriftliche  Zeugnis  oder  Gutachten,  St.I\0.  §  255,  auch  ohne 
Beeidigung  *5).  Erforderlichenfalls  wird,  falls  es  sich  um  das  schrift- 
liche Gutachten  einer  kollegialen  Fachbehörde  handelt,  ein  Mitglied 
dieser  Behörde  zur  „Vertretung''  des  Gutachtens  herangezogen,  §  255 
Abs.  2  St.P.0.««). 

e)  In  der  Berufungsinstanz  ist  die  Verlesung  der  in  der 
erstinstanzlichen  Hauptverhandlung  abgegebenen  Zeugen-  und  Sach- 
verständigenaussagen aus  dem  erstinstanzlichen  Hauptverhandlungs- 
protokoll an  Stelle  einer  Vernehmung  der  Zeugen  und  Sachverständigen 
generell  zulässig,  vorausgesetzt,  dass  der  betrefifende  Zeuge  oder  Sach- 
verständige weder  erneut  vorgeladen  worden  ist  (sei  es  von  der 
Staatsanwaltschaft  aus  eigenem  Antriebe,  oder  auf  Anordnung  des 
Vorsitzenden,  sei  es  von  dem  Angeklagten  im  Wege  der  „unmittelbaren 
Ladung''),  noch  die  wiederholte  Vorladung  von  dem  Angeidagten  recht- 
zeitig vor  der  Hauptverhandlung  beantragt  war  (StP.O.  §  366). 

Diese  Durchbrechung  des  Unmittelbarkeitsprinzips  wird  getragen  von  der 
richtigen  Erwägung,  datis  die  Hauptverhandlung  erster  Instanz  über  manche  Punkte 
eine  solche  Klärung  bringt,  dass  eine  Wiederholung  der  unmittelbaren  Beweiserhebung 
unnütz  und  zwecklos  erscheint).  Ob  freilich  eine  solche  Klärung  erzielt  ist,  das 
kann  mitunter  zweifelhaft  sein.  Sehr  mit  Recht  gesteht  deshalb  das  Gesetz  jedem 
der  Prozebssubjekte  (Gericht,   Staatsanwalt,  Angeklagtem)  das  Recht   zu,   auch   bei 


"»)  Unten  §  88. 

'*)  Dabei  ist  nicht  etwa,  wie  nach  §  222,  erforderlich,  dass  die  Erlangung  der 
GenehmigUDg  der  in  §  49  Abs.  3  Bezeichneten  unmöglich  war,  es  genügt,  dass  eine 
solche  GenehmigUDg  nicht  vorlag,  Bennecke  812  Anm.  9;  John  1,  531',  Löwe  2; 
Stenglein  1  zu  §  49;  E.  XXVI,  253.  A.  M.  Geyer  510  und  H.E.  J,  267; 
Puchelt  2;   v.  SoUwarze  5;    v.  Bomhard-Koüer  2  zu  §  49. 

**)  Über  den  Leumund  ist  also  der  Leumundszeuge  stets  persönlich  zu 
vernehmen.    Anders  M.St.G.O.  §  310. 

•*)  R.  I,  587. 

••)  Unten  §  90. 

•')  Vgl.  Beling,  Krit  Vjschr.  3.  F.  I,  420. 
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Wldeispruch  der  anderen  die  Neuvercehmung  eines  Zeugen  oder  Sachverständigen 
herbeizuführen'**).  Selbstverständlich  wird  die  Verlesung  der  erstinstanzlichen  Aus- 
sage nur  dann  erspriesslich  und  ausreichend  sein,  wenn  das  Hauptverhandlungsprotokoll 
als  zuverlässig  erscheint '*). 

f)  Im  Verfahren  gegen  abwesende  Wehrpflichtflüchtige  basiert 
das  Urteil  des  Gerichts  auf  einer  schriftlichen  Auskunft  der  Kontrell- 
behörde,  St.P.().  §  475. 

3.  Der  Beweis  durch  Vernehmung  des  Beschuldigten  ist  überall 
da  durch  ürkundenbeweis  ersetzbar,  wo  das  Gericht  ohne  Gregenwart 
des  Beschuldigten  verhandeln  kann*^),  insofern  hier  Protokolle  über 
richterliche  Vernehmungen  des  Beschuldigten  verlesen  werden  können. 

Dabei  ist  im  Gesetz  nirgends  gesagt,  dass  das  Gericht  die  zur  Erkenntnis 
der  Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  von  Jugendlichen  und  Taubstummen 
immer  nur  im  Wege  der  unmittelbaren  Wahrnehmung  feststellen  müsse.  Gegen 
solche  Personen  ist  daher  weder  eine  Absenzverhandlung  ausgeschlossen^'),  noch  der 
Erlass   eines   Straf  befebls  (einer  Straf  Verfügung,  eines  Strafbescheids)   unzulässig**). 

4.  Ganz  und  gar  mittelbar  ist  die  Thatsachenfeststellung  in  der 
Bevisionsinstanz.  Das  Revisionsgericht  nimmt  eine  eigene 
Erhebung  der  Beweise  überhaupt  nicht  vor,  sondern  entnimmt  die  zu 
beurteilenden  Thatsachen  der  ürteilsurkunde  der  Vorderinstanz*^). 

IL  Die  meisten  Prozesshandlungen  bestehen  in  Worten,  die 
eine  Verständigung  zwischen  mehreren  Personen  herbeizuführen  be- 
zwecken. Diese  Worte  können  denkbarer  Weise  ausgedrückt  werden 
mündlich  durch  die  Sprache,  sodass  die  Verständigung  durch  das 
Gehör  erfolgt  —  Grundsatz  der  Mündlichkeit  — ;  oder  durch 
Schrift,  sodass  die  Verständigung  durch  den  Gesichtssinn  erfolgt, 
—  Grundsatz  der  Schriftlichkeit  — . 


■*)  Anders  der  i.  J.  1895  im  Reichstag  beratene  Entwurf  einer  Novelle 
zur  StP.O. 

■•)  Bedauerlicher  Weise  hat  die  St.P.O.  das  Haupt^'erhandlungsp^otokoll  jeder 
Kontrolle  nicht  allein  seitens  der  Parteien,  sondern  auch  seitens  der  Dritten,  deren 
Aus.sage  protokolliert  wird,  entzogen,  sodass  sein  Wert  oft  recht  problematisch  ist. 
So  richtig  6 in  ding,  der  Entwurf  eines  Gesetzes  betr.  Änderungen  und  Ergänzungen 
des  G.V.G.  und  der  StP.O.,  (1895)  2G,  vrI.  auch  Beling,  Krit.  Vjschr.  3.  F.  I,  421. 

**»)  Über  diese  FäUe  s.  uoten  §§  120,  130,  142,  147—149. 

*^)  Stenglein  4  zu  §  231;  John  III,  45;  Bennecke  527  Anm.  28;  v.  Kries 
535;  KleinfellerG.S.XXXXV,  348;  E.  XXIV,  411,  Hellweg  bei  Löwe  4  zu §231. 
A.  M.  Löwe  4  zu  §  231;    Geyer  673;   Dalcke  3  zu  §  231;    ßinding,  Grdr.  202. 

*')  ßennecke  676;  Geyer  871;  Glaser  II,  200;  v.  Schwarze  Erörterungen  6, 
Hellweg-Dochow  349;  Stenglein  3  zu  §  447;  v.  Kries  740;  Binding  Grdr.  204. 
A.  M.  v.  Bomhard-Koller  3;  Dalcke  4/Keller  4;  Löwe  5;  Puchelt  3  zu  §  447; 
Meves  H.H.  II,  387;  Fuld  O.S.  XXXIV,  538;  Ulimann  558;  Birkmeyer  768 
will  r^Bßz  ausnahmsweise^^  (wann':')  Strafbefehle  gegen  Jugendliche  zulassen. 

**)  unten  §  133. 
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Die  Mündlichkeit  des  Verfahrens  fällt  nicht  zusammen  mit  der 
Unmittelbarkeit,  die  Schriftlichkeit  nicht  mit  der  Mittelbarkeit**). 
Mittelbarkeit  und  Unmittelbarkeit  sind  Stufen  der 
Erkenntnis,  Mündlichkeit  und  Schriftlichkeit  sind 
Formen  derVerständigun g*^).  Richtig  ist,  dass  meist  münd- 
liche Verständigung  auch  „unmittelbare  Verständigung**  ist,  schriftliche 
Verständigung  als  „mittelbar**  erscheint.  Man  kann  daher  allen- 
falls die  Mündlichkeit  als  „Unmittelbarkeit  der  Verhandlung  vor  dem 
erkennenden  Richter***^)  bezeichnen.  Aber  es  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  diese  Unmittelbarkeit  des  Verkehrs  (der  Verständigung)  etwas 
anderes  ist  als  die  oben  dargestellte  Unmittelbarkeit  derThatsachen- 
erschliessung.  Überdies  erheischt  auch  die  Unmittelbarkeit  des 
Verkehrs  nur  „meist**,  aber  nicht  „notwendig**  ein  mündliches  Aus- 
sprechen, sowie  auch  umgekehrt  durchaus  nicht  jede  mündliche  Ver- 
handlung unmittelbar  ist.  Die  Vernehmung  eines  taubstummen 
Angeklagten  durch  Schrift  oder  Zeichen  z.  B.  ist  unmittelbar,  aber  nicht 
mündlich;  ein  Prozess,  bei  dem  sich  das  Urteil  auf  dem  mündlichen 
Vortrag  eines  Referenten  aufbaut  (etwa  nach  Art  des  erst  durch  die 
Reichs-M.StO.O.  abgelösten  preussischen  Militärstrafprozesses,  in  dem 
der  Auditeur  über  den  Akteninhalt  referierte),  ist  mündlich,  ohne 
unmittelbar  zu  sein. 

Der  gemeine  Inquisitionsprozess  war  schriftlich.  Das  Urteil 
erging  auf  Grund  der  Akten,  d.  h.  es  kamen  in  Betracht  nur  diejenigen 
Erklärungen,  Anträge,  Aussagen  u.  s.  w.,  die  schriftlich  vorlagen,  nach 
dem  Grundsätze:    Quod  non  est  in  actisj  non  est  m  mundo. 

Dagegen  huldigt  das  heutige  Recht  dem  Grundsatz  der  Münd- 
lichkeit: alle  im  Prozess  auftretenden  Personen  haben  sich  des 
gesprochenen  Wortes  zu  bedienen;  nur  dieses,  nicht  Schriftstücke,  sind 
im  Prozess  massgebend.  Dieser  Grundsatz  führt  von  selbst  dazu,  dass 
diejenigen,  die  das  gesprochene  Wort  angeht,  zugegen  sein  müssen 
oder  wenigstens  Gelegenheit  haben  müssen,  es  zu  hören.  Der  Prozess 
spielt  sich  sozusagen  ab  ijiter  praes€?iies,  nicht,  wie  der  schriftliche 
Prozess,  inter  absentes.    Die  körperliche  Vereinigung  mehrerer  Personen 


**)  In  den  Fehler  der  Identifiziemng  verfallen  noch  heute  die  Meisten.  S. 
besonders  Glaser  I,  246  ff.  Das  Verdienst,  die  Unterschiede  unwiderle^ich  auf- 
gewiesen zu  haben,  gebührt  v.  Kries,  Z.  VI,  101.  S.  aber  auch  Rupp  143  ff., 
der  freilich  auch  das  Mündlichkeitsprinzip  als  Beweisprinzip  auffasst 

«»)  Ähnlich  wohl  Birkmeyer  511. 

*•)  So  Ötker  Gll. 
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bietet  aber  weiter  Gelegenheit  dafür,  dass  auf  die  Äusserung  hin  eine 
Gegenäusserung  erfolgt;  mit  anderen  Worten:  das  Mündlichkeitsprinzip 
führt  mit  Notwendigkeit  zu  einer  „Verhandlung*',  d.  i.  einem  Vor- 
gang, der  sich  in  Bede  und  Gegenrede  abspielt  oder  wenigstens  hierauf 
berechnet  ist 

Der  grosse  Wert  der  Mündlichkeit  besteht  in  der  grösseren 
Regsamkeit  und  Frische  des  Eindruckes,  in  der  Wahrscheinlichkeit, 
dass  so  die  Möglichkeit  von  Missverständnissen  zurückgedrängt  wird, 
weil  zwanglos  augenblicklich  eine  Aufklärung  über  die  gethanen 
Äusserungen  möglich  ist 

Dass  die  Mündlichkeit  aber  auch  ihre  Schattenseiten  hat,  wird 
heute  häufig  verkannt.  Diese  Schattenseiten  sind  in  der  Vergänglichkeit 
des  gesprochenen  Wortes  zu  finden,  im  Gegensatz  zur  Schrift,  welche 
gegen  den  Einfluss  der  Zeit  widerstandsfähiger  ist  Sobald  es  verhallt 
ist,  steht  und  fällt  seine  Verwertung  mit  dem  Gedächtnis  der  Be- 
teiligten. Im  Zusammenhang  damit  steht  es,  dass  die  Mündlichkeit  das 
Urteil  des  Gerichts  zu  einem  Augenblicksprodukt  macht.  Der  Richter, 
der  auf  Grund  der  Akten  Recht  spricht,  tritt,  solide  durch  Aktenstudium 
vorbereitet,  an  die  Urteilsfindung  heran,  kann  sich  die  Sache  reiflich 
nach  allen  Seiten  überlegen,  ist  jederzeit  in  der  Lage,  sich  die  Vor- 
gänge durch  Nachschlagen  in  den  Akten  zu  vergegenwärtigen,  und 
kann  nötigenfalls  seine  Entscheidung,  wenn  er  sich  noch  nicht  klar  ist, 
verschieben.  Im  mündlichen  Verfahren  dagegen  muss  der  Richter  ohne 
Verzug  das  Urteil  finden  und  sich  bisweilen  schneller  schlüssig  machen, 
als  es  im  Interesse  der  Sache  liegt;  er  läuft  Gefahr,  sich  zu  übereilen^ 
eine  Gefahr,  die  um  so  grösser  ist,  als  von  einer  nennenswerten  Vor- 
bereitung im  extremen  mündlichen  Verfahren  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Dazu  kommt,  dass  die  mündliche  Verhandlung  leicht  eine 
seelische  Erregung  im  Gefolge  bat,  während  das  Aktenstudiimi  die 
nüchterne  Überlegung  nicht  raubt 

Immerhin  überwiegen  im  Endergebnis  die  Vorteile  der  Mündlichkeit 
über  deren  Nachteile.  Nur  muss  dringend  gefordert  werden,  dass  gegen 
die  letzteren  anderweite  Kautelen  geschaffen  werden*^). 

Was  die  Tragweite  des  Mündlichkeitsprincips  anlangt,  so  ist  von 
vornherein  klar,  dass  dieses  Prinzip  überall  da  keine  Stätte  hat,  wo  es 
sich  nicht  um  Äusserungen,  sondern  um  andere  Handlungen  handelt. 


*'')  Die   hervorgehobenen  Mängel   der  Mündlichkeit   sind  insbesondere  ein  ge- 
wichtiges ArgumeQt  für  das  Rechtsmittel  der  Berufung;  s.  unten  §  129. 

17» 
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z.  B.  ist  eine  Augenscheinseinnahme,  eine  Verhaftung  als  solche  weder 
„mündlich",  noch  „schriftlich".  Ebenso  seibstverständlich  ist,  dass 
Personen,  die  nicht  sprechen  können  (Stumme),  sich  schriftlich  oder 
durch  Zeichen  verständlich  machen  müssen***).  Auch  die  Protokollierung 
des  Verhandelten  (unten  §  107)  ist  an  sich  keine  Ausnahme  von  dem 
Grundsätze  der  Mündlichkeit.  Sie  nimmt  nicht  dem  gesprochenen 
Wort  seine  massgebliche  Bedeutung,  nicht  auf  dem  Protokollierten 
iiiht  die  Entscheidung,  sondern  die  schriftliche  Fixierung  will  grund- 
sätzlich nur  über  den  Zeitpunkt  der  Entscheidung  hinaus  den  Nach- 
weis des  Verhandelten  führen. 

Die  St.P.O.  kennt  aber  auch  eine  Reihe  von  wirklichen  Aus- 
nahmen von  dem  Mündlichkeitsprinzip: 

1.  Das  ganze  Vorverfahren  ist  schriftlich.  Die  das  Vorverfahren 
abschliessenden  Willensentschliessungen  der  Staatsanwaltschaft  und  des 
Gerichts  ergehen  auf  Grund  der  Akten.  Zwar  erfolgt  regulär  die 
Herstellung  der  Akten  im  Wege  mündlicher  Aussprache  zwischen  einer 
vernehmenden  und  einer  vernommenen  Person,  aber 

a)  vorgeschrieben  ist  dies  grundsätzlich  nicht;  eine  Anklage 
kann  z.  B.  auch  erhoben  werden  auf  Grund  einer  blossen  schriftlich 
eingesandten  Denunziation  ohne  Abhörung  des  Beschuldigten  oder 
sonstiger  Personen;  auch  kann  die  Staatsanwaltschaft,  der  Unter- 
suchungsrichter und  das  Gericht  sich  begnügen  mit  Briefen  der  Zeugen, 
mit  schriftlichen  Gutachten  der  Sachverständigen  (bezüglich  der  Sach- 
verständigen ausdrücklich  ausgesprochen  in  §  82  St.P.O.,  für  die  Zeugen 
ergiebt  sich  aber  das  Gleiche  arg,  e  contr,  aus  §  249  St.P.O.)**j.  Nur 
ist  für  die  Voruntersuchung  bestimmt,  dass  der  Angeschuldigte 
mündlich  zu  hören  ist,  §  190  StP.O.; 

b)  auch  insoweit  Personen  im  Vorverfahren  mündlich  vernommen 
werden,  bildet  doch  nicht  die  mündliche  Aussage,  sondern  das  darüber 
aufgenommene  Protokoll  die  Grundlage  für  die  Beurteilung. 

2.  Schriftlich  sind  ferner  regulär  auch  die  Kundgebungen  der 
EntSchliessung  der  Staatsanwaltschaft  und  des  Gerichts  über  Anklage*®), 
Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  Einstellung  u.  s.  w.  nach  Abschluss  des 
Vorverfahrens,  sowie  auch  das  Klageprüfungsverfahren. 


*•)  G.V.G.  §  188;   eventuell  unter  Zuziehung  eines  Dolmetschers,   auf  welchen 
die  Sätze  über  den  eigentlichen   Sprachdol metscher   (unten  §  70)  Anwendung   finden. 
*»)  Zutreffend  Löwe  8  zu  §  188. 
"j  Ausnahmen  §§  211,  265  St.P.O.,  unten  §111. 
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3.  Auch  im  Hauptverfahren  ist  der  Verkehr  ausserhalb  der 
Haupt  Verhandlung  ein  schriftlicher  (Terminsansatz,  Ladungen  u.  s.  w.). 

Das  Mändlichkeitsprinzip  beschränkt  sich  somit  im  Resultat  auf 
die  Hauptverhandlun  g^i).  Aber  auch  die  Hauptverhandlung  ist 
nicht  durchaus  mündlich. 

1.  Schon  in  der  ersten  Instanz  kann  in  gewissem  Umfange  die 
lebendige  Aussage  einer  Person  durch  eine  Niederschrift  der  Ausgage 
ersetzt  werden ^^j^  immerhin  so,  dass  eine  mündliche  Verlesung 
stattzufinden  hat. 

2.  In  der  Berufungsinstanz  ist  die  Zulässigkeit  einer  Protokoll- 
verlesung noch  mehr  erweitert  ^8). 

3.  Die  Revisionsinstanz  erfordert  zwar  auch  eine  mündliche  Haupt- 
verhandlung, den  zu  beurteilenden  Thatsachenstoff  entnimmt  das  Gericht 
aber  nicht  dem  mündlich  Verhandelten,  sondern  der  vorinstanzlichen 
TJrteilsurkunde  ^). 

4.  Das  Wiederaufnahmeverfahren  ist  eine  Erneuerung  der  Instanz, 
und  die  Entscheidung  erfolgt  zwar  regulär  auf  Grund  einer  —  nach 
Massgabe  des  vorstehend  Ausgeführten  —  mündlichen  Hauptverhandlung; 
jedoch  kann  das  Verfahren  in  dem  besonderen  Falle  des  §  411  StP.O. 
auch  ohne  Hauptverhandlung,  also  auf  Grund  der  Akten  zum  Abschluss 
gebracht  werden. 

Die  Akten  spielen  somit  auch  im  heutigen  Recht  noch  eine 
wichtige  Rolle. 

111.  Das  Mündlichkeitsprinzip,  streng  durchgeführt,  bedingt  das 
auch  von  der  StP.O.  angenommene  Konzentrationsprinzip^*). 
Danach  muss  die  mündliche  Verhandlung  im  Zusammenhange  durch- 
geführt werden,  und  die  Entscheidung  des  Gerichts  sich  unmittelbar 
anschliessen.  Denn  nur  so,  wenn  überhaupt,  kann  das  Gedächtnis  des 
Richters  der  ihm  durch  das  Mündlichkeitsprinzip  gestellten  Aufgabe 
genügen.  Dass  der  heutige  Civilprozess  diese  Konsequenz  aus  der 
auch  dort  geltenden  Mündlichkeit  nicht  gezogen  hat,  die  mündliche 
Verhandlung  und   die  Beweisaufnahme   im  Civilprozess  vielmehr  sich 


*')  Ähnlich  wie  die  C.P.O.  in  §  128  sagt:  „Die  Verhandlung  der  Parteien  über 
den  Rechtsstreit  vor  dem  erkennenden  Gericht  ist  eine  mündliche". 

")  Oben  S.  255  f.,  2  a)— d),  S.  257,  3. 

*»)  Oben  S.  256  e). 

")  Oben  S.  257,  4. 

")  S.  Rnpp  180,  der  aber  zu  eng  bloss  an  die  Konzentration  der  Beweis- 
aufnahme denkt.    Wieder  anders  der  Sprachgebrauch  Birkmeyers  559. 
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auf  eine  Reihe  zeitlich  auseinander  liegender  Termine  verteilen  kann, 
erklärt  sich  aus  der  dort  geltenden  Yerhandlungsmaxime. 

Das  Eonzentrationsprinzip  bezieht  sich  seinem  Wesen  nach  nur 
auf  mündliches  Vorbringen  und  auch  dabei  nur  auf  denjenigen  Teil 
des  Prozesses,  in  dem  es  auf  die  gedächtnismässige  Festhaltung  der 
Frozessvorgänge  ankommt:  auf  die  Hauptverhandlung  der  ersten 
und  der  Berufungsinstanz^^). 

1.  Die  Hauptverhandlung  bis  zum  Urteil  muss  grundsätzlich  in 
einem  Gusse  vor  sich  gehen.  Ist  sie  in  der  Mitte  abgebrochen  worden, 
so  ist  eine  blosse  Portsetzung  (ohne  Wiederholung  des  schon  Ver- 
handelten) nur  bis  einschliesslich  zum  4.  Tage  nach  der  Unterbrechung 
statthaft  (St.P.0.  §  228);  so  lange  lässt  sich  noch  eine  gedächtnis- 
mässige Festhaltung  des  Verhandelten  erwarten.  Ist  diese  Frist  dagegen 
verstrichen,  so  ist  das  bisher  Verhandelte  unverwertbar  geworden,  und 
die  Hauptverhandlung  muss  völlig  von  neuem  begonnen  werden 
(St.P.0.  §  228  a  E.). 

Eine  Durchbrechung  des  Eonzentrationsprinzips  bildet  in  gewissem 
Sinne  jedoch  die  Zulassung  der  sogenannten  kommissarischen  Beweis- 
erhebung^^); doch  wird  diese  Durchbrechung  einigermassen  dadurch 
paralysiert,  dass  die  Protokolle  der  kommissarischen  Beweisaufnahme 
in  der  Hauptverhandlung  verlesen  werden. 

2.  Aber  auch  nach  durchgeführter  Verhandlung  muss  die  Kon- 
tinuität der  letzteren  mit  der  Urteilsfällung  gewahrt  bleiben.  Deshalb 
muss  das  Urteil  sich  regelmässig  sofort  an  den  Schluss  der  Verhandlung 
anschliessen.  Ausnahmsweise  darf  sich  zwischen  Verhandlung  und 
Urteil  eine  Frist  dazwischenschieben,  die  aber  nie  länger  als  1  Woche 
sein  darf,  St.P.0.  §  267  ß»). 

§  71. 
C.    Das  Prinzip  der  öfTentlichiteit. 

Man  versteht  unter  Öffentlichkeit  des  Prozesses,  genauer 
Volksöffentlichkeit,  volkstümlicher  Öffentlichkeit i),  das  Offenliegen 


'•)  Die  Revisionsinstanz  ist  zwar  mündlich,  ruht  aber  auf  schriftlicher  Grund- 
lago  und  ist  daher,  da  diese  sich  jederzeit  durch  Nachlesen  in  den  Akten  reproduzieren 
läsist,  dem  Eonzentrationsprinzip  nicht  unterworfen.  So  bezüglich  des  unten  2 
erörterten  Punktes  E.  XXVn,  117. 

»0  Unten  §  119. 

»•)  Unten  §  122  g.  E. 
*)  Über  die  sogen.  Parteienöffentlichkeit  s.  unten  §  72  II  2  a. 
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der  prozessualen  Vorgänge  zur  Wahrnehmung  von 
Jedermann. 

Der  gemeinrechtliche  Strafprozess  war  nichtöffentlich,  heimlich, 
wiewohl  auch  im  schriftlichen  und  Inquisitionsprozess  Öffentlichkeit 
recht  wohl  denkbar  ist.  Weder  hatte  das  Publikum  Zutritt  zu  den 
Vorgängen  bei  Gericht  (Zeugenvernehmungen  u.  s.  w.),  noch  lagen  etwa 
die  Akten  zur  Einsicht  jedermanns  offen,  etwa  nach  Art  des  register- 
rechtlichen Publizitätsprinzips  (§  9  H.G.B.). 

Das  Gleiche  gilt  von  dem  älteren  partikularrech tUchen  Prozess*). 

Gerade  die  Heimlichkeit  des  gemeinrechtiicheu  (und  des  auf  den 
gleichen  Prinzipien  aufgebauten)  Prozesses  aber  bildete  einen  der 
Hauptgründe,  weshalb  dieser  Prozess  um  die  Zeit  der  beginnenden 
Keformbewegung  verhasst  war.  In  den  politisch  erregten  Zeiten 
namentlich  des  fünften  Jahrzehnts  im  19.  Jahrhundert  trat  des  öfteren 
die  Beschuldigung  auf,  dass  die  Gerichte  sich  besonders  zu  Ungunsten 
des  Angeklagten  in  widerrechtlicher  Weise  durch  politische  Erwägungen 
hätten  leiten  lassen,  —  Beschuldigungen,  die  weite  Kreise  beunruhigen 
mussten  und  von  der  Heimlichkeit  des  Verfahrens  erklärlicherweise 
genährt  werden  mussten. 

Der  schliesslich  errungene  Sieg  des  Mündlichkeitsprinzips  war  von 
dem  Siege  des  Öffentlichkeitsprinzips  begleitet.  Die  Artikel  153  und  190 
des  Code  dfinstructwn  criminelle  (L'instruciion  de  chaque  affaire  sera 
publique,  ä  peine  de  nullit^)  fanden  auch  im  deutschen  reformierten 
Strafprozess  Nachahmung.  Für  wie  wichtig  die  Öffentlichkeit  erachtet 
wurde,  zeigt  der  Umstand,  dass  in  die  in  Frankfurt  a.  M.  beratene 
Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  als  §  178  die  Bestimmung  auf- 
genommen wurde:  „Das  Gerichtsverfahren  soll  öffentiich  (und  mündlich) 
sein.  Ausnahmen  von  der  Öffentlichkeit  bestimmt  im  Interesse  der 
Sittlichkeit  das  Gesetz."  In  der  That  ist  die  öffentiichkeit  von  hohem 
Werte  nicht  sowohl  für  den  einzelnen  Prozess*),  als  vielmehr  für  die 
Güte    der   Rechtspflege   im    allgemeinen;    die   Öffentlichkeit   ist   eine 


')  Nur  eine  schelDbare  Ausnahme  bildet  Freoss.  A.L.R.  II  20,  §§  596,  597: 
„Ist  die  Beleidigung  öffentlich  verübt  worden,  so  mnss  die  Verhandlung  bei 
offenen  Thüren  der  Gehchtsstabe  erfolgen.  Dem  Beleidigten  steht  alsdann  frei, 
2  oder  3  Personen  seines  Standes  als  Zeugen  mitzubiingen^S  Die  Öffentlichkeit  der 
Verhandlung  erscheint  hier  als  materiellrechtliche  Massregel. 

")  Die  Öffentlichkeit  ist  „kein  auf  die  innere  Gestaltung  des  Strafverfahrens 
iofluierendes  Prinzip,  sondern  eine  äussere  Zugabe  oder  Einrichtung,  die  aber  für  die 
Strafrechtspflege  allerdings  ihre  besondere  Bedeutung  hat^^  Zachariae  I,  59.  Die 
Öffentlichkeit  ist  eine  „äussere  Garantie  eines  korrekten  Yerfi^ens^^,  Uli  mann  41. 
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energische  Nötigung  zur  genauen  Beobachtung  der  Gesetze  und  zur 
gewissenhaften  Erforschung  der  Wahrheit.  Zudem  hebt  die  Öffentlichkeit 
das  so  notwendige  Vertrauen  des  Volkes  in  die  Lauterkeit  der  Justiz. 
Der  heimliche  Prozess  ist  immer  dem  Verdacht  ausgesetzt,  als  habe  er 
das  Licht  zu  scheuen,  selbst  wenn  in  Wahrheit  streng  nach  dem 
Rechte  verfahren  wird.  Endlich  ist  es  eine  im  Interesse  der  Fort- 
bildung des  Rechts  aufzustellende  Forderung,  dass  die  Urteile  der 
Gerichte  der  freien  Kritik  offen  stehen,  was  bei  Heimlichkeit  des  Ver- 
fahrens nicht  oder  nur  ungenügend  möglich  ist^). 

Diesen  Erwägungen  folgend  hat  auch  das  deutsche  Reichsrecht 
im  Civilprozess  wie  im  Strafprozess  den  Grundsatz  der  Öffentlichkeit 
aufgestellt.  Die  einschlägigen  Bestimmungen  enthält  das  G.V.G.  in 
§§  170—176  (in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  5.  April  1888  ^j),  §§  45, 
91,  die  St.P.O.  in  §§  280,  281,  288  ß). 

L  Nach  diesen  Bestimmungen  ist  jedoch  nicht  etwa  das  ganze 
Verfahren  in  allen  seinen  Teilen  öffentlich,  öffentlich  ist  vielmehr  — 
abgesehen  von  einzelnen  Akten  der  Justizverwaltung,  G.V.G.  §§  45^, 
918),  st.P.0.  §  280,  Absatz  2^)  —  nur  „die  Verhandlung  vor  dem 
erkennenden  Gericht",  also  die  Hauptverhandlung,  diese  aber 
in  allen  Instanzen,  G.V.G.  §  170,  St.P.0.  §§  281,  288  Abs.  2. 

Nicht  öffentlich  ist  daher  insbesondere  das  Vorverfahren^^),  aber 
auch  das  Hauptverfahren  ausserhalb  der  Hauptverhandlung,  also  z.  6.  in 
den  Fällen  der  §§  222—224,  411  St.P.O. 

Insoweit  dagegen  der  Öffentlichkeitsgrundsatz  gilt,  ist  die  Ver- 
handlung diesem  Grundsatz  gemäss  so  zu  gestalten,  dass  unbestimmt 
welche  und  unbestimmt  wieviele  Personen,   die,  ohne 


*)  Vgl.  Zaoiiariae  I,  61;  Geyer  15;  üllmann  41;  Zenk,  Die  Öffentlichkeit 
im  Miliferetraf prozess,  2.  Aufl.,  insbesondere  17  ff.;   Birkmeyer  534. 

*j  Dieses  Gesetz  ist  kommentiert  von  Klemm.  1888  und  von  Klei  nf  eil  er 
in  Meves  Gesetzgebung  des  deutschen  Reichs  T.  III  Bd.'  V  Heft  2,  1888. 

«)  In  der  R.M.St.G.0.  vom  1.  Dezbr.  1898  (g§  282—288)  ist  ebenfalls  —  im 
Anschluss  an  den  bayrischen ,  aber  im  Gegensatz  zum  preussisch-sächsiscben  und 
württembergischem  Militäretrafprozess  —  der  Grundsatz  der  Öffentlichkeit  zum  Durch- 
bruch gekommen. 

^)  Festsetzung  der  Reihenfolge,  in  der  die  in  der  Jahresliste  stehenden  Schöffen 
herangezogen  werden  (ungenau  v.  Kries  258,  der  von  „Bildung  der  Jahresliste" 
spricht;    diese  erfolgt  nicht  öffentlich,  G.Y.G.  §§  42—44). 

•)  Bildung  der  Geschworenen-Spnichliste. 

•)  Ergänzung  der  Geschworenen-Spruchliste. 

*^)  In  Verbindung  damit  steht  Pressgesetz  vom  7.  Mai  1874  §  17.  —  De  lege 
ferenda  wird  Öfter  auch  für  die  Voruntersuchung  Öffentlichkeit  gefordert  S.  z.  B. 
Gneist,  Vier  Fragen  58;  UUmann  44;  John  II,  178;  H.  Meyer,  Mitwirkung  der 
Parteien  23;   Süss,  Stellung  der  Parteien  307.     Vgl.  aber  v.  Kries  Z.  IX,  92. 
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an  derbotreffenden  Strafsache  irgendwie  beteiligt  zu 
sein,  der  Verhandlung  beiwohnen  wollen,  zugelassen 
werden.  Die  Erlaubnis  zum  Zuhören  hat  also  nicht  bloss  dieser  oder 
jener  bestimmte  Einzelne,  sondern  Jeder  ohne  Ansehen  der  Person,  so 
allerdings,  dass  das  Gericht  im  Interesse  der  Ordnung  den  Einlass  an 
Erfüllung  gewisser  formeller  Bedingungen  knüpfen  kann  (Z.B.Vorweisung 
einer  Legitimation,  vorherige  Anmeldung,  Erwirkung  einer  Einlasskarte, 
die  aber  natürlich  jedermann  gewährt  werden  muss)^^). 

II.  Aber  auch  die  Öffentlichkeit  der  Hauptverhandlung  (=:  Ver- 
handlung vor  dem  erkennenden  Gericht)  ist  keine  ganz  uneingeschränkte. 

1.  Durchaus  unzulässig  ist  die  Öffentlichkeit  bei  der  Beratung 
und  Abstimmung  der  Richterkolle^ien  über  die  zu  erlassende  Ent- 
scheidung.    G.V.G.  §  195,  St.P.O.  §§  301,  803. 

Bei  der  Beratung  hat  nicht  einmal  der  Dienstvorgesetzte  der 
beratenden  Richter  Zutritt,  ebensowenig  der  Geiichtsschreiber.  Zugegen 
dürfen  nur  sein  die  zur  Entscheidung  berufenen  Richter  selbst  und 
(abgesehen  von  der  Beratung  der  Geschworenen  über  das  Verdikt)  die 
zu  ihrer  Ausbildung  bei  dem  Gericht^-;  beschäftigten,  im  Vorbereitungs- 
dienste stehenden  Juristen,  falls  der  Vorsitzende  es  gestattet,  diese  aber 
auch,  wenn  sie  in  der  betreffenden  Strafsache  als  Gerichtsschreiber 
fungieren  ^). 

Dass  die  Beratung  in  einem  besonderen  Beratungszimmer  erfolge,  ist  im  Gesetz 
im  allgemeinen  nicht  vorgeschrieben.  Sie  kann  deshalb  auch  im  Sitzungszimmer 
erfolgen,  vorausgesetzt  nur,  dass  das  Publikum  den  Sinn  der  ausgetauschten  Meinungen 
nicht  wahrnehmen  kann,  weil  die  Unterredungen  mit  leiser  Stimme  erfolgen"). 
Freilich  ist  dieses  Verfahren  sehr  leicht  Missdeutungen  ausgesetzt,  als  habe  das  Gericht 
nicht  mit  der  gehörigen  Gründlichkeit  beraten,  sondern  sei  schon  mit  einem  gewissen 


")  Vgl.  Keller  5;  Löwe  3  zu  §  170  G.V.G.;  Glaser  I,  258;  Birkraeyer 
535.  Dagegen  würde  es  eine  Verletzung  der  Öffentlichkeit  bedeuten,  wenn  die 
Einlasskarteu  nur  bestimmten  Personen  verabfolgt  würden.  Xleiuf eller  a.  a.  0.  149. 
Auch  wäre  die  willkürliche  Festsetzung  eiimr  bestimmten  Zahl  von  Einzulassenden 
eine  unzulässige  Verkürzung  der  Öffentlichkeit,  wohingegen  eine  selbst  ziffermilssi^e 
Festsetzung  der  Zahl  der  verfügbaren  Plätze  mit  Kücksiuht  auf  den  vorhandenen 
Raum  und  die  Abweisung  der  hiernach  Überzähligen  als  zulässig  erscheint.  R.  II,  361 ; 
Kleinfeiler  a.  a.  0.  148.  —  Dem  ÖfFentlichkeitsgrundsatze  geschieht  forner  nur  dann 
Genüge,  wenn  nicht  bloss  der  ausdmoklich  Einlass  Begehrende  zugelassen  wird, 
soudem  schlechthin  der  Zugang  zu  dem  Gerichtssaal  offen  gehalten  wird,  mag  auch  nie- 
mand von  der  Möglichkeit  des  Zutritts  Gebrauch  zu  machon  gewillt  sein.   E.  XXIII,  219. 

")  D.  h.  bei  der  betr.  Gerichtsanstalt  (den  Landgericht  Breslau,  dem  Ober- 
landesgerioht  Breslau  etc.),  nicht  notwendig  bei  dem  betr.  Rechtsprechungskörper 
(Strafkammer  I  etc.).     Bonn  ecke  421  Anm.  28. 

'^)  R,  X,  549;   E.  XVIII,  161. 

")  E.  XXII,  396;   Löwe  2  zu  §  195;    Bennecke  421,  Anm.  27. 
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Vorurteil  an  die  Verhandlung  herangetreten;  besser  wird  daher  dieses  Verfahren 
vermieden.  Direkt  unzulässig"  ist  es  für  die  Beratung  der  Geschworenen  über  das 
Verdikt,  StP.O.  §§  301,  303. 

Dagegen  hat  die  Verkündigung  der  Entscheidungen  grund- 
sätzlich  öffentlich    (Ausnahmen   siehe  unten  sub  2  g.  E.)  zu  erfolgen. 

2.  Zulässig  ist  auf  Antrag  wie  von  Amts  wegen  eine  Aus- 
schliessung der  Öffentlichkeit  durch  Gerichtsbeschluss,  wenn 
bei  öffentlicher  Verhandlung  eine  Gefährdung  der  öffentlichen 
Ordnung,  insbesondere  der  Staatssicherheit,  oder  eine 
Gefährdung  der  Sittlichkeit  zu  besorgen  stünde,  G.V.G.  §  173. 

Öffentliche  Ordnung  ist  der  ungestörte  Verlauf  des  Lebens  der  Allgemeinheit^). 
Eine  Gefährdung  derselben  liegt  z.  B.  vor,  wenn  Gewaltthätigkeiten  des  Publikums 
im  ßitzungssaale  gegen  die  Richter  oder  gegen  den  Angeklagten  zu  befürchten  sind. 

Staatssicherheit  ist  das  machtvolle  Dastehen  des  Staates  als  Ganzen  gegenüber 
inneren,  wie  äusseren  Feinden.  Sie  würde  gefährdet,  wenn  z.  B.  in  einem  Landes- 
verratsprozess  Staatsgeheimnisse  (betr.  Festungspläne,  Mobilmachungspläne  u.  dergl.) 
öffentlich  mitgeteilt  würden.  Das  Gesetz  fasst  die  Staatssicherheit  als  in  dem  Ober- 
begriff „öffentliche  üixinung"  enthalten  auf  {verbo  „insbesondere'^  in  G.V.G.  §  173),  als 
bedeute  jede  Gefährdung  der  Staatssicherheit  auch  eine  Gefährdung  der  öffentlichen 
Ordnung.  Das  ist  nicht  zutreffend,  die  Bekanntgabe  eines  Staatsgeheimnisses  z.  B. 
braucht  durchaus  nicht  Unordnung  im  Sitzungssaale  oder  ausserhalb  des  letzteren  zur 
Folge  zu  haben.  Es  ist  aber  zweifellos,  dass  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  die 
Gefährdung  der  Staatssicherheit  ohne  weitere  Bedingimg  den  Ausschluss  der  Öffent- 
lichkeit rechtfertigt,  also  auch  wenn  eine  GefiUirdung  der  öffentlichen  Ordnung  dabei 
nicht  in  Frage  steht  ^*j. 

Endlich  genügt  zum  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  auch  die  Gefährdung  der 
Sittlichkeit,  d.  i.  nicht  der  Moral  im  allgemeinen,  sondern  der  Lauterkeit  des 
menschlichen  Verhaltens  in  sexueller  Hinsicht"). 

Der  Begriff  der  „Gefährdung"  ist  hier  derselbe,  wie  im  materiellen  Strafrecht. 
Die  öffentliche  Ordnung,  Staatssicherheit,  Sittlichkeit  sind  daher  durch  die  Öffentlichkeit 
der  Verhandlung  dann  gefährdet,  wenn  eine  Schädigung  jener  Güter  bei  Öffentlicher 
Verhandlung  wahrscheinlich  ist*'). 

Kommt  einer  der  vorgenannten  Ausschliessungsgründe  in  Frage, 
so  ist  —  auch  ohne  Antrag  —  darüber  zu  verhandeln,  d.  h.  den  an- 
wesenden Beteiligten  Gelegenheit  zu  geben,  sich  zu  äussern  ^^).  Schon 
diese  Verhandlung  findet  nichtöffentlich  statt,  wenn  ein  Beteiligter  es 


**)  Abweichend  Kleinfeiler,  a.  a.  0.  135—139. 
**)  So  auch  V.  Kries  259  Anm.  2. 
»0  Kleinfeiler  a.  a.  0.  142—143. 
»•)  Ebenso  Klein  feller  a.  a.  0.  143—148. 

»»)  Vgl.  hierzu  E.  I,  50,  X,  92,  XVJII,  138,  XX,  21,  52;  R.  I,  206,  II,  4S0, 
III,  677,  VI,  106,  X,  539. 
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beantragt,  oder  das  Gericht  es  für  angemessen  erachtet,  6.V.G.  §  175 
Abs.  1.  Wird  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  beschlossen,  so  rauss  dieser 
Beschluss  öffentlich  yerktindet  werden  und  zwar  unter  Benennung  des 
Ausschliessungsgrundes  (ob  „Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung"  u.  s.w.). 

Der  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  hat  zur  Folge,  dass  der  gesamten 
weiteren  Verhandlung  ausser  den  Beteiligten  niemand  anwohnen  darf. 
Doch  kann  das  Gericht  (nicht  der  Vorsitzende)  einzelnen  Personen*) 
trotz  des  Ausschlusses  der  Öffentlichkeit  den  Zutritt  gestatten;  ganz 
unberührt  bleiben  von  dem  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  die  Dienst- 
vorgesetzten.    G.V.G.  §  176  Abs.  2  und  3. 

Sachlich  bezieht  sich  der  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  auf  alle 
Teile  der  Verhandlung,  aber  mit  Ausnahme  der  Urteilsverkündung: 
diese  muss  in  jedem  Falle  öffentlich  erfolgen.  Nur  für  die  Verkündung 
der  Urteilsgründe  oder  eines  Teils  von  ihnen  ist  wiederum  Ausschluss 
der  Öffentlichkeit  durch  besonderen,  d.  i.  sich  ausdrücklich  auf  die 
Urteilsgründe  beziehenden  Gerich tsbeschluss^i)  zugelassen,  und  zwar 
nur  wegen  Besorgnis  der  Gefährdung  der  Staatssicherheit  oder  der 
Sittlichkeit  (nicht  der  öffentlichen  Ordnung).  G.V.G.  §  174.  Dieser 
besondere  Beschluss  wird  meist  sachgemässer  Weise  erst  nach  durch- 
geführter Verhandlung  gefasst  werden  können ;  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist  dies  aber  nicht**). 

Der  AusschloBS  der  Öffentlichkeit  im  Falle  der  (iefährdung  der  Staatssicherheit 
kann  darch  einen  Schweigebefehl  (Gerichtsbeschluss)  an  die  der  Verhandlung  Bei- 
wohnenden verstärkt  werden,  G.V.G.  §  175  Abs.  2'').  Die  Presse  unterliegt  im 
gleichen  Falle  auch  ohne  Schweigebefehl  einem  Veröffentlichungsverbot,  Art.  III  des 
Gesetzes  vom  5.  April  1888.  Der  Schweigebefehl  ist  mittels  Beschwerde  anfechtbar, 
G.V.G.  §  175  a.  E.    Er  bedarf  deshalb  —  arg.  St.P,0.  §  34  —   der  Begründung»*). 

Zuwiderhandlungen  gegen  den  Schweigebefehl  oder  das  Veröffentlichungs  verbot 
sind  strafbar  (Ges.  vom  5.  April  1888,  Art  II,  Art.  III,  Abs.  2).  Strafbar  ist  ferner 
die  öffentliche  Mitteilung  sexuell  anstössiger  Dinge  aus  einer  Verhandlung,  für  die 
wegen  Gefährdung  der  Sittlichkeit  die  Öffentlichkeit  ausgeschlossen  war.  (Gos.  vom 
5.  April  1888,  Art  IV,  StG.B.  §  184  Abs.  2). 

Ist  derjenigen  Teil  der  Verhandlung  erledigt,  für  den  die 
Öffentlichkeit  ausgeschlossen  war,  so  ist  unverzüglich  die  Öffentlichkeit 
wiederherzustellen. 


'•)  Nicht  aber  ganzen  Klassen   von  Personen,    etwa  Zeitungsberichterstatteru, 
Bennecke  399,  Anm.  16. 
•»)  Vgl.  E.  XX,  383. 

*»j  A.  M.  Kleinf  eller  a.  a  0.  154.     Wie  im  Text  Bennecko  400  Anm.  20. 
*•)  Hierüber  ausführlich  Kleinfeiler  a.  a.  0.  165  ff. 
»*)  Bennecko  401  Anm.  29.     A.  M.  Löwe  Bem.  7  zu  §  175. 
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3.  Zulässig  ist  endlich  Verengerung  des  Kreises  von 
Personen,  die  bei  den  öffentlichen  Sitzungen  Einlass  finden,  insofern 
der  Vorsitzende 3^)  nach  G.V.G.  §  176  Abs.  1  den  Zutritt  versagen  kann: 

a)  ünerwachsenen  (nicht  identisch  mit  Strafunmündigen  oder 
Minderjährigen  2^,  sondern  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu  be- 
urteilen); 

b)  Personen,  die  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
sind  im  Sinne  der  §§  32—34,  36,  37  St.G.B. 

c)  Personen,  die  in  einer  der  Würde  des  Gerichts  nicht  entsprechenden 
Weise  erscheinen  (z.  B.  in  Masken  Verkleidung,  Betrunkene  u.  s.  w.). 

Endlich  kann  auch  die  Handhabung  der  allgemeinen  Sitzungs- 
polizei ^^)  zu  einer  Entfernung  einzelnen  Störer  aus  dem  Sitzungssaale 
führen  (G.V.G.  §  178),  und  diese  Massregel  kann  geeignetenfalls  sogar 
zu  einer  Hinausweisung  sämtlicher  anwesenden  Zuhörer  führen, 
doch  muss  in  solchem  Falle  dem  gesamten  übrigen  Publikum  der 
Zutritt  unverwehrt  bleiben,  wirdrigenfalls  eine  unzulässige  Verletzung 
des  Öffentlichkeitsgrundsatzes  vorliegen  würde  ^ß). 

Wüixie  aus  anderen,  als  den  voratehend  erwähnten  Gründen  eine  Person,  die 
Zutritt  zu  einer  Öffentlichen  Verhandlung  begehrt,  zurückgewicseo,  so  würde  dies  ein 
Verstoss  gegen  den  Ölfentlichkeits-Grundsatz  sein'^).  Dies  muss  auch  dann  gelten, 
wenn  das  Gericht  von  der  Zurückweisung  (z.  B.  durch  einen  Gerichtsdiener)  keine 
Kenntnis  hatte,  denn  auch  in  solchem  Falle  ist  ein  vom  Gesetz  nicht  gewollter  Zu- 
stand vorhanden  *°). 

III.  Die  Sätze  über  die  Öffentlichkeit  haben  nicht  den  Sinn,  dass 
jedem  Beliebigen  ein  prozessuales  Recht  auf  Zulassung  zur  Verhandlung 
zustünde,  geschweige  denn  ein  Recht  darauf,  dass  eigens  mit  Rücksicht 
auf  ihn    etwa   ein  Dolmetscher   zugezogen   würde  *^).     Die    ungerecht- 


")  A.  M.  Bennecko  399  Anm.  17;  Voitus  1  zu  §  176  G.V.G.,  welche  das 
(Jericht  für  zuständig  halten.  Aber  es  handelt  sieb  im  Grunde  um  eine  spezielle 
sitzungspolizeilicho  Massrogel,  sodass  §  177  G.V.G.  sinngemässe  Anwendung  findet. 
8o  Kleinfellor  a.  a.  0.  183;  Löwe  4;  Stenglein  2;  Thilo  5  zu  §  176.  Der  mit 
dem  Thürdienst  betraute  Gerichtsdiener  oder  Polizeibeamte  ist  zu  einer  selbständigen 
Handhabung  des  §  176  G.V.G.  nicht  befugt  A.  M.  Löwe  a.  a.  0.;  Kieinf  eller  a.  a.  0.; 
R.  IV,  268. 

■^«)  Kleinfeller  a.  a.  0.  182;  E.  in  Civilsachen  XVI,  338.  A.  M.  Stenglein  1 
zu  §  176  G.V.G. 

'-'0  Unten  §  101. 

»«)  E.  XXX,  104, 

29\  jj^  yYY    245. 

3«)  a!  M.  rI  IV,  268,  E.  II,  301;  Kleinfeller  a.  a.  0.  148. 
•'»)  Bennecko  398.     Vgl.  John  II,  174. 
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fertigte  AbweisuDg  eines  den  Zutritt  Begehrenden  kann  zwar  von  dem 
Abgewiesenen  durch  Aufsichtsbeschwerde  gerügt  werden,  ist  aber  für 
den  Prozess  solange  ohne  Einfluss,  als  nicht  eine  der  Parteien  diesen 
Umstand  rügt 

Die  Parteien  allerdings  können  jede^*)  Verletzung  des  öfFentlichkeits- 
grundsatzes  zur  Anfechtung  des  Urteils  benutzen,  und  zwar  so,  dass 
die  Nichtwahrung  der  Öffentlichkeit  als  ein  absoluter  Rovisionsgrund 
(unten  §  131)  erscheint,  St.P.0.  §  377«,  gleichviel,  ob  ihn  der  An- 
geklagte oder  die  Staatsanwaltschaft^^)  geltend  macht. 

Dagegen  enthält  die  Zulassung  der  Öffentlichkeit  in  Fällen,  in 
denen  Grund  zu  ihrer  Ausschliessung  (oben  II  2)  vorgelegen  hätte, 
keine  Verletzung  der  Parteien  ^^).  Denn  die  Ausschliessung  ist  heute 
im  Strafprozess  in  keinem  Falle  obligatorisch'^). 

Diejenigen  Teile  des  Verfahrens,  für  die  die  ()fiFentlichkeit  nicht  gilt,  (Vor- 
untersuchung u.  8.  w.)  sind  —  abgesehen  von  der  Beratung  und  Abstimmung  —  nicht 
„geheim^^  in  dem  Sinne,  als  hätten  die  Parteien  Anspruch  darauf,  dass  niemand  zu- 
gelassen werde.  Vielmehr  liegt  die  Zulassung  Unbeteiligter  (z.  B.  der  auf  ihre  Ver- 
nehmung in  einer  folgenden  Strafsache  wartenden  Zeugen)  im  Ermossen  des  Gerichts  ^). 
Ebenso  ist  die  (jewährung  der  Einsicht  in  die  Akten  (z.  B.  auf  Begehren  einer 
Prüfungskommission  zur  Benutzung  in  der  Prüfung,  oder  auf  Ansuchen  eines 
akademischen  Lehrers  zu  Lehrzwecken)  Ermessenssacho. 


")  V.  Kries  261  will  die  Anfochtung  dann  ausschliesseu,  wenn  das  Gericht  in- 
folgo  eines  thatsächlichen  Irrtums  angenommen  hatte,  die  Öfftmtliche  Ordnimg  (Staats- 
sicherheit, Sittlichkeit)  sei  bei  öffentlicher  Verhandlung  gefährdet,  und  deshalb  die 
Öffentlichkeit  ausgeschlossen  hatte.  Ebenso  Bennecke  399  Anm.  14;  Löwe  ü 
zu  §  173.  V.  Eries  beruft  sich  darauf,  dass  es  dem  Ermessen  des  Gerichts  überlassen 
sei,  zu  beurteilen,  wann  eine  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  etc.  zu  befürchten 
Nei.  Das  ist  unzutreffend.  Die  Feststellung,  dass  eine  Gefährdung  der  öffentlichen 
Ordnung  etc.  zu  befürchten  sei,  hat  das  Gericht  nicht  frei  „zu  ermessen*',  sondern 
auf  objektive  Thatsachen  zu  gründen  Erst  wenn  wirklich  eine  solche  Gefährdung 
festgestellt  ist,  greift  das  Ermessen  des  Gerichts  ein,  insofern  tiotz  der  Gefährdung 
vom  Ausschluss  der  Öflentlichkeit  Abstand  genommen  werden  kann.  Hat  also  das 
Gericht  bei  Festste liuDg  der  zu  befürchtenden  Gefährdung  geirrt,  lag  in  Wahrheit 
solche  Gefährdung  nicht  vor,  so  ist  zu  Unrecht  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  erfolgt, 
also  das  Prinzip  verletzt. 

»•)  B.  I,  207. 

")  Glaser  I,  258;  Löwe  6  zu  §  173;  v.  Kries  2G1;  Bennecke  399  Anm.  14. 
E.  II],  295;  K.  I,  324,  652,  IV,  286. 

■*)  Anders  im  Civilprozess,  G.V.G.  §§  171,  172,  und  in  früheren  Strafprozess- 
gesetzen, z.  B.  Preuss.  Gesetz  vom  3.  Mai  1852  §  18  (Ausschluss  der  Öffentlichkeit 
bei  Münzvei^rechen  und  Münzvergehen  obligatorisch). 

■")  v.  Kries  259;  Kleinfeller  a.  a  0.  127;  Delius,  Sitzungspolizeiliche 
Befugnisse  der  Behörden  8.    A.  M.  Klemm  a  a.  0.  9  Anm.  1. 
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D.     Die   prinzipielle  Stellung  der  Staatsanwaltschaft 
und  des   Beschuldigten. 

§  72. 
I.    Im  allgemeinen. 

I.  Als  Parteiprozess  folgt  der  heutige  deutsche  Strafprozess  dem 
Grundsatz  der  Parteien-  oder  Waflfengleichheit  i).  Die  Gestaltung  des 
einzelnen  konkreten  Prozesses  kann  freilich  faktisch  zu  einer  Un- 
gleichheit der  Parteien  führen.  Zudem  erleidet  der  Grundsatz  der 
Gleichheit  auch  rechtlich  eine  Reihe  von  Durchbrechungen 2). 

Immerhin  ist  als  wichtige  Auslegungsregel  festzuhalten,  dass, 
insoweit  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil  anordnet,  die 
prozessualen  Eechte  und  Pflichten  beiden  Parteien  gleichmässig  zu- 
stehen^). 

II.  Beide  Parteien  haben  gleichmässig  ein  Recht  auf  recht- 
liches Gehör. 

1.  Zuvörderst  kann  das  Verfahren  als  Ganzes  nur  unter 
Zuziehung  beider  Parteien  stattfinden.  Die  Frage  der  Bestrafung  kann 
insbesondere  nicht  über  den  Kopf  des  Beschuldigten  hinweg  erörtert 
und  entschieden  werden.  Geschähe  dies,  so  wäre  das  Verfahren 
einschliesslich  des  Urteils  nichtig*).  Nur  ausnahmsweise  ist  ein  Ver- 
fahren gegen  einen  Abwesenden  zugelassen^). 

Insoweit  dritte  Personen  eine  der  Stellung  des  Beschuldigten 
analoge  Stellung  haben,  weil  sie  von  der  zu  verhängenden  Massregel 
betroffen  werden,  bedingt  der  Grundsatz  des  rechtlichen  Gehörs  die 
Zuziehung  jener  Interessenten.  So  bleiben  besonders  die  sogenannten 
Einziehungs-  (Unbrauchbarmachungs-)  Interessenten,  wenn  sie  nicht  zu- 
gezogen worden  sind,  von  dem  Verfahren  gänzlich  unberührt;  die  ohne 
ihre  Zuziehung  ergangene  Entscheidung   ist   gegen   sie   nicht   rechts- 


^)  Benneoke  oben  112;  Sü.ss,  Die  Stellung  der  Parteien  im  modernen  Straf- 
prozess (1898)  bes.  114  ff. 

*)  Oben  112,  113  —  Besonders  verschiebt  sich  die  gleichheitliche  Stellung 
dadurch,  dass  auf  Klägerseite  regulär  eine  Behörde,  auf  Passivseite  nur  Privatpersonen 
stehen.  Birkmeyer  379.  —  Beachtenswert  der  legislatorische  Vorschlag  von  Hugo 
Meyer,  Parteien  im  Strafprozess  11,  15,  Krit.  Vjschr.  3.  F.  V,  99  ff.,  eine  Ver- 
teidigungsbehörde einzurichten      Vgl.  oben  §  08  S.  245  Anm,  28. 

«)  Vgl.  R.  VIII,  454. 

*)  Gegenüber  der  oben  S.  16  Anm.  25,  S.  115  Anm,  10  von  Bennecke 
vertretenen  Auffassung,  dass  von  „Nichtigkeit^^  im  Prozess  keine  Rede  sein  könne, 
vgl.  unten  §§  75,  77. 

»)  Unten  §  151. 
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kraftfähig  und  Dicht  vollstreckbar ^).  Dies  gilt  insonderheit  für  das 
sogenannte  objektive  Verfahren,  für  welches  der  §  478  StP.O.  noch 
eine  ausdrückliche  Bestimmung  in  diesem  Sinne  trifft. 

Auch  die  „subsidiäre  Haftbarkeit"  eines  Dritten'')  kann  rechts- 
gültig nur  nach  Anhörung  des  Dritten  ausgesprochen  werden  8). 

2.  Besondere  Ausflüsse  des  Prinzips  sind  folgende: 
a)  Die  Parteien  können  verlangen,   dass   das   gesamte  Verfahren 
ihrer  Wahrnehmung  offen  liegt. 

Sie  haben  namentlich  ein  Kecht  darauf,  bei  den  hauptsächlichsten 
Vorgängen  des  Prozesses  zugegen  sein  zu  dürfen,  sogenannte 
Parteiöffentlichkeit,  die  inhaltlich  wesentlich  weiterreicht,  als 
die  Volksöffentlichkeit  Ein  derartiges  Recht  haben  die  Parteien  in 
Ansehung  einzelner  Beweisaufnahmen  im  Vorverfahren,  StP.O.  §§  191, 
167,  besonders  aber  in  Ansehung  der  Hauptverhandlung,  von  deren 
Anfang  bis  zum  Ende,  StP.O.  §  225,  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Beratung  und  Abstimmung  des  Gerichts,  welche  auch  den  Parteien 
gegenüber  geheim  erfolgen  muss,  G.V.G.  §  195.  Da  die  sogenannten 
kommissarischen  Beweiserhebungen  (StP.O.  §§  222,  224 »)  als  anticipierte 
Stücke  der  Hauptverhandlung  gelten,  so  erstreckt  sich  die  Parteiöffent- 
lichkeit auch  auf  sie,  StP.O.  §  223,  mit  der  Beschränkung,  dass  der 
nicht  auf  freiem  Fusse  befindliche  Angeklagte  ein  Recht  auf  Anwesenheit 
nur  insoweit  hat,  als  der  Termin  an  der  Gerichtsstelle  seines  Haftortes 
abgehalten  wird,  StP.O.  §  223,  Abs.  2. 

Eine  Ausschliessung  der  Parteiöffentlicbkeit  giebt  es  nicht  Nur  kann  der 
Angeklagte  in  den  Fällen  der  §§  192,  246  Abs,  1  und  2  St  P.O.  ^°)  zeitweilig  ans  dem 
Sitzungszimmer  entfernt  werden,  doch  muss  er  dann  nacb  Wiedervorlassung  über 
das  inzwischen  Verbandelte  unterrichtet  werden. 


•)  So  mit  ßeobt  E.  IV,  87,  V,  372;  E.  IV,  79;  Thilo  5  zu  §  478;  Geyer  886; 
Löwe  1  Aaa  zu  Buch  6  Abschn.  5;  Stengleiu  5  zu  §  476;  Bennecke  703; 
Dochow-Hellwe'g368;  Süss,  Stellung  der  Parteien  138;  H.  Seuffert  in  v.  Stengels 
Wörterbuch  des  Verwaltungsrechts  s.  v.  „Einziehung'*;  teilweise  v.  Kries  227  und 
Rechtsmittel  25.  A.  M.  Voitus  Kontroversen  II,  374;  Jastrow  G.A.  XXXVIII,  54; 
Meves  H.H.  II,  459;  Keller  1  zu  §  477;  Puchelt  zu  Buch  6  Abschn.  5; 
Binding,  Ordr.  211.  Die  Stellung  der  Eüiziehungsinteressenten  kann  im  Vollstraf- 
prozesB  keine  andere  sein,  als  im  objektiven  Verfahren,  vgl.  gleich  nachstehend  im 
Text  und  unten  §  152. 

^)  Vgl.  v.  Liszt  §  58  I2b,  H.  Meyer  §  32  bei  Anm.  19,  §  50  bei  Anm.  21; 
Beling,  Grondz.  58. 

»)  Vgl.  hierzu  v.  Kries  228. 

»)  unten  §  119. 

^•)  Zu  Abs.  2  des  §  246  vgl.  G.V.G.  §  178  und  unten  §  101. 
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Auf  denselben  Gnindgedanken  geht  aber  auch  das  Recht  der 
Akteneinsicht  zurück,  das  den  Parteien,  allerdings  dem  Beschuldigten 
nur  in  beschränktem  Masse  (St.P.O.  §  147)  zusteht 

b)  Die  Parteien  haben  ferner  Anspruch  darauf,  in  ausgedehntem 
Masse  mit  ihrem  Vorbringen  gehört  zu  werden. 

Insbesondere  muss  ihnen  Tor  jeder  Entscheidung ")  des  Gerichts**)  Gelegenheit 
gegeben  werden,  ihre  Rechte  auszuführen.  Uneingeschränkt  gilt  dieser  Satz  nach 
§  33  St.P.O.*')  allerdings  nur  hinsichtlich  der  im  Laufe  einer  Haupt- 
verb andlung  ergehenden  Entscheidungen  (Spezialbestinimung:  §  247  StP.O-), 
anderen  Entscheidungen  hat  regelmässig  nur  eine  Anhörung  der  Staatsanwalt- 
schaft vorauszugehen  ^*).  Doch  giebt  es  auch  Spezial^ie,  in  denen  es  auch  ausserhalb 
der  Hauptverhandlung  einer  vorherigen  Al hörung  des  Beschuldigten  bedarf;  so  ist, 
bevor  auf  die  Anklageschrift  hin  Beschluss  gefasst  wird,  dem  Beschuldigten  Gelegenheit 
zur  Äusserung  zu  geben,  ausser  bei  Sachen,  die  vor  dem  Schöffen-  oder  dem  Amts- 
gericht verhandelt  werden  sollen,  St.P.0.  §  199. 

Sodann  verfügt  die  St.P.0.,  dass  eine  Anhörung  der  Parteien  auch  gleich  oaeh 
gewissen  prozessualen  Vorgängen  stattfinden  solle.  So  soll  besonders  in  der 
Hauptverhandlung  nach  der  Vernehmung  eines  jeden  Zeugen,  eines  jeden  Sach- 
verstandigen und  eines  jeden  Milangeklagten,  sowie  nach  der  Verlesung  eines  jeden 
Schriftstückes  der  Angeklagte  befragt  werden,  ob  er  etwas  zu  erklären  habe,  §  256  StP.O. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  es  den  Parteien  natürlich  anheimgestellt,  ob  sie  sich 
äussern  wollen  oder  nicht;  verpflichtet  zur  Äusserung  sind  sie  nicht. 

Ebenso  steht  es  bei  ihnen,  ob  sie  sich  mündlich  oder  schriftlich  äussern 
wollen,  doch  wird  natürlich  im  Bereiche  des  Mtindlichkeitsprinzips  (also  in  der  Haupt- 
verhandlung) nur  die  mündliche  Äusserung  berücksichtigt;  und  andei-enteils  braucht 
das  Gericht  ausserhalb  der  Hauptverhandlung  mündliche  Erklärungen  nicht  entgegen- 
zunehmen *'^). 

§  73. 
11.    Die  Stellniij?  der  Staatsanwaltschaft  insbesondere. 

I.  Die  Staatsanwaltschaft  hat,  wiewohl  Organ  der  klagenden 
Partei,   des  Staates,  keine   einseitige   Parteistellung  contra  reum^)^ 

")  Entscheidung  im  weiteren  Sinne  (mit  Einschluss  der  Prozessleitung),  unten 
§  81.  Löwe  2a  zu  §  33;  vgl.  Mot.  36;  Gever  60();  v.  Schwarze  zu  §  33. 
A.  M.  V.  Kries  429;  Binding,  Grdr.  159;  Ötker  612. 

*')  „Gericht"  —  Gerichlsganzes  im  Gegensatz  zum  einzelnen  Richter  (Vor- 
sitztmden,  Amtsrichter  im  Ermittelungsverfahren,  Untersuchungsrichter),  aber  gleich- 
viel ob  erkennendes  oder  beschliesseudes  Gericht.  So  Löwe  2a  zu  §  33;  Bennecke 
419;  Binding,  Gidr.  159.  Die  Frage  ist  aber  streitig;  vgl.  die  bei  Löwe  ver- 
zeichnete Literatur. 

*')  Gleichgestellt  sind  den  Parteien  in  §  33  St.P.O.  alle  anderen  „Beteiligten'', 
also  Peisoncn,  die  von  der  zu  treffenden  Entscheidung  direkt  berührt  werden  (Zeugen 
oder  Zuliörer,  die  in  eine  Ordnungsstrafe  genommen  werden  sollen  u.  s.  w). 

")  De  lege  ferenda  ist  diese  Bevorzugung  der  Staatsanwaltschaft  durchaus  za 
missbilligen,  Binding,  Grdr.  160;  Birkmever  470;  anders  Löwe  2b  zu  §33. 

'*)  So  Lowe  2c  zu  §  33;  Bennecke  42U.     A.  M.  Stenglein  3  zu  g  33. 

*)  Vgl.  Bennecke  oben  111. 
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denn  das  Farteiinteresse  des  Staates  deckt  sich  mit  der  Darchführung 
des  objektiTen  Rechts  im  EinzelfaUe.  Daraus  folgt,  dass  die  Staats- 
anwaltschaft sich  durchaus  auf  den  objektiven  Standpunkt  zu  stellen, 
die  That-  und  Rechtsfrage  also  prinzipiell  in  derselben  Weise,  wie  das 
Gericht,  zu  prüfen  hat  Wenn  man  will,  kann  man  die  Staatsanwaltschaft 
danach  als  „Gesetzeswächterin^^  bezeichnen^). 

Tauchen  bei  der  von  der  Staatsanwaltschaft  vorzunehmenden 
Prüfung  der  Sachlage  streitige  Rechtsfragen  auf  (Strafbarkeit  des 
untauglichen  Versuchs,  der  ohne  Einwilligung  des  Patienten  vorge- 
nommenen ärztlichen  Operation  u.  s.  w.),  so  ist  die  Staatsanwaltschaft 
daher  lediglich  auf  ihre  Überzeugung,  eventuell  primo  loco  aaf 
Anweisungen  des  Vorgesetzten  (§  147  G.V.G.*)  gestellt;  an  eine  etwa 
herrschende  Ansicht  der  Wissenschaft  oder  eine  herrschende  Praxis, 
insbesondere  an  die  Reichsgerichtsjudikatur,  ist  sie  nicht  gebunden^); 
ebensowenig  hat  sie  etwa  in  dubio  der  härteren  Rechtsansicht  zu  folgen, 
sodass  sie  in  dubio  immer  die  Anklage  erheben  und  die  Entscheidung 
dem  Gericht  überlassen  müsste^). 

Die  Objektivität  des  Standpunktes,  den  der  Staatsanwalt  ein- 
zunehmen hat,  äussert  sich  besonders  bedeutsam  dann,  wenn  sich  im 
Laufe  des  Prozesses  die  Grundlosigkeit  der  erhobenen  Klage  heraus- 
stellt. Alsdann  hat  die  Staatsanwaltschaft  —  wenn  der  Zeitpunkt 
vorüber  ist,  bis  zu  dem  sie  die  Klage  zurücknehmen  kann  —  nicht 
etwa  nur  passiv  die  Freisprechung  geschehen  zu  lassen,  sondern  ihrer- 
seits positiv  auf  die  Freisprechung  hinzuwirken;  ganz  besonders  muss 
alsdann  der  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  in  der  Hauptverhandlung 
einen  auf  Freisprechung  gerichteten  Antrag  stellen,  geeignetenfalls 
Entlastungsbeweisanträge  stellen  u.  s.  w. 

Ein  weiterer  Ausfluss  desselben  Grundgedankens  ist  die  Be- 
stimmung, dass  die  Staatsanwaltschaft  auch  „zu  Gunsten"  des  An- 
geklagten  Rechtsmittel   einlegen   kann.     St.P.0.   §  338  Abs.  2.     Eine 


';  Vgl.  Birkmeyer  311,  377,  der  aber  dennoch  prinzipiell  der  Staats- 
anwaltschaft eise  einseitige  Parteistellung  zuweisen  will  und  sonach  die  Oesetzee- 
wächtereigenschaft  als  eine  die  Parteistellong  durchbrechende  prinzip widrige  Ausnahme 
ansieht 

•)  Oben  §  41  8.  128. 

*)  So  richtig  Binding,  Grdr.  180;  Bennecke  453  Anro.  2;  Stenglein  5  zu 
§  168  (der  aber  doch  „herrschende  Recbtsansichten^'  für  den  Staatsanwalt  massgebeDd 
sein  lassen  will);   John  11,  404.    A.  M.  Löwe  5  zu  §  168;  v.  Eries  483  Anm.  1. 

")  A.  M.  Löwe  5  zu  §  168;  v.  Kries  483;  Birkmeyer  588.  Auch 
Binding  Ordr.  181  macht  der  Oegenansicht  eine  Eonzession  für  die  Fälle,  in  denen 
die  Staatsanwaltschaft  „die  Strafft ligkeit  für  wirklich  zweifelhaft  erachtet''. 

18 
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ungerechtfertigte  Verurteilung  läuft  dem  von  der  Staatsanwaltschaft 
vertretenen  Staatsinteresse  zuv^ider,  deshalb  ist  es  Aufgabe  der  Staats- 
anwaltschaft, sie  zu  bekämpfen**). 

IL  Insoweit  die  Herbeiführung  eines  Strafprozesses  Staatssache 
ist,  hat  die  Staatsanwaltschaft  ein  sogenanntes  Klagemonopol,  d.  h. 
sie  allein  und  keine  andere  Staatsbehörde  ist  dazu  berufen,  Strafklagen 
bei  den  Gerichten  zu  erheben*). 

Hiervon  giebt  es  nur  eine  Ausnahme:  Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vor- 
schriften über  die  Erhebung  öffoDtlicher  Abgaben  und  Gefälle  ist  die  Verwaltungs- 
behörde befugt,  anklagend  das  Gericht  anzugehen,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  die 
Verfolgung  ablehnt,  St.P.O.  §  464«). 

Doch  bezieht  sich  das  staatsanwaltschaftliche  Klagemonopol  nur  auf  die  Erhebung 
der  Strafklage  bei  Gericht.  Insoweit  Polizei-,  Zoll-  und  Steuerbehörden  im  Ver- 
waltungsverfahren durch  Straf  Verfügung  bezw.  Strafbescheid  Strafen  festsetzen 
können '),  haben  diese  Behörden  selbst  die  massgebende  Eotscbliessung  darüber,  ob 
dieses  Verwaltungs verfuhren  stattfinden  soll;  eine  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft 
findet  hier  nicht  statt. 

III.  Die  gesamte  staatsanwaltschaftliche  Berufsthätigkeit  steht 
unter  der  Herrschaft  des  Legalitätsprinzips,  d.  h.  die  Staats- 
anwaltschaft muss  einschreiten,  wenn  die  materiell-  und  prozessrechtlicben 
Voraussetzungen  dafür  vorhanden  sind,  sie  darf  nicht,  wie  dies  bei 
Geltung  des  Opportunitätsprinzips  der  Fall  sein  würde,  die 
rechtlich  zulässige  Verfolgung  nach  Gutdünken  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen unterlassen.  St.P.0.  §  152  Abs.  2  („[die  Staatsanwaltschaft] 
ist,  soweit  nicht  gesetzlich  ein  anderes  bestimmt  ist,  verpflichtet,  wegen 
aller  gerichtlich  strafbaren  und  verfolgbaren  Handlungen  einzuschreiten, 
sofern  zureichende  thatsächliche  Anhaltspunkte  vorliegen"). 

Das  Legalitätsprinzip  darf  nicht,  wie  dies  meist  geschieht  ^<^, 
einfach  als  Ausfluss  des  Offizialprinzips  oder  als  mit  diesem  identisch 
hingestellt  werden.  Durch  letzteres  verwehrt  der  Staat  nur  Anderen 
die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Strafverfolgung  eintreten  solle:  eine 


«)  Vgl.  unten  §  104. 

^)  Das  staatliche  Klagemouopol  (ohen  §  62  I  S.  217)  und  das  Staats- 
anwaltschaftliche  Klagemonopol  sind,  was  regelmässig  verkannt  wird,  ver- 
schiedene Dinge. 

^)  Genaueres  unten  §  150.  Diese  Anklage  ist  natürlich  Staats-  (öffentliche), 
nicht  Privatklage;  richtig  John  II,  226;  Löwe  3  zu  §  152;  Bennecke  165  Anm.  3. 
A.  M.  Stenglein  1  zu  §  151,  1  zu  §  152;  Birkmeyer  305  Anm.  30. 

»)  StP.O.  §§  453  ff.,  459  ff.  und  unten  §§  148,  149. 

*<»)  So  Bennecke  165;  Binding  Grdr.  106  §  62;  Heinze  G.A.  XXIV,  270 
und  sonst,  insbesondere  295. 
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staatliche  Strafverfolgungspflicht  giebt  es  nicht^^),  und  die  Frage, 
ob  der  Staat  yod  seinem  Strafklage  r  e  c  h  t  in  allen  Fällen  Oebrauch 
machen  wolle,  ist  mit  Annahme  des  Offizialprinzips  noch  nicht 
entschieden.  Aber  unser  geltendes  Becht  hat,  uro  in  der  Strafjustiz  alle 
Willkür  auszuschliessen  und  lediglich  der  Gerechtigkeit  freien  Lauf 
zu  verschaffen,  mit  Recht  neben  das  Offizialprinzip  das  Legalitäts« 
prinzip  gestellt,  Inhalts  dessen  eine  Strafverfolgungspflicht  der  Staats^ 
anwaltschaftlichen  Beamten  als  Bestandteil  ihrer  organschaft-^ 
liehen    Berufspflicht  dem   Staate   gegenüber  statuiert   ist"). 

Diese  Pflicht  der  Staatsanwaltschaft  bezieht  sich  nicht  bloss  auf 
die  Frage  der  Elageerhebung,  unter  dem  Prinzip  der  Gesetz- 
mässigkeit und  nicht  der  Zweckmässigkeit  steht  vielmehr  auch,  was 
meist  nicht  beachtet  wird,  die  Tbätigkeit  im  vorbereitenden  Verfahren, 
die  Einleitung  des  letzteren  (vgl.  StP.O.  §  158),  die  Einlegung  von 
Rechtsmitteln  zu  Gunsten  oder  zu  Ungunsten  des  Beschuldigten, 
Herbeiführung  einer  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  u.  s.  w.  *«). 

Das  Legalitätsprinzip  bindet  die  staatsanwaltschaftlichen  Beamten 
derart,  dass  sie  gegenteilige  Anweisungen  der  Vorgesetzten  trotz  §  147 
O.V.G.  unbeachtet  lassen  müssen.  Würde  etwa  der  Preussiscfae  Justiz- 
minister die  untergebenen  Staatsanwaltschaften  anweisen,  wegen  be- 
stimmter Delikte  die  Anklageerhebung  zu  unterlassen,  so  wäre  diese 
Anweisung  unverbindlich.  Denn  §  152  StP.O.  giebt  einer  Durch- 
brechung des  LegaUtätsprinzips  nur  durch  gesetzlich  bestimmte 
Ausnahmen  Baum;  und  es  hiesse  auch  das  Legalitätsprinzip  illusorisch 
machen,  wenn  der  Vorgesetzte  den  Staatsanwalt  davon  entbinden 
könnte;  dann  käme  eben  die  Willkür  in  die  Strafjustiz,  die  das 
Legalitätsprinzip  verhindern  will. 

Lehnt  die  Staatsanwaltschaft  es  ab,  von  dem  staatlichen  Straf- 
klagerecht Gebrauch  zu  machen,  so  ist  natürlich  —  dem  Anklageform- 
prinzip zufolge  —  das  Gericht  nicht  in  der  Lage,  den  Fall  aburteilen 
zu   können  1*),  und  —  dem  Offizialprinzip  zufolge  —  der  Interessent 


")  Oben  §  62  S.  218. 

^*)  Nicht  angängig  ist  es,  mit  Bierling  Z.  X,  283  ff.  diese  Benif<n>flioht 
lediglich  als  Abglanz  einer  staatlichen  Yurfolgungspflioht  anzusehen.  Der  Unter- 
offizier ist  kraft  seiner  dienstlichen  Stellung  verpflichtet,  in  frewissem  üm^aoge  auf 
Befehl  strafbare  Handlungen  zu  begehen  (M.StG.6.  §  47);  sollte  diese  Pflicht  der 
Abglanz  einer  staatlichen  Pflicht  sein? 

^')  Wohl  nur  dem  Ausdruck,  nicht  der  Sache  nach,  einschränkend  Birkmeyer 
310  Anm.  17,  ygl.  311. 

")  Oben  §  68. 

18* 
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nicht  in  der  Lage,  das  Gericht  als  Kläger  anzurufen  ^^).  Aber  zur 
Sicherung  des  Legalitätsprinzips  hat  das  heutige  deutsche  Recht  ^®)  den 
Interessenten  die  Möglichkeit  eröffnet,  ein  gerichtliches  Vorprüfungs- 
verfahren über  die  Frage  zu  entfesseln,  ob  die  Staatsanwaltschaft 
verpflichtet  sei,  im  konkreten  Falle  Klage  zu  erheben,  StP.O.  §§  169  ff.  ^'). 

Über  dieses  „Klagep*üfungsverfahre n",  wie  es  in  diesem 
Buche  in  Ermangelung  eines  besseren  Ausdrucks  genannt  werden  wird, 
ist  unten  genauer  zu  handeln  i®). 

Eine  vollständige  Sicherung  des  Legalitätsprinzips  liegt  freilich  in  diesem 
Reohtsbehelf  nicht,  da  letzterer  nur  da  eingreift,  wo  es  sich  um  den  Akt  der  Klage- 
erhebung, nicht  um  Herbeiführung  anderer  staatsanwaltschaftlicher  Pflichthandlungen 
CWiederauf nähme  der  nach  §  210  StP.O.  erledigten  Klage,  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens u.  8.  w.)  handelt'**). 

Materiellstrafrechtlich  ist  dem  Legalitätsprinzip  durch  den  §  346  StG.B.  Nach- 
druck gegeben,  der  unter  gewissen  Voraussetzungen  Zuwiderhandlungen  mit  Zucht- 
haus bis  zu  5  Jahren  bedroht. 


")  Oben  §  62.  Andere  Rechte  geben  für  den  Fall  der  Ablehnung  der  Klage- 
erhebung durch  die  Staatsanwaltschaft  dem  Verletzten  oder  sogar  cuivü  ex  pojndo 
ein  Klagerecht,  sog.  subsidiäre  Privat-  oder  Popularklage,  befürwortet  von  ziüil- 
reichen  Schriftstellern.  Bei  Schaffung  der  St.P.O.  ist  eine  solche  ebenfalls  in  Frage 
gewesen,  aber  schliesslich  zu  Gunsten  der  nachstehend  im  Text  erwähnten  Einrichtung  bei 
Seite  gesetzt  worden.  Vgl.  John  II,  72  ff.,  auch  UUmann  206.  539;  Glaser  EL,  17; 
Doehow  H.H.  II,  353;    Gneist  Vier  Fragen  50;   Geyer  408  Anm.  6. 

^")  Die  Vorzüge  dieser  deutschrechtlichen  Einrichtung  im  Gegensatz  zu  der 
in  Anm.  15  erwähnten  anderen  Regelung  sind  dargelegt  bei  R.  Schmidt,  Staats- 
anwalt und  Privatkläger,  bes.  32,  53  ff.  Nur  will  Schmidt  nicht  bloss  den  Verletzten, 
sondern  quemris  ex  pcpulo  zu  dem  Antrage  auf  gerichtliche  Entscheidung  zugelassen 
wissen ;  ausserdem  befürwortet  er  daneben  noch,  wenn  auch  nicht  für  alle  Deliktsarten, 
die  prinzipale  Privatklage.  Für  die  deutsohrechtliche  Einrichtung  auch  Birkmeyer 
303;  H.  Meyer  Parteien  im  Strafprozess  14,  Krit.  Vjschr.  3.  F.  V,  112.  Dagegen 
Süss,  Stellung  der  Parteien  83  ff.,  der  die  subsidiäre  Privatklage  befürwortet 

*^)  Die  §§  169ff.  werden  mitunter,  so  von  Bierling  Z.  X,  283  ff.  zum  Beweise 
der  angeblichen  Strafpflicht  des  Staates  (oben  §  62,  S.  218)  herangezogen.  Allein  sie 
geben  dem  Individuum  nur  ein  Recht,  zu  verlangen,  dass  das  jeweilige  staatsanwalt- 
schaftliche Organ  beruf spflichtgemäss  funktioniere.  Dies  zeigt  sich  darin,  dass  die 
§§  169  ff.  im  wesentlichen  allenfalls  auch  in  einer  Gesetzgebung  ihre  Stelle  haben 
könnten,  die  dem  —  eine  staatliche  Strafpflioht  gewiss  negierenden  —  Opportanitäts- 
prinzip  huldigte.    Für  das  geltende    Recht  vgl.  allerdings  unten  S.  279  bei  Anm.  29. 

^')  §  112.  . 

>»)  V.  Kries  272  Anm.  2;  Löwe  6b  zu  §  170  StP.O.;  O.L.G.  Königsberg 
G.A,  XXXVII,  76;  O.L.G.  Hamburg  G.A.  XXXXII,  429;  O.L.G.  Karlsruhe,  Bad. 
Ann.  XXXXVI,  88;  M.  III,  583;  O.L.G.  Dresden,  Ann.  VHI,  289,  385,  481.  Be- 
zügUch  des  §  210  StP.O.  a.  M.  Benneoke  455  Anm.  14;  Delius  G.A.  XXXXIII, 
178;  bezüglich  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  a.  M.  Delius  178.  —  Insbesondere 
greift  das  Klageprüfungsverfahren  auch  nicht  gegenüber  einer  Klagezurücknahme 
als  solches  ein,  wohl  aber  kann  hier  der  Verletzte  die  Neuerhebung  der  Anklage 
beantragen  und,  wenn  sie  abgelehnt  wird,  im  gerichtlichen  Wege  durchsetzen;  so  wohl 
Bennecke  166  Anm.  14.  Gegen  Verzögerung  der  Klageerhebung,  sowie  Klage- 
erhebung unter  unrichtigem  juristischen  Gesichtspunkt  ist  ebenfalls  das  Klageprüf ongs- 
verfahrcn  nicht  gegeben,  Bennecke  465  Anm.  14. 
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In  einigen  wenigen  Fällen  ist  das  Legalitätsprinzip  durch  Aus- 
nahmen durchbrochen,  §  152  StP.O.  macht  den  Vorbehalt  „soweit  nicht 
gesetzlich  ein  anderes  bestimmt  ist^^;  in  diesen  Ausnahmsfällen  hat  die 
Staatsanwaltschaft  freilich  auch  nicht  rein  willkürlich,  aber  doch  nach 
pflichtmässigem  Ermessen  zu  entscheiden,  ob  es  opportun,  also  im 
allgemeinen  Staatsinteresse  gelegen,  ist,  einzuschreiten  (oder  z.  B.  wegen 
Geringfügigkeit  der That)  nicht *®)  (Opportunitätsprinzip).  Diese 
Fälle  sind  folgende: 

1.  Bei  den  nur  auf  Antrag  verfolgbaren  Beleidigungen  und 
Körperverletzungen,  sowie  Handlungen  unlauteren  Wettbewerbs  hat  die 
Staatsanwaltschaft  nach  §  416  St.F.0.,  §  12  des  Reichsgesetzes  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb  vom  27.  Mai  1896  zu  prüfen,  ob  das 
öffentliche  Interesse  gebietet,  dass  die  Staatsanwaltschaft  die 
Strafverfolgung  einleite*^).  Die  hierher  gehörigen  Straffälle  können 
nämlich  im  Sinne  des  Gesetzes  mitunter  so  leicht  wiegen,  dass  nicht 
einmal  das  völlige  Unterbleiben  der  Strafverfolgung  als  ein  Schaden 
erscheint;  überdies  aber  sind  diese  Fälle  sämtlich  privatklagefähig, 
sodass  regelmässig  die  Bestrafung  im  Wege  des  Privatklageverfahrens 
erfolgen  wird. 

Ob  das  „öffentliche  Interesse^^  gegeben  ist,  entscheidet  die  Staats- 
anwaltschaft souverän.  In  allen  übrigen  Punkten  freilich  hat  sie  in 
den  hier  in  (ad  1)  Rede  stehenden  Fällen  die  Opportunität  nicht  zu  prüfen, 
sondern  der  Legalität  zu  folgen. 

Keineswegs  aber  dürfen  sämtliche  Antrags-  und  Ermäohtigungsdelikte  in  das 
Opportunitätsprinzip  einbezogen  werden.  Bei  ihnen  ist  zwar  die  Erhebung  der  Klage 
nicht  möglich  ohne  den  Antrag  bezw.  die  Ermächtigung;  liegt  dieser  bezw.  diese  aber 
vor,  dann  muss  bei  Vorhandensein  der  übrigen  Voraussetzungen  die  Staatsanwalt- 
schaft Klage  erheben,  sofern  es  sich  eben  nicht  um  Beleidigung  oder  Körperverletzung 
oder  unlauteren  Wettbewerb  handelt. 

2.  Bei  den  im  Auslande  begangenen  Strafthaten,  insoweit  sie 
lediglich  auf  Grund  der  §§  4,  37  SiG.B.**)  als  strafbar  erscheinen,  ist 


«)  Vgl.  hierzu  Planck  121;  Heinze  G.A.  XXIV,  295. 

•«)  Vgl.  Vollert,  Blätter  für  Rechtspflege  in  Thüringen  und  Anhalt  XXXVI,  1; 
Steinitz,  Kompensation  63;  Simonson  O.A.  XXXVIII,  145. 

»«)  Vgl.  dagegen  z.  B.  StG.B.  §  298.  —  Auch  für  die  an  sich  nach  St.G.B. 
§  4  zu  beurteilenden  Fälle  ist  zum  Teil  durch  deutsche  Staatsverträge 
Legali tätsprinzip  angenommen  worden.  Vgl.  den  deutsch-brasilianischen  Aus- 
lieferungsvertrag vom  17.  September  1877,  Art.  II  Abs.  2,  das  deutsch-österreichische 
Zolllcartell  vom  f3.  Dezember  1801,  Del  ins,  Auslieferungsrecht  21 — 22;  femer  den 
fieutsch -koreanischen  Handels-  u.  s.  w.  Vertrag  vom  26.  November  1883  Art.  III,  4. 
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Strafverfolgung  nicht  bindend  voi^eschrieben  worden,  das  SiG.B.  bedient 
sich  der  Wendung:  „es  kann  verfolgt  werden''**). 

3.  Die  Herbeiführung  eines  sogenannten  objektiven  Yerfahiens 
bei  fakultativer  Einziehung  oder  Unbrauchbarmachung  (so  im 
Falle  der  §§  40  und  41  St.G.B.)  ist  ebenfalls  nur  Sache  des  Ermessens 
der  Staatsanwaltschaft,  St.G.ß.  §  42,  StP.O.  §  477"). 

4.  In  gewissem  Sinne  gehört  hierher  auch  die  Bestimmung  des 
§  208  St.P.O.:  „Betraf  das  Vorverfahren  mehrere  derselben  Person  zur 
Last  gelegte  strafbare  Handlimgen,  und  erscheint  für  die  Strafzumessung 
die  Feststellung  des  einen  oder  des  anderen  Straffalles  unwesenüich, 
so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  beschliessen, 
dass  in  Ansehung  eines  solchen  das  Verfahren  vorläufig  einzustellen  sei^. 
Dieser  Fall  unterscheidet  sich  von  den  bisher  genannten  sehr  wesentlich 
dadurch,  dass  die  massgebende  Beiseitesetzung  des  Straffalles  nicht 
durch  die  Staatsanwaltschaft  allein,  sondern  auf  ihre  Anregung  hin  durch 
das  Gericht  erfolgt  Immerhin  gehört  auch  dieser  Fall  insofern  hierher, 
als  das  Gericht  diesen  Beschluss  nur  dann  fassen  kann^  wenn  die 
Staatsanwaltschaft  darauf  angetragen  hatte;  insoweit  dieser  Antrag 
gestellt  wird,  folgt  die  Staatsanwaltschaft  der  Opportunität,  nicht  der 
LegaUtät 

Dagegen  darf  der  Fall  der  Verwaltungsstxafklage  —  §  464  St.P.O.  —  nicht 
hierher  gerechnet  werden;  hier  darf  die  Staatsanwaltsohaft,  sofern  die  Voraus- 
setzungen der  Strafverfolgung  gegeben  sind,  die  Verfolgung  nicht  unterlassen ").  Sie 
hat  nicht**)  die  Wahl,  ob  sie  einschreiten  oder  der  Verwaltungsbehörde  die  Ver- 
folgung überlassen  will. 

Desgleichen  ist  die  Einleitung  eines  Absenzverfabrens  (§  319  StP.O.)  nicht 
Ermessens«,  sondern  Pflichtsache  für  die  Staatsanwaltschaft*'). 

Die  Fälle  des  Opportunitätsprinzips  bilden  aber  keine  Durch- 
brechung der  Einheit  des  Prozessgegenstandes.  Die  Staatsanwaltschaft 
hat  nur  die  Wahl,   ob  sie   die  Sache   vor  Gericht  bringen   will   oder 

*')  PartikularrechtUch  war  in  solchen  Fällen  ein  Bericht  der  Staatsanwaltsohaft 
an  den  Justizminister  vorgeschriebeD ,  und  Letzterer  entschied  von  Fall  zu  Fall,  ob 
einzuschreiten  sei  oder  nicht    Die  Fälle  wurd^^n  danach  als  „B^richtBiälle"  bezeichnet. 

*^)  Vgl.  unten  §  152  V[.  Dagegen  ist  die  Y ei  hängung  der  Emziehnng  oder 
Unbrauchbannachung  nicht  allgemein  ins  Ermessen  des  Gerichts  gestellt,  viel- 
mehr kommt  es  in  dieser  Hinsicht  auf  den  Wortlaut  der  materiellreohtlidien  Gesetzes- 
bestimmuDg  an  („es  ist  .  .  .  einzuziehen"  oder  „es  kann  .  .  .  eingezogen  werden"). 
E.  XXVIIl,  123. 

•*)  Übereinstimmend  Glaser  I,  223;  Löwe  2a;  Stenglein  2  zu  §  464; 
V.  Eries  753;  Bennecke  693  Anm.  8;  Birkmeyer  784. 

^)  Wie  John  II,  228  und   im  Anschluss  an   ihn  Bennecke  166  A^m.  6 


(vgl.  dagegen  693  Anm.  8)  annimmt. 
>^)  Unten  §  151  1  a.  fi. 
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nicht;  thut  sie  das  erstere,  so  ist  damit  der  Straf auspruch  (samt  Neben- 
ansprüchen)  total  rechtshängig;  die  Würdigung  unter  dem  einen  oder 
anderen  Gesichtspunkte  auszus  chliessen,  steht  der  Staatsanwaltschaft 
nicht  zu*^). 

In  den  Fällen,  die  vom  Opportunitätsgrundsatz  beherrscht  sind, 
ist  ein  gerichtliches  Elageprüfungsverfahren  nicht  zulässig  ^^).  Hier  ist 
vielmehr  gegen  eine  Unterlassung  der  Klageerhebung  nur  innerhalb  des 
staatsanwaltschaftlichen  organschaftlichen  Körpers  Remedur  möglich 
dadurch,  dass  der  Yorgesetzte  die  Klageerhebung  anordnet,  es  sei  spontan, 
es  sei  auf  Beschwerde. 

De  lege  ferenda  ist  das  Legalitätsprinzip  nicht  unangefochten'*').  Es  erscheint 
gleichwohl  von  vom  herein  als  das  richtige,  mindestens  im  Hinblick  auf  die  dringend 
wünschenswerte  Gieichmässigkeit  der  Ausübung  der  Straf  Justiz,  die  keine  Willkür 
vertragen  kann.  Andererseits  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  das  Legalitätspnnzip  zu 
Prozessen  und  Bestrafungen  führen  kann,  die  für  den  Staat  ein  grösseres  Übel  dar- 
stellen, als  das  Unterbleiben  der  Strafverfolgung.  Das  Strafen  ist  eine  hochwichtige, 
aber  nicht  immer  und  unbedingt  die  höchste  Staatsau^be  '^).  Die  theoretisch  richtigste 
Regelung  wäre  demnach  die,  dass  die  Legalität  als  Prinzip  beibehalten,  aber  bestimmte 
generelle  Gründe  genau  formuliert  würden,  bei  deren  Vorliegen  die  Strafverfolgung 
zu  unterbleiben  hätte'*);  unzulänglich  und  prinziplos  ist  jedenfalls  die  kasuistische 
Zulassung  der  Opportunität,  wie  sie  jetzt  besteht  (oben  1 — 4). 

§  74. 
m.    Die  Stellung  des  Besehuldigteii. 

Der  Beschuldigte  ist  im  heutigen  Recht  als  Partei,  als  verteidigungs- 
berechtigtes  Prozesssubjekt  anerkannt^).  Hiermit  stehen  im  Zusammen- 
hang folgende  Sätze: 

I.  Die  Bechtssphäre  des  Beschuldigten  ist  nicht  jedem  behörd- 
lichen Eingriff  preisgegeben,  der  zur  Erreichung  des  Strafprozesszweckes 
im  einzelnen  Falle  erforderlich  erscheint.  Vielmehr  ist  eine  Antastung 
der  persönlichen  Freiheit  des  Beschuldigten,  seines  Besitzstandes  u.  s.  w. 
nur  in  dem  Umfange  zulässig,  in  dem  das  Gesetz  sie  unzweideutig 
erlaubt  hat 


^  Birkmeyer  73,  E.  XI,  128. 

")  Bennecke  165,  458  mit  der  allgemeinen  Meinung;  dagegen  nur  Puchelt 
2  zu  §  170. 

»«)  8.  bes.  Glaser,  Kl.  Sehr.  I,  442fif. 

")  Vgl.  Glaser,  Kl.  Sehr.  I,  441-442;  Heinze  (i.A.  XXIV,  293. 

"}  Glaser  G.A.  XXIV,  293  will  freilich  feste  Regeln  hierüber  nicht  als 
möglich  anerkennen. 

')  Benuecke  oben  118—119;  Birkmeyer  335;  Süss,  Stellung  der  Par- 
teien 113. 
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Unzaläsaig  ist  insbesondere  jeder  Zwang  zur  Herbeiführang  eines 
Geständnisses;  derartige  Zwangshandlungen  sind  sogar  im  SiG.B.  §  343 
mit  Strafe  (Zuchthaus  bis  zu  5  Jahren)  bedroht. 

II.  Der  prozessuale  Angriff  des  Klägers  wirkt  auf  den  Be- 
schuldigten nicht  direkt,  sondern  erst  vermittelst  einer  auf  Grund  einer 
Prüfung  stattfindenden  Entschliessung  des  Gerichts. 

1.  So  erzeugt  namentlich  die  Anklage  noch  nicht  den  eigentlichen 
Anklagezustand,  sondern  erst  die  Annahme  der  Anklage  durch  das 
Gericht,  die  in  Gestalt  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  erfolgt  Die 
ungerechtfertigte  Anklage  ist  nicht  geeignet,  den  Beschuldigten  auf  die 
Anklagebank  zu  bringen,  sondern  wird  vom  Gericht  a  limine  zurück- 
gewiesen, St.P.O.  §  202. 

Der  Grundsatz  äussert  sich  auch  in  der  Terminologie  des  Gesetzes: 
Der  „Beschuldigte"  wird  durch  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage 
nur  zum  „Angeschuldigten";  „Angeklagter"  wird  er  erst  durch  die 
Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  St.P.0.  §  155«). 

2.  Zwangsmassregeln  gegen  den  Beschuldigten  können  grund- 
sätzlich nur  vom  Bichter  ausgehen,  die  Staatsanwaltschaft  kann  die 
Yomahme  dieser  Massregeln  nur  beantragen. 

Nur  ausnahmsweise  sind  die  Staatsanwaltschaften  selbst  oder  ihre 
Hülfsorgane  befugt,  gegen  den  Beschuldigten  Zwang  zu  üben.  Aber 
auch  in  diesen  Fällen  behält  die  Massregel  regelmässig  nur  dann 
Bestand,  wenn  das  Gericht  sie  nachträglich  nicht  reprobiert*). 

3.  In  der  Hauptverhandlung  ist  direkter  Verkehr  zwischen  dem 
Staatsanwalt  und  dem  Beschuldigten  unstatthaft. 

De  lege  ferenda  erscheint  der  Grundsatz  sab  n  nicht  unangreifbar.  Man  hat 
geglaubt,  die  Sätze  unter  2  unmittelbar  auf  die  Parteiqualität  der  Staatsanwaltschaft 
und  des  Beschuldigten  zurückführen  zu  sollen,  und  hat  von  diesem  Ausgangspunkt 
aus  auch  die  Ausnahmsfälle,  in  denen  die  Staatsanwaltschaft  Zwang  gegen  den 
Beschuldigten  üben  kann,  als  anstössig  empfunden.  Allein  dass  auch  dem  Parteiprozess 
direkter  Zwang  der  einen  Partei  gegen  die  andere  nicht  widerstrebt,  zeigt  das  Beispiel 
der  römischen  legis  actio  per  manus  injectionem.  Vom  prozesspolitischen  Standpunkt 
aus  erscheint  jedenfalls   die   derzeitige  Einrichtimg   als   verfehlt     Dass  die  Staats- 


*)  Die  3  Bezeichnungen  verhalten  sich  allerdings  nicht  exclusiv  zuemander, 
wie  Birkmeyer  338  anzunehmen  scheint;  vielmehr  erscheint  „Beschuldigter^^  als  die 
allgemeinste  Bezeichnung,  die  auch  noch  auf  den  schon  „Angeschuldigten'^  und 
„Angeklagten^*  angewendet  werden  kann;  und  in  ähnlicher  Weise  lässt  der  Sprachgebrauch 
der  StP.O.  auch  zu,  den  Terminus  „Angeschuldigter"  auf  den  schon  „Angeklagten" 
anzuwenden.  Das  ergiebt  direkt  der  Wortlaut  des  §  155  StP.O.:  „Angeschuldigter 
ist  der  Beschuldigte  u.  s.  w.^' 

«)  Vgl.  oben  §§  52,  53,  55,  60,  S.  166,  170,  177,  195. 
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anwaltsohaft  sich  zur  Erzielung  einer  Zwangsmassregel  an  das  Gericht  wenden  muss, 
ist  eine  Yergendnng  von  Zeit  und  Kräften  und  eine  Versohleppong  der  Sache.  Es 
muss  gefordert  werden,  dass  künftig  die  Staatsanwaltschaft  die  volle  Befugnis  zur 
eigenen  Zwaogsanwendung  erhält.  Die  Lage  des  Beschuldigten  wird  dadurch  sachlich 
nicht  verschlechtert,  wofern  nur  der  Staatsanwalt  seine  Aufgabe  richtig  aufifasst^). 

Auch  der  Satz  sub  1  ist  kein  Axiom,  das  aus  dem  Parteiprozes»  abfliesst. 
Im  Givilprozess  wirkt  die  Klage  direkt  auf  den  Beklagten.  Ebenso  könnte  im  Straf- 
prozess  das  Hauptverfahren  sich  ohne  Gerichtsbeschluss  direkt  an  die  Anklage 
anschliessen.  Die  Notwendigkeit  eines  Eröfhiungsbeschlusses  ist  vom  Gesetz  gedacht 
als  ein  Schutzwall  zu  Gunsten  des  Angeschuldigten  gegen  ungerechtfertigte  Anklagen, 
als  Palladium  der  Freiheit;  zum  Teil  auch  als  ein  Ersatz  für  die  fehlende  Berufungs- 
instanz. Aber  in  praaci  zeigt  sich,  dass  diese  Gestaltung  der  Dinge  den  ihr  zu- 
geschriebenen Wert  kaum  hat'^). 


Drittes  Kapitel 
Die  Prozessluindlimgeu. 

A.   Allgemeines. 

§  75. 
I.    Der  reehtsgesehäftliche  Charakter  der  Prozesshandlnngen. 

I.  Der  Prozess  ist  eine  zusammenbängende  Kette  von  Handlungen, 
sei  es  des  Gerichts,  sei  es  der  Parteien,  (ihrer  Vertreter,  Beistände 
u.  8.  w.)  oder  Dritter  ^).    Diese  Handlungen ,  aus  denen  sich  der  Prozess 


*)  Oben  §  73  I. 

*)  Der  Wert  der  Einrichtung  wird  meist  stark  überschätzt  Die  Zahl  der 
Sachen,  in  denen  das  Gericht  die  Ankhige  nicht  passieren  lässt,  ist  verschwindend 
klein.  Begulär  setzen  die  Gerichte  die  AnUagen  ohne  Schwierigkeiten  in  Eröffnung- 
beschlüsse  um.  Hält  die  Staatsanwaltschaft  sich,  wie  es  sein  soll,  streng  an  eme 
objektive  AuffassuDg,  nicht  anders  als  der  Richter,  so  erscheint  die  Notwendigkeit 
gerichtlicher  innabme  der  Anklage  nur  als  eine  wenig  nutzbringende  Verzögerung. 
Keinesfalls  kaon  diese  Einrichtung  mit  ihrer  doch  nur  oberflächlichen  Prüfung  die 
fehlende  Berufungsinstanz  ersetzen.  Dies  selbst  dann  nicht  wenn,  wie  vorgeschlagen 
worden  ist  (Roller  G.S.  XL,  353),  dem  Eröffnungsbeschlusse  kontradiktorische  mündliche 
Verhandlung  (ein  Defensionaltermin)  voranginge.  Gegen  die  Notwendigkeit  des  gericht- 
lichen Eröffnnngsbeschlusses  auch  Glaser  G.S.  XIX,  226;  vgl.  denselben  El.  Sehr.  U, 
148,  265;  Süss,  Stellung  der  Parteien  264;  Aschrott,  Reform  des  Strafverfahrens  23, 
W.  Mitter  maier,  Parteistellung  der  Staat  ruiwaltschaft  200;  Vacca,  Riv.  pen. 
XLm,  125;  vgl.  Motive  zu  §  161  des  Buiidcbiatsentw.  zu  §  164  des  Reichstags- 
entwurfs.  Die  R.M.St.G.  vom  1.  Dezember  1898  kennt  keinen  gerichtlichen  Eröffnungs- 
beschlnss.  In  dem  Regierungsentwurf  einer  Novelle  zur  St.P.O.  vom  Jahre  1895  war 
die  Beseitigung  des  Eröffnungsbeschlusses  vorgesehen.  Er  f.'md  damit  nicht  die  Zu- 
stimmung der  Volksvertretung. 

')  Dass  auch  die  —  von  Bennecke  S.  409  nicht  mitgenannten  —  Handlungen 
dritter  Personen,  z.  B.  der  Zeugeneid,  der  Straf  an  trag,  zum  Prozess  gehören,  also  Prozess- 
bandlungen .«iind,  ergiebt  sich  ans  der  einfachen  Erwägung,  dass  sie  sonst  nirgends 
unterzubringen   sind.     Zu   nutei-scheiden  sind   aber  von  den  Piozosshandlungeu  die 
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zusammensetzt,  tragen  den  Charakter  von  BechtsgeBohäften.  Denn 
die  menschlichen  Handlangen  können  nur  sein  entweder  rechtlich 
irrelevante  Handlungen  —  und  das  sind  offenbar  die  Prozesshandlungen 
nicht;  oder  rechtlich  relevante  Handlungen,  und  diese  können  nur 
sein  entweder  unerlaubte  (Delikte)  oder  erlaubte  Handlungen  (Bechte- 
geschäfte)  ^).  Zweifellos  gehören  die  Strafprozesshandlungen  in  die 
letztere  Kategorie,  und  zwar  sind  sie  fast  durchweg  einseitige 
Rechtsgeschäfte  ^). 

Die  besondere  Terminologie  des  B.6.B.,  wonach  dem  Ausdruck 
„Bechtsgeschäft''  ein  engerer  Sinn  beigelegt  wird,  ist  auf  die  ausser- 
civilrechtlichen  Disziplinen  natürlich  nicht  zu  übertragen. 

Den  Prozess  als  Ganzes  darf  man  allerdings  nicht  als  Rechtsgeschäft  bezeichnen*), 
wohl  aber  setzt  er  sich  ans  Rechtsgeschäften  in  dem  vorerörterten  Sinne  zusammen*). 

Die  Rechtswirkongen  der  prozessualen  Rechtsgeschäfte  liegen  natürlich  nicht 
auf  materiellrechtlichem  Gebiete^,  sondern  berühren  nur  das  Prozessyerhältnis. 
(Ungenau  ist  es  andererseits  auch,  den  Prozess  als  Rechtsverhältnis  zu  bezeichnen^). 


Justizverwaltungshandlangen  (Bennecke  413  Anm.  4).  Sie  liegen  ausserhalb 
des  Prozesses,  insofern  sie  erst  den  Prozess  ermöglichen  (Ernennung  von  Richtern, 
Auswahl,  Auslosung,  Beeidung  der  Laienrichter  u.  s.  w.).  In  eigentümlicher  Weise 
ist  jedoch  im  heutigen  Recht  die  Bildung  der  Gesohworenenbank  zu  einem  inner- 
halb des  Prozesses  und  zwar  innerhalb  der  Hauptveihandlung  liegenden  Yoigange 
gemacht.    StP.O.  §§  278  ff.,  unten  §  123. 

')  (Gewiss  giebt  es  auch  erlaubte  reohtserhebliche  Handlungen«  „welche  als 
natürliche  Yoigänge,  unangesehen  die  Willensseite,  wirken,  wie  Zeugung,  Selbstmord, 
Produzieren,  vernichten.  Verbrauchen,  Verändern,  Verarbeiten  von  Sachen  u.  dergl. 
Die  Existenz  eines  bewussten,  auf  die  wesentlichen  Thatbestuidsmerkmale  gerichteten 
Willens  ist  hier  irrelevant.  Der  Mensch  steht  dabei  als  verändernde  Kraft  der  Natur- 
kraft gleich"  (Wach,  Arch.  1  civü.  Pr.  LXIV,  239;  ähnüch  Kohler,  Jherings 
Jahrb.  XVIII,  133).  Aber  bei  diesen  Vorgängen  ist  ihre  Natur  als  „Handlung^'  eben 
ganz  gl^chgültig,  sie  gehören  deshalb  systematisch  gamicht  unter  den  Begriff 
„Handlungen^S  Zu  ihnen  gehört  im  Prozess  z.  B.  die  rechtserhebliche  Unter- 
lassung, Versäunmis,  Wach  a.  a.  0.  243;  nicht  ab  er  ohne  weiteres  das  Geltend- 
maohen  der  Parteirechte,  z.  B.  Einlegen  von  Rechtsmitteln,  dem  Wach  a.  a.  0. 
den  rechtsgeschäftlichen  Charakter  zu  Unrecht  abspricht.  —  Kohler,  Prozess  als 
Rechtsverhältnis  34  will  die  Prozesshandlungen  in  Rechtsgeschäfte  und  Rechtsakte 
zerlegen,  je  nachdem  ob  sie  „selbständig  wirken"  oder  nur  „adminikulierend", , inner- 
halb des  Rechtsverhältnisses  fördernd,  weiterbildend,  weitergestaltend".  Der  Unter- 
schied ist  gewiss  vorhanden,  aber  die  „Rechtsakte"  sind  nichts  anderes  als  Teilreohts- 
gesohäfte  im  Gegensatz  zum  Vollrechtsgeschäft.  Oder  ist  es  im  Privatrecht  etwa 
kein  Reohipgeschäft,  wenn  A  und  B,  die  einen  Weizenkaufvertrag  geschlossen  haben, 
später  zusätzlich  dahin  übereinkommen,  es  solle  Weizen  bestimmter  Herkunft  geliefert 
werden? 

»)  Über  den  Vergleich  s.  unten  §  78  IV.  Ein  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  ist 
der  mit  dem  Verteidiger  eingegangene  Verteidigungsvertrag;  vgl.  femer  StP.O.  §  284. 

*)  Wach  Handb.  I,  9. 

*)  Vgl.  A.  S.  Schnitze,  Privatrecht  und  Prozess,  I,  48  ff.,  228 ff.;  dagegen 
Ötker,  Konkursr.  Grundbegr.  45. 

")  Insoweit  richtig  Wach,  Handb.  I,  8. 

')  So  Kohler,  Prozess  als  Rechtsverhältnis  S.  1  u.  sonst;  Birkmeyer  5, 
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Der  Prozess  ist  ein  Vorgang,  kein  Verhältnis *);  wohl  aber  wird  ein  Rechtsyerhaltnis, 
das  Prozeesrerhältnis,  durch  die  Prozesshandlungen  begründet,  geändert  und  beendigt). 
II.  Wie  alle  ,,Handlungen^^,  so  stellen  auch  die  Prozesshandlungen 
menschliche  Willensäusserungen  dar.  Von  einer  Prozess- 
handlung lässt  sich  sonach  nur  reden,  wo  ein  äusseres  Geschehnis 
vorhanden  ist,  das  auf  einen  mit  ihm  zusammenstimmenden  Willen 
beruht 

1.  Die  äussere  Seite  besteht  bei  den  Prozesshandlungen  meist 
in  gesprochenen  oder  geschriebenen  Worten. 

Doch  giebt  es  auch  Prozesshandlungen  anderer  Art,  z.  B.  Fest- 
nahme, Durchsuchung. 

2.  Dies  äussere  Thun  muss  aber,  soll  anders  von  einer  wirksamen 
Prozesshandlung  die  Rede  sein,  in  dem  Willen  der  Person  wurzeln. 

a)  Da  die  Willensbildung  im  Menschen  nicht  anders  als  b  e  w  u  s  s  t 
geschehen  kann,  so  erweist  sich  für  den  Prozess  als  bedeutungslos 
alles,  was  ein  Mensch  in  bewusstlosem  Zustande  thut. 

Würde  ein  Richter  im  Banne  einer  Hypnose  ein  Urteil  fällen,  ein  Beisitzer 
infolge  Altersschwäche  während  einer  Hauptverhandlung  in  Schlaf  versenkt  sein, 
ao  läge  im  ersten  Fall  kein  gültiges  Urteil,  im  zweiten  keine  gültige  „Anwesenheit** 
in  der  Hauptverhandlung  vor ;  ebensowenig  wäre  das  Auftreten  eines  sinnlos  trunkenen 
Angeklagten  in  der  Hauptverhandlung  eine  gültige  „Anwesenheit*^ 

b)  Das  äussere  Thun  muss,  soll  anders  eine  wirksame  Prozess- 
handlung gegeben  sein,  aus  dem  Willen  der  Person  selbst 
entspringen.  Diente  die  auftretende  Person  nur  als  willenloses  Werk- 
zeug  fremder   Eräfte,    so    wäre   der  Vorgang   rechtlich    unstichhaltig. 

Wäre  z.  B.  eine  Urteilsurschrift,  eine  Revisionseinlegang  u.  s.  w.  so  entstanden, 
dass  eiQ  Dritter  verbrecherisch  der  scheinbar  handelnden  Person  zwangsweise  die 
Feder  geführt  hätte,  so  wäre  eine  gültige  Urteiiskunde,  eine  Bevisionssohrift  nicht 
vorhanden. 

c)  Wille  und  Erklärung  müssen  sich  in  allen  wesentlichen  Punkten 
decken.  Der  „Geschäftsirrtum^^  macht  auch  die  prozessuale  Handlung 
hinfällig»). 

Würde  sich  z.  B.  das  Gericht  über  eine  Strafe  von  2  Jahren  Oefüugnis  schlüssig 
gemacht  haben,  der  Vorsitzende  aber,  ohne  des  Irrtums  gewahr  zu  werden,  eine 
2jährige  Zuchthansstrafe  publizieren,  so  wäre  ein  gültiges  urteil  nicht  vorhanden, 
denn  das  Gewollte  wäre  nicht  erklärt,  und  das  Erklärte  nicht  gewollt. 


")  Insbesondere  ist  es  ein  innerer  Widerspruch,  wenn  Bennecke  oben  2  u.  7 
den  Prozess  gl  eichzeitig  als  Kette  von  Handlungen  und  sds  Prozessverhäitnis  definiert. 
Bichtig  Bierling  Z.  X,  299—300. 

")  Wenn  das  Civilrecht  der  „Erklärungstheorie^^  Konzessiooen  macht,  idso  die 
„Willenstheorie"  verwirft  oder  zurückdrängt,  so  beruht  dies  auf  besonderen  Gesiclits» 
punictea,  die  für  das  öffenüieke  Hecht  nicht  ohne  weiteres  zutreffen. 
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Ebenso  würde  ein  Beohtsmittelverzicht  nicht  Yorhaoiden  sein,  wenn  der  A.Q- 
geklagte  einen  solchen  Verzicht  in  dem  Glaaben  nntersohrieben  hfttte,  es  li^ge  ihm 
eine  Bechtsmitteleinlegang  vor. 

Dagegen  ist  natürlich  der  „Irrtum  im  Beweggrunde''  uner- 
heblich. Ein  Rechtsmittelyerzicht  des  Angeklagten,  der  in  dem  Glauben 
abgegeben  wurde,  es  sei  jederzeit  ein  Widerruf  zulässig;  ebenso  ein 
Urteil  mit  rechtsirrtümlicher  oder  in  den  Thatsachen  irrender  Begründung 
oder  ein  Geschworenenspruch,  der  auf  irrigen  Voraussetzungen  beruhte  ^^), 
wäre  gültig  (nur  unter  umständen  anfechtbar). 

III.  Rechtliche  Bedeutung  hat  ein  Rechtsgeschäft  nach  einem 
bekannten  Grundsatze  der  allgemeinen  Rechtslehre  nur  dann,  wenn 
der  Handelnde  geschäftsfähig  war.  Dies  gilt  auch  für  Prozess- 
handlungen. 

Deshalb  können  Handlungen,  die  z.  B.  ein  geisteskranker  Richter  vornahm, 
keine  Gültigkeit  beanspruchen.  Auf  Seiten  der  Parteien  bedarf  es  durchweg  der 
Prozessfähigkeit* ^)  Ein  Geisteskranker  muss  als  prozessunfähig  gelten,  es  könnte 
also  eine  Hauptverhandlung  gegen  ihn  nicht  stattfinden*').  Das  Gleiche  muss  gelten 
für  einen  Taubstummen,  der  sich  selbst  unter  Zuziehung  eines  Dolmetsohers  nicht 
oder  nur  bruchstückweise  verständlich  machen  kann"). 

IV.  Stichhaltig  ist  eine  Prozesshandlung,  wie  jede  Rechtshandlung 
nur,  wenn  die  Willenserklärung  ernstlich  ist 

EmstUoh  ist  aber  jede  Willenserklärung,  die  der  Handelnde  in  dem  Sinne  vor- 
niount,  dass  sie  formell  berücksichtigt  weiden  soll,  mag  er  auch  überzeugt  sein^  dass 
sie  sachlich  wertlos  ist  Deshalb  darf  ein  Beweisantrag  des  Beschuldigten  nicht 
desshalb  zurückgewiesen  werden,  weil  der  Beschuldigte  nur  Prozessverschleppung 
bezwecke  ^^).  Ebenso  ist  die  Zurückweisung  eines  Richterablehnungsgesuchs  mit  der 
Motivierung,  dass  es  nur  auf  Yerschieif  der  Sadie  abziele,  nicht  zulässig^'). 

§  76. 
U.    Form  der  Prozesshaudiungeii. 

L  Für  die  Form  der  Prozesshandlungen  lässt  sich  ein  durch- 
greifendes Prinzip  nicht  aufstellen  *).  Nur  soweit  es  sich  um  gesprochene 
oder  geschriebene*)  Worte,  sei  es  des  Gerichts,  sei  es  anderer  Personen, 


'•)  Vgl,  E.  XXVIII,  242. 

")  Vgl.  oben  §  39. 

'^)  Bennecke  spricht  oben  121  von  „thatsächlicher^^  Prozessunföhigkeit  im 
(iegensatz  zur  „rechtlichen*^  Das  lässt  sich  nicht  aufrecht  erhalten.  Hiergegen  zu- 
treffend Birkmeyer  298  Anm.  K.  8. 

*^  Bennecke  411  Anm.  15. 

»*;  Vgl.  unten  §  84  IV. 

^«)  A.  M.  E.  XXX,  273. 

M  liöwe  8  zu  Buch  I  der  Rt.P.O. 

'')  Über  Mündlichkeit  und  Schriftlichkeit  s.  oben  §  70  II,  8.  257  ff. 
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handelt,  gilt  der  Grundsatz,  dass  diese  in  der  Gerichtssprache, 
d.  i.  in  deutscher  Sprache  *),  vorgebracht  werden  müssen,  G.V.G.  §  186. 

Das  Gesetz  geht  dabei  augenscheinlich  von  der  Vorstellung  aus, 
dass  die  behördlicherseits  auftretenden  Personen  (Richter,  Staatsanwalt, 
Gerichtsschreiber  u.  s.  w.)  der  deutschen  Sprache  mächtig  sein  würden. 
Gleichwohl  ist  die  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  nicht  Voraussetzung 
für  die  Bekleidung  des  Amts  oder  für  die  Mitwirkung  in  der  Ver- 
handlung^). Ist  ein  Eichter  u.  s.  w.,  z.  £.  ein  Geschworener,  des 
Deutschen  unkundig,  so  liegt  der  sogleich*)  zu  erwähnende  Ausnahms- 
fall vor. 

Die  Gerichtssprache  beherrscht  alle  Verhandlungen,  besonders 
die  Hauptverb andlung  in  allen  ihren  Teilen;  deshalb  müssen  auch 
fremdsprachige  Urkunden  in  deutscher  Übersetzung,  nicht  im  Urtext, 
verlesen  werden  ®).  Aber  auch  für  alle  anderen  Willensäusserungen  gilt 
die  Gerichtssprache^),  so  für  gerichtliche  Beschlüsse,  Rechtsmittel- 
einlegung,  Beweisanträge  u.  s.  w. 

Die  Einhaltung  dieser  Form  Vorschrift  ist  essentiell,  es  würde  z.  B. 
eine  Rechtsmitteleinlegung  in  französischer  Sprache  wirkungslos  sein. 

Das  Gesetz  musste  jedoch  eine  Ausnahme  machen  für  Ver- 
handlungen, an  denen  Personen  beteiligt  sind,  die  der  deutschen 
Sprache  nicht  mächtig  sind^),  sei  es  als  Angeklagte,  als  Zeugen,  Sach- 
verständige u.  s.  w.,  oder  als  Richter  u.  s.  w.^).  In  solchem  Falle  ist 

a)  ein  Verhandeln  in  fremder  Sprache  statthaft,  vorausgesetzt,  dass 
sämtliche  Beteiligten  dieser  fremden  Sprache  mächtig  sind  (d.  h.  wenn 
sie  das  in  dieser  Sprache  Gesprochene  verstehen  und  sich  selbst  darin 
ausdrücken  können),  G.V.G.  §  187  Abs.  2.  Unter  dieser  Voraussetzung 
kann  auch  die  ganze  Hauptverhandlung  in  der  fremden  Sprache  geführt 
werden  ^% 


^  Einschliesslich  der  deutschen  Dialekte,  R.  VIII,  160. 

*)  Übereiostimmend  £.  XXX,  399. 

*)  Text  zu  Anm.  8  und  9. 

•)  E.  XXVII,  2C9;  über  den  Übersetzer  s.  unten  S.  286. 

')  Bennocke  409  Anm.  6;  Stenglein  zu  §  186  G.V.G. 

')  Die  Ausnahme  gilt  aber  nur  für  Verhandlungen.    Will  ein  des  Deutschen 
nicht  Mächtiger  eine  Prozesshandlung  anderer  Art  voinehmeo,  z.  B.  eine  Rechtamittel- 
einlegong,   so   ist   es   seine  Sache,   die  Handlung   durch   einen  Dolmetscher  in  die 
deut^he  Spiache  einkleiden  zu  lassen. 
•)  Oben  bei  Anm.  5. 

")  Struokmann-Kooh  zu  §  187;  Thilo  zu  §  187;  Voitus,  Kontr.  II,  429. 
A.  M.  Keller  8  zu  §  187;  Geyer  457;  Stonglein  9;  Löwe  10  zu  §  187; 
Bennecke  410  Anm.  12. 
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Darüber  hinausgehend  hatte  §  12  E.G.V.G.  für  Eisass-Lothrisgen  die  dort 
geltenden  Sonderbestinunungen  über  die  Gerichtsspraohe  aufrecht  erhalten.  Dmoh 
Reiohsgesetz  vom  12.  Juni  1889  §  1  ist  aber  §  12  cit.  aufgehoben  worden. 

b)  Ist  ein  Verbandeln  in  fremder  Spracbe  anthonlicb  oder 
erscheint  es  dem  Oericbt  nicbt  angemessen,  so  ist  bei  Beteiligung  einer 
das  Deutsche  nicht  beherrschenden  Person  ^^)  ein  Dolmetscher  zu- 
zuziehen, G.V.G.  §  187  Abs.  1 ").  Alsdann  sind  die  Prozesshandlungen 
desjenigen,  der  kein  Deutsch  kanni»),  gültig  in  der  fremden  Sprache, 
aber  seine  Erklärungen  werden  durch  den  Dolmetscher  ins  Deutsche 
übertragen,  wie  auch  umgekehrt  die  Übermittelung  der  deutsch  gesche- 
henen Äusserungen  an  jenen  durch  den  Dolmetscher  erfolgt  (StP.O. 
§  258).  Ganz  besonders  wichtig  ist  die  Zuziehung  eines  Dolmetschers 
natürlich  auch  da,  wo  eine  Oerichtsperson  des  Deutschen  un- 
kundig ist^*). 

Der  Dolmetscher  hilft  verhandeln.  Er  ist  daher  gerichtliche 
Hülfsperson  in  amtlicher  Stellung,  nicht  Sachverständiger;  denn  der 
Sachverständige  ist  Beweismittel ,  fördert  beweiserhebliche 
Thatsachen  zu  Tage^^),  was  bei  dem  Dolmetscher  nicht  zutrifft 
Selbstverständlich  kann  es  auch  vorkommen,  dass  ein  Sprachkundiger 
als  Sachverständiger  vernommen  wird,  z.  B.  der  angeblich  vom  An- 
geklagten gefälschte  Wechsel  ist  in  fremder  Sprache  abgefasst,  ein  dieser 
Sprache  Kundiger  wird  in  der  Hauptverhandlung  mit  der  Übersetzung 
ins  Deutsche  betraut.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  Ermöglichung 
des  prozessualischen  Verkehrs,  dieser  Übersetzer  ist  daher  nicht 
Dolmetscher  im  technischen  Sinne;  auf  ihn  finden  die  §§  187  ff".  G.V.G. 


")  Nicht  ohne  weiteres  identisch  mit  „Ausländer".    Vgl.  R.  I,  208;  E.  I,  137. 

*')  Es  handelt  sich  hierbei  nm  eine  im  Oemeininteresse  gegebene  Bestimmang, 
nicht  um  ein  Recht  des  der  deutschen  Sprache  unkundigen  oder  ein  Recht  der 
Parteien.  Deshalb  bedarf  es  der  Zuziehung  des  Dolmetschers  auch  trotz  aUseitigen 
Verzichts.  Ebenso  Löwe  3b  zu  §  187;  Benneoke  410  Anm.  9.  A.  M.  ansdiei- 
nend  Glaser  1,  429. 

^')  Einschliesslich  seiner  Eide,  G.V.G.  §  190. 

^*)  Unzulänglich  E.  XXX,  399.  Die  Revision  hatte  hier  behauptet,  einer  der 
Geschworenen  sei  der  deutschen  Sprache  nicht  mächt^  gewesen.  Das  Reichagericht 
entscheidet  richtig,  dass  dieser  Umstand  seiner  Mitwirkung  als  Geschworener  nicht 
entgegengestanden  habe  (oben  S.  285  Anm.  4).  Aber  wenn  wirUich  der  Geschworene 
kein  Deutsch  verstand,  so  musste  unbedingt  ein  Dobnetsoher  zugezogen  werden,  was 
nicht  geschehen  war.  Das  Reichsgericht  musste  also  auf  die  Frage  eingehen,  ob  der 
Geschworene  thatsächUch  kein  Deutsch  verstehe.  Statt  dessen  begnügt  es  sich  darauf 
hinzuweisen,  dass  der  Obmann  den  Spruch  als  den  Spruch  der  Geschworenen  kund- 
gegeben habe;  dadurch  sei  in  einer  jeden  Gegenbeweis  ausschliessenden  Weise  (?) 
festgestellt,  dass  die  Geschworenen  in  gesetzmässiger  Weise  zum  Zustandekommen 
des  Spruchs  mitgewirkt  hätten. 

'»)  Unten  §  90. 
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keine  Anwendaog;  er  bat  z.  B.  den  Sacbyerständigeneid,  nicht  den 
Dolmetschereid  zu  leisten.  Er  ist  sozusagen  Beweisdolmetscher,  nicht 
Verkehrsdolmetscher.  Der  Unterschied  wird,  soviel  ich  sehe,  bisher  in 
Literatur  und  Judikatur  nicht  gemacht 

Mit  dem  Beweisdolmetscber  teilt  der  Yerkehrsdolmetscber  die 
Sachkunde  und  deren  Bethätigung.  Seiner  prozessualen  Stellung  nach 
aber  ist  er  nicht  Sachverständiger^*). 

Er  braucht  daher  auch  nicht  formell  „geladen^^  zu  werden  (sowenig  wie  der 
Gerichtsschreiber)*');  er  wird  nicht  „vernommen"");  §  244  8t.P.O.  findet  auf  ihn  keine 
Anwendung*^);  die  Fähigkeit,  Dolmetscher  zu  sein,  seine  Verpflichtung  zur  Über- 
nahme des  Amts,  sein  Eid,  seine  Eidesfäbigkeit  decken  .sich  nicht  mit  denen  des  Sach- 
verständigen. 

Tt'as  insbesondere  die  Fähigkeit,  Dolmetscher  zu  sein,  anlangt,  so  ergiebt  sich 
aus  der  amtlichen  Stellung  des  Dolmetschers,  dass  keiner  der  übrigen  in  amtlicher 
Eigenschaft  an  der  Yerhandlung  Beteiligten  Dolmetscher  sein  kann,  (z.  B.  nicht  einer 
der  Richter,  der  Staatsanwalt),  mit  der  Massgabe,  d&ss  der  Qerichtsschreiber  laut 
positiver  Bestimmung  (O.Y.G.  §  192)  ^^^)  gleichzeitig  als  Dolmetscher  fungieren  kann.  — 
Andere  Personen  sind  —  die  nötige  Sachkunde  vorausgesetzt  —  fähig;  dies  muss  auoh 
gelten,  wenn  sie  als  Zeugen,  Sachverständige,  Verteidiger  an  der  Verhandlung  teil- 
nehmen •*). 

Eine  Verpflichtung,  als  Dolmetscher  zu  fuogieren,  stellt  das  Gesetz  nicht  auf; 
§  75  StP.O.  trifft  hier  nicht  zu»»). 

Beeidigt  werden  muss  der  Dolmetscher  jedesmal,  wenn  er  auftritt,  gleichviel 
in  welchem  Stadium  des  Verfahrens.  Sein  Eid  geht  dahin,  dass  er  treu  und  gewissen- 
haft übertragen  werde,  St.P.O.  §  191.  Statt  des  Eides  genügt  die  Berufung  auf  einen 
etwa  ein  für  alle  Mal  geleisteten  Dolmetschereid,  St.P.O.  §  191  Abs.  2.  Überhaupt 
keiner '')  eidlichen  oder  eidesähnlichen  Versicherung  bedarf  es,  wenn  der  in  der  Sache 
fungierende  *■)  Gerichtsschr eiber  den  Dienst  des  Dolmetschers  mit  wahrnimmt, 
StP.O.  §  192. 


*")  Übereinstimmend  (doch  ohne  Berücksichtigung  der  anderen  Stellung  des 
Beweisdolmetsohers)  Bennecke  411,  354;  im  Grunde  genommen  auch  das  Reichs- 
gericht, s.  B.  VIU,  204,  und  selbst  Löwe  4  zu  §  193.  Dagegen  erklären  den  Dol- 
metscher für  einen  Sachverständigen  Stenglein  4  zu  §  187,  Motive  S.  95;  Frank 
I  3  zu  I  154  StG.B. 

^^  Wird  er  geladen,  so  kann  eine  Strafandrohung  wegen  Ungehorsams  nicht 
in  die  Ladimg  aufgenommen  werden,  vgl.  nachstehend  und  Bennecke  412. 

")  Bennecke  411  Anm.  16;  R-  VIII,  204;  Löwe  4  zu  §  193. 

")  B.  VIII,  97;  Bennecke  a.  a.  0.;  Löwe  4  zu  §  193. 

^^•)  Übrigens  ist  diese  Bestimmung  des  §  192  auch  ein  Beleg  dafür,  dass  der 
Dolmetscher  nidht  Sachverständiger  ist,  Bennecke  355. 

'^  Bennecke  411  hält  sämtliche  Beteiligten  für  unfähig,  nur  erklärt  er 
die  Beweispersonen,  die  schon  vernommen  oder  erst  noch  zu  vernehmen  sind,  für 
nicht  „beteiligt^^ 

'^)  Bennecke  412. 

••)  E.  I,  397;  B.  I,  678;  Löwe  3  zu  §  192. 

•»)  E.  II,  372;  B,  n,  372;  Löwe  3  zu  §  192. 
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Die  Eidesfähigkeit  dos  Dulmetschers  ist  nur  durch  Erreichmig  des  Eides- 
mündigkeitsalters  bediogt  Eine  Aberkennuag  der  Dolmetsohereid&s&higkeit  giebt  es 
nicht;  §  oß""  St.P.0.  trifft  den  Dolmetscher  nicht**). 

Nur  in  einer  Hinsicht  stellt  das  Gesetz  den  Dolmetscher  dem  Sachverständigen 
gleich,  nämlich  hinsichtlich  der  Ausschliesstmg  nnd  Ablehnung,  8t  P.O.  §  193.  Infolge 
dieser  Gleichstellung  giebt  os  Gründe,  aus  denen  jemand  von  AuRÜbong  des  Dolmetscher- 
amts ipso  jure  ausgeschlossen  wäre,  überhaupt  nicht;  wohl  aber  kann  ein  Dolmetscher 
aus  den  Gründen,  aus  denen  ein  Richter  ausgeschlossen  oder  ablehnbar  ist,  abgelehnt 
werden'^),  soweit  diese  Gründe  sich  analog  übertragen  lassen'*). 

Für  das  über  eine  Verhandlung  aufzunehmende  Protokoll 
tritt,  auch  wenn  die  Verhandlung  ganz  oder  teilweise  in  fremder 
Sprache  geführt  wurde,  die  allgemeine  Regel  über  die  Gerichtssprache 
in  Kraft:  das  Protokoll  wird  in  deutscher  Sprache  abgefasst  Nach 
§  187  G.V.G.  findet  nicht  einmal  die  Führung  eines  Nebenprotokolls 
in  der  fremden  Sprache  statt.  Doch  soll  geeignetenfalls  dem  Protokoll 
eine  durch  den  Dolmetscher  zu  beglaubigende  Übersetzung  beigefügt 
werden;  und  fremdsprachliche  Aussagen  und  Erklärungen  von  Wichtig- 
keit sollen  ausser  deutsch  auch  in  der  fremden  Sprache  in  das  Protokoll 
oder  eine  Anlage  niedergeschrieben  werden*^). 

n.  Für  die  einzelnen  Arten  von  Prozesshandlungen  bestehen 
Formvorschriften  der  verschiedensten  Art  (z.  B.  für  Urteile  ist  unum- 
gänglich notwendig  die  Verkündung,  St.P.O.  §  267,  für  Revisions- 
anträge diQ  Erklärung  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  oder  Unter- 
zeichnung durch  den  Verteidiger  oder  einen  Rechtsanwalt,  StP.O. 
§  385  u.  s.  w.).  Hierüber  wird  unten  an  den  einschlägigen  Stellen 
gehandelt  werden. 

§  77. 
ni.    ^Virksiunkelt  der  Prozesshandlungen« 

I.  Im  allgemeinen  kann  jemand,  der  ein  Rechtsgeschäft  vornimmt, 
dessen  Wirksamkeit  an  Bedingungen  (Suspensiv-  und  Resolutiv- 
bedingungen) knüpfen.     Ohne  Zweifel  muss  diese  Regel  grundsätzlich 


**)  Bennecke  411. 

«*)  Vgl.  unten  §  90. 

'^  Bennecke  412,  insbes.  Anm.  23. 

^^)  Die  Herstellung  des  Protokolls  und  seiner  Anlagen  ist  wie  überall,  so  auch 
hier,  an  sich  Sache  des  Gerichtsschreibers,  nicht  des  Dolmetschers.  Stenglein  7 
zu  §  187;  Bennecke  410  Anm.  12;  A.  M.  Löwo  Anm.  9  b  zu  §  187.  Da  aber 
nirgends  verlangt  ist,  dass  der  Gerichtsschreiber  das  Protokoll  mit  eigener  Hand 
herstelle,  so  kaun  sehr  wohl  der  betreffende  TeU  des  Protokolls  bezw.  die  Anlage 
vom  Dolmetscher  geschrieben  sein  (was  allemal  dann  unausweichlich  sein  wird,  wenn 
der  Gerichtsschreiber  nicht  einmal  die  Schriftz.ichen  der  fremden  Sprache,  etwa 
russisch,  kennt);  nur  musi  der  Gericht sschreiber  die  Beurkundung,  dass  so  verhandelt 
worden  tei,  auch  für  den  fremdsprachlichen  Teil  des  Protokolls  übernehmen. 
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auch  auf  die  Handlungen  des  Strafprozesses  Anwendung  finden.  Denn 
auch  die  Prozesshandlung  ist  Willensäusserung,  ihre  Tragweite  richtet 
sich  also  Dach  dem  geäusserten  Willen. 

So  würde  z.  B.  eine  bedingte  Ladung  recht  wohl  statthaft  sein.  Es  ver- 
mutet beispielsweise  die  Staatsanwaltschaft,  dass  der  Angeklagte  im  Wege  der  direkten 
Ladung  den  X  als  Zeugen  zur  Hauptverhandlung  laden  werde;  für  diesen  Fall  hält 
sie  das  Gegenzeugnis  des  mit  X  z.  B.  in  derselben  Werkstatt  arbeitenden  Y  für 
erforderlich.  Die  Ladung  an  Y  könnte  recht  wohl  bedingt  lauten:  Im  Falle  X  sich 
als  Zeuge  zur  Hauptverhandlung  begebe,  solle  auch  Y  erscheinen.  Entsprechend 
wäre  eia  bedingter  Beweisantrag  denkbar,  etwa:  „Falls  das  Gericht  den  vom 
Staatsanwalt  beantragten  Belastungsbeweis  zu  erheben  beschliessen  sollte,  beantrage 
ich,  ausseniem  die  Vernehmung  der  Zeugen  X  und  Y  zu  beschliessen/'  Auch  die 
Anordnung  einer  Vorführung  könnte  sogleich  bei  Ablassung  der  Ladung  bedingt 
für  den  Fall  getroffen  werden,  dass  der  Zeuge  der  Ladung  nicht  Folge  leiste*). 
Ebenso  könnte  die  Wahl  eines  Verteidigers  bedingt  sein.  Z.  B.  der  Vater  des 
Angeklagten  überträgt  die  Verteidigung  dem  Rechtsanwalt  X  für  den  Fall,  dass  nicht 
etwa  schon  der  Angeklagte  selbst  einen  andeien  Verteidiger  angenommen  haben 
sollte.  Es  ist  acch  nicht  abzusehen,  weshalb  Bechtsmitteleinlegungen  nicht 
sollten  bedingt  sein  können').  Denkbar  wäre  z.  B.  eine  Erklärung  des  Inhalts:  „Für 
den  Fall,  dass  der  Mitangeklagte  A  Revision  einlegen  sollte,  lege  ich  das  Rechtsmittel 
ebenfalls  ein";  oder:  „für  den  Fall,  dass  mein  Verteidiger  nicht  schon  Revision 
eingelegt  haben  sollte,  lege  ich  Revision  ein."  Auch  die  Zurücknahme  eines  Rechts- 
mittels oder  der  Vei zieht  auf  ein  solches  können  bedingt  sein^). 

Mehrfach  in  der  Literatur  behandelt  worden  ist  die  Zulässigkeit  von  Bedin- 
gungen beim  Straf  an  trage.  Richtiger  Ansicht  nach  sind  dem  an  die  Spitze 
gestellten  Prinzipe  gemäss  bedingte  Strafanträge  nach  Massgabe  der  Bedingung  für 
gültig  zu  erachten^). 

In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Prozesshandlung  natürlich  solange,  als  die  Suspensiv- 
bedingung nicht  eingetreten  ist,  als  nicht  geschehen  zu  behandeln.  Andererseits  ist, 
wenn  die  Bedingung  eingetreten  ist,  die  Prozesshandlung  wirksam  geworden.  Eine 
Rückziehung  der  Bedingung  wird  freilich  nicht  anzunehmen  sein.  Eine  bedingte 
Rechtsmitteleinlegung  oder  ein  bedingter  Straf  an  trag  würden  daher  nur  dann  zu 
Kräften  kommen,  wenn  die  Bedingung  noch  in  der  Rechtsmittel-  bezw.  Antragsfrist 
sich  erfüllte*). 


')  John  I,  523;  Löwe  5  zu  §  48.  Dagegen  Bennecke  332  Anm.  9,  weil 
dabei  die  Entscheidung  über  die  ünentschuMbarkeit  des  Ausbleibens  und  den  Eintritt 
des  Zwanges  in  die  Hände  des  Exekntivbeamten,  ,^d.  h.  eines  subalternen  Beamten'^ 
(vielmehr  meist  eines  Unterbeamten)  gelegt  werde.  Aber  eine  causae  cognitio  hat 
jeder  Exekutivbeamte  bei  Ausführung  einer  Anordnung  ohnehin. 

»)  Dagpgen  R.  111,  490;  ßindihg,  Grdr.  239;  Bennecke  718;  UUmaun  58G. 

»)  A.  M.  Löwe  4b  zu  S  344;  Beunecke  725  Anm.  41. 

*)  Frank  VI  zu  §  61;  Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag  110—114.  Vgl.  auch 
Klebs,  (w.A.  XIX,  576.*  A.  M.  die  Meisten;  so  Nessel,  Antragsberechtigungen  49; 
V.  Liszt  §  44  UI  5;  Binding  I,  656;  Hälschnor  I,  717;  Oishausen  44,  45  zu 
§  61;  n.  Meyer  §  43  bei  Anm.  57;  au^h  E.  VI,  152,  XIV,  96. 

^)  Übereinstimmend  Köhler  a.  a.  0. 

19 
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Aber  es  Riebt  auch  Prozesshandlungen,  die  die  Hinzufügung 
einer  Bedingung  nicht  vertragen. 

So  müssen  eine  bedingte  EUgeerhebong^),  ein  bedingter  Eröfbungsbeschlnss, 
ein  bedingtes  Urteil  (etwa:  ,,füT  den  Fall,  dass  innerhalb  der  Antragsfrifit  ein  gültiger 
Shalantrag  gestellt  wird^S  oder:  „für  den  Fall,  dass  der  noch  zu  vernehmende  Zeuge  X 
die  und  die  Thatsacdie  beknndet^^)  für  unzulässig  gehalten  werden^),  und  dies  wird 
verallgemeinert  auszudehnen  sein  auf  alle  Akte,  welche  ihrem  Wesen  nach  unver- 
züglich zu  wirken  bestimmt  sind,  sodass  ein  Schwebezustand  der  auf  stetiges 
Fort8chreiten  gerichteten  Tendenz  des  Verfahrens  zuwiderlaufen  würde. 

Dass  die  Hinzufügung  einer  sogenannten  condicio  juris,  einer 
Bedingung,  die  sich  bereits  aus  dem  Gesetz  ergiebt,  die  Gültigkeit  der 
Willenserklärung  nicht  in  Frage  stellt,  bedarf  keiner  weiteren  Aus- 
führung®). 

II.  A  Iternative  Willenserklärungen  werden  prinzipiell  nicht  minder 
wie  bedingte  Willenserklärungen  auch  im  Prozess  zuzulassen  sein,  z.  B. 
der  Antrag,  „den  Zeugen  X  oder  den  Zeugen  Y''  zu  vernehmen. 
Selbst  die  Anklage  wird  durch  Alternativität  nicht  vitiiert  werden  (etwa 
Beschuldigung  des  Diebstahls  oder  der  Unterschlagung),  voraus- 
gesetzt, dass  eine  und  dieselbe  Strafsache  in  Frage  steht,  und  die 
AMemativität  nur  die  juristische  Würdigung  der  That  betrifft^). 

Als  unzulässig  muss  aber  jede  alternative  Entscheidung  des 
Gerichts  gelten,  denn  eine  alternative  Entscheidung  ist  wegen  mangelnder 
Bestimmtheit  eben  keine  Entscheidung.  Deshalb  darf  der  Urteils- 
tenor kein  „oder"  in  sich  schliessen;  eine  Verurteilung  z.  B.  „wegen 
Diebstahls  oder  Unterschlagung"*  wäre  nichtig.  Hätte  das  Gericht 
Zweifel,  ob  der  Angeklagte  den  Gewahrsam  der  Sache  erst  durch 
DiebsgrifT  erlangte  oder  ob   er  ihn  schon  hatte,  so  bliebe  nur  übrig, 


*)  Z.  ß.  eine  Widerklage  ,,für  den  Fall,  dass  der  Erstangeklagte  vernrteilt 
werden  sollte'*.    Bennecke  649  Anm.  12;  Löwe  7  zu  §  428. 

')  Auch  die  sog.  „bedingte  Verurteilung"  würde,  wenn  sie  eingeführt  würde, 
keine  Ausnahme  von  dem  oben  Gesagton  sein.  Das  Gericht  würde  unbedingt  zu 
verurteilen  haben  und  lediglich  mit  dem  Urteil  einen  bedingten  Straf erlass  verbinden. 
Der  Ausdruck  „bedingte  Verurteilung"  ist  deshalb  auch  in  der  Literatur  mit  Recht 
mehrfach  angefochten  worden. 

■)  Beispiel:  Incidentan klage  unter  der  Bedin^ning,  dass  das  Gericht  die  That 
nicht  als  Verbrechen  auffasse,  vgl.  den  Fall  E.  XXllI,  33. 

•)  Das  Reichsgericht  hat  E.  XXVI,  155  noch  weitergehend  sogar  eine  Anklage 
unbeanstandet  gelassen,  die  sich  alternativ  auf  eine  von  zwei  Thaten  richtete, 
und  die  Sache  eiLfach  so  behandelt,  als  seien  dadurch  beide  Thaten  rechtshängig 
geworden.  Diese  Auffassung  beseitigt  die  Alternativität  der  Anklage  durch  umdeutende 
Interpretation  des  Willens,  der  sich  in  ihr  äussert.  Solche  Interpretation  kann 
zutreffen.  AVo  sie  zutrifft,  ist  natürlich  kumulative  Veruiteilung  wegen  beider 
Thaten  möglich.  Da,  wo  der  Ankläger  solche  kumulative  Verurteilung  ausgeschlossen 
wissen  ^^oUte,  kann  aber  die  reichsgerichtliche  Auffassung  nicht  Stich  halten. 


Digitized  by 


Google 


§  77.  Wirksamkeit  der  Prozcsshandlangcn.  291 

freizusprechen,  möchte  selbst  das  Gericht  voll  überzeugt  davon  sein, 
dass  Diebstahl  oder  Unterschlagung  jedenfalls  vorliege.  Selbst 
insoweit  das  Gesetz  mehrere  Thatbestände  unter  einer  sie  alle 
umschliessenden  Bezeichnung  zusaramenfasst,  kann  eine  alternative 
Feststellung  nur  da  zur  Verurteilung  führen,  wo  die  mehreren  That- 
bestände als  völlig  gleichwertig  erscheinen,  wo  also  die  mehreren 
Thatbestände  als  durch  ein  „sive/^  verbunden  zu  denken  sind  (z.  B. 
§  223  a  StG.B.  „Messer  oder  anderes  gefährliches  Werkzeug").  Wo  hin- 
gegen jeder  der  Thatbestände  für  sich  separate  Bedeutung  beansprucht, 
kann  alternative  Feststellung  des  einen  oder  des  anderen  nicht  zur 
Verurteilung  führen,  so  z.  B.  ist  es  nicht  möglich,  wegen  schweren 
Diebstahls  zu  venirteilen,  wenn  unklar  bleibt,  ob  Einbruchs-  oder 
Einsteigediebstahl  vorliegt^**).  Man  darf  nicht  einwenden,  dass  diese 
Alternativität  ja  den  Tenor  unberührt  lasse,  werde  doch  im  einen  wie 
im  anderen  Falle  „wegen  schweren  Diebstahls"  verurteilt.  Diese 
Argumentation  wäre  deshalb  trügerisch,  weil  der  „schwere  Diebstahl" 
kein  einheitlicher  Begriff  ist 

Keine  Unbestimmtheit  darf  ferner  im  Urteil  obwalten  bezüglich  der 
Identität  der  That,  auf  die  es  sich  bezieht.  Es  kann  daher  zwar,  wenn 
bei  einer  That  z.  B.  das  Datum  unklar  bleibt,  gleichwohl  verurteilt 
werden  mit  der  Begründung,  dass  die  That  entweder  am  15.  oder  am 
16.  erfolgt  sei.  Liegen  aber  2  Thaten  vor,  so  kann  eine  Verurteilung 
nicht  wegen  „der  einen  oder  der  anderen"  ausgesprochen  werden,  mag 
auch  feststehen,  dass  eine  dieser  Thaten  strafbar  war^M. 

Dagegen  muss  die  Alternativität  wiederum  als  zulässig  erachtet 
werden,  wenn  sie  nicht  die  Entscheidung  selbst,  sondern  nur  die 
Begründung  ergreift.  So  in  dem  Falle,  dass  freigesprochen  wird 
wegen  eines  oder  eines  anderen  Grundes  (z.  B.  weil  Notwehr  oder 
Notstand  vorliegt).  So  in  dem  Falle,  dass  bei  einer  Verurteilung 
Thatumstände,  die  nicht  zum  gesetzlichen  Thatbestände  gehören, 
nur  alternativ  festgestellt  werden;  der  Angeklagte  kann  auf  Grund 
der  Feststellung,  dass  er  entweder  den  X  oder  den  Y  getötet 
habe,    verurteilt    werden  ^2).      Hierher    gehört    aber    auch     der    Fall, 

")  Ebenso  E.  XXIII,  47;  AVagoner  O.X.  XLIV,  127  (der  aber  die  Zalassung 
alternativer  Verurteilung  de  lege  ferenda  empfiehlt). 

")  E.  XXVI,  155. 

")  Das  kann  praktisch  werden  z.  B.  in  dem  Falle,  wenn  zwei  Wilderer  A 
und  B  von  einander  unabhängig  jeder  einen  Jäger  getötet  haben,  ohne  dass  doch 
klargelegt  werden  kann,  ob  A  den  X  und  B  den  Y,  oder  aber  A  den  Y  und  B  den 
X  getötet  hat. 

19* 
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dass  der  gesetzliche  Thatbestand  selbst  bereits  ein  „oder^^  im  Sinne 
von  sive  enthält.  Stellt  sich  in  der  Hauptverhandlung  heraus,  dass  der 
Angeklagte  den  X  mit  einem  stählenien  Gegenstande  geschlagen,  ohne 
dass  indess  klar  wäre,  ob  dieser  Gegenstand  ein  Messer  oder  ein 
Schlüssel  („anderes  gefährliches  Werkzeug")  war,  so  würde  dieser 
Zweifel  der  Verurteilung  wegen  gefährlicher  Körperverletzung  nicht 
im  Wege  stehen;  die  Alternative  würde  das  Ergebnis  nicht  be- 
rührend^. Ebenso  könnte  eine  Verhaftung  mit  der  Begründung  verhängt 
werden,  dass  entweder  Fluchtverdacht  oder  Kollusionsverdacht 
vorliege  u.  s.  w. 

Das  vorstehend  Ausgeführte  erfahrt  seine  Bestätigung  durch  die  Sätze  über 
die  Fragestellung  im  Schwurgericht*^);  denn  das  Gesagte  gilt  unmittelbar  auch  für 
den  Spruch  der  Geschworenen,  und  demnach  mittelbar  für  die  dem  Spruch  die 
Wege  weisenden  „Fragen''  des  Gerichts  an  die  Geschworenen. 

IIL  Gültig  und  wirksam  ist  nur  dasjenige  Bechtsgeschäft,  bei 
dem  die  essentialia  negotii  vorliegen.  Fohlt  eines  der  Begriffsmerkmale, 
so  ist  das  scheinbare  Rechtsgeschäft  in  Wahrheit  unstichhaltig  ^^).  Wollte 
man  dies  leugnen,  so  würden  die  für  die  Rechtsgeschäfte  aufgestellten 
Begriffsbestimmungen  wärtlos  werden. 

Das  Vorstehende  führt  unmittelbar  zu  dem  Begrifif  der  Nichtig- 
keit von  Rechtshandlungen.  Die  herrschende  Theorie  und  Praxis 
leugnen  diesen  Begriff  für  den  Strafprozess,  insonderheit  für  Urteile ^*^). 
Aber  wenn  man  von  Merkmalen  z.  B.  der  „Anklage",  des  „Eröffnungs- 
beschlusses", des  „Urteils",  der  „Revisionseinlegung"  spricht,  so  drückt 
man  dadurch  aus,  dass  alles,  was  diese  Merkmale  nicht  an  sich 
trägt,  eben  nicht  „Anklage"  u.  s.w.  ist^^).  Mit  der  Bezeichnung  „nichtig^' 
wird  ein  solcher  Akt  dann  belegt,  wenn  er  an  sich  scheinbar  die 
Merkmale  aufweist.  Deshalb  kann  auch  unserer  Auffassung  gegenüber 
der  Umstand  nicht  ins  Gewicht  fallen,  dass  die  Nichtigkeit  im  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  geregelt  ist. 


'')  Mit  dem  Vorstehenden  im  Resultat  übereinstimmend  die  Judikatur  des 
Keichsgerichts;  vgl.  R,  I,  777,  III,  8)5:  E.  XI,  103,  XII,  351,  XXII,  216,  XXIIL  47. 

'*)  Unten  §  124  V. 

*^)  Dagegen  macht  die  bhtsse  „Ungereclitigkeit"  eine  Prozes.shandlung  nicht 
ungültig.     Bierling  Z.  X,  306,  Anm.  18. 

**)  So  Benuecko  oben  13  Anm.  1,  16  Anm.  25;  v.  Kries  708.  Vgl.  auch 
Zachariae  11,  587—588.  E.s  ist  nicht  das  geringste  der  Verdienste  von  Binding 
((Jrdr.  230),  die  herrschende  Lehre  als  grundirrig  angegriffen  zu  haben. 

*^)  Nur  muss  natürlich  zwischen  den  bogriffswesentlichen  und  den  accessorischen 
Meikmalen  unterschieden  werden,  vgl.  z.  B.  unten  §  114  bezüglich  des  Eröffnungs- 
bcschlusscs. 
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Überdies  giebt  es  wenigsteDS  vereinzelte  gesetzliche  BestimmuDgen,  welche 
zeigen,  dass  der  Gedanke  an  Nichtigkeit  keineswegs  dem  Gesetz  fremd  ist  Hierher  gehört 
§  20  StP.O. :  ,,Die  einzelnen  Untersnchnngshandlangen  eines  nnzustttndigen  Gerichts  sind 
nicht  schon  dieser  Unzuständigkeit  wegen  ungültig/'  Diese  Untersuchungs- 
handlungen können  also  im  Sinne  des  (Gesetzes  recht  wohl  aus  anderen  Gründen  „un- 
gültig'' sein.  Zur  Unterstützung  kann  auch  C.P.O.  §  22d  (N.C.P.O.  §  249)  Abs.  2  heran- 
gezogen werden,  wo  ebenfalls  von  Prozesshandlungen  die  Rede  ist,  die  „ohne  rechtliche 
Wirkung'',  also  eben  in  Wahrheit  keine  Prozesshandlungen  sind. 

Die  Nichtigkeitsgründe  lassen  sich  in  3  Gruppen  teilen  ^^): 
1.  Nichtig  ist  eine  scheinbare  Prozesshandlung  dann,  wenn  eins 
der    allgemeinen   Merkmale    einer  „Handlung"   fehlt;    so 

a)  wenn  ein  vorhandener  Handlungswille  nicht  oder  uagenügend 
erklärt  worden  ist. 

Hierher  gehört  z.  B.  der  Fall,  dass  das  Erklärte  in  sich  widersprechend,  perplex 
war.  Ich  entnehme  der  Praxis  den  Fall,  dass  eine  Urteilsformel  verkündet  worden 
war,  in  der  die  formnlarmMssig  vorgedruckten  Worte  „schuldig",  „nichtschuldig*' 
nebeneinander  stehen  geblieben  waren.  Femer  wurde  hierher  der  Fall  gehören,  dass 
das  verkündete  Urteil  etwa  auf  „10  Mark  Gefängnis"  lautete. 

Dagegen  wurde  die  versehentliche  oder  absichtliche  Übergehung  des  einen 
oder  anderen  der  Entscheidung  unterbreiteten  Punktes  ein  Urteil  nicht  nichtig  machen, 
das  unfreiwillige  Toilurteil  würde  Gültigkeit  haben  wie  ein  YollurteiP^). 

b)  Die  Nichtigkeit  kann  sich  aber  auch  auf  ein  Fehlen  des 
Willens  gründen  (vgl.  oben  §  75  II  2). 

So  würde  z.  B.  das  erzwungene  UHeil  nur  ein  Scheinurteil  sein,  ebenso  das 
infolge  Irrtums  von  iem  Gewollten  abweichende  verkündete  Urteil.  Würde  z.  B.  der 
festgenommene  A  sich  den  Namen  des  B  beigelegt  haben  und  unter  diesem  Namen 
verurteilt  worden  sein,  so  würde  das  Urteil  nichtig  sein,  denn  eine  Verurteilung  des 
A  wäre  nicht  erklärt,  und  eine  solche  des  B  nicht  gewollt'^).  Ebenso  läge  Nichtigkeit 
bei  einem  Geschworenenspruche  vor,  wenn  etwa  der  Obmann  der  Geschworenen 
versehentlich  die  Antworten  auf  die  Fragen  mit  einander  vertauscht  hätte,  sodass 
eine  Frage,  die  die  Geschworenen  verneinen  wollten,  bejaht  erschiene  imd  umgekehrt. 

Dagegen  wüi-de  eine  durch  Drohung  im  Wege  der  psychischen  Motivation 
herbeigefühlte  Prozesshandlung  nicht  nichtig  sein:    Coaeius  voluit*^),     (Nur  würde 


")  Diese  Teilung  ist  m.  W.  bisher  noch  nicht  gemacht,  dürfte  aber  evident 
sein.  Die  Scheidung,  die  das  B.G.B.  zwischen  „nichtig"  und  „unwirksam"  vornimmt, 
dürfte  für  das  Prozessrecht  nicht  verwertbar  sein. 

^")  Ergänzung  ist  ausgeschlossen  (oben  §  Gl  IV  4). 

^'»j  Vgl.  Pfizer  GS.  LVI,  65. 

*M  In  einem  in  <iA.  XLI,  384  berichteten  Falle  hatte  der  Angeklagte  in  der 
Hauptverhandlung  mit  Hüoksicht  darauf,  dass  sein  Verteidiger  nicht  geladen  und  nicht 
zur  Stelle  war,  Vertagung  verlangt,  dann  aber  seinen  Antrag  zurückgezogen,  weil  ihm 
der  Staatsanwalt  für  den  Fall  der  Vertagung  die  Untersuchungshaft  in  Aussicht  stellte. 
Das  Verhalten  des  Staatsanwalts  war  zweifellos  sehr  bedenklich  (vgl.  auch  unten 
§  78  IV),  auch  hätte  das  Gericht  sich  bei  dem  Verzicht  des  Angeklagten  auf  A^er- 
beistandung  durch  den  Verteidiger  nicht  beruhigen  sollen.  Gleichwohl  war  dieser 
Verzicht  au  sich  gültig,  un<l  diis  ergangene  Urteil  nicht  nichtig,  sondern  nur  anfechtbar. 
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natöilich  eine  Acfechtung  durch  Rechtsmittel  sich  aal  die  Thatsache  der  Drohnng 
stützen  können). 

c)  Fehlt  die  Handlungsfähigkeit,  so  liegt  eine  gültige  Prozess- 
handlung nicht  vor.  Das  von  einem  geisteskranken  Richter  gesprochene 
Urteil  wäre  nichtig. 

2.  Nichtig  ist  eine  Prozesshandlung  ferner  dann,  wenn  ihr  die 
hegriffswesentUchen  Merkmale  einer  P  r  o z  e  s  shandlung  fehlen.  Begriffs- 
wesentlioh  für  das  Vorliegen  einer  Prozesshandlung  ist  aber  das 
Gegebensein  aller  derjenigen  Prozessvoraussetzungen,  die  zum  Zustande- 
kommen eines  gültigen  Prozessverhältnisses  unbedingt  erforderlich  sind  ''). 
Denn  die  einzelne  Prozesshandlung  ist  ja  nur  als  Glied  einer  Kette 
von  Handlungen  gedacht. 

Deshalb  wären  alle  straf prozessnalen  Akte  nichtig,  die  in  einer  dem  Straf- 
prozess  entzogenen  Sache  vorgenommen  würden  (z.  B.  das  Urteil  einer  Strafkaoimer 
über  eine  aktive  Militärperson");  alle  solchen  gerichtlichen  Akte,  die  in  einer  Strafsache 
von  Seiten  eines  dazu  nicht  berufenen  Wesens,  eines  „Niohtgerichts",  vorgenommen 
würden")  (z.  B.  ein  Strafnrteil,  das  von  einer  Uemeindeversammlung,  einem  Kreis- 
ausschnsse,  oder  im  Wege  der  Kabinetsju.stiz  von  einem  Fürsten  persönlich  gefällt 
wäre,  oder  die  Anklageerhebung  etwa  eines  Amts  Vorstehers,  oder  die  von  einem  zum 
Hülfsrichtcr  bestellten  Keferendar  entgegen  dem  §  2  Abs.  3  Preuss.  A.G.V.G.  gefällten 
Urteile)  wozu  auch  die  Akte  eines  sachlich  ^^)  unzuständigen  Gerichts  gehören  (Erledi- 
gung einer  SchwurgerichtBsache  durch  ein  Schöffengericht;  Erledigung  einer  Revision 
durch  ein  Oberlandesgerioht  statt  durch  das  Reichsgericht'*')).  Nichtig  wären  ferner 
alle  prozessualen  Akte  gegen  ein  nicht  parteifahiges  Wesen -^)  (etwa  die  kriminelle 
Verurteilung  des  Gesangvereins  „Liedertafel^  wegen  ruhestörenden  Lärms).  Nichtig 
wären  alle  Prozessakte  bei  Mangel  des  Strafklagerechts  (z.  B.  eine  Verurteilung  wegen 
Hausfriedensbruchs  bei  Mangel  eines  Straf antrages;  ein  zweites  Straf  urteil  über  einen 
bereits  rechtskräftig  abgeurteilten  Straf anspnich '^*)  u.  s.  w. 

3.  Nichtig  ist  eine  Prozesshandlung  endlich  auch  dann,  wenn 
ihr  die  begriffswesentlichen  Merkmale  (einschliesslich   der  essentiellen 


**)  Vgl.  Ötker,  Konkursrechtliche  Grundbegr.  43. 

")  Vgl.  das  Erkenntnis  in  E.  XXVII,  143. 

")  Vgl.  Kohler,  Prozess  als  Rechtsverhältnis  53  ff;  Binding  Grdr.  231; 
Otker,  Konkursrechtl.  Grundbegr.  47;  derselbe,  Deutsches  Wochenblatt  IX,  87  ff; 
Bierl  ng  Z.  X,  .306  Anm.  17. 

")  Die  örtliche  Zuständigkeit  ist  keine  für  das  Zustandekommen  des  Prozess- 
verhältnisses unbedingt  wesentliche  Prozossvoraussetzung,  vgl.  oben  §  32). 

")  Thatsäohlich  vorgekommen.  E.  XXII,  J13;  vgl.  Frank  Z.  XIV,  433.  Das 
oberlandesg(^richtliche  Urteil  war  nichtig.  So  lichtig  Binding,  Grdr.  232  in  treff- 
licher Ausführung:  A.  M.  Reichsgericht  &  a.  0.;  Löwe  la  zu  388. 

»')  Vgl.  Ötker  a.  a.  0.  48. 

")  Ebenso  Utk  er  a.  a.  0.  ()3.  Unhaltbar  die  Auffassung  von  Bierling  Z.  X. 
314  Anm.  23,  das  neue  Strafurteil  sei  gültig,  weil  in  ihm  implicite  die  Aufhebung 
des  alten  liege.  Das  neue  Straf  urteil  kann  das  alte  gar  nicht  aufheben  (abgesehen 
natürlich  vom  "Wiederaufnahmeverfahren)! 
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Form)  einer  Prozesshandiung  der  bestimmten  Art  (z.  B.  eii^er 
Anklage,  eines  Urteils  u.  s.  w.)  fehlen  *^). 

Nichtig  wäre  z.  B.  eine  Anklageschrift,  die  etwa  nur  aas  dem  Satze  „Iph 
ersuche  nm  Eröffnung  eines  Privatklage  Verfahrens  gegen  X/^  bestünde.  Ebenso  famer 
ein  Urteil,  das  ohne  Oegebensein  der  Urteüsvoraussetzungen  '^,  d.  h.  insbesondere  ohne 
voTgangige  Anklage  und  Eröffnungsbeschluss  (und  ohne  Vorliegen  eines  der  Ausnahme- 
fälle, in  denen  es  einer  Anklage  oder  eines  Eröffnungsbesdilusses  nioht  bedarf'*)  gefällt 
wäre*^.  Desgleichen  wäre  niditig  eine  Bevisioiiseinlegung  noph  gültig  ^klärtein  Baehts- 
mittel verzieht,  denn  letzterer  hat  das  Ye^ahren  geendigt ,  und  .  die  nachträgliQhe 
Rorision  würde  in  der  Luft  schweben.  Das  Gleiche  müsste  gelten  für  die  Wieder- 
holung einer  bereits  gültig  vorgenommenen  und  nicht  wiederholbaren  Bandlang, 
z.B.  doppelte  Einleglingeines  Rechtsmittels;  solchenfalls  wurde  die  zweite  Handlung  u.  s.w. 
keine  Stätte  finden,  somit  hinfiiUig  sein'').  Nichtig  wäre  ein  Urteil,  das  derjemgen 
Bestandteile  der  Formel  ermangelte,  die  begriffswesentlich  sind^^),  indem  es  z^B«  nur 
lautete:  „Der  Angeklagte  wird  verurteilt,  und  es  werden  ihm  die  Kosten  des  Ver- 
fahrens auferlegt.'^  Da  feiner  die  Hinzufügung  einer  Bedingung  dem  .Wjesen  des 
Urteils  widerstrebt"),  so  würde  ein  bedingtes  Urteil  nichtig  sein.  Die.  Bedingung 
vernichtet  hier  die  Willen serklärong.  Nichtig  wäre  ein  nicht  verkündetes,  sondern 
lediglich  zugeßtelltes  Urteil")'^);  ein  auf  eine  uneulftssige  Sirafart  oder  eine  unsulässige 
Straf  Verschärfung  lautendes  Erkenntnis'^). 

Die  aus  irgend  einem  Grunde  (1 — 3)  mehtige  Prozes8handlH«g 
ißt  unstiobhaltig  und  in  jeder  Lage  des. Verfahrens  als  nicht 
geschehen  anzusehen 3^). 

Es  kann  zwar,  soweit  an  sich  einer  der  gewöhnlichen  Beehts- 
behelfe,  insbesondere  ein  Rechtsmittel,  f^uiässig  ist,  vA.bhüIfe  getgen  «die 
Nichtigkeit  im  Wege  des  betreffenden  Bechtsbehelfs  gesucht  weiden 
(Kevision  gegen  das  nichtige  Urteil  u.  s.  w.);  aber  auch  sofern  dies 
nicht  geschehen  ist,  und  noch  mehr  dann,  wenn  solche  Abhülfe  überhaupt 
nicht   möglich   war   (Reichsgerichtsurteil),   ist   ohne   Formalitäten    das 


»»)  Vgl.  ßierling  Z.  X,  305—306  Anm.  17. 

'«)  Unten  §  93. 

")  Unten  §§  111,  114. 

")  Auch  die  H.  M.  verlangt  hier  wenigstens  Einstellung  des  Verfahrens  und 
läbst  eventuell  Anfechtmig  durch  Rechtsmittel  zu;  vgl.  Benneoke  502  Anm.  4; 
V.  Kries  581;  Löwe  6  zu  §  201;  R.  VI,  Ö4;  K.  X,  56,  XXIV,  64. 

")  So  auch  E.  XXIV,  142. 

**)  So  wohl  auch  Xroschel,  Abfassung  der  Urteile  in  Strafsachen  15. 

")  Oben  S.  290. 

'«)  Oben  §  76  II  und  unten  §  05. 

'^)  Dagegen  rechnet  Bierling  Z.  X,  306  Anm.  17  mit  Umecht  das  nicht 
unterschriebene  Urteil  hierher.  Die  Unterschrift  ist  von  Bedeutung  nur  für  die 
Urteilsurknnde,  nicht  für  d&s  Urteil  selbst 

'«)  Bierling  Z.  X,  291,  313  Anm.  22;  Binding  Grdr.  231;  Olshausen  7; 
Oppenhoff  1  zu  §  345  StO.B. 

")  Binding  Grdr.  232. 
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Verfahren  iu  gültiger  Weise  fortzusetzen,  z.  B.  an  Stelle  des  nichtigen 
Urteils  ein  gültiges  zu  erlassen*^).  Ebenso  wäre,  wenn  die  Geschworenen- 
bank in  nichtiger  Weise  (etwa  ohne  Gegenwart  des  Verteidigers)  ge- 
bildet wäre,  alsbald  ohne  weitere  Formalität  zur  Bildung  einer  neuen 
Bank  zu  schreiten*^). 

In  Bechtskraft  können  nichtige  Entscheidungen 
nie  erwachsen;  die  Nichtigkeit  wird  weder  durch 
Zeitablauf,  noch  anderweit  geheil t **).  Quod  ah  initio 
vitiosuniy  non  potesi  iraclu  tempons  convalescere. 

Zur  Prüfung  der  Nichtigkeit  oder  Gültigkeit  ist  jede  Behörde,  die 
irgendwie  mit  der  Sache  befasst  wird,  berufen.  Insbesondere  dürfte 
auch  die  Staatsanwaltschaft  oder  der  Amtsrichter  ein  nichtiges  Urteil 
nicht  vollstrecken  lassen,  widrigenfalls  sie  sich  der  Bestrafung  nach 
StG.B.  §  345  aussetzten. 

Eine  kriminelle  Feststellungsklage,  gerichtet  auf  Feststellung  der 
Nichtigkeit  giebt  es  im  geltenden  Recht  nicht").  De  lege  feretida  wäre 
aber  ein  Rechtsbehelf  dringend  wünschenswert,  der,  selbstverständlich 
unbefristet,  auch  formell  eine  Klarstellung  der  Nichtigkeit  herbeiführte  "). 

IV.  Die  gültige  Prozesshandlung  wirkt  nach  Massgabe  ihres 
Inhalts.  Aber  dieser  Inhalt  ist  nicht  auf  das  ausdrücklich  Erklärte 
beschränkt,  häufig  liegt  vielmehr  in  der  Erklärung  implicite,  konkludent 
erklärt,  noch  mehr.  Man  kann  dies  als  den  latenten  Inhalt  der 
Prozesshandlungen  bezeichnen  *5). 

Dieser  latente  Inhalt  ist  besonders  bei  den  gerichtlichen  EntsübeiduDgen  von 
Wichtigkeit.  Wenn  z.  B.  das  Gericht  das  Veifahren  wegen  fehlenden  Antrags  ein- 
stellt, so  liegt  darin  ausgesprochen,  dass  die  That  sich  nicht  als  Offizialdelikt,  sondern 
eben  nur  als  Antragsdelikt  darstellt.    Es  wird  also  das  Strafklagerecht  vorbehaltlich 


*•)  Eine  solche  „Berichtigung"  wäre  also  zulässig,  vgl.  dagegen  unten  §  97. 

*')  So  auch  R.  IX,  52i^;  Bennocke  579  Anm.  14.  Hierin  liegt  eine  An- 
erkennung des  Begiiffs  der  Niclitigkeit  (nicht  richtig  Bennecke,  wenn  er  a.  a.  O. 
von  einer  ,,Heilung  des  Fehlers"  spricht;  die  gültige  Xeuvornahme  einer  Prozess- 
handlong  heilt  nicht  die  vorhergegangene  gleichartige  Handlung,  sondern  dokumentiert 
im  Gegenteil,  dass  Heilung  nicht  möglich  war). 

*')  Im  wesentlichen  übereinstimmend  Bin  ding,  Ordr.,  §  117;  Plösz,  Klage- 
recht, 113;  Ötker,  Konkursrechtl.  Gmndbegr.,  49—50:  Deutsches  Wochenblatt  IX, 
87.  Doch  will  Otker  den  obigen  Satz  einsclii-änkea  auf  die  Fälle,  in  denen  die  Er- 
mächtigung des  (icricbts  zur  Rechtsprechung  völlig  fehlte  (Urteil  eines  Nicht- 
gerichts,  Urteil  gegen  ein  Nicht  rech  tssubjekt  u.  s.  w.);  wohl  aber  solle  die  Rechtskraft 
die  Voraussetzungen  ergänzen,  unter  denen  das  Gericht  ermächtigt  war.  Die 
Unterscheidung"  istbt'grifFlich  nicht  durchführbar. 

")  Vgl.  oben  §  (il  I  S.  201. 

")  Vgl.  Ötker,  Deutsches  WochtMiblatt  IX,  87  ff. 

*■*)  Vgl.  Ötker  (lül;  deis.,  Konkursrechtl.  Grundbegr.,  48. 


Digitized  by 


Google 


§  78.  Stellvertretung;  Widerruf;  Verzicht;  Vergleich.  297 

der  Entscheidung  über  die  Antragsdeliktseigenschaft  der  Handlung  negiert.  Ähnlich 
ist  die  Bedeutung  des  im  Privatklageverfahren  ergehenden  Sachurteils;  mittels 
desselben  entscheidet  das  Gericht  implizite  dahin,  dass  die  That  sich  nicht  als  ein 
nur  auf  öffentliche  Klage  verfolgbares  Delikt  darstelle.  Die  Konsequenzen  zeigen  sich 
in  der  Lehre  von  der  Rechtskraft^'). 

Der  auf  vorläufige  Einstellung  des  Verfahrens  aus  §  203  St.P.O.  lautende 
Beschluss  enthält  latent  den  Ausspruch,  dass  andere  Gründe  der  Strafverfolgung  nicht 
entgegenstehen,  denn  sonst  hätte  definitive  Einstellung  ausgesprochen  werden  müssen*^). 
Das  Gleiche  gilt  für  die  nach  §  208  St  P.O.  erfolgende  vorläufige  Einstellung"). 

§  78. 
IV.    Stellvertretung*);  Widerruf;  Verzicht;  Vei*gleieh. 

I.  Inwieweit  bei  den  behördlichen  Prozesshandlungen  eine 
Vertretung  eines  Richters,  eines  Staatsanwalts  u.  s.  w.  zulässig  ist.  richtet 
sich  nach  der  Gerichtsverfassung. 

Für  die  Handlungen  von  Privatpersonen  wird  als  Prinzip 
gelten  müssen,  dass 

1.  die  strafprozessualen  Handlungen  derart  höchstpersönlich  sind, 
dass  jedenfalls  eine  gewillkürte 2)  Vertretung  im  Willen  prinzipiell 
ausgeschlossen  ist^). 

Unzulässig  wäre  es  z.  B.,  dass  der  Angeklagte  einem  Mitangeklagten  die  Ent- 
scheidung darüber  üborliesse,  ob  dieser  in  jenes  Namen  ein  Rechtsmittel  einlegen 
wolle.  Für  unzulässig  muss  ferner  die  Erteilung  einer  Zustellungsvollmacht  zur 
Empfangnahme  von  Schriftstücken  angesehen  weiden^). 

Für  den  Straf  an  trag  wird  vielfach  die  Zulüssigkeit  einer  Vertretung  im 
Willen  wenigstens  in  gewissem  Umfang  behauptet*).     Diese  Ansicht  läuft  der  wahren 


*•)  Vgl,  R.  X,  245  und  unten  §§  95,  08. 

*')  Konsequenz:  Unterbrechung  der  Verjährung,  K.  XXI,  308;  Ben  necke  508 
Anm.  7,  Löwe  5  zu  §  203. 

")  Also  auch  sie  unterbricht  die  Vei  jährung;  Bin  ding  I,  852  Anm.  IG; 
E.  XXI,  308;  Löwe  10  zu  §  208;  John  IL  727;  Bennecke  510  Anm.  15. 

M  Die  Frage  nach  der  Stellvertretung  ist  bisher,  soviel  ich  sehe,  fast  nirgends 
in  der  Judikatur  vom  prinzipiellen  Staudpunkt  aus  behandelt,  sondern  nur  kasuistisch, 
sodass  einander  widersprechende  Entscheidungen  möglich  wurden.  (Zulassung  der 
Stellveitretung  in  der  Erklärung  beim  Strafantrag,  Verpönung  der  Stellvertretung  in 
der  Erklärung  bei  Rechtsmitteleiiilegung  u.  s.  w.)  In  der  Literatur  steht  es  ebenso. 
Eine  Ausnahme  macht  die  Tübinger  Dissertation  von  Barn  au,  Stellveitretung  im 
Sbaf recht  und  Straf prozess,  1890. 

*)  Nur  die  gewillkürte  Stellvertretung  kommt  hier  in  Frage,  l'ber  die 
gesetzliche  Vertretung  s.  oben  §  49  (Ben necke),  §  (35  II. 

•)  Barnau  44. 

*)  E.  XIX,  390;  Bennecke  425  Anm.  14.  —  Ausnahmen:  St.P.0.  §i^  119, 
418,  unten  b). 

*)  So  namentlich  soll  demjenigen,  der  ein  Vermögen  eines  Anderen  verwaltet, 
von  dem  Eigentümer  mit  der  Vermögensvorwaltung  gleichzeitig  die  Ent.schliessung 
xxher   Stellung    von    Strafanträgen    bei    Delikten    gegen    das    Vermögen    überti*agen 


Digitized  by 


Google 


298  Stellvertretung;  Widernif;  Vötzicht;  Vergleich.  §  78. 

Natur  des  Strafantrags  zuwider.  Entschlägt  sich  der  (antragsfähige)  Antragsberechtigte 
der  eigenen  Enischliessung  darüber,  ob  Strafantrag  gestellt  werden  soll  oder  nichts 
indem  er  diese  Entschliessung  einem  anderen  überlässt,  so  zeigt  sich  evident,  dass 
er  an  der  Verfolgung  des  Thäters  eben  nicht  das  Interesse  hat,  welches  als  Bedingung 
des  staatlichen  Straf  klagerech  ts  erscheint  ^^j.  Ganz  verfehlt  ist  es,  hiergegen  auf  die 
„Stellvertretung"  juristischer  Personen  durch  ihre  Organe  hinzuweisen');  Oiganschaft 
ist  nicht  Stellvertretung.  Eine  Vertretung  im  Willen  ist  vielmehr  richtiger  Ansicht 
nach  auch  beim  Strafantrag  in  vollem  Umfang  ausgeschlossen^). 

Nur  insoweit  kann  die  Willensentschliessung  eines  Anderen  an  Stelle  deb 
eigentlich  zur  Handlung  Legitimiei*ten  für  wirksam  gelten,  als 

a)  ein  Verteidigungs Verhältnis  vorliegt®)  (z.  B.  der  Angeklagte  überlässt  seinem 
Verteidiger  die  Ablehnung  oder  Nichtablehnung  von  Geschworenen,  die  Entschliessung 
über  Einlegung  eines  Rechtsmittels  u.  s.  w.);  oder 

b)  die  St.P.0.  selbst  ausdrücklich  von  „Vertretung**  spricht  (§§  119,  233,  322, 
418,  474,  451,  457,  478,  390)««). 

2.  Dagegen  wird  die  Stellvertretung  in  der  Erklärung 
im  allgemeinen  für  zulässig  zu  erachten  sein,  da  die  Art  und  Weise, 
wie  der  Prozesshandlungswille  in  die  Erscheinung  tritt,  regulär 
unerheblich,  ist^^). 

Es  muss  z.  B.  für  zulässig  gehalten  werden,  dass  der  Angeklagte  ein  Rechts- 
mittel durch  eine  Mittelsperson  zu  Protokoll  des  Geriohtsschreibers  erklären  lässt"), 
vorausgesetzt,  dass  die  Mittelsperson  lediglich  mechanisch  den  Willen  des  Angeklagten 
übermittelt.  Zulässig  ist  femer  auch  die  Stellung  eines  ötrafantrages  durch  einen 
mit  der  Erklärung  beauftragten  Boten"). 

In  den  Fällen  einer  solchen  Vertretung  in  der  Erklärung  wird 
natürlich  die  Prozesshandlung  nur  dann  beachtlich  sein,  wenn  das 
Vertretungsverhältnis  zweifellos  ist;  einer  schriftlichen  Bevoll- 
mächtigung bedarf  es  aber  nicht"). 


werden  können.  So  ßarnau  19  ff.;  v.  Liszt  §  44  bei  Anm.  8;  Olshaasen  17 
zu  §  61;  Bolze  OS.  XXXn,  433;  E.  II,  145;  XIX,  6;  XXI,  231;  Köhler,  Lehre 
vom  Strafantrag  (35. 

«)  Vgl.  oben  §  64  I  S.  223. 

^)  So  Barnau  21. 

»)  Richtig  Rubo  zu  §  61;  Holzapfel  G.A.  XXX,  428;  Herzog  G.S.  XXXIII, 
401;  besonders  aber  Binding  I,  652 — 654. 

^)  Vgl.  oben  §  43  S.  135  (Bennecke);  Barnau  30;  Bennecke  584. 

»»)  Vgl.  oben  §  49  S.  155  (Bennecke);  Barnau  36  ff.;  v.  Kries  §  34  S.  248. 

")  Nur  muss  eine  wirkliche  Übertragung  der  Erklärungsbefugnis  stattgefunden 
haben;  negotiorum  gestio  und  vermutete  Vollmacht  genügen  nicht;  Barnau  18. 

")  A.  M.  E.  IX,  80. 

*•)  So  die  gemeine  Meinung.  E.  I,  387,  II,  145;  Rubo  6  zu  §  61;  Nessel, 
Antragsberecht  53;  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  67;  Herzog  G.S.  XXXIII,  394;  Holz- 
apfel G.A.  XXX,  434;  Bolze  G.S.  XXXII,  435;  v.  Liszt  §  45  HI  Ic  a.  E.; 
Barnau  17. 

^*)  So  bezüglich  des  Strafautrages  Preuss.  Obertrib.  1862,  Oppenhoff  11,  300; 
R.  I,  162,  II,  625;  E.  III,  425,  XIX,  7;  H.  Mever  §  43  bei  Anm.  68;  Barnau  17; 
Löwe  II  zu  §  156  StP.ü. 
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Von  einer  Vertretung  in  der  Erklärung  lässt  sich  offenbar  aber 
nur  da  sprechen,  wo  dem  Bevollmächtigten  keine  eigenen  Ent- 
schliessungen  über  das  „Ob^^  der  Abgabe  der  Erklärung  überlassen 
sind;  deshalb  ist  eine  im  voraus  erteilte  Generalvollmacht  nicht 
genügend  i*). 

IL  Über  die  Zulässigkeit  eines  Widerrufs  der  Prozesshandlungen 
von  Seiten  des  Handelnden  enthält  die  St.P.O.  keine  ausdrückliche  all- 
gemeine Bestimmung. 

Doch  wird  sich  nicht  bezweifeln  lassen,  dass  solche  Prozess- 
handlungen, die  sich  als  Ausübung  (Geltendmachung)  eines  Rechts 
darstellen,  grundsätzlich  zurücknehmbar  sind.  So  kann  z.  B.  die  Straf- 
klage zurückgenommen  werden,  wenn  auch  nur  zeitlich  beschränkt 
(St.P.O.  §§  154,  431);  desgleichen  ein  eingelegtes  Rechtsmittel 
(StP.O.  §  344)1«). 

Ferner  werden  die  bloss  laufenden  Entscheidungen  des  Gerichts 
(unten  §  81 1X1  2)  als  zurücknehmbar  angesehen  werden  müssen,  insoweit 
nicht  die  unten  i^)  darzustellenden  Ausnahmsfälle  vorliegen. 

Ausserdem  enthält  die  St.P.O.  vereinzelt  Sonderbestimmungen, 
z.  B.  in  §  348  Abs.  2^«),  283  Abs.  3. 

Insoweit  aber  die  vorstehenden  Fälle  nicht  vorliegen,  wird  als 
Regel  zu  gelten  haben,  dass  die  einmal  gültig  vorgenommene  Handlung 
für  den  Handelnden  unwiderruflich  ist. 

Dies  triflFt  insbesondere  zu  für  alle  Urteile.  Ist  das  Gericht 
durch  Irrtum  zu  seinem  Urteile  gelangt,  hat  es  z.  B.  wegen  einfachen 
Diebstahls   verurteilt,   und   stellt   sich    nachher  heraus,   dass  RückfaJl- 


»*)  So  bezüglich  des  ötrafantrages  Herzog  (i.S.  XXXIIl,  389;  Holzapfel 
G.A.  XXX,  428;  Binding  1,  652;  H.  Meyer  §  43  bei  Anm.  ÜÜ;  John  II,  305; 
Bennecke  443  Anm.  32;  A.  M.  insbes.  E.  XIX,  7,  XXI,  231;  Bolze  O.S.  XXXH, 
440;  Olshaueen  17  zu  §  65. 

'«)  Vgl.  auch  oben  §  67  S.  237  ff. 

")  §  100. 

^*)  Danach  kann  das  Gericht  seine  durch  einfache  Beschwerde  angegriffene 
Entscheidung  abändern.  Diese  Abänderungsbefugnis  gilt  für  die  mit  einfacher  Be- 
schwerde angreifbaren  Entscheidungen  auch  dann,  wenn  in  concreto  Beschwerde  nicht 
eingelegt  ist,  Bennecke  730  Anm.  20;  Löwe  5a,  Puchelt  .5;  v.  Bernhard  4; 
Stengleiu  3  zu  g  348;  v.  Schwarze  ILH,  11,  2.')1);  Geyer  799;  R.  VIII,  150; 
V.  Kries  699;  öllmann  624.  (A.  M.  Keller  4  zu  §  348.)  Selbst  nachdem  das 
Beschwerdegericht  die  Beschwerde  verworfen  bat,  kann  das  XJntergericht  immer  noch 
seine  Entscheidung  (dagegen  natürlich  nicht  die  des  Beschwerdegerichts)  ändern.  Wohl 
aber  ist  das  Beschwerdegericht  selbst  in  der  Lage,  seine  Entscheidung  ändern  zu 
können;  so  v.  Schwarze  II.  H.  II,  259;  Löwe  5  b  zu  §  348;  dagegen  Ben  necke 
730  Anm.  20;  v.  Kries  700;  UUmann  624;  Stenglein  3  zu  §  348. 
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diebstahl  vorlag,  so  lässt  sich  Abhülfe  nur  nach  Massgabe  der  etwa 
zulässigen  Rechtsmittel  schaffen. 

(Anders  liegt  die  Sache  natürlich,  wo  ein  „(»eschäftdirrtum^^  vorlag,  der  das 
Zustandekommen  eines  gültigen  Urteils  hinderte,  oben  §  77  III  1  b.  In  solchen 
Fällen  ist  das  nichtige  Urteil  von  dem  Gericht  für  nichtig  zu  erklären  und  ein  neues 
gültiges  Urteil  zu  erlassen). 

III.  Die  prozessualen  Rechte  müssen  grundsätzlich  ales  ver- 
zieh tbar  gelten.  Ihre  offen tlichrechtliche  Natur  steht  dem  nicht 
entgegen. 

So  kann  z.  B.  der  Angeklagte  im  allgemeinen  auf  die  Ladang  oder  Zuziehung 
seines  Verteidigers  in  der  Hauptverhandlung  verzichten**);  ebenso  auf  die  Einhaltung 
der  Ladungsfrist,  auch  auf  Ladung  überhaupt*^),  auf  die  Benachrichtigung  von 
kommissarischen  Terminen*').    Verzichtbar  sind  femer  die  Rechtsmittel,  St.P.O.  §  344. 

Unwirksam  ist  der  Verzicht  jedoch  bei  einer  überaus  grossen 
Zahl  von  Prozesshandlungen  aus  besonderen  Gründen. 

So  wird  das  Strafklagerecht  als  unverzichtbar  aufzufassen  sein,  weil  sich 
ein  Verzicht  faktisch  nicht  bewirken  lässt.  Es  muss  nämlich  daran  festgehalten  werden, 
dass  ein  Verzicht  nur  da  angebracht  werden  kann,  wo  die  Reohtsausübung  vorzu- 
nehmen wäre.  Auf  das  Straf  klagerecht  könnte  also  nur  bei  Gericht  verzichtet 
werden;  den  Gerichten  fehlt  aber  die  Legitimation,  solche  VerzichtBerklärung  entgegen- 
zunehmen. "Würde  aber  der  Verzicht  dem  Beschuldigten  gegenüber  erklärt,  so 
würde  er,  insoweit  es  sich  um  die  öffentliche  Klage  handelt,  schon  desswegen 
wirkungslos  sein,  weil  die  Staatsanwaltschaft  zur  Verzichtleistung  auf  das  Straf  klage- 
recht nicht  ermächtigt  ist.  Der  Privatkläger  aber  würde  durch  eine  dorn  Beschuldigten 
gegenüber  abgegebene  Erklärung  nur  eine  obligatorische  Pflicht  auf  sich  nehmen,  die 
Elageerhebung  zu  unterlassen,  ohne  dingliche  Wirkung.  Nur  in  dem  Falle,  dass  der 
Verzicht  vor  der  Sühnebehörde  erklärt  worden  ist  (St P.O.  §  420),  wird  seine 
Stichhaltigkeit  anzuncjmen  sein;  die  Sühnobebörde  ist  ja  gerade  dazu  da,  um  drohenden 
Klageerhebungen  vorzubeugen. 

Als  unverzichtbar  muss  ferner  das  Recht  auf  Stellung  eines  Strafantrages 
gelten")  aus  dem  Grunde,  weil  die  Antragstellung  ihrem  Wesen  nach  selbst  ein 
Verzicht  ist"). 

Unwirksam  ist  ein  Verzicht  endlich  überall  da,  wo  es  sicli  um  Einhaltung  von 
Prozessvorschriften  handelt,  die  nicht  lediglich   dem   Interesse   einer  Partei  dienen. 


^»)  Bennecke  519—520. 

'")  Bennecke  519  Anm.  19,  R.  I,  230,  299,  743,  V,  029. 

'^M  Bennecke  522;  E.  IV,  301,  R.  V,  535,  VI,  624,  VIII,  731. 

")  Ebenso  die  H.  M.,  besonders  v.  Liszt  §  44  III,  5;  Olshausen  49b  zu 
§  Ol;  Bindingl,  647;  Reber,  Antragsdelikte  530  ff.;  Hälschner  I,  722;  Köhler 
Lehre  vom  Strafantrag,  KU;  Frank  IX  zu  §  61 ;  auch  K.  III,  221;  X,  221 ;  R.  III,  181 ; 
Köllner,  Kann  bei  Delikten  u.  s.  w.  der  Beschuldigte  die  Bestrafung  ....  durch 
Privatvergleich  abwenden?  Diss.  1889,  S.  11  ff.;  H.  Mever  §  43  bei  Anm.  37; 
A.  M.  von  S<;hwarze,  Sachs.  (\ -7A^.  XV,  170;  XVTI,  39;  O.S.  XXV,  256;  v.  Bar 
(JA    XIX,  046. 

")  Oben  229  bui  Anm.  21. 
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sondern  im  öffentlichen  Interesse  gegeben  sind.  Aus  diesem  Grunde  würde  z.  B. 
der  Verzicht  des  Angeklagten  auf  Ladung  seines  Verteidigers  oder  auf  Gegenwart 
deEselben  im  Falle  der  notwendigen  Verteidigung  unbeachtlich  seia"). 

IV.  Insoweit  ein  prozessual  Berechtigter  auf  sein  Recht  nicht 
verzichten  kann,  kann  er  sich  auch  nicht  darüber  vergleichen. 

So  giebt  es  z.  B.  keinen  Vergleich  über  die  Strafantragstellung**). 

Insoweit  er  dagegen  auf  sein  Recht  verzichten  kann,  kann  er 
sich  erst  recht  darüber  vergleichen").  Dies  folgt  per  argumentum 
a  fortiori, 

A'orkommen  werden  derartige  Prozeesvergleiche  freilich  wohl  nur  im  Piivat- 
klageverfahren.  Der  Stellung  der  Staatsanwaltschaft  würde  ein  Paktieren  mit  demBe- 
Fchuldjg*en  über  Prozesshandlungen  zuwidorlaufen  *').  Dagegen  ist  es  recht  wohl  denkbar, 
dass  der  Privatklagebe rechtigte  und  sein  Gegner,  sei  es  vor,  sei  es  nach  Anhäogig- 
werdtn  der  £lage  sich  gegenseitige  Zugestände isse  machen;  z.  B.  vor  dem  Schiedsmann 
erklärt  der  Klagoberechtigte,  dass  er  keine  Klage  erheben  wolle,  wohingegen  der 
Beleidiger  einen  Betrag  an  die  Armenkasse  zu  zahlen  verspricht;  oder  in  der  Haupt- 
verbandlang  erklärt  der  Angeklagte  sich  zur  Kostentiagung  bereit,  der  Kläger  zur 
Klagezurücknahme;  oder  nach  dem  Urteil  der  ersten  Instanz  verzichten  die  Parteien 
gegenseitig  auf  Rechtsmittel. 

Es  ist  dabei  aber  zu  beachten,  dass  regelmässig  der  zwischen 
den  Parteien  geschlossene  Vergleich  als  solcher  lediglich  obligatorische 
Verpflichtungen  der  Parteien  ohne  dingliche  Wirkung  erzeugt.  Für 
das  Gericht  bleibt  massgebend  nur  das  Handeln  der  Parteien  ihm 
gegenüber.  Würde  der  Kläger,  der  in  der  Hauptverhandlung  ver- 
sprochen hat,  die  Klage  alsbald  nach  erfolgter  Kostenerstattung  zurück- 
zunehmen, die  Zurücknahme  vertragswidrig  nicht  erklären,  oder  würde 
die  Partei,  die  dem  Gegner  versprochen  hat,  kein  Rechtsmittel  ein- 
zulegen,   sich  gleichwohl  eines  solchen  bedienen,   so  würde   das  Ver- 


")  Vgl.  zum  Vorstehenden  noch  Birkmeyer  74. 

**)  Köllner,  Kann  bei  Delikten  ...  der  Beschuldigte  die  Bestrafung  durch  .  .  . 
Privatvergleich  abwenden?  S.  11  ff.;  H.  Meyer  §  43  Anm.  37;  Olshausen  20  zu  §  64; 
Blume  O.A.  XU,  24;  Geyer  860.  A.  M.  Beunecke  641;  Löwe  5a;  8tenglein  4; 
Keller  8;  Puchelt  7  zu  §  420;  v.  Kries  725. 

**)  Die  landesrechtlichen  Vorschriften  betr.  den  Vergleich  bei  strafbaren  Hand- 
lungen (z.  B.  §§  415,  416  1  16,  §  8  I  4  Preuss.  A.L.R.),  die  von  Köllner  a.  a.  0. 
S-  8,  herangezogen  werden,  müssen  gemäss  §  6  E.St.P.O.  ausser  Betracht  bleiben.  — 
Die  Bestimmungen  des  B.G.B.  über  den  Vergleich  kommen  deshalb  nicht  in  Betracht, 
weil  die  im  Text  erörterte  Frage  nicht  c  ivilrechtiicher  Natur  ist  In  dieser  Hinsicht 
ist  unzutreffetd  das  im  übrigen  richtige  Urteil  des  IV.  Civilseuats  des  Reichsgerichts 
vom8.|24.  Oktober  1898,  D.  Jur.-Ztg.  IV,  133.  Uurichtifi:  auch  Möllenhoff.  Zulässig- 
keit  und  Wirksamkeit  des  Vergleichs,  5;  Frese  Z.  XII,  824  ff.  Umgekehrt  will 
Oorden  GA.  XLV,  21,  Anm.  1,  einen  „Vergleich''  in  Strafsachen  überhaupt  nicht 
als  zulässig  anerkennen. 

•^)  Ein  Beispiel  solch  unerlaubten  Paktierens  bietet  der  Fall  in  G.A.  XLT,  384. 
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fahren   ohne  Rücksicht  auf  den  Vergleich  seinen  Fortgang  zu  nehmen 
haben  28). 

Ausnahmsweise  wird  nur  der  vor  der  Sühnebehörde  abgegebenen 
Erklärung  dingliche  Wirkung  zuzugestehen  sein  2»). 

§  79. 
y.    Die  Zeitbestiinmiingroii  im  Prozess. 

I.  Für  das  prozessuale  Handeln  steht  zunächst  grandsätzlich  das  ganze 
Jahr  frei  ohne  Rücksicht  auf  den  "Wechsel  der  Jahreszeiten  und  Monate. 

Auch  die  Zeit  der  Qerichtsferien  bildet  in  Strafsachen  keine  Ausnahme: 
Strafsachen  sind  Feriensachen,  G.V.G.  §  202*.  Nur  können  zu  ihrer  Erledigang 
Ferienstrafkammem  und  Ferien  Strafsenate  gebildet  werden,  O.V.(j.  §  203. 

II.  Die  einzelnen  Tage  des  Jahres  sind  grundsätzlich  für  die  Vornahme  der 
Prozesshandlungen  gleich  geeignet  ohne  Rücksi(;ht  auf  ihre  Benennung  (Montag, 
Dienstag  u.  s.  w.)  oder  Zählung  (1.,  2.,  3.  März  u.  s.  w.);  „dies  nefastv'  giebt  os 
heute  nicht  mehr. 

Wohl  aber  giebt  es  noch  ^^dies  festi^^:  die  Sonntage  und  allgemeinen  Feiertage. 
An  diesen  Tagen  nämlich  daif  eine  Zustellung,  sofern  sie  nicht  durch  Angabe  zur 
Fost  erfolgt,  nur  mit  richterlicher  Erlaubnis  erfolgen,  St  P.O.  §  37,  N.C.P.O.  188. 
Andere  Prozesshandlungen  können  selir  wohl  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  vor- 
genommen wenien'). 

III.  Keine  Bedeutung  für  die  Prozesshandlungen  hat  grundsätzlich  der  Wechsel 
von  Tag  und  Nacht.  Zwar  werden  sie  naturgemäss,  wie  alles  menschliche  Handeln, 
überwiegend  am  Tage  vorgenommen,  rechtlich  unstatthaft  ist  aber  ein  Handeln  zur 
Nachtzeit  nicht;  es  kann  z.  B.  eine  Haupt  Verhandlung  in  die  Nacht  hinein  fortgesetzt, 
ein  Beschuldigter  nachts  festgenommen,   ein  Rechtsmittel   nachts   eingelegt  werden. 

Eine  gesetzliche  Beschränkung  besteht  nur 

1.  für  Zustellungen.  Diese  dürfen  zur  Nachtzeit  nur  mit  richterlicher 
Eriaubnis  bewirkt  werden,  St.P.0.  §  37,  N.C.P.O.  §  188. 

2.  für  Durchsuchungen  der  Wohnung,  der  Geschäftsräume  und  des  befrie- 
deten Besitztums.  Solche  dürfen  zur  Nachtzeit  nur  bei  Verfolgung  auf  frischer  That 
oder  bei  Gefahr  im  Verzug  oder  zwecks  Wiedereigreifung  eines  entwichenen  Gefangenen 
ausgeführt  werden,  St.P.0.  §  104  Abs.  1  (doch  findet  diese  Beschränkung  nach  Abs.  2 
daselbst  auf  gewisse  Personen  und  Räume  keine  Anwendung)*). 

In  beiden  Fällen  versteht  das  Gesetz  unter  „Nachtzeit'  in  dem  Zeiträume  vom 
1.  April  bis  30.  September  die  Stunden  von  9  Uhr  abends  bis  4  Uhr  moiigens,  in 
dem  Zeiträume  vom  1.  Oktober  bis  31.  März  die  Stunden  von  9  Uhr  abends  bis  6  Uhr 
morgens,  N.C.P.O.  §  188  Satz  2,  St.P.0.  §  104  Abs.  3. 


")  A.  M.  Köllner  a.a.O.  S.  10—18;  richtig  Reichsgericht  1898,  D.  Jui-.-Ztg. 
IV,  133. 

")  Vgl.  oben  8.  800  III  Abs.  4.  A.  M.  Reichsgericht  1808,  D.  Jur.-Ztg.  IV  133. 
Wie  im  Text:  Bennecke  G41;  Löwe  5a  zu  §  420. 

*)  Birkmeyer  544. 

»)  Vgl.  oben  §  54  III. 
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IV.  Die  einzelnen  Stunden  dos  Tages  und  der  Nacht  sind  alle  gleich  geeignet 
zum  prozessualen  Handeln. 

Die  Justizverwaltung  ist  zwar  —  da  das  Gesetz  diase  Frage  offen  lässt  —  nicht 
gehindert,  für  das  Handeln  der  Beamten,  namentlich  den  Verkehr  mit  dem  Publikum, 
Oeschäftsstunden  einzuführen.  Die  Bedeutung  dieser  Geschäftsstunden  ist  aber 
nicht  die,  dass  ausserhalb  dieser  Zeit  vorgenommene  Frozesshandlungen  ungültig 
waren  (etwa  eine  Rechtsmitteleinlegung,  die  der  Beschuldigte  dem  Gerichtsschreiber 
in  dessen  Wohnung  nach  Ende  der  Bureauzeit  zu  Protokoll  gegeben  hat')),  vielmehr 
dienen  sie  nur  der  Ordnung  des  Dienstes  namentlich  in  dem  Sinne,  dass  der  Beamte 
ausserhalb  der  Geschäftszeit  nicht  verpflichtet  ist,  seine  Thätigkeit  zu  entfalten. 

V.  Was  die  Fixierung  des  Zeitpunktes  der  Prozesshandlungen 
im  Rahmen  des  Prozesses  anlangt,  so  ist  für  manche  Handlungen 
eine  zeitliche  Grenze,  sei  es  nach  vorwärts,  sei  es  nach  rückwärts, 
nicht  vorgesehen.  So  ist  z.  B.  die  Stellung  eines  Beweisantrages 
grundsätzlich  jederzeit  wirksam,  solange  überhaupt  die  Möglichkeit  der 
Berücksichtigung  besteht*). 

Bei  anderen  Handlungen  ergiebt  sich  ihre  zeitliche  Stellung  im 
Prozess  aus  ihrer  Beziehung  zu  anderen  Handlungen,  also  relativ;  z.B. 
kann  derEröffnungsbeschlussnurder  Klage  nachfolgen,  nicht  vorangehen**). 

Zahlreiche  Prozesshandlungen  endlich  erhalten  ihren  Platz  an- 
gewiesen durch  eine  Frist  oder  einen  Termin. 

1.  Eine  Frist  ist  ein  Zeitabschnitt,  innerhalb  dessen  eine  Prozess- 
handlung entweder  vorzunehmen  ist  (sogenannte  Handlungsfrist s)) 
oder  aber  nicht  vorzunehmen  ist  (sogenannte  Zwischenfrist®)  ^). 

Der  Anfangspunkt  und  die  Länge  der  Frist  sind  teils  vom  Gesetz 
selbst  bestimmt®)  —  sogenannte  gesetzliche  Fristen,  teils  werden  sie 
vom  Gericht  oder  von  dessen  Vorsitzendem  festgesetzt^)  —  sogenannte 


»)  Durchaus  zutreffend  E,  in  CS.  I,  429;  R.  VI,  85;  E.  XXXI,  6. 

*)  Vgl.  auch  oben  §  6G  S.  231  bezüglich  des  Strafantrages.  Auch  ein  Antrag 
auf  Stellung  einer  Frage  in  der  schwurgerichtlichen  Haupt  Verhandlung  ist  zeitlich  noch 
solange  8tattbaft,   als  nicht  die  Kundgebung  des  Spruchs  erfolgt  ist.    E.  XXX,  403. 

^^)  Dagegen  kann  allerdings  die  Anklage  dem  Eröffnungsbeschluss  nachfolgen, 
StP.O.  §  206,  unten  §  118. 

*)  Z.  B.  StP.O.  §§  45,  170,  27."),  353  u.  s.  w. 

°)  Z.  B.  StP.O.  §  216,  O.V.G.  §  93  Abs.  2. 

^)  Die  Scheidong  zwischen  Handlungsfristen  und  Zwischen  fristen  fehlt  bei 
Hennecke  430  ff.,  der  vielmehr  nur  die  ersteren  ins  Auge  fa.s,st 

»)  Meist  auf  1  Woche,  vgl.  z.  B.  StP.O.  §§  45,  210,  353,  355,  358,  381,  385; 
anders  in  §§  98,  170,  228,  469.  Auch  die  Strafantragsfrist  (oben  §  66  I)  gehört 
zu  den  gesetzlichen  Prozessfristen.  Ist  sie  auch  keine  Frist  „im'*  Prozess,  so  ist  sie 
doch  nach  dem  oben  Ausgefühi-ten  prozessualen  Charakters.  Dagegen  die  H.  M., 
(so  Frank  VIII  5  zu  §  61  StO.B.),  die  aber  offenbar  inkonsequent  ist,  wenn  sie 
den  Antrag  als  Prozessvoraussetzung  und  gleichwohl  die  ihm  gesetzte  Frist  nicht  als 
Prozessfrist  ansieht. 

•)  Vgl.  z.  B.  St.P.O.  §§  121  Abs.  2,  199,  408  Abs.  2. 
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richterliche  Fristen.  Eine  Verlängerung  der  gesetzlichen  Fristen  ist 
nicht  zugelassen.  Sie  tragen  also  sämtlich  den  Charakter  der  civil- 
prozessualen  „Notfristen"  (Fatalien),  ohne  dass  jedoch  der  St.P.O.  diese 
Bezeichnung  bekannt  wäre.  Richterliche  Fristen  können  vom  Gericht 
verlängert  werden. 

Die  Berechnung  der  Fristen  ist  folgende  *<'):  Bei  den  nach  Tagen 
bestimmten  Fristen  wird  der  Anfangstag  nicht  mitgerechnet,  es  endigt 
also  z.  B.  eine  am  5.  Februar  gleichviel  um  welche  Stunde  beginnende 
dreitägige  Frist  erst  um  Mitternacht  zwischen  dem  8.  und  9.  Februar, 
St.P.0.  §  42 1^).  Bei  den  nach  Wochen  bemessenen  Fristen  bildet  der 
dem  Anfangstage  gleichnamige  Wochentag  (Montag,  Dienstag  u.  s.  w.), 
bei  den  nach  Monaten  bemessenen  der  dem  Anfangstage  gleichbezifferte 
Tag  des  Monats  (1.,  2.  u.  s.  w.)  den  letzten  Tag  der  Frist,  St.P.0.  §  43. 
Fehlt  dem  letzten  Monat  der  gleichbezifferte  Tag,  so  endigt  die  Frist 
mit  dem  letzten  Tage  dieses  Monats  (z.  B.  eine  am  30.  November  be- 
ginnende Dreimonatsfrist  endigt  am  28.  Februar). 

Ist  der  letzte  Tag  irgend  einer")  Frist  ein  Sonntag  oder  all- 
gemeiner Feiertag,  so  endigt  die  Frist  erst  mit  Ablauf  des  darauf- 
folgenden Werktages,  St.P.0.  §  43^). 

Keinerlei  Bedeutung  haben  die  Gerichtsferien  für  den  Fristen- 
lauf im  Strafprozess  (anders  im  Civilprozess,  N.C.P.O.  §  223). 

Die  Fristen  sind 

a)  teils  dem  Gericht  gesetzt,  z.  B.  St.P.O.  §§  216,  275;  114  Abs.  3, 
115,  228;  dann  hat  ihre  Nichteinhaltung  gewöhnlich  keine  prozessualen  **), 
sondern  nur  unter  umständen  disziplinarische  Folgen;  hat  jedoch  das 
Gericht  eine  Zwischenfrist  nicht  eingehalten,  z.  B.  vor  Ablauf  der 
Ladungsfrist  (§  216  St.P.0.)  verhandelt,  so  ist  die  darauf  ergangene 
Entscheidung  anfechtbar  (nicht  nichtig). 


^°)  Nicht  durchaus  übereinstimmend  mit  B.O.B.  §§  186  ff. 

")  Eine  Spezialbestimmung  giebt  §  228  St.P.O. 

")  Auch  (ausgenommen  §  228  St.P.O.  und  ähnliche  Fälle)  einer  nach  Tagen 
bemessenen;  Löwe  2  zu  §  42;  John  I,  438;  Stenglein  6  zu  §  42;  Koller  6  zu 
§  43;  Binding  Grdr.  173.  A.  M.  Bennecke  431;  Voitus  Kontr.  I,  431;  Birk- 
meyer  545. 

")  Nach  den  vorstehenden  Vorschriften  über  die  Berechnung  der  Fristen  muss 
auch  die  Strafantragsfrist  berechnet  werden,  vgl.  oben  Anm.  8).  So  richtig 
Ben  necke  432  Anm.  12  (der  indess  nicht  zutreffend  den  Strafantrag  als  „eine  Prozess- 
haiidlung  der  Partei,  St.P.O.  §  156  Abs.  2,-'  bezeichnet):  Stongloin  3  zu  §  43  St.P.O. 
Anders  die  Meister,  so:  Frank  VIII  5  zu  §  Gl  St.G.B.;  E.  I,  40.    R.  III,  716. 

**)  Ausnahme  z.  B.  St.P.O.  §  228:  die  Hauptverhandlung  muss  von  neaem 
begonnen  w('rdcn. 
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b)  teils  Fristen,  die  dem  Handeln  der  Parteien  oder  anderer 
Beteiligten  gesetzt  sind,  z.  B.  St.P.O.  §§  45,  261  Abs.  2,  353,  355,  358, 
G.V.G.  §  183.  Regelmässig  handelt  es  sich  hier  um  Erklärungen,  die  dem 
Gericht  gegenüber  abgegeben  werden  müssen;  die  Frist  hat  dabei  die 
Bedeutung,  dass  innerhalb  ihrer  die  Erklärung  nicht  bloss  abgegeben, 
sondern  auch  an  das  Gericht  **)  gelangt  sein  muss. 

Diese  Fristen  ad  b  sind  regelmässig  Ausschluss-  oder  Pr&klusiv- 
fristen,  d.  h.  die  nicht  innerhalb  der  Frist  vorgenommene  Handlung 
kann  fortan  gültig  nicht  mehr  vorgenommen  werden;  der  Säumige  ist 
mit  der  Handlung  fortab  ,,ausgeschios8en",  „präkludiert",  und  zwar  in 
der  RegeP^  ohne  dass  es  einer  zuvorigen  Androhung  dieses  Nachteils 
bedürfte. 

Doch  kann  der  Präkludierte,  wenn  seine  Versäumung  durch  vis 
major  verursacht  war,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand; 
restitutio  in  integrum,  erlangen,  und  zwar  sowohl  gegenüber  gesetz- 
lichen wie  gegenüber  richterlichen  Fristen,  St.P.0.  §  44,  aber  unter 
der  Voraussetzung,  dass  es  sich  um  eine  bei  einem  Gericht  wahr- 
zunehmende Frist  handelt,  wie  sich  aus  St.P.0.  §  45  ergiebt*'). 

Der  Wiedereinsetzung  ist  keine  Frist  (sofern  sie  nur  den  vor- 
stehenden Voraussetzungen  entspricht)  entzogen;  insbesondere  auch  die 
Wiedereinsetzungsfrist  selbst  nicht  ^*).  Ist  also  der  Präkludierte 
wiederum  durch  vis  major  verhindert  worden,  die  Wiedereinsetzung 
fristgerecht  nachzusuchen,  so  kann  er  auch  gegen  diese  Versäumung 
Wiedereinsetzung  erlangen,  während  im  Civilprozess  der  Satz  gilt: 
Restitutio  restitutionis  non  datur. 

Materielle  Voraussetzung  der  Wiedereinsetzung  ist  vis  major^ 
d.  h.  die  Einhaltung  der  Frist  muss  durch  Naturereignisse  oder 
andere   unabwendbare   Zufälle*^)   verhindert  worden  sein,  St.P.O. 


**)  Vgl.  unten  §  8011.,  ferner  ^  102  V  und  dazu  R.  VI,  85. 

»•)  Ausnahme:  StPO.  §  431  Abs.  2  a  E. 

*')  Aus  diesem  Grunde  ist  gegen  den  Ablauf  der  Strafantragsfrist  Wieder- 
einsetzung unstatthaft;  denn  der  Antrag  kann  zwar,  muss  aber  nicht  bei  (Bericht  an- 
gebracht werden.  Meist  wird  die  Zulässigkeit  der  Wiedereinsetzung  gegen  den  Ablauf 
der  Antragsfrist  aus  dem  Grunde  geleugnet,  weil  die  Antragsfrist  keine  Prozessfrist 
Mei.    So  Frank  VIII  .o  zu  §  (U  StG.ß.     Hiergegen  vgl.  oben  Anm.  8. 

*■)  Anders  §  41  des  Entwurfs  (S.  0,  Drucksachen  des  Reichstags  S.  34),  der 
aber  von  der  Reichsjustizkommission  gestrichen  wurde. 

>»)  Kasuistik  hierüber  vgl.  R  I,  179,  846,  VI,  85;  E.  II,  271,  X,  74,  XXII,  124, 
XXIV,  250,  XXXI,  19;  E.  in  Civilsachen  IV,  384.  Als  unabwendbarer  Zufall  muss 
anch  «ine  verschuldete  oder  unverschuldete  Säumnis  oinos  Vertreters  gelten,  sofern 
•iem  Vertretenen  seinerseits  weder  culpa  in  eligendo^  noch  (Jergl.  zur  Last  fällt. 
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§  44.  Durch  authentische  Interpretation  stempelt  das  Gesetz  in  §  44 
Satz  2  zum  unabwendbaren  Zufall  die  unverschuldete  Unkenntnis  von 
einer  Zustellung. 

Formelle  Voraussetzung  der  Wiedereinsetzung  ist  ein  an  die  Frist 
von  einer  Woche  von  Beseitigung  des  Hindernisses  ab  gebundenes 
Gesuch  des  Säumigen  oder  eines  zu  seiner  Vertretung  Berechtigten*^), 
in  welchem  die  Versäumungsgründe  angegeben  und  glaubhaft  gemacht 
sind,  und  mit  welchem  gleichzeitig  die  versäumte  Handlung  selbst 
nachgeholt  worden  ist**),  §  45  St.P.0.  Das  Gesuch  muss  bei  dem- 
jenigen Gericht,  bei  dem  die  versäumte  Frist  wahrzunehmen  gewesen 
wäre,  angebracht  werden,  also  z.  B.  im  Falle  der  Versäumung  der 
Berufungsfrist  bei  dem  Gericht  erster  Instanz  gemäss  §  855  StP.O. 
Die  Einreichung  des  Gesuchs  hemmt  nicht  ipso  jure  eine  etwaige 
Vollstreckung,  doch  kann  das  Gericht**)  einen  Aufschub  der  Voll- 
streckung anordnen,  StP.O.  §  47. 

Über  die  Wiedereinsetzung  entscheidet  durch  Beschluss  dasjenige 
Gericht,  das  in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden  gehabt  hätte,  wenn  die 
versäumte  Handlung  rechtzeitig  erfolgt  wäre*^j,  St.P.O.  §  46.  Die 
dem  Gesuch  stattgebende  Entscheidung  unterliegt  keiner  Anfechtung, 
die  ablehnende  Entscheidung  dagegen  der  sofortigen  Beschwerde, 
StP.O.  §  46  Abs.  2,  8. 

Die  Folge  der  Wiedereinsetzung  ist  Heilung  der  Säumnis.  Es 
wird    also    die    erst    mit    dem    Wiedereinsetzungsgesuch    verbundene 

Dies  wird  praktisch  in  dem  Falle,  dass  z.  B.  der  mit  der  Anbringung  der  Revisions- 
anti-äge  beauftragte  Veiteidiger  diese  Prozesshandlung  vorzunehmen  vergisst  oder 
ausser  Stande  ist.  Das  Reichsgericht  versagt  die  Wiedereinsetzung  bei  Verschulden 
des  Verteidigers;  R.  I,  689,  VIII,  508;  K.  X,  74;  ebenso  John  I,  3e  zu  §  44: 
Stenglein  3  zu  §  44;  v.  Kries  458;  Löwe  3  c  zu  §  44.  Dagegen  mit  Recht 
V.  Schwarze  4  zu  §  44;  üllmann  272  Anm.  2:  Siegel  H.H.  XLll,  277;  Ewald 
(i.A.  XXXVI,  80;  Birkmeyer  553;  Binding,  Grdr.  175. 

")  Hierzu  wird  jedenfalls  der  Verteidiger  kraft  seiner  Stellung  zu  rechnen 
sein.  Bennecke  433  Anm.  20.  Aber  auch  die  anderen  zur  Einlegung  von  Rechts- 
mitteln fiir  den  Beschuldigten  befugten  Personen  (§§  338  ff.  StP.O)  werden  analog 
zur  Nachsuchung  der  Wiedereinsetzung  für  jenen  zuzulassen  sein.  So  Binding, 
drdr,  3.  Aufl.,  153.  A  M.  Bennecke  a.  a.  Ü.;  John  I,  441;  Löwe  3b  zu  §  44: 
E.  XXII,  31.  —  Die  H  M.  will  überhaupt  niemanden  als  Vertreter  zulassen,  so 
E.  XXII,  31;  John  I,  441;  Ullmann  273;  Löwe  in  den  letzten  Aufl.  3  b  zu  §  44; 
wohl  auch  Bin  ding,  Grdr.  4.  Aufl.,  175.     Richtig  Löwe  in  den  älteren  Auflagen. 

**)  Letztere  Vorschrift  dient  an  sich  nur  der  Zeitersparnis  (Eventualmaxime), 
ihre  Einhaltung  ist  aber  Bedingung  für  die  Zulässigkeit  des  Gesuchs  um  Wieder- 
einsetzung. 

")  und  zwar  gmndsätzlicli  dasjenige  Gericht,  das  zur  Entscheidung  über  die 
Wiedereinsetzung  selbst  bemfen  ist  Löwe  3  zu  §44;  Bennecke  434  Anm.  23; 
John  I.  450.    Doch  vgl.  die  Citate  über  die  Kontroversen  bei  Löwe  a.  a.  0. 

•■)  Also  z.  B.  bei  Vorsäumung  der  Berufungsfrist  das  Berufungsgericht. 
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Handlung  2^)  so  angesehen,  als  sei  sie  schon  in  der  ihr  gesetzten  Frist 
vorgenommen. 

2.  Verschieden  von  den  Fristen  sind  die  Termine  („Tagfahrten"). 
Während  bei  der  Frist  alle  in  ihr  enthaltenen  Zeitpunkte  einander 
gleichwertig  sind,  und  auch  der  Anfangspunkt  (termimia  a  quo)  und 
der  Endpunkt  (terminus  ad  qtiem)  nur  als  Grenzen  der  Frist  in 
Betracht  kommen,  ist  ein  Terminus)  ein  Zeitpunkt,  der  zur  Vor- 
nahme oder  genauer  gesagt  zum  Beginn  der  Vornahme  **)  einer  Prozess- 
handlung oder  eines  Komplexes  von  Prozesshandlungen  bestimmt  ist 
(iermintis  in  quo). 

Die  Anberaumung  eines  Termins  hat  natürlich  nur  da  Sinn,  wo 
mehr  als  eine  Person  bei  der  Prozesshandlung  zugegen  sein  müssen 
oder  dürfen.    Der  wichtigste  Termin  ist  der  Hauptverhandlungstermin. 

Die  Termine  haben  bei  weitem  keine  so  einschneidende  Bedeutung, 
wie  die  Fristen.  Sie  dienen  nur  der  Nötigung  der  Beteiligten  zum 
Zusammenkommen.  Ihre  Bedeutung  ist  nicht  die,  dass  die  Prozess- 
handlung nur  zur  Terminsstunde  gültig  vorgenommen  werden  könnte. 
Ist  z.  B.  der  Hauptverhandlungstermin  in  einer  Strafsache  auf  10  Uhr 
anberaumt,  sind  aber  die  Beteiligten  bereits  um  9Y,  Uhr  vollzählig 
zur  Stelle,  so  kann  um  97^  Uhr  mit  der  Verhandlung  begonnen 
werden;  wäre  andererseits  das  Gericht  um  10  Dhr  noch  mit  einer 
anderen  Strafsache  befasst,  die  das  Gericht  bis  11  Uhr  in  Anspruch 
nähme,  so  würde  sich  natürlich  die  Hauptverhandlung  in  jener  erst- 
genannten Sache  bis  11  Uhr  verschieben. 

Inwieweit  die  Vornahme  der  Prozesshandlung  durch  Nicht- 
erscheinen der  Beteiligten  vereitelt  wird,  richtet  sich  nach  den  für  die 
einzelnen  Stücke  des  Prozesses  gegebenen  Bestimmungen.  Die  Haupt- 
verhandlung speziell  wird  durch  Ausbleiben  des  Angeklagten  regel- 
mässig vereitelt,  St.P.0.  §  229  Abs.  1,  sodass  es  der  Anberaumung 
eines  neuen  Termins  bedarf,  zu  welchem  eventuell  Vorführung  oder 
Verhaftung  des  Ausgebliebenen  erfolgt,  St.P.0.  §  229  Abs.  2.  Notwendig 
ist  auch  Anwesenheit  des  Klägers.  Nur  in  Ausnahmsfällen  —  St.P.0. 
§§  230-232,  319,  370,  390,  427,  431,  451,  452,  457,  475  —  ist  eine 
Hauptverhandlung  gegen  einen  Angeklagten,  der  nicht  zur  Stelle  ist, 
oder   ohne   Anwesenheit   des   (Privat) Klägers,   statthaft.     Ist  in  diesen 


«*)  Oben  bei  Anra.  21. 

")  Vgl.  z.  B.  St.P.0.  §§  101,  212,  22:5,  417,  4T8.  -  John  I,  307  ff. 

^^j  Damit  erledigt  sicli  dor  Einwand  v.  Kujawas  in  G.A.  XLlll,  104. 
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Fällen  ein  Urteil  ergÄOgen,  so  ist  der  Angeklagte  (bezw.  der  Privat- 
kläger), wenn  er  durch  vis  major  am  Erscheinen  verhindert  war, 
berechtigt,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zu  begehren,  St.P.0. 
§§234,  370  Abs.  2,  431  Abs;  4.  (Anders  als  im  Civilprozess,  wo  es 
eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  Termins  Versäumnis 
nicht  giebt).  Die  Wiedereinsetzungsfrist  läuft  hier  von  der  Zustellung 
des  Absenzurteils  an,  nur  im  Falle  des  §431  von  der  Versäumung  selbst 
an.  Wenn  die  Wiedereinsetzung  in  zulässiger  Weise  beantragt  worden 
ist,  so  ist  die  Versäumnis  geheilt,  und  es  findet  neue  Hauptverhandlung 
in  der  Instanz  statt.  Unzulässig  ist  die  Wiedereinsetzung  jedoch  in 
den  Fällen,  in  denen  der  Angeklagte  auf  seinen  Antrag  vom  Erscheinen 
dispensiert  worden  war  oder  von  der  Befugnis,  sich  vertreten  zu  lassen, 
Gebrauch  gemacht  hatte,  St.P.O.  §  234  Abs.  2;  sowie  in  dem  Falle 
des  §  452  Abs.  2  St.P.0. 

§  80. 
Tl.    Der  Ort  der  Prozessliaiidlniigreii. 

I.  Der  Ort,  wo  gehandelt  wird,  ist  im  allgemeinen  prozessual 
belanglos:  die  Handlungen  können  an  jedem  Orte  gültig  vorgenommen 
werden;  es  giebt  sozusagen  keine  loci  nefasti.  Insbesondere  ist  zur 
Gültigkeit  der  Gerichtshandlungen  nicht  erforderlich,  dass  sie  an  der 
Gerichtsstelle  erfolgen,  wennschon  dies  das  Regelmässige  ist^),  es  kann 
recht  wohl  eine  einzelne  Prozesshandlung  oder  eine  ganze  Haupt- 
verhandlung in  der  Wohnung  eines  erkrankten  Zeugen  oder  sogar 
unter  freiem  Himmel,  z.  B.  am  Schauplatz  des  abzuurteilenden  Mordes, 
abgehalten  werden*). 

Findet  die  Handlung  an  der  Gerichtsstelle  statt,  so  braucht  dies  weiter  nicht 
die  eigene  (»erichtsstelle,  sondern  es  kann  eine  andere  zum  Sprengel  gehörige  sein; 
z.  B.  stünde  dem  nichts  im  Wege,  dass  der  Untersuchungsrichter  des  Landgerichts 
Bresla«  eine  ZeugenvemebmoDg  in  den  Bäumen  des  (zum  Landgerichtsbesirk  Breslau 
gehörigen)  Amtsgerichts  Woklau  voi nähme*).  Ob  die  Handlung  an  der  eigenen 
Gerichtsstelle  oder  anderswo  vorzimehraen  sei,  dariiber  befindet  das  betreffende  Gericht 
selV'St.  Auch  das  Schwurgericht  kann  den  Beschluss,  eine  Handlung  ausserhalb  der 
eigenen  Gerichtsstelle  vorzunehmen,  selbst  fassen,  auch  insoweit  es  sich  dabei  um  die 
ganze  Sitzung  handelt.  Nach  §  98  (KV.G.  kann  aber  ausserdem  schon  Ton  vornherein 
durch  die  Strafkammer  einzelneu  Sitzungen  des  Schwurgerichts  ein  besonderar  Ort 
(z.  B.  die  Oerichtsstelle  eines  zum  Bezirk  gehörigen  Amtsgerichts)  angewiesen  werden. 


')  R.  VI,  749;  E.  XI,  352,  XXII,  398;  Löwe  3  zu  Buch  2  Abschn.  6  St.P.O. 
^)  Vgl.  auch  St.P.0.  §  71  Abs.  1, 

")  Justizverwaltungsmäs&ig  könnte  er  dies  natürlich  nur,  wenn  das  Amtsgericht 
ibm  den  betreffenden  Baum  zur  Verfügung  stellte. 
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Hat  also  das  Gericht  an  sich  freie  TerfüguDg  über  den  Ort,  an 
dem  gehandelt  werden  soll,  so  darf  es  gleiohwobl,  wie  jede  Behörde, 
nicht  an  einem  Orte  haudelo,  der  nicbt  za.aeinetn  eigenen,.  Bondern  m 
dem  Sprengel  eines  anderen  Oerichts  gehört,  das  Landgericht  Breslau 
darf  z.  B.  nicht  eine  Verhandlung  aaf  Liegnitzer  Grund  und  Boden  ab- 
halten. Ein  Überschreiten  der  Grenze  gegen  einen  anderen  Gerichtsbezirk 
des  deutbchen  Reiches  ist  nur  statthaft  mit  Zustimmung  dieses  anderen 
Gerichts,  und  zwar  des  Amtsgerichts,  oder  aber  bei  Gefahr  im  Verzuge, 
G.V.G.  §  167.  Ausserdem  ist  bei  Verfolgung  eines  Flüchtigen  den  Sioher- 
heitsbeamten  die  sogenannte  Nacheile  gestattet,  G.V.G.  §  168. 

Würde  eine  an  der  Strafjustiz  beteiligte  Behörde  ausserhalb  dieser 
Ausnahmsfälle,  also  in  unzulässiger  Weise,  in  dem  Bezirk  einer  anderen 
Behörde  gehandelt  haben,  so  würde  freilich  die  Handlung  nicht  nichtig 
sein,  wohl  aber  würde  das  darauf  gegründete  Verfahren  unter  Umständen 
im  ßechtsmittelwege  umgestossen  werden  können. 

Diu  Einengung  des  Gerichts  auf  seinen  Bezirk  ist  übrigens  nur  relativ  gemeint, 
nämlich  nur  im  Verhältnis  zu  anderen  deutschen  Gerich tsbexirken.  Was  das  A^xia- 
land  anlangt,  so  können  dort,  soveit  es  von  keiner  Staatsgewalt  beherrscht  ist,  ohne 
weiteres  deutsche  Prozesshandlungen  gültig  vorgenonunen  werden.  Aber  auch  für 
das  Gebiet  fremder  (ausserdeutscher)  Staaten  musa  das  Gleiche  gelten.  Zwar  sind  das 
Deutsche  Reich  und  seine  Gliedstaaten  völkerrechtlich  verpflichtet,  ^ul  fremdem 
Staatsgebiet  keine  Hoheitsakte  vorzunehmen.  Würde  aber,  etwa  infolge  eines  Irrtums 
über  die  Landesgrenze,  in  einem  deutschen  Prozess  eine  Handlung  oder  ein  Komplex 
von  solchen  auf  ausländischem  Gebiet  vorgenommen,  so  würde  vom  deutsch- 
rechtlichen Standpunkt  aus  kein  Grund  vorliegen,  die  Handlang  für  ungültig  oder 
umstossbar  zu  erklären.  Die  Folgen  der  Gebietsverletzung  würden  nicht  proeessaale, 
sondern  nur  internationale  sein. 

IL  Bei  den  Handlungen,  die  eine  Partei  dem  Gericht  gegenüber 
vornimmt,  z.  B.  Eechtsmitteleinlegungen,  kommt  scheinbar  „das  Gericht" 
das  Gerichtsgebäude  als  Bestimmungsort  in  Betracht,  sodass  man 
annehmen  könnte,  schon  und  erst  mit  dem  Einlaufen  im  Gerichts- 
gebäude sei  die  Handlung  perfekt  geworden*).  Allein  dies  trifft  nicht 
zu,  „dem  Gericht  gegen  über*'  heisst:  zu  Händen  des  betreffenden 
Gerichtsbeamten.  Auf  den  Ort  des  Einlaufs  kommt  gar  nichts  .an:  die 
blosse  Niederlegung  an  der  Gerichtsstelle  ist  unkräftig ^),  umgekehrt  ist 
die  Übergabe   eines  Schriftstücks   an   den   zuständigoA  Beamten   auch 


*)  Dies  ist  wohl  die  Auffassung  von  Birkraeyor  541:   „bei  Gericht,  d.  h.  an 
der  Gerichtsstelle*'. 

*)  R.  II,  013;  E.  XXII,  124,  XXXI,  4. 
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ausserhalb  der  Gerichtsstelle  voll  wirksam^),  vorausgesetzt  natürlich, 
dass  der  betreffende  Beamte  zu  solcher  aussergerichtlichen  Entgegen- 
nahme dienstlich  befugt  war  7). 

§  81. 
Tu.    Einteilimg  der  Prozesshandlangen. 

I.  Die  ProzessbaDdluDgen  sind  teils  nchterliche  (unten  §§  82 — 101),  teils 
Parteihandlungen  (unten  §§  102—106),  teils  Handlungen  Dritter;  unter  letzteren  sind 
von  allgemeiner  Bedeutung  besonders  die  Handlungen  der  behördlichen  Hülfsorgane 
(Gerichtsdiener,  Gerichtsvollzieher  u.  s.  w.)  und  unter  diesen  wiederum  die  Zustellungen 
und  die  Protokollierung  (unten  §  107). 

IL  Die  richterlichen  Handlungen  speziell  vollziehen  sich  zwar 
nicht   immer,   aber  doch   häufig   in   zwei  aufeinanderfolgenden  Stufen. 

1.  Die  eigentlich  massgebende  richterliche  Thätigkeit  besteht 
darin,  dass  das  Gericht  Aussprüche  thut,  die  sich  auf  Syllogismen 
aufbauen,  indem  ein  Rechtssatz  auf  gegebene  Thatsachen  angewendet 
wird.  Dies  sind  die  Entscheidungen  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes.  Zu  ihnen  gehören  die  Urteile,  aber  auch  Haftbefehle,  Termins- 
ansetzung, Ausschliessung  der  öflFentlichkeit  u.  s.  w. 

Gleichgültig  ist  für  den  Begriff  der  Entscheidung,  ol)  die  entschiedene  Frage 
streitig  oder  zweifelhaft  war  oder  nicht;  die  St.P.O.  kennt  Entscheidungen  auch  da, 
wo  das  Gericht,  ohne  eine  Wahl  zu  haben,  einen  Ausspruch  thut,  z.  B.  Aufhebung 
eines  Haftbefehls  im  Falle  des  §  123  St.P.O.'). 

2.  Aber  bevor  das  Gericht  in  der  Lage  ist,  einen  solchen 
Anspruch  zu  thun,  muss  es  über  die  thatsächlichen  Unterlagen 
(Begehung  der  That  durch  den  Angeklagten,  Fluchtverdacht  gegen 
denselben  u.  s.  w.)  im  klaren  sein.  Insoweit  es  diese  Kenntnis  nicht 
schon  hat,  muss  es  sie  aufsuchen.  Es  tritt  also  vor  die  Entscheidungs- 
thätigkeit  als  Vorstufe  die  ün t er suchungs thätigkeit').  Während  die 
Entscheidungen  auf  Wirken,  sind  die  Untersuchungshandlungen  auf 
Erkenntnis  gerichtet.  Sie  sind  fragender  Natur «).  Hierher  gehört  z.  B. 
die  Vernehmung  eines  Zeugen. 


•)  E.  XXXI,  4. 

')  R.  II,  369;  E.  XXXI,  4. 

*)  Ben  necke  417.  Nicht  glücklich  ist  es  aber,  wenn  Bennecke  Ent- 
scheidungen der  letzteren  Art  als  ,,formelle"  im  Gegensatz  zu  den  „wirklichen''  Ent- 
scheidungen bezeichnen  wiU. 

^)  Sie  führt  im  vorbereitenden  Verfahren  den  technischen  Namen  „Er- 
mittel u  n  gs  thätigkeit " 

')  Die  gerichtlichen  Zwangshandlungen  dürfen  dcsshalb  nicht  als  „ünter- 
suchungshandluDgen^'  bezeichnet  worden.  Sio  selbst  sind  „Entscheidungen",  natürlich 
können    ihnen    aber  lint<'rsiu'hungshandlungen    (Ermittelung,   ob  Fluchtverdacht  vor- 
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Ad  die  richterlichen  üntersachangshandlaDgen  und  EntBcheidungen  schliessen 
sich  möglicherweise  noch  an 

a)  Beurkundungshandlungen  ^),  obliegend  regelmässig  dem  Gerichtsschreiber, 
so  jedoch,  dass  mitunter  (so  beim  Protokoll  über  Handlungen  in  der  Voruntersuchung 
sowie  beim  Hauptverhan ilungsprotokoU  St.P.O.  §§  186,  271)  richterliche  Mitwirkung 
stattfindet.  Ausnahmsweise  (so  hinsichtlich  des  Urteils)  ist  die  Beurkundung  Sache 
des  Gerichts  selbst,  St.P.0.  §  275  Abs.  2, 

b)  Ausführung  der  Entscheidung  (Festnahme  des  im  Haftbefehl  bezeichneten 
Beschuldigten,  Vollstreckung  der  rechtskräftig  erkannten  Strafe),  obliegend  regelmässig 
der  Staatsanwaltschaft  und  ihren  Hülfsorganen.  Zum  Zwecke  der  Ausführung  einer 
Eatscheiduog  werden  vielfach  Ausfertigungen  oder  —  was  im  Straf prozess  dasselbe 
i.st*)  —  beglaubigte  Abschriften  der  die  Entscheidung  enthaltenden  Urkunde  nötig. 
Vgl.  z.  B.  §§  275  Abs.  4,  483  St.P.O. 

III.  Die  UnterscheiduDg  zwischen  Untersucliungshandlungen  und 
Entscheidungen  halbiert  aber  nicht  etwa  den  ganzen  Prozess  in 
der  Weise,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  Prozesses  nur  untersucht,  in 
der  zweiten  nur  entschieden  würde.  Es  kann  z.  B.  eine  Entscheidung 
des  Inhalts  erlassen  werden,  dass  eine  üntersuchungshandlung  vorge- 
nommen werden  solle;  woran  sich  dann  diese  üntersuchungshandlung, 
und  an  diese  wieder  die  sich  auf  ihr  aufbauende  Entscheidung  anschliesst 
(Beschluss  auf  Vernehmung  von  Zeugen  —  Vernehmung  dieser  Zeugen  — 
Urteil). 

Wohl  aber  sind  die  Entscheidungen  selbst  (zusamt  den 
sie  vorbereitenden  üntersuchungshandlungen)  in  Ansehung  der  Stelle, 
die  sie  im  Oefüge  des  Prozesses   einnehmen,  insofern  verschieden,  als 

1.  gewisse  Entscheidungen  in  dem  Sinne  gefällt  werden,  dass  mit 
ihnen  der  Prozess  im  eigentlichen  Sinne  erledigt  sein 
solle,  prozesserledigende  Entscheidungen,  Entschei- 
dungen im  engeren  Sinne;  sie  sind  der  normale  Zielpunkt 
eines  jeden  Prozesses; 

2.  andere  Entscheidungen  nur  als  Durchgangspunkte  zu 
diesem  Ziel  erscheinen,  z.  B.   Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  Ladung 


liegt  u.  8.  w.)  vorangehen.  Anders  Ben  necke  273  Anm.  2,  413  Anm.  2  mit  Bezug- 
Dahme  auf  den  Sprachgebrauch  der  St.P.O.,  z.  B.  in  §  160.  Aber  die  StP.O.  gebraucht 
deo  Ausdruck  ^^UntersuchungshandluDgen''  luitechnisch  für  al  le  Strafprozesshandlungen, 
der  ganze  Strafprozess  ist  ihr  eine  einzig  grosse  „Untersuchung".  Ein  Oegensatz 
gegen  die  „Entscheidungen''  liegt  in  dem  Worte  nicht. 

*)  Vgl.  hierzu  Glaser  U,  259  ff. 

*;  Löwe  8  zu  §  37;  Bon  necke  414  Anm.  ft. 
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Ton  Zeugen,  Erlass  von  Haftbefehlen,  Anberaumung  von  Terminen, 
aber  auch  die  Entscheidungen,  die  eine  blosse  Instanzerledigung  ohne 
Prozesserledigung  herbeiführen  wollen.  Es  sind  dies  die  Entscheidungen 
die  in  Bethätigung  des  sogenannten  Prozessbetriebs,  der  Pro- 
zessleitung und  der  Sitzungspolizei  gefällt  werden.  Ich 
bezeichne  sie  zusammenfassend  als  „laufende  Entscheidunge  n^^ 
Was  die  auf  Prozesserledigung  berechneten  Entscheidungen  anlangt, 
so  ist  hervorzuheben,  dass  sie  nicht  immer  den  Zweck  der  Prozess- 
erledigung erreichen,  weil  z.  B.  ein  Rechtsmittel  gegen  sie  gegeben 
ist,  sodass  bei  Einlegung  eines  solchen  der  Prozess  in  der  höheren 
Instanz  fortgeht  Dieser  Umstand  vermag  aber  ihre  Struktur  nicJit  zu 
ändern ;  die  Zulassung  von  Bechtsbehelfen  fügt  der  prozesserledigenden 
Entscheidung  nur  eine  Bedingung  (condicio  juris)  hinzu. 

Die  Prozesserledigung  kann  in  zweifachem  Sinne  erfolgen: 

a)  Es  wird  das  Prozessverhältnis  als  nicht  stichhaltig 
befunden,  z.  B.  wegen  Mangels  der  Zuständigkeit  des  Gerichts,  wegen 
Unzulässigkeit  der  Aburteilung  der  Sache  durch  ein  Civilstrafgericht 
u.  s.  w.  —  sogenannte  Formalentscheidung. 

Hierher  gehören  auch  diejenigen  Entscheidungen,  die  an  der  Schwelle  der 
Instanz  in  dem  das  Prozessverhältnis  negierenden  Sinne  ergehen,  z.  B.  die  Einstellung 
nach  StP.O.  §  202,  die  Verwerfung  der  Berufung  oder  Revision  als  unzulässig*). 

Dagegen  würde  ein  das  Prozess  Verhältnis  ganz  oder  teilweise  bejahender 
Ausspruch  (Zuständigkeitserklärung  u.  s.  w.)  offensichtlich  nicht  prozesserledigend, 
sondern  nur  laufend  sein. 

b)  Es  wird,  weil  das  Prozess  Verhältnis  in  Ordnung  befunden 
wird,  über  den  im  Prozess  befangenen  materiellrechtlichen 
Anspruch  entschieden,  sei  es  ganz  (Verurteilung  des  Angeklagten 
zu  bestimmter  Strafe,  Freisprechung)  sei  es  —  soweit  Teilung  zulässig 
isf)  —  teilweise  (Erledigung  der  Schuldfrage  durch  Spruch  der  Ge- 
schworenen) —  sogenannte  Sachentscheidung,  meritorische 
Entscheidung. 

Die  laufenden  Entscheidungen  sind  immer  Formal entschei- 
dungen,  sie  entscheiden  natürlich  niemals  über  den  materiellrechtlichen 
Anspruch. 

Die  bisher  (sub  11  und  111)  gegebene  Einteilung  der  richterlichen 


«)  A.  M.  V.  Kries  12-1. 
')  Oben  §  ()1   V  S.  200. 
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Handlungen  entspricht  nicht  der  hergebrachten  Anschauung^).  Meist 
\?ird  vielmehr  die  „prozessleitende  Thätigkeit"  zu  den 
„Entscheidungen"  in  Gegensatz  gestellt»).  Das  ist  unrichtig,  denn 
einesteils  bezeichnet  die  St.P.0.  selbst  auch  die  in  Bethätigung  der 
Prozessleitung  getroffenen  Anordnungen  als  Entscheidungen  i®),  und 
in  der  That  passen  die  Kriterien  dieses  Begriffs  (Anwendung 
eines  Rechtssatzos  auf  unterliegende  Thatsachen)  auch  auf  sie^^). 
Anderenteils  ist  in  jener  Gegenüberstellung  die  Selbständigkeit  des 
Begriffs  der  üntersuchungshandlungen  verkannt  (die  Vernehmung 
eines  Zeugen  über  die  Begehung  der  That  durch  den  Angeklagten 
dient  der  Prozesserledigung,  die  Vernehmung  eines  Zeugen  über  Flucht- 
verdacht gegen  den  Beschuldigten  zwecks  Erlass  eines  Haftbefehls  dient 
der  prozessleitenden  Thätigkeit;  die  Vernehmung  selbst  ist  aber  weder 
„entscheidend"  noch  „prozessleitend"  *2). 

IV.  Der  Form  nach  sind  die  gerichtlichen  Entscheidungen  (im 
vireiteren  Sinne)  entweder  Urteile  oder  Beschlüsse  oder  Ver- 
fügungen. 

Theoretisch  wäre  am  richtigsten  eine  Regelung  der  Formfrage 
derart,  dass 

1.  die  Prozesserledigung  in  Form  eines  Urteils; 

2.  andere  Entscheidungen  in  Form  des  Beschlusses  oder  der 
Verfügung  erfolgten. 


®)  Ähnlich  wie  im  Text  (aber  nicht  durchaus  übereinstinunendj  v.  Kries  422 ff.; 
Bennecke  413  §  98  Ib;  417. 

»)  So  z.  B.  Planck  I,  448  ff.;  Binding,  Ordr.  Ifio  ff.,  g^  85,  86;  Otker 
612;  John  II,  382. 

'<>)  Vgl.  StP.O.  S  35;  Mot.  Mr,  Löwe  2  zu  Bucli   1  Abschn.  4. 

*^)  V.  Kries  423.  Mit  Recht  beanstandet  Ben  necke  417  Anm.  4  die 
Definitionen  Plancks  I,  448:  prozessleitende  Anordnung  liege  vor.  „wenn  die  Absicht 
lediglich  darauf  gerichtet  sei,  anzuordnen,  dass  etwas  geschehen  oder  unterbleiben 
solle*',  wohingegen  eine  Entscheidung  vorliege,  „wenn  es  die  Absicht  des  Richters 
"war,  durch  diesen  seinen  Ausspruch  mit  bindender  Kraft  für  die  Beteiligten  fest- 
zustellen, wa.s  bezüglich  der  früher  bestriltenrn  oder  doch  zweifelhaften  Rechtsfragen 
Rechtens  sei." 

'')  Un.ser  Begriff  der  Prozessleiturg  (=  alle  laufenden  Entscheidungen,  die 
Dicht  Prozessbetrieb  oder  Sitzungsi)olizei  sind)  ist  natürlich  erheblich  weiter,  als  der 
hergebrachte;  er  umfasst  z.  B.  auch  die  Zuiückweisung  ein(?r  Sache  aus  der  Reehts- 
mittelinstanz  in  die  Vorinstanz.  —  Dass  im  Civilprozess  die  „Prozessleitung''  einen 
engeren  Sinn  hat,  hängt  mit  dem  breiten  Raum  zusammen,  den  dort  die  Zwischen- 
urteiie  einnehmen:  die  Zwischonurteihi  stehen  dort  in  der  Mitte  zwi8<^hen  Pi'ozess- 
erledigung  und  blo.sser  Prozessleitung.     Vgl.  hierzu  v.  Kries   125  I  a,  E. 
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Dann  ^vürden  Inhalt  und  Form  einander  parallel  laufen.  Das 
geltende  Recht  weicht  hiervon  aber  in  mehrfacher  Hinsicht  ab. 

1.  Die  Prozesserledigung  erfolgt  zwar,  insofern  sie  Sach- 
entscheidung ist,  grundsätzlich  durch  Urteil*');  aber  insofern  sie 
Formal entscheidung  ist,  grundsätzlich  durch  ßeschluss**),  nur  aus- 
nahmsweise durch  UrteiU^. 

Das  Sachurteil  ist  im  Strafprozess  immer  Endurteil.  Es  ist 
unstatthaft,  eine  Partikel  der  materiellrechtlichen  Entscheidung  vorweg 
separat  zu  entscheiden,  etwa  die  Schuldfrage.  Materielle  Zwischen- 
urteile sind  der  StP.O.  unbekannt  mit  einer  Ausnahme:  im 
Schwurgericht  werden  die  Schuldfrage  und  die  Frage  nach  mildernden 
Umständen  separat  durch  Spruch  der  Geschworenen  erledigt  Dieser 
ist  seinem  Wesen  nach  (wenn  auch  nicht  dem  Namen  nach)  ein  eigen- 
geartetes Sachzwischenurteil. 

2.  Die  laufenden,  also  insbesondere  die  prozessleitenden,  Ent- 
scheidungen ergehen  zwar  prinzipiell  in  Gestalt  des  Beschlusses  oder 
der  Verfügung  16).  Die  formalen  Zwischenurteile  der  C.P.O.  hat 
die  St.P.O.  grundsätzlich  nicht  aufgenommen.  Aber  auch  hier  giebt  es 
eine  Ausnahme:  Die  Rück  Verweisung  der  Sache  aus  der  höheren  Instanz 
in  die  untere  (St.P.O.  §§  369,  Abs.  2  und  3,  394  Abs.  2  und  3)  erfolgt 
in  Gestalt  eines  Urteils,  wiewohl  sie  keine  prozesserledigende,  sondern 
nur  laufende  Entscheidung  ist;  den  Namen  „Zwischen"-Urteil 
gebraucht  das  Gesetz  allerdings  auch  hier  nicht. 

Von  Bedeutung  ist  die  Unterscheidung  von  Urteilen  und  anderen 
Entscheidungen  namentlich  für  die  Anfechtung  durch  Rechtsmittel; 
Urteile  sind  anfechtbar  mittels  Berufung  und  Revision,  Beschlüsse  und 
Verfügungen  mittels  der  Beschwerde. 


")  Die  Ausnahmen  s.  unten  §  t)9. 

'*)  So  auch  Birkmeyer  4(59,  662.  Vgl.  die  Fälle  der  §§  270,  36C»,  363,  370, 
386,  3S9.  431  St.P.O.  —  v.  Kries  425  scheint  die  vernoinende  Entscheidung  über 
das  Prozessverhältnis  prinzipiell  mit  Urteilsform  ausstatten  zu  wollen;  nach  ihm  ist 
es  ein  ,. Versehen^*,  wenn  das  Gesetz  in  §  270  Besdilussform  anordnet.  Diese 'Auf- 
fa.ssuug  ist  eine  unstatthafte  tibertragung  der  Sätze  des  Civilprozosses  auf  den  Straf- 
prozess. Nach  der  St.P.O.  stellen  sich  die  Urteile  in  den  Fällen  der  §§  259,  429 
deutlich  als  Ausnahmen  dar.     Vgl.  auch  Fried  mann  (Jrünhuts  Ztschr.  XXIII,  592. 

*^)  So  die  Einstellung  dt;s  Verfahrens  in  den  Fällen  der  §§  259  Abs.  2,  429 
St.P.O.  §  259  Abs.  2  bildet  natürlich  hinsichtlich  der  Form  der  Entscheidung  für 
denjenigen  keine  Ausnahme,  der  den  Strafantrag  für  eine  Bedingung  der  Straf  barkeit 
ansieht  So  Birkmeyer  469.  Dagegen  ist  bei  solcher  Auffassung  der  Inhalt  der 
?]ntscheidung  (Einstellung  des  Verfahrens  statt  Freisprechung )  anomal. 

*")  i'l>er  den  Unterschied  zwischen  „Beschluss"  und  „Verfügung''  s.  unten  §  99. 
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B.    Einzelne  Prozesshandlungen. 

I«    Richterliche  Handlungfen. 
1.  Ustsrsuohtts|tbMdlttsgsn,  IntbMsndsre  das  Bewsitrecht. 

§  82. 
a)  Allgemeines;  Begriff  und  Gegenstand  des  Beweises. 

Jede  richterliche  Entscheidung  im  weiteren  Rinne  ^)  stellt  sich, 
soll  anders  sie  nicht  ein  Willkürakt  sein,  als  das  Ergebnis  einer 
Schlussziehung,  eines  Syllogismus  dar;  denn  gerade  dies  ist  das  Wesen 
der  Rechtsan Wendung:  Umsetzung  des  abstrakten  Rechtssatzes  in  die 
konkrete  Wirklichkeit.     Der  Richter  bedarf  somit 

a)  eines  Reehtssatzes,  auf  dem  er  fusst;  dieser  bildet  in  dem 
Syllogismus  den  Obersatz,  die  propositio  major \ 

b)  einer  oder  mehrerer  Thatsachen,  d.  h.  Ausschnitte  aus  dem 
menschlichen  Leben;    sie  bilden  den  Untersatz,   die  propositio  minor. 

Durch  Subsumtion  entsteht  der  Syllogismus'^). 

Soll  z.B.  ein  Haftbefehl  erla.ssen  werden,  so  muss  zu  (Irunde  liegen  der  §112 
StP.O.,  zudem  muss  der  Richter  aber  auch  darüber  klar  sein,  dass  im  konkreten 
Falle  der  Beschuldigte  flacht  verdächtig  ist  etc.  Will  er  eine  Veruileilung  aussprechen, 
so  muss  er  ein  bestimmtes  Strafgesi^tz  ins  Auge  fa.ssen,  aber  auch  alle  die  That- 
sachen im  konkreten  Falle  als  gegeben  feststellen,  ohne  die  er  den  Sclüuss,  dass  der 
Strafanspruch  begründet  sei,  nicht  ziehen  könnte. 

Dieinformation  über  die  den  Obersatz  bildenden 
Rechtssätze  verschafft  sich  der  Richter  auf  wissen- 
schaftlichem Wege  —  Jura  novit  curia  — ;  die  Information 
über  die  den  Untersatz  bildenden  Thatsachen  im 
Wege  des  ,, Beweises"  im  weiteren  Sinne"),  d.  h.  im  Wege 
historischen  Forschens  *). 

Nun  lassen  sich  freilich  zahlreiche  Thatsachen  nur  unter  Zuhülfe- 
nahme  von  sogenannten  Erfahrungssätzen  feststellen;  z.  B.  die 
Peststellung,  es  sei  jemand  an  Cyankali  gestorben,  setzt  die  Verwertung 
der  empirisch  ermittelten  Sätze  der  chemischen  und  medizinischen 
Wissenschaft  über  die  Beschaffenheit  und  die  Wirkungen  des  Cyankali 
voraus.     Es  ist  deshalb  neuerdings  behauptet  worden,  dass  ausser  den 


M  Oben  §  81  II  1. 

•)  Rupp,  Bew.  im  Strafverfahren  3  ff.:  Stein,  Priv.  Wissen  des  Richters  VI. 
•)  Im  engeren  und  eigentlichen  Sinne  schränkt   sich   das  Boweisrecht   ein   auf 
die  matoriellrechtlich  erheblichen  Tlwitsachen,  unten  II,  2. 
*)  Vgl.  Ilensjor,  Archiv  für  civ.  IV.  LXII,  217  fF. 
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„Thatsachen"  auch  die  „Erfahrungssätze"  als  Gegenstand  des  Beweises 
in  Betracht  kämen*). 

Allein  diese  Erfabrungssätze  bilden  lediglich  einen  Durchgangs- 
punkt in  der  auf  den  Syllogismus  hinstrebenden  geistigen  Operation. 
Sie  sind  nur  Handwerkszeug.  Nicht  sie  werden  erforscht  im  Prozess, 
sondern  mittels  ihrer  werden  Thatsachen  erforscht.  Sie  brauchen 
äusserlich  gar  nicht  hervorzutreten.  Sie  entziehen  sich  auch  ihrem 
Wesen  nach  einer  prozessualen  beweismässigen  Feststellung.  Dena 
entweder  hat  jemand  eine  gewisse  Erfahrung  im  Laufe  seines  Lebens 
erworben;  oder  aber  er  hat  sie  nicht,  und  dann  kann  er  sie  nicht 
plötzlich  ad  hoc,  gewissemiassen  auf  Kommando,  erwerben,  insbesondere 
nicht  etwa  durch  den  Vortrag  eines  Experten:  der  Richter,  der  sich 
durch  einen  Arzt  über  die  Wirkungen  der  Gifte  für  den  menschlichen 
Organismus  belehren  lässt,  hat  damit  nicht  die  ihm  bisher  fehlende 
„Erfahrung*'  gewonnen. 

Bedarf  also  der  Richter  zur  Feststellung  einer  bestimmten  That- 
sache  eines  Erfahrungssatzes ^),  so  ist  nur  zweierlei  möglich:  entweder 
er  beherrscht  selbst  empirisch  den  Erfahrungssatz  ^,  dann  wendet  er  ihn 
ohne  weiteres  an®);  oder  er  beherrscht  ihn  nicht,  dann  muss  er  die  be- 
reits ermittelten  Thatsachen  ^)  einem  Sachverständigen  unterbreiten,  damit 
dieser  aus  dem  Erfahrungssat^  —  der  hier  die  Rolle  des  Obersatzes 
hat  —  und  diesen  Thatsachen  —  Untersatz  —  auf  die  Thatsache  X 
seinen  Schluss  ziehe.  Der  Beweis  ist  hier  aber  ausschliesslich  auf 
diese  Thatsachen  gerichtet.  Vielleicht  wird  der  Sachverständige  auch 
veranlasst,  die  Erfahrungssätze,  auf  denen  er  seine  Meinung  aufbaut, 
dem  Gericht  mitzuteilen;  allein  dies  dient  dann  lediglich  zur  Kontrolle, 
ob  der  BetreflFende  wirklich  sachverständig  ist,  und  ist  oft  ganz  über- 
flüssig. Das  Beweisthema  bildet  die  zu  ermittelnde  Thatsache  (ob  der 
Angeklagte  Rebhühner  geschossen  habe),  nicht  der  Erfahrungssatz  (dass 
Rebhühner  einen  niedrigen  Flug  haben)  i<^). 


^)  Stein,  Priv.  Wissen  des  Richters,  bes.  10'  ff,  52  ff. 

^')  Z.  B.  ein  Zeuge  im  Prozess  wegen  unbefugten  Jagens  sagt  aus,  er  kenne  die 
verschiedenen  Arten  Vögel  nicht,  habe  aber  bemerkt,  dass  die  vom  Angeklagten 
geschosseuen  Vögel  einen  niedrigen  Flug  gehabt  hätten. 

'')  Z.  B.  er  ist  selbst  routinierter  Jäger. 

«)  Vgl.  unten  §  90;  E.  XXV,  32«. 

^)  Also  im  obigen  Beispielsfalle  die  Aussage  des  Zeugen. 

^'^j  Aus  der  Auffassung,  auch  die  Erfahrungssätze  seien  Gegenstand  des  Beweises, 
zieht  Stein  Konsequenzen  ins))esondero  für  dnn  Begriff  des  Sachverständigen.  Vgl. 
unten  §  90. 
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1.  Beweis  im  Sinne  von  Beweisthätigkeit")  ist 
die  auf  Offenlegung  der  Richtigkeit  einer  Thatsache 
gerichtete  Thätigkeit. 

IL  Gegenstand  des  Beweises  sind  Thatsachen  oder  Umstände  ^^j, 
also  Stücke  des  konkreten  menschlichen  Lebens,  und  zwar  gleicher- 
massen  innere^)  wie  äussere  Thatsachen,  facta  im  weiteren  Sinne 
des  Wortes  einschliesslich  der  bestehenden  Zustände  ^^);  nicht  Urteile 
über  Thatsachen;  nicht  Rechtssätze ^*)  {jura  novit  curia)  ^^)\  ebenso- 
wenig Rechtsverhältnisse  als  solche. 

L  Beweisbedtirftig  sind  grundsätzlich  alle  „relevanten",  beweis- 
erheblichen Thatsachen,  das  sind  die,  von  deren  Richtigkeit  das  Bestehen 
und  die  Grosse  der  im  Prozess  befangenen  Ansprüche*^),  also 
besonders  dos  Strafanspruchs,  abhängt,  und  zwar  sind  diese  Thatsachen 
grundsätzlich  auch  dann  beweisbedürftig,  wenn  sie  unter  den  Parteien 
unstreitig  sind.  Die  Unstreitigkeit  hindert  im  Strafprozess  das  Gericht 
nicht,  der  Richtigkeit  der  Thatsachen  zu  misstraueu  und  erst  noch 
Beweis  zu  erheben.  Dies  ist  eine  Konsequenz  des  Instruktionsprinzips  ^®) 
und  steht  im  Gegensatz  zum  Civilprozess. 

Die  Art  und  Weise  der  Feststellung  dieser  Thatsachen  wird 
geregelt  durch  das  hier  (bis  §  92)  darzustellende  Beweisrecht  im 
eifj;entlichen  Sinne.  Der  Umfang  dieses  ßeweisrechts  ist  zwar 
gpj^cenüber   dem    des   gemeinrechtlichen    Prozesses   stark    zusammenge- 


")  Daneben  findet  sich  der  Ausdrack  „Beweis"  auch  für  die  ,,Beweismittel", 
man  spricht  z.  B.  davon,  „man  habe  Beweise"  für  diese  oder  jene  Thatsache. 

»»)  Vgl.  StPO.  8  266  Abs.  2. 

*')  Z.  B.  die  Absicht,  sich  einen  rechtswidrigen  Vermögensvortoil  zu  verschaffen. 

'*)  Heusler,  Archiv  für  civil.  Fr.  LXII,  217. 

"}  Oben  S.  315;  R.  IX,  2'M.  Die  Feststellung  von  Rechtssätzen  erfolgt  also 
an  sich  in  völlig  freier  Weise.  John  111,  115:  Stein,  Priv.  Wissen  180.  A.  M. 
Stenglein,  G.S.  XLUI,  285;  v.  Kries  3H5.  Allerdings  wird,  gerade  weil  es  für 
die  Erlangung  der  wissenschaftlichen  Gewissheit  über  das  Bestehen  von  Kechtssätzen 
keine  einengenden  Vorschriften  giebt,  einer  „Beweiserhebung"  über  solche  Rechtssätze 
(nach  Analogie  von  §  298  N.C.P.O.)  nichts  im  Wege  stehen,  z.  B.  es  wird  ein 
Prolessor  des  Strafrechls  als  Sachverständiger  vernommen  darüber,  ob  nach  einem 
bestimmten  ausländischen  Recht  zur  Strafverfolgung  ein  Antrag  des  Verletzten  not- 
wendig ist  (im  Hinblick  auf  St  O.B.  §  5  '*)  oder  es  werden  behufs  Feststellung  eines 
Gewohnheitsrechts  Zengen  über  die  Rechtsübung  vernommen.  Solchenfalls  greift 
dann  Analogie  des  eigentlichen  Beweisrechts  Platz.  Ähnlich  R.  IX,  231;  auch 
Btenglein  (I.S.  XUII,  286  ff.     A.  M.  Bennecke  274,  860. 

*•}  Dass  das  Gericht  verpflichtet  ist,  die  Rechtssätze  zu  kennen  oder  zu 
erforschen,  sollte  nicht  bestritten  werden.  S.  Stein,  Priv.  Wissen,  17Ü  gegen 
V.  £ries  835. 

")  Oben  §  61  II. 

»•)  Oben  §  69. 
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schrumpft,  insofern  das  Gesetz  heute  den  Richter  viel  freier  stellt: 
immerhin  ist  „nicht  alles,  was  den  Beweis  angeht,  einfach  dem  dunklen 
Gefühl  des  Richters  überlassen"  ^^). 

Bei  genauerer  Betrachtung  zerlegen  sich  nun  die  beweiserheblichen 
Thatsachen  in  2  Gruppen. 

a)  In  erster  Linie  beweiserheblich  sind  Thatsachen,  die  selbst  zu 
dem  Komplex  der  anspruchbegründ enden  oder  dem  Vorhandensein 
eines  Anspruchs  entgegentretenden  Thatsachen  gehören,  so  die 
Thatsachen,  die 

das  Gegebensein  oder  Nichtgegebensein  einer  „Handlung*', 

des  Erfolges, 

des  Kausalzusammenhangs  ^% 

der  Rechtswidrigkeit  (Nothwehr  u.  s.  w.), 

der  Schuld, 

der  objektiven  Strafbarkeits-Bedingungen, 

eines  Straf ausschliessungs-  oder  eines  Strafaufhebungsgrundes, 

des  besonderen  Verbrechensthatbestandes, 

eines  Strafzumessungsgrundes 
u.  s.  w. 
ergeben,  (z.  B.  Wegnahme  der  Sache  im  Diebstahlsprozess)  —  direkt 
erhebliche  Thatsachen. 

Beweiserheblich  sind  aber  auch 

b)  solche  an  sich  unerheblichen  Thatsachen  („Nebenumstände"),  die 
auf  eine  solche  direkt  erhebliche  Thatsache  ad  a)  einen  Schluss  zulassen, 
sogenannte  Indizien,  Anzeigen,  Inzichten,  Anzeygung  (CCC.)  (z.B.  der 
Umstand,  das  der  des  Diebstahls  Verdächtige  viel  Geld  ausgegeben 
hat,  oder  dass  der  Beschuldigte  ein  aussergerichtliches  Geständnis 
abgelegt  hat)*^)  —  indirekt  erhebliche  Thatsachen. 

Der  auf  die  Thatsachen  ad  a)  gerichtete  Beweis  ist  der  sogenannte 
direkte,  natürliche;  der  auf  die  Thatsachen  ad  b)  gerichtete  der 
sogenannte  indirekte,  künstliche,  Indizienbeweis^*). 


")  Bennecke  273. 

")  Vgl.  Hugo  Meyer  191. 

'^)  Als  Indiz  kann  feroer  z.  B.  der  Umstand  verwertet  werden,  dass  ein  Zeago 
Bein  Zeugnis  verweigert  hat,  R.  VIII,  002.  Vgl.  auch  den  Beispielsfall  bei  Rupp, 
Bew.  im  Sirafverf.,  80.  —  Rupp  gehraucht  übrigens  das  Wort  „Indizien"'  in  ganz 
untechnischer  und  nicht  empfehlenswerter  Weise,  indem  er  die  Zeugenaussagen,  die 
Urkunden  u.  s.  w.  als  Indizien  bezeichnet. 

*')  Über  letzteren  vgl.  auch  unten  §  02. 
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Der  Indizienbeweis  und  der  direkte  Beweis  sind  völlig  gleichberechtigt,  eine 
Verurteilnng  kann  sogut  auf  die  eine,  wie  auf  die  andere  Art  der  Beweisföhrang 
gestützt  werden.  Anders  verhielt  es  sich  im  gemeinen  Prozess*').  Die  CCC.  liess 
bei  Indizienbeweis  nur  peinliche  Frage  (Tortur),  nicht  Verurteilung  zu,  Art.  22.  Die 
spatere  Praxis  vorhängte  vielfach  auf  Grund  der  Indizien  eine  poena  extraordifiariaf 
d.  h.  eine  mildere  Strafe  als  die  poena  ordinaria.  Mit  Abschaffung  der  Tortur  errang 
sich  der  Indizienbeweis,  unterstützt  durch  das  Prinzip  der  freien  Beweiswürdigung**), 
Gleichberechtigung  mit  dem  direkten  Beweis.  Die  St.P.O.  hat  hieran  nichts  geändert. 
Sie  spricht  zwar  die  volle  Zulassung  des  Indizienbeweises  nicht  ausdrücklich  aas, 
deutet  aber  auf  ihn  in  §  26G  Abs.  1,  Satz  2  hin**).  Besonders  wichtig  ist  der 
Indizienbeweis  für  die  Feststellung  der  sogenannten  inneren  Thatsachen. 

Etwas  anderes  ist  es,  dass,  wo  es  sich  im  konkreten  Falle  um  eine  und 
dieselbe  zu  beweisende  Thatsache  handelt,  der  direkte  Beweis  dem  Unmittelbarkeits- 
prinzip zufolge  vorgebt,  also  zum  Indizienbeweise  nur  bei  Fehlen  direkten  Beweises 
gegriffen  werden  darf*"). 

Insoweit  eine  beweiserhebliche  Thatsache  im  einzelnen  Falle  in 
Frage  kommt,  kann  das  Gericht  sie  nicht  anders,  als  im  Wege  des 
Beweises  feststellen  (es  müsste  denn  eine  der  nachstehend  §  83 
dargelegten  Ausnahmen  Platz  greifen).  Unrichtig  wäre  es 2^),  die 
beweiserheblichen  Thatsachen  einzuschränken  auf  die  in  St.F.0.  §  260 
genannten  Thatsachen,  also  diejenigen,  in  denen  die  gesetzlichen 
Merkmale  der  strafbaren  Handlung  gefunden  werden  (z.B.  Wegnahme 
einer  fremden  beweglichen  Sache  in  der  Absicht  rechtswidriger  Zu- 
eignung, §  242  St.G.B.),  und  diejenigen,  die  die  Strafbarkeit  aus- 
schliessen,  vermindern  oder  erhöhen;  sodass  also  namentlich 
die  für  die  Strafzumessung  erheblichen  Thatsachen  (Verübung  der 
That  infolge  Hungers  und  dergl.)  nicht  notwendig  durch  Beweis  fest- 
gestellt werden  müssten,  sondern  „so  nebenbei  mit  abfallen"  könnten, 
oder  eine  Strafe  „mehr  ex  aequo  ei  bono,  als  nach  bestimmten 
juristischen  Prinzipien  abgemessen  werden"  könnte  2«).  Das  ist  aus 
dem  Grunde  unrichtig,  weil  §  266  St.P.O.  offensichtlich  gar  nicht  davon 
spricht,  welche  Thatsachen  bewiesen  werden  müssen,  sondern  nur 
davon,  dass  die  schriftlichen  Urteilsgründe  sich  über  das 
Bewiesensein  gewisser  Thatsachen  expressis  verbis  aussprechen 
müssen,   während    bei    anderen  Thatsachen,   so   bei   den  für  die  Straf- 


")  Vgl.  (flasor   I,  730;   Oeyer,  IL  H.  I,  21Ü,  302;   Heusler,   Archiv  für 
civ.  Pr.  IJCII,  228,  30ü. 
")  Unten  §  92. 

*")  Vgl.  auch  Birkmoyor  405  Anm.  g). 
")  Oben  §  70. 

'^)  Dies  wird  von  Bennecke  270  behauptet 
")  John  I,  487;  Bennecke  270 
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zumessung  erheblichen,  clor  Beweis  zwar  geführt  sein  muss,  aber  nach 
§  206  eine  ausdrückliche  Bemerkung  hierüber  in  den  Urteilsgründen 
nicht  nötig  ist^^). 

2.  Das  Beweisrecht  im  eigentlichen  Sinne  bezieht  sich,  wie  aus 
dem  an  die  Spitze  gestellten  Satze  (oben  S.  317  Ziffer  1)  hervorgeht, 
nicht  mit  auf  die  prozessual  bedeutsamen  Thatsachen,  d.  h.  die 
Thatsachen,  von  deren  Vorliegen  das  Bestehen  oder  die  Gestaltung  des 
Prozessverhältnisses  oder  die  Zulässigkeit  einer  Prozessmassregel  abhängt, 
wie  z.  B.  das  Vorhandensein  eines  Straf  an  träges  "^'j,  einer  Anklageschrift, 
einer  ordnungsmässigen  Ladung,  die  ordnungsmässige  Besetzung  des  Ge- 
richts (vorangegangene  Ernennung  der  Mitwirkenden  zu  Richtern  u.  s.  w.), 
die  die  Zuständigkeit  begründenden  Thatsachen,  für  Erlass  eines  Haft- 
befehls das  Vorliegen  von  Fluchtverdacht  (vgl.  St.P.0.  §  112  Abs.  1 
Satz  2),  für  Ausschliessung  oder  Ablehnung  eines  Richters  seine 
Verwandtschaft  mit  dem  Verletzten  u.  s.  w. 

Für  die  Ermittelung  dieser  prozessual  erheblichen  Thatsachen 
gelten  keine  bestimmten  Vorschriften  ^i),  das  Gericht  kann  ihre  Richtigkeit 
in  gänzlich  formloser  Weise  feststellen,  vorausgesetzt  nur,  dass  es  von 
der  Richtigkeit  Überzeugung  erlangt 5^. 

Ans  dem  Gesagten  ergiebt  sich  besonders,  dass  das  Prinzip  der  Unmittelbarkeit") 
für  die  prozessual  erbeblichen  Thatsachen  nicht  gilt,  z.  B.  kann,  und  zwar  auch  in 
der  Hauptverhandlung,  das  Gericht  einen  Haftbefehl  erlassen  auf  Grund  schriftlicher 
Mitteilungen  über  die  den  Fluchtverdacht  begründenden  Thatsachen.  Auch  die  Not- 
wendigkeit der  Verlesung  von  Urkunden  u.  dergl.  in  der  Hauptverhandlung  nach 
§§  248  ff.  StPO.  gilt  für  die  prozessualen  Thatsachen  nicht.  Solche  Verlesung  ist 
weder  geboten  noch  unzulässig,  sondern  gänzlich  Ermessensssache  •*). 


«»)  Vgl.  unten  §  96. 

^)  Im  Ergebnis  übeieinsümmend  Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag  134,  wiewohl 
er  den  Antrag  für  eine  Bedingung  der  Strafbarkeit  ansieht. 

^*)  Eine  Ausnahme  siehe  in  St  P.O.  §  274;  tinter  Umständen  kommt  als  Aus- 
nahme auch  St.P.O.  §  81  in  Betracht. 

='-')  A.  M.  V.  Knes  74;}  und  Z.  VI,  125.  Mit  dem  Text  übereinstimmend  das 
Reichsgericht,  E.  VI,  UyX  X,  251,  R.  III,  407;  Bennecke  278,  542  Anm.  15, 
557  und  sonst;  Löwe  2  zu  §  249;  John  III,  383.  In  diesem  Sinne  verfährt  auch 
die  Praxis  alle  Tage,  z.  B.  indem  das  Gericht  das  Vorhandensein  einer  Anklageschrift 
stillschweigend  durch  Einsicht  in  die  Akten  feststellt.  "Werden  Zeugen  über  prozessual 
erhebliche  Thatsachen  vernommen,  so  kann  man  sie  als  Zeugen  pro  informatimic 
bezeichnen.    Vgl.  dazu  Birkmeyer  420. 

•'")  Oben  §  70  I. 

**)  Desshalb  unzutreffend  E.  XXIV,  263,  wo  eine  für  die  Glaubhaftigkeit  eines 
Zeugen  in  Betracht  kommende  Thatsache  in  Frage  stand.  Nicht  konsequent  ist  es, 
wenn  R.  Vll  749,  E.  DC,  223,  XIII,  187;  Bennecke  669  Anm.  22;  Löwe  Ib  zu 
§  444  die  Verlesung  des  Bussantrages  als  erforderlich  hinstellen;  das  Vor- 
handensein des  Bnssantragos  kann  auch  ohne  Verlesung  festgestellt  werden. 
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In  einzelnen  Fällen  der  Feststellung  prozessual  erheblicher  Thatsachen 
genügt  sogar  die  —  ungefähr  der  gemeinrechtlichen  „Bescheinigung"  ^^) 
gleichkommende  —  sogenannte  Glaubhaftmachung,  d.h.  eine 
Thätigkeit,  durch  die  bloss  die  Wahrscheinlichkeit,  nicht  wie  beim 
Beweis  die  Gewissheit,  der  Thatsache  dargethan  wird,  vgl.  StP.O.  §§  26, 
45, 55, 74.  Wann  der  Richter  eine  Thatsache  als  glaubhaft  gemacht  ansehen 
will,  steht  ganz  bei  ihm.  Er  ist  dabei  auch  nicht  eingeengt,  so,  dass 
er  nur  bestimmte  Glaubbaftmachungsmittel  benutzen  dürfte,  vielmehr 
kommt  es  nur  darauf  an,  dass,  nicht  wie  er  zu  dem  „Glauben"  kommt. 
Der  §  294  C.P.O.  wird  auch  im  Strafprozess  analog  anzuwenden  sein'«), 
aber  unter  Ausschluss  von  Abs.  2  daselbst 8^. 

Hie  und  da  sind  jedoch  ausdrücklich  einzelne  Glaubhaftmachungs- 
mittel,  z.B.  in  §§  26,  74  Abs.  3  StP.O.  der  Eid,  für  unzulässig  erklärtss). 

Im  übrigen  kommen  als  Glaubbaftmachungsmittel  besonders  be- 
schworene oder  unbeschworene  Zeugnisse  (vgl.  z.  B.  §  26  StP.O.),  sie 
seien  mündlich  oder  schriftlich**®)  erstattet,  in   Betracht 

Ein  besonderer  Gegensatz  der  Glaubhaftmachung  gegen  den  Beweis 
im  eigentlichen  Sinne  liegt  darin ,  dass  das  Glaubhaftmachen  als 
Partei  Sache  erscheint*^). 

§  83. 
Fortsetzung:   Präsumtionen;   Notorietät;   Fest- 
stellungen im  Vorprozess;  Beweisverbote. 

Der  Grundsatz,  dass  alle  beweiserheblichen  Thatsachen  beweis* 
bedürftig  sind,  erleidet  mehrfache  Ausnahmen. 

1.  Keines  Beweises  bedürftig  sind: 

a)  die  Thatsachen,  deren  Vorliegen  nach  dem  Gesetz  vermutet, 
präsumiert  wird.  Bei  diesen  Thatsachen  ist  die  Überzeugung 
oder  NichtÜberzeugung  des  Richters  von  ihrer  Richtigkeit  gleichgültig. 
Das  Gesetz  nimmt  ihm  die  Feststellung  der  Richtigkeit  der  Thatsachen 


•*)  Wetz  eil,  System  des  ordentliclien  Civilprozesses,  §  29. 

>«)  Bennecke  297;  E.  XXVIII,  11. 

■')  Löwe  5  zu  §  45;  Stenglein  3  zu  §  26.  A.  M.  Benneoke  297: 
John  I,  345. 

^)  Diese  Ausschliessung  des  Parteieides  muss  auf  die  Glaubhaftmachung  im 
allgemeinen,  also  über  §§  26,  74  Abs  3  hinaus,  ausgedehnt  werden,  als  argum.  e  contrario 
vgl.  §  55  StP.O.;  Binding  ürdr.  139;  v.  Kries  345,  460;  Löwe  5  zu  §  45; 
E.  XXVIII,  11.  A.  M.  John  I,  326,  449;  Stenglein  Anm.  zu  Nate  2  zu  §  45; 
Benneoke  296. 

•*)  Besonders  in  Form  eidesstattlicher  Versicherung,  E.  XXVIII,  8. 

♦«)  Hierüber  untan  §  84  V. 

21 
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aus  der  Hand,  indem  es  ihn  anweist,  bei  Feststehen  einer  Thatsache 
a  sofort  auch  ohne  weiteres  die  Thatsache  b  als  festsMend  zu  be- 
handeln, mag  er  auch  noch  so  sehr  an  deren  Richtigkeit  zweifeln. 
Solche  Präsumtionen  passen  nicht  zu  dem  Prinzip  der  materiellen 
Wahrheitserforschung ^);  sie  leisten  der  Möglichkeit  Vorschub,  dass  ein 
in  Wahrheit  Unschuldiger  verurteilt  wird,  was  der  modernen  Auffassung 
durchaus  zuwiderläuft.  Sie  sind  somit  de  lege  ferenda  -durchaus  zu 
verwerfen. 

Das    geltende    Recht   kennt    aber   noch   eine   erhebliche    Anzahl 
krimineller  Präsumtionen,  besonders   Sclmldpräsumtionen-). 
So  z.  B.  lestimmt  das  H  O.B.  in  §  315: 

„Mit  Gefängnis  u.  s.  w.  weiden  bestraft: 
1.  die  Mitglieder  des  Vorstandes  u.  s.  w.  {seil,  einer  Aktiengesellschaft),  wenn 
länger  als  3  Monate  die  Gesellschaft  ohne  Aufsichtsrat  geblieben  ist  u.  s.  w  ) 
Straflos  bleibt  derjenige,   bezüglich  dessen   festgestellt  wird, 
dass  die  Bestellung  oder  Ergänzung  des  Avifsichtsrats  .  .  .  ohne 
sein  Verschulden  unterblieben  ist''; 
das  Reichsgesetz  betr.  das  Flaggeniecht  der  Kauffahrteischiffe  vom  22.  Juni  1890,  §  2'M 
,, Straflos  bleibt  in  den  Fällen   der   §§  18—22   derjenige,   bezüglich 
dessen   festgestellt    vird,    dass  die  Handlung  oder  Unterlassung 
ohne  sein   Verschulden  erfolgt  ist*' ; 
das  V.Z.G.  vom  1.  Juli  18ü9  in  g  14(5: 

„AVenn  3  oder  mehrere  Personen  zur  gemeinschaftlichen  Ausübung  einer 
Kontrebande  oder  Defiaudation  sich  \erbunden  haben,  so  wird  die  Strafe  .  .  . 
geschärft; 

werden  3  oder  mehrere  Personen  zusammen  in 
Ausübung  eines  (Zoll  -)Vo  rgehens  betroffen,  so  wird 
angenommen,  dass  sie  sich  zur  gemeinschaftlichen 
Ausübung  verbunden  haben,  wenn  sie  nicht  nachweisen 
können  oder  aus  den  Umständen  hervorgeht,  dass  ihr 
Zusammentreffen  nur  ein  zufälliges  gewesen  se  i,'^ 
Bierher  gehören  ferner  auch  die  §§  20,  21  des  Keichspre&sgesetzes  vom 
7.  Mai  1874*),  welche  verordnen: 

§  20:  „Ist  die  Druckschiift  eine  pericdische,  so  ist  der  verantwortliche 
Redakteur  als  Thäter  {seil,  der  Handlungen,  deren  Strafbarkeit  durch  den 
Inhalt  der  Di-uckschrift  begründet  wird)  zu  bestrafen,  wenn  nicht 
durch  besondere  Umstände  die  Annahme  seiner  Thäter- 
schaft  ausgeschlossen   wird**; 

§  21:  „Begründet  der  Inhalt  einer  Druckschrift  den  Thatbestand  einer 
strafbaren  Handlung,  so  sind  der  verantwortliche  Redakteur,   der  Verleger, 

')  Oben  §  m. 

*)  A'gl.  V.  Liszt  154;  Bin  ding  Normen  II,  005  flf.;   F.  Schmid,  Präsumtionen 
im  deutschen  Reichsstraf recht  (1884);  Birkmeyer  92. 

")  Vgl    v.  Liszt  §  43  und  die  dort  angefühlten    Schriftsteller  und   Judikate. 
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der  Drucker,  derjenige,  welcher  die  Druckschrift  gewerbsmässig  vei-trieben 
oder  sonst  Öffentlicli  verbreitet  hat,  ....  wegen  Fahrlässigkeit  mit  Geld- 
strafe ...  zu  belegen,  wenn  sie  nicht  die  Anwendung  der 
pflichtgemässen  Sorgfalt  oder  Umstände  nachweisen, 
welche  diese  Anwendung  unmöglich  gemacht  habe n.^^ 
Ebenso  schliesst  St.G.B.  §  186  eine  Präsumtion  in  sich  ein.    Er  bestimmt: 

„Wer  in  Beziehung  auf  einen  Anderen  eine  Thatsache  behauptet   oder 

verbreitet,  welche  denselben  verächtlich  zu  machen  oder  in  der  öffentlichen 

Meinung    herabzuwürdigen    geeignet    ist,    wii-d,    wenn    nicht    diese 

Thatsache   erweislich  wahr  ist,  .  .  .  bestraft/^ 

Nun  ist  soviel  sicher,  dass  §  18ü  das  Aussprechen   wahrer    ehrenrühriger 

Thatsachen  nicht  treffen  will^).     "Wahre  Thatsachen  in  der  gehörigen   Form   und   zu 

gehöriger  Zeit  auszusprechen  ist  in   vollem   Umfang   unverboten.     Materiellrechtlich 

kann  also  Verurteilung  aus  §  18ü  nur  dann  erfolgen,  wenn  u.  a.  feststeht,  dass 

1.  die  behauptete  oder  verbreitete  Thatsache  unwahr  war; 

2.  der  Thäter  den  entsprechenden  Vorsatz  gehabt  hat,  d.  h.  sich  gesagt  hat, 
dass  die  Thatsache  vielleicht  unwahr  sei  (dolus  eventualis)  ^). 

Durch  den  Konditionalsatz  „wenn  .  .  .  wahr  ist"  greift  das  Gesetz  aber  ein 
in  die  Beweisfnige.  Der  Richter  soll  nämlich  von  vornherein  annehmen,  dass  ehren- 
rührige Behauptungen  auch  unwahr  seien,  und  soll  hierbei  verharren  solange,  bis  der 
zweifelsfreie  Beweis  des  Gegenteils  geführt  ist  Die  Unwahrheit  wird  also  präsumiert 
Auf  die  subjektive  Thatseite  (Wissen  des  Thätei-s  von  der  möglichen 
Unwahrheit,  oben  2,  bezieht  sich  der  Konditionalsatz  seinem  Wortlaut  nach  nicht. 
Es  müsste  danach  also  in  dem  Falle,  dass  der  objektive  Wahrheitsbeweis  nicht 
erbracht  ist,  dem  Thäter  noch  nachgewiesen  werden,  dass  er  den  Vorsatz  gehabt  habe, 
und  würde  hieran  ein  Zweifel  bestehen,  so  mnsste  er  trotz  jener  Präsumtion  frei- 
gesprochen werden.  Allein  die  Präsumtion  würde  dann  völlig  bedeutungslos  werden, 
denn  ist  sogar  objektiv  zweifelhaft,  ob  nicht  die  Thatsache  wahr  ist,  so  wird  ein 
Beweis  der  Kenntnis  des  Thäters  von  der  möglichen  Unwahrheit  schwer  zu  erbringen 
sein.  So  zieht  denn  folgerichtig  jene  auf  die  objektive  Thatsache  bezügliche  Präsumtion 
eine  im  Willen  des  Gesetzes  liegende  auf  die  subjektive  Thatsache  bezügliche  Präsumtion 
nach  sich:  es  wird  vermutet,  dass  der  Thäter  die  Unwahrheit  als  im  Bereich  des 
MögUchen  liegend  erkannt  hat.  Nur  wenn  klar  bewiesen  wird,  dass  er  positiv  guten 
Glaubens  war,  entfällt  die  Anwendbarkeit  des  §  186*). 


0  Ebenso  E.  XIX,  386;  Frank  IV  zu  §  186. 

')  Das  bestimmte  Wissen  von  der  Unwahrheit  würde  ihn  zum  Verleumder 
—  SiG.B.  §  187  —  machen. 

«)  Übereinstimmend  Frank  IV  zu  §  186,  Z.  XII,  307;  Schmid,  Die  Präsum- 
tioneo,  67.  Unzutreffend  die  H.  M.,  wenn  sie  den  Nachweis  der  bona  fides  nicht 
zulassen  will;  so  E.  XXV,  855;  diese  Ansicht  führt  zur  Annahme  einer  fahrlässigen 
Beleidigung.  Unzutreffend  aber  auch  Binding  Normen  II,  610,  Lehrbuch  II,  68, 
der  die  Nichterweisliuhkeit  der  Thatsache  als  Thatbestandsmerkmal  ansieht  und  somit 
verlangt,  dass  dem  Thäter  Bewusstsein  dieser  Nichterweislichkeit  nachgewiesen  werde. 
Unzutreffend  endlich  auch  v.  Liszt  §  95,  11  S.  360,  der  die  Nichterweislichkeit  als 
Bedingung  der  Strafbarkeit  ansieht;  ein  prozessualer  Vorgang  als  Bedingung  der 
Strafbarkeit  wäre  mindestens  sehr  abnorm.  Das  Natürliche  ist  doch,  die  Erweislichkeit 
oder  Nichterweislichkeit  lediglich  als  prozessual  erheblich  zu  betrachten. 

21» 
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£in  veitdi^a  Beispiel  für  eine  Präsumtion  bietet  StG.B.  §  361':  von  dem- 
jeuigen,  d«r  n%ch  Veriust  seifies  bishengeu  Unterkommens  binnen  der  ihm  von  der 
auatändigen  B^lvörd«  b^atimailen  Frist  sich  Wn  anderweites  Unterkommen  verschafft 
h«t,  i^ird  ohne  weiteres  aogenommeiL,  dass  er  sich  ujoi  Unterkommen  nicht  bemäht  hat. 

Diese,  wie  regelmässig  alle  kriminellen  Präsumtionen  sind  aber 
nur  praesumiiones  juris^  wideriegbar,  nicht  praesumtiones  juris  et  de 
jure\  sie  gelten  also  nur  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils. 

Die  Präsunationen  aind  nugensebeinlicb  S&t^e,  die  in  keiner  Weise 
den  Strafansprecb,  sondern  nur  die  Beweisfrage  betieffen.  Sie  sind  also 
Sätze  nicht  des  materiellen  Strafrechts,  sondern  des  Strafprozessrechts*). 
Daraus  ergiebt  sich  der  unabweisbare  Schluss,  dass  nach  §  6 
E.StP.O.  die  in  Landesgesetzen  enthaltenen  Präsumtionen  keine 
Gültigkeit  mehr  bftben^). 

Gar  lüebt  kommen  im  ßbafprezess  in  Beiiacbt  die  bärgerlichrechtlichen 
RechtsveimutuDgen*')  (vgl.  St.P.O-  §  261  AI«.  1),  da  sie  miljjrozessoale  Natur  haben 
oder  mindestenfi  lediglich  auf  den  Civiiprosess  zugefchnitten  sind;  so  ist  z.  B.  die 
VermutüDg  in  B.G.B.  §  1691  für  einen  Strafprozess  wegen  Kindestötung  (St.G.B.  §  217) 
bedeutungslos").  Wohl  aber  wüiden  die  zivilrechtlichen  praesumtiones  juris  ei  de 
jure  auch  för  den  Stiaftiohter  beachtlich  sein*^),  da  sie  nur  scheinbar  dwi  Beweis 
betreffen,  in  "Wahrheit  aber  bindende  materiell  rechtliche  Bestimmungen  enthalten. 

b)  Nicht  he  weisbedürftig  sind  notorische,  offenkundige 
Thatsaohen.  Dem  steht  nicht  entgegen,  dass  die  Quelle,  aus  der  das 
Gericht  seine  Wissenschaft  von  den  beweiserheblichen  Thatsaohen 
schöpft,  nach  §  260  St.P.O.  „der  Inbegriff  der  Verhandlungen*'  sein 
soll.  Denn  daraus  ergiebt  sich  zwar  unmittelbar,  dass  der  Akten- 
inhalt als  solcher  für  das  Gericht  nicht  in  mundo  ist**);  und 
ferner,  dass  der  Biohter  Thatsachen,  die  er  als  Privatmann  weiss, 
nicht  verwerten  darf*^). 


')  Vgl.  aber  unten  Ziffer  2  zu  St.G  B.  §  190. 

J»)  So  richtig  Ben  necke  280  Anm.  12;  Binding  Normen  II,  130;  Handh.  I, 
180;  Ötker  008.  Auch  Glaser  I,  359  leugnet  anscheinend  die  prozessuale  Natur 
d9r  blossen  praesumiiones  juris  nicht,  sondern  nur  (mit  Kecbtj  die  der  praesumtiones 
juris  et  de  jure. 

»)  So  Ötker  608;  K  XX,  321;  Binding  Grdr.  139;  Stein,  Priv.  Wissen  50. 
A.  M.  Benneoke  280  Anm.  12;  v.  Kries  10. 

»";  Ebenso  Geyer  482;  Bennecke  280;  Binding,  Grdr.  138;  Stein,  Priv. 
Wissen  50.    A-  M.  v,  Kries  338.  343. 

'')  Vgl  Olshausen  2  au  §  217  St.G.B. 

'^)  Binding  Grdr.  13S. 

»»)  Löwe  la  zu  $  2üO;  K.  I,  81,  II,  76,  XVI,  327;  E,  I,  840,  236;  IX,  610. 

")  £•  XVI,  327,  XXVI,  273;  R,  IX,  610;  R.  Schmidt,  Aussergerichtliche 
Wahrnehmungen  des  Projsessiiohters,  Sachs.  Aich.  f.  bürg.  Recht  II,  265;  Stein,  Priv. 
Wissen  des  Rjchters,  Iff. 
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Hat  z.  B.  der  Amtsrichler  bei  efnem  Spaziet^toge  eine  Boh)igerei  mit  an- 
gesehen, 80  kann  er  dieees  sein  Wissen  als  Vorsittetoder  des  Seböffcngerichts  nidit 
verwerten ;  soDte  seine  Bekondnag  nberbaupt  notwendig  seia,  so  müaste  er  als  Zeuge 
vernommen  werden,  und  sein  Vertreter  den  Vorsitz  im  Schöffengericht  übernehmen. 

Anders  aber  verhält  es  sich  mit  den  sogenannten  notorischen, 
offenkundigen  Thatsachen  *^),  deren  man  zwei  Arten  zu  unterscheiden 
hat,  sogenannte  all  gern  ein  kundige,  das  sind  solche,  die  Gemeingut 
der  Menschheit  überhaupt ^^  (womit  nicht  gesagt  ist,  dass  alle 
Menschen  ohne  Ausnahme  sie  kennen  müssen)  ^^j  oder  mindestens  der 
auf  einem  bestimmten  Baume  Ansässigen  sind^^)^'),  und  sogenannte 
gerichts kundige,  das  sind  solche,  die  die  Richter  in  dieser  ihrer 
amtlichen  Eigenschaft  wahrgenommen  haben  3^),  (einschliesslich  ihrer 
eigenen  amtlichen  Handlungen). 

Die  Oericfatskundigkeit  ist  das  minus  gegenüber  der  Allgemein- 
kundigkeit»*). 

Einverständnis  herrscht  im  allgemeinen  darüber,  dass  das  Gericht 
allgemeinkundige  Thatsachen  ohne  Beweiserhebung  dem  Urteil  zu 
Grunde  legen  darf").  Für  die  blos  gerichtskundigen  Thatsachen  muss 
aber  das  Gleiche  gelten*').  Der  §  291  C.P.O.  ist  im  Wege  der  Analogie 
auf  den  Strafprozess  zu  übertragen.  Der  innere  Grund  für  diesen  Satz 
ist  dann  zu  finden,  dass  das,  was  der  Richter  «mtlioh  eri&hrt,  ihm  mit 
der  gleichen  Zuverlässigkeit  unterbreitet  wttd,  wie  wean  ei*  Beweis 
darüber  erhöbe.  Dem  Einwand,  die  ZitltrsstHjg  der  Gerichtsktmdigkeit 
widerstrebe  dem  §  260  StP.O.  (oben  S.  324)^),  wird  sofort  die  Spitze 
abgebrochen,  vrenn  —  was  allerdings  gefordert  werden  muss'*)  —  das 
Gericht  über  die  Notorietätsfrage  verhandelt,   d«h.  den  Parteien 

**)  Darüher  Stein,  Priv.  Wissen  138;  über  den  Gegensatz  zn  den  notorischen 
Erfahrungssätzen  s.  bes.  das.  74ff. 

'•)  Z.  B.  Thatsachen  der  Wellgeschichte. 

")  Stein  142. 

'")  Z.  B.  geographische  Entfemongen  im  Umkreise  des  Gerichts. 

'•)  Die  Prenss.  A.0.0.  I  10  §  56  definierte:  „Notorisch  sind  Thatsachen, 
weiche  dergestalt  allgemein  bekannt  sind,  dass  kein  vernünftig«:  Grund,  sie  in  Zweifel 
zu  ziehen,  vorhanden  ist.*'    Ausführlich  Stein,  Priv.  Wissen  138 ff. 

*®)  Z.  B.  die  ihnen  aus  dem  Justiz mlnisterialblatte  bekannt  gewordenen  Er- 
nennuDgeo,  der  Inhalt  der  ihnen  vorgelegten  Justizminist erialresiripte  a.  s.  w. 

'')  So  richtig  Bonn  ecke  287.  Das  besagt  aber  nicht,  dass  die  Gerichts- 
köndigkeit  der  engere  Begriff  gegenüber  der  illgemeinkundigkeit  wäre.  Stein 
Priv.  Wissen  157. 

«)  Löwe  1  b  zu  §  260;  E.  XVI,  327,  XXXI,  186;  ft.  IX,  610;  Bonn  ecke  286. 

••)  Übereinstimmend  v.  Kries  .339;  Stein,  Priv.  Wissen  151.  A.  M.  die  in 
Anm.  24  Citierten. 

")  So  Bennecke  287;  Löwe  1  b  zu  §  260;  S.,  G.S.  XLIII,  302. 

")  Über  die  nicht  einheitliche  Reichsgerichts- Judikatur  s.  Löwe  Ib  zu  §  260. 
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die  Möglichkeit  eröffnet,  sich  darüber  auszusprechen  2^^).  Unzulässig 
wäre  es,  wenn  das  Gericht  die  Parteien  erst  in  den  ürteilsgründen 
mit  der  Eröffnung  überraschen  wollte,  diese  und  jene  Thatsache  sei 
als  gerichtskundig  angenommen  worden. 

2.  Der  Umstand,  dass  die  betreffende  Thatsache  schon  in  einem 
anderen  Civil-,  Yerwaltungs-  oder  Strafverfahren  für  bewiesen 
erachtet  worden  ist,  macht  den  Beweis  nicht  unnötig  in  dem  Sinne, 
dass  das  Gericht  genötigt  wäre,  die  Beweisfrage  als  schon  ent- 
schieden anzusehen^.  Auch  in  dem  Falle,  dass  das  Strafgericht  gemäss 
§  261  Abs.  2  St.P.0.2^)  dem  Civllgericht  zur  Entscheidung  eines  prä- 
judiziellen Rechtsverhältnisses  den  Vortritt  gelassen  hätte,  bestünde  keine 
Nötigung  für  den  Strafrichter,  sich  die  Auffassung  des  Civilgerichtes 
zu  eigen  ?u  machen^). 

Wohl  aber  kann  das  Gericht  in  allen  den  Fällen,  wo  in  einem 
vorangegangenen  Prozess  Feststellungen  getroffen  worden  sind,  sich 
diese  ohne  eigene  Beweisaufnahme  aneignen,  falls  dagegen  keine 
Bedenken  vorliegen  ^i).  Denn  sonst  hätte  der  §  261  Abs.  2  St.P.O. 
keinen  rechten  Zweck;  überdies  ergiebt  sich  die  Zulässigkeit  solclier 
Nutzbarmachung  früherer  Feststellungen  aus  §  399*  St.P.0.^ 

Eine  de  lege  ferenda  zu  missbilligende  "'^  AiLsnahme  von  dem  sub  2  an  die  Spitze 
gestellten  Satze  bildet  §  190  StG.B.,  insofern  hier  vorgeschrieben  ist,  dass  das  Gericht 
in  einem  Beleidigungsprozess  an  die  Auffassung,  die  ein  Gericht  in  einem  vorangegangenen 
Strafprozess  über  die  Beweisfrage  bezüglich  gewisser  Thatsachen  hatte,  gebunden  ist 
§  190  St.G.B.  stellt  sonach  eine  Art  Präsumtion  dar,  und  zwar  eine  unwiderlegliche*^), 

*^  In  diesem  Sinne  zutreffend  Birlimey er  513:  Das  Gericht  dürfe  notorische 
Thatsachen  nur  berüclsichtigen,  wenn  sie  in  der  aündlichen  Verhandlung  behauptet 
worden  seien;  nur  ist  hier  der  Ausdruck  „beliauptet^'  zu  eng,  da  er  lediglich  auf 
Parteianführong  passt,  während  doch  auch  der  Hinweis  des  (iorichts  auf  die  notorische 
Thatsache  genügen  muss.     Auch  Stein  lOG. 

'^  Dieser  Gedanke  darf  natürlich  nicht  dahin  ausgebeutet  werden,  dass  der 
Richter  auch  seine  Privatkenntnis  verwerten  könne,  wenn  nur  darüber  verhandelt 
werde.  Zur  Kundgebung  privaten  Wissens  dient  einzig  und  allein  die  Vernehmung 
als  Zeuge. 

")  E.  XII,  1,  XIV,  364,  XVm,  438;  R.  VIII,  583;  Bennecke  282  ff. 

«»)  Oben  §  Ül  S.  214. 

«")  Löwe  5  zu  §  261;  Bennecke  566. 

")  Löwe  5  zu  §  261;  Bennecke  2S3.     A.  M.  v.  Kries  562. 

«^  Unten  §  134. 

")  Binding,  Normen  II,  611. 

•*)  Anders  Bennecke  281  Anm.  KJ:  „Eine  Präsumtion  —  welche  eine  unwider- 
legliche wäre  —  ist  in  §  190  nicht  zu  finden.  Der  Wahrheitsbeweis  ist  nicht  aus- 
geschlossen, weil  die  Wahrheit  u.  s.  w.  präsumiert  würde,  sondern  weil,  wenn  auch 
in  einem  anderen  Verfahren,  der  Wahrheits-  oder  ün Wahrheitsbeweis  bereits  geführt 
ist"  Aber  vom  Standpunkte  des  jetzt  mit  der  Sache  befassten  Richters  liegt  ein  ihn 
bindender  Befehl,  di(3  Tliat.sache  so  oder  so  hinzunelimon,  vor,  dfLS  aber  ist  das  Wesen 
der  Präsumtionen. 
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aber  nur  eine  Präsumtion  für  den  objektiven  Sachverhalt,  nicht  für  den  Vorsatz  des 
Thäters  '^).  Sie  gilt  natürlich  so  lange,  als  ihre  Grundlage  nicht  erschüttert  ist ;  rechts- 
kräftige Aufhebung  des  im  Vorprozess  ergangenen  Urteils  im  Wiederaufnahme- 
verfahren giebt  also  dem  (Jericht  im  Beleidigungsprozess  seine  volle  Freiheit  zurück**). 
Streng  zu  trennen  von  der  im  Vorstehenden  erörterten  Frage 
nach  der  Gebundenheit  des  Strafrichters  durch  die  in  einem  Vorprozess 
getroffenen  thatsächlichen  Feststellungen  ist  die  Frage  nach  der 
Gebundenheit  des  Strafrichters  durch  die  in  einem  Civil-  oder  Ver- 
waltungsprozess  rechtskräftig  ergangene  Entscheidung  als  solche : 
die  rechtskräftige  Civil-  oder  Verwaltungsentscheidung  macht  res 
judicata^  sie  selbst  ist  also  ein  rechtserheblicher  Vorgang,  der  Wirkungen 
nach  sich  zieht,  und  dieser  Vorgang  darf  natürlich  auch  vom  Strafrichter 
nicht  ignoriert  werden 3").  Hat  der  Civilrichter  z.  B.  im  Vindikations- 
prozess  A  c/a.  B  eine  Sache  dem  Kläger  A  rechtskräftig  zugesprochen, 
so  gehört  die  Sache  nunmehr  dem  A;  nimmt  B  sie  ihm  also  jetzt  fort, 
so  begeht  er  einen  Diebstahl,  und  der  Strafrichter  kann  das  Civilurteil 
nicht  mit  der  Motivierung  beseitigen,  dass  es  ihn  nicht  überzeuge^). 
Hätte  ferner  das  Civilgericht  durch  rechtskräftiges  Urteil  eine  Ehe 
geschieden,  so  könnte  der  Strafrichter  nicht  die  Ehe  als  fortbestehend 
behandeln;  ebenso  könnte  im  Straf prozess  wegen  Bigamie  {§171  StG.B.) 
das  die  Ehe  für  nichtig  erklärende  Civilurteil  vom  Strafrichter  weder 
ignoriert  noch  bekämpft  werden 8^).  Für  die  im  Verwaltungs- 
streitverfahren ergangenen  Urteile  gilt  Entsprechendes. 
Aber  auch  einfache  Verwaltungsakte  binden  den  Strafrichter 
insofern,  als  sie  konstitutiv  wirken  (als  rechtbegründende  oder  -ver- 
nichtende Thatsachen  in  Betracht  kommen);  z.  B.  Erteilung  einer 
Konzession,  eines  Patents,  Nichtigkeitserklärung  in  Betreff  eines 
Patents. 

3.    Gewisse   Thatsachen    sind    der    forschenden    Thätigkeit    des 
Gerichts  entzogen,  sodass  das  Gericht  auf  ihre  Erforschung  gar  nicht 


»)  Binding,  Normen  II,  G12. 

••)  Frank  I  1  zu  §  190;  Olshausen  2  zu  §  190. 

")  Mot.  188,  189;  E.  XVIH,  440;  Löwe  1  zu  §261;  UUmann  295;  Fuchs 
H.H.  II,  91;  Glaser  II,  90;  Geyer  482;  Birkmeyer  119.  Diese  Oehundenheit 
des  Strafrichters  bezieht  sich  nicht  bloss  auf  Fragen,  die  das  Prozessverhältnis 
bedingen,  sondern  auch  auf  materiellstrafrechtliche  Punkte.  Ötker  ü09  (gegen 
Bennecke  284). 

•®)  Käme  dagegen  in  Frage,  wer  vor  dem  Civilurteil  Eigentümer  war,  und 
hätte  das  Civilgericht  im  Urt(»il  festgestellt,  dass  A  dies  gewesen  sei,  so  bände  diese 
Feststellung  (nach  dem  oben  Aufgeführten)  den  Strafri(;htcr  nicht. 

'")  Dennecke  284  Anm.  1»;  Binding,  Ordr.  111. 
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ausgehen  darf:  sogenannte  Beweisrerbote.  Sie  können  sein 
absolute  Beweisverbote,  denenzufolge  eine  Thatsache  völlig  dem 
Beweis  entzogen  ist,  oder  relative,  denenzufolge  sie  nur  durch  ein 
oder  das  andere  Beweismittel  nicht  soll  bewiesen  werden  können. 

Ein  absolutes  Beweisverbot  muss  in  §  2öl  St.P.0.  gefunden 
werden.    Das  Gesetz  verordnet  hier: 

,,Die  Aussage  eines  vor  der  Hauptverhandlung  vernommenen 
Zeugen,  welcher  erst  in  der  Hauptverhandiung  von  seinem 
Rechte,  das  Zeugnis  zu  verweigern,  Gebrauch  macht,  darf  nicht 
verlesen  werden." 

Der  Sinn  dieser  Bestimmung  ist  der,  dass  eine  berechtigte 
Zeugnisweigeirung  des  Zeugen  (unten  §  88)  rückwirkend  auch  die- 
jenige Aussage  ergreifen  soll,  die  der  Zeuge  etwa  zuvor  bereits  gemacht 
hat  Diese  frühere  Aussage  ist  infolge  der  nachherigen  Weigerung  pro 
ffon  facta  anzusehen,  das  Gericht  darf  sie  nicht  benutzen.  Ist  nun  die 
unmittelbare  Beweiserhebung  gesetzlich  verboten,  dann  ist  es  die  mittelbare 
erst  recht  ^^  *).  Deshalb  ist  nicht  nur  die  Protokollverlesung,  die  der  §  251 
ausdrücklich  nennt,  unzulässig,  sondern  erst  recht  die  —  ja  dem 
Protokoll  gegenüber  viel  unzuverlässigere  —  Vernehmung  irgend 
welcher  Zeugen,  besonders  der  Urkundspersonen,  darüber,  was  der 
Zeuge  damals  gesagt  habe^^),  desgleichen  die  Yerlesung  irgend  welcher 
von  dem  Zeugen  herrührender  Schriftstücke,  Briefe  u.  s.  w.,  über  das 
Beweisthema  ^^). 

Das  Beweisverbot  des  §  251  St.P.0.  muss  auf  die  von  einem 
Sachverständigen  erstatteten  Gutachten  analog  ausgedehnt  werden**); 
sie  werden  unbenutzbar  mit  dem  Augenblick,  wo  der  Sachverständige 
berechtigtermassen  sein  Gutachten  weigert*^). 

Über  die  relativen  Beweisverbote  ist  unten  in  der  Lehre  von  den  Beweis- 
mitteln zu  bandeln  ^^). 

•»»).So  jetzt  ausdrücküch  M.St.G.0.  §  SOG. 

*^)  Übereinstimmend  Löwe  3  zu  §  251;  Bin  ding  Grdr.  153;  v.  Schwarze 
aS.  XXXIII,  270;  ötker  011,  Geyer  Z.  II,  324;  Keller  2  zu  §  251;  Glaser  I, 
540;  John  III,  212,  ders.  Z.  II,  324;  Hellweg-Dochow  183  Anm.  42;  v.  Kries 
377,  ders.  2.  VI,  94 ff;  Muskat  Tr.A.  XXXVI,  293;  Kohler,  Jur.  Uter.-Bl.  VI,  118, 
wohl  auch  Bennecko  547  Anm.  38.  A.  M.  R.  III,  449,  678,  IV,  271,  VII,  278, 
IX,  342;  E.  V,  143,  XVI,  119;  Gösch,  Mecklonb.  Ztschr.  f.  Rechtspflege  I,  141; 
PollBOk  O.A.  XXXni,  232. 

*«)  A.  M.  E.  XIV,  260,  XXII,  51;  Bennecke  546  Anm.  34;  Löwe  8  zu  §  253: 
B.  n,  644. 

")  A.  M.  Bennecke  303  Anm.  5,  547. 

*•)  Unten  §  90. 

")  Vgl.  §  85  111  a.  E. 
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§  84. 
b)   Die   Beweisthätigkeit. 

I.  Während  es  im  Civilprozess  Sache  der  Parteien  ist,  dem 
Gericht  Beweis  zu  erbringen'),  ist  im  Strafprozess  das  Gericht  dazu 
berufen,  ex  officio  den  etwa  vorhandenen  Beweisen  für  alle  erheblichen 
Thatsaehen,  sie  seien  belastende  oder  entlastende,  nachzuspüren  und 
die  Beweiserhebung  selbst  zu  besorgen*).     Vgl.  St.P.0.  §  153  Abs.  2. 

Im  Strafprozess  „beweist"  also  das  Gericht  sich  selbst.  Jiidici 
fit  probaiio,  aber  auch  per  judicem  fit  probatio^.  Die  entsprechende 
Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  heisst  „Erforschung  des  Sach- 
verhalts, Vornahme  von  Ermittelungen"  und  ähnlich,  St.P.O.  §§  158, 
159.  Sehr  bezeichnend  ist  der  Sprachgebrauch  in  §  158  Abs.  2, 
wonach  die  Staatsanwaltschaft  für  die  Erhebung  der  Beweise  Sorge 
zu  tragen  hat*). 

Nur  auSDahmsweise  kann  sich  das  Gericht  in  der  Ausführung  der  einzelnen 
BevreisorhebuDgsakle  (Befragung  der  Zeugen  u.  s.  w.)  durch  die  Parteien  vertreten 
lassen.  So  im  Falle  des  Kreuzveihörs,  St  P.O.  §  238.  Doch  bleibt  auch  hier  das 
Gerieht  der  „Destioatär  der  Beweisführung"*). 

IL  Demgemäss  giebt  es  im  Strafprozess  keine  Behauptungslast 
und  keine  (formelle)  Beweislast^),  derzufolge  die  Rollen  von  Beweis- 
führer und  Beweisgegner  unter  die  Parteien  verteilt  wären '),  und  folge- 
recht auch  keine  „Beweisfälligkeit^'.  Unpassend  ist  deshalb  für  den 
Strafprozess  die  Wendung,  es  würden  „Behauptungen*^  bewiesen:  ob 
eine  Thatsache  von  einer  Partei  behauptet  worden  ist,  oder  nicht,  ist 
völlig  unerheblich,  auch  nicht  behauptete  Thatsachen  sind  Gegenstand 
des  Beweises.  Das  Beweistheraa  fihema  probandtim)  ist  somit  im 
Strafprozess  nicht  notwendig  von  vornherein  fest  formuliert**). 

Deshalb  unterscheiden  sich  auch  „Beweis''  (Haupt-,  Belastungs-,  An- 
schuldigungsbeweis) und  „Gegenbeweis"  (Entlastungs-,  Entschuldigungs-, 
Verteidigungsbeweis)    nicht    durch    die    Verschiedenheit    der    Prozess- 


')  Der  üebraucli  des  Wortes  .,Be\vei.s('n"  deckt  sich  im  Civilprozess  mit  dem 
des  täglichen  Lebens:  es  weidon  unterscliieden  eino  Person,  die  beweist,  und  eine, 
der  bewiesen  wird,  Housler  Arch.  f.  civ.  Pr.  LXll,  210. 

*)  Instruktionsmaxime,  oben  §  (51). 

')  Bennecke  289;  dagegen  BirkmeytT  401. 

*)  Bennecke  281)  Anm.  8. 

'^)  Ötker  OOÜ. 

•;  Über  die  sogenannte  materielle  Bewoislast  s.  unten  §  92  11. 

')  John  I,  492;  GovoT  H.H.  1,  21(5;  Lc^hrb.  710;  Glaser  I,  804. 

«)  Vgl.  hierzu  ileinze  O.A.  XXIV,  279  f. 
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Subjekte,  von  denen  sie  ausgehen,  sondern  nur  durch  den  Gegensatz 
der  Thatsachen,  auf  die  sie  sich  beziehen,  d.  h.  im  Strafprozess  liegt 
der  Gegenbeweis  so  gut  wie  der  Belastungsbeweis  in  der  Hand  des 
Gerichts;  letzteres  muss  ebensogut  die  etwa  vorhandenen  Gründe,  die 
gegen  die  Richtigkeit  einer  {prima  facie  bewiesenen  oder  präsumierten) 
Thatsache  sprechen,  wie  die  dafür  sprechenden,  aufsuchen »).  Die 
Unterscheidung  von  „klagebegründenden  Thatsachen",  „Einredethat- 
sachen"  u.  s.  w.  hat  in  Strafprozess  keine  Stätte. 

Sache  der  Parteien  ist  es  lediglich,  die  Beweiserhebungsthätigkeit 
des  Gerichts  anzuregen  (z.  B.  St.P.0.  §  248),  auf  das  Vorhandensein  von 
Beweismöglichkeiten  aufmerksam  zu  machen  u.  s.  w.,  so  jedoch,  dass 
auch  ohne  solche  Anregung  das  Gericht  in  der  Lage  ist,  von  sich  aus 
forschend  vorzugehen  ^^).  Einen  ,,B  e  w  e  i  s  a  n  t  r  i  1 1"  der  Partei  braucht 
das  Gericht  in  keiner  Beziehung  abzuwarten,  vielmehr  muss  es  auch 
ohne  solchen  forschend  vorgehen,  wo  irgend  ein  Zweifelspunkt  hervortritt  ^^). 
Etwas  anderes  ist  es,  dass  nach  §§  408,  409  St.P.O.  der  Antrag  auf 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  begleitet  sein  muss  von  der  Namhaft- 
machung  bestimmter  Beweisthemata  und  Beweismittel.  Diese  Vorschrift 
betrifft  nur  die  formale  Zulässigkeit  des  Antrages;  ist  dieser  Antrag 
zugelassen,  so  ist  das  Gericht  von  dem  Beweisantritt  der  Parteien 
unabhängig  ^^). 

Von  einer  Beweislast  im  Sinne  des  Vorausgoführten*')  lässt  sich  auch  insoweit 
nicht  sprechen,  als  es  sich  um  das  Ankämpfen  gegen  Präsumtionen 
handelt.  Auch  diese  Tliätigkeit  ist  durchaus  Sache  des  Gerichts,  derart,  dass  auch 
ohne  Anregung  des  Beschuldigten,  ohne  seinen  Beweisantritt,  das  Tfericht  Umschau 
lialten  muss,  ob  irgend  welche  Anhaltspunkte  vorhanden  sind,  die  im  konkreten  Falle 
die  Richtigkeit  der  Piiisumtion  entkräften  könnten'*).  Irreführender  Weise  spricht 
das  Gesetz  mehrfach  von  einem  „Nachweisen  des  Beschuldigten''  (so  z.  B.  in  St.G.B. 
§  381  '');  aber  es  fehlt  jeder  Anhalt  dafür,  dass  diese  "Worte  technisch  gemeint  seien. 


')  Vgl.  Geyer  H.H.  I,  211. 

*°)  Abgesehen  natürlich  vom  Ermittelungs verfahren,  wo  der  Richter  nur  Gehülfe 
der  Staatsanwaltschaft  ist. 

'*)  Bennecke  289  Anm.  2;  John  1,  408  ff.  Ben  necke  ist  vollkommen  im 
Hecht,  wenn  er  den  Begriff  des  Beweisantrilts  im  Sinne  des  Civilprozesses  als  dem 
Strafprozess  unbekannt  bezeichnet.     Gegen  ihn  Birkmoyer  307. 

'*^)  Benneoke  781. 

^^)  Andei-s  bozüglicli  der  sogenannten   „inateri«'llon  Beweislast^',  unten  §  0211. 

")  Übon^instinimcnd  Bonn  ecke  200-- 201 ;  v^M.  auch  E.  XXX,  1 J5.  Dagegen 
will  0 1  k 0 r  000  Prilsumtionen  anerkennen,  die  nur  auf  Ge^enbeweisaiitritt  hin 
tmtkrilftbar   seien;    el»euso   wohl   Biuding   Normen  II,    ()00  Anm.  010,  (Jrdr.  140. 
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Es  ist  auch  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Piäsumtionen,  weil  prinzipwidrig'*),  thunlichst 
einschiänkend  zu  interpretieren  sind.  Sie  thnn  der  mateiiellen  TVahrLeit  schon 
sowieso  genug  Abbruch. 

Yerhält  sich  also  der  wegen  Obdachlosiglieit  (St.G.B.  §  361'')  Angeklagte  im 
Prozess  auch  völlig  passiv,  z.  B.  weil  ihm  daran  gelegen  ist,  im  Winter  Unterkunft 
in  Haft  zu  finden,  so  muss  gleichwohl  das  Gericht  Ermittelungen  anstellen,  ob  er  sich 
um  Unterkommen  bemüht  habe  oder  nicht'*). 

III.  Die  ÜDabhängigkeit  des  Richters  vom  Willen  der  Parteien 
in  Ansehung  der  Beweisthätigkeit  erstreckt  sich  aber  nicht  bloss  auf 
den  Inhalt  der  Beweisaufnahme  (vorstehend  II),  sondern  auch  auf 
ihren  Umfang,  auf  die  Beweismittel  und  die  Form  ihrer 
Benutzung. 

Die  Parteien  können  den  Richter  weder  nötigen,  mit  der  Beweis- 
aufnahme inne  zu  halten,  wenn  er  weitere  Ausdehnung  für  nötig  hält, 
noch  umgekehrt  sie  weiter  auszudehnen,  als  er  für  nötig  hält^^). 

Die  Parteien  können  ferner  dem  Richter  keine  dem  Gesetz 
fremden  Beweismittel  aufnötigen^**),  etwa  einen  zugeschobenen  Eid 
im  Privatklageverfahren,  den  der  Delat  zu  schwören  gewillt  ist. 

Die  Parteien  können  endlich  wenigstens  regelmässig  dem  Richter 
nicht  bindend  vorschreiben,  wie  er  die  Beweise  erheben  soll;  z.  B. 
würde  ein  Verzicht  der  Parteien  auf  Vereidigung  eines  Zeugen 
wirkurgslos  sein'^);  umgekehrt  könnte  auch  das  Einverständnis  der 
Parteien  nicht  die  Beeidigung  eines  Zeugen  rechtfertigen,  der  nach 
dem  Gesetz  nicht  beeidigt  werden  daif^^).  Anders  nur  insoweit,  als 
die  Wahrung  der  gesetzlichen  F(amvoischrift  ausschliesslich  zu  Gunsten 
der  Parteien  vom  Gesetz  verlangt  wird^i). 

IV.  Der  Zeitpunkt  im  Prozess,  in  dem  die  Beweisaufnahme 
erfolgt,  ergiebt  sich  von  selbst  aus  dem  Bedürfnis.  Der  Schwerpunkt 
liegt,  wie  überhaupt,  so  auch  für  die  Beweisfragc  in  der  Hauptver- 
handlung.    Aber    auch    schon   vor  ihr,  besonders    zur    Gewinnung  der 


'^)  Oben  §  09  S.  241). 

»«)  Übereinstimmend  F  r  a  n  k  VllI  4  zu  §  301 »  St.G.l). ;  0  p  p  e  n  h  o  f  f  58  zu 
§  301.  A.  M.  01s  hausen  c  zu  §  .'{Ol«. 

^")  In  letzteier  lliiisicht  gilt  für  die  ITauptveihandlung  eine  Ausnahme:  §  244 
St.P.0.,  unten  §  121. 

»«)  Bennecko  304.     Vgl.  John  III,  341. 

*«j  R.  I,  308  und  die  H.  M.  —  A.  M.  v.  Schwarze  2  zu  50. 

")  Heu  necke  320. 

«M  Vgl.  (Jlaser  I,  428;    IJenneoke  3()l;    Iv   IV,   3()1  :    YlII,  40;    U.   I,  :;(i2 
II,   150;  V,  535;  VI,  024;  VIII,  731. 
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Grundlage  für  die  Entscheidung  über  die  Eröffnung  des  Haupt- 
verfahrens,  wird  Beweistbätigkeit  entfaltet,  für  die  im  allgemeinen  das 
gleicbe  wie  für  die  Beweiserbebung  in  der  Hauptverhandlung  gilt, 
soweit  nicbt  der  beschränkte  Zweck  Einschränkungen  bedingt,  sei  es 
im  qantum  der  BeweiseAebung  (s.  z.  B.  St.P.0.  §  188),  sei  es  im 
quäle  (z.  B.  Nichtbeeidigung  der  Zeugen  im  Vorverfahren,  StP.O. 
§  65  Abs.  1)"). 

Auch  eine  Frist  für  die  Beweistbätigkeit  (Beweisfrist)  ist  dem 
Strafprozessrecht  nicht  bekannt,  vgl.  StP.O.  §  245.  Desshalb  kommt 
besonders  in  der  Hauptverhandlung  ein  Beweisantrag  immer  noch 
zurecht,  solange  er  nur  thatsächlich  noch  berücksichtigt  werden  kann*«). 
Auch  eine  Ablehnung  eines  Beweisantrages  mit  der  Motivierung, 
dass  der  Antrag  nur  auf  Verschleppung  der  Sache  abziele,  ist  der 
StP.O.  unbekannt 2*)  (im  Gegensatz  zur  C.P.O.  vergl.  N.CP.O.  §  279, 
374,  433). 

V.  Die  Beweistbätigkeit  im  eigentlichen  Sinne  pt-üft,  ob  eine 
Thatsache  wahr  sei. 

Bei  blosser  Glaubhaftmachung*^  darf  sioh  das  Gericht  bezüglich 
der  materiellrechtlich  bedeutsamen  Thatsachen  nie  beruhigen*^.  — 
Für  die  Glaubhaftmachung  prozessual  erheblicher  Thatsachen 
aber*^  gilt  das  vorstehend  1— IV  Ausgeführte  grundsätzlich  nicht*«), 
bei  ihr  ist  nicht  der  Richter  die  Seele  der  zu  entwickelnden  Thätigkeit, 
sondern  die  Partei  bezw.  der  Dritte.  Der  Richter  bat  abzuwarten, 
welche  Glaubhaftmachungsmittel  ihm  geboten  werden*^)  und  nut  diese 
prüft  er,  so  jedoch,  dass  er  nicht  notwendig  bei  ihrer  Vorführung  rein 
passiv  bleiben  muss,  sondern  die  vorgeführten  Zeugen  u.  a  w.  selbst 
abhört  und  dergl.^). 


*•)  Vgl.  hierzu  Benneoke  301—302. 

")  Vgl.  E.  m,  116;  XIX,  3(J7;  XXVllI,  340;  R.  II,  Ö31;  Bennecke  537. 

")  A.  M.  das  Beichsgericht  E.  XU,  335;  XID,  1.51;  R.  VH,  427,  550,  679; 
Löwe  9  b  zu  §  243;  Birkmeyer  97.  Richtig  Bennecke  537.  Das  Reichsgericht 
hat  Recht  damit,  dass  die  Ablehnung  des  Antrages  wegen  Verschleppungsabsicht 
gegen  §  245  St.  P.  0.  nicht  Verstössen  würde.  Aber  damit  ist  noch  nicht  der 
positive  Beweis  für  die  Zulässigkeit  solcher  Ablehnung  erbracht.  Vgl.  auch  oben  §  75 
IV  S.  284. 

")  Oben  S.  321  oben. 

'•)  Auch  nicht  bei  Erlass  eines  Strafbefehls,  vgl.  unten  §  147. 

")  Oben  S.  320. 

")  Vgl.  oben  §  82  II  2. 

**)  Binding,  Grdr.  140.    Teilweise  a.  M.  v.  Kries  312. 

")  Benn«cke  295. 
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c)  Die  Beweismittel  und  ihre  Benutzung. 

§  85. 
a)  Im  aligemeinen. 

I.  Beweismittel  (ungenau  als  „Beweise"  bezeichnet)  sind 
diejenigen  Sachen  und  Personen,  durch  deren  Nutzbarmachung  für  den 
Prozess  (sogenanute  Beweisaufnahme  oder  Beweiserhebung)  sich  das 
Gericht  die  Kenntnis  erheblicher  Thatsachen  verschafft^). 

Unrichtig  ist  es,  die  Indizien  ^u  den  Beweismitteln  zu  rechnen; 
diese  sind  vielmehr  selber  beweisbedürftige  Thatsachen,  vgl.  oben  S.  318, 
der  Beweis  aus  ihnen  wird  im  Wege  logischen  Denkens,  durch  Schluss- 
folgerung, gewonnen:  die  Beweisthätigkeit  erreicht  ihren  Abschluss  mit 
dem  Beweise  des  Indizes,  von  da  ab  setzt  reine  Gedankenoperation  ein*). 

II.  Dem  Strafprozess  unbekannt  sind  die  sogenannten  „formalen", 
Beweismittel  des  Civilproi^esses,  wie  z.  B.  der  Parteieid ^).  Gemäss  dem 
Inatruktionsprinzip  kennt  der  Strafprozess  vielmehr  nur  „materielle" 
Beweismittel    und  zwar 

a)  „sächliche  Beweismittel"*),  das  sind  die  als  Beweismittel 
dienenden  Sachen  —  real  evidence,  probaiio  moriua, 

b)  „persönliche  Beweismittel",  das  sind  die  als  Beweismittel 
dienenden  Menschen  —  persmial  evidence% 

III.  Die  verschiedenen  Arten  von  Beweismitteln  sind  in  abstracto 
einander  völlig  gleichwertig.  Das  Gesetz  bestimmt  nicht,  daas  etwa 
beatimmte  Thatsachen  nur  durch  diese  oder  jene  Art  von  Beweismitteln 
bewiesen  werden  können.  Jede  Tbatsaohe  ist  vielmehr  grundsätzlich 
durch  Beweismitte]  aller  Art  beweisbar.    So  kann  z.  B.  der  Besitz  der 


')  Vgl.  Rnpp,  Beweis  im  Strafverfahren,  105  ff. 

»)  IJniichtig  selbst  Binding,  Grdr.  §  84;  Geyer,  H.  H.  I,  303;  Birkmeyer 
^05,  454,  die  die  Konsequenz  nicht  ablehnen  können,  dass  bei  ihrer  Auffassung 
,,Be\»reismittel''  durch  andere  „Beweismittel''  bewiesen  werden,  was  undenkbar 
ist.  Mindestens  auffallend  ist  es  doch  auch,  dass,  wie  Birkmeyer  456  ti*effend  sagt, 
„eine  förmliche  Aufnahme  des  Indizienbeweists  nicht  stattfindet;  dieselbe  würde 
bestehen  in  der  Vornahme  der  Schlussfolgerung  von  dem  Indiz  auf  die  zu  beweisende 
Thatsache;  allein  diese  Thätigkeit  fällt  mit  der  Beweiswürdigung  zusammen,''  Wie 
wäre  das  denkbar,  wenn  die  Indizien  Beweismittel  wären?  Richtig  John  I,  464; 
Heusler,  Archiv  für  civ.  Pr.  LXIT,  428  Anm.  5;  Bennecke  299;  v.  Kries  333; 
Löwe  4b  zu  §  153,  4  zu  §  210.  5  zu  §  260. 

^)  Vgl.  Heinze  G.A.  XXIV,  281. 

*}  Gewöhnlich  wird  von  „sachlichen'*  Beweismitteln  gesprochen.  Das  ist 
sprachlich  inkorrekt,  der  Gegensatz  zu  „persönlich"  ist  „sächlich",  sachlich  bildet  den 
Gegensatz  zu  „formell"  u.  dergl. 

*)  Vgl.  Glaser  I,  647;  dazu  aber  v.  Kries  Z.  VI,  143. 
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„zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  erforderlichen  Einsicht"  bei  Jugendlichen 
nicht  etwa  bloss  durch  Augenschein,  sondern  auch  auf  anderem  Wege 
bewiesen  werden^). 

Diese  Regel  wird  jedoch  durchbrochen  durch  die  relativen 
Beweisverbote ^).    Dahin  gehören  besonders 

a)  die  Bestimmung,  dass  Thatsachon,  auf  die  sich  die  Pflicht 
eines  öffentlichen  Beamten  zur  Amtsverschwiegenheit  erstreckt,  nicht 
durch  Zeugenvernehmung  des  Beamten  selbst  festgestellt  werden 
dürfen,  insoweit  nicht  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  die  Aussage 
genehmigt,  St.P.Ü.  g  53  s).  Dies  Beweisverbot  gilt  natürlich  auch,  wenn 
der  Beamte  für  seine  Person  bereit  wäre,  auszusagen. 

Lediglich  nach  Massgabe  des  §  53  ist  auch  die  Frage  zu  be- 
urteilen, inwieweit  ein  Richter  über  amtliche  Vorgänge  zu  befragen  ist^). 

Dieses  Beweisverbot  ruht  zwar  auf  dienstlichem  Interesse,  nicht 
auf  prozessualen  Gesichtspunkten,  gleichwohl  wirkt  es  prozessual;  ein 
Verstoss  dagegen  würde  also  zur  Anfechtung  mittels  eines  Rechts- 
mittels die  Handhabe  bieten  ^^). 

Das  vorstehend  Ausgeführte  gilt  nach  St.P.0.  §  72  auch  für  die 
Heranziehung  eines  öffentlichen  Beamten  als  Sachverständigen. 
Weitergehend  verordnet  aber  ausserdem  der  §  76  Abs.  2  St.P.0., 
dass  ein  öffentlicher  Beamter  auch  dann  nicht  als  Sachverständiger 
vernommen  werden  darf,  wenn  die  dem  Beamten  vorgesetzte  Behörde 
erklärt,  dass  die  A^ernehmung  den  dienstlichen  Interessen  Nachteil 
bereiten  würde,  während  es  sich  bei  §  53  um  das  Staatswohl 
handelt,  s.  Anm.  8.  Im  Gegensatz  zu  §  53  hat  hier  aber  die 
Erklärung  der  vorgesetzten  Behörde  resolvierende,  nicht  suspendierende 
Kraft,  die  Vernehmung  ist  von  vornherein  zulässig,  sie  wird  erst  durch 
den    Einspruch  der  Behörde   unstatthaft^^).     Dagegen    muss   auch  hier 


«)  E.  XXIV,  411. 

'}  Vgl.  oben  g  88,  3 

^)  Die  (ienohmigung  darf  aber  nur  versagt  werden,  wenn  die  Aussage  dem 
Wohle  des  Reiches  oder  eines  Bundesstaates  nachteilig  sein  würde,  St.P.0.  §  53  Abs.  2. 

^)  A.  M.  das  KeichF^ericht,  E.  XXVI,  202,  welches  ein  Beweisverbot  auch 
aus  SS  K200G.V.(i.  (in  Betr.  der  Hergänge  bei  der  Beratung)  herleiten  will.  Zustimmend 
Biü'ding  Grdr.  152.  Aber  die  Amtspilicht  .steht  im  Sinne  der  St.P.O-  der  Zeagnis- 
pflicht  priuzipi«'!!  nach,  unten  S  SS,  die  einzige  Durchbiechung  ufaI  zugleich  die  sedcs 
fmten'ae  l)ildet  der  §  58  St.P.O.  Die  Entscheidung  tritt  auch  in  einen  gewissen 
Widerspruch  mit  R  VI,  517,  wo  richtig  ausgeführt  wird,  dass  das  Wahlgeheimnis 
für  die  Zeugenvernehmung  keine  Schranke  bildet. 

'")  A.  M.  Bennecke  318  Anm.  8. 

'')  Ben  necke  304. 
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behauptet   werden,    dass   das  Beweisverbot    nicht  nur  disziplinarische, 
sondern    auch    prozessuale  Wirkung  hat^^) 

b)  Hierher  gehört  ferner  die  Bestimmung,  dass  Akten  und 
andere  in  amtlicher  Verwahrung  befindliche  Schriftstücke  nicht  als 
Beweismittel  für  ihren  Inhalt  herangezogen  werden  dürfen,  wenn 
behördlicherseits  gegen  das  Bekanntwerden  des  Inhalts  mit  derMotivierung 
Einspi*uch  erhebt,  dass  das  Wohl  des  Reiches  oder  eines  Bundesstaates 
dadurch  gefährdet  werden  würde  —  St.P.O.  §  96^^). 

c)  Ein  relatives  fieweisverbot  stellt  endlich  auch  die  Bestimmung 
dar,  dass  in  gewissen  Fällen  richterliche  Vernehmungsprotokolle 
sollen  verlesen  werden  dürfen  (St.P.0.  §§  250,  253);  denn  darin  liegt 
impliciie  angeordnet,  dass  andere,  besonders  polizeiliche  Vernehmungs- 
protokolle ausgeschlossen  sind^*). 

IV.  Benutzbar  sind  im  Prozesse  nur  die  ordnungs massig 
erlangten  Beweismittel.  Deshalb  sind  z.  B.  sächliche  Beweismittel, 
die  in  gesetzwidriger  Weise  (z.  B.  entgegen  den  §  97,  99  ff.  StP.O.) 
beschafft  worden  sind,  unbenutzbar^^);  ebenso  würde  die  Berück- 
sichtigung der  Aussage  eines  Zeugnisweigeruugsberechtigten,  dem  zu 
Unrecht  sein  Weigerungsrecht  vom  Gericht  abgesprochen  worden  ist, 
dem  Gesetz  zuwiderlaufen;  auch  das  Zeugnis  eines  nach  §  51  St.P.O. 
Weigerungsberechtigten,  der  nicht  gemäss  §  51  Abs.  2  über  sein 
Weigerungsrecht  belehrt  worden  ist,  wäre  nicht  ordnungsmässig  erlangt 
und  dürfte  nicht  benutzt  werden'^). 

ß.     Die   einzelnen  Beweismittel. 

/.     Die  sächlichen  Beweismittel. 

§  86. 

aa)    Wahrnehmungsobjekte. 

I.  Alle  Gegenstände  der  Erscheinungswelt,  sie  seien  bew^egliche 
oder  unbewegliche  Sachgegenstände  oder  lebende  oder  tote  menschliche 


*2)  A.  M.  Beim  eck  0  3ü4  Anm.  7. 

*^)  Dies  ist  der  materielle  Inhalt  des  §  Ü(3,  der  .seinem  Wortlaut  nach  allerdings 
nur  von  „Vorlegung"  und  ..Auslieferung'-'  der  Akten  u.  s.  w.  spricht. 

^*)  Vgl    darüber  des  (Jenaueren  unten  g  87  IL 

»*)  E.  XX,  91. 

'®j  Wäre  die  Aussage  benutzt  wordeu,  so  gäbe  dies  einen  ADfechtungsgrund 
gegenüber  dem  Uiteil,  das  sich  auf  die  Aussage  grüi.det,  utd  zwar  selbst  dann,  wenn 
das  Gericht  den  Umstand,  der  das  Weigerungbrecht  begiündet,  nicht  kannte.  So 
K.  VII,  340,  IX,  J29;  Lö  w  e  12  zu  §  51;  B  en  n  e  ck  e  321  Anm.  30;  v.  Kries 
358.    A.   M.  E.  XVI,  214;  S  ten  gle  in  17  zu  §  51. 
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Köiper,  können  im  Prozess  als  Beweismittel  in  Frage  kommen,  insofern 
ihre  Beschaffenheit  beweiserheblich  sein  kann*),  z.  B.  die  Wunde 
des  körperlich  Verletzten,  die  beschädigte  Sache,  eine  Moraentphoto- 
graphie  über  den  deliktischen  Vorgang  u.  s.  w.  Die  Erzielung  der  sinn- 
lichen Wahrnehmung  dieser  Beschaffenheit,  es  sei  durch  den  Gesichtssinn 
oder  durch  einen  der  anderen  Sinne,  nennt  man  technisch  „Au gen- 
schein" 2)  =  Augenscheinseinnahme  3). 

IL     Zur  Duldung  einer   Augenscheinseinnabme   verpflichtet   ist: 

a)  wenn  es  sich  um  einen  zu  beaugenscheinigenden  Sach- 
gegenstand  handelt,  jeder  Inhaber  des  letzteren,  arg,  StP.O.  §§  94,  95. 

Doch  wird  die  prozessuale  BenatzuDg  salra  rei  subslantia  erfolgen  müssen, 
z.  B.  würde  die  Niederreissuug  eines  Gebäudes  behufs  Feststellung,  ob  in  den  Maaern 
gestobleDe  Sachen  eingemauert  sind,  gegen  den  Widerspruch  des  Hauseigentümers  für 
unstatthaft  zu  erachten  sein.  Die  Praxis  verfährt  nicht  durchaus  hiernach,  z.  B. 
werden  die  beschlagnahmten  Sachen  ohne  Bedenken  durch  cliemische  oder  ärztliche 
Untersuchung  entwertet  oder  vernichtet,  etwa  beschlago ahmte  Spirituosen  zum  Zwecke 
der  Feststellung  ihres  Alkoholgehalts  u.  s.  w.  Das  Bedürfais  der  Strafrechtspflege 
erheischt  auch  de  lege  ferenda  dringend  die  Zulassung  solcher  Eingriffe  in  bestimmt 
umrissenen  Grenzen.  Aber  der  lex  lata  ist  solche  Zulassung  fremd:  das  Eigentum 
ist  gewährleistet. 

Zweifellos  ist,  dass  niemand,  auch  der  Beschuldigte  nicht,  verpflichtet  ist, 
Sacbgegenstände,  die  als  Beweismittel  erwünscht  wären,  zu  erzeugen.  Namentlich 
besteht  keine  YerpflichtuDg  zur  Abgabe  einer  Schriftprobe  zum  Zwecke  der  dem- 
nächstigen Schriftvergleichung  (unten  IVa)^). 

b)  Dagegen  ist,  wenn  es  sieh  um  einen  lebenden  menschlichen 
Körper  handelt,  nur  der  Beschuldigte  duldungspflichtig,  arg,  §  102  StP.O. 


*)  Dagegen  nicht,  wie  B  e  n  n  e  c  k  e  375  Anm.  7  annimmt,  unkörperliche 
Dinge.     Solchen  ist  mit  den  5  Sinnen  nicht  beizukommen. 

*)  Der  Ausdruck  „Augenschein''  ist  also  prägnant,  er  trifft  auch  zu  z.  B.  anf 
die  durch  das  Gehör  erfolgende  Feststellung,  ob  ein  Klavier  verstimmt  ist  u.  8.  w. 
Die  bisher  sogenannten  ,,Augenscheinsobjekte''  nennt  man  desshalb  besser  nach  dem 
Vorgange  von  R   Schmidt  „Wahmehmungsobjekte^S 

^)  Der  Augenschein  ist  nicht,  wie  früher  meist  sch'el  gesagt  wurde,  imd  wie 
jetzt  noch  B  i  n  d  i  n  g  140  und  B  i  r  k  m  e  y  e  r  403,  413  lehren,  Beweismittel ;  die 
Augenscheinsi-innahme  läuft  parallel  nicht  dem  Begriff  des  Zeugen,  sondern  der 
Zeugenvernehmung.  Beweismittel  ist  das  beaugenscheinigte  Objekt.  "Wach,  Krit. 
Vjschr.  XIV,  335;  ders.,  Vortiäge  über  die  R.Cr.O.,  2.  Aufl.  77,  2CU;  v.  Kries 
Z.  VI,  145 ;  Bennecke  374 ;  R.  S  c  h  m  i  d  t ,  Lehrb.  d.  Civilpr.  256 ;  J  0  h  n  I, 
484.  Die  Bemerkung  von  Birkmeyer415  Anm.  10:  Wer  die  Augenscheins- 
objekte als  Beweismittel  gelten  lasse,  der  identifiziere  Beweismittel  und  Beweisthema 
—  geht  fehl;  Beweismittel  ist  die  Sache,  Beweisthema  diese  oder  jene  Eigenschaft 
an  ihr.  Vielmehr  gelangt  umgekehrt  Birkmeyer  zu  einer  unzulässigen  Identifikation: 
bei  ihm  füllt  das  Beweis  ziel  (die  richterUche  Wahrnehmung)  zusammen  mit  dem 
Beweismittel. 

*)  Bennecke  380. 
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Diese  DulduQgspflieht  wird  auch  auszudehnen  sein  auf  das  Dulden 
der  die  Beaugenscheinigung  ermöglichenden  Hülfshandlungen  (z.  B. 
Zurückstreifen  der  Kleidung,  Berti  1  Ion age,  Durchleuchten  mit  X-Strahlen, 
Aufnahme  einer  Photograpliie) ;  nur  wird  angesichts  der  verfassungs- 
mässig verbrieften  persönlichen  Freiheit  nicht  angenommen  werden 
können,  dass  der  Beschuldigte  sich  auch  solchen  auf  die  Ermöglichung 
des  Augenscheins  gerichteten  Manipulationen  unterwerfen  müsste, 
die  seine  Körperintegrität  beeinträchtigen.  (Eingeben  von  Brechmitteln, 
operativen  Eingriffen  und  dergl.) 

Dagegen  brauchen  sich  andere  Parteien  (besonders  der  Privat- 
kläger) und  Dritte  eine  Augenscheinseinnahme  an  ihrem  Leibe  überhaupt 
nicht  gefallen  zu  lassen.  Für  eine  solche  angebliche  Duldungspflicht  ^) 
fehlt  es  an  jedem  Titel,  insbesondere  versagt  §  103  St.P.O.  hier  völlig®). 

III.  Die  Art  und  Weise  der  Augenscheinseinnahme  richtet  sich 
im  allgemeinen  nach  dem  Bedürfnis  des  Einzelfalles,  so  zwar,  dass 
„Augenschein^'  im  beweisrechtlich-technischen  Sinne  ^)  nur  vorhanden 
ist,  wenn  ein  Richter  die  sinnliche  Wahrnehmung  an  dem  Objekt 
macht ^).  Das  Unmittelbarkeitsprinzip  erstreckt  sich  jedoch,  wie  oben^) 
dargelegt,  auf  die  Augenscheinsobjekte  nicht,  das  Gericht  kann,  statt 
Augenschein  einzunehmen,  sich  über  die  Beschaffenheit  der  Sache  durch 
eins  der  persönlichen  Beweismittel  oder  durch  ein  über  die  Augen- 
scheinseinnahme aufgenommenes  Protokoll  informieren  lassen,  vgl. 
St.P.O.  §  248  a.  E. 

Für  den  ausserhalb  der  Hauptverhandlung'^)  eingenommenen  Augenschein 
verordnet  St.P.0.  §  86  die  Feststellung  des  Sachbestands  zu  Protokoll  unter  besonderer 
Hervorhebang  des  Fehlens  etwa  vermuteter  Spuren  und  Merkmale.  Aus  dem  Begriff 
des  Protokolls  ergiebt  sich,  dass  hierbei  nnr  solche  Feststellungen  beurkundet  werden 
können,  die  eine  jede  der  beiden  Urkundspersouen,  Richter  und  Protokoliführor, 
gemacht  hat^^). 


')  Sie  wird  behauptet  besonders  von  Löwe  2  zu  §  103 ;  S  t  e  n  g  1  e  i  n  2  zu 
§  103;  H.  Seuf  fert,  V.  Stengels  Wörterb.  d.  Verwaltungsrechts,  I,  290;  R.  VIII, 
458,  E.    XIV,  194. 

•)  Oben  S.  173 ;  v.  H  o  1 1  z  e  n  d  o  r  f  f  in  seinem  Handbuch  I,  324 ;  Geyer  563, 
505;  John  I,  812;  Frank  Z.  XII,  333;  Ulimann  318;  Bonnecke  264,  376; 
Beling  Z.  XV,  471. 

T  Also  z.  B.  im  Sinne  des  §  248  SiP.O. 

*)  Bennecke  375;  John  I,  717;  Löwe  Ib  zu  §80.  Mo  t.  zu  Entwurf  II 
§  76  S.  73;  zu  Entwurf  III  §  77  S.  61. 

9j  g   254. 

»»)  So  Löwe  1  zu  §  86;  E.  XXVI,  277.    A.  M.  Bennecke  376  Anm.  13, 
der  den  §  86  auch  auf  die  Haupt  Verhandlung  bezieht. 
")  E.  XVI,  147. 

22 
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[V.  Von  „gemischtem"  oder  „zusammengesetztem"  Augenschein  ^*) 
spricht  man,  wenn  der  Augenschein  unter  Mitwirkung  von  Sachkundigen 
eingenommen  wird.  Juristisch  können  diese  Fälle  insofern  verschieden 
liegen,  als  hier  entweder  der  Richter  selbst  und  allein  die  in  Rede 
stehende  Wahrnehmung  machen  will,  sodass  der  Sachkundige  nur  als 
Richtergehülfe  fungiert^^);  oder  Richter  und  Sachkundiger  Wahr- 
nehmungen machen  wollen,  letzerer  zu  dem  Behufe,  um  ein  dem- 
nächstiges  Gutachten  darauf  aufzubauen  —  dann  handelt  es  sich  um 
eine  Expertise  des  Sachverständigen^*)  unter  gleichzeitiger  richterlicher 
Augenscheinseinnahme  — ;  oder  endlich  nur  eine  in  Anwesenheit  und 
unter  Aufsicht  des  Richters  vorgenommene  Expertise  vorliegt 

Fälle  des  „gemischten  Augenscheins*'  sind,  wenigstens  gewöhnlich, 

a)  die  sogenannte  Schriftvergleichung,  comparatio  litterarum, 
St.P.0.  §  93,  die  zur  Ermittelung  des  Schreibers  eines  Schrift- 
stückes dient  ^^}; 

b)  die  sogenannte  Obduktion,  St.P.0.  §§  87—90.  Sie  kann 
entweder  Leichenöffnung  (Legalsektion),  oder  Leichenschau  sein. 

a)  Bei  der  Leichenöffnung  müssen  notwendig  zwei  Ärzte  mit- 
wirken, von  denen  einer  ein  Gerichtsarzt  sein  niuss,  während  der  Arzt, 
der  den  Verstorbenen  in  der  dem  Tode  unmittelbar  vorausgegangenen 
Krankheit  behandelt  hat,  nicht  mitwirken,  sondern  nur  als  sach- 
verständiger Zeuge  vernommen  werden  darf,  §  87  Abs.  1  St.P.0. 

Über  das  Verfahren  bei  der  Sektion  treffen  die  §§  88—90  StP.O. 
nähere  Bestimmungen  ^% 

Welche  Bedeutung  der  ganze  Vorgang  prozessual  hat,  lichtet  sich 
nach  dem  vorstehend  IV  am  Anfang  Ausgeführten^^).  Eine  Verlesung 
des  aufgenommenen  Protokolls  in  der  Hauptverhandlung  nach  §  248 
St.P.O.  *®)  ist  aber  gemäss  den  Worten  dieses  Paragraphen  nur  insoweit 


*'j  Die  Bezeichnung  ist  ni(5ht  glücklich.  Vgl  Stein,  Priv.  Wissen  des 
Richters  (U. 

'^)  Unten  §  UO. 

»*)  Unten  §  üO. 

**)  Vgl.  hierzu  oben  IIa,  a.  E. 

*")  Wenn  das  (lesetz  hier  eine  Öffnung  der  3  Haupthöhlen  des  menschlichen 
Körpei-s  bedingungslos  vorschreibt,  so  beruht  dies  auf  der  Auffassung  der  medizinischen 
Wissenschaft,  dass  sich  die  Todesursache  nur  so  sicher  beurteilen  lässt. 

^')  Es  kann  daher,  i^ie  John  1,  729  will,  blosser  Augenschein  vorliegen,  es 
kann  aber  auch,  wie  Bennecke  379  Aom.  10  gegen  J  o  h  u  ausführt,  gleichzeitig 
ein  sachverständiges  (/utachten  abgegeben  werden. 

»")  Oben  IIL 
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statthaft,  als  es  sich  um  Augonscheinseinnahme  handelt;  etwaige  darin 
enthaltene  Gutachten  können  nicht  mit  verlesen  werden;  Vielmehr 
müssen  die  betreffenden  Ärzte  ganz  den  gewöhnlichen  Regeln  gemäss 
mündlich  in  der  Hauptverhandlung  vernommen  werden  (soweit  ihre 
Meinung  überhaupt  verwertet  werden  soU^'))  und  zwar  nicht  etwa  als 
sachverständige  Zeugen 2<^),  sondern  als  Sachverständige;  denn  in  der 
Hauptverhandlung  haben  sie  nicht  zu  berichten,  welches  Urteil  sie  sich 
damals  bei  der  Leichenöffnung  gebildet  haben  (sie  können  sich  ja  z.  B. 
inzwischen  von  der  Unrichtigkeit  des  damaligen  Gutachtens  überzeugt 
haben),  sondern  sie  werden  befragt,  welches  Gutachten  sie  jetzt  abgeben. 
ß)  Leichenschau  ist  die  Besichtigung  einer  Leiche  ohne  Vornahme 
einer  Eröffnung^^);  bei  ihr  bedarf  es  nur  der  Zuziehung  eines  Arztes, 
und  selbst  dessen  Zuziehung  ist  nicht  unerlässlich,  St.P.0.  §  87  Abs.  2. 

§  87. 
bb)  Urkunden. 
L  Urkunden,  instrumenta,  documenta,  sind  gleich  den  Wahr* 
nehmungsobjekten  Gegenstände  der  Erscheinungswelt.  Während  aber 
die  Augenscheinseinnahme  auf  einfache  sinnliche  Wahrnehmung  der 
körperlichen  Beschaffenheit  gerichtet  ist,  will  der  Urkundenbeweis 
einen  in  dem  Gegenstande  liegenden  Gedankeninhalt  erschliessen. 
Einen  Gedankeninhalt  kann  nun  ein  Gegenstand  'nur  dann  in 
sich  schliessen,  wenn  zuvor  ein  Mensch  jenen  Gedankeninhalt  durch 
Schriftzüge^)  in  ihn  hineingelegt  hat.  Die  Urkunde  ist  eine  vox 
tnortua  eines  Menschen  2).  Zwar  können  menschliche  Gedanken  in  der 
Sinnenwelt  sich  auch  anders  als  durch  Schriftzüge  kundgeben,  z.  B.  durch 
Aufschichtung  von  Steinen  (Zigeunerzeichen  ^)).  Allein  es  i^t  klar,  dass 
hierbei  der  Gedankeninhalt  nur  durch  Kombination  erraten  werden 
kann,  weil  ei*  nicht  in  den  Gegenstand  hineingelegt  worden  ist 
Solchenfalls  handelt  es  sich  mithin  um  blossen  Augenschein  mit  daran 


»»)  So  auch  E.  II,  153;  R.  IV,  699;  Löwe  5e  zu  §  248. 

'")  So  richtig  Bennecke  379;  Birkmeyer  417.  —  Über  den  Begriff 
des  sachv.  Zeugen  s.  unten  §  90. 

")  Vgl.  auch  Bennecke  378  Anm.  3. 

*)  Gleichviel  in  welcher  Sprache,  gleichwie  in  welcher  Schrift  (Stenographie, 
Chiflfreschrift  u.  s.  w.). 

•)  Insofern  ist  es  richtig,  wenn  Birkmeyer  407  die  Urkunde  nur  als 
„Erscheinungsform  anderer  {seil,  der  persönlichen)  Beweismittel^^  bezeichnet.  Aber 
die  eigene  Beweismittel-Eigenschaft  der  Urkunde  darf  darum  doch  nicht,  wie  Birk- 
meyer will,  geleugnet  werden. 

')  Vgl.  Gross,  Handbuch  für  Untersuchungsrichter,  3,  Aufl.  267,  Fig.  31. 
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-  anschlfesseiidor  Sclilussfolgemog,  nicht  um  Urkundenbeweis.  Zum 
♦übetfliußs  verlaogt  auch  St.P.0.  §  2-^8  für  Urkunden  „Yeilesbarkeit", 
r  gelesen  weiden  kann  aber  nur  Geschriebenes. 

Urkunde    ist  -somit    ein   jeder   Gegenstand,    in    den 

•  einilensöh  durch  Schriftzüge  einen  Gedankeninhalt 
hin.eingelegt  hat  —  jedes  Schriftstück*). 

Der  Phonograph  ist  somit  nicht  Urkunde*»),  wohl  aber  ist  er  analog  zu 
•bebanidisln. 

Demnaoh  ist  der  strafprozessuale  UrkuudenbegrifF  weiter  als  der 
. materiell stpaf rechtliche^):  er  erfordert 

1.  nicht,  dass  die  Urkunde  irgend  etwas  zu  beweisen  vormag  -- 

•  denn  ob  sie  das  vermag,  das  will  ja  der  Urkundenbeweis  erst  ermitteln ;  und 

2.  noch   viel  weniger,   dass  die  Urkunde  für  sich  allein  beweis- 
kräftig sei,   also  in  ihr  ein  Aussteller  sich  nenne;   denn   der  Prozess 
sorgt  ja  dafür,  dass  nötigenfalls  neben  d«r  Urkunde  andere  Beweismittel, 
Ji^gen,  'Au||;6n8€heinsobjekte,  produziert  werden,  die   mit    der  Ur- 
•«k/a^nid«  zusammen  beweisend  wirken. 

liFowieirt   man    für   den    materiellstrafrechtlichen    Urkundenbegrift' 

^Bew-eisbestimmung^  so  tritt  als  weiterer  Unterschied  des  pro- 
zessualen UrkimdenbegrifPs  der  hinzu,  dass  im  Prozess  keinesfalls  bloss 

lan  den  zu  ßeweiszwecken  errichteten  Urkunden,  sondern  an   Scbrift- 

»8tü«ken  aller  Art  Urkundeabeweis  aufnehmbar  ist^). 

Dem  materiellstrafrechtlichen  UrkundenbegrifF  nähert  sich  jedoch 
der  prozessuale  an  in  StP.O.  §  399  ^  Hier  werden  nämlich  solche  Ur- 
kund«!  vorausgesetzt,  denen  man  die  Eigenschaft  als  „echt"  oder  „unecht'* 

'beilegen  kann;  und  das  ist  nur  denkbar  bei  denjenigen  Urkunden,  in 
denen  sich  der  Aussteller  nennt;  die  „Echtheit"  ist  ja  eine  Form- 
eigensöbaft    der    Urkunde,    niöht    etwa    identisch    mit    Wahrheit    des 

'Inhalts*). 


*)  Übefeinstimmend  Bennecke  388. 

**)>.  M.  V.  Kries  413. 

*)  Über  diesen  siehe  Beling,  Grundz.  77;  Z.  XVIII,  293;  aber  auch  v.  Liazt 
M7;  H.^Mever  708  u.  s  w. 

«)  So  V.  Liszt  547.    V*?!.  da^'egeo  Beling  Z.  XVIII,  29K 

')  Benneöke  389;  v.  Kries  Z.  VI,  148.     Unrichtig  Rupp  170. 

^)  KozutreiTeitd  deahailb  Bennecke  390,  wenn  er  den  §  390'  falten  lassen 
.\rül  bei  y,Fä]6€hung'^  oller  ^mögiichen<Sl:brift stücke.  Die  Adresse  eines  Briefes  u.  dgl. 
kann  nicht  ,,gefulscht'  weideo,  es  lässt  sieh  von  ihr  nicht  sagen,  sie  sei  „echt"  oder 
„unechtes     Vgl.  Beling  Z,  XVJII,  295;  Krit.  Vjschr.  3.  F.  V,  96. 
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Demgemäss  eAlärt  sich  aocb  die  ia  §•  248  St.H.O.  vorkommende 
Wendung  „Urkunden  und  andere  Schriftstüdte^^  ohne  Sohwieri^eü: 
„Urkunden"  sind  hier  Urkunden  in  dem  engeren  Sinne  des  §399'^;  sie- 
bilden zasammen  mit  den  „anderen  Schriftstticken*^  den  oben  defhiierten 
Begriff  der  Urkunde  im  weiteren  SinBo^. 

Zwischen  „öflFentlichett"  und  „PriTatmrkundea"  wird-  im  Straf- 
prozess  nicht  fj^eschieden. 

IL  Ein  UrkundenbeweisTerbot  gilt  bezüglich  gewisser-  int  Proress 
entstandener  Urkunden,  nämlicl>'  WezOgKch  der  nicht'  riehterIfcheTv 
Protokolle  in  den  Fällen  der  §§  250,  253  St.P.0.  In  diesen  Pffllew  erf^dert 
das  Gesetz  ansdrücklich  richterliche  Vcrnehmongen ,  folgHchf  sind' 
andere  nicht  verwertbar  ^^.  Ist  freilieh  eine  nicbtrichterHehe  Ver- 
nehmung oder  irgend  eine  sonstige  Niederschrift  in  einem  späteren 
richterlichen  Protokoll  derart  in  Bezng  gemmimen-,  dass  sie*  zu  einem 
nur  äusserlich  getrennten  Bestandteil  des-  Richterpretökoll»  geworden 
ist,  so  ist  sie  dadurch  als  richterliche  sanktioniert  und  so  dem  Ter*- 
lesungsverbot  entzogen  ^^). 

Die  un2ala8sige  VerleBung  der  nichtricht&rliohen  Pr<»toMle  darf  auch  hi^r- 
nicht  durch  Vemehmtuig  der  UrkondsperBonen  exsetzt  weiden.  Es  gut  hier  aUts 
rnutaiis  mtUandis^  was  ohen***)  bezüglich  de8'§  2öl  StP.O.  gesagt- ißt 

IIL     Verpflichtet,  die   Urkundenbetwessaufftahme   zu  dulden^   ist' 
jeder  Inhaber  der  Urkunde,  a^g.  St.P.O.  §§^.  94,  95. 

lY.  Nicht  jede  Beweisaufnahme  an  einer  UrkiHide^  ist  Urkunden^ 
beweis.  Letzterer  dient,  wie  oben  ausgeführt,  der  Erschliessung  des 
Gedankeninhalts  der  Urkunde.  Eim  Urkunde  kann  aber  auch  auf 
ihre  Beschaffenheit  hin  belraohtet  wevdeoi,«  a«if  die  Form  der  Schrift- 
zeichen, die  Qualität  des  Papiers,  die  verwendete  Tinte  u.  s.  w.  Alsdann 
liegt  Augenscheinseiniukihme  vor^^);  hierhier  gehört  auch  die>  so- 
genannte i:}cbriftrergleicbung.^).  üi«  Urkundenbeweieauf nähme  in 
der  HauptverbandluBg  erfolgt  dagegen  durcb  Verlesung  der  Urkunde, 
d.  h.  es  wird  der  Inhalt  der  Urkunde  durch  Lesen  yerlautbart;  naoaeatUch^ 


•)  Birkmeyer  408  versteht  unter  den  „Urkundeü  im  engsten  Sinne'*  (§  399) 
die  Urkonden  mit  Beweisbestimmung. 

")  E.  IX,  49;  Bennecke  546  Anm.  33. 

")  E.  I,  391,  XIV,  1;  R.  I,  645,  IX,  176;  Lowe  8o  zu  §  250;  Benneoke 
.545  Anm.  24.    A.  Ml  für  §  253  Reichsgericht  J.M31.  1894»  285;  F.  XSIV-,  95. 

"*)  8.  328. 

'*)  Vgl.  Bennecke  390,  543  Anm.  16;  v.  Krieg  Z.'  VI,  144.  Das  übersieht 
Rupp  159. 

")  Oben  §  86IVa. 
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ist«  blosse  Inhaltskonstatierung  durch  den  Yorsitzenden  unstatthaft^^), 
desgl^ieben  unstatthaft  stummes  Lesen  der  Urkunde  durch  die  Gerichts- 
Personen^). 

Etwas  ganz  anderes  als  die  Verlesung  einer  Urkunde  ist  die  in 
der  Praxis  nicht  seltene  Vorhaltung  des  Inhalts  einer  Urkunde^^). 
Diese  Vorhaltung  ist  nicht  Urkundenbeweisaufnahme,  sie  ermöglicht 
nicht  die  Benutzung  des  Urkundeninhaltes,  sondern  soll  nur  ein  Anreiz 
für  die  Person,  der  gegenüber  die  Vorhaltung  erfolgt,  sein,  sich  über 
gewisse  Punkte  (z.  B.  widerstreitende  frühere  Aussagen)  auszusprechen. 
Gerade  weil  die  Vorhaltung  nicht  Urkundenbeweisaufnahme  ist,  ist  sie 
in  weitestem  Umfange  zulässig,  auch  hinsichtlich  solcher  Urkunden, 
deren  Verlesung  unstatthaft  ist.  Nur  darf  das  Gericht  nicht  der 
immerhin  vorhandenen  Versuchung  erliegen,  seine  Überzeugung  auf 
die  bloss  Torgehaltene  Urkunde  zu  gründen,  und  noch  viel  weniger 
darf  es  den  Weg  der  Vorhaltung  zur  Umgehung  von  Verlesungs- 
verboten beschreiten  1"^). 

V.  Gemäss  dem  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  darf  eine  Zeugen- 
vernehmung picht  durch  Urkundenbeweis  (Protokollverlesung,  Verlesung 
eines  Briefes  u.  s.  w.)  ersetzt  werden,  St.P.O.  §§  249  Satz  2,  251^^. 
Dagegen  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  im  geltenden  Recht  der  Urkunden- 
beweis selbst  dem  Unmittelbarkeitsprinzip  nicht  unterworfen  ist^^): 
an  Stelle  der  (Dispositiv-)  Urkunde  kann  ein  über  sie  berichtendes 
persönliches  Beweismittel  oder  eine  berichtende  Urkunde  benutzt  werden. 

§  88. 

2.   Die  persönlichen  Beieeismiitel. 

aa)    Zeugen. 

aa,    Begriff;    Zalässigkeit  des  Zeugenbeweises;    Zeugnispflioht. 

I.    Zeugen  sind  die  nicht  als  Gerichtsperson,  Partei,  Parteiorgan 

oder  Parteivertreter  am  Prozess  teilnehmenden  (sogenannten  „dritten") 

Personen,  die  im  Prozess  zur  einfachen  Aussage  über  Thatsachen, 

die  sie  angeblich  wissen  sollen,  herangezogen  werden. 

»*)  Oben  S.  254. 

")  Bennecke  542  Anm.  16;  Birkmeyer  465. 

^•)  Bennecke  535  Anm.  9.  Ober  einstimmend  im  allgemeinen  auch  das  Reichs- 
gericht, vgl.  E.  Vn,  605,  VII,  212;  E.  XXUI,  58.  Einschränkend  E.  XV,  100. 
Hiergegen  Bennecke  a.  a.  0. 

")  In  diesem  Siiiue  zutreffend  E.  XXVII,  29;  165. 

^•)  Ausnahmen  s.  oben  S.  2r)5  ff. 

»«)  Üben  S.  254. 
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Demnach  können  Privat-  und  Nebenkläger  nicht  als  Zeugen 
vernommen  werden*);  ebensowenig  der  Staatsanwalt,  der  in  der  be- 
treffenden Hauptverhandlung  als  solcher  amtiert;  noch  viel  weniger  der 
Gerichtsschreiber  oder  gar  der  Richter. 

Würde  es  also  in  einer  Strafsache  auf  das  Wissen  einer  dieser  Personen  an- 
kommen, so  könnte  die  Aussage  des  Privat-  oder  des  Nebenklftgers  nur  als 
Parteiaussage  in  Betracht  kommen').  Der  amtierende  Staatsanwalt,  Gerichts- 
Schreiber  oder  Richter  dagegen  müsste  in  der  betreifenden  Stra&ache  ausser 
Punktion  treten  und  als  Zeuge  vernommen  werden;  eine  weitere  Thätigkeit  dieses 
Zeugen  in  der  betreffenden  Strafsache  als  Gerichtsschreiber  oder  Richter  ver- 
bietet sich  dann  mit  Rücksicht  auf  St.P.0.  §§  22»,  31;  dagegen  könnte  der  als  Zeuge 
vernommene  Staatsanwalt,  nachdem  er  als  Zeuge  vernommen  und  entlassen  i&t,  wieder 
die  staatsanwaltschaftliche  Funktion  in  der  betreffenden  Strafsache  aufnehmen*),  nur 
müsste  selbstverständlich,  während  er  als  Zeuge  vernommen  wird,  ein  anderer  Staats- 
anwalt fungieren.     Ob  und  inwieweit  dies  angemessen  erscheint,  ist  quaestio  facti. 

Der  Vernehmung  des  M  i  t  b  e  s  c  h  u  1  d  i  g  t  e  n  als  Zeugen  steht 
nichts  im  Wege.  Denn  der  Umstand,  dass  jemand  sich,  und  wäre  es 
auch  im  selben  Prozesse,  wegen  einer  eigenen  That  zu  verantworten 
hat,  vermag  die  Thatsache  nicht  zu  beseitigen,  dass  er  doch  eben  nur 
insoweit,  als  es  sich  um  ihn  selbst  handelt,  Partei  ist,  dass  er  dagegen 
in  Ansehung  der  Bestrafung  des  Anderen  nicht  Partei  ist  Dies 
ergiebt  schon  die  Erwägung,  dass  ja  doch  eine  Verbindung  der 
mehreren  Strafsachen  nur  fakultativ  eintritt:  es  kann  gegen  die 
mehreren  Beteiligten  auch  gesondert  verhandelt,  ja  es  kann  sogar  noch  nach 
geschehener  Verbindung  Trennung  angeordnet  werden*);  und  wird 
gesondert  verhandelt,  so  kann  derjenige,  gegen  den  eine  Strafsache 
schwebt,  die  mit  jener  anderen  hätte  verbunden  werden  können,  als 
Zeuge  vernommen  werden,  wie  allgemein  anerkannt  ist*).  Der  rein 
äusserliche  Umstand  aber,  dass  Verbindung  vorgenommen  worden  ist, 
er  sich  also  gleichzeitig  im  selben  Prozess  wegen  seines  Thuns  mit  zu 


M  Zutreffend  bezüglich  des  Privatklägers  E.  II,  384;  R.  II,  174;  Ben  necke 
(j37  und  die  H.  M.  Dagegen:  Puchelt  2  zu  §  48,  4  zu  §  426.  Bezüglich  des 
Nebenklägers  wie  im  Text:  Zimmermann  G.8.  XXXVI,  497;  Kronecker  G.A. 
XXXVllI,  140;  Rintelen  §  24  Anm.  2;  R.  II,  174.  A.  M.:  Ulimann  555; 
V.  Kries  215,  350;  Löwe  Ib;  Stenglein  3  zu  §  437;  Bennecke  660;  Binding 
(}rdr.  147;  Süss,  Stellung  der  Parteien,  208;  Verein.  Strafsen.  E.  II,  384,  R.  11,  381 
(diese  Entscheidung  giebt  aber  selbst  zu,  dass  dem  Nebenkläger  Parteistellung  inne- 
wohnt, woraus  von  selbst  folgt,  dass  er  eben  nicht  Zeuge  sein  kann);  E.  III,  47. 

»)  Unten  §  91. 

•)  A.  M.  E.  XXIX,  236;  richtig  in  der  betreffenden  Sache  das  Instanzgericht, 
I^ndgericht  Marburg. 

♦)  Oben  S.  91. 

»)  Vgl.  E.  XXVII,  312. 
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verantworten  hat,  ändert  sachlich  an  der  Sachlage  offenbar  garnichts. 
Mithin  kann  der  eine  Mitbeschuldigte  in  der  Richtung  gegen  den 
anderen  Mitbeschuldigten  sehr  wohl  als  Zeuge  vernommen  werden,  und 
zwar  nicht  bloss  in  dem  Falle,  dass  seine  eigene  That  zu  derjenigen, 
über  die  er  als  Zeuge  vernommen  wird,  ausser  Beziehung  steht ^, 
sondern  auch  in  dem  Falle,  dass  er  als  Teilnehmer  an  der  That  mit- 
beschuldigt ist^). 

Die  —  diametral  entgegengesetzte  —  herrschende  Ansicht  will  dea  Mit- 
beschuldigten durchaus  vom  Zeugnis  aiisschliessen  ").  Aber  selbst  nach  dieser  Ansicht 
ist  es  zulässig,  die  verbundenen  Strafsachen  zu  trennen,  den  nunmehr  nicht  mehr 
Mitbeschuldigten  als  Zeugen  zu  vernehmen  und  alsdann  wieder  die  Verbindung  zu 
beschliessen*).  Wozu  diese  Weiterung  rein  äusserlicher  Natur?'")  Wie  wunderbar 
diese  Ansicht  ist,  zeigt  auch  der  Umstand,  dass  einzelne  Vertreter  derselben  die 
Aussage  des  Mitbeschuldigten  als  „Zeugnis'^  gelten  lassen  wollen,  wiewohl  der  Mit- 
beschuldigte nicht  „Zeuge"  sei**);  Zeugnis  und  Zeuge  sind  korrelate  Begriffe! 

Nur  bleibt  zu  beachten,  dass  der  Mitbeschuldigte  in  Fällen  der 
letzteren  Art  das  Auskunftsweigerungsrecht  des  §  54  StP.O.  hat,  und 
die  Vereidigung  mit  Rücksicht  auf  §  56^  StP.O.  wegfällt 

Wohl  vereinbar  mit  einander  sind  auch  die  Eigenschaft  als  Zeuge 
und  als  Verteidiger^^),  ^^xm  der  Verteidiger  als  solcher  ist  eben 
nicht  Parteivertreter;  insoweit  er  letzteres  freilich  ist^^),  kann  er 
nach  der  an  die  Spitze  dieses  Paragraphen  gestellten  Definition  nicht 
Zeuge  sein. 


•)  Auf  diesen  Fall  wird  die  Zulässigkeit  der  Vernehmung  als  Zeuge  beschränkt  von 
ötker  611,  Binding  Grdr.  148,  Bennocke  307.  —  Ein  Beispiel  wäre:  A  und  B 
haben  gemeinschaftlich  einen  Diebstahl  ausgeführt,  später  hat  A  den  B  körperlich 
misshandelt,  es  kommen  der  Diebstahl  gegen  A  und  B,  sowie  die  Körperverletzung 
gegen  A  zusammen  zur  Verhandlung;  der  Vernehmung  des  B  als  Zeugen  tlber  die 
Körperverletzung  steht  nichts  entgegen. 

^  In  dem  voi-stehenden  Beispielsfalle  könnte  A  also  sehr  wohl  auch  über  die 
mitthäterschaftliche  Thätigkeit  des  B  bei  dem  Diebstahl  als  Zeuge  veiiiommen  werden. 
Binding  Grdr.  148  giebt  zu,  dass  in  diesem  Falle  der  Mitbeschuldigte  „begrifflich 
nichts  anderes,  als  Zeuge^^  ist;  dann  muss  man  aber  auch  die  Konsequenzen 
daraus  ziehen. 

«)  So  Löwe  3a  zu  Abschn.  6;  E.  VI,  279;  R.  IV,  455,  X,  343;  Glaser  1 
472;  V.  Kries  349;  ders.  Z.  VI,  139;  üllmann  365;  Geyer  H.  H.  I,  266. 

»)  So  Reichsgericht  G.A.  XXXVI,  168. 

*•)  Gut  Ben  necke  308  in  der  Anm, 

")  So  Geyer  H.  H.  I,  266;  Löwe  1  vor  §  48. 

")  Wie  im  Text:  ßeichsger.  1891,  G.A.  XXXIX,  312.  Gegenteiliger  Momung 
Glaser  I,  479;  Birkmeyer  424;  John  L  1019;  Stenglein  4  zu  §  138;  Binding 
Grdr.  147;  Bennecke  309;  auch  E.  XXIV,  104,  das  aber  S.  108  für  Ausnahmsfälle 
es  ^um  Ermessen  des  Gericht^}  stellt,  den  vernommenen  Zeugen  als  Verteidiger  zu- 
zulassen, somit  das  Prinzip  selbst  aufgiebt. 

'^)  Oben  S.  155. 


Digitized  by 


Google 


§  88.  Be^ff,  Zulässigkeit  de8  Zeogenl>eweises,  Zengn ispflicht.  345 

Selbstverständlich  ist  der  noch  nicht  als  Zeuge  vernommene  Verteidigter  gemäss 
§  58  St.P.0.  zur  Anwesenheit  im  Sitzurgssaale  nicht  bofugt**};  für  die  Fälle  not- 
wendiger VerteidigUDg  bedarf  es  während  dieser  Zeit  also  eines  Ersatzmannes. 

Abgesehen  davon,  dass  Parteien  u.  s.  w.  nicht  Zeugen  sein  können, 
ist  zeugnisfähig  (testis  idoneus)  in  abstracto  jeder  Mensch,  auch  der 
Geisteskranke,  das  Kind  u.  s.  w.;  tesies  inhabiles  kennt  das  heutige 
Recht  nicht  mebr^^').  Inwieweit  der  Richter  dem  Zeugnis  solcher 
Personen  Gewicht  beimessen  will,  ist  seine  Sache  in  jedem  einzelnen 
Falle  ^^•).  Auch  solche  Personen,  die  als  möglicherweise  suspekt  unver- 
eidigt vernommen  werden ^^;,  sind  gleichwohl  in  vollem  Umfang 
zeugnisfähig;  das  Gericht  kann  deshalb  z.  B.  die  Vernehmung  der 
Ehefrau  des  Angeklagten  nicht  von  vornherein  ablehnen,  sondern  muss 
sie  vernehmen,  und  hat  sich  hinterher  ein  Urteil  über  ihre  Glaub- 
würdigkeit zu  bilden  ^^). 

Auch  der  durch  die  That  Verletzte  ist  heute  durchaus  zeugnisfähig*"),  und 
zwar  sogar  dann,  wenn  er  durch  seine  Anzeige  das  Verfahren  veranlasst  oder  Straf- 
antrag wegen  der  That  gestellt  hat  —  vorausgesetzt  nur,  dass  er  nicht  Privat-  oder 
Nebenkläger  ist. 

Wenn  endlich  §  58  St.P.O.  die  Vernehmung  öffentlicher  Beamten  über  gewisse 
Umstände  für  unzulässig  erklärt,  so  erklärt  er  damit  diese  Personen  nicht  für  partiell 
zeugniss unfähig'"),  sondern  stellt  ein  ßeweisverbot  auf-"). 

IL  Der  Zeugenbeweis  ist,  wie  aller  Beweis,  nur  über  relevante 
Thatsachen  möglich.  Dass  vorkommendenfalls  eine  Thatsache  von 
dem  Zeugen  nur  unter  Zuhülfe  eines  allgemeinverständlichen  wissen- 
schaftlichen oder  RechtsbegrifFs  bekundet  werden  kann  (z.  B.  Hingabo 
eines  „Darlehns"),  steht  dem  Wesen  des  Zeugenbeweises  nicht  im 
Wege");  nur  darf  es  sich  nicht  um  eine  blosse  Schlussziehung  aus 
einem  Erfahrungssatze  handeln;  solchenfalls  läge  ein  Gutachten,  kein 
Zeugnis,  vor '3). 

Zugänglich  sind  dem  Zeugenboweise  grundsätzlich  Thatsachen 
aller  Art.     Eine  Ausnahme  begründet  §  53  St.P.O. '-'*). 

")  Hiermit  widerlegt  sich  das  Bedenken  des  Reichsgerichts  in  der  oben 
Anm.  12  a   E   citierten  Entscheidung. 

'»)  Vgl.  dagegen  z.  B.  CCC.  Art.  43,  44. 

*•)  Unten  §  92 1. 

'')  Unten  §  89,  St  P.O.  §  5(5»,  57. 

^*)  Schief  Geyer  525.  Dagegen  mit  Recht  Bennecke  30(3;  vgl.  auch  U.  II, 
523    588. 

>»)  Vgl.  Heinze  G.A.  XXIV,  287. 

^^)  So  unrichtig  R.  II,  588,  E.  VII,  74. 

»•)  Nachstehend  II,  oben  §  85  IlL     Richtig  Bennecke  307  Anm.  10. 

")  Vgl  Birkmeyer  422. 

")  Vgl.  unten  §  90. 

")  Oben  §  85  UI. 
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III.  Zeugnispfliohtig  ist  jeder  der  deutschen  ordentlichen 
Gerichtsbarkeit  Unterstehende  *5)  ohne  Rücksicht  auf  Alter,  Staats- 
angehörigkeit u.  s.  w.,  ohne  Rücksicht  aber  auch  darauf,  ob  der  Zeuge 
wirklich  etwas  zur  Sache  auszusagen  weiss  oder  nicht,  —  insoweit 
nicht  die  nachstehend  erwähnten  Ausnahmen  eingreifen. 

Die  Zeugnispflicht  erstreckt  sich  auf  die  ganze  Dauer  des  Prozesses 
von  den  ersten  Anfängen  an;  sie  besteht  also  insbesondere  schon  im 
Ermittelungsverfahren,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  noch  nicht  einmal 
eine  bestimmte  Person  verdächtig  ist. 

Die  Zeugnispflicht  urafasst  die  Pflicht  zum  Erscheinen  vor 
Gericht  (nicht  vor  der  Staatsanwaltschaft  oder  der  Polizei**)),  wozu 
auch  die  Pflicht  zum  Bleiben  bis  zur  Entlassung  gehört;  die  Pflicht 
zur  unbeschränkten  Aussage  über  Wissen  und  Nichtwissen  (sodass 
einfaches  Schweigen  pflichtwidrig  ist,)  über  alle  Punkte,  über  die  der 
Richter  Auskunft  verlangt,  auch  wenn  sie  dem  Zeugen  nicht  zur  Sache 
gehörig  erscheinen  (Vorbestrafungen  des  Zeugen  u.  s.  w.),  auch  über 
facta  interna^  Ansichten  und  Mutmassungen  des  Zeugen*^);  und  die 
Pflicht  zur  Eidesleistung*^). 

1.  Das  unentschuldigte  Nichterscheinen  des  Zeugen  trotz 
gehöriger  Ladung  (unten  §  89)  zieht  Kostenlast  2»),  Exekutivzwang  und 
Ordnungsstrafe  (kumulativ  nebeneinander)  nach  sich,  St.P.0.  §  50.  Zur 
Beschlussfassung  hierüber  ist  derjenige  Richter  berufen,  vor  dem  der 
Zeuge  erscheinen  sollte.     Ist  der  Zeuge  eine  Militärperson,  so   ist  die 


»*)  Obeii  §  13  II.  Daher  sind  die  fremden  Exterritorialen  nicht  zengnispflichtig; 
ebenso,  wenigstens  mögiiclierweise,  die  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familien  etc., 
§  4  Est  P.O.  Wohl  aber  sind  Militärpersonon  (vgl,  StP.O.  §  50  Abs.  4,  §  69  Abs.  4) 
und  Standesherren  zengnispflichtig;  von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  eximiert  sind 
sie  nur  als  Beschuldigte. 

»•)  R.  V,  726;  E.  IX,  434;  Bonne cke  3u9  Anm.  18;  331. 

*')  Übereinstimmend  Bonnecke  342  Amn.  8;  Stenglein  5  zu  §  68;  R.  VIII, 
459.  Die  Kicbtigkeit  dieser  Auffassung  ergiebt  sich  schon  aus  dem  Falle  des  sog. 
sachverständigen  Zeugnisses,  unten  §  90,  welches  gar  nichts  anderes  ist  als  Kund- 
gebung eines  Urteils,  das  sich  der  Zeuge  gebildet  hat.  Unzutreffend  deshalb  .lohn  I, 
f)44,  Uli  mann  358,  die  Fragen  über  innere  Thatsachen  für  unzulässig  halten;  aber 
auch  V.  Kries  356,  Löwe  4a  zu  §  51,  4  zu  §  68,  die  solche  Fragen  zwar  zulassen, 
aber  eine  Auskunftspflicht  des  Zeugen  in  dieser  Hinsicht  nicht  anerkennen. 

'")  Nicht  auch  die  Pflicht,  sich  ein  Wissen,  das  mau  zur  Zeit  nicht  hat,  zu  ver- 
schaffen, V.  Kries  Z.  VI,  109;  Bennecke  317  Anm.  5;  noch  viel  weniger  die 
Pflicht  zur  Vorweisung  von  Sachen  oder  zur  Duldung  einer  Besichtigung  des  Körpers, 
Beling  Z.  XV,  488,  vgl  oben  §  86  IL 

'*)  Sofern  Kosten,  z.  B.  duich  Terminsverlegung,  infolge  des  Ausbleibens  des 
Zeugen  en^-achsen  kind. 
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Ordnungsstrafverhängung  in  vollem  Umfangt)  Sache  des  Militärgerichts; 
ebenso  die  i^nsführung  des  Exekutivzwangs;  die  Yerfällung  in  die 
Kosten  ist  dagegen  auch  hier  Sache  des  Civilgerichts*''^). 

Der  gegen  den  Zeugen  platzgreifende  Ezekutiyzwang  speziell  besteht  in 
Vorführung  (Realcitation).  Diese  kann  sofort  beim  ersten  Ausbleiben  verhängt  werden 
(anders  im  Civilprozess  N.C.P.O.  §  380  Abs.  2);  unzulässig  wäre  aher  eine  Vorführung 
ohne  vorherige  Ladung?**). 

Die  Ordnungsstraf  e**)  besteht  in  Oeld  bis  zur  Höhe  von  300  Mark;  hülfsweise 
in  Haft  bis  6  Wochen.  Da  die  Ordnungsstrafen  ihrem  Wesen  nach  von  der  Kriminalstjafe 
nicht  verschieden  sind"^),  so  mÜHsen  die  Fundamentait-ätze  des  Strafrechts  auch  für 
sie  gelten,  es  kann  also  gegen  den  ausgebliebenen  Zeugen  insbesondere  nur  bei 
Zurech nungsfähigkeit  und  Schuld  eine  Ordnungsstrafe  verhängt  werden"*),  sowie  auch 
umgekehrt  das  nachträgliche  Ei-scheinen  des  Zeugen  die  durch  vorheriges  unent- 
schuldigtes Ausbieiben  verwirkte  Ordnungsstrafe  nicht  hinfällig  macht. 

Der  Beschluss,  der  gegen  den  Zeugen  Kostentragung,  Vorführung  und  Ordnungs- 
strafe oder  eine  der  Massiegein  festsetzte,  ist  aufzuheben,  wenn  nachträglioh  genügende 
Entschuldigung  ei-folgt,  §  50  Abs.  2  St.P.O.  Mit  solcher  Aufhebung  ist  jeder  Behandlung 
des  Zeugen  als  „ungehorsam*  die  Grundlage  entzogen,  insbesondere  der  Vorführung *•). 
Jedes  wiederholte  Ausbleiben  führt  wieder  zur  Verfällung  in  die  Kosten;  dagegen  ist 
die, Ordnungsstrafbefugnis  auf  den  ersten  und  zweiten  Fall  des  Ausbleibens  beschränkt*'), 
vorausgesetzt  jedoch ,  dass  es  sich  um  denselben  Vornehmungsanlass 
handelt,  sodass  also  namentlich  jeder  Abschnitt  des  Vei-fahrens  zweimalige  Straf- 
verhängung bringen  kann**).  Die  Auferlegung  der  Kosten  ist  bei  jedem  Falle  des  Aus- 
bleibens obligatorisch;  ebenso  die  Oi-dnungsstiafe  im  Falle  des  ersten  Ausbleibens; 


»•)  So  Stenglein  13  zu  §  »0;  Löwe  22  zu  §  50;  Benneoke  315;  VoituB, 
Kontroversen  1,  20;  John  I,  542.  A.  M.  Geyer  H.H.  1,  273;  Lehrbuch  514,  der 
dem  Civilgericht  die  Entscheidung,  ob  Ordnungsstrafe  einzutreten  habe,  vorbehalten  will. 

•»)  V.  Kries  356;  Löwe  22  zu  §  50;  Bennecke  315;  Keller  15  zu  §  50. 
A.  M.  Stenglein  13  zu  §  50. 

'*)  In  diesem  Sinne  ist  wohl  das  von  Bennecke  315  bei  Anm.  23  Gesagte 
zu  verstehen,  vgl.  Benneoke  332. 

**)  Binding,  Grdr.  141)  hält  die  Massregel  für  eine  Rechtsstrafe.  Ebenso 
ÜUmann  359.  Dagegen  spricht  StGB.  §  138  Abs.  3.  Mit  dem  Text  übereinstimmend 
v.  Kries  350;  Birkmeyer  434;  Löwe  5  c  zu  §  69;  John  I,  539;  Benneoke  314, 
der  jedoch  die  Bogriffe  „Prozessstrafe''  und  „Ordnungsstrafe"  identifiziert,  während 
der  erste  dieser  Begriffe  besser  beschiänkt  bleibt  auf  solche  im  Prozess  vei  hängte 
Übel,  die  auf  die  Nichtbefolgung  eines  nicht  befehlenden  Rechts.satzo8  gesetzt  sind 
(V.  Liszt,  §  .58  II  2). 

**)  H.  Meyer  9;  v.  Liszt  255;  Beling,  Grundzüge  des  Straf  rechts  2. 

*•)  Die  Meinungen  .sind  jedoch  geteilt.  S.  bes.  Stenglein  4  zu  §  50; 
John  I,  541;  Bennecke  314. 

*•)  Bennecke  316. 

»')  verha  „noch  1  Mal"  in  §  50  St.P.O. 

**)  So  die  IL  M.,  besonders  Löwe  7  zu  §  50;  John  1,  539;  v.  Kries  355; 
Benneoke  314;  Birkmeyer  432;  Geyer,  Lehrbuch  513;  üllmann  359.  A.  M. 
Geyer  H.H.  I,  271 ;  Binding,  Grdr.  149  (fussend  auf  der  Auffassung,  dass  es  sich 
um  eine  Rechtsstrafe  [oben  Anni.  33J  und  um  ein  „fortgesetztes  Delikt**  handle). 
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ob  beim  wiederholten  Ausbleiben  eine  Strafe  zu  verhängen  ist,  ist  Sache  des  richter- 
lichen Enneasens").     Fakultativ  ist  auch  die  Verhängung  der  Vorführung. 

Örtlich  eingeschränkt  ist  die  Pflicht  zum  Erscheinen 

a)  hinsichtlich  des  Reichskanzlers  und  gewisser  anderer  hoher 
Staatsbeamter^^),  die  nur  an  dem  Orte  (=  Ortschaft^^))  ihres  Amtssitzes 
oder,  wenn  sie  sich  ausserhalb  desselben  aufhalten,  an  dem  Aufenthalts- 
orte (Ortschaft)  zu  erscheinen  brauchen;  St.P.0.  §  49  Abs.  1. 

b)  hinsichtlich  der  Mitglieder  des  Bundesrats,  die  während  ihres 
Aufenthalts  am  Sitze  des  Bundesrats  nur  an  diesem  Orte  (Ortschaft); 

c)  hinsichtlich  der  Mitglieder  einer  deutschen,  gesetzgebenden 
Versammlung,  die  während  der  Sitzungsperiode  und  ihres  Aufenthalts 
am  Orte  der  Versammlung  nur  dort  (in  der  betreffenden  Ortschaft)  zu 
erscheinen  brauchen,  St.P.O.  §  49,  Abs.  2,  so  jedoch,  dass  ein  Dispens 
—  §  49,  Abs.  3  —  das  Erscheinen  auch  an  andern  Orten  ermöglicht  *-). 

d)  die  Landesherren  u.  s.  w.,  die  in  ihrer  Wohnung  zu  vernehmen 
sind,  St.P.0.  §  71,  Abs.  1. 

Im  übrigen  aber  ist  die  Entfernung  des  Wohnsitzes  und  des  Auf- 
enthaltsortes des  Geladenen  vom  Sitze  des  Gerichts  oder  von  dem  Orte, 
wo  er  erscheinen  soll,  ohne  Bedeutung  für  die  Pflicht  zum  Erscheinen*-^); 
sogar  ein  im  Auslande  Wohnender  oder  sich  Aufhaltender  ist  auf 
Ladung  verpflichtet,  im  Deutschen  Reich  zu  erscheinen**). 

2.  Auch  bei  Weigerung  der  Aussage  greifen  Verfällung  in  die 
Kosten,   Zwangsmassregeln    und  Ordnungsstrafen   Platz.     St.P.0.  §  69. 

Es  gilt  hier  Entsprechendes,  wie  hei  Nichterscheinen  (oben  1)  mit  folgenden 
Abweichungen: 

Der  Zwang  kann  hier  natürlich  nicht  in  vis  absoluta  bestehen,  sondern  nur 
kompulsiv  wirken;  als  Zwangsmittel  dient  die  Exekutiv  ha ft  Ihrem  Zwecke  ent- 
sprechend endigt  diese  mit  dem  Augenblick,  in  dem  der  Zeuge  seine  AussagepfUcht 
erfüllt,  ihre  Dauer  braucht  nicht  von  vornherein  vom  Richter  festgesetzt  zu  werden, 
ja  kann   dies  nicht  einmal.    Die  Zwaugshaft  endigt  aber  weiter  mit  dem  Augenblick, 


•'"')  Ebenso  Löwe  7  zu  §  50;  Bennecke  314;  Birkmeyer  432.  A.  M. 
V.  Kries  355- 

*^)  Vgl.  John  I,  532;  Löwe  0  zu  §  49.  Bezüglich  der  übrigen  Beamten  hat 
dagegen  die  Pflicht,  als  Zeuge  irgendwo  zu  erscheinen,  den  Vortritt  vor  der  Amts- 
pllicht.     Vgl.  John  1,  527. 

•")  Aber  nicht  bloss  an  der  Gerichtsstelle.     Bennecke  312  Anm.  7. 

*-)  Oenaueres  hierüber  bei  Bennecke  312. 

")  Vgl.  aber  unten  §  119. 

^')  Dies  wird  gewöhnlich  geleugnet  in  dem  irrigen  Glauben,  der  im  Auslande 
Befindliclie  uiitorstünde  der  deutschen  Gerichtsbarkeit  nicht.  Vgl.  v.  Kries,  Arch. 
f.  ötT.  Rocht  V,  .•r)0;  Lehrh.  85;  hiergegen  Beling,  Strafrechtliche  Bedeutung  der 
Exterritorialität,  115. 
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in  dem  das  Zeugnis  unnötig  wird^^j,  sowie  nauh  §  (iO  Abs.  'J,  sobald  die  liihiiaiiz 
ihr  Ende  erreicht^*),  aber  auch  schon  vorher,  wenn  seit  dem  Haftbeginn  ()  Monate, 
bei  Übertretungen  (3  Wochen  verstrichen  sind. 

Von  der  Zwangshaft  völlig  getrennt  zu  halten  ist  die  (subsidiär  an  Stelle 
einer  nicht  beitreiblichen  Geldstrafe  tretende)  Ordnungsstraf  haft.  JJeide  Freiheits- 
entziehungen gehen  nebeneinander  her. 

Im  Gegensatz  »u  §  50  ist  jede  der  3  Massregeln  (Kostenverfällung,  Zwangshaft, 
Ordnungsstrafe)  in  demselben  oder  einem  andern  Verfahren  wegen  dei-selben  That*^)  bis 
zu  ihrer  „Erschöpfung*'  zulässig,  aber  auch  nur  insoweit  (§  HJI  Abs.  4),  d.  h.:  mit  ein- 
maliger Kosten verfällung  und  einmaliger  Verhängung  einer  Ordnungsstrafe, 
mag  sie  auch  unter  dem  zula&sigen  Maximum  geblieben  sein,  ist  jede  dieser 
Massregeln  erledigt^**;;  dagegen  kann  die  Zwangshaft  bei  mehrmaliger  Aussage- 
Weigerung  solange  erneuert  werden  (bei  der  2.,  3.  u.  s.  w.  Weigerung),  bis  in  Summa 
das  Maximum  (0  Monate  bezw.  (5  Wochen)  erreicht  ist***).  Die  Ungleichheit  der  Be- 
handlung der  Ordnungsstrafe  und  der  Zwangshaft  ergiebt  sich  daraus,  dass  erstere  in 
festem  Betrage  ausgeworfen  wird,  womit  diese  Massregel  „erschöpft'*  ist,  während 
die  Zwangshaft  sich  ei-st  durch  Erreichung  des  Maximums  „erschöpft*'. 

Die  Verurteilung  in  die  Kostvn  und  zu  einer  Ordnungsstrafe  ist  wie  bei  Nicht- 
erscheinen (oben  1)  obligatorisch,  die  Zwangshaft  fakultativ. 

Ein  Recht,  die  Aussage  zu  weigern,  giebt  die  StP.O. 
nur  und  zwar 

a)  ein  totales  Zeugnisweigerungsrecht:  den  Verlobten,  Ehe- 
gatten (auch  wenn  die  Ehe  nicht  mehr  besteht),  und  gewissen  nahen 
Verwandten  des  Beschuldigten,  St.P.O.  §  51,  gleichviel  ob  es  sich  um 
belastende  oder  entlastende  Thatsachen  handelt,  gleichviel  auch,  ob  die 
Zeugnisablegung  vom  Beschuldigten  gewünscht  wird  oder  nicht. 

Sind  in  einem  und  demselben  Verfahren  mehrere  Mitbeschuldigte 
in  Frage,  während  der  Zeuge  nur  zu  einem  derselben  in  dem  persön- 
lichen Verhältnis  des  §  51  St.P.O.  steht,  so  ist  es  logisch  korrekt,  das 
Zeugnisweigerungsrecht  zu  beschränken  auf  die  Richtung  gegen  den 
betreffenden  Mitbeschuldigten.  Dies  ergiebt  sich  auch  schon  daraus, 
dass  die  Verbindung  der  mehreren  Strafsachen  ja  auf  Willkür  beruht 
und  jederzeit  lösbar  ist.  Handelt  es  sich  also  um  eine  und  dieselbe 
Thatsache,   die  bezüglich  der  mehreren   Beschuldigten  gleichcrmassen 

")  Ebenso  Löwe  6dd  zu  g  69;  Bennecke  325;  a.  M.  Stenglein  7  zu  §  G9. 

***)  Hierüber  Bennecke  324  Anm.  49. 

*')  Es  kommt  also  nur  auf  Identität  des  Straffalles,  nicht  auf  Identität  des 
Verfahrens  oder  der  Beschuldigten,  noch  auf  Identität  des  Prozessstadiums  hü. 
Hennecke  325;  Biikmeyer  433;  Löwe  8  zu  §  t)9,  der  aber  (8b)  unrichtig  die 
Wiederholung  der  Massregeln  auch  dann  ausschliesst,  wenn  das  Verfahren  mehrere 
Straffäile  zum  Gegenstande  hat  und  der  Zeuge  über  jeden  der  Fülle  die  Aussage 
weigert.     Vgl.  hiergegen  Bennecke  325  Anm.  ol. 

")  So  Löwe  5e  zu  §  ü9;  dagegen  Bennecke  325. 

*^  Ebenso  Löwe  öe  zu  §  69;  ßennecke  325. 
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relevant  ist,  und  macht  der  Zeuge  von  seinem  AVeigerungsrecht  Gebrauch, 
so  muss  er  zwar  aussagen,  es  darf  aber  seine  Aussage  von  dem  Gericht 
nur  hinsichtlieh  derjenigen  Mitbeschuldigten  verwertet  werden,  zu  denen 
der  Zeuge  nicht  in  dem  das  Weigerungsrecht  begründenden  Ver- 
hältnis steht. 

Die  UeinuDgeo  sind  jedoch  sehr  geteilt  Meist  wird  im  Falle  des  „ZosammeD- 
bangs^^  nach  SiP.O.  §  3  das  Weigeniogsrecht  anf  die  ICtbescholdigten  dee  Ver- 
lobten o.  s  w.  ausgedehnt  nnd  nnr  in  den  FlUlen  der  §§  4,  236  StP.O.  die  vorstehend 
vertretene  individualisierende  Betrachtungsweise  anerkannt**);  oder  es  wird  sogar  das 
Weigerungsrecht  schlechthin  bezüglich  aller  Mitbesohuldigten  gegeben*');  wieder 
anders  eine  der  unsrigen  am  nächsten  stehende  Meinung,  wonach  es  darauf  an- 
kommen soll,  ob  die  Aussagen  bezüglich  der  mehreren  Beschuldigten  getrennt 
werden  können**). 

Ganz  unbezweifelbar  ist  es,  dass  das  Zeugnisweigerungsrecht  mit  dem  Augen- 
blicke wegfällt,  in  dem  der  bisher  mitbeschuldigte  Angehörige  des  Zeugen  aus  dem 
Prozessverhältnis  ausscheidet  (insbesondere  im  Falle  rechtskräftiger  Verurteilung), 
sodass  nur  Nichtangehörige  des  Zeugen  als  Beschuldigte  übrig  bleiben.  Denn  „Be- 
schuldigter" im  Sinne  des  §  51  St.P.O.  ist  natürlich  nur  der  im  Prozess  Befangene*^. 

Die  weigerungsberechtigten  Angehörigen  müssen  nach  §  51  Abs.  2 
SLP.O.  vor  jeder  Vernehmung  über  ihr  Weigerungsrecht  belehrt  werden^). 
Da  aber  das  Weigerangsrecht  die  Ausnahme,  die  Aussagepflicht  die 
Kegel  darstellt,  so  ist  der  Zeuge  nicht  bloss  dann  zu  vernehmen,  wenn 
er  sich  positiv  bereit  dazu  erklärt,  sondern  immer  dann,  wenn  er  nach 
erhaltener  Belehrung  nicht  ausdrücklich  die  Aussage  verweigert.  Dies 
gilt  auch  dann,  wenn  der  Zeuge  nicht  imstande  ist,  sein  Weigerungs- 
recht und  die  Belehrung  zu  verstehen  (wie  z.  B.  ein  Kind)^). 

b)  Ein  „Auskunf tsweigerungsrecht"  bezüglich  einzelner 
bestimmter  Fragen     -  partielles  Zeugnisweigerungsrecht  —  haben 


*»)  So  E.  XVI,  154;  R.  V,  239,  X,  24  Anm.;  X,  59;  E.  XXVII,  270;  Bennecke 
320;  Löwe  3a  und  b  zu  §  51;  (jeyer520,  H.  H.  I,  277;  VoitusKontr.  I,  19C. 

^')  So  E.  TU,  lül;  R.  V,  599;  Glaser  I,  509;  Stenglein  7  zu  §  51; 
V.  Homhard- Koller  2  zu  §  51. 

")  So  V.  Schwarze  12  zu  §  51;  Puchelt  7  zu  §  51;  Thilo  7  zu  §51; 
Dal  cke  2  zu  §  51. 

*•)  Vom  Reichsgericht  verkannt,  s.  bes.  E.  XXVll,  270;  bezeichnend  ist  hier 
(S.  271)  die  Wendung:  die  mehreren  Tbäter  hätten  ,,zu  einander  materiell  wie 
prozessual  im  Verhältnis  der  Mit  beschuldigten  gestanden^^  Aber  materiell- 
strafrechtlich  giebt  es  nur  „Mitschuldige",  was  völlig  verschieden  ist  von  „Mit- 
beschuldigten". 

'^*)  Unterlassung  dieser  Belehrung  macht  die  Aussage  unbenutzbar,  oben  §  85  IV. 

"j  Ebenso  E.  IV,  398;  R,  III,  488;  Löwe  9b  zu  §  51;  Glaser  I,  541; 
Stenglein  13  zu  §  51;  Bennecke  320  Anm.  27.  Dagegen  Keller  58;  Geyer, 
Strafrechtsztg.  II,  320;  John  I,  553;  v.  Kries  358.  >, 


Digitized  by 


Google 


§88.  Begriff,  Zulässigkoit  dos  Zeugenbeweises,  Zeugnispflicht.  35  [ 

einmal  Geistliche^),  Verteidiger,  Rechtsanwälte 
und  Ärzte  (auch  nach  Ausscheiden  aus  dem  Berufe^^)  in  Ansehung 
der  ihnen  in  ihrem  Berufe  anvertrauten  Thatsachen,  es  müsste 
denn  sein,  dass  sie  —  mit  Ausschluss  jedoch  der  Geistlichen  —  von 
dem  betreifenden  Interessenten^®)  zur  Aussage  ermächtigt  werden, 
StP.O.  §  52; 

sodann  jeder  Zeuge  bezüglich  solcher  Fragen,  deren  Be- 
antwortung ihm  selbst  oder  einem  der  in  §  51^  ^  genannten  An- 
gehörigen die  Gefahr  straf  geri  ch  tl  i  ch  er°'**j  Verf  olgun  g^^)  zu- 
ziehen würde '»i),  StP.O.  §  54. 

Eine  Belehrung  über  das  Auskunftsweigerungsrechts  ad  b)  ist 
nicht  vorgeschrieben,  wenn  auch  nicht  verboten  **2j^  — 

Selbstverständlich  verleiht  auch  das  Beweisverbot  des  §  58 
St.P.0.^^)  insoweit  es  reicht,  dem  öffentlichen  Beamten  ein  Auskunfs- 
weigerungsrecht,  nur  muss  das  Gericht  hier  von  der  Vernehmung  auch 
dann  abstehen,  wenn  der  Zeuge  selbst  die  Auskunft  nicht  verweigert. 

Das  (totale  wie  partielle)  Zeugnisweigerungsrecht  ist  nicht  auf 
einen  bestimmten  Zeitpunkt  konzentriert^^);  der  Zeuge,  der  sich  anfänglich 
zur  Aussage  bereit  erklärt  und  schon  teilweise  ausgesagt  hat,  kann 
immer   noch    die    weitere  Aussage  verweigernd^);    umgekehrt  kann  er. 


*")  Dagegen  würde  der  Geistliche,  der,  über  Thatsachen,  die  er  in  der  Beichte 
gehurt  hat,  befragt,  beschwören  würde,  er  wisse  nichts,  sich  eines  Meineids  schuldig 
machen.  Die  Lehre  der  katholischen  Kirche,  nicht  der  Geistliche,  sondern  Gott  höre 
die  Beichte,  operiert  mit  einer  juristisch  vi>llig  nnbeachtlichen  Fiktion.  Richtig 
Schwalb,  Beichtgeheimnis  und  Zeugnispflicht  1895;  ferner  Anonymus,  Das  Beicht- 
geheimnis vor  Gericht  189(J.  Ganz  unhaltbar  Joder,  Das  Beichtsiegel  vor  dem 
Schwurgericht  zu  Mnhlhausen,  1895;  derselbe,  Zeugeneid  und  Beichtsiegel  1890.  — 
Vgl.  V.  Lilienthal  Z.  XVII,  104. 

*0  Bennecke  321. 

*«)  Vgl.  Löwe  19  zu  §  53;  Ben  necke  321  Anm.  34. 

*•)  Ausschliesslich  der  disziplinaiisclien  und  sonstigen  verwaltungsrechtlichen 
(Zwangserziehung),  aber  einschliesslich  der  kriminellen  Verfolgung  vor  Sonderstraf- 
gericbten  und  Verwaltungsbehöi-den,  Prot  1130;  anders  N.CP.b.  §  384. 

®")  „Gefahr  der  Verfolgung^'  ist  ein  weiterer  Begriflf,  als  „Gefahr  der 
Bestrafung'^;  „auch  mit  dem  reinsten  Gewissen  kann  der  Zeuge  die  Aussage 
weigern*',  Bennecke  323.  —  Auch  ist  bei  „Gefahr  der  Verfolgung"  nicht  bloss  an 
die  Gefahr  des  Beginns,  sondern  auch  an  die  Gefahr  der  Fortführung  oder  Wieder- 
aufnahme eines  Verfahrens  zu  denken,  Bennecke  323  Anm.  41  u.  42. 

•*')  Der  Zeuge  muss  ausdrücklich  erklären,  dass  er  die  Auskunft  ver- 
weigere. Einfaches  Verschweigen  oder  gar  Ableugnen  der  betreffenden  Punkte  würde 
dagegen  der  Zeugnispflicht  zuwidei laufen  und,  wenn  der  Zeuge  geschworen  hätte, 
als  Meineid  strafbar  sein. 

")  Bennecke  3il  Anm.  33,  322  Anm.  38;  R.  lU,  360,  VI,  617;  E.  X,  454. 

")  Oben  §  85  IIL 

«^)  Vgl.  K  II,  53,  111,  325;  R.  III,  514,  VI,  210,  337. 

«*)  StP.O.  §  51  letzter  Satz,  analog  auazudehneu  auf  die  Fälle  der  §$  52—54. 
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wenn  er  aiifäuglich  die  Aussage  verweigert  halte,  sich  nachtriigiich  zur 
Aussage  bereit  erklären. 

Die  Thatsache,  auf  die  sich  die  Weip^crung  stützt,  ist  mit  Aus- 
nahme des  Falles  von  §  53  St.P.O.  dem  Kichter  auf  sein  Verlangen 
glaubhaft  zu  machen.  Der  Richter  muss  aber  ein  solches  Verlangen 
stellen,  wenn  die  behauptete  Thatsache  irgend  zweifelhaft  ist  und  nicht 
der  Weg  der  Ermittelung  ex  officio  beschritten  wird;  keinesfalls  darf 
das  Gericht  sich  bei  der  einfachen  Behauptung  der  Thatsache  beruhigen 
und,  ohne  sich  über  ihre  Richtigkeit  ein  Urteil  zu  bilden,  den  Zeugen 
un vernommen  lassen*^').  Als  Glaubhaftmachungsmittel  genügt  die 
eidliche  Versicherung  des  Zeugen ^7). 

Kein  Zeugnisweigerungsreclit  habon  dagegen  die  Abgeordneten,  ihre  ImmuDität 
schützt  sie  nur  vor  Verfolgung  als  Beschuldigte*''®);  ebensowenig  sind  die  verantwort- 
lichen Redakteure  als  solche  von  der  Zeugnippfliclit  befreif**). 

8.  Jeder  Zeuge  muss  auf  Erfordern  des  Richters  schwören. 
Gegen  Eidesweigerung  finden  Verurteilung  zu  den  Kosten,  Zwang-  und 
Ordnungsstrafen  statt,  und  zwar  prinzipiell  genau  in  der  gleichen 
Weise,  wie  bei  der  Weigerung  der  Aussage,  St.P.O.  §  69'^). 

Da  die  Eidesweigerung  ein  eigener  prozessualer  Vorgang  gegenüber  der  Aussage- 
weigerung ist  (sozusagen  Realkonkurrenz  vorliegt),  so  kann  gegen  einen  Zeugen,  der 
zuerbt  den  Eid,  dann  die  Aussage  weigert  oder  umgekehrt,  der  §  00  zweimal  in 
vollem  Umfang  zur  Anwendung  gebracht  werden  '*). 

Ausnahmsweise  brauchen  nicht  zu  schwören 

a)  die  Personen,  deren  Vereidigung  gesetzlich  unzulässig  ist, 
unten  §  89. 

b)  die  nach  §  51  St.P.0.  zeugnisweigerungsberechtigten  Personen '^^; 
diese  können  nämlich,  wenn  sie  die  Aussage  nicht  weigern,  doch 
wenigstens  den  Eid  verweigern,  St.P.0.  §  57  Abs.  2,  natürlich  aber 
nur  für  den  etwaigen  Teil  der  Aussage,  den  sie  hätten  verweigern 
können  "^3).    Über  das  Eides  weigerungsrecht  sind  diese  Zeugen  zu  belehren. 

«<')  Ben  necke  319.     Nicht  entgegen  R.  II,  156. 

«^)  Vgl.  John  I,  575;  Löwe  3  zu  S  55;  Bennocke  319  Anm.  19. 

««)  Mittelstadt,  Preuss.  Jahrb.  LVII,  öoO;  Lewald  (i.S.  XXXIX,  54; 
Schwedler,  Pailamentar.  Rechtsverletzungen  n.  deutschem  Reichsrecht  (Breslauer 
Strafrechtl.  Abb.  Heft  HJ),  32;  Binding,  Hdb.  I,  ()76;  Löwe  9  zu  Abschn.  G; 
a.  M.  nur  FüJd,  (;.S.  XXXV,  r>35. 

'•'')  Heinze,  Stiafproz.  Erört.  113;  Binding  Grdr.  151;  Dochow,  Zeugnis- 
zwang 34;  V.  Liszt,  hVichspressrecht  188;  v.  Schw^arze-Appelius,  Reich.spressg»*s. 
3.  Aufl.  191;  Löwe  1  zu  §§  20.  21  des  Pressges.;  a.  M.  Marquardseu,  Reichs- 
prehsgesetz  184. 

'^)  Oben  S.  348. 

'M  A.  M.  Bonnecke  331,  wohl  auch  John  I,  048. 

'*)  Oben  S.  319  sub  a). 

•^)  Ölen  S.  TüO  oben.    Deshalb  unzutreffend  K.  I,  347;  E.  I,  202. 
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§  89. 
ßß)  Ladung  der  Zeugen,  Vernehmung,  Vereidigung,  Gebühren. 

L  Um  ordnungsmässig  geladen  und  somit  erscheinungspflichtig 
zu  sein,  muss  der  Zeuge  in  der  Aufforderung  zum  Erscheinen  auf  die 
Folgen  des  Ausbleibens  aufmerksam  gemacht  worden  sein,  St.P.O.  §  48  ^). 

Die  ordnuugsmässige  Ladung  seitens  der  Staatsanwaltschaft  oder 
des  Gerichts  verpflichtet  den  Zeugen  ohne  weiteres  zum  Erscheinen;  die 
unmittelbare  Ladung  seitens  des  Angeklagten,  des  Privatklägers  2)  u.  s.  w. 
dagegen  nur  dann,  wenn  dem  Geladenen  die  ihm  zukommende  Ent- 
schädigung 3)  bar  dargeboten,  oder  ihm  ihre  Hinterlegung  beim  Gerichts- 
schreiber nachgewiesen  wird,  St.P.O.  §  219  Abs.  2. 

Raum  und  Zeit  sind  für  die  Verpflichtungskraft  der  Ladung 
gleichgültig:  letztere  ist  verbindlich  auch  dann,  wenn  dem  Zeugen  eine 
noch  so  weite  Heise  zugemutet  wird,  wie  auch  dann,  wenn  er  zum 
unverzüglichen  Erscheinen    ohne  Belassung  einer  Frist  geladen   wird. 

Doch  kann  das  Gericht  den  Zeugen  bei  grosser  Entfernung  seines  Aufenthalts 
von  dem  Orte,  wo  er  zu  erscheinen  hätte,  vom  Erscheinen  entbinden  (vgl.  bes.  St.P.O. 
§  222  Abs.  2),  sodass  alsdann  Vernehmung  durch  einen  ersuchten  Richter  eintritt 
Dieser  Dispens  kann  aber  gegenüber  einer  uo  mittelbaren  Ladung  nicht  durchgreifen^). 

In  Ansehung  der  Folgen  des  Nichterscheinens  (oben  §  88)  steht 
die  unmittelbare  Ladung  der  regulären  Ladung  völlig  gleich. 

Aktive  Personen  des  Soldatenstandes  ^)  sind  im  Interesse  des 
militärischen  Dienstes  „durch  Ersuchen  der  Militärbehörde"  als  Zeugen 
zu  laden,  d.  h.  der  Ladende  hat  die  Ladung  nicht  dem  zu  Ladenden, 
sondern  dessen  Vorgesetztem  zuzustellen,  der  dann  seinerseits  dem 
Zeugen  die  „Paritionsordre"  erteilt. 

Im  Gegensatz  zur  „Ladung*'  steht  die  sogenannte  „Gestellung" 
eines  Zeugen,  d.  i.  die  rein  thatsächliche  Mitbringung  eines  Zeugen  vor 
Gericht.  Zulässig  ist  die  Vernehmung  gestellter  Zeugen  ebensogut  wie  die 
der  geladenen  Zeugen,  ja  es  können  sogar  Zeugen,  die  sich  nur  zu- 
fällig  an   der  Gerichtsstelle   befinden,   vernommen   werden.    Aber  die 


')  Ladung  ohne  den  Hinweis  hat  also  gar  keine  verpflichtende  Kraft.  Bennecke 
.3.31  scheint  anzunehmen,  dass  die  I^adung  auch  ohne  den  Hinweis  verpflichtend  wirkt, 
und  nur  §  50  StP.O.  in  diesem  Falle  unanwendbar  ist. 

»)  Unten  §§  103,  119. 

•)  Unten  IV. 

*)  Sowohl  auch  Löwe  18  zu  §  219.    A.  M.  Bennecke  334. 

*)  Vgl.  Hecker,  Lehrbuch  des  Militärstrafrechts  §  4. 

23 
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Verpflichtung  zum  Erscheinen  und  Anwesendbleiben  beschränkt  sich  auf 
die  geladenen  Zeugen^). 

II.  Die  Vernehmung  der  Zeugen  ist  so  einzurichten,  dass  jeder 
Zeuge  in  Abwesenheit  der  später  zu  vernehmenden  Zeugen  vernommen 
wird,  St.P.0.  §  58  Abs.  1.  Zweck  dieser  Bestimmung  ist,  zu  ver- 
hindern, dass  der  Inhalt  der  Zeugenaussage  durch  das  Anhören  anderer 
Aussagen  wahrheitswidrig  beeinflusst  werde. 

Femer  ist  im  Interesse  der  Klarheit  Einzel-,  nicht  Massen- 
vemehmung  der  Zeugen  geboten,  St.P.0.  §  58  Abs.  1.  Doch  kann  eine 
Gegenüberstellung  (Konfrontation)  der  Zeugen,  besonders  zur  Lösung 
von  Widersprüchen  zwischen  den  Aussagen,  in  der  Hauptverhandlung 
ohne  besonders  angegebene  Voraussetzungen,  vorher  dann  erfolgen, 
wenn  die  Gegenüberstellung  „ohne  Nachteil  für  die  Sache  nicht  bis  zur 
Hauptverhandlung  ausgesetzt  bleiben  kann",  St.P.0.  §  58  Abs.  2. 

Die  Vernehmung  zerlegt  sich  in  die  Vernehmung  „zur  Person" 
StP.O.  §  67  (Personal-  und  Generalfragen  ^j )  und  die  Vernehmung  „zur 
Sache".  Letztere  soll  sich  nicht  in  Form  eines  „artikulierten  Verhörs" 
(Aufwerfung  und  Beantwortung  einzelner  Fragen)  abspielen,  sondern  in 
freier  Erzählung  des  Zeugen,  §  H8  Abs.  1  StP.O.  Ist,  wie  bei  minder 
gebildeten  Zeugen  gewöhnlich,  die  eigene  Darstellung  unklar  oder  un- 
vollständig, so  greift  der  Richter  durch  Einzelfragen  ein,  StP.O.  §  68 
Abs.  2. 

Bei  der  Vernehmung  ist  es  dem  Richter  unbenommen,  dem 
Gedächtnis  des  Zeugen  in  jeder  Weise  zu  Hülfe  zu  kommen,  ins- 
besondere durch  Vorweisung  von  Sachgegenständen,  Schriftstücken, 
Zeichnungen  u.  s.  w.«)),  wie  auch  der  Zeuge  selbst  etwaige  eigene  Auf- 
zeichnungen benutzen  kann,  um  an  ihrer  Hand  seine  Aussage  zu 
erstatten»).  Ebenso  enthält  die  RStP.O.  kein  Verbot  von  „kaptiösen,  ver- 
fänglichen" Fragen,  d.  h.  Fragen,  die  „darauf  abzielen,  den  Zeugen  zu 
Antworten  zu  bringen,  deren  volle  Bedeutung  er  nicht  übersieht" ^^); 
sowie  von  „Suggestivfragen",  d.  h.  Fragen,  die  dem  Zeugen  die 
Antwort  schon  in  den  Mund  legen.    Solche  Fragen  sind  daher  insoweit 


•)  Ferner  steht  das  Gericht  in  der  Hauptverhandlung  den  geladenen  Zeugen 
anders  gegenüber,  als  den  nicht  geladenen,  StP.O.  §  244,  unten  §  121. 

')  Zweck  dieser  Fragen  ist,  die  Identität  dos  Zeugen  festzustellen  und  gleich- 
zeitig Material  für  die  Beurteilung  seiner  Glaubwürdigkeit  zu  gewinnen. 

«)  E.  VIII,  722,  IX,  89;  E.  XX,  105;  Bennecke  341  Aum.  5. 

•)  Über  §  252  StP.O.  s.  oben  S.  253,  254. 
»"O  Glaser  I,  632. 
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zulässig,  als  sie  geeignet  sind,  die  Wahrheit  zu  erforschen,  natürlich 
aber  unzulässig,  wenn  sie  den  Zeugen  verwirren,  unsicher  machen  oder 
ä  iout  prix  zu  einer  erwarteten  Antwort  nötigen  wollen. 

III.  Jeden  Zeugen  hat  das  Gericht  zu  beeidigen,  (so  zwar^  dass 
der  Eid  sowohl  die  Aussage  zur  Sache,  wie  die  Aussage  zur  Person 
umfasst)  mit  folgenden  Ausnahmen: 

a)  Eidesunfähig  sind  (StP.O.  §  56^-3): 

die  Eidesunmündigen,  d.  h.  zur  Zeit  noch  nicht 
16  Jahre  Alte^^); 

die  Eidesunreifen,  d.  h.  Personen,  die  derart  verstandes- 
unreif  oder  verstandesschwach  sind,  dass  sie  von  dem  Wesen 
und  der  Bedeutung  des  Eides  keine  genügende  Yorstellung 
haben ; 

die  strafweise  Eidesunfähigen,  d.  h.  Personen, 
denen  die  Eidesfähigkeit  durch  strafrichterliches  Urteil  (wegen 
Meineids  nach  St.G.B.  §  161  u.  s.  w.^^jj  rechtskräftig  abge- 
sprochen ist^^); 

endlich  die  als  Komplizen   des  Beschuldigten  Verdäch- 
tigen, genauer  gesagt,  „Personen,  welche  hinsichtlich  der  den 
Gegenstand  der  Untersuchung  bildenden  That  als  Teilnehmer, 
Begünstiger  oder  Hehler  verdächtig  oder  bereits  verurteilt  sind." 
Unter    der    „den    Gegenstand     der    Untersuchung     bildenden    That" 
ist  hier,  wie  immer,   zu   verstehen   die   dem   Beschuldigten   zur   Last 
gelegte  strafbare   Handlung   in  ihrer   gesamten,    materiellstrafrechtlich 
sie  charakterisierenden  Erscheinung.     Die  laxe  Auslegung,  „die  That" 
sei  hier  der  „Vorgang*'  im  nicht  technischen  Sinne ^*),  ist  willkürlich 


")  Die  Berechnung  des  Lebensalters  richtet  sich  nacli  bürgerlichem  Recht; 
E.  XXII,  29;  also  fortan  nach  B.G.B.  §  187  Abs.  2  Satz  2. 

")  Oder  nach  früherem  deutschen  Rechte,  z.  B.  Preuss.  StGB.  v.  1851  §  12*. 
Auch  die  Vemrteilunfs:  durch  ein  ausländisches  Gericht  wird  genügen  müssen, 
Bennecke  327  Anra  7,  vgl.  Glaser  I,  565.  A.  M.  John  I,  593;  Löwe  lue  zu 
§  56;  Bind  in  g  Grdr.  154.  Dass  die  Rechtskraft  ausländischer  Urteile  bei  uns  nicht 
anerkannt  wird,  steht  der  obi|2:en  Auffa^^Kung  nicht  entgegen,  denn  für  §  56  StP.O. 
kommt  das  rechtskräftige  Urteil  nur  als  Faktum  in  Betracht  und  der  Grundgedanke 
des  §  56  spricht  für  die  Ben  neck esche  Ans'cht. 

")  Verurteilung  „wegen  Meineids"  (z.  B.  zu  Zuchthaus)  für  sich  allein  genügt 
also  nicht;  es  muss  Absprechung  der  Eides fähigkeit  damit  verbunden  worden  sein. 
R.  I,  269;  Bennecke  327  Anm.  8;  Löwe  10a  zu  §  56.     A.  M.  John  I,  591. 

**}  Bennecke  328;  Löwe  12a  Abs.  1  zu  §  56;  sowie  die  konstaute  Praxis 
des  Reichsgerichts,  s.  z.  B.  E.  I,  523,  IV,  871,  >I,  774,  X,  18;  E.  XVII,  101. 
G.A.  XXXVII,  184. 
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und  verflüchtigt  die  Bestimmung  des  §  56''  ins  Grenzenlose^^).  Deshalb 
entfällt  auch  sofort  die  Möglichkeit  einer  Anwendung  des  §  56  ^ ,  sobald 
das  Gericht  zu  dem  Ergebnis  gelangt,  dass  die  Tbat  des  Beschuldigten 
gar  keine  teilnahmefähige  strafbare  Handlung  ist^^).  Gleichermassen 
ist  „Teilnehmer",  „Begünstiger",  „Hehler"  im  Sinne  des  §  56'  streng 
im  materiellstrafrechtlich  technischen  Sinne  zu  nehmen  ^^),  will  anders  man 
nicht  in  die  Terminologie  völlige  Verwirrung  bringen  und  ganz  ver- 
schwommene Ergebnisse  gewinnen.  Bei  gegenteiliger  Meinung^^)  lassen 
sich  diese  Begriffe  überhaupt  nicht  definierend^).  Wegen  Verdachts 
der  Begünstigung  speziell  darf  die  Vereidigung  aber  nur  dann 
unterbleiben,  wenn  es  sich  um  eine  nicht  in  der  gegenwärtigen  Zeugen- 
aussage selbst  liegende  Begünstigung  handelt^.  Denn  ob  die  gegen- 
wärtige Zeugenaussage  eine  Begünstigung  ist,  kann  das  Gericht  erst 
aus  der  Beweisaufnahme  unter  Einschluss  der  Vereidigung  entnehmen. 
Das  Unterlassen  der  Vereidigung  würde  hinauslaufen  auf  ein  vor- 
schnelles Absprechen  der  Glaub würdigkeit^^). 

Unbeeidigt  ist  gemäss  §  56-^  also  ein  Zeuge  dann,  aber  auch  nur 
dann  zu  lassen,  wenn  das  Gericht  für  wahrscheinlich  hält^),  dass 
gegen  ihn  ein  Strafanspruch  besteht,  und  zwar  ein  solcher 
Strafanspruch,   der   mit   dem   gegen   den    Beschuldigten   selbst  geltend 


'^)  Das  zeigt  sich  deutlich  in  dem  Falle,  dass  der  Zeuge  verdächtig  ist,  bei  der 
Gelegenheit,  bei  der  er  von  dem  Angeklagten  körperlich  misshandelt  wurde,  auch 
seinerseits  den  Angeklagten  misshandelt  zu  haben.  Beteiligung  „an  dem  Vorgänge"' 
ist  hier  zweifellos  gegeben.  Gleichwohl  lehnt  das  Reichsgericht  —  mit  Recht  — 
die  Anwendbarkeit  des  §  56'  ab,  von  seinem  Standpunkt  aus  —  oben  Anm.  14  — 
nicht  konsequent;  R.  IX,  234,  X,  126,  VU,  281;  E.  XI,  300,  XVII,  116,  XXVÜ, 
267.     Wie  das  Reichsgericht  Löwe  12a  Abs.  3  zu  §  56;  Bennecke  328. 

*«)  Anerkannt  in  E.  XXXI,  219. 

'')  So  Glaser  I,  506. 

**)  Diese  vertreten  Löwe  12a  zu  §56;  Bennecke  328  (hiermit  ist  aber  8.  329 
Anm.  19  nicht  in  Einklang  zu  bringen);  R.  IV,  238,  871,  V,  343,  VU,  194, 
VIII,  34,  X,  18;  E.  VIII,  299,  301,  384,  IX,  370,  Vll,  331,  XI,  301,  XII,  190, 
122,   XVll,  101,   XXXI,  220. 

'®)  Bei  fahrlässiger  Beteiligung  mehrerer  greift  also  §  56  "  nicht  Platz. 
Bennecke  328  Anm.  9.  A.  M.  R.  V,  341,  IX,  414;  E.  VIII,  229;  Löwe  12a  a.  E. 
zu  §  56.  Die  sogenannte  „notwendige  Teilnahme^'  ist  an  sich  keine  Teilnahme, 
sondern  eine  bedeutungslose  Zusammennennung  der  Delikte  verschiedener  Personen 
in  einem  Paragraphen ;  auf  sie  findet  sonach  §  56  *  St  P.O.  keine  Anwendung.  A.  Bl. 
Freudenthai,  Begegnungsdelikte,  40. 

")  Übereinsümmend  R.  V,  720,  VI,  510;  E.  VIII,  407;  G.A.  XXXV,  304; 
Löwe  12b  zu  §  56.    A.  M.  Bennecke  328. 

'*)  Vgl.  unten  S.  358. 

")  Was  auch  nach  einer  Freisprechung  möglich  ist,  Bennecke  329;  Löwe  3ba 
zu  Buch  1  Abschn.  6;  E.  VUI,  382;  Glaser  I,  570;  Binding  Grdr.  148.  A.  IL 
Geyer  H.  11.  I,  286. 
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gemachten  Strafanspruch  als  Teilnahme-,  Begünstigungs-  oder  Hehlerei- 
anspruch im  Sinne  der  §§  47  ff.,  257  ff.  St.G.B.  konnex  ist^S).  Der 
Zeuge  ist  also  zu  beeidigen,  wenn  das  Gericht  annimmt,  dass  an  der 
That  des  Zeugen  ein  Thatbestaudsmerkmal  fehlt^),  oder  ihm  ein 
ünrechtsausschliessungsgrund,  ein  Schuldausschliessungsgrund,  ein  ob- 
jektiver oder  subjektiver  Straf ausschliessungsgrund^)  oder  ein  Straf- 
aufhebungsgrund^^)  zur  Seite  steht,  dagegen  würde  der  Mangel  einer 
Prozessvoraussetzung  gegen  den  Zeugen  die  Anwendbarkeit  des  §  56^ 
nicht  ausschliessen ,  wie  allseitig  anerkannt  ist.  Ist  der  Zeuge  wegen 
seiner  That  schon  (wenn  auch  nicht  rechtskräftig)  verurteilt,  so  ist  er 
ohne  weitere  Voraussetzung^^)  unbeeidigt  zu  lassen,  solange  nicht  das 
Urteil  aufgehoben  ist 

Liegen  die  Voraussetzungen  des  §  56^  vor,  so  ist  der  Eid  auch 
in  soweit  ausgeschlossen,  als  der  Zeuge  nicht  über  seine  eigene  Be- 
teiligung aussagt^S).  Bilden  mehrere  Thaten  den  „Gegenstand  der 
Untersuchung",  so  ist  der  Zeuge,  der  nur  an  der  einen  derselben  beteiligt 
erscheint,  insoweit,  als  sich  seine  Aussage  eben  auf  diese  That  bezieht, 
unbeeidigt  zu  lassen,  im  übrigen  dagegen  zu  beeidigen'^). 

Ein  besonderer  Gerichtsbeschluss  über  die  Nichtvereidigung  in 
den  Fällen  sub  a)  ist  an  sich  nicht  erforderlich^),  wenn  auch  natürlich 
nicht  verboten;  es  genügt,  dass  faktisch  die  Voraussetzungen  der  Nicht- 
vereidigung vorliegen.  Würde  freilich  ein  prozessualer  Antrag  auf 
Vereidigung  oder  Nichtvereidigung  von  einer  Partei  gestellt,  oder  läge 
der  Fall  des  §  237  Abs.  2  St.RO.  vor,  so  müsste  nacJi  allgemeinen 
Grundsätzen  das  Gericht  über  diesen  Antrag  sich  aussprechen^^}. 

")  Somit  ist  im  Verfahren  gegen  den  Hehler  der  als  Zeuge  vernommene 
Dieb  zu  beeidigen,  denn  er  ist  nicht  „Teilnehmer*^  an  der  Hehlerei.  A.  M.  E.  II,  217; 
R.  VII,  627;  E.  XXU,  99;  Löwe  12c  zu  §  56;  John  I,  594;  Stenglein  15  zu  §  56; 
Glaser  I,  567. 

")  E.  XIX,  391,  wo  aber  verkannt  ist,  dass  StG.B.  §  173  Abs.  4  bloss  einen 
Strafausschliessungsgrund  enthält.    Löwe  12a  Abs.  2  zu  §  56;  Glaser  I,  568. 

")  Nach  R.  VIII,  34,  171,  IX,  312;  E.  XIV,  19,  XIX,  391,  XXII,  99; 
Löwe  12a  Abs.  2  zu  §  56;  Bennecke  329  dagegen  soll  für  die  Niohtbeeidigung 
ein  „an  sich^'  strafbares  Thun  genügen. 

'*)  Dagegen  Glaser  I,  568;  Benneoke  329. 

")  Also  ohne  dass  das  Gericht  den  gegen  ihn  sprechenden  Verdacht  nochmals 
zu  prüfen  hätte. 

^)  Benneoke  328  bei  Anm.  10. 

~)  Bennecke  328;  R.  VI,  466,  VII,  98;  E.  XI,  1;  Löwe  Hb  zu  §  56. 
A.  M.  Glaser  I,  568;  Stenglein  13  zu  §  56;  R.  IV,  455;  E.  VI,  279;  Ullmann 
372  Anm    3  (der  Zeuge  sei  völlig  unbeoidet  zu  vernehmen). 

'")  En^egengesetzt  die  frühere  Judikatur  des  Reichsgerichts,  z.  B.  R.  1,  631, 
II  489.    Richtig  E.  XIX,  354. 

•»)  E.  XIX,  354;  Löwe  6a  zu  §  56. 
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b)  Bei  den  nach  §  88  III  3  b  Eidesweigerungsberechtigten  steht 
es,  wenn  sie  ihrerseits  den  Eid  nicht  weigern,  gleichwohl  noch  im 
Ermessen  des  Richters,  ob  sie  beeidigt  werden  sollen,  StP.O.  §  57 
Abs.  1.  Hierfür  bedarf  es  einer  jedesmaligen  richterlichen  Entschliessung, 
und  zwar  ist  ein  Oerichtsbeschluss  angemessen,  der  jedoch  die  Gründe 
nicht  auszudrücken  braucht«*). 

Dagegen  kann  das  Gericht  nicht  um  deswillen  von  der  Ver- 
eidigung Abstand  nehmen,  weil  es  die  Aussage  für  unglaubhaft  hält  ^^). 
Es  wäre  auch  verkehrt,  wenn  der  Richter  zu  solcher  Unterlassung  der 
Vereidigung  befugt  wäre**),  denn  ob  eine  Aussage  unglaubhaft  ist, 
kann  er  natürlich  erst  nach  völligem  Abschiuss  der  Beweisaufnahme, 
d.  h.  insbesondere  erst  nach  der  Eidesleistung  4er  Zeugen,  beurteilen. 
Bildet  er  sich  schon  vorher  ein  definitives  Urteil,  so  verfährt  er  pflicht- 
widrig und  kurzsichtig.  Leider  rüttelt  der  vorliegende  Entwurf  eines 
Gesetzes  betreffend  Abänderungen  der  St.P.O.  (sogenannte  lex  Salisch) 
an  diesem  Fundamentalsatz,  indem  er  den  Richter  ermächtigen  will, 
bei  „offenbarer  Unglaubwürdigkeit^^  den  Zeugen  unbeeidigt  zu  lassen. 
Es  wäre  tief  zu  beklagen,  wenn  dieser  Entwurf  Gesetz  würde *^). 

Umgekehrt  giebt  es  auch  keinen  Satz,  der  den  Richter  er- 
mächtigte, die  Beeidigung  deswegen  zu  unterlassen,  weil  er  auch  ohne 
den  Eid  dem  Zeugen  Glauben  schenke'^^). 

Auch  der  durch  die  Strafthat  Verletzte,  ebenso  derjenige,  der 
durch  seine  Anzeige  den  Anstoss  zum  Verfahren  gegeben  hat,  sind  zu 
vereidigen'^).  — 

Die  Beeidigung  ist  Einzel-,  nicht  Massenbeeidigung,  StP.O.  §  60. 
Würde  nämlich  von  mehreren  Zeugen  zusammen,  „mit  gesamtem 
Munde"  geschworen,  so  würde  nicht  allein  —  wenigstens  nach  moderner 
Anschauung  —  die  Feierlichkeit  des  Akts  abgeschwächt,  sondern  auch 
der  Möglichkeit  Vorschub  geleistet,  dass  einer  oder  der  andere  der 
Zeugen  sich  unbemerkt  der  Eidesleistung  entzöge. 


■*)  V.  Kries  372;  Löwe  Ib  zu  §  57. 

")  E.  VII r,  407  mit  der  gem.  Meinung     A.  M.  Voitus,  Kontrov.  I,  J7H. 

**)  Solche  Befugnis  gab  dem  Bichter  z  B.  die  Preuss.  Krim.-Ordnuiig  v.  1805, 
§  333;  die  Preuss.  St.P.().  v.  1867,  §  162.    Ebenso  jetzt  leider  R  M.Stü.O.  §  299  Abs.  4. 

**j  Vgl.  Frank,  Deutsche  Jur.-Ztg.  IV,  142;  Krön  eck  er  ebenda  165; 
Ditzen  Z.  VI,  213;  Glaser  I,  585. 

»^)  R.  1.  359;  Löwe  2a  zu  §  56;  Stenglein  3  zu  §  56;  John  I,  603. 
Für  die  lex  ferenda  schlägt  K  ollig s,  Deutsche  Jur.-Ztg.  JV,  203  eine  Bestimmung 
vor,  wonach  solchenfalls  das  Gericht  durch  einstimmigen  Besehluss  im  Einverständnis 
mit  Staatsanwaltschaft  und  Verteidigung  von  Vereidigung  Abstand  nehmen  kann. 

")  Anders  die  Preuss.  M.StG.O.  §  230. 
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Vor  der  Beeidigung  ist  der  Zeuge  (aber  nicht  notwendig  einzeln) 
auf  die  Bedeutung  des  Eides  hinzuweisen,  StP.O.  §  59. 

Regel  ist  der  Voreid,  Ausnahme  der  Nacheid,  nämlich  es  kann 
der  vernehmende  Richter  nach  freiem  Ermessen  „aus  besonderen 
Gründen'',  z.  B.  wegen  Misstrauens  gegen  die  Glaubwürdigkeit  des 
Zeugen,  besonders  wenn  Bedenken  gegen  die  Zulässigkeit  der  Ver- 
eidigung obwalten,  die  Vereidigung  bis  nach  Abschluss  der  Verneh- 
mung aussetzen»»),  St.P.O.  §  60.  In  beiden  Fällen  ist  der  Eid  asser- 
torisch, nicht  etwa  darf»)  der  Voreid  als  promissorischer  Eid 
bezeichnet  werden. 

Die  Eidesformel  (enthaltend  die  Schwurworte)  ist  solenn  gefasst, 
und  zwar  als  Anrufung  Gottes,  somit  im  Sinne  des  religiösen,  nicht 
des  sogenannten  bürgerlichen  Eides,  StP.O.  §  62. 

Die  Eidesnorm  bietet  der  §  61  StP.O. *<>). 

Die  Ableistung  des  Eides  erfolgt  regelmässig^^)  durch  Nach- 
sprechen oder  Ablesen,  und  zwar  soll  der  Schwörende  dabei  die  rechte 
Hand  erheben;  Stumme  leisten  ihn,  wenn  sie  schreiben  können,  durch 
Abschreiben  und  Unterschreiben;  sonst  durch  Zeichen  unter  Ver- 
mittelung  eines  Dolmetschers;  die  Landesherren  und  die  ihnen  Gleich- 
gestellten leisten  den  Eid  durch  Unterschrift,  StP.O.  §§  63,  71  Abs.  2. 

Gleichgestellt  sind  dem  Eide  gewisse  andere  religiöse  Ver- 
sicherungen. Partikularrechtlich  war  nämlich  den  Mitgliedern  gewisser 
Religionsgesellschaften,  die  mit  Rücksicht  auf  das  Schwurverbot  des 
Neuen  Testaments  es  für  Sünde  hielten  zu  schwören,  nachgelassen,  statt 
des  Eides  eine  solenne  Beteuerungsformel  zu  gebrauchen;  so  in  Preussen 


■•)  Der  Entwurf  einer  Novelle  zur  StP.O.  (sog.  lex  Salisoh),  der  z.  Z.  vorliegt 
will,  zurückkehrend  zum  preussischen  Rncht  (Krim. -Ordnung  v.  11.  Dezember  1805 
§  333),  den  Vo/eid  beseitigen  und  allgemein  den  Nacheid  einführen.  Über  die  Vor- 
züge des  Yoreides  oder  des  Nacheidew  besteht  Streit.  Für  den  Voreid  z.  ß.  F  r  a  n  k, 
Deutsche  Jur.-Ztg.  IV,  142  (der  aber  die  Frage  nach  der  Fakultativität  des  Eides,  oben 
S.  358  bei  Anra.  33—35  hineinzieht);  Ditzen  Z.  VI,  204  ff;  Binding  Grdr.  153. 
Für  den  Nacheid  (mit  Recht):  Windelband,  Deutsche  Jur.-Ztg.  IV,  161;  v.  Schwarze, 
Die  Beeidigung  der  Zeugen  im  Strafverfahren  (1885).  Gegen  den  Voreid  spricht  besonders 
die  Thatsache,  dass  der  ungebildete  Durchschnittszeuge,  wie  die  Praxis  alle  Tage  zeigt, 
sich  bei  seiner  Aussage  des  Eideszwangs  garnicbt  bewusst  ist,  wenn  er  den  Voreid 
geleistet  hat. 

»»)  Wie  es  Binding  Grdr.  153;  B  e  n  n  e  c k  e  343  11  b;  B  i  r  k  m  e  y  e  r  437, 
auch  hie  und  da  das  Reichsgericht  und  Löwe  thun.  Richtig  Zachariae  II,  208 
Anm.  1;  Mittermaie  r,  N.  Arch.  d.  Kriminal  rechts  II,  87,  104;  Glaser  I,  583 
Anm.  07;  üllmann  375;  Schütze  O.A.  XXII,  22. 

*^)  Sie  enthält  die  Versicherung  der  Richtigkeit  der  zu  erstattenden  bezw. 
schon  erstatteten  Aussage. 

**)  So  jedoch,  dass  auch  der  frei  gesprochene  Eid  prozessual  gültig  ist,  E.  XXII,  106. 
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den  Monnoniten  und  Philipponen.  Die  R.St.P.0.  hat  diese  Landes- 
gesetze in  Kraft  belassen,  wie  auch  für  die  Zukunft  landesgesetzliche 
Exemtionen  dieser  Art  zugelassen,  St.P.O.  §  64 ^2).  Dagegen  lässt  die 
St.P.0.  die  Berufung  auf  einen  Diensteid,  den  der  Zeuge  früher  geleistet 
hat,  nicht  mehr  genügen. 

Die  Beeidigung  erfolgt  regelmässig  erst  in  der  Hau  pt  verh  an  d  I  ung, 
(eventuell  bei  kommissarischer  Vernehmung  im  Hauptverfahren,  StP.O. 
§  222*3);  um-  ausnahmsweise  im  Vorverfahren,  St.P.O.  §  65,  nämlich 
in  der  Voruntersuchung  dann,  wenn  entweder  voraussichtlich  der  Zeuge 
am  Erscheinen  in  der  Hauptverhandlung  verhindert  oder  sein  Erscheinen 
wegen  grosser  Entfernung  besonders  erschwert  sein  wird,  oder  wenn 
die  Beeidigung  als  Mittel  zur  Herbeiführung  einer  wahrheitsgemässen 
Aussage  erforderlich  erscheint;  im  Ermittelungsverfahren  dann,  wenn 
Gefahr  im  Verzuge  obwaltet,  oder  die  Beeidigung  als  Mittel  zur  Herbei- 
führung einer  wahrheitsgemässen  Aussage  über  eine  Thatsache,  von  der 
die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  abhängig  ist,  erforderlich  erscheint. 
Ob  diese  Voraussetzungen  gegeben  sind,  darüber  befindet  der  verneh- 
mende Richter.  Prinzipiell  erfolgt  somit  die  Vernehmung  der  Zeugen 
im  Vorverfahren  u neidlich.  Diese  Bestimmung  rechtfertigt  sich  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  Vereidigung  der  Zeugen  im  Vorverfahren 
den  Schwerpunkt  der  Beweisaufnahme  aus  der  Hauptverhandlung  in 
das  Vorverfahren  verlegen  würde;  mit  Rücksicht  darauf,  dass  das 
Vorverfahren  noch  nicht  direkt  über  Freisprechung  oder  Verurteilung 
entscheidet,  somit  nur  sekundäre  Wichtigkeit  hat;  mit  Rücksicht 
endlich  darauf,  dass  eine  zweifache  Vereidigung  —  im  Vorverfahren 
und  in  der  Hauptverhandlung  —  jedenfalls  thunlichst  zu  vermeiden 
ist,  um  unnütze  Häufung  der  Eide  zu  verhüten**). 

Der  Eid  deckt  immer  nur  je  eine  Aussage,  bei  abermaliger  Ver- 
nehmung muss  der  Zeuge  also  nochmals  vereidigt  werden.  Eine  aber- 
malige Vernehmung  liegt  jedenfalls  immer  dann  vor,  wenn  sie  in  einer 
anderen  Hauptverhandlung  erfolgt,  mag  diese  auch  zu  demselben  Straf- 
prozess  gehören,  wie  die  Hauptverhandlung,  in  der  die  erste  Aussage 


*^)  Einzelheiten  vgl.  bei  Bennecke  344  Anm.  16. 

")  Unten  §  110. 

**)  Doch  hat  die  Uneidlichkeit  der  Vernehmung  im  Vorverfahren  de  lege  ferefida 
Anfechtung  erfahren.  So  bei  John  I,  615;  Petersen  G.A.  XXIX,  285;  Wiesand 
Verhandlungen  des  17.  deutschen  Juristentages  1,  275.  Vgl.  aber  Geyer  530; 
H.  H.  1,  287;  Glaser  I,  572;  G.S.  XXXIII,  ö2;  Philler,  Verhandlungen  des  17. 
deutschen  Juristentages  I,  230;  mit  diesen  Schriftstellern  übei einstimmend  auch  der 
Beschluss  des  17.  Juristentages  11,  200,  296. 
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abgegeben  wurde.  Im  Rahmen  einer  und  derselben  Hauptverhandlung 
(wozu  der  Fall  des  §  228  St.P.0.  gehört)  dagegen  stellen  alle  an  den 
Zeugen  gerichteten  Fragen  zusammen  nur  eine  Vernehmung  dar,  es 
müsste  denn  sein,  dass  die  erste  Befragung  des  Zeugen  mit  Abnahme 
des  Nacheides  geendigt  hat  und  alsdann  eine  weitere  Befragung  des 
Zeugen  erfolgt^).  Auch  wenn  der  Zeuge  also  in  derselben  Hauptverhand- 
lung „entlassen",  oder  sonst  seine  Vernehmung  als  abgeschlossen  markiert 
worden  ist,  kann  gleichwohl  eine  einfache  Fortsetzung  der  Vernehmung 
stattfinden*^).  Ebenso  ist  die  Einheit  der  Vernehmung  auch  dadurch 
nicht  in  Frage  gestellt,  dass  die  Themata,  über  die  der  Zeuge  innerhalb 
derselben  Hauptverhandlung  in  mehrfachen  Absätzen  vernommen  worden 
ist,  auf  verschiedene  mit  einander  verbundene  Strafsachen  Bezug 
haben  *7). 

Vernehmungen  ausserhalb  der  Hauptverhandlung  sind  in  ent- 
sprechender Weise  zu  behandeln. 

An  Stelle  nochmaliger  Eidesleistung  genügt  jedoch  eine  von 
dem  Zeugen  abgegebene  Versicherung  der  Richtigkeit  der 
neuen  Aussage  unter  Berufung  auf  den  früher  ge- 
leisteten Eid*^)  dann,  wenn  in  einem  und  demselben  Vorverfahren 
oder  aber  in  einem  und  demselben  Hauptverfahren *^)  eine  zweimalige 
Vernehmung  des  Zeugen  erfolgt,  und  bei  der  ersten  schon  ein  (Vor- 
oder Nach-)Eid  geleistet  worden  ist.  Solche  Versicherung  steht  dem 
Eide  prozessual  vöUig  gleich^).  Doch  kann  der  Richter  auch  in 
diesen  Fällen  nach  seinem  Ermessen  eine  nochmalige  Ableistung  des 
körperlichen  Eides  fordern. 

IV.  Der  Zeuge  hat  Aospruch  auf  Gebühren,  bestehend  in  Entschädigung  für 
Zeit  Versäumnis,  Ersatz  für  Reisekosten  und  Kosten  des  Aufenthaltes  am  Orte  der 


")  Bennecke  338,  Anm    13;  E.  XIX,  84. 

*•)  A.  M.  E.  XIX,  27;  R.  I,  756;  Löwe  1  zu  §  66;  ßennecke  338  Anm.  15. 

*')  A.  M.  Bennecke  338  Anm.  14. 

**)  Nicht  aber  der  blosse  Hinweis  auf  den  früheren  Eid  von  Seiten  des 
Richters,  R  II,  704,  V,  250;  E.  XIX,  28;  Löwe  9  zu  §  66. 

**)  Zum  Hauptverfahren  gehört  auch  die  kommissarische  Vernehmung,  unten 
§  119;  R.  IlT,  490;  E.  IV,  437;  Löwe  2a  zu  §  66;  Bennecke  339  Anm.  17. 
A.  M.  John  1,  627;  Glaser  I,  582;  Geyer  533  und  in  H.H.  I,  289  und  Andere, 
die  hier  „Hauptverfahren ^'  untechnisch  =  „Hauptverhandlung"  setzen.  —  Dagegen 
gehört  die  "Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nicht  zu  demselben  Hauptverfahren,  weil 
zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Hauptverfahren  trennend  die  Rechtskraft  steht. 
So  E.  XVUI,  417  und  die  herrschende  Meinung,  vgl.  Löwe2bzu§66;  Bennecke 
339  Anm.  17;  John  I,  637. 

^*')  Daher  gilt  besonders  das  oben  über  die  Eides  fä h ig keit  Gesagte  auch  für 
sie.    Bennecke  340. 
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Veroehmung,  St.P.0.  §  70,  Gebührenord aong  für  Zeugen  und  Sachyeiständige  vom 
30.  Juni  1878 
20.  Mai  1898' 

Der  Anspruch  richtet  sich  regulär  gegen  den  Staat  Der  „unmittelbar"  Geladene 
hat  solchen  Anspruch  jedoch  von  Hause  aus  nur  gegen  den  Ladenden;  gegen  die 
Staatskasse  nur  dann,  wenn  das  Gericht  seine  Yernehmung  als  sachdienlich  erachtet, 
St.P.0.  §  219. 

Der  Anspruch  wird  erworben  dadurch,  dass  der  Zeuge  seine  Zeugnispflicht  in 
dem  vom  Gericht  geforderten  Umfange  erfüllt.  £ntlässt  das  Gericht  den  erschienenen 
Zeugen,  ohne  ihn  zu  vernehmen,  so  entsteht  der  Aospruch  also  ebenso  wie  wenn 
er  vernommen  wird  und  den  Eid  leistet.  Dagegen  hindern  unberechtigte  Ver- 
weigerung der  Aussage  oder  des  £ides  das  Entstehen  des  Anspruchs. 

Auch  die  Erfüllung  der  Zeugnispflicht  begründet  den  Anspruch  aber  nur  für 
denjenigen  Zeugen,  der  vom  Richter  oder  vom  Staatsanwalt  geladen,  nicht  für 
den  „gestellten"  oder  spontan  erschienenen  Zeugen,  und  für  den  unmittelbar  geladenen 
nur  unter  der  vorstehend  angegebenen  Voraussetzung 'M. 

Die  Höhe  der  Gebühren  richtet  sich  nach  der  oben  genannten  Gebührenordnung. 
Gegen  den  Ansatz  derselben  ist  dem  Zeugen  Beschwerde  gegeben,  Gebührenord. 
§  17,  St.P.0.  §§  346  ff. 

§  90. 
bb)    Sachverständige. 

I.  Sachverständige  (Experten)  sind  dritte  Personen^), 
die  im  Prozess  ein  auf  besonderer  Sachkunde  (Wissen- 
schaft, Kunst,  Gewerbe  u.  s.  w.)  beruhendes  Urteil  (Gutachten) 
abgeben,  es  seien  Einzelpersonen,  oder  (nach  §§  83  Abs.  3,  91,  92 
St.P.0.)  ganze  Fachbehörden.  Vom  Zeugen  unterscheidet  sich  der 
Sachverständige  dadurch,  dass  er  nicht,  wie  jener,  über  Thatsachen, 
die  Gegenstand  seiner  Wahrnehmung  sind  oder  gewesen  sind, 
einfach  aussagt,  sondern  auf  Thatsachen,  die  er  sinnlich  nicht 
wahrgenommen  hat,  im  Prozess  lediglich  auf  Grund  seiner  Sach- 
kunde einen  Schluss  zieht*).  Er  bringt  vor  Gericht  einen  Erfah- 
rungssatz mit,  empfängt  im  Prozess  eine  Thatsache,  sei  es,  dass  sie 
ihm  vom  Gericht  mitgeteilt  wird,  oder  er  sie  den  Aussagen  der  in 
seiner  Gegenwart  vernommenen  Zeugen  u.  s.  w.  entnimmt,  sei  es,  dass 


^^)  Löwe  12  zu  §  219  will  dun  gestellten  Zeugen  dem  unmittelbar  geladenen 
gleichstellen.     Dagegen  mit  Rtcht  Bennecke  347  Anm.  24. 

*)  Über  diesen  Begriff  8.  oben  §  881. 

^)'Die  DeßnitioD,  die  Birkmeyer  405  von  den  Sachverständigen  giebt  (es 
handle  sich  um  „Wahrnehmung**  von  Thatsachen  mittels  der  durch  Wissenschaft, 
Gewerbe  oder  Kunst  besonders  geschärften  8inne),  passt  nicht  auf  den  Sachverständigen, 
sondern  auf  den  sachverständigen  Zeugen. 
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er  selbst  die  Thatsache  im  Prozess  durch  „Expertise"  feststellt');  aus 
dem  ErfahruDgssatz  als  Obersatz  und  der  gegebenen  Tbatsache  als 
Untersatz  zieht  der  Sachverständige  im  Prozess  vor  Gericht  den  Schluss 
auf  eine  bisher  unbekannte  Thatsache^).  Die  Bekundung  des  Sach- 
verständigen ist  also  ihrem  Wesen  nach  hypothetisch:  sie  steht  und 
fällt  mit  der  Richtigkeit  der  als  Untersatz  dienenden  Thatsache.  Damit 
hängt  zusammen,  dass  die  Sachverständigen  sozusagen  „fungibel"  sind^), 
insofern  ihr  ganzes  Rüstzeug  in  dem  allgemdnen  Erfahrungssatze 
besteht,  somit  jeder  das  Gutachten  abgeben  kann,  der  diesen  Satz 
beherrscht,  während  der  Zeuge  ein  bestimmtes  Wissen  bereits  in  den 
Prozess  mitbringen  muss,  somit  unvertretbar  ist^). 

Dass  die  vorstehend  angegebene  Unterscheidung*^)  zwischen  Zeugen 
und  Sachverständigen  die  richtige  sei,  wird  vielfach  bestritten.  £s  wird 
namentlich  geltend  gemacht,  auch  der  Zeuge  „urteile",  denn  jede,  auch 
die  einfachste  Aussage  sei  ein  „Urteil"  im  Sinne  der  Logik®).  Das 
scheint  durch  einzelne  Beispiele  bestätigt  zu  werden;  z.  B.  kann  man 
recht  wohl  vom  „Leumundszeugen"  sagen,  er  „beurteile"  den  Charakter 
des  Beleumdeten. 

Nun  darf  aber  nicht  bestritten  werden,  dass  die  Gesetzgebung 
auch  sonst  die  einfache  Aussprechung  einer  Thatsache  von  dem  Urteile 
sondert,  (vgl. z.B.  StG.B.  §§  131, 138, 144, 186,  263),  übereinstimmend  mit 
dem  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens^).  Die  urteilende  Thätigkeit 
entzieht  sich  nämlich  in  zahlreichen  Fällen  dem  Bewusstsein.  Sie 
erscheint  prima  fade  nur  als  „einfache  Aussage". 

Die  Grenzlinie  zwischen  einfacher  Aussage  und  Urteil  ist  nun 
gewiss  nicht  immer  leicht  zu  iBnden^^);  aber  der  Begriff  des  Sach- 
verständigen erhält  seine  feste  Begrenzung  durch  dass  Erfordernis  der 


^  Unten  I  gegen  Ende. 

*)  Z.  B.:  Obeisatz:  Die  Leichen  der  an  prewissen  Giften  verstorbenen  Personen 
verfärben  sich  an  bestimmten  Stellen  des  Körpers;  Untersatz:  Die  Leiche  des  X 
hatte  diese  und  jene  Färbung;  Scbluss:  Folglich  ist  X  an  Gift  gestorben. 

6\  B  o  n  n  6  c  11  6  3^1  ^nm    4 

«)  Vgl.  H  e  u  8 1  e  r,  Arch.  f.  civUist.  Pr.  LXII,  243;  B  i  n  d  i  n  g  Grdr.  142  II,  2 ; 
üllmann  345. 

^)  Sie  wird  auch  vertreten  von  Frank  III  zu  §  154  StG.B,  und  war  schon 
der  gememrechtlichen  WissenFchaft  geläufig,  vgl.  z.  B.  W  e  t  z  e  1 1 ,  Syst.  d.  Civilpr., 
3.  Aufl.  529. 

')  So  Bennecke  349,  Gross,  Kriminalpsychologie  421,  Birkmeyer 
444,  vgl  Stein,  Priv.  Wiss.  8,  Rupp  5. 

")  Vgl.  hierzu  Stein,  Priv.  Wiss.  7 ff. 

»«)  Vgl.  E.  XXVI,  70. 
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besonderen  Sachkunde,  die  dem  Betreffenden  den  Erfahrangs- 
8 atz  liefert ^^).  Der  Umfang  des  Begriffs  „besondere"  Sachkunde 
ist  freilich  ein  nach  Zeit  und  Ort  schwankender^).  Je  höher  die 
allgemeine  Bildung,  um  so  grösser  die  „allgemeine"  Sachkunde.  Indessen 
ist  dieses  Schwanken  für  den  Prozess  unerheblich.  Es  kommt  nur 
darauf  an,  ob  der  Richter  selbst  die  nötigen  Erfahrungssätze  beherrscht 
oder  nicht^"^).  Beherrscht  er  sie  nicht,  dann  eben  muss  ihm  eine 
„besondere  Sachkunde"  eines  Sachverständigen  zu  Hülfe  kommen. 

Hie  und  da  findet  sich  die  Auffassung,  Zeugen  und  Sachverständige 
unterschieden  sich  dadurch,  dass  die  Aussage  der  ersteren  Vergangenes, 
die  der  letzteren  Gegenwärtiges  betreffe^*).  Das  ist  unrichtig i*),  die 
Thatsache,  auf  die  der  Sachverständige  seinen  Schluss  zieht,  wird  sogar 
sehr  häufig  in  der  Vergangenheit  liegen,  zum  Beispiel  der  erfolgte  Tod 
an  Gift;  umgekehrt  kann  der  Zeuge  über  Gegenwärtiges  befragt  werden, 
z.  B.  über  die  Identität  des  Beschuldigten  mit  dem  Thäter"). 

Neuerdings  wird  der  Unterschied  zwischen  den  genannten  beiden 
Arten  der  persönlichen  Beweismittel  von  Stein  ^^  darin  gefunden, 
dass  der  Zeuge  Thatsachen,  der  Sachverständige  Erfahrungssätze  dem 
Gericht  liefere.  Aber  die  Erfahrungssätze  bilden  nur  den  an  sich  für  das 
Gericht  uninteressanten,  oft  gar  nicht  einmal  für  den  Laien  verständ- 
lichen Durchgangspunkt  der  Gedankenoperation  des  Sachverständigen. 
Möglicherweise  setzt  der  Sachverständige  auch  die  Erfahrungssätze 
seiner  Wissenschaft  dem  Gericht  auseinander,  aber  dadurch  werden 
sie  noch  nicht  dem  Gericht  zu  eigen");  auch  dient  diese  Auseinander- 


'*)  Hierauf  kommt  auch  Bennecke  350  hinaus,  nur  dass  er  lediglich 
die  besondere  Sachkunde  das  unterscheidende  Merkmal  sein  lassen  will  (351),  nicht 
das  gegenwärtige  Urteil  auf  Grund  der  Sachkunde.  Aber  bei  solcher  Auf- 
fassung sucht  man  vergeblich  nach  einem  Unterschiede  des  sachverständigen  Zeugen 
vom  Sachverständigen,  wähi-eod  doch  §  85  St  P.O.  zu  einer  derartigen  Unterscheidung 
nötigt.  Wenn  Bennecke  354  diesen  Unterschied  darin  finden  will,  dass  sich  die 
Aussage  des  Sachverständigen  nur  auf  gegenwärtige,  nicht  auf  vergangene  Thatsachen 
beziehe,  so  kommt  er  damit  auf  eine  von  ihm  selbst  —  352  —  verworfene  Unter- 
scheidung zurück,  vgl.  nachstehend  bei  Anm.  14—16.  Gegen  die  „besondere  Sach- 
kunde" erklärt  sich  Stein,  Priv.  Wiss.  25. 

")  Bennecke  350,  d  und  Anm.  2. 

")  Vgl.  oben  S.  316. 

'*)  Heusler  245;  Birkmeyer  444,  423;  Glaser  I,  t)86. 

**)  Bennecke  352;  Stein  57. 

*^)  Somit  ist  unhaltbar  die  Auffassung,  der  Zeuge  könne  nur  ausserhalb 
des  Prozesses  gemachte  Wahrnehmungen  bekunden.  Sie  wird  z.  B.  vertreten 
von  Birkmeyer  424,  445.     Vgl.  dagegen  R.  IIP,  544;  Stein  57. 

*^)  Priv.  Wissen  54. 

»«)  Oben  S.  316. 
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Setzung  nur  dazu,  um  dem  Gericht  die  Überjceu^unj:^  zu  verschaffen, 
dass  der  Betreffende  die  nötige  Sachkunde  wirklich  besitzt.  Sie  kann 
daher  auch  fehlen.  Nicht  in  ihr  besteht  das  Gutachten,  sondern  in 
der  Anwendung  des  Erfahrungssatzes,  in  der  Schlussziehung  auf 
die  betreffende  beweiserhebliche  Thatsache^^)^^). 

Der  sogenannte  sachverständige  Zeuge  —  StP.O.  §  85  — 
ist  Zeuge.  Er  bekundet  die  Thatsache,  dass  er  früher  ausserprozessual 
unter  Verwertung  besonderer  Sachkunde  aus  einer  von  ihm  gemachten 
Wahrnehmung  auf  eine  Thatsache  einen  Schluss  gezogen  hat'O, 
während  der  Sachverständige  erst  im  Prozess  den  Erfahrungssatz  zu 
handhaben  hat'^).  Der  Gegensatz  gegen  den  Sachverständigen  tritt 
namentlich  bei  demjenigen  zum  sachverständigen  Zeugnis  Heran- 
gezogenen hervor,  der  verneinend  aussagt,  er  habe  sich  damals  ein 
Urteil  nicht  gebildet:  die  Vernehmung  des  Sachverständigen 
kann  zu  solchem  negativen  Ergebnis  nie  gelangen;  hat  der  als  Sach- 
verständiger Zugezogene  überhaupt  die  nötige  Sachkunde,  so  muss  er 
sich  auch  ein  Urteil  bilden.  Beispielsweise  ist  sachverständiger  Zeuge 
der  Eisenbahnstationsbeamte,  der  bei  einem  Eisen bahnunfall  zugegen 
gewesen  ist  und  im  Prozesse  darüber  befragt  wird,  ob  er  sich  damals 
das  Urteil  gebildet  hat,  dass  die  Weichen  vorschriftsmässig  gestellt 
waren.  Dagegen  würde  Sachverständiger  sein  etwa  ein  Regierungs- 
baurat, der  nicht  bei  dem  Unfall  zugegen  gewesen  war,  und  dem  nun 
die  Frage  vorgelegt  wird,  ob  er  aus  dem  ihm  jetzt  mitgeteilten 
(oder  durch  Anhörung  der  Verhandlung  zugänglich  gewordenen)  That- 
bestand  den  Schluss  ziehe,  dass  die  Weichen  vorschriftsmässig  gestellt 
waren. 

Hiervon  zu  unterscheiden  ist  der  Fall,  dass  jemand  zugleich  Zeuge 
und  Sachverständiger  ist.  Wird  z.  B.  der  Arzt,  der  den  angeblich  an 
Vergiftung  gestorbenen  X  behandelt  hat,  darüber  befragt, 

a)  was  er  für  Wahrnehmungen  gemacht  habe  (zum  Beispiel  weil 
auf  Grund  dieser  Aussage  auch  andere  Ärzte  ein  Gutachten  abgeben 
sollen); 


'^)  Den  Ansführangen  Steins  steht  die  Auffassung  dieses  Lehrbuchs  gleich- 
wohl nahe. 

")  Zutreffend  Rupp,  Beweis  im  Straf verf.  114.    Auch  Stein  selbst  5C. 

")  Richtig  Kohler,  Jur.  L.  Bl.  X,  134,  vgl.  auch  Stein  60.  Nicht  ganz 
genau  ßennecke  371. 

**)  Unrichtig  Rupp  110,  der  einen  Unterschied  nicht  anerkennen  will,  vgl. 
auch  T.  Eries  381. 
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b)  ob  er   jetzt  das  Urteil  fälle,    dass  der  Tod  durch  Vergiftung 
eingetreten  sei, 
so  ist  er  Zeuge  und  Sachverständiger  ^^), 

Die  Sachverständigen  sind  B  e  w  e  i  s  m  i  1 1  e  1 2*),  wie  sich,  abgesehen 
vom  Begriff  selbst,  aus  der  unverkennbaren  Parallele  ergiebt,  die  die 
St.P.0.  zwischen  Zeugen  und  Sachverständigen  zieht  (besonders  §  72), 
sowie  aus  den  §§  218,  244  St.P.O.,  wo  von  Zeugen,  Sachverständigen 
und  „anderen  Beweismitteln"  die  Rede  ist.  Eine  ältere,  ganz  schiefe 
Auffassung  stellte  die  Sachverständigen  als  ^Judices  facti'^  den  Richtern 
als  den  „judices  juris'^  entgegen.  Das  ist  heute  aufgegeben.  Immerhin 
aber  behandelt  doch  die  St.P.O.  die  Sachverständigen  in  einzelnen 
Beziehungen  alsBichtergehülfen,  so  besonders  in  §§  73,  74, 
denen  freilich  die  §§  193,  218,  219,  221,  238  gegenübertreten"). 

Von  den  Sachverständigen  als  einer  Art  von  Beweismitteln  sind 
wohl  zu  unterscheiden  —  was  aber  meist  nicht  geschieht*^)  —  solche 
sachkundige  Personen,  die  dem  Richter  irgend  welche 
Wahrnehmungen  oder  Handlungen  ermöglichen,  nicht 
selbst  Outachten  abgeben,  wie  z.  B.  der  Arzt,  der  lediglich  gewisse 
Teile  einer  Leiche  blosslegt,  um  den  Richter  selbst  wahrnehmen  zu 
lassen,  dass  eine  Kugel  sich  in  dem  Körper  befindet  und  dergleichen, 
oder  der  Verkehrsdolmetscher 2^)  oder  das  Mitglied  einer  kollegialen 
Fachbehörde,  das  nach  §  255  Abs.  2  St.P.0.  das  schriftlich  von  der 
Behörde  erstattete  Gutachten  in  der  Hauptverhandlung  „vertritt",  das 
heisst  ohne  eigene  besondere  Begutachtung  dem  Gericht  das  Ver- 
ständnis des  Gutachtens  erschliesst^).  Solche  Personen  sind  völlig 
richterliche  Hülfsperso  nen  und  nicht  nach  den  §§  72  ff. 
St.P.0.  zu  behandeln. 

Mangeis  ausdrücklicher  Gesetzesbestimmung  wird  anzunehmen  sein, 
dass  dem  Richter  zwar  unverwehrt  ist,  sich  solcher  Hülfspersonen  zu 


**)  Stein  64  ff.  will  zula*?sen ,  da.ss  sich  der  Bichter  in  den  von  ihm  zu 
machenden  Wahrnehmungen  von  Thatsachen  durch  den  Sachverständigen  vertreten 
ia.<ise,  ohne  dass  dieser  dadurch  seine  Steihing  als  Sachverständiger  ändere.  Dem  ist 
nicht  beizupflichten. 

")  Ebenso  Ben  necke  351;  John  I,  518;  Birkmeyer  447.  A.  M.  die 
Motive  zu  Entwurf  I  §§  03-75,  zu  Entwurf  III  §§  64—70. 

")  Vpl.  Bennecke  353 

'*)  Vgl.  aber  Glaser  I,  070,  Binding  Grdr.  141  (allerdings  nicht  ganz 
übereinstimmend  mit  dem  Text).  Auch  die  Scheidung  Birkmeyers  440  („wahr- 
nehmende'* und  „urteilende*'  Sachverständige)  ist  nicht  dieselbe,  wie  die  unsrige. 

")  Oben  §  76  S.  28(5— 287.  Auf  diese  Personen  passt  die  Schilderung 
Johns  1,  517  von  den  Sachverständigen,  die  nicht  das  Material  vermehren,  sondern 
nur  bewirken,  dass  es  verwertbar  wird. 
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bedienen,  dass  aber  eine  Pflicht,  solche  Dienste  zu  leisten,  nicht  be- 
steht (Dagegen  muss  der  Begutach tu ngs sachverständige,  der 
überhaupt  zur  Begutachtung  verpflichtet  ist  (unten  IV)  für  ver- 
pflichtet gehalten  werden,  auch  solche  in  seine  Wissenschaft  u.  s.  w. 
einschlagenden  Hülfsthätigkeiten  (Expertisen,  Leichenöffnung  u.  s.  w.) 
vorzunehmen,  ohne  die  er  das  Outachten  nicht  erstatten  kann''). 

Die  als  Richtergehülfen  dienenden  Sachkundigen  werden  dem- 
nach auch  nicht  „vernommen",  erstatten  kein  Gutachten,  leisten  keinen 
Eid  {de  lege  ferenda  bedenklich,  de  lege  lata  aber  deshalb  zweifellos, 
weü  der  Sachverständigeneid  auf  Erstattung  eines  Gutachtens  lautet, 
somit  auf  sie  nicht  passt). 

IL     Zur  Abgabe  von  Gutachten  unfähig  ist 

1.  wer  nicht  die  nötige  Sachkunde  besitzt; 

2.  wer  nach  §§  72,  56  St.RO.  eidesunfähig  ist«*);  denn  unbe- 
eidigte Gutachten  sind  dem  Gesetz  völlig  fremd. 

Kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  ist  nur  —  und  zwar  nur  insoweit 
es  sich  um  eine  Leichenöfihung  handelt,  —  der  Arzt,  der  den  Verstorbenen 
in  der  dem  Tode  unmittelbar  vorangegangenen  Krankheit  behandelt 
hat,  St.RO.  §  87  Abs.  1  Satz  2  3i). 

Ablehnbar  ist  ein  Sachverständiger  aus  den  Gründen,  aus  denen 
auch  ein  Richter  abgelehnt  werden  kann,  St.RO.  §  74,  das  heisst  also  a) 
bei  Vorliegen  eines  TJmstandes,  der  bei  einem  Richter  zur  Ausschliessung 
führen  würde,  StRO.  §§  24,  22  ^),  ausgenommen  jedoch  den  Umstand, 
dass  der  Sachverständige  als  Zeuge  vernommen  ist  (§  22  ^  St.P.0.) 
§  74  Satz  2  St.P.0.;  sowie  b)  bei  Besorgnis  der  Befangenheit,  StRO. 
§  22  Abs.  1  und  2. 

Bas  Recht,  einen  Sachverständigen  abzulehnen,  ist  ein  Parteirecht,  St.P.0.  §  74 
Abs.  2.  Eine  Selbstablehnung  des  Sachverständigen  wäre  gleichbedeutend  mit  Yer* 
Weigerung  der  BegutachtungspflichterfüUung.  —  Das  Ablehnungsverfahren  gestaltet 


**)  Desshalb  richtig  Bennecke  546  Anm.  31.    Vgl.  auch  Stein  71. 

*^)  Ob  das  Gericht  dann  von  dem  Sachverständigen  ausser  dem  Gutachten 
auch  eine  Mitteilung  über  die  Wahrnehmungen,  die  er  bei  der  Expertise  gemacht  hat, 
den  „Befund'',  erfordert,  hängt  natürlich  davon  ab,  ob  das  Gericht  die  wahrgenommenen 
Thatsachen  anderweit  braucht.  Bejahendenfalls  ist  der  Sachverständige  gleichzeitig 
Zeuge  (oben  S.  3G5^    Nicht  ganz  zutreffend  Rupp  115. 

»°)  Ebenso  John  I,  072;  Birkmeyer  449,  450;  Bennecke  355; 
Glaser  I,  691;  S  tengl  ei  n  1  zu  §  79;  Löwe  1  zu  §  79;  v.  Kries  388; 
Puchelt  3  zu  §  79;  v.  Schwarze  1  zu  §  79;  üllmann  346,  348;  Biudiug 
431.     A.  M.  E.  XXVII,  398. 

»»)  Vgl.  B  e  n  n  e  c  k  e  356. 

'*)  Keiner  Übertragung  auf  Sachverständige  fähig  ist  der  §  23  St.P.0.;  J  o  h  n  I, 
673;  Löwe  2  zu  §  74;  Ben  necke  356. 
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sich  Dicht  nach  Aüalogio  des  Kichterablehniingsverfahrcns,  denn  §  74  StP.O.  nimmt  nur 
die  AbiehnuDgsgründe  des  g  24  öt.P.O.  in  Bezug.  Deshalb  ist  namentlich  die  Ent- 
scheidung über  das  Ablehnungsgesuch  gemäss  §§  846  ff.  St.P.O.  anfechtbar  (anders 
als  nach  §  28  St.P.0.)  und  es  ist  für  die  Ablehnung  eine  zeitliche  Grenze  nicht 
gesetzt  (anders  als  nach  §  25  St.PO.)'*).  Wird  ein  Sachverständiger  abgelehnt,  so 
wird  dadurch  —  vorausgesetzt,  dass  die  Ablehnung  begründet  ist  —  sein  Outachten 
unbenutzbar,  selbst  wenn  es  schon  erstattet  sein  sollte  ^) :  die  Ablehnung  wirkt  zurück. 

Die  Zuziehung  von  Sachverständigen  erfolgt  grundsätzlich  durch 
den  Richter,  der  jeweils  mit  der  Sache  befasst  ist,  St.P.O.  §  73,  im 
vorbereitenden  Verfahren  durch  den  Staatsanwalt.  Daraus  ergiebt  sich 
namentlich,  dass  eine  prozessuale  Notwendigkeit,  über  technische  u.  s.  w. 
Fragen  Sachverständige  zuzuziehen,  nicht  besteht.  Glaubt  der  Richter, 
die  in  Betracht  kommenden  Erfahrungssätze  selbst  zu  beherrschen,  so 
bedarf  er  eben  keines  Sachverständigen  ^).  Eine  Ausnahme  gilt  jedoch 
für  die  Fälle  der  LeichenöflFnung,  StP.O.  §  87,  bei  welcher  zwei  Sach- 
verständige und  zwar  Ärzte  mitwirken  müssen^);  und  für  die  Fälle, 
in  denen  es  sich  um  Untersuchung  auf  Gift  handelt,  wobei  ebenfalls 
fachmännische  Untersuchung  geboten  ist,  StP.O.  §  91^). 

In  Ansehung  der  Persönlichkeit  der  Sachvei ständigen  ist  für  Fälle  des  Ver- 
dachts einer  Vergiftung  oder  eines  Münzverbrechens  oder  Münzvergehens  dem  Richter 
durch  §§  91,  92  StP.O.  vorgeschrieben,  an  was  für  Sachverständige  er  sich  zu  wenden 
hat  (Chemiker,  evtl.  unter  Mitwirkung  oder  Leitung  eines  Arztes;  Münzbehörde) ■*). 
Im  übrigen  schreibt  §  78  Abs.  2  St.P.O.,  aber  nur  instruktiondll,  vor,  dass  in 
erster  Linie  die  etwaigen  öffentlich  besteilten  Sachverständigen  zugezogen  werden 
sollen,  Gerichtsärzte,  Gerichtschemiker  u.  dgl.,  andere  nur  wenn  besondere  Umstände 
es  erfordern.  Andererseits  ist  der  Richter  auch  ermächtigt,  einen  zur  Erstattung 
eines  Gutachtens  Verpflichteten  —  unten  IV  —  von  dieser  Pflicht  zu  entbinden, 
StP.O.  §  76  Satz  2. 

Eine  Miniraalzahi  zuzuziehender  Sachverständiger  (nämlich  2)  ist  für  die 
Leichenöffnung  in  §  87   St.P.O    bestimmt;   im  übrigen   richtet  sich   die  Zahl  nach 


")  "Weitere  Einzelheiten  s.  bei  B  e  n  n  e  c  k  e  357—358. 

^)  Bennecke  358. 

•*)  Vgl.  oben  S.  316.  Gut  E.  XXV,  H'^6.  S.  auch  Be  n  n  ecke  359;  e!  III, 
176;  V.  Kries  384;  Mot.  151;  John  I,  662;  Stein  82  unter  zutreffendem 
Hinweis  darauf,  dass  der  Richter  ein  ,,privates  Wissen^*  von  den  Erfahrung s- 
Sätzen  (anders  als  das  private  Wissen  von  Thatsachen)  prinzipiell  frei  ver- 
werten darf.    Einschränkend  Löwe  2a  zu  §  73. 

••)  Oben  S.  338. 

"j  Ebenso  John  I,  659;  Birkmeyer  453;  Bennecke  359  Anm.  18 
entgegengesetzt  freilich  380. 

^')  Ajidere  als  die  in  §§  91,  92  genannten  Sachverständigen  darf  der  Richter 
hier  nicht  angehen,  das  „erforderlichenfalls"  in  §  92  heisst  nur:  „insoweit  überhaupt 
Sachverständige  notwendig  sind.'^  A.  M.  Bennecke  380  Anm.  19.  Im  Falle  des 
§  91  sind  nach  dem  vorstehend  im  Text  bei  Anm.  37  Gesagten  unbedingt  die 
in  §  91  genannten  Sachverständigen  zuzuziehen. 
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dem  Bedürfnis.    Zulässig  ist  auch  die  Anordnung  wiederholter  Begutachtung,  SiP.O. 
§  83»«). 

Von  der  Regel,  dass  der  Richter  es  ist,  der  den  Sachverständigen  zuzieht, 
giebt  es  Ausnahmen:  unter  Umständen  ist  es  die  Partei,  die  den  Sachverständigen  zu- 
zieht, so  zwar,  dass  einmal  der  Angeschuldigte  zu  einem  Termin  in  der  Yorunter- 
suchung,  in  dem  ein  Augenschein  unter  Zuziehung  von  Sachverständigen  ein- 
genommen wird,  auch  seinerseits  Sachverständige  zuziehen  kann.  St  P.O.  §  193, 
sodann  im  Wege  der  unmittelbaren  Ladung^*')  nicht  bloss  Zeugen,  sondern  auch  Sach- 
verständige zur  Hauptverhandlung  geladen  werden  können ,  St.P.O.  §  219. 
Auch  kann  natürlich  der  Staatsanwalt  spontan  zur  Hauptverhandlung  Sach- 
verständige laden. 

III.  Der Sachverständigenbeweis istunzulässiginsoweitein öffent- 
licher Beamter  entgegen  den  in  StP.O.  §§  72,  53  einesteils,  §  76  Abs.  2, 
anderenteils   getroffenen   Bestimmungen  herangezogen    werden    soU^^). 

IV.  Die  Begutachtungspflicht  {Sachverständigenpflicht) 
beschränkt  sich  im  Gegensatz  zur  Zeugnispflicht  auf  vier  Personen- 
kategorieen  (§  75  StP.O.),  nämlich  auf 

die  Personen,  die  zur  Erstattung  von  Gutachten  der  erfor- 
derten Art  öffentlich  bestellt  sind,  z.  B.  Gerichtschemiker, 
Gerichtsärzte,  Bücherrevisoren,  die  literarischen  Sachverstän- 
digenvereine des  §  31  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1870  u.  s.  w; 

solche,  die  die  Wissenschaft,  die  Kunst  oder  das  Gewerbe, 
deren  Kenntnis  Voraussetzung  der  Begutachtung  ist,  öffentlich 
zum  Erwerbe  ausüben,  z.  B.  praktizierende  Ärzte; 

solche,  die  zur  Ausübung  dieser  Wissenschaft,  der  Kunst 
oder  des  Gewerbes  öffentlich  bestellt  oder  ermächtig  sind, 
z.  B.  der  approbierte  Arzt,  auch  wenn  er  überhaupt  nicht  oder 
z.  B.  nur  unentgeltlich  praktiziert; 

endlich    solche,    die    sich    zur    Begutachtung   vor    Gericht 
bereit  erklärt  haben  *2). 
Die  Begutachtungspflicht  umfasst  —  analog  der  Zeugnispflicht  — 
die  Pflicht  zum  Erscheinen*^),  die  Pflicht  zur  Erstattung  des  Gutachtens 


*»)  Im  Einzelnen  vgl.  Ben  necke  360—3(51. 

*»)  Oben  S.  353,  unten  §  103  II  2. 

*')  Hierüber  oben  §  85  III  a. 

*^)  Allgemeine  Bereilerklärung  genügt,  John  I,  679;  Benneoke362  Anm.  1; 
Binding,  Grdr.  144.  A.  M.  Geyer  H.H.  I,  243;  Glaser  I,  703;  üUmann  349; 
Löwe  8  zu  §  75. 

*')  Auf  ordnungsmässige  Ladung  hin  —  oben  8.  353,  einschliesslich  der  un- 
mittelbaren Ladung  zur  Hauptverhandlung.  Dagegen  ist  der  vom  Angeschuldigten 
in  der  Voruntersuchung  (§  193  StP.O.)  geladene  Sachverständige  zum  Erscheinen 
nicht  verpflichtet  (Ben necke  333  Anm.  14;. 

24 
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(worin  eventuell  die  rflicht  zur  vorgängigen  Expertise  enthalten  ist^), 
und  die  Pflicht  zur  Eidesleistung. 

Ungehorsam  des  Begutachtungspflichtigen  zieht  für  ihn  Kostenlast 
und  Ordnungsstrafe,  die  aber  nur  in  Geld  bestehen  kann,  nach  sich,  St.P.0. 
§  77,  nicht  auch  Exekutivzwang,  weil  ein  erzwungenes  Gutachten 
wertlos  oder  wenigstens  minderwertig  erscheint  Wiederholter Ungehoreara 
macht  die  noch  einmalige  Verhängung  einer  Geldstrafe  (in  höherem 
Betrage  als  beim  ersten  Mal)  möglich. 

Die  Pflicht  zum  Erscheinen  schränkt  sich  jedoch  hier  in  derselben 
Weise  örtlich  ein  wie  bei  den  Zeugen,  St.P.O.  §  72  *^^). 

Ein  Begutachtungsweigerungsrecht  haben  mutatis  mutandis  die 
zeugnisweigerungsberechtigten  Personen,  St.P.0.  §  76  Satz  1,  §§  52—54**). 
Zudem  begründet  natürlich  auch  das  Beweisverbot  des  §  76  Abs.  2  StRO.**^) 
für  den  öffentlichen  Beamten  ein  Begutachtungsweigerungsrecht  Das 
Begutachtungsweigerungsrecht  für  sich  allein  lässt  aber  die  Pflicht 
zum  Erscheinen  — -  wie  beim  Zeugen  —  unberührt^). 

Ein  Eidesweigerungsrecht  des  Sachverständigen  giebt  es  nicht  *^); 
Eidesweigerung  würde  ja  auch  das  Gutachten  entwerten. 

V.  Die  Vernehmung  des  Sachverständigen  erfolgt  im  allgemeinen 
in  entsprechender  Weise  wie  die  Vernehmung  des  Zeugen,  St.P.O.  §  72. 

Unanwendbar  auf  den  Beweis  durch  Sachverständige  ist  jedoch 
die  Bestimmung  des  §  58  Abs.  1  StP.O.:  die  Sachverständigen  brauchen 
nicht  einzeln  und  in  Abwesenheit  der  später  zu  veniehmenden  Sach- 
verständigen vernommen  zu  werden^).  Denn  da  der  Sachverständige 
sich  ein  Urteil  bilden  soll,  so  kann  es  nur  erwünscht  sein,  dass  er 
Gelegenheit  hat,  an  fremdem  Urteil  die  Richtigkeit  seines  eigenen  zu 
kontrollieren. 

Noch  viel  weniger  ist  zu  fordern,  dass  etwa  der  Sachverständige 
während  der  Vernehmung  der  Zeugen  oder  des  Beschuldigten 
abwesend  sein  müsse  ^^);    soll  er  doch  gerade   vielfach   den   Untersatz 


**)  Oben  S.  367,  Mot  152;  Bennecke  363,  Löwe  2  zu  §  75. 

")  Oben  S.  348. 

*«)  Oben  S.  349  ff. 

*^  Oben  S.  334. 

**)  Bennecke  365.    A.  M.  Löwe  1  zu  §  77. 

*")  Bennecke  364. 

*")  So  die  Mot  zur  C.P.O.  259;  John  I,  598;  Geyer  499;  Löwe  2  a  zu  §  82; 
Benneoke  367;  E.  II,  158;  im  allgemeinen  auch  Glaser  I,  728.  A.  M.  Rintelen 
Str.Pr.  11 L 

*»)  Ben  necke  367  Anm.  9;  Löwe  2  a  zu  §  82. 
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für  das  von  ihm  erwartete  Urteil  (oben  S.  362)  aus  den  Aussagen  der 
Zeugen  und  des  Beschuldigten  entnehmen.  Das  bestimmt  auch  §  80 
St.P.0.  ausdrücklich  mit  dem  Zusatz,  dass  das  Gericht  dem  Sach- 
verständigen sogar  gestatten  kann,  an  Zeugen  und  Beschuldigte 
unmittelbar  Fragen  zu  richten. 

Übrigens  kann  das  Gericht  dem  Sachverständigen  den  Untersatz,  dessen  er 
benötigt,  in  völlig  freier  Weise  verschaffen,  sogar  durch  Erschliessung  der  Einsicht 
in  die  Akten,  §  80  Abs.  2  St.P.O.  Macht  das  Gericht  von  letzterer  Möglichkeit  in  der 
HanptverKandluDg  Gebrauch,  so  muES  es  natürlich  kontrollieren,  ob  die  vom  Sach- 
vei-ständigen  als  Untersatz  benutzten  Thatsaohen  auch  wirklich  durch  die  mündliche 
Hauptverhandlung  erwiesen  worden  sind. 

Dass  der  Richter  dem  Sachverständigen  die  erforderlichen  Direktiven  zu  geben, 
seine  Thätigkeit  zu  „leiten"  hat  (St.P.O    §  78),  ist  selbstverständlich. 

Die  Erstattung  des  Gutachtens  untersteht  dem  Mündlichkeits-  und  dem  Un- 
mittelbaikeitsgrundsatz  (nur  kann  im  Vorverfahren  der  Richter  sich  mit  einem 
schriftlichen  Gutachten  begnügen,  St.P.O.  §  82,  und  es  können  die  Gutachten  öffentlicher 
Behörden  nach  Massgabe  des  §  25n  auch  in  der  Hauptverhandlung  schriftlich  sein). 
Deshalb  muss  insbesondere  auch  der  Beweisdolmetscher,  der  ja  zu  den  Sachverständigen 
|[;ehört^'),  also  der  Übersetzer  von  Schriftstücken,  die  in  fremder  Sprache  abgefasst 
sind,  der  Deuter  von  stenographierten  oder  chiffrierten  Urkunden,  in  der  Haupt- 
verhandlung sein  Gutachten  persönlich  erstatten*");  d.  h.  wenn  überhaupt  eine  Person 
dem  Gericht  die  Übersetzung  oder  Deutung  bringt,  dann  muss  diese  Person  selbst  mündlich 
gehört  werden;  es  genügt  nicht,  dass  das  Gericht  eine  von  ihr  schriftlich  eingereichte 
t Übersetzung  verlesen  lässt**). 

Zur  Vorbereitung  eines  Gutachtens  über  den  gegenwärtigen^^) 
Geisteszustand  des  Beschuldigten  kann  nach  §  81  St.P.O.,  aber  erst 
nach  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  ^®),  die  Unterbringung  des  Ange- 
schuldigten in  einer  öffentlichen  Irrenanstalt  auf  die  Dauer  von 
höchstens  6  Wochen  angeordnet  werden.  Voraussetzung  ist  der  vor- 
gängige Antrag  eines  Sachverständigen  —  wohingegen  die  Parteien 
solchen  Antrag  zu  stellen  nicht  befugt,  auch  das  Gericht  nicht  in  der 
Lage  ist,  ex  officio  diese  Massregel  zu  verhängen  — . 

Über  den  Antrag  muss  gemäss  §  33  St  P.O.  die  Staatsanwaltschaft,  ausser- 
dem aber  gemäss  §  81  St.P.O.  der  Yeiteidiger  gehÖit  werden;  sollte  ein  Verteidiger 
nicht  vorhanden  sein,  so  muss  vorweg  ein  solcher  bestellt  werden. 

»*)  Oben  8.  286-287. 

^^  Richtig  E.  XXV,  353,  XXVH,  162  (gegen  R.  V,  434),  wiewohl  hier  die 
Scheidung  zwischen  Beweisdolmetscher  und  Verkehrsdolmetscher  zu  vermissen  ist. 
Anders  Geyer  457  bei  Anra.  4. 

")  Wohl  aber  kann  der  Beweisdolmetscher  eine  von  ihm  zuvor  angefertigte 
Übersetzung  in  der  Hauptverhandlung  als  sein  Gutachten  verlesen.    B.  IV,  876. 

")  Ebenso  Löwe3zu§81;  v.  Kries  391.  A.  M.  S  t  e  n  g  1  e  i  n  1  zu  §  81 ; 
Bennecke  369,  Ortloff  G.8.  XXXV,  457,  E.  XX,  378. 

")  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Wort  „Angeschuldigtei^*  in  §  81  St.P.O. 

24» 
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Gegen  den  Besclilu»s  auf  Unterbringung  ist  die  —  hier  mit  aufschiebender 
Wirkung  ausgestattete  —  sofortige  Beschwerde  gegeben,  und  zwai*  richtiger  Ansicht 
nach  auch  dann,  wenn  der  Beschluss  vom  erkennenden  Gericht  geÄlit  ist*');  §  347 
StP.O.  kann  hier  schon  desswegen  keine  Anwendung  finden,  weil  er  als  lex  generalis 
dem   uneingeschränkt  lautenden  §  81   Abs.  3  St  P.O.  als  der  lex  specialis  nachsteht. 

Gegen  den  Beschluss,  der  den  Antrag  des  Sachverständigen  ablehnt,  hat  der 
Sachverständige  keinen  Rechtsbehelf**);  wohl  aber  findet  zu  Gunsten  der  Parteien 
angesichts  des  Schweigens  des  §  81  StP.O.  die  lex  generalis,  also  StP.O.  §  346*®) 
und  evtl.  §  347  Anwendung. 

VI.  Der  Gutachtereid  ist  immer  Voreid.  Der  Sachverständige 
schwört,  dass  er  das  von  ihm  erforderte  Gutachten  unparteiisch  und 
nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  erstatten  werde.  StP.O.  §  79. 
Der  Eid  deckt  offensichtlich  die  Angaben  des  Sachverständigen  ,,zur 
Person"  nicht  ^^).  Eine  Abstandnahme  von  der  Vereidigung  des  Sach- 
verständigen ist  unstatthaft^^). 

Der  Eid  des  Sachverständigen  ist  ersetzbar  durch  Berufung  auf 
einen  allgemeinen  Sachverständigeneid,  wenn  der  Betreffende  einen 
solchen  geleistet  hat,  StP.O.  §  79  Abs.  2. 

Im  übrigen  richtet  sich  die  Vereidigung  des  Sachverständigen  nach  den  Sätzen 
betreffend  die  Zeugen  Vereidigung,  §  72  StP.O.  Namentlich  ist  gemäss  §  60  StP.O. 
Einzel  Vereidigung  geboten"),  und  zwar  ist  entsprechend  dem  §  65  St  PO.  der 
Zeitpunkt  zur  Vereidigung  erst  in  der  Hauptverhandlung  gekommen *'). 

VII.  Der  Gebührenanspruch  des  Sachverständigen  entspricht  im  wesenth'chen 
dem  des  Zeugen^),  nur  dass  noch  Entschädigung  für  die  Mühwaltung  hinzutritt, 
8t.P.O.  §  84. 


*^)  Übereinstimmend  Löwe  0  zu  §  81;  Rintelen  111  Anm.  3;  M.  VII, 
311.  A.  M.  E.  XX,  378;  O.L.O.  Colm'ar,  O.A.  XXXIX,  361;  Hellweg  bei 
Löwe  a.  a.  0. ;  Hamm,  Das  Recht  III,  25. 

")  So  S  t  e  n  g  1  e  i  n  5  zu  §  81 ;  Löwe  9  zu  §  81;  B  e  n  n  e  c  k  e  369.  A.  M. 
John  I,  711. 

*•)  So  John  I,  710.  A.  M.  einerseits  Stenglein  5  zu  §81;  Bennecke 
369  Anm.  10,  die  die  sofortige  Beschwerde  geben  wollen;  andererseits  R  i  n  t  e  1  e  n 
111  Anm.  3;  Löwe  9  zu  §  81,  die  überhaupt  kein  Beschwerderecht  zidassen  wollen. 

«•)  Ebenso  B  e  n  n  e  c  k  e  371  Anm.  9;  Lö  w  e  2b  zu  §  82;  P  u  c  h  e  1 1  2  zu 
§  82;  Ols  hau  Ben  6b  zu  §  154  StG.B.;  E.  XX,  23.5,  XII,  128;  R,  VII,  212. 
A.  M.  E.  VI,  267;  John  I,  701,  v.  Kries  388. 

•»)  Ben  necke  366  Anm.  3;  John  I,  689;  Lö  we  1  zu  §  79,  Bindin  g 
Grdr.  143.    A.  M.  E.  XXVn,  398. 

")  Bennecke  365,  Löwe  5  zu  §  79,  John  I,  603.    A.  M.  Glaser  I,  710. 

*■)  Löwe  2  zu  §  79,  Voitus  Knntr.  I,  205,  Bennecke  366,  John  I, 
687 ,  G 1  a s  e  r  I,  707 .  U 1 1  m  a n  n  350,  E.  VIII,  359,  K.  V,  401.  A.  M.  Stenglein 
2  zu  §  79,  Geyer  H.H.  I,  250. 

")  Oben  §  89  IV. 
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§  91. 

cc)    Die  Parteien*). 

Im  heutigen  deutschen  Civilprozess  sind  die  Parteien  nicht 
(materielle)  Beweismittel^);  nur  der  Parteieid  ist  als  sogenanntes 
formales  Beweismittel  anerkannt.  Im  Strafprozess  ist  es  gerade  umge- 
kehrt: ein  Partei  ei  d  (etwa  ein  Beinigungseid,  Juram.  purgatoriu7?i, 
iortura  spiritualis  des  Beschuldigten) »)  ist  hier  nicht  zugelassen,  dagegen 
ist  das  Gericht  nicht  behindert,  die  Parteien  selbst,  sofern  sie  physische 
Personen  sind,  als  Beweismittel  zu  benutzen,  indem  es  die  Aussage 
des  Angeklagten  oder  des  Nebenklägers  oder  —  im  Privatklage  verfahren  — 
die  des  Privatklägers  ^),  sofern  sie  glaubhaft  erscheint,  der  Entscheidung 
zu  Grunde  legt.  Hieran  darf  auch  der  Umstand  nicht  irre  machen, 
dass  die  St.P.O.  in  den  §§  237,  243  „die  Vernehmung  des  Angeklagten" 
und  die  „Beweisaufnahme"  einander  gegenüberstellt.  Man  muss 
sich  nämlich  vergegenwärtigen,  dass  der  Hauptzweck  der  Vernehmung 
des  Beschuldigten  nicht  Beweiserhebung  ist,  sondern  Verschaffung  der 
Gelegenheit  zur  Geltendmachung  seiner  prozessualen  Parteirechte.  Wenn 
seine  Aussagen  gleichzeitig  zum  Beweise  mit  beitragen,  so  ist  dies 
gewissermassen  nur  eine  Nebenwirkung.  Das  darf  aber  nicht  dazu 
verleiten,  die  Beweismitteleigenschaft  des  Beschuldigten  zu  bestreiten^); 
„materiell  gehört  vielmehr  auch  die  Vernehmung  des  Angeklagten  .  .  . 
zur  Beweisaufnahme"«),  wofür  auch  die  §§  253,  256,  260,  136  Abs.  2, 
185,  211  Abs.  2,  242  Abs.  3,  402  *  St.P.0.  sprechen.  Dagegen  ist  es 
nicht   richtig,   die  Aussage  des  Beschuldigten  als  „Beweismittel"  zu 


»)  Rupp,  117. 

')  ÄLders  Dach  denjenigen  Prozessordnangen,  die  die  Vernehmung  der  Partei 
als  Zeugen  zulassen. 

■)  Vgl.  hierzu  Heinze,  G.A.  XXIV,  289—290.  Der  Reinigungaeid  war 
bekanntlich  germanischen  Ursprungs,  fand  sich  dann  in  cap.  8—1 1  X.  de  ptirgai. 
canon  V,  34;  im  R.A.  v.  1512  Tit.  4  §  6;  im  Landfrieden  v.  1548  c.  14  §  1;  in 
der  K.G.O.  v.  1555  Th.  2,  Tit.  10  §  1.  Die  CCC.  erwähnt  deu  Reinigungseid  nicht. 
Vgl.  Zachariä  II,  454. 

*)  Basa  ausser  dem  Beschuldigten  auch  andere  als  Partei  Auftretende  Beweis- 
mittel sein  können,  wird  regelmässig  übersehen.  Vgl.  aber  das  interessante  Urteil 
des  Preuss.  Obertrib.  in  dessen  Entscheidungen  LXXXIII,  377;  auch  Bennecke  (337 
Anm.  21;  sowie  v.  Kries  Z.  VI,  1,35,  138;  Binding  Grdr.  147  („verkümmerter 
Zeuge"). 

*)  So  K.  V,  784;  Birkmeyer  335,  630;  Glaser  II,  520. 
'')  Löwe  3a  zu  §  243.    Vgl.  auch  John  L   920;   III,  66;    Bennecke  381; 
Glaser  I,  599;  v.  Kries  221,  233,  249,  541;  Süss,  Stellung  der  Parteien,  371. 
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bezeichnen^).  Diese  steht  auf  einer  Linie  mit  der  Zeugenaussage  und 
kann  sowenig  wie  letztere  als  das  „Bö^eismittel"  bezeichnet  werden^). 
Für  die  Benutzung  der  Partei  als  Beweismittel  kommt  nichts 
darauf  an,  ob  die  Aussage  zu  Gunsten  oder  zu  Ungunsten  des  Aus- 
sagenden lautet,  im  Gegensatz  zum  gemeinen  Strafprozess,  in  dem  einer- 
seits die  günstigen  Aussagen  des  Beschuldigten  völlig  bedeutungslos 
waren,  andererseits  das  Geständnis  geradezu  den  Zielpunkt  bildete,  auf 
den  hingearbeitet  wurde.  Psychologisch  glaubhafter  pflegt  die  zu  Un- 
gunsten lautende  Aussage,  das  (sciL  gerichtliche^)  Geständnis  zu 
sein  ^%  sei  es  nun  das  Eingeständnis  sämtlicher,  strafanspruchbegründender 
Thatsachen  (Schuldbekenntnis^^),  sei  es  das  Eingeständnis  einzelner 
Thatsachen  ^2).  Allein  dem  Grundsatze  der  freien  Beweiswürdigung  ^^j 
zufolge  kann  das  Gericht  sowohl  dem  Geständnis  den  Glauben  ver- 
sagen ^^),  wie  auch  den  zu  Gunsten  des  Aussagenden  lautenden  Aus- 
sagen Glauben  schenken  ^^).  Dem  zu  Gunsten  des  Aussagenden 
lautenden  Vorbringen  wird  das  Gericht  namentlich  dann  glauben 
können,  wenn  es  den  guten  Leumund  des  Aussagenden  durch  Leumunds- 
zeugen (ge Wissermassen  den  germanischen  Eideshelfern  entsprechend) 
festgestellt  hat^*'). 

Eine  Verpflichtung  der  Parteien,  sich  als  persönliche^')  Beweis- 
mittel benutzen  zu  lassen,  besteht  nicht.  Insonderheit  ist  der  Beschul- 
digte in  keiner  Weise  zur  Aussage  verpflichtet.  Er  kann  auf  Fragen 
jede  Antwort  weigern;  deshalb  ist  er  stets  nur  zu  befragen,  „ob'  er 
etwas  auf  die  Beschuldigung  erwidern  wolle  (St.P.O.  §  136),  nicht: 
„was^'  er  erwidern  wolle  ^\     Ein  behördlich  gegen  ihn  geübter  Zwang 


')  Was  unter  den  Neueren  z.  B.  Birkmeyer  o35,  400  thut,  der  überdie« 
mit  Gneist,  Bildung  der  Gebchwoienengerichte  63,  Stein,  Urkundenpi-ozess  li4; 
Uli  mann  378,  das  Geständnis  den  Indizien  eingliedert.  Gegen  letzter«  Auffassung 
Wach,  Vortiäge,  2.  Aufl.  203. 

»)  Vgl.  Bennecke  381. 

^)  Das  aussergerichtliche  Geständniss  gehört  nicht  hierher;  es  ist  ein  Indiz, 
oben  S.  318. 

")  Geyer,  H.H.  I,  260  ff. 

'')  Vgl.  St  P.O.  §§  211,  402. 

^»)  Vgl.  St  P.O.  §  253;  R.  VI,  554;  Glaser  I,  605. 

'^)  ITnten  §  92,  I. 

")  Gegensatz  zum  Civilprozes«,  wo  das  gerichtliche  Geständnis  Dispositionsakt  ist. 

'*)  Vgl   Glaser  I,  604. 

'*)  Vgl.  die  vorstehend  in  Anm.  4  citierte  Entscheidung  des  Oberiribunals. 

*')  Inwieweit  der  Beschuldigte  sich  die  Benutzung  seines  Körpers  als  sächlichen 
Beweismittels  gefallen  lassen  muss,  darüber  s.  oben  S.  336—337. 

^«)  Vgl.  dazu  Kronecker  Z.  VII,  420;  v.  Kiies  Z.  IX,  22. 
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zur  Aussage  erscheint  sogar  strafbar  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
§  343,  event  des  §  339  St.G.B.  Dies  beruht  auf  dem  für  das  moderne 
Eecbt  grundlegenden  Gedanken,  dass  er  als  Partei  verteidigungs- 
berechtigt,  dagegen  nicht  verpflichtet  ist,  zu  seiner  Überführung  mit- 
zuwirken. 

Selbstverständlich  ist  dieses  Nichtverpflichtetsein  zum  Geständnis 
nicht  gleichbedeutend  mit  einem  Recht,  zu  lügen  ^% 

Dass  der  Beschuldigte  und  in  gewissem  Umfang  auch  der  Privat- 
kläger zum  Erscheinen  verpflichtet  sind,  hängt  mit  dem  Beweisrecht 
nicht  zusammen.  Diese  Pflicht  trifft  sie  nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Beweismittel,  sondern  in  ihrer  Eigenschaft  als  Prozesssubjekte.  Ganz 
entsprechend  ist  da,  wo  Vertretung  der  Partei  zugelassen  ist,  immer 
nur  an  Vertretung  in  den  Parteirechten,  nicht  an  Vertretung  in  der 
Eigenschaft  als  Beweismittel  zu  denken.  Der  Vertreter  kann  im 
Strafprozess  kein  Geständniss  ablegen -'^). 

§  92. 

d)    Die   Beweiswürdigung   und   die   Konsequenzen 

der   Beweisfrage-Entscheidung. 

I.  Ist  die  Beweisthätigkeit,  die  Beweisaufnahme,  vor  sich  ge- 
gangen, so  ist  es  Sache  des  Richters,  sich  Rechenschaft  darüber  abzu- 
legen, ob  der  Beweis  für  die  Thatsache  erbracht  ist  oder  nicht  Diese 
Thätigkeit  ist  eine  an  das  bei  der  Beweisaufnahme  Wahrgenommene 
anknüpfende  Gedankenoperation,  nicht  mehr  ein  Teil  der  Beweisthätig- 
keit selbst^). 

1.  Das  gemeine  Recht  stellte  eine  Reihe  sogenannter  gesetz- 
licher Beweisregeln  (formales  Beweisrecht)  auf,  durch  die  der  Richter 
ein  für  alle  Ual  bindend  angewiesen  wurde,  unter  bestimmten  pro- 
zessualen Voraussetzungen  den  Beweis  für  ganz  (probaiio  plena)  oder 
teilweise  (probaiio  sefniplena  major  oder  minor)  geführt  oder  nicht 
geführt  anzusehen  (zum  Beispiel  probaiio  plena  durch  2  iesies  classici). 
Die  Darstellung  dieser  Beweisregeln  wurde  bezeichnet  als  positive  und 


*")  Damit  erledigen  sich  die  Übertreibuogen  des  Anouymus  in  Z.  XVI,  396—  31)7. 

'**)  Dass  im  Civil prozess  das  Gegenteil  gilt,  ergiebt  sich  aus  dem  umstände, 
dass  dort  das  Geständnis  Dispositionsakt  ist. 

^)  So  zutreffend  Benneoke  299.  Gegen  ihn  Birkmeyer  398,  der  im 
Zusammenhang  damit  bei  der  Auffassung  verharrt,  dass  die  Indizien  Beweismittel  seien 
(oben  S.  333). 
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negative  gesetzliche  Beweistheorie  ^).  Diese  Regelung  war  ein  Ausfluss 
der  Scheu,  den  Richter  allzu  frei  zu  stellen,  ein  Ausfluss  der  Besorgnis 
vor  richterlicher  Willkür.  Man  erhob  deshalb  die  Durchschnitts- 
erfahrung zur  starren  Satzung^). 

Im  Gegensatz  dazu  gilt  heute  im  Strafprozess  wie  im  Civilprozess  der 
Grundsatz  der  freien  Beweiswürdigung;  ob  bewiesen  ist  oder  nicht, 
entscheidet  in  jedem  einzelnen  Falle  der  Richter  selbst  nach  eigener 
freier  Überzeugung,  StP.O.  §  260.  Diese  Überzeugung  kann 
natürlich  nicht  den  Grad  mathematischer  Gewissheit  erreichen.  In 
menschlichen  Dingen  ist  immer  die  Möglichkeit  des  Irrens  zuzugeben, 
mag  die  subjektive  Meinung  von  der  Richtigkeit  einer  Thatsache  auch 
felsenfest  stehen.  Überzeugung  im  Sinne  des  Prozessrechtes  ist  also 
nur  die  sogenannte  juristische  Gewissheit*).  Sie  ist  vorhanden,  wenn 
der  Richter  zu  dem  Ergebnis  gelangt  ist,  die  Thatsache  sei  wahr,  so- 
weit überhaupt  in  menschlichen  Dingen  von  Gewiss- 
heit die  Rede  sein  könne.  Anderenfalls  könnte  höchstens  der- 
jenige Grad  des  Glaubens  vorhanden  sein,  der  zum  Glaubhaftmachen  ^) 
genügt 

Die  Erwägung,  die  den  Richter  bestimmt,  eine  Thatsache  für 
wahr  zu  halten,  einem  Beweismittel  zu  trauen,  nennt  man  den  „Be- 
weisgrund", argumentum^  Die  Beweisgründe  muss  sich  der  Richter 
thunlichst  klar  vorzustellen  suchen.  Die  Erlangung  der  Überzeugung 
soll  keine  dunkle  instinktmässige,  sondern  eine  ihrer  Gründe  bewusste 
sein.  Muss  der  Richter  doch  sogar  die  Quintessenz  dieser  Gründe 
in  Worte  fassen,  StP.O.  §  266.  Insofern  ist  die  Psychologie  als  eine 
wichtige  Hülfswissenschaft  des  Strafprozessrechts  zu  bezeichnen  7). 

Rücksichtlich  der  Zeugen  schreibt  der  §  68  Abs.  2  St.P.O. 
noch  ausdrücklich  vor,  dass  der  Richter  auf  die  Erforschung  des  Grun- 


»)  Vgl.  z.B.  CCC.  Art  23,  27-43,  62—68;  Glaser  1,  346  ff.;  Geyer  in 
H.  H.  I,  193  ff. 

»)  Vgl.  Stein,  Priv.  Wissen,  33. 

*)  Vgl.  Rnpp,  Beweis  im  Strafverfahren,  3—7;  Stein,  Priv.  Wij>sen  29; 
üUmann  321;  Bennecke  292  und  die  dort  Angeführten.  25u  weit  geht  es  jedoch, 
wenn  Bennecke  undebenso  Birkmey  er  396,411,  blosse ,,  Wahrscheinlichkeit 'genügen 
lassen  will.    Es  muss  die  denkbar  „höchste  Wahrscheinlichkeit*-^  gefordert  werden. 

»)  Oben  S.  321. 

•)  Glaser  I,  345;  Heusler,  Archiv  für  civ.  Praxis  LXII,  214.  Vgl.  argumen- 
tum rei  praebet  („es  liefert  einen  Beweisgrand^**  Heusler)  in  1.  32  D,  de  serv. 
pr,  urb.  VIII,  2. 

0  Hierfür  grandlegend  das  eingehende  Werk  von  H.  Gross,  Eriminalpsycho- 
logen  (1898).    Vgl  auch  Rupp,  Beweis  im  Strafverfahren. 
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des,  auf  dem  die  Wissenschaft  der  Zeugen  beruht,  bedacht  sein  soll, 
eben  um  den  Wert  der  Aussage  ermessen  zu  können. 

Der  Grundsatz  der  freien  Beweiswürdigung  gilt  sowohl  für  die 
Bewertung  jedes  einzelnen  Beweismittels,  wie  für  die  Bewertung  der 
(resamtheit  der  im  Prozess  vorgeführten  Beweismittel  in  ihrem  Zu- 
sammenwirken. 

2.  Die  Beweiswürdigungsfreiheit  erstreckt  sich  auch  auf  uUe 
Arten   von  Beweismitteln. 

So  Damentlich  aaf  Zeugen:  der  Richter  kann  z.  B.  einer  bcscliworenen  Zeugen- 
au8sage  den  (rlaaben  versagen  und  einer  unbeeidigten  glauben.  Dengleichen  kann 
der  Richter  ein  sachverständiges  Gutachten  verwerfen  und  sich  auf  seine  eigene 
bessere  Sachkunde  verlassen®) 

Ebenso  frei  steht  der  Richter  den  Aussagen  des  Beschuldigten,  insbesondere 
dem  Geständnis,  gegenüber  °).  Im  allgemeinen  Prozess  galt  dagegen  der  confessus  pro 
convieto :  das  frei  abgelegte  Geständnis  schaffte  unbedingten  Beweis.  Heute  kann  der 
Richter  den  Angaben  des  Beschuldigten  misstraueu;  er  kann  ihnen  umgekehrt  glauben 
auch  ohne  dass  er  daneben  andere,  die  Aussage  des  Beschuldigten  bestätigende  Beweis- 
mittel benutzt  hat»")- 

Die  Beweiskraft  der  Urkunden  endlich  ist  im  Strafprozess  im  Gegensatz  zum 
Civilprozes  nicht  gesetzlich  genauer  festgelegt;  auch  hier  vielmehr  entscheidet  die 
conviction  intime  des  Richters,  gleichviel  ob  es  sich  um  öffentliche  oder  private, 
mit  Namensunterschrift  versehene  oder  nicht  damit  versehene  Urkunden  handelt"). 

3.  Der  freien  Beweiswürdigung  unterliegt  ferner  auch  der  In- 
dizienbeweis, das  heisst  das  Gericht  hat  sich  nach  eigener  Überzeugung 
schlüssig  zu  machen,  ob  es  aus  einem  Komplex  von  Indizien  den 
Scbluss  auf  die  indizirte  Thatsache  als  zweifellos  ansehen  will.  Dabei 
wird  aber  niemals  ein  Indiz  für  sich  allein  genügen  können,  z.B. 
wird  kein  Richter  aus  der  Thatsache,  dass  der  Beschuldigte  nach 
der  That  im  Besitze  von  Geldmitteln  gewesen  ist,  sofort  schliessen, 
dass  dies  Geld  gestohlen  sein  müsse,  wohl  aber  kann  man  dies  bei  Hin- 
zutreten anderer  Indizien ^^j  ß^gg  ^^^  Indizienbeweise  hiemach  eine 
gewisse  Unsicherheit  anhaftet,  lässt  sich  nicht  bestreiten.  Sein  Aus- 
fall hängt  ab  von  der  psychischen  Veranlagung   des  Richters,    seiner 

•)  E.  Vn,  426. 

»)  Vgl.  hierzu  Heinze  O.A.  XXIV,  290  ff.;  Glaser  I,  604. 

")  So  die  Praxis;  übereinstimmend  Löwe  2  zu  §  243;  Glaser. I,  607; 
Ben  necke  383;  Geyer  678;  v.  Kries  405;  Uli  mann  378;  im  wesentlichen  auch 
Fuchs  H.  H.  II,  66.  —  A.  M.  Geyer  H.  H.  I,  263;  John  I,  925;  Birkmeyer  459, 
welche  das  (leständnis  für  sich  allein  nicht  genügen  lassen  wollen  (weil  das  Geständnis 
ein  Indiz  sei). 

^')  Eine  Ausnahme  vgl.  nachstehend  bei  Anm.  14  und  §  107. 

'*)  Vgl.  Rupp,  Beweis  im  Strafverfahren,  80  ff.;  Birkmeyer  456. 
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f^rüsseren  oder  geringeren  Skepsis,  seiner  giösseren  oder  geringeren 
Phantasie  u.  s.  w.  Allein  auch  der  direkte  Beweis  ist  nicht  untrüg- 
lich, der  Richter  kann  Wahrnehmungstäuschungen  u.  s.  w.  unterliegen, 
die  Zeugen  u.  s.  w.  können  bewusst  oder  unbewusst  die  Unwahrheit 
sagen,  und  am  Ende  ist  überhaupt  alles  menschliche  Forschen  und 
Wissen  unsicher.  Deshalb  wäre  es  ganz  unangebracht,  den  Indizien- 
beweis etwa  abzuschaffen  ^3). 

4.  Eine  Durchbrechung  des  Prinzips  der  freien  Beweis  Würdigung 
stellen  die  praesumtiones  juris  dar,  vergleiche  oben  §  83  la. 

Beseitigt  sind  infolge  des  Prinzips  der  Würdigongsfreiheit  dagegen  die  sogenannten 
praesumtiones  facti  oder  kominü,  d.h.  „Vorschriften,  nach  welchen  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  eine  Thatsache  als  mehr  oder  minder  wahrscheinlich  anzu- 
nehmen ibt^S  wie  E.C.P.O.  §  143  definiert. 

Eine  fernere  ganz  singulare  Durchbrechung  des  Prinzips  gilt  für 
das  Verfahren  gegen  abwesende  Wehrpflichtflüchtige,  insofern  hier  nach 
§  475  St.P.O.  der  Richter  an  die  Erklärung  der  Kon  troll  behörde  (§  472 
St.P.O.)  gebunden  ist,  wenn  sich  nicht  Umstände  ergeben  haben,  die 
dieser  Erklärung  entgegenstehen  i*).  Hierin  ist  noch  eine  „Beweisregel'' 
zu  finden. 

II.  Nur  wenn  klar  bewiesen i*)  (eventuell  auf  Grund 
ergänzender  Präsumtionen  anzunehmen)  ist,  dass  alle  für  das 
Bestehen  eines  Strafanspruchs  un. erlässlichen  That- 
sachen  (Verbrechensthatbeständ  mit  seinen  allgemeinen  Merkmalen: 
Handlung,  Kausalzusammenhang  u.  s.  w.,  und  mit  seinen  besonderen 
Thatbestandmerkmalen:  Tödtung  eines  Menschen  u.  s.  w.)  vorliegen, 
und  dass  Thatsachen  nicht  vorliegen,  die  einen  irgendwie  in  Frage 
kommenden  ünrechtsausschliessungsgrund,  Schuldausschliessungsgrund, 
Strafausschliessungsgrund  u.  s.  w.  begründen  würden,  ergeht  Ver- 
urteilung. 

Jeder  nicht  behobene  Zweifel  an  einer  dieser  relevanten  That- 
sachen führt  zur  Freisprechung:    In  dubio  pro  r€0^% 


•^)  Vgl.  Anonymus  in  Z.  XVI,  390. 

**)  Für  die  ErforschuDg  der  prozessual  erheblichen  Thatsachen  gilt  im  Effekt 
i'bL'iifalls  AVürdigUDgsfreiheit,  vgl.  oben  S.  320  bei  Anm.  31,  Bennecke  29(3,  doch 
^iebt  e^  auch  hier  eine  Ausnahme:  St.P.O.  §  274,  vgl.  unten  §  107. 

*^)  Soweit  in  menschlichen  Dingen  von  einer  jeden  Zweifel  ausschliessenden 
Gewisslieit  die  Rtde  sein  kann  —  oben  I. 

*")  Im  Gegensatz  dazu  kannte  der  gemeinrechtliche  Prozess  eine  Mittelstufe 
zwischen  voller  Verurteilung  und  voller  Freisprechung,  die  sogenannte  Verdachtsstrafe, 
die  nicht  die  Höhe  der  poena  ordinaria  eneichte  und  dann  verhängt  wurde,  wenn 
der  ßchuldbeweis  nicht  voll,  aber  doch  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit,   geführt  war. 
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Dies  gilt  namentlich  auch  für  jeden  Zweifel  über  Umstände,  die 
das  Nichtvorhandensein  eines  Strafanspruchs  bewirken  würden:  eine 
der  wichtigsten  Konsequenzen  des  Satzes,  dass  es  ira  Strnfprozess  keine 
formelle  Beweislastverteilung  giebt^^).  Besteht  also  bei  dem  Gericht 
auch  nur  der  leiseste  ernsthafte  Zweifel  darüber  z.  B.,  ob  der  An- 
geklagte in  Notwehr  gehandelt  hat,  oder  ob  er  nach  der  That  straf- 
aufhebende thätige  Reue  entfaltet  hat,  so  ist  nicht  etwa  zu  sagen: 
es  sei  dieser  negative  Umstand  nicht  erwiesen,  und  es  sei  somit 
zu   verurteilen  1®);    vielmehr  ist  Freisprechung  geboten ^••). 

Das  vorstehend  Ausgeführte  wird  vielfach  auch  so  ausgedrückt: 
im  Strafprozess  falle  die  ,,inaterielle  Beweislast^^  dem  Kläger  zu, 
nicht  dem  Beklagten  ^O).  In  diesem  Sinne  trägt  also  der  Kläger  die 
.,Beweisla8t"  auch  insoweit,  als  es  sich  um  anspruchverneinende  Um- 
stände handelt:  er  dringt  mit  der  Klage  nur  dann  durch,  wenn  positiv 
festgestellt  wird,  dass  Unrechtsausschliessungsgründe,  Schuldaus- 
schliessungsgrün  de,  Straf ausschliessungsgründe  u.  s.  w.  nicht  vor- 
liegen *M. 

Nur  hinsichtlich  der  durch  eine  Präsumtion  oder  eine  Beweis- 
regel gedeckten  Umstände  kann  man  von  einer  dem  Beschuldigten  ob- 
liegenden materiellen  Bewoislast  sprechen.  Ist  gegen  die  Präsumtion 
vergeblich  angekämpft  worden,  hat  sich  nicht  klar  ergeben,  dass  sie 
im  konkreten  Falle  unzutreffend  ist,  so  ist  der  Zweifel  eben  im  Sinne 
der  Präsumtion  zu  entscheiden:  der  Beschuldigte  ist  beweisfällig  ge- 
blieben. 

So  muss  z.  B.  der  Megeii  Obdachlosigkeit  St.G  B.  §  301^  Angeklagte  verurteilt 
werden,  wenn  unklar  bleibt,  ob  er  sich  in  dt  r  ihm  gesteckten  Frist  um  Unterkommen 

Reichte  der  ei brachte  Beweis  selbst  dazu  Licht  hin,  so  trfolgte  „Eolbindung  von  (Kr 
Instanz^^  absolutio  ab  instantia^  der  Anj^^eklagtc  wurde  nur  einstweilen  aus  dem 
Prozess  entlassen.  Heute  sind  sowohl  die  Veidachtsstrafe,  wie  auch  die  Entbindung 
von  der  Instanz  unstatthaft. 

»')  Oben  §  84  IL 

***)  Im  Civilprozess,  etwa  in  einem  Schader  s»»rsatzprozess,  würde  diese  Deduktion 
zutreffen.  Es  kann  also  vorkommen,  dass  ein  und  derselbe  Thäter  auf  Grün«! 
ganz  gleichen  Beweisergebnii-ses  im  Civilprozess  veiurteilt,  im  Strafprozess  frei- 
gesprochen wird. 

*®)  Vgl.  Spohr,  Das  Bew.-Inter.  in  Strafsachen,  Giessener  Diss.  (1894)  bes.  3'J. 

")  Glaser  I,  3f54;  Lehre  vom  Beweis  88;  v.  Kries  34L  Spohr,  a.  a.  0.  21. 
setzt  dafür  den  Ausdruck:  ,, Beweisinteresse*'  ein 

*')  Ganz  unrichtig  Glaser  L  304,  Lehre  vom  Beweis  90,  v.  Kries  447,  311, 
die  dem  Beschuldigten  bei  den  Strafaufhebungsgründen  die  materielle  Beweislast 
zuweisen.  Vgl.  gegen  Glaser:  Spohr  30.  Unrichtig  auch  Frank  I,  1  zu  §  182 
St.G.B.,  dtr  zur  Freisprechung  aus  §  182  Si.Ci.B.  den  Beweis  der  Bescholienheit  des 
verführten  Alädchens  verlangt,  dessen  Bezugnahme  hierfür  auf  R.  IV,  4ö8  aber  nicht 
zutrifft. 
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bemüht  hat").  Das  Gleicshe  ist  zu  sagen  von  der  Entkräftung  des  §  475  St.P.O.«»): 
ist  die  Erklärung  der  Kontrollbehörde  aus  §  472  abgegeben,  so  erfolgt  eine  Ver- 
urteilung, es  wäre  denn,  dass  deutlich  der  Nuchweis  erbracht  ist,  dass  an  dem  Ver- 
brechensthat bestände  etwas  fehlt"). 

2.    Entscheidungen. 

a)   Prozesserlcdigende  Entscheidungen, 
a.  Urteile. 

§  93. 
1.    Begriff  und  Vbraussetxungen. 

I.  urteil,  Erkenntnis  {neutrnm)  ist  der  in  einem  anhän- 
gigem Strafverfahren  gethane  Ausspruch,  durch  den  das  Ge- 
richt über  das  Bestehen  (und  die  Orösse)  oder  Nicht- 
bestehen des  Strafanspruchs  und  der  etwaigen  mit- 
anhängigen   Ansprüche   anderer   Art^)   entscheidet 

Die  Urteile  im  Straf prozess  sind,  wie  sich  aus  vorstehender  Be- 
griffsbestimmung ergiebt,  grundsätzlich  „S ach  urteile",  Entscheidungen 
zur  Sache  selbst. 

,,Formalurteile",  Entscheidungen,  die  das  Bestehen  oder  Nicht- 
bestehen des  Prozessverhältnisses  entscheiden,  sind  der St.P.0. 
im  Prinzip  unbekannt*). 

Selbstverständlich  hat  aber  das  Gericht  in  allen  Fällen,  in  denen 
es  den  Strafanspruch  prüfen  zu  sollen  in  die  Lage  kommt,  auch,  und 
zwar  sogar  in  erster  Reihe,  das  Prozessverhältnis  zu 
prüfen,  und  sich,  wenn  dieses  nicht  in  Ordnung  befunden  wird,  jeder 
Prüfung  des  Strafanspruchs  zu  enthalten;  denn  ist  das 
Prozessverhältnis  fehlerhaft,  so  ist  natürlich  eine  in  dem  fehlerhaften 
Prozesse  ergangene  Entscheidung  über  den  Strafanspruch  wertlos.  Das 
Gericht  kann  gar  nicht  auf  die  Sache  selbst  eingehen,  wenn  das  Ge- 
bäude, das  das  Urteil  tragen  soll,  hinfällig  ist.  Dies  gilt  auch  dann, 
wenn  das  Gericht  glaubt,  dass  der  Angeklagte  z.  B.  gar  nicht  der 
Schuldige   sei,   oder  dass  die  That  unter  kein   Strafgesetz  falle,    und 


")  Frank  Vm,  4  zu  §  361^  St.O.B. 

'»)  Oben  I  bei  Anm.  14. 

")  Insofern  richtig  R.  IX,  628,  das  aber  anscheinend  für  §  140  St.G.B. 
überhaupt,  auch  abgesehen  vom  Abse  dz  verfahren,  den  Satz  aufstellen  will,  dass  für 
den  Mangel  der  Staatsangehörigkeit  der  Angeklagte  die  materielle  ßeweislast  trage. 
Hiergegen  mit  Recht  Frank  II  zu  §  140  StG.B. 

')  Oben  §  61  II. 

^)  Ausnahmen  s.  sogleich. 
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dergleichen;  würde  das  Gericht  hier,  obwohl  es  gleichzeitig  das  Feh- 
len einer  Prozessvoraussetzung  bemerkt,  freisprechen,  so  würde  es  sein 
Urteil    auf    Sand    bauen  ä). 

Besonders  deutlich  tritt  dies  hervor  beim  Fehlen  der  Zu- 
ständigkeit; das  unzuständige  Gericht  kann  nichts .  weiter  thun, 
als  das  Verfahren  formell  als  unstatthaft  deklarieren,  selbst  wenn  es  fest 
überzeugt  ist,  dass  das  zuständige  Gericht  zu  einer  Freisprechung 
gelangen  wird^).  Ebenso  sind  aber  alle  anderen  Prozessmängel  zu 
behandeln.  Erkennt  das  Gericht  z.  B.  bei  einem  Antragsdelikt,  dass 
der  Antrag  fehlt,  so  darf  es  ja  nicht  etwa,  wenn  es  den  Angeklagten 
für  materiellrechtlich  exculpiert  erachtet,  freisprechen.  Zu  einer  Prüfung 
der  Sache  selbst  fehlt  ihm,  weil  das  Prozessverhältnis  mangelhaft  ist, 
jede  Möglichkeit  Aus  diesem  Grunde  ist  es  auch  unlogisch,  wenn  die 
Praxis  die  Einstellung  des  Verfahrens  wegen  mangelnden  Strafantrages 
damit  motiviert,  dass  1.  festgestellt  sei,  dass  der  Angeklagte  am  pp. 
in  pp.  die  That  pp.  begangen  habe;  2.  ein  Strafantrag  fehle.  Die 
Feststellung  zu  1  ist  wertlos;  sie  kann  von  dem  Gericht  gar  nicht 
getroffen  werden.  Das  Gericht  hat  sich  lediglich  auf  den  Ausspruch 
zu  beschränken,  dass  ein  Antragsdelikt  in  Frage  stehe.  Folge- 
richtig ist  im  Schwurgerichtsverfahren  eine  Fragestellung  an  die 
Geschworenen,  ob  der  Angeklagte  eines  Antragsdelikts  schuldig  sei, 
unstatthaft,  wenn  der  Gerichtshof  den  erforderlichen  Strafantrag  für 
nicht  vorhanden  erachtet*). 

IL  Das  vorstehend  Ausgeführte  lässt  sich  auch  dahin  ausdrücken : 
Das  Vorhandensein  eines  gültigen  Prozessverhält- 
nisses ist  Urteilsvoraussetzung^).  Es  wirken  somit  zunächst 
sämtliche  allgemeinen  Prozessvoraussetzungen,  deren  Fehlen  das  Zu- 
standekommen eines  Prozessverhältnisses  verhindert  (Zulässigkeit  des 
Strafrechtsweges,  Zuständigkeit,  Antrag),  auch  auf  das  Urteil  hinüber''), 
d.  h.  bei  Fehlen  einer  dieser  Voraussetzungen  kommt  es  nicht  zu  einem 


■)  Übereinstimmend  v.  Risch  G. 8. 1884,  258;  Bennecke  557  beiAnm.8.  Zu 
unrecht  wollen  Glaser  11,  56  Anm.  19,  Eisler  in  Grünhuts  Ztsohr.  XVII,  021 
diesen  Satz  einschränken. 

*)  Genaueres  nachstehend  II. 

^)  unten  §  124  im  Anfang. 

®)  Der  Begriff  der  Urteilsvoraussetzung  ist  aufgesteUt  von  Binding  Grdr.  256  ; 
ex  professo  erörtert  von  v.  Kries  Z.  V,  32ff.,  vgl.  üllmann  407,  Ötker,  Konkurs- 
rechtliche  Grundbegriffe  I,  46,  Bennecke  552,  oben  14.  Angefochten  wird  der 
BegnS  von  Birkmeyer  565. 

0  Vgl.  oben  §  77  II  2,  3.  Eisler  in  Grünhuts  Ztsohr.  XVn,  619,  639; 
V.  Kries  Z.  V,  31  ff. 
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Urteil,  sondern  das  Verfahren  bleibt  in  einer  Formalentscheidung, 
einem  Beschluss,  stecken.  Hiervon  giebt  es  allerdings  Ausnahmen: 
es  giebt  allgemeine  Prozessvoraussetzungen,  die  nicht  auch  ürteils- 
voraussetzungen  sind,  sodass  es  also  trotz  ihres  Fehlens  zu  einem  Urteil 
kommt.     Zwei  Klassen  solcher  Ausnahmen  sind  zu  unterscheiden: 

1.  Es  giebt  Prozessvoraussetzungen,  die  z.  Z.  des  Urteils  ihre 
Rolle  völlig  ausgespielt  haben. 

Hierher  gehört  die  örtliche  Zuständigkeit  nach  Massgabe  des 
§  18  St.P.O®).  Ferner  ist  die  sachliche  Zuständigkeit  nur  in 
der  Richtung  nach  oben  hin  Urteilsvoraussetzung^).  Denn  §  269 
St.P.O;  bestimmt  ausdrücklich: 

„Das  Gericht  darf  sich  (seil,  nachdem  die  Strafsache  zur  Haupt- 
Verhandlung  gediehen  ist)  nicht  für  unzuständig  erklären,  weil  die 
Sache  vor  ein  Gericht   niederer  Ordnung  gehöre.'' 

Die  sachliche  Zuständigkeit  in  der  Richtung  nach  unten  hört 
also  mit  dem  Moment  auf,  Prozessvoraussetzung  zu  sein,  in  dem  die 
Hauptverhandlung  beginnt,  sie  ist  keine  ürteilsvoraussetzung  mehr. 
Dagegen  darf  das  Gericht  allerdings  kein  Urteil  fällen  über  eine  zur 
Zuständigkeit  eines  Gerichts  höherer  Ordnung  gehörige  Sache, 
§  270  St.P.O.  Dabei  ist  völlig  gleichgültig,  ob  das  betreffende  Gericht 
selbst  oder  ein  höheres  Gericht  das  Hauptverfahren  eröffnet  hatte*®). 
Hatte  die  Strafkammer  bei  der  Eiöfll'nung  die  Sache  dem  Schöffen- 
gericht überwiesen,  so  ist  der  Fall  der  Unzuständigkeit  des  Schöffen- 
gerichts dann  gegeben,  wenn  die  Überweisung  unzulässig  war**), 
nicht  aber  dann,  wenn  sie  nur  inopportun  war. 

Ob  nun  die  konkrete  Strafsache  zur  Zuständigkeit  eines  Gerichts 
höherer  Ordnung  gehört,  ist  freilich  nicht  vom  Standpunkt  eines  All- 
wissenden aus  zu  bemessen,  sondern  nur  im  Sinne  der  jeweiligen  pro- 
zessualen Sachlage.  Massgebend  ist  dafür  zunächst  die  Qualifikation 
der  That,  wie  sie  in  der  Anklage  oder  im  Eröffnungsbeschluss  aus- 
gesprochen ist.  Nennt  bereits  einer  dieser  Akte  eine  That,  die  an 
Schwere  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  überschreitet  **),  so  muss  das 


«)  Oben  §  32. 

»)  V.  Kries  Z.  V,  31. 

**')  Vgl.  dazu  unten  §  114,  Bennecke  501  Anm.  18. 

'')  Bennecke  500. 

*-j  Z.  B.  es  ist  vor  dem  Schöflfengeiicht  „wegen  schwerer  Sachbeschädigung 
(St.Ci.B.  §  304)^'  eiöffnet,  —  denn  auch  diejenigen  Sachen  ü beschreiten  die  Zu- 
ständigkeit des  Schöffengerichts,  in  denen  eine  Überweisung  an  letzteres  (§  75  G.V.G.) 
zulässig,  aber  nicht  erfolgt  ist 
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Oericht  sich  der  Urteilsfällung  unbcdirifrt  enthalten.  Sodann  aber  er- 
lischt die  sachliche  Zuständigkeit  mit  dem  Augenblicke,  in  dem  das 
Gericht  hinreichenden  Verdacht  einer  schwereren  Quahfikation,  als  der 
—  die  Zuständigkeit  bisher  rechtfertigenden  —  bisherigen  Qualifikation 
der  That  feststellt.  Denn  nach  §  270  St.RO.i^)  hat  das  Gericht  bei  der 
Unzuständigkeitserklärung  die  Sache  an  das  zuständige  Gericht  zu 
verweisen  durch  einen  Beschluss,  der  den  Erfordernissen  eines  EröfTnungs- 
beschlusses  entsprechen,  mithin  auch  hinreichenden  Verdacht  der  That 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  höheren  Qualifikation  feststellen  muss^*). 

In  gewissem  Sinne  hat  sonach  das  Gericht  auch  über  Strafsachen 
höherer  Ordnung  Zuständigkeit,  insoweit  nämlich,  als  sich  die  Zu- 
gehörigkeit vor  das  höhere  Gericht  vveder  aus  der  Anklage-  und  Er- 
öflFnungsformel  ergeben,  noch  nachher  dafür  „hinreichender  Verdacht" 
herausgestellt  hat,  also,  wie  man  sagen  kann,  über  die  latente  unaus- 
gesprochene Qualifikation  der  That. 

Hat  z.  B.  das  Schöffengericht  eine  Strafsache  „wegen  unbefugten  Schiessens" 
abzuurteilen,  so  ist  die  Gültigkeit  des  Urteils  ganz  ausser  Frage,  auch  wenn  sich 
später  die  That  als  Mord  herausstellt^^). 

Ebensowenig  würde  das  Gericht  niederer  Ordnung  an  der  ürteilsfällung 
gehindert  sein,  wenn  sich  herausstellt,  dass  zwar  die  in  Rede  stehende  That  an  sich  die 
Zuständigkeit  überschreitet,  aber  der  Angeklagte  nicht  der  Thäter  ist.  Er  wäre  dann 
freizusprechen  ^%  denn  dfinn  fehlt  der  „hinreichende  Verdacht'',  zu  dessen  Prüfung 
ja  das  Gerieht  niederer  Ordnung  Vollmacht  hat. 

2.  Gewisse  Prozessvoraussetzungen  haben  zwar  auch  noch  z.  Z. 
des  Urteils  sachlich  volle  Wirksamkeit,  sodass  ihr  Fehlen  das  Gericht 
hindert,  auf  die  Sache  selbst  einzugehen;  aber  statt  dass  der  Regel 
gemäss  ihr  Fehlen  zu  einem  blossen  Beschlüsse  führte,  will  das  Gesetz 
hier  die  Formalentscheidung  in  Urteilsform  gekleidet  wissen.  Diese 
Prozessvoraussetzungen  sind  also  zwar  Sachurteilsvoraussetzungen,  aber 
nicht  Formalurteilsvoraussetzungen  i^). 

'*)  Darüber  Näheres  unten  §  122. 

")  Zu  viel  verlangt  Bischoff  G.A.  XLIV,  8H,  wenn  er  „Überzeugung"  des 
Geriohts  (statt  „hinreichenden  Verdacht")  verlangt,  im  übrigen  sind  seine  Ausführungen 
durchaus  zutreffend. 

^*)  Dies  wird  von  Wichtigkeit  für  die  Lehre  von  der  Rechtskraft. 

")  Glaserll,  572ff.;  Hellweg  bei  Löwe  4  zu  §  270;  Hamm,  Das  Eecht'III, 
25;  Thilo  6,  Keller  5,  6;  v.  Schwarze  2b  zu  §  270,  die  allerdings  zum  Teil  un- 
richtig „Ausserverfolgungsetzung"  des  Angeklagten  ausgesprochen  wissen  wollen. 
Gut  Bischoff  G.A.  XLIV,  81  ff.  Vgl.  hierzu  auch  das  unten  §  95  über  die  Frei- 
fjprechung  Ausgeführte.  A.  M.  Ben  necke  553  Anm.  211;  Löwe  a.  a.  0.,  K.  III,  70, 
R  II,  571;  Stenglein  4;  Dalcke  3,  Puchelt  4  zu  §  270;  Voitus,  Kontr.  I,  310; 
V.  Kries  582. 

*')  Ganz  anders  Birkmeyer  567,  zum  Teil  in  Verbindung  mit  seiner  Auf- 
fassung von  der  materiellrechtlichen  Natur  des  Straf  an  träges. 
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Zu  diesen  Prozessvoraussetzungen  gehört: 

a)  der  Strafantrag.  Sein  Fehlen  führt  zu  einem  Einstellungs- 
urteil, St.P.0.  §  259  Abs.  218). 

§  259  Abs.  2  wird  übrigens  analog  auf  das  Fehlen  der  „Ermäch- 
tigung'' zu  beziehen  sein'®). 

b)  Die  Privatklagefähigkeit  des  Straffalles  im  Privatklage  verfahren; 
ihr  Fehlen  führt  ebenfalls  zu  einem  Einstellungsurteiie,  §  429  St.P.O. 

c)  Die  Polizeifähigkeit  des  Straffalles  im  Verfahren  nach  polizei- 
licher Strafverfügung.  Fehlte  es  der  Polizei  daran,  so  hat  das  Gericht 
die  übergreifende  Polizeiverfügung  durch  Urteil  aufzuheben,  ohne  in 
der  Sache  selbst  zu  entscheiden,  §  458  St.P.O. 

Gegenüber  diesen  Ausnahmen  ist  aber  daran  festzuhalten,  dass 
andere  Formalurteile  erster  Instanz  der  St.P.0.  nicht  bekannt  sind, 
insbesondere  nicht  ein  Urteil  auf  Unzulässigkeit  der  Strafklage  oder 
der  Strafverfolgung'^}.  Ein  solches  Urteil  verbietet  sich  schon  im  Hin- 
blick auf  das  „nur''  in  §  259  St.P.O.  Für  ein  solches  liegt  aber  auch 
gar  kein  Bedürfnis  vor.  Liegt  nämlich  wirklich  ünzulässigkeit  der 
Strafverfolgung  (oder  der  Straf  klage)  vor,  so  ist  ein  Bosch  luss  die 
von  der  St.P.0.  gewollte  Form*^).  Mitunter  wird  die  sogenannte  ünzu- 
lässigkeit der  Strafverfolgung  aber  auch  bezogen  auf  Fälle,  in  denen 
in  Wahrheit  der  Prozess  in  Ordnung  ist,  aber  ein  Strafanspruch  negiert 
wird;  hier  ist  selbstverständlich  ein  freisprechendes  Urteil  zu 
erlassen  ^'). 


'^)  Diese  Ausnahme  vou  der  Kegel,  dass  das  Fehlen  einer  Prozessvoraussetzung 
einen  Einstell  an  gsbeschliiss  nach  sich  zieht,  ist  darch  die  Reichstagskommission  in 
das  Gesetz  hineingekommen.  Es  wnrle  geltend  gemacht  die  angeblich  anpassende 
Ungleichheit  in  der  Anfechtbarkeit  einer  das  Vorliegen  des  Strafantrags  bejahenden 
(oder  seine  Notwendigkeit  verneinenden)  und  einer  ihn  anter  Feststellang  seiner  Not- 
wendigkeit verneinenden  Entscheidung,  —  eine  Ungleichheit,  die  sich  ergebe,  wenn 
die  letztere  Eotsoheidang  durch  Beschlass,  die  erstere  durch  Urteil  eigehe,  insofern 
nämlich  jener  durch  Beschwerde,  dieses  durch  Berufung  oder  Revision  anfechtbar  sei. 
Diese  Envägunff  ist  an  sich  richtig,  aber  die  Ungleichheit  ist  tief  im  Wesen  des 
Prozesses  begründet.  Die  gleiche  Argumentation  trifft  auf  jede  Prozessvoraus- 
setzung zu.     Die  Sonderbehandlung  des  Antrags  beruht  auf  Kurzsiohtigkeit 

'^)  So  Binding  I,  613  Anm.  11.  A.  M.  Bennecke  14  Anm.  7,  der  in  An- 
wendung der  allgemeinen  Regel  bei  Fehlen  der  Ermächtigang  einen  Einstellnngs- 
beschluss  gefasst  wissen  will. 

»«)  Wie  es  z.  B.  behauptet  wird  von  Löwe  4  zu  §  259;  E.  VII,  355,  IX,  14; 
Meves  G.A.  XXXVII,  117;  Olshausen  13  zu  §  55  u.  s  w.  Vgl.  dagegen  Birk- 
meyer  üG8. 

•*)  Z.  B.  Einstellung  wegen  res  Judicala.     Bennecke  559. 

")  Beispiele:  Die  That  ist  als  Auslandsthat  nach  §  4  St.G.B.  nicht  strafbar 
(Bennecke  559  will  hier  unzutreffend  einen  Einstellungsbeschluss) ;  der  jetzt  über 
12  jährige  Thäter  hatte  z.  Z.  der  That  das  12.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  (richtig 
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III.  Andererseits  giebt  es  Urteilsvoraussetzungen,  die  nicht  auch 
allgemeine  Prozessvoraussetzungen  sind,  sogenannte  spezifische 
Urteilsvoraussetzungen.  Begriffswesentliches  Merkmal  eines 
Urteils  ist  nämlich  ferner,  dass  es  sich  in  das  einmal  begründete  Prozess- 
verhältnis an  der  richtigen  Stelle  eingliedert  Es  erscheinen  deshalb 
als  solche  besondere   Urteilsvoraussetzungen : 

1.  (wenigstens  grundsätzlich)  die  formgerechte  Anklageerhebung 
und  der  formgerechte  Eröffnungsbeschluss^S).  Ein  Urteil,  das  ohne 
solche  erginge,  z.  B.  ein  Urteil,  das  einen  Zeugen  statt  des  Ange- 
klagten verurteilte,  wäre  nichtig  2*).  Auf  die  materielle  Richtigkeit 
oder  Unrichtigkeit  des  Eröffnungsbeschlusses  kommt  es  natürlich  nicht 
an.  Auch  der  materiell  unrichtige  Eröffnungsbeschluss  genügt,  wenn  er 
formgerecht  gefasst  ist,  als  Urteilsvoraussetzung  2^. 

Nur  in  den  Fällen  der  §§  211,  265  St.P.0.  fällt  der  Eröffnungs- 
beschluss als  Urteilsvoraussetzung  hinweg. 

2.  Das  Yorangegangensein  einer  mündlichen  Verhandlung  in 
Anwesenheit  des  Angeklagten  und  der  sonstigen  Personen,  deren  An- 
wesenheit das  Gesetz  vorschreibt  2^.  Nur  ausnahmsweise  ist  ein  Urteil 
ohne  Anwesenheit  des  Angeklagten  (StP.O.  §§  230,  318,  427,  431) 
oder  gar  ohne  Hauptverhandlung  (St.P.O.  §  411)  zugelassen. 

3.  Ordnungsmässige  Besetzung  des  urteilenden  Gerichts*''). 
Dagegen  kann  die  ,,8pruchreife^^  als  begriffswesentliches  Merkmal  eines  Urteils 

nicht  gelten.  Ein  Gericht  darf  zwar  kein  Urteil  erlassen,  wenn  die  Sache  noch  nicht 
spruchreif  ist,  würde  es  dies  aber  doch  thuo,  so  läge  gleichwohl  ein  ,,Urteil^'  vor, 
nur  könnte  unter  Umständen  durch  ein  Rechtsmittel  Abhülfe  erzielt  werden. 

§  94. 

2.   IkLs  Zustandekommen  des  Urteils. 

Ist  zur  ürteilsfällung  ein  Einzelrichter  berufen,  (Amts- 
gericht), so  kommt  das  Urteil  vermittelst  eines  rein  innerlichen  Denk- 


Glaser  II,  545;  Bennecke  559);  der  Straf  anspiuch  ist  veriährt  (richtig  Bin  ding  I, 
831;  Glaser  II,  545;  v.  Kries  Z.  V,  12;  Keller  8  zu  §  259;  Bennecke  559; 
R.  IV,  597;  E.  XII,  434;  dagegen  Löwe  4;  Stenglein  2  zu  §  259;  John  III, 
321  (für  Urteil  auf  Unzulässigkeltserklärung);  Puchelt  3,  Dalcke  4  zu  §  259, 
Olshausen  8b  zu  §  66  St.G.B.;  v.  Risch  G.8.  XXXVI,'  261,  Z.  IX,  254,  269 
(für  Einstellungsurteil).     S.  unten  §  95. 

")  V.  Eries  Z.  V,  33  fif.,  der  jedoch  S.  31  die  Anklageerhebung  nicht  als 
Urteilsvoraussetzung  anerkennt. 

")  Oben  S.  294  Z.  2. 

")  V.  Kries  a.'a.  0. 

•«)  V.  Kries  Z.  V,  38;  Benneoke  553;  Binding,  Grdr.  256. 

«^  V.  Kries  Z.  V,  39;  Binding,  Grdr.  256. 

25 
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Prozesses  zu  Stande.     Handelt   es   sich  dagegen  um   das  Urteil  eines 
Kollegiums,  so  muss 

a)  der  Denkprozess  der  einzelnen  Richter  durch  Gedankenaus- 
tausch vergemeinschaftet  werden,  „Beratung"  —  und 

b)  der  Urteilswille  der  einzelnen  Richter  geäussert  werden  — 
„Abstimmung"  —  und 

c)  auf  Grund  der  Abstimmung  der  Wille  des  Kollegiums  als 
Ganzen  festgestellt  werden,  ein  Vorgang,  den  man  etwa  als  „Ergebnis- 
feststellung" bezeichnen  kann. 

I.  Bei  der  ürteilsbildung  ad  a— c  dürfen  nur  die  gesetzlich  be- 
rufenen Richter  und  zwar  nur  in  der  gesetzlich  bestimmten  Zahl,  nicht 
mehr  und  nicht  weniger,  „mitwirken"^),  G.V.G.  §  194,  Abs.  1. 

Wird  also  einer  der  zur  Mitwirkung  berufenen  Richter  nach 
durchgeführter  Verhandlung  unpässlich  oder  stirbt  er  u.  dergl.,  so  ist 
damit  die  ürteilsfällung  vereitelt,  es  muss  eine  neue  Hauptverhandlüng 
stattfinden,  selbst  in  dem  Falle,  wenn  etwa  zufällig  der  Vertreter  des 
weggefallenen  Richters  als  Zuhörer  der  ganzen  Verhandlung  beigewohnt 
haben  sollte.  Denn  ein  Richter  „soll  die  ganze  Verhandlung  mit  dem 
Bewusstsein  verfolgt  haben,  dass  er  vielleicht  zur  Mitentscheidung  be- 
rufen ist"*).  Um  aber  einer  solchen  Weiterung  vorzubeugen,  lässt 
G.V.G.  §  194  Abs.  2  und  3  die  Zuziehung  von  Ergänzungs- 
richtern (mit  Einschluss  von  Ergänzungssch offen  und  Ergänzungs- 
geschworenen) zu,  wenn  es  sich  um  Verhandlungen  von  längerer  Dauer 
handelt,  und  zwar  entscheidet  über  diese  Zuziehung  das  Ermessen  des 
Vorsitzenden. 

Die  Person  der  zur  Ergänzung  Zuzuziehenden  richtet  sich  bezüglich  der 
Beruf sriohter  nach  G.V.G.  §§  62,  63,  66,  121,  J33»);  bezüglich  der  Schöffen  nach 
G.V.G.  §  49;  bezüglich  der  Geschworenen  nach  StP.O.  §  285. 

"Werden  Ergänzungsrichter  zugezogen,  so  haben  sie  der  Verhandlung  von 
Anbeginn  an  beizuwohnen.  Ereignet  sich  kein  Fall  der  Verhinderung,  so  beschränkt 
sich  ihre  Funktion  auf  dieses  Gegenwärtigsein,  insbesondere  dürfen  sie  dann  auch 
nicht  der  Beratung  anwohnen,  G.V.G.  §  195.  Anderenfalls  treten  sie  in  die  Lücke 
als  Eichter  ein,  gleichviel,  ob  die  Verhinderung  eines  Richters  sich  während  der  Ver- 
handlung oder  nachher  ereignet. 


*)  Dagegen  können  im  Vorbereitungsdienst  stehende  Juristen  „zugegen  sein", 
G.V.G.  §  195,  oben  S.  265;  sie  können  auch  veranlasst  werden,  ihre  Meinung  zu 
äussern,  ohne  dass  hierin  eine  Teilnahme  an  der  Beratung  läge. 

«)  Bennecke  420. 

')  Keller  5;  Stenglein  4  zu  §  194.  A.  M.  v.  Kries  147;  Löwe  8 
zu  §  194. 
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Die  zur  Mitwirkung  berufenen  Richter  müssen  sämtlich  mit- 
stimmen. Stimmenenthaitung  ist  unzulässig,  auch  in  dem  Falle,  dass 
ein  Richter  bei  einer  vorangegangenen  Frage  überstimmt  worden  ist. 
G.V.G.  §  197. 

II.  Die  Beratung  wird  geleitet  vom  Vorsitzenden,  der  auch  die 
Fragen  stellt  und  die  Stimmen  sammelt,  so  zwar,  dass  Meinungsver- 
schiedenheiten über  Fragestellung  u.  s.  w.  vom  Gericht  entschieden 
werden,  G.V.G.  §  196. 

Keine  ausdrückliche  Anordnung  trifft  das  Gesetz  über  die 
Methode  der  Abstimmung^).  Es  ist  deshalb  nicht  unstreitig,  ob 
sogenannte  Totalabstimmung  (Abstimmung  nach  dem  Endergebnis) 
oder  Abstimmung  nach  Gründen  stattzufinden  habe^).  Als  Total- 
abstimmung wird  bezeichnet  die  Methode,  bei  der  der  gesamte  Be- 
ratungsstoff zum  Behuf e  der  Abstimmung  in  eine  umfassende  Frage 
zusammengedrängt  wird;  Abstimmung  nach  Gründen  dagegen  liegt 
vor,  wenn  successive  über  jedes  einzelne  Element  der  Urteilsfällung 
getrennt  Punkt  für  Punkt  abgestimmt  wird,  z.  B.  über  Nothwehr, 
Zurechnungsfähigkeit  u.  s.  w. 

Hierbei  dürfen  aber  Abstimmung  und  Debatte  nicht  verwechselt 
werden.  Die  Debatte  muss  sich  selbstverständlich  gliedern  nach  den 
einzelnen  zweifelhaften  Punkten  %  Fraglich  ist  nur,  ob  nach  allseitigem 
Meinungsaustausch  gegliederte  oder  konzentrierte  Stimmabgabe  stattfindet. 
Die  praktische  Bedeutung  der  Streitfrage  zeigt  sich  an  folgendem 
Beispiel:  Der  taubstumme  X  ist  wegen  Körperverletzung  angeklagt.  Von 
den  5  Richtern  der  Strafkammer  nimmt  A  an,  dass  X  nicht  der  Thäter 
war;  B  ist  der  Meinung,  X  habe  in  Notwehr  gehandelt;  G  hält  für 
zweifelhaft,  ob  nicht  X  bei  der  That  sinnlös  trunken  war;  D  hat  aus 
der  Verhandlung  das  Bild  gewonnen,  dass  X  infolge  unwiderstehlichen 
Zwanges  gehandelt  hat,  während  E  die  nach  §  58  St.G.B.  erforderliche 


*)  Vgl.  Mot.  96;  Prot  47.  —  Dogmengeschichtliches  s.  bei  Heine  mann 
Z.  XV,  3  ff. 

')  Abstimmang  nach  Gründen  fordem  Bind  in g,  Grdr.  162;  Löwe  3b  za 
§  196  G.V.G.  (doch  mit  wesentlicher  Abschwächung ,  insbesondere  soll  über  die 
Schuldfrage  Totalabstim mnng  Platz  greifen);  Ortloff  G.A.  IX,  372  ff.;  Mitter- 
maier,  Archiv  des  Eriminalrechts  N.  F.  1844,  312  ff.  Für  Totalabstimmung  sprechen 
sich  besonders  aus  v.  Bar,  Recht  und  Beweis  im  Geschworenengericht  313  ff.;  Krit. 
Vjschr.  X,  468  ff.;  Heinemann  Z.  XV,  23  ff.;  bezüglich  der  Schuldfrage  auch  Löwe 
a.a.O.  3c.;  Reichsgericht  E.  1,380;  V,  404;  Vm,  218;  R.  III,  797;  IV,  198. 
Bann  ecke  422  will  alles  dem  einzelnen  Falle  überlassen.  Hiergegen  mit  Recht 
Otker  612.    Dunkel  Faoilides  Z.  XVI,  790  ff. 

')  V.  Eries  446. 

26* 
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„Einsicht"  des  taubstummen  X  verneint.  Bei  Totalabstimmung  würde 
Einigkeit  darüber  herrschen,  dass  Bestrafung  unmöglich  ist,  somit 
würde  Freisprechung  erfolgen.  Bei  Abstimmung  nach  Gründen  da- 
gegen würde  zunächst  die  Identität  des  Thäters  mit  dem  Beschul- 
digten mit  4  Stimmen  gegen  1  bejaht  werden,  in  gleicher  Weise 
sodann  das  Vorliegen  einer  „Handlung",  der  „Rechtswidrigkeit"  und 
der  „Zurechnungsfähigkeit'  einschliesslich  der  „Einsicht";  da  somit 
sämtliche  auf  eine  Freisprechung  hindrängenden  Gründe  von  der 
jeweiligen  Majorität  verworfen  wären,  bliebe  nur  die  Konsequenz 
übrig,  dass  der  Angeklagte  verurteilt  würde. 

Dieses  Beispiel  zeigt  zugleich,  dass  die  Abstimmung  nach  Gründen 
zu  einem  widersinnigen  Resultate  führt  und  deshalb  nicht  richtig  sein 
kann.  Freilich  würde  auch  die  Totalabstimmung  zu  einer  gewissen 
Schwierigkeit  führen;  das  einheitlich  gefundene  Urteil  würde  nicht 
einheitlich  begründet  werden  können  7).  Aber  es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  zwar  der  Denkprozess  eines  Einzelnen  nur  einheitlich  vor  sich 
gehen  kann,  dass  dagegen  die  Willensbildung  im  Kollegium  mit  der 
Vielheit  der  Köpfe  unharmonisch  werden  kann;  und  es  kann  daher 
nur  die  Einigung  über  das  „ob",  nicht  Einigung  über  das  „warum" 
gefordert  werden.  Auch  in  den  Angelegenheiten  des  täglichen  Lebens 
gilt  dieser  Satz.  Beratschlagen  z.  B.  3  mit  einander  wandernde  Freunde, 
,ob  sie  einen  Berggipfel  besteigen  wollen,  und  hält  der  erste  die  Be- 
steigung für  zu  schwierig,  der  zweite  für  nicht  lohnend,  während  der 
dritte  dem  Wetter  nicht  traut,  und  jeder  die  Auffassung  des  anderen 
bekämpft,  so  ist  doch  sicher  das  Ergebnis  das,  dass  die  Besteigung 
unterbleiben  wird*). 

Richtig  ist  dagegen,  dass  man  mit  der  Totalabstimmung,  wenn 
man  sie  mechanisch  auffasst,  nicht  immer  zum  Ziele  gelangt..  Steht 
z.  B.  X  wegen  Mundraubs  vor  der  Strafkammer  in  der  Berufungs- 
instanz, und  hält  von  den  3  Richtern  der  eine  den  Strafantrag  für 
nicht  fristgerecht  gestellt,  will  also  das  Verfahren  einstellen,  während 
der  zweite  verurteilen,  der  dritte  freisprechen  will,  so  gelangt  man 
mit   einer   einheitlichen   Fragestellung  überhaupt  zu  keinem    Resultat. 


")  Unter  Hinweis  auf  St.P.O.  §  266  wird  deshalb  mitunter  in  gewissem  Um- 
fange Abstimmung  nach  Gründen  gefordert.  So  Bennecke  422  Anm.  36;  Binding 
Grdr.  163.    Vgl.  aber  Heinemann  Z.  XV,  242. 

**)  Vgl.  auch  Zacke,  Über  Beschlussfassung  in  Versammlungen  und  Kollegien 
(1867)  79  ff.  —  Die  Einwendungen  Heinemanns  (Z.  XV,  27)  gegen  derartige 
Parallelen  sind  nicht  durchgreifend. 
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Den  Schlüssel  für  die  Entscheidung  der  Streitfrage^)  giebt  die 
Erwägung,  dass  die  Abstimmung  gar  nichts  anderes  ist,  als  die  Kon- 
kretisierung der  Entscheidung  selbst,  und  nicht  etwa  bloss  ein  die 
Entscheidung  vorbereitender  Akt.  Das  Gericht  entscheidet  mittels 
der  Abstimmung,  nicht  auf  Grund  derselben.  Daraus  ergiebt  sich, 
dass  die  Abstimmung  auf  die  Entscheidung  selbst  mit  ihrem  gesamten 
Inhalt  abzustellen  ist,  nicht  auf  einzelne  motivierende  Erwägungen. 
Sie  muss  so  eingerichtet  werden,  dass  die  Antwort  im  Falle  der  Be- 
jahung eine  fertige  ürteilsformel  enthält.  Es  ist  zu  fragen 
„Sollen  wir  folgendermassen  entscheiden:  u.  s.  w". 

Unzulässig  ist  mithin  eine  Sonderabstimmung  über  abstrakte 
Rechtsfragen^^)  und  zwar  auch  in  der  Revisionsinstanz ^^),  eine  Sonder- 
abstimmung über  die  Beweisfrage  ^*),  über  das  „Ob"  der  Strafbarkeit"), 
über  die  einzelnen  Elemente  eines  Vorganges,  über  die  einzelnen  Be- 
griffsmerkmale einer  strafbaren  Handlung  überhaupt  und  einer  Ver- 
brechensspezies im  Besonderen  1*),  über  das  Vorliegen  eines  Strafaus- 
schliessungsgrundes  oder  eines  Strafaufhebungsgrundes^^),  über  das 
Vorliegen  einer  zweiten  Bedingung  der  Strafbarkeit  ^^).  Unzulässig  ist 
ferner  eine  Sonderabstimmung  über  einzelne  Prozessvoraussetzungen  i^). 

Das  Vorausgeführte  weist  aber  darauf  hin,  dass  die  Totalabstimmung 
nicht  in  dem  mechanischen  Sinne  gehandhabt  werden  darf,  als  ob  immer 
nur  eine  Abstimmungsfrage  zu  stellen  wäre.  Das  „total"  ist  intensiv, 
nicht  extensiv  zu  verstehen.  Es  verhindert  nur  eine  Zerreissung  der 
Formel,  über  die  abgestimmt  wird,  nach  Gründen,  nicht  eine  Häufung 
der  Fragen  i®).  Denn  genau  ebenso,  wie  die  Entscheidung  verschiedenen 
Inhalt  haben  kann,  so  muss  auch  unter  Umständen  die  Abstimmung 
auf  die  verschiedenen  möglichen  Urteilsforra ein  abgestellt  werden, 

^)  Nicht  tief  genug  greift  die  Argumentation  v.  Kries  441:  zur  Bejahung  der 
Schuldfrage  bedürfe  es  der  kumulativen  Feststellung  sämtlicher  Tüatbestandsmorkmale, 
die  bei  Abstimmung  nach  Gründen  nicht  erzielt  werde.  Das  ist  ganz  richtig,  hat 
aber  nur  für  die  Schuldfrage  Bedeutung,  während  unbedingt  ein  allgemeines  Prinzip 
aufgesucht  werden  muss. 

»")  Ebenso  Heinemann  Z.  XV,  78;  Friedmann,  (irünhuts  Z.  XXIII,  5ü2. 
A.  M.  V.  Kries  450;  Löwe  8b  zu  §  196. 

^')  A.  M.  Heinemann  Z.  XV,  84 

^'')  Ebenso  Heine  mann  Z.  XV,  ÜO. 

^'•)  Heinemann  Z.  XV,  02;  IL  IV,  83,  198;  v.  Kries  444. 

'*)  lleinemann  Z.  XV,  07. 

^*)  In  letzterer  Hinsicht  a.  M.  v.  Kries  447;  Binding  105;  teilweise  auch 
Löwe  Sda  zu  §  190.     Richtig  Heinemann  Z.  XV,  69  ff.;  94,  vgl.  aber  220. 

^«)  Heinemann  Z.  XV,  224 

")  A.  M.  Heinemann  Z.  XV,  23B;   Binding  160.     Kicbtig  v.  Kries  449. 

'^)  Vgl.  auch  Birkmeyer  47;\ 
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z.  B.  ob  das  Verfahren  eingestellt,  oder  ob  freigesprochen  werden  solle. 
Auch  enthält  die  Urteilsformel  gegebenenfalls  selbst  in  sich  verschiedene 
Bestandteile :  den  Ausspruch,  dass  wegen  eines  bestimmten  Delikts  ver- 
urteilt werde;  den  Ausspruch,  dass  die  Strafe  so  und  so  hoch  zu  be- 
messen sei;  den  Ausspruch  über  Nebenstrafen,  über  Kosten  u.  s.  w. 
So  gut  wie  die  Urteilsformel,  so  gut  ist  natürlich  auch  die  Abstimmung 
zerlegbar. 

Die  Reihenfolge  der  verschiedenen  Fragen  bestimmt  sich  alsdann 
nach  dem  Präjudizialverhältnis.  Deshalb  muss  die  Frage,  ob  wegen 
Mangelhaftigkeit  des  Prozessverhältnisses  eine  blosse  Formalentscbeidung 
zu  fällen  sei,  jeder  auf  die  Sache  selbst  eingehenden  Frage  vorangehen ; 
desgleichen  muss  die  Schuldfrage  vor  der  Straffrage  zur  Abstimmung 
gebracht  werden  ^%  Kommen  bei  einer  und  derselben  strafbaren  Hand- 
lung mehrere  Strafgesetze  in  Frage,  so  ist  zu  unterscheiden: 

a)  Stehen  die  mehreren  Strafgesetze  in  Gesetzeskonkurrenz,  so  ist 
das  speziellere  voranzustellen  2®).  Ist  z.  B.  zweifelhaft,  ob  schwerer 
oder  einfacher  Diebstahl  vorliegt,  so  ist  zunächst  über  ersteren  abzu- 
stimmen. Finden  sich  dabei  2  von  5  Stimmen,  die  das  Qualifikations- 
moment (Erbrechen  von  Behältnissen  u.  s.  w.)  leugnen,  so  ist  nunmehr  über 
einfachen  Diebstahl  abzustimmen. 

Unzulässig,  weil  Abstimmung  nach  Gründen,  würde  es  dagegen 
sein,  zuerst  das  Gattungsdelikt  zur  Abstimmung  zu  stellen  („Liegt  Dieb- 
stahl vor?^^)  und  dann  bloss  das  Qualifikations-  oder  Privilegierungs- 
moment  als  solches  („Einsteigen"  oder  „Nahrungsmittel  in  geringer 
Menge  zum  alsbaldigen  Verbrauch"  u.  s.  w.*i).  Es  muss  immer  über 
den  vollen  Tbatbestand  abgestimmt  werden. 

b)  Stehen  die  Strafgesetze  dagegen  so  neben  einander,  dass 
jedes  ein  aliud  darstellt,  z.  B.  Diebstahl  und  Unterschlagung,  so  ist  die 
Reihenfolge  gleichgültig,  weil  hier  ein  Präjudizialverhältnis  nach  keiner 
Richtung  hin  vorliegt.    Würden  von  5  Richtern  2  Diebstahl,  3  Unter- 

^^)  So  die  gemeine  Meinung.  Dass  über  die  Schuldfrago  und  über  die  Straf- 
frage gesondert  abzustimmen  ist,  ergiebt  sich  auch  schon  daraus,  dass  das  Gesetz 
(StP.O.  §  262)  verschiedene  Majorität  der  Stimmen  für  die  Schuldfrage  und  für  die 
Straffrage  erfordert 

*'')  Würde  von  unten  her  aufwärts  gegangen,  so  würde  der  Richter,  der  die 
schwerere  Form  bejahen  will,  bei  der  milderen  nur  „eventuell"  stimmen  können; 
z  B.  wenn  bei  Zweifel,  ob  Mundraub,  einfacher  Diebstahl  oder  schwerer  Diebstahl 
vorliegt,  zuerst  über  Mundraub  abgestimmt  würde,  so  könnten  die  Richter,  die 
Diebstahl  annehmen,  nur  erklären:  Mundraub  hege  vor,  sofern  nicht  Diebstahl  vor- 
liege. Diese  Weiterung  fällt  weg,  wenn  mit  dem  schweren  Diebstahl  der  Anfang 
gemacht  wird.  v.  Kries  446.  Vgl.  auch  Heinemann  Z.  XV,  89;  Binding  Grdr.  164. 
'  »f)  A.  M.  Löwe  3d/?  zu  §  196.   Richtig  v.  Kries  444;  Heinemapn  Z.  XV,  86. 
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schlagung  annehmen,  so  würde  sich  Freisprechung  ergeben,  weil  über 
keine  verurteilende  Urteilsformel  die  erforderliche  Vs  Majorität  erzielt 
ist*^2).  Ganz  unrichtig  wäre  es,  zunächst  darüber  abzustimmen,  „ob 
überhaupt  zu  verurteilen  sei",  und  sodann  nui-  über  das  anzuwendende 
Strafgesetz  abzustimmen**).     Das  wäre  Abstimmung  nach  Gründen. 

Kommen  bei  relativen  Straf  droh  ungen  mehrere  Strafgrössen 
in  Frage,  so  ist  über  die  schwerste  Strafe  zuerst  abzustimmen  und 
eventuell  Schritt  für  Schritt  hinabzusteigen;  denn  ein  Richter,  der  sich 
z.  B.  für  5  Jahre  Zuchthaus  ausspricht  ist  jedenfalls  z.  B.  auch  für 
2  Jahre  Zuchthaus,  wenn  nämlich  die  härtere  Strafe  nicht  durchgeht. 
Es  liegt  also  ein  Präjudizialverhältnis  vor.  Ein  Aussfluss  dieser  Er- 
wägung ist  der  §  198  Abs.  3  G.V.G.,  wonach  die  dem  Beschuldigten 
nachteiligsten  Stimmen  den  zunächst  minder  nachteiligen  hinzugerechnet 
werden,  bis  sich  eine  Mehrheit  ergiebt*^). 

In  allen  den  Fällen,  in  denen  mehrere  Fragen  successiv  zur  Ab- 
stimmung gebracht  werden,  muss  sich,  vorausgesetzt,  dass  die  Trennung 
der  Fragen  zulässig  war,  ein  etwa  bei  der  ersten  Frage  überstimmter 
Richter  auf  den  Standpunkt  der  Majorität  (bezw.  siegreichen  Minorität) 
stellen**),  denn  sonst  wäre  die  successive  Abstimmung  zwecklos. 
Ist  also  ein  Richter  z.  B.  mit  seiner  Meinung,  es  fehle  der  Straf- 
antrag, isoliert  geblieben,  so  muss  er  nunmehr  zur  Sache  selbst  votieren. 
Hatte  er  als  einziger  die  Schuldfrage  verneint,  so  muss  er  bei  der  nun- 
mehr folgenden  Abstimmung  über  die  Straffrage  die  Schuld  als  er- 
wiesen ansehen  und  darf  nicht  etwa  grundsätzlich  für  das  Strafminimum 
stimmen  *«).  Hatte  er  schweren  Diebstahl  für  erwiesen  angenommen, 
während  die  übrigen  nur  einfachen  annahmen,  so  muss  er  das  Quali- 
fikationsmoment bei  der  Strafzumessungsfrage  durchaus  bei  Seite  lassen. 

In  den  Fällen  der  Gesetzeskonkurreuz  ergiebt  sich  für  den  über- 
stimmten   Richter,  der   die   strengere  Auffassung   vertreten   hatte,   die 


-')  Übereinstimmend  Heinemann  Z.  XV,  65.  Dies  Ergebnis  kann  auffallen, 
weil  docli  sämtliche  Richter  ein  Schuldig  aussprechen  wollen.  Aber  die  Einigkeit 
ist  nur  eine  ganz  vage,  das  „Schuldig"  ohne  Zusatz  des  Strafgesetzes  ist  nur  ein 
Phantom.     Vgl.  auch  Löwe  3c y  zu  §  196. 

")  Übereinstimmend  Heineraann  Z.  XV,  62.     A.  M.  Binding  Gitlr.  165. 

^••)  Z.  B.  A  stimmt  für  15,  B  für  10,  C  für  5,  D  für  3,  E  für  1  Jahr  Zucht- 
haus.   Ergebnis:  5  Jahr  Zuchthaus. 

")  Ebenso  Löwe  Ib  zu  §  197;  Binding  Grdr.  166;  v.  Kries  439,  448; 
UUmann  280.     A.  M   Geyer  611;  Glaser  II,  269. 

")  Ebenso  v.  Bar,  Krit.  Vjschr.  X,  498;  v.  Kries  448;  Löwe  a.  a.  0. 
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Notwendigkeit,  das  Yorliegen  des  Deliktes  ohne  das  Qualifikations- 
moment bezw.  mit  dem  Privilegierungsgrunde  zu  bejahen*''). 

Dagegen  ist  zu  beachten,  dass,  wenn  mehrere  ein  aliud  gegen 
einander  vorstellende  Strafgesetze  in  Frage  standen,  die  Bindung  des 
tiberstimmten  Richters  nur  eine  negative  ist,  insofern  er  nicht  genötigt 
ist,  nunmehr  das  Strafgesetz,  das  die  Majorität  bezw.  siegreiche 
Minorität  bei  der  ersten  Abstimmung  als  anwendbar  annahm,  auch 
seinerseits  anzunehmen.  Haben  z.  B.  bei  der  Abstimmung  darüber,  ob 
Diebstahl  vorliege,  3  Richter  sich  dafür,  2  in  der  Meinung,  es  liege 
Unterschlagung  vor,  dagegen  erklärt,  so  haben  die  drei  überstimmten 
nunmehr  selbständig  zu  prüfen,  ob  sich  Unterschlagung  annehmen  lasse. 
Denn  Verneinung  des  Diebstahls  ist  noch  keineswegs  Bejahung  der 
Unterschlagung. 

Die  mehrfach  erörterte  Frage,  ob  der  bei  der  Abstimmung  über 
das  Gattungsdelikt  überstimmte  Richter  das  Vorliegen  des  Qualifikations- 
oder Privilegierungsmoments  (z.  B.  Einsteigen  beim  Diebstahl)  frei  beur- 
teilen könne  28),  erledigt  sich  für  uns  vollständig,  da  über  den  straf- 
erhöhenden bezw.  strafmindemden  Umstand  nicht  separat  abgestimmt 
werden  darf  2»). 

III.  Die  Reihenfolge,  in  der  die  Richter  ihre  Stimmen  abgeben, 
richtet  sich  nach  dem  Dienstalter,  bei  den  Schöffen  nach  dem  Lebens- 
alter, so,  dass  der  nach  Dienstalter  bezw.  Lebensalter  Jüngste  zuerst 
stimmt  Ist  jedoch  ein  Berichterstatter  ernannt  »<^),  so  stimmt  dieser 
zuerst  Der  Vorsitzende  giebt  in  allen  Fällen  seine  Stimme  zuletzt  ab. 
G.V.G.  §  199. 

IV.  Berufsbeamte  wie  Laienrichter  sind,  erstere  kraft  ihrer 
Amtspflicht,  letztere  zufolge  der  positiven  Bestimmung  in  G.V.G.  §  200, 
verpflichtet,  über  den  Hergang  bei  der  Beratung  und  Abstimmung 
Stillschweigen  zu  beobachten. 

V.  Für  die  Ergebnisfeststellung  ist  massgebend  das  Stimmen- 
verhältnis. Als  Wille  des  Gerichts  gilt  grundsätzlich  der  Urteilswille 
der  absoluten  Mehrheit,  G.V.G.  §  198  Abs.  1,  also  im  Schöffen- 
gericht genügen  2,  in  der  fünfgliedrigen  Strafkammer  3  Stimmen  u.  s.  w. 


")  V.  Kries  44ü. 

*^)  Kontroverse  zwischen  v.  Bar,    Krit  Vjschr.  X,   499  und  Bin  ding  üi-dr. 
88  VI  einerseits,  Löwe  Sdß  zu  §  196,  Ib  zu  §  197  andererseits. 
^)  Oben  S.  390.     Vgl.  v.  Kries  446. 
«»)  Hiertiber  Bennecke  423  Anm.  40. 
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Stimmengleichheit  ist  (abgesehen  von  der  Geschworenenbank)  bei  der 
ungeraden  Zahl /der  die  Gerichtskollegien  bildenden  Richter  nicht 
möglich. 

In  Durchbrechung  der  Regel  ist  jedoch,  um  der  Verurteilung 
eines  Unschuldigen  thunlichst  vorzubeugen,  die  Bejah  u  n  g  der 
Seh  uldfrage^^)  an  eine  zwei-Drittel-Mehrheit  geknüpft,  St.P.O.  §  262 
Abs.  1,  so  dass  also  z.  B.  in  der  fünfgliedrigen  Strafkammer  Frei- 
sprechung erfolgt,  wenn  2  Richter  für  nichtschuldig,  3  für  schuldig  vo- 
tieren. Die  regelmässige  absolute  Majorität  gilt  also  nur  für  alle  Fragen 
ausserhalb  der  Schuldfrage,  somit  für  alle  Fragen  prozessualer  Natur, 
für  die  Straffrage,  für  die  Frage  nach  den  neben  dem  Strafanspruch 
in  Betracht  kommenden  Ansprüchen  ^^j^  sowie  nach  den  Kosten. 

§  95. 
3.    Inhalt  und  Form  des  Urteils, 

L  Der  Stoff,  den  das  Urteil  zu  formen  hat,  ist  beim  Sachurteil 
der  Prozessgegenstand  ^),  beim  Formalurteil  das  Prozessverhältnis. 
Den  Inhalt  des  Urteils^)  bildet  mithin  der  decisive  Ausspruch 
sei  es  über  das  Prozessverhältnis,  sei  es  über  den  Prozessgegenstand. 
Das  „Urteil"  ist  somit  identisch  mit  der  sogenannten  „Urteilsformel'', 
dem  „Urteils tenor'',  dem  „entscheidenden  Teil"  der  Urteilsurkunde. 
Namentlich  haben  die  Urteilsgründe  nur  dienende  Bedeutung.  Sie 
können  zur  Erläuterung,  niemals  aber  zur  Ergänzung  einer  lücken- 
haften Urteilsforrael  herangezogen  werden^).  Eine  Decisive  z.  B.  über 
Anrechnung  der  Untersuchungshaft,  über  Einziehung  u.  s.  w.,  die  sich 
in  die  „Gründe"  verirrt  hat,   ist  gänzlich  bedeutungslos. 

1.  Der  decisive  Ausspruch  kann  nun  beim  Sachurteil  nur  entweder 
auf  Verurteilung  oder  auf  Freisprechung  lauten. 

a)  Die  Verurteilung  bejaht  den  Strafanspruch  und  die  Neben- 
ansprüche*)   oder   ersteren    allein    oder  —  insoweit   dies   statthaft   ist 


«»)  Oben  §  61  S.  205. 

'*)  Z.  B.  Bussanspiucb,  üuterbnngung  in  einer  Besserungsaastalt,  Bennecke 
568  Anm.  12. 

')  Oben  §  61  IL 

-)  Zu  unterscheiden  natürlich  von  dem  Inhalt  der  Urteils  Urkunde,  unten  §9(3. 

»)  Dagegen  Glaser  II,  579;  E.  IV,  179;  U.  II,  371;  III,  307.  Richtig 
E.  XXVIL  86;  Kroschel  O.S.  LH,  388. 

*)  Auch  der  Ausspruch  über  die  Busskla.^o  gehört,  er  laute  gewährend  oder 
versagend,  in  den  Tenor.  Aus  den  (iründen  kann  er  nicht  ergänzt  werden,  vgl.  vor- 
stehend bei  Anm.  3.  Teilweise  (bezüglich  der  Ablehnung  des  ßussautrags^  a.  M. 
Bennecke  671. 
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(oben  §  61  V)  —  die  letzteren  allein,  verbietet  sieb  also,  wenn  irgend 
ein  materiellrechtlich  für  den  betreffenden  Anspruch  notwendiger 
Umstand  fehlt.  Insoweit  es  sich  um  den  Strafanspruch  handelt,  kann 
man  von  „krimineller"  Verurteilung  sprechen;  daneben  laufen  dann  her 
die  etwaigen  verwaltungs-  oder  civilrechtlichen  Verurteilungen,  die  dem 
Strafverfahren  zugewiesen  sind.  Art  und  Höhe  der  Strafe,  zu  der 
verurteilt  wird,  ergeben  sich  aus  dem  materiellen  Strafrecht.  Wenn  nach 
letzterem  eine  Gesamtstrafe  verwirkt  ist,  (§§  74  ff.,  79  StG.B.), 
so  kann  sich  deren  Verhängung  in  prozessual  verschiedener  Form 
gestalten : 

a)  Sind  die  mehreren  reell  konkurrierenden  Thaten  gleichzeitig 
abzuurteilen,  so  erfolgt  Verurteilung  zu  der  „Gesamtstrafe"  ohne 
weitere  Schwierigkeiten. 

ß)  Ist  für  eine  der  Thaten  schon  rechtskräftig  auf  Strafe  erkannt, 
liegt  also  der  Fall  des  §  79  StG.B.  vor,  so   ist  zu  unterscheiden: 

1)  Wenn  die  rechtskräftige  Strafe  die  Einsatzstrafe  ist^),  so  wird 
„zusätzlich  erkannt",  zu  einer  „Zusatzstrafe"  verurteilt*). 

2)  Wenn  die  jetzt  zu  verhängende  Einzelstrafe  die  Einsatzstrafe 
ist,  so  kann  bei  Gleichartigkeit  der  Strafen  ebenfalls  die  Form  der 
Zusatzstrafe  gewählt  werden^);  anderenfalls  muss  das  rechtskräftige 
Urteil  aufgehoben  und  eine  neue  Gesamtstrafe  „unter  Einrechnung^^ 
der  rechtskräftigen  Strafe  gebildet  werden®). 

y)  Ist  das  Urteil  wegen  der  einen  That  noch  nicht  rechtskräftig 
in  dem  Zeitpunkt,  in  dem  wegen  der  anderen  That  Verurteilung  erfolgt, 
so  kann  eine  Gesamtstrafe  nicht  gebildet  werden,  es  wird  einfach  die 
Einzelstrafe  ausgesprochen  ^).  Eventuell  erfolgt  dann  später  Bildung 
der  Gesamtstrafe  durch  Beschluss  nach  §  492  St.P.O.,  unten  §  139.  — 


*)  V.  Liszt  §  73  II;  H.  Meyer  S  03,  7;  Beling,  Grundzüge  54. 

®)  Beispiel:  That  1  ist  rechtskräftig  bestraft  mit  1  Jahr  Zuchthaus,  That  2 
würde  isoliert  eine  Einzelstrafe  von  4  Monaten  Gefängnis  verdienen.  Zusatzstrafe  z.  B. 
2  Monate  Zuchthaus  (Einsatzstrafe  -\-  Zusatzstrafo  =:  Gesamtstrafe,  die  natürlich  nie 
die  Summe  der  Einzelstrafen  erreichen  darf). 

^)  Z.  B.:  rechtskräftig  2  Monate  Gefängnis;  jetzt:  6  Monate  Gefängnis;  Zusatz- 
strafe z.  B.  5  Monate  (Tofängnis. 

*)  Z.  B.  rechtskräftig  4  Monate  Gefängnis,  jetzt  1  Jahr  Zuchthaus;  zu  erkennen 
auf  eine  Gesamtstrafe  von  z.  B.  1  Jahr  2  Monate  Zuchthaus  unter  Wegfall  der 
4  Monate  Gefängnis. 

®)  In  der  Hauptsache  übereinstimmend  das  Reichsgericht,  E.  V,  1 ;  R.  III,  468, 
592;  IX,  177;  Löwe  Ib  zu  §  492;  Bennecke  798  Anm.  18.  (Dagegen  v.  Kries  764.) 
Das  Reichsgericht  will  aber  auch  zulassen,  dass  schon  jetzt  eine  Gesamtstrafe  für 
den  FalK  dass  jenes  andere  Urteil  rechtskiäftig  werde,  festgesetzt  werde,  so  R.  IV^, 
102.    Das  wäre  ein  bedingtes  Urteil,  das  als  unzulässig  gelten  muss,  oben  S.  290. 
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Latent  ist  in  jedem  verurteilenden  Erkenntnis  der  Aussprach  ent- 
fallen, dass  die  That  unter  anderen  Gesichtspunkten  nicht  straf- 
bar sei.  Sollten  solche  Gesichtspunkte  als  alleinige  oder  ideell  kon- 
kurrierend irgendwie  in  Frage  gekommen  sein,  so  wird  das  urteil 
korrektennassen  diese  Gesichtspunkte  expressis  verbis  zu  verqeinen  haben, 
z. B. :  „der  Angeklagte  wird  wegen  Diebstahls,  nicht  Unterschla- 
gung, verurteilt";  oder  „der  Angeklagte  wird  wegen  Betruges,  nicht 
auch  Urkundenfälschung,  verurteilte^ ^^.  Sachlich  wäre  allerdings  eine 
Weglassung  der  Yerneinung  nicht  von  Bedeutung,  letztere  würde  sich 
dann  von  selbst  verstehen. 

b)  Die  Freisprechung  bedeutet  die  Yerneinung  eines  Straf an- 
spruchs  wegen  der  betreffenden  That  gegen  den  Thäter^^)  und  zwar 
nicht  allein  eines  Strafanspruchs  der  Art,  wie  ihn  die  Anklage  oder 
der Eröffiiungsbeschluss auffassen,  sondern  eines  Strafanspruchs 
überhaupt  Sie  darf  daher  nur  dann  erfolgen,  wenn  unter  keinem 
juristischen  Gesichtspunkte  sich  die  Strafbarkeit  ergiebt.  Die  frei- 
sprechende ürteilsformel  wird  deshalb  am  richtigsten  dahin  gefasst: 
„Der  Angeklagte  wird  freigesprochen"").  In  der  Praxis  wird  meist 
tenoriert:  „Der  Angeklagte  wird  von  der  Anklage  des  (z.  B.)  Be- 
truges freigesprochen"  ^*).  Diese  Spezifizierung  ist  bedeutungslos,  der, 
„von  der  Anklage  des  Betruges  Freigesprochene",  ist  damit  auch  freige- 
sprochen unter  dem  Gesichtspunkt  der  Unterschlagung,  der  Urkunden- 
fälschung u.  s.  w. 

Je  nach  ihren  Gründen  kann  die  Freisprechung  sehr  verschieden 
schwer  wiegen  —  Ausschluss  der  Rechtswidrigkeit,  der  Schuld,  Straf- 
ausschliessung, Strafaufhebung  u.  s.  w.  und  alles  dies  wiederum  ent- 
weder aus  Rechtsgründen  oder  aus  thatsächlichen  Gründen.  Prozessual 
stehen  diese  verschiedenen  Fälle  der  Freisprechung  einander  gleich  "). 

Eine  dritte  Art  Sachurteil  neben  dem  verurteilendqn  und  dem 
freisprechenden  giebt  es  nicht. 


")  Binding  Grdr.  214  verlangt  ^,Freisprechung**  bezüglich  der  verneinten 
Qualifikation.  Diese  Auffassung  ruht  auf  der  Annahme  der  Mehrheit  von  Straf - 
ansprüchen  bei  Idealkonkurrenz,     Vgl.  dagegen  oben  S.  205. 

^^)  Ober  die  einschränkende  Auffassung  Birkmeyers  s.  unten  Anm.  16. 

")  Übereinstimmend  Kroschol,  Abfassung  des  Urteils  22. 

")  Ebenso  üllmann  499;  v.  Kries  576. 

")  Glaser  II,  551,  582;  Binding  Hdb.  I,  195;  üllmann  488;  Bennecke 
557,  559;  R,  III,  383,  IV,  595;  E.  XII,  434;  Lammasch  G.S.  XU,  18. 
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Wohl  aber  kann  das  freisprechende  urteil  gewisse  besondere 
Gestaltungen  annehmen. 

a)  Ist  ein  Jugendlicher  freigesprochen  worden,  so  verbindet  sich 
mit  der  Freisprechung  die  Überweisung  an  die  Familie  oder  in  eine 
Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  nach  StG.B.  §  56,  Abs.  2.  Erfolgt 
Überweisung  zur  Anstaltserziehung,  so  verbindet  sich  mit  der  krimi- 
nellen Freisprechung  eine  verwaltungsrechtliche  Verurteilung. 

ß)  Mit  der  kriminellen  Freisprechung  kann  möglicherweise  eine 
auf  Einziehung  oder  Unbrauchbarmachung,  §§  40,  41  StG.B.,  gehende 
verwaltungsrechtliche  Verurteilung  verbunden  werden. 

y)  Hat  das  Gericht  von  der  Möglichkeit  der  totalen  Kompensation 
(StG.B.  §§  199,  233)  Gebrauch  gemacht,  so  ist  nach  geltendem  Recht 
der  Tenor  so  zu  fassen,  dass  zum  Ausdruck  kommt,  dass  nur  die 
Kompensation  die  Strafe  abgewendet  hat  Es  ist  nicht  schlechthin, 
„freizusprechen",  sondern  der  Angeklagte  „für  schuldig,  aber  straffrei 
zu  erklären"  ^^j. 

2.  Das  Einstellungsurteil  im  Falle  des  §  259  Abs.  2  bringt  zum 
Ausdruck,  dass  das  Prozessverhältnis  abgesehen  vom  Strafantrag  in 
Ordnung  sei,  und  dass  die  That  sich  nicht  als  Offizialdelikt  darstelle  *^). 
Es  kommt  somit  sachlich  einer  Freisprechung  nach  allen  Rich- 
tungen hin  mit  Vorbehalt  des  Antragsdelikts  gleich.  Da  aber  das 
Wesen  der  „Freisprechung"  die  totale  Negation  eines  jeden  Straf- 
anspruchs  ist,  so  darf  natürlich  nicht  wegen  derselben  That  auf  Ein- 


'^)  De  lege  ferenda  verwerflich.  Denn  die  Kompensation  läuft  auf  eine  Ver- 
neinung des  Strafanspruclis  wegen  eines  Strafausschliessungs-  oder  eines  Straf- 
aufhcburgsgrundüs  hinaus  (Bell  n  g,  (Jrundzüge  des  Strafrechts  57),  und  es  ist  nicht  einzu- 
sehen, weshalb  diese  konipensative  Strafausschliessung  bezw.  Strafaufhebung  eine 
Sonderstellung  einnehmen  soll.  Anders  Bennecke  558,  der  die  Straffreierklärung 
als  Abart  der  Verurteilung  ansieht  (so  auch  Glaser  II,  7A7\  Uli  mann  488)  und 
sich  dafür  besonders  auf  die  Möglichkeit  der  Kostenauferlegung  zu  Lasten  des  straf- 
frei Erklärten  (§  5()0  St.P.O.)  beruft. 

*^)  Ohne  gesetzliche  Unterlage  ist  die  Meinung  von  Birkmeyer  666:  auf 
Einstellung  des  Verfahrens  sei  zu  erkennen,  wenn  das  angebliche  Verbrechen  des 
Angeklagten  zwar  vorliege,  aber  ein  Strafanspruch  des  Staates  daraus  entweder  von 
vornherein  nicht  entstanden  oder  später  wieder  untergegangen  sei;  das  Einstellungs- 
urteil sei  Sachurteil.  Es  maogelt  aber  auch  an  jedem  inneren  Grunde,  die  Urteile, 
die  das  XichlNorhaudensein  emes  Strafanspruchs  feststellen,  in  2  Gruppen  (frei- 
sprechende und  einstellende  Urteile)  zu  zerreiSvSen.  Dass  bei  Verjährung,  res 
Judicata  u.  s.  w.  ein  EinstelluDgsurteil  nicht  zu  erlassen  ist,  darüber  s.  oben  S.  384. 
Die  Frage,  ob  „fre.zasprecheu".  oder  „einzustellen'*  sei,  betrifft  nicht  etwa  eine  blosse 
Formalität,  sondern  ist  von  praktischer  Wichtigkeit,  vgl.  St.P.O.  §  403*  und  da'tu 
unten  §  i:i4. 
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Stellung  und  Freisprechung  neben  einander  erkannt  werden.  ^^).  Es 
genügt  der  Ausspruch,  das  Verfahren  werde  eingestellt^®). 

Würde  das  Gericht  umgekehrt  das  Vorliegen  eines  Offizialdelikts 
oder  eines  durch  Antrag  gedeckten  Antragsdelikts  feststellen  unter  der 
gleichzeitigen  Feststellung,  dass  für  ein  ideell  konkurrierendes  Delikt  der 
Antrag  fehle  ^%  so  würde  eine  beschränkte  Verurteilung  auszusprechen 
sein,  d.  h.  das  Gericht  verurteilte  unter  dem  einen  juristischen  Ge- 
sichtspunkt, indem  es  sich  behindert  erklärte,  an  die  That  noch  einen 
anderen  Massstab  anzulegen.  Eine  „Einstellung  des  Verfahrens"  ist  da- 
neben nicht  auszusprechen.  Es  bedarf  eines  solchen  Ausspruchs  auch 
nicht,  da  die  künftige  Verfolgung  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Antrags- 
delikts, für  welches  der  Antrag  derzeit  fehlt,  ipso  jure  möglich  ist*^). 

Die  Einstellung  des  Verfahrens  bringt  in  die  Einheitlichkeit  des 
Prozessgegenstandes **)  einen  Riss;  die  Erklärung  dafür  giebt  die  Natur 
der  Antragsdelikte. 

IL  Ihrer  Fassung  nach  muss  die  ürteilsdecisive  ihren  Inhalt 
genau  wiedergeben  *«),  also  bei  Verurteilung  die  Strafgrösse  und  das 
Delikt  angeben,  bei  Idealkonkurrenz  die  mehreren  ideell  konkurrierenden 
Delikte  u.  s.  w.**).  Bei  Verurteilung  im  Falle  der  Realkonkurrenz  muss  die 
Formel  nicht  bloss  die  Gesamtstrafe,  sondern  auch  die  Einzelstrafen 
enthalten  ^•^*),  da  möglicherweise  die  Gesamtstrafe  hinfällig  wird,  und  es 
dann  für  die  verbliebene  Einzelstrafe  an  einer  Formel  nicht  fehlen  darf, 
wie  sie  z.  B.  schon  für  die  Strafvollstreckung  unerlässlich  ist^^).  In 
der  Praxis  wird  meist  nur  die  Gesamtstrafe  im  Tenor  aufgeführt.     Das 


")  Beispiel:  A  soll  durch  eine  Handlung  Tierquälerei  und  Körperverletzung 
begangen  haben.    Das  Gericht  verneint  erstere  und  vcrmisst  bei  letzterer  den  Antrag. 

'^  Übereinstimmend  Bennecke  557  Anm.  8;  E.  VII,  3r)r);  Binding  Grdr. 
214.  Nicht  zutreffend  Köhler,  Lehre  vom  Straf  an  tr.  118  Anm.  2. —  Die  Wirkungen 
s.  unten  §  98. 

*■)  Vgl.  das  Beispiel  in  Anm.  17  mut.  mut. 
'   '•)  Unten  §  98. 

")  Oben  §  61  111. 

*')  Genaueres  darüber  bietet  Kroschel,  Abfassung  der  Urteile,  besonders  15 ff. 
und  G.8.  UI,  387.     S.  auch  Ötker  613. 

»»)  E.  IV,  179;  R.  III,  307;  E.  XXVIF,  86;  Köhler,  Grenzlinien  zwischen 
Idealkonkurrenz  u.  Gesetzeskonkurrenz  170;  Kohl  rausch.  Zur  prozessualen  Be- 
handlung der  Idealkonkurrenz,  45;  Reif  fei  O.S.  XXXIX  523;  Meves  (i.A.  XXXVl, 
121;   Löwe  1;    Stenglein  1  zu  §  266. 

"»)  z.  B.:  „Der  Angeklagte  N.  N.  wird  wegen  .  .  .  und  wegen  ...  zu  Einzbl- 
strafen  von  6  Monaten  bezw.  4  Monaten  Gefängnis  und  an  deren  Stelle  zu  einer 
Gesamtstrafe  von  9  Monaten  Gefängnis  verurteilt.^^ 

••)  Vgl.  Löwe  6c  zu  §  481;  Kroschel,  Abfassung  der  Urteile  18; 
Binding,  Grdr.  278. 
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freisprechende  Urteil  ist  am  richtigsten  dahin  zu  fassen:  „Der  Ange- 
klagte wird  freigesprochen^'  ohne  Angabe  des  Delikts,  das  die  That 
hatte  darstellen  sollen"). 

ünerlässiiche  Form  für  das  Existentwerden  des  Urteils  ist  die 
Yerkündung  (Publikation),  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
der  Angeklagte,  ob  überhaupt  jemand  ausser  dem  Oericht  und  der 
Staatsanwaltschaft  zugegen  ist  Sie  erfolgt  durch  Verlesung  der  Urteils- 
formel und  Mitteilung  der  Gründe,  §  267  St.P.O.  Die  Mitteilung  der 
Gründe  kann  je  nach  Ermessen  mündlich  oder  durch  Verlesung  statt- 
finden. Nur  wenn  die  Verkündung  des  Urteils  nicht  sofort  am  Schluss 
der  Hauptverhandlung  erfolgt,  sind  die  Urteilsgründe  vor  der  Ver- 
kündung schriftlich  festzustellen,  StP.O.  §  267  Abs.  2. 

Auf  den  Inhalt  der  Erwägangen,  die  der  Vorsitzende  als  die  ,,Qrande^^  des 
Gerichts  verkündet,  legt  das  Gesetz  kein  Gewicht.  Es  muss  daraas  ^folgert  werden, 
dass  auch  eine  schiefe,  unvollständige,  irrige  Mitteilung  in  dieser  Richtung  den  Ver- 
kündungsakt  nicht  beeinträchtigt  Für  die  Anfechtung  des  Urteils  sind  auch  nicht 
die  verkündeten,  sondern  nur  die  schriftlich  fixierten  „Gründe"  von  Bedeutung. 

Einer  Mitteilung  des  Herganges  bei  der  Abstimmung,  insbesondere  des  Stimmen- 
verhältnisses, bedarf  es  nicht  Unzulässig  ist  sie  aber  nicht**).  Insbesondere  darf 
die  Unzolässigkeit  nicht  auf  die  Schweigepflicht  der  Richter  (oben  §  94  IV)  gegründet 
werden:  diese  hat  nur  personliche,  ausserprozessuale  Bedeutung,  ob  das  Gericht  als 
solches  dagegeh  im  Prozess  nähere  Mitteilungen  über  die  Entstehung  der  Ent- 
scheidung maciit,  ist  eine  innerprozessuale  Frage.  Dass  eine  Mitteilung  des  Stimmen- 
verhältnisses nicht  unzulässig  sein  kann,  ei^ebt  die  Erwägung,  dass  namentlich  die 
bestehende  Streitfrage,  ob  Totalabstimmung  oder  Abstimmang  nach  Gründen  geboten 
sei*^,  das  Ergebnis  der  Abstimmung  ins  Ungewisse  stellen  kann:  gegebenenfalls  ist 
der  Partei  ein  Anfechtungsrecht  erworben  und  es  wäre  merkwürdig,  wenn  das  Gesetz 
das  Gericht  hinderte,  den  Parteien  die  Kenntniss  des  Anfechtungsgrundes  an  die  Hand 
zu  geben.  Überdies  zeigen  auch  die  §§  307  Abs.  2,  317  StP.O.,  dasi  dem  Gesetz  der 
angebliche  Gedanke,  es  dürfe  über  das  Stimmenverhältnis  keine  Kunde  an  die  Aussen- 
welt  dringen,  f^md  ist. 

Selbstverständlich  ist  das  Urteil  erst  dann  „verkündet^^,  wenn  die 
„Verkündung"  ihr  Ende  erreicht  hat,  nicht  schon,  wenn  sie  begonnen 
hat*®).  Würde  der  Vorsitzende  mitten  in  der  Verkündung  auf  irgend 
eine  Weise  unterbrochen,  so  wäre  noch  nihil  actum.  Ob  der  Ver- 
kündungsakt  sein  Ende  erreicht  hat,   bemisst  sich  nach  der  zu   ver- 


")  Obeil  §  S.  395;  K  rösche  1,  Abfassung  der  Urteile  22. 
'*)  Für   unzulässig   scheint  sie   Bennecke  421    zu   halten.    Vgl.   dagegen 
V.  K  r  i  e  s  437,  454. 

»')  Oben  S.  387  ff. 

»•)  Zutreffend  ö  t  k  e  r  615. 
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kündenden  Niederschrift,  nicht  etwa  nach  dem  vorangegangenen  Ge- 
richtsbeschlnss  *^). 

Das  noch  nicht  yerkündete  Urteil  ist  noch  nicht  in  mundo^). 
Daraus  ergiebt  sich  die  wichtige  Folge,  dass  vor  der  Verkündung  jede 
Änderung  der  vom  Gericht  beschlossenen  Entscheidung  unumschränkt 
statthaft  ist.  Würde  z.  B.  nach  verhandelter  Sache  der  Gerichtshof 
sich  über  eine  Verurteilung  wegen  einfachen  Diebstahls  schlüssig 
gemacht  haben,  und  würde  infolge  nachträglich  eingetretener  Auf- 
klärung der  Staatsanwalt  dem  Vorsitzenden,  der  im  Begriff  stand,  das 
Urteil  zu  publizieren,  mitteilen,  dass  der  Angeklagte  schon  zahlreiche 
rückfallbegründende  Vorstrafen  wegen  Diebstahls  erlitten  habe,  so  wäre 
eine  Berücksichtigung  dieser  Thatsache  (nach  Wiedereintritt  in  die  Ver- 
handlung) noch  vollkommen  möglich  3^). 

Die  schriftliche  Abfassung  des  gefällten  Urteils  ist  zwar  in  allen  Fällen  geboten 
(vgl.  das  Nähere  in  §  96).  gehört  aber  nicht  mehr  zur  Urteilsfällung  selbst.  Die 
Entscheidung  des  Gerichts  liegt  fertig  und  unwiderruflich  vor,  schon  wenn  die  Ver- 
kündung erfolgt  ist.  Die  Absetzung  des  Urteils  in  Schriftform  ist  ein  neuer  Prozessakt; 
noch  viel  mehr  die  Zustellung  des  Urteils,  die  in  gewissen  Fällen  zu  erfolgen  hat 
(unten  §  96). 

§  96. 
4.    Herstellung  der  Urleilsurkunde  und  deren  Bekanntmachung. 

r.  An  die  Urteilsfällung  (das  „Urteil"  als  prozessualen  Vorgang) 
reiht  sich  die  Herstellung  der  Urteilsurkunde  (des  „Urteils"  im  körper- 
lichen Sinne)  an. 

Die  Urteilsurkunde  1)  muss  zunächst  enthalten  den  Tenor  (die 
Formel,  den  entscheidenden  Teil),  und  zwar  eben  denjenigen  Tenor, 
der  als  Urteilsdecisive  verkündet  worden  ist.  Würde  die  Urteilsurkunde 
inhaltlich  von  diesem  Tenor  abweichen,  so  würde  gleichwohl  das 
wirklich  verkündete  Urteil  den  Vorzug  haben*). 

Die  Urteilsurkunde  muss  femer  in  jedem  Falle,  also  auch  wenn 
die  Voraussetzungen  des  §  34  St.P.O.»)  nicht  vorliegen,  die  Gründe 
des  Urteils  angeben^). 


••)  Kroschel  G.S.  LII,  393  gegen  E.  XV,  271;  mit  letzterem  Erkenntnis 
übereinstimmend  ötker  624. 

»^  Bennecke  427,  550  Anm.  14,  551;  John  III,  408. 

'^)  Nach  Abschluss  der  Publikation  dagegen  nicht  mehr,  oben  S.  299,  unten 
§  97  I.    Vgl.  Kroschel  G.S.  LH,  394;  E.   V^,  173;  R.  IIT,  723;  VH,  245. 

^)  Muster  s.  bei  R.  Schmidt,  Aktenstücke  03,99;  v.  Hippel,  Aktenstücke  23. 

*)  Bennecke  572;  ötker  623. 

•)  Unten  §  100  IV. 

*)  Vgl.  StP.O.  §  3777  und  ötker  617. 
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Diese  schriftlichen  Gründe  sind  nicht  etwa  als  blosse  Rekapitu- 
lation der  mündlich  verkündeten  zu  denken,  die  ja  Unrichtiges  ent- 
halten können  und  vielleicht  nicht  erschöpfend  sind,  sondern  haben 
sich  an  dasjenige  zu  halten,  was  wirklich  vom  Gericht  als  Ganzem 
gebilligt  worden  ist.  Die  etwaige  Nichtübereinstimmung  der  schrift- 
lichen Urteilsgründe  mit  den  mündlich  publizierten  ist  wesenlos^). 
Einen  gesonderten  „Thatbestand"  nach  Art  des  Civilnrteils  braucht  das 
Straf  urteil  nicht  zu  bieten;  die  thatsächlichen  Ausführuilgen  sind  in 
die  „Gründe'*  zu  verweben. 

Die  ürteilsgiünde  müssen  insbesondere  Rechenschaft  ablegen  über 
die  Frage,  welche  Thatsachen  das  Gericht  für  erwiesen 
erachtet.  Doch  braucht  das  Gericht  hier  die  ßeweisfrage  nicht  in 
vollem  Umfange  aufzurollen.  Wenngleich  alle  relevanten  Thatsachen 
des  Beweises  b  e  d  ü  r  f  e  n  ß) ,  so  ist  doch  nach  §  266  St.P.O.  das 
Gericht  nicht  genötigt,  sich  e,rj)re8sis  verhis  über  das  Bewiesensein 
aller  auszusprechen. 

Erforderlich  ist  in  den  Gründen  speziell  a)  eines  verurtei- 
lenden Erkenntnisses  zunächst  die  Angabe  der  Thatsachen,  „in 
welchen  die  gesetzlichen  Merkmale  der  strafbaren  Handlung  gefunden 
werden",  das  sind  die  Thatsachen,  die  dem  „Thatbestande"  des 
betreffenden  Strafgesetzes  zur  Unterlage  dienen,  also  z.  B.  bei  Unter- 
schlagung die  Angabe,  dass  der  Angeklagte  eine  goldene  Uhr,  die 
ihm  von  ihrem  Eigentümer  X  zur  Reparatur  übergeben  war,  verkauft 
habe. 

Keiner  besonderen  Erwähnung  in  den  Gründen  bedürfen  hiernach 
die  Thatsachen,  in  denen  die  allgemeinen  Merkmale  eines  Verbrechens 
liegen  (Handlung,  Rechtswidrigkeit,  Schuld  u.  s.  w.),  insoweit  sie  nicht 
in  die  Formel  des  Strafgesetzes  aufgenommen  sind  (z.  B.  §  303  St.G.B. 
„vorsätzlich  und  rechtswidrig")  7).  Dagegen  gehört  die  „Erscheinungs- 
form" der  That  als  Mitthäterschaft  oder  Beihülfe,  Versuch  oder  Voll- 
endung, Verbrechenseinheit  oder  -Mehrheit  u.  s.  w.  immer  mit  zu  den 
„Merkmalen"  der  That,  ihre  Annahme  muss  also  in  den  Gründen  mo- 
tiviert werden  **). 


^)  Vgl.  Otker  621. 

«)  Oben  S.  317  ff. 

')  Dass  das  Gericht  aber  auch  die.se  Thatsachen  prüfen  und  feststellen  mnss, 
ist  oben  schon  gesagt,  s.  S.  319. 

«)  R.  V,  175;  E.  XJX,  213;  XX,  351;  GA.  XXXIX,  70;  Löwe  6  M  §  266; 
Bennecke  570  Anm.  25. 
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Meist  werden  in  der  Praxis  die  ,,gesetzlichen  Merkmale"  in  eine 
formelmässige  sogenannte  Schlussfeststellung  zusamraengefasst.  Not- 
wendig ist  dies  nicht  ^). 

Eine  Sonderbestimmung  giebt  §  266  Absatz  2  für  Strafaus- 
schliessungs- ^^),  Strafminderungs-  und  Straferhöhungsgründe,  die  vom 
Strafgesetz  „besonders  vorgesehen"  sind.  In  Ansehung  ihrer  ist  ge- 
nügend ein  Ausspruch  darüber,  „ob"  sie  für  festgestellt  oder  nicht  fest- 
gestellt ^^)  erachtet  werden.  Einer  Angabe  der  diesen  Ausspruch  be- 
gründenden Thatsachen  bedarf  es  nicht;  und  selbst  jener  blosse 
Ausspruch  ist  nur  dann  erforderlich,  wenn  in  der  Verhandlung  ein 
solcher  Umstand  behauptet  worden  war,  St. P.O.  §  266,  Abs.  2.  Dies 
gilt  z.  B.  für  die  „Einsicht"  bei  Jugendlichen  ^2j  Selbstverständlich 
ist  es  aber  durchaus  zu  billigen,  wenn  das  Gericht  diese  Punkte 
auch  ohne  gesetzliche  Nötigung  in  den  ürteilsgründen  erörtert. 

Un  benannte  Privilegierungsgründe,  im  Gegensatz  zu  den  soeben 
erwähnten,  „im  Gesetz  besonders  vorgesehenen"  ^^)  können  demnach 
im  allgemeinen  in  den  Gründen  mit  Stillschweigen  übergangen  werden. 
Nur  muss,  wenn  mildernde  Umstände  als  vorhanden  ange- 
nommen oder  entgegen  einem  in  der  Verhandlung  gestellten  Antrage 
verneint  worden  sind,  diese  Entscheidung  des  Gerichts  in  den 
Gründen  verlautbart  werden,  St.RO.  §  266  Abs.  3,  Satz  2.  Die  That- 
sachen, in  denen  das  Gericht  „mildernde  Umstände"  erblickt  hat, 
brauchen  dabei  nicht  mit  aufgeführt  zu  werden  i^). 

Die  Angabe  der  Strafzumessungsgründe  ist  nur  unter 
eine  „Soll"-Vorschrift  gestellt.  Gar  nicht  erforderlich  ist  nach  §  266 
die  Begründung  der  etwaigen  Verhängung  von  Nobenmassregeln 
(Busse,  Einziehung  u.  s.  w.) 

®)  Kroschel   Abfassung  der  Urteile  34. 

*°)  Im  nicht  technischen  Sinne  des  Wortes,  also  unter  Hinzutritt  der  Schuld- 
und  ünrechtsausschliessungsgründe,  der  Strafaufhebungsgründe  u.  s.  w.  S  t e  n g l  e  i  n  8 
zu  §  266;  Ben  necke  570  Anm.  24. 

*M  Soweit  Strafausscbliessungs-  oder  Strafmiudoiunfrsgriiiide  verneint  werden, 
mu«s  natürlich  ausgesprochen  werden,  dass  ihr  Nicht  vor  liegen  festgestellt 
sei,  oben  §  92  IL  Eine  Verurteilung  z.  B.  mit  der  Begründung,  „es  sei  n  i  c  ü  t  fest- 
gestellt, dass  der  Angeklagte  in  Notwehr  gehandelt  habe''  —  so  Ben  necke  570 
Anm.  24  —  läuft  den  modernen  Beweisgrundsätzen  zuwider. 

^2)  E.  XXXI,  1(31.  A.  M.  Bennecke  500  Anm.  18:  R.  II,  714;  K  III,  11)8, 
XXIX,  98,  (es  bedürfe  auch  einer  Erwähnung  der  Thatsachen,  auf  Grund  deren  sich 
das  (iericht  von  der  ..Einsicht^'  des  Jugendlichen  überzeugt  habe). 

**)  Vgl.  oben  S.  200. 

^*)  Bennecke  571  Anm.  27;  R.  II,  83;  Stenglein  8;  v.  Schwarze  13; 
V.  B  0  m  h  a  r  d  4 ;  K  e  11  e  r  14  zu  J5  -00.  A.  M.  L  ö  w  e  8 ;  P  a  c  h  e  1 1  7  zu  §  200 ; 
Fuchs  H.  H.  II,  104;  Glaser  II,  590;  v.  Kries  580. 
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Eine  Angabe  der  Beweismittel  verlangt  das  Gesetz  nicht. 
Dagegen  sollen  bei  Indizienbeweis  die  indizierenden  Thatsacben  (die 
Indizien)  namhaft  gemacht  werden,  St.P.O.  §  266  Abs.  1  Satz  2.  Den 
Gepflogenheiten  der  Praxis  entspricht  es  aber,  überall  da,  wo  die 
Beweisfrage  irgendwie  zweifelhaft  war  (Glaubwürdigkeit  eines  Zeugen 
u.  s.  w.),  den  Standpunkt  des  Gerichts  in  den  Gründen  zu  recht- 
fertigen.    Diese  Übung  ist  zweckmässig  und  entspricht  der  Billigkeit  ^^). 

Ausser  den  oben  genannten  Thatsachen  müssen  dann  die 
Gründe  die  Gesetze  angeben,  die  zu  der  Entscheidung  geführt  haben; 
und  sie  müssen  ersehen  lassen,  wie  die  Thatsachen  unter  die  Gesetze 
zu  subsumieren  sind.  Nötigenfalls  sind  hierbei  rechtliche  Aus- 
führungen zu  geben. 

b)  Die  Begründung  des  freisprechenden  Urteils  muss  auf- 
zeigen, ob  die  Freisprechung  darauf  beruht,  dass  diese  oder  jene  erheb- 
liche Thatsache  nicht  erwiesen  worden  ist  —  dann  ist  der  vom 
Gericht  vermisste  Umstand  hervorzuheben^^  —  oder  ob  das  Gericht 
den  erwiesenen  Thatbestand  aus  Rechtsgründen  für  nicht  unter  die 
Strafgesetze  subsumierbar  erachtet  hat  (z.  B.  weil  die  „weggenommene" 
Elektricität  keine  „Sache"  im  Sinne  des  §  242  St.G.B.  sei),  St.P.O. 
§  266  Abs.  4.  — 

Dass  die  Urteilsgründe  auch  über  den  prozessualen  Hergang  der 
Entstehung  des  Urteils  Auskunft  geben,  verlangt  das  Gesetz  nicht. 
Verboten  ist  solche  Mitteilung  aber  auch  nicht,  im  Gegenteil  erscheint 
sie  in  Zweifelsfällen  geradezu  als  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  um  den 
Parteien  eine  etwaige  Anfechtung  zu  ermöglichen  i').  —  Auch  andere 
prozessuale  Fragen,  so  besonders  die  Stellung  des  Strafantrages,  brauchen 
in  den  Urteilsgründen  nicht  behandelt  zu  werden*«). 

Zu  einer  vollständigen  Urteilsurkunde  gehört  aber  ausser  Tenor 
und  Gründen  noch  der  sogenannte  Kopf  oder  Urteilseingang  {§  275 
Abs.  3  St.P.0.)  und  die  Unterschrift  der  Richter  mit  der  in  §  275 
Abs.  2  Satz  2  und  3  vorgesehenen  Modifikation. 

Waren  alle  diese  Bestandteile  des  Urteils  schon  in  das  Sitzungs- 
protokoll aufgenommen,  so  bedarf  es  der  Herstellung  einer  besonderen 


")  Kroschel  50;  vgl.  Bin  ding  ürdr.  1G8. 

»«)  R.  L  89;  E.  ü,  60. 

")  Vgl  oben  §  95  S.  398,  und  v.  K  r  i  e  s  454—455.  Für  unzulässig  scheint  sie 
Ben  necke  571  zu  halten;   so  auch  Bin  ding,  Grdr.  167;    Birkmeyer  272. 

»•)  Bennecke  509;  John  III,  432;  R.  IL  430;  X,  156.  Dagegen 
E  r  0  8  c  h  e  1  40. 
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ürteilsurkunde   nicht;    anderenfalls   ist  eine  solche  binnen  drei  Tagen 
nach  der  Yerkündang  zu  den  Akten  zu  bringen  ^^). 

Insoweit  ausser  der  Urteilsurschrift  noch  Ausfertigungen,  Ab- 
schriften, Auszüge  des  Urteils  erforderlich  werden,  ist  deren  Her- 
stellung Sache  des  Gerichtsschreibers,  der  sie  auch  zu  unterschreiben 
und   mit   dem    Gerichtssiegel  zu  versehen  hat,   St.P.0.  §  275  Abs.  4. 

n.  Die  Bekanntmachung  des  Urteils  liegt  enthalten  in  der  Ver- 
kündung, sofern  die  Beteiligten  dabei  anwesend  waren.  Anderenfalls 
bedarf  es  der  Zustellung  an  den  betreffenden  Nichtanwesenden,  St.P.0. 
§  35  Abs.  2,  (und  zwar  auch  dann,  wenn  für  ihn  ein  Vertreter  bei 
der  Verkündung  anwesend  war).  Eine  Zustellung  ist  ferner  an  den 
etwaigen  gesetzlichen  Vertreter  des  Angeklagten  yorgeschrieben,  sofern 
das  Urteil  auf  Unterbringung  des  Angeklagten  in  eine  Erziehungs- 
oder Besserungsanstalt  lautete,  und  der  gesetzliche  Vertreter  nicht  in 
der  Hauptverhandlung  als  Beistand  des  Angeklagten  aufgetreten  und 
auch  bei  der  Verkündung  des  Urteils  nicht  zugegen  gewesen  ist, 
§  268  StP.O. 

§  97. 
5.    Die  Äbänderbarkeit  des  Urteils. 

I.  Das  gültig  gefällte  Urteil  ist  für  das  Gericht  bindend,  un- 
widerruflich^). Nur  das  Rechtmittelgericht  kann  das  Urteil  aus  der 
Welt  schaffen  und  zwar  selbstverständlich  nur  wenn  ein  Rechtsmittel 
eingelegt  worden  ist. 

Nur  in  drei  Fällen  kann  das  Gericht  seine  eigenen  Urteile  später 
aufheben,  nämlich 

1.  im  Wiederaufnahmeverfahren*), 

2.  im  Falle  der  Notwendigkeit  der  nachträglichen  Bildung  einer 
Gesamtstrafe  bei  Realkonkurrenz  >), 

3.  dann,  wenn  bei  Idealkonkurrenz  die  Rechtskraft  des  Urteils 
nicht  schrankenlos  eingetreten  war^). 


^^)  Dabei  ist  die  mitunter  von  den  Amtsrichtern  geübte  Praxis,  hinter  das 
Protokoll  lediglich  die  ,.G  r  ü  n  d  e^'  anzufügen,  als  unzulässig  zu  bezeichnen. 
Das  Oesetz  verlangt  eine  in  sich  abgeschlossene  Urteiisurkunde.  E.  XIX,  2.33: 
Löwe  2  zu  §  275;  K r  o s c h  e  1,  Abfassung  der  Urteile,  7. 

»)  Oben  8.  299;  vgl.  E.  XXVIII,  81.  Keine  Ausnahme  bildet  der  Fall,  dass 
en  ein  Absenzurteil  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  erteilt  wird,  der  Weg- 
des  Urteils  ist  hier  nur  eine  Folge  der  Erteilung  der  Wiedereinsetzung. 

•)  Unten  §§  134—136. 

*)  Oben  §  95  und  unten  §  139. 

*)  Unten  §  98. 

26* 
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In  den  Fällen  2)  und  3)  kann  ein  Gericht  sogar  das  Urteil  eines 
anderen  Gerichts,  nicht  bloss  sein  eigenes  Urteil  aufheben,  ohne  dass 
es  die  Sache  im  Instanzenzuge  überkommen  hätte. 

Die  Berichtigung  von  Urteilen  ist  der  St.P.0.  unbekannt'^). 

Dass  auch  eine  Ergänzung  des  Urteils  im  Strafgesetz  nicht 
möglich  ist,  ist  bereits  oben^  dargelegt. 

IL  Anders  steht  es  mit  der  Urteilsurkunde^).  Es  Hesse  sich 
zwar  auch  eine  Gesetzesbestimmung  des  Inhalts  denken,  dass  die  Ur- 
teilsurkunde, einmal  gültig  hergestellt,  nicht  mehr  abgeändert  werden 
könne,  dass  sie,  einmal  von  allen  Richtern  unterschrieben,  in  der  da- 
mals vorhandenen  Fassung  massgebend  bleibe,  und  spätere  Einschal- 
tungen, Streichungen  und  dergleichen  kraftlos  und  unbeachtlich  seien. 
Allein  im  geltenden  Recht  findet  sich  kein  Anhalt  für  eine  solche  Auf- 
fassung, und  aus  dem  Wesen  der  Urteilsbeurkundung  folgt  das  Gegenteil. 
Denn  die  Urteilsurkunde  hat  den  Zweck,  authentisch  Auskunft  darüber 
zu  geben,  welche  Entscheidung,  und  aus  welchen  Gründen  sie  gefällt 
worden  ist;  sie  ist  nicht  rein  dispositiven  Charakters,  sondern  auch  Be- 
weisurkunde. Für  sie  ist  massgebend  also  der  wahre  Sachverhalt. 
Entspricht  diesem  die  ursprüngliche  Fixierung  nicht,  so  ist  die  Urkunde 
unwahren  Inhalts  und  ihre  Änderung  muss  zulässig  sein®).  Selbst- 
verständlich darf  das  Gericht  durch  die  spätere  Änderung  nichts  an- 
deres beurkunden,  als  das,  was  wirklich  als  Urteil  verkündet  worden 
ist,  und  nur  solche  Entscheidungsgründe,  die  wirklich  der  Urteilsfällung 
nach  Massgabe  der  vorangegangenen  Beratung  zur  Grundlage  gedient 
haben ^).  Nur  Fehler  der  Niederschrift,  nicht  Fehler  der  Entscheidung 
sind  verbesserbar  *^^).    Ein  Beispiel  wäre  folgendes :    Das  Gericht  spricht 


*)  Liegt  freilich  wegen  Geschäftsirrtiims  ein  gültiges  Urteil  überhaupt  nicht 
vor,  so  steht  natürlich  einer  „Berichtigung'*,  die  in  Wahrheit  erst  die  Urteilsfällung 
ist  und  in  Form  einer  solchen  erfolgen  muss,  nichts  im  "VVego,  oben  §  77  III  S.  29<5 
bei  Anm.  40.  In  diesem  Sinne  ist  umzudeuten  die  von  der  Praxis  und  Theorie  — 
vgl.  E.  XIII,  2(39,  XVIL  230,  XXVIII,  82,  (i.A.  XXXVII,  176;  Bennecke  708 
Anm.  25;  Kroschel  (i.S.  LH,  395;  Ötker  Ü23  —  angenommene  Zulässigkeit 
der  Berichtigung  „offenbarer  Schreib-  oder  Fassungsfehler",  die  aVer  nicht,  wie 
dies  gewöhnlich  geschieht,  in  die  Form  eines  Berichtigungsbeschlusses  gekleidet 
werden  darf. 

«)  §  61  IV  4,  S.  2C9. 

^)  Der  Unterschied  zwischen  Berichtigung  des  Urteils  und  Berichtigung  der 
Urteilsurkunde  wird  regelmässig  in  Judikatur  und  Literatur  verkannt.  Vgl.  aber 
Ötker  623fF. 

*)  Im  Prinzip  erkennt  auch  K.  XXVIII,  ."ii  solche  nachträgliche  Änderung  als 
zulässig  an.     Bedenklich  E.  XXVIU.  247,  Binding  (Jrdr.  167. 

»)  Vgl.  Ötker  026. 

*®)  Oben  bei  Anm.  5. 
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den  Angeklagten  frei  mit  der  Begründung,  dass  ihm  der  „Vorsatz"  ge- 
fehlt habe.  Dem  Urteilsfasser  gerät  aber  bei  der  Urteilsabsetzung 
statt  des  Wortes  „Vorsatz"  das  Wort  „Absicht"  in  die  Feder.  Nachdem 
sämtliche  Kichter  unterschrieben  haben,  wird  der  Fehler  bemerkt.  Eine 
Berichtigung  ist  zulässig  ^^). 

Selbstverständlich  kann  die  Berichtigung  nur  durch  überein- 
stimmende Erklärung  sämtlicher  unter  der  Urteilsurkunde  unterzeichneten 
Richter  geschehen.  Einseitige  Abänderung  etwa  durch  den  Vor- 
sitzenden allein  wäre  ^nkräftig^^). 

Eine  solche  Beri<lbtigung  muss  aber  auch  ohne  zeitliche  Grenze 
zulässig  sein,  insbesondere  auch  noch  nach  Einlegung  eines  Rechts- 
mittels ^3);  denn  war  das  gefällte  Urteil  in  Ordnung,  so  kann  doch 
unmöglich  dadurch  eine  Anfechtungsmöglichkeit  erwachsen,  dass  hinter- 
her eine  gar  nicht  den  Thatsachen  entsprechende  Beurkundung  zu  den 
Akten  gebracht  wird.  Das  Rechtsmittel  richtet  sich  doch  gegen  das 
Urteil  selbst,  nicht  gegen  dieH  Urteilsurkunde.  Gewiss  wird  die  Partei 
Anlass  haben,  ein  Rechtsmittel  einzulegen,  wenn  sie  in  der  Urteils- 
urkunde irgend  welche  Verstösse  entdeckt.  Wird  aber  durch  das  Ge- 
richt beurkundet,  dass  diese  Verstösse  eben  nur  fälschlich  in  der  Ur- 
kunde stehen,  nicht  wirklich  bei  der  Urteilsfällung  vorgefallen  sind,  so 
ist  die  Rücknahme  des  Rechtsmittels  geboten,  widrigenfalls  Verwerfung 
desselben  erfolgen  müsste. 

§  98. 
6.    Die  Rechtskraft  des  Urteils. 

I,  Für  jedes  gültige*)  Urteil  kommt,  wenigstens  bestimmungs- 
gemäss*),  schliesslich  einmal  ein  Zeitpunkt,  der  das  Urteil  unangreifbar 

")  A.  M.  E   XXVIII,  54. 

"j  E.  XXIV,  118,  XIII,  66.  Bennecke  572;  Binding  Ordr.  167;  Ötker 
626  Anm.  1. 

")  A.  M.  E.  XXVIII,  54;  Ötker  626  will  die  Berichtigung  nur  solange  zu- 
lassen, als  die  Urkunde  facttim  mtemum  des  Cjerichts  geblieben  sei,  d.  h.  nicht  mehr 
von  der  Zustellung  an  eine  der  Parteien  ab. 

*)  Nichtige  Urteile  können  nicht  in  Rechtskraft  erwachsen,  Binding Grdr. 226. 
Dagegen  werden  Prozessfehler,  die  an  sich  Anfechtbarkeit  des  Urteils  hätten  begründen 
können,  durch  die  Rechtskraft  geheilt,  vgl.  Bennecke  714  Anm.  24. 

')  Anders,  wenn  der  Tod  des  Angeklagten  dazwischen  tritt.  Ein  zur  Zeit  des 
Todes  des  Angeklagten  noch  nicht  rechtskräftiges  Urteil  kann  nicht  in  Rechtskraft 
erwachsen,  daher  namentlich  nicht  Grundlage  der  Strafvollstreckung  sein,  auch  nicht 
bei  Geldstrafen,  vgl.  §  80  St.G.B.  (Der  Tod  des  [Privat-  oder  Neben-] Klägers  nach 
gesprochenem  Urteil  dagegen  hindert  das  Erwachsen  des  letzteren  in  Rechtskraft 
nicht).  Ebenso  wiid  die  Rechtskraft  vereitelt,  wenn  ein  zulässiges  und  begründetes 
Rechtsmittel  eingelegt,  und  demgemäss  das  untergerichtliche  Urteil  in  höherer  Instanz 
auj^ehoben  wird. 
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macht,   sodass   niemand  mehr  daran  rütteln  kann.    Diese  Unumstoss- 
barkeit  der  Entscheidung  heisst  die  formale  Rechtskraft. 

1.  Jener  Zeitpunkt  der  Rechtskraft  fällt  bei  denjenigen  urteilen, 
gegen  die  weder  ein  Rechtsmittel,  noch  die  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  ^j  statthaft  ist,  also  bei  den  oberlandesgerichtlichen  und 
bei  den  nicht  in  absentia  im  Sinne  des  §  234  St.P.0.  ergangenen 
reichsgeiichtlichen  urteilen  mit  dem  Zeitpunkte  der  Verkündung 
des  Urteils  zusammen. 

2.  Solche  Urteile  dagegen,  gegen  die  entweder  ein  Rechtsmittel 
oder  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zulässig  ist,  erlangen 
Unumstossbarkeit  erst  mit  dem  Zeitpunkte,  in  dem 

a)  entweder  sämtliche  hinsichtlich  des  Prozessgegenstandes 
anfechtungsberechtigten  Personen  die  ihnen  gesetzte  Frist  unbenutzt 
haben  verstreichen  lassen  oder  schon  vorher  gültig  ihren  Verzicht  auf 
Anfechtung  erklärt  haben; 

Hat  von  den  mehreren  Anfechtungsberechtigten  eist  einer  oder  der  andere  die 
Frist  vertreichen  lassen  oder  seinen  Anfechtongsverzicht  oder  die  Zurücknahme  des 
eingelegten  Rechtsmittels  erklärt,  so  ist  damit  hn  der  Bichtang  gegen  und  für  ihn  die 
sogenannte  relative  (oder  beschränkte  oder  einseitige)  Rechtskraft*)  eingetreten. 

oder  b)  der  eingelegte  Rechtsbeheli  zurückgenommen  worden  oder 
von  dem  zur  Entscheidung  darüber  berufenen  Gericht  sei  es  als  unzu- 
lässig,   sei   es   als   unbegründet   rechtskräftig  verworfen  worden  ist^). 

In  allen  Fällen  ist  die  Rechtskraft  lediglich  eine  Frage  der  Zeit  and  eventaell 
des  Geschickes  des  Prozesses  in  der  Rechtsmittelinstanz.  Einer  Bestätigung  durch 
den  Soaverän  bedürfen  dagegen  heute  die  urteile  der  civilistischen  Gerichte *j  nicht; 
dies  gilt  auch  für  Todesurteile^. 


')  A.  M.  Benneoke  793  Anm.  21;  v.  Eries  760,  die  die  Rechtskraft  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zulässigkeit  der  Wiedereinsetzung  eintreten  lassen  wollen. 

*)  Genauer  „subjelSiv  relative  RechtskraEt^S  Über  die  objektiv  relative  Rechts- 
kraft vgl.  unten  §  104  111. 

')  Im  Falle  des  §  360,  ebenso  in  dem  des  §  386  tritt  die  Rechtskraft  des 
Urteils  ein  mit  dem  Zeitpunkt,  in  dem  die  Frist  für  den  Antrag  des  §  360  Abs.  2, 
bezw.  des  §  386  Abs.  2  unbenutzt  abgelaufen  ist,  oder  das  Berofungs-  bezw.  Revisions- 
gericht den  Antrag  rechtskräftig  zurückgewiesen  hat,  nicht  schon  mit  der  Verwerfuog 
des  Rechtsmittels  durch  den  jtidex  a  quo.  Benuecke  737,  761;  Uilmann  611. 
A.  M.  Birkmeyer  703. 

^)  Auch  im  Reichsmilitärstrafprozess  ist  nach  der  M  St.G.O.  vom  1.  Dezember  1898 
eine  wahre,  die  Rechtskraft  bedingende  Bestäti^ng  der  urteile  nur  noch  bei  feld-  and 
bordgerichtlichen  Urteilen  vorgeschrieben,  §  4l0  M.St.G.0.;  bei  den  anderen  militär- 
gerichtlichen Urteilen  ist  die  sogenanute  Bestätigung  ein  reiner  Formalakt,  der  die 
Rechtskraft  nicht  schafft,  sondern  nur  deklariert,  und  der  nicht  verweigert  werden 
darf,  §  416  M.Stü.O. 

')  St.P.0.  §  485  Satz  1. 
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Mit  dem  Zeitpunkt  allseitiger  Unumstossbarkeit  erwächst  das 
Urteil  in  absolute  (oder  unbeschränkte)  Rechtskraft.  Ihre  Be- 
deutung ist  die,  dass  dieser  Prozess  nicht  mehr  zurückgeschraubt 
werden  kann  in  das  Stadium  vor  dem  Urteil,  dass  er  vielmehr  seinen 
Gang  in  der  Richtung  weiter  nehmen  muss,  die  ihm  das  Urteil  anweist, 
beziehungsweise,  dass  der  Prozess,  insoweit  das  Urteil  prozesserledigend 
ist,  aufhört,  um  eventuell  Handlungen  Eaum  zu  geben,  die  die  Kon- 
sequenzen des  Urteils  ziehen. 

Die  Rechtskraft  tritt  für  jeden  Thäter  und  jede  That  separat  ein, 
sodass  ein  und  dasselbe  Urteil  z.  B.  insoweit  es  den  A  wegen  der 
That  1  verurteilt,  rechtskräftig  sein  kann,  ohne  es  bezüglich  der  That  2 
des  A  oder  bezüglich  einer  That  des  mitverurteilten  B  zu  sein.  Nur 
in  den  Fällen  des  §  397  St.P.0.*)  bewirkt  die  von  einem  Mitver- 
urteilten eingelegte  Revision  zugleich  die  Suspension  der  Rechtskraft 
bezüglich  der  übrigen  Verurteilten^). 

Diese  formale  Rechtskraft  befähigt  insbesondere  das  verurteilende 
Urteil,  Grundlage  der  Strafvollstreckung  zu  werden.  Der  Klage- 
berechtigte erwirbt  durch  die  Rechtskraft  das  Recht  auf  UrteilsvoUzug, 
das  Strafvollstreckungsrecht. 

II.  Die  formale  Rechtskraft  des  Urteils  dient  nur  der  Ordnung 
im  Einzelprozess.  Sie  verhütet  nur,  dass  ein  Prozess  auf  seinen  Aus- 
gangspunkt oder  überhaupt  in  ein  früheres  Stadium  zurückgeworfen 
wird.  Sie  bewirkt,  dass  der  Prozess  einmal  zur  Ruhe  kommt.  Dass 
nach  Durchführung  des  ersten  Prozesses  ein  neuer  Prozess  von  Grund 
auf  neu  aufgebaut  wird,  der  möglicherweise  ein  anderes  Ergebnis, 
als  der  erste  bringt,  das  hindert  die  formale  Rechtskraft  in  keiner 
Weise.  Gäbe  es  nur  formale  Rechtskraft,  so  könnte  namentlich  der 
Kläger  unermüdlich  in  einer  und  derselben  Strafsache  gegen  den 
rechtskräftig  Freigesprochenen  von  neuem  klagen.  Die  formale  Rechts- 
kraft hindert  nur,  das  Urteil  umzustossen,  aber  sie  hindert  nicht, 
es  zu  ignorieren  und  widersprechende  Entscheidungen  zu. 
erzielen.  Wäre  nun  eine  solche  Häufung  von  Prozess  auf  Prozess  un- 
beschränkt statthaft,  so  würde  nicht  allein  die  Rechtssicherheit  beseitigt, 
sondern  auch  die  Autorität  der  Rechtsprechung  untergraben  sein.     Dies 


«)  Unten  §  133. 

•)  Ebenso  Voitus  Kontr.  11,  42;  Isenbart  2  zu  §  481.  Dagegen  die  H.  M., 
80  Bennecke  793  Anm.  25.  Die  Fi-age  ist  von  Wichtigkeit  für  die  Strafvollstreckung, 
siehe  unten  §  139. 
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ZU  verhüten  greift  die  sogenannte  niaterielie  Rechtskraft  ein*®). 
Die  materielle  Eechtskraft  ist  eine  Folgeerscheinung  der  formellen,  so, 
dass  sie  diese  voraussetzt.  Doch  ist  sie  nicht  notwendig  mit  ihr  ver- 
bunden: es  giebt  Urteile,  die  nur  der  formalen,  nicht  der  materiellen 
Rechtskraft  fähig  sind. 

Dass  ßtrafurieile  der  materiellen  Rechtskraft  fähig  sind,  ist  in  der  St.P.O.  nicht 
ausdrücklich  ausgesprochen.  Gleichwohl  ist  ihre  Geltung  unbestritten.  Sie  ergiebt 
sich  aus  dem  rechtsgeschichtlichen  Zusammenhang  und  per  argum.  e  contrario  aus 
den  Bestimmungen  über  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens,  wonach  ein  neues 
Verfahren  nur  ausnahmsweise  zulässig  ist^M. 

Die  Bedeutung  der  materiellen  Rechtskraft  ist  die,  dass  die 
einmal  rechtskräftig  abgeurteilte  Strafsache  nicht  aber- 
mals zum  Gegenstande  eines  Strafverfahrens  gemacht 
werden  darf.  Und  zwar  darf  sie  dies  deswegen  nicht,  weil  das 
materiell  rechtskräftige  Urteil  die  auf  diese  Strafsache  bezüglichen 
Klagerechte  konsumiert.  Hat  der  Kläger  einmal  die  Strafjustiz 
ausgelöst,  so  kann  er  dies  nicht  noch  einmal:  Ne  bis  in  idem^^). 

Während  also  die  formelle  Rechtskraft  nur  im  Rahmen  des  ein- 
zelnen Prozesses  Bedeutung  hat,  wirkt  die  materielle  über  den  Einzel- 
prozess  hinaus,  grundsätzlich  für  alle  Zukunft.  Das  materiell  rechts- 
kräftige Urteil  ist  das  letzte  Wort  in  der  Angelegenheit.  Mit  der  Insti- 
tution der  materiellen  Rechtskraft  kimnen  freilich  auch  Unzuträglich- 
keiten verbunden  sein.  Sie  verhütet,  dass  untergelaufene  Irrtümer 
durch  einen  neuen  Prozess  wieder  gut  gemacht  werden,  dass  die 
neue  bessere  Erkenntnis  noch  verwertet  ward.  So  kann  z.  B.  der 
Mörder  nicht  mehr  bestraft  werden,  wenn  das  Gericht  in  Unkenntnis 
des  wahren  Sachverhalts  ihn  freigesprochen  hatte,  mag  auch  nachher 
seine  Schuld  klar  zu  Tage  treten  *'^).  Aber  derartige  Folgen  müssen 
mit  in  den  Kauf  genommen  werden;  die  allgemeine  Rechtssicherheit 
steht  höher,  als  das  Interesse  an  richtiger  Aburteilung  jedes  einzelnen 
Falles. 


^°)  Vgl.  Heinze  (i.A.  XXIV,  'JS:i;  Bonnecke  7u<j;  Ziuhariae  II,  {'y'^r^ 
V.  Kries  593;  L'llmann  02Ü;  Schanze  Z.  IV,   Jj2. 

^^)  V«:l.Zachariaell,(i5r);  UllmaunO20;  lienneckeTol);  Max  BemorAV  6i*' 
in  idem  ] ;  I.öwe  28a  zu  Buch  2  Abschn.  1;  v.  Schwarze  H.  H.  II,  332;  Glaser 
Griinhuts  Ztschr.  XII,  303;  K.  XV,  237;  K  IX,  1»1);  Zitzlaff  U.X.  XLU,  2(>8; 
(Jlücksmann,  Rechtskraft  der  strafprozessualen  Entscheidung  über  Einziehung 
a.  s.  w.  1  ff.;  Ilerschel,  Kechtskraft  der  strafprozessualen  Eatscheidung  über  Ein- 
ziehung u.  s.  w.  ü. 

'')  Vgl.  Planck  131. 

^^)  Abf'(^sehen   von  den  Ausnahniof allen   der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 
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Die  Wirkungoii  der  materiellen  Rechtskraft  liegen  ausschliesslich 
auf  prozessualem  Gebiet^*).  Sie  sind  das,  was  man  für  das 
römische  Civilprozessrccht  als  die  negative  Funktion  der  res  judicata 
zu  bezeichnen  pflegt.  Eine  positive  Funktion,  ein  Wirken  des  ürteils- 
inhalts  für  den  materiellen  Anspruch,  wie  es  für  den  heutigen  Civil- 
prozess  das  Wesen  der  materiellen  Rechtskraft  ausmacht,  weist  die  straf- 
prozessuale Rechtskraft  nicht  auf^^).  Die  rechtskräftige  Verurteilung 
macht  den  Unschuldigen  nicht  zum  Verbrecher,  die  rechtskräftige 
Freisprechung  vernichtet  n  i  c  h  t  den  Strafanspruch.  Hinsichtlich  des 
Strafanspruchs  wirkt  das  Strafurteil  rein  deklaratorisch,  nicht  konsti- 
tutiv; auch  die  Strafzumessung  ist  Ermittelung,  nicht  Setzung  der 
rechten  Strafgrösse.  Der  Umstand,  dass  Strafprozess  und  Strafurteil 
zur  Verwirklichung  eines  Strafanspruchs  unumgänglich  nötig  sind^*^), 
spricht  nicht  hiergegen. 

Man  könnte  geneigt  sein,  von  einer  positiven  Kt'clitskraftwirkunis:  z.  B.  im 
Hinblick  auf  StG.B.  §§  244,  264,  302  Abs.  2  Satz  3,  St  P.O.  S  56 "  odor  auf  sonstige  Bo- 
rücksichtigung  der  „Vorstrafen**,  zu  sprechen.  Allein  in  Wahrheit  kommt  hier  nicht 
eine  Rechtskraftwirkung  zum  Vorschein,  sondern  es  genügt  das  reine  Faktum  der 
rechtskräftig  gewordenen  Verurteilung,  um  Sondorf olgen  auf  einem  ausserhalb  dos 
Strafanspruchs  liegenden  Gebiete  herbeizuführen.  Auf  gleicher  Linie  würde  etwa  für 
den  GiviI])rozess  ein  Vertrag  zwischen  A  und  B,  der  auf  die  Bedingung  des  rechts- 
kräftigen Obsieges  des  A  in  einem  anhängigen  Prozesse  wider  13  gestellt  wäre,  stehen: 
die  Einwirkung  auf  das   V^orlragsverhältnis  wäre  keine  Rechtskraftwirkung. 

Die  res  judicata  ist  demnach  eine  negative  Prozess- 
voraussetzung Ist  res  judicata  gegeben,  so  muss  das  etwa  ein- 
geleitete neue  Verfahren  mit  Einstellung  (nicht  mit  Freisprechung) 
enden  ^^).  Ein  zweites  Veifahren  nach  rechtskräftigem  Urteil  ist  nichtig. 
Ob  res  judicata  \ov\\Qg\^  hat  das  Gericht  in  jedem  Verfahren  von  Amts- 
wegen zu  prüfen  ^% 


")  A.  M.  E.  XXV,  27:  der  Satz  lS,'e  bis  in  idem  sei  nicht  bloss  prozessualer, 
sondern  zugleich  materiellrechthcber  Natur,  indem  er  durch  Ausschluss  einer 
weiteren  Straf  Verfolgung  (NB.!)  die  Straflosigkeit  der  That  in  ihrem  ganzen 
-ITmfange  .  .  .  begründe  und  dem  Angeklagten  ein  materielles  (V)  Schutzrecht  verleihe. 
Hier  sind  materielle  und  ]>ro7essuale  Gesichtspunkte  in  unzulässiger  Weise  vermengt. 
Sachlich  steht  das  Keichsgericht  durchaus  auf  dom  im  Text  vertretenen  Standpunkt. 
Kichtig  R.  Vi,  145. 

^^)  Anders  Bennecke  700;  Birkmeyer  670.     Wie  im  Text  Binding  I,  1Ü4. 

»«)  Vgl.  Bierling  Z.  X,  289. 

'•)  E.  XXllI,  230,  VII  355,  IX,  14,  XVIII,  272,  XXX,  340;  R  III,  47,  240, 
470;    Bennecke  71G;    v.  Kries  üOO. 

*®;  Nicht  bloss  auf  Grund  einer  ,,eocceptio  reijudicatae''.    BenneckeTlÜ  Anm.  38. 
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Materielle  Rechtskraft  kommt  prinzipiell  nur  den  Urteilen 
deutscher  Gerichte  zu  ^^).  Bei  der  kulturellen  Verschiedenheit 
der  Staaten,  bei  den  politischen  und  sonstigen  Gegensätzen,  wäre  es 
unthunlich,  wollte  das  Deutsche  Reich  fremdstaatliche  Urteile  mit  der 
Wirkung  ausstatten,  dass  sie  die  deutschrechtlichen  Klagerechte  kon- 
sumieren. Es  ist  somit  grundsätzlich  trotz  ausländischer  Prozedur,  sie 
möge  mit  Freisprechung  oder  mit  Verurteilung  geendet  haben,  es  möge 
die  etwa  verhängte  Strafe  verbüsst  sein  oder  nicht,  ein  neuer  Straf- 
prozess  vor  deutschen  Gerichten  ungehindert.  Kommt  es  in  diesem 
Prozess  zu  einer  Verurteilung,  so  muss  aber,  um  nicht  eine  Doppel- 
bestrafung eintreten  zu  lassen,  die  etwa  im  Auslande  verbüsste  Strafe 
auf  die  jetzt  zu  verhängende  angerechnet  werden,  §  7  StG.B.*). 
Nur  ausnahmsweise  macht  das  Urteil  eines  ausländischen  Gerichts, 
res  judicata  für  uns,  nämlich  wenn  die  That  nur  unter  dem 
Gesichtspunkte  des  §  4^  St.G.B.  deutschrechtlich  strafbar  erscheint,  und 
entweder  eine  ausländische  Freisprechung  rechtskräftig  erfolgt  ist,  oder 
die  dort  rechtskräftig  verhängte  Strafe  dort  voll  abgebüsst  ist,  §  ö^ 
StG.B.  Auch  in  diesem  Falle  ist  die  Klagenkonsumtion  jedoch  nicht  immer 
restlos;  es  bleibt  noch  statthaft  ein  deutscher  Nachtragsprozess,  ge- 
richtet auf  Verhängung  von  Ehrenfolgen,  sofern  der  Thäter  ein  Deutscher 
war,  St.G.B.  §  37. 

Die  materielle  Rechtskraft  ist  nach  Entstehung  und  Wirkung 
ganz  unabhängig  von  der  Prozessform;  sie  hindert  jeden  Strafprozess 
mag  dasUrtheil  ergangen  sein  in  welcher  Form  des  Verfahrens  es  sei*^). 
So  ist  auch  das  Urteil  im  Privatklageverfahren  unbeschränkt  mit  kon- 


")  Vgl.  hierzu  Binding,  Hdb.  I,  446,  Birkmeyer  677,  Ullmann  206 
Anm.  1,  636,  Lammasch  in  v.  Hoitzendorffs  Handb.  des  Völkerrechts  III,  567, 
deiB.  G.S.  XLI,  1  und  mut.  mut.  Beling  Z.  XVIL  361  ff.,  366 ff. 

'•>)  Vgl.  Beling  Z.  XVII,  356ff. 

•*)  Inwieweit  Beschlüsse  und  Verfügungen  sowie  polizeiliche  und 
administrative  Straffestsetzungen  materieller  Rechtskraft  fähig  sind,  darüber  s. 
unten  §§  99,  100,  148,  149.  Dass  die  Entscheidungen  von  Sondergerichten  Rechts- 
kraft machen,  wird  sich  füglich  nicht  bezweifeln  lassen.  Bennecke  715;  Berner 
Ne  bü  in  idem  12.  Deshalb  kann  der  vom  Militärgericht  rechtskräftig  Abgeurteilte 
bei  späterem  Eintritt  unter  die  Civilgerichtsbarkeit  nicht  von  neuem  verfolgt  werden. 
Die  Rechtskraftwirkung  kann  aber  nur  an  Entscheidungen  im  „Strafprozess^^  geknüpft 
sein,  nicht  im  Disziplinarprozess  u.  s.w.  R.  II,  535,  E.  XXII,  1,  Bennecke  711, 
Löwe  29a  zu  Buch  2  Abschn.  1,  Berner  Ne  bU  in  idem,  7.  Ob  ein  „Strafprozess*' 
oder  ein  „Disziplinarprozesse*  n.  s.  w.  vorliegt,  richtet  sich  nach  der  Form  des 
Verfahrens,  nicht  nach  der  materiellrechtlichen  Natur  der  zu  verhängenden  MassregeL. 
Deshalb  ist  die  disziplinarische  Ahndung  einer  That  auch  im  Falle  des  §  3  £.M.8t.0.B. 
keine  strafprozessuale,  sie  schafft  somit  keine  Rechtskraft,  A.  M.  £.  XXII,  1;  für 
die  Zukunft  ist  die  Frage  durch  §  157  M.St.G.O.  im  Sinne  des  Reichsgerichts  entschieden. 
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sumierender  WirkuDg  ausgerüstet**).  Nicht  anders  wirkt  das  im 
objektiven  Verfahren  ergangene  rechtskräftige  Strafurteil  in  seinem 
YoUen  Umfange  konsumierend,  wie  auch  umgekehrt  das  im  Regelyerfahren 
ergangene  Urteil  ein  objektives  Verfahren  unmöglich  macht  **^).  Da 
freilich  das  objektive  Verfahren  nicht  den  Prozessgegenstand  in  vollem 
Umfange,  sondern  nur  einen  Ausschnitt  daraus  betrifft**),  so  ist  die 
Konsumtion  durch  objektives  Urteil  keine  volle**). 

Soll  aber  das  Klagerecht  konsumiert  sein,  so  ist  Voraussetzung, 
dass  der  geltend  gemachte  Anspruch  bis  in  die  Tiefe  hinein  geprüft 
worden  ist,  d.  h.  dass  überhaupt  eine  materiellrechtliche  Prüfung  statt- 
gefunden hat.  Dem  Kläger  würde  Unrecht  geschehen,  wenn  er  seines 
Klagerechts  beraubt  würde,  ohne  dass  der  Klagegegenstand  selbst  zur 
Aburteilung  gestanden  hätte.  Somit  sind  Formalurteile  der 
materiellen  Rechtskraft  unfähig.  Nur  das  ver- 
urteilende und  das  freisprechende  Urteil  (mit  ihren  Ab- 
arten, insbesondere  den  gleichstehenden  Urteilen  des  objektiven  Ver- 
fahrens) sind  der  materiellen  Bechtskraft  fähig*^).  Für 
das  Einstellungsurteil  nach  §  259  St.P.0.  speziell  ergiebt  sich  hiemach 
die  Konsequenz,  dass  es  das  Straf  klagerecht  unter  dem  Gesichtspunkt 
des  Antragsdelikts  intakt  lässt*^).  Da  aber  das  Einstellungsurteil  eine 
latente  Freisprechung  nach  allen  andern  Richtungen  hin  in  sich  birgt, 
so  muss  ihm  in  dieser  Hinsicht  materielle  Rechtskraft  zugestanden 
werden*»).  Das  Einstellungsurteil  nach  §  429  St.P.0.  dagegen  ist  der 
materiellen  Bechtskraft  nicht  fähig*®),  denn  es  ist  rein  formaler  Natur, 
es   enthält  keine  latente  Entscheidung  über  den  Strafanspruch  selbst. 


••)  R.  nr,  240. 

"j  Nicht  äbereinstimmeiid  E.  V,  101,  XIV,  löl;  R.  III,  503,  VIU,  400. 
Wie  im  Text  Benneoke  712  Anm.  14,  E.  VIU,  349,  R  V,  389,  Olshaasen  12 
zu  §  42  StG.B. 

")  Oben  §  61  V  4. 

")  Hierüber  unten  §  152. 

")  R.  in,  479,    X,  245;  Bennecke  710. 

'^)  Also  neue  Klage  zulässig,  nicht  etwa  Wiederaufnahmeverfahren/  Benneoke 
710  Anm.  8,   Löwe  29e  zu  Buch  2  Abscbn.  1,  v.  Kries  601.     A.  M.  E.  VII,  355. 

*")  Wäre  z.  B.  eine  Äusserung  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Beleidigung  auf- 
gefasst,  und  dieserhalb  das  Verfahren  eiogestelit  worden,  so  wäre  nachher  ein  Ver- 
fahren dieser  Äusserung  halber  etwa  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Bedrohung,  der 
Erpressung  u.  s.  w.  nicht  zulässig.  Übereinstimmend  mit  der  Auffassung  des  Textes 
K.  X,  245.  III,  350,  479.  Vgl.  auch  Friedmann,  Grünhuts  Ztschr.  XXIII,  595; 
Löwe  29e  zu  Buch  2  Abschn.  1;  auch  Birkmeyer  676.  A.  M.  Bennecke  710 
Anm.  8,  der  dem  Einstellungsurteil  die  Rechtskraft  nur  insoweit  zugesteht,  als  die 
neue  Klage  sich  auf  ein  Offizialdelikt  stütze. 

•»)  Benneoke  710. 
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Ihrem  Umfange  nach  greift  die  materielle  Rechtskraft  nicht 
weiter,  als  der  Prozessgegenstand  reicht.  Nur  über  diesen 
selben  Gegenstand  ist  weitere  Prozedur  unzulässig,  Ne  bis  in  idem. 
Das  oben  über  die  Identität  Entwickelte  ^^)  ist  somit  für  die  materielle 
Rechtskraft  unmittelbar  präjudizierlich^*). 

Andererseits  bedingt  aber  die  Unteilbarkeit  des  Prozessgegenstandes 
in  V^erbindung  mit  der  dem  Gericht  eröffneten  Möglichkeit  einer 
Aburteilung  nach  allen  Richtungen  hin,  insbesondere  auch  im  Hinblick 
auf  §  264  St.P.O.,  dass  die  materielle  Rechtskraft  das  Klagerecht 
bezüglich  des  ganzen  Prozessgegenstandes  ungeteilt 
ergreift. 

1.  Sie  berührt  deshalb  nicht  bloss  den  S  t  r  a  f  anspruch,  sondern 
den  gesaraten  Anspruchskomplex,  der  den  Gegenstand  des  Prozesses 
bildet,  also  insonderheit  auch  die  verwaltungsrechtlichen  Massregeln^^). 

2.  Die  Rechtskraft  ergreift  den  Prozessgegenstand  in  voller  Aus- 
dehnung, beschränkt  sich  nicht  auf  diejenigen  quantitativen  Teile,  die 
ausdrücklich  erörtert  worden  sind.  Eine  im  Urteil  ver- 
gessene Nebenstrafe  z.  B.  kann  nicht  nachträglich  noch  verhängt  werden. 
Der  Satz  der  C.P.O.  (§  322,  früher  293) 

„Urteile  sind  der  Rechtskraft  nur  insoweit  fähig,  als 
über  den  .  .  .  Anspruch  entschieden  ist", 
gilt  für  den  Strafprozess  nicht  ^2),  was  mit  der  Unzulässigkeit  einer 
Anspruchszerteilung  zusammenhängt.  Eine  Ausnahme  gilt  aber  für  die 
Fälle,  in  denen  der  Prozess  sich  kraft  gesetzlicher  Notwendigkeit  auf 
einen  blossen  Teil  des  Anspruchskomplexes  beschränkte.  Dies  trifft 
zu  für  das  objektive  Verfahren:  Das  objektive  Stiaf urteil  wirkt  kon- 
sumierend nur  hinsichtlich  des  Einziehungs-  (Unbrauchbarmachungs-) 
Anspruchs  ^^).  Der  Rest  des  zusammengehörigen  Anspruchskomplexes  *^) 
bleibt  unberührt.  Dagegen  würde  das  im  Vollstrafverfahren  ergangene 
Urteil,  freisprechend  oder  verurteilend,  keine  Möglichkeit  übrig  lassen, 


•«^)  §  Gl  VI. 

^°a)  Man  darf  nicht,  wie  Kohlrausch  Prozess.  Behandlung  der  Idealkon- 
kurrenz 48—59,  da«  Probleiii  der  Identität  dadurch  umgehen  wollen,  dass  man  alles 
auf  „Zweckmässigkeit*'  und  .,Billigkeit'"  abstellt. 

°M  Die  gegenteilige  Meinung,  von  mir  geäussert  in  Z.  XVIII,  271  Anm.  4,  ist 
unhaltbar. 

^^)  Vgl.  aber  unten  bei  Anm.  53. 

'^)  und  zwar  in  der  Beschränkung  auf  die  konkreten  Anspruchsobjekte,  um 
die  es  sich  handelte,  vgl.  unten  §  152. 

")  Oben  §  61  U. 
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später  ein  objektives  Verfahren  ge^en  diesen  Beschuldigten  (als  nun- 
mehrigen Einziehungsinteressenten)  bezüglich  derselben  That  anhängig 
zu  machen. 

3.  Die  materielle  Rechtskraft  beschränkt  sich  nicht  bloss  auf  die 
juristische  Würdigung  unter  dem  einen  oder  anderen  Gesichtspunkt. 
Der  rechtskräftig  Freigesprochene  oder  Verurteilte  ist  geschützt  gegen 
jedes  Strafverfahren,  unter  welchem  Gesichtspunkt  es  auch  sei,  immer 
vorausgesetzt,  dass  es  sich  um  eadem  res  handelt»*).  Ist  der  Thäter 
wegen  unbefugten  Schiessens  rechtskräftig  zu  1  Mark  Geldstrafe  ver- 
urteilt, oder  ist  er  rechtskräftig  freigesprochen,  so  kann  dieser  Vorgang 
auch  dann  nicht  zum  Gegenstande  eines  neuen  Prozesses  gemacht 
werden,  wenn  sich  etwa  herausstellen  sollte,  dass  die  That  einen  Mord 
darstellt.  Idem  factum^  nicht  idem  crimen^  ist  die  Bedeutung  der 
eadem  res.  Deshalb  ist  es  auch  insbesondere  nicht  möglich,  nach 
rechtskräftigem  Urteil  ein  Verfahren  zu  dem  Behufe  herbeizuführen, 
um  die  That  noch  in  idealer  Konkurrenz  unter  einen  anderen  recht- 
lichen Gesichtspunkt  zu  bringen  3^). 

4.  Die  Rechtskraft  schneidet  weiteres  Prozedieren  nicht  bloss 
auf  der  Grundlage  der  im  Urteil  verwerteten  Thatsachen  ab,  sondern 
erstreckt  sich  auf  den  gesamten  zusammengehörigen  Thatsachen- 
komplex^^).  Späteres  Bekanntwerden  der  einen  oder  anderen  dieser 
Thatsachen  giebt  zu  einem  erneuten  Verfahren  keine  Handhabe.  Denn 
de  jure  war  das  Gericht  ja  in  dem  früheren  Verfahren  völlig  in  der 
Lage,  diesen  gesamten  Thatsachenkomplex  zu  verwerten;  und  hat  es 
das  unterlassen,  weil  es  einzelne  Stücke  dieses  Komplexes  gar  nicht 
kannte  oder  für  unerheblich  hielt,  so  ändert  das  doch  nichts  daran, 
dass  der  Strafanspruch  einmal  vom  Gericht  geprüft  worden  ist,  und 
dies  genügt,  um  ferneren  Prozeduren  einen  Riegel  vorzuschieben. 
Deshalb  ist  namentlich  auch  in  dem  Falle  ein  neuer  Strafprozess  un- 
statthaft, wenn  sich  herausstellt,  dass  die  rechtskräftig  abgeurteilte 
That  lediglich  ein  Stück  eines  als  Handlungseinheit  zusammengehörigen 
Thatsachenkoniplexes  war.  Ist  also  z.  B.  aus  cinoni  fortgesetzten  Ver- 
brechen oder  einem  Kollektivdelikt  einer  der  Kinzelakte  rechtskräftig 
abgeurteilt  worden,  so  ist  damit  das  Klagerecht  bezüglich   des  ganzen 


")  Vgl.  E.  XXV,  27;  XV,  237:  III,  132,  210;  VIII.  135;  XIII,  146;  II,  347; 
E.  IX,  99;  II,  654,  671;  VI,  145;  III,  47,  343;  Bennecico  712;  v.  Kries  599; 
Berner  Ne  bis  m  idem  51;  Glaser  U.  Qb\  Löwe  30  zu  Buch  2  Abschn.  1. 

")  R.  II,  671;  V.  52;  E.  III,  211;  Löwe  30a  zu  Buoli  2  Abschn.  1. 

^^)  Bennecke  712;  ßerner  Ne  bis  in  idem  49;  E.  XXI,  276. 
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S traf aD Spruchs  konsumiert.  Es  bleiben  so  eine  Reihe  von  Einzelakten 
ungesühnt,  was  aber  nach  dem  Orundgedanken  der  materiellen  Rechts- 
kraft nichts  Verwunderliches  hat.  Dabei  kann  es  auch  nicht  darauf 
ankommen,  ob  die  Anklage  oder  der  EröfFhungsbeschluss  etwa  nur 
einen  Ausschnitt  aus  dem  Thatsachenkomplex  namhaft  gemacht 
hatten.  Eine  solche  Selbstbeschränkung  wäre  zufolge  der  Einheit  und 
Unteilbarkeit  des  Prozessgegenstandes  unmöglich.  Eine  sich  durch  den 
August  und  September  hinziehende,  als  gewerbmässiges  Wildem  zu 
charakterisierende  Handlungseiuheit  z.  B.  bildete  ja  in  yollem  Umfange 
den  Gegenstand  des  Prozesses,  ungeachtet  des  Umstandes,  dass  vielleicht 
den  Behörden  die  Septemberakte  unbekannt  waren.  Lautete  deshalb 
das  Urteil  auch  nur  auf  die  Augusthandlungen,  so  konsumiert  es  das 
Strafklagerecht  auch  mit  Rticksicht  auf  die  Septemberhandlungen  *^). 

Keine  Ausnahme  von  dem  Grundsätze  ne  bis  in  idem  ist  darin 
zu  finden,  dass  die  Konsumtion  die  nach  dem  Urteil  Yorgenommenen 
Einzelhandlungen  nicht  mit  ergreift;  denn  nach  den  Grundsätzen  des 
materiellen  Strafrechts  findet  die  Möglichkeit  der  Bildung  einer 
Handlungseinheit  aus  mehreren  Einzelakten  ihre  zeitliche  Grenze  an 
dem  Urteil,  sodass  von  da  ab  eine  neue  selbständige,  real  konkurrierende 
That  beginnt,  und  deren  Konsumtion  durch  das  Urteil  somit  selbst- 
verständlich ausgeschlossen  ist.  — 

Da  der  Identität  ausser  den  objektiven  auch  subjektive  Grenzen 
gezogen  sind,  insofern  von  Identität  eines  Anspruchs  nur  dann  die 
Rede  sein  kann,  wenn  beide  Male  das  verpflichtete  Subjekt  dasselbe 
ist,  so  ergiebt  sich  wie  für  den  Civilprozess,  so  auch  für  den  Straf- 
prozess  der  Satz:  reu  jvdicaia  jus  facit  int  er  partes,  die  Rechts- 
kraft wirkt  nur  zwischen  den  Parteien.  Hierbei  ist  nicht  an  die 
Parteien  im  formellen  Sinne  ^^j  zu  denken.     Die  Rechtskraft  zerstört 


")  A.  M.  Bennecke  713;  v.  Kries  599.  Wie  im  Text  E.  VII,  32,  229; 
IX,  344;  XXm,  230;  R.  IH,  739;  IV,  691;  VU,  670;  V,  766;  Löwe  30c  zu 
Buch  2  Abschn.  1;  Binding,  Handb.  I,  560.  Das  Reichsgericht  will  jedoch  in 
einzelnen  Urteilen  abweichend  die  Fälle  der  Freisprechung  behandeln:  letztere 
decke  nur  die  ausdrücklich  im  Prozess  erörterten  £inzelakte;  Entsprechendes  soll 
gelten  für  den  Fall,  dass  im  ersten  Vei^Eahren  die  Zusammenc;ehöngkeit  der  Einzelakte 
zu  einer  Handlungseinheit  verneint  worden  sei.  E.  XXIII,  230;  XXIV,  419;  R.  VII, 
670;  zustimmend  Kohler  Jur.  L.B1.  VI,  119.  Dabei  ist  verkannt,  dass  die  Auffassung 
des  Richters  im  ersten  Prozess  über  Identität  oder  Nichtidentität  den  Richter  im 
zweiten  Prozess  nicht  bindet,  vgl.  diesen  §  a.  E.  Stellt  der  zweite  Richter  Nicht- 
Identität  fest,  so  kann  natürlich  von  ne  bis  in  idem  keine  Rede  sein,  liegt  dagegen 
nach  seiner  Auffassung  Identität  vor,  danu  ist  die  Sache  eben  mit  dem  rechtskräftigen 
Urteil  des  ersten  Prozesses  abgethan.    Richtig  die  Entscheidxmg  in  £.  XXVI,  299. 

")  Oben  S.  245. 
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vielmehr  alle  Klagerechte  sämtlicher  Berechtigten;  ist  im 
Verfahren  auf  öffentliche  Klage  rechtskräftig  erkannt,  so  sind  damit 
auch  die  korrealen  Klagerechte  der  übrigen  Staaten^"),  sowie  die 
Privatklagerechte  abgethan;  und  ist  auf  Privatklage  hin  rechtskräftig 
erkannt,  so  sind  damit  konkurrierende  Privatklagerechte  (§  415  St.P.0.) 
und  nicht  minder  alle  Staatsklagerechte  wegen  der  That  abgethan. 
Wohl  aber  richtet  hier  der  materielle  Parteibegriff*^)  eine  Schranke 
für  die  Rechtskraft  auf  insoweit,  als  er  die  Identität  des  Anspruchs 
beeinträchtigt*^. 

Demnach  erstreckt  sich  die  Rechtskraft  des  gegen  den  Haupt- 
thäter  ergangenen  Urteils  nicht  auf  Anstifter  und  Gehülfen.  Die  rechts- 
kräftige Freisprechung  des  Hauptthäters  hindert  nicht  die  spätere  Ver- 
urteilung des  Anstifters  und  des  Gehülfen,  seine  rechtskräftige  Verur- 
teilung hindert  nicht  deren  Freisprechung *8).  Das  Strafverfahren  gegen 
A  wegen  Beleidigung  oder  Körperverletzung  des  B  präjudiziert  nicht 
dem  Strafverfahren  gegen  B  wegen  einer  im  Retorsionskonnex  stehen- 
den That.  Desgleichen  steht  das  Strafverfahren  gegen  A  einem  ob- 
jektiven Verfahren  gegen  B  als  Einziehungsinteressenten,  oder  umge- 
kehrt, das  objektive  Verfahren  gegen  B  als  Einziehungsinteressenten 
nicht  einem  Vollstrafverfahren  gegen  A  entgegen,  ebensowenig  hindert 
die  rechtskräftige  Ablehnung  eines  gegen  C  gerichteten  objektiven  Ver- 
fahrens die  nachherige  Einziehung  u.  s.  w.  gegen  D,  auch  nicht  soweit 
ein  und  derselbe  Einziehungsgegenstand  in  Frage  steht**). 

liegt  dagegen  trotz  Mehrheit  der  berechtigten  Personen  Einheit 
des  Anspruchs  vor  *^),  so  wirkt  das  rechtskräftige  Urteil  für  und  gegen 
alle  diese  Berechtigten.  Wenn  z.  B.  der  Thäter  im  Verfahren  wegen 
Diebstahls  von  einem  preussischen  Gericht  rechtskräftig  freigesprochen 
worden  ist,  so  ist  es  unstatthaft,  ihn  hinterher  wegen   der  That  unter 


")  Oben  S.  218;  Binding  Grdr.  278. 

")  Oben  S.  245. 

♦«)  Oben  S.  211. 

**)  Selbst  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  persönliche  Strafauaschliessungsgründe 
vorliegen.  —  Bennecke  712  Anm.  13;  v.  Kriea  .V.)9;  Löwe  31  aa  zu  Buch  2 
Abschn.  1;  R.  VI,  603. 

**)  Oewiss  können  sich  so  widersprechende  Urteile  herausstellen;  es  kann 
vorkommen,  dass  die  Unbrauchbarmachung  der  Platten  etc.  gegenüber  dem  A 
abgelehnt,  gegenüber  dem  B  bezüglich  derselben  Platten  ausgesprochen  wird; 
dann  ist  eine  Vollstreckung  eben  nur  gegen  B  statthaft,  und  wenn  A  unter  dieser 
gegen  B  vorgenommenen  Vollstreckung  leidet,  so  ist  dies  nur  eine  Reflexwirkung, 
keine  Aufhebung  des  zu  seinen  Gunsten  ergangenen  Urteils. 

*'')  Oben  §  61  VI  1  Abs.  2  und  3. 
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dem  Gesichtspunkt  eines  preussischlandesrechtlichen  Forstdiebstahls  zu 
bestrafen^®).  — 

Eine  Durchbrechung  der  Grundsätze  von  der  materiellen 
Rechtskraft  stellen  dar: 

«}    die  Sätze  über  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens*"), 

ß)  die  aus  §§  74,  79  St.G.B.  sich  ergebende  Nötigung  zur 
Bildung  einer  Gesamtstrafe*®). 

Ferner  aber  muss  y)  eine  Durchbrechung  der  materiellen  Rechts- 
kraft insoweit  angenommen  werden,  als  das  Gericht  rech tl ich 
gehindert  war,  die  Strafsache  durch  Sach  urteil  abzu- 
thun.  Wenn  nämlich  grundsätzlich  die  Rechtskraft  den  Anspruchs- 
komplex ungeteilt  ergreift*-*),  so  ist  doch  dabei  vorausgesetzt,  dass 
das  Gericht,  wenn  auch  vielleicht  nicht  faktisch ^^^j,  so  doch  immer 
de  jure  in  der  Lage  war,  den  Anspruchskomplex  ganz  abzuthun. 
Dies  trifft  in  der  That  zwar  regelmässig  zu.  Auch  wo  es  sich 
etwa  um  eine  Würdigung  der  That  unter  einem  nicht  ausdrücklich 
erwähnten  juristischen  Gesichtspunkt  handelt,  gilt  nichts  anderes. 
Jedes  Gericht,  es  sei  durch  öffentliche  oder  Privatklage  mit  der  Sache 
befasst,  hat  die  That  auf  ihre  Subsumierbarkeit  unter  irgend  ein 
Strafgesetz  hin  zu  prüfen,  und  eventuell  sich  der  Aburteilung  zu  enthalten 
(§§  270,  429);  urteilt  es  die  Sache  ab,  so  liegt  darin  eine  latente  Frei- 
sprechung bezüglich  aller  der  Gesichtspunkte,  die  nicht  Erwähnung  im 
Urteil  finden. 

Aber  es  giebt  Fälle,  in  denen  diese  schrankenlose  Freiheit  des 
Gerichts  nicht  besteht,  sondern  dieses  —  unbewusst  oder  sogar  mit  sehenden 
Augen  —  es  unterlassen  muss,  die  That  unter  bestimmten  juristischen 
Gesichtspunkten  zu  prüfen.  Es  wäre  widersinnig,  wenn  solchenfalls 
auch  für  die  ungeprüften  und  unprüfbaren  Gesichtspunkte  Rechtskraft 


*^)  Dass  die  Freisi)rechung  durch  ein  preussisches  Gericht  einem  neuen  Ver- 
fahren vor  einem  auss  erpreu  ssiseben  Gericlit  wehren  eines  z.  B.  sächsischreciitlichen 
Forstdiebstahls  nicht  entgegenstünde,  hat  seine  besonderen  Gründe,  unten  bei  Anm.  f)!. 

*•)  Unten  §  1.34. 

*^)  Beispiel:  A  ist  wegen  der  That  X  za  3  Monaten  Gefängnis  verurteilt  und 
wird  nunmehr  wegen  der  unter  §  79  RtG.B.  fallenden  That  Y  zu  Zuchthaus  verurteilt. 
Es  erfolgt  Aufhebung  der  3 monatigen  Gefängnisstrafe  und  Bildung  einer  Zuchthaus- 
gesamtstrafe.    Vgl.  auch  St.P.0.  §8  492,  491  Abs.  3.  'Ferner  oben  §  95  1  ]  a/?2. 

^»)  Oben  S.  412. 

**•»)  Faktische  Unmöglichkeit  erschöpfender  Aburteilung  hindert  die  Rechts- 
kraft nicht.  Nicht  zutreffend  Kohlrausch,  Prozessuale  Behandlung  der  Ideal- 
kon kurreuz  62. 
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eintreten  sollte.  Das  Urteil  erscheint  hier  nar  als  ein  Yorbehalts- 
urteil. 

Der  wichtigste  hierher  gehörige  Fall  ist  der,  dass  bezüglich  eines 
Antragsdelikts  der  Strafantrag  fehlte  oder  nur  unter  bestimmtem 
Oesichtspunkt  vorlag.  Hier  muss  die  nachträgliche  Prüfung  der  That 
unter  dem  damals  dem  Gericht  vorenthaltenen  Gesichtspunkt  zulässig 
sein  ^^).  Wäre  der  Angeklagte  also  z  B.  wegen  Tierquälerei  zu  3  Tagen 
Haft  rechtskräftig  verurteilt,  so  könnte  die  ideell  konkurrierende  Körper- 
verletzung nach  Stellung  des  Strafantrags  immer  noch  verfolgt  werden. 

(Eine  Ausnahme  hiervon  ergiebt  sich  allerdings  für  das  Privat- 
klageverfahren aus  §  415  St.P.0.) 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  Prüfung  der  That  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  Landesstrafrechts.  Da  dieses  nur  von  den 
Gerichten  des  betreffenden  Partikularstaates  selbst  gehandhabt  werden 
kann,  so  muss  die  Aburteilung  der  That  durch  ein  Gericht  eines  anderen 
Staates  noch  immer  die  Möglichkeit  übrig  lassen,  die  That  unter  das 
Partikulargesetz  zu  subsumieren^^). 

In  den  Fällen  eines  solchen  Nach  Verfahrens  bezüglich  derselben  That  muss 
natürlich  immer  dem  §  73  StG.B.  Rechnung  getragen,  also  selbstverständlich  Kuma- 
lation  der  Strafen  vermieden  werden.  War  also  eioe  Strafe  in  dem  ersten  Urteil  aus 
dem  schwereren  Strafgesetz  verhängt,  so  würde  das  Nachtragsurteil  ledif^lich  hinzu- 
zusetzen haben,  dass  die  Strafe  auch  wegen  des  ideell  konkurrierenden  leichteren 
Delikts  verhängt  werde.  War  die  Strafe  in  dem  ersten  Urteil  aus  dem  leichteren  Straf- 
gesetz verhängt,  so  muss  das  erste  Urteil  aufgehoben,  imd  die  Strafe  nunmehr  aus 
dem  schwereren  Strafgesetz  zugemessen  werden.  — 

Wie  im  Civilprozess  (C.P.O.  §  322,  früher  293),  so  kommt  die 
materielle  Rechtskraft  nur  der  Urteils decisive  zu,  sie  gilt  nur 
insoweit    „entschieden   ist^'     über    den    ProzessgegenstaDd.     Die 


*o)  Reiffei  O.A.  XLII,  90;  XLIV,  130,  der  zutreffend  die  gegenteilige  Reichs- 
geriohtspraxis  bekämpft;  Köhler.  Orenzlinien  zwischen  Ideal konkurrenz  und  üesetzes- 
konknrrenz  180;  Olshausen  38  Abs.  2  zu  §  73  StO.ß.;  Geyer  841;  Keller  7  zu 
§  263;  UUmann  630;  Kohlrausch,  Prozessuale  Behandlung  der  Idealkonkurrenz  61. 
Teüweise  a.  M.  Binding  I,  633  ff.  A.  M.  E.  III,  384;  R.  III,  100;  E.  XXIII,  307; 
Habermaas  Idealkonkurrenz  37;  Stenglein  8h  zu  §  151;  Löwe  30b  zu  Buch  2 
Abachn.  1  (fiiiher  anders);  Glaser  II,  53;  v.  Knes  595. 

*»)  In  E.  XXIX,  156  findet  sich  die  Frage  gestreift.  Die  Entscheidung  bezieht 
sich  zwar  in  concreto  auf  eine  polizeiliche  Straf  Verfügung,  enthält  aber  auch,  gerade 
gemünzt  auf  die  Unmöglichkeit  der  Anwendung  fremden  Partikulai-straf rechts,  einen 
Satz  von  allgemeiner  Tragweite:  „nur  da,  wo  der  Richter  in  der  Lage  sei,  über  die 
Grenzen  der  Anschuldigung  hinauszugehen,  komme  seinem  Urteil  abschliessende 
Bedeutung  zu/'  Das  Reichsgericht  scheint  also  mit  dem  im  Texte  Gesagton  überein- 
zustimmen.   Ebenso  wohl  Binding  Grdr.  278. 
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Einzelfeststellungen,  durch  die  hindurch  das  Gericht  zu  der  Ent- 
scheidung gelangt  ist^'),  erwachsen  nicht  in  Rechtskraft^^). 

Durchaus  der  Rechtskraft  unfähig  sind  also  die  Urteils gründe^^). 
Jedes  Gericht  kann  in  voller  Freiheit  Feststellungen  treffen,  die  den  in 
einem  früheren  rechtskräftigen  Urteil  getroffenen  diametral  zuwiderlaufen. 
Hat  das  rechtskräftige  frühere  Urteil  den  Hauptthäter  verurteilt,  so 
kann  im  Verfahren  gegen  seine  Teilnehmer  festgestellt  werden,  dass 
jener  gar  keine  strafbare  Handlung  begangen  hat;  hat  es  ihn  frei- 
gesprochen, so  kann  jetzt  festgestellt  werden,  dass  er  die  That  doch 
begangen  hat  u.  s.  w.  ^^).  Desgleichen  beeinflussen  die  Feststellungen 
die  zur  Anwendung  oder  Nichtanwendung  der  Kompensation  gegen  den 
einen  Thäter  führten,  in  keiner  Weise  den  Prozess  gegen  den  anderen 
Thäter,  es  kann  z.  B.  dem  jetzigen  Beschuldigten  sehr  wohl  die  Kom- 
pensation versagt  werden,  während  sie  dem  Gegenthäter  gewährt 
worden  war*»®). 

In  logischer  Folge  ergiebt  sich  daraus  weiter  auch,  dass  die  Frage, 
0  b  eine  Strafsache  mit  einer  früher  rechtskräftig  entschiedenen  identisch 
ist,  von  jedem  jeweilig  mit  der  Sache  befassten  Gericht  in  voller  Frei- 
heit zu  beurteilen  ist  ohne  Rücksicht  darauf,  welche  Meinung  das 
rechtskräftige  Urteil  darüber  ausspricht ^^). 

Hat  z.  B-  das  Gericht  im  ersten  Prozess  eine  Eandlnng  unbefugten  Jagens  als 
EinzelbaDdlung  in  einer  Kette  real  konknniereoder  Tbaten  anfgefasst,  während  sie 
dem  Geriebt  im  zweiten  Prozess  als  uneelbstäDdiges  Stück  gewerbsmässigen  Wilderns 
erscbeint,  so  ist  eben  Identität  vorhanden,  mag  auch  das  Geriebt  im  ersten  Prozess 
ausdrücklich  die  Identität  geleugnet  haben. 

§  99. 
ß.  Andere  prozeeser ledigende  Entscheidungen. 

I.  Die  Prozesserledigung  erfolgt  nicht  notwendig  durch  Urteil. 
Die  nach  Abzug  der  Urteile  übrig  bleibenden  prozesserledigenden  Ent- 
scheidungen   sind    Beschlüsse    und   Verfügungen;    zu    ihnen 


")  Oben  8.  317,  214. 

")  Benneoke  707. 

")  Anscheinend  verkannt  in  E.  XXII,  351;  vgl.  dagegen  Beling  Z.  XVIIL  271. 

")  Vgl.  Birkmeyer  674;  liennecke  712,  713  Anm.  17;  v.  Kries  599,  600; 
Löwe  30c  zu  Buch  2  Abschn.  1;  Kroschel  G.S.  LIII,  408;  Schanze  Z.  IV,  466; 
E.  V,  101,  IX,  5,  XIV,  342;  B.  lU,  563,  VI,  395,  VIII,  570.  Anders  Kohlrausch, 
Pioz.  Behandlung  der  Id.-Konk.  13. 

*•)  Steinitz,  Kempens.  64. 

")  Übereinstimmend  E.  XV,  133,  XXI,  78.  A.  M.  war  der  Oberreiohsaiiwalt 
bei  E.  XXI,  78.    Auch  B.  VHI,  643;  E.  XV,  23,  XXVI,  162. 
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gehören  auch  die  „Befehle^S  die  ihrem  Wesen  nach  Beschlüsse  oder 
Verfügungen  sein  können  i). 

Beschlüsse  und  VerfüguDgen  sind  regelmässig  Formal  entschei- 
dungen  (Beispiele:  Ablehnung  einer  Voruntersuchung  wegen  Unzuläs- 
sigkeit der  Strafverfolgung;  Einstellung  des  Verfahrens  wegen  res  jw- 
dicata;  Ablehnung  eines  Wiederaufnahmeantrages  als  unzulässig  u.  s.  w.). 

Für  Sachentscheidungen  ist  grundsätzlich  die  Urteilsform  ge- 
boten, wenigstens  insoweit  sie  in  der  Hauptverhandlung  ergehen. 
Insoweit  ausserhalb  einer  Hauptverhandlung  über  die  Sache  selbst 
entschieden  wird,  geschieht  dies  allerdings  durch  Beschluss  oder  Ver- 
fügung') (so  Ablehnung  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  aus  materiell- 
rechtlichen Oründen,  Straf befehl,  Ablehnung  des  im  Elageprüfungs- 
verfahren  gestellten  Antrags  u.  s.  w.). 

Den  Unterschied  zwischen  Beschlüssen  und  Verfügungen  wollten 
die  Motive  zum  ersten  Entwurf  der  St.P.O.^)  daliin  festlegen,  dass 
,,Beschlüsse'^  von  einem  Kollegium,  „Verfügungen^^  von  einem  einzelnen 
Richter  erlassen  würden.  Das  Gesetz  ist  bewusstermassen  von  dieser 
Terminologie  abgegangen^),  ohne  sich  über  eine  andere  bestimmt  aus- 
zusprechen. Deshalb  wird  vielfach  angenommen,  dass  ein  durch- 
greifender Unterschied  zwischen  Beschlüssen  und  Verfügungen  nicht 
vorhanden  sei^).  Allein  der  Umstand,  dass  das  Gesetz  die  Anordnungen 
eines  Kollegiums  in  der  That  nirgends  als  „Verfügungen'^  bezeichnet, 
zeigt,  dass  ein  Unterschied  vorhanden  sein  muss.  Dieser  Unterschied 
ist  —  argum,  §  346  St.P.Ü.  —  darin  zu  finden,  dass  regelmässig 
von  einem  Beschluss  da  gesprochen  wird,  wo  ein  „Gericht'',  Gerichts- 
ganzes, —  gleichviel  ob  mit  einem  Kollegium,  oder  wie  das  Amts- 
gericht, mit  einem  einzelnen  Richter  besetzt,  —  die  Anordnung  trifft; 
von  einer  Verfügung  dagegen  da,  wo  ein  ,3ichter''  (Amtsrichter  als 
solcher,  Untersuchungsrichter,  Vorsitzender)  die  Anordnung  trifft«). 

Für  die  prozesserledig enden  Entscheidungen  kommt  daher  regulär  nur  die 
Form  des  Beschlusses  in  Betracht,  da  zu  prozesserledigenden  Aussprüci.en  grund- 


^)  Bennecke  417  Anm.  7.  Ausser  Betracht  bleibt  hier  der  ganz  eigen  geartete 
Oeschworenenspruch;  üher  ihn  vgl.  unten  §  126. 

')  Ausnahme  §  411  StP.O.,  unteu  §  136. 

•)  S.  33. 

*)  Vgl.  Mot.  z   2.  Entwurf  S.  34. 

')  So  Löwe,  3c  zu  Buch  1   Abschn.  4;  Bennecke  418. 

')  Diene  Untei Scheidung  mag  denn  auch  den  Motiven  zum  1.  Entwurf  vor- 
geschwebt haben.  —  Im  wesentlichen  gl.  M.  v.  Kries  425;  Biikmeyer  470; 
einsohiänkend  Bin  ding  Ordr.  157. 

27* 
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sätzlich  nur  das  Gerichtsganze  (Amtsgericht,  Schöffengericht,  Strafkammer  u.  s.  w.) 
bef ogt  ist. 

Eine  Ausnahme  macht  jedoch  der  Strafbefehl,  der  eine  amtsrichterliche 
Verfügung  ist 

ü.  Für  das  Zustandekommen  der  prozesserledigenden  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen, insbesondere  für  die  Abstimmung,  gilt  prinzipiell  dasselbe  wie  bei  den 
Urteilen '). 

III.  1.  Der  Inhalt  der  prozesserledigenden  Beschlüsse  und  Verfügungen  kann 
äusserlich  ein  sehr  verschiedener  sein :  Ablehnung  der  Voruntersachung,  der  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens,  der  Wiederaufnahme  u.  s.  w.  Innerlich  freilich  liegt  in  diesen 
verschiedenartigen  Aussprüchen  —  nicht  anders  als  bei  den  Urteilen  —  entweder  eine 
Verurteilung  (so  im  Strafbefehl),  oder  eine  Freisprechung  (so  z.  B.  in  der  Nicht- 
eröfFnung  des  Hauptverfahrens  aus  materiellrechtlicben  Gründen),  oder  eine  Einstellung 
des  Verfahrens  (so  z.  B.  in  der  NichterÖffnung  der  Voruntersuchung). 

2.  Über  die  Form,  vermittelst  deren  Beschlüsse  und  Verfügungen  in  die 
Erscheinung  treten,  schweigt  die  St.P.0.  Während  für  Urteile  die  Verkündung 
unerlässliche  Form  ist,  auch  dann,  wenn  die  davon  betroffene  Person  nicht  anwesend 
ist"),  sodass  sie  mit  der  Verkündung,  und  erst  mit  dieser,  rechtlich  existent  werden, 
ist  für  Beschlüsse  und  Verfügungen  nicht  einmal  generell  vorgeschrieben,  dass  sie 
irgendwie  bekannt  gemacht  werden  müssen').  Wann  erlangen  sie  nun  ihre  rechtliche 
Existenz  und  damit  Unwiderruflichkeit  ?  Die  Frage  wird  dahin  zu  beantworten  sein, 
dass,  wenn  sie  verkündet  werden'*'),  die  Verkündung  den  massgebenden  Zeitpunkt 
darstellt**),  im  anderen  Falle  dagegen  die  schriftliche  Abfassung  zu  den  Akten  (nicht 
etwa  erst  die  Zustellung,  die  lediglich  Bekanntgabe  der  schon  fertigen  Entscheidung 
bezweckt  "\ 

IV.  Dass  alle  prozesserledigenden  Entscheidungen  den  Prozessbeteiligten 
bekannt  zu  machen  wären,  ist  im  Gesetz  nicht  bestimmt  Die  Frage,  ob  eue  Bekannt- 
machung erforderlich  ist,  ist  vielmehr  für  jede  Art  von  Entscheidungen  kasuistisch 
zu  beantworten*').  Namentlich  ist  §  35  StP.O.  nicht  in  dem  Sinne  zu  verstehen, 
als  ordne  er  generell  die  Bekanntmachung  an  *^).  Ist  aber  Bekanntmachung  erforderlich, 
so  hat  sie  nach  §  35  StP.O.  zu  geschehen 


0  Oben  §  94.    Vgl.  Heinemann  Z.  XV,  237. 

•)  Oben  S.  398. 

»)  Nachstehend  IV. 

")  Unten  IV. 

*»)  Binding  Grdr.  158.  # 

*')  A.  M.  Binding  Grdr.  158,  der  in  diesen  Fällen  die  Perfektion  der  Ent* 
Scheidung  erst  mit  der  Zustellung  eintreten  lässt;  Bennecke  427,  IV,  der  die 
schriftliche  Abfassung  nur  dann  als  den  massgebenden  Zeitpunkt  ansieht,  wenn  eine 
Bekanntmachung  überhaupt  nicht  erforderlich  ist;  Stenglein  3  zu  §35,  dessen 
Bezugnahme  auf  R.  IV,  155,  E.  VI,  28  aber  nicht  zutrifft;  Löwe  3  zu  §  33,  der  in 
innerlich  widersprechender  Weise  zwar  die  Entscheidung  als  erlassen  ansieht,  sobald 
sie  schriftlich  abgefasst  ist,  aber  gleichwohl  noch  bis  zur  erfolgten  Bekanntmachung 
Abänderung  durch  das  Gericht  zulassen  will. 

*')  Z.  B.  bedarf  die  Ablehnung  der  Erlassung  eines  Strafbefehls  keiner  Mitteilung 
an  den  Beschuldigten. 

")  Puchelt  3  Abs.  2  a.  E.  zu  §  35;  Löwe  2  zu  §  35. 
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a)  durch  Verkündung,  sofern  die  Entsoheidung  in  Anwesenheit  des  Betroffenen 
ergeht;  die  Yerkündung  kann  in  freier  Rede,  braucht  also  nicht,  wie  bei  den  Urteilen^ 
dorch  Verlesung  zu  erfolgen.  Die  Verkündung  muss  auch  die  Entscheidungsgründe 
umfassen.  Zwar  stellt  die  St.  P.O.  den  Satz  auf,  dass  die  Gründe  nur  insoweit  mit 
zu  verkünden  seien,  als  die  Entscheidung  durch  ein  Rechtsmittel  anfechtbar  ist,  oder 
durch  sie  ein  Antrag  abgelehnt  wird,  StP.O.  §  34*^).  Eine  oder  die  andere  dieser 
Voraussetzungen  ist  aber  bei  den  prozesserledigenden  Entscheidungen,  von 
denen  hier  die  Rede  ist,  durchweg  gegeben. 

b)  anderenfalls  durch  Zustellung'^).  Da  das  Gesetz  ganz  kategorisch  spricht, 
so  ist  formlose  Übersendung  eines  Schriftstücks  unbedingt  ausgeschlossen,  soweit 
überhaupt  die  Bekanntmachung  vorgeschrieben  ist'^).  Soll  Zustellung  erfolgen,  so 
muss  vorab  die  Entscheidung  schriftlich  abgefasst  werden;  hinsichtlich  des  Inhalts 
dieser  Entscheidungsarkunde  giebt  die  StP.O.  nur  die  eine  Vorschrift,  dass  die  Gründe 
Damhaft  gemacht  werden  müssen,  St.P.O.  §  34^*0;  namentlich  ist  der  von  der 
Abfassung  des  Urteils  sprechende  §  275  StP.O.  auf  Beschlüsse  und  Verfägnngen 
Dicht  mit  zu  beziehen'*;. 

V.  Prozesserledigende  Beschlüsse  und  Verfügungen  sind  für 
das  Gerieht  ebenso  bindend,  wie  Urteile.  Im  Gesetz  ist  dies  nicht 
direkt  ausgesprochen.  Aber  der  Charakter  aller  prozesserledigenden 
Entscheidungen  muss  gerade  in  diesem  Punkte  ohne  Bücksicht  auf  die 
Form  ein  gleichmässiger  sein:  die  Prozesserledigung  bildet  einen 
Markstein  für  den  Abschluss  des  Prozesses,  an  ihr  kann  daher  nicht 
beliebig  gerüttelt  werden.  Dies  gilt  besonders  für  den  Beschluss  auf 
Nichteröffnung  des  Hauptverfahrens,  sowie  für  den  Strafbefehl,  für  die 
Ablehnung  des  Antrages  auf  Anordnung  der  Elageerhebung  nach  §  172 
StP.O.*®),  für  den  Beschluss  des  Amtsgerichts,  durch  den  es  die 
Berufung  als  verspätet  verwirft,  §  360  StP.O.  **),  wie  für  den  Beschluss 


**j  §  34  StP.O.  denkt  zwar  in  erster  Linie  an  die  schriftliche  Urteils- 
begründung, muss  aber  seinem  Grundgedanken  nach  auch  aaf  die  Verkündung  bezogen 
werden.  Löwe  4  zu  §  34.  A.  M.  anschemend  Bennecke  424.  ~  Über  §  34  vgl. 
noch  nachstehend  bei  Anm.  18. 

»«)  Unten  §  107. 

'')  Ebenso  Keiler?,  Puchelt4zu§35.  Dagegen  Löwe  4,  Steng- 
lein 3  zu  §  35;  Bennecke  425  Anm.  7. 

'*)  Der  §  34  stellt  zwar  eine  Bedingung  auf,  diese  ist  aber  nur  für  die 
laufenden  Entscheidungen  (unten  §  100),  nicht  für  die  prozesserledigenden,  bei  denen 
sie  immer  zutrifft  (oben  IV  a)  a.  E.),  von  Bedeutung. 

"j  Bennecke  572  Anm.  3;  Stenglein  5  zu  §  275;  E.  I,  210,  402;  R.  I, 
362,  698. 

^)  In  letzterer  Hinsicht  a.M.  Bennecke  458  Anm.  32.  Gegen  ihn  zutreffend 
Delius  G.A.  XLUI,  184. 

")  Löwe  3,  Stenglein  2  zu  §  360;  Bennecke  736  Anm.  20.  A.  M.  v.  Kries 
650  Anm.  1;  Ullmann  590. 
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des  Landgerichts,  der  die  Berufung  als  unzulässig  verwirft  u.  s.  w. 
Eine  Änderung  durch  das  Gericht  selbst  ist  unzulässig««). 

VI.  Auch  in  Ansehung  der  formellen  Rechtskraft  stehen  die 
prozesserledigenden  Beschlüsse  und  Verfügungen  den  Urteilen  gleich«'). 
Auch  sie  können  sämtlich  von  den  Parteien  nur  entweder  mittels  eines 
befristeten  Rechtsbebelfs  oder  überhaupt  nicht  angefochten  werden, 
sodass  auch  für  sie  notwendig  ein  Zeitpunkt  eintritt,  mit  dem  sie  im 
Bahmen  dieses  Prozesses  unumstossbar  geworden  sind,  d.  h.  eben 
formelle  Rechtskraft  erlangt  haben. 

Materielle  Rechtskraft  kann  den  prozesserledigenden  Beschlüssen 
und  Verfügungen,  insofern  sie  Forraalentscheidungen")  sind,  natürlich 
nicht  zukommen.  Bezüglich  der  Sachentscheidungen,  die  in  Form  des 
Beschlusses  oder  der  Verfügung  erfolgen,  sind  die  einzelnen  Fälle 
gesondert  zu  behandeln«^). 

1.  Der  Beschluss  nach  §  172  StP.O.  im  Klageprüfungs- 
verfahren, durch  den  der  Antrag  als  unbegründet  verworfen 
wird,  macht  beschränkte  Rechtskraft,  insofern  die  Klage  fortan  nur 
auf  Grund  neuer  Thatsachen  oder  Beweismittel  erhoben  werden  kann. 
In  dieser  Beschränkung  ist  aber  materielle  Rechtskraft  vorhandea: 
der  Beschluss  wirkt  nicht  nur  für  den  Einzelprozess,  sondern  über  ihn 
hinaus.  Die  Bedeutung  der  materiellen  Rechtskraft  ist  hier  dieselbe  wie 
beim  Urteil.  Das  Strafklagerecht  ist  konsumiert,  verbraucht«*).  Es  ist 
daher  fortan  jedes  Strafverfahren  gegen  den  Beschuldigten  wegen  der 
That  unzulässig,  speziell  auch  eine  Privatklage  wegen  der  That  aus- 
geschlossen«'')-    Doch  tritt  die  Rechtskraft  nur  unter  einer  Resolutiv- 


**)  Bin  ding  Grdr.  158  will  für  Beschlüsse  des  Oberlandesgeriohts  and  des 
Reichsgerichts  eine  Ausnahme  machen. 

")  Vgl.  Bennecke  706. 

**)  So  z.  B.  der  Verwerfung  des  Antrages  auf  Elageprüfungs verfahren  wegen 
Fehlens  der  Prozessvoranssetzungen ;  ebenso  der  Ablehnung  der  Eröffnung  des  Haupt- 
verfahrens aus  prozessualen  Grüüden  (St PO.  §  210  ist  hierauf  nicht  zu  beziehen);  der 
Ablehnung  der  Voruntersuchung;  so  richtig  Bennecke  486  Anm.  26.  A.  M  John  II, 
434,  457;  Löwe  7  zu§  179,  2zu§  181;  Stenglein  6  zu  §  179.  Auch  die  Ablehnung 
eines  Wiederauf nahraeantrages  als  unzulässig  oder  als  unbegründet  (§  408,  §  411  Abs.  1 
StP.O.)  gehört  hierher.  £s  kann  immer  und  immer  wieder  ein  neuer  Wiederaufnahme- 
antrag augHbracht  werden.    Bennecke  783;  Löwe  2  zu  §  399. 

**)  B  e  n  n  e  c  k  e  707  will  keinem  Beschlüsse  materielle  Rechtskraft  zugestehen. 

*")  Löwe  4  zu  §  172.  Gegen  den  Ausdruck  Bennecke  458  Anm.  32,  weil 
das  Kla^erecht  noch  gar  nicht  gebraucht  sei. 

^')  A.  M.  Ben  necke  458  Anm.  31  unter  zu  strenger  Urgierung  des 
Wortlauts  des  §,  der  nur  von  „öffentlicher  Klage''  spricht.  Gegen  ihn  mit  Becht 
Del  ins  G.A.  XLUI,  179. 


Digitized  by 


Google 


§  99.  Andere  prozeeserledigende  EntscheidoDgen.  423 

bedingung  ein:   sie  erlischt,  wenn  neue  Tbatsachen  oder  Beweismittel 
auftauchen. 

2.  Die  Ablehnung  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  aus 
materiellen  Gründen  ist  nach  §  210  St RO.  ganz  ebenso  zu  behandeln; 
sie  erwächst  also  in  Rechtskraft'^]  unter  der  Resolutivbedingung  des 
Auftauchens  neuer  Tbatsachen  oder  Beweismittel.  Erfüllt  sich  die 
Resolutivbedingung,  treten  neue  Tbatsachen  oder  Beweismittel  hervor, 
so  wird  nunmehr  das  bisher  durch  die  Rechtskraft  gefesselte  Straf- 
klagerecht wieder  frei.  Auf  neue  Klage  hin  ist  neu  zu  prozedieren '*). 
Die  neue  Klage  zeigt  keinerlei  Besonderheiten.  Sie  braucht  weder 
von  derselben  Staatsanwaltschaft,  noch  bei  demselben  Gericht'®)  wie  im 
ersten  Verfahren,  erhoben  zu  sein.  Einer  Vorentscheidung  des  Gerichts, 
das  den  Einstellungsbeschluss  erlassen  hatte,  über  den  Eintritt  der 
Resolutivbedingung  bedarf  es  nicht '^).  Dagegen  muss  natürlich  das 
neu  befasste  Gericht  in  jedem  Stadium  des  Verfahrens  prüfen,  ob  die 
Resolutivbedingung  eingetreten  ist'*);  eine  „Aufhebung"  des  Einstellungs- 
beschlusses hat  nicht  zu  erfolgen,  „das  erste,  eingestellte  Verfahren 
bleibt  eingestellt'' »»). 

3.  Die  vorläufige  Einatellungdes  Verfahrens  im  Sinne  des  §  208 
St.P.O.  erwächst  nach  Abs.  2  daselbst  zur  definitiven  prozesserledigenden 
Einstellung,  wenn  ihre  Aufhebung  nicht  binnen  3  Monaten  nach  Rechts- 
kraft des  in  der  Haupt-Strafsache  ergangenen  Urteils  von  der  Staats- 
anwaltschaft beantragt  worden  ist;  nach  Ablauf  dieser  Frist  muss 
deshalb  die  Sache  so  angesehen  werden,  als  sei  eine  Einstellung  ex 
§  202  St.P.0.  ausgesprochen  worden,  sodass  §  210  St.P.0.  Anwendung 
findet  w). 

4.  Dem  Strafbefehl,  gegen  den  nicht  rechtzeitig  Einspruch 
erhoben  worden  ist,  verleiht  §  450  St.P.0.  „die  Wirkung  eines  rechts- 
kräftigen Urteils". 

")  Vgl.  Stenglein  1  zu  §  210,  John  II,  732.  Dagegen  Bennecke  707  in 
Anm.  17,  710. 

")  Nicht  aber  ist  es  möglich,  auf  der  Grundlage  der  alten  Klage  in  Form  der 
„Wiederaufnahme  des  Verfahrens"  weiterzubauen.  Richtig  E.  XIII,  295,  XXII,  187 ; 
Löwe  5a  zu  §  210;  John  U,  786;  Stenglein  5,  Keller  5  zu  §  210;  v.  Kries 
522,  Beohtsmittel  414;  Bennecke  515;  Fächelt  5,  Dalcke  3  zu  §  210.  A.  M. 
Nagel  G.8.  XXXVI,  446;  Geyer  650. 

'^)  Anders  Löwe  5  zu  §  210.    Dagegen  mit  Recht  Bennecke  515  Anm.  19. 

*V  Keller  5  zu  §  210.    A.  M.  Puchelt  5  zu  §  210. 

'*)  Bennecke  518  Anm.  8. 

•^  So  richtig  Bennecke  515  Anm.  19  gegen  E.  XXn,  187. 

**)  Weitergehend  Bennecke  514  Anm.  14,  wohl  auch  Löwe  8  zu  §  208 
(es  trete  unbedingte  Rechtskraft  ein), 
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Diese  Bestimmung  kann  nicht  auf  die  formelle  Rechtskraft  be- 
zogen werden,  denn  dass  der  Strafbefehl,  gegen  den  kein  Einspruch 
eingelegt  ist,  unumstossbar  wird  und  zur  Grundlage  der  Strafvoll- 
streckang  dienen  kann,  ist  selbstverständlich  und  bedurfte  keiner  Her- 
vorhebung. Vielmehr  ist  durch  §  450  StP.O.  in  unmissverständlicher 
Weise  gerade  eine  vollständige  Gleichstellung  des  Strafbefehls  mit  dem 
urteil  angeordnet,  sodass  der  rechtskräftige  Strafbefehl  eben  auch  der 
materiellen  Rechtskraft  teilhaftig  ist,  somit  Konsumtion  des  Klagerechts 
bewirkt. 

Das  Reichsgericht  will  dem  entgegen  dem  Strafbefehl  die  materielle 
Rechtskraft  absprechen.  Die  materielle  Rechtskraft  setze  voraus,  dass 
die  aburteilende  Behörde  in  der  Lage  gewesen  sei,  „die  Sache  unter 
allen  denkbaren  rechtlichen  Gesichtspunkten  zu  prüfen".  Solche 
Möglichkeit  allseitiger  Prüfung  fehle  dem  Richter  im  Mahnverfahren, 
sodass  seine  Entscheidung  nicht  konsumierend  wirke  ^).  Man  kann 
den  Ausgangspunkt  dieser  Deduktionen  zugeben:  Die  Rechtskraft  ist 
ein  Korrelat  der  Zulässigkeit  allseitiger  Prüfung  im  ersten  Verfahren; 
gerade  weil  in  diesem  die  Sache  schon  allseitig  geprüft  werden  konnte, 
ist  ein  zweites  Verfahren  nicht  mehr  zulässig.  Aber  daraus  folgt  nicht, 
was  das  Reichsgericht  folgern  will.  Denn  der  Strafbefehlsrichter  hat 
die  Möglichkeit  allseitiger  Prüfung  3^),  wie  §448  StP.O.  deutiich  zeigt 
Und  hätte  er  sie  selbst  nicht,  so  verböte  sich  doch  jeder  Streit  im 
Hinblick  auf  den  klaren  Wortlaut  des  §  450. 

Der  Strafbefehl  ist  somit  der  materiellen  Rechtskraft  genau  wie 
ein  Urteil  fähig  37). 

Eigentümlicher  Weise  macht  das  Reichsgericht  diesem  Standpunkt 
eine  Konzession,  indem  es  den  Strafbefehl  insoweit  konsumierend  wirken 
lässt,  als  die  That  nur  unter  dem  früheren  rechtlichen  Gesichtspunkt  oder 
einem  eine  geringere  Strafbarkeit  begründenden  Gesichtspunkt  betrachtet 
werde  ^).  Eine  derartige  qualitativ  geteilte  Rechtskraft  ist  aber  der  Straf- 
prozessordnung ganz  unbekannt  Entweder  knüpft  sich  die  materielle 
Rechtskraft  an  eine  Entscheidung,  und  dann  ist  jedes  neue  Verfahren 


'^)  E.  IV,  243,  IX,  32,  XV,  112;  B.  lU,  367,  V,  804. 

^")  £r  ist  also  zu  „latenter  Freisprechang^'  unter  jedem  rechtlichen 
Gesichtspunkt  ermächtigt. 

»')  Ebenso  Pfizer  G.S.  XL,  335;  v.  Kries  596,  742;  Ullmann  560; 
Bennecke  715  Anni.29:  ReiffelG.A.XLI7, 129;  Binding  Grdr.  277;  Birkmeyer 
653,  770;  Friedländer  Z.  XIII,  690. 

")  E.  XIV,  358,  XX Vm,  83;  E.  Vin,  606. 
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ausgeschlossen,  oder  sie  knüpft  sich  nicht  an  sie,  dann  ist  ein  neues 
Verfahren  in  vollem  Umfange  statthaft,  sodass  z.  B.  an  Stelle  der 
früheren  Verurteilung  jetzt  eine  Freisprechung  oder  andersartige  Straf- 
zumessung erfolgen  kann^^). 

b)    Laufende    Entscheidungen. 

§  100. 
a.  Im  allgemeinen. 

I.  Die  laufenden  Entscheidungen  kleiden  sich  grundsätzlich  in 
die  Form  von  Beschlüssen  oder  Verfügungen  (wozu  auch 
hier*)  die  „Befehle"  gehören,  Vorführungsbefehl,  Haftbefehl  u.  s.  w.). 
Die  Termini  „Beschluss"  und  „Verfügung"  haben  hier  grundsätzlich 
dieselbe  Bedeutung,  wie  bei  den  prozesserledigenden  Entscheidungen 2). 

In  Gestalt  eines  Urteils  erfolgt  nur  eine  laufende  Ent- 
scheidung: die  Zurückverweisung  einer  Sache  aus  der  höheren  Instanz 
in  die  Vorinstanz  nach  §§  369,  394  St.P.0.  Dieses  Urteil  ist  seinem 
Wesen  nach  ein  (natürlich  formales)  Zwischenurteil. 

II.  Was  das  ZustaDdekommen  derlaofenden  Entscbeidangen  anlangt,  so  gilt 
für  die  Abstimmung  Entsprechendes  wie  für  die  Abstimmung  bei  prozesserledigenden 
Entscheidungen').  Es  mnss  also  der  Tenor  der  zu  fällenden  Entscheidung  ungeteilt 
zur  Abstimmung  versiellt  werden.  Würde  z.  B.  die  Verhängung  der  Untersuchungs- 
haft in  Frage  stehen,  und  würde  ein  Richter  sich  wegen  Fluchtverdachts,  der  zweite 
wegen  Kollusionsverdachts  für  Verhaftung,  der  dritte  dagegen  aussprechen,  so  würde 
der  Haftbefehl  zu  erlassen  sein  *).  Das  Ergebnis  wäre  bei  Abstimmung  nach  Gründen 
das  gegenteilige'). 

Das  massgebende  Stimmenverhältnis  ist  bei  den  laufenden  Entscheidungen 
durchweg  das  der  einfachen  Majorität  gemäss  G.V.O.  §  198  Abs.  1.    Nur  die  Kassation 


*^)  Nur  durch  Einlegung  eines  Rechtsmittels  und  daraufhin  ergehendes  Urteil 
höherer  Instanzen  kann  eine  qualitative  Zerreissung  der  Rechtskraft  herbeigeführt 
werden,  unten  §§  129,  131,  133.  —  Über  die  Frage  nach  der  Rechtskraft  polizeilicher 
S traf vei-fügun gen  und  administrativer  Strafbescheide  s.  unten  §§  148,  149. 

')  Vgl.  oben  §  99  bei  Anm.  1. 

*)  Oben  §  99  bei  Anm.  6.  Mithin  sind  die  Anordnungen  des  Untersuchungs- 
richters durchweg  „Verfügungen"  (dies  auch  z.  B.  im  Falle  des  §  50  Abs.  3  St.P.O.,  in  dem 
Bennecke  418  Anm.  11  einen  „Beschluss*  verlangt).  „Beschlüsse'*  sind  erforderlich 
für  Gewährung  oder  Versagung  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand,  für  Un- 
zuständigkeitserklärung, für  vorläufige  Einstellung  des  Verfahrens  (§  203  St.P.O.),  für 
Kassation  des  Geschworenenspruchs  (§  317  St.P.0.)  u.  s.  w. 

•)  Oben  §  99  II.    Vgl.  v.  Kries  449;  Heinemann  Z.  XV,  237. 

*)  A.  M.  Heinemann  Z.  XV,  240.  Mit  dem  Text  übereinstimmend  v.  Kries, 
449;  Bin  ding  163.  In  den  Giünden  würde  dann  zu  sagen  sein:  „Die  Untersuchungs- 
haft wird  verhängt,  weil  das  (Bericht  teilweise  Fluchtverdacht,  teilweise  Kollusions- 
verdacht  für  gegeben  erachtet'S 

*)  Bennecke  422  Anm.  35. 
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des  Geschworenenspruchs  durch  den  Gerichtshof  nach  §  317  St.P.O.  erfordert  mehr, 
nämlich  Einstimmigkeit. 

JII.  1.  Ihrem  Inhalte  nach  sind  die  laufenden  Entscheidungen  sehr  mannig- 
faltig. Ihr  Kein  sind  die  prozessleitenden  Entscheidungen,  woran  sich  prozess- 
betreihende  und  prozesspolizeiliche  anlehnen. 

2.  Über  die  Form,  in  der  die  laufenden  BeschliLsse  und  Verfügungen  in  die 
Erscheinung  treten,  gilt  Gleiches,  wie  für  die  prozesserledigenden  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen *).  So  richtet  sich  die  Beantwortung  der  Frage,  inwieweit  die  Verkündung  die 
Gründe  mit  zu  umfassen  hat,  nach  der  Grundregel  des  §  34  StP.O.'),  die  auch  für 
die  laufenden,  insonderheit  die  prozessleitenden  Entscheidungen  gilt').  Desgleichen  ist 
der  Zeitpunkt  der  Perfektion  der  laufenden  Entscheidungen  der  gleiche  wie  bei  den 
prozesserledigenden  Entscheidungen.  Insoweit  sie  also  verkündet  werden,  tritt  die 
Perfektion  mit  der  Verkündung,  anderenfalls  mit  der  schriftlichen  Fixierung  (nicht 
erst  mit  der  Zustellung)  ein.  ^). 

IV.  Für  die  Bekanntmachung  der  laufenden  Entscheidungen  gilt  das 
oben  bezüglich  der  prozesserledigenden  Entscheidungen*")  Gesagte,  insbesondere  er- 
streckt sich  StP.O.  §  35  auch  auf  jene  mit"),  sowie  auch  andererseits  durch  §  35 
nicht  die  unbedingte  Bekanntmachung  jeder  laufenden  Entscheidung  gefordert  wird  '*). 

Ist  Zustellung  notwendig,  so  ist  natürlich  auch  hier  die  zuvorige  schrifliche 
Absetzung  der  laufenden  Entscheidung  unerlässlich.  Auf  die  Gründe  hat  diese  sich 
insoweit  mit  zu  erstrecken,  als  die  Entscheidung  durch  ein  Rechtsmittel  anfechtbar 
ist»*),  oder  einen  Antrag  ablehnt"),  §  34  StP.O.»»).  Meist  wird  §  34  auf  die  Pro- 
zessleitung  nicht  mit  bezogen")  oder  dahin  eingeschränkt,  „nicht  alle  anfecht- 
baren Entscheidungen"  fielen  unter  §  34»').  Jeder  einschränkenden  Interpretation 
fehlt  jedoch  die  feste  Grenze,  und  jede  gesetzliche  Stütze. 

V.  Für  die  laufenden  Entscheidungen  wird,  gerade  weil  sie  nur 
als  Durchgangspunkte  erscheinen,  davon  auszugehen  sein,  dass  sie 
im  Gegensatz  zur  Prozesserledigung  für  das  Gericht  nicht  bindend 


«)  Oben  §  99  DI  2. 

0  Oben  §  99  IV. 

")  A.  M.  Löwe  1  a  zu  §  34  (allerdings  mit  Einschränkungen).  Vgl.  unten  bei 
Anm.  16. 

^)  A.  M.  Löwe,  Bennecke,  Stenglein,  oben  §  99  Anm.  12;  B.  I,  336. 

»")  §  99  IV. 

'»)  E.  L  345;  R.  I,  543;  Löwe  1  zu  §  35. 

I»)  g^  XIX   249. 

»3)  Gleichviel,  ob  direkt  oder  indirekt  (St.P.O.  §§  347,  375,  369  Abs.  2).  Löwe 
Ib  zu  §  34;  Bennecke  424. 

»^)  Die  Nichtberücksichtigung  eines  gegen  einen  Antrag  erhobenen  Wider- 
spruchs ist  nicht  „Ablehnung  eines  Antrages",  R,  III,  295.     Anders  B.  IV,  324. 

")  Vgl.  oben  §  99  IV. 

»*)  So  Löwe  1  a  zu  8  34,  der  aber  Ausnahmen  zulässt.  Gegen  diese  Auffassung 
John  1,382. 

")  So  Bennecke  424,  vgl.  auch  Birkmeyer  41,  475.  Wieder  anders 
John  I,  383,  381.  Auch  in  der  Judikatur  werden  die  mannigfachsten,  ein  festes 
Prinzip  nicht  erkennen  lassenden  Einschränkungen  gemacht.  Vgl.  B.  I,  358;  IV,  324; 
E.  XXVII,  66,  dagegen  aber  E.  I,  33,  J70,  366.  E.  1,  164,  424,  477,  603,  612, 
11  437. 
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sind  ^*).  Jedoch  bewirkt  die  Urteils  form  in  den  oben  I  erwähnten 
Fällen  (StP.O.  §§  369,  394)  Unabänderlichkeit  der  Entscheidung.  Auch 
giebt  es  laufende  Beschlüsse  und  Verfügungen,  die  für  das  ßericht 
unabänderlich  sind.  Das  Kriterium  für  Abänderlichkeit  oder  Unab- 
änderlichkeit^*) tritt  im  Gesetz  nicht  klar  zu  Tage. 
Unabänderlich  sind  jedenfalls 

a)  alle  mit  sofortiger  Beschwerde  anfechtbaren  Entscheidungen, 
StP.O.  §  353  Abs.  3«% 

b)  Daneben  müssen  aber  auch  einzelne  andere  Entscheidungen 
als  unabänderlich  angesprochen  werden.  So  der  Eröffnungsbeschluss'^). 
Der  Orund  dafür  ist  darin  zu  finden,  dass  sich  auf  ihm  der  Frozess 
aufbaut.  Man  wird  deshalb  berechtigt  sein,  Yerallgemeinernd  zu  sagen, 
dass  unabänderlich  sind  solche  Entscheidungen,  deren  Zurücknahme 
die  AnnuUierung  eines  neuen  Stadiums,  in  das  der  Prozess  infolge 
jener  Entscheidung  eingetreten  war,  bedeuten  würde,  so  z.  B.  auch  der 
Beschluss  auf  Überweisung  der  Sache  an  das  Schöffengericht  nach  §  75 
G.V.G.«). 

Abänderbar  sind  dagegen  namentlich  Beweisbeschlüsse^). 

YI.  Von  Rechtskraft  kann  bei  den  laufenden  Entscheidungen 
nur  beschränkt  die  Rede  sein.  Alle  diejenigen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen, die  entweder  vom  Gericht  jederzeit  zurückgenommen  werden 
können  oder  von  den  Parteien  mit  unbefristeter  Beschwerde  angefochten 
werden  können,  bleiben  ersichtlich  der  formellen  Rechtskraft  ganz 
unteilhaftig  (z.  B.  Terminsansetzungen).  Wo  jedoch  eine  laufende  Ent- 
scheidung für  das  .  Gericht  unwiderruflich  und  für  die  Parteien 
entweder    überhaupt  nicht  oder  nur  mittels  befristeten  Rechtsbehelfs 


*")  A.  M.  Birkmeyer  482,  der  grundsätzlich  für  alle  Entsoheidungen 
Unabänderlichkeit  annimmt 

*•)  Ötker612. 

")  Auch  wenn  in  concreto  das  Rechtsmittel  nicht  eingelegt  wird,  so  Ben- 
necke  732  Anm.  38;  v.  Kries  433;  Löwe  8;  Puchelt  6;  Keller  3  zu  §  353; 
Binding  Grdr.  158.  Ygl.  N.C.P.O.  §  577  Abs.  3.  A.  M.  Geyer  801;  Stenglein 
4  zu  §  353. 

'*)  ÜbereiDstimmeud  Bennecke  505.  Deshalb  kann  nach  ordnungsmässiger  Er- 
öffnung des  Bauptverfahrens  die  Zurück  Verweisung  der  Sache  zur  Voruntersuchung  oder 
überhaupt  ins  Vorverfahren  nicht  beschlossen  werden ;  denn  das  würde  einer  Annullierung 
des  Eröffnungsbeschlusses  gleich  kommen.  So  Bennecke  505  Anm.  14;  £.  II,  36; 
John  II,  770;  Glaser  II,  452;  R.  VI,  161. 

»»)  A.  M.  R.  I,  336;  Bennecke  499  Anm.  11.  Übrigens  ergiebt  sich  die  Un- 
widerruflich keit  auch  schoD  aus  vorstehend  a  im  Hinblick  auf  die  Auf echtbarkeit  durch 
sofortige  Bos'^hwerd«»     Vgl.  unten  §  116. 

")  E,  XXXI,  13a 
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anfechtbar  ist,  da  steht  dem  nichts  im  Wege,  von  formeller  Rechtskraft 
auch  der  laufenden  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sprechen.  Die 
rechtskräftig  erledigte  Frage  kann  solchenfalls  im  Rahmen  dieses 
Prozesses  nicht  mehr  aufgeworfen  werden,  sie  ist  erledigt  ^^). 

Materielle  Reohtskraft  freilich  kann  den  laufenden  Entscheidangen  nie  zu- 
kommen, weil  sie  nicht  das  Prodakt  einer  Prüfung  des  materiellrechtlichen  Ansprachs 
sind*»). 

§  101. 
ß.    Prozessbetrieb,  Prozessleitung,  Prozesspolizei  insbesondere. 

I.  Unter  Prozessbetrieb  versteht  man  die  Sorge  für  den 
Fortgang  des  Prozesses. 

Diese  Sorge  ist  im  Civilprozess  grundsätzlich  Sache  der  Parteien, 
nicht  des  Gerichts,  sodass,  wenn  keine  der  ^Parteien  die  andere  ladet, 
der  Prozess  stillgestellt  ist.  Im  Strafprozess  ist  es  —  dem  Anklage- 
formprinzip entsprechend  —  von  Hause  aus  Sache  des  Klägers,  das  Ver- 
fahren in  Gang  zu  erhalten.  Ist  freilich  die  gerichtliche  Untersuchung 
eröffnet,  so  erleidet  in  Ansehung  des  Prozessbetriebes  das  Anklage- 
formprinzip eine  Durchbrechung*):  das  Gericht  bedarf  von  nun  an 
grundsätzlich  eines  Anstosses  von  Seiten  der  Partei  nicht  mehr,  sondern 
sorgt  selbst  von  sich  aus  für  den  Fortgang  des  Verfahrens  durch  An- 
beraumung der  Termine,  Erhebung  der  Beweise  u.  s.  w.  2). 

IL  Während  der  Prozessbetrieb  die  Sorge  dafür  ist,  dass  der 
Prozess  vorwärts  geht,  ist  unter  Prozessleitung  die  Sorge  dafür 
zu  verstehen,  wo,  wann  und  wie  der  Prozess  vorwärts  gehen  soll, 
z.  B.  in  welcher  Reihenfolge  Zeugen  vernommen  werden  sollen;  ob 
weitere  Beweiserhebungen  erforderlich  sind;  ob  einem  Verteidiger  das 
Wort  zu  erteilen  ist  u.  s.  w.»).  Die  Prozessleitung  ist  Sache  teils  des 
Vorsitzenden,  teils  des  Gerichtsganzen^). 

Zur  Prozessleitung  gehört  auch  erforderliohenfalls  die  Anordnung  von 
Ladungen,  das  sind  Aufforderangen  an  Personen  zum  Erscheinen.  Die  Ablassung 
der  Ladung  an  den  Adressaten  ist  jedoch  auoh  da,  wo  das  Gericht  (der  Vorsitzende) 


")  Vgl.  E.  XXVI,  342. 
«*)  Vgl.  oben  8.  411. 

*)  Vgl.  oben  S.  243.    Diese  Durchbrechung  wird  —  nicht  mit  Beoht  —  getadelt 
von  Süss,  Stellung  der  Parteien  413. 

')  In  gewissem  Umfange  bleibt  j.edoch  das  Gericht  an  die  Anträge  der  Parteien 
gebunden,  oben  §  68  II  3. 

»)  Gewöhnlich  wird  in  der  Theorie  mit  dem  Wort  ,,Pro£e8sIeitang^^  ein  engerer 
Sinn  verbunden.    Vgl.  aber  oben  §  81  Anm.  12. 

^)  Über  die  Leitung  der  Hauptverhandlung  speziell  s.  unten  §  120. 
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die  Ladung  angeordnet  hat,   prinzipiell  Saohe  der  Staatsanwaltschaft.     Das  Gericht 
erlässt  Ladungen  nur  ausnahmsweise^). 

III.  Die  Prozessleitung  sorgt  dafür,  dass  die  zum 
Frozess  gehörigen  Handlungen  sich  ordnungsgemäss  abspielen, 
also  für  die  innere  Ordnung  im  Prozess.  Aber  um  diese  innere 
Ordnung  voll  zu  sichern,  bedarf  es  auch,  besonders  für  die  Verhand- 
lungen, die  öffentlich  erfolgen,  der  Aufrechterhaltang  der  äusseren 
Ordnung,  der  Abhaltung  von  Einflüssen,  die  auf  die  prozessualen  Vor- 
gänge störend  einwirken  würden.  Die  in  diesem  Sinne  getroffenen 
Massregeln  kann  man  (in  Anlehnung  an  die  bekannte  Definition  der 
Polizei®))  als  „Prozess-Polizei"  bezeichnen.  Gewöhnlich  (so  auch 
vom  Gesetz  in  der  Überschrift  des  14.  Titels  des  6.V.G.)  wird  von 
„Sitzungspolizei"  gesprochen;  dieser  Ausdruck  ist  aber  zu  eng,  er  be- 
zeichnet nur  einen  Teil  der  Sache,  wie  sich  aus  dem  Nachstehenden 
ergeben  wird. 

Die  prozesspolizeilichen  Massnahmen  können  zweifachen  Charakter 
haben:   sie  sind  entweder 

a)  lediglich  darauf  berechnet,  den  zukünftigen  Prozessvorgängen 
den  Weg  zu  ebnen,  oder  aber 

b)  sie  stellen   eine  Reaktion   gegen    vorgefallene  Ungebühr  dar. 

Zunächst  nämlich  (a)  äussert  sich  die  Prozess-Polizei  in  vor- 
sorgenden Anordnungen  und  Befehlen  und,  falls  diesen  nicht  gehorcht 
wird,  in  Zwangsmassregeln,  die  den  widerspenstigen  Willen 
beugen  (execuiio  ad  fadendum,  ad  patiendum  oder  ad  non  faeiendum). 
Ausserdem  aber  sind  (b)  gegen  Störer  der  Ordnung  Ordnungs- 
strafen zugelassen^). 

Im  einzelnen  unterscheidet  das  Gesetz  zwischen  der  Prozess- 
Polizei  in  den  Sitzungen  und  derjenigen  ausserhalb  der 
Sitzungen®). 


*)  Unten  §  103. 

•»)  Vgl.  Prenss.  A.L.R.  §  10 II 17:  ,.Die  nötigen  Anstalten  zur  Erhaltung  der 
öffentlichen  Rohe,  Sicherheit  und  Ordnung  und  zur  Abwendung  der  dem  Publike  oder 
einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehenden  Gefahren  zu  treffen,  ist  das  Amt  der 
Polizei,^'  und  die  Darstellungen  des  Yei  waltun gsi-echts. 

•)  Neben  der  Ordnungsstrafe  kann  natürlich  auch  eine  etwa  verwirkte  Disziplinar- 
oder  Kriminalstrafe  verhängt  werden,  vgl  G.V.O.  §§  179,  180  („vorbbhaltlich  u.  s.  w.*'), 
z.  B.  wenn  die  Ungebühr  in  einem  Nichtverlassen  des  Öitzungssaiiles  tix)tz  Anf  forderung, 
also  einem  Hausfriedensbruch,  bestand  (vgl.  Delius,  SitzuDgspolizeihche  Befugnisse 
der  Behörden,  2—3),  oder  es  sich  um  die  disziplinare  Verfehlung  eines  Rechtsanwalts 
handelt  (R.A.O.  §§  62  ff.). 

®)  Über  den  Begriff  der  „Sitzung*^  (im  Straf  prozess  =  Haupt  Verhandlung)  s. 
Delius  23—24;  32—34. 
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1.  Die  SitzungspolizeJ  liegt  grundsätzlich  in  der  Hand 
des  Vorsitzenden,  G.V.G.  §  177.  Seine  Gewalt  erfasst  sämtliche 
in  der  Sitzung  Anwesenden  einschliesslich  der  Beamten  der  Staats- 
anwaltschaft^) oder  anderer  Zweige  des  Staatsdienstes,  sowie  auch 
einschliesslich  der  Mitglieder  der  bewaffneten  Macht,  die  in  irgend 
einer  Eigenschaft  zugegen  sind. 

Die  Befugnis  des  Vorsitzenden")  wird  sich  zunächst  äussern  in  wörtlidien 
Anordnungen  und  Befehlen,  Wortentziehung,  Platzanweisung,  Rüge  u.dgl.  Aber  er 
ist  auch  —  abgesehen  von  den  sogleich  zu  erörternden  Massnahmen  nach  §  178 
G.V.G.,  die  dem  Gericht  vorbehalten  sind,  ~  mit  Zwangsgewalt  ausgestattet,  er  kann 
z.  B.  durch  einen  Gerichtsdiener  den  widerstrebenden  Angeklagten  auf  die  Anklagebank 
führen  lassen,  ihm  ein  Instrument,  mit  dem  er  ungebührlichen  Lärm  erregt,  zwangs- 
weise wegnehmen  lassen  u.  dergl. 

Der  von  der  Anordnung  des  Vorsitzenden  Betroffene  kann  die  Anordnung 
prozessual  nicht  anfechten,  insbesondere  nicht  die  Entscheidung  des  Kollegiums  herbei- 
führen^^), denn  §  237  Abs.  2  8t.P.O.  bezieht  sich  nur  auf  die  „Sachleitung^S  also 
die  Aufrechterhaltung  der  inneren  Ordnung,  und  Entsprechendes  ist  für  §  346  SiP.O. 
anzunehmen.  Dagegen  ist  natürlich  die  Aufsichts-  (Disziplinar-)  Beschwerde 
gegen  den  seine  sitzungspolizeiliche  Gewalt  missbrauchenden  Vorsitzenden  zulässig. 

Entzogen  sind  dem  Vorsitzenden  gewisse  Zwangsmassregeln,  sowie 
die  Festsetzung  von  Ordnungsstrafen  in  dem  Sinne,  dass  das  Gericht 
hierüber  zu  befinden  hat ").  Diese  Zwangs-  und  Strafgewalt  des  Gerichts 
erfasst  einen  kleineren  Personenkreis,  als  die  Gewalt  des  Vorsitzenden, 
nämlich  nur  die  in  §§  178—180  G.V.G.  expressis  verbis  aufgeführten 
Personen.  Unter  diesen  befindet  sich  namentlich  nicht  die  Staatsanwalt- 
schaft, mit  Rücksicht  darauf,  dass  sie  eine  dem  Gericht  gleichgestellte 
Behörde  ist,  also  keiner  Zwangs-  und  Strafgewalt  des  Gerichts  unter- 
worfen sein  kann.  Gegenüber  dem  ordnungswidrigen  Verhalten  der 
Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  müsste  im  Aufsichtswege  Abhälfe 
gesucht    werden.     Militärpersonen   sind   von   der   Zwangs-   und 


»)  So  die  Reichstagsjustizkommission,  Prot.  37  ff.;  Löwe  3a  zu  §  177; 
Binding  Grdr.  94;  üllmann  230  Anm.  1,  455;  v.  Kries  547;  B.  XI,  135; 
E.  VI,  599;  Delius  a.a.O.  12;  Birkmeyer  375;  John  III,  84;  Geyer  688; 
Bennecke  529;  Süss,  Stellung  der  Parteien  374.  A.  M.  Fuchs  H.H.  II,  77ff; 
Stenglein  4;  Puchelt  6;  Voitus  *  zu  §  237.  Nur  findet  die  Gewalt  des  Vorsitzenden 
ihr  Ende  an  dem  §  151  G.V.G.,  sodass  namentlich  eine  Rüge  des  Vorsitzenden  gegen- 
über dem  Staatsanwalt  oder  gar  Zwang  irgend  welcher  Art  unzulässig  ist.  Vgl.  hierüber 
Löwe  3a  zu  §  177;  R.  III,  99;  Groschuff,  Deutsche  Jur.-Ztg.  1,  8. 

>°)  Vgl.  Delius  11  f. 

")  Ebenso  Löwe  2b  zu  §  177 ;  O.L.G.  Dresden,  Ann.  XII,  289;  G.A.  XXXIX, 
377;  Delius  13.    A.  M.  Benneoke  402. 

»*)  Da  das  ,. Amtsgericht**  im  Falle  des  §  211  StP.O.  nur  in  der  Besetzung 
mit  einem  Amtsrichter  zu  urteilen  hat,  so  vereinigt  dieser  natürlich  in  sich  die  Be- 
fugnisse des  „Vorsitzenden*'  und  des  „Gerichts**. 
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Straf gewalt  des  Gerichts  zwar  nicht  expressis  verbis  eximiert,  nach 
Analogie  des  §  50  Absatz  4  StP.O.  wird  jedoch  anzunehmen  sein, 
dass  das  Gericht  abgesehen  von  der  Entfernung  aus  dem  Sitzungs- 
zimmer nur  die  Zwangshaft  beschliessen  kann,  dass  dagegen 
die  Ausführung  des  Beschlusses  und  ebenso  die  Verhängung  einer 
Ordnungsstrafe  Sache  der  vorgesetzten  Militärbehörde  ist^^). 

Macht  das  Gericht  von  der  Zwangs-  oder  Strafbefugnis  Gebrauch,  so  mnss  der 
betreffende  Vorfall  und  der  darauf  ergargeno  Beschluss  protokolliert  werden  (ausser 
in  dem  Falle,  dass  lediglich  ein  Unbeteiligter  aus  dem  Sitzungszimmer  entfernt  worden 
ist),  G.V.G.  §  184. 

Die  Befugnisse  des  Gerichts  im  einzelnen  sind  folgende: 

a)  Zur  Brechung  des  Ungehorsams  von  Parteien,  Be- 
schuldigten, Zeugen,  Sachverständigen  oder  Unbeteiligten  gegen 
Anordnungen,  die  der  Vorsitzende  getroffen  hat,  kann  über  den  Un- 
gehorsamen Entfernung  aus  dem  Sitzungszimmer,  sowie 
Zwangshaft  verhängt  werden,  §  178  6.V.G.,  und  zwar  ohne  die 
Möglichkeit  einer  prozessualen  Anfechtung,  wie  sich  aus  §  183  G.V.G. 
ergiebt  ^*). 

Ist  die  gesamte  Zuhörerschaft  bei  einer  öffentlichen  Verhandlung  ungehorsam 
gewesen,  hat  sie  z.  B.  trotz  dos  Verbots  des  Vorsitzenden  fortdauernd  Äusserungen 
des  Beifalls  oder  des  Missfallens  gegeben,  wie  dies  in  französischen  Gerichtssälen 
üblich  ist,  so  kann  die  Bäumung  des  Zuhörerraums  angeordnet,  d.  h.  es  können 
sämtliche  Zuhörer  entfernt  werden,  ohne  dass  hierin  eine  Verletzung  des  Öffentlichkeits- 
grundsatzes läge;  nur  muss  natürlich  der  Zutritt  anderen  Personen  als  den  hinaus- 
gewiesenen offen  bleiben'*). 

Die  Massregeln  des  §  178  werden  meist  als  Ordnungsstrafen  auf- 
gefasst^^).  Sie  tragen  aber  deutlich  den  Zweck  an  der  Stirn,  den 
augenblicklichen  Fortgang  der  Verhandlung  zu  ermöglichen,  sind  also 
eocecuiiones  ad  fadendum  oder  omittendum  ^^).  Dies  ergiebt  auch  deut- 
lich der  Gegensatz  zu  §§  179,  180;  ferner  ist  auch  auf  §  184  G.V.G. 
hinzuweisen,  der  die  „Ordnungsstrafe  wegen  Ungebühr^'  in  einen 
Gegensatz  zu  der  Massregel  ex  §  178  bringt,  ohne  etwa  letztere  als 
„Ordnungsstrafe  wegen  Ungehorsams^^  zu  bezeichnen. 


*•)  A.  M.  einerseits  Löwe  2  zu§  178,  der  nur  die  Entfernung  aus  dem  Sitzungs- 
zimmer für  statthaft  erachtet,  Sten^lein  2  zu  §  177  und  Thilo,  G.V.G.  247,  die 
überhaupt  keinen  Zwarg  gegen  die  Militärperson  dem  Gericht  zugestehen;  andererseits 
V.  Wilmowski-Levy  1  zu  §  178  und  Delius  20,  die  die  Militärpersonen  in  vollem 
Umfang  der  gerichtlichen  Zwangs-  und  Strafgewalt  unter3tellt»n. 

")  Vgl  M.  in,  581. 

")  Vgl.  oben  §  71. 

•«)  So  Bennecke  402,  403;  Löwe  2a  zu  §  177. 

'^)  Richtig  Delius  13. 
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Daraus  ergiebt  sich:  Die  Massregeln  des  §  178  setzen  irgend 
welche  Schuld,  geschweige  denn  Torsatz ^ö),  nicht  voraus;  das  Gericht 
kann  z.  B.  auch  einen  sinnlos  trunkenen  Zeugen  zur  Haft  abführen 
lassen.  Andererseits  erreichen  diese  Massregeln  sofort  ihr  Ende,  sobald 
ihr  Zweck  erreicht  ist,  der  Aufgeregte  sich  beruhigt,  der  Trunkene  sich 
ernüchtert  hat.  Wenn  also  das  Gericht  nach  §  178  in  dem  Beschlüsse 
die  Haftdauer  (bis  zur  Höchstdauer  von  24  Stunden)  zu  bestimmen 
hat,  so  hat  es  dabei  von  dem  vorbezeichneteii  Gesichtspunkte  aus- 
zugehen. Sollte  die  im  Beschluss  bestimmte  Zeit  sich  als  unzulänglich 
herausstellen,  so  würde  eine  Verlängerung  zu  beschliessen  sein  ^^). 
Sollte  umgekehrt  die  festgesetzte  Zeit  sich  als  zu  weit  gegriffen  er- 
weisen, so  würde  von  weiterer  Festhaltung  Abstand  zu  nehmen  sein. 
Die  Zwangshaft  müsste  auch  dann  ihr  Ende  erreichen,  wenn  die  Ver- 
handlung abgebrochen  würde;  denn  dann  würde  sie  unnütz  geworden 
sein  *<>). 

Eine  weitere  Folgerung  aus  der  Zwangsnatur  der  Massregeln  in  §  178 
ist  die,  dass  letztere  kumulativ  neben  den  Ordnungsstrafen  ex §§179, 
180  verhängt  werden  können.  Wären  sie  Ordnungsstrafen,  so  könnte 
eine  „Ungebühr",  die  gleichzeitig  einen  „Ungehorsam"  darstellt,  nur 
nach  Art  der  Idealkonkurrenz  behandelt  werden,  d.  h.  es  könnte  nur 
§  179  (180),  nicht  §  178  angewendet  werden  2i).  Es  würde  also  z.  B. 
ein  Zeuge,  der  dem  Befehl  des  Vorsitzenden  zuwider  andauernd  in  die 
Verhandlung  hineinspricht,  falls  dies  ungebührlich  geschieht,  nicht  aus 
dem  Sitzungszimmer  entfernt,  sondern  nur  bestraft  werden    können**). 

b)  Das  Gericht  kann  ferner  wegen  einer  verübten  Ungebühr, 
d.  i.  einer  schuldhaften  Ordnungswidrigkeit,  z.  B.  Dazwischenreden, 
Beleidigungen  anderer  Personen,  Gewalthandlungen  an  Sachen  oder 
Personen  u.  s.  w.^»)^   eine   Ordnungsstrafe   festsetzen,   und  zwar 

*")  Solchen  fordern  Löwe  6  zu  §  178;  Bennecke  403  Anm.  40;  Delius  40. 

>«)  A.  M.  Delius. 42. 

^^)  Im  wesentlichen  übereinstimmend  Delius  41. 

*»)  So  in  der  That  Löwe  6  zu  §  178. 

^*j  Allerdings  lässt  §  179  —  vgl.  unten  —  eine  sofortige  Vollstreckung  der  Haft- 
strafe zu.  Aber  diese  Massregel  ersetzt  die  des  §  178  nicht,  weil  sie  spröder  ist. 
Setzt  das  Gericht  z.  B.  eine  Haftstrafe  von  3  Tagen  fest,  und  lässt  sie  sofort  voll- 
strecken, so  kann  damit  unter  Umständen,  wenn  nämlich  der  betreifende  Zeuge  noch 
in  der  weiteren  Verhandlung  erforderlich  ist,  die  Fortsetzung  der  Sitzung  völlig 
vereitelt  sein.  Nach  der  im  Text  vertretenen  Atsicht  dagegen  kann  das  Gericht 
erstens  den  Zeugen  einstweilen  abtreten  und  festhalten  lassen  und  z.  B.  nach  einer 
oder  zwei  Stunden  wieder  hervorrufen,  und  zweitens  die  dreitägige  Ordnungsstrafe 
verhängen  und  dann  vollstrecken  lassen,  wenn  der  Zeuge  entbehriich  geworden  ist. 

-»)  Vgl.  Delius  42  ü. 
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bestehend  in  Geldstrafe  bis  100  Mark  oder  Haftstrafe  bis  zu  3  Tagen '^), 
wenn  eine  Partei,  ein  Beschuldigter,  Zeuge,  Sachverständiger  oder 
Unbeteiligter  der  Schuldige  ist,  G.Y.G.  §  179;  dagegen  nur  in  Geld- 
strafe bis  100  Mark  unter  Ausschluss  der  Haftstrafe,  wenn  ein  bei  der 
Verhandlung  beteiligter  Rechtsanwalt  oder  Verteidiger  der  Schuldige 
ist,  G.V.G.  §  180. 

Die  festgesetzte  Ordnungsstiafe  erledigt  sich  im  Gegensatz  zu  den  Zwangs- 
massregeln des  §  178  dadaroh  nicht,  dass  der  Betroffene  nach  Verübung  der  Ungebühr 
sich  gebührlich  benimmt  Die  Vollstreckung  der  Ordnangbstrafen  erfolgt  nach  §  181 
O.V.G.  durch  den  Vorsitzenden  „unmittelbar"',  d.  h.  im  Gegensatz  zu  §§  36,  483  Bt.P.O. 
ohne  Inanspruchnahme  der  Staatsanwaltschaft'*).  Die  Vollstreckung  kann  im  Falle 
des  §  179  auf  der  Stelle  erfolgen.  Gegen  die  Festsetzung  einer  Ordnungsstrafe  ist 
die  Beschwerde  nach  näherer  Massgabe  des  §  183  G.V.G.  zulässig. 

2.  Die  Prozesspolizei  ausserhalb  der  Gerichtssitzungen 
(z.  B.  bei  Haussuchungen)  reicht  verschieden  weit,  je  nachdem  ein 
Bichter  oder  ein  anderes  Staatsorgan  die  Verhandlung^^  leitet. 

a)  Ist  es  ein  Richter,  (ersuchter  oder  beauftragter  Kichter 
Untersuchungsrichter  u.  s.  w.),  so  kommt  ihm  die  volle  Gewalt  ein- 
schliesslich der  Zwangs-  und  Ordnungsstrafgewalt  zu,  wie  sie  in  den 
Sitzungen  der  Vorsitzende  und  das  Gericht  haben,  G.V.G.  §  182. 

Gegen  seine  Ordnungsstraffestsetzungen  ist  Beschwerde  gegeben, 
G.V.G.  §  183"). 

Handelt  es  sich  um  Amtshandlungen  im  vorbereitenden  Ver- 
fahren«»), die  „an  Ort  und  Stelle",  d.  h.  nicht  an  der  Gerichtsstelle**), 


'^)  und  zwar  kann  sofort  auf  Haftstrafe,  es  kann  aber  auch  primo  loco  auf 
Geldstrafe  und  suhetitutionsweise  auf  Haft  erkannt  werden.  Delius  45;  L5we  5 
zu  §  179;  O.L.G.  Colmar  O.A.  XXXIX,  377.  Dangen  wird  solche  Substitution 
für  unstatthaft  gehalten  vom  Kammergerioht  1888,  Johow-Küntzel  VUJ,  257; 
1894,  Zeitachr.  f.  Civüprozess  XX,  495;  O.L.G.  Cassel  GA.  XXXVII,  454. 

'^)  Für  die  Zwangsmassref^eln  des  §  178  (oben  a)  versteht  sich  dies  auch  ohne 
gesetzliche  Anordnung  von  selbst. 

'")  um  eine  Verhandlung  muss  es  sich  immer  handeln.  Der  schriftliche 
Verkehr  mit  dem  Gericht  untersteht  der  Prozesspolizei  nicht.  So  Bennecke  404 
Anm.  45;  v.  Kries  549  Anm  1;  Löwe  1  zu  §  182;  Delius  36;  Kammergericht 
1885,  Zeitschr.  f.  Civilprozess  XII,  240;  1894,  das.  XX,  498;  O.L.G.  Celle, 
Johow-Küntzel  VIÜ,  256.   A.  M.  Kammergericht  1880,   Johow-Küntzel  II,  302. 

'^  Da  die  Zwangsmassregeln  ex  §  178  nicht  „Ordnungsstrafe^*  sind,  so 
trifft  §  183  auf  sie  nicht  zu.  Beschwerde  ist  also  insoweit  unzulässig.  So  Löwe  1 
zu  §  183.    A.  M.  Bennecke  404  Anm.  46. 

'*)  Diese  Beschränkung  ergiebt  sich  aus  der  Stellung  des  §  162.  A.  M. 
Delius  28. 

•»)  V.  Schwarze  1;  Stenglein  2;  Keller  1  zu  §  162;  Bennecke  446 
Anm.  10  beziehen  den  §  im  Anschluss  an  Prot.  216  auch  auf  Prozesshandlungen  an 
der  Gerichtsstelle.  Wie  im  Text  Löwe  1  zu  §  162;  John  II,  376;  Voitus  Kon- 
troversen II,  282;  Puchelt  2  zu  §  162;  Delius  29. 
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stattfinden,  so  ist  er  femer  befugt,  Personen,  die  vorsätzlich  3^)  stören 
oder  sich  widersetzen,  bis  zur  Beendigung  seiner  Amtsverrichtungen, 
nur  nicht  über  den  nächstfolgenden  Tag  hinaus,  festhalten  zu  lassen, 
StP.O.  §  162*1).  Diese  Befugnis  reicht  merkwürdigerweise  über  die 
nach  G.V.G.  §  178  dem  Gericht  in  der  Sitzung  zustehende  zeitlich 
hinaus,  insofern  dort  die  höchste  Dauer  der  Festhaltung  24  Stunden 
beträgt»«). 

b)  Andere  als  richterliche  Beamte,  also  insbesondere  die  Beamten 
der  Staatsanwaltschaft,  haben  zunächst  die  dem  §  177  G.V.G.  ent- 
sprechende Befugnis,  die  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen -^'^). 
Dagegen  haben  sie  eine  Ordnungsstrafgewalt  überhaupt  nicht,  und 
eine  Zwarigsgewalt  nur  in  dem  Umfange  des  §  162  St.P.O.,  vgl.  vor- 
stehend sub  a). 

n.    Part^lhandlungen. 

§  102! 
1.  Im  allgemeinen. 

I.  Angriff  und  Yerteidigong  finden  ihren  Ansdrack  in  den  Anträgen  und 
Gesachen  der  Parteien').  Die  Bedeutong  der  Parteianträge  ergiebt  sich  aus  dem 
Umfange,  in  dem  das  Anklageformprinzip  gilt^. 

In  jedem  Falle  nötigen  die  Parteianträge  das  Gericht  (oder  den  Vorsitzenden) 
zu  einer  ausdrücklichen  Entscheidung,  es  darf  nicht  mit  Stillschweigen  über 
sie  hinweggegangen  weixien. 

U.  Wie  im  Civilprozess,  so  ist  auch  im  Strafprozess  die  Stoff  vorlage, 
d.  h.  die  Anführung  der  relevanten  Thatsachen  zimächst  Sache  der  Parteien.  Jedoch 
giebt  es  im  Strafprozess  keine  Behauptungslast  der  Parteien ;  dem  Instruktions- 
prinzip gemäss  ^  hat  das  Gericht  den  thatsächlichen  Stoff  vielmehr  von  sich  aus 
aufzusuchen. 

m.  Rechtsausführungen  können  die  Parteien  dem  Gericht  vortragen 
sie  brauchen  es  aber  nicht:  jura  novit  curia. 

IV,  Für  die  Form  der  Parteihandlungen  gelten  durchgreifende  Vorschriften 
nicht    Insbesondere  bedarf  es  — ^  im  Gegensatz  zu  N.C.P.O.  §  297  —  bei  Anträgen  in 


'^  Nicht  notwendig  „absichtlich^^  vgl.  das  treffende  Beispiel  bei  Bennecke  446 
Anm.  11;  femer  v.  Liszt  §  39  II;  Beling,  Grundz.  37,  VII. 

'^)  DeliuB  28;  Löwe  2  zu  162;  Geyer  624;  John  n,  373;  Stenglein  1 
zu  §  162;  Bennecke  445  Anm.  8  und  v.  Kries  477  beziehen  den  §  162  grundlos 
nur  auf  nichbichterliche  Beamte. 

••)  So  richtig  Delius  29. 

•»)  Dies  folgt  direkt  aus  den  Wortlaut  des  §  162  St.P.O. 

^)  Zwischen  ,,Antiägen^^  und  „Gesuch en^^  besteht  kein  juristischer  Unteischied, 
vgl.  den  Wortlaut  des  §  44  SiP.O.    Bennecke  427  Anm.  1. 

•)  Vgl.  oben  §  68  II  8. 

»)  Oben  §  69. 
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der  Hauptverhandlang  nioht  der  schiiftlichen  Fixierung  und  Verlesung.  Für  einzelne 
Arten  von  Parteihandlnngen  des  Beschuldigten  (Reohtsmitteleinlegung  u.  8.  w.)  wird 
Unterzeichnung  durch  einen  Rechtsanwalt  oder  den  Verteidiger,  Erklärung  zu  Protokoll 
des  Gerichtsschreibers  u.  s.  w.  erfordert,  vgl.  z.  B.  St.P.0.  §§  170  Abs.  2,  385  Abs.  3, 
406  Abs.  2. 

V.  Die  Perfektion  der  Parteihandlungen  tritt,  sofern  sie  an  das  Gericht 
gerichtete  Erklärungen  sind,  mit  dem  Zeitpunkt  ein,  in  dem  sie  „an  das  Gericht^^ 
d.  h.  an  den  zur  Entgegennahme  zuständigen  Beamten^),  gelangt  sind'). 

Dieser  Zeitpunkt  ist  wichtig  einmal  für  die  Frage  der  Einhaltung  einer  Frist '), 
sodann  aber  auch  für  die  Unwiderruflichkeit  ^),  insoweit  diese  Eigenschaft  überhaupt 
den  Pai-teihandlungen  (z.  B.  Rechtsmittelverzicht)  zukommt. 

2.   Elazelae  Artea  voa  Parttlliaaclluigei. 

§  103. 
a)    Ladungen. 

I.  Ladung  ist  die  an  eine  Partei  oder  einen  Dritten  formell 
ergehende  Aufforderung  zum  persönlichen  Erscheinen.  Ihren  Gegensatz 
bildet  die  formlose  Aufforderung,  insbesondere  die  sogenannte 
„Qestellung^^  eines  Zeugen,  d.  i.  die  ohne  Förmlichkeiten  bewirkte 
Mitbringung  des  Zeugen  in  den  Sitzungssaal. 

Überall,  wo  das  Gesetz  den  Formalakt  „Ladnog^^  vorschreibt,  handelt  es  sich 
um  erhebliche  Folgen;  gerade  deshalb  begnügt  sich  das  Gesetz  hier  nicht  mit  form- 
losen Aufforderungen.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  eine  Ladung  nicht  dadurch  über- 
flüssig wird,  dass  der  zu  Ladende  auf  anderem  Wege  Kenntnis  von  dem  Termin 
erlangt  hat*). 

IL  Die  Ladungen  gehen  prinzipiell  aus  von  einer  der  Parteien  ^, 
und  zwar  ist  es 


*)  In  Preussen  z.  B.  an  den  Botenmeister,  R.  VI,  63,  nicht  aber  an  den 
Kastellan,  R.  VI,  85. 

*)  Vgl   oben  §  80  II. 

*")  Oben  §  79  bei  Anm.  15. 

'}  R.  VI,  6.'J. 

*)  Daher  unrichtig  E.  XVII,  45  (bezüglich  der  Ladung  des  Verteidigers).  Zu- 
treffend Benneoke  208  Anm.  3. 

*)  Ganz  anders  Bindin^  Grdr.  in,  Birkm  ey  er  385,  die  die  Ladung 
prinzipiell  als  gerichtlichen  Befehl  zum  Erscheinen  auffassen.  Allein 
angesichts  des  §  36  St.P.0.  kann  nicht  wohl  zweifelhaft  sein,  was  Regel  und  was 
Ausnahme  ist  Das  Hauptaigument  der  vorgenannten  Autoren  ist,  dass  hinter  der 
I^ung  der  dem  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit  zustehende  Gerichtszwang  stehe, 
und  deshalb  nur  dieser  der  „Ladende^'  sein  könne,  wohingegen  die  Staatsanwidtsohaft 
nur  vermittelndes  Organ  des  Gerichts  sei.  Aber  dies  Argument  beweist  zu  viel,  man 
denke  an  die  „unmittelbare  Ladung**  (unten  2),  die  doch  sicher  kein  „gerichtlicher** 
Akt  ist  Es  kann  immer  nur  darauf  ankommen,  wer  die  Aufforderung  zum  Erscheinen 
im  —   nach  aussen  hin  —  eigenen  Namen  erlXsst 
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1.  prinzipiell  die  Staatsanwaltschaft,  die  die  Ladungen  (an 
den  Beschuldigten,  die  Zeugen  u.  s.  w.)  ablässt,  St.P.0.  §§  213,  36 
Abs.  1.  Der  Richter  ordnet  regelmässig  nur  an,  welche  Personen  er 
geladen  zu  sehen  wünscht,  vgl.  z.  B.  §  220  StP.O. 

Ausnahmsweise  erlassen  jedoch 
der  Ermittelungsrichter, 
der  Untersuchungsrichter, 
das  Gericht  im  Privatklageverfahren 
und  das  Amtsgericht  ^ 
ihre  Ladungen  selbst,  St.P.O.  §§  36  Abs.  2,  425  Abs.  2*). 

2.  Das  Recht,  Zeugen  oder  Sachverständige  zur  Haupt- 
verhandlung zu  laden,  haben  aber  ausserdem  auch  der  Angeklagte, 
der  Privat-  und  Nebenkläger  und  die  klagende  Verwaltungsbehörde: 
sogenannte  „unmittelbare  Ladung^',  d.  i.  eine  Ladung,  die  ohne 
Vermittelung  der  Staatsanwaltschaft  bewirkt  wird,  SiP.O.  §§  219,  364, 
426,  Abs.  2,  437,  466,  467.  Diese  ist  statthaft  nicht  nur  dann,  wenn 
das  Gericht  oder  die  Staatsanwaltschaft,  um  Ladung  angegangen,  sich 
ablehnend  verhält  (subsidiär),  sondern  sofort,  ohne  vorgängigen  Antrag 
an  das  Gericht  oder  die  Staatsanwaltschaft  (prinzipal). 

Auch  schon  in  der  Y  o  r  u  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  hat  der  Angescholdigte  das  Recht, 
Saohverständige  zu  emem  unter  Zociehnng  von  Sachverständigen  stattfindenden 
Augenscheinseinnahmetermin  zu  laden,  St.P.O.  §  193;  diese  unmittelbare  Ladung 
ist  an  sich  nur  subsidiär,  d.  h.  nur  wenn  der  Richter  die  Ladung  ablehnt,  zugelassen  ^). 
Freilich  ist  die  Subsidiarität  deshalb  bedeutungslos,  weil  §  193  Abs.  2  sogar  die  bloss 
„gestellten^*  Sachverständigen  zolftsst"). 

in.    Was  die  Form  der  Ladung  anlangt,  so  kann 
1.    die  unmittelbare  Ladung  nach  St.P.O.  §  38  nicht  anders,  als 
durch  Zustellung  geschehen. 


')  Auch  zur  schöffengerichtlichen  Hauptverhandlung,  so  die  Preuss.  Geschäfts- 
anweisung  für  Amtsanwälte  vom  28.  August  1879,  Art  24  Abs.  2,  derzofolge  die 
Amtsanwftlte  sich  der  Ladungen  zu  enthalten  haben.  L ö  w e  1  zu  §  213,  Bennecke 
517  Anm.  10  wollen  dagegen  den  §  213  auch  in  Schöffensachen  anwenden.  Dann 
wäre  die  soeben  erwähnte  Oeschäitsanweisung  für  Amtsanwälte  und  die  dem 
entsprechende  preussische  Praxis  ungesetzlich. 

*)  Für  die  kommissarischen  Beweiserhebungen  —  unten  §  119  —  ist  et\i'as 
Besonderes  nicht  bestimmt.  Daraus  folgt  nicht,  wie  J o h n  II,  830,  Bennecke 
517  Anm.  9  annehmen,  dass  die  Ladang  immer  vom  Gerieht  auszugehen  habe;  viel- 
mehr wild  nach  der  Regel  des  S  36  Abs.  1  St.P.O.  die  Ladung  vor  emen  beauf- 
tragten Richter  Staatsanwaltscnaftssache  sein;  auf  die  kommissarische  Beweisauf- 
nahme durch  einen   ersuchten  Richter  findet  allerdings  §  36  Abs.  2  Anwendung. 

*)  A.  M.  St  eng  lein  3;  Löwe  4  zu  §  193.  Wie  im  Text  Bennecke 
333  Anm.  12;  John  U,  519  Anm.  1. 

')  Stenglein  3;  Löwe  4  zu  §  193;  Bennecke  477  Anm.  20. 


Digitized  by 


Google 


§  104.  Rechtsmittel  im  aUgemeinen.  437 

2.  Auch  die  staatsanwaltschaftliche  und  gerichtliche  Ladung 
erfolgt  regulär  in  dieser  Form.  Indessen  ist  nirgends  prinzipiell  vor- 
geschrieben, dass  die  Ladung  in  anderen  Formen  —  mündlich,  tele- 
phonisch, telegraphisch  —  unverbindlich  sein  solle.  Nur  in  einzelnen 
Fällen,  wie  in  §  215  St.  P.O.,  bedarf  es  der  Schriftform  infolge  aus- 
drücklicher Gesetzesbestimmung. 

Für  die  einzelnen  Arten  von  Ladungen  sind  dann  noch  besondere 
Hinweise,  insbesondere  auf  die  Folgen  des  Ausbleibens,  vorgeschrieben, 
vgl.  z.  B.  St.P.0.  §§  48,  215  u.  s.  w. 

lY.  Die  Ladung  erfolgt  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt,  so 
jedoch,  dass  der  Geladene  sich  auch  über  diesen  Zeitpunkt  hinaus  zur 
Verfügung  der  Behörde,  vor  die  er  geladen  ist,  solange  halten  muss, 
bis  er  entlassen  wird  7). 

b)  Rechtsmittel. 

§  104. 
a)    Im  allgemeinen. 

Bichterliche  ^)  Entscheidungen  sind  mit  Bücksicht  darauf,  dass  sie 
vielleicht  irrig  sein  können,  in  der  Mehrzahl  anfechtbar,  d.  h.  den 
Parteien»)  sind  gegenüber  den  Entscheidungen  Rechtsbehelfe  gegeben, 
durch  die  sie  eine  abermalige  Prüfung  und  Entscheidung  herbeiführen. 

Diese  Rechtsbehelfe  sind  mannigfaltig  und  verschieden  geartet: 
Einwand  (§  179  St.P.0.),  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (§  234 
St.P.0.),  Antrag  auf  Entscheidung  eines  höheren  Gerichts  (§  360  Abs.  2, 
§  386  Abs.  2  St.P.0.),  Einspruch  (§  449  StP.O.)  u  s. w.  Drei  Rechts- 
behelfe aber  fasst  die  St.P.0.,  ganz  wie  die  C.P.O.,  unter  dem  technischen 
Sondernamen  „Rechtsmittel^^  derart  zusammen,  dass  sich  allgemeine 
Sätze  für  alle  drei  aufstellen  lassen :  Beschwerde,  Berufung  und  Revision 
(St.P.0.  Buch  3). 

L  Das  gemeinsame  Charakteristikum  der  Rechtsmittel,  welches 
sie  von  den  übrigen  Rechtsbehelfen  abhebt,  ist  ihr  Devolutiveffekt, 
d.  h.  sie  führen  die  Entscheidung  einer  höheren  Instanz  herbei^). 

^)  Ist  er  erschienen  und  wird  nicht  schleich  vorgerufen,  so  muss  er  ausharren 
und  kann  nur  unter  Umständen  über  die  Verzögerung  disziplinarisch  Beschwerde 
führen.     Vgl.  E.  I,  411;  E.  I,  235,  XI,  173. 

')  Die  Anfechtung  staatsanwaltschaftlicher  EntKCheidnngen  (z.  B.  §170  StP.O.) 
ist  von  der  St.P.O.  nicht  näher  geregelt  Sie  liegt  auf  dem  Gebiete  der  Justiz- 
verwaltung. 

')  Die  Anfechtung  einer  Entscheidung  durch  den  Vorsitzenden  des  Gerichts 
selbst,  wie  sie  z.  B.  der  prenssischc  Verwaltungsprozess  kennt,  ist  dem  deutschen 
Strafprozess  fremd. 

')  Das  gilt  auch  für  die  Beschwerde,  unten  §  lOti. 
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Meist  wird  als  zweites  Charakteristikum  den  Rechtsmitteln 
Suspensiveffekt  beigelegt  in  dem  Sinne,  dass  die  Rechtsmittel 
die  Rechtskraft  der  angefochtenen  Entscheidung  hemmten.  Das 
triSt  aber  einesteils  auch  für  andere  Rechtsbehelfe  zu,  und  anderenteils 
trifft  es  für  die  einfache  Beschwerde  nicht  zu,  da  die  mit  letzterer 
anfechtbaren  Entscheidungen  überhaupt  nicht  der  Rechtskraft  fähig 
sind^).  In  einem  anderen  Sinne  versteht  man  unter  Suspensiveffekt 
die  Aufschiebung  der  Vollziehung^).  Allein  auch  in  diesem  Sinne 
lässt  sich  der  Suspensiveffekt  nicht  als  Begriflsmerkmal  der  Rechtsmittel 
verwerten,  da  die  Beschwerde  solchen  Suspensiveffekt  nicht  hat, 
§  349  StP.O. 

IL  Denjenigen,  der  ein  Rechtsmittel  (nicht  bloss  „Beschwerden^) 
eingelegt  hat,  nennt  die  St.P.O.  den  „Beschwerdeführer",  vgl.  §  357  Abs.  2. 

Berechtigt,  ein  Rechtsmittel  einzulegen,  (anfechtungsberechtigt)  ist 
im  allgemeinen^: 

1.  der  Kläger,  sei  es  der  Staat,  sei  es  der  Privatkläger,  §§  388, 
430  St.P.0. 

3.  der  Beschuldigte,  §  338  St.P.O.  Er  kann  sein  Anfechtungsrecht 
selbst  oder  durch  einen  gewillkürten  Vertreter ''j  ausüben,  für  ihn  kann 
dies  aber  auch  ohne  Sonderauftrag  der  Verteidiger  thun.  Ein  eigenes 
Anfechtungsrecht  hat  letzterer  aber  nicht®).  Daher  macht  der  Wider- 
spruch des  Beschuldigten  die  Rechtsmitteleinlegung  des  Verteidigers 
zu  niohte,  §  339  StP.O.  und  es  läuft  die  dem  Beschuldigten  gesetzte 
Frist  auch  für  den  Verteidiger*). 

3.  Der  gesetzliche  Vertreter  des  Beschuldigten,  sowie 
der  Ehemann  einer  beschuldigten  Frau,  §  340  StP.O.  Sie  haben 
ein  eigenes  Anfechtungsrecht,  über  dessen  Ausübung  der  Beschuldigte 


*)  Vgl.  obeQ  §  100  VI. 

*)  So  V.  Kries  634. 

•)  Daneben  giebt  es  noch  SonderbeBÜmmungen,  vgl.  z.  B.  U.V.G.  §  183,  St.P.O. 
§  34(5  Abs.  2  u.  s.  w. 

')  Oben  §  78  I. 

»)  E.  I,  71,  III,  222;  Löwe  2  zu  §  339;  v.  Schwarze,  H.  H.  II,  248; 
V.  Kries  Rechtsmittel  19.    A.  M.  Binding,  ürdr.  235. 

*)  Daher  kann  ferner  der  Beschuldigte  das  vom  Verteidiger  eingelegte  Rechts- 
mittel zorücknehmen ;  umgekehrt  kann  der  Verteidiger  das  von  ihm  oder  dem 
Beschuldigten  eingelegte  Rechtsmittel  nicht  zurücknehmen,  es  wäre  denn  mit  aus- 
drücklicher Ermächtigung  des  Beschuldigten,  §  344  Abs  2  8t.P.O.  Hat  der  Veiteidiger 
d&s  Rechtsmittel  eingelegt,  so  wäre  eine  abermaUge  Einleguog  des  Rechtsmittels  durdi 
den  Beschuldigten  selbst  gegenstandslos;  es  laufen  nicht  zwei  Rechtsmittel  neben 
einander  her;  a.  M.  Binding  Grdr.  235;  v.  Schwarze  H.  H.  II,  248. 
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in  keiner  Weise  disponieren  kann,  sodass  sein  Widerspruch,  seine 
Bücknahmeerklärung  irrelevant  sind^^.  Nur  ist  ihnen  keine  besondere 
Bechtsmittelfrist  gegeben;  die  für  den  Beschuldigten  laufende  Frist 
läuft  auch  für  sie^^). 

4.  Die  Einziehungs-(Unbrauchbarmachungs-)Interessenten  §  479 
St.P.0.,  die  für  subsidiär  haftbar  Erklärten  u.  s.  w.,  insoweit  es  sich 
um  ihre  Bechtssphäre  handelt. 

Die  Aofechtungsberechtigangen  dieser  Personen  zu  1—4  gehen  selbständig  neben 
einander  her;  aach  wenn  sämtliche  Berechtigten  das  Rechtsmittel  einlegen,  bleibt 
jedes  Rechtsmittel  anabhängig  von  den  anderen*'),  gleichviel  ob  sie  neben  einander 
parallel  laufen  (wie  z.  B.  das  vom  Angeklagten  und  das  von  seinem  gesetzlichen  Ver- 
treter eingelegte  Rechtsmittel),  oder  entgegengesetzte  Ziele  verfolgen  (wie  z.  B.  das 
vom  Angeklagten  behufs  Freisprechung  und  das  von  der  Staatsanwaltschaft  behufs 
härterer  Strafe  eingelegte  Rechtsmittel).  Bei  Mehrheit  der  Beschwerdeführer  moss 
das  Gericht  natürlich  über  jedes  Rechtsmittel  eine  Entscheidung  fällen '"). 

III.  Die  Rechtsmittel  ergreifen  naturgemäss  nur  diejenige 
Strafsache,  in  der  sie  eingelegt  sind.  Die  etwaigen,  zum  gleichen 
Prozess  verbundenen  Strafsachen  bleiben  unberührt;  das  Urteil 
erwächst,  insoweit  es  sich  auf  sie  bezieht,  in  Rechtskraft.  Legt  der 
wegen  dreier  realkonkurrierender  Thaten  X,  Y,  Z  verurteilte  A  nur 
wegen  X  ein  Rechtsmittel  ein,  so  bleibt  das  Urteil,  insoweit  es  sich 
auf  Y  und  Z  bezieht,  unberührt,  wenngleich  freilich  die  etwa  gebildete 
Gesaratstrafe  durch  die  Anfechtung  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird^*). 
Noch  viel  weniger  wirkt  die  Einlegung  eines  Rechtsmittels  für  oder 
gegen  Mitbeschuldigte,  sondern  nur  in  eigener  Sache.  Ist  gegen  A 
und  B  bei  genau  gleichliegender  Sachlage  ein  Haftbefehl  erlassen 
worden,  so  nützt  es  dem  B  nichts,  dass  A  etwa  den  Haftbefehl  anficht. 
Von  dieser  Regel  kennt  aber  das  Gesetz  eine  Ausnahme:  die 
Revision  im  Falle  des  §  397  St.P.O."). 


*")  Folglich  tritt  für  den  Angeklagten  die  relative  Bechtskraft  (oben  §  98  bei 
Anin.  4)  ohne  Rücksicht  auf  eiu  etwa  von  dem  gesetzlichen  Vertreter  oder  Ehemann 
eingelegtes  Rechtsmittel  ein,  Bennecke  801. 

'')  Ausnahme:  der  Fall  des  §  268  St.P.O.,  vgl.  Lowe  3  zu  268;  Bennecke  722. 

")  Allschlussberufung  und  -Revision  (Adhäsion)  werden  von  der  StP.O.  nicht 
erwälint,  doch  können  sie  im  Effekt  durch  bedingte  Rechtsmitteleinlegung  (oben  S.  289) 
herbeigeführt  werden. 

*")  Es  wird  also  z.  B.  zu  erkennen  sein:  ,,Auf  die  Berufungen  des  Angeklagten 

und  seines  gesetzlichen  Vertreters  wird  das  Urteil aufgehoben  u.  s.  w." ;  „Die 

Berufung  des  Angeklagten  gegen  das ...  .  Urteil  wird  verworfen;  auf  die  Berufung  der 
Königlichen  Staatsanwaltschaft  wird  das  Urteil aufgehoben  und  u.  s.  w.*- 

")  Die  Einzelstrafen  weixien  rechtskräftig.     A.  M.  Bennecke  793. 

»•';  Unten  §  133. 


Digitized  by 


Google 


440  Rechtsmittel  im  allgemeinen.  §  104. 

IV.  In  welchem  Umfange  die  Strafeache  von  -den  Rechts- 
mitteln ergriffen  wird,  richtet  sich  nach  dem  Anfechtungswillen  der 
Partei.  An  den  Bechtsmittelrichter  deTclviert  nur  dasjenige  Stück  der 
angefochtenen  Entscheidung,  auf  das  sich  die  Anfechtung  ^bezieht;  mit 
den  unangefochtenen  Teilen  der  Entscheidung  wird  er  gar  nicht  befasst 
In  diesem  Sinne  begrenzen  die  petita  partium  die  Entscheidung  der 
höheren  Instanz,  vgl.  St.P.0.  §§  357,  368,  383  (das  Urteil,  „soweit 
dasselbe  angefochten  isf ^),  392.  Infolge  dessen  wird'  die  höhere  Instanz 
keineswegs  immer  mit  dem  Prozessgegenstand  in  toto^eifasst  Der 
Grundsatz  der  Unteilbarkeit  des  Prozessgegenstandes  ^®)^erleidet  in  der 
Bechtsmittelinstanz  eine  Durchbrechung.  Eine  Beschränkung  des 
Bechtsmittels  ist  in  der  Weise  zulässig,  dass^ein^logisch  abtrennbarer 
Teil  der  Entscheidung  separat  für  sich  allein  angegriffen  wird^^).  So 
kann  der  Verurteilte  sich  bei  der  Strafe  beruhigen,  aber  die  Ent- 
scheidung über  den  Kostenpunkt  anfechten  ^^};  er  kann  sich  bei  der 
Strafe  beruhigen,  aber  die  Verhängung  von^Nebenmassregeln  anfechteu ; 
er  kann  sich  bei  der  Hauptstrafe  beruhigen  unter  Anfechtung  ^der 
Nebenstrafe  ^^);  er  kann  die  Verurteilung  wegen  der  That  gelten  lassen, 
aber  die  Höhe  der  Strafe  anfechten  ^o);  er  kann  das  Urteil  nur  unter 
<3em  einen  juristischen  Gesichtspunkt  angreifen  u.  s.  w.  Auch  der 
Kläger  kann  sich  z.  B.  lediglich  gegen  die  Nichtverhängung  einer 
Nebenmassregel  wenden,  die  Verurteilung  nur  im  Hinblick  auf  das 
Strafmass  angreifen  ^^)  u.  s.  w. 

In  diesen  Fällen  erwächst  der  nicht  angefochtene  Teil  des  Urteils 
in  Bechtskraft22).  Man  kann  hier  von  „objektiv  relativer  Bechtskraft" 
sprechen^). 

Dabei  kann  auch  ein  Stück  des  latenten  Urteilsinhalts '^)  heraus- 
gegriffen werden,  z.  B.  die  latente  Freisprechung  unter  dem  einen  oder 
anderen  Gesichtspunkt. 


>•)  Oben  §  61  IV. 

'^)  Inwieweit  dies  der  Fall  ist,  ist  im  einzelnen  nicht  unsti-eitig,  vgL  Ben  necke 
741;  Löwe  2;  Keller  1;  Stenglein  1  zu  §  368,  1  zu  §  359;  Ulimann  596; 
Binding  242;  v.  Kries  658,  Rechtsmittel  97;  v.  Schwarze  H.H.  11,  281. 

")  Binding  Grdr.  243,  E.  VI,  237. 

>•)  Löwe  2  zu  §  368;  Ullmann  596;  Binding  Grdr.  243  A.  M.  v.  Kries 
660,  Beohtsmittel  104. 

»")  Bennecke  741;  Binding  Grdr.  243.   A.  M.  v.  Kries  658,  Rechtsmittel  160. 

")  E.  XXV,  397. 

")  A.  M.  Ben  necke  793  Anm.  24,    Vgl.  unten  §  13«. 

•")  Über  die  subjektiv  relative  Rechtskraft  s.  oben  §  98  I. 

")  Oben  §  77  IV  S.  296,  §  95  5S.  395,  396. 
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Unzulässig  ist  freilich  die  Herausgreifung  eines  Teils  der  Ent- 
scheidung, der  für  andere  präjudiziell  ist:  etwa  die  Anfechtung  der 
Yerurteilung  mit  der  Erklärung,  dass  die  Entscheidung  über  den  Kosten- 
punkt nicht  bemängelt  werde;  oder  die  Anfechtung  der  Verurteilung 
mit  der  Erklärung,  dass  die  Entscheidung  über  den  Bussanspruch  nicht 
bemängelt  werde;  ebenso  die  Anfechtung  einer  Einzelstrafe  bei  Nicht- 
anfechtung  der  Gesamtstrafe.  Solchenfalls  ergreift  das  Rechtsmittel 
auch  den  abhängigen  Teil  der  Entscheidung. 

Unzulässig  ist  ferner  jedes  Herausgreifen  eines  für  sich  unselbst- 
ständigen  Stückes  der  Entscheidung.  Der  Angeklagte  kann  nicht 
erklären,  er  beruhige  sich  bei  der  „Verurteilung**  und  wolle  nur  nicht 
„wegen  Diebstahls"  verurteilt  sein ;  denn  eine  Verurteilung  ohne  Nennung 
des  Delikts  ist  juristisch  unmöglich. 

Unzulässig  ist  auch  die  Teilung  des  Rechtsmittels  nach  Rechts- 
und Thatfrage,  da  diese  Fragen  nur  unselbständige  Elemente  der 
Gesamtfrage  sind**). 

V.  Erfolgreich  ist  ein  Rechtsmittel  nur  dann,  wenn  in  der  an- 
gefochtenen Entscheidung  ein  gravamen  zu  Lasten  dessen,  der  sich 
des  Rechtsmittels  bedient  (bezw.  in  dessem  Sinne  das  Rechtsmittel 
wirken  soll  *^))  enthalten.  Ob  ein  gravamen  vorliegt,  ist  objektiv,  nicht 
nach  der  subjektiven  Schätzung  des  Beschwerdeführers  zu  bemessen. 
Die  Verurteilung  zu  Geldstrafe  enthält  auch  für  den  kein  gravamen^ 
der  lieber  Gefängnisstrafe  abbüssen  möchte,  die  Freisprechung  kein 
gravamen  für  den,  der  gehofft  hatte,  im  Gefängnis  untergebracht  zu 
werden.  Ganz  gleichgültig  ist  auch,  ob  die  Entscheidung  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Antrage  der  Partei  oder  ihm  entgegen  ergangen  ist. 

Für  den  Beschuldigten  ist  also  ein  gravamen  immer  dann  gegeben, 
wenn  die  Entscheidung  ihn  objektiv  zu  hart  trifft,  für  den  Kläger 
immer  dann,  wenn  die  Entscheidung  zu  milde  ist,  wobei  Formal- 
ent8cheidungen27),  Entscheidungen  in  der  Sache  selbst,  wie  Ent- 
scheidungen über  den  Kosteupunkt  in  Frage  kommen. 


**)  Benuecke  741.  Von  der  hier  behandelten  Fra^e.  nach  dem  Gegenstand 
der  Rechtsmittel  ist  aber  wohl  zu  unterscheiden  die  regelmässig  davon  nicht  getrennte 
andere  Frage,  inwieweit  sich  der  Beschwerdeführer  in  der  Begründungdes  Rechts- 
mittels beschränken  kann.    Darüber  s.  unten  §  129  und  St.P.0.  §  359. 

*«)  In  den  Fällen  oben  II  3. 

*')  Einstellung  des  Verfahrens  trifft  denjenigen  zu  hart,  der  freigesprochen 
werden  müsstc,  er  kann  daher  das  urteil  anfechten.  Löwe  2b  zu  §  338;  v.  Kries 
38;  Birkmeyer  G94.     A.  M.  ÜUmann  584;  Binding  238. 
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Da  freilich  der  Staat  als  Kläger  an  der  Justiz  nicht  bloss  in 
dem  Sinne  interessiert  ist.  dass  jeden  Schuldigen  die  gebührende  Strafe 
treffe,  sondern  auch  umgekehrt  in  dem  Sinne,  dass  niemanden  eine 
härtere  Strafe  treffe,  so  ergiebt  sich  für  den  Staat  ein  gravamen  immer 
dann,  wenn  die  Entscheidung  zu  milde  oder  zu  hart  ist.  Die  Staats- 
anwaltschaft ist  daher  berechtigt,  eine  Entscheidung  nicht  allein  behufs 
Erzielung  einer  härteren  Entscheidung  anzufechten,  sondern  auch  behufs 
Erzielung  einer  milderen,  §  338  Abs.  2  St.P.0. 

Ficht  die  Staatsanwaltschaft  eine  Entscheidung  als  zu  hart  an,  so  besorgt  sie 
damit  nicht  etwa  die  Geschäfte  des  Beschuldigten;  nicht  dessen  Interesse,  sondern 
das  Staatsinteresse  ist  es,  in  dem  sie  handelt'^).  Daraus  ergiebt  sich  die  wichtige 
Konsequenz,  dass  der  Widerspruch  des  Beschuldigten  gegen  die  Rechtsmitteleinlegung 
diese  nicht  hinfällig  macht,  ferner  dass  die  Einlegung  binnen  der  für  die  Staats- 
anwaltschaft, nicht  binnen  der  für  den  Beschuldigten  lauf  enden  ^Frist  erfolgen  mass; 
auch  dass  das  von  der  Staatsanwaltschaft  eingelegte  Reohtsmittel  nicht  vom  Beschul- 
digten zurückgenommen  weiden  kann. 

Doch  verfügt  die  St.P.O.  (§  344  Satz  2)  dass  das  von  der  Staatsanwaltschaft 
„zu  Gunsten  des  Beschuldigten^^  eingelegte  Eeohtsmittel  nur  mit  Einwilligung  des 
letzteren  zurückgenon^men  werden  kann. 

Ob  ein  gravamen  gegeben  ist,  ist  aber  zu  beurteilen  nach  dem 
Ergebnis,  das  angestrebt  wird,  im  Verhältnis  zu  dem  Ergebnis,  zu 
dem  die  angefochtene  Entscheidung  gelangt  ist.  Die  Rechtsmittel  wollen 
Beseitigung  einer  unrichtigen  „Entscheidung".  „Entscheidung"  ist  aber 
auch  hier  wieder  die  Decisive  selbst,  der  Tenor  im  Gegensatz  zu  den 
Gründen.  Niemals  kann  mit  einem  Rechtsmittel  eine  Änderung  der. 
Gründe  ohne  Änderung  des  Ergebnisses^-')  angestrebt  werden.  Die 
Anfechtung  dient  der  Erzielung  eines  günstigen  Resultats,  nicht 
der  Erzielung  günstigerer  Gründe.  Der  wegen  Notwehr  ex:zesses  Frei- 
gesprochene kann  die  Entscheidung  nicht  anfechten,  um  wegen  Notwehr 
freigesprochen  zu  werden. 


^«)  Vgl.  R.  IV,  880;  Bcunecke  721  Anm.  23;  Binding  ürdr.  236;  Ulimann 
57<J,  Aura.  1;  583;  v.  Kries  193,  637.  A.  M.  Birkmeyer  311;  Süss,  Stellung 
der  Tarteien  463  und  sonst,  ausgehend  von  der  von  ihnen  angenommenen  einsei- 
tigon  Parteistellung  der  Staatsanwaltschaft.    Vgl.  oben  §  73  I. 

«>)  Oben  §  61  T.  Bennecke  718,  R.  VI,  545,  III,  380,  VII,  65.  E.  IV,  355 
XIII,  324.  M.  VI,  521.  Eine  Ausnahme  wird  vielfach  behauptet  für  die  Fälle,  in 
denen  der  Angeklagte  unter  Feststellung  seiner  Schuld  freigesprochen  worden  sei 
(z.  B.  Verjährung):  hier  könne  er  ein  Rechtsmittel  einlegen,  um  für  unschuldig  er- 
klärt zu  werden.  So  E.  IV,  355,  R.  III,  380;  Löwe  2b,  Stenglein  6  zu  §  338; 
V.  Kries  Rechtsmittel  49,  I^hrb.  037;  Kronecker  O.A.  XXXVIII,  120;  Puchelt 
3  zu  §  :]38:  ()tkor  (127;  teilweise  Binding  237;  Ullmann  584.  Dagegen  mit 
Recht  Bennecko  720  Anm  21;  v.  Schwarze  H.H.  II,  250;  Geyer  792;  Keller 
5  zu  §  338. 
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Wohl  aber  kann  der  eompensando  für  straffrei  Erklärte  das  Erkenntnis  an- 
fechten, mn  freigesprochen  zu  werden;  denn  hier  handelt  es  sich  um  verschiedeno 
Rechtsfolgen,  da  das  geltende  Becht  zwischen  Straffreisein  und  Freigesprochensein 
einen  unterschied  macht "^j.  Ebenso  kann  ein  freisprechendes  urteil,  das  die  Unter- 
bringung des  Angeklagten  in  einer  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  verfügt, 
angefochten  werden  zwecks  Aufhebung  dieser  Anordnung ''). 

lY.  Gegenstand  der  Prüfung  des  Rechtsmittelgerichts  ist  somit 
nur  die  Frage,  ob  gerade  für  den  Beschwerdeführer  (bezw. 
in  den  Fällen  oben  II,  3  für  denjenigen,  in  dessen  Interesse  der 
Beschwerdeführer  die  Entscheidung  angefochten  bat)  in  der  angefochtenen 
Entscheidung  ein  gravamen  enthalten  ist.  Würde  das  Gericht  finden, 
dass  für  ihn  nicht  nur  ein  gravamen  nicht  vorliegt,  sondern  im  Gegen- 
teil die  Entscheidung  für  ihn  zu  günstig  ausgefallen  ist,  so  kann  doch 
eine  Änderung  der  angefochtenen  Entscheidung  nicht  erfolgen,  sondern 
es  muss  bei  letzterer  verbleiben ;  es  gil  t  das  V  e  r  b  o  t  d  e  r  reformatio 
in  pejus  (für  die  Berufung  und  Revision  ausgesprochen  in  StP.O. 
§§  372,  398  Abs.  282). 

Für  die  von  der  Staatsanwaltschaft  eingelegten  Rechtsmittel  ist 
freilich  der  Begriff  der  reform,  in  ^^pejus^^  nicht  verwertbar,  da  für  den 
Staat  ein  gravamen  sowohl  in  zu  grosser  Milde  als  auch  in  zu 
grosser  Härte  liegt.  So  ergiebt  sich  als  selbstverständlich  der  Satz  des 
§  343  StP.O. : 

„Jedes  von  der  Staatsanwaltschaft  eingelegte  Rechtsmittel 
hat  die  Wirkung,  dass  die  angefochtene  Entscheidung  auch 
zu  Gunsten  des  Beschuldigten  abgeändert  oder  aufgehoben 
werden  kann  '-^Y- 


»•)  Oben  §  95  S.  396. 

")  Löwe  3  zu  §  2(j8;  Bennecke  552,  Anm.  22,  720  Anin,  21;  üllmann 
584;  V.  Xries  Rechtsmittel  50;  Binding  Grdr.  237. 

'')  Das  Verbot  der  reformatio  in  pe^'us  hat  lebhafte  Anfechtung,  aber  auch  Ver- 
teidigung gefunden.  Dafür  sprechen  sich  aus :  K  1  e  i  n  f  e  11  e  r  G.S.  XXXVllI, 
578,  V.  Schwarze  G.S.  XIV,  283;  v.  Lilien thal  H.  Rechtslex.  111,  1.  Hälfte  31Ü; 
üllmann  598,  H.  SeM  ff  QTtD'iQ  reformatio  tn  pejus,  125;  Süss,  Stellung  der  Parteien 
464,  im  Endergebnis  auch  v.  Kries  662.  Dagegen  sind:  Brachvogel 
Z.  XIII,  206;  Thode  das  Verbot  der  reform,  in  pej.,  Göttinger  Inaug.-Diss.  1896, 46  £f. ; 
Bennecke  748  Anm.  23.  Richtig  ist,  dass  der  Strafrechtspflege  besser  gedient  wäre, 
wenn  der  Rechtsmittelrichter  ganz  freie  Hand  hätte.  Andererseits  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass,  solange  die  Rechtsmittel  als  Mittel  zur  Abstellung  von 
gravnmina  konstruiert  sind,  das  Vorbot  der  reform,  in  pejm  sich  ganz  von  selbst 
ergiebt,  auch  ohne  positive  ßestinimun«^. 

"')  Der  §  343  StP.O.  ist  ni(;ht  dahin  zu  verstehen,  als  ob  die  Staatsanwaltschaft 
ausser  Stande  sei,  ihre  Rechtsmittol  zu  t  e  i  1  o  n.  Für  die  Beschränkung  des  Rechtsmittels 
durch  die  Staatsanwaltschaft  gilt  vielmehr  das  oben  S.  440  Gesagte.  Nur  innerhalb 
des  durch  die  Anfechtung  gezogeneu  Rahmens  gilt  §  343  StP.O.;  es  kann  also,  wenn 
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Der  dem  §  343  zu  Grande  liegende  Gedanke  müsste  aber  folge- 
richtig auch  zu  dem  Satze  führen,  dass  auf  das  von  der  Staatsanwaltschaft 
zu  Gunsten  des  Beschuldigten  eingelegte  Bechtsmittel  eine  Änderung 
oder  Aufhebung  der  Entscheidung  in  einem  dem  Angeklagten  un- 
günstigen Sinne  erfolgen  kann.  Durch  positive  Anordnung  in  §§  372, 
398  St.P.0.  ist  aber  das  Gegenteil  bestimmt  s*). 

Das  Vorliegen  oder  Nichtvorliegen  einer  reformatio  in  pytis  ist 
—  konform  dem  oben  über  das  gravamen  Ausgeführten  —  ausschliesslich 
an  der  Decisive' selbst,  nicht  an  ihren  Gründen  zu  messen.  Es 
liegt  keine  reformatio  in  pejits  vor,  wenn  das  Gericht  der  höheren 
Instanz  die  Schuld  im  materiellstrafrechtlichen  Sinne  bejaht  und  wegen 
eines  blossen  Strafausschliessungsgrundes  freispricht,  während  die  untere 
Instanz  die  Schuld  verneint  hatte. 

Dagegen  ist  der  Massstab  an  die  Decisive  selbst  (soweit 
sie  angefochten  ist)  in  vollem  Umfange  anzulegen,  wenn  ermittelt 
werden  soll,  ob  sie  günstiger  oder  ungünstiger  als  eine  andere  ist 
Es  ist  zwar  in  erster  Linie  die  Strafe  selbst  nach  „Ob"  und  „Wie 
hoch"  hierfür  massgebend^).  Aber  auch  die  juristische  Qualifikation 
der  That  ist  in  Betracht  zu  ziehen.  Eine  Verurteilung  wegen  Dieb- 
stahls erscheint  als  härter,  denn  eine  Verurteilung  wegen  Unterschlagung. 
Somit  darf  das  Gericht  höherer  Instanz  auch  nach  dieser  Richtung  hin 
nicht  in  pejus  reformieren ^0-    Dabei  ist  auf  die  Verschiedenheit  des 


die  Staatsanwaltschaft  nur  das  Strafmass  als  zu  niedrig  angefochten  hat,  in  der 
höheren  Instanz  zwar  eine  noch  geringere  Strafe  verhängt  werden,  niemals  aoer  Frei- 
sprechung erfolgen.  Löwe  3;  Puchelt  H,  Dalcke  2  zu  §  343;  üllmann  582, 
Reichsgericht  im  Preuss.  J.M.Bl.  1886,  5;  Bennecke  724;  Bin  ding  Grdr. 
244.    A.  M.  V  0  i  t  u  s  352  (zu  §  343). 

®*)  Diese  gegenteilige  Gesetzesbestimmung  wurzelt  in  der  Vorstellung,  als 
wollten  die  „zu  Gunsten  des  Beschuldigten^^  eingelegten  Rechtsmittel  das  Interesse  des 
Beschuldigten  verfolgen,  was  nicht  zutrifft,  oben  §  73 1  und  S.  442. 

*''•)  Die  grössere  oder  geringere  Schwere  der  Straf  arten  in  Verhältnissen  zu  ein- 
ander richtet  sich  nach  dem  materiellen  Straf  recht.  Vgl.  dazu  Bennecke  748 
Anm.  25;  v.  Kries  663,  E.  II,  205;  Thode  Verbot  der  reform,  in  pej.,  23; 
K 1  e i n f  e II e r  G.S.  XXXVllI,  608.  Hatte  da.s  üntergericht  auf  eine  Gesamtstrafe 
erkannt,  so  darf  weder  diese  selbst  noch  eine  oder  die  andere  Einzel  straff  in  der 
Rechtsmittelinstanz  höher  bemessen  werden.  So  jetzt  das  Reichsgericht,  E,  XXV, 
297,  XXVI,  168  (gegen  R.  VII,  378,  IX,  449);  Löwe  4b  zu  §  372.  Auch  darf 
die  Gesamtsti*afe  nicht  bestehen  bleiben,  wenn  auch  nur  eine  der  Einzelstrafen  vom 
Rechtsmittelgericht  beseitigt  wird.  Bennecke  749  in  Anm.  25 ;  Ö  t  k  e  r  628;  Thode 
36.  Teilweise  a.  M.  Löwe  4b  zu  §  372;    Katz  G.S.  XXXVI,  584,  v.  Kries  663. 

3«)  Wie  im  Text  Bin  ding  249;  Ötker628;  Puchelt  3  zu  §372; 
TT  1 1  m  a  n  n  599 ;  K  1  o  i  n  f  e  1 1  e  r  G.S.  XXXVIII,  611;  v.  Kries  Rechtsmittel 
116;  Thode  38. 
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Wortlauts  in  §§  372,  398  St.P.0.  kein  Gewicht  zu  legen^).  Dies  ist 
jedoch  nicht  unstreitig.  Zahlreiche  Judikate  und  Schriftsteller  wollen 
ausschliesslich  die  Strafe  dafür  massgebend  sein  lassen,  ob  eine 
reform,  in  pej.  vorliegt®^). 

Nach  dieser  Gegenmeinung  wäre  es  also  zulässig,  den  in  erster  Instanz  wegen 
üntersohlagong  Verurteilten  auf  seine  Berufung  hin  wegen  Diebstahls  oder  Raubes 
zu  verurteilen.  Diese  Ansicht  kommt  zu  eigentümlichen  Schwierigkeiten,  wenn  die 
in  erster  Instanz  ausgesprochene  Strafe  ihrer  Art  nach  bei  dem  nunmehr  zu  Orunde 
gelegten  Strafgesetz  unzulässig  ist,  z.  B.  wenn  die  erstinstanzliche  ünterschlagungs- 
strafe  auf  Geld  lautete,  während  doch  der  Diebstahlsparagraph  242  St.G.B.  nur  Gefängnis 
zulässt.  Dann  muss,  wenn  man  der  Gegenmeinung  folgt,  die  höhere  Instanz  entweder 
„wegen  Diebstahls^^  zu  Geldstrafe  verurteilen  ^*),  und  das  ist  materiellstrafrechtlich  un- 
zulässig, oder  wegen  Diebstahls  zu  Gefängnis,  und  das  wäre  sicher  eine  unerlaubte 
reformatio  tn  pe/tis. 

Die  Gegenansicht  muss  auch  in  Verlegenheit  kommen,  wenn  man  die  Frage 
aufwirft,  ob  denn  bei  solch  härterer  Qualifikation  das  Rechtsmittel  als  erfolg  1  o  s  oder 
erfolg  reich  eingelegt  anzusehen  ist,  was  für  den  Kostenpunkt  von  Wichtigkeit  ist, 
§  505  St.F.O.  Erfolgreich  kann  man  ein  Rechtsmittel  für  den  Angeklagten  doch 
gewiss  nicht  nennen,  wenn  er  statt  der  Untersohlagungsstrafe  von  10  Mark  in  der 
Berufungsinstanz  eine  Diebstahlsstrafe  von  10  Mark  oder  gar  etwa  2  Tagen  Gefäognis 
davontriigt ;  und  erfolg  los  kann  ein  Rechtsmittel  nicht  sein,  wenn  es  zur  Beseitigung 
der  angefochtenen  Entscheidung  und  Ersetzung  durch  eine  andere  führt! 

tun  innerlich  folgerichtiges  Ergebnis  gewinnt  man  nur,  wenn  man  das  Verbot 
der  reformatio  in  pejus   auch  mit  auf  die  juristische  Qualifikation  der  That  bezieht. 

Erachtet  das  Rechtsmittelgericht  also  die  That  für  ein  schwereres  Delikt,  als 
das  Untergericht  angenommen  hatte,  so  giebt  es  nur  zwei  Möglichkeiten:  entweder  dieses 
schwerere  Delikt  steht  zu  dem  vom  Untergericht  angenommenen  im  Verhältnis  des 
plus  zum  minus  (Veruntreuung,  §  246  Abs.  2  SiG.B.,  im  Verhältnis  zur  einfachen 
Unterschlagung,  das.  Abs.  1):  dann  hat  es  bei  der  Verurteilung  wegen  des  einfachen 
Delikts  zu  verbleiben;  oder  das  schwerere  Delikt  ist  ein  aliud  gegenüber  dem  erst- 
instanzlich angenommenen  (Diebstahl  im  Verhältnis  zur  Unterschlagung);  dann  muss 
Freisprtehung  erfolgen*^,  denn  wegen  des  einen  Delikts  kann  nicht  verurteilt  werden, 
weil  das  Gericht  es  nicht  als  vorliegend  annimmt,  und  wegen  des  anderen  nicht,  weil 
solche  Verurteilung  eine  reformatio  in  pefus  sein  würde.  Kommen  solche  Fälle  vor, 
dann  liegt  der  Grund  dieses  unbefriedigenden  Ergebnisses  darin,  dass  die  Staats- 
anwaltschaft ihrerseits  nicht  behufis  schärferer  Qualifikation  der  That  die  Vorder- 
entscheidung  angefochten  hat. 

")  Unten  §  133. 

••)  E.  IX,  324,  R.  V,  696;  Löwe  2  zu  §  372;  v.  Schwarze  H.  H.  II,  285 
V.  Eries  663,  Eeller2b,  Dalcke  2;  Thilo  3;  Stenglein  1  zu  §372; 
Bennecke  748  Anm.  23,  749,  Birkmeyer  709,  vgl.  E.  XXV,  399. 

*»)  So  die  H.  M.,  z.  B.  Bennecke  749;  Löwe  2  zu  §  372. 

*°)  So  zutreffend  v.  Kries,  Rechtsmittel  116.  Dagegen  wollen  Binding 
Grdr.  249;  v.  Schwarze  3  zu  §  372;  Puchelt  3  zu  §  372;  Kleinfeller 
O.S.  XXX Vm,  611;  Thode  41  auch  hier  das  Rechtsmittel  verwerfen,  sodass  es 
also  bei  der  Verurteilung  wegen  eines  Delikts  verbleiben  soll,  das  das  Rechtsmittel- 
gericht ausdrüc^ch  als  nioht  vorliegend  feststellt. 
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§  105. 

B^ortse tzung:     Einlegung,    Zurücknahme,    Verzicht; 

Arten  der  Rechtsmittel. 

I.  Adressat  der  Rechtsmittel  e  i  n  1  e  g  u  n  g  ist  das  Gericht, 
dessen  Entscheidung  angefochten  wird,  der  judex  a  quo^  nicht  der 
jtidex  ad  quem  i).  (Ausnahmen  §§  348  Satz  2,  353  Abs.  2  St.P.0.). 
Das  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  befristeten  Rechtsmittel ;  soll 
die  Frist  gewahrt  sein,  so  muss  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  noch 
innerhalb  der  Frist  bei  d^m  judex  a  quo  eingegangen  sein. 

Die  Einlegung  der  Rechtsmittel  ist  an  eine  Form  gebunden ;  sie 
muss  schriftlich*)  oder  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  der 
unteren  Instanz»)  erfolgen,  StP.O.  §§  348,  355,  381.  Doch  kann  der 
nicht  auf  freiem  Fusse  befindliche  Beschuldigte  nach  §  341  St.P.O. 
alle  seine  auf  Rechtsmittel  bezüglichen  Erklärungen  auch  zu  Protokoll 
des  Gerichtsschreibers  desjenigen  Gerichts  geben,  in  dessen  Gefängnis 
er  sich  befindet,  eventuell,  falls  nämlich  das  Gefängnis  kein  gericht- 
liches ist,  desjenigen  Amtsgerichts,  in  dessem  Bezirke  das  Gefängnis  liegt, 
so,  dass  schon  die  Aufnahme  dieses  Protokolls  in  der  etwa  vorgeschriebenen 
Frist  genügt. 

Die  Benennung  des  eingelegten  Rechtsmittels  mit  seinem  technischen 
Namen  ist  für  die  Gültigkeit  des  Einlegungsaktes  nicht  erforderlich  *), 
nach  §  342  StP.O.  schadet  nicht  einmal  eine  direkt  falsche  Bezeichnung 
(Falsa  demonstratio  non  nocet), 

')  Der  Omnd  hierfür  ist  der,  dass  sich  dort  die  Akten. befinden,  and  diese  dann 
mit  der  Bechtsmitteleinlegnng  sogleich  an  das  Gericht  der  höheren  Instanz  befordert 
werden.  Die  abweichende  Gestaltung  im  Civil prozess  hängt  damit  zusammen,  dass 
dort  die  Einlegung  der  Berufung  und  Revision  durch  ZusSallung  eines  Schriftsatzes 
mit  Ladung  des  Gegners  zu  erfolgen  hat,  die  dazu  erforderliche  Terminsanberaumung 
aber  natürlich  nur  von  dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  der  höheren  Instanz  erfolgen  kann. 

*)  D.  i.  mittels  eines  Schriftstücks,  das  der  Einlegende  durch  seine  Namens- 
schrift bekräftigt.  Bennecke  718  Anm.  11.  Eine  zu  ProtokoU  irgend  jemandes 
gegebene  Erklärung  ist  „schriftlich' S  wenn  sie  vom  Einlegenden  unterschrieben  ist. 
Dass  die  Namensschrift  eigenhändig  sei,  wird  nicht  gefordert  werden  können,  es  muss 
genügen,  dass  der  Einlegende  den  Auftrag,  seinen  Namen  zu  schreiben,  gegeben  hatte. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Zulässigkeit  der  Einlegung  eines  Rechtsmittels  durch  Telegramm. 
So  E.  IX,  387;  R.  V,  480,  VI,  624,  X,  166,  176;  Bennecke  719,  760;  Löwe  9c 
zu  St.P.O.  Buch  1;  Birkmeyer  696.  (Dagegen  die  frühere  Praxis  des  Reichsgerichts, 
E.  I,  262;  Ä.  I,  206,  III,  201  u.  s,  w.;  Binding  Grdr.  239.) 

■)  Unterschrift  des  Einlegenden  nicht  erfoiderlioh.—  Ein  Sonderprotokoll  verlangt 
das  Gesetz  nicht,  sodass  namentlich  auch  die  Aufnahme  der  Rechtsmittelerklärung  in 
das  Hauptverhandlungsprotokoll  wirksam  ist,  Bennecke  719  Anm.  13;  Stenglein 
3  zu  §  355;  v.  Kries  639;  üllmann  585  Anm.  3.  A.  M.  Löwe  5  zu  §  355;  M.  I, 
84,  lU.  141.  Freilich  ist  der  Gerichtsschreiber  der  Hauptverhandlung  nicht  ver- 
pflichtet, Rechtsmittelerklärungen  aufzunehmen,  v.  Kries  639,  üllmann  585  a.  a.O. 

*)  Vgl.  Bennecke  719;  Löwe  1  zu  §  342. 
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Zeitlich  wird  die  Einlegung  eines  Rechtsmittels  naturgemäss 
regulär  der  anzufechtenden  Entscheidung  nachfolgen.  Aber  einen 
Rechtssatz,  der  diese  Reihenfolge  bestimmte,  giebt  es  nicht  ^).  Vielmehr 
muss  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ^)  eine  antizipierte  wie  jede  andere 
bedingte  Rechtsmitteleinlegung  für  statthaft  erachtet  werden  ^j.  Nur  die  zu 
späte,  nicht  die  zu  frühe  Einlegung  wird  durch  die  Fristbestimmungen 
der  StP.O.  für  unwirksam  erklärt.  Die  sofortige  Beschwerde,  die  Be- 
rufung und  die  Revision  sind  nämlich  an  die  Frist  von  einer  Woche 
geknüpft,  StP.O.  §§  353,  355,  381.  (Die  einfache  Beschwerde  ist 
fristlos).  Die  Frist  läuft  von  der  Verkündigung  der  angefochtenen 
Entscheidung,  und  wenn  eine  solche  nicht  oder  nicht  in  Anwesenheit 
des  davon  Betroffenen  stattgefunden  hat,  von  der  Zustellung,  St.P.O. 
§§  353,  355  Abs.  2,  381  Abs.  2. 

II.  DieRechtsmitttel  sind  zurück  nehmbar  und  vorzichtbar.  Über 
Rücknahme  und  Verzicht  zu  verfügen  berechtigt  ist  der,  um  dessen 
Anfechtungsrecht  es  sich  handelt.  Daher  kann  der  Beschuldigte  sowohl 
das  von  ihm,  wie  das  vom  Verteidiger  eingelegte  Rechtsmittel  zurück- 
nehmen, nicht  aber  das  von  der  Staatsanwaltschaft  oder  von  dem  ge- 
setzlichen Vertreter  U.S.W.  eingelegte;  der  Verteidiger  hat  ein  selbständiges 
Rücknahmerecht  überhaupt  nicht®)  StP.O.  §  344  Abs.  2;  die  von 
der  Staatsanwaltschaft  eingelegten  Rechtsmittel  können  nur  staatsanwalt- 
schaftlicherseits  zurückgenommen  werden  ^). 


>)  A.  M.  R.  m,  490;  Bennecke  718. 

•)  Oben  S.  289. 

^)  Beispiele:  X  erfährt,  dass  voraussichtlich  eine  Durchsuchung  bei  ihm  werde 
verhängt  werden,  er  remonstriert  hiergegen  mit  der  Eventualbeschwerdeklausel.  — 
T  erkl^  bei  kommissarischer  Vernehmung  gemäss  §  232  St.P.0.  zu  Protokoll:  Sollte 
ich  in  dem  Hauptverbandlungstermin  verurteUt  werden,  so  lege  ich  gegen  dieses  Er- 
kenntnis Berufung  ein. 

")  Ebenso  auch  nicht  andere  gewillkürte  Vertreter  in  der  Erklärung,  E.  XXVITT, 
385.  Dagegen  bedarf  der  gesetzliche  Vertreter  u.  s.  w.,  wenn  er  aus  eigenem  Recht 
das  Rechtsmittel  eingelegt  hat,  keiner  Zustimmung  des  Beschuldigten  zur  Zurücknahme, 
E.  XXVIII,  385;  Stenglein  7  zu  §  344;  Bennecke  725  Anm.  38;  v.  Schwarze 
H.  H.  n,  253;  v.  Kries  644,  Rechtsmittel  56;  Ullmann  587;  Voitus  2;  Puchelt  5; 
Keller  2  zu  §  344.    A.  M.  Löwe  8  zu  §  344;  M.  III,  592;  Binding  239. 

')  Nicht  aber  etwa  nur  von  derselben  Staatsanwaltschaft,  die  sie  eingelegt 
bat,  wie  Bennecke  724  Anm.  37,  Löwe  6  zu  §  344  lehren.  Denn  Anfecbtungs- 
berechtigter  ist  der  Staat,  nicht  die  Staatsanwaltschaft,  die  ja  nur  sein  Organ  ist;  es 
ist  nirgends  vorgeschrieben,  dass  das  einlegende  und  das  zurücknehmende  Organ  das- 
selbe sein  müssen.  Deshalb  steht  einer  Zurücknahme  durch  die  Staatsanwaltschaft  des 
Rechtsmittelgerichts  nichts  im  Wege.  Die  Praxis  stimmt  hiermit  überein,  auch 
Löwe  kommt  schliesslich  auf  anderem  Wege  zu  demselben  Ergebnis.  Was  die 
Reichsanwaltschaft  anlangt,  so  kann  diese  freilich  die  von  einer  bundesstaatlichen 
Staatsanwaltschaft  ehigelegten  Rechtsmittel  nicht  zurücknehmen  (Löwe  6;  Stenglein 
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Einer  Zustimmung  dos  Prozessgegnors  bedarf  es  zur  Zurücknahme 
eines  Rechtsmittels  dann,  wenn  das  auf  das  Rechtsmittel  hin  entwickelte 
Verfahren  bereits  zur  Hauptverhandlung  gediehen  ist,  345  StP.O. 
Ausserdem  ist  die  Staatsanwaltschaft  nach  Einlegung  eines  Rechtsmittels 
„zu  Gunsten^^  des  Beschuldigten  nur  mit  Zustimmung  des  letzteren 
zurücknahmeberechtigt,  §  343  Satz  2  St.P.O.  Diese  Bestimmung  wurzelt 
in  der  Erwägung,  dass  möglicherweise  der  Beschuldigte  mit  Rücksicht 
auf  das  staatsanwaltschaftlich  eingelegte  Rechtsmittel  seinerseits  kein 
eigenes  Rechtsmittel  eingelegt  hat. 

Zurücknahme  nnd  Verzicht  können  schon  vor  Ablauf  der  Eiülegongsfrist  er- 
folgen, §  344  Satz  1  ßtP.O. ;  dagegen  würde  eine  Rücknahme-  oder  Verzichtserklärung 
vor  Beginn  der  Einlegungsfrist  unwirksam  sein'°),  da  eine  blinde  Unterwerfung 
unter  die  erst  zu  erwartende  Entscheidung  mit  dem  Wesen  des  Strafprozesses  un- 
vereinbar wäre.  Ein  terminus  ad  quem  ist  der  Zurücknahme  nicht  gesetzt;  sie  muss 
deshalb  so  lange  zulässig  sein,  als  faktisch  die  Möglichkeit  der  Zurücknahme  besteht, 
d.  h.  als  noch  nicht  eine  Entscheidung  auf  das  Rechtsmittel  hin  ergangen  ist^^). 

Perfekt  ist  die  Rücknahme-  oder  Yerzichtserklärung  mit  dem  Augenblick  ihres 
Eingangs  bei  dem  mit  der  Sache  befassten  Gericht.  Von  da  ab  ist  ein  Widerrof  der 
Erklärung  unstatthaft  ^*).  Eine  besondere  Form  ist  für  die  Rücknahme-  und  die  Verzichts- 
erklärung nicht  vorgeschrieben ''). 

III.  Als  verschiedene  Arten  der  Rechtsmittel  kennt  die  St.P.O. 
nur  die  Beschwerde,  die  Berufung  und  die  Revision**). 

Zwischen  den  drei  Rechtsmitteln  unter  einander  besteht  der  grund- 
legende Unterschied,  dass  die  Beschwerde  nur  gegen  Beschlüsse  und 
Verfügungen,  die  Berufung  und  Revision  nur  gegen  Urteile  gegeben 
ist.  Für  den  Aufbau  des  Prozesses  haben  deshalb  Berufung  und  Revision 
eine  viel  einschneidendere  Bedeutung  als  die  Beschwerde;  sie  führen 
einen  eigenen  neuen  Prozessabschnitt  herbei,  der  im  Gang  des  Prozesses 
seine  fest  angewiesene  Stelle  hat,  während  der  Beschwerde  eine  feste 
.  Stelle  im  Gange  des  Prozesses  nicht  zukommt,  sondern  sie  je  nach  den 
Umständen  bald  an   diesem,    bald  an   jenem  Punkte    einsetzen   kann. 


12  zu  §  344;  Bennecke  a.  a.  0.;  a.  M.  ötker  605;  Puchelt  6  zu  §  344;  v.  Kries 
634,  103;  Ulimann  .587;  ßinding  239),  aber  nur  aus  dem  Grunde,  weil  das  Reich 
über  das  Anfechtungsrecht  der  Bundesstaaten  nicht  verfügen  kann. 

^0)  Bennecke  725;  E.  I,  192,  11,  78;  R.  H.  3,  1,  323,  V,  66;  M.  VI,  352; 
Löwe  2  zu  §  344;  ßinding  Grdr.  238. 

^*)  D.  h.  bei  Urteilen  solange,  als  noch  nicht  die  Entscheidung  des  Rechts- 
mittelgerichts zu  Ende  verkündet  worden  ist,  oben  S.  398.  (Bennecke  725  nimmt  an, 
dass  schon  der  Beginn  der  Verkündung  die  Zurücknahme  des  Rechtsmittels  ausschliesse). 

»«)  Bennecke  72o;  E.  11,  78;  R.  II.  3. 

")  Löwe  4a  zu  §  344;  Bennecke  725.    A.  M.  Keller  5  zu  §  344. 

")  Kein  Rechtsmittel  ist  der  Antrag  auf  Wiederaufnahme  das  Verfahrens, 
unten  §  134. 
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Es  erscheint  hiernach  systematisch  geboten,  die  Beschwerde  im  all- 
gemeinen Teil  zu  behandeln  (nachstehend  §  106),  der  Berufung  und 
der  Revision  dagegen  ihre  Steile  in  der  Darstellung  des  Prozessgangs 
anzuweisen  (unten  §§  129—133). 

§  106. 
ß.    Die  Beschwerde  insbesondere. 

I.  Die  Beschwerde  ist  in  der  StP.O.  zugelassen  gegen  alle  richter- 
lichen Beschlüsse  und  Verfügungen,  die  ihr  nicht  ausdrücklich  entzogen 
sind,  §  346  St.P.0.,  sie  mögen  vom  Gerichtsganzen  oder  vom  Vor- 
sitzenden, vom  Untersuchungsrichter,  Amtsrichter,  ersuchten  oder 
beauftragten  Richter  ausgehen. 

Die  Beschwerde  in  diesem  Sinne,  Prozessbeschwerde*),  ist  eine  prozessuale 
Handlung  mit  prozessualen  Wirkungen.  Sie  fällt  ganz  in  den  Rahmen  des  Prozesses 
hinein.  Sie  hat  gar  nichts  zu  thun  mit  der  sogenannten  Disziplinar-  oder  Dienst-  oder 
Aufsichtsbeschwerde  *).  Diese  wendet  sich  nicht  an  das  höhere  Gericht,  sondern  an  die 
vorgesetzte  Justiz  Verwaltungsbehörde;  sie  beeintlusst  vielleicht  mittelbar  den  Prozess, 
ist  aber  selbst  keine  Prozesshandlung.  Deshalb  ist  sie  auch  nicht  in  der  St.P.0. 
geregelt,  sondern  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Reichs-  und  Partikular- 
Beamtenrechts. 

Entzogen  sind  der  Beschwerde  eine  ganze  Reihe  von  Ent- 
scheidungen, sei  es  in  dem  Sinne,  dass  überhaupt  keine  Anfechtung 
stattfinden  solle  (z.  B.  StP.O.  §  28  Abs.  1),  sei  es  in  dem  Sinne,  dass 
nur  die  selbständige  Anfechtbarkeit  ausgeschlossen  sein,  aber  durch 
die  gegen  das  Urteil  zulässigen  Rechtsmittel  auf  jene  der  Be- 
schwerde entzogene  Entscheidung  solle  zurückgegriffen  werden  können 
(z.  B.  §  347  St.P.0.). 

Die  der  Beschwerde  entzogenen  Entscheidungen  sind  hier  nicht 
im  einzelnen  aufzuzählen^).     Generelle  Bedeutung  hat  nur 

a)  die  Bestimmung  des  §  346  Abs.  3  St.P.0.,  wonach  Beschlüsse 
und  Verfügungen  der  Oberlandesgerichte  und  des  Reichsgerichts  der 
Beschwerde  unzugänglich  sind*),  und 

b)  die  Bestimmung  (StP.O.  §  347),  dass  Entscheidungen  der 
erkennenden  Gerichte,   die  der  Urteilsfällung  vorausgehen^)  (z.  B.  Ab- 


*)  Die  R.M.St.G.0.  (§§  373—377)  neunt  sie  „Rechtsbeschwerde^^ 

*)  Über  diese  vgl.  Gneist,    H.R.Lex.   „Beschwerde,   (verwaltuogsrechtliche)'^ 

»)  Vgl.  darüber  Löwe  2a  zu  §  346;  Glaser  IT,  444. 

*)  Ausn.  G.V.G.  §  160. 

*)  Das  sind  alle  Eutscheidungen  des  Gerichtsganzea  zwij.chen  der  ErÖffnuDg 
des  Hauptverfahreus  und  der  UrteilBfäliuug,  so  Löwe<2;  Thilo  1;  Dalcke2  zu§  347; 
Geyer  798;  Glaser  I,  391 ;  O.L.G  Karlsruhe,  Cöln,  Colmar,  Jena,  Kiel  (G.A.  XXXVIII, 
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lehnung  von  Beweisanträgen),  der  Beschwerde  unzugänglich  sind.  Bei 
dem  Zusammenhang  solcher  Entscheidungen  mit  dem  Urteil  erschien 
es  geboten,  die  Anfechtbarkeit  nicht  zu  zerreissen,  sondern  zu  ver- 
einheitlichen; ist  die  vorangegangene  Entscheidung  wirklich  fehlerhaft 
und  für  den  Ausgang  des  Prozesses  kausal  gewesen,  so  wird  sie  von 
dem  gegen  das  Urteil  eingelegten  Rechtsmittel  mit  ergriflTen. 

Von  der  Bestimmung  ad  b)  macht  aber  §  347  Satz  2  die  Ausnahme, 
dass  Entscheidungen  der  erkennenden  Gerichte  über  Verhaftungen, 
Beschlagnahmen  und  Straffestsetzungen,  sowie  solche  Entscheidungen, 
durch  die  dritte  Personen  betroffen  werden,  mit  Beschwerde  anfechtbar 
sein  sollen.  Hier  handelt  es  sich  um  Entscheidungen,  denen  gegenüber 
das  gegen  das  Urteil  eingelegte  Rechtsmittel  regelmässig  überhaupt 
keine,  jedenfalls  aber  viel  zu  späte  Abhülfe  bringen  würde. 

IL  Beschwerdeberechtigt  ist  ausser  den  allgemeinen  Anfechtungs- 
berechtigten ^)  auch  jeder  Andere,  der  irgendwie  durch  die  Entscheidung 
betroffen  wird  (Zeugen  u.  s.  w.),  §  346  Abs.  2  St.P.0. 

ni.  Verfolgbar  sind  mit  der  Beschwerde  gravamina  aller  Art; 
nicht  bloss  Verstösse  in  jure,  in  den  vom  judex  a  quo  angewandten 
Rechtssätzen,  sondern  auch  in  facto^  in  der  Feststellung  oder  Nicht- 
feststellung  von  Thatsachen. 

IV.  Die  Einlegung  der  Beschwerde  erfolgt  wie  oben  §  105  I  dar- 
gelegt. Es  genügt  die  Willenserklärung  des  Beschwerdeführers,  sich 
bei  der  Entscheidung  nicht  beruhigen  zu  wollen;  einer  Motivierung 
bedarf  es  nicht  ^). 

Die  Beschwerde  ist  regulär  beim  Untergericht  einzulegen.  Der- 
jenige Richter  bezw.  dasjenige  Gericht,  dessen  Entscheidung  angefochten 
ist,  können,  wie  sie  das  vor  Einlegung  der  Beschwerde  konnten^,  so 
auch  nachher  noch,  ihre  Entscheidung  abändern,  §  348  Abs.  2  StP.O. 
Thun  sie  das,  so  wird  dadurch  die  Beschwerde  gegenstandslos  und  ist 


219;  M.  V,  481.  Dagegen:  O.L.G.  Dresden,  Ann.  U,  297,  IV,  482;  v.  Kries  690, 
Hechtsmittel  364;  Binding  266;  Ulimann  622  Anm.  3;  Lamm,  Rechtsmittel  d.  Be- 
schweide  21;  v.  Schwarze  1  zu  §  347  und  H.  H.  II,  256;  Keller  2;  Voitus  1; 
V.  Bernhard  2;  Puchelt  11;  Stenglein  1  zu  §347;  Voitus,  Kontroversen  I,  341 
(die  Beschwerde  sei  ausgeschlossen  nur  bezüglich  der  nach  Beginn  der  Haupt- 
verhandlung  ergangenen  Entscheidungen). 

«)  Oben  §  104  H. 

^)  Bennecke  728;  Birkmeyer  731.  Die  gegenteilige  Annahme  des  O.LG. 
Breslau  O.A.  XLII,  149  geht  fehl  und  ist  ohne  jede  gesetzliche  Stütze.  Bedarf  doch 
nicht  einmal  die  Berufung  einer  Rechtfertigung! 

')  Oben  §  100  V.  Anders  bei  der  sofortigen  Beschwerde,  oben  S.  427, 
unten  X  c. 
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dadurch  ipso  jure  erledigt*).  Hilft  das  üntergericht  der  Beschwerde 
nicht  ab,  so  hat  es  die  Beschwerde  sofort,  spätestens  innerhalb  dreier 
Tage,  dem  judex  ad  quem  vorzulegen  **). 

In  dringenden  Fällen  erlaubt  jedoch  §  348  die  Einlegung  beim 
judex  ad  quem. 

Y.  Judex  ad  quem  ist,  wenn  ein  Beschluss  der  Strafkammer 
oder  eine  Verfügung  ihres  Vorsitzenden  angefochten  wird,  das  Ober- 
landesgericht, G.V.G.  §  123^ "),  wenn  ein  Beschluss  bezw.  eine  Verfügung 
des  erkennenden  Amts-  oder  des  SchöfPengerichts  oder  des  Amts- 
richters angefochten  wird,  die  Strafkammer,  G.V.G.  §  72. 

Wird  gegen  den  üntersachongsrichter  des  Landgerichts  Beschwerde  geführt, 
80  entscheidet  die  Strafkammer,  §  72  G.V.G. ,  gegen  den  üotersuchongsrlchter  des 
Reichsgeiichts,  der  1.  Strafsenat  des  Reichsgerichts,  §  138  G.V.G. 

Beschwerden  über  den  ersuchten  Richter  gehen  an  das  vorgesetzte  Land- 
gericht"); solche  über  den  beauftragten  Richter  an  das  Gericht,  das  dem  Kollegium, 
zu  dem  der  beauftragte  Richter  gehört,  im  Instanzenzuge  vorgesetzt  ist. 

Besonderes  gilt  für  die  Beächwerde  gegen  Ungebühroidnaogstrafen :  über  sie  ent- 
scheidet das  Oberlandesgericht  §  183  G.V.G.;  sowie  für  die  Beschwerde  über  die 
Gewährung  oder  Nichigewähmng  der  Rechtshülfe :  über  sie  entscheidet  das  Oberlandes- 
gericht, eventuell  das  Reichsgericht,  §  160  G.V.G. 

VL    Eine  Frist  ist  der  gewöhnlichen  Beschwerde  nicht  gesetzt. 

VIL  Suspensiveffekt  für  die  Rechtskraft  der  Entscheidung  kann 
die  gewöhnliche  Beschwerde  nicht  haben ^^).  Aber  auch  der  Vollzug 
der  angefochtenen  Entscheidung  wird  durch  die  Beschwerde  regel- 
mässig nicht  gehemmt^*);    nur  kann   ein  Aufschub  der  Vollziehung 


^  In  solcher  Abänderung  liegt  nicht  etwa  eine  Entscheidung  auf  die 
Beschwerde,  letztere  diente  vielmehr  nur  als  äusserer  Anstoss  zur  Änderung  der 
Entscheidung.  Deshalb  liegt  in  dieser  Änderungsbefugnis  des  Untergeriohts  auch  keine 
Yerkürzimg  des  Devolutiveffekts  der  Beschwenie.  Die  Entscheidung  über  die  Be- 
schwerde ist  durchaus  nur  Sache  des  Obeiigerichts,  nur  kann  das  Untexgericht  dem 
Fortgang  der  Beschwerde  und  damit  der  Entscheidung  des  Obergerichts  dadurch 
vorbeugen,  dass  es  seine  frühere  Entscheidung  zurücknimmt 

'^)  Auch  wenn  es  die  Beschwerde  für  unzulässig  hält 

^M  und  zwar  in  Preussen  das  Eammergericht,  sofern  eine  nach  Landesrecht 
strafbare  Handlung  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bildet,  §  50*  des  Preuss.  A.G.V.G. 
(auf  Grund  des  §  9  E.G.V.G.).    Entsprechend  Bayr.  A.G.V.G.  §  41. 

^')  Nur  ist  zu  beachten,  dass,  insoweit  der  ersuchte  Richter  nur  pflichtmUssig 
dem  Ersuchen  genügt,  eine  Beschwerde  vielmehr  gegen  die  ersuchende  Behörde  zu 
nebten  ist  So  im  wesentlichen  Bennecke  728;  Löwe  4c,  d;  Stenglein  5  zu 
§  346;  V.  Eries  698  und  Rechtsmittel  373;  Pucheit  9  zu  §  347;  Daicke  4; 
Keller  6  zu  §  346;  Binding  Grdr.  266;  Geyer  797;  Meves  H.R.Lex.  „Beschwerde". 
Anders  v.  Schwarze  8  zu  §  346  und  H.  H.  U,  260. 

«•)  Oben  §  100  VI. 

'^  Ausnahmen  gelten  für  G.V.G.  §  183,  StP.O.  §  61. 
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sowohl  vom  judex  a  quo^   wie  auch  vom  judex  ad  quem  angeordnet 
werden,  StP.O.  §  349. 

VIII.  Die  Entscheidung  des  Beschwerdegerichts  ergeht  ohne 
mündliche  Verhandlung,  §  351  StP.O. ^^),  doch  kann  das  Gericht  zuvor 
den  Gegner  des  Beschwerdeführers  schriftlich  hören,  §  350;  „in  ge- 
eigneten Fällen"  bedarf  es  einer  vorgängigen  Anhörung  der  Staats- 
anwaltschaft, §  351  St.P.O.  Sollten  Ermittelungen  erforderlich  sein, 
so  hat  das  Beschwerdegericht  diese  anzuordnen  oder  selbst  vorzunehmen, 
StP.O.  §  350.  Nova  sind  unbeschränkt  zulässig.  Im  übrigen  bestimmt 
sich  das  Beschwerdeverfahren  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts. 

Die  Entscheidung  des  Beschwerdegerichts  (Beschluss)  ergeht  auf  Ver- 
werfung der  Beschwerde  „als  unzulässig",  sofern  die  prozessualen  Vor- 
aussetzungen der  Beschwerde  fehlen;  auf  Verwerfung  der  Beschwerde 
„als  unbegründet",  sofern  die  Beschwerde  zwar  prozessual  zulässig  ist, 
der  Inhalt  der  angefochtenen  Entscheidung  aber  kein  gravameyi  des 
Beschwerdeführers  enthält;  ist  dagegen  die  Beschwerde  sowohl  zulässig, 
als  auch  begründet,  so  ist  die  angefochtene  Entscheidung  aufzuheben 
und  durch  eigene  Entscheidung  des  ßeschwerdegerichts  selbst  zu 
ersetzen,  §  351  Abs.  2  StP.O.;  nicht  also  erfolgt  Zurück  Verweisung 
der  Sache  an  den  judex  a  quo  ^^). 

IX.  Mit  der  Entscheidung  des  ßeschwerdegerichts  ist  die  An- 
gelegenheit erledigt  Mit  Rücksicht  auf  die  notwendige  Beschleunigimg 
der  Strafprozesse  ist  eine  weitere  Beschwerdeinstanz  nicht  gewährt, 
StP.O.  §  352  Abs.  2,  und  zwar  selbst  dann  nicht  (im  Gegensatz  zum 
Civilprozess),  wenn  dua^  sententiae  difformes  vorliegen. 

Nur  insoweit  es  sich  um  Verhaftungsfragen  handelt,  kann  „weitere 
Beschwerde"  („Oberbeschwerde"),  sei  es  von  dem  bisherigen  Beschwerde- 
führer, sei  es  von  dem  Gegner,  eingelegt  werden,  und  zwar  selbst  dann, 
wenn  duae  sententiae  conformes  vorlagen,  so  jedoch,  dass  dem  allgemeinen 
Grundsatzes^)  gemäss  eine  solche  Beschwerde  nur  an  das  Oberlandes- 
gericht, nicht  darüber  hinaus,  gehen  kann,  §  352  Abs.  1  St.P.O. 


")  Ausnahme  StP.O.  §  122. 

")  Vgl.  aber  auch  E.  XIX,  332  und  Bennecke  731  Anm.  29;  Löwe  4  zu 
§  351;  V.  Kries  700;  Birkmeyer  733. 

17)  §  346  Abs.  3  St.P.O.,  oben  Ja.  "Weil  die  „weitere  Beschwerde"  keine 
Eigenheiten  gegenüber  der  gewöhnlichen  Beschwerde  aufweist,  kämpfen  v.  Kries. 
Rechtsmittel  361  Anm.  191;  Bin  ding  Grdr.  205  gegen  die  (im  Gesetz  nicht  vor- 
kommende) Bezeichnung  „weitere  Beschwerde*^  (Geyer  796;  Dochow-Hellweg  377; 
Löwe  3  zu  §  353)  an.    Der  Streit  hat  aber  nur  terminologische  Bedeutung. 
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X.  Eigengeartet  ist  die  sogenannte  ,,sofortige  Beschwerde'^ 
§  353  StP.O.,  die  in  zahlreichen  Fällen  ^^  an  Stelle  der  einfachen 
Beschwerde  gegeben  ist.     Sie  ist 

a)  an  die  Frist  von  einer  Woche  gebunden,  hat  sonach  auch  Suspensiv- 
efifekt  für  die  Rechtskraft  der  angefochtenen  Entscheidung. 

b)  Sie  kann  in  allen  Fällen   beim  Obergericht  eingelegt  werden; 

c)  Der  judex  a  quo  kann  seine  Entscheidung  nicht  abändern  ^^). 
Im  übrigen  gilt  für  die  sofortige  Beschwerde  dasselbe,  wie  für 

die  einfache  Beschwerde,  namentlich  auch  hinsichtlich  der  Vollziehung 
der  angefochtenen  Entscheidung. 

§  107. 

III.    Handlangen  der  behördlichen  Httlfsorgane,  insbefsondere  Zastellang 

nnd  Protokollierungr. 

I.  Als  Handlangen  der  behördlichen  Htilfsorgane  kommen  z.  B.  in  Betracht: 
die  Festnahme  einer  Person,  die  Ausführung  einer  angeordneten  Darchsachung  u.  s.  w., 
besonders  aber  die  Zustellungen  and  Beurkundungen. 

II.  Zustellung  ist  die  förmliche  Übermittelung  eines 
Schriftstücks  durch  einen  zuständigen  Beamten  an  einen  Adressaten 
unter  Beurkundung  der  Übergabe,  sei  es  im  Auftrage  einer  Partei 
oder  des  Gerichts.  Den  Gegensatz  zu  ihr  bildet  die  formlose  Über- 
sendung des  Schriftstücks.  Die  Zustellung  ist  das  Mittel  für  die  Bekannt- 
machung gerichtlicher  Entscheidungen^),  aber  auch  von  Parteiwillens- 
äusserungcn,  insbesondere  von  Ladungen'). 

Kür  Ziistellungon  gerichtlicher  Entscheidungen  Sorge  zu  tragen 
ist  prinzipiell  Sache  der  Staatsanwaltschaft,  StP.O.  §  36 ;  vorbildlich 
war  für  diese  Gesetzesbestimmung  das  rheinisch-französische  Rocht  mit 
seiner  Tendenz  der  Keinerhaltung  des  Richterarats  (vgl.  Code  d'instriict. 
crhn.  Art.  28).  Das  Gericht  selbst  lässt  das  zuzustellende  Schriftstück 
nur  in  den  Ausnahmefällen  der  §§  36  Abs.  2,  425  Abs.  2  St.P.O.  ab. 

Die  Art  und  Weise  der  Zustellung  richtet  sich  nach  den  Vor- 
schriften der  C.P.O.  (N.C.P.O.  i^  166  ff.),  die  auf  den  Strafprozess  nach 


''')  St.P.O.  S§  28,  40,  81,  122,  180  u.  s.  w.;  Löwe  1  zu  §  :{53.  Aucb  die 
Olierbeschwerdo  im  Falle  des  §  122  St.P.O.  ist  eine  „sofortige"',  Bennecke  732 
Anin.  30;  Löwe  3;  Puchelt  2;  Dalcke  0;  Stenglein  2  zu  §  353;  v.  Kries  701; 
Binding  214;  Lamm,  Beschwerde  40.    A.  M.  Keller  4  zu  §  35:i. 

»»)  Oben  g  100  Va  S.  427. 

»)  Oben  §  ÜO  11,  §  9Ü  IV  b,  §  100  IV, 

'')  <)\m\  ^  103  TU. 
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St.RO.  §  37  analog  zu  übertragen  sind,  insoweit  sie  passen^);  doch 
regelt  die  St.P.0.  einzelne  Punkte  selbst  zusätzlich  zu  den  civilprozessualen 
Bestimmungen. 

Danach  erfolgt  die  Zustellung  grundsätzlich  durch  Aushändigung 
einer  Ausfertigung  oder  beglaubigten  Abschrift  des  zuzustellenden 
Schriftstücks;  nur  Zustellungen  an  die  Staatsanwaltschaft  werden  nach 
§  41  St.P.O.  durch  unmittelbare  Vorlegung  der  Urschrift  bewirkt. 

Befindet  sich  der  Zustellungsempfänger  nicht  auf  freiem  Fusse^), 
so  ist  ihm  das  Schriftstück  auf  sein  Verlangen  vorzulesen,  §  35  Abs.  3 
St.P.0.  Diese  Vorlesung  ist  jedoch  kein  Teil  des  Zustellungsaktes, 
sondern  ein  Accedens;  das  Gesetz  spricht  von  Vorlesung  des  zu- 
gestellten Schriftstücks*). 

Das  die  Zustellung  ausführende  Organ  ist  regelmässig  der 
Gerichtsvollzieher  oder  Postbote,  N.C.P.O.  §§  166,  194.  Doch  bodarf 
es  für  Zustellungen  an  die  Staatsanwaltschaft  im  Sinne  des  §  41  StP.O. 
keines  vermittelnden  Organs. 

Nach  den  civilprozessualen  Bestimmungen  beantwortet  sich  ferner 
die  Frage,  inwieweit  eine  Aushändigung  des  Schriftstücks  an  einen 
Dritten  an  Stelle  des  Adressaten  statthaft  ist  (Ersatzzustellung). 

Endlich  ist  auch  die  Aufnahme  einer  Zustellungsurkunde  nach 
Massgabe  der  C.P.O.  nötig.  Doch  lässt  §  39  StP.O.  für  das  Vor- 
verfahren und  für  das  StrafvoUstreckungsverfahren  zu,  dass  die  Landes- 
justizverwaltungen einfachere  Beurkundungsformen  anordnen®). 

Bei  Zustellungen  an  die  Staatsanwaltschaft  nach  §  41  StP.O. 
bedarf  es  einer  Beurkundung  nur,  sofern  durch  die  Zustellung  eine 
Frist  in  Lauf  gesetzt  wird;  sie  erfolgt  in  diesem  Falle  durch  einfachen 
Eingangsvermerk  (Präsentatum)  7)  der  Staatsanwaltschaft  selbst 

Neben  der  eigentlichen  Zustellung  kennt  das  Gesetz  noch  eine 
„öffentliche  Zustellung'^  an  den  Beschuldigten,  §40 
StP.O.,  die  in  Wahrheit  eine  fingieite  Zustellung  ist  Sie  ist  zulässig, 
wenn  die  Zustellung  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise  im  Deutschen 

■)  Löwe  4  ff.  zu  §  37;  Bin  ding  Grdr.  171.  Der  Übertragung  auf  den  Straf- 
prozess  unfähig  sind  z.  B.  die  Zustellung  durch  Aufgabe  zur  Post  (N.CP.O.  §§  175, 
179,  1Ü2)  und  die  Zustellung  von  Anwalt  zu  Anwalt  (N.CP.O.  §  198). 

*)  Gleichviel,  ob  er  eine  Freiheitsstrafe  verbüsst,  oder  sich  in  Untersuchungs- 
haft, in  Zwangshaft,  in  korrektioneller  Nachhaft  u.  s.  w.  befindet,  Bennecke  42(3 
Aom.  17. 

*)  Bennecke  426. 

")  Das  ist  z.  B.  geschehen  in  Preussen  durch  A.  V.  vom  IG.  Juli  1879, 
J.M.Bl.  194;  in  Bayern  durch  Bekanntmachung  vom  29.  August  1870,   J.M.Bl.  554. 

'')  „Eingegaugen  den  .  .  ^  oder  ,,pr.  den  .  .  .^^ 
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Beiche  bewirkt  werden  kann,  und  die  Befolgung  der  für  Zustellungen 
im  Auslande  bebtehenden  Yorschriften  unausführbar  oder  voraussichtlich 
erfolglos  erscheint.  Solchenfalls  kann  die  Zustellung  durch  Einrückung 
des  Inhalts  des  zuzustellenden  Schriftstücks  in  ein  deutsches  oder  aus- 
ländisches Blatt  ersetzt  werden.  Sie  gilt  als  erfolgt,  wenn  seit  dem 
Erscheinen  der  betreffenden  Nummer  dieses  Blattes  zwei  Wochen  ver- 
strichen sind.  War  eine  Ladung  zur  Hauptverhandlung  dem  Beschul- 
digten bereits  zugestellt,  so  kann  ein  noch  einfacherer  Weg  beschritten 
werden,  wenn  die  Zustellung  sich  nicht  auf  gewöhnlichem  Wege  im 
Deutschen  Reiche  bewirken  lässt:  es  bedarf  nur  einer  Anheftung  des 
zuzustellenden  Schriftstücks  an  die  Gerichtstafel  des  Gerichts  erster 
Instanz;  nach  zweiwöchigem  Aushang  gilt  die  Zustellung  als   erfolgt. 

III.  Gewisse  prozessuale  Vorgänge  sind  schriftlich  auf- 
zuzeichnen, zu  beurkunden,  zu  protokollieren,  damit  in  Zukunft 
an  der  Hand  dieser  Aufzeichnungen  das  Vorgefallene  festgestellt  werden 
kann,  also  zu  Zwecken  des  Beweises  (im  weiteren  Sinne)®). 

Diese  Aufzeichnung  ist  grundsätzlich  Sache  des  Gerichtsschreibers, 
so  jedoch,  dass  meist  —  nicht  immer ^)  —  der  Richter  mitzuwirken 
hat,  sodass  nur  das  gemeinschaftlich  Beurkundete  den  gültigen 
ProtoköUinhalt  bildet  i*^).  Bilden  sich  also  Meinungsverschiedenheiten 
über  einen  Vorgang  zwischen  dem  Gerichtsschreiber  und  dem  Richter, 
so  geht  nicht  etwa  die  Auffassung  des  letzteren  vor,  sondern  der 
strittige  Punkt  kann  eben  nicht  in  das  Protokoll  aufgenommen  werden  i^). 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  das  über  die  Hauptver- 
handlung aufzunehmende  Sitzungsprotokoll. 

1.  Es  hat  zu  enthalten  zunächst  gewisse  stehende  formularmässige 
Angaben,  §  272  St.P.O.,  sodann  aber  muss  es  die  wesentlichen  Züge 
der  Hauptverhandlung  („Gang  und  Ergebnisse")  wiederspiegeln,  die 
Beobachtung  aller  wesentlichen^*)  Förmlichkeiten   ersichtlich  machen, 


■)  Nicht  hierher  gehört  die  Abfassung  der  Urteils,  oben  §  96  I.  Sie  ist  nicht 
rein  berichtender  Natur,  nicht  blosses  Protokoll  über  Beratung  und  Abstimmung. 

»)  Vgl,  z.  B.  G.V.G.  §  45  Abs.  3,  51  Abs.  6,  dazu  freilich  Löwe  5  zu  §  45. 

'^)  E.  XXUI,  244. 

'')  Bennecke  573  Anm.  9;  R,  I,  418;  V,  191;  E.  I,  242;  Löwe  3a  zu 
§  271;  Binding  Grdr.  90  IH. 

")  „Wesentlich  ist  all  das,  auf  dessen  Nichtbeachtung  ein  Rechtsmittel  gegen 
das  Urteil  vielleicht  gestützt  werden  könnte",  Bennecke  574.  —  Vgl.  Ortloff  U.A. 
XLIV,  98.  —  Beispielsweise  muss  vermerkt  werden,  dass  das  Urteil  verkündet  worden 
ist,  dass  der  Angeklagte  auf  die  Veränderung  des  rechtlichen  Gesichtspunkts  auf- 
merksam gemacht  worden  ist  (St.P.O.  §  204,  unten  §  122),  dass  Zeugen  vereidigt 
worden  sind  u.  s.  w. 
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die  verlesenen  Schriftstücke^^)  bezeichnen,  die  gestellten  Anträge, 
die  ergangenen  Entscheidungen  und  die  Urteilsformel  enthalten,  §  273 
Abs.  1  StP.O. 

Für  das  schöffeugerichtliche  Sitzungsprotokoll  tritt  hinzu  die  Nieder- 
schrift des  Inhalts  der  Aussagen  der  vernommenen  Personen,  §  273 
Abs.  2  StP.O.  ^*).  Dies  deshalb,  weil  diese  Niederschrift  für  die  in 
Schöffensachen  gewährte  Berufungsinstanz  Bedeutung  hat  (§  366  StP.O.). 

Daneben  hat  der  Vorsitzende  in  allen  Fällen  auch  andere  Vor- 
gänge, auf  die  es  ankommt,  protokollarisch  feststellen  zu  lassen  und 
zwar  „vollständig*',  besonders  Aussagen  und  Äusserungen,  deren  Wortlaut 
festgehalten  werden  soll,  §  273  Abs.  3  StP.O.  In  diesem  Falle  ist  das 
Niedergeschriebene  zu  verlesen  und  im  Protokoll  zu  bemerken,  dass 
die  Verlesung  geschehen  und  Genehmigung  erfolgt  ist,  oder  welche  Ein- 
wendungen erhoben  sind.  Für  die  übrigen  Teile  des  Protokolls  ist 
dagegen  eine  Verlesung  nicht  vorgeschrieben,  was  angesichts  der  eil- 
fertigen Herstellunsj  des  Protokolls  jedenfalls  in  Ansehung  der  Zeugen- 
aussagen de  lege  ferenda  höchst  bedenklich  ist 

Keinen  Baum  bietet  das  Sitzungsprotokoll  selbstverständlich  für 
solche  Vorgänge,  die  der  Wahrnehmung  einer  der  Urkundspersonen 
entzogen  waren;  so  für  die  Vorgänge  bei  der  Beratung  und  Ab- 
stimmung "). 

2.  Zu  unterschreiben  ist  das  Protokoll  von  dem  Vorsitzenden  und 
dem  Gerichtsschreiber,  §  271  Abs.  1  StP.O.  Für  Verhindemngsfälle 
trifft  §  271  Abs.  2  daselbst  besondere  Bestimmungen. 

3.  Die  Bedeutung  des  Sitzungsprotokolles  wird  durch  §  274  St.P.O. 
wesentlich  gesteigert,  insofern  nach  dieser  Bestimmung  in  Ansehung 
der  für  die  Hauptverhandlung  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 

a)  einmal  andere  Beweismittel,  als  das  Sitzungsprotokoll,  für  un- 
kräftig erklärt  sind^^);  und  sodann 


"j  In  den  Fällen  der  §§  252, 253  St  r.p.  —  oben  S.  253, 254  —  auch  den  ( iruud  der 
Verlesung,  sofeni  eine  der  Farteien  darauf  anträgt,  §  254  St.PO.  Vgl.  dazu  Ortloff 
OA.  XLIV,  llü. 

**j  Hierbei  kann  aber  auf  frühere  bei  den  Akten  befindliche  Aussage  der  ver- 
nommenen Fej-üün  dergestalt  Ikzug  genommen  werden,  dass  diese  integrierend i»r 
Bestandteil  des  Protokolls  werden.  R.  1,  814,  VI,  212,  VII,  lOü,  IX,  380;  ßennecke 
574  Anm.  14;  Löwe  8;  Stenglein  ♦*  zu  §  273. 

")  Dies  auch  dann,  wenn  der  Gerichtsschreiber  ein  im  Vorbt»reitungsdienst 
stehender  Elechtskandiger  ist,  denn  bei  der  Beratung  und  Abstimmung  ist  er  nicht 
qua  Gerichtsschreiber  anwesend. 

*•)  Das  Reichsgericht  lässt  nicht  einmal  die  Urteilsgründe  gegen  das  Protokoll 
aufkommen,  R.  IX,  379;  E.  XXXI,  103, 
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ß)  dem  Sitzungsprotokoll  volle  Beweiskraft  beigelep:t  wird,  (sowohl 
positiv  —  die  beurkundeten  Förmlichkeiten  seien  eingehalten  — ,  wie 
negativ  —  die  nicht  beurkundeten  seien  nicht  eingehalten  ^'^)  — )  unter 
Vorbehalt  einzig  und  allein  des  Gegenbeweises  der  Fälschung^®). 

Beide  Sätze  gelten  aber  nur  für  die  im  Laufe  desselben 
Prozesses  zu  treffende  Feststellung  der  Förmlichkeiten^®),  also 
namentlich  für  die  höhere  Instanz.  Kommen  diese  Förmlichkeiten 
in  einem  anderen  Prozess  zur  Sprache,  so  ist  hier  der  Beweis  völlig  frei. 

4.  Für  die  Berichtigung  des  Protokolls  gilt  Entsprechendes, 
wie  für  die  Berichtigung  der  Urteilsurkunde 2^).  Es  i.iiss  somit  eine 
nachträgliche  Änderung  für  zulässig  erachtet  werden,  wenn  die  Urkunds- 
personen sich  überzeugen,  dass  das  Beurkundete  der  Wahrheit  nicht 
entspricht.  Eine  zeitliche  Grenze  hierfür  ist  der  St.P.O.  völlig  un- 
bekannt*^), gleichgültig  ist  sowohl  der  Eingang  des  Protokolls  bei 
den  Akten--),  als  auch  die  etwaige  Einlegung    eines  Rechtsmittels"). 

Die  Berichtigung  des  Protokolls  beseitigt  natürlich  ipso  jure 
dessen  Beweiskraft  in  dem  Punkte,  auf  den  sich  die  Bericiiiigung 
bezieht,  ohne  dass  etwa  noch  ein  „Gegenbeweis  der  Fälschung"  im 
Sinne  des  §  274  als  notwendig  in  Frage  käme  **).  Die  alte  iüssung 
des  Protokolls    ist  nach   erfolgter  Berichtigung  nicht  mehr  i?i  mundo. 

»')  Ben  necke  575;  K.  I,  85,  II,  7ü. 

**)  Ausgeschlossen  ist  iinbestrittenermasseu  der  Gegenbeweis,  dass  die  ürkuiids- 
personen  irrtümlich,  es  sei  fahrliissig  oder  schuldlos,  etwas  Tuwiihres  beurkundet 
iiaben.  Zulässig  ist  jedeLfalls  der  Gegenbeweis,  dass  das  rrotokoU  ganz  oder  in  dem 
betreffenden  Teile  von  einem  Unberechtigten  (wozu  auch  jede  Urkundsperson  b(M 
Fehlen  der  Zustimmung  der  anderen  Uikunds]KTson  gehört)  herrühre.  Nach  Bennecko 
575,  ebenso  Löwe  4a  zu  §  274,  E.  V,  44,  VI],  liSS,  XX,  lüü,  R.  111,  587,  iV,  875, 
soll  auch  der  Gegenbeweis  zuläbsig  sein,  das.s  das  Protokoll  zwar  von  den  Urkund.s- 
personen  herrühre,  dass  aber  diese  vorsätzlith  etwas  Unwahres  beurkundet  hätten. 
Damit  ist  der  Begriff  der  FälschuDg  verkannt,  vgl.  Beling,  Grundz,,  78. 

**)  Sie  sind  selbst  in  dieser  Beschränkung  höchst  unnatürlich  imd  führen 
direkt  zu  Ungerechtigkeiten.  Ks  ist  ein  erfreulicher  Fortschritt,  wenn  M.St.G.0.  §  335 
den  Beweis  der  Unrichtigkeit  schlechtbin  zulässt. 

'^)  Oben  §  97  U. 

«»)  Ebenso  John  UI,  493;  v.  Kries  54-]. 

")  A.  M.  E.  XVU,  34ü;  R.  X,  3Ü4;  E.  IJI,  47,  XXI,  200,  XIX,  3(37;  Löwe 
5  zu  §  271,  3b  zu  §  274.  Indessen  läuft  die  Ansicht  des  Reichsgerichts  und  Lowes 
sachlich  auf  dasselbe  Ergebnis,  wie  die  Auffassung  dieses  Lehrbuchs,  hinaus,  insofern 
zwar  eine  „Änderung'^  des  ProtokoUinhalts  nur  bis  zu  dem  Zeitpunkt  zugelassen 
wird,  in  dem  das  Protokoll  zu  den  Akten  gebnicht  wird,  doch  aber  nachher  noch 
besondere  Zusatzerklärungen  mit  dem  Vorzugsrecht  vor  dem  Protokoll  zu- 
gelassen werden.  Dagegen  war  auch  sachlich  anderer  Meinung  E.  VllI,  141, 
R.  V,  170,  wonach  die  nachträglichen  Erklärungen  der  Urkundspersonen  unbeachtlich 
sein  sollten. 

")  A.  M.  E.  11,  7ü.  XXIV,  214;  R.  1,  840,  V,  451;  Löwe  3b  zu  §  274; 
Bennecke  575  Anm.  19;  Ortloff  O.A.  XLIV,  109. 

")  E.  XIX,  3Ü7;  Löwe  3  b  zu  §  274. 
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§  108. 

Viertes  Kapitel. 

Die  Kosten  im  Stral^roasess. 

I.  Die  durch  einen  Strafprozess  verursachten  Kosten  ^)  setzen  sich 
zusammen  aus  „Auslagen",  das  sind  Aufwendungen,  die  ein  Prozess- 
beteiligter für  die  Zwecke  des  Prozesses  macht*),  und  (8taats-)„Gebühren", 
das  sind  Geldbeträge,  die  der  Staat  für  die  in  dem  betreffenden  Prozess 
entwickelte  Thätigkeit  der  Staatsorgane  erhebt. 

Das  Aufkommenmüssen  für  die  Kosten  ist  die  Kosten  last 
Sie  besteht  im  allgemeinen  darin,  dass  der,  der  sie  zu  tragen  hat, 
einesteils  für  die  gehabten  Auslagen  keine  Erstattung  beanspruchen 
und,  wenn  es  der  Staat  ist,  keine  Gebühren  beanspruchen  kann,  anderen- 
teils anderen  Personen  kostenerstattungspflichtig  ist*). 

Die  Ko&tenlast  ist  ersichtlich  nicht  strafprozessualer,  noch  viel  weniger  materiell- 
strafrechtlicher  Natur*).  Andererseits  darf  man  sie  auch  nicht  dem  Civilrecht  zu- 
weisen *),  da  der  Staat  im  Strafprozess  als  Hoheitssubjekt  auftritt,  mithin  der  Ursprung 
der  Kosten  im  öffentlichen  Recht  wurzelt.  Die  Kostenlast  trägt  somit  publizistischen, 
verwaltungsrechtlichen  (speziell  justizverwaltungsrechtlichen)  Charakter. 

IL    Den  Träger  der  Kostenlast  bestimmt  das  Gesetz  wie  folgt: 

1.  Für  die  Kosten  des  Prozesses  in  seiner  Gesamt- 
heit haftet 

a)  der  A  n  g e  k  1  a g  t  e  dann,  wenn  er  rechtskräftig  verurteilt  wird, 
§  497  St.P.0.^    Dies  auch  dann,  wenn  die  Verurteilung  erst  in  höherer 

^)  Im  Gegensatz  zu  diesen  stehen  die  durch  die  Rechtspflege  im  allgemeinen 
erwachsenden  Kosten  (für  Bau  und  Unterhaltung  der  Gebäude,  Besoldung  der  Beamten 
u.  s.  w.);  diese  allgemeinen  Kosten  „bilden  eine  allgemeine  Staatslast,  die  auf  die 
Parteien  abzuwälzen  kein  Staat  versucht,  womit  sich  äso  der  Richter  im  urteil  nie 
befasst"  (Binding  Grdr.  215). 

')  Hierher  gehören  die  vom  Staate  verauslagten  Zeugengebühren  und  Haftkosten, 
die  vom  Beschuldigten  verauslagten  Gebühren  für  einen  Verteidiger,  die  Porti  u.  s.  w. 
Die  Höhe  der  den  Zeugen  und  Sachverständigen,  Rechtsanwälten  und  Geriohts?olbdehem 
zukommenden  Gebühren  richtet  sich  nach  den  verschiedenen  Gebührenordnungen. 

')  Erstattungsfähig  sind  gemachte  Auslagen  prinzipiell  aber  nur  insoweit,  als 
sie  notwendig  waren.  Bezüglich  der  Notwendigkeit  der  Zuziehung  eines  Anwalts  im 
Privatklage  verfahren  trifft  §  503  Abs.  5  St.P.0.  eine  Spezialbestimmung.  Die  Not- 
wendigkeit der  Zuziehung  eioes  Verteidigers  ist  nicht  nach  §  140  StP.O.  — 
oben  §  44  IV  —  zu  beurteilen,  im  Sinne  der  Kostenerstattung  kann  eine  Verteidigung 
auch  in  solchen  Fällen  sachlich  „notwendig''  sein,  wo  sie  formell  nicht  not^v^endig 
war,  Bennecke  807  Anm.  31. 

*)  Deshalb  kann  selbstverständlich  keine  Rede  davon  sein,  dass  etwa  die  Kosten 
wie  die  Geldstrafe  ira  FaUe  der  Unbeitreibbarkeit  in  Freiheitsentziehung  um- 
gewandelt würden. 

*)  Das  thun  Bennecke  805;  Ullm-ann  G49. 

•)  Auf  die  Eiuziehungsinteressenten  im  objektiven  Verfahren  darf  diese  Be- 
stimmung nicht  überti-agen  werden,  R.  VII,  297,  X,  131,  E.  XII,  198,  XVII,  114; 
Löwe   G  zu  §  478;   Bennecke  701. 
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Instanz  erfolgt,  während  eine  frühere  Instanz  anders  entschieden  hatte; 
er  muss  also  —  was  legislatorisch  nicht  unbedenklich  ist  —  auch  die 
Kosten  der  Instanzen  tragen,  in  denen  er  freigesprochen  worden  war. 

Da  die  Rechtskraft  der  VerorteiluDg  nur  bei  Lebzeiten  des  Beschuldigten  ein- 
tretea  kann  ^\  die  rechtskräftige  Verurteilung  aber  die  Grandlage  der  Eostenlast  ist, 
so  ergiebt  sich,  dass  der  vor  ßeohtskraft  eingetretene  Tod  dos  Verurteilten  diesen 
der  Kostenlast  enthebt  (St.P.0.  §  497  Abs  2).  Stirbt  der  Verurteilte  dagegen  erst  nach 
Rechtskraft  des  Urteils,  so  haftet  der  Nachlass  für  die  Kosten. 

Bezog  sich  das  Verfahren  auf  mehrere  real  konkurrierende  Thaten, 
und  wird  nicht  bezüglich  aller  yerurteilt,  so  beschränkt  sieh  die  Eosten- 
last des  Angeklagten  natürlich  nur  auf  diejenigen  der  verbundenen 
Strafsachen,  die  mit  Verurteilung  geendet  haben,  St.P.0.  §  498  Abs.  1«). 

Ihrem  Umfange  nach  bogreift  die  Kostenlast  der  Regel  ^)  gemäss 
auch  die  dem  Kläger  erwachsenen  notwendigen  Auslagen  in  sich, 
ÖtP.O.  §§  497,  503  Abs.  1. 

Sind  mehrere  Beschuldigte  als  bei  einer  und  derselben  That 
beteiligt  1®)  verurteilt  worden,  so  haften  sie  im  Verfahren  auf  öffentliche 
Klage  für  die  Gebühren  ein  jeder  einzeln,  für  die  Auslagen  (mit 
Ausnahme  der  Kosten  der  Untersuchungshaft  und  der  Strafvollstreckung) 
dagegen  als  Gesamtschuldner,  St.P.0.  §  498  Abs.  2;  im  Privatklage- 
verfahren  haften  sie  in  vollem  Umfang  als  Gesamtschuldner,  §  503 
Abs.  4  St.P.0.  DieVergemeinschaftung  der  Kostentragung  kann  aber  augen- 
scheinlich nur  da  in  Frage  kommen,  wo  ein  gemeinschaftliches  Ver- 
fahren gegen  die  mehreren  Beschuldigten  stattgefunden  hat;  dagegen 
wird  sie  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  die  Urteile  gegen  die 
Mehreren  in  diesem  gemeinschaftlichen  Verfahren  in  verschiedenen 
Phasen  oder  Zeitpunkten  gefällt  sind^^). 

^)  Oben  S.  405  Anm.  2. 

')  Dagegen  ist  die  etwaige  Verneinung  ideell  konkurrierender  Gesichtspunkte  in 
einem  vemrteilenden  Erkenntnis  für  die  Eostenfrage  gleichgültig ;  R.  V,  604,  £.  XII«  87, 
XV,  105;  Löwe  1  zu  §  498;  Benneoke  806  Anm.  18.  (A.  M.  Binding  Grdr.  216.) 
Das  ergiebt  sich  aus  der  Einheit  des  Strafansprucbs,  oben  §  61 III 1  c.  Ebenso  versteht  es 
sioh,  dass  bei  Handlungseinheit  die  Kostenlast  voll  dem  Angeklagten  zufällt,  auch  wenn 
einzelne  Partikelchen  des  Handlungskomplexes  (z.  H.  die  eine  oder  andere  Einzelhandlung 
eines  fortgesetzten  Delikts)  verneint  werden.    E   XXIX,  106;  Binding  Grdr.  216. 

•)  Oben  bei  Anm.  3. 

'^)  Dabei  muss  es  sich  um  eine  der  Formen  der  ,,Teilnahme^^  im  Sinne  des 
materiellen  Strafrechts  handeln,  das  Verhältnis  des  Begünstigers  und  des  Hehlers  zum 
Vorthäter,  sowie  des  Bestochenen  und  Bestechenden  u.  s.  w.  kommen  nicht  in  Betracht, 
sonst  verschwimmt  der  Begriff  völlig.  Meves  H.  H.  II,  522;  Ullmann  651, 
Keller  8  zu  §  498.  Vgl.  oben  S.  35(J.  A.  M.  IL  VII,  334,  624,  IX,  457;  E.  XII, 
226;  Löwe  4;  Stenglein  3;  Puchelt  3  zu  §  498;  Herzog  (i.A.  XXVIII,  1; 
Bennecke  806  Anm.  19. 

**)  Puchelt  3;  Stenglein  4;  Löwe  7  zu  §  498;  üllmann  651;  Bennecke 
806  Anm.  21.    A.  M.  Keller  7;  Meves  H.  H,  II,  522;  v.  Kries  773. 
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b)  Endigt  das  Verfahi  on  anders  als  mit  Verurteilung,  also  namentlich 
mit  Freisprechung  oder  Einstellung  des  Verfahrens,  so  trägt  die  Kosten- 
last der  Kläger,  der  das  Klagerecht  in  erster  Instanz  geltend  gemacht 
hat,  also  bei  öffentlicher  Klage  der  betreffende  Bundesstaat  (die  „Staats- 
kasse'^) oder  —  in  erstinstanzlichen  Reichsgerichtssachen  —  das  Reich 
(die  „Reichskasse"),  §  506  St.P.O.,  bei  Privatklage  der  Privatkläger, 
§§  -199,  503  St.P.O.,  vgl.  G.K.a.  §  89.  War  das  anfänglich  auf  Privat- 
klage anhängige  Verfahren  von  der  Staatsanwaltschaft  übernommen 
Avorden,  so  ist  der  Privatkläger  in  Ansehung  der  Kosten  aus  dem 
Prozess  ausgeschieden,  und  die  Staatskasse  an  seine  Stelle  gerückt 
Mehrere  Privatkläger  haften  als  Gesamtschuldner,  St.P.O.  §  503  Abs.  4. 

In  der  Kostenlast,  die  dem  Privatkläger  obliegt,  ist  in  allen  Fällen 
die  Pflicht  enthalten,  dem  Beschuldigten  die  diesem  erwachsenen  not- 
wendigen Auslagen  zu  erstatten,  §  503  Abs.  2;  bezüglich  des  die 
Kostenlast  tragenden  Staates  dagegen  bestimmt  §  499  Abs.  2  StP.O. 
nur,  dass  diesem  Staate  die  Erstattung  der  dem  Beschuldigten^-)  er- 
wachsenen notwendigen  Auslagen  auferlegt  werden  kann. 

Frei  von  der  Kostenlast  bleibt  der  Nebenkläger  als  solcher ^^l 
Etwas  anderes  gilt  für  den  Nebenkläger,  der  erfolglos  ein  Rechtsmittel 
eingelegt  hat,  unten  II  2  b. 

Von  dem  rriazip  ad  b  macht  das  (»csetz  folgende  Ausnahmen: 

n)  Bei  Straf freierklärung  kann  das  Gericht  dem  für  straffrei  Erklärten**) 
die  Kosten  auferlegen,  §  500  St.P.O. 

ß)  AV.'ir  das  Verfahren  durch  eine  wider  besseres  Wissen  gemachte  oder  auf 
grober  Falirlässigkeit  beruhende  Anzeige  veranlasst  worden,  so  kann  das  Gericht  dem 
Anzeigenden  die  der  Staatskasse  und  dem  Beschuldigten  erwachsenen  Kosten  auf- 
bürden, S  501  st.r.0. 

y)  Hat  ein  Verfahren  wegen  Zurücknahme  eines  gestellten  Strafantrages  mit 
EinstelhiEg  geendet,  so  tiiflt  den  Straf  an  trag  st  eller  die  Kostenlast,  St.P.O.  §  502. 

A)  Hatte  der  Verletzte  durch  ein  Klageprüfungsverfahren  die  Erhebung  der 
öffentliv '  en  Klage  herbeigeführt,  ist  aber  schliesslich  der  Angeschuldigte  ausser  Ver- 
folgur  ;  gesetzt  oder  freigesprochen,  oder  das  Verfahren  eingestellt  worden,  so  triii;[t 
der  A  'i  t  r  ags  t  el  1  e  r,  der  das  Klagep  rü  fungs  v  er  fahren  veranlasst 
hatce,  die  Kcsten;  doch  kann  ihn  das  Gericht  davon  entbinden,  §  50-1  St.P.O. 


*'*)  Die  Einziehungbinteressentcn  dagegen  haben  ihre  Auslagen  stets  selbst  zu 
tu:  en,  Löwe  (i  zu  §  478. 

^«)  E.  XXXI,  280;  Binding  Grdr.  217. 

^*)  Natürlich  nur  dem  für  straffrei  erklärton  Angeklagten,  nicht  seinem 
nicht  mit  angeklagten  P>e]eidigunps-(Körperverletzungs-) Gegner.  Bennecke  80S 
Anm.  31;  E.  XIll,  211,  421;  R.  VIIL  Jl. 
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2.  Die  vorentwickelten  Grundsätze,  wonach  regelmässig  die 
Kosten  im  Ganzen  der  einen  oder  anderen  Person  zur  Last  fallen, 
erleiden  verschiedene  Durchbrechungen.  Es  kann  nämlich  in  bestimmten 
Fällen  eine  Teilung  der  Kosteiilast  eintreten. 

So  kann  im  Privatklage  verfahren  u'as  Gericht  die  Kosten  zwischen  Kläger  und 
Angeklagten  angemessen  verteilen,  wenn  den  Anträgen  des  Klägers  nur  teilweise  ent- 
sprochen worden  ist,  §  503  Abs.  3  St.P.O. 

EbeDSo  kann  in  dem  oben  Ibö  bezcich  leten  Falle  das  Gericht  gegenüber  dorn 
Antragsteller  verfahren,  der  den  Prozess  durch  Antrag  auf  gerichtliclio  Entscheidung 
veranlasst  hatte,  §  504  Satz  1;  auch  kann  es  nach  Befinden  der  Umstände  dem 
Antragsteller  einen  Teil  der  Kosten  abnehmen,  §  504  Satz  2. 

Ferner  erfahren  gewisse  Stücke  des  Verfahrens  eine  ab- 
gesonderte Kostenbehandlung. 

a)  Hat  der  Prozess  mit  Freisprechung  oder  Ausserverfolgungs- 
setzung  geendet,  so  trägt  gleichwohl  der  Angeschuldigte  diejenigen 
Kosten,  die  er  durch  schuldbare  Versäumnis  verursacht  hat, 
§  499  Abs.  1  St.P.0. 

b)  Separate  Behandlung  erfahren  weiter  (]ie  Kosten  eines  zurück- 
genommenen oder  erfolglos  eingelegten^")  Rechtsmittels;  sie  fallen  dem, 
der  das  Rechtsmittel  eingelegt  hatte  (Angeklagten,  Kläger,  Nebenkläger, 
gesetzlichem  Vertreter  oder  Ehemann,  Einzichungsinteressenten  u.  s.  w.), 
zur  Last.  Dabei  haftet  der  Staat  für  die  dem  Beschuldigten  erwachsenen 
notwendigen  Auslagen  nicht  ohne  weiteres ^^);  nur  kann  ihm  deren 
Erstattung  auferlegt,  werden.  Hatte  das  Rechtsmittel  teilweise  Erfolg,  so 
kann  das  Gericht  die  Kosten  angemessen  verteilen,  §  505  Abs.  1  St.P.O. 

c)  Dasselbe  wie  für  die  Rechtsmittel  gilt  für  die  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens,  §  505  Abs.  2. 

d)  die  Kosten  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  trägt  der  Antragsteller,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  durch 
einen  unbegründeten  Widerspruch  des  Gegners  entstanden  sind,  §  505 
Abs.  3  St  P.O. 

e)  Eine  spezielle  Kostenlast  legen  endlich  §§  50,  69,  77,  145 
St.P.O.  und  §  86  Abs.  2  G.K.G.  gewissen  Dritten  auf. 

ni.  In  formeller  Hinsicht  bildet  die  Feststellung  der  Kostenlast  in 
Gemässheit  der  vorstehenden  Sätze,  obwohl  die  Kostenfrage  eine  ausser- 
prozessuale  ist,  doch  ein  Annex  des  Prozessgegenstandes: 

")  Hatte  das  Rechtsmittel  Erfolg  gehabt,  so  bilden  die  dadurch  eDtstandenen 
Kosten  schlechthin  einen  Teil  der  Oesamtpiozesskosten,  fallen  also  mit  diesen  dem 
schliesslich  Unterlegenen  zur  Last.    Vgl.  E.  XVIII,  347,  XXX,  128;  Binding  Grdr.  217. 

^•)  Vgl.  oben  H  Ib  Abs.  2. 
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1.  Jedes  Urteil,  jeder  Strafbefehl  und  jede  eine  Untersuchung 
einstellende  Entscheidung  muss  darüber  Bestimmung  treffen,  wer  die 
Kosten  zu  tragen  hat,  §  496  Abs.  1  St.P.0. 

Ein  besonderes  rechtliches  Gehör  über  den  Kostenpunkt  schreiben  die  §§  501 
und  504  StP.O.  für  die  oben  II  Ib  /?  und  y  erwähnten  Fälle  vor. 

Dieser  Ausspruch  über  die  Kosten  unterliegt  den  gewöhnlichen, 
gegen  die  betreffenden  Entscheidungen  zulässigen  Bechtsbehelfen,  und 
zwar  auch  für  sich  allein,  d.  h.  auch  dann,  wenn  in  der  Sache  selbst  der 
Rechtsbehelf  nicht  angewendet  wird^^;  anfechtungsberechtigt  ist  dabei 
in  erster  Linie  derjenige,  dem  durch  die  Entscheidung  die  Kostenlast 
aufgebürdet  worden  ist^^). 

Die  Fälligkeit  der  Gebühren  und  Auslagen  tritt  für  den  ver- 
urteilten Beschuldigten  erst  mit  der  Rechtskraft  des  Urteils  ein,  G.K.G.§  96. 

2.  Eine  isolierte  Eostenentscheidung  ergeht  in  dem  Falle  des  §  501  StP.O. 
—  oben  II  lb/7  —  dann,  wenn  noch  kein  Gericht  mit  der  Sache  selbst  befasst  war; 
sie  erfolgt  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  durch  dasjenige  Gericht,  das  für  die 
Eröfihung  des  Hauptverfahrens  zuständig  gewesen  wäre;  der  Beschloss  ist  durch 
sofortige  Beschwerde  anfechtbar,  St.P.O.  §  501  Abs.  2  und  3 "). 

3.  Die  gerichtliche  Eostenentscheidung  ist  jedoch  nicht  der  einzige  Titel,  auf 
den  sich  die  Eostentragung  gründen  kann.  Vielmehr  erkennt  das  G.E.G.  §§  86,  88 
auch  eine  Übernahme  der  Eostenlast  als  gültig  an,  was  namentlich  für  das  Privat- 
klageverfahren von  Bedeutung  ist^^). 

lY.  Die  Eostenentscheidung  braucht  sich  nicht  auf  die  Höhe  der  Eosten  mit 
zu  erstrecken.  Die  Höhe  der  Eosten  wird  vielmehr,  soweit  der  Staat  beteiligt  ist, 
im  Justizverwaltungswege  festgesetzt'*)  und  ist  im  übrigen  zunächst  der  Verständigung 
der  Beteiligten  anheimgegeben.    Entsteht  freilich  ein  Streit  über  die  Höhe  der  Eosten, 


")  E.  VI,  237;  B.  IV,  322,  388.    Vgl.  dagegen  C.P.O.  §  99  (friiher  94). 

^®)  Die  Staatsanwaltschaft  kann  bezüglich  der  Eosten  nicht  zu  Gunsten  des 
Gegners  Rechtsmittel  einlegen.    A.  M.  E.  VII,  409. 

'*)  Auf  den  Fall  der  Zurücknahme  des  Strafantrags  —  §  502  SiP.O.  — 
werden  §  501  Abs.  2  und  3  analog  anzuwenden  sein.    Bennecke  810. 

*^)  Liegt  eine  gültige  Übernahm eerklärung  vor,  bevor  die  Eostenentscheidung 
ergangen  ist  (z.  B.  Vergleich  im  Privatklageprozess ,  Inhalts  dessen  Eläger  die  Elage 
zurücknimmt,  Angeklagter  die  Eosten  übernimmt),  so  ist  das  Gericht  damit  eines 
Ausspruchs  über  die  Kosten  überhoben,  denn  die  Eostenfrage  ist  dann  eben  bereits 
erledigt.  Dies  ergiebt  sich  deutlich  aus  §  86  G.E.G.,  wonach  die  Übemahmeerklärong 
einen  gleichberechtigten  Eostentragungstitel  darstellt.  In  solchen  Fällen  cessiert  also 
StP.O.  §  496  Abs.  1.  Begelmässig  wird  dem  entgegen  eine  Eostenentscheidung  für 
erforderlich  gehalten,  wobei  aber  darüber  gestritten  wird,  ob  die  Eostenentscheidung 
inhaltlich  der  Übernahm  eerklärung  zu  folgen  habe  (so  Metzges,  Deutsche  Jur.-Ztg. 
II,  122),  oder  ob  sie  sich  unter  Ignorierung  der  Übemahmeerklärung  schlechthin  an 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Eostentragung  zu  halten  habe  (so  O.L.G. 
Dresden,  Ann.  VI,  106;  E.  IV,  322,  VII,  411,  XXIH,  197;  Gerden  G.A.  XLV,  20). 

")  Nach  näherer  Massgabe  der  landesreohtlichen  Bestimmungen,  vgl.  z.B.  Preuss. 
A.G.  z.  G.E.G.  §  28.  —  Vgl.  Friedländer  Z.  XX,  175. 
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insonderheit  über  die  Notwendigkeit  der  in  ihnen  begriffenen  Auslagen,  so  erfolgt 
darüber  besondere  Entscheidung  des  Oerichts,  S  496  Abs.  2  St.P.0.'*). 

Massgebend  sind  für  die  Höhe  der  (Staats-)  Gebühren  die  §§  59-  78  G.K.a. 
(wonach  im  allgemeinen  die  erkannte  Strafe  den  Massstab  für  die  Höhe  der  Gebühren 
abgiebt),  für  die  zu  erstattenden  Auslagen  die  §§  79— 80  b  G.K.G. 

y.  Die  Einziehung  der  Kosten  richtet  sich,  soweit  die  Staatskasse  beteiligt 
ist,  nach  landesrechtlichen  Bestimmungen").  Privatpersonen  unter  einander  haben 
nötigenfalls  den  Weg  der  civilprozessualen  Zwangsvollstreckung  zu  beschreiten. 

VI.  Eine  Sicherung  der  Vollstreckung  wegen  der  Kosten  vor  Erlass  der 
Kostenentscheidnng  kennt  die  SiP.O.  im  Verfahren  gegen  Abwesende.  Hier  ist 
Beschlagnahme  einzelner  Gegenstände,  eventuell  des  ganzen  Vermögens,  zum  Zwecke 
der  Kostensicherung  in  demselben  Umfange  wie  behufs  Sicherung  der  Geldstrafe'^) 
zugelassen,  SiP.O.  §§  325,  326,  480. 


'*)  Vgl.  G.K.G.  §§  4—6  und  bezüglich  der  dem  Beschuldigten  zu  erstattenden 
notwendigen  Auslagen  A.V.  des  preuss.  Justizmin.  vom  15.  März  1892. 

")  So  in  Preussen  nach  A.G.  z.  G.K.G.  §  29  (Einziehung  der  Gerichtskosten 
im  Wege  der  administrativen  Zwangsvollstreckung).    Vgl.  Rintelen  375,  §  85. 

«*)  Unten  151. 
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Das  Verfahren. 

Besonderer  Teil. 

§  109. 
Erstes    Kapitel. 

Überblick  über  den  traiig  des  Verfahrens. 

I.  Der  gemeinrechtliche  Strafprozess  zerlegte  sich  in  zwei  auf- 
einanderfoJgende  Stadien:  die  sogenannte  Generalinquisition  und  die 
sich  anschliessende  sogenannte  Spe/Jalinquisition^).  Die  letztere  um- 
schloss  die  bereits  auf  das  Urteil  gegen  einen  bestimmten  Beschul- 
digten wegen  einer  bestimmten  That  hinzielenden  Prozesshandlungen, 
insonderheit  die  grundlegenden  Verhöre  des  Beschuldigten,  der  Zeugen 
u.  s.  w.  Aber  zu  einer  solchen  intensiven  üntersuchungsthätigkeit 
kam  es  erst  nach  vorangegangener  Generalinquisition,  d.  i.  einer  Unter- 
suchung, die  nur  darauf  abzielte,  festzustellen,  ob  es  sich  um  eine 
strafbare  Handlung  eines  bestimmten  Verdächtigen  handle,  ob  deni- 
gemäss  überhaupt  erst  eine  Spezialinquisition  einzuleiten  sei  oder 
nicht.  Da  freilich  die  ganze  Inquisition  in  der  Sammlung  von  Akten- 
material bestand,  überdies  General-  und  Spezialinquisition  nicht  selten 
in  die  Hände  eines  und  desselben  Inquirenten  gelegt  waren,  so  verwischte 
sich  jene  Scheidung  in  praxi  völlig.    Das  moderne  Recht  hat  den  zu 


*)  Vgl.  Zachariae  ü,  52;  Henke,  Grnndzüge  einer  Geschichte  des  deutschen 
peinlichen  Rechts  11,  38;  Grolmann.  Kriminalrechtswissenschaft  §  533;  v.  Kries 
Z.  IX,  11;  Bennecke  394  Anm.  5.  Häufig  citiert  wird  Carpzov,  Probet,  novarer, 
crim.  p.  3,  qu.  107  n.  10^  11:  Generalem  ( inquisitionem)  appelh  eam,  quae  tneerto 
adhue  delicto  vel  delinquenie  per  jtidicem  fit  ad  genercditer  inquirendum^  an  rwera 
dclictum  perpetratum  sit,  et  quisfiam  illud  conuniserity  dcmiper  generale^  informationes 

assumendo Specialis  ve.ro  est  inquisüio,  quae  fit  per  judicetn  contra  parti- 

culareni  personafrif  de  cujus  delicto  jam  curia  notitiavi  habetj  vel  qua  in  delicti 
tnodum  et  autoremy  personam  certanif  in  iiiquisitione  generali  8Uspicionibu9  grawMtam 
in  specie  judex  inquirit. 
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Grunde  liegenden  Gedanken  wieder  anfgegriifen.  Es  erscheint  als  ein 
Postulat  gleichcrmassen  der  Billigkeit  wie  der  Zweckmässigkeit,  dass 
der  Apparat  eines  Strafprozesses  da  nicht  entfaltet  werde,  wo  eine  Ver- 
urteilung gar  nicht  zu  erwarten  steht;  werden  solche  aussichtslose  Straf- 
sachen im  Keime  unterdrückt,  so  ist  der  Gewinn  nicht  nur  fühlbar  für 
den  Verdächtigen,  dem  das  Betreten  der  Anklagebank,  sondern  auch 
für  die  Behörden,  denen  Zeit  und  Mühe  erspart  worden  ist  Es  werden 
deshalb  die  Strafsachen  —  wenigstens  im  regelmässigem  Verfahren  — 
sorgfältig  durchgesiebt:  bevor  es  zu  einem  Haupt  verfahren,  zu  einer 
Aburteilung  kommen  kann,  muss  ein  gerichtlicher  Beschluss  ergangen 
sein,  der  das  Hauptverfahren  eröffnet,  der  „Eröffnungsbescbluss^',  und 
diesem  Beschluss  dient  als  Basis  das  sogenannte  Vorverfahren.  Die 
oben  erwähnten  aussichtslosen  Strafsachen  müssen  somit  in  dem  Stadium 
des  Vorverfahrens  stecken  bleiben:  sie  gelangen  gar  nicht  in  das  Haupt- 
verfahren, sondern  das  Verfahren  wird  schon  vorher  eingestellt. 

Während  also  Zweck  des  Hauptverfahrens  die 
Aburteilung  der  That  ist,  ist  Zweck  des  Vorver- 
fahrens die  Ausmerzung  aller  ein  Hauptverfahren 
nicht  verdienenden  Strafsachen.  Der  Hauptwert  des  Vor- 
verfahrens ist  hiernach  ein  negativer,  prohibitiver. 

Der  Bau  des  Vorverfahrens  ist  nicht  durchweg  der  gleiche. 
Vielmehr  tritt  das  Vorverfahren  entweder  in  einer  einfacheren  Form, 
ohne  „Voruntersuchung",  als  sogenanntes  „vorbereitendes"  oder 
„Ermittelungsverfahren"  auf,  oder  aber  in  der  Form  der 
„Voruntersuchung". 

IL  Möglicherweise  ist  nach  dem  oben  Gesagten  der  Prozess 
mit  dem  Vorverfahren  zu  Ende.  Anderenfalls  schliesst  sich  an  das 
Vorverfahren  das  Hauptverfahren  (zunächst  in  erster  Instanz) 
an*).  Der  Schwerpunkt  des  letzteren  liegt  in  der  Hauptverhandlung. 
Der  Zeitraum  zwischen  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  und  der 
Hauptverhandlungdientder  Vorbereitung  der  Haupt  Verhandlung'). 

Vorverfahren  und  Hauptverfahren  liegen  (anders  als  die  gemein- 
rechtliche General-  und  Spezialinquisition)  notwendig  in  den  Händen 
verschiedener  Prozesssubjekte.    VP'ährend   jenes  vom   Staatsanwalt  oder 


*)  Über  das  sogenannte  Zwischenverfahren  s.  nnten  §  113. 
")  Es  ist  somit  zwischen  ,,yoTbereitendem  Verfahren^^  und  „Vorbereitung  der 
Hauptverhandlong^^  scharf  zu  unterscheiden. 
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Untersiicbungsrichter  geleitet  wird,  wird  das  Haüptrerfahren  durch  das 
),erkeniiende  Gericht^^  erledigt;  das  letztere  tritt  mit  dem  Augenblick 
in  Punktion,  in  dem  das  Hauptverfahren  eröffnet  worden  ist  *),  und  zwar 
für  den  Prozess  insgesamt,  also  auch  für  Prozesshandlungen,  die  sich 
nicht  als  „Aburteilung^^  der  Strafsache  darstellen,  z.  B.  Verhaftungen 
u.  s.  w.^. 

ni.  Das  urteil,  das  den  Prozess  für  die  erste  Instanz  erledigt, 
erledigt  nicht  notwendig  den  Prozess  überhaupt.  Wird  das  urteil  im 
Rechtsmittelwege  angefochten,  so  kommt  es  vielmehr  zu  einer  Fort- 
f ühmng  des  Hauptverfahrens  in  einer  zweiten,  alsdann  unter  umständen 
noch  in  einer  dritten  Instanz. 

IV.  Mit  dem  rechtskräftigen  Urteil  ist  der  Prozess  in 
seiner  Funktion  als  Feststellungsverfahren  erledigt.  Nur  ausnahms- 
weise kann  noch  eine  „Wiederaufnahme  des  Verfahrens" 
Platz  greifen. 

V.  Lautet  das  rechtskräftige  Urteil  auf  Strafe,  so  wird  diese 
nunmehr  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt  im  Wege  der  Strafvoll- 
streckung. 

VI.  Der  bisher  (I — V)  geschilderte  Gang  des  Verfahrens  ist  im 
allgemeinen  derselbe  bei  allen  Prozessen,  gleichviel  welche  Gerichts- 
kategorie Zuständigkeit  erster  Instanz  hat  Es  giebt  jedoch  auch  Be- 
sonderheiten im  Verfahren.    Die  wichtigsten  sind  folgende: 

1.  In  geringfügigen  Strafsachen  (früher  „B^^tellsachen^^  genannt) 
ist  vor  dem  Schöffengerichte  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
ein  sogenanntes  summarisches  Verfahren^)  (^^citation  directe^ 
^^citaxione  direttissima^^  in  der  Ausdrucksweise  des  französischen  und 
italienischen  Rechts,  vgl.  Code  d'instr,  crim.  art.  182)  zulässig;  das 
Amts  gericht  verhandelt  n  u  r  in  diesem  summarischen  Verfahren,  St.P.0. 
§  211.  Das  Hauptcharakteristikum  des  summarischen  Verfahrens  ist 
der  Wegfall  der  Anklageschrift  und  des  Eröffliungsbeschlusses  ^,  sodass 
sich  an  das  Vorveriahren  unmittelbar  die  Hauptverhandlung  anschliesst. 
Das  summarische  Verfahren   vor  dem  Schöffengericht   kann    —   nicht 


*)  Vgl  hierzu  oben  64—65. 
*\  Bei  Decke  504  Anin.  13. 

«)  Vgl  Glaser,  Kl.  Sehr.  I,  477;  John  II,  800;  Landau,  Das  Strafverfahren 
gegen  glaubwürdige  geständige  Beschuldigte,  G.S.  LVI,  55. 
0  Darüber  unten  §§  111,  113. 
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uiuss  -  eintreten,  wenn  der  Beschuldigte  entweder  sich  freiwillig 
stellt,  oder  infolge  einer  vorläufigen  Festnahme  dem  Gericht  vor- 
geführt oder  nur  wegen  Übertretung  verfolgt  wird,  St.P.0.  §  211 
Abs.  1.  Vor  dem  Amtsgericht  sind  die  Voraussetzungen  für  das  summarische 
Verfahren  identisch  mit  den  Voraussetzungen  für  die  sachliche  Zu- 
ständigkeit der  Amtsgerichte;  d.  h.  also  es  muss  sich  um  eine  „üeber- 
tretung*'  im  Sinne  des  §  1  St.G.B.  handeln,  der  Beschuldigte  muss 
geständig  und  vorgeführt  sein,  und  die  Staatsanwaltschaft  muss 
zustimmen  St.P.0.  §  211,  Abs.  2»). 

2.  In  vielen  Funkten  eigenartiggestaltetistdieHauptverh  andlung 
vor  dem  Schwurgericht,  wohingegen  die  erstinstanzlichen  Haupt- 
verhandlungen vor  dem  Amtsgericht,  dem  Schöffengericht,  der  Straf- 
kammer und  dem  Reichsgericht  unter  einander  im  wesentlichen 
konform  sind. 

VII.  Gewisse  Strafprozesse  spielen  sich  nicht  in  der  regelmässigen 
Form  des  Verfahrens  (vorstehend  I — VI)  ab,  sondern  folgen  eigenen 
Grundsätzen.  Man  spricht  hier  von  den  „besonderen  Arten  des 
Verfahrens";  es  sind  dies  das  Privat-  und  Nebenklageverfahren,  das 
strafprozessuale  Mahnverfahren,  das  Verfahren  gegen  Abwesende*) 
einschliesslich  des  Verfahrens  gegen  abwesende  Wehrpflichtflüchtige, 
das  objektive  Verfahren  und  das  Verfahren  vor  den  Konsular-  und 
Schutzgebietsgerichten  ^% 


^  Vgl.  oben  75. 

*)  Andere.  Bennecke  435,  der,  der  Systematik  des  Gesetzes  folgend,  das 
Verfahren  gegen  Abwesende  zum  regelmäBsigen  Verfahren  als  eine  .,S  p  i  e  1  a  r  t^* 
desselben,  nnd  nur  das  Verfahren  gegen  abwesende  Wehrpflichtflüchtige  zu  den 
besonderen  Arten  des  Verfahrens  rechoet. 

^^  Bennecke  zählt  oben  29  die  Konsular-  und  Schutzgebietsgerichte  mit  der 
H.  M.  zu  den  Sondergerichten.  Ist  dies  richtig,  dann  f^t  eine  Darstellung  des 
Verfahrens  vor  ihnen  natürlich  ausserhalb  des  Bahmens  dieses  Buches.  Aber  wie 
V.  Kries  73,  vgl.  auch  Binding,  Grdr.  56,  sehr  richtig  ausführt,  sind  nach  §  13 
G.V.G.  als  Sondergerichte  nur  diejenigen  Gerichte  zu  definieren,  vor  die  besondere 
Arten  von  Rechtssachen  gehören,  dergestalt,  dass  eine  Bechtssache  immer  nur 
entweder  vor  die  ordentlichen,  oder  vor  besondere  Gerichte  gehören  kann.  Das 
trifft  auf  die  Konsular-  und  Schutzgebietsgeriohte  nicht  zu;  vor  sie  gehören  dieselben 
Sachen,  die  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören  (nur  unter  Hinzutritt  gewisser 
weiterer  Voraussetzungen,  wie  deutschen  Indigenats  des  Thäters  u.  s.  w.);  es  ist  also 
sehr  wohl  denkbar,  dass  in  einer  und  derselben  Sache  ein  inländisches  und  ein 
deutsches  Konsular-  oder  Sohutzgebietsgericht  Zuständigkeit  besitzen  (z.  B.  bei  doppeltem 
Wohnsitz).  Die  Konsular-  and  Schutzgebietsgerichte  sind  also  ordentliche^  wenn- 
gleich besonders  organisierte  Genchte.  Das  Vei-fahren  vor  ihnen  ist  demnach 
hier  mit  darzustellen  (s.  unten  §  153);  es  gehört,  wie  oben  gesagt,  zu  den  „besonderen 
Arten"  des  Verfahrens. 

90« 
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Zweites  Kapitel. 
Die  einzelnen  Yerfahrennarten. 

A.    Das  regelmässige  Verfahren. 

I.    Das  Yorverfahren. 
1.    Das  Varverfahron  ahaa  Varuntersuchuag. 

§  110. 
a)   Das  Ermittelungsverfahren. 

Wenn  der  Staatsanwaltschaft  zur  Pflicht  gemacht  ist,  bei  Vor- 
handensein aller  Prozessvoraussetzungen  und  Strafbarkeits- 
bedingungen Klage  zu  erheben^),  so  ist  es  ihre  erste  Aufgabe,  zu 
erforschen,  ob  diese  Grundlage  für  die  Klage  gegeben  ist,  StP.O.  §  158*}, 
ob  es  sich  also  im  konkreten  Falle  überhaupt  um  eine  strafbare 
Handlung  handelt,  wer  der  Thäter  ist,  ob  er  der  deutschen  ordentlichen 
Gerichtsbarkeit  untersteht  u.  s.  w.  Diese  Forschungsthätigkeit  füllt  aus  das 
sogenannte  vorbereitende  Verfahren,  V  orbereitungs-  oder  Ermitteiungs- 
oder  Skrutinialverfahren ,  staatsanwaltschaftliche  Vorverfahren ,  das 
Stadium  der  „Vorbereitung  der  öffentlichen  Klage^\  bestehend  in  „Er- 
mittelungen jeder  Art",  StP.O.  §  159. 

Nicht  wesentlich  ist  dem  vorbereitenden  Verfahren  die  Richtung  gegen  einen 
beetimmten  Beschuldigten;  die  Ermittelungen  können  auch  —  und  müssen  hänfig  — 
gegen  ,,Unbekannt^^  vorgenommen  werden. 

Dominus  litis  ist  in  diesem  Abschnitt  des  Verfahrens  die  Staats- 
anwaltschaft, ein  Gericht,  bei  dem  die  Sache  rechtshängig  wäre,  ist 
nicht  vorhanden.  Das  Prozessverhältnis  ist  noch  nicht  dreiseitig,  sondern, 
insofern  ein  Beschuldigter  vorhanden  ist,  zweiseitig,  anderenfalls  fehlt 
es  ganz^). 


»)  Oben  §73  III. 

'j  Ein  Ermittelungsverfahren  &Ilt  freilich  dann  hinweg,  wenn  von  vornherein 
alles  Wissenswerte  klar  zu  Tage  liegt,  sodass  entweder  die  Klage  sofort  erhoben 
werden  kann  (z.  B.  der  Staatsanwalt  hat  die  That  selbst  mit  angesehen,  and  die 
Personalien  und  Vorstrafen  des  Beschuldigten  ergeben  sich  ans  den  zur  Stelle  be- 
findlichen Vorstrafakten),  oder  umgekehrt  ein  Nichteinschreiten  sich  rechtfertigt  (z.  B. 
die  eingereichte  Denunziation  steUt  sich  zweifelsfrei  als  aussichtslos  dar,  weil  sich 
das  darin  dem  Beschuldigten  zur  Last  gelegte  Verhalten  als  völlig  unsträflich  darstellt). 
In  letzterem  Falle  muss  der  Denunziant  mit  Gründen  ablehnend  beschieden  werden, 
StP.O.  §  169,  vgl.  dazu  unten  112. 

*)  Bennecke  440  leugnet  überhaupt  das  Vorhandensein  eines  Prozess- 
verhältnisses  (ebenso  v.  E  r  i  e  s  463  nnd  Birkmeyer  8).  Der  Beschuldigte  sei 
noch  nicht  Prozesssubjekt.,  sondern  üntersnchungssubjekt.  Dem  widerspridit  der 
Umstand,  dass  dem  Beschuldigten  im  vorbereitenden  Ver&hren  Parteireohte  vom 
Gesetz  zuerkannt  sind. 
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Die  Staatsanwaltschaft  kann  de  jure  die  einschlägigen  Handlungen, 
Zeugenvernehmungen  u.  s.  w.  selbst  unmittelbar  vornehmen,  soweit  ihr 
die  Befugnis  dazu  nicht,  wie  z.  B.  zur  Vereidigung  einer  Person, 
Verhaftung  u.  s.  w.,  gesetzlich  entzogen  ist.  In  praxi  pflegt  jedoch 
die  Staatsanwaltschaft  von  dieser  Befugnis  keinen  ausgedehnten  Gebrauch 
zu  machen,  sondern  jene  Akte  nur  anzuordnen  und  durch  ihre  Hülfs- 
organe^)  ausführen  zulassen.  Selbstverständlich  laufen  aber  alle  Fäden 
in  der  Hand  der  Staatsanwaltschaft  zusammen^).  Die  Hülfsorgane 
haben  daher  nach  Leistung  des  betreffenden  Hülfsakts  die  weitere 
Verfügung  der  Staatsanwaltschaft  zu  überlassen.  Bei  Meinungsver- 
schiedenheiten ist  der  Wille  der  Staatsanwaltschaft  ausschlaggebend^. 
Regelmässig  haben  diese  Organe  auch  nur  auf  Verlangen  der 
Staatsanwaltschaft  thätig  zu  werden.  Doch  handeln  Polizei  und  Amts- 
richter auch  —  abgesehen  von  dem  ersten  Angrifft)  —  ungerufen,  als 
^^negotiorum gestores  der  Staatsanwaltschaft"^)  dann,  wenn  Oefahr  im 
Verzug  obwaltet,  StP.O.  §§  161, 163»),  der  Amtsrichter  nach  §  164  St.P.O. 
auch  dann,  wenn  der  Beschuldigte  bei  seiner  verantwortlichen  Ver- 
nehmung vor  dem  Amtsrichter  zu  seiner  Entlastung  einzelne  Beweis- 


♦)  Oben  §  42. 

')  Wünschenswert  wäre  freilich,  dass  die  Staatsanwaltschaft  prinzipiell  immer  selbst 
handelte  und  die  Hülfsoiigane  nur  da  in  Ansprach  nähme,  wo  es  onuragänglich  wäre, 
ganz  wie  der  Untersuchungsrichter.  (So  auch  Buehl,  Preuss.  Jahrb.  1897  Januar- 
heft 129  ff.  Vgl.  dagegen  Süss,  Stellung  der  Parteien  303.)  Diese  Konzentration 
der  Untersuchung  böte  nicht  allein  den  Vorteil  der  Beschleunigung,  sondern  informierte 
den  leitenden  Bearnten  weit  besser,  als  die  Akte  der  Hülfsorgane.  Die  Belastung  der 
Staatsanwaltschaften  mit  Mehrarbeit  würde  geringer  sein,  als  die  dadurch  herbei- 
geführte Entlastung  der  Polizeibehörden  und  Amtsrichter,  denn  für  den  mit  der  Sache 
vertrauten  Staatsanwalt  wären  die  Zeugenvernehmungen  etc.  minder  zeitraubend,  als 
für  das  requirierte  Hülfsorgau,  das  sich  jedesmal  noch  über  die  Sache  informieren 
muss.  Diese  Massregel  liesse  sich  im  Wege  der  Justizverwaltung  durchführen  (An- 
weisung an  die  S^tsanwaltsohaften),  nur  würde  freilich,  wie  die  Dinge  liegen,  damit 
eine  Vermehrung  ^er  Staatsanwaltssteilen  (unter  Verminderung  der  Ermittelungsrichter- 
stellen) verbunden  sein  müssen. 

^)  John  II,  325;  Bennecke  444.  Hatte  die  Staatsanwaltschaft  den  Amts- 
richter um  Vernehmung  eines  bestimmten  Sachverständigen  ersucht,  so  ist  der  Amts- 
richter an  diese  Wahl  gebunden,  der  §  73  StP.O.  oben  S.  368,  bezieht  sich  nicht 
auf  das  Ermittelungsverfahren.  So  Löwe  3  a  zu  §  73.  A.  M.  Ben  necke  359 
Anm.  16. 

')  Unten  S.  471,  a). 

»)  Binding,  Grdr.  180. 

*)  Dass  §  163  auch  für  solche  Strafsachen  gilt,  die  bereits  bei  der  Staats- 
anwaltschaft anhängig  sind,  wird  mit  Recht  bej^t  von  Löwe  3  zu  §163;  Stenglein 
1  zu  §  163,  V.  Kries  Z.  IX,  64;  Ullmann  400;  Bennecke  448  Anm.  3 
A.  M.  John  II,  379, 
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erhebungen  beantragt,  die  geignet  sind,  die  Freilassung  des  Beschuldigten 
zu  begründen  ^^). 

Das  wichtigste  der  staatsanwaltschaftlichen  Hülfsorgane  ist  der 
Amtsrichter,  in  dieser  Eigenschaft  „Ermittelungsrichter"  genannt,  St.P.0. 
§  160.  Ortlich  zuständig  ist  derjenige  Richter,  in  dessen  Bezirk  die 
betreffende  Handlung  Yorzunehmen  ist.  Der  von  der  Staatsanwaltschaft 
um  Yornahme  einer  Handlung  angegangene  Ermittelungsrichter  muss 
dem  Ersuchen  genügen,  es  wäre  denn,  dass  die  Handlung  überhaupt 
oder  im  konkreten  Falle  gesetzlich  unzulässig  ist^^);  die  Zweck- 
mässigkeit der  Handlung  (Opportunität)  zu  prüfen  ist  ihm  verwehrt, 
St.P.0.  §  160  Abs.  2.  Gerade  hierin  zeigt  sich  besonders  deutlich  die 
Gehülfenstellung  des  Ermittelungsrichters. 

Geradezu  angewiesen  ist  der  Staatsanwalt  auf  die  Hülfe  des  Amtsrichters  insoweit, 
als  es  sich  nin  Handlungen,  die  dem  Richter  vorbehalten,  dem  Staatsanwalt  und  der 
Polizei  versagt  sind,  handelt  Hierher  gehört  zweifellos  z.  B.  die  Vereidigang  einer 
Person  (§  159  StP.O.),  die  Verjährangsunterbrechang  (StG.B.  §  68),  die  dauernde  Fest- 
haltung in  Haft*').  Es  muss  aber  weiter  behauptet  werden,  dass  auch  der  Zeugnis- 
und  Begutachtungszwang  nur  richterlich  ausübbar  ist  Staatsanwaltschaft 
und  Polizeibehörden  können  zwar  einen  Zeugen  oder  Sachverständigen  mit  vet- 
pflichtender  Kraft  laden,  aber  ihn  weder  zum  Erscheinen  noch  zur  Aussage  zwingen. 
Die  in  praxi  beliebte  „Sistierung",  Zwangsgestellung  einer  Person  vor  den  Staats- 
anwalt oder  die  Polizei  durch  einen  Schutzmann  und  dergl.  ist  ungesetzlich.  Die  StP.O. 
giebt  der  Staatsanwaltschaft  und  der  Polizei  kein  solches  Recht ").  Aus  dem  Landes- 
rocht  (z.  B.  dem  Preuss.  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883 
§§  132  ff.)  kann  dieses  angebliche  Recht  der  Polizei  deshalb  nicht  hergeleitet  werden, 
weil  die  repressiv  polizeilichen  Befagnisse  der  Polizei  in  Wahrheit  Teilnahme  an  der 
Kriminal  Justiz  bedeuten,  deshalb  sich  nur  nach  Prozessreoht  richten,  somit  §  6 
E.8t.P.O.  hier  massgebend   ist,  während  das  Partikularverwaltungsrecht  nur  über  die 


'*)  Insofern  dor  §  164  ausserdem  noch  von  Besorgnis  des  Yerlusts  der  Beweise 
spricht,  bringt  er  nichts  neues  gegenüber  dem  §  163,  höchstens  könnte  man 
in   Absatz   2   des  §  164  eine  über  §  163  hinausgehende  Bestimmung  erblicken. 

")  Bennecke  führt  450  Anm.  13  folgende  treffende  Beispiele  an:  Verhaftung 
eines  Exterritorialen,  Vereidigung  eines  Zeugen  ohne  Gegebensein  der  Voraussetzungen 
des  §  65  Abs.  3  St.P.0.,  Verhaftung  bei  Fehlen  eines  Haftgrundes.  Vgl  John  II, 
343  ff.,  355  ff.;  Glaser  II,  374;  Löwe  10;  Stenglein  6  zu  §  160;  v.  Kries 
Z.  IX,  52;  Kronecker  U.A*  XXIX,  317.  Dagegen  würde  der  Amtsrichter  z.  B.  die 
Vernehmung  eines  Zeugen  nicht  deswegen  ablehnen  können,  weil  er  die  That  um  die 
es  sich  handelt,   nicht  für  eine  strafbare  Handlang  hält;   Bennecke  450  c. 

")  Vgl.  ferner  StP.O.  §§  98,  100,  105,  oben  §§  52  ff. 

^')  So  durchaus  die  H.  M.,  (zum  Teil  noch  weiter  gehend,  die  Ladung  der  Staats- 
anwaltschaft nicht  einmal  als  verpflichtend  anerkennend)  besonders  R.  II,  282,  V, 
726,  E.  II,  282,  IX,  433,  XIII,  430;  JohnI,406  ff.,  bes.  414;  Löwe  3b  zu§159; 
Binding  146.  111;  Glaser  II,  363;  Stengloin  3  zu  §  159;  Bennecke  172; 
Geyer  H.H.  I,  272;  Süss,  Stellung  der  Parteien  352;  Puchelt  10  zu  §  50. 
V.  Kries  476;  Ullmann  396;  Laband  Staatsr.  II,  440.  A.  M.  Voitus  1 
zu  §  50,  3  zu§  133;  Dalcke  5  zu  §50;  Fuchs  H.H.  I,  448. 
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Fooktionen  der  Polizei  qtut  reine  Verwaltoogsbehörde  (PräventiTpolizei)  Besümmung 
trifft  ^*)  Leistet  der  von  der  StaatsanwaltBohaft  Geladene  also  der  Ladung  keine  Folge, 
80  hat  die  Staatsanwaltschaft  den  Amtsrichter  um  Ausübung  des  ZengnLszwangs 
anzurufen. 

Den  Amtsrichter  kann  der  Staatsanwalt  aber  auch  um  solche  Handlungen 
ersuchen,  zu  denen  er  selbst  oder  die  Polizei  ebenso  die  Befugnis  besässe  (uneidliche 
Zeugenvernehmung  u.  s.  w.).  Der  Amtsrichter  darf  die  Vornahme  auch  solcher 
Handlungen  nicht  von  sich  weisen,  vorausgesetzt  nur  auch  hier,  dasa  die  Handlung 
nach  den  Umständen  des  Falles  gesetzlich  zulässig  ist,  §  160  St  P.O.  ^'^). 

Fcir  die  Beurkundung  der  ermittelungsriohterlichen  Handluz^n  sind  nach  §  166 
StP.O.  die  für  die  Beurkundung  der  untersuchungsrichterlichen  Handlungen*^) 
g^ebenen  Vorschriften,  §§  185,  186  St.P.O.,  in  entsprechender  Weise  massgebend. 

Um  ein  Ermittelangsverfahren  einleiten  zu  können,  bedarf  es 
für  die  Staatsanwaltschaft  keines  vorgängigen  Formalakts  irgend 
welcher  Art,  vielmehr  setzt  jede  irgendwie  erlangte  und  wäre  es 
noch  so  vage  Kenntnis  davon,  dass  sich  eine  strafbare  Handlung  er- 
eignet haben  solle,  die  Staatsanwaltschaft  in  den  Stand,  vorzugehen, 
Tgl.  §  158  StP.O.  Der  Staatsanwalt  kann  deshalb  den  Anlass  zum 
Einschreiten  z.  B.  sehr  wohl  einem  Privatgespräch  oder  einer  Zeitungs- 
notiz, die  ihm  aufstösst,  oder  einem  Gerücht  entnehmen  ^^).  In  den 
weitaus  häufigsten  Fällen  geben  ihm  aber  dritte  Personen  den  Anstoss 
zum  Verfahren. 

o)  Nach  §  161  StP.O.  haben  die  Behörden  und  Beamten 
des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes  strafbare  Handlungen 
aufzuspüren,  sie  haben  die  „Initiative^\  „Recht  und  Pflicht  des  ersten 
Angriffe".  Die  erwachsenen  Akten  haben  sie  gewöhnlich  ohne  Verzug 
der  Staatsanwaltschaft  zu  übersenden ;  erscheint  aber  die  unverzügliche 
Vornahme  einer  richterlichen  üntersuchungshandlung  erforderlich  (z.  B. 
behufs  Unterbrechung  der  Verjährung,  oder  Erlass  eines  Haftbefehls), 
so  erfolgt  die  Obersendung  an  den  Amtsrichter,  der  dann  seinerseits 
die  Akten  an  die  Staatsanwaltschaft  weiter  zu  geben  hat. 


"j  Insofern  unzutreffend  R.  V,  728,  E.  IX,  433;  G  I  a s  e  r  II,  366;  U 1 1  m  a n  n 
356,  Anm.  6,  397,  Anm.  1;  Löwe  Ib  zu  §  161.    Richtig  v.  Eries  476. 

'^)  Einer  Motivierung,  weshalh  der  Staatsanwalt  den  Richter  ersucht,  statt 
selbst  oder  durch  die  Polizei  vorzugehen,  bedarf  es  nicht-,  denn  „gesetzlich  zulässig^^ 
ist  eine  richterliche  uneidliche  Zeugenvernehmung  auch  dann,  wenn  die  Vernehmung 
ebensogut  von  einem  nicbtrichterlidien  Organ  bewirkt  werden  könnte.  So  John  II, 
352;  a.  M.  Bennecke  450  Amn.  15. 

^•)  Unten  §  118. 

^^)  Verpflichtet  einzuschreiten  (dem  Legalitätsprinzip  zufolge)  ist  der  Staats- 
anwalt aber  nur  dann,  wenn  die  Kenntnis  an  ihn  als  Staatsanwalt  herantritt, 
nicht  an  ihn  als  Privatmann.  Immerhin  ist  er  aber  auch  als  Privatmann  natürlich 
in  demselben  Umfange  wie  andere  Private  anzeigepflichtig,  unten  S.  47^.  Ebenso 
Löwe  2b  zu  §  158;  besonders  aber  Birkmeyer  577. 
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Bei  Gefahr  im  Verzuge  ist  auch  der  Amtsrichter  zum  ersten 
Angriff  berufen,  §  163  StP.O.i«). 

"Wird  in  einer  Gerichtssitzung  eine  strafbare  Handlang  begangen,  so  hat  das 
betreffende  Gericht  Recht  und  Pflicht  des  ersten  Angriffs;  das  Protoi(oll  ist  der 
Staatsanwaltschaft  zu  übersenden,  G.Y.G.  §  185.  In  ähnlicher  Weise  ist  der  Unter- 
suchungsrichter nach  §  189  St.P.O.  zur  Initiative  berufen,  wenn  im  Laufe  der 
Voruntersuchung  sich  der  Verdacht  einer  anderen  Straf that  ergiebt,  and  es  sich,  z.  ß. 
wegen  nahen  Ablaufs  der  Verjährungszeit,  um  einen  „dringenden  FalL*^  handelt.  Im 
Falle  des  §  157  St.P.O.  tiifffc  eine  Anzeigepflicht  ausser  den  Polizeibehörden  auch  die 
Gemeindebehörden'*).  Ob  ausserdem  noch  andere  Behörden  anzeigepflichtig  sind, 
richtet  sich  nach  (Reichs-  oder  Partikular-)  Verwaltungsrecht'^). 

b)  Jede  Privatperson,  sie  sei  durch  die  Tbat  verletzt  oder  nicht, 
kann  durch  Einreichung  einer  Denunziation,  einer  „Anzeige^',  eines 
„Antrags^^  (hier  im  nichttechnischen  Sinne  gebraucht),  §  156  Abs.  1 
StP.O.,  auf  ein  Ermittelungsverfahren  hinv?irken. 

Der  §  156  Abs.  1  StP.O.  verordnet  nun: 

„Anzeigen  strafbarer  Handlungen  oder  Anträge  auf  Strafverfolgung 
können  bei  der  StaatsanwaltBchaft,  den  Behörden  und  Beamten  des  Polizei- 
und  Sicherheitsdienstes  und  den  Amtsgerichten  mündlich  oder  schriftlich 
angebracht  werden.    Die  mündliche  Anzeige  ist  zu  beurkunden.^^ 

Diese  Bestimmung  ist  nicht  dahin  zu  verstehen,  als  könne  der  Staatsanwalt 
nur  auf  eine  bei  den  genannten  Behörden  in  der  genannten  Form  (schriftlich,  oder 
mündlich  beurkundet)  angebrachte  Denunziation  hin  reagieren ;  ist  er  doch  überhaupt 
nicht  genötigt,  eine  Denunziation  abzuwarten.  Vielmehr  kann  §  156  Abs.  1  nur  dahin 
verslandeu  werden,  dass  die  dort  genannten  Behörden  und  Beamten  solche  Denunziationen 
entgegennehmen  (und  wenn  sie  mündlich  sind,  beurkunden),  sowie  weiter- 
befördern müssen,  während  andere,  etwa  Eisenbahn  behörden  u.  s.w.,  die  Entgegen- 
nahme ablehnen  können'*). 

Selbstvei ständlich  kann  der  Staatfianwalt  auch  auf  anonyme  Denunziationen  hin 
voiigehon,  was  er  aber  nur  thun  wird,  wenn  sie  sich  nicht  von  vornherein  als  völlig 
unglaubhaft  darstellen'*). 

Eine  Anzeigepflicht  haben  Privatpersonen  nach  deuttfchem  Recht  zwar  im 
allgemeinen  nicht"),  wohl  aber  arg.  §  139  StG.B.  in  gewissen  speziellen  schweren 
Verbrechensfällen . 

*»)  Oben  S.  469. 

**)  Hierbei  haben  die  Staatsanwaltschaften,  der  Amtsrichter,  die  Polizei-  und 
Gemeindebehörden  gegebenenfalls  den  §  155  Abs.  8  M.StO.O.  zu  beachten. 

»)  Löwe  14  zu  §  156;  Glaser  II,  326;  John  II,  326  Entwurf  I  zur  StP.O. 
hatte  in  §  134  die  generelle  Vorschrift:  „Behörden  und  öffentliche  Beamte  haben  die 
Pflicht,  die  zu  ihrer  amtlichen  Kenntnis  kommenden  strafbaren  Handlungen  der 
Staatsanwaltschaft  anzuzeigen";  sie  ist  im  Entwurf  II  weggefallen. 

")  Bennecke  442. 

'»)  Glaser  IL  324;  Geyer  462;  Ben  necke  441  Anm.  16. 

••)  Anders  Code  d'iiuiruet.  crimin,,  ort,  30:  loiUe  perscnne  qui  awra  ete 
temoin  d*un  cUtentat,  sott  contre  la  sureie  publique,  soü  eontre  la  vie  au  la  proprieU 
d'un  tndtvidu,  8wa  pareiUement  ienu  d'en  donner  avis  au  proewrewr  du  Bai,  soii 
du  lieu  du  crime  ou  delü,  soü  du  lieu  au  le  prevenu  paurra  etre  trauve. 


Digitized  by 


Google 


§  110.  Das  ErmittelangBverfalireD.  473 

Mit  den  Anzeigen  und  Antiilgen  auf  Strafverfolgung  im  vorentwickelten  Sinne 
darf  der  Strafantrag  im  technischen  Sinne  nicht  verwechselt  worden,  für  ihn  gilt 
nach  §  156  Abs.  2   eine   besondere  Form  Vorschrift'^). 

Die  Form,  in  der  die  Ermittelungen  vorgenommen  werden,  ist  völlig  frei. 
Insbesondere  steht  die  Ermittelungsthätigkeit  nicht  unter  der  Herrüchaft  der  Sätze 
über  den  Beweis '').  Es  ist  deshalb  z.  B.  *")  Verwertung  von  Privatkenntoissen  durch 
den  Staatsanwalt  unbedenklich  zulässig. 

Auf  welche  Umstände  die  Ermittelungen  zu  richten  sind,  ergiebt  sich  aus  dem 
Zwecke  des  vorbereitenden  Verfahrens:  es  kommen  alle  Umstände  in  Betracht,  die 
die  Staatsanwaltschaft  feststellen  muss,  um  zu  wissen,  ob  und  bei  welchem  Gericht 
Klage  zu  erheben  ist,  aber  auch  prinzipiell  nur  diese '^).  Daneben  hat  die  Staats- 
anwaltschaft nach  §158  Abs.  2  StP.O.  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  bei  drohendem 
Verlust  eines  Beweismittels  eine  antizipierte  richterliche  Beweisaufoahme  zum  Behufe 
der  späteren  Benutzung  in  der  Hauptverhandlung  stattfindet**).  Dass  der  Ent- 
lastung wie  der  Belastung  mit  voller  Objektivität  nachzuspüren  ist,  ergiebt  sich  ohne 
weiteres  aus  der  Stellung  der  Staatsanwaltschaft  und  wird  durch  §  158  Abs.  2  8t.P.O. 
expressis  verbis  angeordnet 

Welche  Akte  erforderlich  sind,  richtet  sich  ganz  nach  der  konkreten  Sachlage. 

Dass  speziell  der  Beschuldigte  im  vorbereitenden  Verfahren  verantwortlich 
vernommen  werden  müsste,  ist  in  der  SiF.O.  nicht  vorgeschrieben  *").  Gewöhnlich 
aber  findet  eine  solche  Vernehmung  statt,  schon  weil  sie  meist  zur  Aufklärung  bei- 
zutragen vermag. 

Wird  der  Beschuldigte  vom  Bichter  schriftlich  geladen,  so  ist  er,  vorausgesetzt 
natürlich,  dass  er  der  deutschen  Sti-afgerichtsbarkeit  überhaupt  untersteht  [oben  §  13]), 
verpflichtet  zu  erscheinen  und  solange  auszuharren,  bis  er  wieder  entlassen  wird. 
Ist  er  ungehorsam,  so  wird  zwar  nicht  mit  Ordnungsstrafe  gegen  ihn  vor- 
gegangen, wohl  aber  fallen  ihm  die  Kosten  des  vereitelten  Termins  nach  §  499  St.P.O. 
zur  Last;  auch  kann  seine  Vorführung  erfolgen,  sofern'*')  entweder  diese  Folge  in 
der  Ladung  in  Aussicht  gestellt  war,  St.P.O.  §  133  Abs.  2,  oder  Gründe  vorliegen, 
die  auch  die  Erlassung  eines  Haftbefehbi  rechtfertigen  würden,  StP.O.  §  134. 
Letzterenfalls  kann  die  Vorführung  sogar  ohne  vorgängige  Ladung  verfügt  werden. 
Die  Vorführung  wird  durch  schriftlichen  Vorführungsbefehl  (§  134  Abs.  2  StP.O.) 
angeordnet  Den  Voigeführten  muss  der  Richter  sofort  vernehmen;  nur  wenn  dies 
nicht  ausführbar  ist'^),  kann  die  Vernehmung  bis  zum  nächsten  Tage  angeschoben 
und  der  Beschuldigte  solange  festgehalten  werden;  mit  Ablauf  dieses  Tages  muss  aber 
jedenfalls  seine  Entlassung  erfolgen,  StP.O.  §  135. 


»*)  Darüber  s.  oben  §  66  II. 

")  Vgl.  oben  S.  329. 

••)  Im  Gegensatz  zu  dem  Beweise  im  Hauptverfahren,  oben  S.  324. 

'0  Demnach  scheiden  z.  B.  aus  alle  Umstände,  die  bloss  die  ordentliche  Straf- 
zumessung betreffen.    Bennecke  441  Anm.  14. 

'•)  Vgl.  dazu  John  II,  329;  Bennecke  445  I  c. 

'*)  Anders  im  Keichsmilitärstrafprozess,  §  173  M.StG.O. 

'°)  Die  Einschränkung  ergiebt  sich  unmittelbar  aus  §  134  StP.O.  Überein- 
stimmend Löwe  4  zu  §  133;  Benneoke  384  Anm.  3;  Stenglein  1  zu  §  133. 
A.  M.  John  I,  942;  v.  Holtzendorff  in  s.  Hdb.  I,  378. 

•»)  Vgl.  hierzu  Bennecke  386. 
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Aftf  staatsanwaltäcbaftliche  oder  polizeiliche  LadnDg  hia  wäre  der  Beschuldigte 
ini  Torbereitenden  Verfahren  nicht  verpflichtet  zu  erscheinen;  demnach  können  Staats- 
anwaltschaft und  Polizei  auch  seine  Vorführang  nicht  anordnen'*). 

Die  Vernehmung  des  Beschuldigten  kann  vereitelt  werden  durch  dessen  Er- 
klärung, dass  er  sich  nicht  aussprechen  wolle").  Ist  er  aber  bereit  auszusagen,  so 
wird  er  „zur  Person^^  (besonders  zum  Behufe  der  Feststellung  der  Identität)  und 
„zur  Sache"  vernommen,  §  136  St.P.0. 

VolksöfFentlichkeit  gilt  für  das  Ermittelnngsverfahren  nicht.  Auch  die  Parteien 
haben  für  die  Regel  kein  Recht  auf  Anwesenheit"^).  Das  Gesetz  folgt  der  Auffossung, 
als  sei  in  diesem  Stadium  des  Prozesses  die  Wahrheit  schneller  und  sicherer  ohne 
Dareinreden  der  Parteien  zu  erforschen.  Doch  gewährt  §  167  St  P.O.  der  Staats- 
anwaltschaft, sowie  wenn  der  Beschuldigte  verantwortlioh  vom  Richter  vernommen 
worden  ist  oder  sich  in  Untersuchungshaft  befindet,  auch  dem  Beschuldigten,  seinem 
Verteidiger  und  den  von  ihm  benannten  Sachverständigen  den  Zutritt  zu  richterlichen 
Verhandlungen  nach  Massgabe  der  in  dieser  Hinsicht  für  die  Voruntenmöhung 
geltenden  Vorschriften"). 

b)  Dio  En  tscheidang  der  Staatsanwaltschaft  nach 
Abschluss  des  Ermittelungsv erf ahrens. 

§  111. 
a)    Die  Anklage. 

I.  Ist  im  vorbereitenden  Verfahren  aller  erreichbare  ProzessstofF 
insoweit  als  erforderlich  zusammengetragen,  so  hat  nunmehr  die 
Staatsanwaltschaft  darüber  zu  befinden,  ob  sie  die  Klage  erhebt  oder 
nicht.  Inwieweit  sie  die  Klage  durch  Antrag  auf  Vorunter- 
suchung zu  erheben  hat,  wird  unten  dargestellt  werden.  Zur  A  n- 
klage  dagegen  ist  die  Sache  dann  zu  bringen,  wenn  (ausser  den 
notwendigen  Prozessvoraussetzungen)  hinreichender  Verdacht 
der  That  gegen  den  Th  ät er  besteht.  Das  ist  zwar  im  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  gesagt,  ergiebt  sich  aber  daraus,  dass  die  Anklage 
ihrem  Wesen  nach  ein  Antrag  auf  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  ist, 
somit  wie  dieses^)  den  „hinreichenden  Verdacht"  erfordert. 


")  John  I,  93G;  Stenglein*)  zu  §  133;  Bennecke  385,  173. 

•«)  Oben  S.  374. 

**)  Selbstverständlich  ist  aber  die  Staatsanwältschaft  befugt,  polizeilichen 
Akten  beizuwohnen.    Löwe  4  zu  §  167. 

")  Unten  §  118. 

')  Unten  §  114.  Man  darf  nicht,  wie  es  häufig  geschieht  (so  Bennecke  453, 
457),  das  Vorliegen  „zureichender,  thatsächlicher  Anludtspunkte"  (§  152  StP.O.)  als 
für  die  Anklage  massgebend  bezeichnen;  solches  ist  allgemeine  Voraussetzung  für 
das  Ntaatsanwaltschaftliche  Einschreiten  überhaupt,  nicht  für  die  Anklage  speziell, 
vgl.  oben  S.  274—275,   auch  Birkmeyer  70. 
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Regelmässig  wird  die  AnkJage  unverziiglich  Dach  Abschluss  der  Ermittelnngen 
zu  erheben  sein.  Sollte  freilich  der  alsbaldigen  Darchführung  des  llauptyerfahrens 
ein  derzeitiges  Hemmnis  entgegenstehen,  z.  B.  Abwesenheit,  Geisteskrankheit  des 
Beschuldigten,  so  kann  die  Anklage  einstweilen  unterbleiben*),  genau  in  derselben 
Weise,  wie  das  Ermittelungsverfahren  z.  B.  dadurch  stocken  kann,  dass  ein  unerläss- 
licher  Zeuge  krank  und  vemehmungsunfähig  damiederliegt.  Ein  Verstoss  gegen  das 
Legalitätsprinzip  liegt  in  solcher  dilatorischen  Behandlung  nicht.  Denn  dieses  ver- 
pflichtet nur  zum  „Einschreiten'S  sofern  zureichende  thatsächliche  Anhaltspunkte 
vorliegen,  §  152  Abs.  2  StP.O.;  wie  und  wann  einzuschreiten  ist,  das  muss  sich  aus 
der  Sachlage  ergeben. 

II.  Als  regelmässige  Form  der  Anklageerhebung  nennt  §  168 
St.P.0,  die  Einreichung  einer  Anklageschrift  bei  Gericht 
Es  giebt  jedoch  Ausnahmsfälle,  in  denen  die  Anklage  durch  münd- 
liche  Erklärung  vor  Gericht  erhoben  wird.    Dies  gilt 

«)  von  dem  von  der  Staatsanwaltschaft  zu  gebenden  Anstoss  zum 
sogenannten  summarischen  Verfahren,  §  211  St.P.O.  Dieses 
charakterisiert  sich  5^)  dadurch,  dass  hier  zur  Hauptverhandlung  ohne 
schriftliche  Anklage  (und  Eröffuungsbeschluss)  geschritten  wird*).  Die 
Anklage  wird  hier  in  der  Verhandlung  mündlich  erhoben,  ihr  wesent- 
licher Inhalt  ist  aber,  falls  der  Beschuldigte  geladen  wird,  in  die 
Ladung,   anderenfalls  in  das  Sitzungsprotokoll  aufzunehmen. 

ß)  Im  Grunde  genommen  nur  eine  wenn  auch  eigen  geartete  Unterart 
des  summarischen  Verfahrens  ist  das  Verfahren  auf  sogenannte  Incident- 
an klage  oder,  wie  man  sie  auch  nennen  könnte, '„Zusatzanklage''  nach 
§  265  St.P.0.  Ist  nämlich  im  Falle  der  Realkonkurrenz  nur  ein  Teil 
der  Thaten  durch  reguläre  Anklage  rechtshängig  gemacht,  so  kann 
in  der  Hauptverhandlung  gegen  den  Angeklagten  (nicht  gegen  Andere) 
der  Rest  der  Thaten  durch  mündliche  Anklage  anhängig  gemacht 
werden.  Die  Anklage  besteht  hier  in  dem  Antrage,  die  näher  zu  be- 
zeichnende That  zum  Gegenstande  derselben  Aburteilung  zu  machen^). 


*)  Übereinstimmend,  wenn  auch  nicht  ohne  Zweifel  zu  hegen,  Löwe  4b  zu 
§  152;  Bennecke  439. 

')  Oben  S.  466.  —  Vgl.  dazu  Kohlrausch,  Proz.  Behandlung  der  Idealkonk.  25. 

*)  Dem  Anklageformprinzip  wird  hier  dadurch  Rechnung  getragen,  dass 
natürlich  die  summarische  HauptverhandluDg  das  Einverständnis  der  Staatsanwaltschaft 
mit  der  AburteiluDg  voraussetzt;  dieses  Einverständnis  dokumentiert  sich  in  der  Vor- 
legung der  Akten  zum  Zwecke  des  summarischen  Verfahrens  und  dergl.,  mindestens 
aber  in  dem  Erscheinen  des  staatsanwaltschaftlichen  Beamten  zur  Hauptverhandlung. 

*)  Wie  und  inwieweit  das  Gericht  diesem  Antrag  zu  entsprechen  hat,  darüber 
6.  unten  §  114. 
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III.  Jede  Anklage  niiiss  einen  bestimmten  Beschuldigten  bezeich- 
nen*^), gegen  den  sie  sich  richtet.  Ferner  muss  die  That,  um  die  es  sich 
handelt,  in  der  Anklage  derart  individualisiert  werden,  dass 
eine  Verwechselung  mit  anderen  Thaten  nicht  möglich  ist^,  es  müssen 
namentlich  Zeit  und  Ort  der  That,  so  genau  wie  es  nach  den  Um- 
ständen möglich  ist,  angegeben  werden,  ferner  nötigenfalls  z.  B.  der 
Gegenstand  des  Diebstahls  (wenn  der  Thäter  mehrere  Gegenstände  ge- 
stohlen hat)  u.  s.  w.^).  Die  Anklage  muss  ferner  enthalten  die  genaue 
Wiedergabe  der  gesetzlichen  Formel  des  in  Betracht  kommenden  Straf- 
gesetzes („die  gesetzlichen  Merkmale  der  That^'),  erentuell  mit  weiteren, 
sich  aus  der  Anwendung  der  übrigen  Strafrechtssätze  ergebenden 
Zusätzen  betreffend  Teilnahme,  Konkurrenz,  Versuch  u.  s.  w. »),  nebst 
Allegierung  dieses  Strafgesetzes*®);  weiter  die  Beweismittel**);  das 
Gericht,  vor  dem  die  Hauptverhandlung  stattfinden  soll;  endlich  ein 
sogenanntes  Ermittelungsergebnis,  d.i.  eine  gedrängte  Geschichtserzählung, 
„die  wesentlichen  Ergebnisse  der  stattgehabten  Ermittelungen",  S^P.O. 
§  198  *^).    Das  Ermittelungsergebnis  kann  jedoch  in  den  reinen  Schöffen- 


^  Aber  nioht  notwendig  mit  Namen,  die  Anklage  kann  auch  lanten  z.  B.  „g^gen 
die  im  hiesigen  Gerichtsgefängnis  Station  D.  IV,  Nr.  17  befindliche  männliche  Penon 
unbekannten  Namens^    Glaser  n,  384;  John  11,  495;  Benneoke  460. 

^  Einer  Spezialisierung,  d.  i.  einer  Auflösung  der  generellen  BegrüEsmefkmaie 
in  spezielle  Angaben,  z.  B.  statt  ,,Urkunde^^ :  ,,Kauf brief  vom  17.  Mai  1900^^  o.  &  w. 
—  gefordert  von  y.  Kries  G15;  Ullmann516  —  bedarf  es  an  sich  nioht;  so  Glaser 
II,  576;  Birkmeyer  591  Anm.  b.  Doch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Spezifdisieruiig  unter  Umständen  zur  Individualisierung  gehören  kann  —  vgl.  z.  B.  Text 
bei  Anm.  8  —  und  dass  jedenfalls  das  „Ermittelungseigebnis^^  (s.  nachstehend  bei 
Anm.  12)  eine  Spezialisierung  in  sich  schliesst. 

«)  Dazu  John  ü,  589  ff ;  E.  III,  408;  H.  Meyer,  H.  H.  II,  162;  Ullmann  515. 

')  Im  Tempus  muss  diese  Formel  natürlich  dem  Falle  angepasst,  d.  h.  sie  muss 
ins  Tempus  der  Veigangenheit  gesetzt  werden,  z.  B.:  NN.  wird  angeklagt,  dem  Schutz- 
mann X,  einem  Beamten,  welcher  zur  Vollstreckung  von  Befehlen  und  Anordnungen 
der  Verwaltungsbehörden  .  .  .  berufen  war,  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines 
Amtes  durch  Gewalt  .  .  .  Widerstand  geleistet  zu  haben.  In  der  Praxis  wird  häufig 
unlogischer  Weise  bei  den  formelmassigen  Relativsätzen  das  Präsens  beibehalten: 
^dom  Schutzmann  X,  einem  Beamten,  welcher  .  .  .  berufen  ist^^  Aber  ob  der 
Schutzmann  X  z.  Z.  der  Anklage  zur  Vollstreckung  von  Befehlen  u.  b.  w.  beruf ep  ist, 
ist  nicht  von  Bedeutung.  Das  Präsens  Hesse  sich  nur  rechtfertigen  bei  Einschiebung 
des  Pronomens  „solcher'^  („einem  solchen  Beamten,  welcher  .  .  .  ist'^). 

^®)  Unwesentlich  (Bennecke  462),  aber  immerhin  empfehlenswert  und  in  der 
Praxis  üblich  ist  daneben  die  AUegiemn^  der  ausser  dem  „Strafgesetz^^  im  eigentlichen 
Sinne  (Beling,  Grundzüge  9;  Binding  I,  175,  Grundriss  des  Strafrechts  59; 
H.  Meyer  103)  in  Betracht  kommenden  Strafrechtssatze,  wie  z.  B.  §§  73,  74,  57,  20, 
262  StG.B. 

^')  Einschliesslich  der  etwaigen  entlastenden. 

^')  Muster  einer  Anklageschrift  s.  bei  Schmidt,  Aktenstücke,  2.  Aufl.  79; 
V.  Hippel,  Aktenstücke,  11. 
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Sachen,  sowie  in  den  Über  Weisungssachen  ^^  wegbleiben.  Diese  Ver- 
einfachung entspringt  der  Erwägung,  dass  diese  Sachen  meist  einfach 
liegen,  überdies  gegen  das  demnächstige  schöffengerichtliche  Urteil  die 
Berufung  gegeben  ist^^).  Aber  auch  in  Nichtschöffensachen  ist  das 
Ermittelungsergebnis  nicht  für  einen  begriffswesentlichen 
Bestandteil  der  Anklage  zu  erachten^  sodass  eine  dieses  Ermittelungs- 
ergebnisses  ermangelnde  Anklage  und  der  darauf  beruhende  Eröffnungs- 
beschluss  ungültig  wären  ^^).  Als  begriffswesentlich  für  die  Anklage 
wird  vielmehr  nur  zu  erachten  sein,  dass  deutlich  der  Wunsch  der 
Staatsanwaltschaft  hervortritt,  dass  das  Gericht  das  Hauptverfahren  in 
dieser  Strafsache  eröffnen  möge. 

Die  Anklage  kann  bei  Vorhandensein  eines  Zusammenhangs 
mehrere  Strafsachen  uno  actu  umfassen.  Dabei  ist  zunächst  an  den 
„Zusammenhang"    im  technischen    Sinne  (St.P.0.  §§  2,  3)   zu  denken. 

Es  kann  also 

a)  gemeinsame  Klage  erhoben  werden  gegen  mehrere  Personen, 
die  dls  Thäter,  Teilnehmer,  Begünstiger  oder  Hehler  (mit  Bezug  auf 
einen  und  denselben  Straffall)  beschuldigt  werden,  sogenannte  subjektive 
Elagönhäufung  oder  -Kumulation.  Die  gemeinsame  Anklage  ist  aber 
nur  zulässig,  nicht  geboten;  es  kann  auch  bei  Vorhandensein  eines 
Zusammenhangs  ein  einzelner  Beschuldigter  isoliert  angeklagt  werden, 
und  zwar  selbst  da,  wo  ein  Antragsdelikt  vorliegt:  unteilbar  ist  nur 
der  Strafantrag,  nicht  die  Klage  *«).  Auch  auf  die  isolierte  Anklage  hin 
bat  sich  das  Gericht  dem  Hauptverfahren  zu  unterziehen,  Ablehnung 
der  Eröffiiung  oder  des  Urteils  raiione  plurium  litis  consortium  ist 
unstatthaft  i^). 

ß)  Ebenso  wie  gegen  mehrere  Beschuldigte,  kann  sich  die  An- 
klage auch  gegen  mehrere  zusammenhängende  Thaten  desselben  Be- 
schuldigten   richten    (objektive    Klagenhäufung    oder   -Kumulation)*«). 

")  Oben  S.  77. 

")  Prot  392. 

")  Zutreffend  E.  XXXI,  100. 

*•)  Oben  §  68  II  1. 

'^  Ebenso  Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag,  123;  £.  XXUI,  202;  Löwe  3b 
zu  §153;  Stenglein  1  zu  §153;  v.  Eries  279;  Uli  mann  288;  Frank 
n,  2  zu  §  62. 

^")  Die  §§  2,  3  StP.O.  sprechen  zwar  von  (subjektiver  oder  objektiver)  Klagen- 
hänfnng  nur  im  Falle,  dass  die  zusammenbäDgenden  Sachen  vor  Gerichte  verschiedener 
OiÄiong  gehören ;  sie  behandeln  den  Zusammenhang  nur  als  einen  Zuständigkeitsgrund. 
Per  nrgum.  a  fortiori  ergiebt  sich  aber  ihre  Zulässigkeit  erst  recht  in  dem  Falle,  dass 
die  m^reren  Sachen  zur  Zuständigkeit  eines  und  desselben  Qeriohts  gehören. 
Benneoke  463. 
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Auch  über  die  Fälle  dieses  Zusammenhangs  im  eigentlichen  Sinne 
hinaus  muss  aber  eine  Verbindung  mehrerer  Strafklagen  für  zulässig 
erachtet  werden,  sofern  nur  zwischen  den  Strafsachen  irgend  ein 
Zusammenhang  besteht  (z.  B.  Wechselseitigkeit  der  Thaten).  Denn 
wenn  nach  §  236  St.P.0.  das  Gericht  in  diesem  Falle  die  mehreren 
Strafsachen  in  der  Hauptverhandlung  mit  einander  verbinden  kann, 
so  muss  auch  schon  verbindende  Anklageerhebung  statthaft  sein^^). 
Ohne  Vorliegen  eines  Zusammenhangs  ist  solche  verbindende  Anklage- 
erhebung dagegen  unstatthaft*®). 

IV.  Die  Anklage  ist  unter  Beifügung  der  Ermittelungsakten  einzu- 
reichen bei  dem  für  die  Beschlussfassung  zuständigen  beschliessenden 
Gericht,  St.P.0.  §  197");  in  den  an  das  Schöfifengericht  zu  über- 
weisenden Sachen  (G.V.G.  §  75,  oben  S.  77)  demnach  bei  der  Straf- 
kammer, da  ja  in  diesen  Sachen  die  Zuständigkeit  des  SchöfPengerichts 
erst  mit  der  erfolgten  Überweisung  beginnt. 

Ermangelt  eine  sich  als  „Anklage'^  bezeichnende  Erklärung  der 
oben  aufgeführten  Erfordernisse,  so  würde  das  Gericht  nicht  auf  sie  bin 
zu  reagieren,  sondern  die  mangelhafte  Anklage  an  die  Staatsanwalt- 
schaft ohne  Entscheidung  über  Eröffnung  oder  NichteröShung  der 
Untersuchung  zurückzuschicken  haben  **). 

Die  ordnungsmässige  Anklage  dagegen  macht,  wie  die  Klage 
überhaupt22a),  die  Strafsache  bei  dem  Gericht  anhängig,  rechts- 
hängig 3^);  mit  ihr  entsteht  Bechtshängigkeit,  Litispendenz.  Das  Gericht 
muss  darüber  Beschluss  fassen,  auch  dann,  wenn  es  eine  der  all- 
gemeinen Prozessvoraussetzungen,  z.  B.  den  erforderlichen  Strafantrag, 
vermisst^*). 

Die  Rechtshängigkeit  tritt  nur  im  Bahmen  der  Anklage  ein.  Der 
Gegenstand  des  t^rozesses  wird  durch  die  Anklage  festgelegt,  sie  giebt 
die  Antwort  auf  die  Frage:  Welcher  Anspruch  (Anspruchskomplex) 
bildet  den  Gegenstand  dieses  Prozesses?  Diese  Frage  ist  von  weit- 


'**)  Benneoke  97;  Löwe  34  zu  Buch  2  Abschn.  1. 

^  Eine  Ausnahme  läset  §  471  St  P.O.  zu. 

")  Vgl.  oben  §  24. 

'')  Benneoke  464. 

"»)  Oben  S.  242. 

^*)  Im  StrafprozesB  kommt  es  natürlich  ausnahmslos  nur  auf  inländische,  nicht 
auf  ausländische  Rechtshängigkeit  an.  Das  Obschweben  eines  Strafprozesses  vor  einem 
ausländischen  Gericht  kann  und  muss  gänzlich  ignoriert  werden.    Vgl.  oben  §  9. 

'*)  Fehlerhaftigkeit  der  Anklage  selbst  und  Fehlen  einer  allgemeioen  Prozess- 
Yorausaetzung  wiegt  also  verschieden  schwer.    So  zutreffend  Bennecke  465. 
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tragender  Wichtigkeit;  die  nicht  auf  den  Anklugegegenstand  bezüg- 
lichen Oerichtsakte  (Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  Urteil)  fallen  ins 
Leere  und  erscheinen  deshalb  dem  Anklageformgrundsatz  zufolge  als 
nichtig  *^). 

Die  Strafsache,  auf  die  sich  die  künftigen  Oerichtsakte  beziehen, 
muss  also  mit  der  Strafsache,  die  die  Anklage  rechtshängig  gemacht 
hat,  identisch  sein"). 

Aber  insoweit  nur  die  Identität  gewahrt  bleibt, 
wird  durch  die  Anklage  eine  nachmalige  Verschiebung  der  Auffassung 
nicht  gehindert.  Insoweit  ist  eine  „Klageänderung*'  nach  er- 
hobener Anklage  statthaft,  auch  in  dem  Sinne,  dass  (nicht  bloss  der 
Kläger,  sondern  auch)  das  Gericht  von  der  in  der  Anklage  dar- 
gebotenen Auffassung  abgehen  kann. 

So  ist  das  thatsächliche  Material,  wie  es  die  Anklage  beigebracht  hat,  in  keiner 
Weise  grandlegend.  Dem  Instruktionsprinzipe  gemäss  kann  künftig  das  Beweisgebäade 
von  Gntnd  aus  neu  aufgebaut  werden'^). 

So  ist  femer  die  juristische  Würdigung  der  Anklage  nur  von  ephemerer 
Bedeutung.  Schon  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  noch  viel  mehr  das  Urteil, 
kann  z.  B.  die  That,  die  die  Anklage  als  Diebstahl  bezeichnet,  als  Unterschlagung 
aufEasseiL 

Es  ergreift  die  Rechtshängigkeit  femer  gemäss  den  obigen  Ausfühmngen '")  den 
ganzen  Anspruchskomplex,  der  aus  der  That  hervorgegangen  ist.  Liegt  also  eine 
natürliche  oder  künstliche  Handlungseinheit  vor,  so  sind  sämtliche  die  Einheit  bUdenden 
Summanden  rechtshängig  geworden,  gleichviel,  ob  sie  in  der  Anklage  genannt  sind 
oder  nicht  Die  Anklage  gegen  X  wegen  eines  diebischen  Griffs  macht,  wenn  dieser 
Griff  nur  ein  Glied  eines  fortgesetzten  Delikts  ist,  dieses  ganze  fortgesetzte  Delikt 
rechtshängig  **).  Die  Eechtshängigkeit  erstreckt  sich  weiter  auch  auf  den  staatlichen 
Einziehilngsanspruch,  den  Anspruch  gegen  dritte  subsidiär  Haftbare  u.  s.  w.  Insofern 
überliefert  die  Anklage  ausser  dem  Beschuldigten,  den  sie  nennt,  dem  Gericht  auch 
Dritte,  die  sie  nicht  nennt  (wenigstens  nicht  zu  nennen  braucht'^.  Dass  gegen  diese 
Dritten  wirksame  Entscheidungen  nur  dann  ergehen  können,  wenn  sie  im  weiteren 
Lauf  des  Prozesses  zugezogen  werden '*).  ist  eine  Sache  für  sich. 

Dagegen  ist  selbstverständlich  eine  Ausdehnung  der  gerichtlichen  Untersuchung 
auf  nicht  in  der  Anklage  bezeichnete  Th&ter  oder  Thaten  gemäss  den  Sätzen  über 


")  Oben  S.  294—295. 

")  Über  die  Identität  s.  oben  S.  211  ff. 

")  Heinz«,  G.A.  XXIV,  282. 

•*)  Oben  §  61  m. 

*')  Nicht  zutreffend  Benneoko  467  Anm.  17,  wenn  er  nur  „die  genau  be- 
zeichnete^^ Yorgangsreihe  rechtshängig  werden  lässt  Rechtshängig  werden  auch  die 
völlig  utermittelt  gebliebenen  zugehörigen  Einzelakte.  Anders  selbstverständlich  bei 
Bealkoniurrenz. 

"^  Benneoke  466  Anm.  16;  Löwe  14  zu  Bach  2  Absohn.  1. 

•0  Oben  S.  270-271. 
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Identität'')  nostatihaft.     Auch  eine  Succession  eines  anderen  Beschuldigten  an  Stelle 
des  ursprünglichen  in  das  rrozessverhältnis  ist  der  8t. P.O.  unbekannt. 

Es  wird  mehrfach  behauptet,  die  Kechtshängigkeit  hindere 
--  wie  im  Civilprozess  kraft  der  exceptio  litis  pefidetitis  —  die  aber- 
malige Anhängigmacbung  derselben  Sache ^^).  Es  müsse  in 
dem  zweiten  Verfahren  das  Gericht  die  Untersuchung  ablehnen  oder 
die  eröffnete  Untersuchung  einstellen.  Gewiss  ist  nun  die  doppelte 
Prozedur  in  einer  und  derselben  Sache  Verschwendung  von  Zeit  und 
Kräften,  und  deshalb  wird  regelmässig  kein  Staatsanwalt  wissentlich 
ein  abermaliges  Verfahren  bei  Obschweben  des  ersten  einleiten,  keine 
pleonastiscbe  Klage  erheben.  Aber  geschähe  dies  dennoch  (etwa  aus 
Unkenntnis  von  der  Rechtshängigkeit),  so  würde  das  zweite  Verfahren 
einschliesslich  der  zweiten  Klage  genau  so  gültig  sein,  wie  das  erste  ^^). 
Denn  die  St.P.O.  kennt  keinen  Satz,  wie  den  obigen.  Im  Gegenteil 
lehrt  §12  St.P.O.,  dass  sie  ihn  reprobiert  ^^j;  denn  dieser  §  behandelt 
die  doppelt  erhobenen  Klagen  beide  als  gültig,  nicht  etwa  bloss  die 
erste,  beide  begründen  Kechtshängigkeit,  prävenierendes  Gericht  kann 
jedes  von  beiden  Gerichten  sein.  Konsequent  durchgeführt  würde  die 
Ansicht  der  Gegner  auch  dabei  anlangen,  dass  das  auf  die  zweite  Klage 
hin  ergangene  Urteil  unbeachtlich  wäre,  denn  wäre  das  ganze  zweite 
Verfahren  ungültig,  woher  wollte  plötzlich  das  in  ihm  ergehende 
Urteil  seine  Verbindungskraft  hernehmen? 

Würden    beide   Strafsachen   bei    einem    und   demselben   Gericht 
anhängig  gemacht,   so   würden   die  Prozesse  nebeneinander  hergeben         i 
können  bis  zum  Ergehen  eines  rechtskräftigen  Urteils.    Selbstverständlich         | 
würde  das  Gericht,  sobald  es  von  der  Duplizität  Kenntnis  bekäme,  die         j 
Zusammenlegung  beschliessen  (§  236  St.P.O.  arg,  a  fortiori).  \ 

Würden  freilich  die  beiden  Klagen  bei  verschiedenen  Gerichten 
gleicher  Ordnung  anhängig,  so  würde  die  prävenierende  Eröffnung  der 
Untersuchung  bei  dem  einen  Gericht  fortan  dem  anderen  Gericht  die 
Zuständigkeit  rauben,  St.P.O.  §  12^^),  und  deshalb  das  weitere 


»»)  Oben  §  61  VI. 

»•j  Löwe  25  zu  Buch  2  Abschn.  1;  Bennecke  468;  E.  XXIX,  178.  Birk- 
meyer  681  nimmt  sogar  einen  Verbrauch  der  Klage  duroh  die  Elageerhebnng  an. 

'^)  6o  auch  Bennecke  468  Anm.  26,  im  latenten  Widerspruch  mit  dem  dort 
im  Text  Gesagten. 

*^)  Bennecke  468  Anm.  25  will  umgekehrt  in  §  12  gerade  einen  Belag  für 
seine  Auffassung  erblicken;  vgl.  Birkmeyer  595. 

■•)  Oben  S.  101  ff. 
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Verfahren  unstatthaft  sein;  dass  dieser  Umstand  aber  mit  der  Rechts- 
hängigkeit nichts  zu  thun  hat,  ergiebt  schon  die  Erwägung,  dass,  wie 
oben  hervorgehoben,  prävenierendes  Gericht  möglicherweise  dasjenige 
sein  kann,  bei  dem  die  Sache  später  als  bei  dem  anderen  anhängig 
geworden  ist. 

Mit  Rücksicht  auf  das  Vorausgeführte  muss  die  Tragweite  der 
Rechtshängigkeit  also  dahin  eingeschränkt  werden,  dass  jedes  Gericht 
es  ablehnen  darf  (aber  nicht  muss),  einen  neuen  Prozess  über  eine 
schon  rechtshängige  Strafsache  anzunehmen  und  durchzuführen. 

Schweben  die  beiden  identischen  Strafsachen  bei  Gerichten  rerschiedener 
Ordnung,  so  handelt  es  sich  am  einen  Fall  des  sachHchen  Eompetenzkonflikts.  Die 
StP.O.  enthält  keine  Vorschriften  über  die  Lösung  eines  solchen.  Daraus  folgt,  dass 
beide  Prozesse  solange  neben  einander  hergehen,  bis  in  einem  ein  rechtskräftiges 
Urteil  vorliegt,  und  also  fortan  das  «e  6w  tn  idem  eingreift*'). 

Die  Rechtshängigkeit  kann  von  der  Staatsanwaltschaft  einseitig 
nur  solange  beseitigt  werden  (durch  Klagerücknahme),  als  nicht  die 
gerichtliche  Untersuchung  eröffnet  worden  ist,  §  154  StP.O.  »s).  Ist 
dieser  Augenblick  vorüber,  so  kann  fortan  die  Rechtshängigkeit  nur 
dadurch  endigen,  dass  der  Prozess  ordnungsmässig  abgewickelt  wird, 
also  durch  eine  prozesserledigende  Entscheidung,  sofern  sich  der  Prozess 
nicht  von  selbst  erledigt,  wie  durch  Tod  des  Angeschuldigten  oder 
Untergang  des  Strafklagerechts. 

§  112. 

ß)   Die  staatsanwaltschafttiche  Einstellung  des  Verfahrens  und  das  gerichtlich* 

KlageprQfungsverfahren. 

1.  Das  Gegenstück  zur  Anklage  ist  die  Einstellung  des  (Er* 
mittelnngs-) Verfahrens.  Sie  erfolgt  natürlich  durch  die  Staats- 
anwaltschaft ohne  irgend  welches  Zuthun  des  Gerichts,  da  ja  die  Sache 
im  Ermittelungsverfahren  noch  nicht  rechtshängig  ist,  die  Staatsanwalt- 


•')  Entsprechendes  bestimmt  jetzt  EG.  z.  M.St.G.0.  §  14  für  den  Fall  eines 
Eompetenzkonflikts  zwischen  einem  Militärgeiicht  und  einem  bürgerlichen  Gericht. 
Ganz  anders,  aber  in  sich  nicht  einig,  die  gesamte  Literatur  und  Judikatur.  Die 
H.M.  (Geyer  394;  Puohelt  4  zu  §  1;  John  I,  137;  Anonymus  in  G.A.  XXXII,  71; 
Glaser  II,  170;  üllmann  200,  modifiziert  auch  Bennecke,  1,  AaiA.  120; 
will  die  vom  örtlichen  Kompetenzkonflikt  handelnden  §§  14,  19  St.F.O.  auf  den 
sachlichen  übertragen.  Bennecke  oben  105;  Löwe  2a  zu  Buch  1  Abschn.  1;  Keller 
3  zu  §  1  erachten  das  Gericht  höherer  Ordnung  als  das  zuständige;  £•  XXIX,  178 
will  in  analoger  Anwendung  des  §  12  St.F.0.,  (der  aber  doch  die  ursprüngliche 
Zuständigkeit  beider  Gerichte  voraussetzte,  somit  auf  den  Konfliktsfall  gar  nicht 
passt)  die  Prävention  entscheiden  lassen. 

»)  Oben  S.  243. 
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Schaft  noch  domhrns  litis  ist  M ;  und  zwar  ist  dann  einzustellen,  wenn 
irgend  eine  Anklagevoraussetzung  fehlt,  also  wenn  eine  der  allgemeinen 
Prozessvoraussetzungen  nicht  gegeben  ist  2),  oder  wenn  der  „hin- 
reichende Verdacht"  mangelt;  letzteres  kann  wiederum  auf  Bechtsgründen 
benihen ')  oder  aber  auf  thatsächlichen  Gründen  *). 

In  den  Fällen,  in  denen  für  die  Anklage  noch  weitere  spezielle  Yoransaetznngen 
im  Gesetz  aufgestellt  sind,  zieht  natürlich  auch  das  Fehlen  einer  solchen  speziellen 
Voraussetzung  die  Einstellung  des  Verfahrens  nach  sich*). 

Sind  aber  alle  diese  Voraussetzungen  gegeben,  so  kann  von  Ein- 
stellung keine  Rede  sein  % 

Die  Einsteilungsverfügung  der  Staatsanwaltschaft  ist  der  Rechts- 
kraft nicht  fähig.    Die  Staatsanwaltschaft  kann  sie  jederzeit,  auch  ohne 
Anregung  von  dritter  Seite,    umstossen    und    das  Verfahren    erneuern. 
Von  der  erfolgten  Einstellung  müssen  in  Kenntnis  gesetzt  werden 
der  Beschuldigte,  sofern  er  vom  Richter  verantwortlich  ver- 
nommen oder    ein  Haftbefehl   gegen  ihn  erlassen  war,   §  168 
Abs.  2  St.P.0.; 

immer  der  „Antragsteller^^,  d.  i.  derjenige,  der  aus  privatem 
Antrieb  den  Anstoss  zur  Strafverfolgung  gegeben  hattet,  (da- 
gegen nicht  die  Behörde,  die  kraft  Amtspflicht  die  Sache  zur 
Anzeige  gebracht  hatte)  St.P.0.  §  169. 
Dem  Antragsteller  (nicht  auch  dem  Beschuldigten)  müssen  auch 
die  Gründe  der  Einstellung  eröffnet  werden. 


')  Oben  S.  468. 

*)  Beispiele:  Das  Ermittelungsverfaliren  richtete  sich  gegen  eine  Militärpeison, 
gegen  einen  Exterritorialen;  oder  die  ÜDzuständigkcit  des  Gerichts,  bei  dem  die 
betreffende  Staatsanwaltschaft  eiogerichtet  ist,  hat  sich  heransgestellt;  oder  es  mangelt 
bei  einem  Antragsdelikt  der  Strafantrag. 

")  Die  That  erscheint  z.  B.  als  verjährt,  als  nicht  unter  das  Strafgesetz  fallend 
(etwa  als  strafloses  furtum  usus). 

*)  Der  Sachverhalt  hat  sich  nicht  derart  aufklären  lassen,  dass  er  den 
Beschuldigten  ,,hiD reichend^*  belastete,  sodass  bei  Eröffnung  des  Hanptrerfahrens  eine 
Fieisprechung  zu  erwarten  stünde. 

*)  So  in  den  Fällen  der  Privatklagedelikte  das  Fehlen  des  „öffentlichen  Interesses" 
im  Sinne  des  §  410  StP.O. 

^)  So  darf  die  Staatsanwaltschaft  z.  B  nicht  schlechthin  mit  der  Motivierung  ein- 
stellen, dass  die  That  nachSt.G.B.  §§  199,  233  aufzurechnen  sei,  denn  die  Aufrechnung 
ist  dem  Richter  vorbehalten.  Kronecker  O.S.  XLI,  227.  Dass  die  Staats- 
anwaltschaft mit  Kücksicht  auf  die  voraussichtliche  Kompensation  das  „öffentliche 
Interesse''  im  Sinne  des  §  416  St.P.0.  negieren  kann  —  Steinitz,  Kompensation 
(38  —  steht  dem  nicht  entgegen ;  die  Kompensation  kann  eben  nur  zu  einer  m  i  t 
Verweisung  auf  den  Privatklageweg  verbundenen,  nie  zu  einer  ein- 
fachen Einstellung  führen. 

')  Oben  §  110  S.  472. 
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Aus  der  Einstellung  müssen  natürlich  gegebenenfalls  auch  weitere 
Konsequenzen  gezogen  werden :  Antrag  auf  Aufhebung  eines  Haft- 
befehls, Herausgabe  beschlagnahmter  Sachen  u.  s.  w. 

n.  Hat  die  Staatsanwaltschaft  ein  Einschreiten  in  einer  Strafsache 
abgelehnt,  sei  es  a  limine%  sei  es  durch  Einstellung  des  Ermittelungs- 
verfahrens,  so  kann  siah  der  an  der  Strafverfolgung  Interessierte 
niemals  klagend  an  das  Gericht  wenden,  (es  müsste  denn  sein, 
dass  ein  Fall  der  Privatklage  gegeben  ist).  Wohl  aber  kann  er  sich 
in  allen  Fällen,  gleichviel,  ob  er  der  Verletzte  war,  und  ob  er  es  war, 
der  die  Strafverfolgung  zuvor  angeregt  hat,  oder  nicht,  beschwerde- 
führend an  die  der  Staatsanwaltschaft  vorgesetzte  Be- 
hörde bis  hinauf  in  die  höchste  Beschwerdeinstanz  wenden  (also 
z.  B.  in  Preussen  bis  an  den  Justizminister)  % 

Ausserdem  ^^)  kann  er  unter  gewissen  Umständen  ein  gerichtliches 
Klageprüf ungs verfahren  herbeiführen,  in  dem  das  Gericht 
zu  prüfen  und  darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  die  Staatsanwalt- 
schaft in  Bethätigung  des  Legalitätsprinzips ^^)  die  Klage  zu  er- 
heben habe,  St.P.0.  §§  169«F. 

Das  Recht,  diese  gerichtliche  Klageprüfung  zu  verlangen,  hat 
aber  nur  der  verletzte  Antragsteller.  War  derjenige,  der  den 
Antrag  auf  Strafverfolgung  (im  weitesten  Sinne,  nicht  =  Strafantrag ^*)) 
gestellt  hatte,  nicht  selbst  verletzt,  so  kommt  ihm  jenes  Recht  ebenso- 
wenig zu,  wie  dem  Verletzten,  von  dem  der  Anstoss  zur  Strafverfolgung 
nicht  ausgegangen  war.    Natürlich  kann  sich  aber  der  Verletzte  auch 


»)  Oben  S.  468  Anm.  2. 

»)  Für  diese  Bescliwerde  gelten  die  Sätze  der  §§  346  ff.  StP.O.  nicht,  oben 
§  104  Anm.  1. 

'°)  Es  ist  nicht  genau,  wenn  dem  Berechtigten  nur  die  Wahl  zwischen 
staatsanwaltschaftlicher  Beschwerde  und  Herbeiführung  des  gerichtlichen  Verfahrens 
gegeben  wird  (so  Ben  necke  454).  Beide  Rechtsbehelfe  sind  an  sich  kumulativ 
gegeben.  Vgl.  Löwe  2a  zu  §  170;  Voitus,  Kontroversen  II,  338;  dazu  Delius 
G.A.  XLIII,  185. 

")  Die  Einstellung  in  den  Opportunitätsfällen  unterliegt  der  gerichtlichen  Über- 
prüfung nicht,  oben  S.  270.  Hierhin  gehört  namentlich  die  Verweisung  auf  den  Weg 
der  Pnvatklage  wegen  Fehlens  eines  öffentlichen  Interesses  nach  §  416  St.P.0., 
Glaser  II,  342;  Bennecke  634  Anm.  2.  Sollte  freilich  die  Staatsanwaltschaft  in 
einem  Privatklagüfalle  unter  Bejahung  des  öffentlichen  Interesses  gleichwohl  ein- 
gestellt haben  (z.  B.  weil  der  Beschuldigte  nicht  der  Thäter  sei),  so  könnte  hiergegen 
das  Gericht  angerufen  werden,  vgl.  oben  S.  277.  Richtig  O.L.G.  Kiel,  G.A.  XXXIX, 
359;  Delius  O.A.  XLIII,  179;  Geyer  857;  wohl  auch  Bennecke  459  Anm.  34. 
A.  M.  O.L.G.  Cassel  O.A.  XXXVII,  77;  O.L.G.  Celle,  G.A.  XL,  180;  XLI,  300; 
Stenglein  10  zu  §  170;  v.  Kries  271. 

^^)  Oben  S.  472;  Bennecke  167  Anm.  15. 
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nach  Einstellung  des  Verfahrens  noch  den  Weg  des  Klageprüfungs- 
verfahrens dadurch  eröffnen,  dass  er  jetzt  die  Strafverfolgung  bei  der 
Staatsanwaltschaft  beantragt ;  diesem  Antrag  gegenüber  würde  die  Staats- 
anwaltschaft (falls  sie  sich  nicht  jetzt  von  der  Notwendigkeit  der 
Anklageerhebung  überzeugte)  erneut  Einstellung  des  Verfahrens  ver- 
fügen, und  gegen  diese  Verfügung  hätte  der  Verletzte  nunmehr  die 
Möglichkeit,  ein  Klageprüfungsverfahren  herbeizuführen. 

Der  Begriff  des  .«Verletzten^'  ist  im  Sinne  dieser  Gesetzesbestimmang  zmiiclist 
kein  anderer,  als  im  Sinne  des  Strafantragsrechts''):  ,,Verletzt^^  ist  derjenige, 
dessen  eigene  Rechtsgüter  durch  die  Tfaat  angegriffen  worden  sind, 
nur  bleibt  zu  bedenken,  dass  nicht  jeder  Verletzte  strafantragsberechtigt  ist").  Es 
genügt  also  nicht,  dass  jemanden  nur  schädliche  Folgen  einer  That  getroffen  haben, 
vielmehr  muss  eins  seit  er  Rechtsgüter  faktisch,  wenn  auch  nicht  gewoUtennassen^ 
direktes  Angriffsobjekt  der  That  selbst  gewesen  sein  * ' ) ;  würde  etwa  infolge  einer 
Schlägerei  ein  Pferd  scheu  werden  und  einer  Gemüsehändlerin  ihre  Ware  zertreten, 
so  könnte  die  Dändlerin  nicht  als  ..durch  die  Schlägerei  verletzt^'  im  Sinne  des 
§  170  St. P.O.  gelten.  Es  ist  ferner  nur  eine  Verletzung  an  einem  eigenen  Rechts- 
gute genügend;  wer  z.  B.  an  einer  unzüchtigen  Handlung  Ärgernis  genommen 
hat,  ist  nicht  .,Verletzter',  im  Sinne  des  §  170**).  Auf  der  anderen  Seite  ist 
gleichgültig,  welches  Rechtsgut  in  Frage  stand ^^);  es  kommen  im  Gegensatz 
zu  §  435  St. P.O.  nicht  bloss  Verletzungen  des  Lebens,  der  Gesundheit,  der 
Freiheit,  des  Personenstandes  oder  des  Vermögens  in  Betracht.  Gleichgültig  ist 
auch,  ob  die  betreffende  Rechtsgutverletzung  eine  dem  Begriffe  des  Delikts  immanente, 
oder  eine  ausserhalb  liegende  ist*"),  (wie  z.  B.  Obsiegen  über  den  Gegner  in  einem 
Civilprozess  vermittelst  eines  Meineids,  also  Vermögensverletzung  durch  Meineid). 
Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Gesetz  das  Klageprüfungsverfahren  bei  den  vor  das 


*■)  Oben  §  65  S.  225.  Ein  Auseinandergehen  der  beiden  Begriffe  s.  jedoch 
unten  bei  Anm.  18. 

**)  Insofern  zutreffend  Geyer  350,  407,  dessen  Formulierung  freilich  Bennecke 
160  Anm.  25  mit  Recht  beanstandet. 

»")  Ebenso  John  II,  412.    A.  M..  Bennecke  169  Anm.  25. 

**)  A.  M.  Löwe  5b  zu  §  170.  Überhaupt  will  die  H.  M.  —  so  ausser  Löwe 
besonders  Bennecke  169;  E.  XXllI,  361;  Stenglein  9  zu  §  170;  v.  Kries  271; 
Süss,  Stellung  der  Parteien  103  —  eine  formelmässige  Definition  des  Begriffes 
„Verletzter^^  nicht  anerkennen,  sondern  nur  den  Begriff  „möglichst  weit^^  üissen, 
sodass  jede  Berührung  der  Rechtsspbäre  eines  anderen  genüge.  So  sollen  z.  B.  bei 
Tötung  die  Angehörigen  des  Geleiteten  die  „Verletzten**  sein  (Löwe  5b  zu  §  170; 
Bennecke  169  in  Anm.  26;  sogar  John  II,  416;  dagegen  v.  Kries  272). 
Bei  dieser  Auffassung  verliert  man  aber  den  festen  Boden  unter  den  Füssen.  Zu- 
zugeben ist  nur,  dass  auch  die  Einschränkungen  schwer  zu  umschreiben  sind.  Für 
eine  einschränkende  Auslegung  des  Begriffes  sprechen  sich  aus  Geyer  407;  Voitus 
1  zu  §  170,  Kontroversen  II,  317;  Fuchs  H.H.  I,  452;  Dalcke  8  zu  §  170; 
John  II,  412. 

*^)  Löwe  5b  zu  §  170;  Benneoke  169  Anm.  25  betonen  mit  Reoht,  dass 
nicht  bloss  an  die  Verletzung  materieller  Güter  zu  denken  ist 

*")  Hierin  weicht  der  Begriff  des  „Vorletzten''  im  Sinne  des  Strafantrags- 
lechts  ab. 
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Beiohsgericht  in  erster  Instanz  gehörigen  Sachen,  also  bei  Hoch-  und  Landesverrat 
gegen  Kaiser  und  Reich,  ausdrücklich  erwähnt,  dabei  aber  sicher  nicht  bloss  an 
„Kaiser  und  Reich"  als  Verletzte  gedacht  ist"). 

Das  Recht  des  verletzten  Antragstellers,  das  Gericht  anzurufen, 
ist  aber  bedingt  durch  die  vorherige  binnen  zwei  Wochen  von  der 
Bekanntmachung  der  Einstellung  ab  erfolgte  Beschreitung  des  Be- 
schwerdeweges „an  den  vorgesetzten  Beamten  der  Staatsanwaltschaft" ^o): 
erst  gegenüber  dem  Beschwerdebescheide  greift  das  Klageprüfungs- 
verfahren Platz,  §  170  Abs.  1  St.P.0.  Ist  freilich  die  R  e  i  c  h  s  anwalt- 
scbaft  diejenige  Behörde,  die  in  erster  Instanz  die  Strafverfolgung 
abgelehnt  hat,  so  muss  das  gerichtliche  Klageprüfungsverfahren  sofort 
zulässig  sein,  weil  es  zwar  einen  Vorgesetzten  der  Reichsanwaltschaft, 
den  Reichskanzler,  giebt,  aber  nicht,  wie  §  170  es  verlangt,  einen 
solchen  Vorgesetzten,  der  selbst  „Beamter  der  Statsanwaltschaft"  ist^i). 

Um  welche  Deliktart  es  sich  handelt,  ist  gleichgültig,  namentlich 
sind  nicht  etwa  bloss  Antragsdelikte  dem  Klageprüfungsverfahren  zu- 
gänglich. Nicht  aber  darf  einer  der  Fälle  in  Frage  stehen,  in  denen 
die  Erhebung  oder  Nichterhebung  der  Klage  in  das  Ermessen  der 
Staatsanwaltschaft  gestellt  ist*^);  das  K  lageprüf ungs verfahren  ist  nur 
möglich  im  Umfange  des  Legalitätsprinzips '8). 

Funktionell  zuständig  zur  Entscheidung  ist  in  den  (in  erster 
Instanz  ^^))  vor  das  Reichsgericht  gehörigen  Sachen  dieses,  in  anderen 
Sachen  das  Oberlandesgericht,  und  zwar  dasjenige,  zu  dessen  Bezirk 
der  Sitz  der  betreifenden  Staatsanwaltschaft  gehörf. 

Inhaltlich  muss  der  Antrag  gehörig  substanziiert  sein  durch  An- 
gabe der  Thatsacbein,  die  die  Erhebung  der  Klage  begründen  sollen, 
und  der  Beweismittel,  §  170  Abs.  2  St.P.O. 


'»)  Als  „Verletzter''  wäre  z.  B.  im  Falle  des  §  90  2  St.G.B.  auch  derjenige  zu 
denken,  dem  die  von  dem  Thäter  zerstörte  Eisenbahnanlage  gehörte. 

'")  Da  die  zweiwöchige  Frist  nicht  bei  Gericht  wahrzunehmen  ist,  so  ist 
gegen  eine  Yersäomnng  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  nicht  gegeben.  So 
ßenneoke  455;  Löwe  2b;  Stengleiu  12  zu  §  170.    A.  M.  John  I,  452. 

•»)  Ebenso  Löwe  12  zu  §  170;  Glaser  II,  343;  Bennecke  167  Anm.  17,  456; 
V.  Schwarze  G.8.  XXXI,  299;  Geyer  626;  wohl  auch  Delius  G.A.  XLUI,  183. 
A.  M.  einesteils  Dochow,  Reicbsstrafprozess,  194;  Yoitus,  Kontroversen  11,  349, 
(das  Klageprüfungsverfahren  entfalle  gegenüber  der  Keichsanwaltschaft) ;  anderenteils 
Puchelt  5  zu  §  170;  Stenglein  3  zu  §  170  (das  Klageprüfungsverfahren  setze  in 
dem  betreffenden  Falle  eine  vorgängige  Beschwerde   an  den  Reichskanzler  voraus). 

««)  Oben  S.  277  fiF. 

'^»)  So  Löwe  4  zu  §  170;  Bennecke  168;  v.  Schwarze  Ö.S.  XXXI,  288; 
John  II,  227,  416.    A.  M.  Puchelt  2  zu  §  170. 

«*)  R.  I,  41. 
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Der  Antrag  ist  prozessual  zulässig  nur,  wenn  er  frist-  und  forni- 
gerecht  angebracht  ist.  Die  Frist  beträgt  einen  Monat,  gerechnet  von 
der  Bekanntmachung  des  oben  erwähnten  Beschwerdebescheids  ab. 
In  formeller  Hinsicht  fordert  der  §  170,  um  leichtfertigen  Missbrauch 
des  Klageprüfungsverfahrens  zu  verhüten,  Unterzeichnung  des  Antrages 
durch  einen  Rechtsanwalt.  Ausserdem  kann  das  Gericht  durch  be- 
sonderen Beschluss  dem  Antragsteller  die  vorgängige  Stellung  einer 
Sicherheitsleistung  für  die  entstehenden  Auslagen  (cautio  de  expensisj 
zu  Gunsten  der  Staatskasse  und  des  Beschuldigten  auferlegen  nach 
näherer  Massgabe  des  §  174  St.P.O.  Alsdann  greift  bei  Nichtleistung 
der  Kaution  die  Fiktion  der  Zurücknahme  des  Antrags  Platz,  §  174 
Abs.  2. 

Das  Verfahren  ist  schriftlich,  es  wird  auf  Grund  der  Akten**) 
entschieden.  Yor  der  Entscheidung  muss  gemäss  §  33  St.P.0.  die 
Staatsanwaltschaft  gehört  werden.  Fehlt  es  an  einem  der  vorauf- 
geführten prozessualen  Erfordernisse,  ist  der  Antragsteller  z.  B. 
nicht  der  Verletzte,  oder  fehlt  die  Unterschrift  eines  Anwalts,  so  ver- 
wirft das  Gericht  den  Antrag  ohne  inhaltliche  Prüfung  als  unzulässig. 
Anderenfalls  wird  auf  die  Sache  selbst  eingegangen  und  entweder  der 
Antrag  als  unbegründet  verworfen,  St.P.0.  §  172,  oder  aber  die  Klage- 
erhebung angeordnet,  St.P.0.  §  173.  In  jedem  Falle  müssen  in  dem 
Beschlüsse  die  Gründe  der  Entscheidung  angegeben  werden,  St.P.0.  §  34. 
Bei  Verwerfung  des  Antrages  sind  dem  Antragsteller  die  Kosten  aufzu- 
erlegen, §  175  St.P.0.  Von  der  Verwerfung  des  Antrages  sind  der 
Antragsteller,  die  Staatsanwaltschaft  und  der  Beschuldigte  in  Kenntnis 
zu  setzen,  St.P.0.  §  172,  wohingegen  unsaehgemässerweise  im  Falle 
der  Anordnung  der  Klageerhebung  eine  Bekanntmachung  an  den  aktiv 
und  an  den  passiv  Interessierten  im  Gesetz  nicht  vorgesehen  ist.  Der 
Beschluss  ist,  wie  er  auch  lauten  mag,  gleichviel  ob  er  vom  Reichsgericht 
oder  von  einem  Oberlandesgericht  erlassen  ist,  wegen  St.P.0.  §  346 
Abs.  3  unanfechtbar*^). 

Hat  das  Gericht  die  Klageerhebung  beschlossen,  so  muss  die 
Staatsanwaltschaft   diesen  Beschluss  ausführen,   sie   ist   also   insoweit 

•*)  Und  zwar  sachgeraässer  Weise  der  staatsanwaltschaftlichen  Ermittelungs- 
akten,  Löwe  l;  Stenglein  1  zu  §  171;  dazu  Bennecke  456  Anm.  21,  eventuell 
veranstaltet  das  Gericht  seinerseits  noch  weitere  Erhebungen;  neue  Thatsachen  und 
neue  Beweismittel  kann  das  (lericht  in  weitestem  Umfange  benutzen,  und  zwar  ohne 
an  die  Anführungon  der  Paiteien  gebunden  zu  sein  (Instiuktionsprinzip).  Das  Genauere 
s.  in  St.P.0.  §  171.    Vgl.  Süss,  Stellung  der  i'arteion  104. 

*'')  Über  seine  Hechtskraftfälligkeit  s.  oben  S.  4U'2. 
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ausnahmsweise'^)  dem  Gericht  subordiniert  Doch  beschränkt  sich 
diese  Pflicht  der  Staatsanwaltschaft  auf  die  Kiageerhebung  schlechthin. 
Die  Staatsanwaltschaft  kommt  ihrer  Pflicht  nach,  wenn  sie  die  Sache 
rechtshängig  macht,  sei  es  in  Form  der  Anklage,  sei  es  in  Form  des 
Antrags  auf  Voruntersuchung  (soweit  zulässig)'^),  sei  es  unter  dem  vom 
Gericht  für  richtig  erachteten,  sei  es  unter  einem  ganz  anderen 
rechtlichen  Gesichtspunkt.  Damit  ist  ja  der  Zweck  des  Klageprüfungs- 
yerfahrens  erreicht:  es  ist  jetzt  das  Gericht  mit  der  Sache  befasst  Freilich 
kann  es  sich  selbst  dann  noch  ereignen,  dass  das  Gericht  nicht  zu  einem 
Urteil  gelangen  kann,  weil  die  Staatsanwaltschaft  gewisse  notwendige 
Anträge  nicht  stellt,  z.  B.  nach  abgeschlossener  Voruntersuchung  die 
Sache  liegen  lässt.  Das  hängt  damit  zusammen,  dass  das  Klageprüfungs- 
verfahren dem  Legalitätsprinzip  eben  nur  in  Ansehung  der  Klage- 
erhebung,  nicht  darüber  hinaus,  zur  Seite  steht*»).  Abhülfe  hier- 
gegen wäre  nur  durch  Beschwerde  bei  den  Vorgesetzten  der  Staats- 
anwaltschaft möglich. 

c)   Die  Entscheidung  des  Gerichts  über  die  Anklage. 

§  113. 
a)  Allgemeines. 

I.  Nach  allen  älteren  Rechten  versetzte  die  erhobene  Anklage  das 
Gericht  in  die  Notwendigkeit,  sich  der  Aburteilung  der  Sache  zu  unter- 
ziehen. Anders  der  moderne  Strafprozess.  Hier  tritt  zwischen  die  An- 
klage und  die  Aburteilung  erst  die  EntSchliessung  des  Gerichts 
darüber,  ob  es  überhaupt  zu  einer  „Aburteilung" 
kommen  solle,  ob  dasHauptverfahren  eröffnet  werden 
solle.  Möglicherweise  wird  schon  jetzt  der  von  der  Staatsanwaltschaft 
anhängig  gemachte  Prozess  im  Keime  erstickt,  ohne  dass  es  zu 
einer  Hauptverhandlung  und  einem  Urteil  kommt.  Die  Anklage  (wie 
die  Klage  überhaupt  ^)  erscheint  nur  gewissermassen  als  eine  Offerte  der 
Staatsanwaltschaft,  die  vom  Gericht  geprüft  und  möglicherweise  abgelehnt 
wird.  Man  kann  formulieren :  Ohne  gerichtlichen  Eröffnung  s- 
beschlusskeinHauptverfahren.  Das  Vorliegen  eines  gültigen 


")  Vpl.  oben  S.  124. 

•")  Nicht    aber    in    einer    irregulären    Klageform    (Antrag    auf    Straf befehl), 
Ben  necke  459  Anm.  36. 

^)  Oben  S.  270  bei  Anm.  39. 
*)  Oben  §  08  S.  241. 
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Eröffnungsbeschlusses  ist  Prozess^oraussetzung  für  das  Hauptverfahren 
und  (speziell)  für  die  Hauptverhandlung  3). 

Ausnahmsweise  tritt  zwischen  die  Klage  und  die  Hauptverbandhing 
kein  gerichtlicher  Eröffnungsbeschluss  in  den  Fällen  des  sogenannten 
summarischen  Verfahrens  vor  dem  Schöffengericht  und  dem 
Amtsgericht  nach  §  211  und  in  denen  der  sogenannten  Incident- 
an klage  nach  §  265  StP.O.*).  In  diesen  Fällen  bedarf  es  überhaupt 
keines  einleitenden  Gerichtsbeschlusses.  Das  Gericht  tritt  stillschweigend 
in  die  Verhandlung  ein*),  sofern  es  die  Voraussetzungen  der  §§  211, 
265  St.P.O.  für  gegeben  erachtet  s).  Damit  ist  „die  Eröffnung  der  Unter- 
suchung" im  Sinne  des  §  154  StP.O.  gegeben. 

Im  einzelnen  gilt  für  das  summarische  Verfahren  und  für  das 
Verfahren  auf  Incidentanklage  folgendes: 

1.  Das  summarische  Verfahren  ist  zulässig  nur  in  den 
ursprünglichen  Schöffensachen,  und  zwar  nur  dann,  wenn  entweder 
der  Beschuldigte  sich  freiwillig  stellt  oder  infolge  einer  vorläufigen 
Festnahme  dem  Gericht  vorgeführt  oder  nur  wegen  Übertretung  verfolgt 
wird.  In  Übertretungssachen  bedarf  es  hierbei  keiner  Zuziehimg  von 
Schöffen,  falls  der  Beschuldigte  vorgeführt  wird,  die  ihm  zur  Last  ge- 
legte That  eingesteht,  und  die  Staatsanwaltschaft  mit  der  Aburteilung 
durch  den  Amtsrichter  allein  einverstanden  ist. 

Obligatorisch  vorgeschrieben  ist  das  summarische  Verfahren  nicht; 
ob  dieser  Weg  beschritten  wird,  ist  in  die  freie  Entschliessung  der 
Staatsanwaltschaft  und  des  Gerichts  gegeben.^). 

2.  Auf  Incidentanklage  hin  kann  (nicht  muss)  das  Gericht 
dann  verhandeln  und  urteilen,  wenn  der  Angeklagte  der  alsbaldigen 
Verhandlung  zustimmt,  die  That  sich  nach  Auffassung  des  Geridits^ 
nicht  als  „Verbrechen"  darstellt,  und  ihre  Aburteilung  die  sachliche 
Zuständigkeit  des  Gerichts  nicht  überschreitet. 

IL  Die  Gesamtheit  der  Handlungen  zwischen  der  Erhebung  der 
Anklage  und  dem  darauf  hin  ergehenden  positiven  oder  negativen 
Beschluss  des  Gerichts  bildet  das  in  der  Praxis  sogenannte  „Zwischen- 
oder Übergangsverfahren".    Jedoch  darf  dieses  nicht  als  ein  eigenen 


*)  Vgl.  R.  VI,  64;  E.  XXIV,  65. 

»)  Oben  S.  466,  475. 

*)  Vgl.  E.  XXm,  39.    A.  M.  Bennecke  505. 

^)  Anderenfalls  freilich  würde  ein  Ablehnungsbeschluss  zu  ergehen  haben. 

«)  Vgl.  John  II,  805;  Löwe  11  zu  §  211;  Benneoke  504. 

^)  Auf  die  Auffassung  der  Staatsanwaltschaft  kommt  es  nicht  an,  £•  XXIII,  33. 
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Tveder  zum  Vorverfahren  noch  zum  Hauptverfahren  gehöriger  Prozess- 
abschnitt aufgefasst  werden,  da  die  St.P.O.  „Vorverfahren"  und  „Haupt- 
verfahren^^  ohne  Intervall  an  einander  anschliesst;  vielmehr  muss  das 
Zwischenverfahren  noch  dem  Vorverfahren  zugerechnet  werden®)  als 
ein  gewissermassen  nachhinkender  Teil  desselben. 

Bevor  sich  das  Gericht  über  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens 
schlüssig  macht,  bedarf  es  zunächst  der  Anhörung  des  Angeschuldigten. 
Der  Vorsitzende  hat  nämlich  die  Anklageschrift  dem  Angeschuldigten 
unter  Setzung  einer  Frist  mit  der  Aufforderung  zur  Erklärung 
darüber  zuzustellen,  ob  er  eine  Voruntersuchung  (soweit  eine  solche 
zulässig)  oder  die  Vornahme  einzelner  Beweiserhebungen  vor  der  Haupt- 
verhandlung beantragen  oder  Einwendungen,  seien  es  thatsächliche 
oder  (prozessual-  oder  materiell-)rechtliche,  gegen  die  Eröfi&iung  des 
Hauptverfahrens  vorbringen  wolle,  St.P.0.  §§  199,  35®). 

EiDe  „Eröffnung  der  Untersuchung''  im  Sinne  des  §  154  St.P.O.  Hegt  in  der 
Mitteilung  der  Anklageschrift  an  den  Angeschuldigten  noch  nicht*®),  die  öffentliche 
Klage  ist  also  damit  noch  nicht  unzurücknehmbar  geworden. 

Nicht  erforderlich  ist  die  Zustellung  der  Anklageschrift  an  den  Angeschuldigten 
vor  der  Beschlussfassung  in  den  Fällen,  in  denen  das  Hauptverfahren  vor  dem 
Schöffengerichte  eröffnet  oder  die  Sache  an  das  Schöffengericht  überwiesen  wird, 
St.P.0.  §  199  Abs.  4.  Die  vorgäogige  Nichtanbörung  des  Angeschuldigten  wird  hier 
dadurch  au^ewogen,  dass  nachher  der  Weg  der  Berufung  gegen  das  Urteil  offen  steht. 


^)  Übereinstimmend  Bennecke  436  Anm.  5;   Stenglein  G.8.  XLIV,  81 
Kommentar  Bem.  zu  Buch  2  Abschn.  4  StP.O. ;    v.  Kries  463;  Birkmeyer  557 
O.L.G.  Hamburg,  G.A,  XLIU,  416;  Kammergericht,  Preuss.  J.M.Bl.  1895,  161 
Wyszomirski,  G.A.  XXXV,  245;  Hassenstein  G.A.  XXXVI,  30;  Kronecker 
G.A.  XXXVI,  197.    John  II,  84  ff.  erblickt  bereits  in  der  Mitteilung  der  Anklage- 
schrift an  den  Angeschuldigten  eine  „Eröffnung  der  Untersuchung^^,  sodass  also  wohl 
das  Zwischenverfahren  nach  ihm  ein  Teil  des  Hauptverfidirens  sein  müsste.     Dies  ist 
auch  die  Ansicht  von   Fuchs,   G.A.  XXXV,  85  ff.    Aber  dann  wäre  die  krasse 
Konsequenz  nicht  abzulehnen,  dass  ein  Hauptverfahren  auch  dann  schon  vorhanden 
gewesen  wäre,   wenn  der  später   ergehende  Gerichtsbeschluss   auf  Nichteröfßaung 
eines  Uauptverfahrens  lautete! 

")  Die  Bestimmung  war  im  Entwurf  nicht  enthalten.  Über  die  Entstehungs- 
geschiohte  s.  John  II,  602.  Der  Wert  des  §  199  ist  nicht  unstreitig.  G^gen  ihn 
z.  B.  Kronecker,  Dtsch.  Wochenbl.  IX,  15.  Es  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass 
der  §  in  seiner  jetzigen  Gestalt  eine  Halbheit  ist.  Etwas  ganz  anderes  wäre 
obligatorische  mündliche  Anhörung  des  Angeschuldigten.  Aber  dann  wiederum  wäre 
von  da  nur  ein  Schritt  zur  vollen  erstinstanzlichen  Hauptverbandlung  ohne  Eröffhungs- 
beschluss  (oben  8. 281  Anm.  5).  Femer  ist  die  Erklärung,  zu  der  der  Angeschuldigte  auf- 
gefordert wird,  zwitterhaft,  insofern  sie  sich  nicht  bloss  auf  das  gegenwärtige 
Prosessstadium  bezieht,  sondern  auch  auf  „Vornahme  einzelner  Beweiserhebungen 
vor  der  Hauptverhandlung";  ein  Antrag  in  dieser  Richtung  ist  aber  hier  sicher 
noch  nicht  am  Platze.     Über  solche  Einzelerhebungen  s.  unten  §  119. 

»«)  Stenglein  G.H.  XLI,  81;  Bennocke  469  Anm.  33;  Lowe  1  zu  §  154. 
A.  M.  John  II,  84. 
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Ist  die  Erklärung  des  Angeschuldigten  eingegangen,  oder  die 
ihm  gesetzte  Frist  unbenutzt  verstrichen,  so  entscheidet  das  Gericht 
nunmehr  durch  einen  ohne  mündliche  Verhandlung  ergehenden  Beschluss 
über  das  weitere  Geschick  des  Prozesses,  und  zwar  hat  es  sich  grund- 
sätzlich unverzüglich  über  Eröffnung  oder  Nichteröffnung  des  Haupt- 
verfahrens schlüssig  zu  machen;  es  darf  weder  diese  Beschlussfassung 
faktisch  hinausschieben,  noch  einen  rein  dilatorischen  Beschluss,  lautend 
auf  Hinausschiebung  der  Schlüssigmachung,  fassen^^),  insoweit  nicht  das 
Gesetz  selbst  dies  durch  besondere  Bestimmung  gestattet  oder  gebietet. 

Solche  SonderbestimmuDgen  sind  z.  B.  StP.O.  §  261^*),  Reichsverfassong  Art  31, 
StG.B.  §§  164  Abs.  2,  191.  In  diesen  Fällen  wird  die  Beschlassfassmig  ausgesetzt, 
sei  es  durch  Beschluss  (so  im  Falle  des  §  261  St.P.0.),  sei  es  so,  dass  stillschweigend 
innegehalten  wird'*). 

Die  Beschlussfassung  muss  sich  natürlich  im  Rahmen  der  Rechts- 
hängigkeit halten**).  Würde  das  Gericht  den  ihm  durch  die  Anklage 
gezogenen  Rahmen  überschreiten,  also  seine  Beschlussfassung  auf  eine 
nicht  rechtshängige  Strafsache  erstrecken,  so  wäre  der  Eröffnungs- 
beschluss  insoweit  nichtig  ^^). 

Eine  Beseitigung  des  nichtigen  Beschlusses  könnte  nach  §  346  StP.O.  im 
Wege  der  Bescfaweide  erzielt  werden^*),  da  §  209  StP.O.,  der  das  Rechtsmittel 
versagt,  sich  auf  diese  nichtigen  Beschlüsse  nicht  mit  bezieht.  Indessen  bedürfte  es 
angesichts  der  Nichtigkeit  einer  formellen  Beseitigung  überhaupt  nicht  Diametral 
entgegengesetzt  ist  die  mit  dem  Anklageformprinzip  wideratreitende  und  deswegen 
unannehmbare  Meinung  ^^),  dass  der  Oerichtsbeschluss  uoaDgef echten  hingenommen 
und  erledigt  werden  müsse. 

Im  Rahmen  der  Rechtshängigkeit  aber  prüft  das  Gericht  den 
Straffall  mit  voller  Freiheit  in  thatsächlicher,  wie  rechtlicher 
Beziehung,    prozessual,    wie    materiellrechtlich,    StP.O.    §    204.      Das 


")  Eine  andere  Bedeutung  haben  natürlich  die  unten  §  115  zu  erwähnenden 
Zwischeninformationsbeschlüsse. 

")  Löwe  7  zu  §  196;  Süss,  Stellung  der  Parteien,  263.  Dagegen  will 
Bennecke  511  den  §  261  nur  für  das  Haupt verf all ren  gelten  lassen.  Aber  §  261 
verfolgt  den  Zweck,  die  Schlüssigmachung  des  Strafrichters  an  den  Ausfall  des  Civil- 
verfahreos  zu  knüpfen,  und  dieser  Grundgedanke  ist  auch  für  das  Eröffnungsstadium 
brauchbar. 

*')  Übereinstimmend  für  Eleichsverfassung  Art  31 ,  StG.B.  §  191 :  Ben  necke  512. 

")  Oben  S.  478. 

*^)  Es  ist  solchenfalls  in  Wahrheit  kein  (gültiger)  Eröffnungsbeschluss  gefasst, 
weil  ein  solcher  gar  nicht  gefasst  werden  konnte,   John  II,  739.    Vgl.  oben  S.  295. 

^°j  Ebenso  Bennecke  493  Anm.  5;  John  II,  744;  Lamm,  Rechtsmittel  der 
Beschwerdo  16;  Dalcke  2;  Thilo  2  zu  §  206;  Voitus,  Kontroversen  I,  275; 
Fuchs.  H.  H.  II,  46.     Löwe  3a  zu  §  209  gewährt  die  sofortige  Beschwerde. 

")  Bennecke  505  Anm.  IG;  v.Kries  520;  Ulimann  436;  Glaser  11,  446; 
Stenglein  3a  zu  §  209;  Keller  1,  3;  Puchelt  2  zu  §  209. 
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Gericht  kann  daher  —  dem  Instruktionsprinzip  gemäss  —  auch  That- 
sachen  berücksichtigen,  die  die  Anklage  nicht  anführt,  sich  auch  — 
St.RO.  §  200,  unten  §  115  —  selbstthätig  neue  Erkenntnisquellen 
eröffnen.  Das  Gericht  kann  weiter  auf  die  Thatsachen  Rechtssätze  aller 
Art,  nicht  bloss  die  von  den  Parteien  in  Bezug  genommenen,  anwenden, 
auch  die  Anwendung  der  in  der  Anklage  aufgeführten  Bechtssätze  als 
fehlerhaft  verwerfen,  z.  B.  der  Anklage  entgegen  die  That  als  eine 
Unterschlagung,  nicht  als  Diebstahl,  charakterisieren,  oder  das  Vor- 
handensein eines  gültigen  Strafantrags  oder  die  Zuständigkeit  des  Gerichts 
leugnen  u.  s.  w. 

ß)   Dia  ainzelnan  BaschlQsse. 

§  114. 

1.   Die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  und  die  vorläufige  Einstellung  des 

Verfahrens  nach  St.P.O.  §  208. 

I.  Kommt  das  Gericht  zu  der  Überzeugung,  dass  alle  Prozess- 
voraussetzungen gegeben  sind,  und  dass  „hinreichender  Yerdacht^^  einer 
strafbaren  Handlung  in  der  betreffenden  Strafsache  vorliegt,  so  be- 
schliesst  es  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens,  §  201 
StP.O.,  sogenannter  Eröffnungsbeschluss,  früher  Anklage-  oder 
Yerweisungsbeschluss  genannt.  Indem  das  Gesetz  „hinreichenden 
Verdacht"  verlangt,  lässt  es  auf  der  einen  Seite  nicht  jede  entfernte 
Vermutung  genügen;  auf  der  anderen  Seite  aber  erfordert  es  nicht, 
dass  das  Gericht  die  Verurteilung  für  unausbleiblich  halten  müsse; 
nicht  einmal  „dringender"  Verdacht,  wie  er  für  den  Erlass  eines  Haft- 
befehls notwendig  ist,  StP.O.  §  112*),  braucht  vorzuliegen.  Ausreichend 
und  erforderlich  ist  vielmehr,  dass  „die  Vemrteilung  mit  einiger  Wahr- 
scheinlichkeit zu  erwarten  steht"  ^). 

Die  Erwägungen,  die  das  Gericht  hierbei  anzustellen  hat,  sind 
keine  anderen  als  diejenigen,  die  die  Staatsanwaltschaft  zur  Anklage- 
erhebung geführt  haben  8).  Demgemäss  ist  der  ganze  Fall  in  that- 
sächlicher,  wie  in  rechtlicher  Beziehung,  der  gerichtlichen  Prüfung  zu 
unterziehen. 

Die  Wirkung  des  Eröffnungsbeschlusses  ist  die,  dass  er  die  Straf- 
sache  im    vollen    Umfang   der  Rechtshängigkeit   in    die    Lage   bringt. 


')  Oben  S.  178. 

-)  Motive  zn  g§  1G4— 100  des  Bundosratscntwurfs,  zu  S§  107-  109  des  Reifhs- 
tagsentwurfs. 

«)  Üben  S.  474. 
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abgeurteilt    zu    werden;    die    Sache    wird    jetzt    bei    dem    er- 
kennenden Gericht  anhängig,  und  zwar  ungeteilt^). 

Ein  korrekter  Eröffnungsbeschluss  hat  nach  §  205  StP.O. 
die  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  That  unter  Herv^orhebung  ihrer 
gesetzlichen  Merkmale  und  des  anzuwendenden  Strafgesetzes^)  sowie 
das  Gericht,  vor  dem  die  Hauptverhandlung  stattfinden  soll,  zu  be- 
zeichnen^) und  zwar  mit  eigenen  Worten  zu  bezeichnen,  nicht  durch 
blosse  Bezugnahme  auf  die  Anklageschrift^).  Nicht  erforderlich  sind 
(im  Gegensatz  zur  Anklage)  die  Benennung  der  Beweismittel,  sowie 
ein  Ermittelungsergebnis.  Als  begriffswesentlich  wird  aber  nur  zu 
erachten  sein,  dass  das  Gericht  deutlich  zum  Ausdruck  bringt,  dass  in 
dieser  Strafsache  das  Hauptveriahren  eröffnet  sein  solle  ^).  Unschädlich 
würde  daher,  wenn  auch  nicht  korrekt  sein:  die  Weglassung  des  Straf- 
gesetzes, ein  falsches  Citat  hierbei,  die  versehentliche  Entstellung  der 
strafgesetzlichen  Formel^)  u.  s.  w.  Selbst  eine  unklare  Bezeichnung  der 
Strafsache,  um  die  es  sich  handelt,  würde  nicht  unbedingt  den 
Beschluss  nichtig  machen;  er  würde  vielmehr  gültig  sein,  sofern  sich 
aus  dem  Zusammenhalt  mit  der  Anklage  die  eriorderliche  Bestimmtheit 
ergiebt^^).  Eine  Abstellung  dieser  die  Gültigkeit  des  Beschlusses  nicht 
in  Frage  stellenden  Inkorrektheiten  ist  im  Gesetz  nicht  vorgesehen.  Keines- 
fallskann das  erkennende  Gericht  den  Eröffnungsbeschluss  korrigieren  ^^). 
Eine  Korrektur  durch  das  beschliessende  Gericht,  insofern 
sie  bloss  authentische  Interpretation  ist,  ist  nicht  für  unzulässig  zu 
erachten,  aber  bedeutungslos"). 


*)  Oben  §  61  III.  Hat  also  das  Gericht  die  Eröffnung  nur  unter  einem 
bestimmten  juristischen  Oesichtspunkte  beschlossen  und  unter  einem  anderen  juristisehen 
Gesichtspunkte  abgelehnt,  so  steht  gleichwohl  die  juristische  Beurteilung  dem 
erkennenden  Gericht  in  vollem  Umfang  frei.    R.  II,  637;  vgl.  IV,  325,  VI,  741. 

^)  „Strafgesetz'^  ist  auch  hier  wie  bei  der  Anklage  im  eigentlichen,  engsten 
Sinne  zu  verstehen,  vgl.  oben  S.  476. 

")  Muster  eines  Eröffnungsbeschlusses  s.  bei  R.  Schmidt,  Aktenstucke,  81; 
v.  Hippel,  Aktenstücke,  12. 

^)  iiennecke  498  Anm.  3;  Löwe  1  zu  §  205  mit  der  jetzigen  Reichsgerichts- 
praxis.    A.  M.  R.  m,  225. 

^)  Lasst  der  Eröffnungsbeschluss  dies  nicht  erkennen,  so  ist  er  nichtig.  Im 
wesentlichen  übereinstimmend  £•  XXI,  64;  doch  wird  dort  Heilung  der  Nichtigkeit 
bei  authentischer  Gerichtsinterpretation  angenommen. 

«)  E.  XXIV,  66. 

'")  Vgl.  E.  III,  406,  XXI,  64,  XXIV,  60;  R.  III,  225,  V,  583;  VUI,  377; 
Löwe  5  zu  §  205;  John  II,  581  ff. 

^M  Bennecke  506  Anm.  19  gegen  Stenglein  6  zu  §  2()2. 

*')  Unzulässig  wären  aber  sachlich  neue  Beschlüsse  des  beschliessenden 
Gerichts,  z.  B.  Nachholung  des  veigesseneu  Beschlusses  über  die  Haft,  vgl.  unten 
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Das  üericlit,  vor  welchem  das  Hauptverfahren  eröffnet  wird, 
richtet  sich  nach  den  Sätzen  über  die  Zuständigkeit  Dabei  kann  regel- 
mässig jedes  (beschliessende)  Oericht  das  Hauptverfahren  nur  Tor  dem- 
jenigen erkennenden  Gericht  eröffnen,  für  welches  es  die  Funktion 
eines  beschliessenden  Gerichts  hat.     Es  kann  also  regelmässig 

der  Amtsrichter  das  Hauptverfahren  nur  vor  dem  Schöffen- 
gericht, 

die  beschliessende  Strafkammer  das  Hauptverfahren  nur  vor 
der  erkennenden  Strafkammer  und  vor  dem  Schwurgericht, 
das    beschliessende    Reichsgericht   (1.   Strafsenat)    das   Haupt- 
verfahren    nur    vor    dem    Reichsgericht    (verein.    2.    und   3. 
Strafsenat) 
eröffnen. 

Hält  also  das  beschliessende  Gericht  dafür, dass  die  Hauptverhandlung 
in  der  Sache  nicht  vor  dem  zu  ihm  gehörigen  erkennenden  Gericht 
zu  erfolgen  hat,  so  hat  es  sich  der  Eröffnung  zu  enthalten.  Doch  soll 
es  der  Vereinfachung  halber  die  Anklage  nicht  abweisen,  sondern  die 
Sache  durch  Vermittelung  der  Staatsanwaltschaft  demjenigen  be- 
schliessenden Gericht  vorlegen,  welches  die  betreffende  funktionelle 
Zuständigkeit  hat,  StP.O.  §  207  Satz  2  und  Abs.  2.  Dieses  Gericht 
hat  sich  dann  der  Beschlussfassung  so  zu  unterziehen,  wie  wenn  die 
Anklage  bei  ihm  direkt  erhoben  worden  wäre,  ohne  aber  dabei  genötigt 
zu  sein,  die  Ansicht,  die  das  erstangegangene  Gericht  über  die  Zu- 
ständigkeit hatte,  ungeprüft  hinzunehmen. 

Von  der  Regel,  dass  das  Hauptverfahren  vor  einem  erkennenden 
Gericht  nur  durch  das  dazu  gehörige  beschliessende  Gericht  er- 
öffnet werden  kann,  giebt  es  aber  Ausnahmen: 

a)  Jedes  beschliessende  Gericht  kann  das  Hauptverfahren  in  der 
Richtung  von  oben  nach  unten,  d.  i.  vor  einem  Gericht  niederer  Ordnung 
seines  Sprengeis,  eröffnen,  also  die  Strafkammer  vor  dem  Schöffen- 
gericht ^8),  das  Reichsgericht  überhaupt  vor  jedem  anderen  Gericht**). 
Diese  Bestimmung  beruht  einmal  auf  der  Erwägung,   dass  die  höhere 


§  115.  Denn  da  gültig  eröffnet  ist,  so  ist  die  weitere  Beschlussfassong  dem 
beschliessenden  Gericht  definiüv  aus  der  Hand  genommen,  Bennecke  506  Anm.  10 
gegen  Stenglein  4  zu  §  209  und  oben  §  109  II  a.  E. 

")  StP.O.  §  207  Satz  1. 

**)  Analogie  des  §  207  Satz  1;  übereinstimmend  die  H.  M.,  so  Löwe  2a; 
Stenglein  1  zu  §  207;  John  II,  704;  Bennecke  500  Anm.  16;  R.  II,  219. 
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Zuständigkeit  gewissenuassen  die  niedere  mit  umfasst^^),  anderenteils 
auf  dem  Streben  nach  Vermeidung  unnützer  Weiterungen  i^'). 

b)  In  den  sogenannten  Überweisungssachen  —  6.V.G.  §  75^')  — 
kann  seitens  der  beschliessenden  Strafkammer  unter  den  in  §  75  G.V.G. 
bezeichneten  Voraussetzungen  an  Stelle  der  Eröffnung  vor  der 
Strafkammer  die  „Eröffnung  und  Überweisung  der  Verhandlung 
und  Entscheidung  an  das  Schöffengericht"  erfolgen.  — 

TV'eicht  der  Eroffnungsbeschluss  in  irgend  einer  Hinsicht  von  der  Auffassung 
der  Anklage  ab,  so  bedingt  dies  nicht  etwa  eine  Nötigung  der  Staatsanwaltschaft  zur 
Umänderung  der  Anklage^")  Die)  auch  dann  nicht,  wenn  die  Staatsanwaltschaft 
Verhandlung  vor  dem  Schöffengerichte  in  Aussicht  genommen  und  somit  eine  Anklage 
ohne  ,,Ennittelungsergebnis^^  eingereicht  hatte'"),  die  Strafkammer  aber  die  Sache  vor 
ein  Gericht  höherer  Ordnung  bringt '°);  es  braucht  hier  also  ein  „Ermittelungseigebnis^' 
nicht  nachgebracht  zu  werden.  Wohl  aber  muss  in  letzterem  Falle  gemäss  §  199 
St.P.O.  verfahren,  also  die  auf  das  Schöfrengericht  zugeschnittene  Anklage  zunächst 
dem  Angeschuldigten  zur  Erklärung  mitgeteilt  werden  ^M. 

II.  Wo  die  oben  I  dargelegten  Voraussetzungen  eines  EröflFnungs- 
beschlusses  vorliegen,  da  kann  sich  das  Gericht  regelmässig  der  Not- 
wendigkeit, diesen  Beschluss  zu  erlassen,  nicht  entziehen.  Einen 
Fall  giebt  es  jedoch,  der  eine  Ausnahme  darstellt.  Wenn  nämlich  das 
Vorverfahren  mehrere  Strafsachen  in  der  Richtung  gegen  einen  und 
denselben  Beschuldigten  umfasste,  und  für  die  Strafzumessung  die 
Feststellung  des  einen  oder  des  anderen  Straffalles  unwesentlich  er- 
scheint (z.  B.  100  in  Eealkonkurrenz  stehende  Betrugsfälle  von  solcher 
Schwere,  dass  zweifellos  schon  wegen  25  dieser  Fälle  auf  das  zulässige 
Gesamtstrafmaximum  nach  §  74  Abs.  3  StG.B.  erkannt  werden  wird), 
so  kann  (nicht  muss)  das  Gericht  auf  Antrag  der  Staatsanwaltschaft 
beschliessen,  dass  das  Verfahren  in  Ansehung  jener  „unwesentlichen" 
Straffälle  vorläufig  eingestellt  werde,  §  208  St.P.0.  Hierdurch  werden 
Zeit  und  Kräfte  gespart. 

")  Oben  94-95. 

*^)  Denn  ohne  diese  Bestimmung  müsste  sich  das  sich  gegenüber  der  Anklage 
für  unzuständig  haltende  Gericht  (z.  B.  Anklage  lautend  auf  Raub;  Strafkammer  fasst 
die  That  nur  als  Diebstahl  unter  26  M.  auf)  auf  die  Unzuständigkeitserklärung  be- 
schränken, worauf  dann  daA  Gericht  niederer  Oidnung  seinerseits  über  die  Eröffnungs- 
frage entscheiden  müsste,  wobei  obenein  Kompetenzstreitigkeiten  erwachsen  könnten. 

'')  Oben  S.  77. 

»'*)  Vgl.  John  II,  671;  Stenglein  2  zu  §  204;  Bennecke  494,  e). 

»»)  Oben  S.  476. 

^'>)  Bennecke  494  Anm.  10.    A.  M.  Löwe  6  zu  §  207;  K.  IV,  767. 

")  Ebenso  R..  IV,  767;  Löwe  6  zu  207  (freilich  mit  der  Modifikation,  dass 
sie  eine  zuvorige  Änderung  der  Anklageschrift  verlangen,  vorstehend  Anm.  20). 
Dagegen  Ben  necke  494  Anm    10. 
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Voraussetzung  ist  hierbei,  gemäss  dorn  Auklageformprinzip,  dass  die  Neben- 
Strafsachen  bei  Clericht  mit  rechtshängig  geworden  sind;  war  also  wegen  ihi'er  nioht 
ursprünglich  von  der  Staatsanwaltschaft  Voruntersuchung  beantragt  und  nach  deren 
Abschluss  auf  vorläufige  Einstellung  angetragen  worden,  so  kann  der  Weg  des  §  208 
StP.O.  nur  so  ermöglicht  werden,  dass  die  Staatsanwaltschaft  jetzt  nf^e  Anklage 
erhebt  und  mit  dieser  den  Antrag  auf  vorläufige  Einstellung  verbindet  oder  diesen 
Antrag  der  Anklage  folgen  lässt"). 

Da  aber  möglicherweise  die  Haupt-Strafsache,  in  der  das  Haupt- 
verfahren  eröffnet  worden  ist,  anders  Terläuft,  als  erwartet  worden 
war,  sodass  sich  die  Neben-Strafsachen  schliesslich  doch  noch  als 
wesentlich  für  die  Strafzumessung  herausstellen,  so  ist  nach  §  208  Abs.  2 
StP.Ü.  der  Einstellungsbeschluss  nachmals  aufzuheben  (und  somit 
nunmehr  das  Hauptverfahren  zu  eröflfhen)  ^s),  wenn  die  Staatsanwalt- 
schaft binnen  drei  Monaten  nach  Rechtskraft  des  in  der  Haupt-Strafsache 
ergangenen  Urteils  die  Aufhebung  beantragt  ^^),  es  müsste  denn  sein, 
dass  sich  etwa  inzwischen  Oruud  zur  definitiven  Einstellung  ergeben 
bat,  z.  B.  die  That  inzwischen  verjährt  ist.  Wenn  die  dreimonatige 
Frist  verstrichen  ist,  ohnie  dass  die  Staatsanwaltschaft  den  Antrag  auf 
Aufhebung  des  Beschlusses  gestellt  hätte,  so  verwandelt  sich  dieser 
ipso  jure  aus  einer  laufenden  in  eine  prozesserledigende  Entscheidung, 
aus  einer  vorläufigen  in  eine  endgültige  Einstellung. 

§  115. 
2.    Etnstellungs',  Zwischen-  und  Nebenbeaeklüsse. 

I.  Den  Gegensatz  gegen  den  Eröfinungsbeschluss  bildet  der 
Beschluss  auf  Einstellung  des  Verfahrens  unter  Ablehnung 
des  staatsanwaltschaftlichen  Antrages  auf  Eröffnung,  der  „Nicht- 
eröffnungsbeschluss'S  Die  Einstellung  ist  auszusprechen,  wenn  eine 
Prozessvoraussetzung  fehlt,  oder  der  Angeschuldigte  aus  materiellstraf- 


")  Gl.  A.  Löwe  2;  Puchelt  2;  Keller  3  zu  §  208;  Glaser  I,  223; 
Geyer  655;  Ullmann  435;  Benneoke  509,  510.  Anders  John  II,  717;  Fuchs 
H.  fl.  II,  40;  Voitus,  Koatroversen  II,  224;  Stenglein  3;  Voitus  1;  Dalcke  1 
zu  §  208.  Der  §  208  legt  also  in  das  Legalitätsprinzip  nur  insofern  eine  Bresohe 
(oben  S.  278),  als  er  der  Staatsanwaltschaft  gestattet,  eine  abgeschwächte,  gar  nicht 
zur  gerichtlichen  Untersuchung  führende  Klage  zu  erheben.  Weitergehend  die  Auf- 
fassungen von  John  und  Stenglein  a.  a.  0.;  gegen  sie  Bennecke  510  Anm.  15. 

*')  Unrichtig  John  II,  746.    Gegen  ihn  Bennecke  511  Anm.  20. 

^*)  Der  Antrag  ist  für  die  Aufhebung  unerlässlicb,  das  Gericht  kann  nicht 
ex  officio  aufheben;  umgekehrt:  ist  der  Antrag  rechtzeitig  gestellt,  so  muss  das 
Gericht  ihm  entsprechen;  so  Löwe  6;  Keller  6  zu  §  208;  Fuchs  H.  H.  U,  41; 
a.  M.  John  II,  725;  Glaser  II,  436;  v.  Kries  517;  Benneoke  511;  Stenglein  4 
zu  §  208. 
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rechtlichen  oder  thatsächlichen  Gründen  nicht  „hinreichend  verdächtig'' 
erscheint,  wenn  also  nach  Auffassang  des  Gerichts  die  Staatsanwaltschaft 
nicht  die  Anklage  erheben,  sondern  das  Verfahren  einstellen  oder 
mindestens  hätte  einstweilen  sistieren  sollen.    St.P.0.  §  202. 

In  deni  Beschluss  muss  ersichtlioh  gemacht  werden,  ob  er  auf  thatsttchlichen 
oder  auf  Rechtsgründen  beruht,  §  202  StP.O.  Er  ist  dem  Angeschuldigten  zuzustellen, 
§  202  Abs.  3  St.P.O. 

Die  Einstellung  des  Verfahrens  ist  auch  da  geboten,  wo  ein  nur 
zeitweiliges  Prozesshindernis  vorliegt,  dessen  Behebung  in  Aussicht 
steht  Einen  Beschluss  auf  „einstweilige  Aussetzung  der  Unter- 
suchung'' im  Eröffhungsstadium  kennt  das  Gesetz  für  die  Regel 
nicht  ^).  Faktisch  gestaltet  sich  allerdings  die  Einstellung  wegen  eines 
derzeitigen  Prozesshindernisses  nur  zu  einer  „einstweiligen",  insofern 
nach  Behebung  des  Hindernisses  (z.  B.  wenn  der  Beschuldigte  aufhört. 
Exterritorialer  zu  sein),  die  Erneuerung  des  Verfahrens  erfolgen 
kann  ^)',  erforderlich  ist  für  solche  Erneuerung  freilich  immer  eine  neue 
Klage.  Auch  formell  ist  jedoch  das  Gericht  nach  8t.P.O.  §  203  dann 
befugt,  eine  „vorläufige  Einstellung  des  Verfahrens"  auszusprechen,  wenn 
das  dem  Fortgang  des  Prozesses  entgegentretende  Hindernis  nur  in 
Abwesenheit  des  Angeschuldigten  oder  derzeitiger  Geisteskrankheit 
desselben^)  besteht,  im  übrigen  aber  alle  Prozessvoraussetzungen, 
insbesondere  der  „hinreichende  Verdacht",  gegeben  sind*).  Das  Ge- 
richt kann  hier  zwar  auch  den  Erö£fnungsbeschluss  fassen,  denn  Ab- 
wesenheit und  Geisteskrankheit  hindern  rechtlich  den  Prozess  nicht, 
sondern  nur  die  künftige  Hauptverhan dlung^);  aber  wenn  nicht  abzusehen 
ist,  wann  das  Hindernis  behoben,  die  Hauptverhandlung  möglich  geworden 
sein  wird,  so  erscheint  eine  Eröffnung  als  zwecklos,  sie  kann  deshalb 
unterbleiben^. 

Selbstverständlich  gehört  hierher  nicht  der  Fall,  dass  das  Gericht  annimmt,  der 
Angeschuldigte  sei  zur  Zeit  der  That  geisteskrank  gewesen;  solchenfalls  erscheint 


*)  Bennecke  511.  A.  M.  Löwe  6  zu  §  197.  Etwas  anderes  ist  die  einst- 
weilige Aussetzung  der  Besohlussfassung  selbst,  oben  S.  490. 

»)  Oben  8.  422  bei  Anm.  24. 

')  Analoge  Ausdehnung  unstatthaft  Anders  Glaser  IT,  432 ;  Ben  necke  50S ; 
Löwe  2  zu  §  203. 

*)  Die  beiden  Arten  der  vorläufigen  Einstellung,  §  208  St.P.0.  (oben  §  114  II) 
und  §  203  St.P.0.,  dürfen  mit  einander  nicht  verwechselt  werden. 

*)  Bennecke  627  Anm.  2.    Vgl.  oben  S.  284. 

^)  Nicht  aber  kann  das  Gericht  endgültig  einstellen.  A.  M.  Bennecke 
.508,  509  für  den  Fall,  dass  es  sicher  sei,  dass  das  Hindernis  nie  wegfallen  werde. 
Aber  solche  Abschätzungen  der  Dauer  des  Hindernisses  eingeben  ni^  ein  objektive.s 
Resultat  und  können  deshalb  nicht  in  Betracht  kommen. 
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die  That  als  nicht  strafbar,  und  es  muss  aus  diesem  materielirechtlichen  Orunde 
definitive  Einstellung  erfolgen. 

Ist  im  Falle  des  §  203  SiP.O.  das  Hemmnis  später  behoben,  so 
bat  das  Oericht,  ohne  erneute  Anträge  der  Staatsanwaltschaft  abwarten 
zu  müssen^,  nunmehr  definitiv  Beschluss  zu  fassen,  da  die  vorläufige 
Einstellung  nur  eine  laufende,  keine  prozesserledigende  Entscheidung 
ist,  somit  die  Hechtshängigkeit  noch  fortbesteht 

IL  Bisweilen  liegt  die  Sache  so,  dass  das  Oericht  noch  weiteres 
Material  braucht,  um  sich  über  Eröffnung  oder  Einstellung  schlüssig 
zu  werden.  Solchenfalls  ergeht  ein  Zwischenbeschluss,  durch 
den  noch  weitere  Aufklärung  der  Sache  angeordnet  wird, 
d.  h.  es  wird  zunächst 

a)  Eröffnung  einer  Voruntersuchung,  soweit  solche  zulässig  oder 
notwendig  ist  (unten  §  117),  oder 

b)  Erhebung  einzelner  Beweise  beschlossen«),  St.P.0,  §  200. 

Die  Ausführung  dieses  Beschlusses  erfolgt  ad  a  durch  den  Unter- 
suchungsrichter, ad  b  durch  einen  beauftragten  oder  ersuchten  Bichter, 
in  Scböffensachen  natürlich  durch  den  Amtsrichter  selbst.  Sodann 
gehen  die  Akten  wieder  dem  Gericht  zu  und  dieses  hat  sich  nunmehr 
über  Eröffnung  oder  Einstellung  schlüssig  zu  machen.  Yon  einer 
erneuten  Antragstellung  der  Staatsanwaltschaft  ist  die  nunmehrige 
anderweite  Beschlussfassung  im  Falle  b)  nicht  abhängig.  Die  Staats- 
anwaltschaft muss  zwar  erneut  gehört  werden^),  §  33  St.P.0.,  aber 
wenn  sie  sich  nicht  erklären  sollte,  so  würde  dadurch  die  Beschluss- 
fassung des  Gerichts  nicht  gehindert.  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass 
dem  Gericht  noch  nach  wie  vor  die  Anklagezur  Erledigung  vorliegt*®). 

Wie  nach  durchgeführter  Voruntersuchung  (Fall  a)  zu  verfahren  ist,  ist  unten 
dargestellt "). 

III.  Mit  dem  Eröffnungs-  und  dem  Einstellungsbeschlusse  ver- 
binden sich  unter  Umständen  gewisse  Nebenbeschlüsse. 

1.  Mit  dem  Beschluss  über  Eröffnung  oder  Nichteröffnung  des 
Hauptverfahrens  muss  sich,  insoweit  das  Gericht  den  in  Gemässheit 
des  §  199  gestellten  etwaigen  Anträgen  des  Angeschuldigten 


0  Bennecke  509. 

^)  Darin  liegt  noch  keine  ,,EröffDung  der  Untersuchung"  im  Sinne  des  §  154 
St.P.0.  Bennecke  469  Anm.  32,  496  Anm.  22;  Löwe  1  za  §  154;  Stenglein  5 
zu  §  200. 

*•)  Löwe  5;  Stenglein  2  zu  §  200.    A.  M.  Bennecke  496  Anm.  22. 

**»)  Bennecke  496  Anm.  20. 

")  §  118  IL 
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nicht  stattgiebt,  eine  ausdrückliche  Ablehnung  dieser  Antrage 
verbinden,  konklodente  Ablehnung  durch  einfache  Eröffnung  ist  un- 
statthaft^). 

2.  Bei  Erlass  des  Eröffnungsbeschlusses  hat  das  Gericht  von  Amts- 
wegen zu  erwägen,  ob  Untersuchungshaft  eintreten  oder  fort- 
bestehen soll,  §  205  Abs.  2. 

BejahendeDfalls  ist  die  betreffeDde  Anordnang  expressis  verbis  ansznsprecheo. 
Yemeinendenfalls  kann  das  Gericht  mit  Stillschweigen  über  diesen  Punkt  hinw^- 
gehen  ").  Lrt  die  Haft  bereits  angeordnet,  nnd  schweigt  der  Eröffiaungsbeschloss  über 
die  Fortdaner.  so  läuft  die  Untersuchungshaft  mit  Erreichung  des  ihr  gesetzten 
zeitlichen  Maximums'^)  &b*^),  wenn  nicht  das  Gericht  schon  vorher  einen  Sonder- 
beschluss  über  die  Fortdauer  der  Haft  nach  erhobener  Anklage  (§  126  St.P.O.) 
gefasst  hat 

3.  Den  Einstellungs beschluss  muss  in  entsprechender  Weise 
dann,  wenn  bisher  die  Untersuchungshaft  verhängt  war,  ein  den 
Haftbefehl  aufhebender  Beschluss  begleiten. 

§  116. 
d)   Die  Anfechtbarkeit  der  gerichtlichen  Entscheidung. 

Die  Anfechtbarkeit  der  vorstehend  erwähnten  Gerichtsbeschlüsse 
ist  sehr  verschieden. 

I.  Der  Eröffnungsbeschluss  ist  grundsätzlich  unan- 
fechtbar, §  209  StP.O.  Nur  ergiebt  sich  für  den  Angeklagten 
die  Möglichkeit,  ihn  implidte  anzufechten,  aus  dem  unten  lY  1  Gesagten. 

Manche  Autoren  lassen  trotz  §  209  StP.O.  eine  Anfechtung  des  Eröfihungs- 
beschlusses  dann  zu,  wenn  das  Gericht  bei  der  Beschlussfassung  seine  gesetzlicheo 
Befugnisse  überschritten  habe,  so  wenn  es  das  Hauptverfahren  wegen  eines  nicht  zum 
Gegenstande  der  Klage  gemachten  Straffalles  oder  gegen  eine  von  der  Staatsanwaltschaft 
nicht  angeschuldigte  Person  oder  gegen  eine  der  Gerichtsbarkeit  nicht  unterworfene 
Person  eröffnet  habe^).     In  der  That  wird  man  hier  die  Beschwerde  nicht  weigern 


>*)  Bennecke  495.    E.  I,  170;  R.  I,  256. 

*•*)  Bennecke  498  Anm.  5;  Löwe  9  zu  §  205.  In  der  Praxis  wird  des 
öfteren  ausgesprochen:  „Die  Untersuchungshaft  wird  nicht  angeordnet''.  Das  ist 
überflüssiges  Schreibwerk,  wirkt  oft  anstössig  und  ist  unpraktisch. 

")  Oben  S.  183. 

")  Vgl.  Bennecke  498  Anm.  5;  John  II,  687;  Löwe  9;  Stenglein  6 
zu  §  205. 

^)  So  Löwe  3a  zu  §  209;  John  II,  739;  Lamm,  Beschwerde  16;  Fuchs, 
H.H.n,  46;  Voitus,  Kontroversen  I,  275;  Dalcke  2  zu  §  209;  Thilo  2  zu  §  206, 
7  zu  §  209.     Dagegen   Keller  3;   Puchelt  2,  3;   v.  Schwarze  4—6  zu  §  209 
Btengiein   3a  zu   §   209;    Glaser    II,    446;    Ullmann    436;    v.   Kiies    520 
Bennecke  505  Anm.  16;  Zimmermann  G.S.  XXXVI,  609. 
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können^»).     Es  bedarf  aber  in  diesen  Fällen  der  Einlegnng  des  Bechtsmittels  nicht, 
da  hier  Nichtigkeit  des  Eiöffnungsbeschlosses  vorliegt*). 

Die  Staatsanwaltschaft  kann  den  Eröfihungsbeschluss  als 
solchen  ebenfalls  nicht  anfechten'*).  Doch  hat  sie  sofortige  Beschwerde 
über  eine  Modalität  des  Beschlusses,  nämlich  darüber,  dass  ihrem 
Antrage  entgegen  die  Sache  vor  ein  Gericht  niederer  Ordnung  „ver- 
wiesen" worden  ist,  §  209  Abs.  2  St.P.0. 

Unter  „Verweisung"  versteht  die  St.P.0.,  in  den  älteren  Sprachgebrauch*) 
zurückfallend,  die  Eröffnung  vor  einem  Gericht  Daher  fällt  die  in  dem  Eröffnungs- 
beschluss  ausgesprochene  Überweisung  an  das  SchöfFengericht  an  sich  nicht  mit 
unter  §  209  Abs.  2.  Allem  die  Analogie  verlangt  Erstreckung  der  staatsanwaltschaft- 
lichen sofortigen  Beschwerde  auch  auf  diesen  Fall,  denn  §  209  Abs.  2  will  seinem 
Grundgedanken  nach  verhüten,  dass  ein  unzuständiges  Gericht  niederer  Ordnung 
irgendwie  zum  erkennenden  Gericht  gemacht  wird'). 

Ausgeschlossen  ist  die  Anfechtung  des  Eröffnungsbeschlusses  durch  die  Staats- 
anwaltschaft dagegen  dann,  wenn  die  Sache  durch  den  Eröffnungsbeschluss  an  eben 
die  j  enige  Gerichtskategorie  gebracht  ist,  an  die  der  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  sie 
gebracht  wissen  wollte,   mag   auch  der  eingeschlagene  Weg  ein  abweichender  sein*). 

Ausgeschlossen  ist  die  staatsanwaltscbaftliche  Beschwerde  auch  dazm,  weim 
das  Gericht  vor  einem  erkennenden  Gericht  höherer  Ordnung  eröffnet  hat,  z.B.  vor 
dem  Schwurgericht,  während  die  Staatsanwaltschaft  Eröffnung  vor  der  erkennenden 
Strafkammer  beantragt  hatte  ^). 

II.  Gegen  den  Beschluss,  durch  welchen  die  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  abgelehnt  worden  ist,  ist  der  Staatsanwaltschaft 
—  nicht  auch  dem  Angeschuldigten  —  die  sofortige  Beschwerde  ge- 
geben, St.P.0.  §  209  Abs.  2.    Diese  Bestimmung  gilt  in  erster  Linie 


^•)  Oben  S.  490  bei  Anm.  16. 

»)  Oben  S.  295. 

■)  Auch  nicht,   wenn  gegen  ihren  Antrag  eröffnet  worden  war  (unten  §  118). 

*)  Oben  §  114  I  im  Anfang. 

^)  Doch  kann  mit  dem  Hechtsmittel  nur  die  Unzulässigkeit  der  Überweisung 
geltend  gemacht  werden  im  Hinblick  auf  §  75  Abs.  2  G.V.G.  Im  wesentlichen  mit 
dem  Text  übereinstimmend  Kayser  62;  John  II,  747;  Löwe  19  zu  §  75  G.V.G.; 
Keller  16  zu  §  75  G.V.G.  Dagegen  wollen  v.  Schwarze  13;  Thilo  10  zu  §  75 
G.V.G  ;  Puchelt  6  zu  §§  346,  347  StRO;  Voitus,  Kontroversen  II,  146;  Stenglein 
5  zu  §  75  G.V.G.;  Uli  mann  123  Anm.  3;  ßennecke  500  die  Beschwerde  überhaupt 
nicht  gewähren. 

°)  Also  z.B.  wenn  die  Staatsanwaltschaft  Überweisung  an  das  Schöffen- 
gericht beantragt,  das  Gericht  aber  das  Hauptverfahren  vor  dem  Schöffengericht 
eröffnet  hat,  M.  VII,  522. 

^)  Ein  besonderer  Fall  dieser  Art  ist  der,  dass  die  Staatsanwaltschaft  Über- 
weisung an  das  Schöffengericht  beantragt  hatte,  die  beschliessende  Strafkammer  aber 
unter  Ablehnung  der  Überweisung  das  Hauptverfahren  vor  der  erkennenden  Straf- 
kammer eröffnet.     Vgl.  G.V.G.  §  75  Abs.  2. 
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für  den  Einstellungsbeschluss  nach  §  202  SiP.O.®).  Aber  ihr  Grund- 
gedanke ist  der,  dass  jeder  eine  Nichteröffnung  in  sich 
schliessende  Beschluss  anfechtbar  sein  solle.  Sie  muss  somit  auch 
bezogen  werden  auf  die  Fälle  der  vorläufigen  Einstellung  nach  §  208 
St.P.0.»)  sowohl  wie  nach  §  203 1<»). 

III.  Unanfechtbar  sind  die  Zwischenbeschlüsse  aus  §  200 
StP.O.,  daselbst  Abs.  2. 

IV.  1.  Die  Nebenbeschlüsse,  durch  die  ein  Antrag,  den  der 
Angeschuldigte  aus  §  199  StP.O.  gestellt  hatte,  abgelehnt 
wurde,  sind  anfechtbar  nach  Massgabe  der  §§  199  Abs.  3,  180,  181, 
d.  h.:  der  Angeschuldigte  kann  nur  einen  von  ihm  geltend  gemachten 
Einwand  der  örtlichen  Unzuständigkeit,  sowie  einen  von  ihm  ge- 
stellten Antrag  auf  Voruntersuchung  im  Wege  der  sofortigen  Be- 
schwerde weiter  verfolgen.  Insoweit  er  mit  dieser  sofortigen  Be- 
schwerde durchdringt,  ist  natürlich  die  Aufhebung  des  ergangenen 
Eröffiiungsbeschlusses  unausweichlich ^^'). 

2.  Der  mit  dem  Eröffnungs-  oder  dem  Einstellungsbeschluss 
verbundene  Ausspruch  über  Verhaftung  oder  Nichtverhaf tung 
ist  selbständig  anfechtbar  gemäss  §§  346  flF.,  114  StP.O. ;  der  §  209 
steht  nicht  entgegen,  da  der  Haftbeschluss  kein  Teil  des  EröiFnungs- 
beschlusses  ist^^). 


')  Und  zwar  in  yollem  Umfange,  nicht  etwa  bloss  hinsichtlich  des  „hinreichenden 
Verdachts".  Bennecke  515  Anm.  17;  Stenglcin  6  zu  §  209.  A.  M.  John  II,  751; 
v.  Schwarze  G.S.  XXXVI,  303;  üllmann  437;  Löwe  4d  zu  §  209,  insofern  sie 
die  Ablehnung  wegen  Unzuständigkeit  mit  fristloser  Beschwerde  anfechten 
.assen  wollen. 

")  Ebenso  Löwe  5;  Stenglein  2  zu  §  209;  v.  Schwarze  3  zu  §  209  and 
G.S.  XXXVI,  302;  Puchelt  3  zu  §  209;  Birkmeyer  616.  Dagegen  versagen  hier 
Glaser  II,  447;  Zimmermann  G.S.  XXXVI,  614  die  Beschwerde  ganz,  umgekehrt 
gewähren  Bennecke  515;  Ullmann  437;  Keller  4  zu  §209  die  einfache  Beschwerde. 

*")  Eböuso  Puchelt  3  zu  §  209;  v.  Schwarze  3  zu  §  209  und  in  G.S.  XXXVL 
301;  Stenglein  2  Anm.**)  zu  §209;  v.  Kries  519;  John  II,  735;  Birkmeyer  616. 
A.  M.  Löwe  5  zu  §  209;  M.  V,  133;  Keller  4  zu  §  209;  Zimmermann  G.S. 
XXX VI,  613;  üllmann  437;  Bennecke  515,  welche  einfache  Beschwerde  geben, 
und  Glaser  II,  447,  der  sich  für  Unanfechtbarkeit  ausspricht. 

"a)  Ebenso  Glaser  II,  416;  v.  Kries  507;  Ulimann  423;  Löwe  12; 
Stenglein  9;  Dalcke  9;  Puchelt  5  zu  §  199;  O.L.G.  Dresden,  Ann.  I,  136. 
Anders  Fuchs  H.H.  II,  23;  v.  Schwarze,  Erörterungen  98;  Keller  13;  Mamroth 
4d  zu  §  199,  die  dieses  Ergebnis  dadurch  umgehen  wollen,  dass  sie  in  den  im  Text 
erwähnten  Fällen  die  Beschlussfassung  über  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  erst 
nach  Rechtskraft  des  betreffenden  Ne  benbesohlusses  zulassen  wollen. 

")  Bennecke  505  Anm.  16;  Zimmermann  G.S.  XXXVI,  605;  Birk- 
meyer 616;  V.  Kries  520;  Glaser  U,  44S  Anm.  9;  Löwe  2b;  Puchelt  2  zu  §209; 
Ulimann  437.    A.  M.  y.  Schwarze  1  zu  §  209;   Geyer  658. 
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§  117. 
2.  Das  Verftihrei  mit  VorantersttchttBo. 

a)   Allgemeines. 

I.  Gewisse  Strafsachen  durchlaufen  vor  dem  Gerichtsbeschluss 
über  Eröffnung  oder  NichteröfFnung  des  Hauptverfahrens  noch  das 
Stadium  der  sogenannten  Voruntersuchung. 

Mit  dem  vorbereitenden  Verfahren  hat  die  Voruntersuchung  den 
Gegensatz  gegen  das  Hauptverfahren  gemeinsam:  sie  gehört,  wie  das 
vorbereitende  Verfahren,  zum  Vorverfahren.  Somit  bilden  die  Er- 
hebungen in  der  Voruntersuchung  bestimmungsgemäss  nur  die  Grund- 
lage für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  es  zu  einem  Hauptverfahren 
kommen  solle,  nicht  die  Grundlage  für  die  Aburteilung. 

Der  markante  Unterschied  der  Voruntersuchung  gegenüber  dem 
vorbereitenden  Verfahren  besteht  aber  darin,  dass  die  Voruntersuchung 
bereits  eine  gerichtliche  Untersuchung  ist  im  Sinne  des  §  151 
St.P.0.  Daraus  ergiebt  sich  die  wichtige  Folge,  dass  gemäss  §  151 
eine  Voruntersuchung  nur  nach  Erhebung  der  öffentlichen 
Klage  denkbar  ist;  die  Voruntersuchung  setzt  Rechtshängigkeit  voraus. 
Ex  officio  kann  das  Gericht  keine  Voruntersuchung  einleiten. 

Da  die  öffentUche  Klage  aber  immer  nur  gegen  eine  persona  certa  gerichtet 
sein  kann,  so  ergiebt  sich  ein  weiterer  Unterschied  der  Voruntersuchung  gegenüber 
dem  Ermittelungsverfahren,  insofern  letzteres  sich  auch  gegen  „Unbekannt^^  richten  kann. 

In  denjenigen  Strafsachen,  in  denen  es  zu  einer  Voruntersuchung 
kommt,  braucht  das  vorbereitende  Verfahren  natürlich  nur  soweit  aus- 
gedehnt zu  werden,  als  notwendig  ist,  um  der  Staatsanwaltschaft  die 
Gewissheit  zu  geben,  dass  sie  die  Klage  durch  Antrag  auf  Vorunter- 
suchung anstellen  werde  ^).  Ist  diese  Gewissheit  von  vornherein  vor- 
handen, so  kann  ein  Ermittel ungs verfahren  sogar  ganz  wegfallen. 

ü.  Ob  eine  Voruntersuchung  eintritt,  oder  das  blosse  Ermittelungs- 
verfahren an  ihrer  Stelle  genügt,  hängt  nach  §  176  SLP.O.  von  der 
Schwere  der  Strafsache  ab  in  folgender  Weise: 

1.  In  den  zur  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  oder  des 
Eeichsgerichts  gehörenden  *)  Strafsachen  ist  die  vorgängige  Führung 

*)  Vgl.  Bennecke  453  Anm.  1;  Löwe  4;  Stenglein  3  zu  §  168. 

')  Einschliesslich  derjenigen  verbundenen  Sachen,  für  die  nur  der  Zusammen- 
hang nach  §  2  St.P.O.  die  Zuständigkeit  begründete,  argum.  §  5  St.P.O.  So  E.  IV, 
365;  Stenglein  4;  Löwe  4  zu  §  176;  John  11,  425;  Fuchs  H.  H.  I,  473;  Binding 
Grdr.  188.  A.  M.  Bennecke  482  Anm.  5.  Ist  die  Verbindung  erst  erfolgt, 
nachdem  in  der  Sache  minderer  Ordnung  bereits  das  Hauptverfahren  eröffnet  war, 
80  kann  natärlich  nicht  nach  rückwärts  hin  eine  Voruntersuchung  notwendig  werden. 
Vgl.  Bennecke  483  Anm.  9. 
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einer  Vorantersuchung  Prozessvoraussetzung  für  den  Gerichtsbeschluss 
über  Eröffnung  oder  NichteröfBaung  des  Hauptverfahrens. 

In  diesen  Sachen  ist  die  Voruntersuchung  „notwendig",  was 
aber  nicht  in  dem  Sinne  verstanden  werden  darf,  als  ob  jede  Strafsache 
dieser  Art  ohne  weiteres  zur  Voruntersuchung  zu  bringen  sei.  Viel- 
mehr kann  auch  in  diesen  Sachen  die  Staatsanwaltschaft  eine  a-limine- 
Abweisung  oder  Einstellung  auf  Orund  blossen  Ermittelungsverfahrens 
aussprechen.  „Notwendig"  ist  die  Voruntersuchung  nur  in  dem  Sinne, 
dass  das  Gericht  über  Eröffnung  oder  NichteröfFnung  des  Haupt- 
verfahrens sich  nur  nach  geführter  Voruntersuchung  schlüssig  machen 
darf»). 

In  einem  Falle  kann  es  zu  einem  schwur-  oder  reichsgerichtlichen 
Hauptverfahren  ausnahmsweise  ohne  vorangegangene  Voruntersuchung 
kommen,  dann  nämlich,  wenn  von  Hause  aus  die  Klage  bei  einem 
Gericht  niederer  Ordnung  anhängig  gemacht  worden  war,  und  sich  erst 
dort  in  der  Hauptverhandlung  die  Zuständigkeit  des  Schwurgerichts 
oder  Reichsgerichts  herausgestellt  hatte,  §  270  StP.O.*). 

2.  In  Strafkammer  Sachen  kann  durch  jedes  der  drei  Prozess- 
subjekte eine  Voruntersuchung  herbeigeführt  werden,  die  Vorunter- 
suchung ist  hier  also  „zulässig".  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dass 
die  Voruntersuchung  hier  durchaus  nur  in  das  Ermessen  des 
Gerichts  gestellt  sei,  vielmehr  ist  nach  dem  treffenden  Ausdruck 
von  Bennecke^)  die  Voruntersuchung  hier  „bedingt  notwendig*'. 
Auch  in  diesen  Sachen  nämlich  muss  gerichtlicherseits  die  Vor- 
untersuchung eröffnet  werden,  wenn  entweder  die  Staatsanwaltschaft 
(motiviert  oder  unmotiviert)  oder  der  Angeschuldigte  (dieser  unter 
Geltendmachung  „erhebhcher  Gründe")  darauf  anträgt,  §  176  ^  u.*  St.P.O. 

Liegt  ein  Antrag  auf  Voruntersuchung  von  Seiten  der  Parteien 
nicht  vor,  so  kann  gleichwohl  das  Gericht  in  diesen  Sachen  von  sich 
aus  die  Voruntersuchung  anordnen,  §  200  StP.O. 


")  Anderenfalls  Anfechtbarkeit  des  auf  dem  fehlerhaften  Eröffnungsbeschluss 
beruhenden  Urteils  bei  Vorhandensein  der  übrigen  Rechtsmittelvoraussetzungen.  A.  M. 
R.  VI,  161. 

^)  Dass  in  diesem  Falle  nicht  noch  eine  Voruntersuchung  in  das  Verfahren  ein- 
geschoben wird,  ist  herrschende  Meinung.  So  E.  III,  311,  V,  243;  Binding,  Grdr. 
188;  Stenglein  1;  Löwe  3  zu  §  176;  v.  Kries  489;  Ullmann  404;  Bennecke 
482;  Süss,  Stellung  der  Parteien,  250.  Teilweise  a.  M.  John  II,  422.  Eine  „Vor-" 
Untersuchung  im  eigentlichen  Sinne  ißt  hier  schon  deswegen  nicht  möglich,  weil  das 
Stattfinden  eines  Hauptverfahrens  bereits  unerschütterlich  feststeht 

«^j  481  Anm.  2. 
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3.  In  Schöffen-  (und  Amts-)gerichts8achen  ist  die  Vorunter- 
suchung unzulässig,  insoweit  sie  nicht  mit  einer  Sache  höherer 
Ordnung  verbunden  bei  einem  Gericht  höherer  Ordnung  anhängig 
gemacht  werden. 

III.  1.  Die  normale  Art  der  Herbeiführung  einer  Vor- 
untersuchung ist  die,  dass  die  Staatsanwaltschaft  die  Klage 
in  Gestalt  eines  Antrages  auf  Voruntersuchung  erhoben  hat, 
StP.O.  §§  176—178.  Dieser  Antrag  muss  nach  §  177  St.P.0.  den  Thäter 
und  die  That  bezeichnen,  doch  empfiehlt  sich  daneben  die  Angabe  der 
gesetzlichen  Merkmale  der  That  und  des  Strafgesetzes^).  Zu  richten 
ist  der  Antrag  an  den  Untersuchungsrichter.  Beifügung  der  Akten 
ist  hierbei  nicht  direkt  vorgeschrieben,  aber  üblich  und  sachgemäss^. 
Ist  der  Antrag  in  sich  fehlerhaft,  nennt  er  also  entweder  den  Thäter 
oder  die  That  nicht,  so  kann  daraufhin  nichts  veranlasst  werden^),  es 
erfolgt  vielmehr  einfach  Zurücksendung  an  die  Staatsanwaltschaft 
unter  Hinweis  auf  den  Mangel,  worin  nicht  eine  Ablehnung  der  Vor- 
untersuchung zu  erblicken  ist^);  diese  Zurücksendung  geschieht  durch 
den  Untersuchungsrichter  aus  eigener  Machtvollkommenheit^^).  Ist  der 
Antrag  dagegen  an  sich  ordnungsmässig,  so  kann  der  Untersuchungs- 
richter aus  eigener  Macht  ihn  nicht  ablehnen.  Trägt  er  Bedenken, 
so  hat  er  vielmehr  die  Sache  dem  beschliessenden  Gericht  vorzulegen. 
Auch  dieses  kann  den  Antrag  auf  Voruntersuchung  nur  aus  den  in 
§  178  StP.O.  aufgezählten  Gründen  ablehnen,  nämlich  „wegen 
Unzuständigkeit  des  Gerichts  oder  wegen  Unzulässigkeit  der  Straf- 
verfolgung oder  der  Voruntersuchung,  oder  weil  die  in  dem  Antrage 
bezeichnete  That  unter  kein  Strafgesetz  fällt".  Diese  scheinbare 
Kasuistik  des  Gesetzes  ist  in  Wahrheit  Ausfluss  eines  sehr  einfachen 
Gedankens.  Da  nämlich  die  Voruntersuchung  gerade  erst  dazu  bestimmt 
ist,  das  thatsächliche  Material  zu  sammeln,  das  einen  Ausspruch  darüber 
ermöglichen  soll,  ob  der  Angeklagte  „hinreichend  verdächtig*'  ist,  so  hiesse 
es  der  Voruntersuchung  vorgreifen,  wollte  sich  das  Gericht  schon  jetzt 
hierüber  ein  Urteil  bilden  und  die  Voruntersuchung  deshalb  ablehnen, 
weil  genügend  thatsächiiches  Material  zur  Belastung  mit  hinreichendem 


•)  Löwe  2b  zu  §  177. 

i  Löwe  3;  Stenglein  4  zu  §  177;  John  U,  437;  Bennecke  461  Anm.  10. 
«)  Oben  8.  295. 

•j  Bennecke  464.    A.  M.  Löwe  7  zu  §  178. 

*•)  John  n,  440  Anm.  3;  Bennecke  464  Anm.  4;  Ortloff  G.A.  XXX,  267. 
A.  M.  Löwe  7  zu  §  178. 
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Verdacht  nicht  vorhanden  sei.  Solche  Ablehnung  ist  also  unzulässig. 
Da  nun  der  „hinreichende  Verdacht^^  sämtliche  materiellstrafrechtlich 
erheblichen  Umstände  umfasst,  Rechtswidrigkeit,  Schuld,  Strafaus- 
schliessungsgründe,  Strafaufhebungsgründe  u.  s.  w.,  so  ist  auch  nicht 
statthaft,  dass  das  Gericht  etwa  einen  Umstand,  aus  dem  sich  die 
Straflosigkeit  ergebe,  herausgreift  (kindliches  Alter,  Verjährung  u.  s.  w.), 
und  mit  Rücksicht  darauf  die  Voruntersuchung  ablehnt  Das  bisher 
Ermittelte  soll  eben  nicht,  mag  es  noch  so  sehr  über  jeden  Zweifel 
erhaben  erscheinen,  als  ßasis  dienen^^).  Während  also  in  diesem 
Sinne  aus  dem  materiellen  Strafrecht  ein  Ablehnungsgrnnd  nicht 
hergenommen  werden  kann,  weil  die  massgebende  Grundlage  für  die 
materiellrechtliche  Beurteilung  des  Falles  eben  erst  durch  die  Vorunter- 
suchung geschafien  werden  soll,  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  es 
zu  einer  Voruntersuchung  nicht  kommen  soll,  wenn  prozessuale 
Hindemisse  im  Wege  stehen.  Diese  können  aber  zweifacher  Art 
sein:  entweder  ist  gegeben  ein  allgemeines  Prozesshindernis,  die  ganze 
Strafverfolgung  ist  unzulässig,  sei  es  überhaupt  (z.  B.  Fehlen  des 
erforderlichen  Straf antrages,  res  judicata)^  sei  es  in  der  angebrachten 
Art  (z.  B.  Unzuständigkeit  des  angerufenen  Gerichts);  oder  aber  es 
fehlt  eine  besondere  Prozessvoraussetzung  der  Voruntersuchung,  d.  h. 
es  liegt  ein  Antrag  vor,  der  gar  keine  „Strafsache"  namhaft  macht^*), 
oder  eine  solche  Strafsache,  in  der  die  Voruntersuchung  unzulässig  ist. 

Der  den  Antrag  auf  Voruntersuchung  ablehnende  Beschluss  des  Gerichts  kann 
von  der  Staatsanwaltschaft  mit  sofortiger  Beschwerde  angefochten  werden,  §  181  St.RO. 

Vor  der  Beschlussfassung  kann  das  Gericht  den  ^gesohuldigten  hören,  §  178 
Abs.  2  St.P.O. 

2.  Zu  einer  Voruntersuchung  kann  es  aber  auch  in  der  Weise 
kommen,  dass  die  Staatsanwaltschaft  die  Klage  in  Oestalt  der  Anklage, 
also  mit  dem  Begehren  der  Eröfifnung  des  Hauptverfahrens,  erhoben 
hatte,  das  Gericht  aber,  sei  es  auf  Antrag  des  Angeschuldigten,  sei  es 


*')  Deshalb  nicht  zutreffend  Bennecke  484  Anm.  20,  wenn  er  Strafunmtin- 
digkeit,  Verjährung  und  dergl.  als  Voruntersuchungsablehnungsgründe  zulässt  Viel 
zu  weit  gehend  Birkmeyer  602:  der  Antrag  auf  Voruntersuchung  könne  abgelehnt 
werden,  wenn  eine  gerichtlich  strafbare  und  verfolgbare  Handlung  nicht 
gegeben  sei.  Ob  eine  strafbare  Handlung  vorliegt,  soll  ja  gerade  erst  durch  die 
Voruntersuchung  aufgeklärt  werden. 

")  Z.  B.  es  wird  Voruntersuchung  beantragt  „wegen  furtum  ««u«"  oder  „wegen 
Nichterfüllung  der  Zeugnispflicht'^  Wohlgemerkt  kommt  es  hierbei  lediglich  auf  das 
an,  was  der  Antrag  nennt  Wäre  Voruntersuchung  „wegen  Diebstahls"  beantragt, 
so  könnte  Ablehnung  nicht  mit  der  Begründung  erfolgen,  dass  es  sich  um  ein 
furtum  usus  handle. 
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ex  officio^  Eröffnung  der  Voruntersuchong  angeordnet  hat,  StP.O. 
§  200*»). 

IV.  Die  Eröffnung  der  Voruntersuchung  erfolgt  in  allen 
Fällen  durch  den  Untersuchungsrichter,  StP.O.  §  182"),  in  Form 
einer  ausdrücklichen  schriftlichen  Eröffnungsverfügung i^).  Doch  geht 
dieser  Eröffiiung  unter  Umständen  die  präliminare  Anordnung  des 
„Oerichts^^  (im  Sinne  von  beschliessendem  OerichtskoUegium),  dass 
Voruntersuchung  eröffnet  werden  solle,  voraus^^).  Dies  nämlich 
einmal  dann,  wenn  der  Untersuchungsrichter  Bedenken  getragen  hatte, 
dem  staatsanwaltschaftlichen  Antrage  gemäss  die  Voruntersuchung  zu 
eröffnen,  und  deshalb  die  Akten  dem  Gericht  vorgelegt  hatte;  sodann 
in  den  Fällen  (oben  III  2),  in  denen  die  Staatsanwaltschaft  bereits  die 
Anklage  erhoben  hatte,  aber  das  Gericht  auf  Antrag  oder  ex  officio  die 
Voruntersuchung  angeordnet  hatte. 

Gegen  die  Eröffnung,  wenn  sie  auf  staatsanwaltschaftlichen  Antrag 
erfolgt  war,  steht  dem  Angeschuldigten  der  „Einwand"  zu,  §  179  StRO.^*^), 
der  unbefristet  und  an  keine  Form  gebunden  ist,  aber  sich  nur  gegen 
die  Rechtmässigkeit  der  Voruntersuchungseröffnung  in  dem  oben  III I 
entwickelten  Sinne  richten  kann.  Die  Entscheidung  über  den  Einwand 
steht  bei  dem  bescbliessenden  Gericht  (Gerichtskollegium). 

Gegen  die  Verwerfung  des  Einwandes  ist  ein  weiterer  Bechtsbehelf  nicht 
gegeben ;  ausgenommen  ist  nnr  der  Einwand  der  Unzuständigkeit,  der  gegenüber  dem 
ihn  verwerfenden  Oerichtsbeschluss  mit  sofortiger  Beschwerde  weiter  verfolgt  werden 
kann,  §  180  StP.O. 

Unstatthaft  ist  der  Einwand  gegen  die  Eröffnung  dann,  wenn  die  Vorunter- 
suchung infolge  Gerichtsbeschlusses  eröfbet  worden  ist,  und  diesem  Beschlüsse  eine 
Anhörung  des  Angeschuldigten  vorangegangen  war. 

Gegen  den  die  Voruntersuchung  anordnenden  Gerichts- 

")  Oben  §  115  U  a). 

")  Wer  Untersuchungsrichter  ist,  darüber  s.  §  60  G.V.G.,  §  184  StP.O.  und 
oben  66,  69.  Der  reichsgerichtliche  Untersuchungsrichter  hat,  auch  wenn  er  nicht 
Mitglied  des  Reichsgerichts  ist  —  StP.O.  §  184  Abs.  2  — ,  dennoch  in  dieser  Funktion 
die  gleiche  Stellung,  wie  wenn  er  es  wäre,  natürlich  nur  sachlich,  nicht  in  seinem 
persönlichen  VerhMtnis.    John  II,  482;  Bennecke  471  Anm.  9. 

")  Löwe  1  zu  §  182;  John  II,  463;  Glaser  II,  389  Anm.  15.  A.  M.  Fuchs 
H.  H.  I,  477,  der  die  konkludente  Eröffnung  genügen  lässt;  Stenglein  9  zu  §  178, 
der  einen  „BeSchluss"'  des  Untersuchungsrichters  verlangt  (entgegen  den  §§  179,  190 
StP.O.,  die  ausdrücklich  von  einer  „Verfügung*'  sprechen,  vgl.  auch  oben  S.  419). 

**)  Nicht  etwa  eröffnet  hier  das  Gericht  selbst  direkt  Zutreffend  Bennecke 
469  Anm  32,  483;  Löwe  8  zu  §  178;  Birkmeyer  601.  Deshalb  bedeutet  die 
.,Anordnuag''  des  Gerichts,  dass  Voruntersuchung  stattfinden  solle,  auch  noch  nicht 
die  „Eröffnung  der  gerichtlichen  Untersuchung**  im  Sinne  des  §  154.  Benneoke 
469  Anm,  32,  483,    A.  M.  John  II,  85. 

•')  Vgl.  dazu  Protokolle  918— 921,  1121—1123;  John  n,  447;  Bennecke  487. 


Digitized  by 


Google 


506  Das  Verfahren  mit  Vorunterauobung.  §  117. 

beschluss   giebt  es  eine  Anfechtung  nur  insoweit,    als   es  sich  um 
Unzuständigkeit  des  Gerichts  handelt,  §§  180,  200  StP.O.^S), 

Y.  Die  Führung  der  Voruntersuchung  liegt  in  der  Regel  in 
der  Hand  des  Untersuchungsrichtersi»),  St.RO.  §§  182,  188, 
G.V.G.  §  60.  Ausnahmsweise  kann  die  landgerichtliche  üntersuchungs- 
führung  jedoch  einem  Amtsrichter  übertragen  werden 
§  183  St.P.0.,  sodass  dieser  alsdann  in  die  Funktion  als  Untersuchungs- 
richter succediert*®),  demgemäss  auch  den  landgerichtlichen  Sprengel 
überkommt^^).  Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck,  die  Führung  der 
Voruntersuchung  zu  erleichtern,  zu  verbilligen  und  zu  beschleunigen, 
besonders  in  den  Fällen,  in  denen  die  zu  vernehmenden  Feruonen  alle 
oder  überwiegend  dem  amtsgerichtlichen  Sitze  näher  sind  als  dem 
landgerichtlichen.  Sie  findet  desshalb  keine  Anwendung  auf  Amts- 
richter, die  mit  dem  Untersuchungsrichter  denselben  Amtssitz  haben, 
StP.O.  §  183  Satz  3.  Übertragen  werden  kann  nun  augenscheinlich 
nur  eine  schon  eröffnete  Voruntersuchung.  Diese  Eröffnung  kann  aber 
weder  vom  Gericht  ausgegangen  sein,  denn  diesem  ist  im  Gesetz  dazu 
keine  Kompetenz  gegeben,  noch  vom  Amtsrichter,  dessen  Kompetenz 
erst  mit  der  Übertragung  beginnt  Somit  muss  auch  in  den  Über- 
tragungsfällen, wie  immer,  der  Untersuchungsrichter  um  Eröfhung 
angegangen  werden,  worauf  dann  die  Akten  dem  Gericht  zugehen, 
das  nunmehr  die  Übertragung  beschliesst^).  Es  werden  also  nach 
einander  thätig:  der  Untersuchungsrichter  (Eröffnung),  die  Strafkammer 
(Übertragung),  der  Amtsrichter  (Führung).  Voraussetzung  für  die 
Übertragung  ist,  dass  die  Staatsanwaltschaft  einen  dahingehenden 
Antrag  gestellt  hatte. 


^')  Auch  die  Staatsanwaltschaft  hat  nur  in  diesem  Umfange  die  Möglichkeit 
der  Anfechtung,  Bennecke  487  Anm.  9;  John  n,  455;  Btengiein  6  zu  §  180. 
A.  M.  Fuchs,  IL  H.  II,  22. 

'*)  Der  Untersuchungsrichter  ist  nicht  als  blosser  Beauftragter  oder  Vertreter 
des  Gerichts,  diesem  subordiniert,  zu  denken,  sondern  als  selbständiges  Qerichtsoigaa 
mit  unübertragbarer  Kompetenz;  die  anderen  Geriohtsoigane  —  die  beschliessende 
Strafkammer,  der  beschliessende  Reichsgerichtssenat  — -  greifen  nur  in  den  vom 
Gesetz  ausdiücklich  bestimmten  Fällen  ein.  So  richtig  Bennecke  437  Anm.  10.  470 
gegen  Stenglein  Lehrbuch  296.  S.  auch  John  U,  462;  Löwe  3c  zu  Buch  2 
Abschn.  3. 

*^)  Er  ist  nicht  blosser  Vertreter  des  Untersuchungsrichters,  Stenglein  6, 
Löwe  9  zu  §  183;  Bennecke  471  Anm.  11. 

")  Bennecke  471  Anm.  12. 

")  Löwe  2  zu  §  183;  Ulimann  409;  Seeger  G.8.  XXXm,  241;  Birk- 
meyer  603  Anm.  E.  21.  A.  M.  Benneoke  471,  472  AnuL  13;  Glaser  II,  393; 
Stenglein  2;  Keller  1;  Puchelt  1;  Thilo  1  zu  §  183;  v.  Kries  493;  Ortloff 
Strafrechts-Z.  II,  512;  Voitus  Kontroversen  U,  237;  John II,  469,  471. 
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§  118. 

b)   Der   Gang  der  Yoruntersuchung  im   einzelnen 

and    das   darauf  folgende  Verfahren. 

I.  Der  Untersuchungsrichter  hat  prinzipiell  selbst  die  erforderlichen 
Frozessakte  vorzunehmen  ^),  soweit  seine  Oerichtsgewalt  reicht.  Indessen 
ist  er  auch  nicht  gehindert,  um  Tomahme  einzelner  Handlungen  im 
Wege  der  Rechtshülfe*)  die  Amtsrichter  zu  ersuchen,  StP.O.  §§  183 
Satz  2,  184  Abs.  3.  Ferner  ordnet  der  §  187  dem  Untersuchungs- 
richter die  Behörden  und  Beamten  des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes 
als  Gehülfen  zu;  ob  deren  Hülfe  als  Rechtshülfe  aufzufassen,  oder  der 
Untersuchungsrichter  diesen  Behörden  und  Beamten  vorgesetzt  ist, 
bemisst  sich  nach  Landesrecht^. 

Die  Grenzen  der  forschenden  Thätigkeit  des  Untersuchungsrichters 
ergeben  sich  in  intensiver  Hinsicht  aus  dem  Charakter  der  Vor- 
untersuchung als  blossen  Vorverfahrens:  sie  ist  nicht  —  wie  die 
gemeinrechtliche  Inquisition  —  so  einzurichten,  dass  daraufhin  das 
Urteil  gesprochen  werden  könnte,  sondern  nur  soweit  auszudehnen, 
als  notwendig  ist,  um  Klarheit  über  Eröfhung  oder  Nichteröffnung 
des  Hauptverfahrens  zu  schaffen,  St.P.O.  §  188.  Daneben  sind  nur 
noch  die  etwa  erforderlichen  Beweissich  er  ungsakte  vorzunehmen, 
sowie  solche  Beweise  zu  erbeben,  deren  Aufnahme  zur  Vorbereitung  der 
Verteidigung  des  Angeschuldigten  erforderlich  erscheint,  §  188  Abs.  2. 

Welche  Handlangen  der  Untersuchungsrichter  im  einzelnen  vornimmt,  ist 
durch  die  Sachlage  gegeben.  Nur  muss  er  immer  den  Angeschuldigten  vernehmen 
oder  durch  einen  ersuchten  Richter  (nicht  durch  die  Polizei^))  vernehmen  lassen 
§  190  StP.O. 

Die  Folgen  des  Nichterscheinens  auf  Ladung  sind  für  den  Angeschuldigten 
dieselben,  wie  im  Ermittelungs verfahren^). 

Ist  ein  umfängliches  Ermittelnngsverfahren  vorangegangen,  so  wird  unter 
umständen  die  Voruntersuchung  sehr  kurz  ausfallen;  eine  Wiederholung  der  dort 
vorgenommenen  Akte  ist  nicht  unbedingt  erforderlich*). 

In  extensiver  Hinsicht  sind  dem  Untersuchungsrichter  die 
Grenzen  durch  die  Klage  gezogen,  §  153  StP.O.:  er  darf  nur  auf  die 
rechtshängig  gemachte  Strafsache  bezügliche  Handlungen  vor- 


^)  Anders  als  die  Staatsanwaltschaft  im  Ermittelungsverfahren,  oben  §  110  S.  469. 

*)  Bennecke  472  Anm.  15.    Anders  teilweise  John  II,  479. 

»)  Löwe  2  zu  §  187. 

*)  Bennecke  478  Anm.  26. 

*)  Oben  S.  473. 

")  Löwe  7  zu  §  188,  Bennecke  479  Anm.  32. 
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nehmen,  also  nicht  gegen  einen  anderen  Beschuldigten  oder  wegen 
einer  anderen  That  prozedieren.  Ergiebt  sich  im  Laafe  der  Yorunter- 
suchung  Anlass  zur  Ausdehnung  der  Yoruntersuchung,  so  hat  der 
Untersuchungsrichter  die  Staatsanwaltschaft  davon  in  Kenntnis  zu  setzen 
und  die  ausdehnende  Klage  abzuwarten.  Nur  in  dringenden  Fällen 
hat  er  etwa  erforderliche  Ermittelungshandlungen  von  Amtswegen  vor- 
zunehmen, §  189  StP.O.;  insofern  handelt  er  aber  nicht  qiia  Unter- 
suchungsrichter, sondern  qiui  Stellvertreter  des  Ermittelungsrichters  ^); 
das  in  Überschreitung  der  Kechtshängigkeit  gesammelte  Material  steht 
ausschliesslich  zur  staatsanwaltschaftlichen  Yerfügung,  eine  „Eröffnung 
der  Untersuchung^^  im  Sinne  des  §  154  liegt  in  dieser  sogenannten 
„Ausdehnung  der  Yoruntersuchung"  nicht  ^). 

Die  Zuziehung  eines  Gerichtsschreibers  ist  vorgeschrieben  bei  der  Yemehmong 
des  Angeschuldigten,  der  Zeugen  und  Sachverständigen,  sowie  bei  der  Einnahme 
eines  Augenscheines,  §  185  StP.O.  Als  Gerichtsschreiber  kann  hierbei  in  dringenden 
Fällen  eine  ad  koo  vereidigte  Person  fungieren,  §  185  Satz  2.  Über  jede  richterliche 
Untersuchungshandlung  ist  ein  Pi-otokoll  nach  näherer  Massgabe  des  §  186  StP.O. 
aufzunehmen. 

Yolksöffentlich  ist  die  Yoruntersuchung  so  wenig,  wie  das 
Ermittelungsverfahren. 

Farteiöffentlich  sind  einmal  alle  Augenscheinseinnahmen,  sodann 
die  Yemehmung  solcher  Zeugen  und  Sachverständigen,  die  voraus- 
sichtlich am  Erscheinen  in  der  Hauptverhandlung  verhindert  sein 
Mrerden,  oder  deren  Erscheinen  wegen  grosser  Entfernung  besonders 
erschwert  sein  wird,  §  191  StP.O.  Die  Parteiöflfentlichkeit  ist  hier 
deswegen  gewährt,  weil  diese  Beweisakte  ausnahmsweise  Yerwertung 
in  der  Hauptverhandlung  finden  können  (§  250  St.F.0.).  Ein  Recht 
auf  Anwesenheit  bei  diesen  Akten  haben  die  Staatsanwaltschaft  und 
der  Angeschuldigte  für  sich  und  seinen  Yerteidiger  ®) ;  das  Recht  des 
Angeschuldigten  auf  eigene  Anwesenheit  beschränkt  sich  jedoch, 
wenn  er  sich  nicht  auf  freiem  Fusse  befindet,  auf  Termine,  die  an  der 
Oerichtsstelle  des  Haftortes  abgehalten  werden ;  überdies  kann 
dem  Angeschuldigten  die  Anwesenheit  versagt  werden,  wenn  voraus- 
sichtlich in   seiner  Gegenwart   ein   Zeuge   die  Wahrheit  nicht  sagen 


•aj  Oben  S.  472. 

')  Bennecke  480—481. 

^)  Es  handelt  sich  auch  bezüglich  des  Verteidigers  um  ein  Recht  des 
Angeschuldigten,  sodass  dessen  Verzicht  die  Nichtzuziehung  des  Verteidigers 
rechtfertigt.  So  das  Reichsgericht,  vgl.  Löwe  6  und  7  zu  §  250.  Benneoke  207 
Anm.  23  verhält  sich  zweifebid. 
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würde,  St.P.0.  §  192.  Dem  parteiöffentJichen  Termin  muss,  soweit  dies 
ohne  Aufenthalt  für  die  Sache  geschehen  kann,  eine  Benachrichtigung 
der  Parteien  und  des  Verteidigers  vorangehen.  Ist  die  Partei  ver- 
hindert, zu  erscheinen,  so  ergiebt  dieser  Umstand  gleichwohl  für  sie 
kein  Recht  auf  Terminsverlegung.  Ein  ]ditwirkungs-  und  insbesondere 
Fragerecht  im  Termin  ist  den  Parteien  nicht  gegeben^). 

Die  Staatsanwaltschaft  hat  jederzeit  ein  Recht  auf  Akten  einsieht, 
§  194  St.P.0. 

IL  Erachtet  der  Untersuchungsrichter  den  Zweck  der  Vorunter- 
suchung für  erreicht,  so  schliesst  er  —  ausdrücklich  oder  konkludente^)  — 
die  Voruntersuchung,  benachrichtigt  den  Angeschuldigen  vom  Schluss 
der  letzteren  11),  §  195  Abs.  3  St.P.0.,  und  übersendet  der  Staats- 
anwaltschaft die  Akten,  SiP.O.  §  195. 

Nach  geführter  Voruntersuchung  liegt  gemäss 
§  154  St.P.0.")  die  weitere  Entscheidung  im  Gegensatz 
zu  der  auf  das  blosse  Er mittelungsverf ahr en  hin 
erfolgenden  Entscheidung")  stets^*)  beim  Gericht:  die 
Staatsanwaltschaft  erhält,  wie  §  195  St.P.0.  verfügt,  die  Akten  lediglich 
„zur  Stellung  ihrer  Anträge^^  bei  Gericht.  Freilich  kann  das  Gericht 
ohne  diese  Anträge  den  Prozess  nicht  fortsetzen;  würde  also  die  Staats- 
anwaltschaft pflichtwidrig  die  Sache  liegen  lassen,  so  stockte  das  Ver- 
fahren, ohne  dass  das  Gericht  ein  Mittel  hätte,  die  Antragstellung  zu 
erzwingen  ^%  Jedenfalls  aber  kann  die  Staatsanwaltschaft  das  Verfahren 


•)  Stenglein  4;  Thilo  7;  Löwe  3  zu  §  191;  Bennecke  476,  206  Anm.  19 
Geyer  439;  Keller  15;  Puohelt  3  zu  §  191.  A.  M.  John  II,  507;  Glaser  I,  380 
Fuchs,  H.  fl.  I,  482;  Süss,  Stellung  der  Parteien  259;  Voitus,  Kontroversen  II,  110 
▼.  Kries  376;  Dalcke  3  zu  §  191. 

''')  Bennecke  488  Anm.  II;  Stenglein  1,  2  zu  §  195;  John  II,  537  (der 
freilich  eigentümlicherweise  die  Schliessung  der  Voruutersuchung  überhaupt  nicht  als 
Sache  des  Untersuchungsrichters  ansieht,  sondern  den  Schluss  der  Voruntersuchung 
als  ipso-jure-Foige  an  den  staatsaawaltschaftlichen  Antrag,  betreffend  die  Eröffnung 
des  Haupt  Verfahrens,  knüpfen  will.  Gegen  ihn  zutreffend  Bennecke  488  Anm.  12. 
Dagegen  Löwe  2  zu  §  195;  Pucheit  4  zu  §  195;  Glaser  11,  402,  die  aus- 
drückliche Schliessungsverfügung  verlangen,  was  freilich  empfehlenswert  sein  wird. 

^^)  A.  M.  John  11,  534,  entsprechend  seiner  in  Anm.  10  augeführten  Grund- 
auffassung.   S.  gegen  ihn  Bennecke  490  Anm.  19. 

")  Oben  S.  243. 

")  Oben  §§  111  ff. 

^*)  Auch  wenn  die  Voruntersuchung  nicht  auf  staatsanwaltschaftlichem  Antrag 
beruhte.  A.  M.  John  II,  90,  645.  Gegen  ihn  zutreffend  Bennecke  489  Anm.  13; 
Stenglein  G.S.  XLI,  81;  v.  Kries  499;  Glaser  II,  421. 

'^)  Stenglein  6  zu  §195;  Bennecke  489.  Anders  L ö w e  4  zu  §  195, 
der  eine  gerichtliche  Kontrolle  über  die  weitere  staatsanwaltschaftliohe  Thätigkeit 
entgegen  dem  §  151  G.V.G.  zulassen  will. 
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nicht  mehr  einstellen,  sie  hat  nach  geführter  Yoruntersuchang  nur  die 
Wahl,  ob  sie  —  abgesehen  von  dem  Antrag  auf  Ergänzung  der  Vorunter- 
suchung (§  195  Abs.  2  StP.O.)^«)  —  Anklage  1^  erheben  oder  bei 
Gericht  die  NichteröfFnung  des  Hauptverfahrens  beantragen  will,  und 
zwar  bei  demjenigen  Gericht,  bei  dessen  Untersuchungsrichter  die 
Voruntersuchung  anhängig  war.  Welchen  der  beiden  Wege  die 
Staatsanwaltschaft  wählt,  steht  bei  ihr.  Ihr  sind  namentlich  auch 
in  dem  Falle  die  Hände  nicht  gebunden,  wenn  sie  schon  die  Anklage 
erhoben  hatte,  und  die  Voruntersuchung  gegen  ihren  Willen  angeordnet 
worden  war:  auch  in  diesem  Falle  kann  sie  die  Einstellung  des 
Verfahrens  beantragen,  also  die  Anklage  fallen  lassen ^^).  Hält  sie 
dagegen  die  Sachlage  nach  geführter  Voruntersuchung  für  unverändert, 
so  wird  sie  lediglich  auf  die  Anklage  von  damals  Bezug  nehmen; 
einer  neuen  Anklageschrift  bedarf  es  nicht^^).  Wohl  aber  wird  eine 
solche  notwendig,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  bei  der  Anklage  an  sich 
verharrt,  aber  mit  notwendig  gewordenen  Änderungen. 

III.  Die  Wirkung  dieser  zwei  verschiedenen  staatsanwaltschaft- 
lichen Anträge  ist  die  gleiche:  das  Gericht  hat  sich  daraufhin,  gleich- 
viel ob  der  staatsanwaltschaftliche  Antrag  positiv  oder  negativ  lautete, 
über  die  Eröffnung  oder  Nichteröffnung  des  Hauptverfahrens  schlüssig 
zu  machen 20).  Das  geschieht  in  derselben  Weise,  wie  nach  der  ohne 
Voruntersuchung  erhobenen  Anklage**),  mit  folgenden  Modifikationen: 

1.  Die  Anffordemng  zur  Erklärung,  die  aaf  die  Anklage  hin  an  den  Ange- 
schuldigten gemäss  §  199  StP.O.  ergeht,  muss  dem  Umstände  Rechnung  tragen,  dass 
eine  Voruntersuchung  schon  stattgefunden  hat;  sie  ist  also  entsprechend  zu  beschranken, 
§  199  Abs.  2  St.P.O. 


^°)  Einzelheiten  s.  bei  Bennecke  490. 

^'^)  Da  die  „Klage^^  schon  durch  den  Antrag  auf  Voruntersuchung  erhoben  ist, 
80  fällt  in  diesem  Falle  die  „Anklage"  nicht  unter  den  Begriff  der  „Klage".  Es  giebt 
somit  Anklagen,  die  nicht  Klagen  sind,  und  Klagen,  die  nicht  Anklagen  sind. 

^^)  Das  bedeutet  natürlich  nicht  ein  Fallenlassen  der  Klage,  was  ja  nach 
StP.O.  §  154  unzulässig  wäre. 

**)  So  Stenglein  2  zu  §  200.    Dagegen  Bennecke  497  Anm.  24. 

'^)  Das  Gericht  kann  also  auch  auf  den  staatsanwaltschaftlichen  Einstellungs- 
antrag  hin  das  Hauptverfahren  eröffnen,  §  206  StP.O.  Das  hat  den 
Fehler,  dass  hier  dem  Angeschuldigten  die  Möglichkeit  verloren  gebt,  durch 
Anträge  erc  §  199  St.P.O.  die  Eröffnung  abzuwenden,  denn  die  nachträgliche  Zustellung 
der  Anklageschrift  ermöglicht  ihm  nur  —  unten  Ziffer  4  —,  die  Vornahme  einzelner 
Beweiserhebungen  vor  der  Hauptverhandlung  zu  beantragen.  —  Beachtenswert 
Ortloff,  G.A.  XXXV,  466. 

•*)  Oben  §§  113-116.  Besonders  praktisch  wird  hier  der  §  207  Satz  1  StP.O. 
(oben  S.  493,  a)  werden;  z.  B.  Führung  der  Voruntersuchung  wegen  Mordes,  Anklage  und 
Eröffnung  des  Hauptverfahrens  wegen  unbefugten  Schiessens:  hier  eröffnet  die  Straf- 
kammer das  Hauptverfahren  vor  dem  Schöffengericht. 
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2.  Die  Einstellung  des  Verfahrens  heisst  hier  technisch  „Ausser- 
verfolgungsetzung  des  Angeschuldigten'^,  St.F.0.  §  202  Abs.  2.  Die 
Anfechtbarkeit  ist  dieselbe  wie  bei  der  Einstellung  nach  blossem 
Ermittelungsverfahren,  St.P.0.  §  209  Abs.  2"). 

3.  Statt'*)  der  oben  §  115  IIa  und  b  erwähnten  Zwischenbeschlüsse  ergeht 
Beechluss  auf  „Ergänzung  der  Voruntersuchung",  worauf  der  Untersuchungsrichter 
wieder  in  Funktion  zu  treten  hat**). 

Nach  Ergänzung  der  YorunterHuchuDg  wird  ebenso  verfahren,  wie  nach  Erhebung 
einzelner  Beweismittel  in  dem  voruntersuchungslosen  Verfahren**);  das  besagt 
namentlich,  dass  ein  erneuter  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  nicht  abgewartet 
werden  muss. 

4.  Beschliesst  das  Gericht  entgegen  dem  staatsanwaltschaftlichen 
Antrage  auf  Ausserverfolgungsetzung  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens, 
so  ist  nachträglich  von  der  Staatsanwaltschaft  eine  Anklageschrift  ein- 
zureichen, St.P.0.  §  206.  Diese  muss  dem  Eröffnungsbeschluss  konform 
sein.  Sie  wird  wie  im  Normalfalle  dem  Angeschuldigten  zugestellt 
nach  §  199  St.P.0.,  nur  kann,  da  das  Hauptverfahren  bereits  eröffnet 
ist,  die  Aufforderung  an  den  Angeschuldigten  —  jetzt  schon  „An- 
geklagten" —  nur  dahin  ergehen,  sich  zu  erklären,  ob  er  die  Erhebung 
einzelner  Beweise  vor  der  Hauptverhandlung  beantrage*^. 

IL    Das  Hanptverfkhren. 
1.  Das  Hauptverfahren  erster  Instanz. 

§  119. 

a)   Die  Vorbereitung  der  Hauptverhandlung. 

Der  Schwerpuiikt  des  Hauptverfahrens  liegt  bei  der  Haupt- 
verhandlung. Identisch  sind  aber  Hauptverfahren  und  Haupt  Verhandlung 
nicht.  An  den  Eröffnungsbeschluss  kann  sich  eine  Hauptverhandlung 
schon  deshalb  nicht  in  continuo  anschliessen,  weil  bei  der  Fassung 
des  Eröffnungsbeschlusses   weder   das   erkennende  Gericht,   noch   die 


*')  Der  Staatsanwaltschaft  muss  die  sofortige  Beschwerde  auch  dann  eingeräumt 
werden,  wenn  sie  selbst  die  Ausserverfolgungsetzung  beantragt  hatte.  Löwe  4b 
zu  §  209.  Der  hiergegen  gerichteten  Wortin terpretatiou  von  Bennecke  515 
Anm.  17  kann  nicht  beigetreten  werden. 

^')  Vielfach  wird  angenommen,  dass  auch  nach  geführter  Voruntersuchung  die 
Anordnung  „einzelner  Beweiserhebungen"  (oben  §  115  IIb)  erfolgen  könne.  Dem  wider- 
spricht deutlich  der  Wortlaut  des  §  200  St.P.0. 

**)  Die  Ergänzung  der  Voruntersuchung  kann  nicht  einem  ersuchten  oder 
beauftragten  Richter  übertragen  werden.  Bennecke  49t)  Anm.  22.  A.  NL.  Löwe 
3  zu  §  200.  Wohl  aber  kann  der  Untersuchungsrichter  selbst  —  vgl.  oben  1  im 
Anfang  —  den  Weg  des  Hechtshülfeersuohens  beschreiten. 

«)  Oben  S.  497. 

»«)  Bennecke  499  Anm.  9;  Glaser  II,  440;  Löwe  4;  Stenglein  2  zu  §  20Ö. 
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Parteien  und  Beweismittel  zur  Stelle  sind.  Zwischen  den  Eröffiiungs- 
beschlass  und  die  Hanptverhandlung  legt  sich  also  ein  (zum  Haupt- 
verfahren gehöriger)  Zeitraum,  der  zur  Vorbereitung  derHaupt- 
Verhandlung  benutzt  wird ^ ). 

I.  Diese  Vorbereitung  der  Hauptverhandlung  liegt  zunächst  dem 
Vorsitzenden  des  erkennenden  Gerichts  ob.  Er  hat  vor  allem  den 
Hauptverhandlungstermin  zu  bestimmen*),  eventuell  ihn  wieder  auf- 
zuheben und  einen  neuen  anzusetzen.  Er  ordnet,  insoweit  nicht  die 
Staatsanwaltschaft  spontan  die  Beweismittel  herbeischafft'),  an,  welche 
Beweismittel  herbeigeschafft  werden  sollen,  sei  es  von  Amtswegen, 
StP.O.  §  220,  sei  es  auf  Antrag  des  Angeklagten.  St.P.O.  §  218. 

IL  1.  Die  Herbeischaffung  der  erforderlichen  Personen  und 
Sachen  liegt  grundsätzlich  in  der  Hand  der  Staatsanwaltschaft*).  Sie 
hat  die  erforderlichen^  Augenscheinsobjekte  und  Urkunden  bereit  zu 
stellen,  sowie  den  Angeklagten®},  den  Verteidiger,  die  Zeugen  und 
Sachverständigen  zu  laden. 

a)  Für  die  Ladung  des  Angeklagten  ist  Schriftform  vor- 
geschrieben^, StP.O.  §  215.  Sie  muss  ferner,  wenn  sich  der  Angeklagte 
auf  freiem  Fusse  befindet,  die  VSTamung  enthalten,  dass  er  im  Falle 
unentschuldigten  Ausbleibens  werde  verhaftet  oder  zwangsweise  vor- 
geführt werden,  §  215.  Insoweit  es  sich  um  Strafsachen  handelt,  in 
denen  bei  Ausbleiben  des  Angeklagten  zur  Hauptverhandlung  geschritten 
werden   kann,  kann  der  Hinweis  auf  Verhaftung  und  Vorführung  in 


')  Birkmeyer  619  und  Andere  nennen  dieses  Stadium  ^^Zwischenverfabren". 
Diese  Bezeictmong  wird  «ber  besser  auf  das  Stadium  zwischen  Anklage  und  Erofihung 
des  Hauptverfahrens  (oben  §  113  11)  bezogen. 

*)  Zu  beachten  ist,  dass  g^en  Personen  des  Beurlaubtenstandes  und  ihnen 
nach  Reichsgesetz  vom  11.  IL  1888  §§  26,  30  Gleichgestellte,  während  sie  zu  einer 
Dienstleistung  eingezogen  sind,  eine  Hauptverhandlung  nur  dann  abgehalten  werden 
darf,  wenn  der  Angeklagte  von  der  Verpflichtung  zum  Erscheinen  entbunden  ist, 
M.St.G.O.  vom  1.  Dezember  1898,  §  9  Abs.  ]  Satz  2. 

•)  Vgl.  nachstehend. 

*)  Oben  S.  436. 

^)  Sowohl  die  nach  ihrer  Auffassung  erforderlichen,  wie  auch  diejenigen,  deren 
HerbeischaffuDg  der  Vorsitzende  angeordnet  hat,  St.P.O.  §  220. 

^)  Insoweit  der  Angeklagte  geradezu  ein  Recht  hat,  der  Hauptverhandlung  fern- 
zubleiben (nämlich  insoweit  er  durch  Gerich tsbeschlass  vom  Erscheinen  entbunden 
ist,  §  232  StP.O.,  unten  §  120 II 3  y),  ist  freilich  eine  eigentliche  „Ladung*^  nicht  am  Platze ; 
da  aber  immerhin  dem  Angeklagten  auch  solchenfalls  nicht  verwehrt  ist,  zu  erscheinen, 
80  muss  ihm  an  Stelle  der  Ladung  eine  Mitteilung  vom  Termine  zugehen.  Frank 
Z.  XIV,  423,  auch  Löwe  8  a.  E.  zu  §  232.  A.  M.  John  III,  35;  B.  IV,  230;  ÜJ.  XXI, 
100,  Bennecke  518  Anm.  12. 

^  Vgl  oben  8.  437. 
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der  Ladung  fehlen,  jedenfalls  muss  diese  aber  dann  den  Hinweis  auf 
die  Zulässigkeit  der  Absenzverhandlung  enthalten,  §§  231,  215  Satz  2 
St.P.0.  An  den  nicht  auf  freiem  Fusse  befindlichen  Angeklagten  ergeht 
die  Ladung  so,  dass  er  bei  der  Zustellung  befragt  wird,  ob  und  welche 
Anträge  er  in  Bezug  auf  seine  Verteidigung  für  die  Hauptverhandlung 
zu  stellen  habe,  §  215  Abs.  2  St.P.O. 

Spätestens  mit  der  Ladung  gleichzeitig  ist  dem  Angeklagten  der 
Eröffnungsbeschluss  zuzustellen,  St.P.0.  §  214. 

Bei  der  Ladung  ist  eine  Zwischenfrist  von  einer  Woche  zwischen 
der  Zustellung  und  dem  Tage  der  Hauptverhandlung  einzuhalten, 
St.P.0.  §  216.  Nichteinhaltung  vereitelt  den  Termin  aber  nur,  wenn 
der  Angeklagte  vor  Beginn  der  Verlesung  des  Eröffnungsbeschlusses 
in  der  Hauptverhandlung  deren  Aussetzung  ausdrücklich  verlangt, 
§  216  Abs.  2;  auf  die  Befugnis,  Aussetzung  zu  verlangen,  soll  der 
Angeklagte  in  der  Hauptv^erhandlung  durch  den  Vorsitzenden  hingewiesen 
werden,  St.P.O.  §  227  Abs.  3. 

Ist  der  Angeklagte  in  Haft,  so  hat  die  Staatsanwaltschaft  für 
seine  Vorführung  zu  sorgen. 

b)  Der  Verteidiger  ist  stets  zu  laden,  wenn  er  „bestellter 
Verteidiger''  ist;  der  Wahlverteidiger  ist  zu  laden,  wenn  seine  Wahl 
dem  Gericht  angezeigt  worden  ist,  St.P.0.  §  217,  vorausgesetzt,  dass 
die  Anzeige  nicht  so  spät  erfolgte,  dass  eine  Ladung  nicht  mehr 
geschehen  konnte®). 

c)  Ob  und  eventuell  welche  Zeugen  und  Sachverständigen  die  Staats- 
anwaltschaft laden  will,  hängt  zunächst  von  ihrem  Ermessen  ab.  Es 
kann  jedoch  auch  der  Vorsitzende  anordnen,  dass  die  Staatsanwaltschaft 
noch  weitere  Zeugen  oder  Sachverständige  lade,  §  220  St.P.0. 

Werden  persönliche  Beweismittel  geladen,  die  dem  Angeklagten  noch  nicht 
vermittelst  der  A nklageschrif t*j  benannt  sind,  so  ist  eine  entsprechende  Zeugen- 
bezw.  Sachverständigenliste  dem  Angeklagten  rechtzeitig  mitzuteilen,  §  221  Abs.  2 
St.P.0.,  widrigenfalls  §  245  Abs.  2-~4  Platz  greifen. 


«)  R.  III,  472,  516;  Bennecke  208  Anm.  3. 

®)  Das  Gesetz  spricht  ungenau  von  den  „in  der"  Anklageschrift  Benannten. 
Man  darf  diese  Wendung  aber  nicht  pi essen,  sonst  blieben  dem  Geiste  des  Gesetzes 
zuwider  die  Anklagezeugen  in  Schöffensachon  dem  Angeklagten  unbekannt,  da  ihm 
die  Anklageschrift  in  diesen  Sachen  nicht  mitgeteilt  wird,  §  199  Abs.  4  St.P.O.  In 
praxi  ^ird  bei  den  schöffengerichtlichen  Sachen  wohl  gewöhnlich  dem  §  221  Abs.  2 
in  der  Weise  Rechnung  getragpn,  dass  mit  dem  Eröffnungsbeschluss  zusammen  die 
ganze  Anklageschrift  (nicht  bloss  die  darin  enthaltene  Zeugen-  und  Sach verstand igen- 
liste)  zugestellt  wird,  was  nicht  unzulässig  ist. 
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2.  Zeag«D  und  Sachverständige  im  Wege  der  unmittelbaren 
Ladung  zu  laden  ist  aber  auch  der  Angeklagte  berechtigte^);  von  der 
Ladung  hat  er  die  Staatsanwaltschaft  rechtzeitig  in  Kenntnis  zu  setzen,, 
StP.O.  §  221,  dazu  §  245  Abs.  2—4. 

III.  Als  besonders  wichtigen  Yorbereitongsakt  kannten  frühere  Rechte  die 
Anfertjgang  eines  schriftlichen  Referats  und  eines  ebensolchen  Votums 
durch  den  dazu  ernannten  Berichterstatter").  Die  StP.O.  erwähnt  Referat  und  Votum 
nicht,  und  es  ist  ein  fast  allgemein  aDgenommenes  Dogma,  dass  das  Mündlichkeits- 
prinzip und  das  Unmittelbarkeitsprinzip  solche  Vorhereitung  der  Hauptverhandlung 
Terboten.    Zutreffend  ist  dieses  Dogma  freilich  nicht'*). 

IV.  In  das  Stadium  der  Vorbereitung  der  Hauptverhandlung 
fällt  auch  die  sogenannte  „kommissarische*'  oder  „stell- 
vertretende" Beweiserhebung,  StP.O.  §§  222—224,  232 
Abs.  2,  häufig  als  „Vorwegnähme  eines  Teils  der  Hauptverhandlung'* 
bezeichnet.  Zwar  ist  prinzipiell  in  diesem  Stadium  für  Beweiserhebungen 
kein  Raum,  denn  nach  dem  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  ist  das 
Beweisgebäude  eben  erst  in  der  Hauptverhandlung  selbst  aufzuführen. 
Ausnahmsweise  gestattet  die  StP.O.  aber,  gewisse  Beweiserhebungen, 
die  in  der  Hauptverhandlung  vorzunehmen  schwierig  oder  unmöglich 
wäre,  schon  jetzt  vorzunehmen  mit  der  Wirkung,  dass  in  der  Haupt- 
verhandlung alsdann  lediglich  Urkundenbeweis  über  die  kommissarische 
Beweiserhebung  erfolgt 

Zur  kommissarischen  Beweisaufnahme  bedarf  es  eines  Beschlusses 
des  erkennenden  Gerichts  *3),  der  Vorsitzende  allein  ist  dazu  nicht  in 
der  Lage.     Zu  diesem  Beschluss  kann  jede  der  Parteien  den  Anstoss 


»•)  Oben  8.  436. 

")  Vergl.  Schwarze,  Anleitung  zum  Referieren  in  Strafsachen  1864. 

")  Der  Hinweis  darauf,  dass  doch  erst  die  Hauptverhandlung  die  Grundlage 
für  dao  Uiteil  bringe,  beweist  nichts,  denn  selbstverständlich  werden  Referat  und 
Votum  nur  bedingt  abgegeben,  nämlich  für  den  Fall,  dass  aie  Hauptverhandlung  das- 
selbe Büd  ergiebt,  wie  die  Akten.  Das  ist  im  Civilprozess  auch  nicht  anders,  und 
doch  wird  dort  wenigstens  in  praxi  ohne  Bedenken  referiert  und  votiert  Die 
angebliche  Gefahr,  dass  etwaige  Abweichungen,  die  die  Hauptverhandlung  gegenüber 
den  Akten  erbringt,  unbemerkt  bleiben,  und  das  lliteil  sich  infolge  des  vorherigen 
Votums  schliesslich  dem  Mündlicbkeits-  und  dem  Unmittelbarkeitsprinzip  zum  Trotz 
doch  auf  den  Akten  aufbauen  kcinne,  würde  nur  bestehen  bei  sehr  unaufmerksamen 
Richtern.  Gerade  die  schriftliche  Vorbereitung  schärft  zudem  den  Blick  für  etwaige 
Abweichungen,  die  der  Referent  alsbald  in  seinem  Referat  notieren  wird.  In  einer 
ähnlichen  Lage  befindet  sich  ja  auch  der  Voi sitzende,  fails  er  sich  schriftliche  Notizen 
gemacht  hat.  Eine  solche  Vorbereitung  durch  schriitliches  Referat  und  Votum  exscheint 
aber  auch  als  dringend  wünsclienswert,  um  den  Gefahren  der  Mündlichkeit  —  oben 
S.  259  —  einigermassen  die  Spitze  abzubrechen  und  eine  Gleichstellung  der  Straf-  mit 
der  Civiljustiz  herbeizuführen. 

'•)  Dabei  zu  beaohten  G.V.G.  §§  77,  30»,  oben  §  21. 
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geben  ^^),  das  Gericht  kann  den  Beschlass  aber  auch  70D  Amts* 
wegen  fassen.  Eine  kommissarische  Beweiserhebung  kann  aber  nur  in 
folgenden  Fällen  angeordnet  werden : 

1.  wenn  zur  Vorbereitung  der  Hauptverhandlung  ein  richterlicher 
Augenschein  einzunehmen  ist,  St.RO.  §  224 ^^) ; 

2.  wenn  das  Erscheinen  eines  Zeugen  oder  Sach- 
yerständigen  in  der  Hauptrerhandlung  entweder 

a)  für  längere  oder  ungewisse  Zeit  durch  Krankheit  oder  Gebrech- 
lichkeit oder  andere  nicht  zu  beseitigende  Hindernisse^^)  unmöglich 
gemacht  ist,  §  222  Abs.  1  StP.O.;  oder 

b)  wegen  grosser ^^)  Entfernung  besonders  erschwert  ist,  §  222 
Abs.  2  StP.O.; 

3.  wenn  der  Angeklagte  vom  Erscheinen  in  der  Haupt- 
verhandlung dispensiert  wird,  §  232  StP.O. ^®).  In  diesem  Falle 
erscheint  die  kommissarische  Vernehmung  des  Angeklagten  nicht  bloss 
als  Beweisaufnahme,  sondern  auch  als  antizipierte  Gewährung  des 
rechtlichen  Gehörs;  sie  muss  deshalb  immer  dann  stattfinden,  wenn 
der  Angeklagte  nicht  schon  im  Vorverfahren  richterlich  vernommen 
worden  ist 

Die  Ausführung  des  eine  kommissarische  Beweiserhebung  an- 
ordnenden Beschlusses  erfolgt  durch  einen  beauftragten  oder  ersuchten 
Bichter^^)  (einen  Bichterkommissar,  jiidex  commissaritis^  in  der  früheren 
Prozesssprache).     Gleichwohl   ist  sie,    weil   sie   ein  Stuck   der  Haupt- 


^^)  Hierher  gehört  der  Fall,  dass  der  Angeklagte  auf  die  Anklageschrift  hin 
gemäss  §  199  ,,einzelQe  Bew^erhebungen  vor  der  Hauptverhandlung^^  beantragt 
hatte,  oben  S.489.  So  Benneoke  499  Anm.  9,  Stenglein  6  zu  §  206.  A.  M. 
Glaser  II,  441. 

")  Vgl.  oben  S.  337  lü. 

*^)  Z.  B.  durch  die  Bestimmungen  der  §§  49,  71  St.P.O.,  oben  8.  348. 

'^)  Gross  ist  eine  Entfernung  dann,  wenn  ihre  Überwindung  nach  der  konkreten 
Sachlage  ausserge  wohn  liehe  Mühen  oder  Auslagen  auferlegt.  Das  kann  auch  innerhalb 
des  Gerichtsspren^els  selbst  der  Fall  sein  (vgl.  G.V.G.  §  78);  so  Bennecke  523 
Aflm.  18,  E.  XVIII,  261,  R.  X,  675.  A.  M.  Löwe  6,  Stenglein  3  zu  §  222, 
Glaser  1,  452,  v.  Kries  375;  zu  denken  ist  hierbei  nicht  allein  an  das  Reichs- 
gericht als  erste  Instanz  mit  seinem  das  ganze  deutsche  Reich  umfassenden  Gerichts- 
sprengel, sondern  au9h  z.  B.  an  den  Fall,  dass  ein  zum  Sprengel  eines  Gerichts 
gehöriger  Ort  durch  Überschwemmung  derart  vom  Gerichtssitz  abgeschnitten  ist,  dass 
die  Personen  von  da  eine  umständliche  Reise  machen  müssen. 

")  Unten  §  120. 

'°)  Wie  immer,  so  ist  auch  hier  beauftragter  Richter  ein  Mitglied  des  erkennenden 
Gerichts  selbst,  ersuchter  Richter  der  im  Rechtshülfewego  rcfiuirierte  Amtsrichter.  Der 
Untersuchungsrichter  kommt  nicht  in  Frage.  Bennecke  521  Anm.  10.  A.  &i.  E.  IV, 
91;  B.  III,  159;  Löwe  11;  Stenglein  5  zu  §  222. 
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Verhandlung    vertritt,    dieser   letzteren    in    folgenden   Punkten   gleich- 
gestellt : 

a)  Die  kommissarische  Beweisaufnahme  ist  parteiöffentlich, 
die  Parteien  haben  ein  Recht  auf  Anwesenheit  bei  der  Beweisaufnahme, 
der  Angeklagte  auch  ein  Recht  auf  Anwesenheit  seines  Verteidigers; 
nur  ist  dieses  Recht  für  den  nicht  auf  freiem  Fusse  befindlichen 
Angeklagten  dadurch  bedingt,  dass  der  Termin  an  der  Gerichtsstelle 
seines  Haftorts  abgehalten  wird,  St.P.0.  §  223.  Das  Recht  des  Ange- 
klagten auf  Anwesenheit  ist  aber  nicht  umfangreicher,  als  sein  Recht 
auf  Anwesenheit  in  der  Hauptverhandlung,  §  246  St.P.0.  findet  hier 
analoge  Anwendung*®).  Nach  den  Sätzen  über  die  Hauptverhandlung 
(St.P.0.  §  239)  richtet  sich  auch  das  Fragerecht  der  Erschienenen  ^'^). 
Die  Parteien  haben  ferner  das  Recht,  von  dem  Termin  vorher  benach- 
richtigt zu  werden,  und  zwar  auch  insoweit  ein  Recht  auf  eigene 
Anwesenheit  im  Termine  gemäss  §  223  Abs.  2.  St.P.0.  nicht  besteht**); 
der  Angeklagte  hat  ausserdem  ein  Recht  darauf,  dass  sein  Verteidiger 
benachrichtigt  werde^).  Diese  Benachrichtigungen  können  jedoch  in 
den  Fällen  1  und  2  unterbleiben,  wenn  sie  wegen  Gefahr  im  Verzug 
unthunlich  sind.  Des  Erscheinens  der  Parteien  und  des  Verteidigers 
im  Termine  bedarf  es  nicht  (abgesehen  natürlich  von  dem  Falle  3 
hinsichtlich  des  Angeklagten),  §§  223,  232  St.P.0. 

ß)  Die  kommissarische  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachver- 
ständigen hat  eidlich  zu  erfolgen,  insoweit  die  Vereidigung  überhaupt 
zulässig  ist. 

Nach  erfolgter  Beweisaufnahme  ist  in  den  Fällen  1  und  2  das 
Protokoll  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Verteidiger**)  vorzulegen, 
§  223  Satz  2  St.P.0. 


^'')  Löwe  la  zu  §  223;  Bennecke  521  Anm.  11. 

")  V.  Kries  530;  Löwe  la  zu  §  223.     A.  M.  Bennecke  521  Anm.  11. 

")  Bennecke  5-'2  Anm.  16;  E.  XXIII,  142  A.  M.  Stenglein  6  zu  §  223; 
Löwe  6  zu  §  223. 

")  um  ein  eigenes  Recht  des  Verteidigers  handelt  es  sich  nicht  A.  M. 
R«  VIII,  731;  Löwe  7b  zu  §250,  welche  sowohl  ein  Recht  des  Angeklagten  als 
auch  ein  solches  de.s  Verteidigers  auf  Benachrichtigung  des  Letzteren  annehmen, 
sowie  Bennecke  522  Anm.  13, 10,  welcher  ausschliesslich  ein  Recht  des  Verteidigers 
annimmt. 

**)  Auch  hier  handelt  es  sich  aber  —  vgl.  oben  Anm.  23  —  um  ein  Recht 
des  Angeklagten,  nicht  des  Verteidigers.  A.  M.  R.  II,  150;  Löwe  4a  zu  §  223, 
welche  auch  ein  Recht  dts  Verteidigers  annehmen,  und  Bennecke  522  Anm.  17, 
welcher  nur  ein  Recht  des  Verteidigers  annimmt. 
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b)    Die   Haupt verhandl  ung. 
a)   Allgemeines. 

§  120. 

1.    Charakter  der  Hauptverhandlung y  notwendige  Personen^  Leitung,  Etappen 

der  Ilauptverhandlung. 

I.  Hauptverhandlung  ist  die  —  grundsätzlich  öffentliche  und 
mündliche  —  Verhandlung  vor  dem  erkennenden  Gericht  über  die 
Stiafsache  zum  Zwecke  der  Aburteilung.  Sie  kann  sich  gültig  nur 
erstrecken  auf  diejenige  Strafsache,  die  durch  Klage  und  EröffnungSr 
beschluss  ^)  hindurch  an  das  erkennende  Gericht  gelangt  ist.  Würde 
infolge  eines  Versehens  der  Eröffnungsbeschluss  eine  andere  That 
betreffen,  als  die  Klage,  so  wäre  ersterer  ungültig,  somit  eine  Haupt- 
verhandlung solange  unmöglich,  bis  ein  der  Anklage  korrespondierender 
Eröffnungsbeschluss  ergangen  wäre.  Das  Entsprechende  würde  gelten, 
wenn  der  Eröffnungsbeschluss  sich  auf  Strafsachen,  die  die  Anklage 
offerierte,  nicht  mit  erstreckte  oder  umgekehrt  über  die  von  der 
Anklage  offerierten  Strafsachen  auf  andere  gar  nicht  rechtshängige 
hinausgriffe. 

Der  Eröffnungsbeschluss  ist  die  Grundlage  der  Hauptverhandlung 
und  des  Urteils.  Er  wird  im  Beginn  der  Hauptverhandlung  verlesen, 
§  242,  steckt  den  Raum  ab,  auf  dem  gültig  verhandelt  und  geurteilt 
wird,  §  263,  und  die  in  ihm  vertretene  Rechtsauffassung  kann  nur 
unter  Einhaltung  besonderer  Kautelen  aufgegeben  werden,  §  264  St.P.0. 
Umgekehrt  muss  es  auch  zu  einer  Hauptverhandlung  grundsätzlich  in 
jeder  Strafsache  kommen,  in  der  das  Hauptverfahren  eröffnet  worden 
ist.  Der  Eröffnungsbeschluss  kann  grundsätzlich  nicht  ohne  Haupt- 
verhandlung erledigt  werden,  nur  in  einer  Hauptverhandlung  kann 
nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  eine  prozesserledigende  Ent- 
scheidung erlassen  werden.     Dieser  Grundsatz  setzt  aber  voraus: 

a)  dass  der  Eröffnungsbeschluss  nicht  nichtig  ist;  ist  er  nichtig, 
so  kann  und  braucht  eine  Hauptverhandlung  nicht  stattzufinden*). 

b)  dass  nicht  durch  ein  nachträglich  eingetretenes  Ereignis  der 
gültig  begonnene  Prozess   ipso  jure   in  sich  zusammengesunken  ist**). 


')  Abgesehen  von  den  Ausnahmsfällen  der  §§211,265  St.P.O.,  oben  S.  466,488. 

*)  E.  XXIV,  65;  Binding,  Grdr.  193. 

■)  Im  wesentlichen  übereinstimmend  Binding,  Grdr.  194;  Löwe  3a  zu  Buch  2 
Abschn.  5;  Fuchs  H.  H.IJ,  52;  Voitus,  Kontroversen  I,  425;  Dalcke  1  zu  §213; 
Glaser  II,  450;  Bennecke  503.  Grundsätzlich  dagegen:  Ulimann  438;  v.  Kries 
521;  Z.  V,  28  Anm.  17;  John  II,  658;  Stenglein  3b  zu  §  209. 
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Denn  ist  der  Frozess  als  Ganzes  unstatthaft  geworden,  so  verbietet 
sich  damit  auch  eine  Hauptverhandlung,  die  ja  ein  Stück  „Prozess^^  ist. 
Dies  ist  der  Fall,  wenn  notwendige  Frozessvoraussetzungen  in 
Wegfall  kommen:  Tod  des  Angeklagten,  Ausscheiden  desselben  aus 
der  ordentlichen  Strafgerichtsbarkeit,  Aufhebung  des  Strafklagerechts 
durch  rechtskräftiges  Urteil  in  einem  anderen  Verfahren*)  u.  s.  w. 
gehören  hierher. 

Nicht  hierher  gehörig  ist  die  Zurücknahme  des  Strafantrags,  denn  diese  lässt, 
nachdem  einmal  die  Strafsache  rechtshängig  gei^orden,  noch  immer  die  Möglichkeit 
der  Verurteilung  wegen  eines  Offizialdelikts  offen,  tilgt  also  das  bestehende  Prozess- 
Terhältnis  nicht  vollständig.  Es  bedarf  in  diesem  Falle  deshalb  stets  der  Haupt- 
veihandlung^). 

Fehlte  die  Prozess Voraussetzung  schon  von  Anfang  an,  so  kann  es  zwar  zu 
einer  Hauptverhandlung  ebenfalls  nicht  kommen^);  dieser  Fall  gehört  aber  nicht 
sub  b,  sondern  sub  a,  denn  dann  war  eben  schon  der  EröfiFhungsbeschluss  imgältig 
erlassen  ^. 

Zusammenfassend  kann  man  sagen:  zu  einer  Hauptverhandlung 
kommt  es  nicht,  wenn  es  an  einem  gültigen  Frozessverhältnis  überhaupt 
oder  einem  gültigen  Eröffnungs  -  Prozessverhältnis  speziell  fehlt  In 
diesen  Fällen  ist  ein  formaler  Abschluss  des  Verfahrens  durch  gericht- 
liche Einstellung  (Beschluss)  zwar  nicht  geboten^),  denn  der  Prozess 
ist  eben  von  selbst  aufgehoben;  immerhin  aber  zweckmässig,  da 
einfache  Weglegung  der  Akten  Missdeutungen  Thür  und  Thor  öffnet. 
Selbstverständlich  ist  dieser  Beschluss  —  zu  fassen  vom  erkennenden 
Gericht  in  beratender  Sitzung*)  — nur  deklaratorisch,  nicht  konstitutiv ^^ 

Ist  aber  das  Frozessverhältnis  in  Ordnung,  ist  es  auch  gültig 
durch  das  Eröffnungsstadium  hindurchgeführt,  so  ist  ein  prozess- 
erledigender  Ausspruch   des  Gerichts  nur  in  einer  Hauptverhandlung 


*)  A  M.  Löwe  Ba  zu  Buch  2  Abschn.  5. 

»)  Ebenso  Keller  13  zu  §  259;  Stenglein  5  zu  §  259;  Meves  G.A.  XXXVI, 
145;  Bennecke  503  Anm.  5.  A.  M.  Löwe  11  lu  §  259;  Glaser  II,  450,  549; 
Olshausen  57  zu  §  61  StG.B.;  Dalcke  2  zu  §  259;  Fuchs  H.  H.  II,  52. 

^)  Falls  nicht  Heilung  des  Fehlers  eingetreten  ist.  Bei  Fehlen  der  örtlichen 
Zuständigkeit  ist  zu  beachten,  dass  §  18  ßt.P.O.  dem  Eröffnungsbeschlusse,  der  in 
diesem  iSmkte  fehlerhaft  war,  nach  rückwärts  hin  Gültigkeit  beilegt;  somit  muss  es 
zu  einer  Hauptverhandlung  kommen,  auch  wenn  das  Geiicht  schon  vorher  seine 
örtliche  Unzuständigkeit  erkennt 

^)  Ein  Beispiel  wäre,  wenn  der  amtsgerichtliche  Beschluss  das  Hauptverfahron 
vor  dem  Schöffengericht  etwa  „wegen  schweren  Diebstahls,  St.G.B.  §  243*'  eröffnet  hätte. 

^)  Bennecke  503  Anm.  5  (für  den  Fall  des  Todes  des  Angeklagteu).  A.  M. 
Birkmeyer  635. 

")  Löwe  2  zu  Buch  2  Anm.  5;  Bennecke  503  Anm.  6. 

^°)  Von  einer  „Wiederauf hobung  des  EröSnungebeschlusses^^  (so  z.  B.  Fuchs 
H.  H.  II,  51;   Voitus«  Kontroversen  1,  423;   v.  Eries  521)  ist   dabei   keine  Rede. 
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statthaft  Die  matehellrechtlicbe  Frage  kann  jetzt  ohne  Hauptverhandlung 
nicht  mehr  entschieden  werden. 

Dies  gilt  besonders  in  dem  Falle,  dass  sich  klar  die  Unschuld 
des  Angeklagten  herausstellt,  etwa  weil  sein  Name  von  einem  Gauner 
geraissbraucht  worden  ist;  oder  dass  sich  die  That  als  rechtmässig  oder 
nicht  schuldhaft  —  z.  B.  wegen  Straf  Unmündigkeit  des  Thäters^^)  — 
herausstellt;  ferner  gehört  hierher  der  Fall,  dass  ein  Strafaufhebungs- 
grund eintritt,  z.  £.  Verjährung;  aber  auch  der  Fall,  dass  in  einem 
Verfahren  gegen  einen  Beamten  der  „Eonflikt^^  erhoben  worden  war, 
§  11  E.G.V.G.i2)^  lind  die  Konfliktsbehörde  den  Ausspruch  fällt,  dass 
der  Beamte  sich  der  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  u.  s.  w.  nicht 
schuldig  gemacht  habe^^J. 

II.  Erforderlich  ist  für  die  Hauptverhandlung  Gegenwart  des 
Gerichts,  der  Staatsanwaltschaft,  des  Angeklagten 
sowie  des  etwaigen  Verteidigers^*). 

1.  Ununterbrochen  gegenwärtig  müssen  sein  die  zur  Urteils- 
findung  berufenen  Personen,  §  225  St.P.0.,  auch  die  even- 
tuellen Ergänzungsrichter,  wenn  anders  sie  in  der  Lage  sein  sollen, 
gegebenenfalls  einzutreten,  G.V.G.  §  194  Abs.  2  und  3.  Ein  Personen- 
wechsel auf  der  Richterbank  ist  —  abgesehen  von  dem  Eintritt  eines 
Ergänzungsrichters  —  natürlich  unzulässig.  Ausscheiden  eines  Richters 
z.  B.  durch  Erkrankung  macht,  insofern  nicht  ein  Ergänzungsrichter 
eintritt,  die  ganze  Hauptverhandlung  hinfällig,  sodass  mit  ihr  von 
neuem  begonnen  werden  muss. 

Notwendig  ist  ferner  ein  Gerichtsschreiber,  St.P.0.  §  225, 
so  jedoch,  dass  successiv  hintereinander  (nicht  auch  gleichzeitig)  ver- 
schiedene Persönlichkeiten  als  Gerichtsschreiber  thätig  sein  können. 

2.  Notwendig  ist  mindestens  in  jedem  Zeitpunkt  ein  Vertreter 
der  Staatsanwaltschaft,   der  aber  nicht  von  Anfang  bis  Ende 


")  Löwe  3a  zu  Buch  2  Abschn.  5  will,  jedoch  nur  beim  Einverständnis  der 
StaatsanwaltBchaft  (weshalb  das?),  die  EinsteUung  des  Verfahrens  ohne  Hauptverhandlong 
zulassen,  wenn  sich  ergiebt,  dass  der  Angeklagte  zur  Zeit  der  That  noch  nicht  12  Jahre 
alt  war.    Zutreffend  dagegen  Bennecke  503  Anm.  (j  und  oben  §  37  Anm.  8. 

")  Oben  S.  41. 

^^  Denn  damit  ist  das  Verfahren  keineswegs  hinfällig,  die  Verfolgung  keineswegs 
unzulässig  gewordeo,  was  schon  daraus  hervorgeht,  dass  die  That  möglicherweise  unter 
anderem  Gesichtspunkte  (nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Amtspflicht  Verletzung) 
strafbar  sein  kann.  Es  muss  also  Hauptverhandlung  stattfinden  und  der  Thäter  frei- 
gesprochen, event  unter  jenem  anderen  Gesichtspunkte  verurteilt  werden.  A.  M. 
Löwe  3a  zu  Buch  2  Abschn.  5. 

^*)  Natürlich  in  handiongsfiUiigem  Zustande,  oben  §  75  III. 
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dieselbe  Feisonlichkeit  zu  sein  braucht;  auch  können  mehrere  Beamte 
der  Staatsanwaltschaft  mit  geteilten  oder  ungeteilten  Amtsverrichtungen 
auftreten,  StP.O.  §§  225,  226. 

3.  Notwendig  ist  Gegenwart  des  Angeklagten.  Nicht- 
anwesendsein  des  Angeklagten  yereitelt  regelmässig  die  Hauptver- 
handlung,  es  gilt  der  Satz:  Absentem  in  criminibus  damnari  nan  debere^ 
§  229  Abs.  1  StP.O  Nur  ausnahmsweise  kann  ohne  den  An- 
geklagten verhandelt  werden,  nämlich: 

a)  Wenn  sich  der  Angeklagte,  nachdem  er  bereits  zur  Sache 
vernommen  worden  ist,  willentlich  entfernt,  so  kann  die  Hauptver- 
handlung ohne  ihn  fortgesetzt  und  zu  Ende  geführt  werden,  StP.O. 
§  230  Abs.  2. 

ß)  Ist  der  Angeklagte,  wiewohl  ordnungsmässig  geladen,  von 
vornherein  unentschuldigt  ausgeblieben,  so  kann  gleichwohl  ohne  ihn 
verhandelt  werden,  wenn  die  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bildende 
That  nur  mit  Geldstrafe,  Haft  oder  Einziehung  (einzeln  oder  zusammen) 
bedroht  ist"),  StP.O.  §  231. 

y)  Ohne  den  Angeklagten  kann  endlieh  dann  verhandelt  werden, 
wenn  er  auf  seinen  Antrag  vom  Gericht  von  der  Pflicht  zum  Erscheinen 
entbunden  worden  ist*®),  vorausgesetzt,  dass  er  entweder  kommissarisch 
oder  im  Vorverfahren  richterlich  als  Beschuldigter  i')  vernommen 
worden  ist,  St.P.O.  §  232.  Das  t^otokoll  über  diese  Vernehmung  ist 
in  der  Hauptverbandlung  zu  verlesen. 

In  allen  diesen  Fällen  der  Absenz Verhandlung  gestaltet  sich  das 
Verfahren  aber  nicht  nach  Art  des  civilprozessualen  Versäumnis-(Kon- 
tumazial-)Verfahrens'®),  vielmehr  gleicht  es  annähernd  dem  Eremodizial- 
verfahren  der  römischen  Kaiserzelt,  insofern  die  Beweiserhebung  und 
Urteilsfällung  grundsätzlich  de  jure  in  derselben  Weise  erfolgen,  wie 
wenn  der  Angeklagte  zugegen  wäre,  soweit  nicht  eben  sein  Ferosein 


*»)  Die  StrafdrohuDg  im  Strafgesetz,  Dicht  die  zu  erwartende  Strafe,  ist  mass- 
gebend, und  zwar  die  prinzipale,  nicht  die  für  den  ünvermögensfall  geltende,  sodass 
z.  B.  subsidiäre  Gefängnisstrafe  die  Anwendung  des  §  231  nicht  ausschliesst, 
R.  Vn   93. 

'ß)  Vgl.  nachstehend  S.  522. 

^^  Löwe  9  zu  §  232;  Bennecke  527;  v.  Kries  404;  Frank  Z.  XII,  335; 
Kleinfeiler  G.S.  XLV,  356.  A.  M.  E.  XIX,  246,  (es  genüge  die  Vernehmung  als 
Zeuge). 

'*)  Es  ist  deshalb  durchaus  unratsam,  die  Absenzfälle  als  „KontumazialfiUe'«  zu 
beseichnen,  wie  es  häufig  —  so  z.  B.  Binding,  Grdr.  200  —  geschieht,  unratsam 
ganz  besonders  im  Hinblick  darauf,  dass  es  im  Beruf ungs verfahren,  im  Privatklage- 
verfahren und  im  Mahnverfahren  echte  Kontumazial&lle  giebt 
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faktisch  Abweichungen  bedingt.  Ergiebt  die  Beweisaufnahme  nicht 
genügenden  Beweis,  so  wird  der  Angeklagte  trotz  seines  Fernbleibens 
freigesprochen;  irgendwelche  ungünstigen  Schlüsse  auf  seine  Schuld 
werden  aus  seinem  Fembleiben   nicht  gezogen. 

Zulässig  ist  in  allen  Fällen  einer  Absenzverhandlung,  dass  der 
Angeklagte  sich  durch  einen  Verteidiger  vertreten  lässt^*),  §  233. 

Das  in  absentia  ergangene  urteil  weist  die  Eigentümlichkeit  auf, 
dass  es  (nicht  bloss  den  gewöhnlichen  Bechtsmitteln,  sondern  ausserdem 
auch  noch)  der  Wiedereinsetzung  in  den  yorigen  Stand  unter- 
liegt'^), ausgenommen  die  Dispensfälle  und  die  Fälle,  in  denen  sich  der 
Angeklagte  durch  einen  Verteidiger  hatte  vertreten  lassen,  StP  0.  §  234'^). 

Vom  Standpunkte  des  Angeklagten  aus  betrachtet  erscheint  sein 
Anwesendsein  in  der  Hauptverhandlung  gleichzeitig  als  Pflicht  und 
als  Recht 

a)  Der  Angeklagte  ist  verpflichtet  zu  erscheinen  und  darf 
sich  aus  der  Verhandlung  nicht  entfernen.  Ist  er  unentschuldigt  trotz 
ordnungsmässiger,  also  insbesondere  die  Warnung  des  §  215  StPO. 
enthaltender 22)  Ladung,  nicht  erschienen,  so  wird  sofort  ohne  weiteres") 
Anordnung  der  Vorführung  und  Erlass  eines  Haftbefehls  durch  das 
Gericht  statthaft,  §  229  Abs.  2  St.RO.  Der  demgemäss  erlassene 
Haftbefehl  ist  ein  Haftbefehl  wie  jeder  andere.  Er  tritt  nicht  ausser 
Kraft  mit  dem  Ende  der  Hauptverhandlung**).  —  Das  Ausharren  des 
erschienenen  Angeklagten  wird  nötigenfalls  durch  Zwang  herbeigeführt, 
StP.O.  §  230  Satz  2. 

Diese  Pflicht  des  Angeklagten  besteht  in  allen  Fällen  soweit 
nicht  das  Gericht  selbst  ohne  ihn  zu  verhandeln  gewillt  ist.  Auch  in 
den  oben  a—/  erwähnten  Absenzfällen  hängt  es  durchaus  vom  Ermessen 
des  Gerichts  ab,  ob  es  das  Erscheinen  des  Angeklagten  verlangen  und 
eventuell  erzwingen  will,   StP.O.   §  235.    Ein  Recht  auf  Fernbleiben 


'^)  Dabei  handelt  es  sich  nicht  um  Vertretung  des  Angeklagten  als  Beweis- 
mittels, sodass  etwa  der  Verteidiger  für  den  Angeklagten  Geständnisse  ablegen 
könnte,  sondern  nur  um  Vertretung  des  Angeklagten  als  Prozesssubjekts,  ün- 
zutieffend  Mot.  183;  Löwe  4  zu  §  233;  d^egen  Benneoke  528  Anm.  37.  Vgl.  oben 
S.  375. 

••)  Auch  im  Falle  des  §  230  Abs.  2  (oben  o);  Bennecke  528  Anm.  38; 
John  in,  52.    A.  M.  Stenglein  3;  Löwe  Ic  zu  §  234. 

*')  Oben  §  79  a.  E. 

*»)  Benneoke  384  Anm.  3,  525  Anm.  19;  Löwe  5  zu  §  229. 

•')  Also  auch  ohne  die  Voraussetzungen  des  §  112  St. P.O.;  Bennecke  525 
Anm.  18.    A.  M.  Stenglein  4  zu  §  229. 

")  A.  M.  Bennecke  525  Anm    18. 
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hat  also  der  Angeklagte  nicht.  Nur  durch  den  gemäss  §  232  StP.O. 
erlangten  Dispens  Tom  Erscheinen  erlangt  der  Angeklagte  ein  fiecht 
darauf,  dass  ohne  ihn  verhandelt  werde,  freilich  auch  nur  ein  wider- 
rufliches Hecht,  das  Oericht  kann  den  Dispens  jederzeit  zurücknehmen. 
Zulässig  ist  eine  solche  Entbindung  des  Angeklagten  vom  Erscheinen 
dann,  wenn  sein  Aufenthaltsort  von  dem  Orte  der  Hauptverhandlung 
durch  grosse  Entfernung  ^^)  getrennt  ist,  und  nach  dem  Ermessen  des 
Gerichts  Yoraussichtlich  höchstens  Freiheitsstrafe  von  6  Wochen  oder 
Geldstrafe  oder  Einziehung,  allein  oder  zusammen,  zu  erwarten  steht, 
§  232  StP.O.  Auf  welche  Strafe  in  den  Dispensfällen  das  Gericht 
schliesslich  erkennt,  ist  bedeutungslos.  Ist  der  Dispens  einmal  erfolgt, 
so  ist  das  Gericht  nicht  gehindert,  über  die  erwartete  höchste  Strafe 
hinauszugehen  ^% 

b)  Der  Angeklagte  hat  aber  umgekehrt  auch  ein  Recht  auf 
Anwesenheit  in  der  Hauptverhandlung.  Er  verwirkt  dies  auch 
dadurch  nicht,  dass  er  anfänglich  ausgeblieben  war'^).  Dieses  Recht  kann 
ihm  in  keinem  Falle  ganz  entzogen,  wohl  aber  durch  Gerichtsbeschluss 
partiell  eingeschränkt  werden,  nämlich  einmal  in  Bethätigung  der 
Sitzungspolizei  nach  §  178  G.V.G."),  sodann  für  die  Dauer  der  Ver- 
nehmung eines  Mitangeklagten  oder  Zeugen,  wenn  zu  befürchten  ist, 
dass  dieser  in  Gegenwart  des  Angeklagten  die  Wahrheit  nicht  sagen 
werde,  §  246  StP.O.  In  beiden  Fällen  muss  der  Angeklagte  nachher 
über  das  in  seiner  Abwesenheit  Vorgegangene  unterrichtet  werden, 
§  246  Satz  2  und  Abs.  2  StP.O. 

Das  Recht  auf  Anwesenheit  kann  dem  Angeklagten  nicht  durch 
einen  ihm  aufoktroyierten  Dispens  vom  Erscheinen  entzogen  werden; 
§  232  St.P.O.  setzt  einen  Antrag  des  Angeklagten  voraus,  und  selbst 
wenn  er  um  Dispens  gebeten  hatte,  kann  er  gleichwohl  nachher  in  der 
Hauptverhandlung  erscheinen. 

Zur  Anwesenheit  berechtigt  ist  auch  der  nicht  auf  freiem  Fusse 
befindliche  Angeklagte.    Eine  Absenzverhandlung  kann  gegen  ihn  daher 

**)  Vgl.  oben  §  119  Anm.  17. 

»«)  Ebenso  Voitus  Kontroversen  I,  285;  Fuchs  H.H.  II,  69.  A.  M  Mot  183; 
Benneoke  527;  E.  XV,  337;  R.  IX,  39;  Löwe  6  zu  §  232;  Glaser  II,  507; 
Keller  7;  Schwarze  5;  Dalcke  2;  Thilo  4  zu  §232;  Geyer  674:  John  lU,  40. 
Selbstverständlich  k  a  n  n  das  Gericht  aber  mit  Rücksioht  auf  die  Strafhöhe  den  Dispens 
zurücknehmen  und  das  Erscheinen  des  Angeklagten  verlangen;  das  wird  immer  dann 
angemessen  sein,  wenn  es  sich  um  erhebliche  Übei*8ohreitung  der  sechswöchigen 
Freiheitsstrafe  handelt 

»'}  V.  Kujawa,  G.A.  XUII,  196. 

••)  Oben  S.  431. 
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nnr  dann  stattfinden,  Wenn  er  willentlich  auf  sein  Recht  verzichtet 
hat,  nicht  aber,  wenn  seine  Unfreiheit  der  Grund  seines  Nicht- 
erscheinens war*^). 

4.  Die  Gegenwart  des  Verteidigers  ist  notwendig  in  den 
Fällen  der  „notwendigen  Verteidigung^',  sowie  bei  Offizialverteidigung, 
§  145  St.P.O.  Im  übrigen  dagegen  hindert  das  Fernbleiben  des  Ver- 
teidigers die  Hauptyerhandlung  nicht,  vorausgesetzt  nur,  dass  er  ordnungs- 
inässig  geladen  war. 

Wie  auf  Seite  der  Staatsanwaltschaft,  so  können  auch  auf  Seite 
der  Verteidigung  Mehrere  nacheinander,  sowie  gleichzeitig  mit  geteilter 
oder  ungeteilter  Funktion  auftreten,  StP.O.  §  226. 

III.  Die  Leitung  der  Hauptverhandlung **^),  namentlich  die 
Vernehmung  des  Angeklagten  und  die  Beweisaufnahme,  erfolgt  im 
allgemeinen,  insoweit  nichts  Abweichendes  bestimmt  ist,  durch  den 
Vorsitzenden,  StP.O.  §  237.  Er  ist  hierbei  souverän,  insoweit 
es  sich  um  Zweckmässigkeitsf ragen  handelt  (z.  6.  Reihenfolge,  in 
der  die  Zeugen  zu  vernehmen  sind,  Leistung  des  Voreides  oder  des 
Nacheides).  Wird  dagegen  eine  seiner  Massregeln  von  einer  bei  der 
Verhandlung  beteiligten  Person  als  unzulässig  beanstandet  (wird  z.  B. 
die  Vereidigung  eines  Zeugen  beanstandet,  weil  er  nicht  vereidigt 
werden  dürfe),  so  entscheidet  das  Gericht  (natürlich  unter  Mitwirkung 
des  Vorsitzenden),  §  237  Abs.  2;  der  Gerichtsbeschluss  ist  alsdann  für 
den  Vorsitzenden  massgebend. 

Die  Leitungsgewalt  umfasst  alle  Prozessbeteiligten,  insonderheit  auch  den 
Vertreter  der  Staatsanwaltschaft**). 

In  der  Leitung  ist  namentlich  das  Recht  enthalten,  die  Hauptverhandlung  zu 
eröffiien,  auf  kurze  Zeit  zu  unterbrechen  (§  227  Satz  2)  und  zu  schliessen;  dagegen 
ist  die  Aussetzung  der  Hauptverhandlung  für  längere  Zeit")  Sache  des  Gerichts. 
Sache  des  Gerichts  ist  auch  die  Verbindung  mehrerer  Strafsachen  zum  Zwecke  gleich- 
zeitiger Verhandlung;  bie  ist  nach  §  236  St.P.O.  zulässig,  wenn  zwischen  getrennt 
anhängig  gemachten  Sachen  irgend  ein  Znsammenhang  (nicht  notwendig  ein  Zusammen- 
hang im  engeren  Sinne  nach  §§  2,  3  StP.O.)  besteht.  Umgekehrt  kann  das  Gericht 
auch  verbundene  Strafsachen  trennen. 


»»)  John  III,  46;  Bennecke  526. 

»*)  Über  den  Begriff  der  Prozessleitung  s.  oben  S.  428—429,  312—313.  Die 
Leitung  der  Hauptverhandlung  ist  eine  Unterart  der  Prozessleitung. 

•')  Ebenso  Benneoko  530  Anm.  7;  Löwe  2a  zu  §  237;  John  UI,  84; 
Geyer  688,  v.  Kries  547;  üllmann  455.  A.  M.  Stenglein  4  zu  §  237;  Fuohs 
H.  fl.  II,  77,  IL  m,  96;  Keller  2;  Puchelt  6  zu  §  237. 

")  Über  den  Unterschied  zwischen  Unterbrechung  und  Aussetzung  s.  Löwe  1 
zu  §  227. 
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Die  Leitung  umfasst  ferner  auch  die  Yemehmung  des  Angeklagten ; 
sie  liegt  ToUständig  und  lediglich  in  der  Hand  des  Vorsitzenden ;  ausser 
ihm  hat  niemand,  nicht  einmal  ein  Beisitzer,  das  Recht,  Fragen  an 
den  Angeklagten  zu  richten.  Zulässig  ist  nur  das  Ersuchen  an  den 
Vorsitzenden,  er  möge  diese  und  jene  Frage  an  den  Angeklagten  richten. 
Diese  Bestimmung  will  verhüten,  dass  ein  „Kesseltreiben^'  durch 
die  Frageberechtigten  auf  den  Angeklagten  stattfinde,  und  dieser 
hierdurch  verwirrt  werde  *^). 

Die  Vernehmung  der  Zeugen  und  Sachverständigen  liegt  ebenfalls 
grundsätzlich  in  der  Hand  des  Vorsitzenden.  Jedoch  erleidet  die 
Einheitlichkeit  der  Vernehmung  hier  Ausnahmen.  Einmal  nämlich 
muss  der  Vorsitzende  den  Beisitzern,  der  Staatsanwaltschaft,  dem  An- 
geklagten und  dem  Verteidiger,  sowie  den  Geschworenen  und  Schöffen 
gestatten,  nach  erfolgter  Vernehmung  noch  ihrerseits  weitere  Fragen 
an  die  vernommene  Person  zu  richten,  St.P.0.  §  239,  mit  Ausnahme 
ungeeigneter  oder  nicht  zur  Sache  gehöriger  Fragen,  die  eine  dieser 
Personen  mit  Ausnahme  der  Beisitzer  an  den  Zeugen  oder  Sach- 
verständigen richten  will,  §  240  Abs.  2  St.P.O.;  Zweifel  über  die 
Zulässigkeit  einer  Frage  entscheidet  das  Gericht  St.P.O.  §  241.  Sodann 
muss  der  Vorsitzende  auf  übereinstimmenden  Antrag  der  Staats- 
anwaltschaft und  des  Verteidigers  diesen  die  Vernehmung s*)  der 
von  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Angeklagten  benannten  Zeugen 
und  Sachverständigen  zum  Zwecke  des  —  dem  englischen  Hecht 
entlehnten  —  „Bjeuzverhörs"  (cross  exaininaiionj  überlassen,  bei 
welchem  jede  Partei  bei  den  von  ihrer  Seite  benannten  Zeugen  und 
Sachverständigen  den  Vortritt  hat,  §  238  St.P.O.  Im  Anschluss  an 
das  Kreuzverhör  ist  der  Vorsitzende  zur  weiteren  ergänzenden  Ver- 
nehmung befugt,  §  238  Abs.  2.  Missbrauch  des  Vernehmungsrechts 
berechtigt  den  Vorsitzenden,  dieses  dem  Missbrauchenden  zu  entziehen, 
§  240  Abs.  1  St.P.O.;  auch  kann  der  Vorsitzende  ungeeignete  oder 
nicht  zur  Sache  gehörige  Fragen  zurückweisen,  §  240  Abs.  2  StP.O. 
Zweifel  über  die  Zulässigkeit  einer  Frage  entscheidet  auch  hier  das 
Gericht,  St.P.O.  §  241. 

Die  —  sei  es  zeitweilige,  sei  es  definitive  —  Entlassung  der 
Zeugen  und  Sachverständigen  steht  ebenfalls  im  Ermessen  des  Vor- 
sitzenden,   der  zuvor  aber  die  Parteien  zu   hören  hat,   §  247  SLP.O. 

")  John  111,67;  Bennecke  530  Anm.  9;  Löwe  4;  Stonglein  2  zu  §239; 
R.  V,  785. 

**)  Aber  aubschiiüsslich  der  Vereidigung,  fiennecke,  531. 
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IV.  Die  Beihenfolge,  in  der  sich  die  Frozesshandlaugen  zur 
HauptTerhandluüg  zusammenschliessen,  ist  folgende: 

1.  Aufruf  der  Zeugen  und  Sachverständigen,  soweit 
solche  geladen  sind; 

2.  Vernehmung  des  Angeklagten  zur  Person,  soweit 
er  anwesend  ist;  §  242  StP.O. 

3.  ^'ach  Abtreten  der  Zeugen:  Verlesung  des  Er- 
öfFnungsbeschlusses  '^) ; 

4.  Vernehmung  des  Angeklagten  zur  Sache; 

5.  Beweisaufnahme««);  §  243  StP.O. 

6.  Sehluss7orträge  der  Parteien;  §  257  StP.O. 

7.  Abschliessende  Entscheidung  des  Gerichts,  §  259  St.P.O. 

Vor  der  Schwelle  der  Hauptverhandlong  liegen  dagegen  der  Aufruf  der  Sache, 
die  Vorführung  des  Angeklagten,  die  Öffnung  des  Sitzungssaals  zwecks  Herstellung 
der  Öffentlichkeit  und  dergl.  vorbereitende  Handlungen.  Sie  kommen  für  den  Beginn 
der  Haaptverhandlung  nicht  in  Betracht'^.  Ob  sie  notwendig  sind,  ist  eine  ganz 
andere  Frage '^. 

§  121. 
2.   Die  Beweisaufnahme  in  der  Hauptverhafidlung  und  die  Seklussvorträge. 

I.  Die  Beweisaufnahme  in  der  Hauptverhandlung  muss  darauf 
gerichtet  sein,  das  Beweisgebäude  von  Orund  aus  neu  aufzuführen, 
denn  nach  §  260  StP.O.  hat  das  Gericht  seine  Überzeugung  aus  dem 
Inhalte  der  Verhandlung  selbst  zu  schöpfen.  Der  Umstand,  dass  irgend 
welche  Thatsachen  schon  im  Vorverfahren  zu  Tage  gefördert  worden 
sind,  ist  völlig  irrelevant,  denn  nach  dem  Unmittelbarkeitsgrundsatz 
kommt  für  das  erkennende  Gericht  nur  die  eigene  Beweiserhebung  in 
Betracht.  Die  zuvor  erfolgten  Erhebungen  dienen  nicht  mit  als  Urteils- 
grundlage, sie  haben  ihren  Zweck  erfüllt,  sobald  es  zum  Hauptverfahren 


*')  Nicht  etwa  ein  Yoi-trag  des  Staatsanwalts  über  die  Anklage.  —  Eine  Er- 
läuterung des  Eröffnungsbeschlusses  durch  den  Vorsitzenden  ist  im  Gesetz  nicht  vor- 
gesehen, aber  nicht  für  unzulässig  zu  erachten;  seibstvei'ständiich  darf  aber  diese  Er- 
läuterung nur  klarlegen,  worum  es  sich  handle,  nicht  irgendwelche  beweis- 
erheblichen Thatsachen  als  feststehend  behandeln.  So  auch  die  herrschende  Auffassung 
in  Literatur  wie  Judikatur,  vgl,  Löwe  5b  zu  §  242. 

'^)  Vgl.  dazu  oben  S.  373.  Die  Beweisaufnahme  ist  im  Strafprozess  ein 
Teil  der  Baoptverhacdlung,  sodass  namentlich  die  oben  entwickelten  Sätze  über  An- 
wesenheit der  Prozesssubjekte  auch  auf  die  Beweisaufnahme  Anwendung  finden. 

»^)  Bennecke  534  Anm.  2.  A.  M.  Dochow  189;  v.  Kujawa  O.A.XLIII, 
199;  wohl  auch  Birkmeyer  625.  Nicht  scharf  Löwe  2a  zu  §  242;  EL  III,  23(5; 
Wichtig  ist  die  Feststellung  des  Zeitpunkts,  in  dem  die  Haupt  Verhandlung  beginnt, 
z.  B.  für  das  Absenz verfahren. 

«•)  Vgl.  hierüber  John  III,  9!»  gegen  R.  UI,  236. 
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gekommen  ist.  Nur  ausnahmsweise  kann  auf  die  im  Vorverfahren 
erfolgten  Erhebungen  zurückgegriffen,  und  auf  ihnen  das  Urteil  mit 
aufgebaut  werden,  nämlich  in  den  Fällen  der  §§  250,  252,  253  StP.O.i). 

Dagegen  erscheinen  die  „kommissarischen  Beweiserhebungen^^ 
gewissermassen  als  antizipierte  Teile  der  Hauptverhandlung,  auf  sie  ist 
daher  ohne  weiteres  zurückzugreifen  möglich,  vorausgesetzt  nur,  dass 
der  Grund,  der  zur  kommissarischen  Beweiserhebung  führte,  noch  zur 
Zeit  andauert.  Sie  sind  ja  auch,  wenn  auch  vor  der  Hauptverhandlung, 
so  doch  ausgesprochenermassen  zu  dem  Zwecke  vorgenommen  worden, 
in  der  Hauptverhandlung  benutzt  zu  werden.*) 

Die  Bemessung  des  [Jmfangs  der  Beweisaufnahme  ist  grundsätz- 
lich Sache  des  Gerichts*),  das  sich  natürlich  seinerseits  dabei  an  die 
gesetzlichen  Regeln  halten  muss.  Würde  es  doch  völlig  zwecklos  sein, 
wenn  das  Gericht  genötigt  würde,  über  Thatsachen,  die  es  für  uner- 
heblich oder  für  schon  bewiesen  hält.  Beweis  zu  erheben.  Gleichwohl 
bindet  der  —  ursprünglich  im  Entwurf  nicht  vorgesehene  —  §  244 
StP.O.  das  Gericht  insofern  an  den  Willen  der  Parteien,  als  es  sich 
um  „geladene"*)  Zeugen  und  Sachverständige,  vorausgesetzt,  dass  sie 
auch  vernehmungsfähig  zur  Steile  sind^),  sowie  um  ordnungsmässig 
„herbeigeschaffte"^  sächliche  Beweismittel  handelt  Diese  Beweis- 
mittel nämlich  muss  das  Gericht  benutzen,  selbst  wenn  es  die 
betreffenden   Beweisthemata   für   völlig   unerheblich   hält').     Nur   der 


')  Oben  S.  253  ff. 

»)  Vgl.  oben  8.  514  ff. 

•)  Vgl.  oben  §  84. 

*)  Oben  §  103  I. 

*}  E.  I,  175,  196,  315;  R.  I,  293,  333,  551;  X,  546;  Bennecke  539  Anm.2,8; 
Löwe  2b  zu  §  244. 

^)  Da8  sind  solche,  deren  Herbeischafifang  das  Gericht  angeordnet  hatte  —  (so 
in  erster  Reihe  die  Protokolle  über  kommissarische  Beweiserhebungen,  R.I,  826;  John 
IIl,  165;  Löwe  11  zu  §  250;  v.  Eries  553;  Bennecke  541  Anm.  11;  Stenglein 
8  zu  §  250;  —  unbegründet  die  Einschränkung,  die  in  E.  VII,  127;  R.  V,  39.  VII, 
605,  VIII,  694,  IX,  176  gemacht  wird;  treffend  hiergegen  Löwe  a.  a.  0.),  —  sodann 
aber  solche,  die  von  den  Parteien  unter  rechtzeitig  vor  der  Haupt  Verhandlung  erfolgter 
BenencuDg  an  den  Gegner  beigebracht  werden.  Im  aligemeinen  übereinstimmend 
E.  I,  383;  R.  II,  122;  Rintelen  194  Aom.  4b;  v.  Kries  552;  Löwe  5b  zu  §  244; 
Bennecke  541;  Stengleia  3  zu  §  244.  Dagegen  lässt  John  jedes  Zur-Stelle-Sein 
des  Beweismittels  genügen  III,  157.  Birkmeyer  631  verlangt,  dass  die  Beweis- 
mittel sich  bereits  bei  Beginn  der  Hauptverhaodlung  in  den  Händen  des  Gerichts 
befinden  müssen,  indem  er  von  der  Herbeischafifang  „zur  Hauptverhandlung"  die 
,.Herbeischaffung  in  der  Hauptverhandlung^^  sondert  und  den  §  244  nur  auf  erstere 
bezieht. 

0  Vgl.  Bennecke  303,  539. 
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übereinstimmende  ausdrückliche  Verzicht  der  Parteien  ermächtigt  das 
Gericht  zur  Abstandnahme  von  solcher  Beweiserhebung. 

Diese  Vorschrift  ist  gedacht  als  Schutz  der  Parteien,  zumal  des  AngeklagteOf 
gegen  ungerechtfertigte  Beweisabschneidung**).  Sie  ist  gleichwohl  verkehrt,  denn  sie 
nötigt  das  Gericht  zu  Beweiserhebungen,  die  es  dann  im  Urteil  doch  gänzlich  bei 
Seite  lässt"). 

Offenbar  ist  aber  §  244  nur  eine  singulare  Einzelbestimmung; 
ein  Grundsatz,  demzufolge  die  Bestimmung  des  Umfangs  der 
Beweisaufnahme  überhaupt  in  der  Hauptverhandlung  Sache  der  Parteien 
sei"),  ist  darin  nicht  zu  finden i*).  Überdies  erleidet  die  in  §  244 
Abs.  1  gegebene  Ausnahmebestimmung  ihrerseits  wieder  eine  Aus- 
nahme durch  §  244  Abs.  2,  wonach  das  Schöffengericht  —  und  ebenso 
das  Amtsgericht  —  den  Umfang  der  Beweisaufnahme  in  völliger 
Unabhängigkeit  von  den  Parteien  bestimmt. 

Die  Benutzung  weiterer  als  der  nach  dem  Vorstehenden 
obligatorischen  Beweismittel  kann,  insoweit  dadurch  nicht  eine  Aus- 
setzung der  Verhandlung  nötig  wird,  der  Vorsitzende  anordnen, 
wobei  ihm  das  Gericht  nur  insoweit  in  den  Arm  fallen  kann,  als  der 
Vorsitzende  unzulässige  Beweisakte  vornehmen,  etwa  einen  öffentlichen 
Beamten  entgegen  dem  §  53  StP.O.  vernehmen  will. 

Durch  besondere  Bestimmung  ist  dem  Vorsitzenden  die  Verfügung 
darüber,  ob  in  den  Fällen  des  §  250  StP.O.^*)  eine  Protokollverlesung 
stattfinden  solle,  entzogen.  Hier  bedarf  es  eines  Gerichtsbeschlusses, 
der  mit  den  Gründen  verkündet  werden  muss.  Bei  der  Verkündung 
muss  bemerkt  werden,  ob  die  Beeidigung  der  vernommenen  Personen 
stattgefunden  hat. 

Eines  Gerichtsbeschlusses  bedarf  es  femer,  wenn  durch  die 
Beweisaufnahme  eine  Aussetzung  der  Verhandlung  notwendig  wird, 
§  243  StP.O.  Ausserdem  kann  aber  das  Gericht  in  jedem  Falle 
—  auch  entgegen  dem  Willen  des  Vorsitzenden  —  die  Heranziehung 
weiterer  Beweismittel  beschliessen,  §  243  StP.O. 


")  John  m,  168;  Löwe  6c  zu  §  244;  Bennecke  540  Anm.  3. 

°)  ßerioht  der  Reichstagskomm.  64. 

^°)  Anch  für  die  Revisionsinstanz  ist  §  244  annütz,  vgl.  unten  §  133. 

.")  So  Facilides  (i.S.  L,  430. 

**)  Vgl.  Glaser  I,  396.  397. 

")  Auch  von  Amtswegen;  so  E.  II,  194;  R.  II,  156,  160;  Sten^lein  3; 
Löwe  4a  zu  243;  v.  Kries  557;  vgl.  Schwarze  8  zu  §  243.  A.  M.  Geyer  679; 
John  111,  142;  Bennecke  537,  530;  Dalcke  1;  Puchelt  3  zu  §  243;  Glaser  I, 
408  Anm.  21. 

^*)  Oben  S.  255. 
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Besondere  Sätze  gelten  für  den  Fall,  dass  eine  Partei  einen 
Beweisantrag^**)  stellt,  d.  i.  einen  auf  Erforschung  von  Thatsachen 
gerichteten  Antrag  ^*).  Wird  von  einer  Partei  ein  Beweisantrag  gestellt 
so  kann  nämlich  der  Vorsitzende  für  sich  allein  ihm  stattgeben  in  den 
soeben  angegebenen  Grenzen.  Eine  Ablehnung  dagegen  kann  immer 
nur  durch  Gerichtsbeschluss  erfolgen  ^^),  St.P.0.  §  243  Abs.  2,  und  zwar 
durch  einen  besonderen  Beschluss,  nach  welchem  die  Partei  vor  der 
TJrteilsfällung  zum  rechtlichen  Gehör  zuzulassen  ist^^.  Ein  derartiger 
ablehnender  Gerichtsbeschluss  darf  aber,  soweit  es  sich  nicht  um  eine 
gesetzlich  u  nzulässi  ge  Beweisaufnahme  handelt  (z.  B.  Vernehmung  eines 
öffentlichen  Beamten  entgegen  dem  §  53  St.P.O.),  dem  Instruktionsprinzip 
gemäss  immer  nur  dann  ergehen,  wenn  jede  Möglichkeit  dafür 
fehlt,  dass  die  beantragte  Beweisaufnahme  das  Gesamt- 
beweisergebnis irgendwie  beeinflussen  könne.  Eine  derartige 
Möglichkeit  ist  aber  stets  dann  vorhanden,  wenn  eine  bisher  uner- 
wiesene  erhebliche  Thatsacbe  durch  den  Parteiantrag  unter 
Beweis  gestellt  ist.  Ist  das  der  Fall,  so  darf  sich  das  Gericht  nicht 
von  seiner  Forschungspflicht  selbst  entbinden. 

Das  Gericht  muss  sich  also  bei  Prüfung  der  Zulassung  oder 
Ablehnung  des  Beweisantrages  in  Gedanken  in  die  Lage  versetzen,  als 
habe  die  beantragte  Beweisaufnahme  die  Wahrheit  der  unter 
Beweis  gestellten  Thatsache  ergeben.  Nur  wenn  der  Hinzutritt  dieser 
Thatsacbe  zu  den  bisher  erwiesenen  Thatsachen  das  bisherige  Beweis- 


*^A)  Vgl.  Meves,  Der  Beweisantrag  und  seine  prozessrechtliche  BehandloDg, 
G.A.  XL,  291,  41G. 

^*)  Befremdlich  und  durchaus  unhaltbar  E.  XXIV,  422,  wo  ein  der  StP.O. 
ganz  unbekannter  Unterschied  zwischen  «, Beweisanträgen"  und  „Beweisermittelongs- 
antragen'^  aufgestellt  wird.  Der  Angeklagte  hatte  in  einer  Zeitung  behauptet,  „ein^^ 
Geistlicher  des  Kreises  W.  habe  diese  und  jene  Äusserung  gethan.  Das  Gericht 
stellte  fest,  dass  keiner  dieser  Geistlichen  diese  Äusserung  gethan  habe.  Ein  Antrag 
des  Angeklagten,  die  Geistlichen  aus  dem  Kreise  W.  darüber  zu  vernehmen,  ob  picht 
einer  von  ihnen  die  beschuldigte  Äusserung  gethan  habe,  wurde  abgelehnt.  Dieses 
—  vom  Reichsgericht  gebilligte  —  Verfahren  war  ungesetzlich.  Auf  die  positive  oder 
negative  Fassung  des  Antrages  kommt  nichts  an.  Der  Angeklagte  hatte  deutlich  genug 
behauptet,  einer  der  Geistlichen  werde  bekunden,  dass  er  die  Äusserung  gethan  habe. 
Dieser  Beweis  ist  ihm  zu  Unrecht  abgeschnitten  worden.  —  Unhaltbar  auch  R.  VI, 
391;  John  III,  118;  Meves,  G.A.  XL,  294,  die  einen  Unterschied  zwischen  Beweis- 
anträgen und  blossem  Beweisantritt  (Beweisanerbieten)  machen  wollen.  Richtig 
Glaser  I,  373. 

*®)  Vorausgesetzt,  dass  der  Antrag  nicht  lediglich  Wiederholung  eines  bereits 
durch  Gerichtsbeschluss  abgethanen  Antrags  ist.    E.  XXXI,  62. 

")  Reichsgericht,  R.  I,  158,  256,  456,  474,  VIII,  4,  168,  581;  E.  I,  34,  170; 
R.  VII,  271  u.  s.  w.;  Löwe  9a  zu  §  243;  Bennecke  536.  Über  Eventualanträge 
8.  E.  I,  395,  m,  222,  XX,  380,  XXIX,  438;  R.  III,  157,  VIII,  4,  168,  415. 
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ergebnis  unberührt  läset,  kann  der  Beweisantrag  abgelehnt  werden. 
Das  Gericht  darf  deshalb  den  Beweisantrag  zwar  ablehnen,  wenn  er 
inhaltlos  ist,  insofern  er  keine  za  beweisende  Thatsache  oder  kein 
bestimmtes  Beweismittel  nennt;  wenn  er  unverständlich  ist^^;  wenn 
die  zu  beweisende  Thatsache  weder  direkt  noch  indirekt  erheblich  ist  ^'); 
sowie  wenn  die  zu  beweisende  Thatsache  schon  ohnehin  vom  Gericht 
für  erwiesen  angesehen  wird.  Dagegen  ist  die  Ablehnung  des  Beweis- 
antrags mit  der  Motivierung,  „dass  die  Sache  schon  genügend  aufgeklärt 
sei^S  „dass  das  Gegenteil  der  behaupteten  Thatsache  schon  feststehe", 
unzulässig  *<^).  Denn  wenn  auch  das  Gericht  subjektiv  nach  der  bis;- 
h erigen  Beweisaufnahme  schon  völlig  überzeugt  ist,  so  kann  gleich- 
wohl objektiv  die  Sache  anders  liegen,  und  das  Gericht  sich  irren.  Es 
kann  z.  B.  ein  Indizienbeweis  dem  Gericht  erdrückend  erscheinen; 
dennoch  wäre  es  unstatthaft,  wollte  das  Gericht  z.  B.  einen  Alibibeweis- 
antrag des  Angeklagten  ablehnen.  Unzulässig  wäre  es  auch,  wollte 
das  Gericht  gegenüber  einer  beeideten  Zeugenaussage  es  ablehnen,  über 
eine  widersprechende  aussergerichtliche  Äusserung  dieses  Zeugen  Beweis 
zu  erheben*^).  Gleichermassen  unstatthaft  ist  jede  Ablehnung  eines 
Beweisantrags,  bei  der  das  Gericht  von  vornherein  das  betreffende 
Beweismittel  als  untauglich  verwirft»«)  oder  ihm  den  Glauben  versagt*'). 
Eine  derartige  Antizipation  der  Beweiswürdigung  ist  immer  dem  Irrtum 
ausgesetzt;  objektiv  bleibt  immer  die  Möglichkeit,  dass  nach  erfolgter 
Beweisaufnahme  sich  die  Beweiswürdigung  ganz  anders  darstellt  Stellt 
der  Angeklagte  deshalb  eine  erhebliche  Thatsache  z.  B.  unter  das  Zeugnis 
eines  Kindes  oder  seiner  Ehefrau,  so  kann  der  Antrag  nicht  mit  der 
Begründung  abgelehnt  werden,  dass  das  Gericht  diesen  Zeugen  doch 
nicht  glauben  werde. 


»«)  E.  I,  32,  34,  XIII,  316;  vgl.  Meves  G.A.  XL,  431.  Bedenklich  E.  XXVTI, 
95,  wo  die  BehanptuDg  der  „Ungnubwürdigkeit'^  eiDee  Zeugen  nicht  als  gehörige 
Substanziierang  aufgefasst  wurde.  Ist  es  nicht  das  nobile  offietum  judicis^  den  Kern 
der  Anträge  heraus  zu  schälen,  statt  sich  an  die  unvollkommene  Einkleidung  der 
Anträge  zu  halten?   Vgl   auch  oben  Anm.  15. 

*»)  E.  I,  79,  138,  239;  R,  I,  218,  Vü,  304. 

«»)  E.  I,  417;  R.  I,  463,  VI,  453,  VII,  296,  VUI,  306;  Löwe  9b  zu  §  243; 
Bennecke  536  Anm.  18. 

")  E.  XXIV,  404. 

")  Vgl.  R.  III,  708. 

*")  Bennecke  536  Anm.  18;  Stenglein  11  zu  243.  Das  Reichsgericht  folgt 
an  sich  diesem  Grundsatz,  lässt  aber  grundlos  eine  Vorwegnahme  der  Beweisprufung 
im  Hinblick  auf  persönliche  VerhMtnisse  der  Zeugen  (Verwandtschaft  u.  s.  w.)  zu; 
so  R.  IV,  633,  X,  92;  E  V,  312,  XXXI,  139;  vgl.  Meves  G.A.  XL,  430.  Dem 
muss  durchaus  widersprochen  werden. 
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Dass  eia  Beweisantrag  nicht  als  zu  spät  gestellt  abgelehnt  werden  darf,  ist 
hereits  oben  hervorgehoben**). 

In  der  vorbezeichneten  Weise  sind  zu  behandeln  alle  von  den 
Parteien  in  der  Haupt  Verhandlung  sowie  die  von  dem  An- 
geklagten bei  der  kommissarischen  Vernehmung  nach  §  232 
St.P.0. 2^)  gestellten  Beweisanträge  ohne  Einschränkung.  Ob  der 
Antrag  expressis  verbis  oder  konkludent  gestellt  wird,  macht  keinen 
Unterschied  26). 

Ist  die  Beweisaufnahme  erledigt,  so  ist  damit  ipso  jure  der  „Schluss 

der  Beweisaufnahme^^  (§  257   St.P.0.)  eingetreten.     Einer  Schliessung 

.  durch  ;den  Vorsitzenden  oder  das  Gericht  bedarf  es  nicht,  auch  kann 

jederzeit   dem   Prinzip    der  materiellen   Wahrheitserforschung  gemäss 

nach  Bedürfnis  von  neuem  in  die  Beweisaufnahme  eingetreten  werden  '^. 

IL  Zummündlichen  Seh  lu  SS  vor  trage,  Plaidoyer,  sind  —  nach 

ß<iiluss  der  Beweisaufnahme  —  beide  Parteien  berechtigt,  und  zwar 

.so,,  dass  zuerst  der  oder  die  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft,  dann  der 

Angeklagte  zu  sprechen  berechtigt  sind,   StPO.  §  257  Abs.  1.     Das 

Plaidoyer  für  den  Angeklagten  übernehmen  gegebenenfalls  der  oder 

die  Verteidiger.     Auf   die   Ausführungen   dos   Angeklagten    oder   des 

„Verteidigers  ist  der  Staatsanwalt  zu  erwidern  berechtigt,   worauf  der 

Angeklagte  (oder  der  Verteidiger)  mit  einer  Oegenerwiderung  zu  hören 

'  ist.    Weitere  Parteireden  kann  der  Vorsitzende  gestatten;   ein  Recht 

darauf  haben  die  Parteien  aber  öicht*«). 

Jedenfalls  muss  der  Angeklagte  oder  Verteidiger  das  vor  der 
Entscheidung  des  Gerichts  letzte  Wort  haben. 

Hatte  für  den  Angeklagten  der  Verteidiger  plaidiert,  so  ist  der 
Angeklagte  zu  befragen,  ob  er  selbst  noch  etwas  zu  seiner  Verteidigung 
anzuführen  habe,  §  257  Abs.  2,  3  St.P.0. 

Diese  Scblussanhörnng  giebt  den  Parteien  Raum  zur  Stellung  ihrer  Sddoss- 
antrage,  sowie  zu  Ausführungen  rechtlicher  oder  thatsäohlicher  Natur.  Auch  die 
Anbringung  von  Beweisanträgen  ist  —  wegen  St.P.0  §  245  —  auch  jetzt  noch  immer 
zulässig. 

Ist  der  Angeklagte  der  Gerichtssprache  nicht  mächtig,  oder  ist  mit  einem  tauben 
Angeklagten  nicht  eine  schriftliche  Verständigung  erfolgt,  so  mössen  ans  den  Sobloss- 

24  \  g   332. 

")  Rennecke  536  Anm.  15;  E.  X,  135,  XIX,  249;  R.  VI,  79. 

-«)  Unzutreffend  E.  XXIH,  4a). 

*^  Bennecke  549  Anm.  2;  E.  VI,  256;  R.  III  634. 

^*)  Bennecke  550  Aom.  11;  Ulimann  479  Anm.  l;  Löwe  3  zu  §  257; 
R.  VI,  r.OO;  E.  XT,  136;  John  III,  .SO.');  v.  Kries  542;  Süss  Stellung  der  Parteien, 
380.     Abw<M(jh(Mid  Stenglein  4  zu  i;  257. 
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vortiägen  mindestens  die  Anträge   der  Staatsanwaltschaft  und   des  Verteidigers  dem 
Angeklagten  yerdolmetscht  werden,  St.P.0.  §  258, 

Erfolgt  auf  die  erste  Gruppe  von  Schlussvorträgen  hin  nicht  die  abschliessende 
Entscheidung  des  Gerichts,  sondern  schiebt  sich  ein  anderweiter  Prozessakt  dazwischen 
(Wiedereintritt  in  die  Beweisaufnahme,  Ablehnung  eines  fieweisantrages  u.  s.  w.),  so 
muss  ein  abermaliges  rechtliches  Gehör  der  Parteien  in  der  gleichen  Weise, 
wie  das  erste  Mal,  erfolgen'*). 

§  122. 
3.  Die  absehliesaende  Entscheidung  des  Oerichts. 

I.  Der  Abschluss  der  Hauptverhandlung  kann  ipso  facio  erfolgen, 
z.  B.  durch  den  Tod  eines  Richters,  für  den  kein  Ergänzungsrichter 
zur  Stelle  ist,  oder  durch  den  Tod  des  Angeklagten^).  Das  Gewöhnliche 
ist  aber,  dass  die  Hauptverhandlung  durch  eine  abschliessende  Ent- 
scheidung des  Gerichts  beendigt  wird.  Diese  hat  sich  strikt  auf  den 
durch  Klage  und  EröfTnungsbeschluss  2)  festgelegten  Prozessgegenstand 
zu  beziehen. 

1.  Deshalb  muss  das  Gericht  diesen  Prozessgegenstand  voll  abthun, 
namentlich  darf  es  nicht  eine  der  Strafsachen,  die  etwa  in  Mehrzahl 
den  Gegenstand  des  Prozesses  bilden,  unentschieden  lassen;  bliebe 
eine  Strafsache  unerledigt,  so  müsste  eine  neue  Hauptverhandlung  mit 
anschliessender  Entscheidung  stattfinden^). 

2.  Auf  der  anderen  Seite  darf  das  Gericht  nicht  über  den  Prozess- 
gegenstand hinausgreifen.  Die  Entscheidung  ist  weder  auf  andere 
Thaten,  noch  auf  andere  Thäter  auszudehnen.  Dies  drückt  §  263 
StP.O.  in  unvollkommener  Weise  dahin  aus: 

„Gegenstand  der  Urteilsfindung  ist  die  in  der  Anklage 
bezeichnete  That." 
Man  ist  einverstanden  darüber,  dass  sich  das  Gesetz  hier  im  Ausdruck 
vergriffen  hat,  insofern  statt  der  „Anklage"  der  Eröffnungsbeschluss 
gemeint  ist*).  Da  jedoch  Anklage  und  Eröffnungsbeschluss  nur  zwei  Hälften 
eines  Ganzen  sind,  so  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  nur  die   von  beiden 


»)  E  VI,  254;  R.  VI,  248,  VII,  519  (abweichend  III,  632);  Löwe  1  zu 
§  257;  Bennecke  549  Anm.  2;  John  III,  308. 

^)  Eines  Beschlusses  des  Gerichts  bedarf  es  hier  nicht.     Oben  8.  518. 

')  Abgesehen  von  den  Ausnahnisfällen,  in  denen  es  eines  Eröffnungsbeschlusses 
nicht  bedarf;  hier  steckt  die  Klage  allein  den  Baum  für  die  Entscheidung  ab. 

»)  Oben  S.  209,  IV  a.  E. 

*)  Bennecke  .500;  E.  III,  407,  IV,  195,  VI,  164,  IX,  347;  Johu  II,  249,  184. 
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in  zusamnienstiinmeuder  Weise  bezeichnete  Strafsache  den  Gegenstaind 
der  Entscheidung  bildet. 

Insoweit  aber  die  Identität  der  That  gewahrt  bleibt,  ist  das  Gericht 
in  thatsächlicher  wie  in  rechtlicher  Hinsicht  nicht  eingeschränkt  durch 
die  Auffassung  der  Klage  und  des  Eröffnungsbeschlusses.  In  that- 
sächlicher Hinsicht  basiert  die  Entscheidung  auf  dem  gesamten 
Material,  wie  es  die  Hauptverhandlung  zu  Tage  gefördert  hat*); 
Gegenstand  der  Urteilsfindung  ist  die  That  „wie  sich  dieselbe  nach 
dem  Ergebnisse  der  Verhandlung  darstellt".  Das  ergiebt  sich  aus  der 
Instruktionsmaxime  von  selbst,  sodass  besonders  auch  die  völlige 
Unabhängigkeit  des  Gerichts  von  den  Anführungen  oder  Nicht- 
anführungen  der  Parteien  selbstverständlich  ist. 

Auch  in  der  juristischen  Beurteilung  der  abzuurteilenden  That, 
also  in  der  Subsumtion  des  Sachverhalts  unter  das  Gesetz,  hat  das 
Gericht  völlig  freie  Hand«).  Die  That  ist  nicht  bloss  unter  dem  Gesichts- 
punkt, wie  sie  der  Eröffnungsbeschluss  oder  wie  sie  die  Parteien 
auffassen,  sondern  frei  nach  allen  Seiten  hin  zu  prüfen,  und  zwar 
von  Amtswegen.  Abweichungen  von  der  Auffassung  des  Eröffnungs- 
beschlusses werden  häufig  —  sehr  schlecht  —  als  „Klageänderung'' 
bezeichnet*'*). 

Beispiele  für  solche  Abweichangen  wären :  Verurteilung  wegen  Unterschlagung, 
während  der  Eröffnungsbeschluss  die  That  als  Diebstahl  ansah;  Verurteilung  wegen 
Betruges,  während  der  Eröffnungsbeschluss  die  That  als  Urkundenfälschung  ansah; 
Verurteilung  wegen  Anstiftung,  während  der  Eröffnungsbeschluss  unmittelbare  Tbäter- 
schaft  annahm;  Verurteilung  wegen  Versuchs,  während  der  Eröffnungsbeschluss 
Vollendung  annahm;  Veiui-teilung  wegen  eines  Delikts  statt  wegen  zweier  selbständiger 
Delikte  oder  umgekehrt'). 

Bevor  freilich  das  Gericht  eine  Verurteilung  in  Abweichung 
von  der  rechtlichen  Auffassung  des  Eröffnungsbeschlusses 
ausspricht,  muss  es  nach  §  264  St.P.0.  den  Angeklagten  auf  die 
Veränderung  des  rechtlichen  Gesichtspunktes  hin- 
weisen und  ihm  Gelegenheit  zur  Verteidigung  nach 
dieser  Richtung  hin  geben,  vorausgesetzt,  dass  es  sich  um  ein  Fallen- 
lassen des  im  Eröffnungsbeschluss  genannten  „Strafgesetzes"  zu 
Gunsten  eines  anderen  „Strafgesetzes''  handelt. 


')  E.  XXIV,  370. 

«)  Vgl.  hierzu  z.  B.  E.  XXX,  11. 

"a)  Vfrl    oben  S.  479. 

")  Vgl.  die  zalilrcichen  Roichs^^ericlits-Entschoidungoii  bei  Löwe  3a  zu  §  203. 
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„Strafgesetz"  ist  hier  ebenso  wie  bei  der  Anklage  und  dem 
Eröffnungsbeschluss®)  im  engsten,  eigentlichen  Sinne  zu  verstehen. 
Deshalb  bedarf  es  des  Hinweises  z.  B.  dann,  wenn  Verurteilung  wegen 
Diebstahls  statt  wegen  Unterschlagung  eintreten  soll;  auch  dann,  wenn 
die  mehreren  Strafgesetze  im  Gesetz  unter  eine  einheitliche  Bezeichnung 
in  einem  Paragraphen  zusammengefasst  sind,  z.  B.  wenn  Verurteilung 
wegen  Einbruchsdiebstahls  statt  wegen  Einsteigediebstahls  stattfinden 
soU^);  selbst  bei  einem  Strafgesetze,  das  sich  in  mehrere  rechtlich 
einander  gleichstehende  Alternativen  zerlegt  (z.  B.  §  223a  StG.B.),  wird 
der  Hinweis  für  erforderlich  zu  erachten  sein,  wenn  statt  der  einen 
Alternative  zu  der  andern  gegriffen  werden  soll^^). 

Ändert  sich  das  anzuwendende  Strai^esetz  in  der  vorerörterten  Weise,  so  ist 
der  Hinweis  stets  erforderlich,  wäre  selbst  das  anzuwendende  Gesetz  gegenüber  dem 
ausser  Anwendung  gesetzten  das  mildere**);  denn  die  Verteidigung  gegen  den  Vor- 
wurf der  leichteren  Strafthat  kann  möglicherweise  eine  ganz  andere  Richtung  ein- 
schlagen, als  die  sich  gegen  den  Vorwurf  der  schwereren  Strafthat  richtende  Ver- 
teidigung. 

Bleibt  dagegen  das  „Strafgesetz^^  dasselbe,  so  braucht  der  Ange- 
klagte auf  die  etwaige  Veränderung  der  rechtlichen  Auffassung  über 
die  allgemeinen  Strafbarkeitsmerkmale  der  That  innerhalb  dieses 
Strafgesetzes  nicht  hingewiesen  zu  werden  (so  z.  B.  nicht,  wenn 
Haftung  als  Bedakteur  statt  selbstthätenscher  Schuld,  Anstiftung  statt 
Thäterschaft,  Versuch  statt  Vollendung,  Handlungseinheit  statt  -Mehrheit 
u.  s.  w.   oder  umgekehrt  angenommen  werden  soll)^^). 

Der  Hinweis  auf  Veränderung  des  rechtlichen  Gesichtspunktes 
bat  aber  ausserdem  nach  §  264  Abs.  2  auch  dann  zu  erfolgen,  wenn 
Straferhöhung8-(Qualifizierung8-)gründe^«)  in  der  Hauptverhandlung  neu 
behauptet  werden. 

Macht  sich  die  Änderung  des  rechtlichen  Gesichtspunktes  in  einer  A  b  s  c  n  z  - 
Verhandlung  geltend,  so  muss  weitere  Yerhandlimg  zunächst  inhibiert  werden,  da  die 


";  Oben  S.  476  und  S.  492. 

^)  Bennecke  562,  übereinstimmend  die  Praxis  des  Reichsgerichts  (Citate 
bei  Löwe  3b  zu  §  264,  dazu  E.  XXIX,  281). 

'^)  In  dieser  Hinsicht  abweichend  E.  III,  417,  XVH,  440,  XXX,  176;  R.  HI, 
87,  IV,  62;  Glaser  U,  563;  Stenglein  2  zu  §  264,  Meves  G.A.  XXXVIÜ,  107; 
V.  Kries  572.     Wie  im  Text  Bennecke  563  Anm.  15;  Löwe  3b  zu  §  264. 

*^)  Bennecke  562.  So  auch  die  feststehende  Praxis  des  Reichsgerichts,  vgl. 
Citate  bei  Löwe  3  b  zu  §  264. 

")  Im  Prinzip  einverstanden  das  Reichsgericht,  vgl.  z.  B.  E.  XXIX,  22.  Von 
diesem  Prinzip  aus  aber  lassen  sich  zahlreiche  Entscheidungen  nicht  aufrecht  erhalten, 
so  die  bei  Löwe  3c  zu  §  264  citierten. 

")  Beling,  Grundzüge  51;  nach  der  Terminologie  v.  Liszts  §  09,  auch 
H.  Meyers  §  59  „Strafschärfungsgründe". 
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Abwesenheit  des  Angeklagten  kein  Grund  ist,  den  Hinweis  zu  unterlassen").  Anderer- 
seits erfordert  §  264  nicht,  dass  der  Hinweis  mündlich  in  praesenti  erfolgen  mu^se. 
Es  mnss  deshalb  als  ausreichend  angesehen  werden,  wenn  nach  Anssetzong  der 
ersten  Absenzverhandiung  in  der  Ladung  zu  dem  neuen  Termin  (bezw.  bei 
der  Mitteilung  von  dem  neuen  Termin  im  Falle  des  §  232  St.P.O.  *')  der  veränderte 
Gesichtspunkt  dem  Angeklagten  aufgezeigt  wird,  worauf  dann  wieder  Absenz- 
verhandiung statthaft  ist 

II.  Ob  die  Entscheidung  des  Gerichts  eine  prozesserledigende 
oder  nur  eine  laufende  ist,  richtet  sich  nach  den  oben^^)  entwickelten 
allgemeinen  Regeln.  Charakteristisch  ist  aber  der  Hauptverhandlung, 
dass  hier  die  S a c h entscheidung,  also  eine  solche,  die  das  Produkt 
einer  Prüfung  des  Strafanspruchs  (und  eventuell  der  Nebenansprüche) 
ist,  immer  nur  in  Form  des  Urteils  mit  seinem  oben^®)  geschilderten 
Inhalt  erfolgen  kann.  Niemals  darf  das  Gericht  aus  materiell  rechtlichen 
Gründen  etwa  das  Verfahren  durch  Beschluss  einstellen,  gewisser- 
massen  in  nachträglicher  Anwendung  des  —  ja  nur  für  das  Eröf&iungs- 
verfahren  massgebenden  —  §  202  StP.O.^^).  Ebensowenig  kann  das 
Gericht  in  der  Hauptverhandlung  auf  §  208  StPO.  zurückkommen*®). 
Aus  dem  Charakter  des  Hauptverfahrens  ergiebt  sich  ferner  die  Un- 
möglichkeit, die  Strafsache  durch  Beschluss  etwa  wieder  in  das  Stadium 
des  Vorverfahrens  zurückzuversetzen*^),  insbesondere  etwa  die 
Führung  einer  Voruntersuchung  anzuordnen. 

Klar  ist  es  ferner,  dass  das  Gericht  bei  seiner  Entscheidung  nicht 
mehr  auf  solche  zurückliegenden  Prozessmängel  zurückgreifen  kann, 
die  als  inzwischen  geheilt  anzusehen  sind.  Das  darf  man  aber  nicht 
dahin  verallgemeinern,  dass  das  erkennende  Gericht  gehindert  sei,  die 
schon  in  einem  früheren  Stadium  des  Prozesses  vorgenommene  Prüfung 
des  Vorliegens  der  Prozeasvoraussetzungen  zu  wiederholen.  Im  Gegen- 
teil muss  auch  noch  das  erkennende  Gericht  sich  über  das  Gegeben- 
sein der  Prozessvoraussetzungen  vergewissern. 


")  Übereinstimmend  R.  VII,  135,  IX,  652;  E.  XII,  45,  XVII,  19;  Bennecke 
527  Anm.  31;  Meves  G.A.  XXXVIII,  256.    A.  M.  Fuchs  H.  H.  II,  69. 

")  Oben  §  119  Anm.  6. 

^^)  Es  bedarf  also  nicht  einmal  der  —  wie  es  scheint,  vom  Reichsgericht  E. 
XII,  45;  R.  VII,  135  verlangten  —  neuen  kommissarischen  Vernehmung  des 
Angeklagten. 

'')  §§  81,  93  ff. 

'')  §  95  I. 

")  Vgl.  Bennecke  507  Anm.  4  gegen  Stenglein  5  zu  §  202. 

»«)  Oben  §  114  II;  Bennecke  510;  Löwe  5;  Stenglein  7  zu  §  208.  A.  M. 
John  n,  723. 

")  Vgl.  oben  S.  427. 
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War  z.B.  das  Hanptverfahren  schon  einmal  eingestellt  gewesen,,  und  ist  auf  Grund 
neuer  Tbatsachen  oder  Beweismittel  (StP.O.  §  210)  Klage  erhoben  und  eröffnet  worden, 
so  hat  auch  noch  das  erkennende  Gericht  zu  prüfen,  ob  wirkhch  neue  Tbatsachen 
und  Beweismittel  vorliegen**);  denn  §  210  will  augenscheinlich  ein  neues  Verfahren 
inhibieren,  soweit  nicht  nova  gegeben  sind,  und  es  ist  schlechterdings  nicht  einzusehen, 
weshalb  in  diesem  Falle  bloss  der  EröShungsrichter  die  Zulässigkeit  des  Verfahrens 
prüfen  soll. 

Somit  ergeben  sich  folgende  Möglichkeiten: 

1.  Liegen  alle  ürteiisvoraussetzungen  vor  und  ist  die  Sache 
spruchreif,  so  ergeht  ein  Urteil,  lautend  —  wie  oben  dargestellt 
—  auf  Verurteilung  oder  Freisprechung  (eventuell  Straffreisprechuug; 
oder  Freisprechung  verbunden  mit  Überweisung  in  eine  Erziehungs- 
u.  s.  w.  Anstalt)  oder  Einstellung  des  Verfahrens. 

2.  Gebricht  es  an  einer  ürteilsvoraussetzung,  oder  ist  die  Sache 
nicht  spruchreif,  so  ergeht  ein  Beschluss^^). 

a)  Ist  das  Frozessverhältnis  nicht  in  Ordnung,  so  ergeht  eine 
prozesserledigende  Formalentscheidung**).  Ihr  Tenor  ist  an 
eine  bestimmte  Formel  nicht  gebunden,  es  kann  „das  Verfahren 
eingestellt",  oder  „die  Strafverfolgung  für  unzulässig  erklärt  werden" 
u.  8.  w. 

Hat  z.  B.  der  Angeklagte  rechtzeitig  (§  16  StP.O.)  den  begründeten  Einwand 
der  Örtlichen  Unzuständigkeit  geltend  gemacht'^ ),  so  muss  sich  das  Gericht  darauf 
beschränken,  durch  Beschluss  auszusprechen,  dass  weiteres  Prozedieren  vor  ihm 
unzulässig  sei").  Das  Verfahren  vor  dem  örtlich  zuständigen  Gericht  muss  dann 
von  Grund  aus  neu  beginnen. 

Eine  Sonderstellung  nimmt  hier  aber  der  Fall  ein,  dass  sich 
die  Zugehörigkeit  der  Strafsache  vor  ein  Gericht 
höherer  Ordnung,  also  die  sachliche  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
nach  oben*^),  ergiebt.  In  diesem  Falle  muss  der  ünzuständigkeit- 
erklärungsbeschluss  des  Gerichts  über  die  blosse  Negation  der  Zustän- 
digkeit hinausgehend  die  Strafsache  an  das  zuständige  höhere 
Gericht  verweisen,  sodass  sich  der  Beschluss  von  der  einen 
Seite  gesehen  als  prozesserledigende,  von  der  anderen  als  laufende 
Entscheidung  darstellt,  §  270  StP.O. 


»•)  A.  M.  E.  XXII,  187;  Löwe  7  zu  §  210. 
«»)  Vgl.  oben  §  81  IV. 
**)  Vgl.  Bennecke  556 

'')  Ohne  solchen  Antrag  ist  ja  die  örtliche  Unzuständigkeit  als  geheilt  anzusehen, 
StP.O.  §  18,  oben  §  32  IV. 

»•)  Bennecke  555;  Löwe  4  zu  §§  16—18. 
")  Oben  S.  382. 
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Diese  Bestimmung  beugt  der  Folge  vor,  dass  ein  völlig 
neues  Verfahren  begonnen  werden  muss,  indem  hier  die  Bechts- 
hängigkeit  von  einem  Gericht  auf  das  andere  hinübergeschoben  wird; 
der  BeschluRS  vertritt  die  Stelle  eines  Beschlusses  auf  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens  vor  dem  höheren  Gericht.  Ganz  folgerichtig  verordnet 
somit  St.P.O.  §  270  in  Abs.  2  und  3,  dass  der  Beschluss  den  Erfor- 
dernissen eines  Eröffnungsbeschlusses  (nach  Form  und  Inhalt)  ent- 
sprechen muss  2^),  dass  er  glsichermassen  wie  dieser  unanfechtbar  ist 
und  er  auch  in  seinen  Wirkungen  dem  Eröffnungsbeschluss  gleich- 
gestellt ist*®). 

Wird  ein  solcher  Quasi-Eröffnungsbeschluss  vom  Schöffengericht 
erlassen,  so  ist  eine  nicht  unerhebliche  Folge  die,  dass  die  btrafsache 
ohne  vorgängige  Voruntersuchung  an  das  Gericht  höherer  Ordnung 
gelangt,  selbst  insoweit  als  im  normalen  Verfahren  eine  Vorunter- 
suchung notwendig  gewesen  wäre.  Nach  §  270  Abs.  4  ist  jedoch 
bei  Bekanntmachung  des  Beschlusses  des  Schöffengerichts  dem  Ange- 
klagten eine  Frist  zu  bestimmen,  innerhalb  deren  er  die  kommissarische 
Vornahme  einzelner  Beweiserhebungen  vor  der  Hauptverhandlung  des 
Gerichts  höherer  Ordnung   begehren  kann«"). 

Aus  der  Gleichstellung  des  Unzuständigkeitserklärungsbeschlusses  mit  dem 
Eröffnnngsbeschlnsse  hat  man  folgern  wollen,  dass  der  erstere  dem  Angekla^en 
zugestellt  werden  müsse '^»).  Allein  trotz  der  Gleichstellong  bleibt  der  Beschluss  doch 
immer  ein  in  der  Hanptverhandlung  verkündeter  Beschluss,  der  nach  §  35  St  P.O. 
der  Zustellung  an  den  Angeklagten  dui  dann  bedarf,  wenn  dieser  bei  der  Verkündung 
nicht  zugegen  war*'). 

Streitig  ist,  wieweit  das  Gericht  die  Hauptverhandlung  durchführen  muss,  um 
den  Beschluss  ex  §  270  zu  erlassen.    Richtiger  Ansicht  nach  ist  zu  unterscheiden: 

a)  Nannte  schon  der  Eröffnungsbeschluss  eine  Qualifikation  der  That,  die  über 
die  Zuständigkeit  hinausgiDg,  so  fehlte  es  von  vornherein  an  einer  Urteilsvoraussetzung, 
mithin  ist  keinesfalls  eine  Beweisaufnahme  in  der  Hauptverhandiung  erforderlich^;; 
ja  es  kann  sogar  nach  dem  oben  S.  518  Gesagten  ohne  Eintritt  in  die  Hauptverhandiung 


^)  Also  muss  besonders  „hinreichender  Verdacht'^  der  That  im  Sinne  der 
schwereren,  die  höhere  Zuständigkeit  begründenden  Rechtsauffassung  vorliegen,  vgl. 
oben  S.  383. 

")  Daher  wird  er  z.  B.  in  der  Hauptverhandlung  vor  dem  höheren  Gericht 
an  Stelle  des  Eröfinxmgsbeschlusses  verlesen. 

•«)  Vgl  hierzu  oben  8.  489. 

'°a)  So  Keller  14  zu  §  270.  Auch  Meves  J.  L.-Bl.  VII,  133  scheint  Zustellung 
schlechthin  zu  verlangen. 

»0  Ebenso  Löwe  11  zu  §  270;  E.  IV,  373;  Bennecke  519,  554  Anm.  34; 
Stenglein  12  zu  zu  §  270. 

")  Ebenso  Löwe  2  zu  §  270;  E.  IX,  324;  R.  V,  096;  Beiinecke  553  Anm.  31; 
Stenglein  3  zu  §  270. 
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dem  Veifahren  eiu  £nde  gemacht  werden  (dann  allerdings  ohne  Verweisung  an  das 
zuständige  Gericht,  sodass  das  Verfahren  neu  zu  beginnen  hat). 

ß)  Stellt  sich  dagegen  die  schwerere  Qualifikation  der  That  erst  in  der  Haupt- 
verhandlung heraus,  so  muss  die  letztere  so  zu  Ende  geführt  werden,  dass  das  Gericht 
einen  vollen  Überblick  gewinnt,  nicht  anders,  wie  wenn  ein  Urteil  erfolgen  sollte ''). 

b)  Ist  da8  Prozessverhältnis  an  sich  in  Ordnung,  so  kann  nur 
eine  laufende  Entscheidung  ergehen. 

So  in  dem  Falle,  dass  sich  die  Hauptverhandlung  als  fehlerhaft 
erweist  (z;  6.  wegen  Mangels  ordnungsmässiger  Ladung  des  Angeklagten), 
oder  ein  Abbrechen  notwendig  wird.  Zu  einem  Abbrechen  der  Ver- 
handlung führt  z.  B.  das  Fehlen  der  Spruchreife,  das  Notwendigwerden 
noch  weiterer  Beweiserhebungen.  In  diesem  Falle  ist  ein  Beweis- 
beschluss  zu  erlassen ;  niemals  kann  etwa  wegen  Mangels  an  derzeitigem 
Beweis  eine  „einstweilige  Lossprechung'*,  absolutio  ab  instantia^  aus- 
gesprochen werden.  Wäre  kein  weiteres  Beweismaterial  in  Sicht,  so 
müsste  bei  vorliegendem  non  liqtiet  Freisprechung  erfolgen  ^^). 

Sollen  noch  weitere  Beweise  erhoben  werden,  so  kann  unter  Umständen  eine 
weitere  Vorbereitung  dieser  neuen  Beweiserhebung  notwendig  werden,  z.  B.  Ermittelung 
des  Namens  oder  Wohnorts  von  Zeugen  u.  s.  w.  Das  Gesetz  verbietet  nicht,  dass 
die  Akten  zur  Vornahme  dieser  Ermittelungen  der  Staatsanwaltschaft  zugestellt 
werden,  das  Gericht  kann  diese  Ermittelungen  aber  auch  selbst  vornehmen. 

Ein  Abbrechen  der  Verhandlung  wird  unter  Umständen  auch 
dadurch  herbeigeführt,  dass  sich  der  rechtliche  Gesichtspunkt  verschoben 
hat,  §  264  St.P.0.»5).  In  diesem  Falle  bat  nämlich  das  Gericht  auf 
Antrag  oder  von  Amtswegen  die  Hauptverhandlung  auszusetzen,  falls 
dies  infolge  der  veränderten  Sachlage  zur  genügenden  Vorbereitung 
der  Anklage  oder  der  Verteidigung  angemessen  erscheint,  St.P.0.  §  264 
Abs.  4**).  Geradezu  ein  Recht  auf  Aussetzung  hat  hierbei  der 
Angeklagte  dann,  wenn 

1.  die  neu  hervorgetretenen  Umstände  entweder  zur  Anwendung 
eines  schwereren  Strafgesetzes  oder  eines  Straferhöhungsgrundes  führen, 

2.  der  Angeklagte  diese  neuen  Umstände  bestreitet  und 

3.  er  behauptet,  auf  die  Verteidigung  nicht  genügend  vorbereitet 
zu  sein,  §  264  Abs.  3. 


")  Löwe  3  zu  §  270;  Bennecke  553. 

»*)  Oben  S.  378. 

^^)  Oben  S.  532. 

^)  Dieser  §  264  Abs.  4  bezieht  sich  natürlich  nur  auf  den  Fall,  dass  der  An- 
geklagte  in  der  Hauptverhandlung   zugegen  ist.    Verschiebt   sich  der  rechtliche  Ge-' 
Sichtspunkt  in  einer  A  b  s  e  n  z  Verhandlung,  so  ist  ein  Abbrechen  unerlässlich 
auch  wo  die  Voraussetzungen  des  §  264  Abs.  4  nicht  vorliegen;  oben  S.  533. 
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Doch  cessiert  dieses  Recht  in  den  Hauptverhandlungen  vor  den 
Schöffengerichten,  §  264  Abs.  5.  — 

Je  nach  [den  Umständen  bewirkt  diese  laufende  Entscheidung 
nur  eine  Pause  in  der  Hauptverhandlung,  sodass  diese  nach  der  Unter- 
brechung einfach  an  dem  Punkte  wieder  aufgenommen  wird,  wo  sie 
abgebrochen  wurde^),  oder  aber  es  kommt  zu  einer  völlig  neuen 
Hauptverhandlung  derart,  dass  die  bisherige  Verhandlung  hinfällig  wird 
und  nicht  mehr  als  Urteilsgrundlage  verwertbar  bleibt. 

III.  Die  abschliessende  Entscheidung  ist  zu  verkünden.  Die 
Yerkündung  ist  ein  Teil  der  Haupt  Verhandlung,  deshalb  gilt  für  sie 
alles,  was  oben^)  bezüglich  der  Notwendigkeit  der  Anwesenheit  des 
Gerichts  u.  s.  w.  gesagt  ist  Dies  muss  auch  gelten  in  dem  Falle,  dass 
die  Yerkündung  in  einem  besonderen  Publikationstermin  (vgl.  nach- 
stehend) erfolgt^*). 

Grundsätzlich  soll  die  Verkündung  der  Entscheidung  sofort  im 
unmittelbaren  Anschluss  an  die  Verhandlung  erfolgen.  Doch  erfolgt 
die  Verkündung  des  Urteils  noch  rechtzeitig,  wenn  sie  spätestens  mit 
Ablauf  einer  Woche  nach  Schluss  der  Verhandlung  in  einem  besonderen 
Publikationstermin  geschieht,  §  267  StP.O.  Ist  aber  diese  siebentägige 
Nachfrist  versäumt,  so  ist  damit  die  Hauptverhandlung  zum  Torso 
geworden,  eine  nachträgliche  Urteilsverkündung  ist  unstatthaft  geworden, 
es  muss  von  neuem  mit  der  Hauptverhandlung  begonnen  werden^). 

Der  Publikationstermin  ist  an  sich  nicht  zum  Neueintritt  in  die 
Verhandlung  da,  sondern  lediglich  zur  Verkündung  der  Entscheidung. 
Aber  irgend  eine  Präklusion  wird  durch  ihn  nicht  bewirkt.  Das  Gericht 
kann  auch  in  diesem  Termin  noch  erneut  in  die  Verhandlung  eintreten, 
insbesondere  eine  Beweisaufnahme  bewirken  ^%  Kommt  im  Publikatioos- 
termin  eine  Beweisaufnahme  in  Frage,  wird  namentlich  von  einer 
Partei  ein  Beweisantrag  gestellt,  so  hat  das  Gericht  sogar  die  Ver- 
pflichtung, diesen  Punkt  in  derselben  Weise,  wie  zuvor,  zu  prüfen**). 


")  Das  ist  natürlich  nur  möglich,  wenn  das  erste  Stück  der  Hauptverhandlaog 
nicht  in  sich  fehlerhaft  war,  ausserdem  aber  ist  die  zeitliche  Schranke  des  §  228 
8t.P.O.  zu  beachten. 

«0  §  120  IL 

'*»)  Doch  werden  für  diesen  Fall  mitunter  Einschränkungen  gemacht,  vgl. 
Löwrt  2a  zu  §  267,  E.  IX,  341;  Puchelt  2  zu  §§  229-233,  4  zu  §  267. 

••)  E.  XXVII,  116;  Benneoke  552,  Anm.  23.  —  Vgl.  oben  §  70  IIL 

*°)  Bennecke  552.   Vgl.  Meves  G.A.  XL,  417. 

*»)  A.  M.  Bennecke  552.  Wie  im  Text  Reichsgericht,  G.A.  XLIV,  37. 
E.  in,  116,  R.  II,  631;  Meves  a.  a.  0. 
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Ist  freilich  der  Publikationsterminstag  länger  als  um  drei  Tage 
von  dem  Schluss  der  Verhandlung  entfernt,  und  ergiebt  sich  die 
Notwendigkeit  eines  erneuten  Eintritts  in  die  Verhandlung,  so  ist  nach 
der  auch  hier  Platz  greifenden  allgemeinen  Regel  des  §  228  StP.O. 
eine  blosse  Fortsetzung  der  Verhandlung  unstatthaft,  und  eine  ab 
initio   neue  Hauptverhandlung  nötig**). 

In  jedem  Falle  müssen,  wenn  statt  blosser  Publikation  neu  ver- 
handelt wird,  die  Vorschriften  über  die  Anwesenheit  der  zur  Haupt- 
verhandlung erforderlichen  Personen  beobachtet  werden**). 

ß)  Die  schwurgerichtliche  Hauptverhandlung  insbesondere. 

§123. 

1.  Die  Bildung  der  Oeaehtcorenenbank  und  deren  Funktionen. 

I.  Das  Verfahren  vor  den  Schwurgerichten  folgt  bis  zur  Haupt- 
verhandlung den  oben  dargestellten  gewöhnlichen  Regeln  ^),  §  276  StP.O. 
Nur  ergiebt  sich  aus  dem  umstände,  dass  die  Schwurgerichte  nur  als 
erkennende  Oerichte  und  nur  periodisch  zusammentreten,  die  Not- 
wendigkeit ,  dass  als  beschliessendes  Gericht  die  Strafkammer 
für  das  Schwurgericht  fungiert,  §  72  G.V.G.,  dass  auch  das  Schwur- 
gericht als  erkennendes  Gericht  ausserhalb  der  Dauer  der  Sitzungs- 
periode durch  die  Strafkammer  vertreten  wird,  daselbst  §  82,  und  dass 
der  Vorsitzende  der  Strafkammer  solange  als  Vorsitzender  des  Schwur- 
gerichts fungiert,  bis  dieser  ernannt  ist,  daselbst  §  83. 

Eine  einzelne  Sondervorschrift  für  die  Vorbereitung  der  sohwurgericht- 
lichen  HaDptverhandlung  giebt  §  277  StP.O.,  demzufolge  die  Spruohliste  der  Ge- 
schworenen dem  Angeklagten,  wenn  er  sich  nicht  auf  freiem  Fusse  befindet,  zugestellt, 
anderenfalls  für  ihn  auf  der  Gerichtsschreiberei  zur  Einsicht  niedergelegt  werden 
muss,  und  auch  etwaige  spätere  Veränderungen  der  Spruchliste  dem  Angeklagten 
mitzuteilen  sind. 

n.  Dagegen  weist  die  schwurgerichtliche  Hauptverhandlung 
eine  Reihe  sehr  wesentlicher  Besonderheiten  auf,  die  hier  und  in  den 
folgenden  Paragraphen  darzustellen  sind.  Eigengeartet  ist  schon  der 
Beginn  der  Hauptverhandlung.  Die  schwurgerichtliche  Haupt- 
verhandlung beginnt  mit  der  Bildung  der   mit    12  Geschworenen   zu 


4t\  ß 311119 cke  552. 

")  Oben  §  120  H,  'Reichsgericht  G.A.  XLIV,  272  (Veri:eidiger),  E.  lU,  116, 
R.  II,  631,  V,  587  (dieselben  Geriohtspersonen);  Stenglein  5;  Löwe  2a  zu  §  267; 
Bennecke  552  Anm.  24. 

')  Beachte  §  176  Abs.  1  StP.O.  und  oben  §  117  U  1. 
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bestehenden  Geschworenenbank,  §  278  St.P.0.  „Die  prozessuale 
Behandlung  der  Schwurgerichtsfälle  unterscheidet  sich  von  der  aller 
anderen  Straffälle  u.  a.  dadurch,  dass  sie  bei  Beginn  der  Haupt- 
verhandlung das  Gericht  noch  unfertig  finden,  das  sie  entscheiden  soll"*). 

Die  Bildung  der  Bank  erfolgt  durch  Auslosung  der  Zwölf  aus 
der  Spruchliste''),  St. P.O.  §  278.  Bevor  aber  zur  Auslosung 
geschritten  wird,  erfolgt  die  Purgation  der  Spruchliste  durch  Aus- 
scheidung der  zum  Geschworenenamt  unfähigen  (G.V.G.  §  32)  und  der 
kraft  Gesetzes  Ausgeschlossenen  (St.P.0.  §  22)  nach  näherer  Massgabe 
des  §  279  St.P.0.  Infolge  dieser  Purgation  ergiebt  sich  die  Möglichkeit, 
dass  sich  die  Zahl  der  von  Hause  aus  auf  die  Spruchliste  gesetzten 
Geschworenen  (30)  verringert;  eine  weitere  —  faktische  —  Verringerung 
ist  möglicherweise  dadurch  bedingt,  dass  nicht  sämtliche  Geschworenen 
zur  Stelle  sind.  Gleichwohl  kann  zur  Bildung  der  Bank  geschritten 
werden,  wofern  nur  die  Zahl  der  Erschienenen,  die  nicht  ausgeschieden 
worden  sind,  24  beträgt.  Im  anderen  Falle  müsste  die  Zahl  zunächst 
aus  der  Liste  derHülfsgeschworenen^)  durch  Loosziehung  in  öffentlicher 
Sitzung^)  auf  30  ergänzt  werden;  dann  würden  die  zugezogenen 
Hülfsgeschworenen  geladen  werden,  und  es  könnte  zur  Bildung  der 
Bank  geschritten  werden,  sobald  infolge  des  Erscheinens  von  Hülfs- 
geschworenen  die   Zahl   24   erfüllt   wäre,  St.P.0.  §  280  Abs.  1—4«). 

Die  Namen  der  Geschworenen,  die  anwesend  und  nicht  aus- 
geschieden sind,  werden  alsdann  in  die  Loosurne  gelegt  Die 
Bildung  der  Bank  geschieht  in  öffentlicher  Sitzung  so,  dass  der 
Vorsitzende  aus  der  Urne  das  Loos  zieht  und  den  gezogenen 
Namen  aufruft.  Im  unmittelbaren  Anschluss  an  dem  Aufruf  haben 
nunmehr  die  Parteien  Gelegenheit,  ihr  Ablehnungsrecht  geltend  zu 
machen.  Die  Staatsanwaltschaft  sowohl  wie  der  Angeklagte  haben  das 
Recht,  jeden  Geschworenen  ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen, 
so  jedoch,  dass  mit  Erreichung  einer  bestimmten  Zahl  von  Ablehnungen 
das  Recht  sich  erschöpft.  Da  nämlich  jedenfalls  12  Geschworene 
unabgelehnt  bleiben  müssen,  um  die  Bank  zu  bilden,   so  können  nur 


^)  Binding  Grdr.  198. 

^)  Über  die  Entstehung  der  Spruohliste  s.  oben  53—54. 

*)  Oben  54  sub   c). 

^)  Die  natürlich  ein  Akt  der  Justiz  Verwaltung,  nicht  etwa  ein  Teil  der  Hanpt- 
Verhandlung  ist. 

^  Erscheinen  in  einer  späteren  Hauptverhandlung  derselben  Sitzungsperiode 
mehr  als  30  Geschworene,  so  treten  die  überzähligen  Hülfsgeschworenen  in  der 
umgekehrten  Reihenfolge  ihrer  Ausloosnng  zurück,  §  280  Abs.  5  St.P.0. 
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soviel  Geschworene  abgelehnt  werden,  als  über  12  zur  Ausloosiing 
stehen,  also  höchstens  30—12=18,  mindestens  24—12=12. 

In  dem  Falle,  dass  die  Zuziehung  von  Ergänzungs geschworenen  angeordnet 
ist  ^),  bewirkt  die  dadurch  bedingte  Erhöhung  der  unablehnbaren  Geschworenen  gleich- 
zeitig eine  entsprechende  Verminderung  der  Zahl  der  Ablehnungen,  §  285  StP.O. 

In  die  zaiässige  Zahl  von  Ablehnungen  teilen  sich  die  Staats- 
anwaltschaft und  der  Angeklagte  je  zur  Hälfte.  Wenn  die  Zahl  nicht 
durch  2  teilbar  ist  (d.  h.  also  wenn  die  Namen  in  der  Urne  sich  auf 
25,  27,  29  belaufen,  also  die  Zahl  der  Ablehnungen  13,  15,  17  beträgt), 
so  hat  der  Angeklagte  eine  Ablehnung  mehr  als  die  Staatsanwaltschaft. 
Richtet  sich  die  Hauptverhandlung  gegen  mehrere  Angeklagte,  so  haben 
sie  zusammen  die  Hälfte  der  Ablehnungen^).  Das  Ablehnungsrecht 
haben  sie  alsdann  gemeinschaftlich  auszuüben;  käme  eine  Einigung 
zwischen  ihnen  nicht  zu  Stande,  so  würde  —  äusserstenfalls  unter 
Zuhülfenahme  des  Looses  —  eine  Verteilung  der  Ablehnungen  unter 
ihnen  stattfinden,  §  284  StP.O. 

Über  Ablehnung  oder  Nichtablehnung  haben  sich  die  Parteien 
sofort  nach  dem  Aufruf  eines  jeden  aus  der  Urne  gezogenen  Namens 
schlüssig  zu  machen;  die  Erklärung  erfolgt  durch  die  Worte  „ange- 
nommen" oder  „abgelehnt"  ohne  Angabe  von  Gründen;  Schweigen  gilt 
als  Annahme.  Zu  Gunsten  des  Angeklagten  ist  bestimmt,  dass  zuerst 
die  Staatsanwaltschaft  ihre  Erklärung  abzugeben  hat:  lehnt  sie  den 
Geschworenen  ab,  so  braucht  sich  der  Angeklagte  natürlich  nicht  mehr 
zu  erklären,  er  spart  dadurch  also  eventuell  eine  Ablehnungserklärung, 
§  283  StP.O.  Die  abgegebene  Erklärung  wird  mit  dem  Augenblick 
unwiderruflich,  in  dem  ein  fernerer  Name  aus  der  Urne  gezogen  oder 
die  gesamte  Ziehung  für  beendet  erklärt  ist,  §  288  Abs.  3  StP.O. 

Die  Bildung  der  Bank  ist  beendet,  sobald  12  nicht  abgelehnte 
Namen  (eventuell  noch  soviel  Namen  mehr,  als  Ergänzungsgeschworene 
mit  zugegen  sein  sollen,)  aus  der  Urne  hervorgegangen  sind.  An  die 
Bildung  der  Bank  schliesst  sich  in  öffentlicher  Sitzung  die   —  gleich- 


^)  Vgl.  oben  S.  386. 

'^j  Sind  also  4  Angeklagte  vorbanden,  und  15  Geschworene  abJehnbar,  so  bat 
nicht  etwa  die  Staatsanwaltschaft  und  jeder  der  4  Angeklagten  je  3  Ablehnungen, 
sondern  die  Staatsanwaltsohaft  7,  und  die  4  Angeklagten  zusammen  8. 

^)  Nicht  schon  vorher;  es  kann  daher  der  Staatsanwalt  seine  Annahme- 
erklärnng  auch  nach  Annahmeerklärung  des  Angeklagten  noch  bis 
zu  dem  oben  im  Text  bezeichneten  Zeitpunkt  widerruf en.  Keller  2;  Löwe  5; 
Sten^lein  2;  v.  Bomhard-KoUer  2  zu  §  283.  A.  M.  Puchelt  4;  Dalcke  3 
zu  §  283;  Süss,  Stellung  der  Parteien  370. 

»°)  Vgl.  dazu  H.  Mever  H.  H.  II,  125;  Geyer  320;  Ullmann  145. 
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falls  zur  Hauptverhandlung  gehörige  —  Vereidigung  der  12 
Geschworenen  für  die  zu  verhandelnde  Sache  (Spezialbeeidigungi®)  an, 
§  288  St.P.0. 

Da  die  Bildung  der  Bank  ein  Stück  der  Hauptverhandlung  ist 
so  kann  sie  nur  in  Anwesenheit  sämtlicher  für  die  Hauptverhandlung 
erforderlicher  Personen i^)  stattfinden;  und  sollte  später  in  derselben 
Sache  nach  Abbruch  der  früheren  Hauptverhandlung  eine  neue 
stattfinden,  so  muss  in  dieser  eine  völlige  Neubildung  der  Bank 
erfolgen,  §  287  StP.O.i*).  Für  jede  Hauptverhandlung")  wird  eine 
besondere  Geschworenenbank  gebildet.  Ausnahmsweise  kann  (nicht 
muss)  jedoch  die  in  einer  Strafsache  gebildete  Oeschworenenbank  in 
eine  am  selben  Tage  —  aber  nicht  notwendig  als  nächstfolgende 
Sache  1*)  —  anstehende")  andere  Strafsache  hinübergenommen  werden, 
§  286  St.P.0.  Vorausgesetzt  ist  dabei,  dass  die  in  der  zweiten  Sache 
Angeklagten  nach  Bildung  der  Bank,  aber  vor  Vereidigung  der 
Geschworenen  auf  Befragen  erklärt  haben,  dass  sie  die  Bank  -an- 
nehmen "),  dass  auch  die  Staatsanwaltschaft  sich  mit  der  Beibehaltung 
einverstanden  erklärt  hat,  und  dass  die  Vereidigung  in  der  ersten  Haupt- 
verhandlung sich  auch  auf  die  spätere  Sache  miterstreckt  hat,  und  die 
späteren  Angeklagten  hierbei  zugegen  gewesen  sind^'). 

Die  eben  erwähnte  Annahmeerklärung  ist  nicht  etwa  ein  Stück  der  Haupt- 
verhandlung in  der  späteren  Sache*").  Deshalb  brauchen  auch  die  Personen,  die 
später  in  der  Hauptverhandlong  zugegen  sein  müssen,  (der  Gerichtshof  in  der  Besetzung^ 


")  Oben  §  120  IL 

*')  Anders  natürlich,  wenn  es  sich  nur  um  eine  blosse  Fortsetzung  inner- 
halb der  Frist  des  §  228  St.P.0.  handelt. 

^^)  Nicht  „für  jede  Sitzung'^  Zieht  sich  eine  Hauptxerhandlung  hin  durch 
mehrere  Sitzungen,  wird  sie  z.  B.  in  der  Montagssitzung  angefangen,  in  der  Dienstags- 
sitzung fortgesetzt,  so  bedarf  es  doch  nur  einer  Bankbildung.  Umgekehrt:  Stehen 
an  eineni  Sitzungstage  mehrere  Hauptverhandlungen  in  verschiedenen  Strafsachen 
an,  so  bedarf  es  grundsätzlich  —  mit  der  im  Text  sogleich  zu  erwähnenden  Aus- 
nahme —  mehrerer  Bankbildungen. 

**)  Bennecke  580  Anm.  22,  vgl.  aber  Löwe  8  zu  §  286. 

")  Massgebend  ist,  ob  die  betreffende  Sache  auf  denselben  Tag  anberaumt 
i  s  i  Auch  wenn  sie  schliesslich  nicht  am  selben  Tage  zur  Verhandlung  kommt  (z.  B. 
weil  die  erste  Sache  sich  über  den  Tag  hinaus  hinzieht),  kann  doch  die  Beibehaltung 
der  Geschworenenbank  unter  den  Voraussetzungen  des  Textes  erfolgen;  Bennecke 
579  Anm.  18. 

^^)  En  hloc;  eine  beschränkte  Annahme  wäre  Ablehnung  der  Bank. 

")  Bennecke  584  Anm.  46;  Löwe  1,  5;  Stenglein  2  zu  §  288. 

*^)  A.  M.  Bennecke  580  Anm.  21,  der  aus  seiner  gegenteiligen  Auffassung 
heraus  folgert,  dass  der  Angeklagte  der  späteren  Sache  sogar  schon  bei  der  Aus- 
1 0  0  s  u  n  g  zugegen  sein  müsse,  wovon  im  Gesetz  nichts  steht.  Die  Gegenwart  des 
Angeklagten  bei  der  Ausloosung  wird  zweckmässig  sein,  geboten  ist  sie  nicht.  So 
Löwe  6;  Stenglein  **  zu  §  286. 
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wie  er  in  der  Hauptverhandlung  fungieren  wird,  der  Verteidiger  u.  s.  w.)  hierbei 
noch  nioht  zugegen  cu  sein^'). 

Wird  die  Geschworenenbank  solchergestalt  in  der  nächsten  Rache  beibehalten, 
80  ist  in  dieser  nächsten  Sache  der  Beginn  der  Hauptverhandlung  natürlich  nicht  an 
die  Bildung  der  Bank  und  die  Beeidigung*®)  der  Geschworenen  gekntLpft,  da  diese 
Akte  ja  bereits  yoruber  sind,  es  greift  dann  vielmehr  (argum,  §  276  St.P.0.)  die 
gewöholiohelBegel  des  §  242  St.P.O.*')  Platz. 

III.  Das  Schwurgericht  ist  Dicht  wie  die  übrigen  Gerichte  ein 
einheitliches  Kollegium,  das  ungeteilt  zur  Fällung  sämtlicher  in  der 
Hauptverhandlung  erforderlich  werdender  Entscheidungen  berufen  wäre. 
Vielmehr  zerlegt  es  sich  in  zwei  getrennte  Kollegien,  von  denen  jedes 
für  sich  seine  eigenen  Aufgaben  hat:  den  Gerichtshof,  das  sind 
die  drei  berufsrichterlichen  Mitglieder  des  Schwurgerichts,  und  die 
Geschworen  enbank. 

Alle  Entscheidungen  prozessualer  Natur,  also  sämtliche  Beschlüsse 
sowie  Formalurteile,  sind  in  Tollem  umfang  ausschliesslich  Sache  des 
Gerichtshofes'^);  dieser  entscheidetTalso  besonders  darüber,  ob  ein 
gültiger  Strafantrag  voriiegt. 

Die  materiellrechtliche  Entscheidung  dagegen  ist  gespalten*»); 
das  Prinzip  ist  das: 

Über  die  Sehuldfrage  entscheiden  die  €feschworenen,  §  81 
G.V.G;  über  die  Straf  frage  (und  die  anderweiten  materiellrechtiicben 
Fragen,  betreffend  Busse,  Einziehung  u.  s.  w.)  der  Gerichtshof. 

Indem  den  Geschworenen  die  Entscheidung  über  die  Schuldfrage 
zugewiesen  ist,  sind  sie  in  die  Notwendigkeit  Tersetzt,  nicht  bloss  zu 
entscheiden,  ob  diese  und  jene  Thatsachen  erwiesen  seien 
(Thatfrage),  sondern  auch  die  Subsumierbarkeit  dieser  Thatsachen 
unter^das    Strafgesetz    zu   prüfen   (Rechtsfrage)**).      Selbst- 


")  Richtig  Frank  Z.  X,  596.  Inkoosequent  das  Reichsgericht:  E.  XVIII,  361 
Torlangt  Gegenwart  des  Verteidigers;  £.  XXTX,  337  entscheidet  gegenteilig  bezüglich 
des  Gerichtshofs. 

*^)  Nicht  zutreffend  Bennecke  580;  vgl.  584  Anm.  46. 

")  Oben  §  120  a.  E. 

*')  Deshalb  können  die  Geschworenen  z.  B.  keinen  Beweisbeschluss  erlassen. 
Vgl.  E.  XXVI,  272.    Abweichend  Meves  G.A.  XL,  423. 

*')  Die  Spaltung  ist  überaus  verfehlt,  vgl.  Bin  ding,  Grdr.  95. 

**)  Als  das  moderne  Schwuigericht  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  rezipiert  wurde,  spielte  eine  Hauptrolle  das  Dogma,  dass  der  „mitten'^im 
Leben  stehende^^  Geschworene  die  Thatsachen  „des  Lebens^^  viel  besser  zu  beui  teilen 
wisse  als  der  Richter.  Man  wollte  deshalb  dem  Richter  (juge  du  droit)  die  Entscheidung 
der  Rechtsfrage  belassen,  die  Thatfrage  aber  den  Geschworenen  (juges  du  faü)  über- 
tragen. Die  deutschen  Partikulargesetzgebungen  bemühten  sich,  in  Anlehnung  an  das 
französische  Recht,  die  Schwurgerichts  Verfassung  in  dieser  Weise  zu  gestalten.    Es 
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verständlich  sind  die  Geschworenen  hierbei  dem  positiven  Recht 
untervfrorfen,  sie  haben  nicht  etwa  das  Recht  zu  finden,  zu  schöpfen, 
wie  die  Volksgerichte  der  älteren  Rechtsgeschichte,  sondern  lediglich 
anzuwenden.  Sie  haben  nicht  zu  prüfen,  ob  die  That  nach  ihrer 
Meinung  strafwürdig,  sondern  ob  sie  nach  dem  geltenden 
Recht   strafbar   ist. 

Von  dem  Prinzip,  wonach  die  Schuldfrage  von  den  Geschworenen, 
die  Straffrage  von  dem  Gerichtshof  beantwortet  wird,  macht  das  Gesetz 
eine  Ausnahme,  indem  es  neben  der  Schuldfrage  die  —  zur  Straffrage 
gehörige  —  Fragenach  mildernden  Umständen  den  Geschworenen 
zuweist,  §  297  St.RO.*ß). 

2.  Die  Fragestellung  an  die  Oesehworenen. 
§  124. 

aa)  Allgemeines. 

I.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Geschworenen  anders  als  die 
Schöffen  ihre  Entscheidung  ohne  Leitung  eines  Richters  zu  fällen  haben, 
sich  selbst  überlassen  sind,  dass  aber  bei  ihrer  wenigstens  regelmässig 
vorhandenen  Gesetzesunkenntnis  ein  spontanes  Aussprechen  einer  Ent- 
scheidung unmöglich  ist,  hat  das  Gesetz  sich  gezwungen  gesehen,  den 
von  den  Geschworenen  zu  fällenden  Spruch  als  blosse  Antwort  auf 
Fragen,  die  das  Gericht  formuliert,  zu  konstruieren.  Diese  Fragen  bilden 
den  notwendigen  Durchgangspunkt  zur  Erzielung  eines  Gesehworenen- 
spruches.  In  Abweichung  von  der  gewöhnlichen  Hauptverhandlung 
schiebt  sich  deshalb  in  der  schwurgerichtlichen  Hauptverhandlung 
zwischen  die  Beweisaufnahme  und  die  Plaidoyers  der  Parteien  die 
Fragestellung   an    die   Geschworenen^)  ein. 


zeigte  sich  aber,  dass  die  Trennung  praktisch  nndurchführbar  war.  Vgl.  Binding. 
Grdr.  95;  H.  Meyer,  That-  und  Rechtsfrage  im  Geschworenengericht  (1860);  v.  Bar, 
Recht  und  Beweis  im  Geschworenengericht  (1865);  Dalcke,  Fragestellung   1. 

'^)  Diese  Bestimmung,  durch  die  ReicbsjustizkomnuBsion  in  das  Gesetz  hinein- 
gebracht, war  ein  Fehlgriff,  der  in  das  ohnehin  verwerfliche  Schwurgerichtsinstitut 
noch  einen  speziellen  Konstruktionsfehler  hineinträgt.  Bei  Bejahung  der  „mildernden 
Umstände''  durch  die  Geschworenen  kann  es  nämlich  kommen,  dass  das  Gericht,  (das 
ja  in  Unkenntnis  darüber  bleibt,  welche  Thatsachen  die  Geschworenen  als 
„mildernde  Umstände'^  angesehen  haben)  dieselben  Thatsachen,  die  schon  die  Ge- 
schworenen als  mildernde  Umstände  benutzt  haben,  noch  einmal  als  Strafmilderung»- 
gründe  innerhalb  des  bereits  ihretwegen  herabgesetzten  Strafrahmens  benutzt,  und 
umgekehrt,  dass  Umstände,  die  eine  milde  Beurteilung  des  Angeklagten  heischen,  vom 
Gericht  nicht  berücksichtigt  werden,  weil  es  fälschlich  annimmt,  diese  Umstände  seien 
schon  als  „mildernde"  zur  Geltung  gekommen. 

')  Dalcke,  Fragestellung  und  Verdikt,  2.  Aufl.  1808. 
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Aus  dem  Umstände  jedoch,  dass  die  Geschworenen  nur  „in  der 
Sache  selbst",  nur  über  den  Strafanspruch  zu  befinden  haben,  und  dass 
es  zu  solcher  Prüfung  des  Straf  an  spruchs  erst  dann  kommen  kann, 
wenn  das  ProzessTerhältnis  in  Ordnung  befunden  worden  ist,  ergiebt 
sich  in  logischer  Folgerung,  dass  es  zu  einer  Fragestellung  dann  nicht 
kommt,  wenn  prozessuale  Hindernisse  vorliegen,  mit  anderen  Worten  : 
Beschlüsse  und  Formal  urteile  werden  ohne  Fragestellung  an 
die  Geschworenen  vom  Gerichtshof  erlassen*). 

Ist  aber  kein  Anlass,  einen  Beschiuss  oder  ein  Formalurteil  zu 
erlassen,  gegeben,  so  muss  das  Gericht  die  Fragen  an  die  Geschworenen 
richten,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sich  nach  allseitigem  Einverständnis 
die  Unschuld  des  Angeklagten  herausgestellt  hat.  Zu  einer  Freisprechung 
so  gut  wie  zu  einer  Verurteilung  kann  das  Gericht  ausnahmslos  nur 
durch  einen  Spruch  der  Geschworenen  hindurch  gelangen. 

II.  Dass  die  Fragenstellung  sämtliche  Thaten,  wegen  deren  das 
Hauptverfahren  eröflFnet  ist,  und  die  durch  §  265  St.P.O.')  mit 
Gegenstand  der  Verhandlung  geworden  sind^),  erschöpfen  muss,  ist 
selbstverständlich,  denn   anderenfalls  blieben  etliche  Thaten  in  lite% 

III.  Die  zu  stellenden  Fragen  werden  durch  den  Vorsitzenden 
entworfen.  Der  Entwurf  wird  nach  Schluss  der  Beweisaufnahme 
verlesen,  Abschrift  davon  kann  —  und  soU^),  falls  es  beantragt  wird,  — 
den  Geschworenen,  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Angeklagten 
mitgeteilt  werden.    Jeder  Geschworene,  die  Staatsanwaltschaft  und  der 


')  Ben  necke  585  Anm.  4  und  die  gemeine  Meinung,  so  E.  V,  327;  B.  IX,  226; 
Löwe  3  zu  §  289;  Dalcke,  Fragestellung  20,  17  Anm.  14,  159  Anm.  9;  Ruhstrat 
QtA,  XXIX,  57;  Stenglein  2;  Puchelt  3  zu  §  289;  v.  Schwärze  4  zu  §  290  — 
wenn  auch  zum  Teil  in  ungerechtfertigter  Ausdehnung  (z.  B.  auf  den  Fall,  dass  Ver- 
jährung angenommen  wird  u.  9.  w.).  v.  Eries  608  will  bei  Antragsdelikten  die 
Geschworenen  über  das  Oegebensein  eines  Antragsdelikts  befragt  wissen,  wenn 
anders  das  Gericht  ein  Einstellungsurteil  solle  erlassen  können.  Diese  Auffassung 
verkennt,  dass  das  l^nstellungsurteil  gerade  zum  Ausdruck  bringt,  es  könne  wegen 
mangelncfen  Antrags  in  eine  Prüfung  des  Straf anspruchs  nicht  eingetreten  werden, 
vgl.  oben  8.  381.  Dagegen  muss  natürlich  ein  mit  dem  Antragsdelikt  konkurrierendes 
Offizialdelikt  zur  Kogmtion  der  Gesdiworenen  gebracht  werden;  dies  besonders  dann, 
wenn  der  EröffnungsbeschJuss  auf  das  Offizialdelikt  lautete.  Die  sich  alsdann  ergebenden 
Kollisionen  zwischen  Einstellung  einerseits,  Verurteilung  oder  Freisprechung  andererseits 
sind  oben  §  95  I  2  besprochen. 

•)  Oben  S.  488. 

*)  Dass  §  265  StP.O.  auch  auf  das  schwurgerichtliche  Verfahren  Anwendung 
findet,  wird  von  der  H.  M.  anerkannt,  vgl.  E.  IV,  77;  E.  III,  225;  Keller  2; 
Puchelt  4;  Löwe  4;  Stenglein  3  zu  §  265;  v.  Schwarze  15  zu  §  293.  A.  M. 
Voitus  2  zu  §  294;  Daloke  88. 

»)  Vgl.  oben  §  122  I  1. 

*)  Vgl  dazu  Dalcke  109. 
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546  Di'o  Fragestellung  au  die  Ge^hworeueurim  allgemeinen.  §  124. 

Angeklagte  können  verlangen,  dass  die  Verhandlung   zur  Prüfung  des 
Entwurfs  auf  kurze  Zeit  unterbrochen  werde,  §  290  St.P.O. 

\yenn  gegen  den  Entwurf  des  Vorsitzenden  weder  von  einem 
der  Geschworenen,  noch  von  der  Staatsanwaltschaft,  noch  von  dem  An- 
geklagten Bemängelungen  erhoben  oder  Abänderungs-  oder  Ergänzungs- 
anträge angebracht  werden,  und  auch  keiner  der  Beisitzer  gerichtliche 
Feststellung  der  Fragen  verlangt,  so  bleibt  der  Entwurf  ohne  weiteres 
massgebend. 

Anderenfalls  hat  der  Gerichtshof  die  endgültige  Feststellung  der 
Fragen,  die  sodann  in  der  neuen  Redaktion  abermals  zu  verlesen  sind, 
§  29 1  St.P.O.  Bei  der  Beschlussfassung  hat  das  Gericht  dem  Entwürfe  des 
Vorsitzenden  gegenüber  volle  Freiheit,  es  ist  nicht  auf  Prüfung  der 
Zulässigkeit  beschränkt,  sondern  bat  auch  die  Zweckmässigkeit  zu  prüfen. 

Werden  Anträge  auf  Vorlegung  einer  Hülfs-  oder  Nebenfrage 
gestellt,  so  ist  das  Gericht  diesen  gegenüber  insofern  unfrei,  als  die 
Stellung  der  Fragen  nur  „aus  Rechtsgründen"  abgelehnt  werden  darf, 
§  296  St.P.0.,  d.h.  nur  dann,  wenn  ihre  Stellung  rechtlich  unzulässig 
oder  rechtlich  bedeutungslos  ist,  nicht  wenn  sie  unzweckmässig 
erscheint  7). 

Präklusiv  wirkt  die  Feststellung  der  Fragen  nicht;  auch  nachher 
noch  ist  eine  Abänderung  der  Fragen  möglich,  und  eine  Zurückweisung 
von  Einwendungen  und  Abänderungsanträgen  mit  der  Begründung, 
dass  sie  jetzt  zu  spät  kämen,  unmöglich^).  Ist  freilich  ein  korrekter, 
keine  Handhabe  für  ein  Berichtigungsverfahren  bietender  Spruch  von 
dem  Obmann  der  Geschworenen  kundgegeben,  so  ist  damit  das  Stadium 
der  Fragestellung  überholt,  und  es  lässt  sich  nunmehr  an  den  Fragen 
nichts  mehr  ändern^).  Selbst  dann,  wenn  gerade  der  Spruch  zeigt, 
dass  es  am  Platze  gewesen  wäre,  noch  weitere  Fragen  zu  stellen,  ist 
keine  Möglichkeit,  diese  Fragen  jetzt  noch  nachzuholen^^). 

Würde  dagegen  gegen  einen  Geschworenenspruch  ein  Berichtigungs- 
verfahren eingeleitet,  so  wäre  durch  den  Spruch  einer  Änderung  der 
Fragen  kein  Riegel  vorgeschoben,  St.P.0.  §  311  Abs.  2. 


^)  Bennecke  605  Anm.  24;  Löwe  1  Abs.  2;  Steuglein  1  zu  §  896; 
Dalcke  17,  90. 

•)  Vgl.  oben  §  79,  V. 

•)  E.  VII,  345,  XL  168,  XVI,  126,  XXX,  403;  R.  VI,  537,  VII,  497,  X,  340, 
IX,  340;  Löwe  5a,  Stengleia  3  zu  §  291;  Ulimann  507;  v.  Kries  005: 
Dalcke  12. 

*•)  E.  XVI,  126:  R.  IX,  340;  v.  Kries  606;  Löwe  5a  zu  §291;  Dalcke  l.i 
A.  M.  Meves,  O.A.  XXXV,  400. 
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IV.  Die  Formulierung  der  Fragen  onipfäuf^  ihre  Direktiven 
/Ainächst  aus  dem  materiellen  Strafrecht.  Denn  da  die  Oeschwofenen 
die  Volle  Rechtsfrage  mit  zu  entscheiden  haben  ^^),  so  ergiebt  sich  grund- 
sätzlich, dass  die  Fragestellung  sich  eng  an  den  Wortlaut  der 
anzuwendenden  Gesetze  anlehnen  muss^^). 

Es  muss  gefragt  werden:  ,,I.st  der  Angeklagte  schuldig,  einen  Monscben  vor- 
sätzlich getütet  und  die  Tötung  mit  Überlegung  ausgeführt  zu  haben  V'^  (ni(;ht:  Ist  der 
Angeklagte  ,,des  Mordes**  schuld  ig  V )  *');  es  muss  gefragt  werden:  „Hat  der  Angeklagte 
die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  seiner  Handlung  erforderliche  Einsicht  besessen?^* 
(nicht:  Ist  der  Angeklagte  bei  Begehung  der  That  straf  reif  gewesen?);  es  muss  gefragt 
werden:  „Liegen  mildernde  Umstände  vor?*;  (nicht:  Hat  der  Angeklagte  in  Not 
gehandelt?  oder  dergl.). 

Die  gesetzliche  Formel  darf  also  nicht  willkürlich  verändert 
werden,  es  darf  z.  B.  nicht  die  Wendung  „einen  Menschen"  in  §  211 
StG.B.  ersetzt  werden  durch  die  Worte  „den  Arbeiter  N.  N."  ^*). 

Andererseits  genügt  aber  die  Wiederholung  der  kahlen  Formol 
deshalb  nicht,  weil  dabei  nicht  zu  erkennen  wäre,  auf  welche  Strafsache 
sich  die  Frage  bezieht,  weil  demgemäss  die  Identität  des  Fragegegon- 
standes  Anzweifelungen  erleiden  könnte.  Deshalb  bedarf  es  noch  der 
Individualisierung  oder  Identifizierung^^)  durch  Hinzufügung 
solcher  Merkmale,  die  zur  Unterscheidung  der  That  von  anderen  dienen, 
so  namentlich  der  Angabe  von  Zeit  und  Ort  der  That,  eventuell 
noch  von  weiteren  Modalitäten. 


")  Oben  S.  543. 

^^)  Solche  Begiiffsmerkmale,  die  in  der  gesetzlichen  Formel  nicht  ausdrücklich 
ausgesprochen  sind,  sondern  stillschweigend  vorausgesetzt  werden  (subinieUigcnda)^ 
brauchen  daher  nicht  hinzugesetzt  werden  (z.B.  das  „rechtswidrig*'  in  §  211  St.G  B), 
wenn  auch  die  Hinzusetzung  oft  zweckmässig  sein  nfiag  und  nicht  unstatthaft  ist. 
Vgl.  R.  VIT,  186;  E.  XII.  112;  Bennecke  593;  Freudenstein  G.A.  XXXI,  l()l). 
A.  M.  H.  Meyer  H.H.  IL  149;  Birkmeyer  653  (die  stibintelligetida  müssten  in 
die  Frage  aufgenommen  werden);  Dalcke  65;  Löwe  3c  zu  §  293  (die  Aufnahme 
sei  unzulässig)  Wo  aber  die  gesetzliche  Formel  den  Inhalt  eines  anderen  üesetzes- 
paragraphen  in  einer  Abbreviatur  verwertet,  (wie  z.  B.  §  350  StG.B.  im  Verhältnis 
zu  §  246  daselbst,  §  311  St.Q.B.  im  Verhältnis  zu  §  306  daselbst)  da  muss  der 
Wortlaut  auch  des  in  Bezug  genommenen  Paragraphen  in  die  Frage  mit  hiueingenommen 
werden  (also  muss  z.  B.  das  ,,untersch]ägt^^  in  §  350  aufgelöst  werden  nach  Massgabe 
des  §  246).  E.  Xll,  112.  Genauer  handelt  hierüber  Bischoff,  O.A.  XLII,  352  ff., 
Dalcke  64. 

")  So  die  H.  M.,  s.  besonders  Dalcke  69,  Bischoff  O.A.  XLII,  351. 
A.  M.  Freudenstein,  (i.A.  XXXI,  1.33. 

")  Vgl.  Dalcke  66.  —  Damit  ist  freilich  nicht  gesagt,  dass  Verstösse  gegen 
die  gesetzliche  Formel  das  Verfahren  unbedingt  anfechtbar  oder  gar  nichtig  machten. 
Die  Fehler  können  —  wie  in  dorn  Beispielsfalle  im  Text  —  unschädlich  sein. 

^*)  „Hervorhebung  der  zur  Unterscheidung  der  That  erforderlichen  Umstände^', 
§  293  St.P.O.     Genaueres  bei  Dalcke  59. 
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548  ^^0  Tngestelltmg  an  die  Oesohworeoen  im  all^remeiiien.  §  124. 

Eine  Spezialisierung  der  Fragen  verlangt  das  Gesetz  da- 
gegen nicht,  d.  h.  neben  die  abstrakten  RecbtsbegrifTe,  die  die  gesetzliche 
Formel  enthält,  braucht  nicht  jedesmal  das  Eonkretum,  das  unter  jene 
subsumiert  werden  soll,  in  die  Frage  aufgenommen  zu  werden  (etwa: 
„einen  Menschen,  nämlich  den  Arbeiter  N.  N.'^;  „eine  Urkunde, 
nämlich  eine  Eaufsurkunde  d.  d.  Oiessen.  den  1.  April  1900^^  u.  s.  w.). 
Andererseits  ist  eine  solche  Spezialisierung  im  Gesetz  auch  nicht 
untersagt,  und  sie  erscheint  sogar  zweckmässig,  weil  durch  sie  dem 
Bevisionsgericht  die  Möglichkeit  erschlossen  wird,  Subsumtionsirrtümer 
der  Geschworenen  festzustellen  und  die  falschen  Sprüche  unschädlich 
zu  machen  ^^). 

y.  Die  Formulierung  der  Fragen  ist  des  Weiteren  so  einzu- 
richten, dass  eine  Beantwortung  mit  „ja"  oder  „nein" 
möglich  ist,  St.P.0.  §  292  Abs.  1.  Daraus  ergiebt  sich  ohne 
weiteres  die  Cnzulässigkeit  einer  alternativen  Fragestellung,  bei  der 
das  „oder^^  den  Sinn  von  aut-aut  hat,  sodass  die  Geschworenen  ge- 
zwungen sein  würden,  eine  der  beiden  Möglichkeiten  zu  bejahen. 
Dagegen  kann  ein  „oder^^  im  Sinne  von  sive  recht  wohl  in  die  Frage 
aufgenommen  werden  ^^);  denn  solchenfalls  werden  die  Geschworenen 
nicht  vor  eine  Alternative  gestellt,  sondern  können  schlechtweg  mit 
„ja^^  antworten  und  dahingestellt  sein  lassen,  welche  der  mehreren 
Möglichkeiten  zutrifft**)  (Beispiel:  „in  oder  gleich  nach  der  Geburt", 
StG.B.  §  217)i*). 

Diese  Regelung  erscheint  als  ein  Ausfluss  der  allgemein  für  die  Entsoheidnngen 
nach  logischen  Gesetzen  geltenden  Regeln  über  die  Behandinng  der  Alternativität'^. 

*•)  v.  Kries  615—616,  vgl.  auch  Stenglein  G.S.  XLIV,  401;  Dalcke 
57,  61;  Mittelstadt  GS.  XXXVII,  557;  v.  Schwarze  5 zu§293;  Freudenstein 
a.A.  XXXI,  120;  Buhstrat  G.A  XXIX,  52.  A.  M.  E.  II,  136,  lU,  51,  250,  IV, 
231,  313,  VIII,  233  XXVII,  6t5,  369  u.  s.  w. 

^^)  Eine  derartige  Frage  darf  man  aber  nicht,  wie  meist  geschieht,  auch  als 
„alternative''  bezeichnen;  die  Frage  ist  hier  noch  nicht  alternativ,  sondern  erst  die 
im  Falle  der  Bejahung  erfolgende  Feststellung. 

*')  Sie  können  aber  auch  eine  der  beiden  Möglichkeiten  bejahen,  die  andere 
verneinen.  Otker  scheint  627  weitergehend  anzunehmen,  dass  die  Geschworenen 
eine  Bejahung  bloss  der  einen  Möglichkeit  nicht  eintreten  lassen  können.  Das 
läuft  dem  §  305  Abs.  2  StP.O.  zuwider. 

^*)  Auf  diese  Fragen  patsst  somit  nicht  die  von  Bennecke  588  auch  für 
sie  mit  gegebene  Definition,  dass  sie  die  Geschworenen  zwängen,  sich  für  eine  von 
zwei  Möghchkeiten  zu  entscheiden.  Sachlich  mit  der  un  Text  gegebenen  Aufäissung 
übereinstimmend  Bennecke  588;  Lowe  2;  Stenglein  1  zu  §  292;  v.  Kries  590; 
H.  Meyer  fl.  H.  II,  179;  Geyer  748;  v.  Bar,  Recht  und  Beweis  im  Geschworenen- 
gericht 200,  218;  ders.  GJl  XV,  569;  Dalcke  35 ff.:  E.  UI,  93,  814,  V,  463,  VII, 
603,  IX,  25,  1,  777,  IV,  86.    E.  IX,  22,  XU,  347,  XV,  304,  XXVIII,  98. 

")  Oben  §  77  U.. 
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Nach  diesen  Regeln   richtet  sich  daher  auch  die  Ziehung  der  Grenzlinien  zwischen 
den  zulässigen  nnd  den  unzulässigen  Fragen  im  einzelnen  '*). 

VI.  Zahlreiche  Fragen  werden  den  Geschworenen  nur  bedingt 
vorgelegt,  nämlich  nur  für  den  Fall,  dass  eine  vorangegangene  Frage 
in  einem  bestimmten  Sinne  erledigt  werde.  Dieses  Eventual Verhältnis 
mnss  den  Oeschworenen  kenntlich  gemacht  werden  dadurch,  dass 
dieser  Eventualfrage  die  einleitenden  Worte:  „für  den  Fall  der  Be- 
jahung der  Frage  X",  oder  umgekehrt  „für  den  Fall  der  Verneinung 
der  Frage  X"  vorangesetzt  werden"),  §  292  Abs.  2  St.P.0. 

VII.  Steht  ein  Fall  der  objektiven  oder  der  subjektiven  Klagen- 
häufung zur  Aburteilung,  so  müssen  die  Fragen  für  jeden  Thäter  und 
jede  That  separat  gestellt  werden,  §  292  Abs.  3  St.P.O.^').  Im  Grunde 
genommen  ist  diese  Bestimmung  nur  eine  Folge  des  Abs.  1  daselbst 
welcher  die  Möglichkeit  eines  schlichten  „Ja"  oder  „Nein"  verlangt. 
Bei  objektiver  Elagenhäufung  empfiehlt  es  sich,  die  Realkonkurrenz 
in  der  Frage  dadurch  klarzulegen,  dass  boi  der  die  2.,  3.  u.  s.  w.  That 
betreffenden  Frage  hinzugesetzt  wird  „durch  eine  weitere  selbständige 
Handlung^^  Notwendig  ist  dies  aber  nicht '^),  denn  das  kahle  Neben- 
einanderreihen der  Fragen  sagt  schon  von  selbst,  dass  die  Thaten  reell 
konkurrieren  *5). 

VIIL  Nach  dem  soeben  Gesagten  muss  also  auf  jede  That  jedes 
Thäters  jedenfalls  eine  besondere  Frage  verwendet  werden;  nicht 
aber  ist  damit  gesagt,  dass  auf  jede  That  jedes  Thäters  nur  eine 
einzige  Frage  verwendet  werden  könnte.  Vielmehr  ist  es  nach  dem 
Gesetz  teils  zulässig,  teils  geboten,  bezüglich  einer  und  derselben  That 
eines  und  desselben  Thäters  einen  Fragenkomplex    zu  formulieren. 


*^)  Unzulässig  ist  z.  B.  die  alternative  Fragestellnng  nach  Einbrach-  oder 
Einsteigediebstahl.  Dalcke  36;  H.  Meyer  H.  H.  II,  180;  Löwe  2  za  §  292. 
A.  M.  Benn  ecke  588;  Reichsgericht  G.A.  XXXIX,  60  (im  Widerspi-uoh  mit  £.  XXIII, 
47,  oben  S.  291  Anm.  10).  Unzulässig  ferner  alternative  Fragestellung  wegen  zweier  ver- 
schiedener Thaten,  E.  XXYI,  155;  Dalcke  35.  Zulässig  dagegen  die  Frage  „  .  .  . 
oder  andere  MitteP  in  §  48  StGB.;  Bennecke  588. 

^)  Welche  Fragen  Eventualfragen  der  einen  oder  der  anderen  Art  sind,  eigiebt 
sich  aus  dem  unten  §  125  in  Betreff  der  Hulfs-  und  Nebenfragen  Erörterten. 

")  Daher  ist  unzulässig  z.  B.  die  Formulierung  .,8ind  die  Angeklagten  A  und 
B  schuldig  ....  ?-^;  es  muss  heissen:  „Ist  der  Angeklagte  A  schuldig  .  .  .  ?^^  und 
nlat  der  Angeklagte  B  schuldig  ....  ?^^  Defigleichen  ist  unzulässig,  su  fragen:  Ist 
der    Angeklagte    schuldig,    „durch    drei    selbständige    Handlungen*'    oder    „In    drei 

Fällen ?^';   es  muss  vielmehr  jeder  Fall  eine  eigene  Frage  erhalten.    Vgl 

Dalcke  41. 

^)  Wie  das  Reichsgericht  annimmt,  k.  B.  £.  XXIX,  327. 

'*)  Denn  bei  Handlungseinheit  oder  Idealkonkurrenz  könnte  gar  nicht  so 
gefragt  werden,  unten  §  125. 
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550  Haupt-,  Hülfs-  und  Nebenfrage.  §  125. 

Zwar  kann  bezüglich  einer  That  eines  Thäters  immer  nur  eine 
Haupt  frage,  aber  es  können  ausser  der  Hauptfrage  noch  Hülfs- 
und  Neben  fragen  gestellt  werden.  Hierüber  ist  in  dem  folgenden 
Paragraphen  des  Genaueren  zu  handeln. 

§  125. 

bb)    Haupt-,  Hülfe-  und  Nebenfrage. 

1.  1.  Die  Hauptfrage  fragt,  ob  der  Angeklagte 
schuldig  sei  im  Sinne  des  Eröffnungsbeschlusses, 
d.  i.  unter  demselben  juristischen  Gesichtspunkt,  wie  ihn  der  EröfiFnungs- 
beschluss  annahm.  Sie  umfasst  also  die  Frage  nach  der  „Schuld"  (im  straf- 
prozessualen Sinne  ^))  in  ioto^  die  Schuldfrage,  d.h.  sie  will  wissen, 
ob  ein  Strafanspruch  besteht,  doch  aber  nur  ob  eben  ein  solcher 
Strafanspnich  besteht,  wie  ihn  der  Eröffnungsbeschluss 
annahm. 

Die  solenne  Formel  der  Hauptfrage  beginnt  mit  den  stereotypen 
Worten.-'  „Ist  der  Angeklagte  schuldig?",   §  293  St.P.O. 

Die  Hauptfrage  darf  in  dem  zu  stellenden  Fragenkomplex  niemals 
fehlen,  auch  dann  nicht,  wenn  die  juristische  Würdigung  des  EröfiFnungs- 
beschlusses  allseitig  als  falsch  erkannt  wird  (etwa  wenn  der  Eröffnungs- 
beschluss Mord  angenommen  hatte,  die  Hauptverhandlung  aber  die 
That  als  Körperverletzung  mit  tötlichem  Ausgange  erscheinen  lässl). 

2.  Die  Hülfsfrage  ist  ihrer  Struktur  nach  von  einer  Haupt- 
frage nicht  zu  unterscheiden.  Auch  sie  fragt:  „Ist  der  Angeklagte 
schuldig?",  ist  also  „Schuldfrage",  auf  den  Strafanspruch  m  ^o/o  gerichtet. 
Aber  sie  will  dieselbe  That,  die  die  Hauptfrage  mit  den  Augen  des 
Eröffnungsbeschlusses  ansah,  unter  einem  anderen  juristischen  Gesichts- 
punkt geprüft  wissen  (Klageänderung),  St.P.O.  §  2942).  Lautete  z.  B. 
der  Eröffnungsbeschluss  und  mit  ihm  die  Hauptfrage  auf  Mord,  so  fragt 
die  Hülfsfrage  etwa  danach,  ob  die  That  nicht  vielmehr  Körperverletzung 
mit  tötlichem  Ausgang  sei.  Die  Hülfsfrage  ist  also  ihrem  Wesen  nach 
eine  „eventuelle  Hauptfrage"^). 

p]s  ergiebt  sich  hieraus,  dass  Haupt-  und  Hülfsfrage  im  Aus- 
schliessu.ngsverhältnis    zu    einander    stehen;    ist    der    eine   juristische 


')  Oben  S.  205.  Es  gehört  somit  auch  die  Frage  nach  dem  „Ob"  der  Straf- 
baikuit  zur  Schuldfrage;  nicht  zutreffend  Bigchoff  G.A.  XUI,  350. 

■')  Das  Genauere  hierüber  lässt  sich  erst  nach  Darlegung  der  Formulierung^ 
der  Haupt-  und  lliilfbfragc  sagen.    S.  unten  1  Ü. 

^)  Vgl.  ßennecke  ÖÜU  Anm.  20,  .    • 
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Gesichtspunkt  der  richtige,  so  ist  der  andere  der  falsche  *).  Somit  müssen 
die  beiden  Fragen  durch  ein  die  zweite  einleitendes  „Für  den  Fall  der 
Yernelnung  der  Frage  1"  verbunden  sein. 

Die  Stellung  von  Hülfsfragen  ist  um.  deswillen  von  eminenter 
Wichtigkeit,  weil  ohne  sie  der  abweichende  rechtliche  Gesichtspunkt 
ungeprüft  bleibt,  und  möglicherweise  dadurch  der  Angeklagte  der 
Bestrafung  entgeht.  Wäre  z.  B.  eröffnet  wegen  vorsätzlicher  Brand- 
stiftung, und  gewännen  die  Geschworenen  nicht  die  Überzeugung  des 
Vorsatzes,  so  würden  sie  die  Hauptfrage  verneinen,  und  daraus  würde 
sich,  wenn  nicht  eine  Hülfsfrage  gestellt  wäre,  die  Freisprechung  des 
Angeklagten  ergeben;  mit  Eintritt  der  Rechtskraft  wäre  dann  jedes 
Verfahren  wegen  dieser  That  z.  B.  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
fahrlässigen  Brandstiftung  ausgeschlossen. 

In  der  Stellung  einer  Hülfsfrage  liegt  für  den  Angeklagten  ein  deutlicher 
Fingerzeig,  welche  Richtung  möglicherweise  der  Spruch  und  das  Urteil  abweichend 
vom  Eröffnungsbeschluss  nehmen  werden.  Eines  besonderen  Hinweises,  wie  ihn  im 
ausserschwurgerichtlichen  Verfahren  der  §  264  St  P.O.  veriangt,  bedarf  es  somit 
daneben  nicht'),  wohingegen  §  264  Absatz  li  und  4  auch  für  das  schwur- 
gerichtliche Verfahren  gelten. 

3.  Die  Reihenfolge  der  Fragen  ist  regelmässig  die,  dass  die 
Hauptfrage  der  Hülfsfrage  voraufgeschickt  wird.  Nur  dann  hat  die 
Hülfsfrage  die  erste  Stelle,  wenn  ihre  Bejahung  im  Verhältnis  zur 
Bejahung  der  Hauptfrage  eine  erhöhte  Strafbarkeit  begründet,  §  294 
Abs.  2  St.P.0.«). 

4.  Zu  formulieren  sind  die  Haupt-  und  die  Hülfsfrage  auf  der 
Grundlage  desjenigen  Strafgesetzes  im  engeren  Sinne,  um 
das  es  sich  handelt,  aber  unter  Hinzutritt  derjenigen  „Erscheinungs- 
form" des  Delikts,  die  in  Frage  steht  (Thäterschaft  und  Teilnahme, 
V  oUendung  und  Versuch,  Idealkonkurrenz ')).  Es  müssen  „die  gesetz- 
lichen Merkmale  der  That'^**)  angegeben  werden,  §  293  St.P.O. 


*)  Handelt  es  sich  um  zwei  mit  einander  verträgliche  Gesichtspunkte,  so  liegt 
der  Fall  der  Idealkonkurrenz  vor;  bei  dieser  ist  von  Haupt-  und  Hülfsfragen  keine 
Rede,  sondern  es  wird  eine  die  beiden  Gesichtspunkte  kumulativ  ausdrückende 
Frage  gestellt     E.  XXI,  405;   Dalcke  47.     Vgl.  nachstehend  bei  Anm.  10. 

^)  E.  II,  55,  02,  XX,  224,  XII,  .S47,  R.  II,  55.  IV,  242;  Stenglein  11  zu 
§  2<>4;  Glaser  II,  564;  John  III,  385;  Dalcke  86.  A.  M.  Löwe  5a  zu  §  264; 
Bennecko  653  Anm.  18;  Meves  O.A.  XXXVIII,  259;  Birkmeyer  655. 

°j  Also  z.  B.  wenn  wegen  Körperverletzung  mit  tödtlichem  Ausgang  eröffnet 
war,  jetzt  aber  eine  Hülfsfrage  auf  Mord  gestellt  wird. 

^  Handlungseinheit  und  Realkonkurrenz  bedürfen  keiner  besonderen  Formu- 
lierung, s.  oben  §  124  VII  und  unten  I  5. 

•)  Vgl.  oben  S.  492. 
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Beispiele:  EinfiMher  Fall.  1.  Ist  der  Angeklagte  A  schuldig,  am.  .  .  in  .  .  . 
vors&tzlioh  ein  Oeb&ude,  welches  zur  Wohnung  ypn  Menschen  diente,  in  Brand 
gesetzt  zu  haben? 

BelliiUfe.  2.  Ist  der  Angeklagte  B  schuldig,  am  .  .  .  in  .  .  .  dem  ThSter  A 
zur  Begehung  des  Verbrechens,  das  darin  bestand,  dass  dieser  am  .  .  .  in  .  .  .  vor- 
sätzlich ein  Gebäude,  welches  zur  Wohnung  von  Ment^chen  diente,  in  Brand  setzte^ 
durch  Rat  oder  That  wissentlich  Hülfe  geleistet  zu  haben? 

Tersueh.  3.  Ist  der  Angeklagte  C  schuldig,  am  .  .  .  in  .  .  .  den  Entschloss, 
um  sich  einen  rechtswidrigen  VermögensTorteil  zu  verschaffen,  einen  Anderen  durch 
Gewalt,  und  zwar  Gewalt  gegen  eine  Person,  zu  einer  Handlung  zu  nötigen,  durch 
Handlungen  bethätigt  zu  haben,  die  einen  Anfang  der  Ausführung  dieses  beabsichtigten, 
aber  nicht  zur  Vollendung  gekommenen  Verbrechens  enthalten? 

Idealkonkorrenz  '^).  4.  Ist  der  Angeklagte  D  schuldig,  am  .  . .  in  . . .  in  redits- 
widnger  Absicht  und  in  der  Absicht,  sich  einen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen 
eine  inländische  öffentliche  Urkunde  verfälscht  und  von  derselben  zum  Zwecke  der 
Täuschung  Gebrauch  gemacht  zu  haben, 

und  durch  dieselbe  Handlung 

in  der  Absicht  sich  einen  rechtswidrigen  Vermögensvorteil  zu  verschaffen, 
das  Vermögen  eines  Anderen  dadurch  beschädigt  zu  haben,  dass  er  durch  Vor- 
spiegelung falscher  Thatsacheu  einen  Irrtum  erregte? 

Dagegen  braucht  die  Formel  anderer  strafrechtlicher  Sätze 
nicht  mit  hinein  verwoben  zu  werden,  denn  diese  werden  stillschweigend 
subintelligiert");  sie  stecken  unausgesprochen  in  der  Frage:  „Ist  der 
Angeklagte  s  c  h  u  1  d  i  g  ?^^ 

5.  Eine  Zerspaltung  der  Schuldfrage  in  einzelne  Fragen  derart, 
dass  eine  Handlungseinheit  in  ihre  unselbständigen  Teile  zerlegt 


*)  In  den  Fällen  der  Anstiftung  und  der  Beihülfe  muss  im  Hinblick  auf  die 
accessorische  Natur  dieser  Teilnahmeformen  in  der  Frage  zum  Ausdruck  kommen, 
dass  der  Hanpttisäter  seine  That  wirklich  begangen  hat.  Vgl.  Reichsgericht,  O.A. 
XXXV,  61;  Dalcke  31. 

")  Vgl.  £.  IV,  287. 

")  Vgl.  Löwe  12b  zu  §  293.  —  Deshalb  kommen  nicht  besonders  zum  Ausdruck 
z.  B.  die  Fragen  nach  Vorliegen  einer  ,3&Q<llin)g^^  (z.  B.  Nichtvorliegen  von  Zwang), 
nach  der  Rechtswidrigkeit  (z.  6.  Notwehr),  nach  der  Schuld  (z.  B.  Zurechnungsfähigkeit), 
nach  der  Strafbarkeit  (z.  B.  Notwehrexzess,  Eigenschaft  als  Abgeordneter,  totale 
Kompensation  [oben  S.  206  Anm.  25]  u.  s.  w.).  Zu  diesen  aubinUlligmda  gehören  auch 
die  Sätze  des  internationalen  Straf  rechts.  Wenn  £.  XIII,  229,  XXXI,  122;  R.  VIII, 
51;  Bennecke  593  Anm.  8,  598  lUb,  die  Beurteilung,  ob  die  Voraussetzungen  des 
§  4'  StG.B.  vorliegen,  den  Geschworenen  als  eine  materiellrechtliche  Frage  zuweisen, 
so  ist  dies  zwar  richtig,  daraus  folgt  aber  nicht,  dass  eine  Frage  aus  dem  ausländischen 
Strafgesetz  zu  stellen  wäre,  wie  das  Reichsgericht  und  Bennecke  annehmen.  Zur 
Prüfung  des  Vorliegens  der  Voraussetzungen  des  §  4'  sind  die  Geschworenen  schon 
durch  das  „Ist  der  Angeklagte  schuldig  ?^^  berufen.  —  Die  bisherige  Literatur  —  vgl. 
die  Citate  bei  Löwe  3a  und  11  zu  §  293  —  verkennt,  soweit  ich  sehe,  dass  die 
Frage  betrefEs  des  §  4'  gar  nicht  anders  liegt  als  die  Frage  nach  den  übrigen 
iubinieUtgenda,  Sache  der  Uechisbelehrung  ist  es  (unten  §  126),  die  Geschworenen 
über  die  subüUeUtgtnda  aufzuklären. 


Digitized  by 


Google 


§  125.  Haapt-,  Hülf^  nsd  Nebenfnge.  563 

würde,  ist  durchaus  unzulässig.  Sie  widerstrebt  der  Einheit  des  Straf- 
anspruchs. Dies  wird  für  das  sogenannte  zusammengesetzte  Ver- 
brechen wohl  von  keiner  Seite  bestritten;  es  kann  nicht  gefragt 
werden : 

„1.  Ist  der  Angeklagte  schuldig,  ....  eine  .  .  Urkunde  .  .  ver- 
fälscht zu  haben? 

2.    Ist  der   Angeklagte   schuldig,   .  .  .    von  der   .  .  .  Urkunde 
Gebrauch  gemacht  zu  haben  ?^^ 

Das  Gleiche  muss  aber  für  alle  Fälle  der  Handlungseinheit 
gelten,  insbesondere  für  das  fortgesetzte  Verbrechen;  die  dieses  bindenden 
Einzelakte  existieren  als  solche  für  das  Gesetz  nicht,  sie  sind  „un- 
selbständig^', mithin  kann  die  Frage  immer  nur  auf  ihre  Summe,  auf 
den  Gesamtthatbestand  abgestellt  werden^').  Unzulässig  ist  ferner  die 
Zersplitterung  der  Schuldfrage  in  mehrere  Fragen  nach  den  verschiedenen 
juristischen  Gesichtspunkten  im  Falle  der  I  d  e  a  1  k  o  n  k  u  r  r  e  n  z  ^'). 
Auch  hier  bedarf  es  scharfer  Erfassung  der  Einheit  des  Strafanspruchs. 

Unzulässig  istfernerprinzipiell  jede  Ab  splitterung  einzelner  Elemente 
der  Schuldfrage  behufs  separaterFragestellungüber  eins  dieser  Elemente 
Es  ist  unzulässig,  weil  unlogisch,  neben  der  Frage:  „Ist  der  Angeklagte 
schuldig ?^^  noch  für  den  Fall  der  Bejahung  einen  Schuldausschliessun^- 
grund,  Unrechtsausschliessungsgrund,  Strafausschliessungsgrund  u.  s.  w. 
separat  zur  Beantwortung  zu  verstellen,  denn  wird  die  Frage:  „Ist  der 
Angeklagte  schuldig?^  bejaht,  so  ist  damit  bereits  gesagt,  dass  kein  Schuld- 
ausschliessungsgrund  u.  s.  w.  vorhanden  ist.  Würde  geteilt  gefragt, 
und  würden  beide  Fragen  von  den  Geschworenen  bejaht^*'),  so  wäre 
ein  unlöslicher  Widerspruch  vorhanden"). 

Positive,  vor  der  Logik  nicht  standhaltende,  Ausnahmen  macht 
jedoch  das  Gesetz 


>')  Daher  uDzutreffeßd  B.  IX,  673;  Benneoke  590  Anm.  27. 

")  A.  M.  eineiseits  Bennecke  598,  £.  IV,  287,  XXI,  405;  B.  VU,  127; 
Löwe  JO  zu  §  293;  Daloke  Fragestelloiif;  4t>;  Puohelt  5  zu  §  292;  Stenglein  5 
zu  §  292,  13  zu  §  293  v.  Kries  612;  Köhler  Grenzlinien  zwischen  Idealkonknrreoz 
and  Geaetzeskookurrenz  160;  Kohlrausch,  Prozessuale  Behandlung  der  Ideal- 
konkurrenz,  46,  die  jedoch  auch  die  Zusammenfassung  in  einer  Frage  gestatten, 
(Tgl.  £.  lY,  190,  V,  155),  —  andererseits  v.  Schwarze  2  zu  g  292;  Keller  5  zu 
§  292;  UUmann  508;  Ortloff  G.A.  XXXU,  431;  Uücking  G.A.  XXXIV,  231; 
H.  Meyer  H.  E.  n,  178;  Geyer  754,  die  den  §  292  Abs.  3  8t.P.O.  auf  die  IdeaU 
konkurrenz  erstrecken  wollen. 

*'•)  Beispiel:  ,j8t  der  Angeklagte  schuldig,  .  .  .  .  ?^^  •  Ja,  mit  mehr  als 
7  Stimmen.    „Hat  der  Angeklagte  iu  Notwehr  gehandelt?^'  —  Ja. 

")  Vgl.  Gernerth  Z.  Vll,  641;  Birkmeycr  658,  W.  H.  in  G.A.  XXXIV, 
222;  Daloke  95. 
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a)  indem  es  die  Verjährung  aus  der  Schuldfrage  herausnimmt 
und  dem  Gerichtshof  zuweist.  Wenn  die  Geschworenen  die  Schuld- 
frage bejahen,  also  das  Vorhandensein  eines  Strafanspruchs  annehmen, 
so  ist  dies  demgemäss  stets  nur  „vorbehaltlich  der  etwa  eingetretenen 
Verjährung''  gemeint. 

b)  Eine  zweite  Ausnahme  ist  enthalten  in  §  298  St.P.O.,  wonach 
die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  erforderliche 
Einsicht  bei  Jugendlichen  und  Taubstummen  zum 
Gegenstande  einer  separaten  Frage  gemacht  werden  muss. 

c)  Aus  der  Haupt-  oder  Hülfsfrage  kann^^)  ferner  die  Frage 
nach  etwaiger  Strafaufhebung  herausgenommen  werden,  §  295 
St.P.O. 

d)  Nach  §  295  Abs.  l  kann  auch  über  Strafminderung s- 
(Privilegierungs-)  und  Straferhöhung  s-(Qualifizierungs-)Qründe 
geeignetenfalls  eine  besondere  Frage  gestellt  werden.  Doch  ist 
auch  diese  Bestimmung  nicht  obligatorisch  gemeint,  es  kann  also  der 
Nebenumstand  auch  —  wie  es  die  Logik  erfordert  —  in  die  Haupt- 
frage mit  aufgenommen  werden  ^^). 

Wenn  einer  der  Fälle  b)— d)  vorliegt,  so  erscheint  die  Schuld- 
frage nur  in  verstümmelter  Gestalt.  Sie  umfasst  den  Strafanspruch 
nicht  mehr  restlos  in  toto,  sondern  unter  Vorbehalt  eben  der  aus- 
geschiedenen Partikelchen,  die  ihrerseits  zum  Gegenstande  eine  Neben- 
frage ^^)  werden. 

6.  Das  vorstehend  4  und  5  Erörterte  galt  gemeinsam  für  die  Haupt- 
frage und  die  ~  ja  gleichen  Bau  aufweisende  —  Hülfsfrage.  An  der 
Hand  dieser  Ausführungen  lässt  sich  nunmehr  ermessen,  was  das  Gesetz 
(§  294  St.P.0.)  unter   einer   „von   dem  Beschlüsse  über  die  Eröffnung 


'^)  So  ausdrücklich  das  Gesetz.  Meist  wird  gelehrt,  Strafaufhebungsgründe 
m  ü  s  s  t  e  II  aus  der  Hau pt-(IIttlfs-) Frage  herausgenommen  und  in  eine  separate  Frage 
verwiesen  werden,  so  Bennnecke  603;  Löwe  9b  zu  §295;  Dalcke  98;  v.  Kries 
(»11.  Dabei  waltet  gewöhnlich  die  Vorstellung  ob,  als  müsse  anderenfalls  die 
StrafaufhebuDg  in  der  naupt-(Hülf8-)Frage  expre^sis  verhis  zum  Ausdruck  gebracht 
worden;  da8;;würde  freilich  die  Haupt-(HülfK-)Frage,  wie  v.  Kries  sa^t,  übertrieben 
vfrwick.-lt_machen.u*Aber  das  „Aufnehmea  der  Straf  auf  heb  ung  in  die  Hauptfrage"  ist 
gar  riiclit  durch  Komplikation  der  Formel  auszudrücken.  D.is  Nichtvorhandensein 
uiiH's  Strafaufhebungsgrundes  gehört  eben  zu  den  subintelligenda.  •  „Ist  der  Angeklagte 
schuldig?'*  umschliesst  schon  die  Frage  nach  Strafauf hebuiig  mit.  Etwas  anderes 
wäre  es,  wenn  die  Hauptfrage  in  praeteräum  formuliert  würde,- („War  der  Ange- 
klagte schuldig  V^'),  was  positivrechtlich  aber  unzulässig  ist. 

»«)  Dazu  näheres  bei  Daloke  21  «F.;  vgl.  E.  I,  63;  E.  XIX,  Ul;  B.  I,  225. 

*')  Unten  LI,  2.  ...         - 
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des  Hauptverfahrens  abweichenden  Beurteilung  der  dem  Angeklagten 
zur  Last  gelegten  That"  meint,  in  welchen  Fällen  es  also  zur  Stellung 
einer  Hülfsfrage  kommen  kann.  Da  nämlich  der  Eröffnungsbeschluss 
und  die  ihn  kopierende  Hauptfrage  das  Strafgesetz  unter  Angabe 
der  Erscheinungsform  der  strafbaren  Handlung  in  sich  schliessen, 
so  ist  eine  „abweichende  Beurteilung''  immer  dann  gegeben,  wenn 
entweder  von  dem  Strafgesetz  oder  der  angegebenen  Erscheinungs- 
form abgegangen  wird.  Der  Inhalt  der  Hülfsfrage  kann  sich  daher  mit 
dem  der  Hauptfrage  zum  Teil  decken,  es  ist  nicht  notwendig;  dass 
dieser  und  jener  in  vollem  umfange  differieren^®). 

Bei  dem  Abgehen  von  dem  in  der  Hauptfrage  zu  Grunde  gelegten 
Strafgesetz  kann  es  deshalb  auch  in  keiner  Weise  darauf  ankommen, 
ob  das  in  der  Hälfsfrage  zum  Ausgangspunkt  zu  nehmende  Strafgesetz 
ein  völliges  aliud  gegenüber  dem  anderen  darstellt,  oder  mit  ihm  im 
Verhältnis  der  Über-  oder  Unterordnung  steht,  so,  dass  das  eine  das 
generelle,  das  andere  nur  das  für  den  Privilegierungs-  oder  Qualifikations- 
fall gegebene  spezielle  ist.  Deshalb  ist  es  z.  B.  durchaus  statthaft,  eine 
Hauptfrage  auf  räuberische,  eine  Hülfsfrage  auf  einfache  Erpressung 
zu  stellen.  Das  Gesetz  gestattet  nur,  aber  gebietet  nicht,  die 
Privilegierungs-  oder  Qualifikationsgründe  in  eine  Sonderfrage  zu 
nehmen,  und  da  die  Stellung  einer  Sonderfrage  sogar  unlogisch  ist,  auch 
nicht  mit  den  für  die  Abstimmung  festzuhaltenden  Sätzen  1^)  stimmt, 
so  empfiehlt  es  sich,  stets  eine  auf  den  vollen  Thatbestand  gerichtete 
Hauptfrage  und  eine  ebensolche  Hülfsfrage  zu  stellen. 

Ist  es  schon  im  Falle  der  Straferhöhungs-  und  Strafminderungs- 
gründe  immer  zulässig,  eine  Hülfsfrage  zu  stellen,  so  muss  dies  erst 
recht  von  dem  Falle  gelten,  wo  die  Abweichung  der  Beurteilung  zu 
einem  delictum  siii  generis  führt,  mag  auch  den  Thatbeständen  der 
beiden  Delikte  ein  Stück  gemeinsam  sein,  oder  gar  nur  ein  einziges 
Merkmal,  das  dem  einen  DeliktsbegrifiF  fehlt,  im  anderen  enthalten  ist, 
die  Scheidung  der  beiden  Thatbestände  herbeiführen  (Mord  und  Tot- 
schlag, Raub  und  Diebstahl).  Das  Reichsgericht  hat  solchenfalls  früher 
die  Stellung  von  Hülfsfragen  für  unzulässig  erklärt,  es  verlangte  eine  auf 
(las  gemeinschaftliche  Stück  der  beiden  Thatbestände  gerichtete  Haupt- 
frage und  eine  auf  das  unterscheidende  Merkmal  (z.  B.  Ausführung  der 


•**)  rbereinstimmend  Ben  necke  000.     Dagegen  Löwe  2  a  ku  §294  (es  müsse 
sich  bei  der  Hülfsfrage  immer  um  ein  bogrifflich  verschicdonus  Delikt  handeln). 

*»)  Oben  §  94  bei  Aom.  2h-   •  ....,> 
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Tötung  mit  Überlegung)  gerichtete  Nebenfrage  *<>).  Später  hat  das  Reichs- 
gericht seinen  Standpunkt  gewechselt,  es  erkennt  jetzt  z.  B.  eine  auf  Mord 
gerichtete  Haupt-  und  eine  auf  Totschlag  gerichtete  Hülfsfrage  als  zulässig 
an'i).  Die  letzte  Auffassung  ist  unzweifelhaft  die  richtige.  Nur  muss 
man  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  die  Hülfsfrage  nicht  nur 
als  zulässig,  sondern  als  einzig  möglich  bezeichnen.  Eine  Nebenfrage: 
„Ist  die  Tötung  mit  Überlegung  ausgeführt?"  ist  nach  der  St  P.O. 
durchaus  unzulässig,  da  Totschlag  und  Mord  sich  nicht  als  einfaches 
und  qualifizieries  Delikt  darstellen.  Sie  stehen  sachlich  in  diesem 
Verhältnis  zu  einander,  aber  sie  sind  nicht,  was  das  Entscheidende  ist, 
formell  im  StG.B.  so  aufgefasst»*). 

Eine  Hülfsfrage  ist  ferner  am  Platze,  wenn  statt  Beihülfe  Mit- 
thäterschaft,  statt  Versuch  Vollendung,  statt  Handlungseinheit  Beal- 
konkurrenz'*),   statt  Idealkonkurrenz   bloss  das  Zutreffen    eines    der 


••)  V<?1.  E.  XI,  401,  XX,  171.     Ebenso  Löwe  2a  zu  §  294. 

")  Vgl.  z.  B.  E.  XXXI,  253;  auch  Bchon  früher  B.  XIII.  344,  XVI,  124, 
XVIII,  400;  B.  IX,  340;  ebenso  Stenglein  4  zu  §  294;  Bennecke  601;  Dalcke  19. 

**;  Übereinstimmend  Benneoke  601;  ötker  627.  Hanpt-  und  Hül&frage  sind 
auch  am  Platze  im  Verhältnis  von  Mord  und  Tötung  auf  Verlangen.  Es  ist  zu  fragen : 
1.  Ist  der  Angeklagte  schuldig,  vorsätzlich  einen  Menschen  getötet  und  die  Tötung 
mit  Überlegung  ausgeführt  zu  haben  ?  2.  für  den  Fall  der  Verneinung  ad  1 :  Ist  der 
Angeklagte  schuldigt  vorsätzlich  einen  Menschen  getötet  zu  haben  imd  zwar  indem  er 
durch  das  ausdrückliche  und  ernstliche  Verlangen  des  Getöteten  zur  Tötung  bestimmt 
worden  war?  Das  Reiohsjfericht  will  (E.  XXVI,  363;  vgl.  E.  XX,  171)  eine  Haupt- 
frage auf  Tötung,  eine  Nebenfrage  auf  das  Verlangen  des  Getöteten  gestallt  wissen. 
Sein  Aiigiunent:  bei  Stellung  von  Haupt-  und  Hülfsfrage  wäre  geradezu  die  Präfang 
des  Gesichtspunktes  aus  §  216  St.GB.  abgeschnitten,  verfängt  nicht.  Denn  in 
der  Hauptfrage  e»  §  211  StG.B.  steckt,  nicht  anders  als  in  diesem  §  211  selbst, 
ein  negatives  subinieUigendum:  „ohne  durch  .  .  .  Verlangen  des  Getöteten  bestimmt 
worden  zu  sein?^^  Die  Verneinung  unserer  Frage  1  bedeutet  also  nicht,  wie  das 
Beicbsgerioht  annimmt,  die  Verneinung  eines  Tötungsdelikts  überhaupt,  sondern  nur 
des  Mordes.  Gerade  die  reichsgerichtUche  Fragestellung  führt  vielmehr  umgekehrt 
zu  einer  Unmöglichkeit  der  Prüfung  des  Gesichtspunktes  ex  §  216  StG.B.,  da  eben 
die  Verneinung  der  ersten  Frage  nur  eine  Verneinung  des  Mordes  ist.  —  Vgl.  auch 
Bennecke  601  Anm.  27  (Verhältnis  von  Mord  und  Eindestötung).  —Anderwärts  will 
das  Reichsgericht  (E.  XX,  171;  E.  XXVIII,  200  —  Plenarentscheidung,  gebilligt  von 
Dalcke  27,  29  — )  sozusagen  zwischen  materiellreohtlichen  und  prozessualen  Straf- 
minderungsgründen  unterscheiden.  Dafür  findet  sich  aber  keine  Handhabe  im  Gesetz; 
es  kommt  ausschliessL'ch  auf  die  Form  an,  in  die  das  materielle  Recht  den  betreffenden 
Thatbestand  gegossen  hat 

")  Hat  also  z.  B.  der  Ausgeklagte  zweimal,  am  5.  und  am  6.  desselben  Monats, 
dep  X  räuberisch  überfallen,  und  ist  zweifelhaft,  ob  fortgesetztes  Delikt  oder,  wie  der 
Eröfihungsbeschluss  annahm,  Realkonkurrenz  vorliegt,  so  muss  gefragt  werden:  L  Han^- 
fri^e  1.  Ist  der  Angeklagte  schuldig,  am  5.  etc.  2.  Ist  der  Angeklagte  schuldig, 
am  6.  durch  eine  zweite  selbständige  Handlung  etc.  II.  Hülfsfrage  für  den  Fdl 
der  Verneinung  beider  Fragen:  Ist  der  Angeklagte  sohnldig,  am  5.  und  6.  (eeü,  durch 
eine  fortgesetzte  Handlung)  etc.  ~  Zutreffend  Löwe  2b  zu  §  294;  Dalcke  ^  Anm.  12 
gegen  B.  VIU,  261;  £.  XIV,  75.    Vgl  auch  B.  II,  633. 
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angeblich  konkurrierenden  Gesichtspunkte")  oder  umgekehrt  ange- 
nommen werden  soll. 

II.  In  ihrem  Wesen  durchaus  verschieden  von  den  Haupt-  und 
Hülfsfragen  sind  die  Nebenfragen.  Ihre  Struktur  ist  eine  völlig 
andere:  sie  sind  nicht  gerichtet  auf  einen  vollen  Deliktstbatbestand, 
unterscheiden  sich  also  schon  äusserlich  von  den  Haupt-  und  Hiilb- 
fragen  dadurch,  dass  sie  niemals  lauten:  ,,Ist  der  Angeklagte  schuldig?^ 
sondern  stets  nur  einen  einzelnen  umstand  zur  Beantwortung  stellen. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Unselbständigkeit  der  Nebenfragen.  Sie  sind 
für  sich  allein  undenkbar,  müssen  sich  vielmehr  anlehnen  an  eine 
vorangehende  Haupt-  oder  Hülfsfrage,  an  die  sie  sich  „für  den  Fall 
der  Bejahung^*  der  Haupt-  bezw.  Hülfsfrage  anschliessen.  Das  öster- 
reichische Recht  bezeichnet  sie  zutrefiEend  als  „Zusatzfragen*^ 

Die  Nebenfrage  kann  verschiedenen  Inhalt  haben. 

1.  Da  die  Haupt-  und  die  Hülfsfrage  niemals  über  die  Schuld- 
frage hinausreichen,  so  bleiben  die  mildernden  Umstände  durch 
sie  ungedeckt.  Da  diese  aber  ddr  Kognition  der  Geschworenen  unter- 
breitet sind,  so  bedarf  es  noch  einer  eigenen  Frage:  „Sind  mildernde 
Umstände  vorhanden?^'  Diese  Frage  ist  eine  Nebenfrage.  Sie  muss 
allemal  gestellt  werden,  wenn  es  von  der  Staatsanwaltschaft  oder  von 
dem  Angeklagten  beantragt  oder  von  Amtswegen  für  angemessen 
erachtet  wird,  vorausgesetzt,  dass  das  materielle  Strafrecbt  bei  dem 
Delikt,  um  das  es  sich  handelt,  mildernde  Umstände  zulässt  §  297 
StRO."). 


**)  Ist  also  zweifelhaft,  ob  UrkandeDfälscbung  m  idealer  Konkurrenz  mit  Betrug, 
wie  der  Eröffnungsbescbiuss  annahm,  oder  ob  nur  Urkundenfälschung  oder  nur 
Betrug  vorliegt,  so  muss  gefragt  werden:  I.  Hauptfrage:  Ist  der  Angeklagte  sohuldig . . . 
(wie  oben  S.  552  bei  Anm.  10).  11.  Hülfsfrage  für  den  Fall  der  Verneinung  ad  1: 1.  Ist  der 
Angeklagte  schuldig. . .,  nur  etc.  (Urkundenfälschung);  2.  für  den  Fall  der  Verneinung 
ad  1:  Ist  der  Angeklagte  schuldig;  nur  etc.  (Betrug).  £ü  daif  nicht  eingewendet 
werden,  die  Hülfstragen  seien,  weil  schon  in  der  Hauptfrage  wortgetreu  wiederkehrend, 
überflüssig;  der  Zweck  werde  schon  erreicht  durch  die  erste  Frage  allein,  die 
Geschworenen  könnten  ja  eins  der  beiden  Glieder  bejahen,  das  andere  verneinen. 
Das  können  sie  nun  allerdings;  aber  gemäss  §292  Abs  1  St.P.O.  dürfen  die  Fragen 
nicht  auf  Teilantwort  geradezu  zugeschnitten  werden.  Zudem  würde  Miss- 
verständnissen das  Thor  geöffnet.  Antworten  die  Geschworenen  nämlich  mit  „Nein'' 
auf  die  erste  Frage,  so  haben  sie  damit  logischerweise  nur  erklärt,  dass  der  An- 
geklagte nicht  beider  Tbaten  in  idealer  Konkurrenz  schuldig  sei.  Ob  sie  geprüft 
haben,  ob  er  vielleicht  unter  einem  der  Gesichtspunkte  allein  strafbar  sei, 
wird  nicht  ersichtlich. 

*')  Unzulässig  ist  daher  eine  Nebenfrage  nach  mildernden  Umständen  z.  B.  neben 
einer  auf  Mord  lautenden  Hauptfrage  Vgl.  noch  Köhler,  GrenzUnien  zwischen 
Idealkonkurrenz  und  Gesetzeskonkurrenz  1(53.  Handelt  es  sich  um  ein  Delikt,  das  im 
fiückfall  begangen  das  Benefizium  der  mildernden  Umstände  geniesst,  andeinfalls 
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2.  In  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  die  Absplitterung  einzelner 
Elemente  der  Schuldfrage  gebietet  oder  zulässt^«),  werden  diese  abge- 
splitterten Stücke  untergebracht  in  einer  Nebenfrage. 

a)  Es  muss  somit  bei  jugendlichen  und  taubstummen Thätern  eine 
.Nebenfrage  über  die  „Ein sieht''  gestellt  werden,  §  298  St. P.O.  Da 
die  Frage  nach  der  Einsicht  aber  nur  Sinn  hat,  wenn  zuvor  feststeht, 
dass  der  Angeklagte  z.  Z.  der  That  zwischen  12-  und  18-jährig  oder 
taubstumm  war,  und  diese  Feststellung  als  zur  Schuldfrage  gehörig  zur 
Kognition  der  Geschworenen  gehört,  so  bedingt  die  Frage  nach  der 
Einsicht  in  allen  Zweifelsfällen  eine  Vorfrage  nach  der  Jugendlichkeit 
bezije.  der  Taubstummheit  z.  Z.  der  That.  Diese  Frage  kann  natürlich 
auch  nur  eine  Nebenfrage  sein;  an  sie  schliesst  sich  für  den  Fall  der 
Bejahuog  die  eigentliche  Nebenfrage  ex  §  298  an  «7). 

b)  Das  Gesetz  gestattet,  jeden  Strafaufhebungsgrund  in 
eine  Nebenfrage  zu  bringen,  §  295  Abs.  2  St.P.0. 

c)  Das  Gleiche  wie  ad  b)  gilt  für  Strafminderung s-  und 
Er nöhungs gründe,  §  295  Abs.  1  St.P.0. 

Einen  anderen  Inhalt  kann  die  Nebenfrage  nicht  haben.  Insbesondere 
ist  es  durchaus  unstatthaft,  Straf-  oder  gar  Unrechts-  oder  Schuld- 
ausschliessungsgründe  zum  Gegenstand  einer  Nebenfrage  zu  machen**). 

Da  eine  jede  Frage,  die  nur  „für  den  Fall  der  Bejahung''  einer 
vorangegangenen  Frage  gestellt  wird,  dadurch  den  Charakter  einer  Neben- 
frage aufgedrückt  erhält,  so  versteht  sich,  dass  niemals  zwei  Haupt- 
fragen mit  einander  so  verbunden  werden  können,  dass  die  zweite  nur 
„für  den  Fall  der  Bejahung^'  der  ersten  gestellt  wäre.  Ein  solcher 
Fehler  liegt  besonders  nahe  in  den  Fällen  der  accessorisohen  Teilnahme. 


dagegen  nicht  (Diebbtahlj,  so  entsteht  eine  Schwierigkeit  dadurch,  dass  die  Geschworenen 
über  den  Rückfall  keine  Frage  vorgelegt  erhalten  (Oben  §  123  III  in  Verbindung 
mit  §61  bei  Anra.  24).  Trotzdem  ist  eine  Frage  nach  mildernden  Umständen  statthaft, 
die  freilich  samt  der  darauf  gegebenen  Aniwoit  bedeutungslos  wird,  wenn  der  Gorichtj^- 
hof  BöckfaU  nicht  annimmt.  Löwe  5  zu  §  297;  Ben  necke  604  Anm.  12;  vgl.  Hücking 
G  A.  XXXIV,  241.  A.  M.  Meves  G.A/  XLIV,  61;  Dalcke  106,  die  in  solchen  Rüieo 
die  EntscheiduDg  über  Vorliegen  oder  Niohtvorliegen  von  mildernden  Umständen  dem 
Gerichtshof  zuweisen  wollen. 

««)  Oben.I  5b)-d). 

")  Bennecke  605  Anm.  18;  Löwe  4;  Stenglein  4  zu  §  298.  Dalcke  90 
will  ucmotivieiterweise  die  Frage,  ob  der  Angeklagte  die  That  als  Jugendlicher  bezw. 
Taubstummer  begangen  habe,  dem  Gerichtshof  zuweisen. 

**)  Vgl.  oben  bei  Anm.  14.  So  auch  die  Judikatur  des  Reichsgerichts,  E.  I,  70,  IV, 
400,  XI,  277;  K.  111,  437,  IV,  86,  VI,  773  u.  s.  w.  Dazu  Olshausen  20a  zu 
StG.B.  §  59;  Dalcke  21,  96.  Abweichend  Stenglein  1;  Puchelt  2  zu  §  295. 
2  zu  §  294. 
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Da  nämlich  von  Anstiftung  und  lioihülfe  nur  bei  Vorliegen  einer 
Hauptthat  die  Rede  sein  kann,  so  scheint  daraus  zu  folgen,  dass  die 
Schuldfragen  bezüglich  des  Anstifters  und  des  Gehülfen  nur  „für  den 
Fall  der  Bejahung''  der  bezüglich  des  Hauptthäters  gestellten  Schuld- 
frage zu  stellen  sei.  Dies  wäre  gleichwohl  irrig:  einmal  prozessual, 
da  Hauptfragen  unbedingt  zu  steilen  sind*^),  sodann  raateriellrechtlich, 
weil  die  Verneinung  der  Schuldfrage  bezüglich  des  Hauptthäters  auf 
bloss  persönlichen  Strafausschhessungs-  oder  Strafaufhebungs- 
gründen beruhen  kann^*^),  somit  eine  Bejahung  der  Schuldfrage  bezüglich 
des  Anstifters  und  des  Gehülfen  sehr  wohl  neben  Verneinung  der 
Schuldfrage  bezüglich  des  Hauptthäters  denkbar  ist^'). 

§  126. 
3.     Die  Parteivorträge  an  die  Oeschworenen  und  die  Fragenbeaniworlung. 

I.  Nachdem  die  an  die  Geschworenen  zu  richtenden  Fragen 
festgestellt  und  verlesen  sind,  erhalten  die  Parteien  in  derselben  Weiss, 
wie  im  nichtschwurgerichtlichen  Verfahren  i),  das  Wort  zu  ihren  Aus- 
führungen und  Anträgen,  mit  der  Beschränkung  jedoch,  dass  diese 
Plaidoyers  sich  lediglich  an  die  Geschworenen  richten  und  sich  nur 
auf  die  Beantwortung  der  gestellten  Fragen  beziehen,  somit  nur  die 
Schuldfrage  und  eventuell  die  Frage  nach  mildernden  Umständen 
betreffen«),  §  299  St  P.O. 

II.  Sind  dann  die  Partei  vortrage  beendet,  so  erteilt  der  Vor- 
sitzende den  Geschworenen  die  sogenannte  Rechtsbelehrung'*):  der 
Vorsitzende  „belehrt  die  Geschworenen  über  die  rechtlichen  Gesichts- 
punkte, welche  sie  bei  Lösung  der  ihnen  gestellten  Aufgabe  in  Betracht 
zu  ziehen  haben",  §  300  St.P.O.     Dabei  darf  der  Vorsitzende  aber  nach 

*®)  Würde  sie  bloss  „für  den  Fall  der  Bejahung''  der  Frage  bezüglich  des 
Hauptthäters  gestellt,  so  würden  die  Geschworenen,  falls  sie  diese  verneineD,  keinen 
Ausspruch  über  Anstifter  und  Gehülfen  fällen,  somit  würde  die  Strafsache  insoweit 
unerledigt  in  lue  bleiben.    E.  XXIV,  302. 

"0  V.  Liszt  §  52,  II  1;  Belinjj  Grundzüge  50. 

*')  Nicht  zutreffend  Bennecke  089  Anm.  25,  wer.n  er  meint,  dass  bei  Ver- 
neinung der  Frage  nach  der  Hauptthat  auch  die  VemeiLung  der  Anstiftung  sicher  sei. 

')  Oben  §  121  II. 

')  Greift  das  Plaidoyer  über  auf  die  Straffrage,  so  ist  der  Vorsitzende  kraft 
seiner  Leitungsgewalt  befugt,  diese  Erörterungen  zu  inhibieren  A.  M.  E.  XVI,  3(35; 
B.  IX,  679;  Bennecke  600  Anm.  1;  Löwe  3  zu  §  299.  Vgl.  hiergegen  aber 
Bischoff  O.A.  XLII,  366;  Süss,  Stellung  der  Parteien  382. 

*)  Diese  Belehrung  ist  unumgänglich  notwendig,  weil  bei  den  Geschworenen 
regelmässig  Gesetzeskenntnis  nicht  vorauszusetzen  ist«  und  sie  doch  die  0(  setze 
anzuwenden  haben.  Aber  sie  leleuchtet  grell  die  ganze  Unnatürlichkeit  der  Recht- 
sprechung durch  Laien! 
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ausdrücklicher  Vorschrift  des  §  300  nicht  in  eine  Würdigung  der 
Beweise  treten;  es  stellt  sich  die  Belehrung  also  nicht  dar  als  soge- 
nanntes r^sumä  im  Sinne  des  französischen  Bechts  nach  Oode  d'instr. 
crim,  ari.  336*),  sondern  nur  als  expos^;  sie  bewegt  sich  durchaus  nur 
in  abstrakten  Erörterungen  über  das  Gesetz  in  thesi^  und  erstreckt  sich 
nicht  auf  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  den  Fall  in  hypothesi% 
Insoweit  Streitfragen  über  die  von  den  Geschworenen  anzuwendenden 
Gesetze  obwalten,  darf  der  Vorsitzende  nicht  etwa  lediglich  die  Auf- 
fassung des  Reichsgerichts  vortragen«),  noch  auch  bloss  seine  per- 
sönliche Auffassung  mitteilen  \  er  hat  vielmehr  die  verschiedenen  ent- 
gegenstehenden Ansichten  klarzulegen^).  Denn  das  Gesetz  will  nun 
einmal,  dass  die  Geschworenen  die  Rechtsfrage  entscheiden,  und  eine 
Verschweigung  von  Kontroversen  würde  geradezu  auf  eine  Hinter- 
gehung der  Geschworenen  hinauslaufen»),  Dass  letztere  möglicher- 
weise durch  die  Vielheit  einander  gegenüberstehender  Ansichten  ver- 
wirrt und  ratlos  werden,  liegt  nun  einmal  im  System. 

Welche  Rechtssätze  der  Vorsitzende  zu  erläutern  hat,  das  richtet 
sich  nach  der  Fragestellung.  Dabei  muss  der  Vorsitzende  darauf 
bedacht  sein,  den  Geschworenen  die  Tragweite  der  gesetzlichen  Formel 
klarzulegen,  namentlich  auf  die  subintelligenda  hinzuweisen,  also  z.  B. 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Rechtswidrigkeit  zu  prüfen  ist, 
sodass  auch  wenn  die  Schuldfrage  z.  B.  bei  Mord  Buchstabe  für  Buch- 
stabe auf  den  Fall  passen  könnte,  gleichwohl  bei  Mangel  der  Rechts- 
widrigkeit Verneinung  der  Frage  erfolgen  muss*®). 

Bindend  ist  die  Rechtsbelehrung  für  die  Geschworenen  nicht ^i). 
Andererseits  ordnet  §  300  Abs.  2  StP.O.  an,  dass  die  Rechtsbelehrung 


*)  Durch  Gesetz  von  1881  ist  das  resume  auch  in  Frankreich  abgeschafft  worden. 
Vgl.  Süss,  Stellung  der  Parteien  393. 

^)  Nur  scheinbar  a.  M.  Löwe  1  zu  §  300;  Bennecke  607  Anm.  7;  Daloke 
113;  Bischoff  G.A.  XL,  7:  ein  Anknüpfen  an  den  konkreten  Fall  in  hypo- 
thetischer, exemplifizierender  Weise  ist  natürlich  nicht  aasgeschlossen. 

•)  So  unrichtig  Bischoff,  GA.  XL,  fv,  Dalcke  114. 

^)  Dazu  neigt  Dalcke  114. 

')  £.  XIII,  249;  Löwe  4a  zu  §  300.  Ganz  als  Ermessenssache  des  Vor- 
sitzenden  behandeln  die  Frage:  Bonn  ecke  607  Anm.  8;  v.  Eries  620;  Stenglein 
1  zu  §  300.  H.  Meyer,  H.  H.  II,  187  verlangt,  dass  der  Vorsitzende  ausser  Mit- 
teilung der  Bestrittenheit  auch  erkennen  lassen  müsse,  welches  seine  Ansicht  sei. 

*)  Vgl.  auch  unten  Anm.  12. 

*®)  Hierher  gehört  femer  Belehrung  etwa  über  internationales  Strafredit,  über 
Znrechnungsfähigkeit,  Zwang,  Notstand,  totale  Kompensation  u.  s.  w. 

^^)  Anders  in  England,  wo  die  richterUohe  „eharge**  die  Geschworenen  bindet; 
▼gL  Heinz e,  Parallelen  zwischen  der  englischen  Jury  und  dem  deutschen  Geeohwo- 
renengericht,  38;  Süss,  Stellung  der  Parteien  408. 
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von  keiner  Seite  einer  P]rörteriing  unterzogen  werden  darf;  die  Rechts- 
belehrung muss,  auch  wenn  sie  falsch  ist  hingenommen  werden,  ein 
Antrag  auf  Protokollierung  ihres  Inhab>  ist  nicht  statthaft.  Dem- 
gemäss  kann  auch  auf  Unrichtigkeit  der  Rechtsbelehrung  ein  Rechts- 
mittel nicht  gestützt  werden^*).  Würde  freilich  der  Vorsitzende  über 
die  Grenzen  der  „Rechtsbelehrung**  hinausgehend  noch  anderweite 
Bemerkungen  und  Mitteilungen  machen,  würde  er  die  Beweise  würdigen 
oder  gar  neue  Thatsachen  anführen  (die  er  etwa  aus  den  Akten 
kennt),  oder  würde  er  den  Geschworenen  eröffnen,  sie  seien  an  die 
Rechtsbelehrung  gebunden,  so  wären  das  keine  Teile  der  Rechtsbelehrung 
mehr.  Gegen  solche  Bemerkungen  könnte  opponiert,  es  könnte  auf 
sie  ein  Rechtsmittel  gestützt  werden  ^^). 

III.  Nach  empfangener  Rechtsbelehrung  begeben  sich  die  Ge- 
schworenen mit  dem  vom  Vorsitzenden  unterzeichneten  und  ihnen 
i'ibergebenen  Fragebogen  in  das  Beratungszimmer.  Der  Angeklagte 
wird  aus  dem  Sitzungszimmer  entfernt  für  den  Zeitraum  bis  zur 
Verkündung  des  Spruchs  an  ihn,  §§  301,  313  St.P.0. 

Die  Beratung  der  Geschworenen  muss  sich  natürlich  streng  an 
das  durch  die  Verhandlung  zu  Tage  geförderte  Beweismaterial  halten; 
eine  Wiederholung  von  irgend  welchen  Beweisakten  im  Beratungs- 
zimraer  (nochmalige  Befragung  von  Zeugen  u.  s.  w.)  ist  unstatthaft^^). 
Nur  insofern  macht  das  Gesetz  eine  positive  Ausnahme,  als  Augenscheins- 
gegenstände, die  in  der  Verhandlung  den  Geschworenen  zur  Besichtigung 
vorgelegt  worden  sind,  ihnen  in  das  Beratungszimmer  zur  nochmaligen 
Besichtigung  verabfolgt  werden  können,  §  302  St.P.0.^*).  Auf  andere 
Beweisstücke  ist  diese  Bestimmung  nicht  auszudehnen,  am  allerwenigsten 
natürlich  auf  die  Akten  *^),  dagegen  werden  Bücher  wie  Gesetzestexte, 
Kommentare,  Lehrbücher,  von  dem  Grundgedanken,  der  die  Beweis- 
mittel ausschliesst,  nicht  mit  getroffen,  können  also  den  Geschworenen 


^')  De  lege  ferenda  höchst  bedenklich.  Verschweigt  der  Voraitzende  z.  B.  eine 
Kontroverse,  indem  er  etwa  den  untauglichen  Versach  einfach  als  Versuch  behandelt, 
so  fälscht  er  dadurch  —  unbewusst  oder  bewusst  —  die  Judikatur  —  und  dagegen 
giebt  es  keine  Reniedur! 

'*)  Ebenso  ötker  627.  Anders  Dalcke  1J6  und  dort  angeführte  Ent- 
scheidungen des  fieichsgerichts. 

")  Bedürfen  die  Oeschworenen  weiterer  Beweisaufnahme,  so  haben  sie  das 
Legehren  hiernach  zu  äussern,  worauf  wieder  voll  in  die  Verhandlung  eingetreten  wird. 

")  Die  Bestimmung:  ist  de  lege  ferenda  bedenklich,  v.  Kries  2.53. 

»"j  E.  XVI,  187;  R.  IX,  421;  R.  V,  773;  E.  X,  115,  XXII,  368;  Bennecke 
610  Anm.  18;  Dalcke  123. 
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mitgegeben   werden  *'),  wie    auch  dem  nichts  im  Wege  steht,  dass  ein 
Geschworener  selbst  solche  Hülfsniittel  mitbringt. 

Von  dem  persönlichen  Verkehr  mit  der  Aussenwelt  schneidet 
der  §  303  St.P.O.  die  im  Beratungszimmer  versammelten  Geschworenen 
zu  dem  Behufe  ab,  um  unkontrollierbare  Einflüsse  auf  die  Fällung  des 
Spruchs  zu  verhüten  (Konklave). 

Indessen  ist  diese  Bestimmung  nicht  mechanisch  dahin  zu  verstehen,  dass  der 
körperliche  Verkehr  untersagt  sein  solle'*).  Das  zeigt  deutlich  §  303  Abs.  2, 
wonach  mit  Erlaubnis  des  Vorsitzenden  ein  Geschworener  das  Beratungszimmer 
verlassen,  und  umgekehrt  dritte  Personen  eintreten  können**).  Das  Verkehrs  verbot 
bezieht  sich  vielmehr  nur  auf  den  durch  gesprochene  oder  geschriebene  Worte  ver- 
mittelten geistigen  Verkehr,  und  selbst  auf  diesen  nur  insoweit,  als  er  „geeignet  \rar, 
die  Selbständigkeit  der  Beratung  zu  gefähi-den'"  •**). 

Im  Beratungszimmer  haben  die  Geschworenen  zuvörderst  mit 
Stimmenmehrheit^^)  durch  schriftliche  Abstimmung  ihren  Obmann  zu 
wählen;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  h(>here  Lebensalter.  Die 
Aufgabe  des  Obmanns  besteht  in  der  T^eitung  der  Beratung  und  Ab- 
stimmung, §  304  St.P.O. 

Die  Abstimmung  über  die  gestellten  Fragen  richtet  sich  nach 
den  allgemeinen  R^geln^),  so  jedoch,  dass  die  Reihenfolge  der 
Ausloosung  für  die  Stimmabgabo  entscheidet,  der  Obmann  indess 
zuletzt  stimmt. 

Das  Prinzip,  wonach  für  die  Schuldfrage  Vs-Majorität  erforderlich 
ist,  für  die  Straffrage  einfache  Majorität  genügt^^),  führt  hinsichtlich 
der  Geschworenen  dazu,  dass  die  Haupt-,  die  Hülfsfrage  und  die  aus 
ihnen  abgesplitterten  Nebenfragen  ^*)  nur  dann  in  dem  für  den  Angeklagten 
ungünstigen    Sinne    beantwortet    werden    können,    wenn    mindestens 

'')  Richtig  Bischoff,  G.A.  XUI,  350  Anm.  *);  v.  Kries  622;  Benneok^ 
GIO  Anm.  20;  Stein,  Privates  Wissen  187.  A.  M.  Meves,  Jur.  L.B1.  VII,  i:i3: 
E.  XIII,  'i48;  Dalcke  125.  Löwe  beanstandet  die  Mitgabe  zwar  nicht  als  tinzaLläs.M.i:. 
aber  als  unangemessen,  3  zu  §  302;  ebenso  IL  Meyer,  H.  H.  II,  193;  It  VlII. 
301,  721. 

»«)  Ebenso  E.  XXVII,  3. 

^")  Z  B.  ein  Gerichtsdiener  bringt,  ohne  in  eine  Unterredung  einzutreten, 
Trinkwasser. 

*")  Ebenso  ötker  027;  E.  XXVII,  3.  Deshalb  kann  der  Verkehr  der  Geschwo- 
renen mit  dem  Gerichtsdiener,  selbst  wenn  er  sich  nicht  auf  das  Körperliche 
beschränkt  (Anm.  19)  nicht  beanstandet  werden,  wohl  aber  erscheint  das  Austauschen 
von  Gedanken  zwischen  dem  Vorsitzenden  und  einem  Geschworenen  unbedingt 
als  unzulässig.  IL  Meyer,  H.  H.  II,  l04;  Löwe  2  zu  §  303;  Reichsgericht  in  der 
Deutschen  Juribten-Ztg.  II,  166.     Anders  v.  Schwarze  3  zu  §  303;  Dalcke  HS. 

**)  Darüber  genauer  Dalcke  121. 

")  Oben  S.  387  ff. 

")  Oben  §  94  V. 

^*)  Oben  §  125  II  2  a— c. 
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8  Stimmen  für  die  ungünstigo  Lesart  stimmen.  Sind  5  Stimmen  für 
nichtschuldig,  7  für  schuldig,  so  ist  das  Ergebnis  also:  nichtschuldig; 
sind  5  Stimmen  für  Bejahung,  7  Stimmen  für  Verneinung  der  Straf- 
aufhebung, so  ist  das  Ergebnis:  Bejahung  der  Strafaufhebung. 

Dagegen  genügt  zur  Verneinung  der  Nebenfrage  nach  mildernden 
Umständen,  da  sie  zur  Straffrage  gehört,  schon  eine  Majorität  von 
7  Stimmen. 

Die  Abstimmung  ist  zu  richten  auf  Bejahung*^)  oder  Ver- 
neinung der  gestellten  Fragen.  Doch  ist  es  den  Geschworenen  nicht 
verwehrt,  eine  Frage  teilweise  zu  bejahen  und  teilweise  zu  verneinen, 
§  305  St.P.0.  Sie  können  z.  B.  auf  die  Frage  nach  Mord  antworten: 
ja,  aber  es  ist  nicht  erwiesen,  dass  der  Angeklagte  die  That  mit  Über- 
legung ausgeführt  hat^^). 

Dagegen  ist  es  nicht  zulässig,  dass  die  Geschworenen  positive  Zusätze  in  einer 
Kichtung,  nach  der  hin  eine  Fiage  gar  nicht  vorlag,  machen,  dass  sie  etwa  ungefragt 
mildernde  Umstände  bejahen.  Solche  positiven  Zusätze  wären  pro  non  scrijüis  — 
nichtig*'). 

Die  Beratung  der  Geschworenen  kann  fürs  Erste  resultatslos  sein, 
weil  sie  sich  noch  nicht  genügend  sicher  in  jure  fühlen.  Solchenfalls 
kehren  sie  in  das  Sitzungszimmer  zurück,  erbitten  und  erhalten  weitere 
Belehrung  und  begeben  sich  von  neuem  in  ihr  Beratungszimmer, 
§  306  St.P.O.  Sollte  sich  bei  der  Erneuerung  der  Rechtsbelehrung 
Anlass  zur  Änderung  oder  Ergänzung  der  Fragen  ergeben,  so  bedarf 
es  der  Wiederzuziehung  des  Angeklagten,  §  306  Abs.  2. 

Das  Ergebnis,  das  die  Abstimmung  schliesslich  ergiebt,  ist  von 
dem  Obmann  auf  dem  Fragebogen  niederzuschreiben,  derart,  dass 
neben  jede  Frage  die  dazugehörige  Antwort  gesetzt  wird.  Das  Ver- 
hältnis der  Stimmen  pro  und  contra  darf  hierbei  nicht  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  "),  Nur  insoweit  ist  von  letzterem  Satze  eine  Aus- 
nahme gemacht,  als  bei  den  dem  Angeklagten  ungünstigen  Ent- 
scheidungen ersichtlich  sein  muss,  dass  die  gesetzliche  Majorität  vor- 
handen   war.     Es    muss    daher    bei    allen   zur  Schuldfrage    gehörigen 


•*)  Zu  einer  solchen  können  die  Geschworenen  natürlich  nur  gelangen,  wenn 
auch  die  in  der  Frage  unausgesprochenen  subinteüigenda  als  vorliegend  angenommen 
werden. 

-•)  Vgl.  Dalcke  127. 

"')  Ein  Berichtigungsverfahlen  hätte  also  nicht  einzutreten.  Bennecke  612 
Anm.  29;  Dalcke  131.  Anders  Löwe  5  zu  §305;  dort  weitere  Literaturnachweise. 
Die  Meinungen  differieren  in  mehrfacher  Hinsicht. 

"')  Unzulässig  wäie  auf  die  Hauptfrage  etwa  die  Antwort  „Ja  mit  11  gegen 
1  Stimme"  oder  „Nein  mit  5  Stimmen'*. 
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Fragen,  wenn  sie  in  dem  für  den  Angeklagten  nachteiligen  Sinne  be- 
antwortet werden,  der  Antwort  hinzugesetzt  werden:  „mit  mehr 
als  7  Stimmen'';  der  Antwort,  die  die  mildernden  umstände 
verneint:    „mit    mehr    als    6   Stimmen",    §  307  StP.O. 

§  127. 

4.   Die  Kundgebung  des  Spruchs;  das  Beriehiigungsver fahren;  die  Verkündung 

des  Spruchs, 

I.  Die  auf  dem  Fragebogen  niedergeschriebenen  Antworten  hat 
der  Obmann  zu  unterzeichnen,  §  307  St.RO.  Demnächst  kehren  die 
Geschworenen  in  den  Sitzungssaal  zurück,  und  es  erfolgt  die  „Kund- 
gebung" des  Spruchs  durch  den  Obraannn  der  Geschworenen  in  der 
in  §  308  StP.O.  angegebenen  Weise.  Sie  ist  gerichtet  an  das  Gericht; 
der  Angeklagte  ist  bei  ihr  nicht  zugegen. 

Mit  der  Kundgebung  *)  wird  der  Spruch  der  Geschworenen  (Wahr- 
spruch, Verdikt)  existent  und  damit  unwiderruflich  ^) ,  wenn  anders  er 
korrekt  ist  Die  Geschworenen  können  ihren  kundgegebenen  Spruch 
so  wenig  zurücknehmen,  wie  das  Gerieht  ein  verkündetes  Urteil.  Die 
etwaige  Erkenntnis  eines  bei  der  Abstimmung  untergelaufenen  Irrtums 
kommt  jetzt  zu  spät^). 

II.  Dagegen  giebt  ein  nicht  korrekter  Spruch  Anlass  zu 
einem  Berichtigungs-  (oder  Monitur-)  verfahren^),  in  dessem 
Verlaufe  es  zu  einer  Änderung  des  Spruchs  kommt,  §  309  StP.O. 
„Nicht  korrekt"  ist  aber  ein  Spruch  5) 

')  D.  h.  mit  ihrer  Beendigung.  So  wohl  Bennecke  613;  Dalcke  12. 
Vgl.  oben  S.  398.  Den  Beginn  der  Kundgebung  lassen  entscheiden  Löwe  6  zu 
§  304;  H.  Meyer  H.  H.  H,  204;  Voitus  4  a  E.  zu  §  304;  Keller  6  zu  §  309; 
Thilo  5  zu  §  308;  v.  Bernhard  4  zu  §  304;  v.  Kries  625;  R.  VU,  529.  Ganz 
anders  v.  Schwarze  8  zu  §  304,  der  das  Verlassen  des  Beratungszimmers,  Puohelt 
3  zu  §  304,  der  den  Zeitpunlct  der  Yerkündung  des  Spruchs  an  den  Angeklagten, 
Da  Icke  122,  der  die  Unterzeichnung  des  Spruchs  durch  den  Vorsitzenden  als  den  die 
Unwiderruflichkeit  fixierenden  Zeitpunkt  ansieht 

')  Kann  der  Spruch  nicht  mehr  widerrufen  werden,  so  sind  natürlich  jetzt 
ent  recht  Abänderungen  und  Ergänzungen  der  gestellten  Fragen  unmöglich  gewonlen. 
E.  VU,  346,  XI,  168,  XVI,  126;  R.  VI,  537,  VII,  497,  IX,  340,  X,  349. 

«)  E.  XXVin,  242. 

*)  Kasuistik  s.  bei  Bischof f  G.A.  XLVI,  1  ff. 

*)  Die  Prüfung,  ob  ein  Spruch  korrekt  ist,  darf  sich  zwar  nicht  darauf  richten, 
ob  die  Fragen  an  sich  korrekt  gestellt  sind.  Da  aber  der  Spruch  sich  auf  die  Fragen 
gründet,  so  werden  regelmässig  Inkorrektheiten  der  Fragestellung  sich  auf  den  Spruch 
übertragen,  sodass  ein  Berichtigungsverfahren  im  Qrunde  genommen  gegen  die  Frage- 
stellung gerichtet  sein  kann;  (alsdann  greift  §  311  Abs.  2  8t.P.O.  Platz).  So  im 
wesenuichen  v.  Kries  626;  Bennecke  614  Anm.  1;  Löwe  1;  Stenglein  2  zu 
'  309;  E.  Xin,  229,  XXI,  405;  R.  VIII,  286,  VÜ,  497,  551;  Bischoff  €l.A. 
LVI,  1. 
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1.  einmal,  wenn  er  „in  der  Form  nicht  Vorschrift s- 
mässig  ist"   (formelle  Mängel*)); 

2.  sodann  aber,  wenn  er  „in  der  Sache  andeutlich, 
unvollständig  oder  sich  widersprechend  ist"  (sachliche, 
materielle  MängeF)). 

Undeutlich  ist  ein  Spruch  dann,  wenn  nicht  ersichtlich  ist, 
ob  die  Geschworenen  den  Strafanspruch  (oder  die  mildernden  Umstände) 
bejahen  oder  verneinen  wollten®). 

Unvollständig  ist  ein  Spruch,  wenn  eine  Frage  nicht  oder 
nicht  voll  beantwortet  worden  ist*). 

In  sich  widerspruchsvoll  ist  der  Spruch  dann,  wenn 
die  Antworten  innerlich  nicht  einheitlich  oder  mit  einander  unver- 
träglich sind^^). 

Dagegen  kann  inhaltliche  Unrichtigkeit  des  Spruchs 
niemals  zu  einem  Berichtigungsverfahren  Anlass  geben.  Denn  den 
Inhalt  ihres  Spruches  haben  ja  die  Geschworenen  souverän  zu  bestimmen. 

Ist  umgekehrt  der  Spruch  gar  nioht  ordaungsmässig  zn  stände  gekommen, 
sondern  nichtig,  entspricht  z.  B.  das  Kundgegebene  gar  nicht  der  wahren  Meinung 
der  Geschworenenbank  '*),  so  bedarf  es  gar  nicht  erst  wie  die  meisten  wollen ''),  eines 


^  Z.  B.  es  fehlt  die  Unterschrift  des  Obmanns,  das  Stimmenverhältnis  ist  in 
unzulässiger  Weise  ausgedrückt  oder  umgekehrt  in  unzulässiger  Weise  nicht  aus- 
gedrückt   Genaueres  bei  Dalcke  143. 

^)  Dazu  Dalcke  145. 

*)  Z.  B.  „Ja  mit  7,  nein  mit  5  Stimmen",  E.  IX,  107;  R.  V,  601;   Dalcke  130. 

*j  Z.  B.  die  Hauptfrage  ist  verneint  und  auf  die  Hülfefrage  nicht  eingegangen.  Die 
Nichtangabe  des  Stimm  Verhältnisses  wird  von  v.  Eries  628;  Bennecke  616  Anm.  10; 
Löwe  4  zu  §  307;  £.  IV,  122 ;  B.  Y,  66,  hierher  gerechnet,  sie  gehört  aber  nicht 
hierher,  denn  entweder  war  die  gesetzliche  Majorität  thatsächiich  vorhanden,  dann 
liegt  lediglich  ein  formeller  Mangel  vor;  oder  sie  war  nicht  vorhanden,  dann  ist 
der  Spruch  ohne  Berichtigungsverfahren  nichtig,  s.  unten  bei  Anm.  11—13. 

^^)  Z.  B.  ein  „Ja'^  mit  soviel  Einschränkungen,  dass  in  Wahrheit  das  Bestehen 
eines  Strafanspruchs  verneint  wird  (etwa  bei  der  Frage  ex  §  303  StG.B.:  „Ja,  aber 
nicht  vorsätzlich^^);  das  Reichsgericht  ist  a.  M.,  vgl.  unten  §  128  II  gegen  Ende  und 
Dalcke  130.  Ferner  ist  in  sich  widerspruchsvoll  Bejahung  oder  Verneinung  mil- 
dernder umstände  trotz  vorangegangener  Verneinung  der  Schuldfrage.  Dies  muss 
auch  dann  gelten,  wenn  die  Verneinung  der  Schuldfrage  sich  aus  der  Antwort  auf 
eine  der  zu  ihr  gehörigen  Nebenfrage  ergab.  Nicht  richtig  E.  XXVII,  392,  vgl. 
XXVII 1,  408.  Ein  Widerspruch  ist  dagegen  nicht  vorhanden,  wenn  die  Mitthäterschaft 
des  einen  Angeklagten  mit  dem  anderen  verneint,  die  Mitthäterschaft  des  letzteren 
mit  dem  ersteren  dagegen  bejaht;  oder  wenn  die  Schuldfrage  in  betre£F  des  Haupt- 
thäters  verneint,  in  betreff  des  Anstifters  oder  Gehülfen  bejaht  wird.  Denn  die 
Ungleichheit  der  Behandlung  kann  sehr  wohl  in  einem  persönlichen  Strafaus- 
schiiessungijgmnde  wurzeln,  vgl.  oben  S.  559.    Das  ist  verkannt  in  £.  XXVIII,  340. 

")  Vgl.  oben  §  77  IH  1. 

>•)  Bennecke  615  Anm.  5;  Löwe  11;  Stenglein  6,  7  zu  §  309;  E.  VH, 
434;  E.  V,  19;  H.  Meyer  in  H.  fl.  II,  204. 
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566     Die  Kundgebung  des  Spruchs,  das  Ben-ichtigungsverfahren,  die  Verkündung.    §  127. 

BerichtiguDgsver  fahren s,   sondern  es  ist  unter  Beiseitelassung  des  nichtigen  Spruchs 
ein  neuer  gültiger  Spruch  herbeizuführen  "). 

Die  Anordnung  des  Berichtigungsverfahrens  erfolgt  durch  Beschluss 
des  Gerichts.  Sie  ist  zulässig,  so  lange  noch  nicht  auf  Grund  des 
Spruches  das  Urteil  verkündet  worden  ist,  §  309  Abs.  2  St.P.0. 

Die  erneute  Beratung  und  Abstimmung  der  Geschworenen  unter- 
steht denselben  Regeln,  wie  die  erste.  Sie  ist  auch  ihrem  Gegenstande 
nach  ganz  uneingeschränkt,  sofern  sachliche  Mängel  des 
Spruches  zu  berichtigen  sind;  alsdann  stehen  die  Ge- 
schworenen ihrer  Aufgabe  eben  so  gegenüber,  wie  das  erste  Mal;  sie 
sind  an  keinen  Teil  ihres  früheren  Spruchs  gebunden"),  §  311  Abs.  1 
St.P.O.  Ist  freilich  der  zu  berichtigende  Mangel  nur  ein  formeller, 
so  ist  die  neue  Beratung  und  Abstimmung  ihrem  Gegenstande  nach 
beschränkt:  sie  darf  das  zuerst  gefundene  Resultat  sachlich  nicht 
antasten,  §  310  St.P.O.  Es  darf  also  nur  der  formale  Mangel  auf  der 
früheren  sachlichen  Grundlage  berichtigt  werden  ^^).  Würden  die 
Geschworenen  in  einem  solchen  Falle  übergreifend  auch  ihre  frühere 
sachliche  Entscheidung  ändern,  so  müsste  hiergegen  ein  anderweites 
Berichtigungs verfahren  eingeleitet  werden  ^^'),  denn  die  nunmehrige 
unzulässige  Antwort  ist  jedenfalls  gegenüber  der  ersten  Antwort,  die 
ja  inhaltlich  festgehalten  werden  muss,    „in  der  Form  mangelhafr'. 

Das  Ergebnis  der  anderweiten  Beratung  und  Abstimmung  der 
Geschworenen  ist  sodann  von  dem  Obmann  auf  dem  Fragebogen  in  der 
Weise  niederzuschreiben,  dass  der  frühere  Spruch  erkennbar  bleibt^''), 
§  312  St.P.O.,  worauf  dann  die  anderweite  Kundgebung  des  Spruchs, 
wie  beim  ersten  Mal,  erfolgt. 


")  Oben  S.  295. 

")  Umfasst  der  Fragebogen  melirere  Thätor  oder  Thaten,  so  ist  die  Beratung 
also  nicht  etwa  beschräokt  auf  die  That  oder  den  Thäter,  bezüglich  deren  ein  mangel- 
hafter {Spruch  vorlag.  So  das  Reichsgericht  in  feststehender  Praxis.  R.  IX,  287, 
X.  349;  K.  XX,  188;  XXIV,  302;  IJen  necke  ()16  Anm.   12. 

*^)  Hat  z.  B.  das  erste  Mal  die  Schuldigsprechung  in  der  Form  „Ja  mit  8  gegon 
4  Stimmen'^  stattgefunden,  su  darf  diese  Antwort  jetzt  nur  geändert  werden  in  „Ja 
mit  mehr  als  7  Stimmen'^;  unstatthaft  wäre  es  z.  B.,  ein  Nichtschuldig  auszusprechen. 

^^)  So  Löwe  2  zu  §  310.  Wenn  Bennecke  (515  lehrt,  das  Gericht  habe  ohne 
BtMichtiguiigsver fahren  einfach  die  sachliche  Änderung  unbeachtet  zu  lassen,  so  i^t 
dit;s  nicht  durchführbar.  Hatten  die  Geschworenen  z.  B.  das  erste  Mal  „Ja  mit  8 
gegen  4  Stimmen'*  geantwortet  und  kommen  nunmehr  mit  einem  ,.Nein*'  zurück,  su 
fehlt  es  zudem  von  Ben  necke  gewollten  Urteil  an  einem  korrekten  Spruch,  der  doch 
die  Unterlage  des  Urteils  bilden  muss. 

.        '')  Zweck:    F^rmöglichung   späterer    Trüfung    in    der   Kcvisiorsinstanz,    ob  da> 
Berichtigungsvcjfahren  zu  Kecht  eingeleitet  worden  w^ar. 
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III.  Den  sei  es  sofort  korrekt  ausgefallenen,  sei  es  im  Wege  des 
Berichtigungsverfallrens  erzielten  Spruch  haben  der  Vorsitzende  und 
der  Gerichtsschreiber  zu  unterzeichnen,  St.P.O.  §  308  Abs.  3. 

Jetzt  erst  wird  der  Angeklagte  wieder  in  das  Sitzungszimmer 
eingelassen^^),  und  es  wird  ihm  nunmehr  der  Spruch  durch  Verlesung 
„verkündet"  ^^).  Die  Verkündung  darf  nicht  deshalb  unterlassen  werden, 
weil  etwa  der  Angeklagte  sich  inzwischen  entfernt  hat  (§  230 
Abs.  2  St.P.0.2<>),  denn  die  Verkündung  hat  jedenfalls  die  Bedeutung 
dass  das  Gericht  den  Spruch  als  Urteilsgrundlage  proklamiert.  Weiter 
reicht  allerdings  die  Bedeutung  des  Verkündungsaktes  nicht.  Ins- 
besondere kann  noch  immer  auch  nach  der  Verkündung  ein  Berichtigungs- 
verfahren angeordnet  werden,  §  309  Abs.  2  StRO.^^). 

§  128. 
5,  Die  Entscheidimg  des  Oertehtshofs. 
I.  Auf  dem  (gültigen)  Spruch  der  Geschworenen  hat  alsdann  das 
Gericht  weiterzubauen,  auch  wenn  es  von  der  Unrichtigkeit  des  Spruches 
überzeugt  ist^).  Nur  in  einem  einzigen  Falle  ist  dem  Gericht  die 
Macht  gegeben,  den  Spruch  zu  „kassieren"',  dann  nämlich,  wenn  die 
8  Mitglieder  des  Gerichtshofs  einstimmig  der  Ansicht  sind,  dass 
sich  die  Geschworenen  in  der  Hauptsache*)  sei  es  in  jure,  sei  es 
in  facto,  sei  es  in  der  Subsumtion«),  zum  Nachteil   des  Angeklagten 

")  Die  auffallende  Bestimmung,  dass  der  Angeklagte  bei  den  vorstehend  er- 
örterten Vorgängen,  bes  mders  bei  der  Kundgebung  des  Spruchs  und  den  Eröiterungen 
über  das  Berichtigungsverfahren,  nicht  zugegen  ist,  ist  früheren  Rechten  nachgeahmt 
und  wird  von  den  Motiven  damit  gerechtfertigt,  es  werde  so  dem  Angeklagten  Auf- 
regung erspart  und  es  könnte  seine  Anwesenheit  bei  einer  notwendig  werdenden  neuen 
Rechtsbelehrung  (§  306  St.P.0.)  sein  Misstrauen  gegen  die  Sicherheit  des  Spruchs 
der  Geschworenen  erregen  (zu  §  259  des  Reichstagsentwurfs)  —  Gründe  recht  zweifel- 
hafter Ai-t! 

^•j  Die  technischen  Bezeichnungen  „Kundgebung'*  und  „Verkündung**  sind  somit 
nicht  identisch. 

»°)  Dalcke  135.     A.  M.  Bennecke  618  Anm.  23;  Löwe  5  zu  §  313. 

'*)  Löwe  4a-,  Stenglein  1  zu  §  314;  Dalcke  136.  Nicht  zutreffend 
Bennecke  618. 

*)  Der  Spruch  ist  seiner  Natur  nach  ein  „Zwischenurteil";  Schanze  Z.  IV, 
461.     Oben  S.  314.     Dagegen    Bennecke  618  Anm.  24. 

*)  D.  i.  in  der  Schuidfrage  einschliesslich  der  von  ihr  abgesplitterten  Neben- 
fragen, im  Gegensatz  zur  Frage  nach  mildernden  Umständen;  Löwe  3a  zu  §  317; 
Bennecke  620  Anm,  36;  Geyer  769;  Meves,  Strafverfahren  J19;  v.  Kries  633. 
Stenglein  1  zu  §  317  will  die  „Hauptsache*'  beschränken  auf  das  „Ob",  nicht  das 
„Wie"  schuldig,  ebenso  Thilo  3;  Dalcke  2;  Keller  3  zu  §  317;  H.  Meyer  H,  H. 
II,  215;  Dalcke  Fragestellung  162. 

')  Löwe  2  zu  §  317;  Bennecke  620;  v.  Kries  633.  A.  M.  Stenglein  1 
zu  §  317;  Dalcke  161,  welche  den  Irrtum  in  der  Subsumtion  der  Thatsachen 
unter  das  Gesetz  nicht  als  Kassationsgrund  gelten  lassen. 
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568  I^io  EntsoheiduDg  des  Gerichtshofs.  $  I2S. 

d.  i.  derart  geirrt  haben,  dass  entweder  das  „Schuldig''  statt  „Nicht 
schuldig''  ausgesprochen,  oder  ein  schwererer  Strafanspruch  statt  eines 
leichteren  bejaht  worden  ist*),  StP.O.  §  317.  Ist  dieser  Fall  gegeben, 
so  verweist  das  Gericht  durch  sogenannten  Kassationsbeschluss,  der 
keiner  Motivierung  bedarf,  die  Sache  von  Aratswegen  zur  erneuten  Ver- 
handlung vor  das  Schwurgericht  der  nächsten  Sitzungsperiode. 

Bildeteu  mehrere  Strafanspiüche  den  Gegenstand  der  Verhandlung,  so  erfolgt 
die  Kassation  natürlich  nur  geteilt,  nur  hinsichtlich  des  Strafanspruchs,  bezüglxj 
dessen  geirrt  worden  ist,  §  307  Abs.  2  SiP.O.  Dagegen  ergreift  die  Kassation  dtesea 
Strafanspruch  ungeteilt^). 

An  der  neuen  Verhandlung  darf  kein  Geschworener  teilnehmen, 
der  an  dem  früheren  Spruche  mitgewirkt  hat,  §  317  Abs.  3.  Eine 
abermalige  Kassation  ist  in  dieser  neuen  Verhandlung  ausgeschlossen, 
§  317  Abs.  4  St.P.0.,  wäre  auch  der  Spruch  noch  härter  als  der  erste. 

IL  Abgesehen  von  dem  Falle  der  Kassation  hat  das  Gericht 

1.  auf  Grund  des  auf  „nicht  schuldig"  lautenden  Spruchs 
—  gleichviel  ob  die  Haupt-(Hülf8-)frage  verneint,  oder  ob  sie  zwar 
bejaht,  aber  auch  eine  der  von  der  Schuld  frage  abgesplitterten  Neben- 
fragen in  dem  Sinne  beantwortet  worden  ist,  dass  ein  Strafansprucb 
nicht  bestehe*),  —  ohne  weiteres  den  Angeklagten  freizusprechen. 
Plaidoyers   finden   in    diesem  Falle  nicht   statt,   §  314  Abs.  1   StP.O. 

2.  Ist  von  den  Geschworenen  ein  „Schuldig"  ausgesprochen 
worden,  so  dass  danach  Bestrafung  einzutreten  hätte,  so  schieben  sich 
zwischen  die  Verkündung  des  Spruchs  und  das  Urteil  die  —  an  den 
Gerichtshof  gerichteten  —  Plaidoyers  der  Parteien  zur  Straffrage  (mit 
Ausschluss  der  Frage  nach  mildernden  Umständen,  mit  Einschluss  aber 
natürlich  der  Frage  nach  Rückfall  und  Verjährung,  §  262  StP.O.')) 
ein,  §  314  Abs.  2  StP.O. 

Beweisanträge  sind  jetzt  natürlich  insoweit  unmöglich,  als  sie 
sich  auf  die  Schuldfrage  und  die  mildernden  Umstände  beziehen; 
dagegen  steht  einer  Beweiserhebung  zur  Straffrage  (abzüglich  der 
mildernden  Umstände)  nichts  entgegen®). 


*)  Dahin  gehört  auch  die  unrichtige  Annahme  einer  Ideaikonkurrenz,  K 
XXXI,  241. 

*)  Vgl.  oben  §  61  III;  Köhler,  Grenzlinien  zwischen  Idealkonkurrenz  uud 
(iesetzeskonkurreoz,  154. 

®)  Also  z.  B.  bei  Verneinung  der  „Einsicht^^  bei  Jugendlichen.  Anders  Bennecke 
Ü18,der  lediglich  die  Verneinung  der  Haupt-  (und  eventuell  Hülfs-)fragt'  hierher  rechnet. 

')  Daneben  kann  eventuell  das  Vorhandensein  oder  Fehlen  von  Prozessvoraus- 
sot zünden  zum  Gegenstande  des  Plaidorers  gemacht  werden. 

")  E.  XXI,  243.     Zu  weit  gehend  Bennecke  619  Aiun  28. 
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Auf  die  Parteivorträge  folgt  die  Beratung  des  Gerichtshofes  auf 
der  Grundlage  des  Verdikts.  Eine  Freisprechung  ist  natürlich  gegenüber 
dem  ,,Schuldig"  der  Geschworenen  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Davon 
giebt  es  nur  eine  Ausnahme:  der  Gerichtshof  kann  wegen  Ver- 
jährung freisprechen.  Hiervon  abgesehen  ist  die  Aufgabe  des  Ge- 
richts nur  die,  innerhalb  des  Strafrahmens,  den  ihm  das  Verdikt  an 
die  Hand  giebt,  eventuell  des  erhöhten  Rückfallstrafrahmens,  im  Wege 
der  Strafzumessung  die  richtige  Strafgrösse  zu  finden  *). 

Wenn  die  Geschworenen  eine  Frage  teilweise  bejaht  haben,  so  hat  das 
Gericht  daraus  natürlich  die  entsprechen  den  Konsequenzen  zu  ziehen ;  haben  die  Ge- 
schworenen z.  B.  auf  eine  Frage,  betreffend  Kiodestödtung  geaotwortet:  Ja,  aber  so, 
dass  die  vorsätzliche  Tödtung  nicht  in  oder  gleich  nach  der  Geburt  erfolgt  ist,  so 
ist  daiaus  ein  Schuldig  wegen  Totschlags  zu  folgern. 

Ob  fnilich  in  solchem  Falle  eine  Verurteilung  erfol^ea  kann,  hängt  davon  ab, 
ob  vor  dem  Spruch  der  nach  §  264  St.P.O  eiforderliche  Hinweis  '*)  geschehen  ist. 
Die  teilweise  Bejahung  schliesst  eine  „Veränderuog  des  rechtlichen  Gesichtspunktes^' 
im  Sinne  des  §  264  StP.O.  ein.  Ist  also  bei  Stellung  einer  Frage  irgend  die 
Möglichkeit  gegeben,  dass  vielleicht  durch  partielle  Bejahung  ein  anderes  Strafgesetz 
zur  Anwendung  zu  kommen  hätte,  so  muss  der  Vorsitzende  vor  dem  Spruch  den 
Angeklagten  gemäss  §  264  auf  die  möglicherweise  zu  erwaitende  Verschiebung  hin- 
weisen. Ist  dies  nicht  geschehen  (ist  z.  B.  die  partielle  Bejahung  völlig  unerwartet 
gekommen),  so  bleibt  bedauerlicherweise  nichts  anderes  übrig,  als  trotz  der  teilweiseu 
Bejahung  freizusprechen  bezw.  insoweit  ein  ideell  konkariierendes  Delikt  bejaht 
worden  ist,  nur  wegen  dieses  letzeren  zu  verurteilen  ").  Dass  der  Hinweis  etwa 
nach  dem  Schuldspruch  nachgeholt  werden  könnte,  ist  bei  dem  Zwecke,  den  er  ver- 
folgt, natürlich  ausgeschlossen. 

Stellt  sich  der  bei  teilweiser  Verneinung  als  bejaht  übrig  bleibende  Thatbeslands- 
rest  als  gar  nicht  strafbar  dar,  so  ist  nicht  freizusprechen ''),  sondern  es  bedarf  der 
Spruch,  weil  widerspruchsvoll,  der  Berichtigung*'). 

®)  Somit  ist  es  Sache  des  Gerichtshofs,  zu  prüfen,  ob  „ehrlose  Gesinnung"  im 
Sinne  des  § 20  St  G.B.  vorliegt,  denn  die  Geschworenen  sind  hierfür  nicht,  wie  Bennecke 
602  Anni.  4,  Löwe  7,  Stenglein  5  zu  §  295  wollen,  kompetent.  Desgleichen  hat 
der  Gerichtshof  über  Zubilligxmg  partieller  Kompensation  zu  befinden;  und  zwar 
kann  er  auch  dann  partiell  kompensieren,  wenn  etwa  die  totale  Kompensation  qua 
Strafaufhebungsgrund  in  einer  Nebenfrage  den  Geschworenen  unterbreitet  und  das 
Vorliegen  des  Kompensationsthatbestandes  verneint  worden 
wäre.  Denn  die  Geschworenen  haben  damit  nur  ausgesprochen  und  konnten  damit 
nur  aussprechen,  dass  völlige  Straf  auf  hebung  nicht  in  Frage  komme.  Ob  Retorsion 
in  der  Eigenschaft  eines  Grundes  zu  partieller  Kompensation  vorliegt,  ist  Straf- 
zumessungsfrage.    Anders  Steinitz,  Kompensation,  65  ff. 

»«)  Oben  S.  532. 

")  Zutreffend  Hücking  O.A.  XXXVIII,  401;  Löwe  5a  a  E.  zu'§  264;  Frank 
Z.  XU,  338.  A.  M.  V.  Kries  572  Anm.  1,  z.  T.  auch  E.  XIX,  224;  R.  V,'53I ;  Dalcke  86. 

")  Dieser  Meinung  sind  E.  II,  05;  X,  315,  vgl.  XXVIII.  408;  R.  U,  61,  III, 
556,  817,  X,  34J);  Bischoff  G.A.  XLII,  359,  XLVI,  11;  Bennecke  611;  Löwe 
4  zu  §  305. 

''}  So  v.  Kriüs  621);  Slongleiu  GS.  XLIV,  413;  Dalcke  131  Anm.  14. 
Oben  §  127  Anm.  10. 
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III.  Das  Urteil  des  O^richN  muss  in  jeiem  Falle  sofort  im  Anschlass  an  die 
Verhandlung  gefällt  werden,  eine  Aussetzung  der  Verkündung  (nach  §  267  St  P.O. i 
ist  hier  unstatthaft,  StP.O.  §315. 

Mit  der  Verkündung  ist  das  Urteil  natürlich  hier  wie  immer  unwiderroflich 
geworden,  sodass  namentlich  ein  Kassationsbeschluss  jetzt  nicht  mehr  möglich  ist. 
§  317  St.P.O. 

Der  herzustellenden  Urteilsarkunde  ist  der  Spruch  der  Geschworenen  in  Ur- 
schrift anzufügen;  in  den  Gründen  ist  auf  den  Spruch  d»^r  Geschworenen  Bezug  za 
nehmen,  §  316  StPO. 

2.  Das  Verfahren  in  den  Recbtsmittelfnetanzen. 

a)  Das  Berufuugsverfahren. 
§  129. 

a)     Allgemeines;  Verfahren  bis  zur  Hauptverhandlung. 

Die  Zulassung  von  Rechtsmitteln  gegen  das  Urteil  erster  Instanz 
beruht  auf  der  Erkenntnis,  dass  miiglicherweise  dieses  Urteil  in  einem 
fehlerhaften  Verfahren  ergangen  oder  materiell  irrig  ist.  Ein 
materieller  Irrtum  in  dem  richterlichen  Denkprozess  ^)  kann  nun  ent- 
weder im  Obersatz  oder  im  Untersatz  obgewaltet  haben:  im  Obersatz, 
insofern  der  Richter  in  jure  irrte,  die  abstrakten  Rechtssätze  ver- 
kannte; im  Untersatz,  insofern  der  Richter  in  facto  irrte,  Unwahres 
als  wahr  berücksichtigte,  Wahres  nicht  berücksichtigte.  Mit  Rücksicht 
auf  diese  doppelte  Irrtiimsraöglichkeit  sind  theoretisch  drei  Arten  von 
Rechtsmitteln  denkbar,  von  denen  das  eine  lediglich  die  Irrtümer  in 
jure,  das  andere  lediglich  die  Irrtümer  in  facto  rügt,  das  dritte  für  die  Rüge 
von  Irrtümern  beider  Art  offen  steht.  Prozessrechtsgeschichtlich  haben 
sich  jedoch  im  positiven  Recht  nur  zwei  dieser  Arten,  nämlich  nur  die 
erste  und  die  dritte,  herausgebildet.  So  kennt  auch  das  heutige 
deutsehe  Recht  einmal  ein  unbeschränktes  Rechtsmittel:  die  Berufung 
(Appellation);  sodann  ein  auf  die  Rechtsfrageentscheidung  beschränktes: 
(lici  Revision  (Nichtigkeitsbeschwerde,  Kassationsrekurs).  Der  Rüge 
fehlerhaften  Verfahrens  sind  daneben  beide  Rechtsmittel  zugänglich. 
Hier  ist  zunächst  die  Berufung  darzustellen. 

I.  Dem  Entwurf  der  StP.O.  war  die  Berufung  fremd«).  Es  sollte 
^'('p^n  Strafurteile  ausschliesslich  die  Revision  statthaben,  über  die 
Thatfragc  sollte  die  eiste  Instanz  endgültig  entscheiden.  Hiergegen 
(MJiob  sich  im  Reichstage  lebhafter  Widerspruch,    dem  schliesslich  die 


')  Ohon  s.  :}ir>. 

*)  Vgl.  Aüi.  1  aum  Entwurf  der  St.P.O. 
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Regierung  insoweit  nachpjab,  dass  die  Berufung  gegen  Urteile  der 
Schöffen-  und  Amtsgerichte  konzediert  wurde.  Der  jetzige  Rechts- 
zustand ist  danach  der,  dass 

in  Schöffen-  und  Aratsgerichtssachen  die  Berufung  und  demnächst 
gegen  das  Urteil  des  Berufungsgerichts  die  Revision, 

in  Strafkammer-  und  Schwurgerichtssachen  nur  die  Revision, 

in  Reichsgerichtssachen  überhaupt  kein  Rechtsmittel  gegeben  ist. 

Je  wichtiger  also  die  Strafsache,  um  so  geringer  die  Möglichkeit, 
untergelaufene  Irrtümer  noch  unschädlich  zu  machen.  Dieser  Zustand 
ist  unstreitig  prinziplos. 

Neuerdings  ist  eine  Bewegung  für  Erweiterung  der  Zulässigkeit 
der  Berufung  in  Fluss  gekommen;  da  freilich  gegenüber  Reichsgerichts- 
urteilen eine  höhere  Instanz  nicht  in  Frage  kommt,  und  eine  Berufung 
gegen  Schwurgerichtsurteile  kaum  ausführbar  wäre^),  so  reduziert  sich 
die  Reformbewegung  auf  die  Frage  der  Einführung  der  Berufung  gegen 
Strafkammerurteile  (erster  Instanz).  Derzeit  liegt  ein  diese  Forderung 
verwirklichender  Gesetzentwurf  dem  Reichstag  vor. 

Und  in  der  That  mass  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  gefordert  werden,  dass 
richterliche  urteile  nicht  allein  in  jure^  sondern  auch  tw  facto  überpiüfbar  seit^n*). 
Der  häufig  gehörte  Einwand,  dass  es  besser  sei,  vor  dem  Urteil  der  ersten  Instanz 
möglichst  viele  Garantieen  richtiger  Urteilsfindung  zu  schaffen,  verfängt  st-hon  deshalb 
nicht,  weil  eine  nachträgliche  Bekämpfung  des  im  Urteil  zu  Tage  treti'nden  Irrtums 
für  die  Parteien  immer  möglich,  eine  vorherige  Bekämpfung  des  kommenden  Irrtums 
deshalb  meist  unmöglich  ist,  weil  die  Parteien  nicht  ahnen  können,  dass  das  Gericht 
diesem  oder  jenem  Irrtum  verfallen  werde. 


■)  Ein  Grund  mehr,  der  für  die  Abschaffung  der  Schwurgerichte  spricht. 

*)  Gegen  die  Berufung  hat  sich  heftige  Polemik  erhoben.  Gegner  der  Berufung 
sind  namentlich  Bin  ding,  Grdr.  227;  derselbe.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend 
Änderungen  .  .  des  G.V.G.  und  der  Sl  P.O.  (1895),  18;  Stenglein,  Wider  die  Be- 
rufung (1894);  Mittelstadt,  Preuss.  Jahrb.  LXXVI,  137;  v.  Bülow,  Zur  Reform 
ui  serer  Strafrechtspflege,  1893;  Deutsche  Juristen-Ztg.,  1899  No.  4;  Mamroth, 
Die  Gefahren  der  neuen  Novelle  zum  G.V.G.  und  zur  St.P.O.  (1894);  Ortloff,  Für 
oiler  wider  die  Berufung  (]89());  Bennecke  734;  Birkmeyer  519,  G97;  Geyer 
S02;  v.  Kries  (34(3;  UUmann  .088  Anm.  1;  v.  Liszt,  Zukunft  V,  405.  Vgl.  auch 
Anlage  1  zu  den  Motiven  der  StP.O.  —  Anhänger  der  Beiiifung  sind  ötker, 
Deutsches  Wochenbl.  VII,  No.  43;  v.  Buchka,  Deutsche  Juristen-Ztg.  I,  462; 
II.  Meyer,  Krit.  Vjschr,  3.  Folge  V,  99;  Samter,  Aus  schöffengerichtlicher  Praxis 
(1894);  H.  Heinemann,  SociaJpol.  Oentr.Bl.  III,  Nr.  22;  Kade,  Die  Berufung  in 
tStrafkammersachen  (1894);  Beling,  Wiedereinführung  der  Berufung  in  Strafsachen 
(1894);  E.  Kay 8 er,  Grenzboten  LIII,  353;  v.  Staudinger,  Hamb.  Korresp.  vom 
25.  Febr.  1894;  Köhne,  Der  deutsche  Straf prozess  und  seine  Reform  (1894);  im 
Grunde  auch  Menzen,  Zur  Berufungsfra^e  in  Strafsachen  (1899),  der  neben  die 
Revision  wegen  Gesetzesverletzung  eine  „Revision  wegen  UnbiUigkeit"  stellen  will. 
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II.  Nach  derzeit  noch  geltendem  Recht  ist  die  Berufung  zulässig 
nur  gegen  die  Urteile  der  Schöffengerichte  und  der  Amtsgerichte, 
StP.O.  §  354,  211«);  Berufungsgericht  ist  die  Strafkammer,  G.V.G.  §  76. 

III.  Die  Berufung  ist  ein  unbeschränktes  Rechtsmittel. 
Es  giebt  keinen  Irrtum,  der  mit  der  Berufung  nicht  gerügt  vrerden 
könnte,  er  möge  auf  thatsächlicheni  oder  rechtlichem,  auf  materiell- 
rechtlichem  oder  prozessualem  Gebiete  liegen. 

Unbeschränkt  ist  freilich  die  Berufung  nur  soweit  nicht  der 
Beschwerdeführer  sich  selbst  beschränkt.  Nach  §  359  StP.O. 
kann  die  Berufung  nämlich  auf  bestimmte  Beschwerdepunkte  beschränkt 
werden.  Diese  Bestimmung  darf  nicht  in  dem  Sinne  aufgefasst  werden, 
als  beziehe  sich  die  Beschränkungsmöglichkeit  auf  den  Gegenstand 
der  Anfechtung^;;  denn  dass  an  das  Berufungsgericht  nur  das  an- 
gefochtene Stück  des  Urteils  devolviert,  ergiebt  sich  schon  aus  §§  368, 
357  St.P.O.^;  und  §  359  denkt,  wie  sein  Satz  2  deutlich  zeigt,  nicht 
an  den  „Gegenstands^  sondern  den  „Inhalt^^  des  Urteils.  §  359  muss 
also  mehr  besagen,  und  kann  nur  besagen,  dass  eine  Beschränkung 
auch  in  der  B  e  g  r  ü  n  d  u  n  g  der  Anfechtung  statthaft  ist;  die  Richtigkeit 
dieser  Ansicht  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  §  359  sich  an  den  von 
der  Rechtfertigung  der  Berufung  handelnden  §  358  anschliesst. 

Demgemäss  kaDn  z.  B.  der  Beschwerdeführer  erklären,  er  begehre  nur  eine 
Überprüfung  der  Frage,  ob  untauglicher  Versuch  strafbar  sei;  oder:  ob  nicht  sein 
Alibi  durch  die  Zeugen  bewiesen  sei  u.  s.  w.^).  Oder  er  kaon  erklären,  er  begehre 
nur  Überprüfung  der  Thatfrage  oder  umgekehrt  nur  Überprüfung  der  Rechts- 
frage*). 


')  Auch  gegen  die  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  ergangenen  Urteile. 
Von  einer  Anwendung  des  civilprozessualen  Satzes  Oontumax  non  appeUcU  ist  im 
Strafprozess  keine  Rede.  Gegen  Absenzurteile  der  SchöfiFengerichte  ist  somit  regulär 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  —  oben§  79  g.  E.,  unten  §  130  g.  £.  —  und 
Berufung  gegeben ;  wird  freilich  Wiedereinsetzung  gewährt,  so  wird  damit  die  Berufung 
gegenstandslos.  Für  den  Angeklagten  ist  natürlich  die  Wiedereinsetzung  günstiger, 
da  sie  ihm  die  erste  Instanz  noch  einmal  eröffnet 

^)  Dies  ist  wohl  die  allgemeine  Auffassung.  So  Bennecke  740:  die  Berufung 
könne  nach  §  359  auf  einzelne  Bestandteile  der  ürteilbformel,  z.  B.  die  Entscheidung 
bezüglich  des  einen  von  mehreren  Delikten,  die  Kostenfrage,  eine  Nebenstrafe,  die 
Höbe  der  verhängten  Strafe,  ihre  Art  u.  s.w.  beschränkt  werden.  Ebenso  Löwe  1  zu 
§  359;  Birkmeyer  699,  vgl.  710.  Doch  vgl.  auch  v.  Kries  (559,  der  der  im  Text 
vertretenen  Auffassung  nahe  steht. 

')  Oben  8.  440  IV. 

")  Eine  Beschränkung  liegt  aber  nur  dann  vor,  wenn  ausdrücklich  gesagt  wird, 
dass  nur  die  betreffenden  Beschwerdopunkte  und  keine  anderen  geprüft  werden  sollen. 
Die  blosse  Hervorhebung  einzelner  Beschwerdepunkte  ist  nicht  in  diesem  Sinne  zu 
deuten,  Bennecke  740  Anm.  11;  Löwe  2  zu  §  359. 

*)  A.  M.  Bennecke  741.  Dass  das  Rechtsmittel  seinem  Gegenstande  nach 
nicht  nach  Rechts-  und  Thatfrage  zerlegt  werden  kann,  darüber  s.  oben  S.  441. 
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IV.  Die  Einlegung  der  Berufung  —  beim  judex  a  quo  —  ist 
an  die  Frist  von  einer  Woche  gebunden,  von  der  Verkündung  bezw. 
Zustellung  des  Urteils  ab^o)  gerechnet^i),  §  355  StP.O.  Die  Form 
der  Berufung  ist  die  gewöhnliche  Rechtsmittelform:  Einlegung  zu 
Protokoll  des  Gerichtsschreibers  oder  schriftlich,  St.P.O.  §  355**). 

Kommt  die  Berufung  nicht  mehr  innerhalb  der  Frist  an  das 
üntergericht,  so  hat  dieses,  also  das  Amtsgericht,  §  30  Abs.  2  G.V.G., 
die  Berufung  durch  Beschluss  als  unzulässig  zu  verwerfen*^,  §  360 
Abs.  1  St.P.0.  Gegen  diesen  Beschluss  steht  dem  Beschwerdeführer 
innerhalb  einer  Woche  nach  Zustellung  der  „Antrag  auf  Entscheidung 
des  Berufungsgerichts''  (nicht  die  „Beschwerde""))  zu,  §§  360  Abs.  2, 
363  StP.O. 

V.  Ist  die  Berufung  nach  Auffassung  des  judex  a  quo  fristgerecht 
eingelegt,  so  hat  dieser  zunächst  das  Urteil  mit  den  Gründen  dem 
Beschwerdeführer,  d.  i.  demjenigen  Anfechtungsberechtigten,  um  dessen 
Rechtsmittel  es  sich  handelt,  zuzustellen^^),  sofern  das  nicht  schon 
vorher  geschehen  ist,  §  357  Abs.  2  StP.O. 

Die  Zustellung  des  Urteils  setzt  eine  zweite  Frist  von  einer  Woche, 
bestimmt  zur  Rechtfertigung  der  Berufung,  in  Lauf^^),  §  358  StP.O., 
doch  ist  eine  solche  Rechtfertigung  nur  fakultativ. 

Nach  Ablauf  der  Rechtfertigungsfrist  legt  der  Gerichtsschreiber 
des  Amtsgerichts  die  Akten   der  Staatsanwaltschaft  vor.     War  letztere 


^*)  Genauer:  die  Frist  läuft  von  der  ZnstelluDg  ab  für  den  Angeklagten,  wenn 
er  bei  der  Verkündang  nicht  zugegen  war. 

'M  Auch  bei  Absenznrteilen  ist  dem  Ausgeklagten  nicht  etwa  gestattet,  die 
Berufung  erst  nach  etwaiger  Zurückweisung  seines  Gesuchs  um  Wiedereinsetzung 
einzulegen.  Vielmehr  gilt  hier  Eventualmaxime:  auch  wenn  er  Wiedereinsetzung 
beantragt,  muss  er  gleichwohl  entweder  gleichzeitig  oder  nachher,  jedenfalls  innerhalb 
der  einwöchigen  Frist,  schon  Berufung  einlegen  (für  den  Fall  der  Nichtgewährung  der 
Wiedereinsetzung).  Eiolegung  der  Berufung  allein  gilt  als  Verzicht  auf  Wieder- 
einsetzung.   §  356  St.P.O.    Vgl.  Löwe  3  zu  §  356;  Bennecke  735. 

*•)  Vgl.  dazu  §  341  St.P.O.,  sowie  oben  S.  446. 

'*)  Dagegen  steht  eino  Prb^ing,  ob  die  Form  der  Berufung  gewahrt  ist,  dem 
Untergericht  nicht  zu. 

^^)  Deshalb  findet  §  852  Abs.  2  St.P.O.  keine  Anwendung,  es  ist  vielmehr 
gegen  den  Beschluss  des  Berufungsgerichts  nach  §  363  Abs.  2  sofortige  Beschwerde 
gegeben.  Ben  necke  736  Anm.  21;  Birkmeyer  703;  Löwe  6;  Stenglein  4  zu 
§  360.    A.  M.  V.  Schwarze,  H.  H.  II,  271. 

'^)  Oben  §  104  II.  Also  dem  Angeklagten,  wenn  dieser  seihet,  oder  sein 
Verteidiger  Berufung  eingelegt  hat;  dem  gesetzlichen  Vertreter,  wenn  dieser 
kraft  eigenen  Bechts  Berufung  eingelegt  bat,  u.  s.  w. 

^^)  Erfolgte  die  Zustellung  des  Urteils  noch  innerhalb  der  Berufungsfrist,  so 
beginnt  die  im  Text  ei  wähnte  Bechtferdgungsfrist  erat  mit  Ablauf  der  Berufungsfrist, 
§  358  St.P.O.  Für  Berufungseinlegung  und  -Rechtfertigung  stehen  dem  Beschwerde- 
führer also  immer  mindestens  1  Woche  -|-  I  Woche  zu  Gebote. 
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die  Beschwerdeführerin,  so  stellt  sie  dem  Angeklagten  die  Schriftstücke 
über  Einlegung   und  Rechtfertigung  der   Berufung  zu,    §  361   St.P.O. 

Demnächst  übersendet  die  untergerichtliche  Staatsanwaltschaft 
die  Akten  der  Staatsanwaltschaft  bei  dem  Berufungsgericht,  die  dann 
ihrerseits  die  Akten  binnen  einer  Woche  dem  Vorsitzenden  der  Straf- 
kammer zugehen  lässt,  §  362  St.P.0. 

VI.  Dem  Berufungsgericht  —  der  Strafkammer  —  liegt  zunächst 
die  Prüfung  der  Berufung  auf  ihre  prozessualen  Voraussetzungen  hin 
ob^^).  Fehlt  es  an  diesen  (Frist,  Form  u.  s.  w.),  so  hat  es  (in  der 
Besetzung  von  drei  Mitgliedern,  G.V.G.  §  77)  die  Berufung  ohne  Eintritt 
in  eine  Hauptverhandlung  durch  Besehluss  als  unzulässig  zu  verwerfen, 
St.PO.  §  36313). 

Dieser  Besehluss  urterliegt  der  sofortigen  Beschwerde,  §  363  Abs.  2*®). 

Anderenfalls  ist  die  Sache  zur  Hauptverhandlung  zu  bringen, 
in  der  die  Strafkammer  regulär  mit  fünf,  in  Übertretungs-  und  Privat- 
klagesachen mit  drei  Mitgliedern  besetzt  ist,  G.V.G.  §  77. 

Zu  dieser  Hauptverbandlung  ist  der  Angeklagte  auch  dann  zu  laden,  wenn 
er  nicht  der  Beschwerdeführer  ist,  §  371  St.P.O.  In  die  Ladung  des  Angeklagten 
zur  Hauptverhandlung  ist  ein  Hinweis  auf  die  Folgen  des  Ausbleibens  (§  370  StP.O.)*^) 
aufzuLehmen,  §  364  Satz  2  St.P.0. 

Im  übrigen  gelten  für  die  Vorbereitung  der  bemfungsinstanzlichen  Haupt- 
verhandlung keine  Besonderheiten. 

§  130. 
ß)     Die  Hauptverhandlung  in  der  Berufungsinstanz. 

I.  Der  Gang  der  Hauptverhandlung  der  Berufungsinstanz  folgt 
denselben  Grundsätzen,  wie  der  der  ersten  Instanz,  mit  folgenden 
Modifikationen : 

1.  An  die  Stelle  der  Verlesung  des  Eröffnungsbeschlusses  tritt, 
und  zwar  als  erste  Prozesshandlung  nach  Beginn  der  Hauptverhandlung, 
der  Vortrag  eines  Berichterstatters  (in  Abwesenheit  der  Zeugen); 
dabei   ist  in  jedem  Falle  das  erstinstanzliche  Urteil  mit  den  Gründen 


")  Auch  die  Frage,  ob  die  Frist  eingehalten  ist,  ist  nicht  etwa  um  deswillen 
der  Prüfung  des  judex  ad  quem  entzogen,  weil  schon  der  judex  a  quo  diesen  Punkt 
geprüft  hat. 

^®)  Das  Gesetz  sagt  ungenau:  „kann  .  .  .  verwerfen'^  Es  ist  aber  ganz 
undenkbar,  dass  das  Gericht,  wissend,  dass  die  Berufung  unzulässig  ist,  in  eine  Haupt- 
verhandlung einträte. 

*')  Auch  dann,  wenn  er  durch  Antrag  des  Beschwerdeführers  gemäss  §  3VjO 
Abs.  2  St.P.O.  veranlasst  war,  oben  IV  Abs.  2. 

^)  Unten  §  130  g.  E.       . 
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zu  verlesen,  §  365  StP.O.     Daran  schliosst  sich  dio  Vernolimunfi^  dos 
Angeklagten  zur  Person  und  zur  Saclie  und  die  Beweisaufnahme. 

2.  Der  Umfang  der  Beweisaufnahme  richtet  sich,  sofern 
es  sich  um  Übertretungs-(oder  Privatklage-)sachen  handelt,  unter  Durch- 
brechung des  §  244  Abs.  1  StP.O. ^)  danach,  inwieweit  das  Gericht 
Beweiserhebungen  für  notwendig  hält,  ohne  dass  die  Parteien  das 
Gericht  nötigen  könnten,  Beweiserhebungen  vorzunehmen,  die  das 
Gericht  für  unnötig  erachtet,  §  244  Abs.  2  St.P.O. 

3.  Stark  eingeschränkt  ist  der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit 
der  Beweiserhebung,  insofern  die  Vernehmung  der  erstinstanzhch 
vernommenen  Zeugen  und  Sachverständigen  durch  Verlesung  ihrer 
erstinstanzlichen  Aussage  aus  dem  Hauptverhandlungs-Protokoll')  ersetzt 
werden  kann^).  Eine  persönliche  Vernehmung  in  der  Hauptverhandlung 
ist  nur  erforderlich,  wenn  die  wiederholte  Vorladung  erfolgt  ist  oder 
von  dem  Angeklagten  rechtzeitig  vor  der  Hauptverhandlung  beantragt 
worden  ist,  §  366  St.P.O.  Es  hat  somit  jedes  der  drei  Prozesssubjekte 
für  sich  allein  unabhängig  von  den  anderen  die  Möglichkeit,  die 
persönliche  Vernehmung  eines  Zeugen  oder  Sachverständigen  herbei- 
zuführen: der  Angeklagte  durch  rechtzeitigen  Antrag;  die  Staats- 
anwaltschaft durch  Ladung,  das  Gericht  und  auch  schon  der  Vorsitzende 
(§  364  Abs.  2)  durch  Anordnung  der  Ladung.  Gegen  ein  solches 
Abgehen  vom  Unmittelbarkeitsgrundsätze  im  Einverständnis  sämt- 
licher Prozesssubjekte  wird  sich,  wie  das  Gesetz  mit  Recht  annimmt, 
nichts  Erhebliches  einwenden  lassen. 

Im  übiigen  ist  die  Zulässigkeit  der  Verlesung  von  Schriftstücken  auch  in  der 
Berufungsinstanz  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  zu  beurteilen;  §  366  Satz  1 
St.P.O.  eröffnet  keineswegs  die  Zulässigkeit  der  Verlesung  schlechthin*) 

4.  Tritt  eine  Veränderung  des  rechtlicl>en  Gesichtspunktes  hervor,  so 
ist  zwar  regelmässig  nicht  anders,  als  in  der  ersten  Instanz,  zu  verfahren, 
nur  cessiert  hier  das  Recht  des  Angeklagten,  die  Aussetzung  der 
Hauptverhandlung  zu  verlangen,  wenn  es  sich  nur  um  eine 
Übertretungs-  (oder  Privatklage)sache  handelt,   §   264    Abs.   5   St.P.O. 


M  Oben  §  121  S.  526. 

')  Nicht  aus  anderen  Protokollen.    A.  M.  Bennecke  743;  Löwe  3d  zu  §3(i(). 

^)  Auch  wenn  diese  Niederschrift  von  dem  Betreffenden  weder  genehmigt 
noch  ihm  vorgelesen  worden  ist  {de  lege  ferenda  freilich  höchst  bedenklich);  Meyer 
O.A.  XXXI,  326     A.  M.  Pütter  G.A.  XXX,  170. 

*)  Benneoke  742;  Löwe  2;  Stenplein  3  zu  §  366;  Keller  S.  469; 
V.  Kries  656,  L'echism.  133;  Rintelen  313"  Anm.*).     A.  M.  Geyer  810. 
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5.  Bei  den  Schlussvorträgen  hat  der  Beschwerdeführer  das 
erste  Wort,  §  867  St.P.0.  Im  übrigen  gilt  die  allgemeine  Regel  des 
§  257  St.P.0. 

6.  Ausserdem  ergeben  sich  gewisse  Modifikationen  von  selbst  aus 
dem  Umstände,  dass  der  Prozess  schon  in  zweiter  Instanz  schwebt  So 
kann  z.  B.  eine  Incidentanklage  in  der  Berufungsinstanz  nicht  erhoben 
werden,  da  sonst  die  erste  Instanz  in  dieser  incidenter  anhängig 
gemachten  Strafsache  übergangen  würde  s). 

II.  um  zu  seiner  Entscheidung  zu  gelangen,  hat  das  Berufungs- 
gericht zuerst  zu  prüfen,  ob  die  prozessualen  Berufungsvoraussetzungen 
vorliegen,  (Frist,  Form  etc.).  Ist  das  nicht  der  Fall,  so  ist  die  Berufung 
als  unzulässig  zu  verwerfen,  und  zwar  durch  Beschluss*). 

Ist  die  Berufung  dagegen  zulässig,  so  ist  auf  die  Sache  selbst 
einzugehen.  Hierbei  prüft  das  Berufungsgericht  den  Sach-  und  Streitstand 
insoweit  die  Sache  devol viert  ist^),  mit  völliger  Freiheit  genau,  wie  die 
erste  Instanz,  vgl.  §  373  St.P.0.  Es  findet  ein  novum  Judicium  statt, 
sodass  man  nicht  unrichtig  die  Berufungsinstanz  als  eine  zweite  erste 
Instanz  bezeichnet  hat^).  Namentlich  sind  nova  zulässig,  es  ist  nicht 
etwa  bloss  zu  prüfen,  ob  das  Dntergericht,  so  wie  die  Sache  damals 
lag,  richtig  erkannt  hat;  auch  nach  dem  urteil  eingetretene  Ver- 
schiebungen der  Sachlage  (Stellung  eines  Strafantrags  u.  s.  w.)  sind  mit 
zu  berücksichtigen. 

Das  Berufungsgericht  hat  sich  also  nicht  etwa  auf  die  Prüfung 
zu  beschränken,  ob  die  vom  Beschwerdeführer  erhobenen 
Bemängelungen  zutreffen.  Hat  der  Angeklagte  z.  B.  seine 
Berufung  darauf  gegründet,  dass  das  Gericht  Falsches  gegen  ihn 
geglaubt  habe,  so  hat  das  Berufungsgericht,  wenn  es  in  diesem  Punkte 
die  Berufung  nicht  für  durchgreifend  hält,  gleichwohl  noch  zu  prüfen, 
ob  nicht  etwa  z.  B.  bei  der  unterrichterlichen  Entscheidung  in  jure 
geirrt  ist  u.  s.  w.  Auch  auf  vorgekommene  prozessuale  Fehler  hin, 
soweit  sie  nicht  inzwischen  geheilt  sind,  hat  das  Berufungsgericht  das 
bisherige  Verfahren  zu  revidieren,  sie  mögen  von  den  Parteien  gerügt 

^)  Reichsgericht,  G.A.  XLII,  251. 

«)  So  Birkmeyer  663.  A.  M.  (Urteil):  Bennecke  738  Anm.  29,  744 
Anm.  1.  Die  im  Text  vertretene  Ansicht  harmoniert  nicht  allein  mit  dem  System  im 
ganzen,  wonach  Formalarteile  nur  eine  singulare  Erscheinung  sind;  sondern  auch  mit 
§  363  St.P.0.,  der  freilich  schlecht  gefasst  ist.  Der  Umstand,  dass  zwischen  die  Ein- 
iegung  der  Berufung  und  die  Entscheidung  eine  Haupt  Verhandlung  dazwischengetreten 
nötigt  nicht  zu  einem  Urteil,  vgl.  oben  S.  535. 

0  §  368  StP.O.    Oben  §  104  8.  440. 

•)  Binding  183. 
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sein  oder  nicht ^).  Nur  dann  verhält  es  sich  anders,  wenn  sich  der 
Beschwerdeführer  auf  bestimmte  Beschwerdepunkte  beschränkt,  also 
ausdrücklich  erklärt  hat,  dass  er  eine  Überprüfung  des  Vordenirteils 
nur  unter  diesen  und  jenen  Gesichtspunkten  wünsche,  §  359  St.P.O.^°). 
Alsdann  ist  ausschliesslich  über  den  einzelnen  Beschwerdepunkt 
(z.  B.  darüber,  ob  untauglicher  Versuch  strafbar  ist,)  zu  verhandeln, 
das  übrige  Prozessmaterial  bleibt  ungeprüft. 

Aus  dem  Ergebnis  der  Hauptverhandlung  sind  sodann  die  Kon- 
sequenzen zu  ziehen,  so  jedoch,  dass  reformatio  in  pejus  ausgeschlossen 
istii),  StP.O.  §  372. 

Ergiebt  die  berufungsinstanzliche  Hauptverhandlung  nicht,  dass 
das  angefochtene  Urteil  ein  gravamen  für  den  Beschwerdeführer 
enthält,  sodass  also  das  Berufungsgericht,  wenn  es  erste  Instanz  wäre, 
das  urteil  genau  ebenso  fällen  würde,  wie  es  in  erster  Instanz  geschehen 
ist,  so  ist  die  Berufung  „als  unbegründet  zu  verwerfen",  und 
zwar  durch  Urteil. 

Gelangt  das  Berufungsgericht  dagegen  zu  einem  dem  Beschwerde- 
führer günstigeren  Ergebnis,  als  das  Untergericht,  hat  also  die  Berufung 
Erfolg,  so  ist  in  jedem  Falle  das  untergerichtliche  Urteil  (in  dem 
Umfange,  in  dem  die  Sache  devolviert  ist)  aufzuheben.  Gleichzeitig 
hat  das  Berufungsgericht  regulär  das  Urteil  in  der  Sache  selbst  so 
zu  fällen,  wie  wenn  es  erste  Instanz  wäre  (Freisprechung,  Verurteilung 
u.  s.  w.).  Ausnahmsweise  kann  aber  das  Berufungsgericht  sich  des  Urteils 
in  der  Sache  enthalten  und  sich  auf  Aufhebung  des  Vorderurteils 
und  Zurückverweisung  der  Sache  in  die  Vorinstanz  zur  ander- 
weiten Verhandlung  und  Entscheidung  beschränken,  wenn  das  Ver- 
fahren erster  Instanz  so  fehlerhaft  war,  dass  auch  die  Revision 
begründet  sein  würde,  §  369  Abs.  2.  Das  Berufungsgericht  wird  voa 
dieser  Möglichkeit  dann  Gebrauch  machen,  wenn  die  erste  Instanz  so 
mangelhaft  war,  dass  die  Strafsache  eigentlich  erst  in  der  Berufungs- 
instanz voll  zur  Geltung  gekommen  ist. 

Das  Untergericht,  an  welches  die  Zurückverweisung  erfolgt  ist, 
hat  sodann   die  Sache,  insoweit  sie  überhaupt  noch  in  Ute  ist^^),  neu 


*)  Ebenso  ßeonecke  745  Addi.  5;  Löwe  5  zu  §369;  v.  Kries,  Rechtsmittel 
142;  Oeyer  812.  A.  M.  Stenglein  4  zu  §  369;  v.  Schwarze  H.  H.  11,  287; 
V.  Kries  Lehrbuch  666;  Uli  mann  596;  Binding  248,  wohl  auch  ötker  62a 

.")  Oben  §  129  IIL 

")  Oben  S.  443. 

*»)  Oben  S.  440. 
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zu  Terbandelü.  An  die  Reohtsauffassang  des  Berufungsgericbts  ist  es 
dabei  nicht  gebunden  (wie  sich  argum,  e  contrario  aus  §398^^)  ergiebt). 
I>age|i;eii  darf  es  im  Vergleich  zu  seinem  eigenen  früheren  (vom 
Berufungsgericht  aufgehobenen)  Urteil  nicht  in  pejus  reformieren^^). 
Das  gefällte  Urteil  ist  natürlich  wiederum  mit  Berufung   anfechtbar. 

War  das  in  erster  Instanz  mit  der  Sache  befasste  Amts-  bezw. 
Schöffengericht  gar  nicht  zuständig,  so  hat  das  berufungsgerichtlicfae 
Urteil  2U  iauton  auf  Aufhebung  des  angefochtenen  Urteils  und  Ver- 
weisung der  Sache  an  das  zuständige  Gericht,  §  369  Abs.  3  St.P.0. 

Ist  das  mit  der  Berufung  befasste  Gericht  selbst  das  zur  Ab- 
urteilung in  erster  Instanz  zuständige,  so  hat  es  selbst  als  Gericht 
ere^  Instanz  zu  v<erhandeln  und  zu  erkennen;  in  den  S^hen,  die 
bisher  als  Obertretungssachen  aufgefasst  waren,  in  denen  daher  die 
Berafungs-StrafkAmmer  nur  in  der  Besetzung  von  drei  Richtern  tagte, 
Ritids  als  Gericht  erster  Instanz  nunmehr  natürlich  gemäss  G.V.G.  §  77 
die  fünfgliedrige  Strafkammer  eintreten  ^^);  auch  das  Verfahren  muss 
sich  Bunmehr  völlig  den  für  die  Hauptveriiandlung  erster  Instanz 
geUienden  Sätzen  anpassen ^^).  Gegen  das  alsdann  ergehende  Urteil  ist, 
wie  gegen  jedes  erstinstanzliche  Urteil,  Rerision  gegeben. 

III.     Besondere  SSt^e  gelten  für  den  Fall  der  unentschuldigten 

VersäUTfinisi')- 

1.  Hatte  der  Angeklagte  oder  für  ihn  ein  gewillkürier  Ver- 
treter oder  der  Verteidiger  die  Berufung  eingelegt  und  erscheint  der 
Angeklagte  in  der  Haupt  Verhandlung  nicht,  so  wird  die  Berufung 
dadarch  hinfällig;  sie  ist  sofort  ohne  Eingehen  auf  die  Sache  durch 
FormalurteiP*)  als  unzulässig  zu  verwerfen;  dies  Urteil  ist  seinem 
Wesen  nach  ein  „VersäumTiis"-(Kontumacial-)Urteil  im  Sinne  des 
Civilprozessrechts. 


»»)  ÜDten  §  133. 

»*)  E.  XXV,  399;  Bennecke  748  Aniti.  24;  v.  Lilie d t hal  H.R  Lex.  IH, 
1.  Hälfte  317;  Löwe  5  za  §  372;  Thode  \fSthoi  der  reform,  in  p^.  16.  A.  11. 
V.  Kries  Rechtsmittel  117. 

»*)  E.  XIX,  166,  173. 

»•)  Vgl.  z.  B.  R.  VIII,  342,  V,  731;  E.  IX,  282,  XX,  390;  Löwe  12a; 
Stenglein  11  zu  §  369. 

*^)  Atisser  wenn  der  Angeklagte  gemäss  §  232  St.P.O.  vom  Erscheinen  in  der 
beruf ungbiii^anzlioben  Hanptverhandlung  entbunden  worden  ist;  in  diesem  Falle 
gelten  die  nachfolgenden  SoBderbeatiramnngen  nicht,  sondern  es  findet  reguläre 
Absenzverhandlong,  wie  in  erster  Instanz  statt;  Bennecke  747  Anm.  16;  Löwe  Ic 
zu  §  370;  V.  Kries  654;  Ullmann  593.    Anders  Stenglein  1  zu  §  370. 

'')  Das  ergiebt  sich  aus  Abs.  2  des  §  370. 
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Da  das  Gesetz  hier  ein  Eingehen  auf  die  Sache  selbst  unzweideutig  abschneidet 
und  die  Berufung  schlechthin  hinfiUlig  werden  lässt,  so  kommt  auch  gar  nieht  mehr 
in  Frage,  ob  etwa  vorher  die  Berufung  schon  irgendwelchen  Erlolg  gehabt  hatte. 
Hatte  z.  B  der  Angeklagte  gegen  ein  ihn  zu  drei  Monaten  Gefängnis  verurteilendes 
Erkenntnis  erster  Instanz  Berufung  eingelegt,  war  er  in  der  Beruf ungshandlung  er- 
schienen und  hatte  Herabsetzung  der  Strafe  auf  einen  Monat  Geföngnis  erzielt,  darauf 
Revision  eingelegt  und  die  ZnrückverweisuDg  der  Rache  in  die  Berafnagsinstanz  er- 
stritten, so  kommt  es  doch  bei  nuam^irigem  Ausbltxoen  zur  Verwerfang  der  Berufung, 
es  verbleibt  also  bei  der  Strafe  von  drei  Monaten  Gefängnis,  ^ewoU  beim  Erscheinen 
des  Angeklagten  in  der  Hauptverhandlung  gemäss  dem  Verbot  der  reformatio  in 
pejus  die  höchste  zulässige  Strafe  sich  auf  einen  Monat  bemessen  haben  würde. 

Diese  Folgen  treten  im  Prinzip  auch  dann  ein,  wenn  der  Ange- 
klagte einen  Vertreter  in  die  Hauptrerhandlung  entsandt  hatte.  Nur 
in  demselben  beschränkten  umfange,  wie  in  erster  Instanz  (§  233 
St.P.O.)^*),  ist  eine  Vertretung  (durch  einen  Verteidiger)  statthaft;  in 
diesen  Fällen  tritt  die  Contumacialfolge  nicht  ein,  wenn  ein  solcher 
Verteidiger-Vertreter  zur  Stelle  (oder  sein  Ausbleiben  entschuldigt) 
ist,  vgl.  §  370  St.P.O. 

Wenn  der  Angeklagte  anfänglich  zur  Stelle  war,  sich  aber 
nachher  entfernt  hat,  so  gilt  nicht  §  370,  sondern  §  230  StP.O.  Auf 
das  Ausbleiben  eines  Vertreters  der  Staatsanwaltschaft  bezieht  sich 
§  370  StP.O.  nicht. 

2.  War  die  Berufung  Ton  der  Staatsanwaltschaft  eingelegt,  und 
ist  der  Angeklagte  nicht  erschienen,  so  steht  es  im  Ermessen  des 
Gerichts,  ob  es  die  Vorführung  oder  Verhaftung  des  Angeklagten 
anordnen  oder  ohne  ihn  verhandeln  will;  ein  Versäumnisurteil  ergeht 
nicht,  das  Verfahren  ist,  wenn  ohne  den  Angeklagten  verhandelt  wird, 
gestaltet  wie  die  Absenzverhandlung  in  erster  Instanz >^). 

3.  War  die  Berufung  von  dem  gesetzlichen  Vertreter  oder  Ehe- 
manD  kraft  eigenen  Rechts  eingelegt  worden,  und  erscheint  der  Ange- 
klagte nicht,  so  kann  seine  Vorführung  angeordnet,  aber  auch  ohne 
ihn  verhandelt  werden,  §  371  St.P.O.  Ist  dagegen  der  Beschwerde- 
führer selbst  ausgeblieben,    so    wird,    auch   wenn  der  Angeklagte  er- 


")  Oben  S.  520— 521.  Bei  der  Frage,  ob  Vertretung  zulässig  ist,  spielt  somit 
die  Höhe  der  in  erster  Instanz  erkannten  Strafe  gar  keine  RoUe;  Bennecke 
746  Anm.  12;  Löwe  2a;  Stenglein  1  zu  §  370;  v.  Kries  654,  Rechtsmittel  125; 
Kleinfeiler  G.S.  XLV,  375;  Ullmann  593.  A.  M.  v.  Schwarze  2  zu  §  370, 
H.H.  II,  73;   Voitus  1  zu  §  370  und  Kontroversen  II,  73;    Keller  3a  zu  §  370. 

«0  Oben  S.  520. 
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schienen  ist.  nach  Analogie  des  §  370  die  Berufung  als  unzulässig  zu 
verwerfen  sein'^). 

In  den  Fällen,  in  denen  das  Urteil  ohne  Anwesenheit  des  An- 
geklagten gesprochen  worden  ist,  sei  es  als  Kontumadal-,  sei  es  als 
gewöhnliches  Absenzurteil,  ist  dem  Angeklagten  ganz  wie  gegen  Absenz- 
urteile  erster  Instanz  und  unter  denselben  Voraussetzungen  (§§  44,45. 
234  Abs.  2  StP.O.)*«)  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gewährt,  §§  370  Abs.  2,  373  St.P.0.  Analog  wird  dem  kontumazierten 
gesetzlichen  Vertreter  und  Ehemann  im  Falle  3  die  Wiedereinsetzung 
zu  gewähren  sein'^). 

b)   Das  Revisionsverfahren. 

§  131. 
a)   Allgemeines;   ZulAssigkeit  der  Revision;    RevislonsgrQnde. 
I.    Die  Revision  ist  statthaft   gegen  Urteile   der  Schwurgerichte 
und  gegen  —  erstinstanzliche  wie  berufungsinstanzliche  —  Urteile  der 
Strafkammern,  §  374.  StP.O. 
Revisionsgericht  ist 

1.  gegenüber  Schwurgerichtsurteilen  stets  das  Reichsgericht; 
§  136«  G.V.G.; 

2.  gegenüber  erstinstanzlichen  Strafkammerurteilen  regelmässig 
das  Reichsgericht,  §  136^  6.V.6.,  ausgenommen  den  Fall,  dass  die 
Revision  ausschliesslich  auf  Verletzung  eines  landesrechtlichen  Rechts- 
satzes  gestützt  wird;  letzterenfalls  geht  die  Revision  an  die  Ober- 
landesgerichte, §  123  8  G.V.6.,  und  zwar  in  Preussen  an  das  Eammer- 
gericht  §  9  E.G.V.G.,  Preuss.  A.G.V.G.  §  öO^; 

3.  gegenüber  berufungsinstanzlichen  Strafkammerurteilen  sind 
für  die  Revision  zuständig  regelmässig  die  Oberlandesgerichte,  §  123^ 
G.V.G.  (und  zwar  in  Preussen  das  Kammergericht  dann,  wenn  eine 
nach  preussischem  Landesrecht  strafbare  Handlung  den  Gegenstand 
der  Untersuchung  bildet,  E. G.V.G.  §  9,  Preuss.  A.G.V.G.  §  50«). 

Ausnahmsweise  geht  im  Falle  3  in  Strafsachen  wegen  Zuwider- 
handlungen gegen  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  öflfentUcher  in 
die  Reicbskasse  fliessender  Abgaben    und  Gefälle  die  Revision  an  das 


»M  A.  M.  BenDeoke747;  Löwe  l;  Stenglein  1  zu  §371;  Birkmeyer706 
(sofern  nur  der  Angeklagte  erschienen  sei,  müsse  trotz  des  Ausbleibens  des 
Beschwerdeführers  verhandelt  werden). 

•»)  Vgl.  oben  S.  521. 

•^  Ebenso  Benneoke  748  Anm.  21. 
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Beichsgericht,  wenn  die  Staatsanwaltschaft  bei  Einsendung  der  Akten 
darauf  anträgt,  §  136  Abs.  2  G.V.G. 

Die  Bevisionsinstanz  ist  ausnahmslos  letzte  Instanz.  Oegen  ihre 
Entscheidung  ist  kein  weiteres  Bechtsmittel  gegeben. 

IL  Die  Beyision  ist  ein  beschränktes  Bechtsmittel,  sie  ist  nicht 
im  Stande,  eine  Überprüfung  der  untergerichtlichen  Th  atfrageent- 
Scheidung  herbeizuführen,  sondern  nur  eine  Überprüfung  der  B  e  c  h  t  s- 
frageentscheidung,  sowie  des  die  untergerichtliche  Entscheidung  tra- 
genden Verfahrens.  Die  Beweiswürdigung  des  üntergerichts  ist 
also  durch  Bevision  nicht  zu  erschüttern^).  Soll  die  Bevision  durch- 
dringen,  so    muss    vielmehr 

1.  in  dem  bisherigen  Verfahren  eine  Bechtsnorm')  nicht 
oder  nicht  richtig  angewendet  worden  sein,  §  376 
Abs.  2  St.P.0.,  es  muss  also  entweder  ein  Bechtssatz  angewendet 
worden  sein,  obwohl  seine  Voraussetzungen  nicht  zutrafen,  oder  umge- 
kehrt ein  Bechtssatz  nicht  angewendet  worden  sein,  obwohl  seine  Vor- 
aussetzungen zutrafen. 

Dabei  ist  eine  zweifache  Möglichkeit  gegeben: 

a)  Entweder  es  steht  in  Frage  ein  Fehler  im  Verfahren,  also 
die  Verletzung  eines  Satzes  des  Strafprozessrechts  in  seiner 
Anwendung  auf  den  gegenwärtigen  Prozess,  die  fehlerhafte  Vornahme 
oder  Nichtvornahme  einer  Frozesshandlung,  insonderheit  einer  dem 
urteil  vorangegangenen  Entscheidung  (Ablehnung  eines  Beweisantrages, 
Qeschworenenspruch  u.  s.  w.),  §  375  StP.O.  Von  einem  „Fehler"  lässt 
sich  aber  hierbei  nur  dann  reden,  wenn  einem  Imperativischen 
Bechtssatz  nicht  Genüge  geschehen  ist.  Verfehlungen  gegen  die  bloss 
instruktionellen  („Soll-") Sätze,  z.B.  StG.B.  §  164  Abs.  2«),  sowie 
unrichtige  Anwendung  des  dem  Bichter  freigegebenen  Ermessens 
(z.  B.  bei  Abmessung   der  Strafe  innerhalb  des  Strafrahmens)  können 


»)  Vgl.  dazu  Binding  Grdr.  253  ß. 

*)  =  Bechtssatz  (sei  es  gesetzes-  oder  gewobnheitsrechtlich  oder  etwa  doroh  Ana- 
logie gewoDnoD  u.  s.  w.),  vgl  §  7  (E.St.P.O.,  E.  IX,  299,  R.  V,  673),  nnd  zwar  ein  Bechts- 
satz, wie  ihn  der  deutsche  Richter  überhaupt  anzuwenden  hat,  d.  h.  ein  deutscher 
oder  ein  solcher  ausländischer  oder  völkerrechtlicher  Satz,  auf  den  das  deutsche 
Recht  verweist,  vgl.  z.  B.  St.G.B.  §  4".  Fremdstaatliches  Recht  als  solches  und 
Völkerrecht  als  solches  bleiben  ausser  Betracht.  Bezüglich  des  Völkerrechts  vgl. 
Triepel,  Völkerrecht  und  Landesrecht  1899.  Nicht  revisibel  sind  Verwaltnngs- 
verordnungen  im  Gegensatz  zu  Rechtsverordnungen,  dienstliche  Anordnungen  u.  dgl. 
E.  XXIX,  180,  n,  195,  m,  8;  Binding  Grdr.  253. 

.  *)  E.  XXXI,  231  scheint  hier  freilich  kein  Bedenken  bezüglich  der  Revisibilitüt 
gehabt  zu  haben. 
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mit  der  BevisioQ  nicht  gerügt  werd^i^).  Selbstverständlicb  ist,  dass 
auch  geheilte  Verstösse  endgültig  ihre  Bedeutung  verioren  haben. 
Selbst  Verstösse  gegen  imperativiscfae  Sätze  aber  sind  nicht  ausnahmslos 
zur  Stützung  der  Revision  geeignet  Die Beviaion  geg^a  berufungs- 
gerichtliche  Sträfkammerurteile  kann  nämlich  auf  Fehler  im  Verfahren 
nur  in  ganz  geringem  Umfang  gestützt  werden:  es  kann  nämlich  hier 
mittels  der  Revision  nur  gerügt  werden  (§  380  StJP.O.) 

a)  dass  die  Strafkammer,  nachdem  schon  einmal  eine  Revision  in 
der  betreffenden  Strafsache  zur  Zurück  Verweisung  au  die  Strafkammer 
geführt  hatte,  sich  der  Rechtsauffassung  des  Revisionsgerichts  zuwider 
dem  §  398  Abs.  1  StRO.**)  nicht  angepasst  habe;    oder 

ß)  dass  die  Strafkammer  in  unzulässiger  Weise  in  pejus  reformiert 
habe,  §  398  Abs.  2  St.P.O. 

Alle  anderen  Prozessfehler,  die  im  Verfahren  vorgekommen  sind, 
können  mit  der  Revision  gegen  Berufungs urteile  unpassender 
Weise  nicht  gerügt  werden*).  Die  Bedenklichkeit  dieser  Bestimmung 
ist  allseitig  anerkannt^). 

b)  Oder  es  handelt  sich  darum,  dass  das  Untergericht  bei  der 
materiellrechtlichen  Entscheidung  fälschlich  Obersätze  zu 
Grunde  gelegt  hat,  die  auf  den  Untersatz  nicht  passen,  (z.  B.  den  §  242 
StG.B.  auf  eine  Wegnahme  von  Elektrizität),  oder  auf  die  festgestellten 
Untersätze  Obersätze  nicht  angewendet  hat,  die  auf  jene  passen, 
(z.  B.  den  Notwehrparagraphen  auf  eine  Verteidigungshandlung,  die 
festgestelltermassen  die  Merkmale  der  Notwehr  an  sich  trägt.) 

Eine  solche  materiellrechtliche  Rüge  kann  aus  allen  möglichen  Hechtsgebieten 
entnommen  weiden,  insoweit  sie  alle  dem  Strafrichter  die  anzuwendenden  Obersätze 
gewihren.  IiS  kommt  dabei  in  erster  Linie  natürlich  das  materielle  Strafrecht  in 
Betracht^  aber  da  dessen  Sätze  sieh  an  die  anderen  Rachtsgebiete  aniehnen,  so  kann 
eine  materiellrechtliche  Rüge  sich  beziehen  z.  B.  auf  das  Börgerlicbe  Recht  (z.  B. 
das  Untergericht  sei  dadurch  zu  emer  Verurteilung  wegen  Diebstahls  gelangt,  weil 
es  einen  eigentumsrechtlichen  Satz  des   B.O.B.  missverstanden  habe);  auf  das  Ver- 


*)  Benneoke  753  Anm.  22;  v.  Kries  675;  UUmann  604;  Binding  253. 

')  unten  §  133  a.  £. 

^)  Deshalb  sind  z.  B.  berafungsgerichtliohe  Eontamaoialurteile  —  oben  S.  578  — 
mit  der  Revision  unasgreifbar,  da  bei  ihnen,  die  auf  die  Sache  gar  nicht  eingehen,  auch  eine 
materiellreohtliohe  Rüge  (unten  b)  undenkbar  ist.  Lamm,  Re\ision,  18,  Kamme  r- 
gericht,  Johow  II,  205;  M.  V,  136,  Vin,  401;  Karl  Schmidt,  Der  §  380,  48; 
Fuchelt  3  zu  §  370;  v.  Kries  Rechtsmittial  123.  Hieryon  wollen  zwar  Ausnahmen 
als  möglich  anerkennen:  HaasG.S.  XXXIII,  136;  Löwe  4;  Stenglein  3  zu  §  370; 
Bennecke  747,  Anm.  18    Dagegen  aber  mit  Recht  Höpfner  G.A.  XLIV,  345. 

n  Vgl.  besonders  Karl  Schmidt,  Der  §  380  St.P.0. 1885;  Löwe  4  zu  J  380; 
Ben  necke  758  Anm.  Ü;  v.  Kries  679;  Bin4ing  ürdr.  2o*J. 
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wahiiDgsrecht  (z.  B.  das  Uiitaigerioht  habe  einen  Satz  über  die  Befiigniase  der  Polizei 
verianniX  ja  sogar  auf  das  Strafprozessreoht  (z.  B.  das  Untergericht  habe  im  Presess 
gegen  A  wegen  Freiheitsberaubung,  verübt  an  B,  den  §  127  StP.O.  faisoh  angewendet), 
u.  s.  w. 

Derartige  materiellrechtliche  Rügen  sind  (im  Gegensatz  su  den 
prozessualen,  §  380  StP.O.)  auch  bei  der  Revision  gegen  berufungs- 
gerichtliche Urteile  in  vollem  Umfange  zulässig^. 

Ob  aber  die  Untersätze  an  sich  richtig  sind,  das  kann 
durch  die  Revision  nicht  in  Frage  gestellt  werden  (ob  also  z.  B.  der 
Angeklagte  wirklich  derjenige  gewesen  ist,  der  in  diebischer  Absicht 
in  ein  Haus  eingestiegen  ist,  ob  er  diese  oder  jene  Äusserung  gethan 
hat  u.  s.  w.»). 

Die  Feststellung,  ob  es  sich  um  einen  Irrtum  im  Obersatz  (Rechtsfrage)  oder 
im  Untersatz  (Thatfrage)  handelt,  kann  mitunter  scheinbar  zweifelhaft  werden.  Den 
Schlüssel  zur  Beseitigung  d^s  Zweifels  ergiebt  die  Erwägung,  dass  die  Thatfrage  es 
mit  konkreten  Stüoken  des  meoschlichen  Lebens,  die  Beohtsfroge  dagege»i  mit  abstrakten 
Sätzen  zu  thun  hat>^. 

2.  £in  solcher  (prozess-  oder  materiellrechtlicher)  Veirstoss  gegen 
das  Gesetz  kann  aber  die  Revision  nur  dann  begründen^  wenn  auf 
ihm  das  angefochtene  Urteil  beruht,  wenn  Kausal- 
zusammenhang zwischen  Verstoss  und  Urteil  gegeben  ist. 

Kausal  für  das  Urteil  sind  aber 

a)  Fehler  im  Verfahren  dann,  wenn  bei  richtiger  Prozedur 
die  Urteilsfällung  hätte  unterbleiben  müssen,  oder  der  Urteilsinhalt 
anders  ausgefallen  wäre. 

Daraus  ergiebt  sich,  dass  das  Fehlen  einer  ürteilsvoraussetzung'^) 
immer  die  Revision  rechtfertigt  ^').    Es  können  femer  einen  Bevisionsgrund  abgeben 


^  Hier  wird  deshalb  von  Wichtigkeit,  ob  man  gewisse  Materien  dem  Prozess- 
recht oder  dem  materiellen  Recht  zuweist  (Strafantrag,  Ehescheidung  beim  Ehebruch, 
Verjährung,  Rechtskraftwirkung  u.  s.  w.).  Darüber  siehe  im  einzelnen  E.  Schmidt, 
Der  §  380, 1886.  Sätze,  die  gleichzeitig  Strafprozessrecht  nnd  materielles  Recht  wären, 
kann  es  begrifflich  nicht  geben,  so  Benneoke  757  Anm.  8  gegen  Löwe  2b  zu 
§  380.  Die  Sätze  der  §§  497 ff.  (Kosten)  sind  materieUrechtlich,  Bennecke  758  Anm.  8; 
y.  Eries  678;  Stenglein**  zu  §  380-,  üllmann  608. 

*)  Oben  U  im  Anfang. 

'^  Handelt  es  sich  um  die  Frage,  ob  eine  gewisse  Entfernung  eine  „grosse^^ 
im  Sinne  der  §§  222,  232  StP.O.  sei,  so  ist  die  Frage,  wieviel  Kilometer  zwischen 
den  Orten  liegen,  ob  Verkehrshindernisse  sie  trennen  u.  s.  w.,  Thatfrage,  dagegen  die 
Frage,  ob  „eine^^  Entfernung  z.  B.  von  30  Ki)ometer  eine  „grosse^^  ist,  Rechtsfrage. 
Übereinstimmend  E.  IV.  174;  B.  III,  301,  IV,  120;  Löwe  5b  zu  §  222.  Da- 
gegen R.  II,  204,  602;  Benneoke  522  Anm.  18;  Stenglein  3  zu  §  222. 

")  Oben  S.  381  ff. 

")  Binding  Gidr.  256. 
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z.  B.  das  Fehlen  einer  Vomntenuohung,  wo  sie  notwendig  war^");  die  Nicht- 
erechöpfung  der  Beweisaufnahme  zuwider  dem  §  244'^);  die  gesetzwidrige  Vereidigong 
oder  Nichtvereidigung  eines  Zeugen  über  eine  relevante  Thatsache;  die  Verurteilung 
aus  einem  veränderten  rechtlichen  Gesichtspunkte  ohne  zuvorigen  Hinweis  zuwider 
dem  §  264  St  P.O.");  NichtStellung  der  Frage  nach  der  „Einsicht"  bei  Jugendlichen '•); 
Verkehr  der  im  Beratungszimmer  befindlichen  Geschworenen  mit  der  Aussen  weit*'); 
Verhandlung  gegen  eine  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  unterstehende  Person  *®). 

Ob  ein  Kausalzusammenhang  vorliegt,  ist  in  jedem  Falle 
besonders  zu  prüfen.  Gewisse  Verstösse  im  Verfahren  jedoch  werden 
Yom  Gesetz  ohne  weiteres  als  kausal  für  das  urteil 
behandelt;  es  sind  dies  die  sogenannten  absoluten  Sevisions- 
gründe  (besser  „unbedingte"  Revisionsgründe)  des  §  377  StP.O. 
Liegt  nämlich  einer  der  dort  aufgeführten  Verstösse  vor,  so  schlägt  die 
Kevision  auch  dann  durch,  wenn  im  konkreten  Falle  jeder  Nachweis 
eines  ursächlichen  Zusammenhanges  fehlt. 

Diese  unbedingten  Revisionsgründe  sind  folgende  ^^): 

o)  Vorschriftswidrige  Besetzung  des  Gerichts  oder  der  Ge- 
schworenenbank ; 

ß)  Mitwirkung  eines  kraft  Gesetzes  ausgeschlossenen  Richters, 
Schöffen  oder  Geschworenen  bei  dem  Urteil; 

y)  Mitwirkung  eines  abgelehnten  Richters,  nachdem  die  Ablehnung 
zuvor  für  begründet  erklärt  oder  zu  Unrecht  verworfen  worden  war; 

^)  Unzuständigkeit  des  Gerichts; 

«)  Fehlen  der  Staatsanwaltschaft  in  der  Hauptverhandlung  oder 
einer  Person,  deren  Anwesenheit  in  der  Hauptverhandlung  gesetzlich 
vorgeschrieben  ist; 

C)  Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Öffentlichkeit  des  Ver- 
fahrens in  der  Hauptverhandlung; 

v)  Fehlen  von  Entscheidungsgründen  in  der  Urteilsurkunde; 


")  A.  M.  Bennecke  482  Anm.  4;  Löwe  Ib;  Stenglein  1,  7  zu  §  176;  R. 
m,  91,  VI,  161;  Binding  Grdr.  257;  v.  Kries  480;  Ullmann  404;  Süss  Steüung 
der  Parteien  250  Anm.  1.  Gegen  Benneckes  Argumentation;  auch  bei  Aufhebung 
des  Urteils  würde  das  neue  Vei-fahren  doch  wieder  auf  Grund  des  Eröf&iungs- 
beschlusses  ergehen,  vgl.  unten  §  133  VIII. 

**)  Vgl.  Ben  necke  541  und  Anm.  12  daselbst 

")  Bennecke  564  Anm.  19. 

»«)  E.  XXXI,  232. 

*^)  Bennecke  610  Anm.  22,  der  aber  zu  weit  geht,  wenn  er  auch  ohne  Be- 
stehen eines  Beeinflussungsverdachts  die  Revision  durchschlagen  lassen  will. 

*«)  E.  XII,  125;  R.  VH,  198;  G.A.  XXXVII,  312,  XXXVIII,  78. 

^^)  Kasuistik  hierzu  s.  bei  Benneoke  755  Anm.  27,  vgl.  auch  401  Anm.  27 
und  29,  402  Anm.  33;  Löwe  2-18  zu  §  377. 
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^)  unzulässige  Beschränkung  der  Verteidigung  in  einem  für  die 
Entscheidung  wesentlichen  Punkte  durch  Gerichtsbeschluss. 

b)  Materiellrechtliche  B'ehler  sind  kausal  für  das  urteil 
dann,  wenn  eine  inhaltlich  andere  Entscheidung  bei  Ausmerzung 
der  unrichtigen  und  Zugrundelegung  der  richtigen  Obersätze  sich 
ergeben  würde. 

Als  nicht  revisibel  scheiden  somit  aus  alle  Rechtssatzverletzungen, 
die  das  Urteil  nicht  beeinflusst  haben. 

Beispiele  sind  (nichtrevisible  Fehler  im  Verfahren):  Nichtzustellnng  der  An- 
klageschrift vor  Fassnng  des  Eröffnungsbeschlusses  zuwider  dem  §  199  StP.O.  *®). 
Fehler  im  SitzungsprotokoH  (WirkuDgslosigkeit  der  ,,Protokollrügen"*'); 

(Dichtrevisible  materiellrechtliche  Fehler):  Freisprechung  von  der  Anklage  der 
Sachbeschädigung  mit  der  Begründung,  dass  1.  der  Angeklagte  gar  keine  fremde, 
sondern  eine  herrenlose  Sache  beschädigt  habe,  und  zwar  2.  nicht  „absichtlich'' ;  —  der 
Fehler  ad  2  („absichtlich"  statt  „vorsätzlich'')  wäre  nicht  revisibel,  weil  die  Ent- 
scheidung schon  durch  die  Erwägung  ad  1  für  sich  allein  getragen  wird. 

§  132. 
/T)    Verfahren  bis  zur  Hauptverhandlung. 

I.  Zur  Geltendmachung  der  Revision  berechtigt  sind  die  oben 
§  104  II  als  allgemein  rechtsmittelberechtigt  Genannten.  Dabei  ist 
aber  die  Staatsanwaltschaft  stark  eingeschränkt: 

1.  Sie  kann  einen  im  Verfahren  vorgekommenen  Verstoss  gegen 
einen  lediglich  zu  Gunsten  ^)  des  Angeklagten  gegebenen 
Recbtssatz  nicht  als  Handhabe  benutzen,  um  das  Urteil  zu  Ungunsten 
des  Angeklagten  anzufechten,  §  378  St.P,0. 

2.  Gegen  Schwurgerichtsurteile,  die  auf  einem  auf  „Nicht- 
schuldig'' lautenden  Verdikt*)  basieren,  hat  die  Staats- 
anwaltschaft nach  §  379  St.P.O.  die  Revision  nur  dann,  wenn  sie  sich 
gründet  auf  gesetzwidrige  Stellung  oder  Nichtsteilung  einer  Frage 
oder  auf  einen  der  unbedingten  Revisionsgründo  in  §  377 ^  ^^  ^,  * 
St.P.0.     Vorausgesetzt  ist  in  §  379  allerdings,  dass  das  Verdikt  selbst 


»<»)  Bennecke  494  Anm.  13;  E.  IV,  3(54,  II,  19;  R.  1,  262-  Löwe  3b  zu  199. 

*'}  Bonnecke  752  Anm.  15;  R,  IX,  55;  Löwe  7  zu  §  291. 

>)  Vgl.  Ben  necke  756  Anm.  1,  2,  auch  E.  XXIX,  48. 

^)  Also  einem  solchen,  das  die  Haupt-  (und  sämtliche  etwa  gestellten  Hü]f8-)f  ragen 
verneint  oder  zwar  diese  bejaht,  aber  eine  davon  abgesplitterte  Nebenfrage  so  beant- 
wortet, dass  der  Straf anspruch  negiert  wird. 
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ordnungsmassig  zu  Stande  gekommen  ist;  Fehler  im  Zofitandekommen 
des  Spruchs  kann  die  Staatsanwaltsohaft  somit  stets  rögen'). 

WeitergebeiKla  BesohiäDhugea  der  Bevision  (etwa  nach  Art  der  civil- 
pxozeasasJuon  Revision  eine  Beschrünkong  «uf  eine  Summa  reptsibüü,  auf  die  Bqge 
revisiblen  Rechts  u  s.  w.)  sind  der  8t P.O.  nicht  bekannt 

IL  Die  £inlegung  der  Bevision  weist  keine  Besonderheiten  auf, 
§  381  StP.O.*).  Das  Verhältnis  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  zur  Bevision  ist  das  gleiche  wie  zur  Berufung^  §  382  St.P.0.^). 
Auch  darin  gleicht  das  Verfahren  dem  Berufungsverfahren,  dass  als- 
bald nach  Einlegung  des  Bechtsmittels  das  Urteil  mit  Gründen  dem 
Beschwerdeführer  xuzustellen  ist,  sofern  dies  noch  nicht  geschehen 
war,  §  983  Abs.  2  StP.O. 

Ein  einschneidender  Unterschied  der  Bevision  gegenüber  der 
Berufung  ist  aber  der,  daas  hier  die  Bechtfertigung  des  Bechts- 
mittels obligatorisoh,  Beviaionsvoraussetzung  ist:  der  Beschwerdeführer 
hat  bei  der  Bevision  die  Erklärung  abzugeben,  inwieweit  er  das  Urteil 
anfechte  und  dessen  Aufhebung  beantrage  (Bevisionsanträge),  und  die 
Anträge  zu  begründen,  §  384  St.P.O.  Dabei  muss  die  Begründung  der 
Revision  einen  derartigen  Verstoss  behaupten,  der  geeignet  ist,  die 
Aufhebung  des  Urteils  im  Wege  der  Bevision  herbeizuführen.  Würde 
der  Beschwerdeführer  etwa  lediglich  die  Glaubwürdigkeit  eines  Zeugen 
beanstanden,  so  wäre  seine  Bevision  unzulässig,  nicht  gehörig  gerecht- 
fertigt, und  ohne  Eingehen  auf  die  Sache  zu  verwerfen.  Die  BoTisions- 
rüge  muss  weiter  erkennen  lassen,  ob  das  Urteil  wegen  Verletzung 
eines  Bechtssatzes  über  das  Verfahren  oder  wegen  Verletzung  eines 
anderen  Bechtssatzes  angefochten  wird,  StP.O.  §  384  Abs.  2.  Im 
letzteren  Falle  genügt  die  generelle  Erklärung  des  Beschwerdeführers, 
dass  er  „einen  Verstoss  gegen  das  materielle  Becht^^  rüge;  einer 
Angabe,  worin  dieser  Verstoss  bestehe,  bedarf  es  nicht  Soll  der 
Bevisionsangriff  dagegen  auf  einen  Fehler  im  Verfahren  gestützt  werden, 
80  muss  dieser  Fehler  speziell  bezeichnet  und  es  müssen  „die  den 
Mangel  enthaltenden  Thatsachen^^  angegeben  werden,  §  384  Abs.  2 
Satz  2  StP.O. 


')  Ganz  besonders  bietet  der  Umstand,  dass  onzulässigerweise  ein  Beriohtigangs- 
verfahren  stattgehabt  hat  oder  unterblieben  ist  einen  Ravision^^rund,  £•  VI,  317, 
XIV,  208,   U,  96;    R.  IV,  315,  401,   VIU,  441,   II,  60;    Benneoke  757  Anm.  5. 

*)  Oben  §  105  I. 

*)  Oben  8.  572  Anm.  5. 
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Zur  Rechtfertigung  der  Revision  ist  eine  Frist  von  einer  Woche 
gegeben^).  Sie  läuft  vom  Ablauf  der  Revisionseinlegungsfrist  ab,  oder, 
wenn  zu  diesera  Zeitpunkt  das  Urteil  noch  nicht  zugestellt  war,  von 
der  Zustellung  des  Urteils  ab.  Wie  die  Einlegung,  so  ist  auch  die 
Rechtfertigung  der  Revision  beim  judex  a  quo  anzubringen,  §  385 
Abs.  1  St.P.O.  Dabei  besteht  für  den  Angeklagten^)  Verteidiger-  oder 
Anwalts-  oder  Üerichtsscbreiberzwang^),  §  385  Abs.  2  St.P.O. 

III.  Zur  ersten  Prüfung  der  Revision  ist  das  Untergericbt  berufen. 
Es  hat  die  Revision  durch  Beschluss  als  unzulässig  zu  ver- 
werfen, wenn  die  Revision  verspätet®)  eingelegt  ist,  oder  die  Revisions- 
rechtfertigungen nicht  frist-  oder  formgerecht  angebracht  sind,  §  386 
StP.O.  Gegen  diesen  Beschluss  des  Untergerichts  kann  der  Beschwerde- 
führer binnen  einer  Woche  nach  Zustellung  auf  die  Entscheidung  des 
Revisionsgerichts  antragen,  §  386  Abs.  2  StP.O. 

Sofern  dagegen  das  Untergericht  die  in  §  386  erwähnten  Revisions- 
Voraussetzungen  für  gegeben  erachtet,  wird  die  Revisioni^chrift  dem 
Gegner  des  Beschwerdeführers  zugestellt^®),  §  387  StP.O.  Dem  Gegner 
des  Beschwerdeführers  steht  frei,  binnen  einer  Woche  eine  schriftliche 
Gegenerklärung  einzureichen,  und  zwar  kann  der  Angeklagte  diese 
auch  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  abgeben.  Nach  Eingang 
der  Gegenerklärung  oder  Ablauf  der  für  sie  laufenden  Frist  werden 
die  Akten  der  Staatsanwaltschaft  übergeben,  die  sie  an  die  Staats- 
anwaltschaft des  Revisionsgerichts  behufs  Vorlegung  an  letzteres  ein- 
sendet, §  387  St.P.O. 

IV.  Das  Revisionsgericht  hat  vorab  seine  Zuständigkeit  zu  prüfen. 
Findet  das  Gericht,  dass  ein  anderes  Revisionsgericht  zuständig  ist,  so 
hat  es  durch  Beschluss  seine  Unzuständigkeit  auszusprechen.  Dieser 
Beschluss  ist  unanfechtbar  und  für  das  darin  bezeichnete  Revisions- 
gericht bindend,  §  388  StP.O. 

')  Die  RechtlertiguDg  kann  aber  auch  vorher,  besonders  auch  gleichzeitig  mit 
der  Einlegung  erf(^gen.  —  Als  Formalakt  ist  die  einmal  erfolgte  RevisionsreohtfertiguDg 
nicht  er^zbar;  Nachbringung  weiterer  Revisionsbeschwerden  ist  nicht  zugelassen, 
E.  XXIV,  250. 

^)  Und  analog  für  den  gesetzlichen  Vertreter  and  Ehemann,  Bennecke 
760  Anm.  22. 

")  Easnistik  hierzu  s.  bei  Bennecke  760  Anm.  23;  daza  E.  XXVIII,  430, 
XXVII,  211;  Frank  Z.  X,  599. 

*)  Die  Form  der  Kevlbionse  i  n  1  e  g  u  n  g  prüft  das  Untergericht  nicht. 

^'^I  Durch  die  Staatsanwaltschaft  (Datürlich  nur  insofern  nicht  sie  selbst  der 
„Oegner  des  Beschwerdeführers'^  ist),  nicht  vom  Gericht  direkt  (Analogie  des  S  301, 
Grundgedanke  des  §  m  St.r.0.);  O.L.G.  Co  In  1885,  1889,  O.A.  XXX  VIII,  15. 
A.  M.  Löwe  2b  zu  §  387. 
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Femer  hat  das  Revisionsgericht  zu  prüfen,  ob  die  Bevisions- 
voraussetznngen  gegeben  sind.  Fehlt  es  daran,  so  ist  in  eine  Haupt- 
verhandlung  nicht  einzutreten,  sondern  die  Revision  durch  Beschiuss 
als  unzulässig  zu  verwerfen,  §  389  St.P.O.^^). 

§  133. 
y)  Die  Hauptverhandlung  in  der  Revisionsinttanz;  die  erneute  Hauptverhandlung 

in  erster  Instanz. 

I.  Erscheint  weder  zu  einem  Revisionsverwerfungsbeschluss,  noch 
zu  einer  ünzuständigkeitserklärung  (oben  §  132  IV)  Anlass  gegeben, 
so  kommt  es  zur  Hauptverhandlung,  die  gegenüber  der  Hauptverhandlong 
in  erster  und  in  der  Berufungsinstanz  den  bedeutsamen  Unterschied 
aufweist,  dass  eine  eigene  Beweisaufnahme  über  die 
materiellrechtlich  erheblichen  Thatsachen  durch- 
aus ausgeschlossen  ist.  Diese  Thatsachen  nimmt  das  Revisions- 
gericht gemäss  dem  oben^)  Ausgeführten  ausschliesslich  aus  der  Hand  des 
üntergerichts.  Die  Beweiserhebung  ist  mittelbar,  sie  ruht  auf  schrift- 
licher Grundlage,  nämlich  auf  der  Urteils  Urkunde  der  Vor- 
in stanzt).  Nicht  einmal  nova  werden  in  der  Revisionsinstanz  fest- 
gestellt, diese  können  vielmehr  höchstens  in  einem  Wiederaufnahme- 
verfahren (unten  §§  134  ff.)  berücksichtigt  werden«).  Wohl  aber  werden 
eventuell  prozessual  erhebliche  Thatsachen  in  der  Hauptverhandlung 
in  geeigneter  Weise  (Akteneinsicht  u.  s.  w.)  festgestellt. 

II.  Die  Anwesenheit  des  Angeklagten  in  der  Hauptverhandlnng  ist  nicht 
erforderlich.  Er  ist  aber  von  dem  Termin  zu  benachrichtigen  und  ist,  wenn  er  sich 
auf  freiem  Fnsse  befindet,  zu  erscheinen  berechtigt,  kann  sich  auch  in  jedem  Eidle 
durch  einen  Verteidiger  vertreten  lassen,  §  390  Bt.P.O. 

in.  Die  Hauptverhandlnng  beginnt  mit  dem  Vortrage  des  Berichterstatters; 
auf  ihn  folgen  die  Plaidoyers,  §  391  StP.O. 

IV.  Die  Entscheidung  des  Revisiousgerichts  hängt  in  erster  Linie 
natürlich  davon  ab,  ob  die  ßevisionsvoraussetzungen  vor- 
liegen (Frist,  Form,  Rechtfertigung).  Fehlt  es  daran,  so  ist  die  Revision 
als  unzulässig  zu  verwerfen,  und  zwar  durch  Beschluss*). 


»M  Zu  dem  „kann"  in  §  389  vgl  oben  §  129  Anm.  18. 

*)  §  131  IL 

«)  Vgl.  unten  V. 

»)  Vgl.  R.  II,  17,  VII,  225;  Bennecke  752,  Anm.  18. 

*)  Ebenso  ßirkmeyer  663.  Nach  a.  M.  (Bennecke  762,  764  Anm.  13; 
Binding,  Grdr.  202)  durch  Urteil.  Es  gilt  hier  mtU.  miU.  das,  was  oben  §  130  Anm.  6 
bezüglich  der  Berufung  ausgeführt  ist. 
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Sofern  die  ReTision  dagegen  zulässig  erscheint,  ist  auf  die  Sache 
selbst  einzugehen,  natürlich  nur  soweit  wie  die  Sache  an  das  Revisions- 
gericht devolviert  ist*).  Aber  diese  Prüfung,  die  das  Revisionsgericht 
vorzunehmen  hat,  ist  im  Gegensatz  zu  der  berufungsgerichtlichen  Sach- 
prüfung®) stets  eine  beschränkte,  in  der  Richtung  des 
Revisionsangriffs  liegende.  Hat  nämlich  der  Beschwerde- 
führer einen  Verstoss  im  Verfahren  gerügt,  so  kann  das  Revisions- 
gericht nicht  prüfen,  ob  die  materiellrechtliche  Auffassung  des  ünter- 
gerichts  Mängel  aufweist ;  hat  er  umgekehrt  einen  materiellrecht- 
lichen Verstoss  gerügt,  so  kann  das  Revisionsgericht  nicht  das 
Verfahren  einer  Nachprüfung  unterziehen.  Im  erateren  Falle  geht  die 
Gebundenheit  des  Revisionsgerichts  sogar  noch  weiter:  hier  darf  nur 
derjenige  spezielle  Verstoss,  den  der  Beschwerdeführer  gerügt  hat, 
nachgeprüft  werden,  §  392  St.P.0.^.  Anders  bei  den  materiellrecht- 
lichen Rügen.  Hat  der  Beschwerdeführer  eine  solche  angebracht,  so 
ist  die  materiellrechtliche  Seite  der  angefochtenen  Entscheidung  ganz 
frei  nachzuprtifen,  auch  wenn  der  Beschwerdeführer  einen  oder  den 
anderen  Punkt  speziell  hervorgehoben  haben  sollte^).  Hat  der  Be- 
schwerdeführer z.  B.  gerügt,  dass  das  Untergericht  den  Begriff  der 
„Sache^^  in  §  242  St.G.B.  verkannt  habe,  so  muss  das  Revisionsgericht 
auch  auf  alle  übrigen  Elemente  des  Diebstahlsbegriffs  u.  s.  w.  sein 
Augenmerk  richten  und  prüfen,  ob  sich  etwa  bei  diesen  eine  Rechts- 
satzverletzung ergiebt 

V.  Die  Thätigkeit,  die  das  Revisionsgericht  zu  entfalten  hat,  ist 
natürlich  dieselbe,  wie  alle  richterliche  Thätigkeit:  es  wird  auf  einen 
Untersatz   (faktischer  Art)   ein    Obersatz  (rechtlicher  Art)  angewendet. 

Welche  Thatsachen  den  Untersatz  bilden,  hat  der  Revisionsrichter 
nicht  selbst  festzustellen.  Die  materiellrechtlich  relevanten  Thatsachen 
empfängt  er  vielmehr  sämtlich  aus  der  Hand  des  Unterrichters:  aus 
den  Urteilsgründen  und  eventuell  den  als  integrierende  Bestandteile 
dazu  gehörenden  Urkunden,  besonders  der  Verdikturkunde,  sowie  den 
etwaigen   anderen    vorangegangenen   Entscheidungen  (§   375  St.P.O.^)) 

*)  Oben  8.440. 

•)  Oben  §  130  n. 

^  Vgl.  Bennecke  759,  Anm.  18;  E.  I,  152;  R.  II,  543;  Löwe  4  zu  §  384. 

»)  E.  V,  186,  XII,  434;  R.  Vn,  560,  VIII,  385;  Löwe  6;  Stenglein  2 
zu  §  384;  Bennecke  760  Anm.  21. 

*)  Dagegen  nicht  aus  den  übrigen  ßohriftstückeo,  die  sich  bei  den  Akten 
befinden,  Bennecke  752  Anm.  16,  namentiich  können  z.  B.  Zeugenaussagen,  die  im 
Sitzungsprotokoll  niedeiigeschrieben,  aber  nicht  in  das  urteil  aufgenommen  sind,  vom 
Revisionsgericht  nicht  herangezogen  werden. 
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Eine  eigene  „Beweisaufnahme"  des  Revisionsgerichts  im  technischen 
Sinne  des  Wortes*^)  findet  also  niemals  statt.  Auch  an  sächlichen 
Beweismitteln,  die  sich  bei  den  Akten  befinden,  darf  eine  neue  Beweis- 
aufnahme nicht  vorgenommen  werden"). 

Es  ei|;iebt  sich  hieraus,  dass  eine  Anfechtung  eines  Schwurgerichts urteils 
wAgen  materiell  reditlicher  Verstösse  in  dem  Geschworenensprueh  meist  unmöglich 
sein  wird,  da  dieser  regehnässfg  nicht  ersehen  Jässt,  welche  thatsächlichen  Fest- 
stellungen dem  Spruch  zu  Grunde  lagen"). 

Dagegen  hat  der  Revisionsrichter  die  prozessual  (und  zwar  in 
der  Richtung  der  vom  Beschwerdeführer  erhobenen  Frozessrüge)  er- 
heblichen Thatsachen  in  der  gewöhnlichen  Weise  selbstthätig  zu 
erforschen ^ö),  z.  B.  ob  der  Angeklagte  in  der  Hauptverhandlung  vor 
dem  Gericht  der  vorigen  Instanz  auf  die  Veränderung  des  rechtlichen 
Gesichtspunktes  hingewiesen  worden  ist,  u.  s.  w.  Insoweit  es  sich 
um  wiesen tliche  Formalien  der  Hauptverhandlung  handelt,  bindet  ihm 
freilich  der  §  274  St.P.O.i*)  stark  die  Hände. 


**)  Oben  §  82  II  1  im  Gegensatz  zu  §  82  II  2. 

")  Unzulässig  war  deshalb  das  Verfahren  des  O.L.G.  Dresden  in  dem  von 
Werthauer  Z.  XII,  571  berichteten  Falle. 

*')  Ganz  ausgeschlossen  ist  eine  materiellrechtliche  Anfechtung  des  Verdikts, 
wenn  es  auf  nichtsohuldig  lautet  Aber  auch  das  die  gestellten  raigen  bejahende 
Verdikt  bietet  zu  materiellTechtlicher  Anfechtung  eine  Handhabe  nur,  insoweit  die 
Fragestellung  spezialisiert  ist  (z.  B. :  Ist  der  Angeklagte  schuldig,  .  .  .  eine  .  .  .  Sache, 
nämlich  .  . .  Elektrizität .  .  .  weggenommen  zu  haben?),  obenS.  548.  Das  Reichsgericht 
will  selbst  in  letzterem  Falle  die  Nachprüfung  durch  das  Revisionsgericht  ausschliesseo, 
\^1.  E.  I,  391,  II,  136,  138,  111,  51,  250,  IV,  231,  313,  XV,  85;  R.  I,  556,  645, 
II,  550,  IV,  387.     Hiergegen  mit  Recht  v.  Kries  615;  Bennecke  597  Anm.  9. 

*')  So  auch  im  allgemeinen  die  Praxis  des  Reichsgerichts,  vgl.  z.  B.  £.  VIT, 
298,  XV,  122,  261,  XXII,  J37;  R.  IV,  787,  VIII,  79J,  IX,  121,  VII,  198  und 
Löwe  2b  zu  §  376;  vgl.  auch  Birkmeyer  717.  A.  M.  Bennecke  751  (hiermit 
wohl  nicht  vereinbar  753  Anm.  21;  759  Anm.  20);  Stenglein  2  zu  §  376,  welche  den 
Revisionsrichter  auch  in  dieser  Hinsicht  an  die  Feststellungen  des  Unterrichters 
binden  wollen.  Dass  diese  Auffassung  nicht  zutreffen  kann,  ergiebt  sich  aber  schon 
daraus,  dass  ein  gut  Teil  der  Prozessrügen  geiade  dahin  geht,  der  Vordenricbter  habe 
versäumt,  beste! ende  Thatsachen  zu  beachten,  z.B.  die  Soldateneigenschaft  des 
Beschuldigten  u.  s.  w.  Und  auch  wo  der  Vorderrichter  prozessuale  Thatsachen  fest- 
stellt, geschieht  dies  nicht  immer  eoopreasts  verbü.  Nur  an  ausdrückliche  Feststellungen 
könnte  sich  aber  das  Revisionsgericht  halten.  —  Unbegründetei weise  wollen  das 
Reichsgericht  und  Löwe  von  dem  Satze  des  Textes  insoweit  eine  Ausnabme  machen, 
als  thatsächliche  Annahmen  des  Unterrichters,  die  „auf  dem  Eigebnis  der  Beweis- 
aufnahme in  der  Hauptverhandlung  beruhen^S  ftir den  Revisionsrichter 
bindoid  seien,  vgl.  E.  XI,  261,  XXV,  361,  z.  B.  könne  die  Annahme,  dass  ein  Zeuge 
verstandesschwach  sei,  nicht  vom  Revisionsgericht  nachgeprüft  werden.  Damit  gerät 
aber  das  Reichsgericht  in  einen  Widerspruch  zu  dem  Satze,  dass  prozessual  erhebliche 
Thatsachen  üb^haupt  nicht  duroä  .,Bewei8aufnahme^'  erschlossen  werden,  oben 
§  82  n  2. 

»*)  Oben  §  107  III  3. 
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VI.  Die  als  Obersätze  in  Frage  kommenden  Reohtssätze 
entnimmt  der  Bevisionsriehter  wie  jeder  Richter  dem  derzeit  geltenden 
Kecht.  Er  hat  nicht  etwa  bloss  zu  prüfen,  ob  die  Entscheidung  d4r 
vorigen  Instanz  im  Sinne  des  damals  geltenden  Rechts  eine 
richtige  war^^). 

Bei  der  Auslegung  der  Rechtssätze  ist  das  Revisionsgericht 
nicht  minder  unabhängig,  wie  jedes  andere  Gericht.  Nur  beim  ReichSh 
geriebt  ist  im  Interesse  der  Einheitlichkeit  und  Stetigkeit  der  Recht- 
sprechung die  Bewegungsfreiheit  durch  §§  137^  139  O.  V.O.  eingeschränkt. 
Danach  ist  nämlich 

1.  ein  Abgeben  von  der  Recbtaansicht  eines  anderen  Strafsenats 
als  des  mit  der  jetzigen  Sache  befassten  oder  von  der  Rechtsaosicht 
der  vereinigten  Strafsenate  nur  kraft  vorheriger  Gutheit^sung  der 
vereinigten  Strafsenate; 

2.  ein  Abgehen  von  der  Rechtsansicht  eines  Civilsenats  oder  der 
vereinigten  Civilsenate  oder  von  der  Rechtsan8ich<t  des  Plenums  nur 
kraft  vorh^ger  Gutheissung  des  Plenums  staitthaft. 

Will  also  ein  Senat  einer  abweichenden  Rechtsansicht  folgen,  so 
mu6S  er  vorerst  die  Sache  den  vereinigten  Strafsenaten  t^ezw.  dem 
Plenum  vorlegen. 

Die  Besetzung  der  vereinigten  Strafsenate  und  des  Plenums  wird 
durch  §  139  G.V.G.  des  Näheren  geregelt.  Der  Besehluss  der  ver- 
einigten Strafsenate  bezw.  des  Plenums  ergeht  zwar  nur  über  die 
abstrakte  Rechtsfrage;  aber  er  ist,  gteicfaviel  in  welchem  Sinne  er  er- 
gangen ist,  in  der  betreffenden  Sache  für  den  erkennenden  Senat  bindend, 
§  137  G.V.G.  Vor  der  Entscheidung  ist  der  Oben  eichsanwalt  schriftlich 
zu  böien.  Nach  der  Beschlussfassnng  ist  die  ergangene  Zwisehen- 
entscbeidung  den  Beteiligten  mitzuteilen  und  in  neuer  Verhandlang 
nunmehr  die  Endentscheidung  zu  fällen. 

VII.  Bei  der  Entscheidung  des  Revisionsgerichts  ist  zu  beachten, 
dass  eine  reformatio  in  pe^'us  ausgeschlossen  ist**).  Die  Passung  des 
Gesetzes  ist  in  diesem  Punkt  allerdings  höchst  unzulänglich.  Seinem 
Wortlaute  nach  verbietet  der  §  398  St.P.0.  nämlich  die  r^f^rmatio 
in  pejus  nur  1.  demjenigen  Gericht,  an  welches  die  Sache  vom  Revisions- 
gericht verwiesen  worden  ist;  2.  nur  so,  dass  nicht  eine  härtere  Strafe 


*)  A.  M.  E.  XXII,  351. 
•)  Oben  8.  443  ff. 
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soll  verhängt  werdeo  dürfen.  Es  bleibt  daher  unausgesprochen,  ob 
auch  dem  Revisionsgericht  selbst  die  reformatio  in  pyus  verboten  ist, 
und  ob  sie  auch  in  Ansehung  der  Qualifikation  der  That,  wie  bei  der 
Berufung,  verboten  ist     Beide  Fragen  sind  zu  bejahen  ^^j 

VIII.  Seinem  Inhalt  nach  wird  das  Urteil  auf  Verwerfung 
der  Revision  als  unbegründet  lauten,  wenn  sich  niöht  heraus- 
stellt, dass  die  angefochtene  Entscheidung  den  Beschwerdeführer 
beschwert  Stellt  sich  dagegen  heraus,  dass  in  einer  den  Beschwerde- 
führer beschwerenden  Weise  das  angefochtene  Urteil  nach  „Ob"  oder 
„Wie"  fehlerhaft  oder  auch  nur  möglicherweise  fehlerhaft  ^8)  ergangen 
ist,  so  ist  das  Urteil  des  Untergerichts  aufzuheben  („Vernichtung'', 
„Kassation"). 

Die  Aufhebung  des  untergerichtlichen  Urteils  erstreckt  sich  der 
allgemeinen  Regel  gemäss^®)  prinzipiell  nur  auf  die  Strafsache,  in  der 
die  Revision  eingelegt  ist  Eine  Ausnahme  macht  §  397  St.P.O.  für 
solche  Urteile,  durch  die  mehrere  Angeklagte  auf  Grund  des  gleichen 
materiell  rechtlichen  Verstosses  verurteilt  worden  sind;  ein  der- 
artiges Urteil  soll  nämlich,  wenn  es  zu  Gunsten  eines  Angeklagton 
wegen  jenes  Verstosses  aufgehoben  wird,  auch  zu  Gunsten  der  übrigen, 


")  Dass  das  Revisionsgericht  nicht  in  pejus  reformieren  darf,  ist  wohl  nicht 
streitig.  Dafür  spricht  eben  der  innere  Grund  des  Verbots  der  reformatio  in  pejus. 
Dieser  selbe  Grund  muss  aber  auch  dabin  führen,  das  Verbot* in  vollem  Umfang, 
und  nicht  bloss  bezüglich  der  Strafhöhe,  für  die  Revisionsinstanz  anzuerkennen. 
Ein  innerer  Grand,  weshalb  die  reformatio  in  pgus  bei  der  Berufung  gänzlich 
unzulässig,  bei  der  Revision  teilweise  zulässig  sein  soll,  ist  nicht  ersichtlich.  Dass 
der  "WorSaut  des  g  398  nicht  urgiert  werden  darf,  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass 
dieser  §  im  Gegensatz  zu  §  372  erst  von  der  Reichstagskommission  eingeschoben  worden 
ist.  Demnach  darf  man  nicht  den  §  372  aus  dem  §  308  erläutern,  sondern  umgekehrt. 
Die  H.  M.  stimmt  mit  dem  Vorstehenden  darin  über  ein,  dass  der  Umfafig  des  Verbot.s 
der  reformatio  in  pejus  bei  beiden  Rechtsmitteln  der  gleiche  sein  müsse,  zieht  aber 
daraus  gerade  den  dem  Vorstehenden  entgegengesetzten  Schluss,  dass  die  reforfnatio 
in  pg'us  auch  bei  der  Berufung  nur  an  der  Höhe  der  Strafe  zu  messen  sei;  so  £.  IX, 
324;  R.  V,  696;  Benneoke  748  Anm.  23;  Geyer  813;  Keller  2b;  Thilo  H; 
Stenglein  1;  Löwe  2  zu  §  372;  Süss,  Stellung  der  Parteien  445  Anm.  35.  Auf 
die  Verschiedenheit  des  Wortlauts  in  §§  372,  398  legen  dagegen  Gewicht:  Ulimann 
599;  Kleinfeller,  G.S.  XXXVIII,  602;  v.  Lilienthal,  H.R.L.  „reformatio  in 
jj^W";  Binding  248  Anm.  1;  Puchelt  3  zu  §  372;  v.  Kries,  Rechtsmittel  117; 
Thode,  Verbot  der  reformatio  in  pejusy  20. 

^^)  Es  genügt  die  Möglichkeit  eines  kausalen  Verstosses,  so  die  ständige 
Praxis  des  Reichsgerichts,  z.  B.  E.  I,  210,  IK,  69,  X,  139,  XX,  33,  XXI,  266, 
XXVI,  338,  XXIX,  283, 299,  XXX,  40  u.  s.w.,  ebenso  Bonn  ecke  753;  v.  Schwarze, 
H.H.  II,  299;  v.  Kries  672;  Lamra,  Revision  9;  Löwe  7b  zu  §376;  Birkmeyer 
713;  Geyer  820;  Stenglein,  Lehrb.  392;  üUmann  606.  A.  M.  Binding  257; 
V.  Kries,  Rechtsmittel  ^0. 

»»)  Oben  §  104  HT. 
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die  die  Revision  nicht  eingelegt  haben,  aufgehoben  werden'®),  insoweit 
ein  gravamen  commune  für  sie  mit  gegeben  ist^^).  Zu  einer  teil- 
weisen Aufhebung  des  Urteils  kann  es  in  denselben  Orenzen 
kommen,  wie  durch  Rechtsmittel  eine  Teilung  des  Prozessgegenetandes 
erfolgen  kann'').  Es  kann  z.  B.  eine  Nebenstrafe,  der  Eostonpunkt, 
die  Verurteilung  unter  einem  be&timmten  juristischen  Gesichtspunkt 
u.  s.  w.  abgetrennt  werden.  Alsdann  wird  das  untergerichtliche  Urteil 
partiell  rechtskräftig,  ganz  wie  im  Falle  partieller  Anfechtung"). 

Mit  dem  Urteil  des  Untergerichts  muss  aber  auch  das  Verfahren, 
auf  dem  es  beruht,  hinfällig  werden,  insoweit  ein  Fehler  im  Verfahren  zu 
dieser  Aufhebung  des  Urteils  gefuhrt  hat,  und  zwar  das  ganze  Ver- 
fahren Yon  dem  Fehler  ab.  Die  St.P.O.  spricht  das  nicht  ausdröcklich 
aus  (anders  C.P.O.  §  564  [früher  527]  Abs.  2),  aber  der  Satz  ergiebt 
sich  von  selbst  aus  der  Erwägung,  dass  das  neue  Verfahren  nicht 
wieder  auf  der  alten  fehlerhaften  Grundlage  ruhen  kann.  Die  Auf- 
hebung des  Urteils  ergreift  also  ipso  jure  auch  das  fehlerhafte  -Stück 
des  vorherigen  Verfahrens**). 

Bestand  also  z.  B.  der  Fehler  in  dem  Mangel  einer  Voranteiflaohiuig,  so  muss 
das  Verfahren  nach  rüokvärts  bis  einscbliesslioh  des  ohne  VorunteiSuckitt)g>  alflp 
fehlerhaft,  ergangenen  EröfEnangsbeschiasses  aufgehoben  werden. 

Durch  die  Aufhebung  wird  das  uaiergericbtliobe  Urtoii  4ua 
der  Welt  geschafft.  Während  nun  aber  die  Berufunigainstw^UB 
in  dem  gleicbliegenden  Falle  grundsätzlich  seibat  in  d^r  SMbe  8U 
erkennen  hat,  nur  ausnahmsweise  die  Sache  in  dlie  Voiriustanz 
zurückverweisen  kann,  hat  das  Revisionsgericht  geirade  umgekehrt 
grundsätzlich  die  Sache  in  die  Vorinstanz  zurückzuverweisen  und 
nur   ausnahmsweise    selbst   zu  erkennen  ^^). 


'^j  Nicht  erfordert  dabei  das  Geeetz  ein  Teilnehm  erschaftsverbiitnis 
zwischen  den  mehrere  Angeklagten.  So  Keller  4  zu  §  397.  A.  N.  UllmAan  tld; 
Bennecke  770;  E.  VI,  257;  R.  IV,  431,  X,  74. 

*')  Gleichartig  k  ei t  des  gravamen  bezüglich  der  mehreren  Aiigeldagten 
genügt  nicht;  Ben  necke  770;  Löwe  2b;  Stengleia  Ib;  Keller  2  «n  j  397. 
A.  M.  V.  Knes  691;  E.  XVI,  417;  R.  IX,  693. 

"}  Oben  8.  440—441. 

'')  Oben  S.  440.  Vgl.  hierzu  E.  XXV,  297  (Gesamtstrafe  und  Einzelstrafe). 

^)  Ähnlich  Löwe  5  zu  §  393.    Dagegen  Bennecke  771  Anm.  43. 

^)  Würde  sich  das  den  ganzen  Prozess  hindernde  Fehlen  einer  Prozess- 
voraussetzung  ergeben,  so  müsste  das  Reyleionageidcht  das  Verfahren  eiastellen,  (so 
auch  Binding  Grdr.  2k)2);  aber  nieht  (wie  BindiBg  ansimmt)  duroh  Urteil  in  analoger 
Anweadnug  des  §  259  Abs.  2  StP.a,  aoudem  durch  Beschlnss,  v^.  oban  §  81  bei 
Anm.  14. 
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1.  Erfolgt  nämlich  die  Aufhebung  des  Urteils  wegen  eines  Fehlers 
im  Verfahren  (z.B.  weil  der  Angeklagte  nicht  auf  die  Veränderung 
des  rechtlichen  Gesichtspunktes  hingewiesen  worden  war),  so  werden 
damit  auch  die  Feststellungen,  die  in  dem  Urteil  getroffen  worden 
sind,  hinfällig,  §  393  Abs.  2  St.P.0.  Da  nun  das  Revisionsgericht  nicht 
berufen  ist,  Beweisaufnahmen  zu  veranstalten,  so  ergiebt  sich  hier 
die .  Notwendigkeit,  die  Sache  zum  Zwecke  anderweiter  Verhandlung 
und  Entscheidung  in  die  vorige  Instanz  zurückzuverweisen. 

Nur  dann  steht  es  bei  einem  Fehler  im  Verfahren  anders,  wenn 
es  sich  um  ein  schwurgerichtliches  Verfahren  handelt,  und  der  Verstoss 
erst  nach  dem  Spruch  der  Geschworenen  begangen  ist  Dann  bleiben 
die  von  den  Geschworenen  getroffenen  Feststellungen  durch  den  Verstoss 
unberührt,  und  es  greifen  die  sogleich  sub  2  darzustellenden  Sätze 
Platz.  Hierher  gehört  besonders  der  Fall,  dass  auf  einen  korrekten 
Spruch  hin  ein  unzulässiges  Berichtigungsverfahren  angeordnet  worden 
war,  und  das  Revisionsgericht  dieses  Berichtigungsverfahren  nebst  dem 
daraufhin  erfolgten  Spruch  und  Urteil  kassiert. 

.  2. , Anders  in  dem  Falle,  dass  das  Revisionsgericht  die  Aufhebung 
des  Urteils  nur  wegen  m  at  e  r i  e  1 1  rechtlichen  Verstosses  ausgesprochen 
hat.  Alsdann  bleiben  die  thatsächlichen  Feststellungen  des  unter- 
gerichtlichen Urteils  an  sich  unberührt,  und  es  gilt  nur,  auf  sie  als 
den  Untersatz  die  Rechtssätze  in  richtiger  Weise  anzuwenden,  sofern 
nicht  noch  weitere  thatsächliche  Feststellungen  erforderlich  erscheinen. 

ä)  Diese  Thätigkeit  der  Rechtsanwendung  ist  nun  in  einzelnen  Fällen 
so  geartet,  dass  Obersatz  und  Untersatz  zusammen  ein  festes  Resultat 
ergeben.  Dies  besonders  dann,  wenn  aus  den  festgestellten  Thatsachen 
sich  Freisprechung,  Einstellung  des  Verfahrens  oder  Verurteilung  zu 
einer  absolut  bestimmten  Strafe*®)  als  notwendig  erweist  In  diesen 
Fällen  —  St.P.0.  §  394  —  hat  das  Revisionsgericht  selbst  das  Urteil 
zu  fällen,  da  ja  eine  Zurückverweisung  in  die  untere  Instanz  eine 
unnütze  Weiterung  wäre. 

b)  Soweit  diese  Fälle  nicht  vorliegen,  muss  es  regulär  zu  eiuer 
Zurückverweisung  in  die  untere  Instanz  kommen.    So  besonders,  wenn 


*•)  Auszudehnen  auf  andere  Fälle,  in  denen  es  nur  gilt,  wahllos  eine  Konsequenz 
zu  ziehen,  z.  B.  Streichung  einer  im  Urteil  der  Vorderiustanz  unzulässig  verbängten 
Einziehung,  Löwe  2b,  4;  Stenglein  3d  cn  §  394;  Uilmann  615;  Bindiog, 
Qrdr.  263. 
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die  bisherigen  thatsächlichen  Peststellungen  nicht  genügen,  um  sofort 
die  That  unter  allen  in  Betracht  kommenden  rechtlichen  Gesichts- 
punkten zu  würdigen*^).  Eine  Zurückverweisung  ist  aber  auch  dann 
geboten,  wenn  auf  Grund  einer  relativ  bestimmten  Strafdrohung  auf 
Strafe  zu  erkennen  ist,  da  sich  hier  eine  Feststellung  der  als  Straf- 
zumessungsgründe in  Frage  kommenden  Umstände  erforderlich 
macht  diese  Feststellung  al^er  nur  im  Wege  der  Beweisaufnahme  geschehen 
kann.  Eine  Ausnahme  macht  das  Gesetz  jedoch  für  den  Fall,  dass  das 
Kevisionsgericht  in  Übereinstimmung  mit  dem  Antrage  der  Staats- 
anwal tschaft  die  gesetzlich  niedrigste  Strafe  für  angemessen 
erachtet;  diese  Strafe  wird  vom  Revisionsgericht  selbst  verhängt, 
St.P.0.  §  394"). 

Die  Zurückverweisung  erfolgt  normalerweise  an  dasjenige  Gericht, 
dessen  Urteil  aufgehoben  wurde;  aber  ebensogut  kann  das  Revisions- 
gericht die  Sache  einem  demselben  Bundesstaat  angehörigen  benachbarten 
Gericht  gleicher  Ordnung  zuweisen,  §  394  Abs.  2  St.P.O. 

Würde  sich  iu  der  Revi8k)DsiD stanz  die  Sachlage  oder  die  Auffassung  von  der 
juristischen  Natur  der  That  so  gestalten,  dass  die  noch  in  Frage  kommende  strafbare 
Handlang  zur  Zuständigkeit  eines  Gerichts  niederer  Ordnung  gehört  als  desjenigen, 


")  Solchenfalls  können  auch  die  bisherigen  thatsächHohen  Feststellungen  nicht 
auf  I  echt  erbalten  bleiben,  obwohl  sie  an  sich  nicht  zu  beanstanden  wären.  Denn  die 
neue  Beweisaufnahme  muss  nach  dem  Unmittelbarkeitsgrundsatz  eine  umfassende 
sein,  es  geht  nicht  an,  dass  ein  Teil  der  Beweisaufnahme  aus  der  früheren  Haupt- 
verhandiuog  verwertet  wird.  Im  Ergebnis  ebenso:  £.  I,  81,  11,  289,  IV,  190;  B.  II, 
187,  I,  765  u.  s.w.;  Stenglein  4;  Löwe  4b  zu  §  393;  v.  Kries  687;  üllmann  617; 
Hennecke  766  Anm.  24;  Bind  in g,  Ordr.  263.  Die  Unteilbarkeit  der  Feststeilungen 
kann  aber  nicht  weiter  gehen  als  die  Unteilbarkeit  der  Entscheidung,  vorstehend 
S.  f)93  bei  Aum.  22.  Mit  Recht  lässt  deshalb  das  Reichsgericht  in  den  Fällen  eine  Teilung 
der  Feststellungen  zu,  in  denen  verschiedene  Qualifikationen  der  That  in  Frage  stehen, 
£.  II,  4r);  vgl.  auch  Stenglein  5  zu  §  393;  dagegen  Löwe  3b  zu  §  193;  Benuecke 
766  Anm.  24;  v.  Kries  688.  Ist  A  z.  B.  wegen  Urkundenfälschung  in  idealer  Kon- 
kurrenz mit  Betrug  verurteilt,  so  hätte  er  ja  doch  die  Anfechtung  z.  B.  auf  die 
Betrugsfrage  beschränken  können.  Hat  er  es  nicht  gethan,  so  kann  nunmehr  das 
Kevisionsgericht  sehr  wohl  die  Revision  bezüglich  der  Urkundenfälschung  für 
unbtgi-ündet  erachten  und  die  darauf  bezüglichen  Feststellungen  somit  belassen, 
dagegen  bezüglich  des  Betruges  Neufeststellung  anordnen.  Bei  Schwurgerichtsurteilen 
verhält  es  sich  ebenso.  Vgl.  hierzu  auch  oben  S.  395  bei  Anm.  10,  S.  440  bei 
Anm.  24,   S.  444  bei  Anm.  36. 

'^  Stellt  das  in  Betracht  kommende  Strafgesetz  ntben  dem  ordentlichen  Straf- 
rahmen einen  ausserordentlichen  für  den  Fall  mildernder  Umstände  mit  niedrigerem 
Strainiinimum  auf,  so  kann  das  Kevisionsgericht  auf  letzteres  nur  dann  erkennen, 
wenn  die  Vorderinstauz  das  Vorliegen  mildernder  Umstände  festgestellt  hatte  Ebenso 
£.  11,  358;  y.  Kries  686;  Ullmaun  615;  Löwe  5  zu  §394.  Dagegen  v.  Schwarze, 
H.li.  U,  318;  Binding,  Gidr.  263. 
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das  m  der  VoriBstanz  erkannt  hat*^,  so  kann  die  ZurüekTerweisiuig  an  jenes  Gericht 
niederer  Ordnung  erfolgen*^),  §  394  Abs.  3  StP.O. 

Wird  ein  urteil  deshalb  ao^ehobra,  weil  das  Gericht  der  vorigen  Instanz  sich 
zu  Unrecht  für  zuständig  erachtet  hat,  so  erfolgt  die  Yerweisang  an  d&s  zuständige 
Gericht,  §  395  StP.O. 

Nach  der  Zurtickverweisung  mass  das  Verfahren,  insoweit  es 
aufgehoben  ist,  Ton  neuem  aufgebaut  werden.  Ist  das  urteil 
samt  den  thatsächlichen  Feststellungen  aufgehoben  worden,  so  ist 
von  neuem  in  eine  umfassende  Hauptverhandlung  einzutreten.  Diese 
Hauptverhandlung  untersteht  wieder  denselben  Grundsätzen,  wie  die 
frühere  erstinstanzliche  Hauptverhandlung^^).  Empfehlenswert  ist  es, 
das  revisionsgerichtliche  Urteil  zur  Verlesung  zu  bringen,  unerlässlich 
geboten  ist  das  aber  nicht '^).  Selbstverständlich  kann  die  Beweis- 
aufnahme nunmehr  möglicherweise  zu  völlig  anderen  Ergebnissen 
gdangen,  als  das  erste  Mal'^).  In  dem  Falle,  dass  die  Tlrteilsaufhebung 
sich  gemäss  §  397  StP.O.  ^)  auf  einen  Mitangeklagten  ausgedehnt  hat, 
muss  auch  dieser  letztere  zu  der  erneuten  Hauptverhandlung  zugezogen 
werden.  Sind  die  thatsächlichen  Feststellungen  aufrecht  erhalten,  so  fällt 
in  der  neuen  Hauptverhandlung  eine  Beweisaufnahme  weg,  es  wäre 
denn,  dass  nur  die  durch  den  Spruch  der  Geschworenen  gegebene 
Feststellung   aufrecht   erhalten    wäre;     hier    würde    über    die    Straf- 


**)  Beispiel:  Die  bisher  als  Einbmcfasdiebstahl  anfgefasste  That  stellt  sich  nach 
Ansicht  des  Bevisionsgerichts  als  HCnndraub  dar;  oder:  in  einer  Strafsache  ^egen  A 
weigen  Raubes  and  Betteins  in  realer  Konkurrenz,  verwirft  das  Bevisionsgencht  die 
Revision  bezüglich  des  Raubes,  verweist  dagegen  die  Sache  bezüglich  des  ßettelns 
znrück. 

**)  Die  Frage,  ob  dies  auch  dann  zulässig  ist,  wenn  ein  Teil  der  Feststellungen 
der  Yorderinstanz  aufrecht  erhalten  wurde  (Bennecke  768  Anm.  28;  Löwe  9; 
Stenglein  7  zu  §  394),  ist  bejahend  zu  beantworten.  Denn  teilweise  Aufreoht- 
erhaltung  bei  Zurückverweisung  der  Sache  bedeutet  immer,  dass  die  erste 
Entscheidung  selbst  zum  Teil  aufrecht  erhalten  wird,  sodass  für  das  Gericht, 
an  das  die  Sache  zurückverwiesen  ist,  eben  nur  der  unerledigte  Teil  zur  Neufest- 
stelhmg  übrig  bleibt 

»*)  Doch  lässt  E.  XZI,  389  (beipflichtend  Bennecke  767  Anm.  27,  771  Anm. 
45)  zu,  dass,  wenn  das  Yerdikt  aufrecht  erhalten  war,  die  neue  Hauptverhandlung 
ohne  Geschworene  vor  sich  gehen  kann.  Das  ist  praktisch  gewiss  wünschenswert, 
lässt  sich  aber  de  lege  lata  wohl  Dicht  rechtfertigen,  da  ja  auch  in  der  ersten  Haupt- 
Verhandlung  die  Geschworenen  sich  nicht  nach  Abgabe  ihres  Spruchs  hätten  entfernen 
können. 

**)  £.  XXI,  436;  Bennecke  771  Anm.  44,  772  Anm.  48;  v.  Erics  693. 
Der  Satz  ergiebt  sich  aus  der  Erwägung,  dass  es  sidi  um  prozessual  erhebliche 
Thatsachen  handelt,  deren  Feststellung  völlig  frei  ist;  schon  deshalb  vezietat  auch  die 
Yerksong  nicht  das  UnmittelbariEeitspiinzip. 

")  Löwe  3  zu  §  398,  Beichsgericht  GJL.  XLI,  389. 

«)  Oben  S.  592. 
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zumeaaung  eine  Beweisaufnahme  TOTzunehm^i  sein^).  60  auoh  in 
dem  Falle  der  Kassation  eines  unzulässig  eingeleiteten  BerLchtigungB- 
yerfabrens;  hier  hat  die  Instanz,  an  die  zurückverwiesen  ist,  auf  der 
Grundlage  des  ersten,  zu  Unrecht  berichtigten  Spruchs  das  Urteil 
aufzubauen  *). 

Ist  wegen  eines  Yerfahrenafehlers  (oben  1)  aufgehoben  worden,  so 
muss  nunmehr  an  dem  Punkte  eingesetzt  werden,  wo  der  Fehler  lag,  z.  B. 
wenn  der  Mangel  einer  Voruntersuchung  die  Aufhebung  des  Urteils 
herbeigeführt  hat'^,  so  muss  zunächst  eine  Yoruntersuchung  statt- 
finden, dann  über  Eröffnung  odw  NiohteröfEhung  des  Hauptrerfahrens 
beschlossen  werden  u.  s.  w. 

Das  Gericht,  an  das  die  Sache  yerwiesen  ist,  hat  die  Beohts- 
auffassung  des  Bevisionsgerichts  in  der  betreffenden  Stra&aofae^  zu 
Grunde  zu  legen,  §  398  Abs.  1  StP.O.  Befarmatio  in  pe/tis  gegen- 
über dem  ersten  Urteil  ist  verboten,  §  398  Abs,  2  StP.O.  8®). 

Gegen  das  neu  ergehende  Urteil  sind  wieder  die  gewöhnlichen 
Bechtsmittel  gegeben. 

ni.    Das  WiederanlkiahmeTerfahren« 

§  134. 
1.    AHoamolDta. 

I.  Die  materielle  Bechtskraft  eines  Urteils,  sie  möge  sogleich 
ab  initio  vorhanden  gewesen  oder  durch  Fristablauf  etc.  dem  Urteil 
zugewachsen  sein,  verhilft  dem  Urteilsinhalt  grundsätzlich  zur  end- 
gültigen Geltung  unter  Abschneidung  jedes  weiteren  wie  auch 
immer  gearteten  Verfahrens  in  der  Strafsache.  Selbst  handgreifliche 
Aufklärung  über  die  etwaige  Fehlerhaftigkeit  des  Yerfabrens  oder  über 
die  Unrichtigkeit  des  gesprochenen  Urteils  vermag  den  Beohtsbeetand 


**)  £.  IX,  98,  XX,  411;  Löwe  6a;  Stenglein  5  zn  §  394,  vgl.  anoh  Binding 
Grdr.  264,  aber  auch  v.  Eries  Rechtsmittel  271. 

w)  Benneoke  617,  bes.  Anm.  19;  üllmann  527;  B.  VI,  317;  B.  IV,  401; 
Löwe  1  zu  §312;  H.Meyer  H.H.  11,208;  Daloke  Frageetellung  156;  v.  Kries63L 

")  Oben  8.  593. 

**)  Aber  nur  in  dieser,  in  allen  anderen  Strafsachen  besteht  wieder  volle  Un- 
abhängigkeit des  Oeriohts  gegenüber  den  Reohtsanschaonngen  des  Bevisionsgerichts. 
Namentlich  sind  auch  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  abgesehen  von  der 
Strafeache,  in  der  sie  ergangen  sind,  unverbindlich;  der  Richter  darf  ihnen  aur  dann 
folgen,  wenn  er  sie  für  richtig  hält,  wenn  ihm  die  Gründe  der  reichsgerichtlichen 
Ansicht  überzeugend  erscheinen.    Vgl  Schneider  Z.  XV,  182. 

'*)  Vgl.  oben  VII;  Binding  will  zu  Unrecht  diese  BestinuauBg  nicht  als 
Verbot  der  reform,  in  pejus  anerkennen  und  ficht  sie  de  Uge  ferenda  an  (Grdr.  264). 
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und  die  Geltung  des  letzteren  nicht  mehr  in  Frage  zu  stellen  i). 
Dieser  Satz  gilt  unverkürzt  in  Ansehung  des  Zutagetretens  rechtlicher 
Irrtümer  in  dem  rechtskräftigen  Urteil.  Ist  in  letzterem  ein  ent- 
legener Gesetzesparagraph  übersehen,  oder  ein  Rechtssatz  irrig  aus- 
gelegt, so  giebt  es  keine  Abhülfe  im  Wege  Rechtens  (höchstens  im 
Wege  der  Gnade).  Anders,  wenn  bSser  Wille  des  Gerichts  oder 
faktische  Irrtümer  des  Urteils  zu  Tage  treten.  Konnte  der  Gesetz- 
geber bei  Zutreffen  dieser  Voraussetzungen  eine  ümstossung  des  Urteils 
auch  nicht  ohne  weiteres  in  allen  Fällen  zulassen,  weil  dadurch  der 
Grundgedanke  der  Rechtskraft  mit  ihren  heilsamen  Wirkungen  preis- 
gegeben worden  wäre,  und  endlose  Anfechtungen  des  Urteils  in  Aus- 
sicht gestanden  hätten,  so  hat  er  doch  dem  Gedanken  der  materiellen 
Gerechtigkeit  vor  dem  Grundgedanken  der  Rechtskraft  soweit  den 
Vorzug  gegeben,  als  bestimmte,  genau  angegebene  Ver- 
stösse von  grosser  Wichtigkeit  vorliegen.  Der  Rechtsbehelf, 
mit  dem  das  Vorliegen  eines  solchen  Verstosses  geltend  gemacht  wird, 
ist  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  (französisch 
revision^)),  Sie  ist  zulässig  nur  gegenüber  Urteilen,  nicht  gegenüber 
Beschlüssen  und  Verfügungen  ^j,  auch  nicht  gegenüber  dem  StrafbefehH). 
Sie  ist  kein  „Rechtsmittel"  nach  dem  Sprachgebrauch  der  St.P.0.  Es 
ist  auch  nicht  empfehlenswert,  sie  in  Anlehnung  an  den  gemein- 
rechtlichen Sprachgebrauch*)  als  ein  „ausserordentliches  Rechtsmittel*' 
zu  bezeichnen*).  Gerade  der  Umstand,  dass  sie  nur  als  ein  selten  und 
in  ungewöhnlichen  Fällen  eintretender  Rechtsbehelf  gedacht  ist,  be- 
nimmt ihr  den  Charakter  eines  Rechtsmittels.  Besonders  scharf  tritt 
die  Wiederaufnahme  zu  den  Rechtsmitteln  dadurch  in  Gegensatz,  dass 
sie  weder  Suspensiveffekt,  noch  Devolutiveffekt  hat.  (Suspensiveffekt 
für  die  Rechtskraft  kann  sie  schon  ihrem  Begriffe  nach  gar  nicht 
haben,  da  sie  im  Gegenteil  ein  rechtskräftiges  Urteil  voraussetzt.  Aber 
auch  die  Vollstreckung  des  Urteils  wird  durcb  den  Wiederaufnahme- 
antrag nicht  ipso  jure  suspendiert,  nur  kann  durch  gerichtliche  An- 
ordnung die  Strafvollstreckung  ausgesetzt  werden,  St.T.O.  §  400.)    Doch 


*)  Vorausgesetzt  immer,  dass  das  Uiieil  nicht  nichtig  ist,  oben  §  77  III. 

•)  Die  deutsche  „Revision*'  heisst  französisch  demande  en  Cassation. 

■)  So  die  gemeine  Meinung,  z.  B.  Binding  Grdr.  2B9.  A.  M.  v.  Kries 
Rechtsmittel  416,  Lehrbuch  703. 

*)  Unten  §  147. 

*)  Ebenso  wie  dieser  auch  §  20  E.C.P  0.  und  jelzt  §  363  M.St.0.0. 

•)  So  Ulimann  580:  v.  Kries  634;  Binding  Grdr.  268;  Birkmeyer  691, 
733.     Richtig  dagegen  Bennecke  717  Anm.  3,  773  Anm.  7. 
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wird  die  Wiederaufnahme  den  Rechtsmitteln  dadurch  angenähert,  dass 
nach  §  405  St.P.0.  die  „allgemeinen  Bestimmungen"  über  Rechtsmittel 
(St  P.O.  §§  338—345)  auch  auf  jene  Anwendung  finden  sollen. 

II.  Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  wird  niemals  vom  Gericht 
ex  officio  eröflnet,  setzt  vielmehr  einen  Parteiantrag')  voraus.  Letzterer 
ist  im  Strafprozess  zeitlich  unbegrenzt  zulässig  (anders  als  im  Civiiprozess, 
vgl.  §  586  [früher  549]  C.P.O.).  Auch  der  Umstand,  dass  die  Strafe 
aus  dem  Urteil  schon  vollstreckt  ist,  setzt  der  Wiederaufnahme  kein  Ende. 
Selbst  der  Tod  des  Angeklagten  schliesst  die  Wiederaufnahme  nicht 
aus®),  wenn  es  sich  dabei  um  völlige  Beseitigung  einer 
Verurteilung,  also  um  Herbeiführung  einer  Freisprechung*)  handelt, 
§§  401,  411  St.P.O. 

III.  Dass  die  Wiederaufnahme  erst  nach  Rechtskraft  des 
Urteils  eingreifen  kann,  liegt  in  ihrem  Begriff.  Daraus  ist  aber  nicht 
zu  folgern,  dass  das  vor  Rechtskraft  des  Urteils  erklärte  Wieder- 
aufnahmegesuch völlig  wirkungslos  wäre*®).  Vielmehr  ist  dieises  als 
bedingte  Willenserklärung  zwar  z.  Z.  noch  kraftlos,  kommt  aber  mit 
Eintritt  der  Rechtskraft  sofort  zu  Kräften ^^). 

IV.  Die  Wiederaufnahmegründe  sind  verschieden,  je 
nachdem  es  sich  handelt  um  Wiederaufnahme  zu  Gunsten  oder  j^l 
Ungunsten  des  Angeklagten  (im  folgenden  von  einander  unterschieden 
als  „günstige"  und  „ungünstige  Wiederaufnahme"). 

1.  Die   günstige  Wiederaufnahme  ist  zulässig  (§  399 'St.P.0) 
a)  gegen  bösen  Willen  der  Urteilen 

wenn  bei  dem  Urteil   ein  Richter,  Geschworener  oder  Schöffe 


^)  Aber  nicht  in  Form  der  ,«KIa^^^  wie  im  Civiiprozess. 

")  Expresais  verhis  bebandelt  die  St.P.0.  nur  den  Fall,  dass  der  Verurteilte 
vor  drm  Wiederauf nabmeverfahren  verstorben  ist;  alsdann  könpen  die  Angehöriß:en 
durch  ihren  Antrag  die  Wiederaufnahme  herbeiführen.  Aber  per  argüm.  a  fortiori 
muss  angenommen  werden,  dass  sie,  falls  der  Verurteilte  w  ä  h  r  e  n  d  '  schwebenden 
Wiederaufnahmeverfahrens  stirbt,  durch  ihren  Anirag  die  W  e  i  t  e  r  fübrung  der 
Wiederaufnahme  betreiben  können;  Löwe  2a;  Stenglein  2  zu  §  411..  A.M.Keller 
3  zu  §  411.  Dagegen  kann  die  weitergehende  Auffassung,  dass  das  Wiederaufnahme- 
verfahren, wenn  es  zur  Zeit  des  Todes  schon  schwebt,  auch  ohne  den  Antrag  der 
Angehörigen  weiterzuführen  sei  —  so  Thilo  2  zu  §  411;  Karl  Meyer.  Deutsche 
Juristen-Ztg.  IV,  437  —  nicht  gebilligt  werden;  ebenso  Löwe  2a  zu  §  411, 

^)  Ein  anderer  Zweck  (etwa  Verurteilung  aus  einem  anderen  Strafgesetz,)  kann 
mit  der  Wiederaufnahme  im  Falle  des  Verstorben seins  des  Angeklagten  nicht  verfolgt 
werden.    Protokolle  625;  Bennecke  777. 

>®)  So  Bennecke  773  Anm.  6. 

*»)  Vgl.  oben  S.  447. 

*')  Ihre  Aufzählung  im  Gesetz  ist  erschöpfend,  nicht  exemplifikatiiJ .  gemeint, 
analoge  Ausdehnung  unzuJilssig.     Binding  Gidr.  270. 
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mitgeifrirkt   hat,   der   üoh   in  Beziehung   auf  die  Sache  einer 
kihninell   strafbaren  Verletzung  seiner  Amtspflichten  schaldig 
gemacht  hat,    solem   diese   Amtspfliohtverletzung    nicht  vom 
Verurteilten  selbst  veranlasst  worden  ist;    §  399»  StP.O. 
b)  gegen  Irrtum  der  Urteiler: 

a)  wenn  eine  in  der  Hauptverhandlung  zu  Ungunsten  des  Ver- 
urteilten als  echt  vorgebrachte^^)  Urkunde ^^)  fälschlich  angefertigt  oder 
verfälscht  war^^);  §  399^  StP.O. 

ß)  wenn  durch  Beeidigung  eines  zu  Ungunsten  des  Verurteilten 
abgelegten  Zeugnisses  oder  abgegebenen  Gutachtens  ^^)  sich  der  Zeuge 
oder  Sachverständige  einer  vorsätzlichen  oder  fahrlässigen  Verletzung 
der  Eidespflicht  schuldig  gemacht  hat^^);  §  399«  StP.O. 

y)  wenn  ein  civil  gerichtlich  es  Urteil,  auf  das  das  Strafurteii 
gegründet  war  ^^),  durch  ein  anderes  rechtskräftig  gewordenes  Givilurteil 
aufgehoben  worden  ist;  §  399*  StP.O. 

d)  wenn  neue  Tbatsachen  oder  Beweismittel  beigebracht  werden, 
die  allein  oder  in  Verbindung  mit  dem  früheren  Beweismaterial  die 
Freisprechung  des  Angeklagten  oder  in  Anwendung  eines  milderen 
Strafgesetzes  eine  geringere  Bestrafung  zu  begründen  geeignet  sind. 
CWiederautltiahme  ex  capite  novorum),  §  399^  StP.O.  „Neu"  sind  That- 
sacheti,  die  das  Gericht  bei  der  Urteilsfällung  nicht  kannte.    Derartige 


^')  Oteidivtel  ob  ram  Beweise  mai^riellFeohtlich  Tolevanter  oder  sar  Feststellung 
prozeesufJ  erheblicher  Thatsachen  voi^braoht;  Löwe  3  zu  Bach  4;  ßeanecke774 
Anm.  8;  Frank  Z.  XII,  346;  v.  KrieB  706  Anm.  1;  Birkmeyer  737;  vgl.  Köhler, 
Lebte  vom  Strafanting  142.  A.  M.  E.  XIX,  321;  Woerroann,  Wiederaafnahme- 
verfahreD  2,  (nur  hinsichtlich  der  8  o  h  u  1  d  f  r  a  g  e  sei  die  Wiederaufnahme  zalässig.) 

^')  Im  engeren  Sinne,  oben  §  87 1. 

^*)  Nicht  erforderlich  ist  ausweislich  des  Gesetzestextes,  dass  die  Fälschung 
oddr  YerMschung  strafbar  war,  es  genügt  das  Faktum  des  objektiven  Falschseins  der 
Urt^imde  (z.  B.  Herrühren  der  falschen  Namensunterschrift  von  einem  Geisteskranken 
u.  s.  w.).  Ebenso  Bennnecke  775;  Löwe  7;  Keller;  Thilo  7;  Fuohelt  5; 
Balcke  1;  Stenglein  5  zu  §  399;  v.  Schwarze  7  zu  §399  und  H.  ü.  II,  337; 
IJllmann  633;  Binding  Grdr.  270.  A.  M.  v.  Kries  704,  Rechtsmittel  426;  Voitus 
2  zu  §  399;  Birkmeyer  736.  „Falsch'*  und  „verfälscht"  bezieht  sich  wie  im 
materiellen  Straf  recht  lediglich  auf  das  Nichtherrühren  vom  angeblichen  Aussteller, 
nicht  aof  den  Inhalt  der  Urkunde,  vgl.  Beling  Grundzüge  des  Straf  rechts,  78.  Da- 
gegen V.  Kries  705;  Binding  Grdr.  270. 

'*)  Wie  im  Falle  a  kommen  auch  hier  die  prozessual  erheblichen  That- 
sachen in  Betracht;  Löwe  3  zu  Buch  4;  vgl.  Köhler,  Lehre  vom  Strafantrag  142. 

^^)  Der  Zeuge  oder  Sachverständige  muss  hier  also  (Gegensatz  zu  Fall  a)  sich 
strafbar  gemacht  haben.  Fortdauer  seiner  Strafbarkeit  verlangt  das  Gesetz  aber 
nicht  Strafaufhebungsgründe,  die  den  Strafanspruch  tilgen,  lassen  also  die  Zulässigkeit 
der  Wiederaufnahme  unberührt;  Bennecke  775. 

*•)  VgL  oben  §  83,  2,  8.  326. 
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nova  begrönden  jedoch  gegenüber  einem  Urteil  in  einer  in  erster 
Instanz  vom  Schöffen gericht  abgeurteilten  Sache  die  Wieder- 
aufnahme nur  dann,  wenn  sie  in  dem  früheren  Verfahren  einschliesslich 
der  Berufungsinstanz  entweder  dem  Verurteilten  unbekannt  waren  oder 
er  sie  zwar  kannte,  aber  ohne  sein  Verschulden  nicht  geltend 
machen  konnte. 

2.  Die  ungünstige  Wiederaufnahme  ist  statthaft  (§  402  St.P.O.) 

a)  gegen  bösen  Willen  der  Urteiler  wie  oben  ad  1  a,  nur 
dass  es  hier  natürlich  nicht  darauf  ankommt,  ob  der  Verurteilte  die  Amts- 
pflichtverletzung veranlasst  oder  nicht  veranlasst  hat,  §  402*  St.P.0. 

b)  gegen  Irrtum  der  ürteiler 

a)  und  ß)  wie  oben  ad  1  b  a)  und  ß\  nur  dass  es  sich  hier  natürlich 
um  unrichtige  Beweismittel  handeln  muss,  die  früher  zu  Gunsten 
des  Angeklagten  in  die  Wagschale  gefallen  waren,  §  402^  und  '  StP.O. 

r)  wenn  der  Verurteilte  freigesprochen  worden  war^*)  und  nachher 
ein  glaubwürdiges  Geständnis  der  strafbaren  Handlung*®)  ablegt  (Wieder- 
aufnahme ex  capite  novarum)^  §  402  *  St.P.O.  — 

Den  Fällen  der  günstigen  wie  der  ungünstigen  Wiederaufnahme, 
in  denen  die  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  den  Wieder- 
aufnahmegrund bildet  (§§  399 1-^  4021-3  stP.O.«^),  oben  Ziffer  la,  b 
a  u.  /?,  2  a,  b  a  u.  ß\  ist  gemeinsam  die  Bestimmung  des  §  404  StP.O. 
Danach  ist  in  diesen  Fällen    ein   Wiederaufnahmeantrag    nur   zulässig. 


*•)  D.  i.  bezüglich  des  betreffenden  Delikts  völlig  freigesprochen  worden  war. 
Die  VemeinüDg  eines  einzelnen  juristischen  Gesichtspunkts  im  Urteil  und  die  latente 
Freisprechung  (vgl.  oben  8. 395)  kommen  nicht  in  Betracht.  SoBenneoke  776  Anm.  29; 
E.  III,  399;  R.  III,  118;  üllmann  636;  v.  Kries  708;  Stenglein  4;  Keller; 
Puchelt  5  zu  §  402,  jetzt  auch  Löwe  7  zu  §  402.  A.  M.:  Geyer  845;  v.  Kries 
Rechtsmittel  443;  v.  Schwarze  5zu§402  und  H.H.  II,  343;  Dalcke  b  zu  §  402*, 
früher  auch  Löwe. 

*^)  Geständnis  ist  Einräumen  vonThatsachen,  nicht = formelles  Schuldbekenntnis, 
oben  8.374;  Bennecke  777  Aom.  30;  Löwe  10  zu  §  402;  Dalcke  (i.A.  XXXIV, 
81.  Der  juristische  Gesichtspunkt,  unter  dem  das  Geständnis  abgelegt  wird,  ist 
gleichgültig;  Dalcke  a.  a.  0.  Es  ist  auch  nicht  zu  fordern  ein  umfassendes  Ge- 
ständnis =  Einräumung  sämtlicher  relevanten Thatsachen.  (Beispiel:  Im Diebstahls- 
prozess  gegen  A  hat  der  Zeuge  X  bekundet,  er  habe  gesehen,  wie  ein  Manu  einer 
Dame  ein  Portemonnaie  aus  der  Manteltasche  gezogen  habe;  dieser  Mann  habe  die 
Figur  des  Angeklagten  gehabt,  doch  könne  er,  der  Zeuge,  nicht  mit  Bestimmtheit  be- 
haupten, dass  er  den  angeklagten  vor  sich  gehabt  habe.  A  hat  die  Tnat  bestritten 
und  ist  freigesprochen  worden.  Nachher  spricht  er  aus,  dass  er  in  der  That  der  von 
X  beobachtete  Mann  gewesen  sei.  Dieses  Geständnis  genügt  zur  Wiederaufnahme, 
selbst  wenn  A  die  Richtigkeit  der  von  X  gemachten  Beobachtungen  über  die  Diebstahls- 
handlung bestreiten  sollte). 

")  §  399*  und  §  402*  gehören  aber  nur  insoweit  hierher,  als  der  Autiag- 
steller  selbst  eine  strafbare  ürkundenfäLs -hung  behauptet,  nicht  aber,  wenn  er 
nur   das   objektive  Falschsein  der  Urkunde  (oben  Anm.  15)  behauptet 
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wenn  wegen  jener  strafbaren  Handlung  eine  rechtskräftige  Verurteilung 
ergangen  ist,  oder  die  Einleitung  oder  Durchführung  eines  Verfahrens 
durch  andere  Gründe  als  Mangel  an  Beweis  gehemmt  ist.  Die 
Beschränkung  gilt  aber  nicht  für  die  Fälle,  in  denen  sich  der  Antrag- 
steller gar  nicht  auf  die  Begehung  einer  strafbaren  Handlung,  sondern  auf 
§  3995  stützt,  also  besonders  dann  nicht,  wenn  er  lediglich  neue  That- 
sachen  oder  Beweismittel  beibringt,  um  eine  frühere  Zeugenaussage 
als  objektiv  unwahr  zu  erweisen").  — 

In  allen  Fällen  der  günstigen  wie  der  ungünstigen  Wieder- 
aufnahme muss  es  sich  um  die  gänzliche  Ausseranwendungsetzung 
des  in  dem  Urteil  etwa  angewandten  Strafgesetzes 
handeln:  die  Wiederaufnahme  ist  nur  zulässig,  wenn  das  Begehren  dahin 
geht,  dass  entweder  überhaupt  kein  Strafgesetz  angewandt  werden  soll 
(sei  es  so,  dass  das  künftige  Urteil  überhaupt  nicht  in  eine  Prüfung  des 
Prozessgegenstandes  eintreten  soll  —  Einstellung  des  Verfahrens 2«)  — , 
sei  es  so,  dass  es  freisprechen  soll),  oder  ein  anderes  als  das  erst- 
angewandte Strafgesetz"):  zum  Zweck  der  Änderung  der 
Strafe  innerhalb  desselben  Gesetzes**)  findet  eine 
Wiederaufnahme    nicht    statt,  §  403  St.P.O. 

Noch  mehr  eingeengt  ist  die  Wiederaufnahme  nach  dem  Tode 
des  Angeklagten.  Sie  ist  zu  Ungunsten  überhaupt  unzulässig 
und  zu  Gunsten  nur  in  der  Tendenz  gänzlicher  Frei- 
sprechung zulässig,  argum.  8  411  St.P.O.*®).  Dabei  ist  auch  an 
den  Fall  zu  denken,  dass  der  Tod  während  des  Wiederaufnahme- 
verfahrens eintritt;  die  bisher  zulässige  Wiederaufnahme  wird  dann 
eventuell  durch  den  Tod  unzulässig. 

V.  Den  zur  Wiederaufnahme  erforderlichen  Antrag  sind  nach 
§  405  dieselben  Personen  zu  stellen  berechtigt,  die  ein  Rechtsmittel 
einlegen  könnten,  wenn  das  Urteil  noch  nicht  rechtskräftig  wäre;  daher 
kann    namentlich    die   Staatsanwaltschaft    auch    die   günstige  Wieder- 


")  Übereinstimmend  Ditzon  G.S.  XLVIT,  126;  Z.  XVIII,  53;  Rosenblatt 
O.S.  LIII.  450.     A.  M.  West  Z.  XVI,  247,  O.S.  LVI,  180. 

'»)  Nur  für  §  399*  St.P.O   penügt  die  Tendenz  auf  Einstellung  nicht. 

^^)  Ein  „anderes"  Straf^'^setz  ist  auch  dasjenige,  das  für  benannte  Straf- 
erhÖhungs-  und  benannte  Strafminderungsgriinde  einen  besonderen  Strafrahmen  auf- 
stellt; Bennecke  777. 

**)  Zu  .,döniselben"  Gesetz  gehört  auch  der  Passus,  der  bei  (unbenannteD) 
„mildernden  Umstanden'*  Straf minderung  eintreten  lässt;  Bennecke  776  Anm.  25, 
777;  Löwe  3  zu  §  403;  v.  Kries  707. 

")  Oben  II  S.  599. 
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aufnähme  betreiben.  Zu  diesen  Personen  treten  im  Falle  des  Todes 
des  Verurteilten  dessen  Ehegatte,  Descendenten ,  Ascendenten  und 
Geschwister  hinzu,  §  401  Abs.  2. 

Der  Wiederaufnahmeantrap;  rauss,  um  zulässig  zu  sein,  einen  der 
gesetzlichen  Wiederaufnahraegriinde  (oben  IV)  und  dazu  die  geeigneten 
Beweismittel  anführen,  §§  406,  408  St.P.0. 

In  formeller  Hinsicht  gilt  für  den  Antrag,  wenn  er  nicht  von 
der  Staatsanwaltschaft  ausgeht,  Verteidiger-  oder  Anwalts-  oder 
Gerichtsschreiberzwang,  §  406  Abs.  2  St.P.O. 

VI.  Wiederaufnahmegericht  ist  grundsätzlich  das  Gericht, 
dessen  Urteil  durch  den  Antrag  angefochten  wird.  Die  Anfechtung  richtet 
sich  aber,  wenn  eine  Strafsache  im  Reehtsmittelzuge  durch  mehrere 
rechtskräftige  Urteile  hindurchgegangen  ist,  gegen  dasjenige  unter 
den  mehreren  Urteilen,  bei  dessen  Fällung  der  gerügte  Verstoss  unter- 
gelaufen ist.  Ein  durch  die  höhere  Instanz  aufgehobenes  urteil 
"  kann  dabei  natürlich  schon  deshalb  nicht  in  Betracht  kommen,  weil  es 
nicht  in  Rechtskraft  erwachsen  ist.    Hat  also 

1.  die  höhere  Instanz  selbst  in  der  Sache  erkannt,  so  kann 
eben  mir  dieses  ihr  Urteil  mit  "Wiederaufnahme  angefochten  werden. 

2.  Andererseits  ist  das  Urteil  der  höheren  Instanz,  das  die  Sache 
nach  unten  zurückverweist,  nicht  mit  Wiederaufnahme  angreif- 
bar, weil  es  nur  eine  Zwischenentscheidung  ist;  die  Wiederaufnahme 
kann  solchenfalls  nur  gegen  das  nach  dep  Zurückverweisung  ergangene 
und  rechtskräftig  gewordene  Urteil  der  unteren  Instanz  gerichtet 
werden. 

3.  Hat  die  höhere  Instanz  das  Rechtsmittel  verworfen,  so 
liegen  zwei  Urteile  neben  einander  vor,  gegen  die  eine  Wiederaufnahme 
in  Frage  kommen  kann:  das  der  unteren  Instanz,  dem  die  Verwerfung 
des  Rechtsmittels  zur  Rechtskraft  verhelfen  hat,  und  das  Verwerfungs- 
urteil selbst.     Hier  hat  sich  die  Wiederaufnahme  zu  richten 

a)  gegen  das  Urteil  der  höheren  Instanz,  wenn  eben  dort 
eine  Amtspflichtverletzung  bei  der  Urteilsfällung  (§§  399»,  402»  St.P.0.) 
oder  ein  wiederaufnahmebegründender  Irrtum  untergelaufen  ist.  Ein 
solcher  Irrtum  kann  freilich  dem  Revisionsgericht  nur  da 
zustossen,  wo  es  nicht  einfach  auf  den  Feststellungen  des  Unter- 
gerichts aufgebaut,  sondern  eigene  Feststellungen  vorgenommen  hat, 
also  nur  im  Hinblick  auf  prozessual  erhebliche  Thatsachen*').    Insoweit 

")  Oben  S.  500. 
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also  der  WiederaufDahmeantrag  sich  auf  Irrtum  des  Bechtsmittelncbters 
über  prozessual  erhebliche  Thatsachen  naoh  §§  399  ^  und  *,  402  ^  und ' 
beruft,  ist  das  Verwerfungsurteil  das  richtige  Objekt  des  Angrifis. 

b)  In  allen  übrigen  Fällen  richtet  sich  der  Wiederaufnahmeantrag 
gegen  das  untergerichtliche  Urteil,  nicht  gegen  das  auf  Verwerfung 
des   Rechtsmittels  lautende  Urteil  der  höheren  Instanz. 

VII.  Dasjenige  Gericht,  dessen  Urteil  nach  den  vorstehenden 
Ausführungen  Angriffsobjekt  des  Wiederauf nahroeantrages  ist,  ist  nun 
auch  zur  Entscheidung  berufen,  §  407  Satz  1  StP.O.  Davon  macht 
aber  Satz  2  eine  Ausnahme:  Wird  ein  in  der  Revisionsinstanz 
erlassenes  Urteil  angefochten  (Fälle  sub  VI  1  und  3  a),  so  soll  doch 
das  Gericht,  dessen  Urteil  mit  der  Revision  angefochten 
worden  war,  Wiederaufnahmegericht  sein. 

Die  Regel  tritt  aber  zufolge  §  407  Satz  2  wieder  in  Kraft 
(d.  h.  also  das  Revisionsgericht  selbst  ist  Wiederaufnahme- 
gericht), wenn  das  Revisionsurteil  auf  Orund  von  §  399^  oder  §  402' 
(also  wegen  bösen  Willens)  angefochten  wird"). 

§  135. 
2.   VarfilirtR  bte  am  WiederwSmimigtbMOhlMt. 

I.  Das  im  §  134  VII  näher  bestimmte  Wiederaufnahmegericht 
tritt  nun  zunächst  in  Funktion  als  „beschliessendes'^  und  demnächst 
erst  möglicherweise^)  als  „erkennendes  Gericht"'). 

Innerhalb  der  Thätigkeit  des  besch  Hessen  den  Gerichts  sind  zwei 
Stufen  zu  unterscheiden:  der  Beschluss  über  ,,Zulassung'^  oder  Nicht- 
zulassung und  der  Beschluss  auf  „Wiederaufnahmeeröffnung^^  oder 
Nichteröffnung. 


'*)  Der  Grundgedanke  des  §  407  verlanet,  dass  man  diese  Ausnahme  von  der 
Ausnahme,  also  die  Regel,  auch  bei  Wiederaufnahme  wegen  Irrtums  da  in  Kraft 
treten  lässt,  wo  der  Irrtum  ein  eigener  des  Hevisioasgerichts  war.  also  in  den 
Fällen  3  a  und  etwa  gleicbliegenden  Fällen  aus  der  Gruppe  sub  1.  Denn  die  Ausnalnne» 
bestimmung  des  §  407  Satz  2  geht  eräichtlich  darauf  aus,  das  RevisionQgaricht  insoweit 
mit  der  Wiederaufnahme  zu  verschonen,  als  der  den  Wiederaufni^megrund  bildende 
V^erstoss  gar  nicht  in  der  Revisionsinstanz  liegt.  So  auch  Löwe  2a  zu  §  407; 
Bin  ding  272;  v.  Kries  710,  Rechtsmittel  447;  Ulimann  637.  A.  M.  Stenglein 
6  zu  §  407;  Bennecke  779  Anm.8;  Keller  3;  Puchelt  5zu§407;  v.  Schwarze 
H.  H.  II,  344;  E.  XIX,  321. 

M  Möglicherweise  aber  auch  nicht,  nämlich  dann  nicht,  wenn  die  EotscUeidiing 
des  ,,beschlie8senden  Gerich ts^^  negativ  ausfällt. 

•)  Vgl.  dazu  oben  65  §  21. 
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IL  Auf  den  AViederaufnahmeantrag  bin  prüft  das  Wiederaufnahme- 
gericht zuvörderst  die  prozessuale  Zulässigkeit  des  Antrags.  Fehlt 
eine  der  Voraussetzungen»),  so  erfolgt  Verwerfung  des  Antrages  als 
unzulässig,  §  408  Abs.  1  StP.O.  Eine  Erneuerung  des  Antrages 
ist  damit  nicht  ausgeschlossen^*). 

in.  Erachtet  das  Gericht  den  Antrag  dagegen  für  zulässig,  so 
ist  der  Antrag  dem  Oegner  des  Antragstellers  unter  Bestimmung  einer 
Frist  zur  Erklärung  zuzustellen «),  §  408  Abs.  2. 

Nach  Ablauf  der  Frist  oder  Eingang  der  Erklärung  des  Antrags- 
gegners erfolgt  (falls  nicht  Verwerfung  des  Antrages  beschlossen  wird, 
was  auch  jetzt  noch  möglich  ist^))  die  Zulassung  des  Antrages  durch 
Beschluss  (Zulassungsbeschluss),  verbunden  mit  Anordnung 
der  erforderlich  erscheinenden  Beweisaufnahme  (Ausführungs- 
beschluss),  §  409  StP.O. 

IV.  Das  nunmehr  folgende  Stadium  der  Beweisauf- 
nahmen ist  der  Voruntersuchung  zu  vergleichen:  die  Beweis- 
erhebungen sind  nicht  dazu  bestimmt,  Urteilsgrundlage  zu 
sein  (wenngleich  sie  unter  Umständen  schliesslich  doch  als  Urteils- 
grundlage*  dienen^)),  sondern  sollen  nur  Klarheit  darüber  schaffen,  ob 
es  überhaupt  zur  erneuten  Hauptverhandlung  kommen 
soll  oder  nicht 

Auf  die  vom  Antragsteller  angetretenen  Beweise  ist  das  Gericht 
hierbei  gemäss  der  Instruktionsmaxime  nicht  beschränkt^. 

Audgeführt  werden  die  Beweiset  hebuD gen  durch  einen  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter.  Ob  die  Zeugen,  und  Sachverständigen  vereidigt  werden  sollen, 
(soweit  Vereidigung  überhaupt  lulässig  ist),  bat  das  Wiederauf  nah  megerioht  nach 
seinem  SrmessMi  zu  bestimmen ").  Parteioffentlichkeit  besteht  für  die  Beweisaufnahme 
in  demselben  Masse,  wie  in  der  Voruntersuchung*). 

Nach  Schlnss  der  Beweisaufnahme  sind  die  Parteien  unter  Stellung  einer  Frist 
zur  ferneren  Erklärung  aufzufordern,  §  409  Abs.  4  St.P.O. 


»)  Oben  §  134  V. 

*»)  Oben  8.  422  Anm.  24. 

*)  Darin  liegt  konkludent  die  Absicht  des  Gerichts,  den  Antrag  zulassen  zu 
wollen.  Der  Zulassungsbeschluss  wird  aber  jetzt  noch  nicht  gefasst  Benneoke  780 
Anm.  12;  Stenglein^*  zu  §  408,  Note  2;  v.  Kries  711,  Rechtsnuttel  454;  Puchelt 
4  zu  §  408.    A.  M.  Löwe  4;  Thilo  4;  Keller  1  zu  §  408. 

')  Stenglein  1  zu  §  409;  Bennecke  781  Anm.  13. 

^  unten  §  136  IV. 

^  Benneoke  781;  Löwe  Ib;  Stenglein  2  zu  §  409;  v.  Kries  71L 

^  Vgl  aber  unten  §  136  IV. 

^  Oben  §  118  8.  505. 
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V.  Auf  Grund  der  Beweisaufnahme  erfolgt  dann  ßeschlussfassung 
über  Eröffnung  oder  Nichteröf f nung  eines  Wieder- 
aufnahme-Uauptverfahrens^^    wie   man   es  nennen  könnte. 

1.  Hat  der  vom  Antragsteiler  behauptete  Verstoss  durch  die 
Beweisaufnahme  sieh  nicht  bewahrheitet,  oder  hat  ein  Irrtum  ex 
§  399  ^'  2,  402  ^'  '^  sich  zwar  an  sich  als  richtig  herausgestellt,  so  jedoch, 
dass  zwisclien  ihm  und  dem  Urteil  zweifellos  kein  Kausalzusammenhang 
besteht,  so  wird  der  Antrag  als  unbegründet  durch 
Beschluss   verworfen,  §  410  Abs.  1  St.P.0. 

2.  Anderenfalls  ergeht  ein  Wiederaufnahme-Eröffoungsbeschluss 
oder,  wie  man  abgekürzt  sagen  kann,  ein  Wiedereröffnungs- 
beschiuss:  es  wird  „die  Wiederaufnahme  und  die  Erneuerung  der 
Hauptverhandlung  verordnet',  §  410  Abs.  2  StP.O.,  und  zwar  regel- 
mässig vor  dem  eröffnenden  Gericht  selbst;  sollte  aber  die  That  so, 
wie  sie  sich  nach  dem  Wiederaufnahmeantrage  qualifiziert,  zur  Zu- 
ständigkeit eines  Gerichts  niederer  Ordnung  gehören,  so  wird  (analog 
dem  §  207  St.P.0.,  vgl.  oben  §  114  I  a,  S.  493)  vor  diesem  eröffnet »i); 
mit  der  Eröffnung  wird  dieses  dann  Wiederaufnahmegericht. 

Dieser  Wiedereröffnungsbeschluss  enthält  eioe  Anzweifelung  des  ergangenen 
rechtskräftigen  Urteils,  und  deshalb  wird  es  regulär  angemessen  sein,  von  jetzt  ab 
den  Urteils  Vollzug  auszusetzen,  §  400  Abs.  2  St.P.O.  Keineswegs  aber  enthält  der 
Beschluss  schon  eine  Ausserkraftsetzung  des  angefochtenen  Urteils >*), 
sodass  etwa  die  Sistierung  der  Vollstreckung  mit  juristischer  Notwendigkeit  eintreten 
müsste'*). 

***)  Vorausgesetzt,  dass  das  Gericht  nicht  jetzt  erst  die  ü  n  z  u  1  ä  s  s  i  g  k  e  i  t  der 
Wiederaufnahme  erkannt.  Solchenfalls  miisste  das  Verfahren  als  unstatthaft  eingestellt 
werden.  Im  wesentlichen  ü  bereinstimmend  Löwe  3b;Xeller2zu§410;  Geyer  850. 
Dagegen  nehmen  Ben  necke  782  Anm.  22;  Stenglein  1  zu  §  410;  v.  Kries  713  an, 
über  die  Zuiäsbigkeit  der  Wiedei aufnähme  sei  nur  e  i  n  mal,  uämlich  durch  den  Zula^tsungs- 
beschluss,  zu  befinden.  Zum  Beweise  wird  darauf  hingewiesen,  dass  der  Zulassungs- 
beschlüss,  weil  mit  sofortiger  Beschwerde  anfechtbar  (§412  öt.P.0.),  reuntskr&trig 
werde.  Das  ist  au  sich  richiig,  beweist  aber  nur,  dass  das  Gericht  den  Zulassungs- 
beschluss  nicht  wieder  aufheben  kann;  wohl  aber  kann  es  nach  erfolgter 
Ausführung  der  zugelas.senen  Beweisaufnahme  dem  weiteren  Verfahren  die 
Zulassung  versagen. 

";  Ebenso  E.  IX,  34;  R.  V,  482;  v.  Kries  715;  Stenglein  6;  Hell  weg  bei 
Löwe  ob  zu  §  410;  Hamm  im  „Beoht",  111,  25;  Bennecke  784  Anm.  ü.  A.  M. 
Löwe  5b  zu  §  410.  (Beispiele:  Die  Strafkammer  üat  den  A  wegen  Nötigung  und  reell 
konkurrierenden  Diebstahls  an  einem  Objekt  unter  25  Mark  veruneilt;  A  greift  jetzt  nur 
die  Verurteilung  wegen  Diebstahls  durch  den  Wiederauf uahmean trag  an;  oder:  Vom 
Schwurgericht  ist  A,  gegen  den  wegen  Raubes  eröffnet  war,  nur  wegen  einfacher 
Körperverletzung  verurteilt  worden;  gegen  diese  Verarteilung  richtet  sich  der 
Wiederaufnahmeantrag.) 

"j  Wie  Binding,  Grdr.  274;  Birkmeyer  740;  Bennecke  783  annehmen. 

^'^)  Dies  nehmen  an  Bennecke  a.  a.  0.;  Löwe  1;  Stenglein  1  zu  $  400; 
Woermann,  Wiedeiaulnahme verfahren  31;  Binding  a.  a.  0.;  Birkmeyer  a.  a.  0. 
Wie  im  Text  Meves,  H.  fi.  II,  475  Anm.  2. 
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§  136. 
3.    Das  Wiederaufnabme-Hauplverraliren. 

I.  Durch  den  Wiederaufnahrae-Eröifnungsbeschliiss  wird  die  Straf- 
sache erneut  einem  Hauptverfahren  unterbreitet.  Die  Hauptverhandlung 
ist  eine  volle  Wiederholung  der  Instanz,  völlig  novum  judinum\ 
es  wird  nicht  bloss  geprüft,  ob  der  Wiederaufnahmeantrag  begründet 
ist;  es  muss  eingegangen  werden  auf  alle  Teile  des  Prozessgegenstandes, 
so  muss  namentlich  die  Strafzumessungsfrage  neu  geprüft  werden^. 
Nova  sind  in  vollem  Umfang  zulässig,  insoweit  dies  die  Instanz,  in 
der  die  Sache  sich  befindet,  erlaubt^).  Der  Beweis  ist  (mit  der  gleichen 
Einschränkung)  wieder  von  Orund  aus  neu  aufzubauen,  nicht  etwa  hat 
das  Gericht  auf  der  Basis  der  früheren  Beweisergebnisse  und  der 
früheren  Beweiswürdigung  zu  fussen  und  nur  zu  prüfen,  ob  die  Ver- 
schiebung der  Sachlage  gegen  früher  ein  Abgehen  von  jenem  früheren 
Ergebnisse  rechtfertigt.  „Der  Inhalt  der  früheren  Hauptverhandlung 
ist  für  das  Gericht  nicht  vorhanden"*).  Sogar  solche  relevanten  That- 
sachen,  die  sich  erst  nach  Rechtskraft  des  Urteils  ereignet 
haben  (z.  B.  Verjährung,  der  Tod  des  Geschlagenen  im  Falle  des  §  227 
St.G.B.  u.  s.  w.)  müssen  mit  berücksichtigt  werden.  Die  Rechtsauf- 
fassung, die  in  den  früheren  Urteilen  zu  Grunde  gelegt  worden  ist, 
ist  für  das  Gericht  unverbindlich. 

In  der  HauptverbaDdlung  kÖDnen  dieselben  Riciiter,  wie  in  der  früheren, 
mitwirken,  da  die  Wiederanfnahme  kein  Rechtsmittel  ist,  somit  für  §  28  Abs.  1  St.P.O. 
hier  kein  Raam  ist'). 

II.  Auch  nach  durchgeführter  Hauptverhandlung  noch  hat  das 
Gericht  in  erster  Linie  darüber  zu  befinden,  ob  die  Wiederaufnahme 
überhaupt  zulässig  war,  denn  diese  Zulässigkeit  ist  ürteilsvoraussetzung 
für  das  Wiederaufnahmeurteil  %     Fehlt  es  hieran,  so  muss  das  Wiederauf- 


*)  E.  XXIX,  278.  Dass  es  sich  um  ein  neues  Verfahren  handelt,  ist  besonders 
auch  für  §  66  von  Bedeutung;  E.  XVI 11,  417  mit  der  allgemeinen  Meinung. 

»)  E.  XXX,  421. 

')  In  der  Hevisionsinstanz  (oben  §  134  VI  und  Vll)  sind  daher  materiellrechtliche 
nova  unzulässig,  oben  §  133  1,  V. 

*)  ßennecke  784;  E.  11,  323;  R.  II,  316,  IV,  869,  X,  430. 

*)  Bennecke  785  Anm.  12;  v.  Kries  716.  Dagegen  muss  in  analoger 
Anwendung  des  §  23  Abs.  3  StP.O.  von  den  Richtern,  die  den  Wiederaufaahme- 
EröfTnungsbeschluss  gelasst  haben,  einer  und  spezit^U  der  Berichterätatter  als  aus- 
geschlossen gelten.  A.  M.  E.  IV,  426,  V,  430;  B,  III,  521;  Löwe  Ib  zu  §  413; 
Benneoke  785  Anm.  12. 

*)  Vgl  hierzu  obeD  S.  381. 
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nahmeverfahren  durch  Beschluss  eingestellt  werden'),  nicht  anders 
wie  das  ursprüugh'che  Verfahren  bei  Fehlen  der  Prozessvoraussetzungen 
eingestellt  werden  muss*).  Dagegen  ist  die  Prüfung,  ob  die  Wieder- 
aufnahme auch  begründet  war,  ob  also  der  Wiedereröffnungsbeschlass 
zu  Recht  erlassen  worden  ist  oder  nicht,  durch  die  Ereignisse  über- 
holt Hierauf  kann  das  erkennende  Gericht  ebensowenig  zurück- 
kommen, wie  es  im  ursprünglichen  Verfahren  auf  die  Frage  des  „hin- 
reichenden Verdachts",  den  der  Eröffnungsbeschluss  annahm,  in  dem 
Sinne  hätte  zurückkommen  können,  dass  der  Eröffnungsbeschluss  auf- 
gehoben würde*). 

III.  Wird  die  Wiederaufnahme  aber  als  zulässig  befunden,  so  ist 
zunächst  festzustellen,  was  für  ein  Urteil  im  gewöhnlichen  Haupt- 
verfahren  zu  erlassen  sein  würde.  Ganz  wie  bei  den  Rechtsmitteln  ist 
aber  diese  Entscheidung  nur  dann  auch  wirklich  auszusprechen,  wenn 
die  frühere  Entscheidung  im  Vergleich  zu  ihr  ein  gravamen  für 
denjenigen,  in  dessen  Interesse  die  Wiederaufnahme  beantragt  war, 
enthält:  reformatio  in  pejus  ist,  wie  bei  der  Revision  (auch  mit  dem 
gleichen  Wortlaut  „härtere  Strafe") ^^j  verboten,  §  413  Abs.  2  St.P.O. 
Enthält  die  frühere  Entscheidung  kein  gravamen ^  so  lautet  das 
jetzige  Urteil  auf  „Aufrechterhaltung"  des  früheren  ^^).  Im  anderen 
Falle  wird  das  frühere  Urteil  aufgehoben  und  an  seine  Stelle  das  als 
richtig  erscheinende  gesetzt,  §  413  Abs.  1  St. P.O. 

Nach  dem  oben  I  Ausgeführten  hat  eine  solche  Aufhebung  nicht 
bloss  dann  zu  erfolgen,  wenn  einer  der  geltend  gemachten  Wieder- 
aufnahmegründe sich  als  durchgreifend  erweist,  sondern  auch  dann, 
wenn  die  geltend  gemachten  Wiederaufnahmegründe  sämtlich  sich 
als  unkräftig  erweisen,  aber  irgend  ein  anderer  Umstand,  wäre  es  selbst 
ein    solcher,  der  eine  Handhabe  zur  Eröffnung   der  Wiederaufnahme 


')  A.  M.  E.  IV,  402,  XXU,  98;  R.  III,  447,  V,  300;  Bennecke  783  Anm.  2; 
Löwe  I  zu  410;  v.  Eries  715  (das  erkennende  Gericht  könne  die  Zulässigkeit  der 
Wiederaufnahme  nicht  nachprüfen).  Die  Argumentation,  dass  der  ZulassongsbeschluiS 
nicht  aufgehoben  werden  könne,  beweist  nichts,  oben  Anm.  10). 

«)  Oben  §  122. 

•)  Oben  8.  534. 

''O  Vgl.  dazu  oben  §  133  VH. 

")  Diese  vom  Gesetz  im  Gegensatz  zum  Entwurf  beliebte  Formnlierang  ist 
de  lege  ferenda  nicht  einwandfrei,  vgl.  Löwe  1  zu  §  410;  Bennecke  784  Anm.  3; 
V.  Kries  716,  Eechtsmittel  460;  CA.  XXVI,  177. 
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nicht  geboten  haben  würde,  ein  Abgehen  von  dem  erstgesprochenen 
Urteil  erheischt  ^2). 

Folge  der  Aufhebtmg  ist  Wegfall  der  noch  ansstehenden  Wirkmigen  des  ersten 
Urteils  und  Rückgängigmachnng  der  schon  eingetretenen,  so  gut  es  geht"). 

Lautet  das  jetzige  urteil  aof  Strafe,  so  ist  die  etwa  schon  auf  Qnind  des 
früheren  vollzogene  Strafe  anzurechnen^*).  Unter  besonderen  Voraussetzungen  ver- 
bindet sich  mit  der  Aufhebung  die  Zusprechung  einer  Entschädigung,   unten  §  138« 

IV,  Ausnahmsweise  wird  nach  §  411  St.P.0.  ohne  Wiederaufnahme- 
hauptverfahren  an  Stelle  des  Eröffnungsbeschlusses  sofort  eine  Sach- 
entscheidung erlassen. 

1.  Eine  solche  sofortige  Sachentscheidung  ist  obligatorisch, 
wenn  der  Angeklagte  tot  ist  und  die  Freisprechung  geboten 
erscheint; 

2.  auch  bei  Lebzeiten  des  Angeklagten  kann  das  Gericht^ 
bei  öffentlichen  Klagen  aber  nur  mit  Zustimmung  der  Staatsanwaltschaft, 
sofort  ohne  Hauptverhandlung  auf  eine  Freisprechung  erkennen, 
wenn  es  die  Sache  für  genügend  geklärt  erachtet. 

Will  das  Gericht  eine  solche  Freisprechung  ad  1  oder  2  aussprechen,  so  muss 
es  aber  die  Beweisaufnahme  formell  wie  materiell  erschöpfend  gestalten,  namentlich 
die  Zeugen  und  Sachverständigen,  soweit  zulässig,  vereidigend^);  der  §  409  Abs.  2 
St.P.O.  gilt  für  die  Beweisaufnahme,  die  einer  sofortigen  Freisprechung  als  Orundlage 
dient,  nicht. 

In  beiden  Fällen  ist  die  Freisprechung  in  die  Form  eines  Urteils,  nicht  in 
die  eines  Beschlusses,  zu  kleiden  ^^. 

Auf  Verlangen  des  Antragstellers  ist  die  Aufhebung  des  Urteils  öffentlich  bekannt 
zu  machen,  StP.O.  §  411  Abs.  4. 

V.  Die  im  Wiederaufnahmeverfahren  erster  Instanz  ergehenden  Beschlüsse 
sind  mit  sofortiger  Beschwerde,   soweit  sie   nicht  nach   allgemeinen  BestinmiuDgen 


")  Z.  B.  das  Gericht  folgt  einer  anderen  Rechtsauffassung  oder  es 
misst  die  Strafe  innerhalb  des  gleichen  Strafrahmens  anders  zu,  sds 
es  das  erste  Mal  geschehen  war.    Vgl.  Bennecke  784. 

^')  Rückzahlung  von  Geldstrafen,  Bussen,  Rückgabe  von  eingezogenen  Gegen- 
ständen, Zurücknahme  einer  Öffentlichen  Bekanntmachung,  Wiederverleihung  der 
abgesprochenen  öffentlichen  Ämter  u.  s.w.  Ben  necke  786  Anm.  17,  18;  Lowe  4,  5; 
Stenglein  4  zu  §  413;  E.  VIII,  253,  XV,  188;  R.  IX,  62;  v.  Kries  717. 

")  Bennecke  786. 

")  E.  XXIX,  64;  Bennecke  787;  Binding,  Grdr.  275. 

»«)  Ebenso  Löwe  4  zu  §  411;  E.  XXVIII,  146;  Reichsgericht,  Preuss.  J.M.Bl. 
1897,  66;  Karl  Meyer,  Deutsche  Juristen-Ztg.  IV,  437;  Binding,  Grdr.  274. 
A.  M.  V.  Kries  714;  Keller  2;  Stenglein  4  zu  §  411;  Bennecke  787.  Die 
AufEassung  des  Textes  entspricht  dem  Grundsatz,  dass,  wo  nichts  Gegenteiliges 
bestimmt  ist,  Sachentscheidungen  in  ürteilsform  auszusprechen  sind.  Als  neues 
Argument  ist  jetzt  §  4  des  Entschädigungsgesetzes  vom  20.  Mai  1898  hinzugetreten, 
der  schlechthin  von  „dem  ürteil^^  spricht. 
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§  346  Abs.  3  St.P.0.)  unznl^ig  ist  (§  412  St.P.0."),  die  ergehenden  Urteile  in 
(deiselben  Weise  wie  ausserhalb  des  Wiederanfnahmeveifahrens  ergehende  Urteile 
anfechtbar,  also  z.  B.  möglicherweise  wiederum  durch  Antrag  auf  abermalige  Wieder- 
aufnahme. 

Wenn  ein  im  WiederaufnahmeverEahren  ergangenes  Urteil  mit  einem  Bechts- 
mittel  angegriffen  wird,  so  hat,  allgemeinen  Grundsätzen  gemäss,  das  Rechtsmittel- 
gericht (nach  Prüfung  der  Rechtsmittelvoraussetzongen)  vorab  zu  prüfen,  ob  die 
Wiederaufnahme  überhaupt  zulässig  war  '^,  (nicht  aber,  ob  Anläse  zur  Fassung 
des  Wiedereröffnungsbeschlusses  voigelegen  hatte}. 

§  137. 
Anhang  1.    AboUtions-  and  GnadenTeifkhren. 

I.  Theoretisch  besteht  und  rechtshistorisch  bestand  die  Möglichkeit,  dass  ein 
Strafprozess  „niedergeschlagen'^  d.  h.  vor  rechtskräftiger  Entscheidung  stillgestelit 
wird,  sodass  er  unvollendet  abbricht.  Eine  Befugnis  zu  solcher  Niederschlagung  oder 
„Abolition*^  steht,  wenn  überhaupt,  nur  dem  Staatshaupte  zur  Ausübung  zu.  Es 
nuiss  jedoch  behauptet  werden,  dass  ein  solcher  Eingriff  in  das  Verfahren  nach  heutigem 
Eeichsrecht  durchaus  unzulässig  ist*).  Denn  nur  eine  „strafprozessrechtliche  Vor- 
schrift^^ kann  die  Beendigung  eines  schwebenden  Verfahrens  anordnen;  es  handelt 
sich  um  Verzicht  auf  das  staatb'che  Straf  klagerecht;  eine  strafprozessuale 
Vorschrift  kann  aber  nach  §  6  E.StP  0.  nicht  aus  den  Partikularrechten,  sondern 
nur  aus  dem  Keichsrecht  entnommen  werden,  und  das  Reichsrecht  lässt  nirgends 
Abolition  zu.  Der  Kaiser  speziell  hat  nach  §  484  StP.O.  nur  die  Ausübung  des 
Rechts  der  Begnadigung  im  engeren  Sinne'). 

£s  darf  dabei  auch  nicht  zwischen  dem  Prozessabschnitt  vor  Eröffnung  der 
gerichtlichen  Untei-suchung  und  dem  nach  folgenden  Prozessabschnitt  unterschieden 
werden  in  dem  Sinne,  dass  zwar,  wenn  das  Gericht  schon  mit  der  Sache  befasse 
sei,  eine  Hinderung  des  weiteren  Verfahrens  durch  Abolition  ausgeschlossen  sei,  das 
dagegen  vorher  das  Staatshaupt  durch  die  Central] ustizbehörde  die  Staatsanwaltschaft 
zur  Nichterhebung  der  Klage  oder  (soweit  nach  §  154  StP.O.  zulässig)  zu  deren 
Zurücknahme  anweisen    könne  %    Denn  das   staatsanwaltschaftliche  An  Weisungsrecht 


")  §  412  meint  mit  „Entscheidungen"  nur  Beschlüsse,  nicht  Urteile, 
Bennecke  783  Anm.  23. 

^«)  A.  M.  E.  XX,  46;  Löwe  4  zu  §  412.     Vgl.  oben  II. 

*)  Als  geltenden  Rechtens  behandeln  die  Aboütion  Bin  ding,  Grdr.  des  Straf- 
reclits  I,  232,  Handbuch  I,  869;  Löwe  2  zu  §  6  E.StP.O;  Lob,  Begnadigungsrecht 
(1881j,  23;  Meves  H.  H.  II,  495;  Siebenhaar  Z.  VIU,  465;  Glaser  IL  53  Anm. 
12;  V.  Liszt  §  75  Anm.  4;  H.  Meyer  §  46  bei  Anm.  27.  Wie  im  Text  Jastrow 
<;.S.  XXXIV,  5:32;  Stenglein  2  zu  §  6  E.St.P.0.;  John  L  108;  Löning,  Grdr. 
des  Strafrechts  82;  (Jeyer  407  und  Grdr.  des  Strafrechts  I,  212;  Ortloff  O.A. 
XLV,  227,  Grünhuts  Zeitschrift  XXIIl,  498.  Die  Scheidung  zwischen  den  nach 
Keichsrecht  und  den  nach  Landesrecht  strafbaren  Handlungen,  die  v.  Kries  104 
machen  will,  ist  nicht  gerechtfertigt. 

^)  Für  Elsass-Lothiingen  wollen  dem  Kaiser  ein  Abolitionsrecht  geben:  Elsas, 
Begnadigungsrecht  70;  Lab  and  II,  471;  Hancke,  Archiv  für  öffentliches  Recht  V, 
443.    Dagegen  mit  Recht  Bin  ding,  Grdr.  des  Straf  rechts  I,  234. 

^)  Dies  ist  im  wesentlichen  die  Meinung  von  Elsas,  Begnadigungsrecht  99; 
Bennecke  oben  34,  Anm.  17. 
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(G.V.G.  §  147,  oben  S.  128)  kann  nicht  contra  legem  anlaufen.  Es  ist  nur  niüru 
legem  bindend,  kann  daher  namentlich  dem  Legalitätsprinzip  ^)  keinen  Abbruch  thon. 

Ein  etwa  vorkommender  Abolitionsakt  wäre  somit  bedeutungslos  und  kpnnte 
den  Fortgang  des  Verfahrens  nicht  aufhalten  *). 

Anders  läge  die  Sache,  wenn  die  „Abolition^^  ein  Akt  von  materiell- 
strafrechtlicher  Bedeutung  wäi-e.  Das  könnte  er  in  dem  Sinne  sein,  dass  er  einen 
Verzicht  auf  den  Straf  anspruch  darstellte  und  zwar  im  Gegensatz  zu  der  Be- 
gnadigung im  engeren  Sinne  einen  Verzicht  vor  rechtskräftiger  Feststellung  des  Be- 
stehens des  Strafanspruchs.  Dabei  wäre  eine  doppelte  Konstruktion  möglich;  entweder 
es  wird  inhlanoo  auf  den  Straf anspruch  verzichtet  mit  sofortiger  Wirksamkeit; 
oder  es  wird  von  vom  herein  bedingt  begnadigt,  d.  i.  für  den  Fall,  dass  das  Gericht 
zu  einer  Verurteilung  gelange.  Aber  in  keinem  der  beiden  Fälle  würde  noch  von 
„Niederschlagung  des  Prozesses^^  die  Rede  sein.  Der  Prozess  ginge  ordnungsmässig 
seinen  Gaog  weiter;  nur  würde  das  Gericht  im  ersten  Falle  freisprechen  müssen, 
da  der  Straf  anspruch  untergegangen  wäre;  im  letzten  Falle  würde  die  Abolition  nicht 
einmal  in  dieser  Weise  auf  den  Inhalt  des  Urteils  Wirkung  ausüben,  es  würde 
Verurteilung  ergehen  und  nunmehr  die  Gnade  wirksam  werden. 

n.  Anlangend  die  Begnadigung  im  engeren  Sinne,  so  ist  scharf 
zu  scheiden  zwischen  dem  Inhaber  des  Gnadenrecbts  und  dem  Ausübungsberechtigten. 
Inhaber  des  Gnadenrechts  ist  der  Staat,  um  dessen  Strafanspruch 
es  sich  handelt;  wer  ausübungsberechtigt  ist,  ist  oben  S.  33  dar- 
gelegt. 

Das  Gnaden  verfahren  ist  gesetzlich  nicht  geregelt  In  Preussen  ist  die 
Berichterstattung  über  die  Sache  im  Falle  eines  Gnadengesuchs  in  die  Hände  der 
Staatsanwaltschaft  gelegt  % 

§  138. 

Anhang  2.    Die  EutM'httdiKTung  nnsohuldig  Bestrafter. 

Justizirrtümer  sind  zu  allen  Zeiten  vorgekommen  und  werden  auch  weiterhin 
selbst  bei  peinlichster  Justiz  nicht  zu  vermeiden  sein,  weil  sich  der  Mensch  über  die 
Möglichkeit  des  Irrtums  nicht  erheben  kann.  Die  Idee  der  Gerechtigkeit  erheischt 
aber,  dass,  wenn  jemand  einem  solchen  Irrtum  zum  Opfer  gefallen  und  schuldlos 
bestraft  worden  ist,  der  Staat,  soweit  thunlich,  die  zugefügten  Schädigungen  wieder 
gut  macht,  sobald  der  Irrtum  als  solcher  eikannt  worden  ist  Erst  in  den  letzten 
Jahren  ist  jedoch  die  Gesetzgebung  der  modernen  Eulturstaaten  dem  Problem  der 
„Entschädigung   unschuldig  Verurteilter'^  näher  getreten*). 

*)  Oben  §  73  UI. 

^)  Die  Streitfrage,  ob  ein  Abolitionsakt  nur  die  Gerichte  des  Staates  binde, 
dessen  Staatshaupt  abolitioniert  habe  —  so  La  band  II,  491,  vgl  denselben  in  der 
Deutschen  Juristen-Ztg.  vom  l.Julil89ü;  E.  XXVIII,  419;  v.  Liszt  §75  Anm.  4  — 
oder  auch  das  in  höherer  Instanz  thätig  werdende  Reichsgericht  —  so  BindingGrdr. 
252;  Grdr.  des  Strafrechts  I,  235;  H.  Seuffert  „Begnadigung"  in  v.  Stengels  W.B. 
des  Verwaltungsrechts  —  ist  somit  für  uns  gegenstandslos. 

^)  Genaueres  darüber  bei  Krobitzsch,  Verfügung  in  Strafsachen  (1896), 
311  ff. 

')  Vgl.  z.  B.  Französisches  Gesetz  vom  8.  Juni  1895;  Rtvüia  penale,  Collex^ 
legtsl,  IlL  Serie,  vol.  II p.  86;  Uewe  pmtt.  1895,  1242]  1896,  5;  Garraud,  Z.  VI, 

39* 
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In  DentsdilMd  hat  die  Btnnga^  die  nAm  aeh  gemmer  Zeit  for  fia- 
filinDiK  der  Fiitw hiiU^iinft  im  ffanee  war"),  adiKeariich  za  deai  Reiekagesets 
Tom  20.  Mai  1898  gefühlt. 

L  Nach  diawMi  denladieB  BeKhsgeBetz  stellt  aoidien  PsiaoiieB,  die  Strafe 
fwliuaBt  habeo,  unter  falgcadcn  YoraasBetziiiigeii  ein  Anspnidi  anf  EntHUdigiuig  xa: 

L  Der  YeiuitBilte  arass  qAer  im  Wiedenafnahmererfdiien  freigesprochen*) 
eder  in  Anwendiuiig  eines  milderen  Strafgesetzes  mit  einer  geringeren  als  der 
▼arboasten  Strafe  belegt  wordeo  sein;  and 

2.  das  WiederanfiiahmeTeifiihren  mnas  entweder  die  üaschnld  (beso^ch  der 
That  oder  einen  ersdiwerenden  Umstandes)  oder  daigethan  haben,  dasa  gegen  den 
AngdJilgten  ein  begründeter  Yerdadit  nicht  mehr  Toiliegt. 

An^gaschlosaen  ist  der  Ansprach  bei  Toisitzlicher  oder  &hiÜ8Biger  Herbeiföhmqg 
der  frähenn  Yerorteihmg,  wobei  jedoch  ünfeeriaasong  einer  Bechtsmittaleinlegiing  nicht 
afe  lUutissi^eit  gut 

n.  Der  Ansprach  geht  anf  Ersatz  desjoiigen  Yennögensaohadens,  der  ans  der 
StrafvolLstiecfcnng'),  insowttt  sie  dnrch  das  Wiedeianfnahmeoitefl  r^robiert  worden 
ist,  entstanden  ist,  einschliesslich  des  Schadens,  der  den  dem  Yenuteilten  gegenüber 
atimentationsberechtigten  Ftononen  entstanden  ist 

nL   ScfanMner  ist  derjenige  Staat,  dem  das  Gericht  der  ersten  Instanz  angehört 

lY.    Das  Yerfahien  ist  zerteilt  nach  Grund  und  Betzag  des  Anspracha. 

1.  Über  die  Yerpflichtong  der  Staatskasse  zur  Entscbadigong  befindet  das  im 
mederanfnahmererfidiren  erkennende  Gericht  durch  einen  unanfechtbaren  Beschluss^K 
der  gleichzeitig  mit  dem  Urteil  za  fassen,  aber  nicht  zu  Terkunden,  sondern  zu- 
zustellen ist 

2.  Der  Ansprochsberechtigte  hat  sodann  seinen  Anspruch  bei  der  Stuts- 
anwaltschaft binnen  drei  Monaten  Ton  der  Zustellung  ab  anzumeldai.  Über  den 
Betn^  entscheidet  die  obeiate  Ltndesjostiz Verwaltungsbehörde;  gegen  ihre  Entscheidung 
findet  jedoch  binnen  drei  Monaten  Klage  im  ordentlichen  Rechtswege  vor  den  CiTil- 
gerichten  statt^^ 


742;  y.Doleschall,  Die  Entschädigung  unschuldig  Yenuteilter  u.8.w.  im  ungarischen 
Strsfprozessentwurf.  G.8.  Uli,  261;  Felisch,  Deutsche  Juristen-Ztg.  HI,  336;  für 
Österreich:  G.8.  XLV,374;  XL  VI,  135;  XL  VII,  76;  Klewitz,  Archiv  für  öffientüches 
Becht  VII,  311. 

*j  Vgl.  besonders  die  Verhandlungea  des  22.  Deutschen  Juristentsges  (189i\ 
Bd.  rv,  mit  Gutachten  von  Ulimann  und  Merkel,  s.  auch  des  Letzteren  Gesammehe 
Abhandlungen  II,  759. 

')  Freisprechung  aus  R  e  c  h  t  s  gründen  (oben  8.  609  Anm.  12)  genagt 
A.M  Lessinf?,  Entschädigung  der  im  Wiederaufnahmeyerfahren  freigesprochenen 
Personen,  40;  Woermann,  Das  Wiederaufnahmeverfahren  u.  s.  w.,  49.  Aber  itye 
non  distinguente  nee  noslrwn  est  distingueref  Zutreffend  Mamroth  (2  c  zu  §  1  des 
Gesetzes)  in  seiner  Handausgabe  der  St  P.O. 

*)  Wo  keine  Strafe  vollstreckt  worden  ist,  da  ist  auch  kein  Entsohfidignngs* 
ansprach  begründet,  für  die  Verurteilung  als  solche  wird  Entschädigung  nicht 
gewährt.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  fiir  das  deutsche  Recht  nicht  korrekt,  die 
übliche  Bezeichnung  „Entschädigung  unschuldig  Verurteilter^^  beizubehalten; 
▼gl.  die  Überschrift  dieses  §. 

»)  Vgl  dazu  oben  203  Anm.  10. 
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IT.    IHe  Stsnfrollfltreelnmf • 

§  139. 
1.  Allgemeines. 

I.  Welches  Übel  für  den  Verurteilten  in  der  Strafe  liegt  und 
liegen  soll,  bestimmt  das  materielle  Strafrecbt  Die  Art  und  Weise  dagegen, 
wie,  wo,  wann  dieses  Übel  dem  Verurteilten  zugefügt  wird^  bestimmt 
das  Strafprozessrecht  Die  Übelszufügung  heisst  aktiv,  Tom  Standpunkt 
des  Strafberechtigten  aus  gesehen,  Strafvollstreckung,  Exekution; 
passiv,  vom  Standpunkt  des  Sträflings  aus  gesehen,  Strafverbüssung. 
Wirkung  der  Strafvollstreckung  ist  Tilgung  des  Strafanspruchs. 

Die  StrafvoUstred^ang  ist  das  eigeniliohe  Ziel  des  Strafprozesses.  Dooh  gehört 
sie  nicht  mehr  zum  „Prozess^^  im  eDgeren  Sinne  (=  Feststellungsverfiihren) ,  ist  yiel- 
mehr  ein  in  sich  abgeschlossenes,  an  eigene  Yoraiusetzuigen  geknüpftes  Verfahren 
vor  eigenen  Behörden*).  Immerhin  mnss  aber  die  StrafToIlstredrang  als  Teil  der 
Justiz  aufgefasst  werden ');  es  geht  zn  weit,  wenn  man  ')  sie  der  Justiz  Verwaltung 
zuweist. 

II.  Straf  vollstreckungsberechtigter  ist  der  Staat, 
bei  dessen  Gerichten  die  Sache  in  I.  Instanz  anhängig  war.  Ist  auf 
eine  Gesamtstrafe  successive  (§  79  StG.B.,  §  492  St.P.0.)  durch 
Entscheidungen  der  Gerichte  verschiedener  deutscher  Staaten 
erkannt  worden,  so  ist  straf vollstreckuugsberechtigt  derjenige  Staat, 
dessen  Gericht  die  Gesamtstraf  e,  sei  es  in  der  regelmässigen  Form, 
sei  es  in  Form  einer  Zusatzstrafe,  festgesetzt  hat,  Bundesratsbeschluss 
vom  11.  Juni  1885*),  Ziff.  1;  es  ist  hierdurch  einer  Zerreissung  der 
Yollstreckung  der  Gesamtstrafe,  die  dem  Charakter  der  Gesamtstrafe 
nicht  entsprechen  würde,  vorgebeugt. 

III.  Straf  vollstreckungsorg  an  ist  grundsätzlich,  wie  im  fran- 
zösischen Recht,  die  Staatsanwaltschaft  (erster  Instanz),  StP.O. 
§  483^),  aber  unter  Ausschluss  der  Amtsanwälte,  Abs.  2  daselbst 

Die  LandesjustizTerwaltungen  sind  aber  durch  Abs.  3  daselbst 
ermächtigt,  die  Strafvollstreckung  für  SchöSen- {und  per  argum.  a  fortiori 


^)  Dabei  beziehen  sich  die  Sätze  der  StP.O.  nur  auf  die  Vollstreckung  der  von 
den  ordentlichen  Gerichten  verhängten  Kriminal  strafen.  Eine  Aus- 
nahme s.  in  §  454  M.St.G.O.,  unten  §  140  Anm.  1. 

*)  Auch  Birkmeyer  4  rechnet  sie  mit  zum  Frozess  im  weiteren  Sinne. 

•^  So  Bennecke  790. 

*)  C.-BI.  für  das  Deutsche  Reich  1885,  270,  abgedruckt  bei  Löwe  und 
Stenglein  zu  §  163. 

»)  Vgl.  hierzu  Geyer  888;  Binding  Grdr.  280;  Birkmeyer  751. 
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Amts-)gericht8sachen*)  den  Amtsrichtern  za  übertragen.     Dies  ist  in 
den  meisten  Bundesstaaten  geschehen  7). 

lY.  Die  Ausführung  der  Strafvollstreckung  kann  man  mit 
ötker*)  als  den  „Strafvollzug"  bezeichnen. 

Die  Straf  Vollzugsorgane  sind  nicht  notwendig  dieselben,  wie  die  StrafvoU- 
streckongsorgane;  es giebt  besondere  Gefängnisbeamte,  Scharfrichter  u.  s.  w.  Eine  fun- 
damentale Scheidung  zwischen  Strafvollzug  und  Strafvollstreckung  ist  gleich- 
wohl nicht  vorhanden  ^).  Dass  der  Strafvollzug  besonderen  Organen  obliegt,  ist  keine»- 
wegs  notwendig,  sondern  nur  zulässig.  Grundsätzlich  ist  das  Straf voUstreckungsorgaa 
auch  Strafvollzugsorgan  ^^);  sind  keine  besondere  Vollzugsorgane  da,  so  hegt  der  Yollzng 
bei  der  Yollstreckungsbehörde  selbst"). 

V.  Regelmässig  bewirkt  der  berechtigte  Staat  Vollstreckung  und 
Vollzug  durch  seine  eigenen  Organe  und  Einrichtungen. 

Insoweit  es  sich  speziell  um  Vermögens  rechtliche  Voll- 
streckungen handelt,  steht  jedes  deutsche  Gericht  und  jeder  deutsche 
Gerichtsvollzieher  als  ausführendes  Organ  jedem  deutschen  Staate  zur 
Verfügung,  §  161  G.V.G. 

Für  die  Vollstreckung  von  Freiheitsstrafen  oder  Ergreifung 
und  Ablieferung  Verurteilter  sind  die  Staatsanwaltschaften 
Rechtshülfeorgane,  §  164  G.V.G. 

Die  Strafvollstreckung  kann  aber  auch  im  Wege  der  Recht?- 
h.ülfe  von  einem  anderen  Staate  unterstützt  werden  (durch 
Festnahme  u.  s.  w.)  oder  sogar  ganz  ausgeführt  werden. 

1.  Stillschweigend  wird  vom  G.V.G.  vorausgesetzt,  dass  jeder 
deutsche  Bundesstaat  verpflichtet  ist,  dem  Reiche  und  den  anderen 
Bundesstaaten   die   H ü  1  f s handlungen   zu    gewähren,   die   den   Straf- 


•)  Man  ist  einverstanden  darüber,  dass  die  Fassung  des  Gesetzes  ungenau  l-t. 

L483  spricht  von  den  ,,zur  Zuständigkeit  der  Schöffengerichte  gehörigen 
chen'',  meint  aber  die  von  den  Schöffengerichten  abgeurteilten  Sachen. 
also  einschliesslich  der  überwiesenen  Sachen  (G.V.(}.  §  75),  und  au^>schliesslich  der 
wegen  Zusammenhangs  von  einem  Gericht  höherer  Ordnung  abgeurteilten  Sachen. 
Löwe  4b  zu  §  483;  Bennecke  795  Anra.  3;  Birkmeyer  41;  Meves  H.  H.  U. 
474;  V.  Kries  702  Anm.  1;  Geyer  891. 

^)  Dadurch  wird  der  Amtsrichter  nicht  dem  staatsanwaltschaftlichen  Behörden- 
körper eingegliedert,  er  bleibt  den  richterlicheu  Vorgesetzten  unterstellt;  Benneck^ 
795  Anm.  5;  Löwe  5  zu  §  483;  Ullmann  641.  A.  M.  v.  Kries  763;  Kellerb 
zu  §  483. 

>)  635. 

^)  Anders  Ötker  635. 

*®)  Es  entfällt  deshalb  der  Schluss,  den  Ötker  635  ff.  aus  der  Scheidung  für 
den  Verweis  ziehen  will,  vgl.  unten  §  140  IV. 

")  Fände  sich  beispielsweise  niemand  zu  dem  Amte  eines  Scharfrichters  benHt. 
80  bliebe  der  Staatsanwaltschaft  nichts  übrig,  als  selbst  die  Hinrichtung  auszuführen. 
Sie  befände  sich  dabei  durchaus  in  ,,rechtmä8siger  Ausübung  ihres  Amtes^',  was  nach 
ötker  nicht  der  Fall  wäre. 
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vollstreckungsberechtigten  in  den  Stand  setzen,  die  Vollstreckung 
seinerseits  vorzunehmen,  namentlich  den  Yerurteilten  festzunehmen  und 
an  den  strafvollstreckungsberechtigten  Staat  abzuliefern").  Für  die 
Rechtshülfekosten  ist  diesfalls  §  165  6.Y.6.  anwendbar. 

2.  Es  besteht  aber  sogar  eine  Verpflichtung  des  requirierten 
Staates,  die  Strafvollstreckung  selbst  auszuführen, 

a)  insoweit  es  sich  um  Freiheitsstrafen  von  höchstens  6  Wochen 
handelt  und  sich  der  Verurteilte  in  dem  Gebiet  des  ersuchten  Staates 
aufhält,  §  163  6.V.G.;  der  ersuchte  Staat  hat  dann  Anspruch  auf 
Erstattung  der  haaren  Auslagen,  die  er  für  die  Strafvollstreckung 
aufgewendet  hat,  §  165  G.V.G.  In  diesem  Falle  hat  der  Verurteilte 
auch  nur  die  Pflicht,  sich  in  dem  Aufenthaltsstaate  der  Strafe  zu 
gesteilen  ^^). 

b)  Bei  einer  successive  auf  Gnind  der  Urteile  verschiedenstaat- 
licher Gerich  te^^)  entstandenen  Gesamtstrafe  ist  derjenige  Staat,  der 
nach  dem  Gesamtbetrag  der  von  seinen  Gerichten  herrührenden  Einzel- 
strafen am  höchsten  beteiligt  ist,  zur  kostenlosen  Übernahme  der 
Strafvollstreckung  verpflichtet,  auch  wenn  der  Verurteilte  sich  nicht 
in  seinem  Gebiete  befindet.  Bundesratsbeschluss  vom  11.  Juni  1885, 
ZifT.  2,  4  Abs.  2  (vgl.  ferner  3  das.).  Doch  kann  dieser  Staat,  wenn 
die  Voraussetzungen  des  §  163  G.V.G.  vorliegen,  seinerseits  den 
Aufenthaltsstaat  (gegen  Auslagenerstattung)  im  Rechtshülfewege  (oben  2a) 
in  Anspruch  nehmen,  Bundesratsbeschluss  Zifi*.  5. 

Rechtshülfe  o  r  g  a  n  für  die  BewirkuDg  einer  Ergreifung  und  Ablieferung  oder 
der  Vollstreckung  einer  Freiheitsstrafe  ist  auch  unter  verschiedenen  Staaten  die  Staats- 
anwaltschaft bei  dem  T^ndgericht  des  Bezirks,  §  164  St.P.O.  Im  übrigen  sind  die 
Rechtshülfeorgane  reichsrechtlicli  nicht  bestimmt. 

Inwieweit  auch  ausserdeutsche  Staaten  bei  der  Straf- 
vollstreckung mitwirken,  beniisst  sich  nach  Völkerrecht^^).  Regelmässig 
gewähren  andere  Staaten  nur  Auslieferungen  und  auch  diese  nur  mit 
starken  Einschränkungen.     Sollte  aber  ein  fremder  Staat  auf  Ersuchen 

**)  ,,Ablieferung^'  ist  termhitts  technictis  für  den  Verkehr  zwischen  den  Deutschen 
Staaten  unter  einander,  „Auslieferung"  temi.  ierhn.  für  den  Verkehr  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  oder  einem  Deutschen  Bundesstaate  einerseits  und  dem  Auslande 
andererseits. 

»")  Ebenso  Geyer  400;  Löwe  4  zu  §  103;  Bennecke  791.  A.  M.  Laband, 
Staatsrecht  II,  383;  S'^tenglein,  Lebrhuch  39;  Birkmeyer  289  Anm.  K.  12. 

»*)  Oben  S  ^■')  S.  394. 

*^)  Vgl.  besoniei*»  Lammasch,  Ausliefcrungspflicht  und  Asylrecht;  v.  Martitz, 
Internationale  Rechtshülfe  in  Strafsachen;  Delius,  Auslieferungsrecht  (1899);  Uli  mann 
Völkerrecht  §S  103,  111—117;  v.  Liszt  §23,  Völkerrecht  177;  Gareis,  Institutionen 
des  Völkerrechts  §  68. 
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die  Vollstreckung  eines  deutschen  Urtefls  selbst  übernehmend^),  so 
steht  dem  deutscherseits  nichts  im  Wege,  und  solche  Strafverbüssong 
wäre  gleichkräftig  wie  eine  inländische. 

VI.  Vollstreckungsgegner  (Duldungspflichtiger) 
ist  grundsätzlich  nur  der  Verurteilte  selbst.  Sein  Tod  endigt  faktisch 
die  weitere  Vollstreckung.  Gegen  die  Erben  ist  mit  Rücksicht  auf 
die  höchstpersönliche  Natur  der  Strafe  jeder  Strafvollstreckungsakt 
unzulässig.  Davon  gilt  nur  die  Ausnahme  des  §  30  StO.B.,  wonach  eine 
eine  Geldstrafe  in  den  Nachlass  vollstreckt  werden  kann,  selbstr 
verständlich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Urteil  bei  Lebzeiten 
des  Verurteilten  rechtskräftig  geworden  war^^). 

VII.  Vollstreckbar  sind  im  Strafprozess  prinzipiell  nur  Akte 
deutscher  Strafjustizbehörden.  Fremdstaatliche  Urteile  geben  keine 
Strafvollstreckungstitel  ab  ^^). 

VIII.  Vollstreckbare  Titel  sind  im  Strafprozess  das  Strafurteil 
und  die  ihm  gleichgestellten  auf  Strafe  lautenden  prozesserledigenden 
Entscheidungen  (Strafbefehl,  Straf  Verfügung,  Strafbescheid)  grund- 
sätzlich erst  19)  nach  Eintritt  der  (formellen)  Rechtskraf t^^), 
§  481  St.P.0. 21).  Dabei  muss  die  Rechtskraft  schrankenlos  eingetreten 
sein  (absolute  Rechtskraft).  Solange  sie  noch  persönlich  beschränkt 
ist,  insofern  das  Urteil  noch  nicht  gegen  alle  Anfechtungsberechtigten 
rechtskräftig  geworden  ist^a),  oder  objektiv  beschränkt,  insofern  inhaltlich 
die  Rechtskraft  nur  zum  Teil  eingetreten  ist^s)  —  (relative  Rechts- 
kraft) — ,  kann  keine  Vollstreckung  eintreten. 

Ist  freilich  ein  quantitativer  für  sich  selbständig  vollstreckbarer 
Teil  des  Urteils  rechtskräftig  geworden,   so  steht  die  Anfechtung,  die 

*")  Vgl.  den  Fall  bei  Delius.  Archiv  für  öffentliches  Recht  XI,  521. 

")  Oben  §  98  Anm.  2. 

^*)  Singuläierweise  sind  jedoch  Urteile  niederländischer  Bheinschiffahrtsgerichte 
xaid  österreichischer  Elbzollgerichte  zufolge  Rev.  Rheinschifiahrtsakte  vom  17.  Ok- 
tober 1868  Art  40  und  Elbschiffahrts-Additionalakte  vom  13.  April  1844  §  50  Abs. 
3,  Titel  für  deutsche  Strafvollstreckung. 

*•)  Andererseits  aber  auch  schon  vom  Eintritt  der  Rechtskraft  ab;  die  An- 
hängigkeit eines  Wiederaufnahmeverfahrens  steht  der  Straf voUst reckung  nicht  enl^gegeo, 
vgl.  oben  S.  598;  noch  viel  weniger  kommt  natürlich  die  blosse  Möglichkeit  emer 
Wiederaufnahme  in  tetracht. 

*•)  Nichtige  Urteile  sind  somit,  da  sie  nicht  in  Rechtskraft  erwachsen,  nicht 
vollstreckbar,  s.  oben  S.  29f)  und  Binding  Grdr.  231.  Im  übrigen  aber  hat  die 
Strafvollstreckungsbehörde  nicht  die  Aufgabe,  die  Ordnungsmässigkeit  des 
Prozesses  nachzuprüfen. 

'*)  Auch  für  den  Verweis  gilt  nichts  Abweichendes;  E. XIV, 421;  Renne  cke  802. 

")  Oben  §  98  bei  Anm.  4. 

-';  Oben  §  1U4  IV,  §  138  bei  Anm.  22. 
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sich  gegen  die  anderen  Teile  des  Urteils  richtet,  der  Strafvollstreckung 
bezüglich  jenes  ersten  Teils  nicht  entgegen.    Dies  gilt 

1.  für  die  Fälle,  in  denen  mehrere  Strafsachen  in  Frage  stehen, 
nnd  die  Anfechtung  sich  nicht  auf  alle  bezieht    So 

a)  für  den  Fall  der  Bealkonkurrenz,  wenn  nicht  bezüglich  aller 
Thaten  Anfechtung  erfolgt.  War  im  Urteil  eine  Gesamtstrafe  aus- 
gesprochen, so  kann  diese  natürlich  nicht  vollstreckt  werden,  wenn 
auch  nur  eine  einzige  Einzelstrafe  angefochten  wird,  wohl  aber  kann 
die  nicht  angefochtene,  also  rechtskräftig  gewordene  Einzelstrafe  voU- 
streckt  werden^).  Die  kann  freilich  wegen  §  493  StP.O.  faktisch 
nur  dann  geschehen,  wenn  das  Gericht,  wie  es  korrekterweise  muss^), 
auch  die  Einzelstrafe  in  den  Tenor  aufgenommen  hat. 

Möglich  bleibt  dabei,  daas  künftig  eine  Gesamtstrafe  anderer  Art  als  die 
jetzige  Einzelstrafe  zur  Yollstreokung  kommt  "^j.  Aber  dieser  Fall  liegt  gar  nicht 
anders,  wie  der,  dass  die  mehreren  Thaten  in  getrennten  Prozessen  abgeurteilt  worden 
sind  und  in  dem  zweiten  eine  Gesamtstrafe  anderer  Art  ausgeworfen  wird,  als  die, 
von  der  der  Thäter  schon  einen  Teil  verbüsst  hat   Es  findet  §  79  StG.B.  Anwendung*^). 

b)  Ebenso  findet  separate  Vollstreckung  statt  in  den  Fällen,  in 
denen  mehrere  Angeklagte  verurteilt  worden  sind  und  nur  einige  sich 
bei  dem  Urteil  beruhigt,  andere  das  Urteil  angefochten  haben.  In 
den  Fällen,  in  denen  mehrere  Mitangeklagte  verurteilt  worden  sind, 
und  einer  von  ihnen  eine  auf  eine  materiell  rechtliehe  Küge  gestützte 
zulässige  Revision  eingelegt  hat,  muss  freilich  wegen  §  397  StP.O.^S) 
die  Straf voUstreckiing  gegen  alle  einstweilen  unterbleiben'"*^). 

2.  Partielle  Vollstreckung  ist  ferner  dann  thunlich,  wenn  in  einer 
Strafsache  ein  ablösbarer  und  der  eigenen  Vollstreckung  fähiger  Teil 
des  Urteils  rechtskräftig  geworden  ist^),  also  in  den  Fällen,  in  denen 

»*)  Ebenso  v.  Kries  Rechtsmittel  77.  A.  M.  Benneoke  794;  Meves  H.H. 
II,  477;  teilweise  auch  Löwe  6c;  Stenglein  5  zu  §  481;  Binding  Grdr.  282; 
V.  Kries  760;  Uli  mann  643,  welche  nur  die  Vollstreckung  der  rechtskräftigen 
Eins  atz  strafe  zulassen  wollen. 

^*)  Oben  S.  397. 

'^)  Z.  B.  das  Urteil  lautete  auf  Einzelstrafen  von  1  Jahr  Zuchthaus  und  3 
Monaten  Gefängnis  und  statt  deren  auf  eine  Gesamtstrafe  von  1  Jahr  1  Monat  Zacht- 
haas;  angefochten  ist  nur  die  1jährige  Zuchthausstrafe.  Wird  das  Rechtsmittel 
später  ver^vorfen,  so  verschwiDdet  nunmehr  die  3  monatliche  Gefängnisstiafe  und  es 
muss  die  Gesamtzuchthausstrafe  vollstreckt  werden. 

")  Vgl.  dazu  Olshausen  19  zu  §  79  StG.B. 

»«)  Oben  S.  592. 

»»)  So  Voitus  Kontroversen  II,  42,  Isenbart  2  zu  §  481.  A.  M.  Löwe  4; 
Keller  3;  Puchelt  2;  Stenglein  4  zu  §  481;  v.  Schwarze-  H.H.  11,  246; 
V.  Kries  760;  üllmann  644;  Bennecke  793  Anro.  25.  Eine  vermittelnde  Ansicht 
yertreten  Dalcke  4  zu  §  481;  Meves  H.H.  11,  477. 

»^)  Oben  S.  440. 
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die  eine  von  mehreren  verhängten  Massnahmen  rechtskräftig  geworden 
ist,  z.  B.  in  dem  Falle,  dass  der  Angeklagte  nur  wegen  der  Kosten 
oder  nur  wegen  einer  ausgesprochenen  Einziehung  oder  Busse  oder 
der  Überweisung  an  die  Landespolizeibehörde  ein  Rechtsmittel  ein- 
gelegt hat.  Die  rechtskräftig  gewordenen  Stücke  des  Urteils  können 
hier  ohne  Rücksicht  auf  die  weitere  Gestaltung  des  Prozesses  voll- 
streckt werden  3^). 

YIII.  Eine  vorläufige,  also  vor  Rechtskraft  eintretendt  Voll- 
streckbarkeit ist  dem  Strafprozessrecht  im  Gegensatz  zur  C.P.O.  un- 
bekannt. 

Nur  gestatten  §§  360,  386  St.P.O.  ausnahmsweise  in  dem  Falle,  dass  eine 
Berufung  oder  Revision  vom  judex  a  quo  als  unzulässig  verworfen  ist,  eine  Voll- 
streckung schon  vor  Erledigung  des  Antrages  auf  Entscheidung  des  Rechtsmittel- 
gerichts, also  vor  Eintritt  der  Rechtskraft*^. 

Auch  ist  schon  vor  dem  Vorliegen  eines  vollstreckbaren  Titels  eine 
Vollstreckungssicherung  durch  Yermögensbeschlagnahme  zulässig,  wenn 
es  sich  um  eine  zu  erwartende  Geldstrafe  handelt,  und  der  Beschuldigte  abwesend  ist, 
§§  325,  326,  480  St.P.O.,  §  140  StG.B.,  unten  §  151. 

IX.  Es  giebt  Umstände,  die  die  Strafvollstreckung  hemmen 
(Strafaufschubsgründe) : 

1.  Bei  Geisteskrankheit  des  Verurteilten  darf  die  Todes-  oder  eine  Freiheits- 
strafe, bei  Schwangerschaft  daif  die  Todessti-afe,  bei  Krankheiten,  die  im  Falle  der 
Strafvollstreckung  eine  nahe  Lebensgefahr  für  den  Verurteilten  herbeiführen  würden, 
darf  eine  Freiheitsstrafe  nicht  vollstreckt  werden,  §§  485,  Abs.  2, 487  Abs.  1  und  2  StP.O. 

In  diesen  Fällen  hat  der  Terurteilte  ein  Recht  auf  Aussetzung  der  Straf- 
vollstreckung. 

2.  Ausserdem  kann 

a)  eine  Fi eiheitsstraf Vollstreckung  aufgeschoben  werden,  wenn  der  körperliche 
Zustand  des  Verurteilten  dies  im  Hmblick  auf  die  Eiurichtung  der  Strafanstalt  geboten 
erscheinen  lasst;  §  487  Abs.  3  St.P.O.,  und 

b)  auf  Antrag  des  Verurteilten  kaon  die  Vollstreckung  von  Strafen  aller  Art'*) 
auf  höchstens  4  Monate**)  unter  Bedingungen   oder  unbedingt  aufgeschoben  werden, 

»»)  Ullmann  643;  Löwe  6a;  Dalcke  5;  Puchelt  2;  Thilo  1  zu  §  481; 
Voitus  Kontroversen  II,  29.  A.  M.  Bennecke  793  Anm.  24;  Stengleiii  6; 
Keller  3;  Bomhard-KoUer  3;  v.  Schwarze  2  zu  §  481. 

^-)  Vgl.  oben  S.  406  Anm.  5;  Bennecke  792  Anm  10.  Strafaufschub  kann  dabei 
nur  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Bestimmungen  durch  die  Strafvollstreckungsbehörde 
gewährt  werden  (unten  IX).  nicht  durch  das  Gericht,  Bennecke  737  Anm.  23; 
Löwe  9a;  Stenglein  6;  Keller  8;  Puchelt  4;  Dalcke  6;  Voitus  3  zu  §  360 
und  Kontroversen  I,  90;  Kronecker,  G.A.  XXXVllI,  130.  A.  M.  Geyer  806; 
V.  Bomhard-Koller  4;  v.  Schwarze  3  zu  §  360  und  H.  H.  II,  271. 

»«)  Bennecke  800  Anm.  30  (wohl  auch  Löwe  1  zu  §  487)  bezieht  den  §  488 
wegen  seiner  Stellung  nur  auf  Freiheitsstrafen.  Die  Praxis  wendet  ihn  auch  auf 
Vermögensstrafen  an.  Bei  dem  Grundgedanken  des  §  488  ist  letzterer  Auffassung 
beizupflichten. 

**)  Darüber  hinaus  kann  nur  im  Wege  der  Gnade  Aufschub  bewilligt  werden. 
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sofern  durch  die  sofortige  Vollstreolmiig  dem  Yerarteilten  oder  seiner  Familie  erheb- 
liche, ausserhalb  des  Straf  zwecks  liegende  Nachteile  erwachsen  würden,  §  488  St.P.O. 
Tritt  einer  der  Hemmongsgründe  ein,  nachdem  schon  ein  Teil  der  Strafe 
ToUstreckt  ist,  so  kommt  es  zu  einer  Unterbrechung  des  Vollzuges,  einer  Teilung 
der  Strafe. 

X.  Das  Strafvollstreckungsrecht  erlischt  mit  der  Durchführung 
der  Strafvollstreckung,  aber  auch  durch  die  sogenannte  YoUstreckungs- 
Verjährung««),  StG.B.  §§  66,  70—72. 

Die  Vollstreckungsverjährung  läuft  von  dem  Tage  der  Rechtskraft 
des  Urteils  ab.  Die  Verjährungsfristen  sind  natürlich  länger  als  bei 
der  Verfolgungsverjährung;  sie  belaufen  sich  auf  30  Jahre,  20  Jahre, 
15  Jahre,  10  Jahre,  5  Jahre,  2  Jahre,  nach  näherer  Massgabe  des  §  70 
StG  B.,  doch  verjährt  die  Vollstreckung  einer  wegen  derselben  Handlung 
neben  einer  ifreiheitsstrafe  erkannten  Geldstrafe  nicht  früher,  als  die 
Vollstreckung  der  Freiheitsstrafe,  §  71. 

Unterbrochen  wird  die  Vollstreckungsverjährung  durch  jede 
auf  Vollstreckung  der  Strafe  gerichtete«^)  Handlung  der  Strafvollstreckungs- 
behörde (nicht  der  Vollzugsbehörden  als  solcher),  sowie  durch  die  zum 
Zwecke  der  Vollstreckung  erfolgte  Festnahme  des  Verurteilten. 

Ein  Ruhen  der  Vollstreckungsverjährung  kennt  das  StG.B.  nicht, 

XI.  Für  die  Ausübung  der  Strafvollstreckung  ist  formelle 
Grundlage  eine  von  dem  Gerichtsschreiber  zu  erteilende,  mit  der 
Bescheinigung  der  Vollstreckbarkeit  versehene  beglaubigte  Abschrift 
der  Urteilsformel,  §  483  St.P.O.  Keine  Behörde  darf  ohne  solchen 
Nachweis  des  Vollstreckungstitels  zur  Ausführung  der  Vollstreckung 
schreiten «'). 


•*)  Zwar  ist  der  Grundgedanke  der  Verjährung  der,  dass  die  Strafe  selbst  durch 
den  Zeitablauf  unstatthaft  werde,  und  deshalb  wird  man  nicht  umhin  können,  die 
Btraf  y  erfolgung  s  Verjährung  dem  materiellen  Straf  recht  zuzuweisen,  oben 
§  62,  II,  2d.  Dagegen  ist  die  Ausgestaltung  der  V  o  1 1  s  t  r  e  c  k  u  n  g  s  Verjährung 
jenem  Grundgedanken  zum  Trotz  so  durchaus  prozessual,  dass  man  sie  unmöglich  ala 
materiellrechtlichen  Stiafaufhebungsgiund  konstruieren  kann  (wäre  sie  ein  Straf- 
aufhebungsgrund, so  könnte  mann  sich  z.  B.  der  Konsequenz  nicht  entziehen,  wegen, 
des  Zeitablaufs  als  einer  „neuen  Tbatsache"  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nach 
§399'>  St.P.O.  behufs  Freisprechung  zulas&en).  Natürlich  stellt  die  Vollstreckungs-s 
Verjährung  nicht  einen  Umstand  dar,  der  das  Klagerecht  aufhebt;  denn  dieses  ist  ja, 
schon  durch  die  Rechtskraft  des  Urteils  beseitigt.  Wohl  aber  muss  man  das  S  t  r  af-^ 
vollstreckungsrecht  als  durch  Verjährung  getilgt  auffassen. 

■•)  Also  nicht  schon  durch  Handlungen,  die  irgeu^wie  die  Vollstreckung 
betreffen,  Kammergericht  G.X.  XLIIL  132. 

"i  Also  auch  der  Gerichtsvollzieher  nicht,  insoweit  er  Vermögenssbafen  etc.. 
eintreiben  will.  Dagegen  ist  im  Straf prozess  (anders  als  im  Civilprozess)  nirgends, 
vorgeschrieben,  dass  die  Vollzugsbehörde  sich  dem  Exe^iuenden  gegenüber  durclv 
Vorweisung  des  Titels  ausweisen  müsse.    Auch  bei  Beitreibung  einer  Geldstrafe  istt 
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Einer  „Bestfitigung^  durch  ein  anderes  Staatsorgui  bedürfen  die 
urteile  nichts»),  anch  TodesorteUe  nicht,  §  485  StP.O. 

Dagegen  hangt  die  Yollstreckbarkeit  der  Todesstrafe  Yon  der 
Entschliessong  des  Onadenaosübongsberechtigten,  der  Oerecfatigkttt 
freien  Lauf  lassen  zu  wollen,  ab,  §  485  SiP.O. 

XII.  Die  Strafvollstreckongsbehörde  ist  lediglich  bemfen,  den 
ürteilsinhalt  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen  und  dabei  über  das  Wie, 
Wo,  Wann  zu  entscheiden.  In  diesen  Fnnktionskreis  können  die 
Gerichte  als  solche  in  keiner  Weise  eingreifen^.  Aber  das  Straf- 
ToUstreckungsstadium  erzeugt  unter  Umstanden  die  Notwendigkdt 
erneuter  gerichtlicher  Entscheidungen. 

Das  Gericht  hat  nämlich  zu  entscheiden 

1.  über  das  Bestehen  oderNichtbestehen  und  die  A  n  s- 
übbarkeit  des  Vollstreckungsrechts.  So  hat  es  zu  entscheiden 
über  „Einwendungen  gegen  die  Zulässigkeit  der  Strafvollstreckung^, 
§  490  Abs.  1,  und  über  Einwendungen,  die  nach  Massgabe  des  §  487 
StP.O.  (oben  IX)  gegen  die  Ablehnung  eines  Antrags  auf  AuEschub 
der  Strafvollstreckung  erhoben  werden,  §  490  Abs.  2  StP.O. 
Femer  gehört  hierher  die  Feststellung  des  Inhalts  des  Y ollstreckungs- 
rechts;  das  Gericht  hat  zu  entscheiden,  „wenn  über  die  Auslegung 
eines  Strafurteils  oder  über  die  Berechnung  der  erkannten  Strafe  Zweifel 
entstehen^',  §  490  Abs.  1  StP.O.;  einen  Sonderfall  der  Feststellung 
der  Strafberechnung  regelt  §  493  StP.O. 

Der  Fortgang  der  YoUstreckung  wird  durch  die  Anrufung  des 
Gerichts  nicht  gehemmt;  das  Gericht  kann  aber  einen  Aufschub  oder 
eine  Unterbrechung  der  YoUstreckung  anordnen,  §  490  Abs.  3  StP.O. 

2.  Nur  das  Gericht  kann  das  Urteil  ergänzen,  insoweit  solche 
Ergänzung  überhaupt  statthaft  ist^^),  d.  i.  insoweit  es  sich  handelt  um 
die  nachträgliche  Substitution  einer  Freiheitsstrafe  für  die  uneinbringliche 
Geldstrafe,  §  491  StP.O. 


nicht  etwa  §  755  (früher  676)  G.P.O.  analog  hierher  zu  übertragen;  denn  es  ist  kein 
Orund  vorhanden,  der  für  solche  Bevorzugung  der  Geldstrafe  spräche.  Ebenao 
Bennecke  803  Anm.  47;  vgl.  auch  Löwe  3  zu  §  495.  A.  M.  Ötker  636.  VgL 
unten  §  140  UI. 

")  Anders  im  Miütärstrafprozess,  vgl.  R.M.St.G.O.  §§  416  ff. 

**)  Einwendungen  gegen  die  Art  und  Weise  der  Yollstieckung  können  also  nur 
bei  der  Strafvollstreckungsbehörde  selbst  oder  im  Dienstbeschwerdewege  geltend 
gemacht  werden. 

*")  Vgl.  oben  S.  209. 
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3.  Nur  das  Oericht  kann  das  urteil  beseitigen.  Regulär  ist 
natürlich  mit  eingetretener  Rechtskraft  kein  Oericht  mehr  in  der  Lage, 
das  Urteil  au&uheben  ^^).  Aber  eine  Ausnahme  gilt  für  den  Fall,  dass 
mehrere  rechtskräftige  Urteile  gegen  einen  Angeklagten  ergangen  sind 
ohne  Berücksichtigung  der  Yorschriften  des  StO.B.  über  die  Gesamt- 
strafe (§  79  StO.B.)^.  Solchenfalls  ist  noch  nachträglich  durch 
Beschluss  eine  Gesamtstrafe  zu  bilden^),  womit  die  Urteile,  wiewohl 
sie  inhaltlich  in  dem  Beschlüsse  fortleben,  formell  ihre  Wirksamkeit 
verlieren,  und  der  Beschluss  als  Yollstreckungstitel  an  ihre  Stelle 
tritt,  §  492  StP.O. 

Zuständig  ist  für  diese  Entscheidungen  ad  1 — 3  das  Oericht  erster 
Instanz^),  §  494  Abs.  1  St.P.O.  Auch  in  dem  Falle  3  ist  immer  die 
erste  Instanz  zuständig,  mögen  auch  die  Einzelstrafen  erst  in  höherer 
Instanz  yerhängt  sein.  Ist  die  hiemach  zuständige  erste  Instanz  nicht 
für  alle  in  Betracht  kommenden  Urteile  ein  und  dasselbe  Gericht,  so 
entscheidet 

a)  das  Reichsgericht,  wenn  es  mit  irgend  einem  der  Urteile  als 
erste  Instanz  beteiligt  ist; 

b)  sonst  dasjenige  Gericht,  das  (sei  es  durch  eigenes  Urteil,  sei 
es  durch  ein  in  einer  Rechtsmittelinstanz  ergangenes  Urteil)  mit  der 
Ein  Satz  strafe  beteiligt  ist;  würden  hiemach  mehrere  Gerichte  zu- 
ständig sein,  so  wird  der  Beschluss  von  dem  Gericht  gefasst,  dessen 
Urteil  zuletzt  ergangen  ist,  §  494  Abs.  3  StP.O. 

Die  Entscheidungen  ad  1  —  3  ergehen  ohne  mündliche  Verhandlung,  aber 
nachdem  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Verurteilten  Gelegenheit  zur  Äusserung 
gegeben  ist,  §  494  Abs.  1,  2.  Gegen  sie  ist,  ausser  wenn  sie  vom  Reichsgericht 
erlassen  sind,  sofortige  Beschwerde  an  das  im  Instanzenzuge  voi^esetzte  Gericht 
gegeben,  §  494  Abs.  4. 


*')  Oben  8  98. 

*•)  Vgl.  oben  S.  394. 

*')  Ob  die  Voraussetzxmgen  einer  solchen  vorliegen,  hat  das  Geiicht  selbständig 
zu  prüfen.  Gegenteilige  irrige  Ausführungen  in  einem  der  ürteUe  (oder  allen)  binden 
ihn  nicht.  So  mit  Recht  v.  Kries  7t>4  gegen  die  Motive,  denen  sich  Löwe  2  zu 
3  492  und  Bennecke  798  Anm.  18  anschUessen. 

**)  Und  zwar  in  der  Besetzung,  die  das  Gesetz  für  das  erkennende 
Gericht  ausserhalb  der  Hauptverhandlung  vorschreibt,  vgl.  G.V.G. 
§§  30  Abs.  2,  77  Satz  1,  82  Satz  2;  bei  dem  Reichsgericht  entscheiden  der  vereinigte 
2.  und  3.  Strafsenat,  G.V.G.  §  138  Abs.  2,  denn  der  1.  Strafsenat  ist  nach  §  im 
Abs.  1  G.V.G.  nur  beschliessendes  Gericht.  Ebenso  Löwe  1;  Puchelt  3  zu§  494; 
V.  £ries  765;  Ullmann  648  Anm.  1.  A.  M.  Bennecke  796  Anm.  7;  Keller  2; 
Sienglein  1  zu  §  494 
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§  WO. 
2.  Die  Vf  llstreckoiig  dtr  eiiunlaea  StrtlkrtM. 

Üb^  die  Vollstreckung  der  einzelnen  Strafarten  bestimmt  das 
Gesetz  folgendes: 

1.  Die  Todesstrafe  wird  durch  Enthauptung  vollstreckt, 
StO.B.  §  13;  wegen  militärischer  Delikte,  auch  wenn  sie  von  den 
Civilstrafgerichten  erkannt  ist,  durch  Erschiessen,  M.St.G.B.  §  14*). 
Die  Enthauptung  erfolgt  inira  muros  (Jntramuranhinrichtung),  §  486 
Abs.  1  StP.O. 

Die  Leitung  des  —  durch  den  Scharfrichter')  auszuführenden  —  Hinrichtungs- 
aktes  liegt  in  den  Händen  eines  staatsanwaltschaftlichen  Beamten;  zugegen  müssen 
sein:  zwei  Mitglieder  des  Gerichts  erster  Instanz,  ein  Gerichtsschreiber  und  ein 
Gefängnisbeamter.  Der  Zutritt  muss  femer  einem  Geistlichen  von  dem  Religions- 
bekenntnis des  Verurteilten  und  dem  Verteidiger  gestattet  werden.  Es  sollen  femer 
zwölf,  der  Gemeindeveitretong  oder  wenigstens  der  Gemeinde  angehörige,  achtbare 
Personen  dabei  sein,  die  der  hierzu  aufzufordernde  Gemeindevorstand  des  Hin- 
richtungsortes abzuordnen  hat  Ob  noch  andere  Personen  der  Hiniichtong  beiwohnm 
dürfen  (z.  B.  Ärzte  zum  Zwecke  physiologischer  Beobachtungen),  entscheidet  der 
leitende  Beamte  nach  seinem  Ermessen. 

Über  den  Hergang  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen,  das  der  leitende  Beamte 
und  der  Gerichtsschreiber  zu  unterzeichnen  haben.  Der  Leichnam  des  Hingerichteten 
ist  dessen  Angehörigen  auf  ihr  Verlangen  zur  einfachen,  unfeierlichen  Beerdigung 
zu  übergeben,  §  486  StP.O. 

IL  Die  Vollstreckimg  der  Freiheitsstrafen  beginnt,  soweit 
der  Verurteilte  sich  auf  freiem  Fasse  befindet,  regelrecht  durch 
Ladung  zum  Strafantritt  (Verbalcitation).  Gegen  denjenigen,  der  sieb 
daraufhin  nicht  stellt,  kann  die  Strafvollstreckungsbehörde  einen  Yor- 
führungs-  oder  Haftbefehl  erlassen  (Realcitation).  Bei  Fluchtverdacht 
kann  sofort  ohne  vorherige  Ladung  zur  Eealcitation  geschritten  vfrerden. 
Gegen  flüchtige  oder  latitierende  Verurteilte  kann  die  Strafvollstreckungs- 
behörde') Steckbriefe  erlassen,  §  489  StP.O. 

Anzurechnen  ist  auf  die  zu  vollstreckende  Freiheitsstrafe 
1.   die    Untersuchungshaft,    die   der   Verurteilte  seit  dem 
Zeitpunkt,   in    welchem    die   relative   Rechtskraft  zu    seinen    Gunsten 


')  Die  Bestimmung  dieses  §  14  über  die  Vollstreckung  der  Todesstrafe  im 
Felde  gehört  nicht  hierher,  da  sie  für  die  CivilstrafvollstreckuDg  nicht  in  Betracht 
kommt  Dagegen  ist  noch  hinzuweisen  auf  §  454  M.St.G.O.,  wonach  die  Givilstraf- 
Yollstreokungsbehörde  die  durch  Enthauptung  zu  vollziehende  Todesstrafe  auch  dann 
cu  vollstrecken  hat,  wenn  sie  vom  Militärgericht  erkannt  ist 

*)  Vgl.  dazu  Birkmeyer  268. 

•)  Gegen  Entsprungene  auch  die  Polizeibehörde,  §  131  St.P.Ü. 
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eingetreten  ist*),  erlitten  hat,  §  482  StP.O^),  und  zwar  so,  dass  jeder 
Tag  Untersuchungshaft  einem  Tage  der  Freiheitsstrafe,  gleichviel,  welcher 
Art  sie  ist,  gleichgeachtet  wird,  nicht  so,  dass  etwa  eine  Umrechnung 
nach  §  21  StG.B.  einträte«). 

Diese  Bestimmung  beruht  auf  der  Erwägung,  dass,  wenn  der 
Angeklagte  seinerseits  das  urteil  rechtskräftig  werden  lässt,  die  Ver- 
hinderung alsbaldiger  Strafvollstreckung  und  die  dadurch  bedingte 
Yerlängerung   der   Untersuchungshaft   nicht   am  Angeklagten   liegen^). 

Nur  die  Untersachungshaft  in  derselben  Sache  aber  kommt  zar  Anrechnung'). 
Befand  sich  der  Angeklagte  wegen  mehrerer  Sachen  in  üatersuchungshaft,  so  kann 
zwar  in  der  einen  Sache  unter  Unterbrechung  der  Untersuchungshaft  zum  Straf- 
vollzug geschritten  werden;  geschieht  dies  aber  nicht,  so  verbleibt  der  Angeklagte 
lediglich  in  Untersuchungshaft  (für  die  späteren  Sach^),  und  eine  Anrechnung  der 
letzteren  auf  die  zu  verbüssende  Strafe  ist  erst  von  dem  Zeitpunkt  ab  möglich,  in  dem 
das  letzte  Urteil  relative  Bechtskraft  erlangt  hat'). 

Anzurechnen  ist  ferner 

2.  die  Zeit,  die  der  Verurteilte  in  einer  Krankenstation 
der  Strafanstalt  verbracht  hat.  Das  Gesetz  geht  aber  noch  weiter: 
nach  §  493  StP.O.  ist  auch  die  Dauer  des  Aufenthalts  in  einer  von 
der  Strafanstalt  getrennten  Krankenanstalt,  in  die  der  Verurteilte 
nach  Beginn  der  Vollstreckung  wegen  Krankheit  gebracht  worden  ist, 
in  die  Strafzeit  einzurechnen  (vorausgesetzt,  dass  die  Strafvollstreckungs- 
behörde nicht  ausdrücklich  bestimmt  hat,  dass  die  Vollstreckung 
unterbrochen  sein  solle).  Doch  fällt  diese  Anrechnung  weg,  wenn  der 
Verurteilte  die  Krankheit  selbst  herbeigeführt  hat,  um  die  Straf- 
vollstreckung zu  unterbrechen. 

Im  übrigen  richtet  sich  die  V^ollstreckung  der  Freiheitsstrafe  nach 
Landesrecht  ^^). 


*)  Oben  S.  406. 

*)  Etwas  Anderes  ist  die  durch  StG.B.  §  60  dem  Richter  erlaubte  Anrechnung 
der  vor  der  Urteilsfällung  erlittenen  Untersuchungshaft. 

«)  Bennecke  801;  Löwe  7;  Stenglein  2  zu  §  482. 

^)  Auf  den  Fall,  dass  der  Angeklagte  ein  Kechtsmittel  einlegt,  das  zu  Ver- 
hängung einer  geringeren  Strafe  führt,  kann  §  482  StP.O. 
deshaJb  nicht  erstreckt  werden;  die  Untersuchungshaft  während  des  Rechtsmittel- 
verfahrens  ist   in   solchem  Falle   nicht   anzurechnen.     A,  M.  Binding,  Grdr.  284. 

«)  R.  U,  456.    Irrtümlich  a.  M.  O.L.G.  Kiel,  G.A.  XIJ,  304. 

»)  Ellendt,  G.A.  XXXIX,  272.  A.  M.  O.L.G.  Königsberg,  G.A.  XXXIX, 
273;  Löwe  8  zu  §  482. 

*°)  Für  Preussen  vgl.  unter  Anderem  Gefängnisordnung  für  die  Justizgefängnisae 
vom  21.  Dezember  1898  (J.M.Bl.  1898,  292),  abgedruckt  in  Z.  XIX,  443,  kommentiert 
von  Dalcke.     Beachtenswert  die  Darstellung  bei  Birkmeyer  757  ff. 
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III.  Yermögensstraf en  werden  zufolge  des  §  495  StP.O. 
im  Wege  der  ciyilprozessualen  Zwangsvollstreckung,  also  mit 
Hülfe  des  Oerichtsvollziebers  bezw.  des  Yollstreckungsgerichts,  bei- 
getrieben, sofern  sie  nicht  auf  die  erfolgte  Aufforderung  hin  gutwillig 
entrichtet  werden.  Die  civilprozessualen  YoUstreckungsorgane  treten 
aber,  wie  nicht  streitig  ist,  nicht  an  die  Stelle  der  Strafvollstreckungs- 
behörde, letztere  bleibt  vielmehr  StrafvoUstreckungsorgan,  jene  dagegen 
werden  nur  „Strafvoll  z  u  g  s  organe^^  ^^).  Daraus  ergiebt  sich  auch  der 
Umfang,  in  dem  die  Sätze  der  C.P.O.  über  die  Zwangsvollstreckung 
Anwendung  finden :  Die  Strafvollzugsbehörde  selbst  richtet  sich  in 
ihrem  Handeln  lediglich  nach  der  C.P.O.  ^');  dagegen  bleiben  die 
allgemeüien  strafprozessualen  Bestimmungen  darüber,  welche  Yoraus- 
Setzungen  für  die  Yollstreckung  notwendig  und  ausreichend  sind, 
sowie  welche  Rechtsbehelfe  gegen  die  Yollzugsakte  gegeben  sind, 
kurz  über  alles,  was  ausserhalb  des  Strafvollzugs  selbst  liegt,  auch 
für  die  Yermögensstraf  en  massgebend,  und  es  treten  nicht  etwa  die 
Bestimmungen  der  C.P.O.  hierfür  in  Geltung  ^3). 

Für  die  Yollstreckung  von  Geldstrafen  in  den  Nachlass  (StG£ 
§  30)  gelten  dieselben  Sätze  wie  für  die  Vollstreckung  von  Geldstrafen 
überhaupt  ^*). 

lY.  Über  die  Yollstreckung  des  Verweises  sind  Sonder- 
bestimmungen nicht  vorhanden.     Deshalb  muss  angenommen  werden, 


")  ötker  637. 

")  Es  erfolgt  z.  B.  die  YoUstrecbing  in  körperliche  bewegliche  Sachen  durch 
den  Gerichtsvollzieher  im  Wege  der  Pfändung;  in  Forderungen  durch  das  Yollstreckungs- 
gericht  im  Wege  der  Pfändung  und  Überweisung.  Ebenso  ist  die  G.P.O.  massgebend 
für  die  Durchführung  der  Vollstreckung,  dtdier  kann  es  z.  6.  auch  zum  Offenbarungs- 
verfahren nach  §§  807,  883,  899  ff.  (früher  §§  710,  769,  780  ff.)  C.P.O.  in  der 
Strafvollstreckung  kommen,  aber  auch  nur  unter  den  Voraussetzungen,  wie  sie  die 
C.P.O.  aufstellt,  vgl.  y.  Hassel,  Magazin  für  das  deutsche  Recht  der  Gegenwart  V,  85. 

^')  So  im  wesentlichen  die  Auffassung  der  preussischen  Geschäftsanweisung  für 
die  Gerichtsvollzieher  vom  24.  Juli  1879,  femer  Löwe  3  zu  §  495;  Bennecke  802; 
Ötker  637;  Binding,  Grdr.  284;  Meves,  H.H.  n,  489;  v.  Kries  768;  Birk- 
meyer  760,  bei  denen  sich  auch  Einzelheiten  besprochen  finden.  Die  Gegenansicht,  ver* 
treten  vom  Beichsgericht,  Entscheidungen  in  Civilsaohen  1, 238;  Jastrow,  G.A.XXXIIT, 
29;  Puchelt  3;  Stenglein  2;  Keller  3  zu  §  495;  Immler,  G.A.  XXXHT,  162;  in 
der  Hauptsache  auch  von  Falk  mann,  Die  Zwangsvollstreckung,  2.  Aufl.,  85,  will  dagegen 
das  civilprozessuale  Zwangsvollstreokungsrecht  in  Pausch  und  Bogen  hierher  übertragen. 
Danach  wäre  z.  B.  eine  mit  der  Vollstreckungsklausel  versehene  Urteilsausfertigang 
erforderlich,  die  Vollstreckung  könnte  nur  nach  oder  in  Verbindung  mit  Zustellung 
des  vollstreckbaren  Titels  beginnen ;  Einwendungen  im  Vollstreckungsverfahren  würden 
nach  Massgabe  des  §  766  (früher  685)  C.P.O.  zulässig  sein  n.  s.  w.  Nach  der  im  Text 
vertreteneu  Ansicht  sind  diese  Sätze  nicht  haltbar. 

^^)  Abweichend  ötker  636. 
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dass  er  durch  die  Strafvollstreckungsbehörde  (Staatsanwaltschaft,  eventuell 
Amtsrichter),  nicht  etwa  prinzipiell  durch  das  Gericht  als  solches 
vollstreckt  wird  ^%  Meist  erfolgt  die  Vollstrec^kung  mündlich.  Schrift- 
liche   Vollstreckung    ist    nicht    unzulässig,    aber   kaum   sachgemäss  ^^). 

V.  Über  die  Vollstie cknug  der  Nebenstrafen  und  der  begleitenden 
Straffolgen  der  Hauptstrafen  (Verlost  der  Orden  und  Ehrenzeichen  u.8.w.) 
sind  Sonderbestimmungen  nicht  gegeben.  Das  Gleiche  gilt  für  die  aus  ser- 
kriminellen Nebenmassregeln  (Überweisung  an  die  Landespolizeibehörde 
u.  s.w.)  abgesehen  von  der  Bestimmung,  dass  die  Busse,  wie  naturgemäss,  nach 
den  Vorschriften  der  C.P.O.  beigetrieben  wird"),  §  4J)5  SiP.O.").  Hier  greifen 
eventuell  die  Reglements  der  Landesjustizverwaltung  ein. 

Für  die  im  Urteil  ausgesprochenen  administrativen  Massregeln 
speziell  greift  die  Exekutivthätigkeit  der  Verwaltungs-  (Polizei-  u.  s.  w.) 
Organe  ein;  so  auch  u.  A.  für  die  Verwirklichung  der  Einziehung 
und  Unbrauchbarmachung  ^% 


")  Bennecke  801;  Krank  II,  3  zu  §  57;  E.  XXIII,  403;  Löwe  3b  zu 
Buch  7  Abschn.  1  St.P.O.;  v.  Liszt  §  64  11;  H.  Meyer  §  51  II;  Cllmann  641; 
Geyer  895;  Meves,  H.H.  II,  490.  A.  M.  Binding,  Grdr.  28u,  Handb.  I,  858; 
Birkmeyer  753,  761;  Ötker  635,  letzterer  ausgehend  von  der  Trennung  zwischen 
Strafvollzug  und  Strafvollstreckung.  Wenn  Ötker  weiter  die  historische  Tradition 
dafür  anruft,  dass  der  Verweis  durch  den  Richter  vollstreckt  werde,  so  ist  dies 
Argument  deshalb  nicht  beweiskräftig,  weil  eben  der  Richter  früher  auch  die  Straf- 
voiistreckung  hatte.  Eine  Mittelmeinung  vertreten  Dochow,  H.R.Lex.  „Verweis"; 
Olshausen  16  zu  §  57  StG.B.;  v.  Kiies  769.  Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  die 
Strafvollstreckungsbehörde  immer  selbst  den  Verweis  erteilen  müsse.  Diese  Frage 
ist  mit  Bücksicht  auf  das  ohen  über  den  Strafvollzug  Gesagte  zu  verneinen.  Ganz 
unrichtig  R  int  eleu  §  79,  4:  einer  besonderen  Vollstreckung  bedürfe  es  überhaupt 
nicht,  da  der  Verweis  im  Urteil  selbst  liege! 

*•)  Für  Elsass-Lothiingen  entscheidet  hierüber  richterliches  Ermessen,  E.St.G.B. 
für  Blsass-Loth ringen  Art.  Xll. 

*')  VollstreckuDgsberechtigter  ist  hier  natürlich  der  Busekläger  und  seine  Erben. 

*®)  Die  civilrechtliche  Natur  des  Bussanspruchs  in  Verbindung  mit  dem 
Umstände,  dass  hier  der  Vollstreckungsberechtigte  ein  Privater  ist,  und  die  Straf- 
vollstreckungsorgane  mit  der  Sache  gar  nichts  zu  thun  haben,  führt  hinsichtlich  des 
B  u  s  s  anspruchs  (anders  als  hinsichtlich  des  Geldstraf  anspruchs,  oben  S.  624)  zu 
der  unbeschränkten  Anwendung  der  Sätze  der  C.P.O  ;  nach  der  C.P.O.  richtet  sich 
sonach  auch  die  Zwangsvollstreckung  gegen  die  Erben  des  Verurteilten. 
Meist  wird  gelehrt,  §  30  SiP.O.  sei  analog  auf  die  Busse  anzuwenden;  so  Bennecke 
668;  Löwe  8;  Stenglein  7  zu  §  444.    Der  Analogie  bedarf  es  aber  gar  nicht. 

^•)  Nicht  zutreffend  Falkmann,  Zwangsvollstreckung,  2.  Aufl.,  88,  der  auf 
die  Einziehung  den  §  495  St.P.0.  —  oben  S.  624  —  anwenden  will,  soweit  es  sich 
um  Sachen  handelt,  die  dem  Thäter  gehören,  während  gegen  Dritte  Civilklage  erhoben 
werden  müsse. 
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B.     Die  besonderen  Arten  des  Verfahrens. 

I.    Prirat-  und  Nebenklag^eTerfahren. 

1.   Privat-  uod  Nebea-StrafMige. 

a)  Das  Priv atklageverf ahren. 

§  141. 

a.    Allgemeines;  Privatkl&ger  und  Staatsanwaltschaft. 

I.  Von  dem  Grundsatz,  dass  nur  die  ö£fentliche  Klage,  Staats- 
klage, die  Strafjustiz  auszulösen  vermag,  macht  die  St.P.O.  zu  Gunsten 
der  „Frivatklage^^  Ausnahmen  beschränkten  ümfangs^).  Die  Zulassung 
dieser  Ausnahmen  hat  aber  zur  weiteren  Folge  eine  besondere  Gestaltung 
des  Verfahrens  auf  erhobene  Privatklage,  wenn  auch  im  allgemeinen 
für  das  Privatklageverfahren  dieselben  Sätze  gelten,  wie  für  das  Staats- 
klageverfahren, §  424  Abs.  1  St.P.0. 

Den  Gegenstand  des  Privatklageverfahrens  bildet  nicht  ein 
privater  Anspruch,  sondern  ein  staatlicher  Strafanspruch 
bestimmter  Art,  nicht  anders  als  im  Verfahren  auf  ö£fentliche  Klage, 
und  zwar  so,  dass  jeder  im  Privatklageverfahren  verfolgbare  Strafansprach 
auch  durch  öffentliche  Klage,  dagegen  nicht  jeder  durch  öffentliche 
Klage  verfolgbare  Strafanspruch  auch  durch  Privatklage  geltend  gemacht 
werden  kann.  Privatklage  kann  nämlich  nur  wegen  der  nur  auf  Antrag 
verfolgbaren  Beleidigungen,  Körperverletzungen*),  sowie 
Handlungen  unlauteren  Wettbewerbs  erhoben  werden,  StP.O. 
§§  414,  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  §  12. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  korreal  mit  dem  Privatklageberechtigten 
auch  der  Staat  klageberechtigt  ^).  Doch  ist  die  Staatsanwaltschaft 
gehalten,  nur  dann  ihrerseits  Klage  zu  erheben,  wenn  dies  im  öffentlichen 
Interesse  liegt,  St.P.O.  §  416,  Reichsgesetz  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb, §  12*). 

*)  Vgl  oben  §  62  I  g.  E. 

*)  Hierher  gehören  StG.B.  §§  185—187,  103—104  (so  Bennecke  630  Anm. 
5;  Dochow  H.  H.  II,  356;  Stenglein  2  zu  §  414  und  in  G.S.  XXXV,  274; 
Oppenheim  Nebenklage  18;  v.  Xries  203;  Süss,  Stellung  der  Parteien  57  Anm.  13; 
a.  M.  Löwe  2a  zu  §  414;  Binding  102;  Birkmeyer  322),  ferner  §§  223,  230 
Abs.  1;  dagegen  nicht  §  189  (so  Binding  102;  a.  M.  Bennecke  630;  Löwe  2a 
zu  §  414),  §§  99,  101. 

»•)  Vgl.  oben  S.  222. 

*)  Vgl.  oben  S.  277,  vgl.  dazu  S.  279  bei  Anm.  29.  M  aber  einmal  die 
Öffentliche  Klage  erhoben,  so  ist  später  ein  Zurückgreifen  auf  §  416  StP.O.  unmöglich: 
eine  Klagerückuahme  ist  nur  bis  zu  dem  gewöhulichen  Zeitpunkt  (oben  8.  243) 
statthaft  Bennecke  634  Anm.  1,  E.  VI,  310,  XI,  128,  E.  VI,  588.  Das  Gericht 
hat  überhaupt  nicht  zu  prüfen,  ob  das  öffentliche  Interesse  die  staatsanwaltschafüiclie 
Verfolgung  erheischte. 


Digitized  by 


Google 


§  141.         Das  Privatklageverf ahren ;  Privatkläger  und  Staatsanwaltschaft  627 

Der  Friyatkläger  seinerseits  braucht  nicht  erst  die  Staatsanwalt- 
schaft anzurufen,  um  im  Falle  der  Ablehnung  der  Strafverfolgung  durch 
diese  dann  selbst  zu  klagen,  sondern  kann  die  Privatklage  sofort  erheben: 
die  Privatklage  ist  primär  oder  prinzipal,  nicht  subsidiär. 

II.    Privatklageberechtigt  ist 

1.  der  durch  die  That  „Verletzte"  in  demselben  Sinne,  wie  in 
der  Lehre  vom  Strafantrag«),  §  414  Abs.  1  St.P.0.«). 

Um  das  Privatklagerecht  selbst  ausüben  zu  können,  muss  er 
freilich  handlungsfähig  (prozessfähig)  sein.  Privatklage  recht  und  Privat- 
klage fähigkeit  sind  streng  auseinander  zu  halten,  nicht  anders  wie 
Antragsrecht  und  Antragsfähigkeit  ^).  Für  den  ausübungsunfähigen 
Berechtigten  wird  das  Recht  ausgeübt  durch  den  gesetzlichen  Vertreter^); 
bei  juristischen  Personen  und  civilprozessual  aktiv  parteifähigen  Vereinen 
durch  dasjenige  Organ,  das  die  Civilprozesse  für  jene  zu  führen  hat 
§  414  Abs.  3*).  Privatkläger,  also  Partei,  ist  hier  nicht  der  gesetzliche 
Vertreter  bezw.  das  Organ,  sondern  der  Verletzte  selbst  Das  ist  von 
Wichtigkeit  z.  B.  für  den  Wechsel  in  der  Vertreter-  bezw.  organschaft- 
lichen Stellung:  ein  solcher  hindert  den  Fortgang  des  Prozesses  nicht,  es  tritt 
einfach  der  neue  Vertreter  bezw.  das  neue  Organ  bezw.  der  klagefähig 
gewordene  Vertretene  selbst^*)  ein,  wohingegen  ein  Wechsel  in  der 
Person  des  Klägers  selbst  nicht  vorkommen  kann^^). 


»)  Oben  S.  225. 

•)  In  den  Fällen  des  §  4  des  Gesetzes  gegen  den  nnlanteren  Wettbewerb  sind 
privatklageberechtigt:  jeder  Gewerbetreibende,  der  Waren  oder  Leistungen  gleicher 
oder  verwandter  Art  herstellt  oder  in  den  geschäftlichen  Verkehr  bringt,  sowie  die 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  aktiv  paiteifähigen  Verbände  zur  Förderang  ge- 
werblicher Interessen,  Gesetz  §  12  verbunden  mit  §  1  Abs.  1.  Der  Kreis  der  be- 
rechtigten Personen  ist  hiemach  sehr  weit  gezogen.  Dennoch  geht  es  zu  weit,  wenn 
Binding  Grdr.  103  hier  von  „beschränkter  Popularklage'^  spricht  Das  Gesetz  geht 
aus  davon,  dass  alle  jene  Personen  verletzt  seien.    Vgl.  oben  §  65  Anm.  1. 

')  Oben  §  65  H. 

")  £s  ist  somit  der  18— 20- Jährige,  obwohl  er  selbständig  Straf  anträge 
stellen  kann,  doch  nicht  pnvatklageausübungstähig. 

")  §  414  Abs.  3  gab  ein  Argument  dafür,  dass  nach  Auffassung  des  Reichs- 
rechts  juristische  Personen  beleidigt  werden  können;  Bennecke  631  Anm.  9,  vgl. 
V.  Kries  204;  Olshausen  zu  §  185  StG.B.  A.  M.  Löwe  6  zu  §  414.  Jetzt 
kommen  für  §  414  Abs.  3  auch  die  durch  unlauteren  Wettbewerb  ge- 
schädigten Korporationen  u.  s.  w.  in  Betracht. 

*°)  Wird  also  der  Minderjährige  während  des  Prozesses  grossjährig,  in  dem  e  r 
Privatkläger  war,  so  scheidet  der  Vormund  u.  s.  w.  gänzlich  aus.  A.  M.  Bennecke 
631  Anm.  11.  Hatte  freilich  der  Vormund  u.  s.  w.  kraft  eigenen  Rechts  geklagt 
(s.  im  Text  sub  II  2),  so  ändeit  das  Gross  jährigwerden  u.  s.  w.  an  seinem  Klagerecht 
und  seiner  Parteistelluiig  nichts,    v.  Kries  205,  vgl.  oben  S.  226  unten  —  227. 

";  Ausser  im  Falle  des  §  433  Abs.  2  St.P.O.,  unten  §  143. 
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2.  Privatklageberechtigt  ist  aber  auch  jeder  selbständi«: 
neben  dem  Verletzten  Straf  an  tragsber  echtigt  e^-). 

Es   ist   mithin   möglich,   dass   wegen   einer  und   derselben    That 
mehrere  Personen    privatklageberechtigt  sind,    sei  es   dass  die   That 
mehrere  Personen  verletzt,  sei  es  dass  ausser  dem  Verletzten   eiu  Be- 
rechtigter ad  2  oder  eine  Mehrheit  von  solchen  vorhanden  ist.   Die  Klage- 
rechte  stehen  alsdann  im  Verhältnis  der  Korrealität,  jeder  Berechtigte 
kann  isoliert   ohne  Rücksicht   auf  die   anderen  klagen,   §  415    Abs.  1 
St.P.0.    Da  freilich  der  Prozessgegenstand  bei  allen  diesen  Klagerechten 
derselbe  ist,  nämlich  der  staatliche  Straf anspruch  wegen  der  That,    so 
verwandeln  sich,  wenn  eins  der  Klagerechte  geltend  gemacht  worden 
ist,  die  übrigen  Klagerechte  formell  in  Rechte  zum  streitgenössiscbeo 
Beitritt  zu  dem  Verfahren ^3),   §  415    Ä.bs.  2,  auf  solange,  als   die 
erste  Klage  aufrecht  erhalten  bleibt     Dies  ist  im  Grunde  genommen 
eine  Konsequenz  der  durch  die  Klageerhebung  eingetretenen  Rechts- 
hängigkeit^^). Damit  geht  Hand  in  Hand  auch,  dass  während  schwebenden 
Privatklageverfahrens  das  Gericht  sich  auch  auf  eine  von  der  Staats- 
anwaltschaft bezüglich  derselben  Strafsache    erhobene   öffentliche 
Klage  nicht  einzulassen  braucht.  ^^). 

Der  Beigetretene  ist  Mitkläger,  Streitgenosse  mit  allen  Rechten 
eines  Privatklägers,  nicht  etwa  bloss  Nebenkläger.  Der  als  erster 
Kläger  Aufgetretene  hat  keine  führende  Stellung.  Nur  bewirkt  der 
Beitritt  natürlich  nicht  eine  Zurückwerfung  des  Prozesses  in  ein  fräheres 
Stadium.  Der  Beitretende  kann  zwar  in  jeder  Lage  des  Verfahrens 
noch  eintreten,  auch  noch  in  höheren  Instanzen,  muss  aber  den  Prozess 
so  annehmen,  wie  er  gerade  liegt. 

Die  mehreren  Streitgenossen  stehen  einander  völlig  selbständig 
gegenüber,  die  Handlungen  des  einzelnen  Streitgenossen  wirken  nur 
auf  das  zwischen  ihm  selbst  und  dem  Beschuldigten  bestehende  Prozess- 
verhältnis ein.     Nimmt  also  z.  B.  der  zuerst  aufgetretene  Privatkläger 


")  Oben  §  65  I  b  —  f. 

")  Die  Verwandlung  ist  freiiich  nur  eine  äusserliclie ;  das  Beitrittsrecht  ist 
seinem  Wesen  nach  doch  auch  ein  Klagerecht.  Würde  daher  der  bloss  „Beitritts*"- 
berechtigte  dennoch  eine  selbständige  Klage  erheben  und  auf  diese  hin  ein  rechts- 
kräftiges Urteil  ergehen,  bevor  auf  die  eratanhängige  Klage  hin  ein  solches  ergangen 
war,  so  würde  sich  die  Gültigkeit  jenes  Uiteils  nicht  bezweifeln  lassen  und  dem  erst- 
anhängig gewordenen  Prozess  nun  gemäss  §  415  Abs.  3  die  re«  judieata  entgegenstehen. 

'*)  Oben  S.  481. 

1»)  E.  ni,  362;  Bennecke  632  Anm.  13;  Glaser  ü,  207;  UUmann  542; 
Löwe  3;  Stenglein  2  zu  §  415. 
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die  Klage  zurück,  so  geht  der  Prozess  zwischen  dem  ihm  Beigetretenen 
und  dem  Angeklagten  weiter. 

III.  Der  Grundsatz  der  prozessualen  Unteilbarkeit  des  Straf- 
anspruchs ^^)  erleidet  durch  das  Privatklage  verfahren  eine  Durchbrechung, 
indem  das  Gericht  hier  dieThat  nicht  durchaus  unter  allen  juristischen 
Gesichtspunkten  würdigen  kann. 

1.  Zwai*  darf  man  nicht  sagen,  dass  dem  Gericht  die  Würdigung 
der  That  als  Staatsklagedelikts  verwehrt  sei.  Vielmehr  muss  das  Privat- 
klagegericht auch  prüfen,  ob  die  That  ein  Staatsklagedelikt  (allein  oder 
in  idealer  Konkurrenz  mit  einem  Antragsdelikt)  darstellt,  und  bejahenden- 
falles  das  Privatklageverfahren  einstellen,  §  429  St.P.0.  Das  Gericht 
ist  also  auch  nach  dieser  Richtung  hin  mit  dem  Strafanspruch  befasst. 
Die  wichtige  Folge  daraus  ist  die,  dass  jedes  Sachurteil  im  Privat- 
klageverfahren latent  eine  Freisprechung  unter  dem  Gesichtspunkt  aller 
Staatsklagedelikte  enthält,  somit  nach  Rechtskraft  die  öffentliche  Klage 
wegen  der  That  nicht  mehr  erhoben  werden  kann. 

2.  Wohl  aber  ist  der  Horizont  des  Richters  im  Privatklage  verfahren 
insofern  eingeengt,  als  er  die  That  in  ihrer  Eigenschaft  als  Privat- 
klagedelikt gegen  andere  Personen  als  den  Privatkläger,  bezw.  den- 
jenigen, in  dessen  Sinne  der  Privatkläger  auftritt  (§  414  Abs.  2),  nicht 
würdigen  kann^*^).  Hat  von  den  mehreren  durch  dieselbe  That  beleidigten 
oder  körperlich  verletzten  Personen  A,  B,  C  nur  A  die  Privatklage 
erhoben,  so  hat  das  Gericht  gänzlich  unbeachtet  zu  lassen,  ob  mit  der 
Terletzung  des  A  eine  solche  gegen  B  und  C  ideell  konkurriert,  selbst 
wenn  B  und  C  rechtsgültig  Strafantrag  gestellt  haben  sollten.  Das 
ergiebt  sich  aus  §  415  Abs.  1  und  2  St.P.O.;  hier  wird  das  Auftreten 
der  mehreren  Personen  vorausgesetzt;  ein  solches  hätte  bei  Annahme 
der  gegenteiligen  Meinung  wenig  Zweck,  da  danach  das  Gericht  ja 
schon  auf  die  Klage  des  Einen  hin  die  That  in  ihren  Beziehungen  zu 
anderen  Verletzten  würdigen  könnte. 

Abnormer  Weise  soll  aber  gleichwohl  nach  §  415  Abs.  3  St.P.O 
jede  Sachentscheidung  im  Privatklageverfahren  auch  bezüglich  der 
gar  nicht  geprüften  und  nicht  prüfbaren  Qualitäten  der  That 
Rechtskraft  machen  ^^). 

1«)  Oben  §  Ol  111. 

^')  Ebenso  Utk  er  629,  dessen  Ausgangspunkt  freilich  (Mehrheit  von  Straf- 
ansprücben  bei  idealer  Konkurrenz)  nicht  zutrifft,  oben  S.  205. 

^8)  Vgl.  E.  111,  302,  384,  R.  111  74,  100,240;  Löwe  2  zu  §415;  Birkmeyer 
323;  V.  Kries  200;  Glaser,  Grünhuts  Zeitschrift  XII,  331;  Bennecke  031  Anm. 
12,  033  Abni.  19.  —  Bin  ding  1,   633;  Ötker  629;  Kohlrausch,  Prozessuale  Be- 
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17.  Befristet  ist  die  Privatklage  als  solche  nicht  Etwas 
anderes  ist,  dass  der  erforderliche  Strafantrag  rechtzeitig  gestellt 
sein  muss.  Da  freilich  die  Privatklage  selbst  einen  Strafantrag  in  sich 
sohliesst,  so  ist  eine  doppelte  Möglichkeit  gegeben : 

Entweder  der  Berechtigte  hat  einen  besonderen  Strafantrag  recht- 
zeitig gestellt,  dann  kann  die  Privatklage  noch  nach  beliebig  langer 
Zeit  erhoben  werden  ^^). 

Oder  ein  besonderer  Straf antrag  liegt  nicht  vor,  dann  ist  den 
Bestimmungen  über  den  Straf  antrag  Genüge  geschehen,  wenn  die 
Privatklage  innerhalb  der  Antragsfrist  erhoben  wird;  geschähe  das  nicht, 
80  würde  zwar  die  Privatklage  als  solche  nicht  unzulässig  sein,  aber 
sie  würde  wegen  mangelnden  Strafantrags  nicht  zum  Ziele  führen^). 

V.  Eine  besondere  Prozessvoraussetzung  gilt  für 
diejenigen  Beleidigungsklagen,  die  von  dem  Kläger  gegen  einen 
mit  ihm  im  selben  Oemeindebezirk  wohnenden  Beklagten  gerichtet 
werden  (ausser  im  Falle  des  §  196  StG.B.);  hier  muss  der  Klage- 
erhebung ein  erfolgloser 2^)  Sühneversuch  vor  der  durch  die  Landes- 
justizverwaltung bestimmten  Vergleichsbehörde  ^)  vorangegangen  sein, 
§  420  St.P.0. 

VI.  Wie  bei  der  öfTentlichen  Klage  ist  auch  bei  der  Privatklage 
subjektive  und  objektive  Klagenhäufung  statthaftes).  Auch  insofern 
gilt  für  die  Privatklage  nichts  Abweichendes,  als  es  auch  hier  eine  not- 
wendige Streitgenossenschaft  nicht  giebt^^). 


handlung  der  Idealkonkarrenz  65  wollen  den  §  415  Abs.  3  nur  aaf  den  Fall  beziehen, 
dass  ein  Verletzter  und  ein  selbständig  neben  ihm  Elageberechtigter  vorhanden  sind, 
nicht  aaf  den  Fall  des  Vorhandenseins  mehrerer  Verletzten. 

")  E.  m,  373,  Vm,  207,  E.  V,  272;  Bennecke  633;  Geyer  857;  UUmann 
543  Anm.  7;  v.  Schwarze  Erörterungen  39;  Löwe  1;  Stenglein  1;  Puchelt  3 
zu  §  416;  Keller  9  zu  §  414;  Kronecker  Das  Recht  1898,  139.  A.  M.  Dochow 
H.H.  II,  359;  Dalcke  2  zu  §  416;  Birkmeyer  327.  —  Ganz  grundlos  behauptet 
Karl  Meyer,  Das  Recht  IV,  32,  mit  der  Stellung  eines  Strafantrages  erlösche  das 
Recht,  wegen  der  That  Privatklage  zu  erheben,  es  seien  Antragsrecht  und  Privat- 
Uagerecht  nur  elektiv  gegeben.    Davon  weiss  das  Gesetz  nichts. 

•*)  Löwe  1  zu  §  415;  Bennecke  633,  wohl  auch  Birkmeyer  326  lassen 
mit  der  Strafantragsberechtigung  auch  das  Privatklagerecht  erlöschen.  Das  ist  nicht 
genau. 

'M  Hatte  der  Sdhneversuch  zu  einem  Vergleich  der  Parteien  geführt,  so  ist 
damit  das  Klagerecht  des  Privatklagers  erloschen  und  das  Gericht  hat  solchenfalla 
ein  Verfahren  abzulehnen,  oben  §  78  a.  E. 

**;  In  Preussen  sind  hierzu  die  Schiedsmänner  berufen,  Schiedsmannsordnung 
vom  29.  März  1879. 

")  Und  zwar  subjektive  Klagenhäufung  hier  auch  auf  klägerischer  Seite: 
es  können  mehrere  durch  eine  That  Verletzte  u.  s.  w.  zusammen  klagen. 

'^)  Gegen  mehrere  bei  der  That  Betdiligte  ist  zwar  der  Straf  antrag  un- 
teilbar, aber  die  Privatklage  teilbar.    Es  ist  also  weder  die  Privatklage,  die  nur 
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VII.  Der  Privatkläger  steht  in  dem  Verfahren  an  Stelle  des 
Staates.  Er  ist  aber  nicht  Vertreter  des  Staates^),  sondern  viel- 
mehr selbst  Partei.  Daher  hat  er  grundsätzlich  auch  die  klägerischen 
Rechte:  er  ist  zuzuziehen  und  zu  hören  wie  die  Staatsanwaltschaft. 
§  425  St.P.0. 

Freilich  bleibt  er  immerhin  ein  Privater  und  deshalb  gehen  ihm  die  spezifisch 
behördlichen  Funktionen  der  Staatsanwall  schalt  ab:  er  kann  weder  autoritativ 
Ennittelungshandlungen  vornehmen,  noch  hat  er  etwa  die  Zwangsbefagnisse  der 
Staatsanwaltschaft;  die  Polizei  steht  ihm  nicht  zu  Diensten  u.  s.  w.  Ladungs- 
befognis  hat  er  nur  in  derselben  Weise,  wie  der  Angeklagte,  §  426  St.P.O., 
(unmittelbare  Ladung),  Ladungs  o  r  g  a  n  ist  er  oicht,  §  425  Abs.  2  StP.O.  Das 
Recht  auf  Akteneinsicht  kann  er  nur  durch  seinen  Anwalt  ausüben,  §  425 
Abs.  4  St.P.O.  Dass  er  dem  Legalitätsprinzip  nicht  untersteht,  sondern  nach  freiem 
Belieben  die  Klage  erhebt  oder  nicht  erhebt,  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  es  sich 
bei  jenem  Prinzip  um  eine  Amtspflicht  der  Staatsanwaltschaft  gegen  den  Staat 
handelt,  der  Privatkläger  aber  mit  letzterem,  nicht  mit  der  Staatsanwaltschaft  auf 
einer  Linie  steht 

Als  Privater  handelt  der  Privatkläger  im  eigenen  Interesse,  nicht  im  Staats- 
interesse. Er  hat  also  einseitige  Parteistellung;  eine  Pflicht,  auf  Entlastung  des 
Beschuldigten  bedacht  zu  sein,  hat  er  nicht  und  ist  folgerecht  nicht  in  der  Lage,  „zu 
Gunsten^^  des  Angeklagten  Rechtsmittel  einzulegen'^)  u.  dergl. 

Zum  Auftreten  vor  Gericht  ist  der  Privatkläger  (bezw.  sein  gesetz- 
licher Vertreter  oder  Organ)  grundsätzlich  selbst  befähigt;  es  besteht 
kein  Anwaltszwang.  Will  er  sich  freilich  vertreten  lassen  oder  mit 
einem  Beistand  erscheinen,  so  kann  dieser  Vertreter   bezw.    Beistand 


einen  der  Thäter  herausgreift,  zurückzuweisen,  noch  ist  auf  sie  hin  das  Yeifahren 
auch  gegen  die  nicht  Mitangeklagten  zu  eröffnen.  Ebenso  Frank  II,  2  zu  §  63; 
Hüppner  0.8.  XXXVIII,  386;  Köhler,  Strafantra«:  123;  Löwe  2c;  8tenglftin 
6  zu  §  423;  Olshausen  4b  zu  §  63  St.G.B.  A.  M.  einesteils  Bennecke  643; 
Binding  I,  636;  Doohow  H.H.  des  Strafrechts  IV,  276;  Rüdorff-Stenglein  5 
zu  §  63  StG.B.,  anderenteils  Kiehl  G.A.  XXXIV,  61.  Vgl.  oben  §111  bei  An m.  16, 
§  68  II  1. 

")  Dies  ist  die  Konstruktion  von  Bennecke  oben  111,  der  ausschliesslich  den 
materiellen  Parteibegriff  zu  Grunde  legt     Vgl.  dagegen  oben  §  68  III. 

■^®)  Oben  §  68  III.  Deshalb  kann  er  nicht  als  Zeuge  vernommen  werden.  Da- 
gegen ksmn  seine  Aussage  als  Parteiaussage  verwertet  werden,  vgl.  oben  §  91. 

")  Bennecke  630  Anm.  3,  646  Anm.  41;  Ötker  628;  v.  Kries  208,  637, 
Rechtsmittel  47;  Lamm,  Revision  4;  Menzel,  Privatklage  105;  C 11  mann  547 
Anra.  1;  Thilo  1;  Dalcke  1  zu  §  430;  Freudenstein,  Svstem  des  Rechts  der 
Ehrenkräokungen  184;  Kleinfeiler  G.8.  XXXVIII,  606;  Oppenheim  Nebenklage 
66;  Binding  Grdr.  4.  Aufl.  236.  A.  M.  E.  XXII,  400;  Löwe  2;  Stengloin  2; 
Keller  2;  Voitus  1;  v.  Bernhard  1;  Puchelt  2  zu  §  430;  Rinding  Grdr.  3. 
Aufl.  188;  Geyer  864;  Dochow  H.  H.  11,  362;  v.  Schwarze  H.H.  II,  250,  Er- 
örterungen 65. 
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nur    ein     —    schriftlich    bevollmächtigter    —    Rechtsanwalt     seines), 
§  418  St.P.0.29). 

Der  Privatkiäger  steht  einem  Kläger  im  Civilprozess  insofern  gleidi, 
als  er  einesteils  einer  entsprechenden  Eautionspflicht  unterliegf'),  anderenteils 
da«  Armenrecht  bewilligt  erhalten  kann^^),  §419  St.P.0.  Der  Beschuldigte  dagegen 
ist  als  solcher  (anders  wenn  er  als  Widerkläger  auftritt)  einerseits  nicht  kautiois- 
pflichtig,  andererseits  nicht  des  Armeorechts  teilhaftig. 

VIK.  Die  Staatsanwaltschaft  ist  zu  einer  Mitwirkung 
nicht  verpflichtet.  Es  sind  ihr^^  aber  sowohl  die  Klage,  wie  auch  die 
anberaumten  Termine  bekannt  zu  machen,  §§  422,  417  St.P.0.,  und 
sie  hat,  solange  das  Verfahren  schwebt,  eine  doppelte  Befugnis: 

1.  Sie  kann  mitwirken,  ohne  formell  die  Parteirolle 
zu  übernehmen,  indem  sie  z.  B.  in  der  Hauptverhandlung 
Anträge  stellt. 


**)  Dass  der  vertretende  Anwalt  bei  dem  Prozessgericht  zugelassen  sei,  er- 
fordert das  Gesetz  nicht  —  Der  beistehende  Rechtsanwalt  ist  nicht  Beistand  im  Siane 
^es  §  149  St.P.0.;  Bennecke  638. 

-®  An  den  vertretenden  Rechtsanwalt  können  alsdann  auch  Zustellungen  für 
den  Privatkiäger  erfolgen  §  418  Satz  2. 

^^)  Somit  hat  jeder  Privatkläger  einen  Kosten vorschuss  für  die  der  Staatskasse 
erwachsenden  Auslagen  und  die  ihr  zukommenden  Gebühren  zu  leisten,  G.K.G.  §§  83 
ff.;  Löwe  1  zu  §  419;  für  die  dem  Beschuldigten  erwachsenden  Kosten  ist  niu:  der 
als  Privatkiäger  auftretende  Ausländer  sicherheitspflichtig,  C.P.O.  §§  108  fU 
fi-üher  §§  101  ff.  Für  die  Höhe  der  Kaution  und  die  Frist  zu  ihrer  I^istung  gelten 
nach  §  419  Abs.  3  St.P.0.  die  §g  112,  113  (früher  104,  105)  C.P.O.  Nach  allgemeiner 
Aunalinie  soll  auch  die  Wir  kung  der  Nichtleistung  der  Sicherheit  sich  nach  §  113 
C.P.O.  bestimmen,  es  soll  also  die  Klage  für  zurückgenommen  erklärt  wertien,  so  z  B. 
Löwe  2d  zu  §  419;  Bennecke  ü39  Aum,  29.  Dabei  entsteht  die  Kontroverse,  ob 
^uf  die.^e  ,.Zuiücknahme''  die  §§  431,  432  St.P.O.  —  unten  §  143  —  Anwendung 
finden  sollen  (verneinend  Ben  necke  (339  Anm.  29;  Löwe  2d;  Steu^lein  2  zu  g 
419,  bejahend  Glaser  II,  210).  Aber  §  419  spricht  nicht  «zenerell  von  dem  Verfahren, 
-das  mit  Bezug  auf  die  Kautionsfrage  einzutreten  hat,  sondern  nur  von  den  Voraus- 
setzungen, der  nöhe  der  Kaution  und  der  Frist;  müt?sto  doch  sonst  auch 
z.  B.  durch  Z  w  i  s  c  h  e  n  u  r  t  e  i  l  über  die  Kautionsptlicht  entschieden  werden !  Man 
wird  deshalb  nur  annehmen  können,  dass  bei  Nichtleistung  der  Kaution  das  Gericht 
einfach  dem  Verfahren  keinen  Fortgang  giebt,  sondern  die  Sache  liegen  lässt,  ganz 
wie  bei  Nichtleistung  des  Kosten  Vorschusses  nach  G.K.G.  §  85  Abs.  .5. 

'*')  Die  Bewilligung  regelt  sich  —  §  419  Abs.  3  St.P.O.  —  nach  §§  114  ff. 
ifrüher  100  ff.)  C.P.O. 

■'■-')  D.  h.  der  Staatsanwaltschaft  desjenigen  Gerichts,  bei  dem  die  Privatklage 
z.  Z.  schwebt,  also  in  erster  Instanz  regelmässig  der  Amtsauwaltschaft.  Doch  gestattet 
die  Oigiinisation  der  Staatsanwaltschaft  auch,  dass  die  Landesjustizverwaltung  andere 
Staatsanwaltschaft I.tjhe  Behörden  mit  den  betreffenden  Funktionen  betraut.  So  ist 
nach  der  preus.sisciu.i)  Gebchäftsoidnung  für  Amtbanwälte  vom  28.  August  1879,  Art  90, 
die  P  r  1  V  a  t  k  1  a  g  e  s  c  h  r  i  f  t  der  l  a  n  d  gerichtlichen  Staatsanwaltschaft  mitzuteilen. 
Die  Fnige  ist  ub^^^•lI^>  streitig,  v^-l.  Bennecke  642  Anm.  17;  Löwe  4b*,  Stenglein 
3  zu  §  422. 
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2.  Sie  kann  aber  auch  in  jeder  Lage  der  Sache  bis  zum  Eintritt 
der  Rechtskraft  die  Verfolgung  selbst  übernehmen^)  (auch  gegen 
den  Willen  des  Privatkiägers),  sei  es  durch  eine  ausdrückliche  Über- 
nahroeerklärung,  sei  es  konkludent  durch  Einlegung  eines  Rechts- 
mittels 3*),  §  417  Abs.  2  St.P.0. 

Der  Eintritt  der  Staatsanwaltschaft  {Ziff.  2)  macht  dem  Privatklage- 
verfahren ein  Ende  und  bringt  das  Verfahren  in  die  Lage,  wie  wenn 
öffentliche  Klage  erhoben  worden  wäre.  Er  wirkt  aber  nur  ex  nunc^ 
nicht  ex  tuiic^  d.  h.:  das  bisherige  Verfahren  bleibt  gültig,  es  geht 
so  wie  es  liegt ^),  in  das  öffentliche  Verfahren  über^),  §  417  St.P.0. 
Der  Privatkläger  tritt  dadurch  ipso  jure  in  die  Rolle  eines  Nebenklägers 
ein,  §  417  Abs.  3  St.P.0. 

§  142. 
ß)  Zuständigkeit;   Gang  des  Verfahrens. 

I.  Zuständig  für  Privatklagesachen  ist  das  Schöffengericht, 
G.V.G.  §  27^  ^).     Das  schliesst  nicht  aus,  dass  die  Sache  im  Wege  der 


*■)  De  lege  fer&nda  gegen  diese  Bestimmung:  John,  Straf rechtsztg.  Xill,  193; 
Süss,  SteiluDg  der  Parteien,  f)S. 

'*)  D.  h.  eines  Rechtsmittels  gegen  ein  Urteil,  ötker  631;  Voitus  1  zu 
§  417.  Dagegen  zieht  die  H.  M.,  so  Bennecke  635;  Löwe  5a  zu  §  417;  Dochow 
H.  H.  II,  361,  auch  die  Einlegung  einer  Beschwerde  hierher.  Ob  das  Rechtsmittel 
zu  Ungunsten  oder  zu  Gunsten  des  Angeklagten  eingelegt  wird,  macht  keinen  Unter- 
schied. Bennecke  636;  Simonson,  G.A.  XXXVllJ,  150;  Löwe  5b;  Stenglein  4; 
Puchelt  5;  Thilo  3  zu  §  417.  A.  M.  Kammergericht  1881,  Johow  II,  203; 
Süss,  Stellung  der  Parteien  58. 

")  Vgl.  G rohmann,  Meklenburg.  Zeitschrift  für  Rechtspflege  und  Rechtswissen- 
schaft V,  195.  —  Daher  bleibt  trotz  des  unten  in  Aum.  1  zu  §  142  Gesagten  die  Zustän- 
digkeit des  Schöffengerichts  bestehen,  Bennecke  636;  Stenglein  Ü  zu  §27  G.V.G. 
Keiler  3;  Puchelt  4;  v.  Bomhard  3  zu  §  417;  Dochow,  U.  H.  11,  361  Anm.  5; 
V.  Schwarze,  Erörterungen  40;  Geyer  85S;  Zimmermann,  G.S.  XXXVI,  514; 
Glaser  II,  211  Anm.  10;  Freudenstein,  Recht  der  Ehrenkränkungen,  1()3;  v.  Kries 
729.  A.  M.  UUmann  119  (vgl.  aber  545);  Hauck  4  zu  §§  27—30  G.V.G.;  Meves 
184;  Thilo  16;  Löwe  14  zu  §  27  G.V.G.;  Voitus,  Kontroversen  II,  130;  Groh- 
mann  a.  a.  0.;  R,  VI,  200;  E.  'X,  237.  Auch  wenn  die  Übernahme  vor  Eröffnung 
des  Eauptverfahrens  erklärt  wird,  bleibt  die  erhobene  Privatklage  in  Kraft  und  es  ist 
auf  sie  hin  weiter  zu  prozedieren.  A.  M.  Ötker  630,  der  in  diesem  Falle  neue  Klage 
der  Staatsanwaltschaft  beim  Landgericht  verlangt.     Ähnlich  Grohmann  a.a.O.  u.  A. 

^)  Von  jetzt  ab  kommen  als?o  ausschJiitssIich  die  Sätze  über  das  Staatsklage- 
verfahren zur  Anwendung,  sodass  z.  B.  von  einer  Einstellung  nach  g  429  St.P.0,  keine 
Rede  mehr  sein  kann.     Unrichtig  E.  XXIX.  422. 

*)  Die  Zuständigkeit  wird  also  durch  die  Form  des  Verfahrens  begründet:  Die- 
selben Strafsachen  gthören,  wenn  sie  durch  öffentliche  Klage  anhängig  werden, 
zur  Zuständigkeit  der  Strafkammern,  G.V.G.  §  73,  verglichen  mit  §§  27,  75,  so 
allerdii  gs,  dass  diese  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Sache  an  das  Schöffen gt-richt 
überweisen  können.  Dies  ist  wichtig  für  §  416  St.P.0.:  Die  Entscheidung,  ob 
„öffentliches  Interesse^^  gegeben  ist,  hat  nicht  der  Amtsanwalt,  sondern  die  iand- 
gerichtliche  Staatsanwaltschaft. 
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Verbindung  auch  bei  einem  anderen  Gerichte  verhandelt  werden  kam 
mit  Ausnahme  jedoch  des  Schwurgerichts,  St.P.0.  §  424  Abs.  2. 

n.  Die  Klage  muss  inhaltlich  den  durch  §  198  Abs.  1  St.P.O.*)  für  ■::> 
öffentliche  Klage  und  zwar  für  die  Anklage')  gegebenen  Bestimmungen  entsprecherL 
Ihrer  Form  nach  kann  sie  aber  ausser  durch  Einreichung  einer  Anklageschrift  ^wahl- 
weise auch  zu  Protokoll  des  Gerichtsschreibers  erhoben  werden,  §  421  St  P.O. 

in.  Die  Klageerhehung  bewirkt  Rechtshängigkeit  mit  der  oben  §  141  lU  2 
erwähnten  Einschränkung  hinsichtlich  des  Prozessgegenstandes.  Solange  die  Privatklaje 
schwebt,  braucht  kein  Gericht  sich  auf  eine  weitere  Privatklage  oder  eine  öffcnthcL* 
Klage  einzulassen.  Mit  der  Klage  sind  zwei  Abschriften  einzureichen,  §  421  San  3 
ßiP.O.  Von  diesen  teilt  das  Gericht,  wenn  die  Klage  vorsohriftsmässig  erhobea 
ist,  je  eine  dem  Beschuldigten  unter  Stellung  einer  Erklärungsfrist  und  der  Staat- 
anwaltschaft zur  Kenntnisnahme  mit,  §  42i  St.P.O. 

rV.  Der  ordnungsmässig*)  erhobenen  Privatklage  steht  dann  das  Gericht  eben», 
wie  der  öffentlichen  Klage  gegenüber,  insofern  —  nach  Eingang  der  Erklärung  des 
Beschuldigten  oder  Ablauf  der  ihm  gesetzten  Frist  —  über  Eröffnung  oder  Nicht- 
eroffnung  des  Hauptverfahrens  Beschluss  zu  fassen  ist,  §  423  St.P.O.  Ob  ,,hin- 
reichender  Verdacht"  vorhanden  ist,  entnimmt  das  Gericht  den  Angaben  der  Anklage, 
etwaiger  Notorietät  und  nötigenfalls  besonderen  Erhebungen,  die  das  Gericht  (nach 
§  200  St.P.O.)  anstellt*).  Äusserlich  unterscheidet  sich  die  Beschlussfassnng  vcn 
derjenigen,  die  auf  öffentliche  Klage  ergeht,  darin,  dass  statt  der  „Einstellung  des 
Verfahrens"  die  „Zurückweisung  der  Privatklage"  ausgesprochen  wird*). 

V.  Der  Hauptverhandlungstermin  ist  nicht  bloss  wie  im  Staataklageverfahreo 
an  die  Wahrung  einer  ein  wöchigen  Ladungsfrist  für  den  Angeklagten 
geknüpft,  §  216  St.P.O.,  sondern  ausserdem  auch  an  die  Wahrung  einer  ebensolchen 
für  den  Privatkläger,  §  425  Abs.  3  St.P.O. 

Die  persönlichen  Beweismittel,  die  zur  Hauptverhandlung  geladen  werden  solleo, 
bestimmt  der  Vorsitzende  des  Gerichts,  §  426  Abs.  1  StP.O.  Alle  auf  richtHrlicb* 
Anordnung  ergehenden  Ladungen  besorgt  der  Gerichtsschreiber,  §  425  Abs.  2  St,P.O, 

VI.  In  der  Hauptverhandlung  können  sich  beide  Parteien 
vertreten  lassen,  aber  nur  durch  einen  Rechtsanwalt  (oder  dessem 
Substituten).     Die    Vertretungsmöglichkeit    kann    jedoch    vom    Gericht 


')  Oben  §  111  IIL 

^)  Einen  Antrag  auf  Voruntersuchung  kann  der  Privatklager  nicht  stellen. 

*)  Bei  Mängeln  der  Klage  gilt  Entsprechendes,  wie  oben  8.  478  IV  ausgeführt  ist. 
Vgl.  dazu  Bennecke  642  Anm.  14,  16;  Birkmeyer  787. 

*)  Vernehmunor  des  Beschuldigten  und  des  Privatklägers,  etwaiger  Zeugen  u.s.Tr. 
Vgl.  bes.  Michels,  G.A.  XLVI,  98,  der  mit  Recht  betont,  dass  das  Hinreichen  des 
Verdachts  nicht,  wie  vielfacli  (unter  Billigung  von  Löwe  2b;  Stenglein  1  zu  §  423; 
vgl.  aber  auch  Kronecker,  G.A.  XXXI IL  10)  in  der  Praxis  geschieht,  ungeprüft 
bleiben  darf.  S.  auch  v.  Kries  72(5;  Birkmeyer  787.  Dagegen  darf  ein  amts- 
richterlicher Sühnetermin  de  lege  lata  nicht  abgehalten  werden;  insofern  ricbti? 
Kah,  Das  Recht,  11,  175. 

*)  Innerlich  ist  abar  diese  Zurückweisung  nichts  anderes  als  ein  Beschluss 
ö»  §  202  SiP.O.,  auf  den  §  209  Abs.  2,  §  210  u.s.  w.  anwendbar  sind.     Bennecke  &43. 
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dadurch  ausgeschlossen  werden,  dass  das  persönliche  Erscheinen  der 
Parteien  angeordnet  wird,  §  427  St.P.0. 

Bleibt  der  Privatkläger  in  der  Hauptverhandlung  aus,  und  wird 
er  auch  nicht  durch  einen  Rechtsanwalt  vertreten,  oder  erscheint  in 
den  Fällen,  in  denen  persönliches  Erscheinen  angeordnet  war,  für  ihn 
nur  ein  Vertreter,  so  wird  fingiert,  er  nehme  die  Klage  zurück,  und 
es  wird  in  contumaciam  die  Einstellung  des  Verfahrens  verordnet, 
§  431  Abs.  2  7). 

Bleibt  der  Angeklagte  unvertreten  aus,  oder  erscheint  für  ihn  in 
den  Fällen,  in  denen  persönliches  Erscheinen  angeordnet  war,  nur  ein 
Vertreter,  so  ist  ein  Verhandeln  unmöglich  (Versäumnisurteil  ebenso 
unzulässig,  wie  im  Staatsklageverfahren)  und  es  erfolgt  die  Vorführung 
(nicht  Verhaftung»))  des  Angeklagten,  St.P.0.  §  427  a.  E.»). 

VII.  Die  Ausdehnung  der  Beweisaufnahme  in  der  sohöffengerichtlichen 
Haupt^erhandlong  ist  durchaus  Sache  des  Gerichts,  welches  also  namentlich  nicht  ge> 
nötigt  ist,  die  geladenen  Zeugen  u.  s.  w.  sämtlich  zu  vernehmen,  §  244  Abs.  2  St.P.0. 

VIIL  In  Ansehung  der  Rechtsmittel  gilt  das  oben  §§  104, 
105,  129—133  Dargestellte  mit  der  Massgabe,  dass  hier  der  Privatkläger 
die  staatsanwaltschaftlichen  Eechtsmittel  (aber  nicht  unter  Ausschluss 
der  Staatsanwaltschaft,  sondern  mit  ihr  konkurrierend  i^))  hat,  §  430 
St.P.0.,  unter  Ausschluss  der  Rechtsmittel  zu  Gunsten  des  Angeklagten  ^^). 


^  De  lege  ferenda  wird  dieser  §  nicht  mit  Unrecht  angefochten  von  Gorden, 
Z.  XVIU,  560. 

*)  Wohl  aber  ist  Erlass  eines  Haftbefehls  unter  den  allgemeinen  Voraussetzungen 
der  §§  112  ff.  St.P.0.  auch  im  Privatklageverfahren  zulässig,  Bennecte637  Anm.  20 
gegen  Löwe  4  zu  §424;  Binding,  Grdr.  119;  H.  Seuffert  in  v.  Stengels  Wörter- 
buch des  Verwaltungsrechts  II,  ö78. 

*)  §  231  St.P.0.  findet  nur  im  Falle  des  §  4  Abs.  1  des  Gesetzes  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb  Anwendung,  da  bei  allen  übrigen  Privatkla«^edelikten  (auch 
dem  unlauteren  Wettbewerb  in  den  Fällen  der  §§  4  Abs.  2,  7,  9,  10  des  Gesetzes) 
die  Strafdrohungen  höher  sind,  als  §  231  zulässt.' ^  Wohl  aber  sind  §§  230,  232  St.P.0, 
auch  im  Privatßageverfahren  anwendbar. 

")  Oben  §  141  VIII 1.  Die  Rechtsmittelfrist  für  die  Staatsanwaltschaft  wird  von 
Löwe  5c  zu  §  417,  Bennecke  636  Anm.  12  von  der  Urteilsverkündung  ab  gerechnet, 
wenn  die  Staatsanwaltschaft  bei  dieser  zugegen  gewesen  sei;  anderenfalls  laufe  die 
dem  Privaticläger  zustehende  Frist  auch  für  die  Staatsanwaltschaft.  Allein  auf  die 
Anwesenheit  der  Staatsanwaltschaft  bei  der  Verkündung  kann  nichts  ankommen;  denn 
dem  Urteil  stand  ja  d^r  Staat  noch  nicht  als  Partei  gegenüber,  die  Staats- 
anwaltschaft hörte  die  Publikation  noch  nicht  als  Parteiorgan  an.  Lasst  man  die 
Anwesenheit  bei  Verkündung  bedeutsam  sein,  so  kann  korrekterweise  bei  Nichtanwesen-^ 
heit  nur  die  Zustellung  des  Urteils  an  die  Staatsanwaltschaft  die  Frist  in  Lauf  setzen, 
während  doch  eine  solche  Zustellung  von  der  St.P.0.  gar  nicht  vorgeschrieben  ist. 
Die  staatsanwaltschaftliche  Rechtsmittelfrist  kann  vielmehr  nur  eine  abgeleitete 
sein,  d.  h.  ihre  Frist  ist  gar  keine  besondere,  sondern  die  des  Privatklägers. 

")  Oben  §  141  bei  Anm.  '^7. 


Digitized  by 


Google 


636  Zuständigkeit,  Gang  des  Privatklage  Verfahrens.  §  142. 

Bei   Rechtfertigung    der   Revision   gilt   für  den  Privatkläger  Anwalts- 
zwang, §  430  Abs.  2  St.P.O. 

Bei  der  einseitigen  Parteistellung  des  Privatklägers  mtisste  folge- 
richtig ganz  wie  zu  Gunsten  des  Angeklagten,  so  auch  m 
seinen  Gunsten  das  Verbot  der  reformatio  in  pejus  besteben. 
Inkonsequenter  Weise    verordnet  §  430  Satz   3  StP.O.  das  Gegenteil 

Die  Bestimmung  des  Umfangs  der  Beweisanf nähme  in  der  Berafnngs- 
in  stanz  vor  der  Strafkammer  ist  wie  in  der  ersten  Instanz  darchans  nur  Sache  des 
Gerichts,  §  244  Abs.  2  StP.O. "). 

Die  Säumnis  einer  Partei ^•^)  in  der  berufungsinstanzlichen 
Hauptverhandlung  wirkt  zum  Teil  abweichend  wie  im  gewöhnliche 
Verfahren. 

1.  Hatte  der  Privatkläger  Berufung  eingelegt  und  ist 

a)  er  selbst  säumig,  so  wird  mindestens  die  Berufung  durcb 
Versäumnisurteil  verworfen.  Es  kann  aber  sogar  auch  die 
etwaige  untergerichtliche  Verurteilung  gemildert  oder  ganz 
beseitigt  werden,  sodass  also  das  Rechtsmittel  den  gegenteiligen 
Effekt  hat,  wie  beabsichtigt  war  (reformatio  in  pejus  — 
vgl.  vorstehend),  StP.O.  §  431  Abs.  3. 

b)  Liegt  die  Säumnis  auf  Seiten  des  Angeklagten,  so  wird 
über  die  Berufung  des  Privatklägers  verhandelt,  oder  die 
Vorführung  (aber  nicht  die  Verhaftung)  des  Angeklagten 
angeordnet,    §  370   in  Verbindung   mit  §  427  Abs.  3  StP.O. 

2.  Hatte  der    Angeklagte    die  Berufung  eingelegt,    und    bleibt 

a)  der  Privatkläger  aus,  so  wird  die  Privatklage  als  zurück- 
genommen fingiert,  und  es  ergeht  Einstellungsbeschluss,  §  431 
Abs.  2  StP.O. 

b)  Ist  dagegen  der  Angeklagte  säumig,  so  wird  seine  Berufung 
durch  Kontumacialurteil  verworfen,  §  370  StP.O. 

In  allen  diesen  Fällen  zu  I  und  2  kann  aber  die  Säumnis 
durch  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  geheilt  werden 
unter  den  gewöhnlichen  Voraussetzungen  dieses  Rechtsbehelfs, 
§    370    Abs.  2,    §  431  Abs.  4  StP.O.^^). 


^^)  Im  Gegensatz  zum  Verfahren  auf  öffentliche  Klage,  §  244  Abs.  1  StP.O^ 
oben  S.  j2G. 

**)  D.  i.  das  u  n  V  e  r  t  r  e  t  e  n  0  AusblvMben,  oder  wo  persönliches  Erscheinen 
angeordnet  war,  das  Erscheinen  des  Vertreters  allein  ohne  die  Partei  selbst. 

**)  Die  ein  wöchige  Frist  läuft  im  Falle  des»  §  370  von  der  Ürteilszustellung,  im 
Falle  des  §  431  von  der  Säumnis  an. 
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IX.  Das  rechtskräftige  Sachurteil  im  Privatklageverfahren 
macht  res  judicata  in  demselben  Umfang  wie  das  auf  öffentliche  Klage 
ergangene:  sämtliche  auf  die  betreffende  Strafsache  bezüglichen  öffent- 
lichen wie  Privatklagerechte  sind  konsumierte^). 

X.  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  hier  ebenso  wie  im  gewöhnlichen 
Verfahren  zulässig,  mit  der  Massgabe,  dass  für  den  Privatkläger  Anwaltszwang  bei 
Anbringang  des  Antrages  auf  ^Wiederaufnahme  herrscht,  §  430  Abs.  1,  2  St,P.O. 

§  143. 
Y)   Beendigung  des  Verfahrens. 

Die  Beendigung  des  Frivatklageverfahrens  kann  ausser  durch  Sachurteil  auch 
durch  das  Formalurteil  des  §  259  Abs.  2  St.P.0.  *)  oder  durch  Beschluss  in  derselben 
Weise  und  unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  die  Beendigung  des  gewöhnlichen 
Verfahrens  erfolgen. 

Dem  Privatklageverfahren  eigentümlich  sind  aber 
folgende  Endigungsmöglichkeiten : 

I.  Die  Privatklage  ist  zurücknehmbar  bis  zur  Verkündung 
des  Urteils  erster  Instanz  oder,  sofern  zulässigerweise  Berufung  eingelegt 
ist,  zweiter  Instanz^),  und  zwar  auch  bei  den  Delikten,  bei  denen  eine 
Zurücknahme  des  Strafantrags  unzulässig  ist,  und  unbeschadet 
der  Vorschrift,  dass  der  Straf  an  trag,  wo  er  übethaupt  zurück- 
nehmbar ist,  nur  bis  zur  Verkündung  eines  auf  Strafe  lautenden 
Urteils  zurückgenommen  werden  kann  3). 

Die  Zurücknahme  der  Privatklage  bewirkt  ipso  jure  das  Insich- 
zusammensinken  des  Verfahrens*);  zweckmässigerweise  wird  jedoch 
diese  Folge  durch  einen  (deklaratorischen) Einstell ungsbeschluss 
ausdrücklich  ausgesprochen^);  dem  Beschuldigten  wird  die  Zurücknahme 
bekannt  gemacht,  §  434  St.P.O.  Mit  der  Zurücknahme  erlischt  aber 
ausserdem  das  Privatklagerecht  des  Zurücknehmenden,  §  432  St.P.0. 
Dagegen  bleibt  das  Klagerecht  der  korreal  berechtigten  Personen 
(des   Staates  wie  der  mitberechtigten  Privaten)  unberührt.     Trotz  der 


»*)  Vgl.  auch  §  415  Abs.  3  St.P.0.,  oben  §  141  III  a.  E. 

*)  So  wenn  die  Privatklage  ohne  dass  vorher  ein  besonderer  Strafantrag  ge- 
stellt war,  und  erst  nach  Ablauf  der  Antragsfrist  erhoben  war. 

«)  Vgl.  dagegen  §  154  St.P.O.,  oben  S.  243. 

*)  Vgl.  hierzu  noch  nachstehend  I  a.  E.  —  Zurücknahme  der  Privatklage  und 
Zurücknahme  des  Strafantrags  gehen  jede  ihren  eigenen  Weg;  ein  Widerspruch 
zwischen  St.P.O.  und  St.G.B.  (so  Dochow  fl.  H.  II,  362;  Binding  I,  650;  v.  Schwarze 
1  zu  §  431  und  Erörterungen  66)  liegt  nicht  vor;  Bennecke  650;  Löwe  la  zu 
§  431. 

*)  So,  im  Prinzip  richtig,  Frese  Z.  V,  683. 

')  Bennecke  651;  Birkmeyer  790;  Löwe  7  zu  §  431.   A.  M.  Frese  a.  a.  0. 


Digitized  by 


Google 


638  Beendigung  des  FrivatklageverfahreDs.  §  143. 

Zurücknahme  geht  also  das  Verfahren  zwischen  den  etwaigen  Streit- 
genossen des  Klägers  einerseits  und  dem  Angeklagten  andererseits 
seinen  Gang  weiter;  waren  die  Mt-Privatklageberechtigten  bisher 
noch  nicht  am  Verfahren  beteiligt,  so  können  sie  jetzt  ihrerseits  Klage 
erheben^.  Femer  aber  kann  nach  Zurücknahme  der  Priyatklage  die 
öffentliche  Klage  wegen  der  That  erhoben  werden^),  vorausgesetzt 
freilich,  dass  der  bei  diesen  Delikten  ja  durchweg  erforderliche  Straf- 
antrag vorliegt. 

Nach  dieser  Hichtang  hin  wird  von  Bedeutung  die  Frage,  ob  nicht  die  Zurück- 
nahme der  Privatklage  eine  solche  des  Strafantrags  in  sich  schliesst  Zu  unterscheidea 
sind  hier  folgende  Fälle: 

1.  Die  Zurücknahme  der  Privatklage  erfolgt  zu  einem  Zeitpunkt,  in  dem  die 
Zurücknahme  des  Strafantrags  unzulässig  ist,  oder  es  handelt  sich  xun  ein  Delikt,  bei 
dem  die  Zurücknahme  des  Antrags  überhaupt  nicht  statthaft  ist  Solchenfalls  steht 
der  in  der  Privatklage  liegende  Strafantrag  noch  voll  in  Kraft,  der  Erhebung  der 
öffentlichen  Klage  steht  nichts  im  Wege^). 

2.  Die  Zurücknahme  der  Privatklage  erfolgt  in  einer  Sache,  in  der,  und  zu 
einem  Zeitpunkte,  in  dem  die  Zurücknahme  auch  des  Antrags  zulässig  ist  Solchen- 
falls ist  es  quaestio  facti,  ob  der  Privatkläger  die  Zurücknahme  der  Privatklage  in 
dem  Sinne  meinte,  dass  er  auch  den  Straf antrag  zurücknehme').  Die  Frage  wird 
meist  zu  verneinen  sein,  wenn  er  neben  der  Privatklage  noch  einen  separaten  Straf- 
antrag gestellt  hatte;  verkörpert  dagegen  nur  die  Privatklage  den  Strafantrag,  so 
wird  meist  der  Wille  des  Klägers  bei  der  Zurücknahme  auf  völlige  Inhibierung  jedes 
Strafverfahrens  gerichtet,  also  auch  als  Zurücknahme  des  Straf antrags  gemeint  sein. 

II.  Die  Zurücknahme  der  Klage  wird  fingiert,  wenn  der 
Privatkläger  in  erster  Instanz  oder,  falls  zulässige  Berufung  von  dem 
Angeklagten  1®)  eingelegt  ist,  auch  noch  in  zweiter  Instanz 

1.  in  der  Hauptverhandlung  oder  einem  anderen  Termine  un- 
vertreten  ausbleibt  oder  nicht,  wie  angeordnet  war,  persönlich 
erscheint  11);  oder 


«)  Bennecke  652. 

*)  Eine  einfache  „Übernahme'^  des  Verfahrens  dagegen  käme  jetzt  natürlich 
zu  spät 

»)  Ebenso  Bennecke  650,  653;  Löwe  Ib  zu  §  431;  E.  XIX,  284,  vgL 
Frank  Z.  XII,  348;  Birkmeyer  328.  A.M.  Freudenstein  Ehrenkränkungen  1^; 
Keller  1  Abs.  3  zu  §  431,  und  die  oben  Anm.  3  als  dissentierend  Genannten. 

*)  H.Meyer  §  43  bei  Anm.  »3;  Bennecke  6ö0;  Stenglein  1  zu  §  431; 
Olshausen  21  zu  §  64  St.G.B.;  v.  Kries  730;  Thilo  1  zu  §  431.  A.  M.  Löwe 
Ib  zu  §  431.  Obertribunal  Berlin,  G.A.  XXI,  504;  Hälschnerl,  720,  n,  10  E. 
VIII,  207,  BL  V,  272;  Frese  Z.  V,  690;  Birkmeyer  328,  die  im  Falle  2)  in  der 
Zurücknahme  der  Privatklage  schlechthin  eine  Zurücknahme  des  in  der  Privatklage 
liegenden  Strafantrags,  teilweise  sogar  eine  Zurücknahme  des  separat  gestellten  An- 
trags erblicken. 

»<»)  Vgl.  dagegen  §  431  Abs.  3  St.P.O.,  oben  S.  636,  ZifL  la. 
")  Oben  S.  636,  ZifiF.  2a. 
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2.  eine  Frist  nicht  einhält,  die  ihm  unter  Androhung  der  Ein- 
stellung gesetzt    wari2),    §   431    Abs.  2  StP.O. 

Auch  in  den  Fällen  der  fingierten  Zurücknahme  ergeht  ein 
Einstellungsbeschluss^^),  dem  gegenüber  jedoch  der  Privatkläger  die 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  binnen  einer  Woche  von  der 
Yersäumung  an  unter  den  gewöhnlichen  Voraussetzungen  dieses  Rechts- 
foehelfs  erlangen   kann,    §  431  Abs.  4  St.F.0. 

III.  Ferner  fällt  das  Verfahren  auch  zusammen  mit  dem  Tode 
des  Privatklägers^*),  so  jedoch,  dass  auch  hier  ein  (deklara- 
torischer) Einstellungsbeschluss  ergeht,  §  433  Abs.  1  St.P.0.^^).  Dem 
Beschuldigten  wird  hiervon  Mitteilung  gemacht,  §  434  StP.O.  Eine 
Aufnahme  des  eingestellten  Verfahrens  durch  die  Angehörigen, 
Erben  u.  s.  w.  ist  grundsätzlich  nicht  zugelassen;  das  Privatklagerecht 
ist  als  öffentliches  subjektives  Recht  unvererblich. 

Nur  dann,  wenn  sich  der  Prozess  um  Verleumdung  des 
Privatklägers  Iß),  StQ.B.  §  187  —  unter  Ausschluss  der  Kredit- 
gefährdung — ,  drehte^''),  sind  die  Eltern,  die  Kinder  und  der  Ehegatte 
berechtigt,  binnen  zwei  Monaten  i^),  vom  Tode  des  Privatklägers  an 
gerechnet,  in  dessen  Parteirolle  einzurücken,  indem  sie  die  Fort- 
setzung des  Prozesses  bei  Gericht  erklären,  St.RO.  §  433  Abs.  2. 
In  diesem  Falle  wird  der  Einstellungsbeschluss  aufgehoben,  dem 
Beschuldigten  Mitteilung  gemacht,  §  434  St.P.O.,  und  das  Verfahren 
von  dem  Punkte  ab,  wo  es  aufgehört  hatte,  fortgeführt 


")  Vgl.  Kah,  Das  Recht,  IV,  34. 

")  Bennecke  652;  Stenglein  3  zu  §  431;  Birkmeyer  790. 

^*)  VoraoBgesetzt,  dass  er  nicht  erst  nach  der  „Prozesserledigong^^  erfolgt 
Die  Rechtskraft  des  Urteils  wird  durch  den  nach  Ejlass  desselben  eHolgenden  Tod 
des  Privatklägers  nicht  gehemmt 

^^)  Die  Einstellung  ist  sofort,  nicht  etwa  erst  nach  Ablauf  der  sogleich  zu 
erwähnenden  zwei  Monate  auszusprechen.  Bennecke  654  Anm.  40  gegen  Stenglein  3 
zu  §  433.    Dies  ergiebt  sich  aus  der  deklaratorischen  Natur  dt- s  Einsteiiungsbeschlusses. 

10)  Eioe  Succession  in  die  Parteirolle  des  nicht  selbst  verletzten  Privat- 
klägers  (§  414  Abs.  2  St.P.O.)  findet  dagegen  nicht  statt. 

")  D.  h.  wenn  bereits  der  Verstorbene  seine  Privatklage  .auf  §  187  StG.B. 
gestützt  hatte.  War  das  der  Fall,  so  ist  Foitiietzung  des  Prozesses  durch  die  An- 
gehörigen auch  dann  statthaft,  wenn  sich  der  rechilicle  Gesichtspunkt  jetzt  anders 
darstellt  Umgekehrt  genügt  nicht,  dass  jetzt  §  187  St.G.B.  in  Frage  kommt,  wenn 
nicht  schon  bei  Lebzeiten  des  Privatklä^ers  die  Klage  sich  auf  §  187  St  G.B.  gerichtet 
hatte.  In  ersterer  Einsicht  a.  M.  Benuecke  ü55;  Löwe  4;  Sten^lein  2  zu 
§  433;  v.  Schwarze,  Eiörteiungen  74;  Pnchelt  4  zu  §  433;  v.  Kries  731.  Wie  im 
Text  Keller  2  zu  §  433;  Freudenstein,  Ehrenkiäokungtn  188. 

")  Doch  ist  gegen  Fristversäumung  gemäss  §§  44  lt.  St.P.O.  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  unter  den  gewöhxüichen  Voiaubsotzungen  statthaft 
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Das  Straf  klagerecht  der  mit  dem  verstorbenen  Privatkläger  korreal  berechtigten 
Personen  bleibt  durch  den  Todesfall  natürlich  unberührt  **).  Dies  muss  auch  für  die- 
jenigen Berechtigten  gelten,  die  nach  §  433  fortsetzungsberechtigt  sind:  sie  haben 
die  Wahl,  ob  sie  in  die  Parteirolle  des  Verstorbenen  einrücken  oder  ihr  eigenes 
Klagerecht  geltend  machen  wollen  '°). 

IV.  Ein  dem  Privatklage  verfahren  eigentümliches  Formal- 
urteil, lautend  auf  Einstellung  des  Verfahrens,  hat  zu  ergehen,  wenn 
in  der  Haupt  Verhandlung  sich  nach  Auffassung  des  Gerichts  die  That 
als  nicht  privatklagefähig,  als  exklusives  Staatsklagedelikt^i)  darstellt^*), 
§  429  St.P.0.,  wäre  es  auch  in  idealer  Konkuixenz  mit  einem  Privatklage- 
delikt ^S).  Eines  Sachurteils  hat  sich  das  Gericht  solchenfalls  zu  enthalten, 
widrigenfalls  Konsumtion  der  Strafklage  eintreten  würde^*),  denn  das 
auf  ein  Privatklagedelikt  bezügliche  S ach  urteil  würde  latent  eine 
Freisprechung  unter  allen  anderen  juristischen  Gesichtspunkten  ent- 
halten »s). 

Mit  der  Rechtskraft  des  Einstellungsurteils  ist  das  Verfahren  erledigt.  Die 
Sache  wird  nicht,  wie  im  Falle  des  §  2T0  St.P.O  *•)  an  das  zuständige  Gericht  hinuber- 
geschoben.  Doch  sind  die  Akten  der  Staatsanwaltschaft  mitzuteilen.  §  429  Abs.  2 
St.P.0.,  damit  diese  sich  nunmehr  über  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  schlüssig 
machen  kann. 

V.  Ein  Vergleich,  den  die  Parteien  schliessen,  ist  als  solcher 
nicht  als  Erledigungsgrund  für  das  Verfahren  in  der  St.P.O.  anerkannt*^). 
Es  kommt  vielmehr  darauf  an,  was  der  Kläger  in  dem  Vergleich 
erklärt.  Erklärt  er,  dass  er  die  Klage  zurücknehme,  so  treten  die 
oben  I  geschilderten  Wirkungen  ein.  Erklärt  er,  dass  er  auf  sein 
Klagerecht  verzichte,  so  ist  das  Verfahren  ebenfalls  als  nunmehr  un- 
zulässig durch  Beschluss  einzustellen ^S).      Erklärt  er  die  Zurücknahme 


^*)  Vgl.  Bennecke  (354,  besondere  Anm.  40. 

2")  A.  M.  Bennocke  055. 

'*)  Z.  B.  als  Bedrohung  mit  Begehung  eines  Verbrechens. 

")  Derart,  dass  hinreichender  Verdacht  dafür  vorliegt,  vgl.  dazu  oben  S.  3S2 
bis  383  mtU.  mut. 

")  Köhler,  Grenzlinien  zwischen  Idealkonkurrenz  und  Gesotzeskonkurrenz,  156. 

")  E.  IX,  14,  324;  R.  V,  698;  Löwe  4;  Stenglein  3  zu  §  429;  Bennecke 
653;  Glaser  in  Grünhuts  Zeitschrift  Xu,  330;  v.  Schwarze,  Erört»^rungen  63; 
Keller  3;  Puchelt  7  zu  §  429;  Birkmeyer  790.  Dagegen  die  Motive  225; 
Freuden^tein  Ehrenkränkungen  198. 

«*)  Vgl.  oben  S.  395. 

")  Oben  8.  535. 

")  Ltwa  eine  Einigung  der  Parteien  dahin,  dass  der  Angeklagte  Abbitte  leistet, 
und  der  Privatkläger  erklärt,  ihm  verzeihen  zu  wollen. 

*")  Möllendoiff,  Zulässigkeit  und  Wirksamkeit  des  Vergleichs  u.  s.  w.  1893 
(freilich  mit  unzulässiger  Begründung  aus  dem  Civilrecht). 
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eines  Bechtsmittels,  so  erwächst  damit  das  bisher  angefochtene  Urteil 
in  Rechtskraft 

Anders  dagegen,  wenn  der  Privatklager  nur  zugesagt  hat,  in  Zukunft 
die  Klage  zurücknehmen  zu  wo  1 1  e n  u.  deiigl.  (besonders  unter  Beifügung 
einer  Bedinguog,  z.  B.:  falls  Angeklagter  100  Mark  in  die  Armenkasse  zahle  oder 
dem  Privatkläger  die  Kosten  erstatte  u.  s.  w.).  Alsdann  ist  das  Verfahren  noch  bei 
Kräften  geblieben  und  muss,  wenn  Kläger  seine  übernommene  Verpflichtung,  die 
Klagezurücknahme  zu  erklären,  nicht  einhält,  seinen  Fortgang  nehmen  *''). 

VL  Von  dem  Übergang  des  Privatklageverfahrens  in  das  Staatsklageverfahren 
ist  schon  oben  die  Bede  gewesen  '^). 

§  144. 
d)   Widerklage. 

Wie  im  Civilprozess,  mit  dem  der  Privatklageprozess  auch  sonst 
Ähnlichkeit  hat,  so  ist  auch  hier  die  Erhebung  einer  Widerklage 
zulässig,  d.  h.  einer  Gegen-Privatklage.  Durch  sie  macht,  der  An- 
geklagte eine  neue  Strafsache  gegen  den  Kläger*)  anhängig; 
mit  der  Frage,  ob  und  wie  der  (Vor-)  Angeklagte  auf  die  (Tor-) 
Frivatklage  hin  zu  bestrafen  sei,  hat  die  Widerklage  gar  nichts  zu  thun ; 
insbesondere  bedarf  es  einer  solchen  nicht  etwa  behufs  Herbeiführung 
einer  Kompensation  (StG.B.  §§  199,  233);  es  kann  prozessual  durchaus 
einseitig  kompensiert  werden*). 


^}  Vgl.  oben  S.  HOL 

»«)  §  141  a.  E. 

'}  Der  Kläger  mnss  also  mit  dem  Widerbeklagten  identisch  sein,  ebenso  der 
Angeklagte  mit  dem  Widerkläger.  Gegen  den  gesetzUchen  Vertreter  oder  das  fungie- 
rende Organ  des  Klägers  wegen  einer  von  dem  Vertreter  beziehungsweise  Organ 
verübten  That  kann  also  die  Widerklage  nicht  erhoben  werden,  ebenso  kann  die 
Widerklage  nicht  von  demjenigen  erhoben  werden,  der  neben  dem  Angeklagten  wegen 
der  Gegenthat  ein  selbständiges  Privatklagerecht  ex  §  414  Abs.  2  St.P.O.  hat.  Ist  der 
Privatkläger  nicht  selbst  der  Verletzte,  sondern  ein  neben  dem  Verletzten  Berechtigter 
(z.  B.  Ehemann),  so  ist  eine  Widerklage  gegen  jenen  Verletzten  selbst 
(z.  B.  die  Ehefrau)  wegen  einer  von  ihm  verübten  Gegenthat  ausgeschlossen,  weil  er 
nicht  der  Kläger  ist;  Bennecke  647  Anm.  4;  Löwe  2b;  Stenglein  2  zu  §  428; 
eine  Widerklage  gegen  den  (nicht  selbst  verletzten)  Privatkläger  wegen  einer 
von  ihm  begangenen  That  wäre  an  bich  denkbar,  sie  ist  aber  aus  anderen  Gründen 
ausgeschlossen  (unten  Anm.  3). 

^)  Hat  also  A  Klage  gegen  B  erhoben,  und  ergiebt  die  Haupt  Verhandlung  das 
Vorliegen  einer  kompensablen  Retorsion,  so  kann  auch  wenn  B  seinerseits  nicht 
gegen  A  geklagt  hat,  B  für  straffrei  erklärt  werden  unter  Aufrechnung  der  Thaten. 
Ein  Urteil  gegen  A  liegt  darin  nicht,  ein  solches  konnte  das  Gericht,  dem  Klage- 
fonnprinzip  zufolge,  ja  auch  gar  nicht  fällen.  Durch  das  aufrechnende  Urteil  gegen 
B  wird  daher  auch  keine  res  judieata  hinsichtlich  des  A  geschaffen.  Dem  A  kann 
in  einem  demnächst  gegen  ihn  anhängig  gewordenen  Prozess  das  Gericht  sehr  wohl 
die  Aafrechnung  versagen. 
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I.  Die  Voraussetzungen  der  WiderklÄge  decken  sich 
zunächst  mit  den  allgeraeinen  Voraussetzungen  einer  Privatklage, 
betreffend  Privatklagerecht,  Kiagefähigkeit  u.  s.  w. 

Jedoch  ist  ein  Sühneversucb  —  §  420  StP.O.»)  —  nur  Klage-, 
nicht  Widerklagevoraussetzung. 

Ausser  den  allgemeinen  Voraussetzungen  muss  aber  für  die 
Widerklage  femer  ein  GegenseitigkeitskouneJ^  der  Strafcachen 
vorliegen:  es  muss  sich  um  ,,wechselseitige  Beleidigungen  oder  Körper- 
verletzungen" handeln,  d.  h.  solche,  die  dem  Privatkläger  als  von  ihm 
in  der  Bichtung  gegen  den  Angeklagten  begangen  zur  Last  Relegt 
werden.  Jede  der  Parteien  muss  als  Verletzer  und  Verletzter 
in  Frage  kommen*). 

Nicht  erforderlich  ist  ein  Retorsionskonnex  oder  sonstiger 
Zusammenhang  zwischen  den  Tbaten  hüben  und  drüben,  noch  nei 
weniger,  dass  es  sich  um  Erwiderung  „auf  der  Stelle^'  handelt^.  Des- 
gleichen ist  Gleichartigkeit  der  Delikte  nicht  notwendig^). 

n.  Zeitlich  ist  der  Widerklage  durch  §  428  Abs.  1  StP.O.^) 
eine  Grenze  gesetzt :  sie  kann  wirksam  nur  bis  zur  Beendigung  der 
Schluss vortrage  in  erster  Instanz  erhoben  werden  9).     Auch  kann  die 


*)  Oben  S.  630,  V. 

*}  Somit  ist  eine  Widerklage  ausgeschlossen,  wenn  der  Privatkifiger  nicht  selbst 
der  Verletzte,  sondern  ein  Nebenberechtigter  ex  §  414  Abs.  2  (oben  Anm.  1)  ist. 
Bennecke  647  Anm.  4;  Löwe  2b;  Stenglein  2  zn  §  428. 

*)  Ebenso  E.  II,  87;  Löwe  2a;  Stenglein  2a;  Keller  1;  Puchelt  2  n 
§  428;  V.  Schwarze,  Erörterungen  33;  Bennecke  648;  Glaser  II,  23;  Kronecker, 
O.A.  XXXllI,  1;  Uli  mann  552  Anm.  3.  Dagegen  fordern  einen  sei  es  „thatsach- 
lichen*-,  sei  es  „ursächlichen**  Zubammenhang:  Dochow,  H.  H.  II,  367;  M.  I,  174; 
Gorden,  O.A.  XLV,  22;  vgl.  Z.  XVIII,  5G3  u.  A.  Die  leUtere  Auffassung  beruht 
aber  zum  Teil  auf  dem  Argument,  dass  derjenige,  der  seinerseits  die  Antragsfrist 
habe  verstreichen  lassen,  nicht  dadurch  „von  neuem  Idageberechtigt  werden*^  köime, 
dass  er  nachträglich  seinerseits  eine  Verletzung  des  Gegners  begehe.  Dabei  sind 
Widerklage  und  Strafantrag  in  unzulässiger  "Weise  zusammengeworfen.  In  dem  Falle, 
wenn  der  Widerklager  nicht  rechtzeitig  Strafantrag  gestellt  hatte,  liegt  der  Gnisd 
dafür,  dass  die  Widerklage  nicht  zum  Ziele  führt,  nicht  an  §  428  St.P.O.,  sondern 
an  §  61  St.GB.  Vgl.  oben  S.  232  Anm.  7.  Im  wesentlichen  zutreffend  O.LG.  Dresden, 
Ann.  V,  126. 

"*)  In  letzterer  Hinsicht  a.  M.  Olshausen  7  zu  §  198.  Wie  im  Text  Bennecke 
648;  Löwe  Ja;  Stenglein  2  zu  §  428. 

')  StG.B.  §  198  hat  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  St.P.O.  §  428  Ab».  1,  befiieb( 
sich  aber  lediglich  auf  den  Strafantrag;  jeder  von  beiden  §§  hat  seine  eigene  selbstindil^) 
Bedeutung.    So  Löwe  9  zu  §  428. 

*)  Eine  selbständige  Privatklage  kann  dagegen  auch  über  dieeen  Zeitpvskt 
hinaus  wegen  der  That  angestrengt  werden.  Bennecke  649  An».  13;  v.  Kries  732. 
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Widerklage  nur  auf  acer  z.  Z.  so  hon  und  noch  anbäiigigen  Ptiyat* 

klage  aufgebaut  werden^). 

III.  Zuständig  ist  für  die  Widerklage  das  mit  der  E}age  befasste 
Gericht;  es  besteht  also  wie  im  CiTÜprozess  ein  forum  recanventionü. 

IV.  Die  Erhebung  der  Widerklage  kann  in  derselben  Weise 
wie  die  Privatklage  (§  421  St.P.0.)  erfolgen;  zulässig  ist  aber  auch 
Erhebung   durch    mündlichen   Vortrag    in    der    Hauptverbandluag^). 

Über  die  Klage  und  die  Widerl^iage  wird  gleichzeitig  yeiliaxidelt  und  regtdär 
auch  gleichzeitig  entschieden,  §  428  Abs.  2  StP.O."). 

VI.  Im  Übrigen  muss  die  Widerklage,  da  sie  nichts  anderes  als 
eine  Spezies  der  Privatklage  ist,  ganz  nach  den  «Ugemeinen  Sätzen 
behandelt  werden:  die  Staatsanwaltschaft  muss  von  ihr  in  Kenntnis 
gesetzt  werden  ^^),  sie  kann  mitwirken,  auch  die  Yerfolgang  übernehmen; 
dem  Widerkläger  können  die  wegen  der  gleichen  Tfaat  Privatklage- 
berechtigten  beitreten,  eine  eigene  Privatklagesache  dieser  Personen 
ist,  solange  die  Widerklage  anhängig  ist,  ausgeschlossen^^);  ist  auf 
die  Widerklage  hin  rechtskräftig  erkannt,  so  ist  das  Strafklagerecht 
auch  der  Mitverletzten  konsumiert^*)  u.  s.  w. 

Auch  die  Notwendigkeit  eines  Eröfinungsbescfalusses  muss  sieh 
nach  den  gewöhnlichen  Regeln  richten.  Es  bedarf  danach  eines 
EröfTnungsbeschlusses  nur  dann  nichts  wenn  die  Widerklage  mündlich 
in    der   Hauptverhandlung   erhoben    worden   ist^^). 

Erweist  sich  die  Widerklage  als  prozessual  unzulässig,  so  wird 
sie  (auch  wenn  sie  in  der  Hauptverhandlung  mündlich  erhoben  worden 


^)  Nach  Übernahme  der  Yerfolgang  durch  die  Staatsanwaltschiilt  ist  also  fortan 
die  Erhebang  einer  Widerklage  ausgeschlossen. 

***)  Das  ist  in  der  Zeitbestimmung,  die  §  428  Abs.  1  St.P.0.  giebt,  zwischen 
den  Zeilen  zu  lesen.  Dagegen  Im  ml  er,  G.A.  XXXIIl,  174.  Wie  im  Text  Löwe  5 
zu  §  428-,  Bennecke  649;  Birkmeyer  790. 

^^)  Würde  freilich  die  eine  Strafsache  spruchreif  sein,  die  andere  nioht,  so 
wird  trotz  §  428  Abs.  2  in  jener  Sache  das  Urteil  zu  erlassen,  in  der  anderen  xa 
vertagen  sein. 

")  A.  M.  Löwe  6  zu  §  428;  v.  Kries  733.  Wie  im  Text:  Keller  3; 
Stenglein  6  zu  §  428;  mit  Einschränkung  auch  Bennecke  649  Anm.  12. 

»»)  V.  Kries  733.    A.  M.  Löwe  10  za  §  428. 

^*)  Bennecke  650,  Hellweg  bei  Löwe  10  zu  §  428,  Hamm,  „Das  HechC^S 
III,  25.  A.  M.  Löwe  10  zu  §  428.  Gegenüber  dem  §  416  Abs.  3  St  P.O.  läast  sich 
auch  die  Ausnahme,  die  Bennecke  650  Anm.  14  für  den  Fall  der  Kompensation 
annimmt,  nicht  aufrecht  erhalten 

><")  Ebenso  Birkmeyer  790;  Glaser  II,  26.  Ygi.  dazu  oben  8.  488.  Gänztich 
wird  die  Notwendigkeit  eines  Eröffnungsbeschlusses  geleognet  von  Löwe  6  zu  §  428; 
Bennecke  649  Anm.  12. 

41* 


Digitized  by 


Google 


644  I)aB  Nebdüktageverfahren.  §  145. 

ist)  durch  Beschlass  zurückgewiesen^^).  Ist  die  Widerklage  dagegen 
einmal  gültig  erhoben,  so  ist  sie  in  ihrem  Fortgange  Ton  dem  Bestehen- 
bleiben der  ( Vor-)Priyatklage  unabhängig ;  die  Zurücknahme  der  letzteren 
macht  sie  nicht  hinfällig,  §  42S  Abs.  3  StP.O.^^),  ebensowenig  der 
Obergang  der  (Vor-)Privatklage  in  das  öfifentliche  Verfahren  (oben 
§  141  a.  E.18)). 

Dies  gilt  auch  dann,  wenn  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  fär  die  Widerklage 
lediglich  in  der  Natur  der  Klage  als  Widerklage  begründet  war;  die  einmal  begründete 
Zuständigkeit  wird  durch  den  Wegfall  der  Voraussetzungen  nicht  au^ehoben  ^'). 

War  freilich  eine  giiltige  (Vor-)  Privatklage  gar  nicht  vorhanden,  so  ist  die 
darauf  gebaute  Widerklage  als  solche  gar  nicht  gültig  erhoben.  Entsprach  die  Erhebung 
der  Widerklage  jedoch  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  Privatklagen,  so  ist  sie 
als  selbständige  Privatklage  zu  behandeln. 

§  145. 
b)   Das   Nebenklageverfahren. 

Nebenkläger  ist,  wer.  sei  es  als  Privatperson,  sei  es  in  be- 
hördlicher Eigenschaft,  in  einem  auf  öfToatliche  Klage  anhängigen  Ver- 
fahren neben  der  Staatsanwaltschaft  klägerische  Hand- 
lungen vornimmt.  Grundsätzlich  ist  zwar  im  Staatsklageverfahren 
auf  klägerischer  Seite  neben  der  Staatsanwaltschaft  für  niemanden 
Baum.  In  einigen  Ausnahmsfällen  lässt  jedoch  das  Gesetz  behufs 
Erhöhung  der  Intensität  der  Strafverfolgung  zu,  dass  neben  die  per- 
sönlich an  der  Strafverfolgung  ja  nicht  interessierte  und  deshalb 
möglicherweise  nicht  nachdrückUch  genug  auftretende  Staatsanwaltschaft 
ein  Priyater  aus  eigenem  persönlichen  Interesse  heraus  oder  eine 
dem  Straffall  näher  als  die  Staatsanwaltschaft  stehende  Staats- 
behörde als  sogenannter  Nebenkläger  tritt. 

L  Berechtigt,  in  die  Stellung  eines  Nebenklägers  ein- 
zutreten, ist 

1.  jeder  wegen  der  That  Privatklageberechtigte,  §  435 
Abs.  1  St.P.0.    Die  Möglichkeit,  selbst  Privatklage  zu  erheben,  ist  ihm 


»•)  Vgl.  oben  8.  314  bei  Anm.  14.  Ebenso  Löwe  6  zu  §  428;  Bennecke  649 
Anm.  12.  Anders  üllmann  558;  Stenglein  5;  Keller  4  zu  428;  Kronecker, 
G.A.  XXXm,  23. 

^^)  Rückwirkende  Kraft  hat  die  Zarücknabme  der  Klage  im  Straf prozess 
nicht   (vgl.  dagegen  C.P.O.  §  271  —  früher  243  —  Abs.  3  Satz  1). 

**)  Ebenso  ßennecke  648  Anm.  9,  Löwe  4  zu  §  437,  Glaser  U,  25. 
A.  M.  Stenglein  8  zu  §  428  und  G.S.  XXKV,  313,  v.  Schwarze,  Erörterungen 
1,  35,  Oppenheim,  Nebeokiage,  Ö5  Anm.  1. 

")  S.  Bennecke  oben  86,  §  27  IV,  Keller  5  zu  §  428. 
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durch  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  so  gut  wie  abgeschnitten  i). 
Wohl  aber  kann  er  in  den  Prozess  wenigstens  als  Nebenkläger  eintreten  *). 
Hatte  er  bereits  die  Privatklage  erhoben,  und  war  das  Verfahren  durch 
staatsanwaltschaftliche  Verfolgungsübernahme  in  ein  Staatsklagever- 
fahren übergegangen,  so  erlangt  der  Privatkläger  sogar  ipso  jttre  durch 
die  Übernahmeerklärung  der  Staatsanwaltschaft  die  Stellung  als  Neben- 
kläger, §  417  Abs.  3  St.P.O. 

2.  War  die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  von  dem  Ver- 
letzten erst  vermittelst  eines  Gerichtsbeschlusses  im  Klageprüfungs- 
verfahren durchgesetzt  worden,  so  ist  der  Verletzte^)  befugt,  sich 
im  Prozess  neben  die  Staatsanwaltschaft  als  Nebenkläger  zu  stellen, 
sofern  die  That  gegen  sein  Leben,  seine  Gesundheit,  seine  Freiheit*), 
seinen  Personenstand  oder  seine  Vermögensrechte  gerichtet  war,  §  435 
Abs.  2  St.P.0. 

3.  Derjenige,  der  infolge  der  That  gegen  den  Angeschuldigten 
möglicherweise  einen  Bussanspruch  hat,  ist  gleichfalls  als  Neben- 
kläger aufzutreten  befugt  (auch  wenn  er  den  Bussanspruch  gar  nicht 
geltend  macht  5)),  §  443  Abs.  1  St.P.0. 

4.  Bei  Zoll-  und  Steuerstrafprozessen  kann  sich  die  Zoll-  und 
Steuerverwaltungsbehörde  der  staatsanwaltschaftlichen  Verfolgung  in 
nebenklägerischer  Funktion  anschliessen,  St.P.0.  §  467  ®). 

Dadurch,  dass  der  Nebenklageberechtigte  gleichzeitig  in  dem- 
selben Prozess  Mitbeschuldigter  ist,  wird  an  seinem  Nebenklagerecht 
nichts  geändert'). 

')  üben  S.  481. 

^)  Auch  dann,  'wecn  mit  dem  Privatklagedelikt  ein  Staatsklagedelikt  ideell 
konkurriert,  dies  sogar  dann,  weno  das  letztere  allein  in  Anklage,  EröfTniingsbeschluss, 
Urteil  u.  s.  w.  genannt  sein  sollte.  E.  Yll,  437;  Ä.  V,  40,  YIII,  468,  IX,  524; 
Kronecker  O.A.  XXXVIII,  138;  v.  Kries  213;  Bennecke  056  Anm.  3;  Löwe  1; 
8tenglein.3  §  435;  Hirkmeyer  792. 

*)Über  diesen  Begriff  s.  oben  S.  484.  Nicht  berechtigt  ist  es,  wenn  Löwe 
3  b  zu  §  435  ULter  „Verletztem''  hier  nur  den  „unmittelbar  Betroffenen",  für  §  170 
dagegen  jeden  Betroffenen  verstehen  will.  Der  Begriff  an  sich  ist  hier  und  dort 
derselbe;  nur  quantitativ,  in  Ansehung  der  betroffenen  Rechtsgüter,  greift  ein  Unter- 
schied Platz. 

*)  Vgl.  E.  X,  419;  E.  XXIV,  187. 

'•)  Ebenso  Bennecke  657  Anm.  6;  Löwe  2;  Stenglein  3  zu  §  443;  E.  V, 
335,  XI,  90;  R.  IV,  42,  V,  358,  VI,  547;  H.  Meyer,  Krit.  Vjschr.  3.  Folge  V,  117. 
Auch  dann  noch  kann  der  Betreffende  als  Neben  straf  kläger  auftreten,  wenn  der 
Zeitpunkt  des  §  444  Abs.  1  St  P.O.  —  unten  §  146  —  bereits  vorüber  ist,  er  also 
als  Bu  SS  kläger  nicht  mehr  auftreten  kann;  R.  V,  358,  VI,  547,  E.  XI,  90,  Löwe 
a.  a.  0.,  Bennnecke  669  Anm.  21. 

®)  Hierüber  s.  unten  §  150. 

')  E.  XXII,  264. 
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Di6  Becht,  xtebeoklägerische  HandluDgen  Torzanehmen,  kann  aber 
»U|;eiKiei»9n  OruAdsätzen  nach  nar  derjenige  Berechtigte  ausüben,  der 
auch  nebenklage  fähig,  d.  i.  handlungsfähig  ist,  wozu  Straf  an  tragä- 
fabigkeit  nicht  aoareicbt^.  Sonst  übt  an  seiner  Stelle  der  gesetzliche 
Tertreter  (bezw.  bei  juristischen  Personen  das  betr.  Organ)  das  Recht  aus. 

In  allen  TSSLan  ist  Y^rnehmong  des  Nebenklägeis  und  der  für  ihn  Auftretenden 
als  Zeugen  ausgeschlossen;  Parteistellung  so  gut  wie  parteiorganschaftUche  SteUuner 
sind  ja  mit  dem  Zeugenbegriff  miYerelnbar  ^^). 

IL  Seiner  juristischen  Stellung  nach  ist  der  Nebenkläger 
in  den  Fällen  I  1— 3*)  Nebenpartei^^^).  Er  ist  Kläger,  sein  Recht 
ist  ein  wenn  auch  bedingtes  und  beschränktes  Klagerecht,  das 
zu  dem  staatlichen  Klagerecht  im  Verhältnis  der  Abhängigkeit  steht 
Das  Nebenklagerecht  entsteht  erst  mit  dem  Augenblick  der  Staats- 
klageerhebung und  erlischt  mit  der  Prozesserledigung.  Beide  Klage- 
rechte, das  Haupt-  und  das  Nebenklagerecht,  beziehen  sich  natürlich 
(xmjunctim  auf  einen  und  denselben  Prozessgegenstand,  den  staatlichen 
Strafanspruch. 

III.  In  seinem  Verhältnis  zur  Staatsanwaltschaft 
ähnelt  der  Nebenkläger  dem  streitgenössischen  Nebenintervenienten  des 
Civilprozesses^*).  Er  hat  im  allgemeinen  die  Rechte  des  Privatklägers, 
§  437  Abs.  1  St.P.0. :  das  Recht  der  Antragstellung,  der  Anwesenheit 
in  der  Hauptverhandlung  ^')  und  bei  kommissarischen  Beweiserhebungen 
(so  jedoch,  dass  seine  Anwesenheit  nicht  erforderlich  ist^*)),  das 
Recht,  sich  in  der  Hauptverhandlung  durch  einen  Anwalt  vertreten 
zu  lassen,  das  Recht  der  unmittelbaren  Ladung,  der  Akteneinsicbt 
durch  seinen   Anwalt,    das  Recht,  zum  Worte  verstattet  zu   werden, 


')  Bennecke  658,  besonders  Anin.  16,  O.L.G.  Dresden,  Ann.  XI,  481, 
Löwe  6,  Stenglein  6  za  §  435.     A.  M.  v.  Xries  212. 

»)  Über  Fall  4  s.  unten  §  150. 

»°)  Vgl.  Glaser  II,  217,  Stenglein  G.8.  XXXV,  273,  Birkmeyer  305, 
333;  Süss,  Stellnog  der  Parteien  202.  Anders  Ben  necke  657,  der  an  dem  materiellen 
Parteibegrifif  (oben  §  36,  vgl.  S.  245)  festhaltend  den  Nebenkläger  als  Staatsvertieter 
ansieht;   im  Ergebnis  ebenso  Oppenheim  13. 

")  Oben  8.  343. 

")  Vgl.  Birkmeyer  305,  Freudenstein,  Ehrenkränkungen  193,  aber  auch 
Oppenheim  10,  Süss,  Stellung  der  Parteien  203.  Menzel,  Privatklage  1  spricht 
von  „acceesorischer  Privatklage^S  ^S^-  dazu  Oppenheim  7. 

»»)  Vgl.  dazu  E.  XXV,  177. 

")  Daher  ist  §  431  Abs.  2—4  St.P.O.  auf  den  Nebenkläger  nicht  anwendbar. 
—  E.  VII,  376,  R.  V,  11,  Bennecke  6t>2  Anm.  8,  664.  Vgl.  noch  E.  XXVIJI 
225,  XXXI,  37. 
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das  Hecht  auf  Bekanutmachung  der  ergehenden  Entscheidungen^^). 
das  Becht^  Bechtsmittel  einzulegen  ^^)  u.  s.  w.,  —  alles  dies  unabhängig 
von  der  Staatsanwaltschaft,  sodass  er  mit  ihr  sogar  in  Widerspruch 
treten,  z.  B.  entgegen  einem  staatsanwaltschaftlichen  Rechtsmittel- 
verzicht seinerseits  ein  Rechtsmittel  einlegen  kann  ^^),  St.P.0.  §  441  Abs.  1. 

Emzelne  klägerische  Rechte  sind  ihm  jedoch  durch  das  Gesetz  vorenthalten: 
er  nimmt  nicht  Teil  an  der  Erklärung  über  Annahme  oder  Ablehnung  der  Ge- 
schworenen, §  437  Abs.  2  St.P.0.;  auch  hat  er  kein  Recht  auf  Herbeiführung  einer 
Wiederaufnahme  des  Terfahrens  (§  441  verglichen  mit  §  430  SiP.O.  ^*)). 

Dafür  ist  er  andererseits  im  Gegensatz  zum  Privatkläger  nicht  kautions- 
pflichtig«*),  §  436  Abs.  3  8t.P.O. 

lY.  Die  Staatsanwaltschaft  wird  prinzipiell  von  dem 
Eintritt  des  Nebenklägers  nicht  berührt  ^i). 

V.  Im  Rahmen  des  anhängigen  2*)  Prozesses  ist  das  Auftreten  des 
Nebenklägers  zeitlich  nicht  fixiert;  die  Nebenklage  kann  insbesondere 
auch  noch  nach  Fällung  eines  Urteils  behufs  Anfechtung  des  letzteren 
erhoben  werden,  §  435  Abs.  1  St.P.0.  Immer  aber  tritt  der  Neben- 
kläger in  das  Verfahren  so  ein,  wie  es  gerade  liegt,  §  438  St.P.0.; 
sein  Auftreten  wirkt  nur  ex  nunc\  so  werden  ihm  z.  ß.  die  schon 
zuvor  ergangenen  Entscheidungen  nicht  bekannt  gemacht,  §439  St.P.0.; 
er  kann,  wenn  er  erst  nach  Erledigung  einer  Instanz  auftritt,  nicht 
deren  Wiederholung  verlangen;  die   schon  anberaumten  Termine  aller 


*^)  Urteile,  die  in  seiner  Abwesenheit  verkündet  werden,  müssen  ihm  zugesteUt 
werden,  falls  er  bei  der  Verkündung  nicht  durch  einen  Anwalt  verbeten  war,  §  440  St.P.0. 

*•)  Die  Rechtsmittelfristen  laufen  ihm  von  der  Bekanntmachung/  des  Urteils 
an  ihn;  E.  VI,  28;  R.  IV,  155;  Benuecke  664.  War  er  z.  Z.  der  Urteilsfällung 
noch  nicht  Nebenkläger,  so  läuft  die  von  der  Staatsanwaltschaft  einzuhaltende  Frist 
auch  für  ihn,  §  439  Abs.  2  St.P.0.  Die  Form  der  Revisionsrechtfertigung  bestimmt 
sich  nach  §  430  Abs.  2  St.P.0.;  E.  XIX,  115.  Das  Rechtsmittel  recht  des  Neben- 
klägers unterliegt  gemäss  §§  437,  430  St.P.0.  denselben  Beschränkungen,  wie  das  der 
Staatsanwaltschaft  (St.P.0.  §§  378,  379),  so  E.  XXVIII,  220;  die  Frage,  ob  der 
(private)  Nebenkläger  zu  Gunsten  des  Angeklagten  Rechtsmittel  einlegen  kann,  läuft 
parallel  der  Frage,  ob  dies  dem  Privatkläger  zusteht,  vgl.  oben  S.  631  bei  Anm.  27 
und  Ben  necke  665. 

'')  Vgl.  Löwe  3;  Stenglein  2  zu  §  439;  Bennecke  664,  Anm.  27. 

'8)  Bennecke  659,  660,  Stenglein  1  zu  §  405,  8  zu  §  435,  (i.S.  XXXV, 
309,  XLII  173,  V.  Kries  214,  635,  Hellweg-Dochow  129,  Ullmann  556, 
Dochow  H.  H.  II,  372,  Keller  3,  Dalcke  2  zu  §  441 ,  Meves  104.  Birkmeyer 
334.  A.  M.  Oppenheim,  Nebenlilage  70,  Löwe  6  zu  §  441,  Puchelt  7  zu  §  4.35, 
v.  Bomhard-Koller  2,  Thilo  2  zu  §  441,  Geyer  869,  Binding  Grdr.  270. 

•0)  Wohl  aber  kostenvorschusspflichtig,  G.K.G.  §§  83,  84. 

^^)  Eine  Au&nahme  gilt  jedoch  füi-  die  Rechtsmittelinstanzen,  unten  X. 

'*)  Nicht  statthaft  ist  die  Nebenklage  vor  Erhebung  der  öffentlichen  Klago 
(Vgl.  den  Wortlaut  von  §  435  St.P.0.),  Oppenheim  36',  Stenglein  8,  Löwe  7a 
zu  §  435,   Süss,  Stellung  der  Parteien,  206.    A.  M.  Stenglein  G.S.  XXXV,  296. 
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Art  werden  abgehalten  auch  wenn  der  Nebenkläger  wegen  Kürze  der 
Zeit  nicht  mehr  geladen  oder  benachrichtigt  werden  kann  u.  s.  w. 

VI.  Zugelassen  ist  die  Nebenklage  vor  jedem  Gericht,  auch 
dem  Reichsgericht  und  dem  Schwurgericht. 

VII.  Der  Charakter  des  Verfahrens  erleidet  durch  die 
Kombination  der  Nebeuklage  mit  der  Hauptklage  keine  Veränderung: 
<las  Verfahren  bleibt  Staatsklageverfahren  und  nimmt  in  keinem  Punkte 
den  Charakter  eines  Privatklageverfahrens  an^*). 

Auch  insofern  ändert  das  Verfahren  seinen  Charakter  nicht,  als  nach  wie  vor 
auf  klägerisclier  Seite  die  Handlungen  der  Staatsanwaltschaft  genügen,  und  es  eines 
Mithaudelns  des  Nebenklägers  nicht  bedarf.  Die  staatsanwaltscbaftliche  Anklage  z.  B.  hat 
-die  volle  Wirkung  wie  sonst,  auch  wenn  der  —  schon  in  der  Voruntersuchung  auf- 
getretene —  Nebenkläger  seinerseits  keine  Anklageschrift   eingereicht  hat'*)  u.  s.  w. 

Auch  eine  Zerreissung  des  Prozessgegenstandes  wird  durch  die  Nebenklage 
nicht  bewirkt.  Die  nebenklägerischen  Recht o  beziehen  sich  auf  den  ganzen  Prozess- 
gegeu8tand  ungeteilt.  Dies  auch  dann,  wenn  im  Falle  der  Ideal konkurrenz  nur  die 
eine  juristische  Qualifikation  der  That  die  Berechtigung  zur  Nebenklage  gegeben  hatte '^). 

VIII.  Das  Nebenklage-Prozessverhältnis  tritt  ohne  Zuthun 
des  Nebenklägers  und  des  Gerichts  ein  in  dem  Falle,  dass  ein 
Privatklageverfahren  sich  durch  staatsanwaltschaftliche  Übernahme  in 
«in  öffentliches  Verfahren  verwandelt  (oben  §  141  a.  E.)^^).  In  allen  übrigen 
Fällen  bedarf  es  einer  „Erhebung"  der  Nebenklage;  sie  erfolgt  durch 
Einreichung  einer  schriftlichen  Anschlusserklärung,  §  436  Abs.  1  St.P.O., 
die  sich  aber  auch  konkludent  —  besonders  in  Gestalt  der  Einlegung 
^'ines  Rechtsmittels  —  äussern  kann. 

Auf  rlie  Auschlusserklärung  liin  hat  das  Gericht  nach  Anhörung 
<ier  Staatsanwaltschaft  Beschluss  zu  fassen"),  §  436  Abs.  2  St.P.O. 
Der  Nebenkläger  ist  zurückzuweisen,  wenn  die  Nebenklagevoraus- 
Setzungen  nicht  vorliegen;  im  entgegengesetzten  Falle  ist  die  Neben- 
klage zuzulassen.  Der  Zulassungsbeschluss  ist  indessen  nicht  konstitutiv, 
sondern    deklaratorisch,    die    nebenklägerischen    Rechte    knüpfen    sich 

^^)  Deshalb  ist  z.  B.  eine  Widerklage  gegen  den  Nebenkläger  ausgeschlossen, 
E.  XXIX,  IKi. 

■-*j  Stenglüin  6  zu  §  437,  Bennecke  663  Anm.  17. 

'•'■)  Solchenfalls  kann  z.  13.  der  Nebenkläger  sehr  wohl  bei  Rechtsmitteleinlegung 
solche  hügpn  anbringen,  die  sich  auf  die  andere  juristische  Qualifikation  der  That 
l)eziehen      Ebenso  E    IX,  ]1?4.  R.  V.  596.  Löwe  Ib  zu  §  441. 

''•)  R.  V,  40.  VI,  298,  YllI,  532:  E.  VII,  437;  Bennecke  662  Anm.  12. 

-'j  Erfolgt  die  Anschlusserklärung  in  Verbindung  mit  einer  Rechtsmittel- 
i-'ink'guiig,  so  entscheidet  über  sie  das  Gericht,  das  über  das  Rechtsmittel  zu 
«ntschrideu  hat,  E.  VI,  139;  R.  IV,  274,  V,  35,  358;  Bennecke  662  Anm.  11; 
Lowe  2  zu  §  436. 
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zufolge  §  437  Abs.  1  bereits  an  die  Anschlusserklärung  ^s).  Sollte  das 
Gericht  später  erkennen,  dass  die  Nebenklagevoraussetzungen  nicht 
vorlagen,  so  ist  der  Zulassungsbeschluss  aufzuheben '^^). 

IX.  Das  Nebenklage-Prozessverhältnis  dauert,  einmal  gültig 
begründet,  grundsätzlich  solange,  aber  auch  nur  solange  an,  wie  das 
Haupt-Prozessverhältnis  (also  namentlich  auch  in  die  höheren  Instanzen 
sowie  in  das  Wiederaufnahmestadium  hinein).  Vorher  endigt  es  nur 
durch  Widerruf  der  Anschlusserklärung  und  durch  Tod  8®)  des  Neben- 
klägers, §  442  St.P.0.  Widerruf  und  Tod  bewirken  ipso  jure  das 
Erlöschen  des  Nebenklage-Prozessverhältnisses  ^^);  ein  (deklaratorischer) 
Einstellungsbeschluss  ist  immerhin  zweckmässig. 

Rückwirkende  Kraft  kommt  dem  Erlöschen  des  Nebenklageprozessverhältnisses 
nicht  zu"');  die  während  seines  Bestehens  vorgenommenen  nebenklägerischen  Hand- 
lungen behalten  volle  Wirksamkeit,  z.  B.  ist  das  Rechtsmittelverfahren  auf  Grund 
eines  vom  Nebenkläger  eingelegten  Rechtsmittels  auch  über  den  Widerruf  oder  Tod 
des  Nebenklägers  hinaus  durchzuführen. 

Auch  kann  das  erloschene  Nebenklage-Prozess Verhältnis  möglicherweise  wieder 
aufleben.  Zwar  nicht  nach  dem  Tode  des  Nebenklägers;  eine  Fortsetzung  durch  die 
Hinterbliebenen  ist  im  Gesetz  nicht  vorgesehen  *•).  Wohl  aber  kann  der  Nebenkläger 
im  Falle  des  Widerrufs  später  sich  erneut  dem  Verfahren  als  Nebenkläger 
anschliessen  •*). 

X.  Die  Situation  in  den  Eechtsmi  ttelinstanzen  gestaltet 
sich  folgendermassen : 

Hatten  die  Staatsanwaltschaft  oder  der  Angeklagte  das  Rechts- 
naittel  eingelegt,  so  ist  die  Mitwirkung  des  Nebenklägers  in  der 
höheren  Instanz  nicht  anders  beschaffen,  wie  in  der  ersten  Instanz.  Hatte 
der  Nebenkläger  selbst  das  Rechtsmittel  eingelegt,  so  ist  die  Wirkung 
'dieselbe,  wie  wenn  die  Staatsanwaltschaft  das  Rechtsmittel  eingelegt 
hätte^^);    dies  ergiebt  sich  aus  der  Einheit  und  Identität  des  Prozess- 


»«)  Vgl.  E  XXV,  187;  R.  V,  35.  Nicht  zutreffend  v.  Kries  735;  Bennecke 
662.  Anm.  12. 

»»)  Ebenso  R.  VI,  '298;  Glaser  IT,  215.  A.  M.  Stenglein  9  zu  §  436, 
]  zu  §  442;  Bennecke  663;  Löwe  4  zu  §  442;  Oppenheim,  Nebenklage,  43; 
Birkmeyer  793  Anm.  6;  Süss,  Stellung  der  Parteien,  207  Anm.  29. 

'")  Wenn  er  vor  der  Prozesserledigung  eintritt,  vgl.  oben  §  143  Anm.  14. 

»^^  Bennecke  662. 

«*)  Anders  natürlich  in  dem  Falle  oben  Anm.  29:  der  Aufhebungsbeschluss 
deklariert,  dass  eine  gültige  Neben  klage  von  Anfang  an  nicht  vorgelegen  hat. 

»«)  Bennecke  662  Anm.  9. 

")  Ebenso  E.  VJU,  384;  R.  V,  454;  Bennecke  662  Anm.  8,  Keller  1, 
Löwe  2  zu  §  442.  A.  M.  Menzel,  Privatklage  49,  Zimmermann,  G.S.  XXXVI^ 
517,  Puchelt  2  zu  §  442. 

^*)  Bennecke  665. 
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gegenständes.  Da  nun  das  Verfahren  vor  d^  höheren  Instanz  sich 
nicht  ohne  Mitwirkung  der  Haaptpartei  abspielen  kann,  det  Neben-» 
kläger  aber  nicht  in  der  Lage  ist,  die  Haaptpartei  zn  ersetzen,  so  ist 
die  Staatsanwaltschalt  genötigt,  in  der  höheren  Instanz  mitzuwhken^), 
natürlich  nicht  notwendig  im  Sinne  des  Nebenklägers  mitzuwirken.  Nor 
eine  Weiterentwickelang  des  gleichen  Orundgedankens  ist  es,  wenn 
§  441  Abs.  2  St.P.O.  den  Betrieb  der  Sache  der  Staatsanwaltschaft  in 
dem  Falle  zuweist,  dass  infolge  des  nebenklägerischen  Rechtsmittels  die 
Sache  in  die  untere  Instanz  zurückverwiesen  wird.  Weiter  aber 
ergiebt  sich  aus  dem  Grundgedanken  heraus  auch,  dass  der  Betrieb 
der  Sache  durch  die  Staatsanwaltschaft  in  der  höheren  Instanz  wie  er 
einerseits  erforderlich  ist,  so  andererseits  auch  genügt  Die  Rechts- 
mittel des  Nebenklägers  wirken  also  auch  dann,  wenn  ihr  Urheber  sie 
nicht  selbst  weiter  betreibt.  Das  Fembleiben  des  Nebenklägers  in  der 
Hauptverhandlung  über  das  Rechtsmittel  ist  somit  unschädlich •^). 

Dagegen  maeht  die  Zurücknahme  des  Rechtsmittels  dorch  den  Neben- 
kläger das  angefochtene  Urteil  rechtskräftig.  Es  geht  nicht  an,  dass  die  Staats- 
anwaltschaft das  zurückgenommene  Mittel  des  Nebenklägers  aufrecht  hält"),  da  die 
Mitkläger  Ton  einander  unabhängig  sind.  Hatte  die  Staatsanwaltschaft  im  Gegensatz 
zum  Nebenkläger  ihrerseits  auf  Rechtsmittel  verzichtet  oder  die  Frist  verstreichen 
lassen,  so  ruht  der  Prozess  fortan  nur  auf  dem  Rechtsmittelwillen  des  Nebenklägers. 

§  146. 
2.  Die  Baasklage. 

I.  Neben  ihrer  bisher  dargestellten  Funktion  —  Betreibung  der 
Bestrafung  des  Beschuldigten  —  haben  sowohl  die  Privatklage  wie 
auch  die  Nebenklage  noch  eine  zweite  Funktion:  sie  können  dazu 
dienen,  dem  Privat- oder  Nebenkläger  zu  einer  ihm  gebührenden  Busse 
zu  verhelfen,  St.P.0.  §§  443,  446.  Die  beiden  Funktionen  sind  an 
sich  hierbei  von  einander  ganz  unabhängig:  Privat-  und  Nebenklage 
können  ausschliesslich  als  Strafklage,  sie  könnten  denkbarerweise  auch 
ausschliesslich  als  Bussklage  geltend  gemacht,  es  können  endlich  Straf- 
und  Bussklagefunktion  vom  Kläger  kumuliert  werden.  Doch  erleidet 
das  Gesagte  eine  Durchbrechung.    Weil  nämlich  auf  Busse  immer  nur 


^  Löwe  5b  zu  §  441;  Bennecke  664. 

*'')  Daher  ist  nicht  etwa  §  431  Als.  3  St.P.O.  auf  die  nebenklä^rische  Be- 
rufung analog  anzuwenden;  v.  Eries  214;  Bennecke  665,  Anm.  29;  Kronecker 
€^.A.  XXXym,  143.  A.  M.  Oppenheim,  Nebenklage  13,67;  Löwe  3;  StengleiAa 
zu  §  441. 

•®)  A.  M.  anscheinend  Bennecke  665  Anm.  31. 
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neben  einer  Yerurteilung  zu  Strafe  erkannt  werden  kann^),  so  ist  zwar 
eine  Nebenklage  als  reine  Bussklage  denkbar^),  dagegen  kann  die 
Privatklage  nur  als  reine  Strafklage  oder  als  Straf-  und  Bussklage^ 
niemals  aber  als  reine  Bussklage  erhoben  werden. 

In  welcher  der  beiden  prozessualen  Formen  auch  Busse  begehrt 
werden  mag,  —  jedenfalls  ist  die  Bussklage  stets  eine  eigene  Klage^ 
der  Busskläger  Partei^).  Busskläger  und  Strafkläger  stehen,  insofern 
sie  nicht  dieselbe  Person  sind  (Privatkläger),  als  Streitgenossen  neben 
einander;  die  Bezeichnung  „Nebenkläger^^  passt  für  den  Busskläger 
im  Grunde  genommen  nicht,  da  er  Hauptpartei  ist,  wenn  auch  nur 
sozusagen  eine  zweite  Hauptpartei  ^).  Gänzlich  unbeteiligt  an  der  Buss- 
klage ist  die  Staatsanwaltschaft;  sie  kann  insbesondere  keine  Rechts* 
mittel  bezüglich  der  Busse  einlegen^). 

IL  Den  Gegenstand  der  Bussklage  bildet  der  civilrecht- 
liehe  Bussanspruch.  Seine  civilrechtliche  Natur  zeigt  sich  in  der 
Bestimmung,  dass  der  Busskläger  einen  bestimmten  Betrag  begehren 
muss,  und  das  Gericht  nicht  darüber  hinaus  erkennen  darf,  §  445 
StP.O.*).     Auch    im   übrigen   muss    das    Strafgericht    auf   den    Buss- 


*)  Accessorische  Natur  des  Bussanspnichs,  oben  8.  207  Anm.  29.  Gegen  die  mit 
der  H.  M.  äbereinstimmende  Auffassung  des  Texte»  Oppenheim,  Nebenklage  72 ; 
Birkmeyer  331,  welche  die  Bussklage  nicht  anerkennen  wollen,  sondern  nur  einen 
„Antrag  auf  Busse'S  der  eine  Privat-  oder  Nebenklage  voraussetze;  die  Privat- 
und  die  Nebenklage  hätten  ausschliesslich  Straffunktion.  Aber  nach  der  St.P.O.  ist 
die  prozessualische  Form  des  Antrags  auf  Busse  —  und  auf  diese  Form  kommt  es 
an  —  eben  die  Privat-  oder  Nebenklage. 

^)  Keineswegs  ist  in  der  Nebenbussklage  die  Nebenstrafklage  mit  enthalten. 
So  Puchelt  2,  3;  Keller  2  zu  §  443.    A.  M.  Löwe  2  zu  §  443. 

»)  Bennecke  638. 

*)  Alleinige  Hauptpartei  kann  er  nur  im  Rechtsmittelverfahren  unter  Dm^ 
standen  werden,  unten  V,  Ib. 

*)  Löwe  5  zu§  443  StP.O.;  Bennecke  666  Anm.  4,  670;  vgl.  Hergen h ahn, 
O.A.  XL,  414.   A.  M.  Stenglein  G.8.  XXXV,  323. 

•)  Vgl.  hierzu  Hergenhahn  a.  a.  0.  Es  gilt  hier  die  Parömie:  Judex  ne 
eat  ultra  petita  partium^  wie  im  Civilprozess.  Folgerichtig  muss  auch  in  der 
Rechtsmittelinstanz  nur  intra  petita  erkannt,  es  darf  nicht  in  Ansehung  der 
Busse  in  pejus  reformiert  werden,  also  auf  ein  Rechtsmittel  des  Bussklägers  hia 
kann  der  Bussbetrag  nicht  herabgesetzt  oder  gar  die  Busse  ganz  versagt  werden 
(a.  M.  Stenglein  8  zu  §  444,  G.S.  XXXV,  316;  Bennecke  673  Anm.  38/, 
ebenso  kann  auf  ein  Rechtsmittel  des  zu  Busse  Verurteilten  nicht  auf  höhere 
Busse  erkannt  werden;  Löwe  2b  zu  §  445.  Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  im 
Sinne  der  §§  372,  396  Abs.  2  StP.O  die  Busse  mit  zu  veranschlagen  ist,  wenn 
die  grössere  oder  geringere  Schwere  des  Urteils  geprüft  wird;  ob  aJso  die  Ver^ 
hängung  einer  Busse  neben  der  Strafe  eine  verbotene  reformatio  in  p^us  darstellen 
würde,  falls  das  erste  Urteil  keine  Busse  verhängte.  Die  Frage  ist  zu  verneinen. 
Ebenso  E.  XV,  439;  R.  IX,  279;  Löwe  2b  zu  §  445;  Bennecke  673.  Danach  ist  der 
Fall  zu  beurteilen,  dass  eine  Strafsache  auf  ein  Rechtsmittel  des  Angeklagten  hin  in 
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anspruch  prinzipiell  die  Sätze  des  Civilrecbts  anwenden,  z.  B.  in  Betreff 
eines  vom  Berechtigten  erklärten  Verzichts,  der  Schuldtilgung  durch 
Zahlung  u.  s.  w.,  demnach  muss  auch  die  etwa  schon  civilprozessual 
zuerkannte^)  Entschädigungssumme  auf  die  Busse  angerechnet  werden 
u.  s  w.  Weil  der  Anspruch  bürgerlichrechtlicher  Natur  ist,  steht  dem 
Bussberechtigten  neben  der  Bussklage  im  Strafprozess  auch  der  Weg 
der  gewöhnlichen  Entscbädigungsklage  im  Civilprozess  offen ^),  so  aber, 
dass  das  auf  Busse  lautende  (nicht  auch  das  sie  ablehnende)  straf- 
prozessuale Erkenntnis  auch  gegenüber  weiteren  C  i  v  i  l  prozessen  voll 
res  judicata  macht,  StG.B.  §  188  Abs.  2  u.  s.  w.»). 

Abgesehen  aber  von  den  vorstehend  berührten  Abnormitäten 
(§  445  St.P.0.)  spielt  sich  der  Bussprozess  ganz  in  den  Formen  des  Straf- 
prozesses ab"^):  Geständnis  und  Anerkenntnis  sind  nicht  bindend,  der 
Parteieid  unzulässig,  Anwaltszwang  besteht  nicht,  die  Parteien  tragen 
weder  Behauptungs-,  npch  Beweislast,  somit  sind  „Einreden"  auch  von 
Amtswegen  zu  berücksichtigen  u.  s.  w. 

III.  Bussklageberechtigt  ist  derjenige,  der  potentiell  Bussansprüche 
haben  kann  ^^).  Die  Erben  des  Verletzten  gehören  dazu  nicht,  da  der 
Bussanspruch  unvererblich  ist,  §  444  Abs.  4  St.P.0.  ^-). 

Bussklagefähig  ist  natürlich  nur  der  handlungsfähige  Berechtigte: 
für  den  unfähigen  Berechtigten  übt  der  gesetzliche  Vertreter  das  Buss- 
klagerecht aus. 

IV.  Das  Bussklage-Prozessverhältnis  entsteht  mit  dem  Augen- 
blick, in  dem  eine  Privat-  oder  Nebenbussklage  entweder  neu  erhoben 
oder  einer  erhobenen  Privat-  oder  Nebenstrafklage  durch  einen  Antrag 


die  untere  Instanz  zuiück verwiesen  ist,  und  jetzt  erst  die  Bussklage  anhängig 
wird;  es  kann  auf  Busse  erkannt  werden,  wiewohl  das  erste  (aufgehobene)  Urteil 
über  sie  schwieg. 

')  Vgl.  nachstehend  im  Text. 

*)  Der  Civilprozessweg  ist  in  den  Fällen  günstiger,  in  denen  der  Kläger  einen 
Schadensersatzbetrag  liquidieren  will,  der  den  in  den  Strafgesetzen  bestimmten  Maximai- 
betras  der  Busse  übersteigt.  Im  übrigen  gestaltet  sich  der  Straf prozessw^  im 
allgemeinen  für  den  Berechtigten  vorteilhafter,  vgl.  das  sogleich  im  Text  zu  Sagende. 

^)  Nicht  auch  umgekehrt.  Das  rechtskräftige  Civilurteil  macht  für  den  Busjr 
prozess  nicht  res  judicata,  R.  V,  507,  734,  Bennecke  C70  Anm.  24,  672,  nur 
versteht  sich,  dass  der  etwa  im  Civilprozess  zuerkannte  Betrag  von  dem  Betrag  der 
Busse  abzuziehen  ist,  oben  bei  Anm.  7. 

*®)  Dagegen  kannte  der  Partikularstrafprozess  vor  der  R.St.P.O.  eine  „Adhäsion'' 
des  Beschädigten,  die  zur  Verbindung  eines  Civilprozesses  mit  dem  Strafprozess 
führte,  vgl.  Planck  636  if.,  Zachariae  L  22.^. 

")  Hier  schlägt  der  materielle  Parteibegriff  —  oben  §  68  III  —  durch. 

^*)  Noch  viel  weniger  ist  eine  Bussklage  des  ehemalipen  gesetzlichen 
Vertreters  des  verstorbenen  Bussberechtigteu  denkbar,  E.  XXIX,  140. 
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des  Klägers  die  Fanktion  als  Bussklage  gegeben  wird^).  In  jedem 
Falle  kann  aber  das  Verlangen  auf  Busse  nur  dann  Berücksichtigung 
finden,  wenn  es  vor  der  Verkündung  des  Urteils  erster  Instanz  ^*)  gestellt 
wird,  §  444  Abs.  1  St.P.0.  Dies  rechtfertigt  sich  aus  der  Erwägung, 
dass  der  Bussanspruch,  wenn  auch  accessorisch ,  so  doch  ein  eigener 
Anspruch  und  Tom  Strafanspruch  verschieden  ist,  ein  Prozess  über 
einen  Anspruch  aber  nicht  erst  in  höherer  Instanz  anfangen  kann, 
sondern  sich  von  unten  aufbauen  rauss^^). 

Mit  Erhebung  der  Bussklage  ist  der  Bussanspruch  im  Strafprozess 
rechtshängig  Iß),  natürlich  nur  in  der  Richtung  gegen  den  in  Anspruch  ' 
genommenen  Beschuldigten  ^^). 

V.  Für  die  Beendigung  des  Bussprozessverhältnisses  gelten 
die  allgemeinen  oben  §§  143,  145  IX  über  das  Erlöschen  des  Privat- 
und  Neben  klage-Prozessverhältnisses  entwickelten  Sätze  ^^)  mit  folgenden 
Modifikationen : 

1.  Das  Bussklage-Prozesflverhältnis  geht,  wenngleich  es  zu  seiner 
Entstehung  ein  Strafklage- Prozessverhältnis  voraussetzte,  doch  nicht 
notwendig  mit  letzterem  unter.  Die  Accessorietät  des  Bussansprachs 
bedingt  nur  das  Vorliegen  eines  auf  Strafe  lautenden  Urteils,  auf 
welchem  sich  das  Bussurteil  aufbaut,  nicht  aber  ist  —  was  formalistisch 


")  Im  letzteren  Falle,  d.  h.  also,  wenn  bereits  ordnungsmässig  Privat-  oder 
Nebenklage  erhoben  war,  bedarf  der  Antrag  auf  Bosse  keiner  besonderen  Form,  es 
genügt  aacli  mündliche  Antragstellung,  Bennecke  669,  K.  VII,  616,  Löwe  Ib 
zn  §  444.  Umgekehrt  ist  mündliche  Anbringung  des  Antrags  in  der  Hauptverhandlnng 
nicht  etwa  erforderlich,  wie  v.  Kries  256,  737  annimmt,  Bennecke  669  Anm.22. 

^*)  In  der  ersten  Instanz  befindet  sich  die  Strafsache  nicht  bloss  dann,  wenn 
sie  zum  ersten  Male  dort  verhandelt  wird,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  aus  der 
höheren  Instanz  dorthin  zurückverwiesen  ist  R.  IX,  279,  £.  XY,  439,  Bennecke 
669  Anm.  21.    Vgl. dazu  oben  Anm.  6  a.  £. 

**)  Vgl.  V.  Kries  211,  Ben  necke  662  Anm.  10.  Ein  Seitenstück  dazu 
vgl.  oben  §  130  bei  Anm.  5. 

^*)  Die  Rechtshängigkeit  wirkt  aber  nur  von  Bussprozess  zu  Bussprozess.  Im 
Civilprozess  kann  aus  dem  Obsch weben  eines  Bassprozesses  keine  exceptio  litis 
pendentis  entnommen  werden.  A.  M.  Bennecke  669  Anm.  24,  der  aber  für  die 
Rechtskraft  nicht  die  entsprechende  Eonsequenz  zieht,  vgl.  oben  Anm.  9.  Dass 
im  B u s 8 prozess  das  Obschweben  eines  Civil  prozesses  nicht  in  Betracht  kommt, 
nimmt  auch  Bennecke  a.  a.  0.  an. 

")  Bennecke  670  Anm.  24  a.  E. 

^^)  Deshalb  kann  das  Gericht  nicht  die  Entscheidung  über  den  Bussanspruch 
ablehnen  (etwa  unter  Verweisung  des  Bussklfigers  auf  den  Civilprozessweg)  —  so  wenig 
wie  es  sich  einer  Entscheidung  über  den  Strafanspruch  weigern  kann.  A.  M.  Birk- 
meyer  121,  der  sich  auf  den  Wortlaut  „es  kann  auf  Busse  erkannt  werden"  beruft, 
während  doch  dieses  „kann'*  sich  nicht  auf  dad  „Ob^'  eines  gerichtlichen  Ausspruchs, 
sondern  auf  den  Inhalt  des  letzteren  bezieht.  Eine  andere  Frage  ist  die  —  von 
Birkmeyer  kombinierte  —  Frage,  ob  der  Gang  der  prozessualen  Ereignisse  den 
Bussanspruch  aus  dem  Prozess  hmausdrängt.    Hiember  unten  Anm.  19. 
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und  zwecklos  wäre  —  nur  uno  actu  erfolgende  Aburteünng  des  Boas* 
ansprachs  mit  dem  Strafansprach  zugelassen. 

Deshalb  ist  es  sehr  wohl  zulässig,  dass  das  Grerioht  ein  auf  Strafe 
lautendes  Urteil  fällt  und  die  Bussklage  späterer  Aburteilung 
Torbehält,  was  namentlich  dann  sachgemäss  ist,  wenn  die  eigratiiche 
Strafsache  spruchreif  ist,  der  Bussanspruch  dagegen  noch  nic^t^^. 

Aach  in  die  Reohtsmittelinfitaiifl  kann  moglicherweiBe  der  Busaanspraoh  allein 
gelangen,  während  das  Straf  klageprozessverhältnia  endigt  Hierbei  sind  aber  sobaif 
zwei  Fälle  zu  scheiden,  von  denen  nnr  der  zweite  hierher  gehört 

a)  Die  Prozesserledigung  in  der  unteren  Instanz  erfolgte  anders,  als  durch 
ein  auf  Strafe  lautendes  Erkenntnis  (Freisprechung,  Einstellung  u.  s.  w.)  In  diesem 
Falle  ist  der  Bussanspruch  ipso  jure  gegenstandslos  geworden,  so,  dass  nicht  einmal 
eine  Entscheidung  über  die  Bussklage  erforderlich  ist,  §  444  Abs.  3  StP.O. 

Solche  prozesserledigende  Entscheidungen  kann  der  Busskläger  als  solcher  auch 
nicht  anfechten,  da  sich  die  Bussklage  auf  ihren  Gegenstand  (den  Strafanspmch)  nicht 
erstreckt.  Wohl  aber  kann  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Privat  s  t  r  a  f  kläger  oder 
Neben  s  t  r  a  f  klageberechtigter  jene  Entscheidungen  anfechten  unter  gleichzeitiger 
Wiederhdnng  seines  Antrages  auf  Zuerkennung  einer  Busse  *^). 

Unmöglich  ist  dagegen  eine  Beschränkung  des  gegen  ein  nicht  verarteüendes 
Urteil  eingelegten  Rechtsmittels  auf  den  Bussanspruch  allein  aus  dem  formellen  Qrunde, 
weil  ein  Ausspruch  über  den  Bussanspruch  nicht  vorliegt,  aus  dem  materiellen  Grunde, 
weil  auf  der  unangefochten  bleibenden  NichtVerurteilung  keine  Busse  aufgebant 
werden  kann. 

Im  Falle  a)  also  kann  sich  das  Bussklage-Prozessverhäitnis  nicht  für  sich 
allein  in  die  höhere  Instanz  foi-tsetzen. 

b)  Ist  dagegen  ein  auf  Strafe  lautendes  Urteil  ergangen,  so  ist  dar 
Busskläger  berechtigt,  ein  Rechtsmittel  einzulegen,  wenn  sein  Bussansprueh  venieint 
worden  ist").  Denn  da  die  Accessorietät  nicht  bedingt,  dass  Strafe  und  Busse  uno 
aetu  verhängt  werden*'),  so  kann  der  auf  Strafe  lautende  Teil  des  Urteils  für  sich 
allein  rechtskräftig  werden,  und  auf  ihm  infolge  der  Recht.<4mitteleinlQgung  später 
eine  Verurteilung  zu  Busse  aufgebaut  werden-,  ebenso  ist  umgekehrt  der  Angeklagte 
befugt,  gegenüber  einem  auf  Strafe  und  Busse  lautenden  Urteil  seine  Anfechtung 


")  Nicht  zu  rechtfertigen  ist  die  AuffassuDg  von  E.  IV,  389,  R.  V,  224,  590, 
Löwe  2  zu  §  444,  es  müsse  das  Gericht  solchenfalls  die  Beweiserhebung  über  den 
Buasanspruoh  ablehnen  und  sich  auf  Abaiteilung  des  Strafanspruchs  beschi&iken. 
Hiergegen  mit  Recht  Bennecke  670  Anm.  28,  Stenglein  2  zu  §  444,  £.  I,  328, 
VII,  12,  B.  I,  493,  IV,  662,  X,  169.  Aber  auch  die  diametral  entgegei^^eselzte 
Auffassung,  dass  die  Aburteilung  des  spruchreifen  Strafanspruchs  aufgeschoben  werden 
solle,  bloss  weU  der  Bussanspruch  weitere  Beweiserhebungen  nötig  macht,  ist  nicht 
haltbar. 

**)  Im  wesentlichen  übereinstimmend  £.  XI,  90;  R.  VI,  547;  Löwe  6; 
V.  Schwarze  3;  Fucheit4;  Stenglein  6;  v.  Bomhard  4  au  §  444;  Stengleia 
Oü.  XXXV,  322;  Voitus,  Kontroveraen  11,  404;  v.  Kries  790,  Freudenatein, 
Ehrenkiänkungen  197.     A.  M.  Keller  4  zu  §  444,  Dochow  H.H.  U,  374. 

")  K.  VII,  12,  BtTiding,  Grdr.  234. 

»*)  Oben  V  1. 
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auf  die  BaRsa  «ilein  zu  bescbräDken  *').  Dagegen  kann  infolge  ckr  Aooesaoriettt  des 
Busaanaproeh«  der  dan  letzteren  bejahende  Teil  de^  Urteils  nicht  selbständig  in  Bechts^ 
kraft  erwachsen,  wenn  die  Yerorteilung  zu  Strafe  angefochten  wird  ^^).  Die  Anfechtung 
der  kriminellen  Verurteilung  stellt  auch  die  Verurteilung  zu  Bosse  in  Frage*'). 

2.  Der  Tod  des  Bussklägers'*)  endigt  stets  den  Bussprozess 
definitiv,  auch  dann,  wenn  die  Busse  durch  Privatklage  gefordert 
wurde,  St.P.0.  §§  446,  444  Abs.  4  im  Gegensatz  zu  §  433  Abs.  2  und  3. 

3.  Die  Zurücknahme  der  Bussklage '^)  tilgt  das  Buss- 
klagerecht des  Zurücknehmenden  nicht  bloss  im  Falle  der  Privat- 
klage (§  432  St.P.O.),  sondern  auch  im  Falle  der  Nebenklage;  die 
Nebenklage  kann  in  ihrer  Funktion  als  Buss klage *^)  nicht  erneuert 
werden,  §  444  Abs.  2  St.P.O.  Dabei  geht  der  Wille  des  Gesetzes 
augenscheinlich  auch  dalnn,  dass  die  Zurücknahme  der  Privatbussklage 
auch  eine  spätere  Nebenbussklage  ebenso  sehr  hindert,  wie  die  Zurück« 
nähme  einer  Nebenbussklage  eine  spätere  Privatbussklage. 

Nicht  berührt  wird  dagegen  durch  die  Zurücknahme  und  den  Tod  des  Neben- 
klägers die  Diöglichkeit  für  den  Berechtigten  bezw.  seinen  £rben,  Entschädigung  im 
CivilprozesBwege  za  fordern *°). 

II.  Bas  strafprozessuale  Mahnverfiihr«!!« 

§  147. 
1.  Allgeffleines:  Verfahren  mit  amtarichterlicbem  Straf  befahl. 

Das  sogenannnte  Mahnverfahren  oder  Mandatsverfahren  ^)  durch- 
bricht  den   Grundsatz  des   Strafprozesses,   dass   eine  Strafverhängung 

»»)  E.  VU,  12,  B.  IV,  662,  Bennecke  672,  Löwe  10a  zu  §  444.  Solchen- 
falls ist  die  Staatsaiiwaltschaft  an  dem  weiteren  Verfahren  nicht  mehr  beteiligt,  der 
Nebenkläger  ist  a  1 1  e  i  n  i g  e  Hauptpartei  geworden,  (vgl.  Kronecker  G.A.  XXX VÜI, 
143.  Dagegen  Löwe  5b  zu  §  441).  Dies  auch  dann,  wenn  die  Verhandlung  und 
Entscheidung  über  die  Bussklage  durch  das  Rechtsmittelgericht  in  die  untere  Instanz 
zurückverwiesen  wird. 

'*)  Sofern  sich  nicht  die  Anfechtung  bloss  auf  die  Höhe  der  Strafe  bezieht. 

")  Oben  S.  441.    Bennecke  672. 

*•)  Falls  er  V  0  r  prozesserledigender  EntscheiduDg  erfolgte,  vgl,  oben  §  143 
Anm.  14;  §  145  Anm.  30.  Dagegen  hmdert  der  nach  dieser  erfolgende  Tod  nicht, 
dass  die  Entscheidung  in  Bechtskraft  erwächst,  vgl.  oben  S.  405  Anm.  2,  Glaser 
n,  219.  A.  M.  Stenglein  7,  Löwe  7  zu  §  444,  Geyer  871,  Stenglein  G.8. 
XXXV,  324,  Bennecke  668.  Einverständnis  herrscht  darüber,  dass,  wenn  der 
Nebenkläger  erst  nach  Rechtskraft  des  auf  Busse  lautenden  Urteil  stirbt,  die  Erben 
die  Vollstreckung  yeranlassen  können. 

•^)  Zulässig  „bis  zur  Verkündung  des  Urteils",  nicht  etwa  nur  des  Urteils 
erster  Instanz,  Bennecke  667  inm.  9,  Löwe  4,  Slenglein  5  zu  §  444,  anders 
Glaser  II,  17;  auch  in  der  Revisionsinstanz  ist  Zurücknahme  statthaft;  so:  Keller  2, 
Fuchelt  3,  Thilo  2  zu  §  444,  v.  Eries  738;  a.  M.  Bennecke  667  Inm.  9, 
Stenglein  5,  Löwe  4  zu  §  444. 

*')  Vgl.  dagegen  oben  §  145  bei  Anm.  34. 

»»)  Bennecke  668. 

^)  Öfter  auch  im  Anschluss  an  das  gemeine  Prozessrecht  als  „summarisches^^ 
Verfahren  bezeichnet.  Das  Lehrbuch  verwendet  diesen  Ausdiuck  dagegen  ausschliesslioh 
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nar  durch  ordentlichen,  nach  Gewährung  rechtlichen  Gehörs  an  den 
Beschuldigten  erfolgten,  auf  müDdlicher  Hauptverhandlung  beruhenden 
Urteilsspruch  des  Richters  stattfinden  kann.  Es  ist  nämlich  ausnahms- 
weise, namentlich  aus  Gründen  der  Schnelligkeit  und  Wohlfeilheit, 
bei  leichteren  Deliktsfällen  einmal  zugelassen,  dass  eine  Strafe  ohne 
mündliche  Hauptverhandlung  durch  den  Richter  festgesetast  wird, 
sodann  aber  sogar,  dass  diese  Festsetzung  gar  nicht  durch  den 
Richter,  sondern  durch  die  Polizei  oder  die  Zoll-  oder  Steuer- 
verwaltungsbehörde erfolgt*). 

Diese  auf  schriftlicher  Grundlage  ruhenden  Straffestsetzungen 
werden  mitunter  unter  der  gemeinsamen  Bezeichnung  „Strafmandate** 
begriffen.  Die  St.P.O.  kennt  eine  gemeinsame  Bezeichnung  nicht, 
spricht  vielmehr  von 

(amtsrichterlichem)  Strafbefehl, 
(polizeilicher)  Straf  verfüg  ung, 
und  (administrativem)  Straf bescheid. 
Gemeinsam    ist    den    drei    Arten    des   Mahn  Verfahrens,   dass  sie 
von  vorn  herein  nur  einen  Ve r s u c h  der  Prozesserledigung  ohne 
Urteil  darstellen  8).    Dem  Beschuldigten  steht  in  allen  drei  Fällen  ein 
Rechtsbehelf  offen,  vermittelst  dessen  er  die  Strafsache  zum  ordentlichen 
Verfahren  bringt.    Macht  er  von  diesem  Rechtsbehelf  keinen  Gebrauch, 
dann    hat    es    bei    dem    Mahnverfabren  sein   Bewenden.     In  anderem 
Falle  hat  sich  das  Mahnverfahren  als  misslungener  Versuch  erwiesen 
und  es  wird  im   ordentlichen  Verfahren  verhandelt,   jedoch    mit  ver- 
schiedenen, im  nachstehenden  darzulegenden  Modifikationen. 

In  keinem  Falle  ist  das  Mahnverfabren  eine  notwendige 
Vorstufe  des  ordentlichen  Verfahrens.  Ob  der  Verauch  gemacht  werden 
soll,  die  Sache  im  Wege  des  Mahn  Verfahrens  zu  erledigen,  oder  ob 
sofort  das  ordentliche  Verfahren  eingeleitet  wird,  ist  durchaus  in  das 
Ermessen  der  beteiligten  Behörden  gestellt. 

Im  folgenden  ist  zunächst  von  dem  „Strafbefehl"   zu  handeln*). 

I.    Ein    richterlicher    Straf befehl    ist    zulässig    in    denjenigen 

Strafsachen,  die  zur  ursprünglichen  Zuständigkeit  der  Schöffengerichte 

für  die  Fälle  des  §  211  St.P.O.,  oben  §  109  VI  1,  weil  fär  diese  Fälle  das  Bedürfnis 
nach  einer  eigenen  technischen  Bezeichnung  besteht,  während  das  Mahnverfahren  eben 
mit  diesem  letzteren  Ausdruck  hinreichend  bezeichnet  ist 

*)  De  lege  ferenda  stark  angefochten  von  Bin  ding,  Grdr.  203. 

^)  Nicht  als  „antecipierte  Urteile'%  wie  Meves,  H.  H.  II,  385  (ebenso  Birk- 
meyer  770)  sich  ausdrückt.     Bennecke  674  Anm.  4. 

*)  Von  der  „Strafverfügung''  handelt  §  148,  von  dem  „Strafbescheid'*  §  149. 
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gehören,  unter  Ausschluss  der  in  §  27^  bis  ^  G.V.G.  bezeichneten 
Vergehen,  und  zwar  nur  so,  dass  durch  den  Strafbefehl  in  ma/rimo 
Geldstrafe  von  150  Mark  oder^)  Freiheitsstrafe  von 
sechs  Wochen«)  und  neben  der  Geldstrafe  oder  Freiheitsstrafe  nur 
Einziehung 7)  verhängt  werden  kann,  §  447  St.P.0.®). 

Ein  Strafbefehl,  der  andere  Massregeln  verhäogte,  etwa  Überweisung  an  die 
Landespolizeibehörde  (§  447  Abs.  3  StP.O.),  oder  Busse  u.  s.  w.,  müsste  insoweit  als 
nichtig  angesehen  werden. 

IL  Zuständig  zum  Erlass  des  Straf befehls  ist  der  Amts- 
richter. Dem  Klageformprinzip  gemäss  setzt  der  Erlass  eines 
Strafbefehls  aber  Eechtshängigkeit  der  Sache  voraus,  d.  h.  es  muss  die 
öffentliche  Klage  durch  die  Staatsanwaltschaft^)  erhoben  worden 
sein,  und  zwar  in  der  Sonderforra  eines  schriftlichen  Antrags  auf 
Erlass  eines  Strafbefehls  i^). 

Dieser  Antrag  muss,  eben  weil  er  Klage  ist^^),  die  allgemeinen 
Merkmale  einer  Klage  aufweisen  ^^j.    Bezeichnung   des   Beschuldigten, 


*)  Nicht  „u  n  d'',  Geldstrafe  und  Freiheitsstrafe  dürfen  also  nicht  kumulativ 
neben  einander  verhängt  werden.  So  v.  Kries  739,  Bennecke  <>76  Anm.  2. 
Binding,  Grdr.  204.  A.  M.  Stenglein  1,  Löwe  2a  zu  §  447,  v.  Schwarze, 
Erörterungen  3,  Hellweg-Dochow  348  Anm.  3. 

•)  Auch  die  subsidiär  an  Stelle  uneinbringlicher  Geldstrafe  festgesetzte 
Freiheitsstrafe  darf  sechs  Wochen  nicht  übersteigen,  so  die  H.  M.  A.  M.  Puchelt  5 
zu  §  447. 

T  Eine  Sonderbestimmung  giebt  §  16  des  Nahrungsmittelgesetzes  vom  14.  Mai  1879 
dahin,  dass  der  Strafbefehl  auch  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Yerurteiluüg  an- 
ordnen kann.  Ebenso  Gesetz  vom  25.  Juni  1887  betreffend  den  Verkehr  mit  blei-  und 
zinkhaltigen  Gegenständen,  §  7,  Gesetz  betreffend  die  Verwendung  gesundheits- 
schädlicher Farben  vom  5.  Juli  1887,  §  14,  Margarinegesetz  vom  12.  Juli  1887,  §  6, 
Weingesetz  vom  20.  April  1892,  §  10. 

®)  Im  Falle  der  Realkonkurrenz  handelt  es  sich  um  mehrere  verbundene  Straf- 
sachen, um  mehrere  Straf  ansprüche,  oben  §  61  IV  a.  E.  Die  gesetzliche  Maxi  malstraf  höhe 
bezieht  sich  aber  ersichtlich  nur  auf  jede  Sache  separat;  dass  die  Gesamtstrafe 
sechs  Wochen  Freiheitsstrafe  überschreitet,  hindert  den  Erlass  des  Straf  befehls  nicht. 
So  V.  Schwarze,  Erörterungen  4,  Stenglein  1*  zu  §  447.  Dagegen  die  H.  M.,  so: 
Meves,  H.  H.  II,  390,  v.  Kries  740,  Keller  6,  Löwe  2a  zu  §  447,  Binding, 
Grdr.  204,  Birkmever  768. 

«)  Privatklage  "kommt  nicht  in  Frage,  vgl.  §§  447  St.P.0.,  27»  G.V.G. 

^*)  Auf  die  in  der  regelrechten  Form  der  A  n  klage  erhobene  Klage  hin  ist  das 
Geiicht  nicht  ermächtigt,  einen  Straf  befehl  zu  erlassen. 

")  Vgl.  St.P.0.  §  451  {verha  „die  Klage  faUen  lässt*-)  und  Bennecke  677. 
Die  gegenteiligen  Ausführungen  Ötkers  631  lassen  die  Unterscheidung  von  ,,Klage'^ 
und  „Anklage''  vermissen.  Anklagefunktion  hat  der  Antrag  gewiss  nur  eventuell, 
unten  III,  2,  Klage  ist  er  dagegen  unbedingt  Wenn  Ötker  ferner  den  Straf- 
befehl selbst  im  Fall  des  Einspruchs  als  „Klage'*  qualifiziert,  so  muss  diese 
Konstruktion  daran  scheitern,  dass  das  Gericht  nicht  Klagen  erheben  kann.  Der 
von  ötker  betonte  Umstand,  dass  der  Antrag  auf  Straf befehlserlass  nach  Erlass  des 
Strafbefehls  erst  von  eingelegtem  Einspruch  ab  zurückziehbar  ist,  spricht  nicht  gegen 
seine  Klagenatur. 

*^  Bennecke  677,  Löwe  la  zu  §  448,  v.  Kries  740. 
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sowie  der  That  u.  s.  w.;  daneben  aber  ist  er  auf  eine  bestimmte 
Strafe  zu  richten,  §  448  StP.O. 

III.  Die  Entscheidung  des  Amtsrichters  auf  den  Antrag  baut 
sich  auf  den  staatsanwaltschaftlichen  Ermittelungsakten  auf  ^).  Dass  der 
Beschuldigte  in  dem  Egnittelungsverfahren  gehört  worden  sei,  ist  nicht 
vorgeschrieben  ^*). 

Die  Entscheidung  des  Amtsrichters  kann  veischieden  ausfallen. 

1.  Deckt  sich  die  Auffassung  des  Amtsrichters  von  der  Sache  in 
Yollem  Umfange  ^^)  mit  der  der  Staatsanwaltschaft  ^%  so  erlässt  er  den 
Strafbefehl,  und  zwar  ohne  vorherige  Verhandlung,  §§  448  Abs.  1 
Satz  2,  447. 

2.  Findet  der  Amtsrichter  Bedenken,  die  Strafe  nach  Massgabe 
des  Antrages  ohne  Haiiptverhandlung  festzusetzen,  so  ist  die  Sache 
zur  Hauptverhandlung  zu  bringen,  §  448  Abs.  2  StP.O.,  d.  h.  der 
Amtsrichter  eröffnet  das  Hauptverfahren  vor  dem 
Schöffengericht^^)  oder  beraumt,  soweit  die  Voraussetzungen 
des  §  211  StP.O.  vorliegen,  geeignetenfalls  ohne  Eröffnungsbeschluss 
Termin  zur  Hauptverhandlung  an.  Die  StP.O.  legt  also  dem  Antrage 
der  Staatsanwaltschaft  die  Eigenschaft  einer  eventuellen  Anklage 
bei.  Diese  Bestimmung  dient  der  Vereinfachung;  ohne  sie  müsate  der 
Antrag  einfach  abgelehnt,  und  dann  von  der  Staatsanwaltschaft  Klage 
im  ordentlichen  Verfahren  erhoben  werden. 

In  dieser  Weise  sind  zu  behandeln : 

a)  der  Fall^  dass  der  Amtsrichter  den  Strafanspruch  zwar  far  gegeben  enchtet, 
so  jedoch,  dass  er  die  beantragte  Höhe  der  Strafe  nicht  für  zutreffend  ansieht  ffier 
hat  er  zwar  zunächst  die  Erklärung  der  Staatsanwaltschaft  herbeizuffihreD,  ob  sie 


*»)  Der  Amtsrichter  kann  sich  aber  gemäss  §  200  StP.O.  aach  weitere  In- 
formation verschaffen,  unten  III,  3. 

'^)  Deshalb  steht  dem  Mahnverfahren  auch  dann,  nichts  im  Wege,  wenn  der 
Beschuldigte  abwesend  ist  Bennecke  678,  Keller  3,  Dalcke  5,  Löwe  4, 
Puchelt  3  zu  §  447,  üllmann  558.  A.  M.  Meves,  H.H.  EL,  387,  v.  Schwarze, 
Erörterungen  5,  ötenglein  2  zu  §  447,  Birkmeyer  768.  Über  den  Eilass  von 
Straf  befehlen  gegen  Jugendliche  s.  oben  S.  257  bei  Anm.  42. 

**j  D.  h.  sowohl  in  Ansehung  der  juristischen  "Würdigung  der  That  wie  in 
Ansehung  der  anzuwendenden  Gesetze  und  der  Höhe  der  Strafe. 

")  Dazu  gehört  auch,  dass  der  Amtsrichter  von  der  Schuld  des  Beschuldigten 
überzeugt  ist,  nicht  anders,  wie  wenn  er  ihn  durch  Urteil  verorteilen  sollte.  Eine 
Strafverhängung  ohne  Überzeugtsein  von  der  Schuld  würde  gegen  das  Prinzip  der 
materiellen  Wahrheit  Verstössen.  Vgl.  oben  §  69.  A.  M.  Ben  necke  678  Anm.  12, 
Binding,  Grdr.  139,  2a,  204. 

")  Bennecke  677.  —  Vor  dem  SchöfTengericht  wird  dann  die  Sache  ganz 
so  behandelt,  wie  wenn  regelmässige  Klage  erhoben  wäre.  A.  M.  Eohlrausch, 
Prozessuale  Behandlung  der  Idealkonkurrenz,  31. 
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Dicht  unter  Abänderung  des  ursprünglichen  Antrages  einer  anderen  Strafgröese  zu- 
stimme. Wird  dies  aber  von  der  Staatsanwaltschaft  verneint,  so  wird  das  Haupt- 
verfahren  vor  dem  Schöffengericht  eröfhet,  §  448  Abs.  2  Satz  2  StP.O. 

b)  der  Fall,  dass  der  Amtsrichter  von  dem  Bestehen  des  Strafanspruchs  nicht 
voll  überzeugt  ist,  oder  die  That  unter  einem  anderen  juristischen  Gesichtspunkt  für 
strafbar  erachtet'";,  immerbin  aber  ^^hinreichenden  Yerdacht^^  als  vorhanden  ansieht 

c)  der  FaU,  dass  der  Amtsrichter  nur  eine  8 trafbef eh Is Voraussetzung 
vermisst^"),  z.  B.  der  Antrag  bezieht  sich  auf  ein  nicht  strafbefehlsfahiges  Delikt. 

B.  Erlass  des  Strafbefehls  und  Eröfhung  des  Hauptrerfahrens 
sind  aber  nicht  die  einzigen  Möglichkeiten.  Hier  wie  sonst  setzt  die 
Eröffnung  des  Hauptverfahrens  vielmehr  voraus,  dass  die  allgemeinen 
Prozessvoraussetzungen  und  daneben  „hinreichender  Verdacht^^  gegeben 
sind.  Fehlt  es  daran,  und  hat  auch  ein  etwaiger  ZwischenbeschlusB 
ex  §  200  StP.O.  *•;  keine  Aufklärung  gebracht *i),  so  darf  das  Haupt- 
Terfahren  nicht  eröffnet  werden,  es  ist  vielmehr  der  Antrag  auf  Straf- 
befehl samt  der  darin  liegenden  Eventualanklage  konform 
mit  §  202  StP.O.  zurückzuweisen,  also  jedes  Verfahren  abzulehnen '>). 

IV.  Der  Inhalt  des  Strafbefehls  ergiebt  sich  daraus, 
dass  er  seinem  Wesen  nach  ein  auf  Strafe  lautendes,  Tenor  und  Gründe 
umfassendes  Urteil  ist;  er  muss  demnach  enthalten  die  Festsetzung 
der  Strafe,  die  Bezeichnung  der  strafbaren  Handlung  *>)  und  des  Straf- 
gesetzeS;  ausserdem  aber  auch  der  Beweismittel'^);  wesentlich  ist  ihm 
ferner  die  Eröffnung,  dass  der  Strafbefehl  vollstreckbar  werde,  wenn 
der  Beschuldigte  nicht  binnen   einer  Woche  nach  der  Zustellung  bei 


^^)  Hierher  gehört  auch  der  Fall,  dass  der  Amtsrichter  ansäe r  dem  von  der 
Staatbanwaltschaft  in  Bezug  genommenen  rechtlichen  Gesichtspunkt  noch  einen 
anderen  ftlr  ideell  konkurrierend  erachtet  A.  M.  Eohlransoh,  Prozeasiiale 
Behandlung  der  Idealkonkurrenz  30. 

*^)  Bennecke  677  zieht  diesen  Fall  unter  Ziffer  3  des  Textes.  Allein  wenn 
nur  die  Straf >)efehlsvorau8setzungen  fehlen,  so  tritt  die  Eyentualanklagefunkticm  des 
staatsanwaltschaftlichen  Antrages  in  den  Vordergrund,  und  über  sie  kann  der  Amts- 
richter  nicht  hinwegschreiten. 

*«)  Oben  §  115  II. 

^^)  Die  Anwendbarkeit  des  §  200  StP.O.  ergiebt  sich  aus  der  Eventualanklane- 
funktion  des  staatsanwaltschaftiichen  Antrags.  Dagegen  halten  Benneoke  678, 
Löwe  4c,  Stenglein  2  zu  §  448,  Meves  H.H.  II,  392,  Dalcke  4,  Keller  5  zu 
§  448  den  Amtsrichter  nicht  für  befugt,  Zwisohenennitteliuigen  YOfzunehmfln.  Wie 
im  Text  v.  Kries  741,  v.  Schwarze  6,  Puchelt  4  zu  §  448,  Binding  Gidr.  204, 
Birkmever  769. 

")  Bennecke  677,  678.  Vgl.  Meves  H  H.  II,  392,  Geyer  872,  v.  Kries 
740,  Ulimann  559,  Zimmerle  G.8.  L,  44. 

^')  Und  zwar  so,  dass  die  That  genügend  individualisiert  ist  Benneoke  678 
Anm.  14. 

^*)  Als  begriffswesentlich  kann  die  Angabe  der  Beweismittel  aber  nioht  gelten. 

42» 
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dem  Amtsgericht  schriftlich   oder   zu  Protokoll   des  Gerichtsschreibers 
Einsprach  erhebe,  StP.O.  §  449. 

Seiner  Form  nach  muss  der  Strafbefehl  schriftlich  sein. 

y.  Gegen  den  Strafbefehl  ist  in  der  soeben  angegebenen  Frist 
und  Form  der  Einspruch  gegeben  (dagegen  kein  anderer  Rechts- 
behelf*^)).  Er  besteht  in  der  einfachen  Willenserklärung  des  Beschul- 
digten 2^),  dass  er  sich  bei  dem  Straf befehl  nicht  beruhige ;  einer  Be- 
gründung bedarf  es  nicht.  Bedient  sich  der  Beschuldigte  dieses  Rechts- 
behelfs nicht,  so  erlangt  der  Straf  befehl  die  Wirkung  eines  rechts- 
kräftigen Urteils,  §  450  StP.O.^^).  Das  Gleiche  muss  gelten  für  den 
Fall  des  Verzichts  auf  Einspruch  (§  449  Abs.  2),  sowie  der  Zurück- 
nahme des  Einsprachst^)  {§  451  StP.O.).  Ist  dagegen  form-  und  frist- 
gerecht Einspruch  eingelegt,  so  tritt  nunmehr  wieder  der  Charakter 
des  staatsanwaltschaftlichen  Antrages  auf  Straf befehlserlass  als  einer 
Eventualanklage  hervor:  es  schliesst  sich  ein  Hauptverfahren  an,  mit 
der  Modifikation  freilich,  dass  ein  Eröffnungsbeschluss  nicht  gefasst 
wird,  §  451  StP.O.  Das  Gesetz  fasst  den  Strafbefehl  also  so  auf,  als 
enthalte  er  latent  eine  bedingte  Eröffnung  des  Hauptverfahrens''). 
Anders,  als  im  regulären  Verfahren  ist  aber  hier  zugelassen,  dass  die 
Staatsanwaltschaft  bis   zum  Beginn   der  Hauptverhandlung    die  Klage 

'*)  Insonderheit  nicht  Wiederaufnahme  des  Verfahrens.  Löwe  2  zu  Buch  4, 
Mot  219,  V.  Kries  742,  Bennecke  773,  Binding  Grdr.  205.  Birkmeyer  734,  770. 
A.  M.  Bennecke  679  Anm.  22,  Stenglein  2  zu  §450,  Friedländer  Z.  XVllI,  696. 

»«)  Löwe  3,  Keller  5  zu  §449,  Stenglein  2,  Puchelt  2  zu  §  451, 
.  Ullmann  561,  ßennecke  679,  Meves  H.H.  II,  398  wollea  in  Analogie  des  §  340 
StP.O.  ausser  den  Beschuldigten  auch  deren  gesetzlichem  Vertreter  und  Ehemanoe 
die  Befugnis  zum  Einspruch  geben.  Dann  müsste  folgerichtig  auch  auf  solchen 
Einspruch  hin  die  Möglichkeit  härterer  Bestrafung  (unten  VI)  eröflFnet  werden,  so 
ganz  konsequent  Bennecke  a.  a.  0.;  dagegen  Löwe  a.  a.  0.  Indessen  ist  die^ 
Analogie  des  Einspruchs  mit  den  Rechtsmitteln  nicht  zuzugeben;  Geyer  873, 
V.  Kries  742,  Binding  Grdr.  205,  Birkmeyer  771,  Dalcke  3  zu  §  451.  Die 
Inkonzinnität  zwischen  dem  Einspruch  und  den  Rechtsmitteln  zeigt  sich  besondere 
hinsichtlich  des  staatsanwaltsohaftlichen  Anfechtungsrechts.  Wäre  §  340  auf  den 
Einspruch  analog  anzuwenden,  so  müsste  os  auch  §  338  Ab3.  2  sein,  es  müsste  auch 
die  Staatsanwaltschaft  „zu  Gunsten  des  Beschuldigten*'  Einspruch  einlegen  können. 
Davon  kann  aber  schon  deswegen  keine  Rede  sein,  weil  der  Einspruch  die  einseitige 
günstige  Wirkung  eben  nicht  haben  kann. 

'')  Oben  S.  423  ff.  Die  Rechtskraft  kann  aber  möglicherweise  später  durch 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  Ablauf  der  Einspruchsfrist  (§  44  StP.O. 
oben  S.  305  ff.)  wieder  beseitigt  werden. 

'^)  Zulässig  bis  zum  Beginn  der  Hauptverhandlung.  Längere  Ausdehnung  der 
Zurücknehmbarkeit  wird  de  lege  ferenda  befürwortet  von  v.  Kujawa,  G.A.  XLII,  380. 

^)  Birkmeyer  593  konstruiert  erst  die  nach  erfolgtem  Einspruch  erfolgende 
Aktenvorlegung  seitens  der  Staatsanwaltschaft  an  das  Gericht  (gerade  wie  bei  Straf- 
Verfügung  und  Strafbescheid,  unten  §§  148,  149)  als  die  Klageerhebung.  Dem  iässt 
sich  nicht  beipflichten.  Die  Klage  ist  bereits  erhoben  durch  den  Antrag  auf  Strafbefehly 
s.  oben  bei  Anm.  11. 


Digitized  by 


Google 


$  147.  Verfahren  mit  amtSTichterlichein  Strafbefehl.  661 

fallen  lassen  kann^).  Geschieht  dies,  so  wird  das  Verfahren  durch 
Beschlnss  eingestellt 

VI.  Für  die  Hauptverhandlung  vor  dem  Schöffengericht 
im  Falle  der  Einspruchseinlegung  gelten  die  gewöhnlichen  Sätze ^^). 
Die  Verhandlung  ist  eine  solche  erster  Instanz,  der  vorangegangene 
Strafbefehl  kommt  —  abgesehen  von  seiner  Funktion  als  latenter  Eröff- 
nungsbeschluss  —  nicht  mehr  in  Betracht,  da  der  Einspruch  ihn  ausser 
Kraft  gesetzt  hat'^).  Deshalb  ist  auch  das  Urteil  ganz  frei;  von  dem 
Verbot  der  reformatio  in  pejus  kann  keine  Rede  sein,  §  451  Abs.  3 
St.P.O.,  die  Auffassung  des  Strafbefehls  von  der  Beschaffenheit  der 
That  und  die  im  Strafbefehl  festgesetzte  Strafe  wirken  in  keiner  Weise 
einschränkend  auf  das  Urteil  ein.  Auch  formell  ist  das  Urteil  ganz 
unabhängig  von  dem  Strafbefehl  und  ohne  Beziehung  zu  ihm;  es  wird 
nicht  auf  „Aufhebung"  oder  „Aufrechterhaltung  des  Strafbefehls" 
erkannt. 

Würde  sich  die  Unzuständigkeit  des  Gerichts  ergeben,  so  wäre 
wie  im  Normalverfahren  ein  Unzuständigkeits-Erklärungsbeschluss 
(§  270  St.P.0.)  zu  erlassen 33). 

Besonderheiten  der  Hauptverhandlung  sind  jedoch  folgende: 

1.  Der  Angeklagte  kann  sich  in  der  Hauptverhandlung  durch 
einen  mit  schriftlicher  Vollmacht  versehenen  Verteidiger  vertreten 
lassen,  §  451  Abs.  2  St.RO. 

2.  Unentschuldigte  Säumnis**)  des  Angeklagten  in  der 
Hauptverhandlung  macht,  sofern  er  auch  nicht  gehörig  vertreten  ist, 
seinen  Einspruch  formell  hinfällig.  Es  wird  in  solchem  Falle  durch 
Kontumacial-(Formal-)üiteil  ..,der  Einspruch  verworfen",  ohne 
dass     auf     die    Sache    selbst     irgendwie    eingegangen    würde^)» 

'*•)  Diese  Befu|mis  erhält  die  Staatsanwaltschaft  aber  erst  vom  Augenblick  des 
Einspruchs  an.  Dem  erlassenen,  durch  Einspruch  nicht  angefochtenen  Strafbefehl 
kann  die  Staatsanwaltschaft  nicht  die  Grundlage  unter  den  Füssen  wegziehen  durch 
Klaeerücknahme.  Bennecke  680  Anm.  27,  Löwe  6,  Keller  4,  Stenglein  1 
zu  §  451,  Meves  H.H.  11,  398,  Birknieyer  771.    A.  M.  Dalcke  1  zu  §  451. 

**)  Zar  Verlesung  an  Stelle  des  Eröffhungsbeschlusses  kommt  hier  der  den 
letzteren  vertretende  Strafbefehl. 

")  Das  Gericht  „behandelt  die  Sache,  als  sei  ein  Strafbefehl  gar  nicht  erlassen". 
Bennecke  681. 

")  Oben  S.  535  ff. 

^)  Unentschuldigte  Säuncnis  liegt  namentlich  dann  nicht  vor,  wenn  der  An- 
geklagte gemäss  §  232  St  P.O.  vom  Erscheinen  dispensiert  ist. 

•*)  Wohl  aber  muss  räch  allgtmeinen  Grundsätzen  das  Vorliegen  der  all- 
gemeinen Prozess  Voraussetzungen  geprüft  weiden,  sowie  ob  ein 
gültiger  Strafbe  fehl  vorliegt.  Binding  Grdr.  205.  Abweichcrd  Ctrnccko 
681  Anm.  29,  v.  Kries  744,  Sterglein  1  zu  ^  451. 
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§  452  St.P.O.     Durch   dieses  Urteil    kommt  der  Strafbefehl  wieder  zu 
Kräften. 

Dieses  Versäimmisarteil  ist  anfechtbar  mittels  Beruf ang  wie  jedes  erstinstanzliche 
Sohöfifengehchtsarteil.  Der  ersten  Instanz  aber  bleibt  der  Angeklagte  dauernd  ver- 
lustig**). Ausserdem  hat  der  Angeklagte  aber  unter  den  gewöhnlichen  Voraus- 
setzungen'^) gegenüber  dem  Versäumnisurteil  auch  die  Wiedereinsetzung  in  den 
▼Öligen  Stand,  es  müsste  denn  sein,  dass  er  bereits  gegen  den  Ablauf  der  Einsprachs- 
frist wiederemgesetzt  worden  war,  §  452  Abs.  2  StP.O.  Wird  ihm  die  Wiederein- 
setzung gegen  das  Urteil  gewährt,  so  ist  ihm  damit  die  erste  Instanz  noch  einmal 
eröffnet. 

§  148. 
2.  Verfahren  mit  poiizeillober  StrafVerfOguog. 

Der  amtsrichterliche  Strafbefehl  ist,  wenngleich  er  die  mündliche 
Verhandlung  umgeht,  immerhin  noch  insofern  im  Einklang  mit  den 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Strafprozessrechts,  als  bei  ihm  die  Strafe 
durch  den  Bichter  verhängt  wird.  Noch  weiter  entfernt  sich  von 
jenen  allgemeinen  Grundsätzen  die  Strafverfügung,  die  kein 
richterlicher,  sondern  ein  polizeilicher  Straf festsetzungsakt  ist^). 

I.  Die  Fähigkeit,  Strafen  zu  verhängen,  legt  nun  zwar  die  StP.O. 
selbst  den  Polizeibehörden  nicht  bei.  Wohl  aber  gewährt  sie  in  dieser 
Hinsicht  dem  Landesrecht  gewissen  Spielraum  2).  Nach  §  453  Abs.  l 
und  2  StP.O.  kann  nämlich  das  Landesrecht  den  Polizeibehörden  die 
Verhängung    von    Strafen*)    insoweit    übertragen*),    als    es    sich    um 


"*)  Dagegen  kann  der  Meinung  —  Löwe  3  zu  §  452,  Bennecke  682  Anm.  33, 
Kammergericht  bei  Johow  IX,  162  —  nicht  beigepflichtet  werden,  dass  in  der 
Berufungsinstanz  nur  zu  prüfen  sei,  ob  der  Einspruch  zu  Unrecht  verworfen  worden 
sei.  Die  Berufungsverhandlung  ist  jitdicium  navum^  zweite  Erstinstanz,  der  An- 
geklagte heilt  also  durch  Erscheinen  in  ihr  seine  erstinstanzliche  Säumnis,  wenn  auch 
nur  ex  nunc.  Der  civilprozessuale  Satz  Contutfiax  non  appelkU  (§  513  C.P.O.)  gilt 
eben  im  Strafprozess  nicht,  vgl.  oben  S.  572  Anm.  5. 
")  Oben  S.  308. 

^)  Entsprechendes  gilt  für  den  Straf  bescheid,  §  149. 

')  Daneben  kommen  noch  die  Straffestsetzungen  in  Betracht,  zu  denen  das 
neben  der  St.P.O.  geltende  Reichs  recht  (§  5  E.St.P.O.)  gewisse  Polizeioi^ane 
ermächtigt  (so  §  101  der  Seemannsordnung  vom  25.  Dezember  1872,  vgl.  dazu 
E.StP.0.  §  5  Abs.  2). 

*)  Hierbei  ist  natürlich  nur  an  die  Strafen  im  eigentlichen  Sinne  zu  denken, 
oben  S.  5  Anm.  4,  S.  202  Anm.  6.  Inwieweit  die  Polizei  „Zwangsstrafen"  (exettdiones 
ad  faeiendum)  und  dergleichen  verhängen  kann,  ist  eine  verwaltungsrechtliche,  nicht 
straiprozessuale  Frage,  vgl.  z.  B.  preussisches  Gesetz  über  die  aUgemeine  Landes- 
verwaltung vom  30.  Juli  1883  §§  132  ff. 

*)  Auch  insoweit  dem  betreifenden   Staate  die  Polizeistrafverfugung  vor  der 
StP.O.  nicht  bekannt  war.    Löwe  2a  zu  §  453  StP.O.,  11  zu  E.St.P.0.  §  6,  2b  zu 
13  G.V.G.,  Bennecke  683  Anm.  6,  v.  Kries  745,   Birkmeyer  774,   Mevee 
.H.  U,  409.    A.  M.  John  I,  92,  Binding  Grdr.  45  II  2a. 
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„Übertretungen"  im  technischen  Sinne  (St.G.B.  §  1)  handelt  und  die  in 
concreto  zu  verhängende  Strafe  sich  höchstens  auf  zwei  Wochen  Haft 
oder  Geldstrafe  nebst  der  im  Unvermögensfalle  an  ihre  Stelle  tretende 
Haft,  sowie  Einziehung  beläuft. 

Gleichgültig  ist  dabei,  von  welchem  Organ  das  Strafgesetz  herrührt,  auf  Omad 
dessen  die  Polizei  die  Strafe  verhängt.  Insonderheit  ist  die  Polizei  nicht  etwa  be- 
schränkt auf  Festsetzung  der  in  einer  Polizeistrafverordnung  angedrohten 
Strafe;  ja  nicht  einmal  anf  Festsetzung  der  1  a  n  d  e  s  strafrechtlich  angedrohten  Strafen; 
vielmehr  kaon  das  Landesrecht  auch  die  r  e  i  c  h  s  gesetzlich  fixierten  Übertretungen 
der  Polizei  überweisen. 

Ebenso  hat  die  Natur  des  Delikts  als  ,,Polizeidelikts'*  (\,reinen  Ungehorsams^^) 
mit  der  Frage,  ob  eine  polizeiliche  Strafverfügung  erlassen  werden  kann,  gar  nichts 
zu  thun.  Eine  polizeiliche  Strafverfügung  kann  auch  bei  einem  ,,Yerletzungs^^-  oder 
„Gefährdungsdelikt''  ^,  insoweit  es  nur  mit  Übertretungsstrafe  bedroht  ist  (z.  B.  StG.B. 
§  368  *,  0  erlassen  werden. 

Die  reichsrechtliche  Ermächtigung  wird  aber  nicht  dahin  zu 
Terstehen  sein,  als  könne  das  Landesrecht  den  Gerichten  die  Befugnis 
zur  Strafverhängung  nehmen  und  sie  ausschliesslich  auf  die  Polizei- 
behörden übertragen,  so,  dass  das  Gericht  immer  nur  nach  polizeilicher 
Festsetzung®)  zu  entscheiden  berufen  wäre  und  eine  sofort  von  vorn 
herein  erfolgte  gerichtliche  Strafverhängung  ungültig  wäre.  Vielmehr 
kann  nur  angenommen  werden,  dass  landesrechtlich  den  Polizeibehörden 
eine  konkurrierende  Befugnis  verliehen  werden  darf. 

Ob  und  inwieweit  die  Einzelstaaten  von  dieser  Ermächtigung 
Gebrauch  machen,  ist  ihre  Sache  ^). 

II.  Der  Einzelstaat,  der  von  der  reichsrechtlichen  Ermächtigung 
Gebrauch  macht,  ist  weiter  auch  befugt ,  das  von  der  Polizei- 
behörde einzuschlagende  Verfahren  zu  regeln,  §  6^  E.St.P.0. 
Dagegen  werden  die  Polizeibehörden  von  den  allgemeinen  Prozess- 
voraussetzungen des  Reichsrechts,  insoweit  sie  nicht  ein  spezifisch 
gerichtliches  Verfahren  betrefiFen^),  durch  Landesrecht  nicht  ent- 
bunden werden  können.  Wo  z.  B.  rechtskräftiges  Urteil  vorliegt,  oder 
Rechtshängigkeit  gegeben  ist,  wird  die  Polizeibehörde  sowenig  wie  das 


*)  Vgl.  V.  Liszt  §  32  I,  Binding,  Normen  I,  179,  204,  H.  Meyer  §4,  2c, 
Beling,  Grundzüge  des  Strafrechts  27,  §  27  III  2. 

**)  Unten  von  V  ab. 

'')  Preussen  hat  durch  Gesetz  vom  23.  April  18S3  die  polizeilich  festzusetzende 
Strafe  nur  bis  zum  Höchstmass  von  drei  Tagen  Haft  oder  30  Mark  Geldstrafe  (und 
Einziehung)  zugelassen.  Bayern  hat  von  der  reichsrechtlichen  Ermächtigung  keinen 
Gebrauch  gemacht. 

^)  Wie  z.  B.  die  Notwendigkeit  staatsanwaltschaftlicher  Klage. 
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Gericht   in  der  Lage  sein,  ein   neues  Verfahren  vorzunehmen*).    Die 
Polizeibehörde    ist   gewissermassen    nur    Stellvertreterin    des    Gerichts. 

III.  Bindend  ist  reichsrechtlich  der  Inhalt  vorgeschrieben, 
den  eine  Straf  Verfügung  haben  muss;  es  muss  nämlich  nach  St.P.0. 
§  453  Abs.  3  der  Inhalt  dem  eines  amtsrichterlichen  Strafbefehls 
entsprechen,  nur  mit  der  Massgabe,  dass  der  Hinweis  auf  die  dem 
Beschuldigten  zustehenden  Rechtsbehelfe  gemäss  dem  unten  V  Aus- 
zuführenden sich  hier  anders  gestaltet. 

IV.  Die  Straf  Verfügung  als  solche  hat,  weil  sie  jenseits  eines 
gerichtlichen  Verfahrens  liegt,  weder  die  Wirkungen  der  Klage,  noch 
die  einer  ,,Eröffnung  der  Untersuchung",  noch  die  eines  Urteils.  Ins- 
besondere bewirkt  sie  nicht  Rechtshängigkeit*®). 

V.  Ob  die  Strafverfügung  von  dem  Beschuldigten  mittels  Be- 
schwerde bei  der  höheren  Polizeibehörde  (Rekursweg) 
angefochten  werden  kann,  richtet  sich  nach  Landesrecht. 

Bindend  ist  dagegen  durch  das  Reichsrecht  vorgeschrieben,  dass 
dem  Beschuldigten  zur  Anfechtung  der  Strafverfügung  jedenfalls 
ein  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  zusteht,  St.P.0.  §453  Abs  3. 
Der  Antrag  ist  aber  an  die  Frist  von  einer  Woche  ^^)  von  Zustellung 
der  Polizeiverfügung  ab  gebunden  i^)  und  muss  seiner  Form  nach  bei 
der  Polizeibehörde,  die  die  Verfügung  erlassen  hat,  schriftlich  oder 
mündlich,  oder  bei  dem  zuständigen  Amtsgericht  schriftlich  oder  zu 
Protokoll  des  Gerichtsschreibers  angebracht  werden,  §§  453  Abs.  3, 
454  St.P.0.  Mit  (zulässiger)  Anbringung  des  Antrages  tritt  die  Straf- 
verfügung ausser  Kraft. 

VI.  Möglicherweise  kann  sich  nunmehr  nach  Anbringung  des 
Antrages  auf  gerichtliche  Entscheidung  die  Sache  dadurch  erledigen, 
dass    die    Polizeibehörde    die   Verfügung    auch    formell    zurücknimmt, 

")  Pieussen  erkläit  denieDtsprechend  und  sogar  weitergehend  in  §  8  des 
Gesetzes  vom  23.  April  1883  die  Straf  Verfügung  für  wirkungslos,  sofern  der  Aints- 
anwalt  vor  Zustellung  der  Polizeistrafverfüguog  an  den  Beschuldigten  eingebchritten  ist 

'°)  So  Ben  necke  684.  A.  M.  Ötker  032,  v.  Kries  74G.  —  Auf  materiell- 
rechtlichem  Gebiet  liegt  die  Bestimmung  des  §  4r);j  Abs.  4  St.P.O.,  wonach  die  Straf- 
verfügung die  Verjährung  unterbricht. 

*'j  Gewährt  das  Landesrecht  auch  die  polizeiliche  Beschwerde,  so  stehen  die 
•beiden  Kechtfcbehelfe  elektiv,  nicht  kumulativ  neben  einander.  Ben  neckte  683 
Anm.  t) .  Löwe  G  zu  §  453. 

**)  Gegen  den  Strafbescheid  des  S  e  em  an  n  sam  ts  (g  101  der  Seemanns- 
ordnung,  vgi.  oben  Anm.  2)  ist  eine  lOtägige  Antragsfrist  gegeben  (diese  Bebtimmung 
ist  gemäss  §  5  E.St.P.O.  noch  als  geltend  anzusehen;. 

^^)  Es  finden  jedoch  die  Bestimmungen  über  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand,  g§  44  If.  St  P.O.  mit  einigen  Modifikationen  Anwendung,  St.P.C).  S  ^-^ö. 
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§  454  Abs.  2  St.P.0.^^).  Geschieht  dies  nicht,  so  übersendet  die 
Polizeibehörde  die  Akten  der  zuständigen  Staatsanwaltschaft,  und 
diese  legt  die  Akten  dem  Amtsrichter  vor^^),  §  454  St.P.0.  In  der 
staatsanwaltschaftlichen  Aktenvorlegung  liegt  die  öffentliche  Klage  ^^); 
mit  ihr  ist  somit  die  Sache  bei  Gericht  rechtshängig  geworden  ^^). 
Der  Einreichung  einer  Anklageschrift  bedarf  es  nicht,    §  456  St.P.0. 

Der  Klage  steht  das  Gericht  hier  anders  als  sonst  gegenüber. 
Es  hat  nur  zu  prüfen,  ob  eine  Polizeistrafverfügung  und  ein  gültiger 
Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  vorliegen,  sowie  ob  die  allgemeinen 
Prozessvoraussetzungen  gegeben  sind  ^^),  ob  also  z.  B.  der  Beschuldigte 
nicht  gerichtsfrei  ist  u.  s.  w.;  —  nicht  aber  ob  hinreichender  Verdacht 
der  That  obwaltet;  auch  die  Gültigkeit  und  Zulässigkeit  der  Straf- 
verfügung ist  in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  nicht  zu  prüfen;  sie 
ist  keine  Prozessvoraussetzung  für  das  gerichtliche  Verfahren;  gegen  eine 
ungültige  oder  unzulässige  Strafverfügung  ist  vielmehr  das  gerichtliche 
Verfahren  erst  recht  geboten  i^). 

Sofern  der  Antrag  des  Beschuldigten  verspätet  oder  nicht  form- 
gerecht eingelegt  worden  ist,  wird  er  durch  Beschluss  zurückgewiesen  20). 
Damit  kommt  die  Strafverfügung  wieder  zu  Kräften. 

Ist  der  Antrag  zulässig,  aber  die  Strafverfolgung  wegen  Fehlens 
einer  Prozessvoraussetzung  unzulässig,  so  ist  die  Klage  (oben  bei 
Anm.  16)  zurückzuweisen;  eine  Entscheidung  über  den  Antrag  des 
Beschuldigten  ergeht  alsdann  nicht,  wird  vielmehr  abgelehnt;  in  solchem 
Falle  bleibt  die  polizeiliche  Strafverfügung  unerledigt  und  somit  kraftlos. 

Anderenfalls  ist  zur  Hauptverhandlung  vor  dem  Schöffengericht 
zu  schreiten,  §  456  St.P.O.  In  der  Anberaumung  des  Termins  hierzu 
liei^t  latent  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens. 


^*)  Koosamierende  Wirkung  kommt  dieser  Zarücknahme  jedoch  nicht  zu, 
BcDnocke  685  Anm.  16;  Stenglein  4  zu  §  454. 

^^)  Zur  Zurücknahme  der  Straf  Verfügung  ist  die  Staatsanwaltschaft 
natürlich  nicht  befugt. 

'")  So  richtig  Birkmeyer  59.3. 

^•)  Nicht  zutreffend  Löwe  3  zu  §  456:  das  Gericht  werde  nicht  durch  einen 
Akt  der  Staatsanwaltschaft,  sondern  durch  den  Antrag  des  Beschuldigten  mit  der 
Sa(he  befasst     Richtig  Bennecke  685. 

^^)  A.  M.  Löwe  3  zu  §  456,  der  das  gerichtliche  Verfahren  auch  dann  zulassen 
wiii,  wenn  die  Strafverfolgung  ausgeschlossen  ist.  Das  ist  eine  coniradiciio 
in  adjecfo. 

^»)  Löwe  3  zu  §  456,  Stenglein,  G.8.  XLIII,  23,  2  zu  §  456,  vgl.  auch 
E.  XVII.  249.  R.  X,  181,  Bennecke  686  Anm.  20,  Ötker  632.  A.  M.  fluther, 
<;.!.  XXX Vil,  136,  XL,  112. 

-")  Darin  liegt  impliciie  eine  Zurückweisung  auch  der  Klage. 
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YII.  Das  anschliessende  Verfahren  weist  nun  die  Eigentümlichkeit 
auf,  dass  es  den  Prozessgegenstand  nicht  total,  sondern  nur  qualitatir 
geteilt  ergreift.  Dem  Gericht  ist  zwar  nicht  verwehrt,  den  Strafanspruch 
nach  allen  Seiten  hin  zu  prüfen.  Ein  Sachurteil  kann  es  aber 
gleichwohl  nur  unter  der  Voraussetzung  abgeben,  dass  die  juristische 
Würdigung  die  That  nicht  als  eine  solche  erscheinen  lässt,  bei  der 
polizeiliche  Strafverfügungen  ausgeschlossen  sind*^). 

VIII.  In  der  Hauptverhandlung  ist  der  Angeklagte  befugt,  sich 
durch  einen  mit  schriftlicher  Vollmacht  versehenen  Verteidiger  vertreten 
zu  lassen,  §  457  Abs.  2  St.P.0.  Bleibt  er  aus,  ohne  vertreten  zu  sein, 
so  greifen  die  gewöhnlichen  Bestimmungen  über  Absenzverhandlungen, 
§§  231  fF.  St.P.0."),  Platz 2»);  ein  Kontumacialurteil,  wie  bei  dem 
Strafbefehlsverfahren,  auf  Verwerfung  des  Antrages  auf  gerichtliche 
Entscheidung  lautend,  ergeht  nicht;  das  Gesetz  will  die  richterliche 
Prüfung  nicht  abschneiden,  wenn  die  Sache  einmal  so  weit  gediehen  ist 

IX.  Stellt  sich  in  der  Hauptverhandlung  heraus,  dass  ein  gültiger 
und  zulässiger  Antrag  des  Beschuldigten  auf  gerichtliche  Entscheidung 
nicht  vorliegt,  so  ist  das  Verfahren  durch  Beschluss  einzustellen"), 
womit  die  fortdauernde  Gültigkeit  der  polizeilichen  Strafverfügung 
deklariert  ist 

X.  Das  Urteil,  es  sei  in  Gegenwart  oder  in  Abwesenheit  des 
Angeklagten  erlassen,  ist  von  der  Strafverfügung  nach  Form  und  Inhalt 
völlig  unabhängig.  Die  Sache  wird  abgeurteilt,  wie  wenn  nicht  eine 
Strafverfügung  erlassen,  sondern  Anklage  erhoben  wäre,  §  457  StP.O. 
Das  Urteil  macht  res  judicata  auch  hinsichtlich  der  in  ihm  liegenden 
latenten  Freisprechungen. 

Kommt  freilich  das  Gericht  zu  der  Auffassung,  dass  für  die  That 
die  Zulässigkeit  einer  Straf  Verfügung  nicht  gegeben  war^),  so  hat  es 
sich  auf  ein  Formalurteil  zu  beschränken  des  Inhalts,  dass  die 
Strafverfügung   aufgehoben    werde,    §    458    StP.O.      Als   Formalurteil 


*»)  Yrf.  unten  X. 

")  Oben  S.  520  ff. 

")  Bennecke  68ö. 

**)  Bennecke  686. 

*^)  D.  h.,  dass  die  juristische  Qualifikation  der  That  gerichtliche 
Aburteilung  forderte;  hat  die  polizeiliche  Verfügung  nur  die  ihr  in  Ansehuog  der 
Art  oderHöhe  der  Strafe  gesetzten  Schranken  überschritten,  so  trifft 
§  458  StP.O.  nicht  zu,  das  Gericht  hat  hier  vielmehr  Sachurteir  zu  erlassen. 
Löwe  1  zu  §  458,  Bennecke  687  Anm.  23. 


Digitized  by 


Google 


§  148.  Verfahren  mit  polizeilicher  Straf  Verfügung.  667 

macht  dieses  Urteil  nicht  res  judicata.  Das  Weitere  hängt  von  der 
zu  erwartenden  öffentlichen  Klage  ab. 

Würde  das  Gericht  entgegen  dem  §  458  ein  Sachurteil  fällen^ 
80  würde  es  seine  Befugnis  überschreiten,  das  Urteil  wäre  nicht  gültig 
und  könnte  nicht  in  Rechtskraft  erwachsen^). 

Folgerichtig  ergiebt  sich  ans  §  458  St.P.0.  femer  auch,  dass  in  den  einschlägigen 
Yaien  das  Oericht  nicht  in  der  Lage  ist,  einen  ünzostäDdigkeitserklärungsbeschlnss 
nach  §  270  StP.O.  zu  erlassen '0;  <ici^  ^as  Gericht  höherer  Ordnung  könnte,  da  keine 
regelrechte  Klage  erhoben  ist,  eben  au  eh  kein  Sachurteil  über  die  betreffende 
Qualifikation  der  That  erlassen.  Wäre  dem  entgegen  ein  Besohluss  ex  §  270  St.P.O. 
ergangen,  so  müsste  das  nunmehr  befasste  höhere  Gericht  seinerseits  sich  auf  das 
Pormalurteil  des  §  458  StP.O.  beschränken"). 

XI.  Die  Polizeibehörde  nimmt  in  dem  Verfahren  keinerlei  prozessuale  Stellung 
ein,  kann  daher  namentlich  auch  nicht  etwa  Rechtsmittel  einlegen. 

Xn.  Sofern  der  Beschuldigte  nicht  in  zulässiger  Weise  sich  des 
Antrages  auf  gerichtliche  Entscheidung  bedient  hat  oder  aber  den 
Antrag  zurückgenommen  hat^),  erwächst  die  polizeiliche  Straf  Verfügung 
in  formelle  Rechtskraft;  sie  ist  also  namentlich  fortan  befähigt,  voll- 
streckt zu  werden. 

Dagegen  ist  die  Straf  Verfügung  der  materiellen  Rechtskraft 
dauernd  un teilhaftig,  sodass  sie  einem  neuen  Strafverfahren  nicht  im 
Wege  steht ^).  Dies  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  eine  dem  §  -450 
StP.O.  ^)  analoge  Bestimmung  fehlt.  Auch  die  Einzelstaaten  können 
nicht  ^)  für  befugt  erachtet  werden,  die  Strafverfügung  mit  materieller 
Rechtskraft  gegenüber  einem  neuen  gerichtlichen  Verfahren  aus- 
zustatten®^).   Nur   soviel  können  sie  gemäss  §  6®  StP.O.    bestimmen^ 

'*)  A.  M.  £.  XXIII,  3<  )7.  Richtig  die  Auffassung  der  staatsanwaltschaftlichen 
Revision  daselbst. 

»0  Ben  necke  687,  Anm.  25,  E.  V,  248,  R.  V,  Ö91,  Löwe  2  zu  §  458, 
Reichsgericht  in  G.A.  XXXVII,  191. 

**)  Inkonsequentermassen  nimmt  das  Reichsgericht  (vgl.  die  Citate  in  Anm.  27) 
an,  dass  solchenfalls  das  Gericht  höherer  Ordnung  ein  Sachurteil  erlassen  müsse; 
ebenso  ßtenglein  3  zu  §  458.  ^Vie  im  Text  Löwe  2  zu  §453,  v.  Eries  749, 
üllmann  566  Anm.  2,  wohl  auch  Otker  632. 

**)  Dies  ist  zulässig  bis  zum  Beginn  der  Hauptverhaodlung,  §  456  Abs.  2  St.P.O. 

■^  So  Ben  necke  715  Anm.  29,  685,  Friedmann,  Grünhuts  Ztschr. 
XXm,  595.  A.  M.  V.  Kries  597,  ßirkmeyer  775,  778,  die  der  Strafverfuguog 
völlig  konsumierende  Kraft  zuweisen,  Löwe  29  a  zu  Buch  2  Abschn.  1,  der  insoweit 
Bechtskraft  eintreten  lässt,  als  über  die  That  eine  Straf  Verfügung  zulässig  war,  nicht 
in  Ansehung  darüber  hinausgehender  Qualifikationen  der  That  Wie  Löwe  auch 
B.  II,  211,  XXII,  232,   R.  II,  18,  V,  570,   VII,  132. 

")  Oben  ö.  423. 

»»;  Wie  G  e  y  e  r  .877  wiU. 

")  Insoweit  ungiiltig  §  10  des  prenssischen  Gesetzes  vom  23.  April  1883. 
Die  Auffassung  Benneckes  685^-686,  715  Anm.  28  in  betreff  der  landesrechtlichen 
Regelung  deckt  sich  wohl  mit  dem  im  Text  Gesagten. 
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dass   ein    anderweites   polizeiliches  Straf verfügangsv^erfahren  un- 
zulässig sein  solle  ^). 

§  149. 
3.  Verfahren  mit  administrativem  Strafbeaclieid. 
Der  polizeilichen  Strafverfügung  sehr  ähnlich  ist  der  sogenannte 
administrative  Strafbescheid.  Wie  die  Strafverfügung,  so 
fusst  auch  der  Strafbescheid  nicht  unmittelbar  auf  der  St.P.O.;  vielmehr 
ist  es  Sache  der  Landesgesetzgebung,  den  Verwaltungsbehörden  die 
Befugnis  zum  Erlass  von  Strafbescheiden  zu  gebend). 

I.  Der  Landesgesetzgebung  freigegeben  ist  in  dieser  Hinsicht  das 
Gebiet  der  „Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die 
Erhebung  öffentlicher  Abgaben  und  Gefälle",  d.  h.  der  Zoll-  und 
S  t  e  u  e  r  d  e  1  i  k  t  e  2),  sie  seien  durch  Reichs-  oder  durch  Landesstraf- 
recht mit  Strafe  bedroht,  sie  seien  „Übertretungen"  oder  „Vergehen" 
sie  seien  „Defraudationen"  oder  „Kontraventionen".  Dabei  kann  aber 
der  Strafbescheid  nur  auf  Geldstrafe  —  ohne  Maximalgrenze  —  and 
Einziehung  lauten,  nicht  auf  Freiheitsstrafe,  nicht  einmal  auf  subsidiäre 
Freiheitsstrafe»),  §  459  St.P.O. 

II.  Das  administrative  Verfahren,  in  dem  der  Strafbescheid 
erlassen  wird,  richtet  sich  nach  landesrechtlicher  Normierung*),  §  6' 

**)  Nur  mit  dieser  Beschränkung  ist  gültig  (vgl.  vorige  Anm.)  §  10  des 
Preussischen  Gesetzes  vom  23.  April  1883. 

0  Daneben  ist  der  Strafbescheid  auch  dem  neben  der  St  P.O.  geltenden  Beicha- 
recht  (E.St.P.O.  §  5)  nicht  fremd,  vgl.  z.  B.  §§  17  und  22  des  Gesetzes  zum  Schutze 
der  Warenzeichen  vom  12.  Mai  1894.     S.  auch  Bin  ding  Grdr.  54. 

*;  Vgl.  dazu  Bennecke  688  Anm.  3,  680  Anm.  4,  L ö w e  4  zu  Buch  6 
Abschn.  3,  v.  L i li  e n  t  h  a  1  „Strafbescheid"  in  H.  R.Lex. 

'O  Auch  die  subsidiäre  Haftbarkeit  eines  Dritten  für  die 
Strafe  ist  in  §  459  St.P.0  nicht  enA'ähnt,  folglich  kann  sie  durch  administraüven 
Strafbe.scheid  nicht  ausgesprochen  werden.  Der  §  2  des  Preussischen  Gesetzes  vom 
26.  Juli  1897  ist  deshalb  insoweit  ungültig.  Das  wird  von  der  Praxis,  vgL 
Bonnen  berg,  Strafverfahren  in  Zoll-  und  Öteuersachen  11  zu  §  2,  bestritten,  weil 
die  subsidiäre  Haftung  Geld  strafe  sei ;  vgl.  auch  Bonnecke  689  Anm.  9, 
v.  Kries  228,  E.  XVI,  109,  Löwe  Ib  zu  §  459.  Vgl.  hiergegen  Kronecker 
O.A.  XXVI II,  16,  dem  indess  insofern  nicht  beizutreten  ist,  als  er  die  subsidiäre 
Haftung  als  civilrechtliche  (nicht  vielmehr  als  publizistische)  Schuld  auffasst  (Streng 
zu  trennen  von  der  subsidiären  Haftung  für  die  Geldstrafe  ist  die  subsidiäre  Haftung 
für  die  Gefälle  selbst  und  für  die  Kosten-,  diese  hat  mit  dem  Strafverfahren  nichts 
gemein  und  gehört  ausschliesslich  anf  den  Verwaltungsweg.  So  Bonnenberg, 
Strafverfahren  in  Zoll-  und  Steuersachen  23,  172,  302.  A.  M.  teilweise  E.  XII,  212, 
XVL  109,  XXIL  42,  XX VII,  325,  Havenstein,  Jur.  L.-B1.  XI,  216),  Ein 
Verweis  darf  durch  den  Strafbescheid  ebenfalls  nicht  verhängt  werden ;  Haven- 
stein, Jur.  L.-BI.  Xl,  216.  Unrichtig  ßonnenberg,  Strafverfahren  in  Zoll-  und 
Steuersachen  43,  162,  208. 

*)  Doch  ist  reichsrechtlich  den  Verwaltungsbehörden  hierbei  Bcchtshülfe  seitens 
anderer  Behörden  gesichert,  Reichsgesetz  vom  9.  Juni  1895,  vgl.  B  i  n  d  i  n  g  Grdr.  77  V 
und  Bonnen  borg  a,  a.  0.  429. 
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E.StP.O.*).  Preussen  hat  den  Gegenstand  umfassend  geregelt  durch 
Gesetz  vom  26.  Juli  1897  betreffend  das  Verwaltungsstrafverfahren  bei 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zollgesetze  u.  s.  w.®). 

Dagegen  werden,  wie  bei  den  Strafverfngnngen  ^),  so  anch  hier  die  allgemeinen 
Prozessvoranssetznngen  des  Reichsrechis  zu  beachten  sein,  derart,  dass  z.  B.  ein 
Strafbescheid  über  eine  rechtskräftig  abgeurteilte  Sache  ungültig  ist 

III.  Den  Inhalt  des  Strafbescheids  fixiert  §  459  St.P.O. 
übereinstimmend  mit  dem  Inhalt  einer  polizeilichen  Strafverfügung®). 
Eechtshängigkeit  begründende  Wirkung  kann  dem  Strafbescheide  eben- 
sowenig wie  der  Straf  Verfügung  zugeschrieben  werden®). 

IV.  Auch  in  Ansehung  der  Anfechtbarkeit  gilt  für  den 
Strafbescheid  Entsprechendes  wie  für  die  Strafverfügung.  Danach  ist 
also  jedenfalls  kraft  zwingender  reichsrechtlicher  Vorschrift  binnen  einer 
Woche  *^)  ein  „Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung"  statthaft  ^^);  nur 
muss  dieser,  um  gültig  zu  sein,  immer  bei  der  Verwaltungsbehörde, 
die  den  Bescheid  erlassen,  oder  bei  derjenigen,  die  ihn  bekannt  gemacht 
hat,  gestellt  sein,  Stellung  des  Antrages  bei  Gericht  ist  nicht  zugelassen, 
§  459  Abs.  2  St.P.0. 


*)  Der  a%emein  lautende  Wortlaut  des  §  6*  E.Si.P.O.  rechtfertigt  übrigens 
nicht  bloss  die  Zaiässigkeit  des  Strafbescheids,  sondern  auch  die  Zulässigkeit  des 
sogenannten  Submissions-(ünterweifüngs-) Verfahrens  (reus  se  subntittit  poenae)^ 
welches  die  freiwillige  Unterwerfung  des  Beschuldigten  unter  die  Strafe  zum  Inhalt 
hat;  vgl.  dazu  preussisches  Gesetz  vom  2f?.  Juli  1897  §§  20,  21.  Übereinstimmend 
Löwe  2  b  zu  Buch  6  Abschnitt  3,  Dalcke4,  Puchelt9zu§  4r)9,  M  e  v  e  8 
H.H.  II,  439,  V.  Lilien  thal,  H.  R.Lex.  „Strafbescheides  Arndt  Z.  V,  280,295, 
Stenglein  2  zu  §  4<)0,  Ullmann  567,  v.  Kries  750  Anm.  1,  Bennecke  688 
Anm.  1;  Birkmeyer  780;  Bonnenberg  130  ff.     A.  M.  Keller  3  zu  §  459. 

•)  S.  dazu  Bonnenberg,  Das  Strafverfahren  in  Zoll-  und  Rteuersachen^ 
2.  Aufl.  Berlin  1899.  Vgl.  ferner  Merkel,  Das  Verfahren  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  öfTentlicher  Abgaben  und  Gefälle  im 
Königreich  Sachsen,  Leipzig  1891;  Arndt  Z.  V,  277,  Meves  H.H.  II,  436.  Über 
die  bayrische  Gesetzgebung  s.  Birkmeyer  51. 

0  Oben  §  148  II. 

•)  Mit  dem  Strafbescheid  kann  möglicherweise  ein  anderweiter  Ausspruch  d«: 
Verwaltungsbehörde,  z.  B.  über  Nachzahlung  hinterzogener  Gefälle,  verbunden  sein, 
der  aber  begiifflich  nicht  etwa  einen  Teil  des  Strafbescheids  darstellt,  deshalb  auch 
nicht  unter  die  Bestimmungen  der  St.P.O.  über  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung 
fillt.    Löwe  4  zu  §  459.    A.  M.  Stenglein  7  zu  §  460. 

•)  Übereinstimmend  Bennecke  689.  A.  M.  Ö  t  k  e  r  632.  —  Unterbrechung 
der  Verjährung  bewirkt  der  Strafbescheid  ebenso  wie  die  Strafverfügung,  §  459  Abs.  3. 

")  Gegen  deren  Versäumung  ist  in  demselben  Umfang,  wie  bei  der  Straf- 
verfügung (St.P.O.  §  455),  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zulässig,  St.P.0.  §  461. 

'^)  Und  zwar  handelt  es  sich  um  s  t  r  a  f  gerichtliche  Entscheidung;  auf  den 
Civilprozessweg  £ann  die  Landesgesetzgebung  den  Antrag  nicht  verweisen,  £.  in  Civil- 
Sachen  XVI,  410,  XVII,  431 ,  B  e  n  n e  c  k  e  688  Anm.  5 ,  L ö  w  e  3  zu  Buch  6  Absohn.  3. 


Digitized  by 


Google 


^70  Verfahren  mit  administrativem  Strafbescheid.  §  149. 

Ob  der  Antrag  in  bestimmter  Form  zu  stellen  ist,  hat  angesichts  des 
Schweigens  der  St.P.0.  das  Landesrecht  zu  bestimmen^'). 

Ob  neben  dem  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung  elektiv  ein  Rechtsmittelzu^ 
an  die  vorgesetzte  Yerwaltungsbehörde  eröffnet  ist,  richtet  sich  ebenfalls  naob 
Landesrecht. 

V.  Wird  ein  (gültiger)  Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung 
angebracht,  so  tritt  damit  der  Strafbescheid  ausser  Kraft.  Das  gericht- 
liche Verfahren,  das  sich  anschliesst,  wenn  die  Behörde  ihren  Bescheid 
nicht  zurücknimmt^^),  ist  im  wesentlichen  gleiohgeartet  wie  das  sich 
an  eine  polizeiliche  Strafverfügung  anschliessende  Verfahren:  die 
Polizeibehörde  übersendet  die  Akten  an  die  Staatsanwaltschaft,  diese 
legt  sie  dem  Gericht^*)  vor,  §  460  StP.O.,  womit  die  Klage  erhoben 
ist^^);  eine  Anklageschrift  braucht  auch  hier  nicht  eingereicht  zu 
werden,  §  462  StP.O. 

VL  Die  dem  Gericht  auf  die  Klage  hin  obliegende  Prüfung  ist  genau 
die  gleiche,  wie  bei  der  Anfechtung  einer  polizeilichen  Strafverfügung**); 
ebenso  wird  auch  ein  Eröffiaungsbeschluss  nicht  gefasst,  sondern  die 
Sache  ohne  solchen  zur  Hauptverhandlung  gebracht;  in  der  Terrains- 
ansetzung  liegt   die  Eröffiaung  des  Hauptverfahrens  latent  enthalten  ^^. 

VII.  Die  Hauptverhandlung  gestaltet  sich  nicht  anders,  wie  wenn 
regelrecht  Anklage  erhoben  wäre^®).  Namentlich  ist  auch,  anders  als 
im  Verfahren  nach  polizeilicher  Strafverfügung,  der  Prozessgegenstand 
voll   zur  Kognition    des   Gerichts   verstellt;   eine  dem  §  458  StP.O. 


")  L ö w e  1  zu  §  460  und  Bennecke  690  Anm.  17  nehmen  ansoheinend 
unbedingte  Formfreiheit  an. 

*')  Die  Zurücknahme  hat  auoh  hier  —  vgl.  oben  §  148  Anm.  14  —  keine 
konsumierende  Wirkung,  ßennecke  69p  Anm.  17,  Stengiein  3  zu  §  460,  Löwe  2 
zu  §  460,  6b  zu  §  454.    Teilweise  a.  M.  Mevefi  431. 

^*)  Je  nach  der  Art  des  Deh'kts,  um  das  es  sich  handelt,  dem  Landgericht  oder 
dem  Schöffengericht 

^^)  So  auoh  Benneoke  690,  Birkmeyer  593. 

^®)  Somit  ist  namentlich  das  „Hinreichen  des  Yerdachts^^  nicht  zu  prüfen  und 
lolgerichtig  ein  Zwischenerniittelungsverfahren  nicht  am  PJatze.  So  Bennecke  691 
Anm.  20,  Keller  4,  v.  Schwarze  3,  Puchelt  3,  Stenglein  3,  Löwe  3za§462, 
im  Grunde  auch  £.  XYU,  249,  R.  X,  181.  A.  M.  Yoitus  2  zu  §  462  und 
•a.A.  XXIX,  93,  Huther,  G.A.  XXXVü,  149. 

")  Es  erfolgt  also  der  Sache  nach  eine  Eröffnung  des  Hauptverfahrens, 
nur  formell  nicht  Um  deswillen  muss,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  75  G.V.O. 
vorliegen,  Überweisung  an  das  Schöffengericht  zulässig  Bein.  So  Keller  1  und 
Löwe  2  KU  §  462  bis  zur  7.  Aufl.  A.  M.  Löwe  seit  der  8.  Aufl.,  Stenglein  2 
zu  8  462,  V.  K r  i e  s  751,  Bennecke  690  Anm.  19.  Wird  die  Sache  dem  Schöffen- 
gericht überwiesen,  so  liegt  hierin  die  Eröffnung  des  Hanpt^^rfahrens. 

^")  Dasa  das  Gericht  an  den  Ausspruch  der  Verwaltungsbehörde  bei  seinem 
Urteil  nicht  gebunden  ist,  ist  danach  sdbstventi&dltch,  wiewohl  eine  Bestimmung 
wie  §§  451  Abs.  3  mid  457  Abs.  3  St.P.O.  hier  formeU  fehlt 
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analoge  Bestimmung  fehlt  hier,  es  ist  also  aach  dann,  Tvenn  sich  die 
That  als  gar  nicht  strafbescheidsfähig  herausstellt,  ein  gewöhnliches 
Urteil  zu  erlassen,  nicht  das  Formalurteil  des  §  458  St.P.O.^**). 

Vin.  Bechtsmittelberechtigt  sind,  wie  sonst,  so  aaoh  hier  die  Parteien; 
die  Verwaltungsbehörde  als   solche  nicht*®). 

IX.  Ein  Strafbescheid,  gegen  den  ein  gültiger  Antrag  auf  gericht- 
liche Entscheidung  nicht  eingelegt  wird,  ebenso  ein  Strafbescheid,  der 
anfänglich  angefochten  war,  der  aber  durch  Zurücknahme  des  gestellten 
Antrages  ^^)  zum  nunmehr  unangefochtenen  wird,  erwächst  in  formelle 
Kechtskraft,  sodass  es  zur  Strafvollstreckung  aus  dem  Strafbescheide 
kommt.  Natürlich  kann  aber  inhaltlich  des  Strafbescheids  nur  die 
darin  festgesetzte  Geldstrafe  und  eventuell  Einziehung  vollstreckt  werden. 
Im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  der  Geldstrafe  wird  durch  gerichtliches 
Anhangsverfahren  (^  463  StP.O.,  entsprechend  dem  §  491  St.P.0.2a)) 
die  an  Stelle  der  Geldstrafe  tretende  Freiheitsstrafe  substituiert.  Dieses 
Anhangsverfahren  basiert  auf  dem  Strafbescheid^^),  der  vom  Gericht 
nicht  geändert  werden  kann.  Die  Entscheidung  erfolgt  nicht  notwendig 
auf  Grund  mündlicher  Verhandlung,  jedenfalls  aber  nach  Anhörung 
der  Staatsanwaltschaft  und  des  Beschuldigten,  und  nicht  in  Urteilsform, 
sondern  durch  Verfügung  (des  Amtsrichters)  bezw.  Beschlüss  (der 
Strafkammer). 

Gegen  den  Besohloss  steht  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Beschuldigten  die 
sofortige  Beschwerde  zn,  §  403  Abs.  3  StP.O. 

Materieller  Rechtskraft  ist  der  Strafbescheid  so  wenig 
fähig,  wie  die  Strafverfügung  ^);  auch  die  Partikulargesetzgebung  kann 
die  Strafbescheide  nicht  mit  materieller  Rechtskraft  derart  ausrüsten,  dass 
durch  den  Strafbescheid  ein  gerichtliches  Y  erfahren  abgeschnitten 


^"}  Bennecke  091  Anm.  21,  Binding,  Gidr.  207.  A.  M.  Havenstein 
J.L.B1.  XI,  216.  Ermangelt  der  Antiag  auf  gerichtliche  Entscheidnng  der  Recht- 
zeitigkeit, so  wild  das  Veriahien  eingestellt,  Bennecke  690,  und  zwar  durch 
Beschlüss. 

'®)  Wohl  aber  in  ihrer  Eigenschaft  als  „Nebenklügeiin^^  falls  sie  als  solche 
auftritt,  §  467  StP.O.,  oben  §  145  I  4,  unten  §  150  II. 

<')  Zulässig  bis  zum  Beginn  der  fiauptverhandluDg,  §  462  Abs.  2  StP.O. 

")  Oben  8.  620  XII  2. 

>3)  Das  Vorliegen  eines  solchen  und  seine  formelle  Rechtskraft  sind  Prozess- 
votaussetzungen  für  das Umwandlungs verfahren,  Benneoke  692,  L ö w e  3  zu  § 463, 
Binding,  Grdr.  207.  A.  M.  v.  K  r  i  e  s  753.  Nicht  ater  ist  das  Verfahren  ex  §  463 
abhängig  von  der  wirklichen  Uneinbringlichkeit  der  Geldstrafe,  wie  Bennecke  602, 
Löwe  3  zu  §  468,  v.  Kries  753  annehmen.  Die  Umwandlung  erfolgt  nur  „für 
den  Fall  der  Uneinbringlichkeit'S  sie  ergänzt  nur  den  Strafbescheid,  ersetzt 
ihn  aber  nicht. 

**)  Bennecke  690.    A.  M.  Birkmeyer  781. 
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würde ^),  vielmehr  nur  so,  dass  ein  anderweites  administratives 
Verfahren  für  unzulässig  erklärt  wird^^). 

Der  gerichtliche  Umwandlungsbeschluss  ex  §  463  StP.O.  ist  ein 
blosser  Annex  zu  dem  Strafbescheide,  der  mit  diesem  steht  und  fällt. 
Auch  er  macht  somit  nicht  res  jvdicata  ^), 

§  150. 
III.    Yerwaltungfsstraf klagre  und  Yerwaltungsnebenkla^. 

I.  Nicht  jede  Zoll-  oder  Steuerstrafsache  gelangt  durch  einen  administrativett 
Strafbescheid  hindurch  zur  Strafverhängung.  Es  giebt  Zoll-  und  Steuerstrafsachen,  in 
denen  schon  reichsrechtlich  ein  administratives  Strafverfahren  gemäss  §  459  StP.O. 
ausgeschlossen  ist  (so  bei  den  mit  Freiheitsstiafe  bedrohten  Delikten);  es  hat  ferner 
das  Landesrecht  möglicherweise  von  der  Ermächtigung  zu  administrativer  Straf- 
festsetzung keinen  Gebrauch  gemacht;  es  nimmt  endlich  die  Verwaltungsbehörde 
möglicherweise  vom  Erlass  eines  Strafbescheids  Abstand,  um  alsbald  ein  gerichtliches 
Verfahren  eintreten  zu  lassen. 

Solchenfalls  werden  die  „Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die 
Erhebung  öffentlicher  Abgaben  und  Gefälle'*  grundsätzlich  im  regulären  Verfahren 
abgemacht.  Demnach  wird  die  Sache  zuerst  bei  der  Staatsanwaltschaft  und  erst  auf 
deren  Klage  hin  bei  Gericht  anhängig.  Bei  der  Entscheidung,  ob  Klage  zu  erheben 
sei,  hat  sich  die  Staatsanwaltschaft,  dem  allgemeinen  Grundsatz  gemäss,  nur  von  dem 
Gesichtspunkt  der  Legalität  leiten  zu  lassen'). 

Indessen  gilt  für  Zoll-  und  Steuersachen  eine  Durchbrechung  des  staats- 
anwaltschaftlichen Klagemonopols:  lehnt  die  Staatsanwaltschaft  ein  Einschreiten 
ab,  so  kann  die  Verwaltungsbehörde  selbst  subsidiär  Klage  (doch  nur  in  Form 
der  „Anklage")  bei  Gericht  erheben^),  §  464  StP.O.*).  Geschieht  dies,  so  figuriert 
die  Verwaltungsbehörde  zwar  nicht  als  „Partei"',  wohl  aber  als  Partei  o  r  g  a  n  analog 
der  Staatsanwaltschaft;  Partei  ist  der  Staat,  dessen  Behörde  sie  ist.  Die  staatlich- 
klägerischen  Rechte   im  Prozess   (Recht   zur   Einlegong    von  Rechtsmitteln  u.  s.  w.) 


"^)  Anscheinend  a.  M.  Bennecke  690. 

^^)  Vgl.  oben  §  148  bei  Anm.  32—34.  Nur  mit  dieser  Beschränkung  kann 
§  53  des  preussischen  Gesetzes  vom  26.  Juli  1897  als  gültig  anerkannt  werden. 

")  Ebenso  wohl  Bennecke  692. 

')  Oben  S.  278. 

*)  In  allen  Zoll-  und  Steuersachen,  auch  in  denen,  die  dem  Strafbesoneid 
unzugänglich  sind.  E.  XIII,  30;  R.  VU,  618;  Löwe  1  zu  §  464;  Arndt  Z.  V,  315; 
V.  Kries  753;  Ullmann  570;  Bennecke  693  Anm.  7;  Stenglein  1  zu  §  464; 
Birkmeyer  784;  Bonnenberg,  Strafverfahren  in  Zoll-  und  Steuersachen,  353. 
A.M.  E.  IX,  236;  B.  V,  650;  Keller  2;  Dalcke  4;  Puchelt  4  zu  §  464;  Meves, 
H.  H.  II,  434;  Voitus,  G.A.  XXIX,  100.  Dagegen  ist  die  Verwaltungsklage  überall 
da  unstatthaft,  wo  die  That  unter  einem  anderen  juristischen  Gesichtspunkt,  als 
unter  dem  eines  Zoll-  oder  Steuerdeliktes  gewürdigt  werden  soll.    Vgl.  unten  Anm.  6. 

■)  Der  §  464  ordnet  die  Zulässigkeit  der  Verwaltungsklage  direkt  an. 
Bennecke  693  und  Stenglein  1  zu  §  464  nehmen  dagegen  an,  er  gebe  nur  der 
Landesgesetzgebung  die  Ermächtigung,  eine  Verwaltungsklage  zu  schaffen. 
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werden  durch  sie  geltend  gemacht^),  nnd  zwar  dnrch  einen  in  der  Anklage  namhaft 
zu  machenden  Beamten  ihres  Yerwaltungszweiges  oder  Rechtsanwalt,  §  464  Abs.  2 
StP.O. 

Das  sich  an  die  erhobene  Anklage  anschliessende*)  Verfahren  gestaltet  sich 
grundsätzlich  nach  Muster  des  Privatklageverfahrens,  §  466  8t.P.O.*),  jedoch  mit 
folgenden  Modifikationen: 

1.  Die  Verwaltungsbehörde  ist  zur  Wahrnehmung  der  klSgerischen  Stellung 
nicht  allein  berufen.  Auch  die  Staatsanwaltschaft  ist  vielmehr  zu  einer  Mit- 
wirkung in  jeder  Lage  des  Verfahrens  berechtigt,  muss  bei  der  Hauptverhandlung: 
vertreten  sein,  bewirkt  die  Ladungen,  und  alle  Entscheidungen  sind  ihr  bekannt  zui 
machen,  §  465  SiP.O. 

Es  fragt  sich,  welche  prozessuale  Stellung  die  beiden  Behörden  im  Verhältnis, 
zu  einander  haben.    Zwei  Möglichkeiten  sind  ins  Auge  zu  fassen: 

a)  die  Staatsanwaltschaft  und  die  Verwaltungsbehörde  gehören  verschiedenen! 
Staaten  an^;  dann  stehen  diese  Staaten  neben  einander  als  zwei  Hauptparteien  und 
Streitgenossen;  oder 

b)  die  Staatsanwaltschaft  und  die  Verwaltungsbehörde  gehören  demselben  Staate- 
an;  dann  ist  nur  eine  klagende  Partei  mit  zwei  Organen  vorhanden. 

Die  beiden  Kläger  bezw.  klägerischen  Organe  sind  von  einander  unabhängig; 
Die  prozessualen  Rechte  werden  durch  jedes  von  ihnen  gültig  ausgeübt  ohne* 
Rücksicht  auf  den  etwaigen  Verzicht  u.  s.  w.  des  anderen. 

Diese  Gestaltung  der  Sachlage  dauert  so  lange  an,  bis  die  Staatsanwaltschaft  — 
gemäss  §§  466,  417  Abs.  2  StP.O.  —  ausdrücklich  oder  durch  Einlegung  eines  Rechts- 
mittels  die  Verfolgung  übernimmt  Mit  diesem  Augenblick  scheidet  die  Verwaltungs- 
behörde aus  ihrer  Stellung  als  Streitgenosse  oder  klägerisches  Hauptorgan  aus  un(i 
wird  zum  Nebenkläger  bezw.  klägerischen  Neben  organ  gemäss  §  417  Abs.  3  StP.O. 

2.  Zuständig  ist  nicht  unbedingt  das  Schöffengericht,  sondern  dasjenige  Gericht^ 
vor  das  die  Sache  an  sich  gehört. 

Gegebenenfalls  kann  die  Strafkammer  gemäss  §  75  G.V.G.  die  Sache  an  da» 
Schöffengericht  überweisen'). 

3.  Der  Verwaltungsbehörde  sind  die  ergehenden  Entscheidungen  auch  dam» 
zuzustellen,   wenn  sie  bei  der  Verkündung  zugegen   gewesen   ist,   §  468  imi 


^)  Die  Verwaltungsbehörde  kann  daher  «ach  zu  Gunsten  des  BeschuldigtidiB 
Rechtsmittel  einlegen,  E.  XXIL  400  (betrifft  zwar  den  Fall,  dass  die  Verwaltungs- 
behörde in  neben  klägerischer  Punktion  —  unten  II  —  Rechtsmittel  einle^,  trifft 
aber  erst  recht  zu  für  den  Fall  der  eigenen  Verwaltungsklage).  Dagegen  Binding^ 
Grdr.  236. 

»)  Vgl.  Bennecke  698  Anm.  12. 

•)  Daraus  ergiebt  sich  auch,  —  vgl.  §  429  StP.O.  —  dass  die  Verwaltungs- 
klage nur  da  zulässig  ist,  wo  ausschliesslich  ein  Zoll-  oder  Steuerdelikt  ini 
Fragekommt  Havenstein,  Jur.  L.B1.XI,216;  Kamm ergericht  bei  Johow  X,  170.. 
A.  M.  E.  Xni,  30;  E,  VII,  618;  Bonnenberg  353,  355;  v.  Kries  753;  Ullmanni 
570  Anm.  3.  —  Die  Anwendbarkeit  der  §§  422,  423  StP.O.  im  Verwaltungsklage- 
verfsAren  wird  bestritten  von  Löwe  2  zu  §  466;  dagegen  mit  Recht  Stenglein  3: 
zu  §  466;  Bennecke  694  Anm.  13. 

^  Z.  B.:  Preussische  Staatsanwaltschaft  und  Reichszollbehörde. 

^  Havenstein  Jur.L.Bl.  XI,  216.    A.  M.  Bonnenberg  306. 
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Gegensatz  zu  §  35  St.P.0.  Erst  mit  dieser  Zustellung  beginnen  die  Rechtsmittelfristen 
für  die  Verwaltungsbehörde  zu  laufen,  §  469  Abs.  1  StP.O. 

4.  Zur  Anbringung  von  Revisionsanträgen  und  zur  Gegenerklaning 
auf  solche  steht  der  Verwaltungsbehörde  die  Frist  von  einem  Monat  zu,  §  469  Abs.  2 
StP.O.  im  Gegensatz  zu  §§  385,  387. 

II.  In  den  Fällen,  in  denen  wegen  eines  Zoll-  oder  Steuerdelikts  entweder  die 
staatsanwaltschaftliche  Klage  erhoben  worden  ist,  oder  nach  Erlass  eines  administrativen 
Strafbescheids  infolge  Antrages  des  Beschuldigten  ein  gerichtliches  Verfahren  anhängig 
geworden  ist,  bann  sich  die  Verwaltungsbehörde  in  nebenklägerischer*^Hmktioa 
dem  Verfahren  anschliessen,  §  467  StP.O.  Sie  tritt  durch  den  Anschluss  als  Organ 
einer  Nebenpartei  (wenn  sie  einem  anderen  als  dem  Staate  der  Staatsanwaltschaft 
angehört)  bezw.*)  als  klägerisches  Nebenoigan  (wenn  sie  und  die  Staatsanwaltschaft 
demselben  Staate  angehören)  in  den  Prozess  ein. 

Ist  der  Anschluss  erfolgt,  so  hat  die  Verwaltungsbehöide  die  nebenklägerischen 
Bechte^'^X  besonders  das  Recht  der  Rechtsmitteleinlegung.  Ausgeübt  werden  diese 
Rechte  durch  einen  zu  bestellenden  SpezialVertreter,  wie  in  dem  auf  Verwaltungsklage 
eingeleiteten  Verfahren"),  StP.O.  §  467  in  Verbindung  mit  §  464. 

Einem  gewöhnlichen  Nebenkläger  gegenüber  ist  die  Verwaltungsbehörde  insofern 
bevorzugt,  als  ihr  sämtliche  Entscheidungen,  auch  die,  bei  deren  Verkündung  sie  ver- 
treten war,  zuzustellen  sind,  St.P.O.  §  468,  die  Rechtsmittelfristen  für  sie  erst  von 
dieser  Zustellung  an  laufen,  §  469  Abs.  1,  und  die  Frist  zur  Revisionsrechtfertigang 
sowie  diejenige  zur  Gegenerklärung  auf  eine  Revisionsrechtfertigung  auf  einen  Monat 
bemessen  sind,  §  469  Abs.  2. 

§  151. 
IT.    Das  Yerfahi'eii  gegen  Abwesende  (Absenzverfahren).*) 

I.  Im  regelmässigen  Verfahren  ist  ein  Prozedieren  über  den  Kopf 
<ies  Beschuldigten  hinweg  ausgeschlossen^).  Zwar  kann  auch  bei  Ab- 
wesenheit des  Beschuldigten  die  Vernehmung  von  Zeugen  stattfinden, 
Anklage  erhoben'^),  das  Hauptverfahren  eröffnet  werden  *)  u.  s.w.;  aber 
•eine  Hauptverhandlung  kann  grundsätzlich  nicht  ohne  den 
Angeklagten  stattfinden,  und  die  Ausnahmefälle,  in  denen  eine  Absenz- 
verhandlung  zulässig  ist^),  setzen  wenigstens  voraus,  dass  der 
Angeklagte  zuvor  in  der  gewöhnlichen  Form  geladen  worden  ist,  dass 
«r  also  zur  Zeit  der  Ladung  noch  nicht  abwesend  war. 


®)  Vgl.  über  diese  Unterscheidung  oben  IIa  und  b. 

*o)  Oben  §  145. 

")  Oben  S.  673  oben. 

*)  Vgl.  Hugo  Meyer,  Das  Strafverfahren  gegen  Abwesende,  1869. 

•)  Oben  §  72  II  1. 

•)  Bennecke  627  Anm.  2. 

*)  Oben  S.  496. 

•)  Oben  8.  520. 
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Indessen  ist  anomalerweise  anter  bestimmten  Voraussetzungen 
ein  ganzes  Absenzv  er  fahren  in  dem  Sinne  zulässig,  dass  dem  Be- 
schuldigten der  Prozess  gemacht  wird,  ohne  dass  er  wirklich 
zugezogen  würde,  auf  Grund  einer  minderwertigen  oder  sogar 
nur  fiktiven  Ladung«). 

Dieses  Absenzverfahren  ist  aber  ebensowenig  wie  die  Absenz- 
Verhandlung  ein  „Kontumacialverfahren",  etwa  wie  es  die  Preussische 
M.St.G.0.  vom  3.  April  1845,  §§  242  flf.,  gegen  Deserteure  kannte: 
das  Abwesendsein  als  solches  ist  kein  Umstand,  der  zur  Verurteilung 
führt,  es  macht  die  Beweisaufnahme  nicht  überflüssig;  das  Verfahren 
ist  nur  in  denjenigen  Punkten  anders  als  das  gewöhnliche  gestaltet, 
für  die  das  Gesetz  Besonderes  vorschreibt 

1.  Die  Voraussetzungen  des  Absenzverfahrens  sind  folgende: 
Der   Beschuldigte    muss    „abwesend^^    sein   in    dem   Sinne,    dass 

entweder  sein  Aufenthalt  unbekannt  ist,  oder  er  sich  im  Auslande  an 
einem  Orte  aufhält,  von  wo  aus  seine  Gestellung  vor  das  zuständige 
deutsche  Gericht  nicht  ausführbar  oder  nicht  angemessen  erscheint, 
§  318  StP.O. 

Es  darf  femer  nur  ein  geringfügiges  Delikt  den  Gegenstand  der 
Untersuchung  bilden,  nämlich  ein  solches,  bei  dem  die  prinzipale  Straf* 
drohung  nur  auf  Geldstrafe  und  Einziehung  oder  auf  eine  dieser  Mass* 
regeln  allein  lautet '),  §  319  St.P.0. 

Sind  diese  VoraassetzuDgeD  gegeben,  so  muss  die  Staatsanwaltschaft,  sofern 
auch  die  übrigen  Prozessvoraussetzongen  vorliegen,  in  Bethätigung  des  Legalitäts- 
prinzips das  Absenzverfahren  einleiten^). 

2.  Im  Absenzverfahren  genügt,  falls  gewöhnliche  Ijadung  nicht 
ausführbar  oder  voraussichtlich  aussichtslos  ist,  die  „ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e 
Ladung''  des  Angeklagten   zur  Hauptverhandlung   nach  näherer  Mass- 


^)  Vielfach  wird  der  Unterschied  der  f^Absenzverhandlnng^^  im  Sinne  der 
§§  230—232  StP.O.  gegen  das  „Absenzverfahren^^  im  Sinne  der  §§  318  ff.  darin  ge- 
funden, dass  jene  bloss  einen  {sciL  in  der  Hauptverhandlong)  „nicht  anwesenden^^, 
dieses  einen  „abwesenden^'  Beschuldigten  voraussetze.  So  Bennecke  622  Anm.  4. 
Ganz  scharf  ist  diese  Scheidung,  die  freilich  dem  Gesetz  vorgeschwebt  hat,  nicht 
Das  Charakteristikum  des  Absenzverfahrens  ist  vielmehr  in  Gestaltung  der  Ladung 
zu  suchen. 

')  Delikte,  die,  wenn  auch  nur  wahlweise,  mit  Haft  bedroht  sind,  gehören 
hierher  nicht  (im  Gegensatz  zu  §231  St.P.O.),  wohingegen  die  nur  subsidiär  angedrohte 
Haft  die  Anwendbarkeit  des  §  319  StP.O.  nicht  ausschliesst 

"*}  Das  „kann^'  des  §  319  steht  dem  nicht  entgegen,  Bennecke  623,  Birk- 
meyer  707,  üllmann  534,  Löwe  4;  Stenglein  2  zu  §  319.  A.  M.  H.  Meyer 
H.H.  II,  227,  Keller  2,  Dalcke  0,  Puchelt  3  zu  §  319. 
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gäbe  der  §§  320,   321  St.P.O.,   also  eine  Ladung,   die  möglicher-  und 
sogar  regeimassigerweise  den  Angeklagten  gar  nicht  erreicht. 

3.  In  der  Hauptverhandlung  kann  för  den  Angeklagten  ein 
Vertreter  auftreten,  und  zwar  ein  Verteidiger  mit  Vollmacht  oder 
die  „Angehörigen"»),  letztere   auch   ohne  Vollmacht,   §  322  St.P.0.*«)- 

4.  Das  Absenzurteii  muss  dem  Angeklagten  zugestellt  werden, 
und  zwar  genügt  öffentliche  Zustellung  in  der  einfacheren  Form  des 
§  40  Abs.  2  StP.O.^^)  selbst  dann,  wenn  reguläre  Zustellung  möglich 
wäre,  §  323  St.RO. 

5.  Oegen  das  urteil  sind  die  gewöhnlichen  Bechtsmittel  gegeben ; 
ausserdem  aber  muss  auch  —  argumento  a  fortiori  —  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  in  derselben  Weise  wie  gegen  das  im  gewöhnlichen 
Verfahren  ergangene  Absenzurteii  (§  234  StP.O.)  für  zulässig  erachtet 
werden  ^*). 

Das  dem  Beschuldigten  zustehende  Rechtsmittelrecht 
können  nach  §  324  SLP.O.  ausser  dem  Verteidiger  auch  die  Angehörigen 
ausüben  18). 

6.  Zulässigisteine  Sicherung  der  Straf  vollstreckungund 
der  Kostenvollstreckung,  sobald  die  öffentliche  Klage  erhoben  ist^^). 
Diese  Sicherung  erfolgt  durch  Oerichtsbescbluss,  lautend  auf  Beschlag- 
nahme einzelner  Gegenstände,  §  325  StP.O.;  nur  aushülfsweise, 
nämlich  wo  die  Spezialbeschlagnahme  nicht  ausführbar  ist,  ist  Beschlag- 
nahme des  ganzen  im  Deutschen  Beiche  befindlichen  Vermögens 
des  Angeschuldigten  statthaft,  §  326  StP.O. 


*)  Im  weitesten  Sinne:  Ehegatte,  Verwandte,  Verschwfigerte,  ohne  die  Be- 
BchiSnkongen  des  §  52  BtG.B.;  Löwe  2,  Stenglein  3  za  §  322,  Bennecke  624 
Anm.  12,  v.  Eries  226,  Binding  Ordr.  235.  A.  M.  v.  Kries,  Rechtsmittel  23, 
H.  Meyer  H.  H.  n,  228,  Bintelen  §  63,  2c,  Voitas  Eontroveisen  I,  70, 
Süss,  Stellung  der  Parteien  132  Anm.  17. 

'*)  Keineswegs  dürfen,  wie  dies  v.  Eries  226,  Süss,  Stellung  der  Parteien  133 
thim,  diese  Angehörigen  als  Nebenpartei  aofgefasst  werden. 

")  Oben  S.  455. 

^*)  Ebenso  Bennecke  625  Anm.  13,  Löwe  3,  Stenglein  2,  Thilo, 
Puohelt  3  zu  §  323,  Keller  3  zu  §  234,  v.  Kries  719,  Birkmeyer  798.  A.  M. 
UUmann  535,  H.Meyer  H.H.  U,  229  Anm.  13,  v.  Schwarze,  Daicke  2 
XU  §  323. 

>*)  Ein  eigenes  Rechtsmittelrecht  verleiht  ihnen  aber  §  324  nicht;  ein 
solches  haben  nur  diejenigen,  die  es  gemiss  §  340  SiP.O.  auch  im  gewöhnlichen 
Verfahren  haben  würden.  Benneoke  625,  Löwe  1,  Stenglein  1  zu  §  324.  A.  M. 
Binding  Ordr.  235,  der  aber  selbst  richtig  lehrt,  dass  die  Bestimmungen  des  §  339 
StP.O.  auf  die  Angehörigen  detf  §  324  analog  zu  übertragen  ist 

**  Diese  Bedingung  ergiebt  sich  aus  dem  Terminus  „Angeschuldigter'^  in  §§  325 
326  in  Verbindung  mit  §  155  St.P.O. 
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Die  8  p  e  z  i  a  1  beschlagnahme  erfolgt  in  den  Formen  des  civil- 
prozessualen  dinglichen  Arrests  (C.P.O.  §§  928—932,  früher  §§  808—811) 
und  hat  dessen  Wirkungen^). 

Die  Oesamtyermögens beschlagnahme  ist  durch  den  Deutschen 
Eeichsanzeiger  und  nach  Ermessen  des  Gerichts  auch  durch  andere 
Blätter  zu  veröffentlichen.  Ihre  Wirkung  ist  relative  Nichtigkeit  der 
Verfügungen  des  Angeschuldigten  über  das  beschlagnahmte  Vermögen 
von  der  ersten  Veröffentlichung  im  Reichsanzeiger  ab  zu  Gunsten  der 
Staatskasse. 

7.  Eine  ganz  besondere  Gestaltung  giebt  die  StP.O.  dem  Verfahren 
gegen  Wehrpflichtflüchtige,  d.  h.  solche  Personen,  die  nach 
§§  140,  360»  St.G.B.  strafbar  sindi«).  Auch  dieses  Verfahren  kann  in 
absenüa  stattfinden.     Im  einzelnen  gelten  hier  folgende  Sätze: 

a)  Auch  ohne  „Zusammenhang^^  im  technischen  Sinne  können 
solche  Strafsachen  verbunden  werden,  §  471  Abs.  2  StP.O. 

b)  Örtlich  zuständig  sind  wahlweise  das  Gericht  des  letzten 
Wohnsitzes  oder  das  des  gewöhnlichen  Aufenthaltsortes,  §471  Abs.  1  StP.O. 

c)  Die  Klage  und  die  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  erfolgen 
auf  Grund  einer  Erklärung  der  Kontrollbehörde,  deren 
Inhalt  §  472  StP.O.  bestimmt i''). 

d)  Die  Ladung  zur  Hauptverhandlung  muss  inhaltlich 
besonders  gefasst  sein,  §  473  StP.O. 

e)  Die  Beweisaufnahme  in  der  Hauptverhandlung  basiert  auf 
der  (als  Urkunde  zu  verlesenden)  Erklärung  der  Kontrollbehörde.  Nur 
insoweit  sich  Umstände  ergeben,  die  diese  Erklärung-  als  unrichtig 
erscheinen  lassen,  ist  zu  anderweiter  Beweisaufnahme  zu  schreiten 
(und  zwar  alsdann  unter  Sonderung  der  betreffenden  Strafsache  von 
den  übrigen,  mit  denen  sie  bisher  verbunden  war),  §  475  StP.O. 

Standen  der  Erklärung  der  Kontrollbehörde  keinerlei  Umstände 
entgegen,  oder  hat  die  anderweite  Beweisaufnahme  nicht  die  Un- 
richtigkeit dieser  Erklärung  dargethan,  so  muss  auf  Grund  der  letzteren 

^^)  Sie  ist  deshalb  scharf  zu  scheiden  von  der  zu  Beweis-  oder  Einziehungs- 
zwecken erfolgenden  Beschlagnahme,  oben  §§  52  ff. 

^^)  Nicht  zu  yerwechseln  mit  den  Fahnenflüchtigen;  diese  unterstehen  der 
R.M.StG.0;  nach  dieser  findet  fortan  gegen  sie  keine  Absenzabarteilnng  statt, 
sondern  nur  ein  Sicherungsverfahren,  M.St.G.0.  §§  356  ff.,  E.M.StG.O.  §  2  (entgegen 
dem  früheren  Recht,  vgl.  z.  B.  Preussische  M.StG.O.  §§  242  ff.). 

^^)  Absatz  4  des  §  472,  betreffend  die  Ersatzreservisten  1.  Klasse,  ist  antiquiert, 
da  die  Ersatzreservisten  durch  das  Beichsgesetz  betreffend  Änderung  der  Wehrpflicht 
vom  11.  Februar  1888  §  11  den  Bestimmungen,  die  für  Reservisten  und  Wehrmänner 
gelten,  unterstellt  sind,  also  §  472  Abs.  3  Bt.P.O.  auf  sie  anwendbar  geworden  ist. 
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verurteilt  werden  i®);  das  Gericht  ist  hier  also  an  eine  positive  Beweis- 
i^el  gebunden,  §  475  St.P.0.*»). 

f)  In  den  Fällen  des  §  140  St.G.6.  ist  eine  Sicherung  der  Straf-  und  Kosten- 
YoUstreckung  statthaft,  StG.B.  §  140  Abs.  3,  E.St.P.O.  §  5;  sie  erfolgt  in  der 
Weise,  wie  vorstehend  Ziffer  6  erörtert,  §  480  8t.P.O. 

g)  Im  übrigen  greifen  die  für  das  Absenzverfahren  geltenden  allgemeinen  Be- 
stimmungen (vorstehend  Ziff.  1  ff.)  Platz,  nämlich  besonders  §§  320,  321  Abs.  1,  322, 
323,  vgl.  §§  473  Abs.  1,  474,  476  St.P.O.  Auch  §  324  muss  Anwendung  finden»^, 
und  gegen  das  Absenzurteil  ist  auch  hier  ausser  den  Rechtsmitteln  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  zu  gewähren'*). 

n.  Neben  dem  vorstehend  geschilderten  Absenzverfahren  lässt 
die  SLP.O,  in  den  Fällen,  in  denen  jenes  nicht  zulässig  ist,  doch 
ein  besonders  gestaltetes  Sicherungs  verfahren 2^)  gegen  den  Ab- 
wesenden zu.  Es  können  nämlich  bei  Abwesenheit  des  Beschuldigten 
alle  Beweise,  und  zwar  im  Ermitteiungsverfahren  durch  den  Amts- 
richter, weiterhin  durch  das  befasste  Gericht,  eventuell  (nach  Eröffnung 
des  Hauptverfahrens)  durch  einen  beauftragten  oder  ersuchten  Richter 
{§  331  StP.O.)  aufgenommen  werden,  die  für  den  Fall  der  künftigen 
Gestellung  des  Beschuldigten  bedeutsam  werden  können-"^);  Zeugen  und 
Sachverständige  werden  dabei  eidlich  vernommen,  §  328  Abs.  2 
StP.O.  Yon  der  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  ab  gelten  die  Grund- 
sätze der  Voruntersuchung,  §  336  St.P.O. 

Dem  Beschuldigten  kann  vom  Richter  Nachricht  über  den  Fortgang  des  Ver- 
fahrens gegeben  werden,  ein  Recht  darauf  hat  der  Beschuldigte  aber  nicht,  §  329 
St.P.O.  Wohl  aber  kann  für  ihn  ein  Verteidiger  auftreten,  und  zwar  auch  kraft  Be- 
stellung der  Angehörigen  des  Beschuldigten,  §  328  Abs.  1  St.P.O. 

Wenn  der  Aufenthalt  des  Beschuldigten  unbekannt  ist,  so  kann 
in  die  öffentlichen  Blätter  eine  Aufforderung  zum  Erscheinen  oder  zur 
Aufenthaltsanzeige  eingerückt  werden,  §  330  St.P.O.  Nach  Erhebung 
der  öffentlichen  Klage  kann  behufs  Herbeiführung  der  Gestellung  eine 
Vermögensbeschlagnahme    gegen  den  Angeschuldigten    aus- 


**)  Vorausgesetzt  natürlich,  dass  das  Prozessverhältnis  in  Ordnung  ist,  also 
dass  das  Strafklagerecht  noch  nicht  konsumieil  ist  u.  s.  w. 

**)  Vgl.  oben  §  92  a.  E.  und  E.  XX,  201.  Bennecke  697  Anm.  17. 

")  So  die  allgemeine  Meinung,  Bennecke  098  Anm.  19,  Löwe  3  zu  §  47f) 
u.  8.  w. 

•*)  Bennnecke  698,  Löwe  2  zu  §  476,  Stenglein  4  zu  §  475,  v.  Kries 
724,  Birkmeyer  801.    A.  M.  Rintelen  §  59,  1  mit  den  Motiven. 

'*)  Nicht  zu  verwechseln  mit  der  blossen  Sicherung  der  Vollstreckung, 
oben  I  6. 

•■)  Ähnlich  der  ,,Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtnis*^  probatio  in  per- 
petuam  rei  memoriam. 
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gebracht  werden.  Diese  Vermögensbeschlagnahme  ist  nicht  nur  nach 
ihrem  Zweck,  sondern  auch  nach  Voraussetzungen  und  Wirkungen  von 
der  oben^)  erwähnten  Vermögensbeschlagnahme  verschieden,  wenn- 
gleich sie  in  derselben  Weise  wie  diese  (§  333  verglichen  mit  §  326 
Satz  2)  erfolgt  '^^). 

Yoraassetznng  ist  hier  nämlich  das  Vorliegen  solcher  Verdachtsgründe, 
die  auch  die  Erlassung  eines  Haftbefehls  rechtfertigen  würden,  und  ferner  darf  a» 
sich  nicht  um  eine  zur  (ursprünglichen)  Zuständigkeit  der  Schöffengerichte  gehörige 
Sache  handeln,  §  332  St.P.0. 

Wirkung  der  Vermögensbeschlagnahme  ist  hier  voller  Verlust  des  Rechts 
des  Angeschuldigten,  über  das  beschlagnahmte  Vermögen  zu  verfügen,  und  in  Kon- 
sequenz dessen  die  Einleitung  einer  Güterpflege,  §  334  StP.O. 

Ein  anderes  Mittel,  um  den  Beschuldigten  zum  Erscheinen  zu 
bestimmen,  ist  die  (unbedingte  oder  bedingte)  Zusage  sicheren 
Geleits  (des  salvus  cofidtictus);  dieses  gewährt  Befreiung  von  der 
Untersuchungshaft  in  Ansehung  der  betreffenden  That;  es  erlischt, 
wenn  ein  auf  Freiheitsstrafe  lautendes  Crteil  ergeht,  oder  der  Be- 
schuldigte Anstalten  zur  Flucht  trifft  oder  die  gestellten  Bedingungen 
nicht  erfüllt,  §  337  St.P.0.^*«) 

§  152. 
V.    Bas  objektive  Verfahren. 

I.  Der  eigentliche  Strafprozess  hat  zum  Gegenstande  einen  Straf- 
anspruch und  nur  möglicherweise  daneben  gewisse  zugehörige  civil- 
und  verwaltungsrechtliche  Ansprüche^).  Grundsätzlich  kann  nun  der 
den  Gegenstand  des  Prozesses  bildende  Anspruchskoraplex  nicht  zer- 
teilt werden;  ein  Spezialprozess  ist  über  keinen  der  zusammengehörigen 
Ansprüche  für  sich  allein  zulässig,  es  können  z.  B.  die  Fragen  nach 
Überweisung  an  die  Landespolizeibehörde,  nach  Feststellung  des  Ent- 
schädigungsanspruchs des  unschuldig  Verurteilton,  nach  Schliessung 
eines  Vereins  u.  s.  w.  nur  im  Rahmen  eines  Vollstrafprozesses  abgemacht 
werden.  Eine  Ausnahme  neben  anderen  2)  bildet  der  staatliche  An- 
spruch auf  Einziehung  oder  Unbrauchbarmachung  von 
Gegenständen.     Er   kann    zwar    auch    (und    muss   sogar  prinzipiell) 

''*)  Oben  I  ü. 

'''')  Vgl.  oben  §  51)  III. 

-*^)  Vgl.  oben  §  59  11. 

')  Oben  :$  61  IL 

')  Oben  §  (31  V. 
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im  Rahmen  des  Vollprozesses  mit  erledigt  werden^;  über  ihn  kann 
aber  nach  St.G.B.  §  42  und  einigen  anderen  Gresetzesbestimmungen^) 
auch  „selbständig  erkannt  werden",  wenn  gewisse  Voraussetzungen 
gegeben  sind. 

Das  eigens  auf  Einziehung  oder  Unbrauchbarmachung  hinaus- 
laufende Verfahren  pflegt  man  als  objektives  Verfahren 
zu  bezeichnen*).  Der  Gegenstand  des  objektiven  Verfahrens  verhält 
sich  zu  dem  eines  umfassenden  Strafprozesses  wie  der  Teil  zum 
Ganzen^);  daraus  ergeben  sich  wichtige  Konsequenzen,  besonders  für 
die  Frage  der  Rechtskraft.  Weiter  aber  ist  zu  beachten,  dass  der 
Komplex  der  aus  einer  That  entstandenen  Einziehungs-  und  ünbrauchbar- 
machungsansprüche  für  die  Zwecke  des  objektiven  Verfahrens  nicht  — 
wie  der  Strafanspruch  für  das  Regel  verfahren  —  als  unteilbare 
Einheit  erscheint.  Das  objektive  Verfahren  ergreift  nicht  unbedingt 
sämtliche  wegen  der  That  einziehbaren  oder  der  Unbrauchbar- 
machung unterliegenden  Gegenstände, sondern  nur  die  vom  Kläger 
bezeichneten  konkreten  Gegenstände.  Auch  dies  ist 
von  Bedeutung  besonders  für  die  Rechtskraftlehre. 

II.  Obwohl  der  Gegenstand  des  Verfahrens  ein  nichtkrimineller 
ist,  ist  doch  das  objektive  Verfahren  in  der  St.P.0.  seiner  Form  nach 
als  ein  (wenn  auch  irregulärer)  Strafprozess  konstruiert^).  Was  die 
Parteien  dieses  Strafprozesses  anlangt,  so  ist 


^)  Vgl.  dazu  oben  S.  270.  Das  Urteil  spricht  sich  dann  gleichzeitig  über 
die  EinziehuDgs-  oder  ünbrauchbarmachungsfrage  aus.  —  Die  Frage,  ob  mit  einem 
freisprechenden  Urteil  eine  Einziehung  oder  ünbranchbannachung  verbunden 
werden  kann  —  vgl.  Bennecke  698  Anm.  1  und  die  dort  citierte  Dterator  — , 
ist  keine  prozessuale,  sondern  betrifit  die  materiellrechtlichen  Voraussetzungen  der 
Einziehung  u.  s.  w.,  vgl.  dazu  unten  Anra.  16. 

*)  Vgl.  Birkmeyer  803. 

*)  Weil  es  hier  an  einem  beschuldigten  Subjekt  fehlt.  Den  regelrechten 
Strafprozess  muss  man  dann  als  „subjektives  Verfahren''  bezeichnen.  Beide  Ausdrucke 
sind  freilich  nicht  rühmenswert. 

'^)  Vgl.  hierzu  Glücksmann,  Rechtskraft  der  strafprozess.  Entscheidung 
u.  s.  w.  42,    Herschel,    Rechtskraft   der    strafprozess.    Entscheidung  n.  s.  w.  9. 

')  Ebenso  Glücksmann,  ElechLskraft  der  Entscheidimg  über  Einziehung 
u.  s.  w.,  23;  von  seinen  Argumenten  ist  aber  das  eine  (die  Einziehung  sei  Strafe» 
nicht  haltbar.  Oben  S.  203.  Bin  ding  Grdr.  210  wendet  ein,  ,,ein  Strafprozess,  zu 
dem  es  nur  komme,  weil  ein  Strafprozess  gegen  den  Schuldigen  unmöglich  sei,  sei 
ein  ganz  undenkbares  Ding'\  Aber  die  Unmöglichkeit  löst  sich  sofort  auf,  wenn 
man  —  wie  im  Text  geschehen  —  in  dem  objektiven  Verfahren  einen  Teilstrafprozess 
erkennt.  Binding  selbst  nimmt  auch  an  (IV  a.  a.  0.),  dass  das  Verfahren  die  Form 
des  Strafprozesses  leiht'S    Das  ist  der  Standpunkt  des  Textes. 
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1.  Kläger  im  objektiven  Verfahren  wie  im  subjektiven  Verfahren 
der  Staat  durch  die  Staatsanwaltschaft  oder  aber  der  Privatklage- 
berechtigte,  §§  477,  479  StP.O. 

2.  Nicht  ganz  klar  tritt  im  Gesetz  die  Person  und  prozessuale 
Stellung  des  passiv  Beteiligten  hervor.  Da  das  Verfahren  aber 
als  Strafprozess  gedacht  ist,  und  es  einen  einseitigen  Parteiprozess  nicht 
geben  kann,  so  muss  jedenfalls  das  Verfahren  als  gegen  bestimmte 
Personen  gerichtet  gelten.  Diese,  die  Beklagten,  können  aber  nur 
diejenigen  sein,  zu  deren  Ungunsten  die  Einziehung  oder  Unbrauchbar- 
machung erfolgen  soll,  die  sogenannten  Einziehungs- (Unbrauchbar- 
mach ungs-)Interessenten^*).  Sie  sind  materiellrechtiich  die  Anspruchs- 
gegner, sie  müssen  unter  Zugrundelegung  des  materiellen  Parteibegriffs  % 
von  dem  hier  Abweichungen  nicht  ersichtlich  sind,  auch  prozessual  die 
Beklagtenrolle  haben.  Dies  kommt,  wenn  auch  in  unvollkommener 
Weise,  in  §  478  Abs.  2  und  3  StP.O.  zum  Ausdruck. 

Die  den  in  Ansprach  genommenen  Einziehungsinteressenten  zostehenden  Pai-tei- 
rechte  sind  prinzipiell  dieselben,  wie  die  eines  Angeklagten,  §  478  Absatz  3  StP.O.  •). 

Die  Parteifähigkeit  der  Einziehungsinteressenten  deckt  sich  mit  der 
Parteifähigkeit  des  Beschuldigten  nicht  ganz.  Als  Einziehungsinteressent  partei- 
fähig  ist  vielmehr  jedes  Rechtssubjekt,  einschliesslich  der  juristischen  Personen. 
Fehlt  ihm  die  Prozessfahigkeit,  so  figuriert  im  Prozess  für  die  Partei  ihr  Oigan  oder 
gesetzlicher  Vertreter  *®). 

III.  Zulässig  ist  ein  auf  Einziehung  und  die  Unbrauchbar- 
machung gerichtetes  objektives  Verfahren  im  allgemeinen  i^)  gemäss 
§  42  St.G.B.  dann,  wenn  einer  der  Fälle  der  §§  40,  41  St.G.B.  vorliegt 
und„di  eVerurteilung  od  er  Verfolgung  einer  bestimmten 
Person  nicht  ausführbar  is t".  Der  Sinn  dieser  Bestimmung 
ist  der:  es  soll  die  Verhängung  der  Polizeimassregel  unabhängig 
von  der  Durchsetzung  des  Straf  anspruchs  sein,  falls  diese  Durch 
Setzung  nicht  möglich  ist;  anders  ausgedrückt :  gegen  denjenigen, 


'»)  Bin  ding  Grdr.   210  weist   darauf  hin,   dass  der  Ausdruck  „Einziehungs- 
interessenten" unpassend  sei,  weil  er  nur  auf  solche  Personen  bezogen  weiden  könne, 
die  ein  Interesse  daran  haben,  dass  eingezogen  werde.     Er  nennt  die  hier  in  Rede 
stehenden  Personen  „NichteinziehuDgs-liiteressenten". 
«)  §  36,  vgl.  §  68  111. 

")  "Wie  im  regulären  Sti-afprozess  entscheidet  auch  hier  über  dio  Person  des 
Beklagten  lediglich  die  Richtung,  die  der  Kläger  seinem  Angriff  giebt.  Ein  Recht,  ihrer- 
seits als  .,Nebenintervenienten^'  etc.  io  ein  gar  nicht  gegen  sie  gerichtetes  Verfahren 
einzutreten  (so  F  r  i  e  d  1  ä  n  d  e  r  33)  haben  die  Einziehungsinteressenten  nicht. 
Bin  ding  Grdr.  211.  Ein  solcher  Eintritt  liegt  auch  mit  Rücksicht  auf  das  unten  IV 
Gesagte  ausserhalb  des  Interesses  dieser  Personen. 

*^)  Vgl.  V.  Kries  220,  Ben  necke  701,  E.  XXIX,  52. 

")  Für  einzelne  Fälle  ist  Besonderes  bestimmt,  vgl.  z.  B.  St.G.B.  §  152. 


Digitized  by 


Google 


682  Das  objektive  Verfahren.  §  1,V2. 

gegen  den  als  Beschuldigten  ein  Yollstrafprozess  unmöglich  ist^  soll 
doch  das  objektive  Verfahren  zulässig  sein.  Bei  einer  Mehrheit  von 
Beschuldigten  und  Einziehungsinteressenten  ist  also  die  Zulässigkeit 
des  objektiven  Verfahrens  individuell  zu  prüfen.  Der  Umstand^ 
dass  irgend  einem  der  Tbäter  der  ordentliche  Strafprozess  gemacht 
werden  kann,  schliesst  also  das  objektive  Verfahren  gegen  andere 
Personen  nicht  aus^^j 

Das  Vorausgeführte  giebt  auch  den  Schlüssel  für  die  bestrittene 
Frage,  was  §  42  St.G.B.  unter  „Unausführbarkeitder  Verurteilung^ 
oder  Verfolgung''  versteht:  unausführbar  ist  eine  Verurteilung  dann, 
wenn  ein  Strafanspruch  gegen  den  Einziehungsinteressenten  nicht 
gegeben  ist ^2);  eine  Verfolgung  dann,  wenn  prozessuale  (rechtliche 
oder  thatsächliche)  Gründe  ^^)  dem  Vollstrafverfahren  entgegenstellen. 
Solchenfalls  ist  also  ein  objektives  Verfahren  zulässig. 

Die  Unausführbarkeit  der  Verurteilung  und  Verfolgung  ist  Prozessvoi-au&setzung 
für  da«  objektive  Verfahren,  somit  vom  Gericht  zu  prüfen  **). 

Streng  zu  trennen  von  der  durch  §  42  StGB,  beantworteten  prozessualen 
Frage  nach  der  Zulässigkeit  des  objektiven  V  e  r  f  a  h  r  e  n  s  ist  die  Frage  nach  den 
materiellrechtlichen  Voraussetzungen  der  Einziehung  und  Un- 
brauchbarmachung selbst  **).  Dieser  Unterschied  ist  dem  allgenieinen 
unterschied  zwischen  Prozessvoraussetzungen    und  Strafbarkeitsbedingungen   parallel. 


**)  Hat  z.  B.  A  eine  Schrift  straf bai-en  Inhalts  verfasst,  bo  ist  das  objektive 
Verfahren  gegen  den  Buchhändler  B,  der  Exemplare  der  Schrift  besitzt,  (§  41  St.G.B.) 
schlechthin  zulässig,  auch  wenn  gegen  A  ein  subjektives  Verfahren  möglich  i^t. 

")  Z.  B.  er  ist  lediglich  der  Buchhäodler,  der  Exemplare  der  strafbaren  Sclirift 
besitzt  (§  41  St.G.B.). 

^*)  Z.  B.  derzeitige  Geisteski-ankheit  (denn  das  objektive  Verfahren  wird  durch 
solche  nicht  gehindert,  vgl.  oben  bei  Anm.  10);  oder  Fehlen  des  Strafantrages  (denn  der 
Strafantrag  bedingt  nur  die  auf  Bestrafung  gerichtete  Klage;  so  Oppenhoff 
1  zu  §42,  P  u  c  h  e  1 1 8  zu  §  61  St.G.B.,  Fuchs,  Anklage  und  Antragsdelikte  154,  X  e  s  s  e  1 
Antragsberechtigungen  37.  A.  M.  E.  XI,  119,  XIV,  382,  Frank  II,  2  zu  §  42, 
Olshausen  (3b  zu  §42,  Hälschner,  I,  634,  B  i  n  d  i  n  g  Grdr.  209,  Grundriss 
des  Straf  rechts  §  97  a,  H.  Meyer  §  55,  4  S.  396,  Köbner  Einziehung  .'>3, 
Friedländer  objektives  Verfahren  2 ,  B i r k  n>  e y  e r  802). 

")  Die  gegenteilige  Auffassung  —  E.  VIII,  238,  Olshausen  4,  Frank  IL  2 
zu  §  42  — ,  dass  nur  die  Staatsanwaltschaft  die  Frage  der  Ausführbarkeit 
oder  Unausführbarkeit  der  Verurteilung  oder  Verfolgung  souverän  zu  prüfen  habe, 
hat  im  Gesetz  keine  Stütze.  Wie  im  Text  Friedländer,  Das  objektive  Verfahren  25. 
Binding  Grdr.  209,  Birkmeyer  805. 

^*)  Hierher  gehört  die  Frage,  ob  das  Vorliegen  von  Strafaus- 
schliessungsgründen  bei  demThäterdie  Einziehbarkeit  beseitigt.  8ie 
ist  de  lege  lata  zu  bejahen,  und  zwar  auch,  was  häufig  l)estritten  wird,  für  §  41 
St.G.B.  Wo  kein  Strafanspruch,  da  kein  Einziehungs-  oder  ünbrauchbarmachuugs- 
anspruch.  Der  Wortlaut  des  §  41  StG.B.  (Strafbarkeit  des  Inhalts  einer  Druck- 
schrift) drückt  sich  uneigentlich  aus,  etwas  Lebloses  kann  nie  strafbar  sein.  Ein- 
ziehung und  Unbrauchbarmachung  können  also  nur  auf  Grund  der  Feststellung  verfügt 
werden,  dass  jemand,    also   je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle    der   Einziehuugs- 
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IV.  Die  strafprozessuale  Natur  des  objektiven  Verfahrens  bedingt 
das  rechtliche  Gehör  der  Parteien,  insonderheit  des  in  Anspruch 
genommenen  Einziehungsinteressenten.  Ein  Verfahren 
über  den  Kopf  des  Letzteren  hinweg  wäre  nichtig.  Wem  nicht 
Gelegenheit  gegeben  war,  seine  Rechte  im  Prozess  wahrzunehmen,  der 
bleibt  von  letzterem  gänzlich  unberührt  ^^). 

y.  Das  zuständige  Gericht  bestimmt  sich  nach  den  gewöhnlichen  Sätzen, 
§  477  Abs.  1  SiP.O.,  es  kommt  also  auf  die  Schwere  des  Delikts,  aas  dem  der  Ein- 
ziehnngs-  u.  s.  w.  Ansprach  hergeleitet  wird,  and  auf  den  Gerichtsstand  der  Thäter, 
nicht  auf  die  persönlichen  Beziehungen  der  E^nziehungsinteressenten  (deren  Wohnsitz 
u.  8.  w.)  an. 

An  die  Stelle  des  Schwurgerichts  tritt  jedoch  die  Strafkammer  des  Sitzungs- 
ortes,  §  477  Abs.  2  St.P.O. 

VI.  Die  Klage*®)  wird  erhoben  durch  Antrag  auf  Einziehung  u.  s.  w. 
eines  zu  benennenden  Objekts  '*).  Sie  begründet,  natürlich  nur  im  Um- 
fange des  Prozessgegenstandes,  Rechtshängigkeit*^). 

VII.  Die  Eröffnung  des  Verfahrens  erfolgt  latent  durch  den  A'or- 
sitzenden  durch  Anberatunung  eines  Haupt  Verhandlungstermins  ohne  Eröffnuugs- 
beschluss**). 

Vni.  Die  Einziehungsinteressenten  sind  zur  Hauptverhandlung  zu  laden, 
§  478  Abs.  2  StP.O.     Sie    sind    berechtigt,    selbst   zu  erscheinen,    auch    sich  durch 


Interessent  selbst  oder  ein  Teilnehmer  (so  §  40  St.(T.B.)  oder  irgend  ein  beliebiger 
Thater  (so  bei  Unbrauchbarmachung  gegen  den  Buchhändler  u.  s.  w.)  die  That  als 
eine  für  ihn  strafbare  Handlung  begangen  hat.  Richtiger  wäre  es  freilich 
gewesen,  wenn  das  Gesetz  die  Einziehbarkeit  u.  s.  w.  von  der  Strafbarkeit  der  That 
unabhängig  gestellt  hätte,  und  der  Straf  prozess  nicht  mit  diesen  in  ihn  nicht  hinein 
passenden  Präventivmassregeln  beschwert  worden  wäre.     Vgl.  auch  Glücksmaunö?. 

*^)  Vgl.  oben  S.  270  und  Ötker  632  ff.  E.  V,  375,  vgl.  auch  Ulimann  57ö. 
A.  M.  Benneoke  702,  Binding  Grdr.  211,  Glücksmann  47,  teilweise  auch 
V.  Kries  758,  226,  Birkmeyer  805,  Friedländer  71.  —  Eine  Ausnahme  bilden 
die  in  §  151  behandelten  Fälle. 

»8)  Vgl.  Löwe  3  zu  Buch  2  Abschn.  1,  Ulimann  574. 

**)  Streitig  ist,  ob  die  Staatsanwaltschaft  in  Ansehung  des  objektiven  Verfahrens 
durch  das  Legalitätsprinzip  gebunden  ist.  Das  wird  verneint  von  Löwe  4b  zu  g  477, 
Bennecke  699  Anm.  5,  Birkmeyer  803,  Binding  Grdr.  210  —  mit  Recht,  inso- 
weit es  sich  um  die  fakultative  Einziehung  u.  s.  w.  handelt  (z.  B.  St.G.B  §  40). 
Insoweit  es  sich  dagegen  um  die  Fälle  der  obligatorischen  Einziehung:  oder 
Unbrauchbarmachung,  z.  B.  §§  41,  152  St.G.B.  handelt,  muss  das  Legalitätspiinzip 
durchgreifen.  Niobt  im  Widerspruch  zum  Legalitätsprinzip  steht  es,  dass  das  objektive 
Verfahren  da  zu  unterbleiben  hat,  wo  der  Zweck  der  Massregel  auf  anderem  Wege 
erreicht  ist  (z.  B.  bei  freiwilliger  Darbietung  des  Objekts  durch  den  Eigentümer;,  denn 
damit  ist  das  Verfahren  gegenstandslos  gemacht.  Übereinstimmend  Olshausen  9 
zu  §  42  St.G.B.,  Ullmann  573. 

«°)  Bennecke  G99. 

»»)  Vgl.  E.  VI,  611,  Bennecke  700  Anm.  7,  v.  Kries  756,  Ulimann  575, 
Löwe  6  zu  §  477,  Stenglein  1  zu  §  478,  Birkmeyer  804.  Dagegen  verlangen 
E.  XIX.  428,  E.  V,  215,  Rintelen  §  55,  3,  Meves  H.H.  IL  463,  Friedländer 
58,  Binding  Grdr.  211  einen  Ger  ich  tsbeschluss  auf  Anberaumung  der 
Hauptverh  andlung. 
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einen  schnftiich  bevollmächtigten  Verteidiger  vertreten  zu  lassen,  erforderlich  ist 
aber  für  die  Vornahme  der  Hanptverhandlung  weder  das  persönliche  Erscheinen,  noch 
ein  Vertretensein,  §  478  Abs.  3  StP.O. 

IX.  Über  die  Klage  ist  in  gewöhnlicher  Weise  zu  entscheiden ^2), 
Fehlt  also  eine  Prozessvoraussetzung,  so  wird  das  Verfahren  durch 
Beschluss  eingestellt^^).  Anderenfalls  ist  durch  Sachurteil  die  Ein- 
ziehung u.  s.  w.  auszusprechen  oder  abzulehnen. 

X.  Dem  unvertreten  nicht  erschienenen  Einziehungsinteressenten 
ist  das  ergehende  urteil  zuzustellen.  Er  kann  unter  den  gewöhn- 
lichen Voraussetzungen  Wiedereinsetzung  dagegen  erlangen^).  Das 
ergiebt  sich  aus  St.P.O.  §  378  Abs.  3  Satz  1.  Daneben  hat  der  Ein- 
ziehungsinteressent, gleichviel  ob  erschienen  oder  nicht  erschienen,  die 
gewöhnlichen  Eechtsmittel.  Die  Rechtsmittelfrist  läuft  für  den,  der  bei 
der  Verkündung  des  Urteils  zugegen  war,  von  der  Verkündung  ab, 
gegen  aüdere  Beklagte  von  der  Zustellung  ab^S). 

XI.  Das  urteil,  das  die  Einziehung  oder  Unbrauchbarmachung 
verhängt  oder  die  Verhängung  aus  materiellrechtlichen  Gründen  ablehnt, 
ist  wie    jedes  Sachurteil    der  materiellen  Rechtskraft  fähig -ß).     Selbst- 


**)  Und  zwar  mit  einfacher  Majorität,  da  es  eine  „Schuldfrage"  nur  beim 
S  t  r  a  f  ansprach  giebt,  oben  §  61  III  1  d.  Ebenso  Binding,  Grdr.  212.  A.  M. 
Friedländer  66. 

")  Bennecke  701.  Einstellung  durch  Formalurteil  nach  StP.O.  §  259 
Abs.  2  kann  nicht  vorkommen,  weil  das  objektive  Verfahren  ja  von  Stellimg  oder 
Nichtsteilung  des  Strafantrages  ganz  unabhängig  ist  oben  Anm.  14.  Wer  freilich  den 
Straf antrag  als  Prozessvoraussetzong  auch  für  das  objektive  Verfahren  ansieht,  gelangt 
natürlich  im  Falle  des  §  259  Abs.  2  StP.O.  zur  Einstellung  durch  Formalurteil; 
so  Bennecke  a,  a.  0.;  im  wesentlichen  auch  E.  XI,  119;  R.  VI,  559. 

**)  Übereinstimmend  Bennecke  700  Anm.  12;  Meves,  H.  H.  H,  465; 
Stenglein  4  zu  §  478.  A.  M.  Geyer  886;  Löwe  4,  Keller  4,  Dalcke  2 
zu  §  478;  Ullmann  575;  Birkmeyer  805. 

^^)  Diejenigen  Interessenten,  die  im  Verfahren  nicht  gehört  (also  nicht  geladen) 
worden  sind,  bleiben  ganz  unberührt  Vgl.  E.  V,  371;  Stenglein  4  zu  §  477. 
Damit  erledigt  sich  die  —  von  Löwe  1  zu  §  479,  Binding,  Grdr.  212,  Bennecke 
702  Anm.  18;  Meves,  H.  H.  11,  465  u.  s. w.  nicht  übereinstimmend  beantwortete  — 
Frage  nach  der  ihnen  gegebenen  Rechtsmittelfrist  Die  H.M.  freilich  —  vgl  z.B.  Birk- 
meyer 805  —  lehrt,  das  Urteil  wirke  schlechthin  in  reni^  was  dem  Grundsatz  des 
rechtlichen  Gehörs  ins  Gesicht  schlägt  Nur  faktisch  verschiebt  sich  durch  das 
Urteil  die  Sachlage  zu  Ungunsten  der  nicht  zugezogenen  Interessenten  insofern,  als 
nach  erfolgter  Vollstreckung  der  Fiskus  zum  beaius  possidens  geworden  ist,  und  der 
Interessent  somit  genötigt  ist,  in  einem  von  ihm  anzustrengenden  Prozesse  die 
Klägerrolle  zu  übernehmen. 

*®)  Die  von  mir  früher  —  Z.  XVIII,  271  Anm.  4  —  geäusserte  gegenteilige 
Meinung  (ähnlich  auch  E.  XIV,  161,  R.  VIII,  400,  Glücksmann,  Rechtekraft  der 
strafprozessualen  Entscheidung  u.  s.  w.  5)  halte  ich  nicht  mehr  aufrecht.  Denn 
wenngleich  Einziehung  und  Unbrauchbarmachung  reine  Polizeimassregeln  sind,  so 
entscheidet  über  die  Rechtskraftfrage  doch  die  Form  des  Verfahrens,  nicht  die 
materielle  Natur  des  Prozessgegenstandes. 
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verständlich  reicht  die  Rechtskraft  aber  nicht  über  den  Prozess- 
gegenstand27)  hinaus;  und  dei  ferner  resjudicatanMv  int  er  partes 
jus  fadty  so  ergiebt  sich  der  Satz:  Durch  das  (sei  es  positive,  sei  es 
negative)  Sachurteil  im  objektiven  Verfahren  wird  das  Klagerecht  gegen 
den  betreffenden  zu  Gehör  gelangten  Einziehungs- 
interessenten insoweit  konsumiert,  als  es  sich  um  Einziehung 
oder  Unbrauchbarmachung  des  im  objektiven  Verfahren  vom 
Kläger  in  Anspruch  genommenen  Gegenstandes  handelt 
Insoweit  ist  also  fortan  ein  objektives  wie  subjektives  Verfahren 
ausgeschlossen^.  Dagegen  steht  das  urteil  nicht  entgegen:  einem 
Verfahren,  das  sich  auf  einen  anderen  Einziehungs-  oder  ünbrauchbar- 
machungsgegenstand  richtet^);  einem  Verfahren,  das  den  Strafe 
anspruch  mit  den  Nebenansprüchen  (unter  Ausschluss  des  Einziehungs- 
n.  s.  w.  Anspruchs  an  dem  betreffenden  konkreten  Gegenstände)^ 
realisieren  will*^);  einem  Verfahren  gegen  eine   andere  Person ^^). 

Was  umgekehrt  die  Frage  nach  der  Rechtskraft  eines  in  einem 
Yollstrafprozess  ergangenen  (verurteilenden  oder  freisprechenden^ 
Sachurteils  in  Ansehung  der  Einziehung  und  Unbrauchbarmachung 
anlangt,  so  ist 

1*  durch  ein  solches  Sachurteil  bezüglich  der  abgeurteilten  Person 
u.  8.  w.  in  Ansehung  des  Prozessgegenstandes,  wozu  die  Einziehung 
ja  gehört,  ungeteilt  res  jtidicata  eingetreten,  sollte  selbst  der  Ein- 
ziehung oder  Unbrauchbarmachung  keine  Erwähnung  geschehen  sein^). 
Die  Rechtskraft  über  den  ganzen  Prozessgegenstand  schliesst  in  sich 
die  Rechtskraft  über  seine  Teile.  So  ist  namentlich  gegen  den  rechts- 
kräftig Freigesprochenen  jedes  objektive  Verfahren  ausgeschlossen. 

2.  Dagegen  steht  das  Urteil  einem  VoUstrafprozess  oder  objek- 
tiven Verfahren  gegen  eine  andere  Person  nicht  entgegen®),  gleich- 
viel  um  welche  Gegenstände  es  sich  handelt.     So    hindert   z.  B.    die 


")  Oben  I. 

*■)  So  wohl  auch  Bennecke  702.  Anders  Bin  ding,  Grdr.  212;  teilweise 
auch  Herschel  32  ff.;  Glücksmann  35  ff. 

«•)  Vgl.  Glücksmann  42. 

«•)  Vgl.  Glücksmann  35,  47. 

»»)  Vgl.  Glücksmann  38. 

••)  Vgl.  oben  §  61,  IV,  4.  Anscheinend  a.  M.:  Bennecke  698  Anm.  1; 
Herschel  28.  Teilweise  abweichend  Gliicksmann  27  ff.  Das  Reichsgericht  lAsst 
Konsumtion  zu  insoweit  die  Einziehung  n.  s.  w.  Strafe  sei,  (das  ist  sie  aber  niemals^ 
oben  8.  203),  £•  VIII,  349;  R.  V,  389;  nicht  aber,  wo  sie  Polizeimassregel  sei,  E^ 
XIV,  161,  Vm,  400.    Vgl.  dagegen  oben  Anm.  26. 

'*)  Abweichend  Herschel  30. 
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Freisprechung  des  als  Verfassers    einer  strafbaren  Schrift  Angeklagten 
ein  objektives  Verfahren  gegen  den  Buchhändler  u.  s.  w.  (§  41  StG.B.) 

nichts*). 

XII.    Gegen  das  rechtskräftige  Urteil  ist  wie  sonst  Wiederaofnahme  möglich''). 

§  153. 
VI.    Das  Yerfaliren  vor  den  Konsular-  und  Koloiiial§:eriehteB.*) 

Die  deutschen  Konsular-  und  Kolonialgerichte  sind,  wiewohl  sie  als  ordentliche 
Oerichte  anzusehen  sind'),  doch  irregulär  organisiert,  wie  auch  das  Verfahren  vor 
ihnen  irregulär  gestaltet  ist  Im  nachfolgenden  sollen  die  wesentlichsten  Züge  der 
Konsular-  und  Kolonialgerichtsbarkeit  kurz  skizziert  werden. 

I.  Die  Organisation  der  deutschen  Konsular  gerichte  und  das  Verfahren  tot 
ihnen  regelt  sich  nach  dem  Gesetz  über  die  Organisation  der  Bundeskonsolate  vom 
8.  November  1867  und  dem  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879 
(letzteres  nachstehend  citiert  mit  „K.G.G.'^). 

Die  Konsulargerichtsbarkeit  erstreckt  sich,  konkurrierend  mit  der  inlfindiachea 
Gerichtsbarkeit,  ihrem  pemnlichen  Wirkungskreise  nach  auf  diejenigen  deutschen 
Keichsaogehörigen  und  Schutzgenossen,  die  in  den  deutschen  Konsulärbezirken  wohnen 
oder  sich  aufhalten,  §  1  Abs.  2  K.G.G. 

Den  Mittelpunkt  der  konsulargerichtiichen  Organisation  bildet  der  Konsul,  so 
jedoch,  dass  nicht  jeder  Konsul  Gerichtsbarkeit  hat,  sondern  nur  der  vom  Beichs- 
kanzler  dazu  ermächtigte,  uod  mit  der  weiteren  Massgabe,  dass  der  Reichskanzler  auch 
anderen  Beamten  neben  und  sogar  an  Statt  des  Konsuls  die  Ausübung  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit übertragen  kann,  §  5  K.G.G. 

Die  konsularischen  Gerichtsbehörden  (Konsulargerichte  im  weiteren  Sinne)  sind 

1.  der  Konsul  (bezw.  der  sonstige  mit  der  Gerichtsbarkeit  aasgestattete 
Beamte)  allein; 

2.  das  Konsulargericht  im  engeren  Sinne,  Konsulatsgericht,  bestehend  ans  dem 
Konsul  als  Vorsitzendem  und  zwei,  in  schwereren  Fällen  (K.G.G.  §  28)  vier  Beisitzers, 
K.G.G.  §§  6,  9.  Die  Beisitzer  werden  vom  Konsul  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
ernannt  und  bei  ihrer  ersten  Dienstleistung  beeidigt,  K.G.G.  §§  7,  8. 

Das  Personal  der  Eechtsan walte,  Gerichtsschreiber  und  Gerichtsvollzieher 
bestimmt  sich  nach  EntSchliessung  des  Konsuls,  K.G.G.  §§  10,  11. 


'*)  Zu  einer  Einziehung  kann  es  in  diesem  Falle  natürlich  —  vgl.  oben  S.  682  — 
nur  dann  kommen,  wenn  das  Gericht  eine  durch  die  Schrift  begangene  strafbare 
Handlung  feststellt;  eine  solche  Feststellung  kann  aber  das  Gericht  sehr  wohl  sogar 
bezüglich  des  Freigesprochenen  in  einem  der  Freisprechung  entgegengesetzten 
Sinne  treffen,  da  ja  die  Gründe  des  Urteils  nicht  in  ßechtskraft  erwachsen.  Vgl 
oben  S.  418;  Glücksmann  52;  Herschel  38. 

»*)  Meves  H.  H.  II,  465;  Max  Berner,  Ne  bis  tn  idem  21;  Friedländer  6a 
A.  M.  Binding,  Grdr.  212;  Birkmeyer  805. 

*)  Vgl.  hierzu  auch  K.  Schmidt,  Lehrbuch  des  Givilprozessrechts,  §  42  11. 
Das  Gesetzes-  und  Verordnungsmaterial  ist  zusammengestellt  bei  Gar  eis,  Deutsches 
Kolonialrecht  1888;  Riebow,  Die  deutsche  Koloniälgesetzgebung  1893;  Kolisch, 
Kolonialgesetzgebung  1896.  Dazu:  Verordnung  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  in 
Kiautschau  vom  27.  April  1898.    Vgl.  auch  Binding,  Grdr.  56. 

«)  Oben  S.  467  Anm.  10. 
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Die  Functionen  des  £  o  n  s  a  1  s  als  Richter  sind  die  des  Amtsgerichts,  des  Amts- 
richterä  und  des  Strafkammervorsitzenden,  K.G.G.  §§  12,  22;  das  Konsulats- 
g  e  r  i  c  h  t  steht  an  Stelle  des  Schöffengerichts  und  der  (erstinstanzlichen)  Strafkammer, 
§  12  K.G.G. 

Charakteristisch  für  die  KonsulArgeriohtsbarkeit  ist  die  Nichtgeltun^  des  Anklage- 
ionnprinzips.  Eine  Staatsanwaltschaft  giebt  es  nicht,  ihre  Funktionen  übt  der  Konsul 
aus,  der,  wie  jene,  dem  Legalitätsprinzip  unterstellt  ist,  §§  24—25  KG.G.  Dem 
entsprechend  fällt  auch  die  Klageerhebung  hinweg,  und  der  Eröffnungsbeschluss  hat 
insofern  die  Funktion  der  Anklageschrift  zu  übernehmen,  als  er  auch  die  Beweis- 
mittel anzugeben  hat,  K.G.G.  §  27.  Lehnt  der  Konsul  in  seiner  staatsanwaltschaltiichen 
Funktion  ein  Einschreiten  ab,  so  ist  dagegen  ein  Klageprüfungsverfahren  nach  §  170 
St.P.O.  zulässig;  und  zwar  so,  dass  die  Entscheidung  des  Konsulatsgerichts  über 
<lie  Frage  der  Klageerhebung  sofort,  ohne  vorgängige  Beschwerde  an  den  „vorgesetzten 
Beamten  der  Staatsanwaltschaft",  extrahiert  werden  kann,  weil  es  zwar  einen  Vor- 
gesetzten des  Konsuls,  den  Reichskanzler,  nicht  aber  einen  „vorgesetzten  Beamten 
<ler  Staatsanwaltschaft"  über  dem  Konsul  giebt'). 

Gegen  die  urteile  in  Übertretungssachen  giebt  es  kein  Rechtsmittel,  andere  kon- 
sulargerichtliche  Urteile  sind  mit  Berufung  anfechtbar;  diese  geht  an  das  Reichsgericht 
als  letzte  Instanz,  K.G.G.   §§  33,  34,  36,  vgl.  §§  39,  40. 

Die  Beschwerde  ist  prinzipiell  in  demselben  Umfange,  wie  nach  der  St.P.O. 
gegeben^),  und  zwar  entscheidet  über  Beschwerden  gegenüber  dem  Konsul  das 
Konsulatsgericht,  über  Beschwerden  gegenüber  dem  Konsulatsgericht  das  Reichs- 
gericht, §§  35,  36  K.G.G. 

Eine  Anfechtung  der  Entscheidungen  des  Konsulatsgerichts  durch  den  dabei 
überstimmten  Konsul  —  etwa  nach  Art  der  modernen  verwaltungsgerichtlichen 
Bestimmungen  —  sieht  das  Gesetz  nicht  vor.  Anfechtungsberechtigt  ist  nur  der  An- 
geklagte. Dagegen  kann  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  auch  von  Amts  wegen 
erfolgen,  §  41  K.G.G.,  was  mit  dem  Ausschluss  des  Anklageformprinzips  harmoniert. 

Insoweit  das  Reichsgericht  in  Konsularsachen  thätig  wird,  greifen  wieder  die 
Sätze  des  G.V.G.  und  der  StP.O.  Platz  (Mitwirkung  der  Reichsanwaltschaft  u.  s.  w.); 
•eine  Ausnahme  s.  in  §  40  K.G.G. 

Die  Begnadigung  gegenüber  Urteilen  des  KonsiJs  wie  des  Konsulatsgerichts 
wird  vom  Kaiser  ausgeübt,  §  42  K.G.G. 

Für  die  die  Zuständigkeit  der  Strafkammern  übersteigenden  Strafthaten  sind 
nicht  die  Konsulargerichte  zuständig,  sondern  nur  die  inländischen  Gerichte^). 


^)  £.  XXIV,  220.   Die  Sachlage  ist  hier  dieselbe  wie  gegenüber  dem  ablehnenden 
Bescheid  der  Reichsanwaltschaft,  oben  8.  485. 

*)  Deshalb  findet  auch  der  die  weitere  Beschwerde  ausschliessende  §  347  StP.O. 
in  dem  Falle  Anwendung,  wenn  der  Konsul  in  richterlicher  Eigenschaft,  und 
auf  dagegen  erfolgte  Beschwerde  das  Konsulatsgericht  entschieden  hatte,  E.  XXIV,  220. 
Dagegen  ist  die  Beschwerde  (an  das  Reichsgericht)  in  dem  Falle  zulässig,  wenn  der 
Konsul  in  staatsanwaltschaftlicher  Funktion  die  Einleitung  eines  Verfahrens 
abgelehnt,  und  das  Konsukitsgericht  im  Klageprüfungsverfahren  (also  als 
erste  Instanz)  entschieden  hatte,  da  §  346  Abs.  3  —  oben  S.  486  bei  Anm.  26  —  hier 
nicht  zutrifft,  E.  XXIV,  220. 

*)  Vgl.  aber  K.G.G.  §  31. 
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II.  Die  Organisation  der  Gerichte  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten  und  das  Verfahren  vor  ihnen  beroht  auf  dem  Gesetz  über 
die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  vom  15.  lOurz  1888  (nachstehend 
citiert  mit  „8oh.G.G."). 

Grundsätzlich  sind  auf  die  kolonialen  Verhältnisse  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen des  E.G.G.  übertragen  in  der  Weise,  dass  an  Stelle  des  Konsuls  der  vom 
Reichskanzler  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  ermächtigte  Beamte  („Richter^^  im 
Schutzgebiet),  an  Stelle  des  Konsulatsgerichts  das  „Gericht  des  Schutzgebiets^^  tritt, 
§  2  Sch.G.G. 

Nach  §  3  Soh.G.G.  können  jedoch  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmte 
Abweichungen  festgesetzt  werden;  so  können  namentlich 

1.  auch  andere  Personen,  als  die  in  den  Schutzgebieten  ansässigen  und  auf- 
hältlichen  Deutschen  und  Schutzgenossen  der  Kolonialgerichtsbarkeit  unterstellt 
werden*); 

2.  die  Mitwirkung  einer  Staatsanwaltschaft  voigeschrieben  werden  ^ ; 

3.  das  Kolonialgericht  auch  für  Sohwurgerichtssachen  zuständig  erklärt  werden; 

4.  ein  Bemfungs-  und  Beschwerde-Instanzenzug  im  Schutzgebiete  selbst  (statt 
an  das  Reichsgericht)  eingerichtet  werden"). 

§  154. 
ANHANG   I. 


Die  wesentiichen  ZOge  aue  der  Geschichte 
des  Strafprozessrechts  ^). 

Wie  das  deutsche  Recht  der  Gegenwart  überhaupt,  so  ist  auch  das  deutsche 
Strafprozessrecht  kein  Rechtsgebilde  von  reindeutscher  Herkunft  Mit  dem  ger- 
manisch-deutschen Strafprozessrecht,  wie  es  bis  gegen  Ausgang  des  IGttel- 
alters  galt,  vermischte  sich  infolge  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  das  römische 
Strafprozessrecht,    das  freilich   seinerseits   nicht  rein  römisch,   sondern  römisch- 


*)  Soweit  dies  nicht  geschieht,  entbehrt  namentlich  der  Plrozess  gegen  Ein- 
geborene der  gesetzlichen  Grundlage;  die  erforderlichen  Anordnungen  sii^  in 
der  Hauptsache  krid%  erfolgter  Delegation  Sache  des  Reichskanzlers,  vgl.  Verordnung 
yom  25.  Februar  1896  für  die  afrikanischen  Schutzgebiete.  Für  Neu-Guinea  vgl.  die 
Straf  Verordnung  für  die  Eingeborenen  vom  21.  Oktober  1888;  für  Ostafrika,  Kamerun 
und  Togo  die  Verfügung  vom  22.  April  1896. 

^)  Geschehen  durch  Verordnung  vom  13.  Dezember  1897  für  die  Haupt- 
verhandlung in  erster  Instanz,  für  die  Einlegung  von  Rechtsmitteln  und  das  Verfahren 
zweiter  Instanz;  der  Staatsanwalt  wird  von  dem  obersten  Beamten  des  Schutzgebiets 
aus  den  Beamten  des  letzteren,  eventuell  aus  den  sonstigen  geeigneten  Geriohts- 
eingesessenen  bestellt. 

")  Z.  B.  geschehen  für  Kamerun  und  Togo. 

')  Vgl.  Glaser  I,  49  und  H.H.  I,  5,  Geyer  23,  v.  Kries  11,  Ulimann 
45,  besonders  aber  Binding  Grdr.  5  und  Birkraeyer  806.  Dort  auch  Hinweise 
auf  das  Qaellenmaterial,  sowie  weitere  Literaturangaben;  zur  deutschen  Rechts- 

feschichte  speziell  ist  ausser  den  Lehr-  und  Handbüchern  besonders  heranzuziehen; 
^ahn.  Könige  der  Germanen  Band  I  bis  VUI,  1861—1900. 
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kanonisch-italienisch  war  und  in  dieser  Gestalt  germanische  Reohtselemente 
mitbrachte,  die  es  in  seinem  Entwickelungsgange  aufgesogen  hatte.  Das  Produkt  der 
Rezeption  war  das  ,,gemeine  deutsche  Strafprozessrecht'*;  durch  die 
Peinliche  Gerichtsordnung  Karls  V.  von  1532  (P.G.O.,  Constitutio 
CriminalU  Carolina^  CCC.)  erhielt  dasselbe  teilweise  eine  gesetzliche  Grundlage. 
Verschiedene  Partikulargesetzgebungen  verdrängten  später  für  ihren  Bereich  das  ge- 
meine Recht;  doch  war  zunächst  der  Bruch  mit  dem  letzteren  im  wesentlichen  nur 
ein  formeller,  kein  inhaltlicher.  Zum  inhaltlichen  Abgehen  von  dem  gemeinen  Prozess 
gab  erst  die  geistige  Bewegung  den  Anstoss,  die  sich  an  die  französische  Revolution 
anschloss.  Diese  geistige  Bewegung  erzielte  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  eine 
btark  durch  das  —  seinerseits  wieder  zam  Teil  vom  englischen  Recht  beeinflnsste 
und  viel  stärker  als  der  gemeine  Prozess  von  germanischen  Rechtsgedanken 
beherrschte  —  französische  Recht  (Chde  d'  Instruction  criminelle  1808)  be- 
einfiusste  Landesgesetzgebung.  Der  so  geschaffene  Straf  prozess  i'fiegt  als  der 
^reformierte  Strafprozesse*  bezeichnet  zu  werden.  Auf  ihm  beruht  in  der 
Hauptsache  die  deutsche  Reichsgesetzgebung  von  1877 ''). 

I.    Das  germanisch-deutsche  Recht'). 

1.  Der  Schwerpunkt  der  germanischen  Gerichtsverfassung  lag  ur- 
sprünglich bei  der  Gesamtheit  der  Rechtsgen ossen,  der  Volksversammlung,  dem  thmg, 
und  zwar  gruoditätzlich  bei  der  Hundertsch  af  ts  vei'sammlung,  teilweise  auch 
bei  der  Landesgemeinde,  der  die  ganze  Völkerschaft  umfassenden  Versammlung. 
Der  Vorsitzende  oder  „Richter'*  —  in  der  Hundertschafts  Versammlung  der  thunginus, 
Gaufüist  —  machte  nach  verhandelter  Sache  nur  den  Uiteilsvorschlag,  der  erst  durch 
^jvollbori^*'  der  Versammlung  (des  „Umstandes")  zum  Urteil  wurde.  Bei  den  Franken 
wurde  der  Urteilsvorschlag  später  Sache  der  sieben  Rachimbargen,  an  deren  Stelle 
unter  Karl  dem  Grossen  sieben  auf  Lebenszeit  ernannte  Schöffen  (scabini)  traten; 
der  Vorsitz  ging  auf  den  vom  Könige  ernannten  Grafen  über;  auch  entwickelte  sich 
neben  dem  Volksgericht  das  Königsgericht.  Aber  das  Charakteristikum  der  ger- 
manischen Gerichtsverfassung,  die  Trennung  der  Funktionen  des  „Etichters"  von  denen 
der  „Urteilei'e  blieb   bestehen.    Dies   gilt  auch   noch  für  die  Zeit  der   Rechtsbücher. 

2.  Der  Straf  prozess  war  —  von  Hause  aus  noch  ungeschieden  vom  Civil- 
prozess  —  Parteiprozess,  es  galt  Akkusatlonsmaxime,  und  zwar  war  das  Anklagen 
Sache  des  Verletzten  und  seiner  Sippe. 

Die  Rügegerichtsbarkeit  (Verfolgung  der  Verbrechen  durch  königliche  Beamte, 
später  durch  die  Freischöffen  beim  Fehmgerioht)  blieb  Ausnahme. 
8.     Das  Verfahren  war  mündlich  und  öffentlich. 


»)  Oben  S.  17. 

•)  Meist  wird  bei  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwickelung  das  römische 
Recht  vorangestellt.  Das  ist  methodisch  unrichtig,  denn  will  man  die  ,,deutsche" 
Rechtsentwickelung  schildern,  so  muss  mau  von  dem  anfänglichen  einheimischen 
Recht  den  Ausgang  nehmen.  Das  römische,  wie  später  das  franzöi^ische  Recht  er- 
scheint nur  als  ein  —  wenn  auch  dem  Strome  die  Richtung  gebender  —  Neben - 
f  1  u  s  s  ;  die  Betrachtung  seines  Laufs  muss  sich  daher  an  der  Stelle  in  die  Darstellung 
eingliedern,  wo  er  in  den  Strom  des  germaniscben  Rechts  eingemündet  ist. 
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Um  die  Ernodttelung  der  Wahrheit  bemühte  sich  nicht  das  Gericht  selbst,  es 
galt  vielmehr,  modern  gesprochen,  Verhandlungsmaxime.  Das  Geständnis  des  Beklagten 
(d.  i.  formelles  Schuldbekenntnis)  führte  direkt  zur  Verurteilung. 

4.  Die  Prozesshandlungen  waren  strenge  Formal  akte,  ein  für  alle  Mal  fest 
bestimmte  Worte  und  begleitende  symbolische  Handlungen.  Verfehlung  in  der  Form 
brachte  das  Unterliegen  im  Prozess  mit  sich. 

Das  Beweisrecht  hatte  nicht  die  relevanten  That Sachen  zum  Gegenstande, 
sondern  das  Recht  der  Partei.  Der  Beweis  wuide  geführt  durch  Eid  der 
Partei,  die  beschwor,  dass  sie  im  Rechte  sei,  wozu  jedoch  regelmässig  der  Kid  von 
Eideshelfem  („Gezengen'')  hinzutreten  mu^ste  des  Inhalts,  dass  der  Eid  des  Haupt- 
schwörers  ,,rein  und  nicht  mein'^  sei.  Das  Beweisendürfen  war  daher  eine  Ver- 
günstigang.  Sie  kam  grundsätzlich  dem  Beklagten  zu  (Reinigungseid).  Der 
Kläger  und  nicht  der  Beklagte  wurde  zum  Eid  zugelassen,  wenn  der  Beklagte  auf 
handhafter  That  ergriffen  worden  war. 

Später  traten  —  zum  Ersatz  für  die  nicht  immer  z.  B.  nicht  bei  Eidesun- 
fähigkeit) möglichen  Eide  —  als  Beweismittel  die  Gottesurteile  (Ordalien)  hervor: 
Kesselfang,  Wasserprobe  u.  s.  w.,  unter  die  im  weiteren  Verlaufe  auch  der  Zweikampf 
eingegliedert  wurde. 

5.  Das  Urteil  erging  vor  der  Beweisaufnahme ;  war  eine  solche  erforderlich, 
d.  h.  war  der  Beklagte  nicht  geständig,  so  entschied  es  darüber,  wer  näher  zum  Beweise 
sei,  ob  der  Kläger  oder  der  Beklagte;  es  war  deshalb  „zweizüngig'',  bedingtes  Endurteil, 
d.  h.  setzte  für  den  Fall,  dass  der  Beweis  in  gewissem  Sinne  ausfalle,  die  Verurteilung, 
für  den  entgegengesetzten  Fall  die  Freisprechung  fest. 

6.  Rechtsmittel  gegen  das  Urteil  gab  es  nicht  Die  „Urteilsschelte"  war  kein 
Rechtsmittel,  sondern  eine  Missbilligung  des  Urteilsvorschlags  vor  gesprochenem  Urteil 
mit  der  Wirkung,  dass  über  die  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  des  erhobenen  Vor- 
wurfs der  Ungerechtigkeit  ein  Zwisohenverfahren  (Beweis  durch  Gottesurteil,  besonders 
Zweikampf,  u.  s.  w.)  sich  einschob,  nach  dessen  Eiledigung  das  Uiteil  gesprochen 
wui-de. 

IL    Das  römisch-kanonisch-italienische  Recht. 

1.  Als  Richter  fungierten  im  ältesten  Rom  der  König  oder  seine  Beamten, 
im  republikanischen  Rom  zunächst  die  Konsuln,  später  die  comüia^  also  die  Bürge r- 
versammlung  selbst^  insonderheit  die  Centuriatkomitien,  weiterhin  besondeie  Aus- 
schübse,  qttctestiones  ^  die  anfänglich  von  Fall  zu  Fall  eingesetzt^  späterhin  derart 
ständig  berufen  waren  (quaestiones  perpetuae),  dass  jede  quaestio  Gerichtshof  für  je 
eine  Deliktsark  (crimen  repeiundarum,  crimen  falsi  u.  s.  w.)  war.  In  der  Kaiserzeit 
verdrängte  der  sich  immer  weiter  ausdehnende  Extraordinarprozess,  in  dem  kaiserliche 
Beamte  (oder  der  Kaiser  selbst)  Recht  spi-achen,  den  Quästionenprozess  in  stetiger 
Entwickelung. 

Auch  der  kanonisch-italienische  Prozess  war  Beamten  prozess. 

2.  Der  römische  Strafprozess  war,  insoweit  es  sich  um  die  deliela  prirata 
handelte,  nichts  anderes,  als  ein  auf  Privatstrafe  gerichteter  Civilprozess;  aber  auch 
der  Strafprozess  wegen  eines  crifnen  publicum  war  ein  dem  Civilprozess  sehr  stark 
ähnelnder  Parteiprozess.  Es  galt  Anklageprinzip  und  zwar  in  Form  des  Popular- 
klageprozesses,  wenn  auch  so,  dass  gewisse  Beamte  die  Amtspflicht  hatten,  in  ge- 
wissen Fällen  Anklage  zu  erheben. 
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Das  kanoDische  Becht  änderte  hieran  dem  Grundsatze  nach  nichts.  Wohl  aher 
bildeten  sich  hier  vier  ,,Aasnahmen^^  von  dem  Grundsatze  aus,  die  praktisch  den  Grund- 
satz ausser  Anwendung  setzten.  Wenn  nämlich  entweder  ein  Verbrechen  offenkundig 
sei  (manifestum)^  oder  jemandem  durch  greifbares  Gerücht  ein  Verbrechen  schuld 
gegeben  werde  [infamatio  oder  diffamatio\  oder  eine  glaubwürdige  Anzeige  vorliege 
{denuncicttio  evangelica)^  oder  im  Laufe  einer  anderen  Untersuchung  einredeweise 
eine  Beschuldigung  geltend  gemacht  werde  (exceptio),  dann  solle  der  Richter  ex  officio 
einschreiten  können.  Es  galt  in  diesen  Fällen  also  Offizialprinzip  mit  In- 
quisitionsform. 

Fortan  galten  —  auch  in  der  Fortbildung  des  Prozesses  durch  die  italienische 
Jurisprudenz  —  Akkusatioos-  und  Inquisitionsprozess  neben  einander. 

3.  In  Rom  galt  Verhandlungsmaxime.  Dabei  blieb  es  —  auch  in  nachrömischer 
Zeit  —  solange  das  Akkusationsprinzip  herrschte.  Mit  der  Inquisitionsmaxime  aber 
kam  auch  die  ihr  verschwisterte  Instruktionsmaxime  zur  Geltung. 

Das  Verfahren  war  in  Rom  mündlich  und  von  Hause  aus  öffentlich;  erst  die 
Verlegung  der  Verhandlung  vom  Forum  weg  in  Gerichtssäle  führte  im  Laufe  der 
Zeit  zum  Ausschluss  des  Publikums. 

Der  Übergang  des  mündlichen  Prozesses  in  den  schriftlichen  wurde  durch  das 
kanonische  Recht  vermittelt,  welches  zwar  nicht  die  erste,  wohl  aber  die  zweite  In- 
stanz auf  die  Prozessakten  anwies.  Durch  die  mittelalterliche  italienische  Wissen- 
schaft wurde  dann  der  völlige  Bruch  mit  dem  MündlichkeitsgruLdsatz  herbeigeführt, 
womit  auch  die  Heimlichkeit  des  Verfahrens  vollends  besiegelt  wurde. 

4.  Die  Anklage  wurde  im  römischen  Quästionenprozess  nicht  unmittelbar 
bei  dem  Gerichtshof  erhoben;  dem  Verfaliren  vor  diesem  (in  judicio)  ging  vielmehr 
wie  im  Civilprozess  ein  Verfahren  vor  dem  Magistrat  (in  jure)  voran,  bestehend  in  den 
soUemnia  accusationis : 

der  poaitdatio  rei,  d.  i.  der  mündlichen  Erklärung  des  Anklägers,  dass  er  klagen 
wolle ; 

der  delatio  nominis^  d.  i.  der  Neonung  des  Beklagten  und  seiner  That; 

der  inscriptio  und  in  crimen  subscriptio,  d.  i.  der  Niederschrift  der  Anklage 
und  ünterschriftabgabo  durch  den  Ankläger; 

der  nominis  receptio^  d.  i.  der  prätorischen  Eintragung  des  Beklagten  in  die 
Beklagtenliste,  vergleichbar  etwa  dem  heutigen  Eröffnungsbeschluss. 

Sodann  wurde,  nunmehr  „in  ßidicio'*,  aus  der  Zahl  der  judices  quaestionis 
das  Spruchkollegium  ausgeloost,  wobei  den  Parteien  ein  Ablehnungsrecht  zukam,  und 
demnächst  die  zur  Ausübung  berufenen  Richter  vereidigt  (juraii  =  Geschworene). 

Die  materielle  Verhandlung  selbst  begann  mit  einem  Vortrag  der  Anklage 
durch  den  Ankläger,  worauf  die  Gegenrede  des  Beklagten  oder  seines  Anwalts  folgte ; 
der  Prozess  war  also  scharf  als  Parteiprozess  pointiert.  Dasselbe  gilt  von  dem  sich 
nun  anschliessenden  Beweisverfahien :  jede  Paitei  führte  ihre  Beweismittel  dem  — 
die  Beweisaufnahme  lediglich  entgegennehmenden  —  Gerichtshof  vor. 

Der  kaisei  liehe  Prozess  stiess  die  Formen  des  Quästionenprozesses  ab;  die 
extraordinaria  cognitio  geschah  in  einem  sich  dem  Ermessen  des  leitenden  und 
erkennenden  Beamten  anschmiegenden  Verfahren. 

Das  ] ömische  Beweisrecht  war  nicht  wie  das  germanische  auf  starre  Formalakte 
gerichtet,  sondern  darauf,  den  Urteilenden  persönlich  die  Überzeugung  von  der  Richtig- 

4-1* 


Digitized  by 


Google 


002         ^iö  wesentlichen  Züge  aus  der  Oeschichte  des  Stiafprozessreclits.      §  154. 

keit  der  Tbatsaohen  zu  verschaffen  durch  Vernehmung  von  Zeugen  u.  s.  w.  Dabei 
blieb  es  auch  im  kanonischen  Recht,  so  jedoch,  dass  in  dieses  aus  dorn  germanischen 
Recht  der  Reinigungseid  des  Beklagten  eindrang  {purgatio  canoniea\  über  dessen 
Anwendung  dann  die  italienischen  Schriftsteller,  anknüpfend  an  das  Statutarrecht  der 
ober-  und  niiitelitalienischen  Städte,  genauere  Sätze  herausbildeten. 

Mehr  und  mehr  entwickelte  sich  auch  die  formale  Beweistbeorie,  die  den 
Wert  der  einzelnen  Beweismittel  zu  beurteilen  nicht  dem  Gericht  überliess,  sondern 
durch  ein  für  alle  Mal  gültige  feste  Regein  im  Voraus  festzustellen  unternahm. 

Als  ein  vermeintliches  Mittel  zur  Förderung  der  Wahrheitserforschung  kannte 
das  römische  Recht  die  Folter,  Tortur  (qiuie8tio\  sei  es  zur  Erzielung  eines  Geständ- 
nisses, sei  es  zur  Erhärtung  einer  Zeugenaussage.  In  republikanischer  Zeit  wurden 
nur  Sklaven  gefoltert,  in  der  Kaiserzeit  aber  auch  Freie  mit  Ausschluss  gewisser 
privilegierter  Person cuklassen  (z.  B.  der  milites).  Das  kanonisch-italienische  Recht 
folgte  hierin  dem  römischen  Recht. 

5.  Das  Urteil  war  zur  Zeit  der  crimina  legüima  gegenüber  dem  heutigen 
Recht  dadurch  wesentlich  vereinfacht,  dass  auf  diese  Verbrechen  eine  absolute  Strafe 
gesetzt  war;  der  Aus^^prach  des  Gerichts  lautete  daher,  sofern  letzteras  die  Sache 
nicht  für  noch  nicht  genügend  aufgeklärt  hielt  („Non  Itquet**),  lediglich  auf  Ver- 
urteilung schlechthin  (,yCondem?io*')  oder  auf  Freisprechung  (yy Absolvo^'). 

Erst  der  Extraordinarprozess  fugte  zu  der  Thätigkeit  des  Gerichts  die  Straf- 
zumessung hinzu. 

6.  Als  Rechtsmittel  gegen  das  Urteil  erwuchs  im  Extraordinarverfahren  die 
Appellation  an  den  Kaiser  oder  ein  höheres  Gericht. 

III.  Das  Zeitalter  der  Rezeption  brachte  in  Widerstreit  mit  einander  die 
germanischen  Rechtseinrichtungen  einerseits  und  die  römisch-kanonisch-italienischea 
andererseits;  Laiengerichte  und  Trennung  der  Richter-  und  der  Urteilerfunktionen 
einerseits,  —  gelehrte  Gerichte  andererseits;  mündlicher  öffentlicher  Anklageprozess 
einerseits,  —  schriftlicher  geheimer  Inquisitionsprozess  andererseits;  formales  Beweis- 
recht  einerseits,  —  freie  Boweiswürdigung  andererseits  u.  s.  w. 

Die  Verworrenheit  und  Unsicherheit  der  so  geschaffenen  Zustände  drängte 
nach  Klärung  und  solche  konnte  durchgreifend  nicht  anders  geschehen,  als  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung*).  Die  Abhülfe  brachte  die  Carolina^  die  Peinliche  Gerichts- 
ordnung Karls  V.  von  1532,  hervorgegangen  aus  der  BamÖergensts,  der  Bamber^ischon 
Halsgerichtsordnung  von  1507,  deren  Verfasser  Johann  Freiherr  zu  Schwattzenberg 
und  Hohenlandsberg  war.  Eine  Kodifikation  im  modernen  Sinne  war  die  Carolina 
freilich  nicht.  Sie  regelte  nur  einen  Teil  des  Rechtssystems  expressis  verbts,  und 
zwar  unter  eklektischer  Verbindung  germanischer  und  fremdreohtlicher  Rechtsgedanken, 
indem  sie  im  übrigen  das  römisoh-kanonisch-italienische  Recht  als  subsidiär  geltendes 
bestehen   Hess. 


*)  Es  ist  lehrreich,  festzustellen,  dass  gerade  Strafprozess  und  Strafrecht  es 
waron,  die  den  durch  die  Rezeption  geschaffenen  Wirr  war  nicht  vertrugen,  während 
Privatrecht  und  Givilprozess  sicti  noch  Jahrhunderte  lang  mit  dem  unsicheren  Zustande 
behalfen,  —  ein  deutliches  Zeichen  dafür,  wie  unendlich  intensiver  die  Straf  Justiz  au 
den  Lebensnerv  des  Staates  riihrt  als  die  CivIIjustiz,  und  dafür,  dass  jene  somit  un- 
endiidi  wichtiger  als  diese! 
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Die  Fortbildung  des  Strafprozessrechts  geschah  von  da  ab  durch  die  Gerichts- 
praxis, den  usus  for%  der  fürs  erste  in  enger  Fühlung  mit  der  italienischen  Literatur 
blieb  und  im  Laufe  der  Zeit  übrigens  auch  die  lex  scripta^  die  Carolina  selbst,  über- 
wucherte und  zurückdrängte. 

IV.  Dieses  gemeine  Strafprozessrecht,  wie  es  sich  auf  der  Grundlage  der 
CCC.  entwickelte,  wies  folgende  Qauptzüge  auf: 

L  Aus  der  germanischen  Gerichtsverfassung  behielt  die  Carolina  die  ungelehrten 
Gerichte  mit  der  Trennung  der  Urteiler-  und  der  Richterfunktion  bei:  das  Urteil 
sprechen  die  Schöffen,  der  Richter  hat  dabei  kein  Stimmrecht.  Der  Sache  nach 
freilich  drückt  bereits  die  Carolina  selbst  die  Schöffen  bis  zur  Bedeutungslosigkeit 
herab,  indem  sie  ihnen  einschärft,  in  allen  irgendwie  zweifelhaften  Fällen  „Rats  zu 
pflegen",  d.  h.  bei  den  Oberhöfea,  der  Obrigkeit,  den  Juristenfaknltäten  u.  s.  w.  Rat 
zu  holen.  Daraus  entwickelte  sich  das  Institut  der  „ Akten versendung^^,  wodurch  der 
Schwerpunkt  der  Rechtsprechung  von  den  Gerichten  selbst  wegverlegt  wurde,  denen 
nur  die  Publikation  des  eingeholten  Urteilsspruchs  übrig  blieb. 

Aus  den  SchöfiTen  wurden  später  ganz  naturgemäss  blosse  Solenn itätszeugen. 
Urteiler  wurde  der  Richter  selbst 

2.  Aus  dem  fremden  Recht  übernahm  die  CCC.  die  Duplizität  des  Akkusationa- 
nnd  des  Inquisitionsprozesses,  sodass  also  der  Richter  nicht  bloss  auf  Klage,  sondern 
unter  Umständen  auch  ohne  solche  einschreiten  konnte.  Im  Laufe  der  £nt Wickelung 
verschwand  aber  der  Anklageprozess  de  facto  immer  mehr. 

3.  Die  Mündlichkeit  und  Öffentlichkeit  wurde  von  der  Carolina  aufrecht 
erhalten  für  den  „endlichen  Rechtstag".  Aber  freilich  war  dieser  nicht  eine  Haupt- 
verhandlung in  unserem  Sinne,  sondern  nur  der  formale  Abschluss  des  Verfahrens. 
Die  Stoffsammlung  bestand  in  successiver  Niederlegung  der  Zeugenaussagen  u.  s.  w. 
in  den  Akten;  und  diese  bildeten  die  Grundlage  des  Urteils.  Somit  war  auch  von 
Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme  hier  keine  Rede. 

Die  spätere  Rechtsentwickel ung  beseitigte  den  „endlichen  Rechtstag"  als  eine 
überflüssige  Formalität 

Die  Forschungsthätigkeit  des  Gerichts  folgte  der  Instruktionsmaxime. 

4.  Noch  nicht  nach  der  Carolina^  wohl  aber  im  späteren  gemeinen  Prozess 
zerlegte  sich  die  Prozedur  in  die  „inquisitio  generalis*'  und  die  „inquisitio  specialis*'^). 

Das  kai'olinische  Beweisrecht  folgte  dem  rezipierten  fremden  Recht;  der 
FormaUsmus  des  germanischen  Beweisrechts  wurde  beseitigt.  Doch  verschaffte  sich 
der  Reinigungseid  später  wieder  Geltung,  namentlich  infolge  des  sächsischen  Prozesses, 
der  sich  gegenüber  dem  fremden  Rechte  spröder  verhalten  hatte. 

Aber  grundlegend  wurde  die  Carolina  für  einen  Formalismus  anderer  Art: 
die  einzelnen  Beweismittel  wurden  in  voll  beweisende,  halbbeweisende  u.  s.  w.  eingeteilt 
und  dem  Urteilenden  die  Beweiswürdigung  somit  entzogen.  Vorsichtig  bestimmte  das 
Gesetz,  dass  auf  Indizien  hin  keine  Verurteilung  solle  erfolgen  sollen,  eine  Bestimmung, 
die  von  der  Praxis  später  beiseite  geschoben  wurde  mit  der  Interpretation,  dass  auf 
Indizien  hin  zwar  die  poena  ordinär ia  unzulässig,  eine  poena  exiraordinaria ^ 
„Verdachtsstrafe",  aber  zulässig  sei. 

Mit  dem   römischen  Beweisrecht   nahm   die    P.G.O.  auch   die    Folter,    die 


*)  Vgl.  oben  S    4(i4. 
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^^peinliche  Frage^^  auf.  Zu  ihr  kam  es,  wenn  entweder  ein  halber  direkter  Beweis 
oder  aber  genügsame  Indizien,  die  ihrerseits  voll  bewiesen  sein  mussten,  vorlagen. 
Erst  die  ,,Aufkiäningsperiode^S  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  brachte  die 
Abschaffung  der  Folter  durch  die  Partikulargesetzgebungen  in  Fluss. 

5.  Das  (End-)Urleil  trug,  wie  aus  dem  Vorstehenden  ersichtiich,  römischen 
Charakter.  Es  lautete  auf  Ledigsprechung  oder  auf  Verurteilung.  Der  usus  fori 
fügte  s^'äter  die  absolutio  ab  instantia^  die  einstweilige  Entbindung  von  der  Instanz, 
hinzu,  die  eine  spätere  Erneuerung  des  Verfahrens  ermöglichte. 

6.  Rechtsmittel  waren  der  Carolina  unbekannt.  Aber  der  OericMsgebrauch 
schuf  solche  in  Gestalt  der  Appellation,  der  weiteren  Verteidigung  und  der  Nichtigkeits- 
beschwerde. 

V.  Der  moderne  „reformierte^*  Strafprozess  unterschied  sich  von  dem 
gemeinen  Strafprozess  vornehmlich  in  folgenden  Punkten: 

1.  Das  Bt3rufsricbtertum  wurde  stark  zurückgedrängt  zu  Gunsten  der  Laienjustiz 
In  dieser  Hinsicht  wurde  die  Reform bewegung  namentlich  getragen  von  der  Auffassung, 
die  Laienrichter  würden  die  kriminellen  Vorkommnisse  unbefangener  ansehen,  und  die 
Rechtsprechung  durch  sie  würde  sich  mehr  in  Fühlung  mit  dem  Volksbewusstsein 
halten  und  namentlich  eine  einseitige  Handhabung  der  Justiz  im  Sinne  der  herrschenden 
Regierung  aussch Hessen.  Dieser  Auffassung  verdankte  die  „Jury**,  das  Schwurgericht, 
(die  „Assisen")  seine  Entstehung,  und  zwar  anfänglich  su,  dass  die  Geschworenen 
nur  die  „Thatfrage**,  die  Berufsrichter  aber  die  „Rechtsfrage**  zu  entscheiden  hatten. 
Als  dann  die  Erfahrung  namei.tlich  in  Preussen  die  Trennung  der  Thatfrage  von  der 
Rechtsfrage  als  undurchführbar  erwies,  erweiterte  man  die  Funktion  der  Geschworenen, 
indem  man  ihnen  auch  die  Lösung  der  Rechtsfrage  anvertraute  So  gelangte  man  zu 
der  widerspruchsvollen  Einrichtung,  dass  das  Gesetz  von  Männern  zu  handhaben  war, 
die  es  regelmässig  gar  nicht  oder  nicht  genau  genug  kannten  —  denn  die  Auffassung, 
dass  die  Geschworenen  gar  nicht  an  das  Gesetz  gebunden  seien,  sondern  unmittelbar 
der  „Volksüberzeugung'*  Ausdruck  zu  geben  hätten,  trifft  nicht  zu,  würde  auch 
einen  geradezu  rechtlosen  anarchischen  Zustand  bedeuten. 

Die  Mängel  der  Schwurgeiichte  drängten  zu  ihrer  Ersetzupg  durch  Schöffen- 
gerichte, bei  denen  die  Laien  mit  dem  Berufsrichter  zusammen  ein  ungeteiltes 
Kollegium  darstellen,  somit  unter  bei ufsrichterl icher  Aufsicht  arbeiten.  In  dieser 
Form  ist  die  Laienjustiz  erträglich  —  aber  bedeutungslos. 

2.  Der  reformierte  Strafprozess  verliess  die  Inqnisitioneform  und  wurde  somit 
unter  der  Herrschaft  der  Akkusationsform  zum  Parteiprozcss;  als  Staatsorgan  auf 
Klägersoite  wurde  die  Staatsanwaltschaft  ins  Leben  gerufen. 

3.  Der  reformierte  Strafprozess  kehrte  zur  Mündlichkeit,  Unmittelbarkeit  und 
Öffentlichkeit  zurück. 

4.  Das  Beweisrecht  wurde  vom  Regelzwange  befreit  zu  Gunsten  freier  richter- 
licher Beweiswürdigung. 

5.  Die  Entbindung  von  der  Instanz  wegen  Mangels  an  Beweis  wurde  beseitigt; 
das  Sachurteil  musste  ein  abschliessendes,  im  Falle  der  Rechtskraft  endgültig  die  Sache 
erledigendes  sein. 

6.  Der  Rechtsmittel zng  wurde  nach  festen  Sätzen  ausgebildet  derart,  dass 
beiden  Parteien  —  dem  Prinzip  der  TVaffengleichlieit  gcmä-^^s  —  das  Anfechtungs- 
recht eingeräumt  wurde. 


Digitized  by 


Google 


§  J55.  Die  Literatur  und  Judikatur  des  Strafpro«essrech<s.  695 

§  155. 
ANHANG   II. 


Die  Literatur  und  Judikatur  des  Strafprozessrechts  ^). 

!•  liiteratnr. 

Lehrbücher  des  Strafprozessrechts  von  Geyer  (1881),  v.  Kries  (1892),  Ullmann 
(1893),  Benuecke  (1895);  auch  Birkmeyer,  Deutsches  Strafprozessrecht 
(1898),  ist  hierher  zu  rechnen. 

Kommentare  zur  St.P.O.  besondere  von:  Löwe-Hellweg  (9.  Aufl.  1898), 
Stenglein  (3.  Aufl.  1898),  John  (1884—1891). 

Grundriss  des  Straf  prozessrechts  von  Bin  ding  (4.  Aufl.  1900). 

Handbücher  des  Straf  prozessrechts,  herausgegeben  von  v.  Jloltzendorff  (1877 
bis  1879),  Glaser  (1883,  1886  nebst  Sonderband:  Beiträge  zur  Lehre  vom 
Beweis  1883). 

Aktenstücke  von  Rieh,  Schmidt  (2.  Aufl.  1897),  v.  Hippel  (1898);  vgl.  auch 
Weizsäcker,  Formularbuch  zu  den  deutschen  Prozessordnangen,  2.  Abteilung: 
Formulare  zur  St.P.O.  (1899). 

Reehtsfälle  von  Bennecke  und  Beling  (1895). 

Zeltschriften:  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft herausgegeben  von  v.  Liszt  und  v.  Lilienthal  (seit  1881),  Ge- 
richtssaal, herausgegeben  von  Stenglein  i seit  1849),  Goltdammers 
Archiv  für  Strafrecht,  herausgegeben  von  Dalcke,  Sappesund 
Mugdan  (seit  1853). 

II.    Jadikatar« 

Rechtsprechung  des  fieichsgerieht«  in  Strafsachen  (1879—1888); 
Entscheidunisren  des  Reichsgerichts   in   Strafsachen   (seit   1879). 
Sammlung  von  Entscheidungen  des  Oberlandesgerichts  Mttuehen  in  Gegenständen 
des  Straf  rechts  und  Strafprozesses  (seit  1881). 


M  Ausführliche  Zusammenstellung  der  Literatur  und  der  Judikatur  dos  Straf- 
prozossrechts  s.  besonders  bei  Uli  mann  §  14,  Birkmeyer  §§  13,  14,  Bin  ding 
Grdr.  §  12.  Fortlaufende  Berichte  über  die  Literatur  dis  Strafprozessrechis  enthält 
die  Zeitschriit  für  die  gesamte  Straf  rech  tswissenschaft,  bi>her  Band  I  174,  367,  t)32, 
II  164,  386,  633,  111  190,  518,  717,  IV  150,  343,  V  580,  747,  VI  622,  VII  250, 
VIII  US,  366,  IX  556,  XI  263,  XIII  J26,  XVli  101  (die  ei-bten  von  Dochow, 
die  späteren  von  v.  Lilie nthal).  —  Hier  sollen  nur  diejenigen  llülfsmiitel  angegeben 
werden,  zu  denen  der  Studierende  in  erster  Linie  zu  greifen  hat. 
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I.   Quellen -Register. 


Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten  des  Lehrbaohs;  die  Jdeinen  Zahlen  die  Fnssneten. 


Einführungsgesetz 

zum  Gerichtsverfassangsgesetze 

vom  27.  Januar  1877. 

§    1 

19  \  20,  21  ^ 

„      2 

27  ^ 

„      3 

28,  30",  30"». 

,.      4 

30»*,  31,  43. 

„      5 

18°,  29,  39,  40»°. 

„      6 

79  »S  95*. 

..       7 

29,  38,  40. 

„      8 

68",  76»,  79". 

»      9 

68,  79",  45P',  580. 

„     11 

13,  18",  20»,  41,  161,  519. 

„     12 

286. 

„    14 

217. 

„    16 

49». 

„     17 

31". 

„     18 

20*. 

„    21 

43»«. 

„    22 

49». 

G  erichtsverf  assungsgusetz 

Tom  27.  Januar  1877. 

§       1 

124,  334. 

19«,  43'»,  48,  49. 

„      3 

43",  49». 

„       4 

141». 

„       5 

43'»,  50,  76«. 

„      6 

43,  124. 

„      7 

43,  80». 

..      8 

43,  49»,  124. 

..      9 

43. 

10 

43'»,  51',  66",  68»'. 

11 

42'». 

12 

5,  28,  29,  47. 

13 

5',»,  29»»,  30. 

14 

29. 

15 

27». 

16 

29»',  42. 

17 

30,  31. 

18 

37,  163  »•. 

19 

38. 

21 

163 »«. 

22 

31,  46,  64,  65,  540. 

25 

65. 

26 

65. 

27 

25  ",61  »»,72  »,75,76,633,657». 

28 

76,  94». 

30 

50,   65,   66,  74,  7.'),  139'»,  181, 

192'»,  514'»,  573,  621**. 

31 

48»,  50 '^ 

32 

50,  51»».  54»»,  540. 

33 

51,  52,  .53. 

34 

51,  52,  53. 

35 

55. 

36 

31,  51. 

37 

51'. 

38 

52. 

39 

43»,  52,  75». 

40 

52. 

41 

51  ^  52»». 

42 

52,  .53»». 

43 

52. 

44 

52. 
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§  45 

53,  204,  455». 

§ 

93 

54,  68»«,  303«. 

.  46 

53. 

H 

94 

54,  55>«. 

.     47 

53. 

n 

96 

54«*,  55,  123», 

.  48 

52  >». 

97 

55. 

u     49 

52  '\  386. 

tt 

98 

67  »«,  308. 

.  50 

53. 

99 

67»«. 

„     51 

53,  455». 

l 

109 

133»'. 

.  52 

53,  123»,  54", 

55  »^ 

n 

120 

6S. 

„     53 

65  \  123». 

121 

70. 

„  54 

53. 

^^ 

122 

48»,  68. 

„     55 

52»»,  55. 

M 

123 

79,  451,  580. 

„     51) 

55,  123 -. 

,, 

124 

68. 

.  57 

52". 

ir 

125 

69". 

.  58 

66«. 

J27 

51,  64  ^ 

.  59 

31,  66. 

l 

130 

580. 

.  00 

60,  78'«,  506. 

» 

134 

68»»,  69»-\ 

„     öl 

70". 

„ 

136 

32 ^^  40 »N  64^  69,  78»». 

„     Vyl 

54 ^S  Ol,  70,  386. 

HO,  581. 

„    63 

43«,  54",  386. 

» 

137 

69. 

„     04 

70. 

n 

138 

69,  8(),  184»«,  451,  621". 

„     65 

71. 

139 

69. 

„  66 

70,  386. 

n 

140 

64,  69. 

.  08 

70. 

tf 

141 

71. 

.  09 

70. 

n 

142 

125. 

.  72 

78,  109»*,  451, 

539. 

tt 

143 

125,  129. 

»     73 

25",  72»,  76« 

,  77, 

78", 

80  »^ 

144 

127»,  129. 

94,  033». 

145 

125»»,  128  ^  130»«. 

.  74 

25",  73^  77, 

94. 

tt 

146 

127. 

„     75 

72»,  76,  77,  78 '^  129 '^ 

382'», 

147 

33»',  44  »^  124,  127-, 

427,  494,  499* 

,014« 

()33 

,  673. 

130»«,  273,  275,  611. 

«  76 

66«. 

H 

148 

33»',  128,  130»«. 

.,  77 

61»",»',  67'\ 

514 '^ 

.574 

,  578, 

149 

125,  126. 

621**. 

» 

150 

124,  126. 

„     78 

Ol"',  m\ 

ff 

151 

124,  430,  .509»». 

.  79 

67. 

152 

48»,  124,  126. 

,.     HO 

78. 

ff 

153 

130. 

„  Sl 

543. 

154 

47,  70. 

„     8-* 

07>°,  74'»,  13i) 

•»,  ISl, 

.539, 

021 ". 

155 

46'\  62»«,  70. 

«  83 

68,  539. 

ff 

156 

58,  62,  74. 

„  84 

53. 

H 

157 

17',  130. 

.  85 

51 '«,  53. 

1.58 

61  »«,  74,  75,  108. 

.  86 

54. 

l 

159 

108,  109»». 

„    88 

54. 

n 

160 

80,  109,  451. 

.  89 

54. 

ff 

161 

614. 

.,  90 

54. 

tt 

163 

107«,  615. 

„     91 

54,  67,  123», 

264. 

164 

107«. 

12S, 
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t)90 


Kit] 


i(;5 

107«,  615. 

Strafprozessordouug  vom  1.  Februar  1877. 

166 

107«. 

§ 

1 

72». 

167 

108,  309. 

tt 

2 

5»,  25»»,  90«,  91,  92,  477,501». 

168 

132,  309. 

3 

25",  89,  90,  350,  477. 

J69 

107«,  163  ^^ 

tt 

4 

90«,  91,  92,  93,  350. 

170 

264. 

tt 

5 

25»»,  93,  95,  501*. 

173 

266. 

6 

4 »«,  667. 

174 

267. 

n 

7 

73,  82,  87,  96.  97,   103»«,   104. 

175 

267, 

8 

21,  82,  85,  86. 

176 

267,  268. 

9 

87,  88,  102. 

177 

268",  430. 

n 

10 

84,  87. 

178 

65*,268, 430, 431, 432,433" 

,522. 

11 

87. 

179 

1.06",  429«,  430,  432,  433 

tt 

12 

100  »S  101,  102,  103,480.481". 

180 

153,  l^)6»^  429 ',  430,  432, 

433. 

13 

25»»,  87«,  90,  91,  100'«,  102. 

182 

152»»,  175»°. 

14 

25»»,  25»«,  100,  105,  481". 

183 

305,  431,  433,  451. 

tt 

15 

63,  100  »^  103,  104. 

184 

431. 

16 

15««,  90«,  97*,  98,  100,  535. 

185 

195«,  472. 

17 

98,  99. 

186 

285. 

18 

15««,    382,    90«,    97,   98,   382, 

187 

285,  286,  288,  260. 

518«,  535«». 

189 

472. 

19 

105,  106,  481»''. 

190 

286»». 

20 

100,  293. 

192 

287. 

21 

100,  180 -«. 

193 

245. 

22 

25»»,  31«*,  52»»,  53»»,  56,  58, 

194 

68««,  69",  386,  519. 

136  »^  343,  367. 

195 

265,  386. 

23 

56,  58,  61««,  136  »^  367»«,  607. 

196 

387. 

24 

15««,  52»»,  56«,  57*,  59,62,367. 

197 

387. 

25 

15««,  57,  59. 

198 

113,  391,  392,  495, 

26 

25»»,  59,  60,  321. 

199 

322. 

27 

61. 

200 

334,  392. 

28 

61»',  62,  449,  453»«. 

202 

302. 

29 

60,  576. 

203 

302. 

30 

57«,  59,  625»». 

Dfübrungsgesetz  zur  Straf  prozessordouiig 

31 

24»,  58»«,»*,  62,65*,  343. 

vom  l.  Februar  1877. 

32 

58»«,  53»«. 

1 

21',  119'. 

33 

61««,  272,  371,  486,  497. 

3 

5',»,  6^  19^»^  75». 

34 

61,  267,  399,  421,  426,  486. 

4 

6",  18«,  19",  168»,  346". 

35 

185,  403,    420,    426,    454,   489, 

5 

18,  662*,  664»«,  668»,  678. 

536,  674. 

6 

11*,  13  »^  18,  30»«,  301", 

324, 

36 

123,  435,  436,  4.53,  587»«. 

410,  470,  663,  668,  669^ 

37 

17,  .302,  454,  436. 

7 

16». 

39 

19«,»»,  454. 

8 

11»,  20. 

40 

676. 

9 

21. 

41 

454. 

10 

21. 

42 

301,  539. 

12 

21. 

43 

304. 
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§ 

u 

305,  580,  639",  660",  664". 

§  84 

372.                          1 

tt 

45 

303*,  305,  306,  321. 

.  85 

364  *^  365.                     1 

tt 

46 

306,  453". 

1.    87 

100",  338,  339,  368. 

II 

47 

306. 

.  88 

338. 

II 

48 

353,  437. 

,.    89 

338. 

n 

49 

256,  348,  515,  580. 

.1    90 

338. 

„ 

50 

74",  132",  346,  347,353, 

425, 

.1    91 

123,  362,  368. 

431,  461. 

n      92 

362,  368". 

n 

51 

162,  163",  168,  169' 
350,  351«*,  352. 

\   335, 

349, 

.  93 

1.     94 

338. 

158,  159,  161,  165,  192,  336, 

II 

52 

123,  162,  169*,  351, 

370. 

341. 

II 

53 

123,  162,  168,  334, 

345, 

351, 

11    95 

162,  163,  336,  341. 

352,  369,  370,  527,  52S. 

.1    96 

123,-162,  163,  335. 

II 

54 

16»,  344,  351,  370. 

.  97 

168»,  169,  335. 

II 

55 

321. 

11    98 

131,  165,  166,  I68S  170,  176", 

II 

56 

123,  288,  344,  345»' 
357,  367,  409. 

,  355, 

356, 

1.    99 

470. 

165»,  168,  169,  170,  171,  335. 

II 

57 

345  »^  352,  3.58. 

„  100 

169,  170,  171,  470. 

II 

58 

345,  354,  370. 

rr  101 

169,  171. 

II 

59 

26",  359. 

11   102 

172,  336. 

II 

60 

358,  359,  372. 

,.  103 

172,  173,  337. 

II 

61 

359. 

,1   104 

173",  174,  175,  302. 

„ 

62 

359. 

,1   105 

125",  131,  173,  174,  175,  470. 

II 

63 

230,  359. 

II   106 

175. 

II 

64 

18«,  19  ^^  360. 

.1   108 

165»,  176. 

11 

65 

332,  360,  372. 

1,   109 

170". 

II 

66 

607. 

II   110 

168,  176,  177. 

II 

67 

354. 

.1   111 

161. 

II 

68 

354,  376. 

11   112 

113",  178,  179,  180,  192", 

II 

69 

132",  162,  163,  164,  346", 

315,  .320,  521",  635". 

348,  349,  352,  461. 

,1   113 

180,  192". 

II 

70 

362. 

1,   114 

180,  184,  304,  .500. 

II 

71 

255,  308*,  348,  359, 

515. 

„   115 

185,  304. 

11 

72 

334,  366,  367,  369, 
376. 

370, 

372, 

1,   116 
1.   117 

186. 

88,  187,  192«. 

11 

73 

368,  4G9. 

II   118 

188,  190. 

it 

74 

15",  321,  367,  368. 

,1   119 

187,  297*. 

11 

75 

287. 

,1   120 

187«,  188,  188. 

11 

76 

334,  368,  369,  370. 

.1   121 

188,  f89,  192*. 

II 

77 

370,  461. 

.  122 

las,  189,  190,  452,  453". 

II 

78 

371. 

11   123 

182,  183,  310. 

II 

79 

372. 

1.   124 

74",  180,  181,  183  ^  184,  196. 

II 

80 

371. 

.  125 

178,  1811,  195. 

„ 

81 

320»^  371,  372,  451 

",  453". 

„   126 

178,  182,  183,  196,  498. 

11 

82 
83 

260,  371. 
362,  369. 

rr  127 

14'»,  131.  132",  161,  165«, 
182",  194,  195,  224",  232. 
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§  r2S 

132*»,  16Ö,  180",  195.  190. 

§  164 

„   120 

190. 

„  105 

„  1:50 

14",  161,  182,  224»*,  232. 

„  166 

M  i:h 

131.  19G,  197,  622». 

»  107 

.  i:J2 

132'^  185,  190,  197. 

.,  108 

M  133 

190»",  473. 

»  109 

,,  134 

174»^  473. 

,.   170 

„   135 

159  S  178*,  473. 

M  13<) 

119\  374,  474. 

n    137 

120»-,  122,  137  ^  138,  140,  145, 

„  171 

154. 

n    172 

.,  138 

137',  141,  142,  151. 

M  173 

„  130 

137«,  151. 

M  174 

„   140 

79«»,  93^  120»%  121»,  139,140, 

.  175 

141,  146,  147,  245,  458,  677, 

r,  176 

678. 

„   177 

»  141 

138,  139»«,  140",  147»». 

.   178 

„   142 

145. 

,.  179 

.,  143 

137. 

„   180 

„  144 

139»«,  143,  144. 

.  181 

„   145 

136,  138,  139»*,  146,  147,  151, 

„   182 

152,  153,  461,  523. 

.  183 

M  147 

113",  136,  148,  149,  103»*, 

n    184 

272. 

n    185 

n  148 

149,  162»«,  169. 

n    180 

.  149 

59«,  120»%»»,  154»,  156,  157««, 

.  187 

662. 

M  188 

„  InO 

152. 

„  189 

M  151 

240,  .501. 

,r  190 

M  152 

123,  274,  275,  277,  474,  475, 
081",  683»°. 

M  191 

„   153 

319,  507. 

.  192 

„  154 

10()«»,  243,  299,  481,  488,  489, 

„  193 

497,  505'«,  50f^,  510»»,  610. 

M  194 

„  155 

118,  180. 

M  195 

M  150 

4,  25»»,  236,  304»«,  472,  473. 

.   190 

„  157 

472. 

M  197 

„  158 

4»%  12.3,  275,  392,  408,  471, 

„  198 

473. 

„   199 

n    159 

123,  131,  132,  329,  470,  468. 

.  160 

2«,  4»',  100«\  108»,  132,  133, 
100,  470,  471. 

„  200 

.  IGl 

107,  131. 

„  201 

.  I<i2 

107«,  152»»,  1.3,3,  175»«,  434. 

„  202 

„  ie)3 

2\   4»%  100",  107%  133,  242, 
469,  470,  472. 

75,  242,  469,  470  »^ 

107%  133,  171«*. 

174%  471. 

106,  145,  149,  l.^»0,  271,  474. 

107%  241,  275,  382. 

25»»,  242,  270,  4()8%  482. 

25»»,  59%  08«»,  79,  124,  129'% 

217%  229,  303%  435,  437»,  484, 

4S5,  486,  687. 

480  «^ 

74»»,  421,  422,  480. 

480. 

486. 

486. 

79«»,  94'%  501,  502,  503,  539». 

503. 

98»%  503,  .504. 

98»%  437,  505. 

98»%  99,  453»%  .500,  505,  506. 

98»%  99,  500,  504. 

433,  505,  506. 

56%  181««,  506,  507. 

69,  181«%  505»%  507. 

471,  .508. 

311,  471,  508. 
131%  507. 
332,  506,  507. 
3».  508. 

200,  505»%  507. 

136,  149»»,   150,  255,  271,  287, 

508. 

271,  287,  509. 

149»»,  288,  369,  436. 

113'%  509,  271. 

.50<%  510. 

116. 

478. 

476,  034. 

50%  98»%  99,  272,  489,  494,  497, 

500,  510,  511,  513,  515»%  .5&5. 

56%  491,   497,   500,  502,    505, 

506,  511«»,  634,  658,  659. 

64,  491. 

14»%  91»%  102,  116,  183%  280, 

312,  423,   490,    500,   511,    534, 
034%  659. 
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§  203      OP*.  102,  121,  297,  425»,  496, 

497,  500. 
„  204      490,  492,  498. 
„  205      492. 

„  206  303^  820,  510«°,  511. 
„  207  105*,  493,  510«»,  606. 
„  208      278,  297,   423,   494,    495,  496, 

500,  534. 
„  209      77  »^  99,  105*.  490,  498,  499, 

500,  511,  634«. 
„  210      33  »^  422,  423,  535,  634«. 
„  211      64,  75,  78'^   260*^    385,  430, 

466,    467,   475,    488,    517,  572, 

655  S  658. 
„  212      47»«,  116. 
„  213      123,  436. 
„  214      513. 

„  215       159,  437,  512,  513,  521. 
„216      303»,  304,  513,  634. 
,.  217       146»,  151,  153»«,  513. 
„  218      47»»,  113«»,  119»^  366.  512. 
„  219      119»^  353,  362,  369,  436. 
„  220      165  ^  436,  512,  513. 
„  221       513,  514. 
„  222       150,  156",  255,  264,  271,  360, 

514,  515,  583»«. 
„  223       150,  153»«,  255,  264,  271,  514, 

516. 
„   224   150,  156",  264,  271,  515. 
„  225   61",  271,  519,  520. 
„  226   159,  520. 
„  227   151*,  513,  523,  607. 
„  228   151*,  262,  304,  361,  538". 
„   229   l.]8°,  178»,  179»*,  307,  520,  521. 
„  230   178*,  520,  521-,  567,  579,635«, 

675«. 
,,  231   155 »',  513,  520,  635*,  666,  675  \ 
„   232   59,  154»*,  155»»,  159,  512«,  514, 

515,  516,  520,  522,  530,  534, 
578»',  583»«,  635  ^  661. 

„  233   155,  156,»',  482«,  521,  579,  308, 

406. 
„   234   437,  521,  580,  676. 
„   235   521. 

„  236   25»»,  89,  350,  478,  480,  523. 
„  237   357,  373,  430. 


§  238 
n  239 
„  240 
„  241 
n  242 
n  243 
.  244 

n   245 

rr  246 

n  247 
,,  248 

n  249 
.250 

n    251 

„  2.52 
n  253 
.,  254 
n  255 
„  256 
„  257 

„  258 
n   259 

,.   260 

n   261 

n   262 

„  263 
„  264 

„   265 

.  266 
„  267 
»  268 
„  269 
n  270 


M  271 
.272 
.  273 
.  274 


151,  329,  524. 

119»«,  151,  516,  524. 

524. 

524. 

157",  517,  525,  543. 

373,  525,  527. 

248«,  287,  331,  354,  366,  52G, 

577,  575,  584,  635,  636. 

156",  332,  513,  514,  530. 

151»  271,  516,  522. 

272,  524. 

252,  320,   330,    337,    338,   340, 
341. 

251,  252,  255,  260,  342. 

253,  255,  341,  508,  526. 
328,  341,  342. 

253,  254,  450»«,  526. 

242,  254,  341,  450»«,  526. 

450»». 

256,  371. 

242,  272. 

113,  136,  142«,    151,  525,  530, 

576. 

286,  531. 

14,  25",  114*,  224,  314»*.  384, 

396.  411,  525,  593»*,  637,  684. 

324,  325,  376,  525. 

214,  305,  324,  326,  490. 

63,  113,  205,  206,  .390»%  393, 

568. 

517,  531. 

412,  453,    517,  .532,    533,    534, 

537,  438,  551,  569,  575,  584. 

102»»,    260*«,    385,    475,    488, 

517,  545. 

40«,  317,  319,  376,  788, 400,  401. 

262,  288,  398,  538,  570. 

120»',  154,  192,  403,  439. 

92«,  96,  105*,  382. 

12»«,  77  »«,  95,  105*,  314**,  aS2, 

383,  416,   502,    535,    536,    640, 

661,  667. 

45*,  311,  450,  455. 

455. 

450. 

45*,  320«»,  378«*,  450,  4.57,  59i». 
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S  275  2<P^  :m\   304,  311,  40.1  421. 

„  27()  r)3!>,  543. 

„  277  539. 

„  27S  281'.  540. 

„  279  54 •\  540. 

„  280  54««,  2(U,  540. 

„  281  2G4. 

„   282  541. 

„  2S3  58,  1.35",  2!)9,  541. 

,.   284  541. 

„  285  38ü,  541. 

„   28«  542. 

,.  287  542. 

„   288  38«,  19',«,  204,  542. 

„  290  540. 

„  291  546. 

„  292  548,  549,  553",  557". 

„  293  547",  550,  551. 

„   294  550,  551,  5.54. 

„   295  554,  558. 

„   29«)  540. 

„  297  544,  557. 

„   298  554,  558. 

„  299  151,  .559. 

„  300  559,  500. 

„  301  265,  200,  561- 

„  302  561. 

,,  303  265,  200,  562. 

„  304  502. 

„  305  548'%  502. 

„  300  563,  .507''*. 

,,  307  398,  504,  568. 

„  308  504,  567. 

„  309  504,  500,  507. 

„  310  r,oo. 

„   311  540.  504  %  500. 

„  312  500. 

„  313  501. 

„  314  508. 

„   315  570. 

„  310  570. 

„  317  398,  425  •,  420,  508,  570. 

„   318  155»*,  075. 

„  319  278,  075. 

„   320  07(),  078. 

„  321  Vüil   078. 


§  322 

.59,  120»»,  154»»,  155,  676,078. 

„  323 

()70,  078. 

„  324 

155»°,  150°»,  070,  678. 

„  325 

192,  463,  618,  676. 

„  32(5 

36",  192 »%  193,  463,  618,  676. 

„  32ö 

120",  138,  154",  155",  678. 

„  330 

678. 

„  331 

678. 

..  332 

187',  192,  679. 

„  333 

193,  679. 

„  334 

693,  438»,  679. 

„  335 

193. 

.,  330 

078. 

.,  337 

191,  192»,  079. 

„  338 

119'«,  273,  306",  438,  660««. 

„  33!) 

134M35, 136. 137",  438,  670". 

.,  340 

120»«,  154,  156«»,  ",  4.3S,  660", 

076»'. 

„  341 

446,  573»*. 

„  342 

446. 

„  343 

443,  444.  448. 

.,  344 

134*,  135,  130,  299,  300,  442, 

447,  448. 

„  345 

448. 

„  346 

Ol'*,  02,  99,  106,  182,  362,  368, 

372,  419,  430,  449,  450,  452, 

483,  486,  490,  500,  610,  687*. 

„  347 

05»,  99,  182,  372,  446,  450, 

087  *. 

„  348 

299,  446,  450,  451. 

„  34<l 

438,  452. 

„  350 

452. 

„  351 

452. 

„  352 

182,  452.  573»*. 

„  353 

303  %  305,  427,  446,  447,  453. 

ff  o.')4 

572. 

„  3.55 

305,  306,  440,  447,  573. 

„  350 

57.3. 

„   357 

4:38,  440,  572,  573. 

„   358 

305,  572,  573. 

„  359 

572.  577. 

„  300 

406»,  421,  437,  573,  574",  018. 

.,   301 

574,  587»«. 

ff  362 

574. 

,.  363 

573,  574,  576«. 

,f  304 

430,  537,  574,  575. 
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§  365 

575. 

§  404 

„  366 

256,  450,  575. 

f,   405 

M  367 

576. 

f,  406 

„  368 

440,  576'. 

»  407 

,,  369 

314,  425,  427,  577,  578. 

M  408 

„  370 

59,  155,  156»,  159,  308, 

574, 

.  409 

578»»,  579,  580,  636. 

.  410 

n    371 

574,  579. 

r,  411 

,r  372 

443,  444.  445,  577,  651 «. 

M  373 

576,  580. 

rr  412 

n   374 

580. 

.  413 

„  375 

581,  589. 

,,  414 

ff   376 

Ö8fi. 

.  377 

15",  25  *S  50",  58'°,*>, 

61", 

»  415 

71,  72",  96»»,  100««, 

119, 

.416 

142«,",  156,  269,  385, 

399, 

453,  584. 

rr  417 

»378 

385,  647",  684. 

f,   418 

,f   379 

3a'>,  647»«. 

f.   419 

„   380 

582,  583. 

n  420 

»  381 

446,  447,  586. 

f.   421 

f,   382 

586. 

M  422 

.,  383 

440,  r.86. 

M  423 

,.   384 

26»«,  586. 

f.   424 

„   385 

435,  587. 

„  425 

„  386 

406*,  437,  587,  f)18. 

,,  426 

,f   387 

587. 

„  427 

M  388 

79",  587. 

„  389 

588. 

„  428 

„  390 

155»«,  588. 

ff   429 

„  391 

588. 

.,  392 

440,  589. 

rr  430 

.  393 

494. 

rr  431 

f.   394 

314,  425,  427,  594,  595,  596. 

„  395 

596. 

rr  432 

„   396 

651  \ 

.r  433 

f.   397 

407.  439,  592,  596,  617. 

rr  434 

„  398 

443,  444,  445,  578,  582, 

591, 

rr  435 

592",  597. 

rr  436 

,,  399 

14,  16»«,  116»»,  326,  340, 

341, 

r,  437 

501,  599,  600,  602,  603, 

604, 

„  438 

606,  619". 

rr  439 

,r  400 

598,  606. 

rr  440 

,,  401 

120»«,  154«,  201,  599,  603 

rr  441 

n   402 

396'«,  501,  6(^3,  604,  606. 

rr  442 

,,  403 

602. 

rr  443 

501. 

154,  599,  602. 

142»»,  435,  603. 

66»,  604. 

330,  603,  605. 

330,  605,  609. 

606. 

7»,  111»«,  116»«,  201,216,  264, 

419»,  599,  602,  609. 

610. 

608. 

25»»,   119,   122,   154,   221,  62Ü, 

627,  629,  639. 

415,  417,  628,  629. 

222*,  22.3,  277,  482«,  483»»,  626, 

633»,  643»*. 

8»«,  67»»,  633,  645,   662,    673. 

156»»,  157«^,  297*,  662. 

17,  662. 

19»,  300,  642. 

634. 

91»»,  634,  673«. 

634,  673«. 

79,    93,  95*,  626,  634. 

436,  453,  631,  634. 

436,  631,  634. 

122,   155,   156*»,»»,   157»«,    63.5, 

636. 

91,  93,  642,  643,  644. 

12'»,  314'*,  384,  411,  416,  62il, 

633»«,  640,  673«. 

438,  635,  636,  637,  647. 

243,   299,   305,   308,    635,  63G, 

638»«,  639,  646»*,  650»',  662*». 

219,  637,  655.  662»«. 

201»,  627»»,  639,  640,  655. 

637,  639. 

122,  644,  645,  647. 

647. 

436,  646,  647,  649. 

647. 

647. 

647 »». 

647,  650. 

649. 

119,  202»,  645,  650. 
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§  444  052,  653,  654,  655. 

„  445  651,  652. 

„  446  202»,  650,655. 

„   447  75,  82  ^  102*,  657  •. 

„  448  658,  424,  659. 

„  449  437,  660. 

„  450  423,  424,  660,  667. 

„451  155»«,  243,  657",  660,  661, 

670  ^^ 

„  452  308,  662. 

„   453  30^«,  82»,  274»,  662,  664. 

„  454  102*,  664,  665. 

„  455  664 «^ 

„  456  665,  667» 

„  457  666,  670". 

„  458  384,  666,  667,  670,  671. 

„  459  18»,  82»,  122,  274»,  668,  669, 

672. 

„  460  102*,  670. 

„  461  669 ^^ 

„  462  670,  671«. 

„  463  671,  672. 

„  464  59,  77  ^",  274,  278,  672,  673. 

„  465  673. 

„  466  436,  673. 

„  467  59,  430,  645,  671»°,  674. 

„  468  673,  674. 

„   469  674. 

„  470  677. 

„  471  89*,  478»»,  077. 

„  472  378,  380,  677. 

„   473  677,  678. 

„  474  678. 

„  475  257,  378,  380,  077,  678. 

,,  476  678. 

„  477  134»,  159,  278,  681,  683. 

„  478  120^*,  271,  683,  089,  084. 

„  479  439,  081. 

„  480  193,  403,  018,  678. 

„  481  616. 

„  482  186,  622,  623. 

„483  19",  31,  75«,  113«,  123,311. 

613,  614«,  619. 

„  484  11",  33,  610. 

„  485  33,  407  ^  618,  020. 

„   480  145",  622. 


§  487 
n  488 
.  489 
,r  490 
.  491 
n  492 
n  493 
M  494 
„  495 
,,  496 
„  497 
„  498 
n  499 
,,  500 

n   501 

.  502 
„  503 
n  504 
„  505 
„  506 


618.  620. 

59,  618»»,  619. 

196,  622. 

4",  116»»,  620. 

209,  620,  671. 

394,  416,  613,  621. 

617,  620,  623. 

416,  621. 

624,  625. 

152»,  462,  463. 

458,  459,  583«. 

459. 

460,  461,  473. 

396",  460. 

460,  462. 

460,  462". 

458,  459,  460,  401. 

400,  401.  402. 

445,  401. 

460. 


Einführaogsgesetz  zur  Reiohs-Militarstraf- 
gericht&ordming  vom  1.  Dezember  1898. 

§     2       677 ". 
„  14      481". 

Reichs-  KilitärBtrafgerichtsordDung 
vom  1.  Dezember  1898. 


9 
11 
155 
157 
173 
230 
282 
299 
306 
310 
335 
356 
303 
373 
410 
420 
454 


512». 

39»*. 

472". 

410»». 

473. 

358. 

204«. 

358»*. 

328»«»- 

256»*. 

457". 

077  ". 

598*. 

449». 

406«,  420»«. 

400«. 

613»,  02'J^ 
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Gesetz  über   die  Konsnlargericbtgbarkeit 

vom  10.  Juli  1879. 

§    1  G8G. 

.,    5  686. 

„    G  686. 

„     7  686. 

„    8  686. 

„    9  686. 

„  10  686. 

„  11  686. 

„  12  687. 

„  22  687. 

„  24  240,  687. 

„  25  682. 

„  27  687. 

„  28  686. 

„  31  687*. 

„  33  687. 

„  34  687. 

„  35  687. 

„  36  687. 

„  41  16*«,  687. 

„  42  687. 

RechtsanwaltsordnuDg  vom  1.  Juli   1878. 

§    31      142",  144. 

„     36      144. 

„     39      143,  144«». 

„    62      429 ^ 

„  100      137  \  142,  156". 

Rechtshülfegesetz  vom  21.  Juni  1869. 

§  19  37^*. 

Qerichtskostengesetz  vom  18.  Juni  1878. 

§    4  463". 

„    5  463". 

„     6  463". 

„  59  463. 

„  79  463. 

,,  83  647",  662»<'. 

„  84  647»°. 

„  85  662  w. 

„  86  461,  462. 

,,  88  462. 

„  89  460. 

„  96  462. 


Gebührenordnung  für  Zexigen  und 

30.  Juli  1878. 

Sachverständige  vom  20.  Mai  1898. 

§  17      362. 

Einfübrungsgesetz  zur  Civilprozess* 
Ordnung  vom  30.  Januar  1877. 
§  12      16 ^ 

Civ  ilprozess- Ordnung 
30.  Januar  1877.  *) 
^^"^       17.  Mai  1898. 

§  108  (101)  662. 

112  (104)  662  »0. 

113  (105)  662»°. 

114  (106)  662»». 
166  (152)  453,  454. 
175  (161)  454». 
179  (164)  454». 
192  (175)  454». 
194  (177)  454. 
J98  (181)  454». 
291  (264)  325. 
294  (266)  60^»,  321. 
449  (414)  121». 
564  (527)  593. 
708  (648)  199. 
755  (676).  619  »^ 
766  (685)  624". 
807  (710)  624". 
883  (769)  624". 
899  (780)  624". 
928  (808)  677. 

Einführungsgesetz 
zum  Reichs-Strafgesetzbuche 
vom  31.  Mai  1870. 
§      7      11». 

Einführungsgesetz 
zum  Reichs-Strafgesetzbuch  für  Elsass- 

Lothringen  vom  30.  August  1871. 
art.  Xn.      625". 


*)  Das  Register  oitiert  nach  der  neaen 
Fasstm;;;  die  Paragraphen-Ziffern  der  alten  sind 
in  Klammem  beigefttgt. 
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Keichs-Strafgeseizbuch 

{ 

}   102 

222»,  228^». 

vom  15.  Mai  1871. 

,  103 

222»,  228",  626». 

§   4 

14",  114*,  221,  277.  384 

",  410,   ! 

,  104 

225,  626». 

552",  581». 

,  113 

58»»,  175»,  194*. 

„   5 

22  ^  23,  37,  221,  410. 

,  136 

161". 

..   7 

410. 

,  137 

165». 

„  n 

13,  18»,  41»*. 

,  138 

55*»,  347»». 

„  13 

622. 

,  139 

472. 

„  21 

623. 

,  140 

193,  380»*,  618. 

„  28 

55»«. 

,  161 

203,  355. 

„    30 

201,  405«,  616,  624. 

,  164 

14,  161,  496. 

„  32 

268. 

,   165 

203. 

„  33 

268. 

,  167 

161». 

„  34 

268. 

,  170 

14,  226. 

»  37 

22  ^  277,  410. 

,  172 

12»»,  14,  234. 

„  38 

203. 

,  182 

226,  379»». 

.,  39 

203. 

,  184 

267. 

„  40 

162  ^  203,  278,396,  681, 

682*»,  ', 

,  185 

626». 

683. 

,   186 

323,  626». 

„  41 

102  ^  203, 278,  396,  681,  682^»,»«,  |  , 

,  187 

626. 

683  »^  686. 

,  188 

652. 

„  42 

162  ^  210,  278,  680,  681 

,  682.    \ 

,  189 

226. 

„  52 

676  ^ 

,  190 

326. 

„  55 

114,  121»,  2\H^. 

,  191 

14. 

,,  56 

114»,  396. 

,  195 

226. 

»  57 

206". 

,  196 

228,  223,  226. 

„  «50 

186»»,  623». 

,  197 

225. 

„  61 

114,  232,  233. 

,  198 

232,  642  ^ 

„  62 

229". 

,  199 

206»»,  396,  482»,  641 

„  63 

230. 

,  200 

203. 

„  64 

237,  238. 

,  223 

206»». 

„  65 

155,  226,  226,  227. 

,  223  a 

291. 

„  66 

619. 

,  232 

226,  228,  232,  238. 

„  67 

114. 

,  233 

206»»,  396,  641. 

„  68 

470. 

,  238 

12»»,  14. 

„  70 

619. 

,  239 

195  ^ 

„  71 

619. 

,  244 

409. 

„  73 

417, 

,  247 

231. 

„  74 

394,  416. 

,  257 

135»». 

„  79 

113,  304,  416.  617,  621. 

,  263 

231. 

„  90 

4a5»». 

,  264 

409. 

,,  93 

193. 

,  284 

203. 

ff   "4 

206". 

,  288 

226. 

ff  9t) 

206  ". 

,  289 

231. 

ff  99 

225. 

,  292 

231. 

n   101 

225. 

,  298 

277»». 
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1303 

238,  400. 

„  319 

2(Ü. 

„  334 

55*. 

.339 

375. 

„  343 

280,  375. 

.345 

296. 

„346 

276. 

M  356 

144. 

,,  360 

677. 

n    361 

324,  331,  379. 

„  362 

203,  409. 

n  368 

663. 

;   ürtieberreehts-0«Mtz  todi  11.  Jui  IBTo. 
[  §  27      224. 
„  31       369. 


Postgesetz  Tom  28.  Oktober  1S71. 
§  34      30". 

„  ri     18». 

Seemannsonlnaiig  Tom  27.  Dezember  1872. 

§     84      232. 

„  101       6*.  30'*,  662«,  664". 

„  103       165*,  178*. 


EmfohnuigjBgefletz 

zniD  Reidis-Militiür-Stiml^geeetzbaeh 

vom  20.  Juni  1872. 

§  3      410". 

Beichfl-Müitär-Stra^gesetzbacb 
Tom  20.  Juni  1872. 

§      4  38". 

„     14  622. 

„    51  223. 

„  127  223. 

BeichsTerfassaog  Tom  16.  April  1871. 


Art. 


2 
4 
31 
43 
61 
68 
75 


490. 


19. 

31». 

40,  41»*, 

50. 

38". 

16',  29",  42*. 

80  »^ 


Bürgerliches  Geeetzbach 
vom  18.  August  1896. 
§     104      227. 


„    186   304  »r 
„    187   355". 

324. 

154«. 

227. 


„  1591 
„  1901 
,,  1909 


Yereins-Zollgesetz  vom  1.  Juli  1860. 
146      322. 


Reicbsb«ainteiigesetz  Tom 

31. 

März  1873 

§ 

21 

25 

87'«. 
52»» 

Pressgesetz  vom  7. 

Mai 

1874. 

§ 

17 

264  »•. 

rr 

19 

203. 

ff 

20 

322. 

tt 
tt 

21 
23 

322. 
165*. 

Nahrongsmiftelgdsetz  vom  14.  Mai  1879. 
§  16      6571 

Beichsgesetz  betrefiend  den  Verkehr 
mit  blei-  und  zinkhaltigen  Gegenstinden 

vom  2.5.  Juni  1887. 
§  7      657^ 

Reichsgesetz  betreffend  die 
YerwendoDg  gesundheitsschädlicher  Eubeo 

vom  5.  Juli  1887. 
§  14      657  ^ 

Beichs-Maigarinegesetz  vom  17.  Juli  1887. 
§  6      657 ^ 

Beichsgesetz 
betreffend  Änderung  der  Wehrpflicht 
vom  11.  Februar  1888. 
§  11      677". 
„  26      512». 
„  30      512». 
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vom  15.  März  1888. 
§  2      688. 
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Reichsgesetz  vom  5.  April 

1888 

Bundesratsbeschluss  vom   11.  Juni  1885 

(Öffentlichkeit). 

Ziff.  1      613. 

art.   II      267. 

,,     2      615. 

n   m      267. 

„     3      615. 

»    IV      267. 

„     4      615. 

Reichsgesetz  vom  12.  Juni  1889 
(für  Elsass-Lothringen). 
5  1      286. 

Reichsweingesetz  vom  20.  April  18d2. 
§  10      657». 

Reichsgesetz  über  das 
Telegraphen wesen  des  Deutschen  Reiches 

vom  6.  April  1893. 
§  8       160 ^^ 

Reichsgesetz  zum  Schutze  der 
Warenzeichen  vom  12.  April  1894. 
§  17      668  ^ 
„22      668'. 

Reichsgesetz  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
vom  27.  Mai  1896. 
026,  627«. 
627«,  635». 
635  •. 
635». 
635». 

221,  277,  626,  627«. 
204. 


§  1 
,    4 

,     7 

r       9 

,  10 
,  12 
,  19 


Randeisgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897. 
§  315      322. 

Reichsgesetz  betreffend 
Entschädigung  unschuldig  Bestrafter 
vom  20.  Mai  1898. 
§  4      203,  609^«. 


Reichsgesetz  betreffend  das 
Flaggenrecht  der  Kauffahrteischiffe 

vom  22.  Juni  1899. 
23      322. 


Preussisches  Ausfühmngsgesetz  zum 
Gerichtsverfassungsgesetz 

vom  24.  April  1878. 
42»»,  294. 


2 
3 
5 

23 
24 
33 
34 


43". 
70». 

65«,»,  70». 
65»,  70». 
52*». 
52»». 


36   55»«. 
38   70». 


50 
62 
63 
66 
67 
79 
80 
81 


68",  451",  580. 

125". 

125  >». 

126". 

126*». 

05». 

131  ^ 

131  ^ 


Preussisches  Ausführuogsgesetz  zum 
Geriohtskostengesetz  vom  10.  März  1879. 
§  28      462»*. 
„  29      463»». 

Preussische  Verfassungsurkunde 
vom  31.  Januar  1851. 

§  30  13. 

„  30  12. 

„  31  18. 

„  49  33 *^ 

„  64  13*». 
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Allgemeines  Landrecht  für  die 
Preossischen  Staaten  vom  5.  Februar  1794. 

I.  4.      §  a  301. 

16.    §  415  301  ••. 

§  416  301 »«. 

IL  20.  §  596  263». 

§  597  263». 

Preussisohes  Gesetz  vom  3.  Mai  1852. 
§  18      269". 

Preussisohes  Gesetz  vom  23.  April  1883 
(Polizeil.  Strafverfügungen). 

§  8      664. 

„  10      667",  668»*. 

Preussisohes  Gesetz  über  die  allgemeine 

Landes  Verwaltung  vom  30.  Juli  1883. 
§  132      470. 

Preussisohes  Gesetz  vom  26.  Juli  1897 
(Zollstrafverfahren). 
668». 


2 

20 
21 
53 


672« 


Elbsohiffahrts-Additional-Akte 
vom  13.  April  1844. 

§  50      616^«. 


Revision  der  Rheinschifibhitsakte 
vom  17.  Oktober  1868. 
art  40      616". 


Preussisohe  Verordnung  vom  II.  MIrz  1850 
(Yereinswesen). 

§  16      204. 


Preussisohe  A.y.  vom  16.  Juli  1879. 
J.M.B1.  194      454«. 

Preussisohe  Geschäftsanweisung 
für  Amtsanwälte  vom  28.  August  1879. 
art.  24      436». 
„    79      662  »•. 


Bayerisches  Ausführungsgesetz  zum 

Gerichisverfassungsgesetz 

vom  23.  Februar  1879. 

rt     5 

56». 

.      7 

20*. 

M    35 

79»». 

r,     41 

451 ". 

n      48 

68»». 

r,      54 

125". 

n      55 

125". 

art. 


Hessisches  Ausführungsgesetz 

zum   Gerichtsverfassungsgesetz 

vom  14.  Mai  1879. 

2      43^». 

9      40»«. 
25      125". 
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IL  Sachregister. 

D{e  fett  g«dnio](ten  Ziffern  bezeichnen  die  „cedee  niateiiae*^ 


Abbitte  20'. 

Abgaben,  öfFentiiche,  Strafbescheid  668;   YerwaltoDgeklage  672. 

Absreordnete,  Verfolgung  13,  Zeognisverweigeraog  352. 

Ablebnnng,  der  Richter  n.  s.  w.  155  ff.,  durch  den  Verteidiger  136",  der  Ge- 
schworenen 540,  des  Dolmetschers  288;  eines  Antrages  426^*. 

AbUefeniiig  615''. 

Abolition  610  ff^  18  ^  33,  Wirkung  auf  das  Strafklagerecht  219. 

Abrogationsklansel  18^. 

Abschriften,  von  Entscheidungen,  Anfertigung  403,  Zweck  311. 

Absentem  in  criminibus  damnari  non  debere  520. 

Absenzverfahren  674  ifi,  278. 

Absenzrerhandlung  520,  Veränderung  des  rechtlichen  Gesichtspunktes  533,  Unter- 
schied vom  Absenzverfahren  675  ^ 

Absolnter  Revisionsgrund  584. 

Absolutio  ab  instantia  378  *^  537. 

Abstlmmnnf^  386  iL,  Anwesenheit  der  Parteien  271,  Mitteilungen  über  den  Hergang 
und  das  Stimm  Verhältnis  in  den  Gründen  398. 

Abwesenheit  des  Beschuldigten,  Vertretung  155  ff.,  Verfahren  bei  A.  674  ff., 
Sicherungsverfahren  678,  Einstellung  496,  Straf befehl  658,  Sichemug  der 
Strafvollstreckung  durch  Vermögonsbeschlagnahme  618. 

Aeeessorisehe  Privatklage  646*'. 

Aeeusationsform  239. 

Accnsationsprinzip  215. 

Adblteion  439,  652''. 

Adhäslonsprozess  167",  204'«. 

AdministratiT-Btrafprozess  6;    administrativer  Strafbescheid  668  tt. 

Akten,  161*,  Editionspflicht  öffentlicher  Behörden  162;  A.  der  Behörden  und  Beamten 
des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes  471,  als  Beweismittel  für  ihren  Inhalt  335. 

Alcteneinsieht  148,  des  Verteidigers  136,  der  Parteien  272,  des  Nebenklägers  646 
Unbeteiligter  269. 

Akteilttbersendnnfir  133". 

Allgemeinkundigkeit  325. 
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Alter  des  Thäters  113,  Zalässigkeit  des  Strafrechtsweges  213^. 

Altematiye  Prozesshandlnngen  290,  Fragestelliug  543. 

Amtsanwalt,  Fähigkeit  znm  Amte  125  ^^  Zoständigkeit  129. 

Amtegericht  65,  Zuständigkeit  als  erkennendes  Gericht  75. 

Amtsrichter,  als  Einzelrichter,  als  Vorsitzender  des  Schöffengerichts  65;  Thätigkeit 
im  Vorverfahren  113  *•,  im  Ermittelungs verfahren  133,  470,  selbständiges 
Handeln  bei  Gefahr  im  Verzuge  469,  472,  als  Organ  der  Strafvollstreckung  614; 
Erlass  von  Strafbefehlen  657. 

Analogie  24. 

Anerkenntnis  652. 

Anfechtbarkeit  des  Urteils  16*',  wegen  Beschränkung  der  Rechte  des  Beschuldigten  HD'. 

Angehörige,  des  Beschuldigten  154^,  als  Vertreter  des  nicht  erschienenen  Ange- 
klagten 155;  im  Absenzverfahren  676,  als  Nebenpartei  120,  bei  Beschlagnahmen 
166®;  Recht  zur  Bestellung  eines   Verteidigers   im  Sicherungsverfahren  676. 

Angeklagter,  Begriff  118,  280,  Ladung  zur  Hauptverhandlung  512,  in  der  Berufungs- 
instanz 574,  Anwesenheit  in  der  Hauptverhandlung  520  f.,  Rechte  113,  in  der 
Berufungsinstanz  578,  in  der  Revisionsinstanz  588 ;  Entbindung  vom  Erscheinen 
in  der  Hauptverhandlung  522,  in  der  Berufungsinstanz  578*^;  kommissarische 
Vernehmung  515,  Entfernung  aus  dem  Sitzungszimmer  271,  im  schwurgericht- 
lichen Verfahren  561 ;  Vorführung  525 ;  A.  unter  16  Jahren,  taube,  stumme  140, 530. 

Angeschuldigter  Begriff  118,  280,  in  der  Voruntersuchung  507,  510. 

Anklage  474  ff^  Zeitpunkt  303  4«,  Folgen  des  Nicht- Vorhandenseins  295,  385  [siehe 
auch  „Klage"]. 

Anidagebeschlnfis  491. 

Anklageform  239. 

Anklageformpriiizip  289  f^  216  \  247',  Eonsequenzen  434,  479,  490,  495,  641*,  657. 

Anldagepriuzip  215. 

Anklageprozess  239. 

Anklageschrift  475  IT^  Zustellung  au  den  Angeschuldigten  480,  Angeklagten  494, 
nachträgliche  Einreich ung  511;  Verfahren  ohne  466;  beim  Strafbescheid  670, 
der  Strafverfügung  665. 

Anklageznstand  280. 

Anldttger,  bevorzugte  Stellung  des  112. 

Anordnungsreeht  gegenüber  der  Polizei  131. 

Anschlnssberuftang  439^*. 

AnsehlnsKreiision  439^'. 

Anteelplertes  Urteil  656«. 

Antrag  14,  Begriff  25;  der  Parteien  434,  der  auswärtigen  Regierung  222';  nach 
ausländischem  Recht  221;  A.  im  nichttechnischen  Sinne  472  [siehe  auch 
Strafantrag]. 

Antragsdelikte  222  t,  Beschlagnahme  168». 

AntragHveijtfhmng  232. 

Antwort  des  Verteidigers  auf  die  Vorträge  der  Staatsanwaltschaft  151,  530,  der 
Staatsanwaltschaft  auf  die  Vorträge  des  Vorteidigord  530. 

Anweisnngsreeht,  gegenüber  Richtern  43,  44**,  Staatsanwälten  126  ff. 

Anzeige  472;  =  Indiz  318. 
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Anzeigepflieht  vou  Privatpei-sonen,  Polizei-  u.  s.  w.  Behörden  472 

Anzeygiingr  318. 

arinunentum  376. 

Armenreeht  632. 

Artikuliertes  Verhör  354. 

jLrzt«,  Vernehmung  256. 

Aufruf  der  Sache,  der  Zeugen  und  Sachverstandigen  525. 

Au&iehtsbesehwerde  449. 

Auftdchtsreeht,   des  Reichs  32;    über  die   Richter  44'*,    Staatsanwälte  und  deren 

Unterbeamte  128. 
Augrenschein  336  ff. 

Augenscheinsefnnahnie  336  ff.,  an  Urkunden  341;  Gegenwart  des  Verteidigers  136. 
Augensehetnsirefrenstllnde,  -Objekte,   336',  Mitnalimc  in  das   Beratungszimmer  der 

Geschworenen  561. 
Ausfertigung  von  Eatscheidungen,  Anfertiguug  403,  Zweck  311. 
Ausftthi-angs-Besehluss  im  Wiederaufnahmeverfahren  605. 
Ausfllhrungsgesetze  17. 
AuskunftsTerweigenuigsrecht  350  f. 
Auslagen  458. 
Ausland,  Begriff  87',  als  Thatort  34  S    Zuständigkeit  für  im  A.  begangene  Straf- 

tbaten  22,   Verfolgungöpflicht   der  Staatsanwaltschaft  277;    Bestrafungen  im 

A.  22^,  Vornahme  von  Prozesshandlungen  im  A.  309;  Entscheidung  bei  im  A. 

begangenen  und  dort  nicht  strafbaren  Handlangen  384**;  Anhängfgkeit  eines 

Verfahrens  im  A.  22. 
Ausländer  als  Thäter  34  >. 
Ausltfndisohe  Regenten  37  '^  Beamte  37  ",  Gerichte,  Rechtstraft  von  deren  Urteilen  410, 

Prozessrecht,  dessen  Anwendbarkeit  23,  Urteile,  deren  Vollstreckung  616. 
Auslegung  24  ff.,  eines  Straf  Urteils  zum  Zwecke  des  Stiafvollbtreckung  620. 
Auslieferung  615". 
Auslieferungssaehen  6^. 

AuslleferungsTertrftge  19  •;  beschränkte  Verurteilung  209. 
Auslosung  der  Geschworenen  540. 
Ausnahmegericht  42. 

Aussagepflieht  des  Beschuldigten  118,  Zeugen  348. 
Anssehliessung  der  Richter  u.  s.  w.  55  ff.,  Geschworenen  540,  des  Dolmetschers  288, 

auf  Antrag  des  Verteidigers  136^'. 
AussehlussI^Isten  305. 

Ausschuss  für  Auswahl  der  Schöffen  52,  Geschworenen  54. 
Ausserordentliche  Gerichtsbarkeit  281,  Rechtsmittel  598. 
AuBserverfolgungsetzung  511,  Zulässigkeit  383*". 
Austrttgalgciichte  29,  40. 
Auswärtige  Strafkammern  66  ^ 
Ausweisung  203. 
Auszüge  aus  dem  Urteil  403. 
Authentische  Inteipretation  24. 
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Beamte,  ausländische  87^^;  Pflicht  zum  Erscheinea  als  Zeuge  348. 

Beaoilrasrter  Richter  47. 

Bedienstete  von  Gesandtschaften  3«**. 

Beding  Prozesshandlungen  289  If.,  b.  Verurteilung  290  ^ 

Bedingrun^en  der  Strafbarkeit  10,  1U\ 

Befinigenhelt  15. 

Befehle  419. 

Beftand  der  Expertise  367". 

BegrehungHort  83. 

BegnadiiTiuig  611,  33. 

BegntaehtungfipfUeht  369. 

Behauptungfilast  329,  434,  652. 

Beistand  156  f.,  eines  Minderjährigen  154.  des  Privatklägers  631,  Nebenklägers  122; 
Wahl  ]22. 

Beitritt  zum  Privatklageverfahren  028,  zur  Widerklage  643. 

BelaifT^ningsziLstand  16'. 

Beleidigungen,  Anklagepflicht  der  Staatsanwalt^cbaft  bei  nur  auf  Antrag  verfoJg- 
baren  B.  277. 

Beratong  886,  im  Sitzungssaal  265,  öffentliche  265;  Anwesenheit  der  Parteien  271, 
der  Geschworenen  561,  Beweisaufnahme  über  die  Vorgänge  bei  der  B.  334*. 

Berechnung  der  erkannten  Strafe  zwecks  Strafvollstreckung  620. 

BeriehtignngRTerfahreu  546,  564 f.;  Verfahren  bei  Zurückverweisung  durch  das 
Revisionsgericht  wegen  Unzulässigkeit  des  B.  597. 

Beriehtsmile  278»». 

Beruftang  570  IT.,  rechtliche  Natur  312,  448,  Zuständigkeit  78,  Verfahren  bis  zur 
Hauptvorhandlang571f.,  Hauptverhandlong574f.,  Nichtersclieineu  des  Beschwer- 
deführers 579,  des  Angeklagten  578;  Entscheidung  des  Berufungsgerichts  577, 
Verwerfung  der  B.  als  unzulässig'  573  ff.,  Verhall nis  zur  Wiedereinsetzung  580; 
gegen  das  Versäum nisurteil  im  Verfahren  nach  vorangegangenem  amtarichter- 
lichem  Strafbefehl  '362. 

Bescheinigung  (=  Glaubhaftmachung)  321. 

Beseiilagnahme  164  f^  159,  162*°,  des  Vermögens  3ü*^  zur  Sicherung  der  Kosten 
und  der  Strafvollstreckung  618,  676,  678,  zur  Herbeiführung  der  Gestellung  192, 
678;  Aufhebung  193;  B.  auf  Anordnung  der  Polizei  131,  zu  polizeilichen 
Zwecken  161. 

BeHohittNse  418  f^  als  Form  für  Prozesshandlungen  314,  als  Schlussentscheidung  nach 
der  Hauptverhandlung  535,  im  schwurgerichtlichen  Verfahren  545  [siehe  auch 
„Entscheidungen'*]. 

Beschuldigter  113,  Begriff  118,  168»,  Stellung  2,  270,  279,  als  Partei  112,  118,  als 
Prozesssubjekt  118;  im  Vorverfahren  468*,  als  Beweismittel  373;  Rechte  113f , 
119;  Mitteilungen  an  den  Beschuldigten  über  den  Gang  des  Sichernngs- 
Verfahrens  678;  Verpflichtung  zum  Erscheinen  118,  121,  375,  zur  Aussage  374; 
seine  Gehülfen  und  Vertreter  133  ff ,  Sicherung  der  Person  158,  Vorführung  473. 

Beschwerde  449  ff.,  rechtliche  Natur  448,  Devolutiveffekt  437  ^  Suspensiveffekt  438, 
Zuständigkeit  78  f.,  Abändciung  der  durch  B.  angogiiffenen  Entscheidung  durch 
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das  Gericht  selbst  299;  B.  bei  der  höheren  Polizeibehörde  grgpn  die  Straf- 
verfüguug  664  [siehe  auch  ,,sofortige  Beschwerden^]. 

Beschwerdefllhrer  438. 

Besondere  Gerichte  6;  Reichsgericht  als  letzte  Instanz  32'. 

Besserunirsaiistalt^  Zustellung  des  Urteils  auf  Unterbringung  in  einer  154,  403. 

BestAtigrang  des  Urteils  620. 

Bestellter  Verteidiger  137,  im  Ermittelungsverfahren  145  ^  Ablehnung  und  Aus- 
schliessung 142**,  Fähigkeit,  bestellt  zu  werden  143,  Wahl  138,  Bestellung  in 
der  höheren  Instanz  147 '';  Bestellung  durch  das  Gericht  138  ff.,  244,  Zurück- 
nahme 140";   durch  den  Vorsitzenden  138. 

Beteiligte,  Anhörung  272. 

BeteUlgong^  Gerichtsstand  83. 

Bearkundnngshandiungen  311. 

Beurlaabtenstand,  Hauptverhandlung  gegen  Personen  dvs  512'. 

Beweis  325  ffl,  Princip  258**,  Verhältnis  zwischen  direktem  und  ludizien-Boweis  250, 
bei  vorheriger  Eotscheidung  im  Vorprozess  326  f.,  im  Verwaltungsvorfaliron  327. 

Beweisanerbieten  528". 

Beweisautrüge  der  Parteien  528  ff^  im  Schlussvortrag  530,  im  Publikationstermin  538; 
bedingte  289. 

Beweisantritt  528", 

Beweisaufkiahine,  Zeitpunkt,  Umfang  331,  im  Vorverfahren  271,  in  der  Vorunter- 
suchung 507,  in  der  Hauptverhandluog  525  ff. 

Beweisbesehlnss,  Abäaderbarkeit  427. 

Beweisdolmetsoher  287,  371. 

Beweiserhebung,  durch  den  beauftragten  oder  ersuchten  Richter  254;  kommissarische 
254,  262,  514  f.,  deren  Benutzung  in  der  Haupt  Verhandlung  526;  stell- 
vertietende  B.  514 f.;  einzelne  B.  nach  geführter  Voruntersuchung  511",  vor 
der  Hauptverhandlung  515'*,  Unterbrechung  der  Hauptverhandlung  wegen 
weiterer  B.  537;  B.  vor  dem  Eröffnungsbeschluss  197;  B.  bei  Abwesenheit  des 
Beschuldigten  678,   im  Verfahren  gegen   abwesende  "Wehrpflicht flüchtige  677. 

Beweiseriiiittelimg8anti*ag  528  ^^. 

BeweisflUliglLeit  329. 

Beweisgrund  376. 

Beweisinteresse  79»*. 

Beweislast  329,  379;  im  Bussprozess  652. 

Beweismittel  S33  ff. 

Beweisreeht,  formales  375. 

Beweisregeln  375,  im  Verfahren  gegen  abwesende  Wehrpflichlflüchtige  678. 

Beweissieheruugsakte  in  der  Voruntersuchung  507. 

Beweisverhandlungen  vor  der  Hauptverhandlung  150 '^ 

Beweiswttrdigong  375  iL 

Blankett  19. 

Botenmeister,  Zuständigkeit  zur  Entgegennahme  schriftlicher  Parteierklämngen  435. 

Briefe,  Beschlagnahme  160,  Verlesung  in  der  Hauptverhandlung  252. 

Bundesratfimltglieder,  Gerichtsbarkeit  über  37  ^^  Vernehmung  als  Zouguu  348. 
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BiiMUinsprach,   accessoiische   Natur   650  ff.,    Verfolgung  durch  Privat-  und  Nebeu- 

klage  645,  650  £F. 
Bii88aiitrag  320*^,  rechtliche  Natur  203  f.,  des  Verfahrens  210. 
Busse,  Vollstreckung  625. 
Bnssklagre  650  ff. 
Bnssklagrefllliigkeit  652. 
Bnssklagerecht,  Tilgung  655. 

Calnmnieneid  60  ^^ 
eansae  arresti  178. 
eantio  judicatum  solvi  187'. 
eautio  judicio  sisti  187*. 
erofis  examination  524. 

Banenide  Verbindung  70*. 

Befensionalteniiiii  281  ^ 

BellktsOUiigkeit  lU. 

denaneiaüo  evangelica  216. 

Denunziation  472,  abschlägiger  Bescheid  468'. 

depntatos  coUegii  47  ®^ 

Deputierter  47  •^ 

Detachierte  Strafkammern  66  ^ 

Derolntionsreelit  177  f. 

DevolutiTeffelit  437,  im  Wiederaufnahme  verfahren  598 

Diseiplinarbesehwerde  449. 

Discipünargewalt,  der  Staatsanwaltschaft  gegenüber  den  Polizei-  u.  s.w.  Beamten  131, 

D   gegenüber  dem  Verteidiger  153. 
Discipünarprozess  410 '^ 
Diftoiplinarstrafe  wegen  Ungebühr  429  ^ 
Dienstaufsieht  31. 
Dienstbesehwerde  449. 
Dienstgebäude,  militärische  166  ^^  175. 
Dienstvorg^etzte,   Anwesenheit  bei   der  Beratung  265,    bei   der   nicht  öffentlichen 

Sitzung  267. 
dies  festi  302. 
dies  nefasti  302. 

Dispesitlonsprinzip  215,  239',  247. 
DIspositiTurkunde  250,  251,  342. 
Dolmetscher  286  f. 

Droliung,  durch  D.  herbeigeführte  Prozesshandiungen  293. 
Druckfehler  24*. 

Dmekschriften,  Aufnahme  von  Artikeln  in  203. 
Dritte  Personen  342. 
Duidnngspflicht  (Strafvollstreckung)  616. 
Durchsuchung  171  ff^  164»'';  zur  Nachtzeit  173.  302. 

eadem  i-es  413. 
Editiottspfllcht  161  ff. 
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ElienuiliB  der  Beschuldigton  154*;  Rechtsmitteleinlegung  438,  Einsprach  gegen  den 
Straf befehl  600 *•;  Vernelimung  als  Ziu^jo  345. 

Ehefhui  des  Beschuldigten,  Vernehmung  als  Zeuge  345. 

Eheseheiduiig  12'',  14. 

Eid^  promissorischer,  assertorischer  359;*  als  Mittel  der  Glaubhaftmachung  321. 

Eldesfülügkeit  288. 

Eidesformel  350. 

Eidesleistung  der  Schöffen  53,  Geschworenen  542,  Zeugen  359,  Sachverständigen  372; 
seitens  Personen,  die  der  deutschen  Sprache  nicht  mächtig  sind  286";  landes- 
rechtliche Bestimmungen  über  den  Gebrauch  von  Beteueiuugsformeln  360 
(siehe  auch  ,, Vereidigung"). 

EidesBorm  359. 

Eidespflicht  346,  352. 

EidesimflUügkelt  203,  355. 

Eidesunmlindiglielt  355. 

Eidesunreife  355. 

EidesTerweigeriing  352. 

Einheitiiehlieit  und  Unteilbarkeit  der  Staatsanwaltschaft  12G  ff. 

Einrede  15*",  im  Bussprozess  653. 

Einspraehe  gegen  die  Urliste  51. 

Einsprach  gegen  den  Strafbefehl  660. 

Einstellnng  des  Veifahrens  12,  prozessualer  Charakter  312;  durch  die  Staatsanwalt- 
schaft im  Ermittelungs verfahren  481,  durch  Gerichtsbeschluss  495;  vorläufige 
496;  Form  425';  wegen  res  judieaia  419,  beim  Fehlen  von  Antrag  und 
Ermächtigung  14, 396,  wegen  Mangel  eines  gültigen  Prozess Verhältnisses  518,  durch 
das  Revisionsgericht  wegen  Mangel  einer  Prozessvoranssetzung  593,  des  Privat- 
klageverfahrens wegen  Mangel  der  Privatklagefähigkeit  629,  649,  wegen  Nicht- 
erscheinen des  Privatklägers  635,  beim  Tode  des  Privatklägers  639,  bei  Zurück- 
nahme der  Privatklage  637,  bei  fingierter  Zurücknahme  637;  bezüglich  einer 
unwesentlich  erscheinenden  Strafthat  278,  494;  deren  Rechtskraft  423; 
Beschwerde  499  f. 

EinstellnngsnrteU  3961;  Rechtskraft  411. 

Einwand  gegen  die  Eröffnung  der  Voruntersuchung  505,   Rechtsmittelcharakter  437. 

Einzelriehter  64. 

Einziehung  1591,  in  Verbindung  mit  Freisprechung  396,  im  objektiven  Verfahren  680, 
der  instrumenta  oder  producta  sceleris  203. 

Einziehungsinteressenten  681  ^^  als  Partei  im  objektiven  Verfahren  681,  als  Neben- 
partei 120;  Verleidiger  134*,  Wirkung  der  Nichtzuziehung  270,  Rechtskraft  415. 

ElbzoUgerlehte  616'". 

Elsass-Lothringen,  Gerichte  31*,  Staatsanwaltschaft  124  ^  Begnadigimg  33  *^ 

EndurteU21». 

Entbindung  von  der  Instanz  378'*. 

Entschädigung  unschuldig  Bestrafter  611  L,  203. 

Entscheidender  Teil  des  Urteils  393. 

EntHC'heidungen,  gerichtliche  SSOIT^  Begriff  310  ff.,  Bekanntmachung  153,  au  den 
Nebenkläger  647,   Bekanntmachung  der  Entscheidungen  im  Verwaltungs-Straf- 
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verfahren  an  die  Verwaltungsbehörden  und  Staatsanwaltschaft  673  f.,  Anhörung 
der  Parteien  272;  abschliessende  E.  auf  die  Haupt  Verhandlung  531,  Zeit- 
punkt 525.  E.  im  Prozessbetriebe,  Prozessleitung  und  Sitzungspolizei  312, 
Abänderung  von  Entscheidungen  durch  das  entscheidende  Gericht  selbst  209. 

EremodizialTerfahreii  520. 

ErfahnuigRsätze  als  Gegenstand  des  Beweises  316,  privates  Wissen  der  Richter  von 
den  E.  368". 

Ergänzung  eines  Urteils  620. 

Ergänznngsge«e]iworene  386. 

Ergänznngsriehter  386. 

ErgänzangssehSffen  386,  52''. 

Ergebnisfeststellnng  386. 

Ergreifung  87  f.;  Gerichtsstand  der  E,  87. 

Erkennender  Richter  62»^. 

Erkenntnis  380. 

Erklärung  des  Handlungswillens  293. 

Eimächtigung  224  IT.,  14,  Zwangsmassregeln  bei  mangelnder  161,  Entscheidung  bei 
mangebder  384. 

Ermittelungsergebnis  476. 

Ermittelungsricliter  470  f. 

Eimittelungsthätigkeit  310-,  bei  Gefahr  im  Verzuge  129  *^  472. 

Ermltteiungsverfiiliren  468  IT.,  4,  Beweisthätigkeit  330 '^ 

Emstlichkeit  284. 

EiKfAiung  der  Untersuchung  101,  Begriff  489,  497«,  505'«,  508,  664. 

Eröffhungtibeschluss  491  ff.,  als  Prozessvoraussetzung  488,  bedingter  290;  Zeitpunkt  303, 
Verlesung  in  der  Hauptverhandlung  517,  deren  Zeitpunkt  525,  Erläuterungen 
zum  E.  525,  Zustellung  an  den  Angeklagten  513;  E.  als  Urteilsvoraussetzung  385; 
Folgen  des  Nichtvorhandenseins  295;  Unabänderlichkeit  427,  Wiederaufhebung 
500,  518 '^  Anfechtbarkeit  498,  Ungültigkeit  517  f.;  E.  bei  der  Widerklage  643, 
beim  Verfahren  nach  vorangegangenem  Strafbefehi  658. 

Ersatzzustellung  454. 

Erentualmaxime  306. 

Exceptio  216,  rei  judicatae  409^". 

Experten,  Expertise  362  ff. 

Exterritoriale,  Begriff,  Verfolgbarkeit  37,  Edition  amtlicher  Schriftstücke  163'*, 
Beschlagnahme  bei  E.  168,  Beschlagnahme  von  von  E.  herrührenden  Schrift- 
stücken 170  »^  Durchsuchung  bei  E.  172,  Zeugnispflicht  346**. 

Fachbehörde,  prozessuale  Stellung  der  Mitglieder  einer  F.  in  der  Haupt  Verhandlung  366. 

Fahnenflttehtige  607. 

Falsa  demonstratio  non  nocet  240,  446. 

Fassungsfehler  404. 

Favor  defensionis  8". 

Feiertage  302,  Fristberechnung  304. 

Feldhüter  132'«. 

Feld-  und  Forstrilgesaehen  75  ^ 
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Feriensnchon,  -Strafkammern,  -Monate  302. 

Festnahme  duich  die  Polizei  im  Interesse  der  öfieutücKen  SicLerLeit  und  Ordnung  194  ^ 

Flucht  132'«. 

Flueht^fahr  178. 

Flnehtverdaeht  179. 

FlUehtiiere  132. 

Form  der  gerichtlicben  Entscheidungen  313,  der  Parteihandlungen  434. 

Formalentseheidnng  312,  prozesserledigende  535;   Form  419. 

Formalnrteil  380,  im  schwurgerichtlichen  Verfaliren  545,  im  Verfahren  nach  voran- 
gegangenem amtsrichterlichen  Straf befehl  661. 

Formelle  Entscheidungen  310. 

Forstsehntzbeamte  132 '^ 

Fortgesetztos  Delikt  479. 

Forum  connexitatis  90,  delicti  commissi  81  f.,  deprehensionis  87  f.,  domicilii  82  f., 
reconventionis  91,  643. 

Fragen,  an  den  Angeklagten,  Zeugen  und  Sachverständige  524;  Antrag  auf  Stellung 
von  F.  im  schwurgerichtlichen  Verfaliren  303. 

Fragereelit  des  Verteidigers  in  der  Hauptverhandlung  151,  bei  Boweisverhandlangen 
vor  der  Hauptverhandlung  158'^  der  Beisitzer,  Schöffen  und  Geschworenen, 
der  Staatsanwaltschaft  524. 

Fragestellung  544  ff. 

Frauen  als  Vertreter  des  Beschuldigten  141",  als  Verteidiger  155". 

Freiheitsstrafe,  nachträgliche  Substitution  209. 

Freisprechung  895,  prozessualer  Charakter  312,  latente  424  «^ 

Freiwillige  Herausgabe  161*. 

Fremde  Sprache,  verhandeln  in  285. 

Frische  Tliat  174 »». 

Frist  303,  Berechnung  435. 

Ffihrung  der  Verteidigung  147. 

Fttrstliche  Familie  39. 

Oarantieen  der  richterlichen  Unabhängigkeit  42  ff. 

Gebühren  458,  des  Verteidigers  152,  der  Zeugen  361;  Rückgriff  der  Staatskasse  auf 
den  Angeklagten  wegen  gezahlten  G.  152. 

GefUll88trafrerfahi*eu  s.  Abgaben. 

Gefahr  im  Vei-zuge  129,  Handlungen  eines  unzuständigen  Gerichts  100,  Beschlag- 
nahme 174". 

Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  u.  s.  w.  266,  Verhinderung  des  zuständigen 
Gerichts  wegen  G.  der  öffentlichen  Sicherheit  103". 

Geftthrduugsdelikt,  Erlass  von  Strafverfügungen  663. 

Gefangene,  entwichene  174**. 

GeiUngnlsyerwaltung,  Wahrnehmung  durch  die  Gerichte  43. 

Gegenbeweis  329. 

Gegenstände,  Sicherung  der  für  das  Strafverfahren  erforderlichen  158.  Vorlegung  bei  der 
Zeugenvernehmung  354,  Herbeischaffung  von  als  Beweismittel  dienenden  G.  123. 

GegenUberstollung  354. 
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Gehttlfeu  der  Parteien  123,  der  Staatsanwaltschaft  130;  HandluDgsffthigkeit  121. 

GeMr  530  f. 

Oeisteskrankheit  des  Richters  284,  294,  des  Angeklagten  113«,  284;  Verfahren  hei 
G.  des  Beschuldigten  121'®,  voriäufige  Einstellung  496,  Strafaufschah  wegen 
G.  des  Verurteilten  618. 

GeistesznstaBd,  Gutachten  über  den  371. 

Gektliehe,  Vernehmung  351. 

Geldstrafe  gegen  einen  zur  Zeit  der  Verurteilung  bereits  Verstorbenen  116;  Voll- 
streckung in  den  Nachlass  616. 

Gemeindebehörden  Anzeigepflicht  bezüglich  strafbarer  Handlungen  472,  Editions- 
pflicht 163»*. 

GemeindemitgUeder,  Zuziehung  bei  der  Beschlagnahme  175 ;  bei  der  Hinrichtung  622. 

Gemlsehte  Normen  11. 

Gendarmen  132'*. 

Generalflragen  354. 

Generalinqoisitlon  464. 

Generalstaatsanwalt  125*^. 

Genenüsabstitttt  151  ^  ^ 

Generalvollmacht  138. 

Gericht,  Begriff  25",  ordentliche  G.  29,  686;  Stellung  42  ff.;  strafprozessuale 
Stellung  2,  Unabhängigkeit  42,  Zuständigkeit  der  ordentlichen  G.  6,  15,  16', 
deren  Prüfung  97*,  Besetzung  45",  als  Urteilsvoraussetzung  385,  äussere 
Verfassung  62  ff. ;  untersuchende,  urteilende,  erkennende,  beschliessende  G  65, 
prävenierendes,  präveniertes  G.  101 ';  Unzugänglichkeit  wegen  Überschwemmung, 
Epidemie,  Krieg  103*». 

Gerlchlfiftmter  44  ff. 

Geriehtsbarlieit  27  ff.;  der  Verwaltungsbehörden  30. 

Geriehtsbarkeitskonrentionen  bezüglich  Begnadigung  33*^. 

Geriehtsbeamte,  Berufung  zum  Amt  51,  Gehalt  51  *,  *. 

Gerichtsbezirk,  Handeln  in  einem  fremden  108,  309. 

Gerichtsferieu  802,  Fristberechnung  304. 

Geriehtshof  zur  Entscheidung  von  Eompetenzkonflikten  31'^. 

Geriehtsgewalt  28». 

Geriehtsknndigkeit  325. 

Geii<'ht8i>er8onen,  die  des  Deutschen  nicht  mächtig  sind  285. 

Gei*ichtsselu*eiber  44  f.,  Ausschliessung  und  Ablehnung  58,  62,  Bestellung  zum  Ver- 
teidiger 143 '^  Vernehmung  als  Zeuge  343;  als  Dolmetscher  287;  Anzahl  70, 
Verteilung  71'',  bei  der  Durchsuchung  174*. 

Gerichtssehreiberei  47. 

Gerichtssitzung,  Vornahme  einer  Strafthat  in  einer  472. 

Geriehtsspraehe  285;  Mitteilung  des  Inhalts  der  Schluss vortrüge  an  einen  der  G.  nicht 
mächtigen  Angeklagten  530. 

Gerichtsstand  7H,  Begriff  81,  ordentlicher,  ausserordentlicher  82**^;  des  Thatorts  82, 
Wohnsitzes,  Aufenthalts  85,  der  Ergreifung  87,  des  Zusammenhangs  87*,  der 
WiderkUge  91,  der  Widerklage  in  Verbindung  mit  dem  G.  des  Zusammenhanges  93, 
der  Prävention  101 ;   Bedeutung  96  f. ;  Bestimmung  durch  das  Reichsgericht  88; 
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Vorhandensein  mehrerer  G.  101,  Kollision  101  \  Vorhandensein  mehrerer  bei 
Rück  Verweisung  in  die  erste  Instanz  103'°  [siehe  auch  Zuständigkeit,  8a<^hlichd 
Zuständigkeit]. 

Gerielitsstelle  als  Ort  der  Prozefshandlungen  o08. 

(weriehtsToHzieher  45  f.,  Ausschliessung  58,  62'^,  Stellung  44',  Anzahl  70;  Zustellungen 
durch  den  0.  454. 

(vesamtstrare,  Verurteilung  zur  394,  Rechtskraft  der  Einzelstrafen  416,  Urteils- 
formel 397;  prozessualer  Charakter  209;  Ergehen  mehrerer  rechtskräftiger 
Urteile  ohne  Bildung  einer  G.  021. 

Gesaudtsc'haftspersona],  ausländisches  37 '^ 

GeHehältsirrtum  283,  im  Urteil  300,  Berichtigung  404*. 

GesehUftsstundeu  303. 

GeM'häftHrerteiluugr  70  IT.,  31. 

Geschichte  des  Strafprozess rechts  ()ft8  ff. 

Geschworene  49  ff.,  Auswahl  31,  53,  Unabhängigkeit  42",  Stellung  \H\  55'*,  Spruch- 
liste 264'*.®;  Annahme  und  Ablehnung  540,  durch  den  NehtMikläger  647; 
Vereidigung  542,  Obmann  502,  G.,  die  drs  Deutsrben  nicht  mächtig  sind  280 
(siehe  auch  Schwurgericht). 

GcHchworeuenbank  67'',  Bildung  539. 

Gesetz  16. 

Gesetzgrebende  Versammlung,  Mitglieder  einer  deutschen,  Verfolgung  13 '^  40,  Ver- 
pflichtung zum  Erscheinen  als  Zeuge  348. 

Gesetzliche  Fristen  303  f. 

Gesetzlicher  Veitreter  des  Beschuldigten  IT^S  fT^  als  Nebecpartei  170;  Recht,  den 
Verteidiger  zu  wählen  137  f.,  Einlegung  von  Rechtsmitteln  438,  der  Einspruch 
gegen  den  Straf  befehl  600  *•;  Straf  antragstell  ung  226  ff. 

Gestäudnis  159,  248,  als  Beweismittel  374;  Beweiskraft  377;  G.  durch  den  Ver- 
treter 155,  Zwang  zur  Herbeiführung  280;  im  Wiederaufnahmeverfahren  501  *•, 
im  Bussprozess  652. 

Gestellung  eines  Zeugen  353,  435. 

Gesuche  434. 

Gewohnheitsrecht  16. 

Gilt.  368. 

Glaubhaftmachung  321,  Zulässigkeit  332. 

graTamen  441  f. 

Gründe  399 f.;  Verkündung  bei  prozesserledigenden  Entscheidungen 421,  bei  laufenden 
Entscheidungen  426,  bei  Totalabsiimmurg  mit  verschiedener  Begründung  388. 

Gutachten  von  Behörden  256. 

Haft  160;  Anfechtbarkeit  des  Beschlusses  über  500;  Verhängung  im  Ermittelungs- 
verfahren 470  [siehe  auch  .,Verhaftuüg"]. 

Haftbefehl  184;  bei  Antragsdelikten  182,  gegen  einen  in  Untersuchungs-  oder  Straf- 
haft Sitzenden  181*^;  bei  Gefahr  im  Verzuge  129**,  gegen  den  in  der  Haupt- 
verhandlung ausgebliebenen  Angeklagten  521,  gegen  den  Angeklagten  im  Privat- 
klageverfahren 035*;  Einwirkung  von  Freisprechung  und  Verurteilung  181**, 
Einstellung  483,  498,  zum  Zwecke  der  Strafvollstreckung  622. 
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Handlmirseinheit  479. 

Handlnngsltthigrkelt,  prozessuale  120,  ViP,  Man^'el  boi  Proze&shandlniigen  204;  der 
Personen,  deren  Gegenwart  in  der  Hauptverhandlong  nötig  ist  519. 

Handlnngsfrist  303. 

Hauptfrage  550. 

Hanptgesehworene  54. 

HanptBehSffeii  52. 

HanptTerfilhren  511  ft,  Allgemeines,  Zweck  465  f,  Beschinss  über  die  Eroffbiing 
489  ti.,  495,  Fomi  der  Ablehnung  der  Eröffnung  aas  materiellrechtlichen 
Granden  419,  Zuständigkeit  zur  Eröffnung  78,  493,  Beschwerde  gegen  Ableh- 
nung 499,  Wiederholung  des  Antrages  auf  Eröffnung  422 '^  423,  535;  Eröffoang 
des  H.  im  Privatklageverfahren  (534,  nach  vorangangenem  Strafbefehl  658, 
Strafbescheid  670,  Strafverfügung  665. 

Haoptrerhandlnng  517  ft,  Leitung  523,  Eröffnung  264,  Vorbereitung  511,  Protokoll 
455  ff.,  Beginn  307,  Unterbrechung  262,  523,  Aussetzung  523,  wegen  Abwesen- 
heit des  Verteidigers  152  ^\  wegen  Veränderung  des  rechtlichen  Gesichtspunktes 
537 ;  Beschluss  hierüber  527 ;  Fortsetzung  262,  Wegfall  bei  Fortfall  von  Prozess- 
voraussetzungen 518,  Reihenfolge  der  Prozesshandlungen  in  der  H.  525; 
Anwesenheit  der  notwecdigen  Personen  als  ürteilsvoraussetzang  385,  des 
Gerichts  5 19  f.,  Gericht2>schreiber8519,  der  Parteien  271,  Staatsanwaltschaft 5 191, 
Klägers  307,  Angeklagten  159,  519  f.,  bei  der  H  .nach  vorangegangenem  Straf- 
befehl 661,  Straf  Verfügung  666,  des  Verteidigers  146",  152  f.,  513,  519,  523, 
Beistandes  156,  Vertreters  156,  Nebenklägers  646;  H.  in  der  Berufungs- 
instanz 574  f.,  Anwesenheit  des  Angeklagten  and  der  Staatsanwaltschaft  579, 
in  der  Kevisionsinstanz  588,  im  Privatklageverfahren  634  ff. ;  vor  dem  Schöffen- 
gericht 538,  Seh  Wargericht  539  ff.,  im  Verwaltungsstrafverfaliren  673,  im 
objektiven  Verfahren  684. 

UautiSuehuDg  174,  Prozesspolizei  bei  der  H.  433. 

Hellung  von  Prozessfehlein  und  Mängeln  das  Verfahrens  15  f. 

Heimatlose  170''. 

Helgoland,  Geltung  von  Strafprozessordnung  und  Gericbtsverfassungsgosetz  19*,  21'. 

Hiodenuigsgiiinde  der  Geschworenen  54. 

Hinweis  auf  die  Bedeatang  des  Eides  359. 

Hoehverrat  80. 

lllilfebeamte  der  Staatsanwaltschaft  130. 

Httllkfrage  550,  554f.;  Antrag  auf  Stellung  cinor  11.  .546. 

HtUfisgesehworene  54,  546. 

Httlf^rgaue,  behördliche  453. 

HUlfspersoneu,  richterliche  360. 

Httlfioieht^r  43>*,  68»,  am  Reichsgericht  69". 

HtUfsschSffen  52. 

HtUfesenate  69". 

Idealkonkurrenz,  Gegenstand  des  Verfahrens  205,  Straf  klagerecht  219. 
Identität  211;  Rechtskraft  412. 
luimutabiUtHtsprinzip  215 '. 
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Incldentankla^e  488,  475,  in  der  Berufungsinstanz  576. 

Indizieu  318,  332,  375. 

Indizienbeweis,  Begriff  253",  Verhältnis  zum  direkten  Beweis  250,  Beweiskraft  377. 

In  dnbio  pro  reo  123",  378. 

Informatio  216. 

InitiatiTe  der  Polizei-  u.  s.  w.  Beamten  471. 

l^Jurien-Prozess  20'. 

Inquisitionsprinzip  239,  247*. 

Inquisitionsprozess  245. 

Instanzenzngr  63. 

Instniktionsmaxime,  -prinzip  247  ff.,  242  »*,  491,  Konsequenzen  317, 434,  479, 532, 605. 

Internationales  Prozessreelit  23  ^ 

Interpretation  24. 

IntramoranliinrieiitTingr  622. 

Inzieliten  318. 

Irrenanstalt,  Unterbringung  in  einer  371. 

Irrtnm  283  f.,  als  Grund  der  Nichtigkeit  293. 

Jaliresliste  der  Schöffen  52,  Geschworeneu  54. 

Judex  eommissarius  515. 

Judex  inliabilis  56. 

Judex  ne  eat  ultra  petita  partium  651'. 

Judex  ne  procedat  ex  officio  240. 

Judex  secundum  allegata  et  probata  a  partibus  judicare  debet  247. 

Judex  suspectus  57. 

Judiees  facti,  juris  366. 

Judiei  fit  probatio  329. 

Jugrendlielie,  Zuständigkeit  78;  Straf befehl  257. 

Jura  novit  curia  315,  317,  434. 

Jurameutum  purgatorium  373. 

Jurisdietio  contentiosa,  voluntaria  28. 

Juristiseiie  Gewissheit  376. 

Juristiselie  Personen,  Parteifähigkeit  114^  Prozessfähigkeit  120',  im  Bussprozess  119. 

Jus  puniendi  1. 

Justizbeamte  als  Verteidiger  143. 

JustizTerwaItnn{p,    Besorgung   durch    die    Gerichte   31,   43,    dio    Amtsgerichte   75; 

Zuständigkeit  der  Bundesstaaten  und  des  Reichs  123. 
JustizTerwaltungsliandlun^en  281';  Öffentlichkeit  264. 

Kabinetsjustlz  43'. 

Kammergerieht  68,  als  Revisionsinstanz  580. 

KapitSse  Fragen  354. 

Kassation  592. 

Kautionspflieht  des  Privatklägers  632,  des  Nebenklägers  647. 

Kirelienbtteher  252. 

Klasre  241. 

Klugeänderungr  532,  Zulässigkeit  479. 

40« 


Digitized  by 


Google 


724  Sachregistor. 

Klaireoi'hcbiinsr  durch  Anting  auf  Voriintorsuchung  oder  Eioreichiing  dor  Anklage- 
schi ift  .")();],  im  Verfahren  nach  voraiif^oj^angniHMu  Straf i»ofHl!l  (HJC'K  Straf- 
vojfügung  (iöf),  Strafbescheid  (370,  im  objektiven   VcM-fahren  ()83. 

Kln(reroriiii>riiizi|>  [siehe  Anklageformprinzip]. 

KIusfomono|>ol  217,  274,  Durchbrechung  <)72. 

Klaureiihfiiirmi?  477,  630. 

Khiffenkniuiilatioii  477. 

Kliiireprilfiiiijrsverfahren  4S;jf.,  27(5,  pidzessualer  Charakter  242,  Verhältnis  xum 
Opportunitätsprinzip  279,  zum  KJagemonopol  217,  Ablehnung  d«'s  Antrages  411>, 
Rechtskraft  42*2,  Berechtigung  des  Betreibenden  zum  Auftreten  als  Neben- 
kläger 645. 

Klasrerecht  217  [siehe  auch  Konsumtion J. 

Kia^eriU'knahme  243,  seitens  der  Staatsanwaltschaft,  Verhiiltnis  zum  Klagepiiifungs- 
verfahren  276*'';    Zuülssigkeit  481. 

Kollektivdelikt,  Hechtski  aft  413. 

KoIIegialgrerieht  04. 

Kollusionsgefahr  178. 

Kolonialgeriehte,  Verfahren  vor  den  08(5. 

Koiiimissarisi'ho  Beweiseihebung  [siehe  Beweiserhebung]. 
.Kompensation,  Zugehörigkeit  zur  Schuld  frage  200  ■•'^;  Urteil  stenor  396. 

Koinpeteuzkonflikt  104  fr.,  6,  30,  481;  (lerichtshof  zur  Entscheidung  von  K.  31** 
[siehe  auch  Zuständigkeitsstreit]. 

Kouipetenzkoukarrenz  101. 

Konflikt  4P*,  Hauptverhandluug  nach  erhobenem  519. 

Konfrontation  von  Zeugen  354. 

Konklave  562. 

Konnexität  89. 

Konsnlararehiye,  Edition  von  Schriftstücken  163'*,  Beschlagnahme  1(58*. 

Kon  solar  Sachen  32  ^ 

Konsniargrer teilte  19  *,  29,  Geltung  von  Strafprozessordnung  und  Gerichtsveifassungs- 
gesetz  21*;  Entscheidungen  ausserhalb  der  Hauptverhaadlung  65  * ;  als  ordent- 
liche Gerichte  467;    Verfahren  vor  dem  K.  686  ff. 

Konsularrerichtlfeber  Prozess  686  IT.,  240. 

Konsuln,  Exterritorialität  fremder  38,  Beschlagnahme  gegen  168*,  Durchsuchang 
bei  172«. 

Konsnmtion  des  Klagerechts  408  f.,  414  f.,  des  Privatklagerechts  637,  des  Bussklage- 
rechts  655,  bei  der  Zurücknahme  der  Straf  Verfügung  605'*,  des  Straf- 
bescheides 670  "  [siehe  auch  „Rechtskraft'']. 

Kontravention,  Strafbescheid  wegen  668. 

Kontnmazialverfahren  520,  675. 

Kontumazialurteil  in  der  Uauptverhandlung  nach  vorangegangenem  Straf befeul  6fil. 
in  der  Berufungsinstanz  578. 

Konzentrailonsprinzlp  261  f. 

Kopf  de.s  Urteils  402. 

Korrealität  des  Privatklagerechts  0'28. 

Kosten  458  IT.,  204,  583,  Beschlagnahme  zur  Sicherung  der  K.  676,  678. 
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Kosteillast  458. 

KostenTonehass  48ö,  des  IVivatklägers  432,  Nebenklägers  047-". 

Körper,  Augenscheinseinuahiuo  am  menschlichen  336.     Durchsuchung  dos  173. 

Körperverletzung,  Privatklagefähiglceit  620,  Anklagrpflicht  der  Staatsanwaltschaft  bei 
nur  auf  Antrag  erfolgbaren  277. 

Krankenaistalt,  —Station,  Anrechnung  des  Aufenthalts  in  einer  K.  auf  die  Straf- 
vollstreckung 023. 

Krankheit  aU  Straf  auf  scbubsgrund  018. 

Kreuzverhör  524  f.,  151,  320. 

Krlegsfiihrzeuge  175  ^ 

Kriegsgerlebt  29^  42*,  Zustäiidigkcit  "lü-. 

KriegasehUTe  37 '^ 

KrimlnalpoUzei  130. 

Krimlnalprozeds  3^'. 

Krimlnalstrafe  wegen  Ungebühr  42*J'. 

Kurhessen,  Yeiuehmung  von  Mitgliedern  des  Herrscherhausds  255. 

Kflnstllebe  Mehrheit  113. 

Ladung,  Begriff  177,  Anordnung,  Kriass  428,  bedingte  280,  duich  das  Gericht  430, 
im  Privalklageverfahren  (534,  im  Verwaltungsstrafvorfahreu  673,  im  Veifahreu 
gegen  abwesende  Wehrpflicht  flüchtige  077;  vor  Polizei  oder  Staatsanwaltschaft 
177 -;    zum  Strafantritt  022. 

LaduDgsfrist  304. 

Lalenriehter  50. 

Landetbehörden  31. 

Landesgesetzgebnng  4(),  in  der  L.  enthaltene  Präsumtionen  324. 

Lnndesberr,  Zulässigkeit  des  Straf i echt swegos  213''^  Beschlagnahme  lü8\  Durch- 
suchung 172,  Pflicht  zum  Erscheinen  als  Zeuge  34Ö;  Voniehmuug  255,  Eides- 
leistung 351). 

Landesherrliehe  Familien ,  Gerichtsbarkeit  über  deren  Mitglieder  30 ,  Zuugnis- 
pflicht  340 -'\  Vernehmung  255. 

Ijindcs- Justizverwaltung,  Anordnungen  der  Pj". 

Landesstrafreeht,  Verurteilung  nach  Rechtskraft  417. 

Landesverrat  80. 

Landgericht,  Verfassung  00,  Oeschäftsverteilung  70,  Zu.s«;in  ligkoit  77  f,  Thätigkeit  bei 
der  Auswahl  der  Geschworenen  54. 

Landger  ich  tsdirelitor  00. 

Landgerlehtsprflsldent  46 'S  06. 

Landstreicher  170'*. 

Latenter  Inhalt  der  Prozesshandlungen  200,  L.  P>eispre<'hung  00(5. 

Laufende  Entscheidungen  312,  425,  als  xVbschluss  der  IIau]itvL*rh;uulUu)g  7)M. 

Legallnterpretation  24. 

Legalitätsprinzip,  222',  274,  471",  075,  083'-'. 

Legalsektion  338. 

lege  non  disthiguento  nee  nostrum  est  di.stinguere  G12'. 

legibus  soluti  38"*. 
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LelekeBftffiiiUif  338.  Veipflichttmg  zar  Yoniahme  367,  Zaziehmig  von  SachTeistiuidigen 

und  Ärzten  3(>8. 
Leieheiiflehma  338. 
LeuüVBdszenge  363. 
LeuüiUidsieagnls  25C. 
lex  fori  22'. 

lex  posterior  derogat  priori  18. 
LiilapeBdeDz  478. 
leeofl  regit  actum  22-. 
leel  nefasti  308. 
Leaapreehuig,  einstweilige  537. 

MmhBTeifabreii  655  ff. 
MaBdatorerfkhrea  655. 
MAterialleB  24. 

Materielle  Wahrheit  248. 

Haxlmea  des  Strafprozesses  215  ff. 

HeiBSDgSTeraeliledenheiteii  zwischen  Vorsitzendem  nnd  Kollegium  47,  zwischen 
Verteidiger  und  Beschuldigtem  47. 

Meritorfseke  Entscheidungen  312. 

Mildernde  Umstände  206,  544,  557. 

MilitHrgerieht  29,  Zuständigl^eit  15. 

MlUtärlaehe  Delikte,  Strafantrag  223. 

Mllitiriaehe  Dienstgebäude  166  *^  175. 

MIlltirpersoDeii,  Begriff  166**,  Gerichtsbarkeit  38,  Stellung  zur  Straf-  und  Zwangs- 
gewalt der  Gerichte  431,  Zeugnispflicht  346",  Beschlagnahme  168»*,  168». 

Mladeijahrige  als  Verteidiger  141*. 

MiBdenugsgrttDde  206''. 

Mlalsteranklage  29''. 

Mltbesehnldigte»  Vernehmung  als  Zeuge  343,  Berechtigung  zur  Nebenklage  645. 

Mittellang,  öffentliche  aus  nicht-öffentlichen  Gerichtsverhandlungen  267. 

MonltnrTerfiahren  564  f. 

Motire  24. 

MttndUehe  Verhandlung  385. 

Mttndllehkelt  257  ff. 

Mttndllehkeitsprlnzip  247  tt.^  beim  Gutachten  371. 

MttnzTerbreehen,  -Vergehen,  368. 

Nacheid  359. 

Naeheile  132,  309. 

Naehhafl,  korrektionelle  203. 

Naehtselt  302. 

Nasaan,  Vernehmung  der  Mitglieder  des  N.  sehen  Hauses  255. 

Naturereignis  305. 

Nebenbescblttase  497,  Anfechtbarkeit  500. 

Nebenfrage  557;  Antrag  auf  Stellung  einer  546. 
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Nebenklaye  644  f.,  firstreckung  auf  die  Basse  650. 

KebenkläfT^r  644  f.,  Eintritt  des  Privatklägers  in  die  Rolle  des  633;  Auftreten  der 
Verwaltungsbehörde  als  N.  673 f.;  Prozossfähigkeit  122,  Vernehmung  als 
Zeuge  343,  Benachrichtigung  vom  Tode  des  Angeklagten  116*®. 

Nebenpsrteien  120,  122",  153  S  046. 

Nebenpersonen,  gerichtliche  44*. 

Nebengtrafen  625. 

Ne  bis  in  idem  408,  409^*,  412,  414". 

Nene  Thatsachen  600. 

Nlehteinziehnngsinteressenten  681  ^a. 

NlehterOlhiiingsbeflehlags  495. 

Nlehtersebeinen  der  Beteiligten  307,  eines  Zeugen  346. 

Kiebtigkelt  292  f.,  des  Verfahrens  16'*,  bei  Nichtzuziehung  des  Beschuldigten  270; 
N.  des  Erö/fnungsbeschlusses  499,  des  Urteils  16",  667,  des  Strafbafehls  657. 
Vollstreckung  nichtiger  Urteile  616*®;  Rechtskraft  405*;  N.  des  Spruchs  der 
Geschworenen  565  f. 

Niederlegang  eines  Schriftstücks  an  Gerieb  bestelle  300. 

Norddeatseher  Bund,  dessen  Gesetze  18*. 

Notorietftt  324  ff. 

noterinm  216. 

Notwendige  Verteidigung  138  ff^  in  der  höheren  lostanz  147,  im  Wiederaufnahme- 
verfahren 147,  Folgen  des  Mangels  146**;  Kosten  458;  nicht  notwendige  Ver- 
teidigung 140  [siehe  auch  „Verteidiger»^*]. 


Obduktion  338. 

Oberbesebwerde  452. 

Oberlandeegreriebt,  Verfassung  68,  Gescbäftsverteilung  70,  Zuständigkeit  79;  als 
Revisionsinstanz  580. 

Oberreiehsanwalt»  Anstellung  126,  £nt&,cheidung  in  Zustäudigkeitsstreiten  130,  al» 
Vorgesetzter  bundessbiatlicher  Staatsanwaltschaften  128  ^ 

Oberstaatsanwalt  125". 

Oberste  Dienstbebdrde,  163'^ 

Oberstes  Landcsgerieht  68**. 

Objektires  Verfahren  679  ff.,  'ilO,  Verfoigungsptlicht  der  Staatsanwaltschaft  bei 
fakultativer  Einziehung  u.  s.  w.  278;  Stellung  der  Kinziobungs-  u.  s.  w. 
Interessenten  271;  Rechtskraft  412. 

Obmann  der  Geschworenen  562. 

Offleialdellkte  222. 

Offleialmaxime  215  ff.;  Ausnahme  221. 

Olfleialprinzip  215,  247*;  Verhältnis  zum  Legal itätspriu zip  274,  275. 

Opportunitätsprinzip  221 ',  274,  277. 

Ordnungsstrafe,  wegen  Ungebühr  433,  wegen  Nichterscheinens  eines  Zeugen  347.  als 
Massnahme  der  rruTesspolizei  429,  430;  rechtliches  Gehör  vor  der  Ver- 
hängung 272. 

Ort  der  Prozes.shandluugen  308  ff. 
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Öffentliche  Abgraben  und  Gefälle,  Aoklagebjfognis  der  Verwaltungsbehörde  im  Ver- 
fahren wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  274; 
Verfahren  672  t  Zuständigkeit  für  die  Revision  wegen  Zuwiderhandlung  u.  8.w. 
Ö.  A.,  die  in  die  Reichska&se  fliessen  580;  Strafbescheid  668  U. 

Öffentliche  Beamte  4P*;  Strafverfahren  gegen  sie  wegen  Amtsüberschreitung  41, 
Editionspfliclit  102,  Vernehmung  als  Zeugen  und  Sachverständige  344,  315, 
Auskunftverweigerungsrecht  351,  Begutachtungsverweigerungsrecht  370. 

ÖffentUehe  Klage,  [siehe  „Klage'S  ,,  Anklage'^]. 

Öffentliehe  Ladong  675  ff. 

Öffentliche  Ordnung  266. 

Öffentlichkeit  262  ff.,  der  VoruutersuchuDg  261*°,  508,  der  kommissarischen  Beweis- 
aufnahme 516;  Ausschliessung  der  Öffentlichkeit  266;  Folgen  der  Verletzung 
der  Sätze  über  die  Öffentlichkeit  269,  584;    Öfihurjg  des  Sitzungssaales  525. 

OrdentUehe  Gerichte  5,  686  (siehe  auch  „Gericht^j. 

Ortliehe  Zuständigkeit  80  ff.,  13,  15-®,  73;  Verfahren  bei  mangelnder  97  f. 


Papiere  1 76  f. 

Parltionsordre  353. 

Pariamentsmitgrlleder  213«^ 

Parteibegriff,  materieller,  formeller  245. 

Parteieid  373;  im  Bassprozess  ().V2. 

Parteien  110  ff.,  117,  373  ff.,  245,   beim  objektiven  Verfahren   680;    Kenntnis  vom 

Verfahren  271  ff.,  Recht  auf  Gehör  272. 
Partcleuglelcliheit  8,  112,  119,  270. 
ParteifUhigkelt  113  f.,  13,  120;   der  Einziehung«-  u.  s.  w.  Interes.senten  6S1;  Folgen 

dos  Mangels  294. 
Parteihandlungen  434  ff. 

Parteiöffeutlic'hkeit  271;  im  AViederaafuahmeverfahren  605. 
Paileiprozess  245. 
Patent  Verletzung  214. 

Peinliehe  Gerichtsordnung  3»>,  Karls  V.  692. 
Peinliches  Verfahi-en  3*'. 
per  Judicem  fit  probatio  329 
Perhon-escenzeid  60**. 
Personal li'agen  3.')4. 
Personenstandsregister  252. 
Pfandzettel  1G7*«. 
Phonograph  340. 
Photograj»hien  255. 

Plaidoyer  530,    im  schwurgerichtlichon  Vei  fahren  559,    in  der  Revisionsinstanz  588, 
Plenum,  des  Lindgerichts  70*,  der  Senate  am  Reichsgericht  59,  69. 

130. 
Polizei,  deren  Beamte  und  Behörden  132,  als  Gehülfen  der  Staatsanwaltschaft  113*", 

130,  507;  Pflicht  zur  Viifolgung  strafbarer  Handlungen  471,  Auzeigopflicht  472. 

selbständige  Ermitteluugs-  u.  s.w.  Hnndlungen  von  Amts  wegen  131,  469;  Kri- 
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miDalperichtliche  P.  130;  Berechtigung  zur  Verhängung  von  Strafen  120,  662, 
zum  Erlass  von  Straf  Verfügungen  656  f 

Polizelaufsieht  203. 

Polizeidelikte  663. 

Polizeiftthigrkelt,  Entscheidung  bei  mangelnder  384. 

Popalarklagre  276. 

Popularldagesystem  216. 

Postsendiingreii,  Beschlagnahme  168^  169. 

PriyndiziaireststeUiiiig  214. 

PräklusivfriHlen  305. 

Pritoentationsreeht  27 '. 

PrUseiitatnm  454. 

Präsidenten  fremder  Rt'publiken  37*^. 

PräHidinm  des  Landgerichts  und  Oberlandesgerichts  70. 

Präsumtionen  321  ff^  11  ^  113<^  240,  326;  in  Landesgesetzen  enthaltene  324; 
Gegenbeweis  330,  Verhältnis  zur  Beweiswürdigung  378. 

praesttjntlones  facti,  hominis  378. 

Presse,  Mitteilungen  über  Oerichtsverhandlungon  267,  sachliche  Zuständigkeit  für 
durch  die  P.  begangene  Beleidigungen  76*,  strafbare  Handlungen  78. 

Pressvergrehen,  Gerichtsstand  84. 

prineeps  legibus  solutus  39'*. 

Privatdoeent  als  Verteidiger  141*. 

Privates  Wissen  des  Richters  368"*,  Verhältnis  zur  Notorietät  324,  Verwertung  im 
Vorvei fahren  473. 

Priratgerieiitsbarkeit  27 '. 

Pilvatklage  «26  ff^  210;  subsidiäre  276'*,  Privatklage  im  w.  S.216,  Zulä.ssigkeit  657», 
nach  Ablehnung  des  Antrages  im  K lageprüf ungs verfahren  422;  Erhebung  634, 
durch  den  gesetzlichen  Vertreter  154,  Frist  zur  Erhebung  630,  Sühno- 
versuch  630,  Armenrecht  632,  Zuständigkeit  6S3,  Zurücknahme  8",  637, 
als  Wirkung  der  Nichtleistung  der  Kaution  632,  Beteiliguog  der  Staatsanwalt- 
schaft 632  f.,  Verfahren  bis  zur  Hauptverhandluug  634;  Vorhandensein  mehrerer 
Verletzter  629;  Teilbarkeit  030,  Beendigung  des  Veifahrens  637,  Vorgleich  640 
Einstellung  wegen  Vorliegens  eines  Staat sklagtdelikts  629,  Tod  des  Privat- 
kiägers  639,  Rechtskraft,  Wideraufnahmeverfahren  637,  Erstreckung  auf  die 
Busse  050;  Erhebung  der  öUeutlichen  Klage  währecd  Schwebens  des  Privat- 
klage Verfahrens  628. 

Privatposteu  169». 

Privatstrafe  20». 

Privilegierter  Gerichtsstand  40. 

Privilegierungsgraud  205. 

probatio  maior,  minor,  plena,  semiplena  375. 

Protokoll  bei  fremdsprachlichen  Verhandlungen  288;  über  die  Augen si heinsei nnahme  337, 
über  die  Hauptverhandlung  455,  Verlesung  in  der  Hauptveihandlung  253  IT.,  341, 
527;  des  Reichstages  und  der  Reichs- Justiz-Kommission  25. 

Prozess  1  ff.,  6'". 

Prozessbetrieb  428. 
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Prozesserledigreude  fintscheiduogen  428  f.,  311,  380. 

ProzessHUiigkelt  120  ff.,  13;  Bedeutung  284. 

Prozessfehler,  Heilung  405*. 

Prozessgegenstand  202  ff.;    Unteilbarkeit  207,   223*,  im  objektiven  Verfahren  67P, 

in  der  fiechtsmittelinstanz  440. 
Prozesshandiiingen  281  fif.,  richterliche  310;   Ort  308,  Form  314,  rechtsgeschäftlicher 

Charakter  281,  Einteilung  316,  Perfektion  309. 
Prozesshaoptgesetze  16. 
Prozesshindemde  Einreden  15'*. 
Prozessleitmig  428  f.,  313. 
Prozessnebengesetze  16. 
Prozesspartei  114. 
Prozesspollzei  429;   ausserhalb  der  Sitzung  433,    der  Gerichtsstelle  434;    der  nicht- 

richterlichen  Beamten  434. 
Prozessreeht,  ausländisches  23. 

Prozessual  erhebliche  Thatsachen,  Beweiserhebung  320. 
Prozessuale  Mängel  des  Yerfahiens  381. 
prozessos  criminalis  3  ^K 
ProzessverhlUtiiis  7  ff. 
Prozes8?erteldiger  136". 
Prozessrertreter  [siehe  „Vertreter"]. 
Prozess Voraussetzungen  9  ff.;  der  Eiöflfnungsbeschluss  als  F.  488;  nicht  notwendigt\ 

verzichtbare   P.    15;    Verfahren  beim  Mangel  382  ff.;    P.    beim  polizeilichen 

Strafverfahren  663,  Strafbescheid  669,  objektiven  Verfahren  682. 
PubUkationsbefügnis  203. 
PubUkationstermin  538. 
Purgation  540. 

Qualiflzierungsgrttnde  205. 

Quellen  16  ff. 

quod  ab  initio  vitiosum,  non  potest  tractu  temporis  convalescere  296. 

quod  non  est  in  actis,  non  est  in  mundo  258. 

Realcitation  347,  622. 

Realkonkurrenz  479»». 

Heeht  des  ei-sten  Angriffs  131. 

Rechtfertigung  der  Berufung  573,  der  Revision  586;  im  Privatklageverfahreu  636; 
seitens  des  Nebenklägers  647  '*,  der  Verwaltungsbehörde  674. 

Rechtlicher  Gesichtspunkt,  Veränderung  des;  Abbrechen  der  Haupt  Verhandlung  537; 
Hinweis  des  Angeklagten  532;  im  schwurgerichtlichen  Verfahren  551,  in  der 
Berufungsinstanz  575. 

Rechtsanwalt  als  Beschuldigter  139»*,  als  Verteidiger  141  ff.,  als  bestellter  Ver- 
teidiger 143  f.,  als  Beistand  156";  Ungebühr  433;  Beschlagnahme  gegen  R. 
im  ehrengerichtlichen  Verfahren   165«;    Kosten    der  Zuziehung  eines  R.  4')8. 

Rechtsausftthrungen  434. 

Rechtsbelelimng  559  ff. 

Reehtsbeschwerde  449. 
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BeehtefiL*agre  543. 

Eechtshanglgkelt  478,  Folgen  480,  im  Privatklageverfahren  634,  bei  der  Wider- 
klage  643;  des  Bussanspruchs  653;  im  objektiven  Verfahren  683,  bei  der 
Strafverfügung  663  ff.,  dem  Strafbescheid  669. 

BechtAhfllfe  106  ff.,  17',  35,  bei  der  Strafvollstreckung  614,  beim  Strafbescheid  068; 
Begriff  107,  Zuständigkeit  74,  107,  Entscheidung  von  Streitigkeiten  109; 
Beschwerde  über  Gewährung  oder  Nichtgewährung  451,  Verhältnis  zur  Editions- 
pflicht  163'^;  R.  zwischen  Staatsanwaltschaft  und  Gericht  130,  zwischen 
verschiedenen  Staatsanwaltschaften  127',  130. 

Reefatshttlfegresetz  107'. 

BechtshttJfehandliingen,  Verfahren  22. 

R«eht8httlfepflicht  108. 

Rechtshttlfevertragr  107  ^ 

Rechtskraft  405  If.,  16;  relative,  subjektivrelative,  formelle,  absolute,  beschränkte, 
unbeschränkte,  einseitige  406 fi,  materielle  408  f.,  objektiv  relative  440;  positive, 
negative  Funktion  409;  der  Entscheidungen  von  Sondergerichten  410  *^  des 
Urteils  405  f.,  von  Beschlüssen  und  Verfügungen  422,  laufenden  Entscheidungen 
427  f.,  nichtigen  296;  Umfang  417,  Wirkung  597,  bezüglich  latenter  Qualifikation 
383",  gegen  Anstifter  und  Gehülfen  415;  im  Privatklageverfahren  637,  im 
Bussprozess  652,  im  Einziehungs-  u.  s.  w.  Verfahren  684,  im  objektiven  Ver- 
fahren 680,  bei  der  Strafverfügung  663,  667,  dem  Strafbescheid  671,  dem 
Straf befehl  660,  Elageprüfnngsverfahren  422;  qualitative  Zerreissnng  425, 
Durchbrechung  der  materiellen  R.  416;  Unteilbarkeit  des  Verfahrens  208", 
R.  der  vor  dem  1.  X.  1879  erledigten  Prozesse  21". 

Rechtskundige,  als  Substituten  151';  Bestellung  zu  Verteidigern  143.  144". 

Rechlslehrer,  als  Richter  49,  als  Verteidiger  141. 

Rechtsmittel  437  IT.,  202;  Begriff  448,  598;  Verhältnis  zum  Anklageformprinzip  245; 
Verfahren  570 ff.,  gravamen  4411;  Einlegung  435,  438,  446 ff.;  bedingte  289, 
doppelte  259;  durch  den  Beschuldigten  119;  durch  die  Staatsanwaltschaft  zu 
Gunsten  des  Beschuldigten  273,  442,  durch  die  Polizeibehörde  im  Verfahren 
nach  vorangegangener  Straf  Verfügung  667,  durch  den  Vertreter  135,  158,  438, 
den  gesetzlichen  Vertreter  154,  Ehemann  438,  Beistand  156  *',  Verteidiger 
136,  438,  die  Einziehungs-  u.  s.  w.  Interessenten,  die  für  subsidiär  haftbar 
Erklärten  439,  den  Nebenkläger  647,  648 '';  gegen  ein  im  Wiederaufnahme- 
verfahren ergangenes  Urteil  610,  im  Privatklageverfahren  635,  im  Nebenklage- 
verfahren  649,  im  Bussprozess  654,  objektiven  Verfahren  684,  Verwaltungs- 
strafverfahren 673 f.;  Absenzverfahren  676,  678;  Zurücknahme  299,  438,  447, 
bedingte  289,  durch  den  Vertreter  135,  den  Verteidiger  136;  Verzicht  447, 
bedingter  289;  Beginn  der  Unwiderruflichkeit  435;  Einlegung  mehrerer  R. 
nebeneinander  439;  Umfang  der  Anfechtung  440,  671;  Einlegung  eines  R. 
bezüglich  einer  von  mehreren  Strafsachen  in  einem  Prozess  439,  eines  von 
mehreren  Beschuldigten  439,  Abänderung  zu  Gunsten  des  Beschuldigten  bei 
Einlegung  seitens  der  Staatsanwaltschaft  443,  seitens  der  Verwaltungsbehöide  673. 

Rechtsnorm  581. 

Rechtssätze,  Beweiserhebung  über  317". 

Rechtsschutzanspruch  220. 


Digitized  by 


Google 


732  Sachregister. 

RechtsverhMltnlisse,  dreiseilige  7,  bürgerlicbe,  deren  Feststellung  214. 

Becusationsinünde  57  ^ 

Redacteur  35*. 

Reda^tionsverseben  24'. 

Beferat  514. 

reformatio  in  pejus  443  f.,  577,  578,  591,  592",  597,  608,  636,  651«,  601. 

Beiehsanwalt  126. 

Reiehsanwaltsehaft  129. 

Beicfasgrerleht,  Verfassung  09,  Geschäftsverteilung  71,  Zuständigkeit  79,  in  Konsolar- 
Sachen  687. 

Reichsgesetzgebung  16. 

Reichs-Justiz-Komniission,  Prütokolle  dor  25. 

Reiebskanzler,  Vernehmung  256,  Verj.fl  chtuug  zum  Erscheinen  als  Zeuge  318. 

Reichsprozessgenetze  18. 

ReiebsstrafprozeHRgesetze,  zeitliche  Herrscbaft  19  ff.,  jäumliche  21  ff. 

ReiehsstraQirozessreeht  5. 

Reicbstag,  Protokolle  des  25. 

Reinigungseid  373". 

Reisekosten  der  Schöffen  und  Goschwoienen  50**,  55,  der  Mitglieder  des  Ausschusses 
zur  Wahl  der  Schöffen  52^*;  der  Zeugen  361,  Sacbvei ständigen  372. 

Relrarsweg  664. 

i'es  judicata  13,  409. 

1*68  judicata  jus  facit  inter  partes  414. 

restitutio  in  integrum  305  ff. 

restitutio  restitutionis  non  datur  305. 

rerision  598. 

Revision  f>S01f.;  prozessualer  Charakter  312,  448;  Zulä.ssigkuit  571,  580;  Zuständigkeit 
79,  80,  580;  Vorfahren  bis  zur  DauptvorhandJun^  585;  Einlegung  685  f., 
licchtfeitigung  580,  Verwerfung  als  unzulä.ssig  587 f.,  Ilauptverhaudluug  588 ff.; 
Entscheidung  des  ßevisiousgerichts  .589,  592,  über  seine  Zu.siändigkeit  587; 
Entscheidung  durch  die  Vereinigten  Strafsenate,  das  Plenum  591;  Zurück- 
verweisung in  die  untere  In.sTauz  594  f.,  neue  lliuiptverhaudluug  590;  Umfang 
der  Ueweisaufnahme  durch  das  untere  Gericht  595*';  Bindung  des  UutergurichLs 
an  die  U echtsauf fassung  des  Revisionsgerichts  597;  endgültige  UiteiUfällung 
durch  das  Revisionsgericht  selbst  594,  Aufhebung  des  Urteils  zu  Gunsten  eines 
von  mehreren  Angeklagten  592;  Verhältnis  zur  Wiedereinsetzung  5S6. 

RedsionsantrHge  288. 

Revisionsgrund  583  f. 

Rbeinsehiffabrtsgeriebt  29;  Strafvollstreckung  610*". 

Ricliter,  Unabhängigkeit,  Stellung  42  ff .,  Ablehnung  und  Ausschliessung  56  ff.,  Ver- 
nehmung als  Zeuge  343,  über  die  Abstimmung  42*;  We^jfall  eines  R.  vorder 
Urteil:>fällung  380;  Erkrankung  eines  an  der  Ilauptverhaudluug  beteiligten  519; 
Geisteskrankheit  284, 294;  R.,  die  der  deutschen  Sprache  nicht  mächtig  .sind  280. 

Riebteramt,  Fähigkeit  zum  48  f. 

R iehterkonimissar  515. 

Ricbterücbe  Fn.^ten  304  f. 
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RiHit erliehe  Geschäfte,  Fähigkeit:  znr  zeitweiligen  Wahruchmung  43",  48*. 

RichterUche  Handlungen  315  ff. 

Rahen  des  Verfahrens  12. 

Riiekfall  20C. 

RttekgTilf  der  Staatskasse  aaf  den  Angt^klagten  wegen  gezahlter  Gebühren  152. 

RU^reeht  15. 

Sachen,  Herausgabe  der  dem  Verletzten  durch  die  Straf that  entzogenen  S.  167. 

Snehontoeheidiui?  312,  Form  4  Hl. 

Saehknude  362  ff. 

Saebknndi^e  Personen  3(.>6. 

Saehllc'lie  Zuständigkeit  72  f.,  18,  Bedeutung  04  ff.;  bei  Vorliegen  eines  Zusammen- 
hangs 91  f.;  Prorogation  94';  Verfahren  bei  mangelnder  95. 

Sachnrteiie  380. 

SaehTerstiindigre  :i4i2  IT.,  Ablehnung,  Aus.schliessung,  Unfähigkeit  367,  Zuziehung  dunh 
die  Parteien  ,369,  113**,  119,  Verpflichtung  zum  Erscheinen  und  Aussagen  307ff.; 
Eidespflicht  370;  Vereidigung  372;  Anwendung  von  Zwangsmitteln  im  Ermit- 
tel ungsvei  fahren  470,  Vernehmung  durch  den  von  der  Staatsanwaltschaft 
ersuchten  Richter  469",  Vernehmung  bei  Abwesenheit  des  Beschuldigten  ()70; 
Ladung  zur  Hauptverhandlung  513  f;  Aufruf  525,  Vernehmung  524,  Mitteilung 
der  Liste  der  S.  an  den  Angeklagten  513,  Augeuscheinseinnahme  33S,  Akten- 
einsicht, schriftliches  Outachten,  Fragen  an  Zeugen  und  Beschuldigten  371, 
Gutachten  über  den  Geisteszustand  371;  Anzahl  368,  wiedeiholte  Begut- 
achtung 369;  Zuziehung  öffentlicher  Beamten  als  S.  369;  wahrnehmende, 
urteilende  S.  366*®,  Beweiskraft  des  Gutachtens  377,  Anhörung  des  Angeklagten 
nach  der  Vernehmung  272,  Gebühren  372. 

Haehverstfindigre  Zeugen  363  ff. 

salTQs  conductus  679. 

Sehiedsmaun  630". 

^k*hllf,  Gerichtsstand  der  auf  eicem  S.  begangenen  stiafbaren  Handlangen  84. 

Hehllehte  Beweisurkunde  251. 

Sehluss  der  Beweisaufnahme  530. 

KehlasSTortrag  530;  d€S  Verteidigera  136,  im  sohwurgerichtlichen  Verfahren  550; 
Zeitpunkt  525. 

Sehöffen  1)0  IT^  Stellung  48»,  55*«,  Unabhängigkeit  42**,  Auswahl  31,  51  f,  Auslosung 
zu  den  Sitzungen  53,  204  ^  Ablehnung  und  Ausschliessung  58,  62,  mehrfache 
Berufung  zum  Schöffenamt  55'*,  gleichzeitige  Berufung  zum  Geschworenen  55, 
Reisekosten  55. 

8<'htfff'en Bericht,  Geschichte  50**,  Verfassung  65,  Zuständigkeit  75,  für  das  Privat- 
klageverfahren 633;  Hauptverhacdlung  vor  dem  S.  633. 

Sehöffensitzung^en  53. 

Sehreibfehler  404*. 

Sefariltliehe  Mitteilungen  168. 

Sehriltllcher  Verkehr  mit  dem  Gericht,  Prozesspolizei  433;  zwischen  Verteidiger  und 
Beschuldigtem  162**. 

^k'hrimlehkeit  257  ff. 
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Sehriftstttcke,  Beschlagnahme  168;  Edition  von  B.  seitens  Beamten  nnd  Behörden  162; 
Vorlegung  bei  der  Zeugenvernehmung  354;  Übeigabe  von  S.  an  den  zuständigen 
Beamten  seitens  der  Partei  310. 

SchimTerglelehuiig  338,  341. 

Sehiildfhige,  Begriff  205,  Abstimmung  393. 

Sehatzgebiete,  Gerichte  in  den  29,  467 ;  Verfahren  688  ff. ;  Geltung  von  Strafprozess- 
ordnung und  Gerichtsverfassungsgesetz  19\  2P. 

Schwangersehaft,  Strafaufschub  wegen  618. 

Sehwcfgebefehl  267. 

Schweigepflicht  der  Richter  über  die  Abstimmung  398. 

Schwurgericht,  Geschichte  50^^,  Charakter  des  Verfahrens  210,  Zuständigkeit  78, 
684,  Verfassung  67,  Entscheidungen  ausserhalb  der  Sitzungsperiode  67  ^*,  ausser- 
halb der  Hauptverhandlung  68;  beschliessendes  Gericht  für  die  Angelegenheitea 
des  S.  539,  Ernennung  des  Vorsitzenden  68,  Ausübung  der  dem  Vorsitzendea 
zugewiesenen  Thätigkeit  vor  dessen  Ernennung  67  ^^  529,  Vorbereitung  der 
Hauptverhandlung  539,  Hauptverhaodlung  539  ff..  Ort  308;  Funktionen  des 
Gerichtshofes  und  der  Geschworenenbank  543  f.,  Parteivoi-träge  an  die  Geschwo- 
renen 559  ff. ;  Beratung,  Abstimmung  562,  (siehe  auch  „Spruch^^  „Berichtigungs- 
verfahren",  „Geschworene'*). 

Solbstahleliniing  59. 

Selbstmord,  Verdacht  des  S.  des  Beschuldigten  als  Grund  der  Verhaftung  179; 
Wirkung  auf  die  gestellte  Sicherheit  189  ^^ 

Sieheres  Geleit  191,  679. 

Sieherheitsbeamte,  Begriff  132. 

Sicherheitsdienst,  Beamte  und  Behörden  des,  Pflicht  zur  Verfolgung  strafbarer  Hand- 
lungen 471;  als  Hülfsorgane  des  Untersuchungsrichters  507. 

Sieherlieitsleistung  zur  Befreiung  von  der  Untersuchungshaft  187  if. 

Sleherungsverfalireii  678. 

Sistierung  470. 

Sittlichkeit,  Gefährdung  der  266. 

Sitziingspolizei  429  IT.,  Entfernung  einzelner  Personen  aus  dem  Gerichtssaa)  268, 
des  Angeklagten  522. 

Sitzungsprotokoll  455. 

Sknitinialverfiihren  468. 

Sorortige  Beschwerde  453  fF.  [siehe  auch  „Beschwerde"]. 

Soldatenstand,  Ladung  von  aktiven  Personen  des  353. 

Sondergeriehte  6,  29. 

Sondergesetze  16*. 

Sonntag  302,  304. 

Specialbeeidigung  542. 

Specialinquisition  564. 

Sprachgebrauch  25. 

Spmeh  der  Geschworenen  &64  Ifi,  Charakter  314,  Kassation  425*,  567. 

Spmchliste  der  Geschworenen  54,  Mitteilung  an  den  Angeklagten  539. 

Spruchreife  385. 
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Staat,  als  Partei  im  Stiafprozess  111,  117  f.,  Prozessfähigkeit  122,  Vertreter  des 
Staates  im  Prozess  122,  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  117  f. 

Staatsanwalt,  122  IT.;  St.,  der  der  deutschen  Sprache  nicht  kundig  ist  286;  Ver- 
pflichtung zur  Verfolgung  strafbarer  Handlungen  471^',  yon  nur  auf  Antrag 
verfolgbaren  277,  beim  Absenzverfahren  675. 

StaatsanwaltHehaft  123  If.;  Stellung  270,  272  ff.;  Vornahme  von  Prozesshandlungen 
im  Vorverfahren  469,  Teilnahme  am  Privatklageverfahren  632;  beim  Widerklage- 
verfahren 643,  der  Bussklage  651,  dem  Verwaltungsstrafverfahren  673;  als 
Organ  der  Strafvollstreckung  613.  Benachrichtigung  vom  Tode  des  An- 
geklagten 116,  l>eituDg  der  Beamten  der  St.  128. 

Htaalggeriehtshof  29*'. 

Staatssfeherheit  266. 

Standesherren,  Gerichtsbarkeit  über  40,  Beschlagnahme  gegen  168 ',  Zeugnispflicht  346'*. 

Standgreriefate  42'. 

Standreehte  25  >^ 

Stationen  der  Staatsanwaltschaft  127. 

Steckbrief  196  ff.;  in  der  Strafvollstreckung  622. 

SteÜTertretuug  im  Prozess  297  ff. 

Stenei'delikte,  Strafbescheid  wegen  668  f. 

Steuergresetze,  sachliche  Zuständigkeit  76®;  Erledigung  durch  Strafbosoheid  668, 
durch  das  Verwaltungssti-af verfahren  672. 

St^uerrenvaltungNbehl^rde  als  Nebenkläger ()45;  Recht,  StiiifboK(^heide  zu  erlassen  ()r)6 f. 

Stimmenthaltung  387. 

StoflVorlage  434. 

Strafansprueh  1  ^ 

Strafanstaltsbeamte  132'^ 

Strafantrag  222  IT.;  rechtliche  Natur  225,  als  Prozess  Voraussetzung  114*;  Form  236 
bedingter  289;  Stellung  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  155,  Zurücknahme  237 
durch    Zurücknahme    der   Privatklage  638;   Wirkung  der   Zurücknahme  518 
Folgen  des  Mangels  eines  Str.  294,  Entscheidung  Wim  Mangel  384;   Zwangs- 
massregeln beim  Mangel  161. 

Strafantragsmhigkeit  227. 

Strafantragsfrist  231  ff.,  303»,  Berechnung  304. 

Strafantragsreeht,  Inhalt  229. 

Strafart,  Folgen  der  Verhängung  einer  unzulässigen  205. 

Sti-afnnfschnbsgrttnde  618. 

Straf befehl  655  ff.,  gegen  Jugendliche  257;  Form  419  f.;  Begründung  dor  richter- 
lichen Überzeugung  332**';  Rechtskraft  423;  Mitteilung  an  den  Beschuldigten 
von  der  Ablehnung  eines  St.  420**. 

Strafbescheid,  administrativer  608  U  656,  rechtlicher  Charakter  662;  gegen  Jugend- 
liche 257. 

StrarerhShungsgi'ttnde  205";  im  Wiederaufnahmeverfahren  602**. 

Straffolgen  625. 

Straffinge  205. 

Strafgerichtsbarkeit  31fr.,  28;  =  sachliche  Zuständigkeit  72«. 

Strafgerichtsherrliehkeit  28. 
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Strafgreriehtsverfassungsrec^lit  3. 

^trafiresetz  533. 

Straf-Justiz-Verwälhmg  123. 

Strafkammer  66  f^  sachliche  Zuständigkeit  77  f.,  Besetzung  in  der  Hanptverhandlang  tU) ; 
in  der  Berufungsinstanz  574. 

StrafUa^re  [siehe  „Klage",  „Anklage^  ^]. 

Strafkla^reeht  267  [Konsumtion  siehe  „Rechtskraft"]. 

Strafllste  252. 

Strafmindernngrsgi'ttnde  205;  Wiederauf  o  ahme  verfahren  602**. 

Htrafmiludi^kelt,  Entscheidung  bei  mangelnder  384"  [sieho  auch  „ilter"]. 

Strafpflicht,  überstaatliche  218 '^ 

Stralt^rozess  2;  Unterschied  vom  Disciplinarprozess  410  *^ 

Stral^rozesshaaptfresetz  17. 

Straf]proze8snebeugresetz  17. 

Stratt>rozessreeht  1,  3. 

Strafpi*ozes8recht8verhiUtnis  7. 

Strafreelit,  im  objektiven,  subjektiven  Rinne  1 ;  materiellos.  formelles  9. 

Strafreohtspfle^o  28  ^ 

Straflpwhtswefir  213. 

Strafisaehe  6,  13. 

Strafsenate  am  Obeilandesgericht  68,  am  Reichsgericht  69. 

Strafrerbüssung  613. 

Strafverfahren  5. 

StnüVerfagung,  polizeiliche  662  ff.,  656,  gegen  Jugendliche  257. 

Strafrersehärfüng,  Folgen  unzulässiger  295. 

Strahrollstreekung  613  flL,  3;  von  vor  dem  1.  Oktober  1879  erkannten  Strafen  21, 
ausländischer  Urteile  22,  Beteiligung  ausserdeutscher  Gerichte  615,  Rechts- 
hülfe 614;  als  Folge  der  Rechtskraft  407,  als  Teil  der  Justizverwaltung  31,  613, 
als  Thätigkeit  der  Staatsanwaltschaft  123;  St.  bei  nichtigen  Urteilen  616*'*,  während 
des  "Wiederaufnahmeverfahrens  598,  606,  616*',  nach  Einreichung  eines  Oesuchs 
um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  306;  partielle,  separate  St  617; 
gerichtliche  Entscheidung  während  der  St.  620;  St.  einzelner  Strafarten  622, 
in  den  Nachlass  201,  624;  Sicherung  618,  im  Absenzverfahren  676,  678,  St  der 
vom  Reichsgericht  erkannten  Strafen  32^. 

Strah'ollHtreekunfcsorgan  613. 

Slrafroilzug  614. 

Sti*afarteil,  Verlesung  252. 

Streitgenossen  beim  Privatklageverfahren  628  [siehe  auch  Klagehäufung]. 

Streitige  Gerichtsbarkeit  28  f. 

Stnmme,  Prinzip  der  Mündlichkeit  260;  Verteidigung  140;  Vereidigung  359. 

Stunden  des  Tages  303. 

Subjektive  Kompetenz  81  ^ 

Subjektives  Verfahren  680*. 

SnbmisHions  -Verfahren  669  *. 

Subsidiäre  Haftbarkeit  Dritter  203;  deren  Stellung  als  Nebenpartei  120;  beim  Straf- 
bescheid 668. 
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8ul>stJtut  142«. 

Substitution,  nachträgliche,  einer  Freiheitsstrafe  an  Stelle  der  Geldstrafe  620. 

Subslitutionsreclit  bei  der  Staatsanwaltschaft  127;  Verteidiger  127  ^  151. 

Huecessiou  an  die  Stelle  des  Beschuldigten  480. 

Su^rg^stivfhigen  254. 

SunimnriselieK  Verfahren  466,  Begriff  65:),  Zulässigkeit  4S8,  Form  der  Anidage  475. 

Sttiinebehörde,  Vergleich  vor  der  301  f. 

Htthuerersueh  030,  642. 

Suspension  der  Rechtskraft  407. 

Sas])ensiYefTekt  438,  der  Beschwerde  451  f.,  des  Wiederanfnahmeyerfahrens  598. 

Tagfahrten  307. 

Taube,  Verteidigung  140. 

Taubstumme  284;  558. 

Taxe  der  Verteidigung  152®. 

Teilnehmer  344. 

Telegramm  Begriff  lf)i)*^  Beschlagnahme  169;  Einleguug  von  Rechtsmitteln  durch 
T.  446«,  Erteilung  der  Vollmacht  137  ^  Beschlagnahme  von  T.  169. 

tergiversalio  21(). 

Termine  307. 

Terminologie  25. 

terminus  a  quo,  ad  quem,  in  quo  307. 

Territoriulprlnzip  22. 

Testament,  Edition  163**. 

testes  classic!  375,  de  auditu  250  ff. 

testis  idoneus,  inhabilis  345. 

Textkritik  248. 

Thatfrage  .543. 

TlintKaehen  als  Gegenstand  des  Beweises  317  ff.,  notorische  324,  allgomeinkundige  325, 
gerichtskuudige  325. 

Tiere,  Sicherstellung  von  als  Beweismittel  dienenden  161*. 

Tod  des  Angeklagten  vor  oder  nach  Ankiageerhebung  116,  nach  oder  während  der 
Hauptverhandlung  531,  Wiederaufnahmeverfahren  590,  602  f.;  T.  des  Verur- 
leiltüu,  Vollstieckimg  einer  Geldstrafe  616;  des  Privatklägers  639,  Neben- 
klägers f)40,  Bussklägers  655;  Wirkung  des  T.  des  Angeklagten,  Privat-  und 
Nebenklägers  auf  die  Rechtskraft  405«,  eines  Richters  531. 

Todesurteil,  Vollstreclv barkeit  620,  Bestätigung  406. 

tortui*a  spihtualis  373. 

Totalabstimmung  387. 

Trennung  verbundener  Strafsachen  523;  von  Justiz  und  Verwaltung  42. 

TnippenkSrper,  fremde  37". 

Unbedingter  Revisionsgrund  584. 

Unbekannt,  Ermittelungen  gegen  468,  Voruntersuchung  gegen  501. 
Unbrauehbaruiaehung,  objektives  Verfahren  (JSO;  in  Verbindung  mit  Freisprechung 
396;  Vollstreckung  625. 
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üubmuehbanttttehuiiKBinteressenten  681;  Wirkung  der  Nichtzuziehung  270. 

Unftthigrkelt  zum  Bichteraint  49,  Schöffen  uod  Geschworene  52  ff. 

Ungrebtthi*  432;  Beschwerde  gegen  Ordnungsstrafe  wegen  451. 

Ungrehorsam,  Prozesspolizei  431. 

UngrehorsamsTcrfahren,  bayrisches  21  ®. 

UniTereitätB^rlcht  13". 

Unlauterer  Wettbewerb  277. 

Unmittelbarkeit  249  It,  bezüglich  prozessual  erheblicher  Thatsachen  320,  beim 
ürkundenbeweis  342,  Zeugenvernehmung  342,  Gutachten  371,  der  Beweis- 
aufnahme in  der  Berufungsinstanz  575. 

Unteilbarkeit  des  Straf antrages  230;  des  Prozeasgegenstandes  207  ff.,  223*;  im 
objektiven  Verfahren  679,  in  der  Rechtsmittelinstanz  440. 

Untersuchung,  Begriff  170*°  [siehe  auch  Eröffnung]. 

Untersuchnngsakteu  166^'. 

Untersuc'hungslialt^  Vollzug  1851,  Befreiung  von  der  U.  gegen  Sicberheiteleistung  186; 
Anordnung  über  U.  bei  Erlass  des  Eröffnungsbeschiusses  498;  Ende  dareli 
Zeitablauf  498,  Sonderbeschluss  über  ü.  498,  Anrechnung  auf  die  Freiheits- 
strafe 622. 

Uut«rsuehungshandlungren  100*',  131*,  310. 

Untersuchnngsprinzip  239. 

Untei*!iiuchung6riehter  66,  am  Reichsgericht  69;  Zuständigkeit  78;  Form  der  An- 
ordnungen 425  ' ,  Handlungen  von  Amts  wegen  508. 

Unterbeamte  der  Staatsanwaltschaft  125*'. 

Unterbringrungr  des  Angeklagten  in  eine  Erziehungsanstalt  u.  s.  w.  403. 

Unterschrift  des  Urteils  402,  295''". 

Unter^erftingrsverfaliren  669*. 

Unwidermflichkelt  435. 

Unznrechnungsffthigrkeit  114. 

Unzuständiipkelt  294,  Entscheidung  auf  den  Einwand  der  U.  53.^). 

Unzustttndigrkeitserklttmn]^  des  Gerichts  312^  Form  42 f). 

Urkunde  340,  berichtende  250  f.,  als  Objekt  der  Beweisaufnahme  339,  Beweiskraft  377. 

Urlist«  der  Schöffen  51,  der  Geschworenen  53. 

ürteU  380  If^  314,  rechtliche  Natur  455»,  Anwendungsgebiet  314,  419,  535,  üöi^, 
Zustandekommen  3851,  Inhalt  393 f.,  Foim  288,  bei  Verurteilung,  abweichend 
vom  Eröffnungsbeschluss  395,  Fassung  397,  Beurkundung  311,  Mangel  der 
Unterschrift  295,  Berichtigung,  Ergänzung  404,  Abänderung  299,  403,  Rechts- 
kraft 405  f ,  Bestätigung  406,  Bekanntmachung  403,  öffentliche  657 ';  im  Wieder- 
aufnahmeverfahren 609,  Zustellung  403,  an  die  Einziehungs-  u.s.  w.  Interessenten 
684,  des  auf  Unterbringung  in  eine  Besserungsanstalt  u.  s.  w.  lautenden 
Urteils  154;  bei  Einlegung  der  Berufung  573,  der  Revision  586;  Bekanntmachung 
von  Staatswegen  204;  bedingtes  U.  290,  295,  394»;  nichtiges  U.  115»S 
292  ff.,  erzwungenes  293,  alternatives  290,  perplexes  293. 

Urteilseingang  402. 

UrteUsfUlluni?,  Zeitpunkt  262. 

Urteilsformel  393,  Folgen  der  Mangelhaftigkeit  295. 

Urteilsgriinde  393,  Rechtskraft  418,  Inhalt,  schriftiiche  FeststeUung  398. 
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Urteilstenor  393. 

Urteilsnrkiinde  399,  im  schwurgerichtlichen  Verfahren  .570,  Berichtigang  404,   Vor- 

künduDg  406,  205. 
rrteilHToraussetziiii^  14.  381",  besondere,  spezifische  385. 

rberfUhruugfSHtüoke  148  ^ 

Übergraii^yerfiihren  488. 

Übernahme  des  Verfahrens  seitens  der  Staatsanwaltschaft  648. 

libersetzer  286. 

rberwoi««iiff   an   das   Schöffengericht   77,    Verfahren   494,    Rücknahme    77 '^    127; 

Ü.  Jugendlicher  an  eine  Besserungsanstalt  usw.  396. 
rberweisnngssaeheii  494. 

VÄterliche  Gewalt  154«. 

Verantwortliche  Vernehmung  473. 

Verbaleitation  622. 

Verbindung  von  Strafsachen  523. 

Verdaehtsstmfe  378*». 

Verdikt  s.  Spruch. 

Vereldigninp  der  Zeugen,  Zeitpunkt  360;  V.  im  Ermittelungsverfahren  470,  bei  d«r 
kommissarischen  Vornehmung  516,  im  Wiederaufnahmeverfahren  605,  Sicherungs- 
verfahren 678;  Unzulässigkeit  352;  V.  der  zur  Eidesverweigerung  Berechtigten 
358,  der  Mitbeschuldigten  und  Teilnehmer  344;  Verzicht  auf  die  Vereidigung  140'^ 
[biche  auch  „Eidesleistung**]. 

Verein,  Schliessung  im  Wege  des  Straf prozes.ses  204. 

Verelnig^te  Strafsenate  69,  591. 

Verfahren  464  If.,  Begriff  4,  Ziel  und  Gegenstand  201  f.,  besondere  y^rton  des  V.  467, 
V.  mit  Vornntersucliung  501  f.,  ohne  Voruntersuchung  468. 

Verningllehe  Fragen  354. 

VerfolgunjffsveijÄhriniff  2 1 9. 

Verfügran^eii  418  f.  [siene  auch  „Entscheidungen**]. 

Vergiftung  368. 

Vergleich  über  prozessuale  Rechte  301;  im  Privat  klageverfahren  640. 

Verhaftnng  177  ff.;  vor  der  Klageerhebung  183;  bei  Nachtzeit  185*",  Aufhebung  182, 
Vernehmung  des  Beschuldigten  185  [siehe  auch  „Haft^^,  „Untersuchungshaft**]. 

Verhandlnngsmaxlme  247. 

Verhinderung  des  zuständigen  Gerichts  103  f. 

Verjfihmng  11^;  Zugehörigkeit  zur  Straffrage  206;  Unterbrechung  297^ ^  470,  durch- 
Strafbescheid  und  Strafverfügung  669^;  im  schwurgerichtlichon  Verfahren 
.554,  569;  V.  der  Strafvollstreckung  619. 

Verkehrsdolmetseher  2S7;  prozessuale  Stellung  366. 

Verkiindung  von  Entscheidungen  u  s.  w.  253,  266 f.;  V.  abschliessender  Entscheidungen 
als  Teil  der  Hauptverhandlung  538;  V.  pi  ozesserledigender  Entscheidungen  121 ; 
des  Urteils  267,  398. 

Verlegung  von  Protokollen  in  der  HauptvcMhandlung  251,  253  ff.,  341,  527,  der 
Protokolle   über   die  Obduktion  338,    über   die    frühere   Aussage    eines   seine 
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Aussag*  verweigernden  Zeugen  328,  von  Ui  künden  341,  bezüglich  prozessualer 
Thatsachen  320,  von  Auszügen  aus  Kirchenbüchern  und  Personenstands- 
registern 252,  Leumundszeugnissen  256,  Gutachten  von  Behörden  256,  Straf- 
urteilen und  Straf  listen  252,  des  Straf befehls  in  der  Hauptverhandlung  661, 
des  Protokolls  über  die  Haupt^'^e^ban(ilung  in  der  Berufungsinstanz  256,  von 
Schriftstücken  in  der  Berufungsinstanz  575,  des  revisionsgerichtlichen  Urteils 
in  der  erneuten  Hauptverhandlung,  des  Urteils  in  der  Revisionsinstanz  257; 
Anhörung  des  Angeklagten  272. 

Verletzter,  25  *\  167";  Recht,  Strafantrag  zu  stellen  225,  das  Klageprüfungsverfahren 
herbeizuführen  484;   Zeugnisfähigkeit  345. 

Terletzuugsdellkt,  Erlass  von  Strafverfügungen  663. 

YermögensbeKchlagnalime  [siehe  Beschlagnahme]. 

Yemehmungen  auf  Anordnung  der  Polizei  131;  Entfernung  des  Angeklagten  aus  dem 
Sitzungszimmer  während  einer  V.  522. 

Yerniehtuiig'  eines  Urteils  592. 

Yerpflichtuugsiuifäliig'keit  des  Beschuldigten  152°. 

Yersäum]ilsai*teil  in  der  Berufungsinstanz  578,  im  Verfahren  mit  Strafbefehl  662. 

Yersi*hleppimgr  332. 

Versohwender  154. 

VertaiBrunir  136. 

Vei-teidiiTfr  133  ff.;  Fähigkeit  141,  Thätigkeit  147  ff.,  Ablehnung  durch  das  Gericht  141 ; 
im  Sicherungsverfahren  678,  im  Verfahren  mit  Straf  bef  eh  1  661,  Straf  Ver- 
fügung 666,  im  Absenzverfahren  676;  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  V. 
und  Beschuldigtem  136;  Ungebühr  433;  Teilnahme  am  Verfahren  vor  der 
Anklage  145;  Recht  der  Gegenwart  bei  Untersuchungshandlungen  149;  Ladnn;^ 
und  Benachrichtigung  von  Terminen  153;  Ladung  zur  Hauptverhandlung  523, 
Anwesenheit  in  dieser  146  ^°,  152  f,  523,  Recht  der  Antragstellang,  der  Ladung 
von  Zeugen  und  Sachverständigen,  Rechtsmitteleinlegung  119,  Vertagung  zu 
beantragen  136,  Verkehr  mit  dem  Beschuldigten  149;  Editionspflicht  bezüglich 
schriftlichen  Verkehrs  mit  diesem  162*^,  Beschlagnahme  117",  Vernehmung 
als  Zeuge  141^  142,  344,  Benachrichtigung  vom  Tode  des  Angeklagten  116** 
[siehe  auch  „bestellter  Verteidiger^',  „notwendige  Verteidigung",  „Wahl- 
verteidiger'^]. 

Yerteidi^n^  133  ff.,  Beginn  und  Ende  144  ff.,  ohne  Auftrag  138",  gemeinschaft- 
liche 140  f ,  mehrfache  140,  materielle,  formelle  134  * . 

YerteidigungsverhÄltnls,  Begründung  137. 

Vertrüge,  bundesstaatliche  bezüglich  öitlicher  Zuständigkeit  32*. 

Vertreter  des  Beschuldigten  Vyö  ff.;  Wahl  122;  des  Nebenklägers  122,  Privat- 
klägers 634,  der  Paiteien  in  der  Hauptverhandlung  im  Privatklage  verfahren  634; 
im  Absenzverfahren  676,  im  Verfahren  mit  Straf  bef  ehl  661,  Straf  Verfügung  666, 
in  der  Berufungsinstanz  579;  Recht  des  V.,  Bestellung  eines  Verteidigers  zu 
beantragen  138®;  V.  der  Gerichtsmitglioder,  des  Voraitzenden,  Präsidenten  71 

Verurteilter  118. 

Venirtellunpr  3Ö4.,  312. 

Venvahrung  des  Beschuldigten   178"*,  der  Beweismittel  161. 

Yenvaltung,  Unfähigkeit  zur  Beschäftigung  in  Zweigen  der  V.  202. 
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Venvaltungrsbehörden,  Gerichtsbarkeit  30;    Klage  der  V.  274,  672.  * 

Verwaltungsstraf klage  672  ff.:  VerfolguDgspflicht  der  Staatsanwaltschaft  278. 

Verwaltunjreverfahren,   vorherige  Entscheidung  im,   Wirkung  auf  den  Beweis'  327. 

Verweis  625. 

Verweisung:  499. 

Verwerfting  eines  Rechtsmittels  592,  des  Einspruchs  gegen  den  Stiafhefehl  061. 

Verzieht  300,  auf  den  Einspruch  gegen  den  Strafbefehl  660. 

vis  maior  305. 

VolksSirentUchkeit  262. 

Vollmaeht  des  Verteidigers  138;  telegraphische  137*. 

Vollstreekungfsife^ier  616. 

VollstreekniigftveijSliniiKr  619. 

Vorbehaltsni-tell  417. 

Vorbereitendes  Verfahren  468. 

Vorbereitung  der  öffentlichen  Klage  4;   der  Hauptverhandlung  511  ff. 

Vorbereitungsdienst;   Anwesenheit  im  V.  stehender  Juristen  bei  der  Berafting  386*. 

Voreid  359. 

Vorentselieidung  14. 

Vorftthrung  des  ausgebliebenen  Angeklagten  196*®,  521,  bedingte  Anordnung  289, 
des  in  Haft  befindlichen  Angeklagten  zur  Hauptverhandlang  513,  des  Angeklagten 
im  Privatklageverfahren  635,  eines  Zeugen  347. 

Vorfiihrungsbefehl  473,  zum.  Zwecke  der  Strafvollstreckung  622. 

Vorhaltung  des  Inhalts  einer  Urkunde  342. 

VorliluOge  Festnahme  194  f,  auf  Anordnung  der  Polizei  131. 

Vorlegung  von  Gegenständen  u.  s.  w.  bei  der  Zeugenvernehmung  354. 

Vorprozess,  Feststellung  im,  Wirkung  auf  den  Beweis  326  f. 

Vorprttftengsverfaliren  276. 

Vorschlagsliste  54. 

Voi-stt  «ender  46. 

Voruntersuchung  501  ff.,  Entscheidung  über  den  Antrag  auf  V.  bei  ünzulässigkuit  der 
Strafverfolgung  419,  "Wiederholung  des  Antrages  auf  V.  422;  Eröffnung  der 
V.  497,  505,  Grenzen  der  V.  507,  „Ausdehnung"  oOS-,  Ergänzung  511, 
Schluss  509,  Gang  im  einzelnen  507 ;  Auftauchen  des  Verdachts  einer  anderen 
strafbaren  Handlung  472,  Anhörung  des  Angeklagten  vor  der  Bosch lussfassung 
504;  Anfechtbarkeit  der  Eröffnung  505  f,  der  Einstellung  511;  Protokoll, 
(Jerichtsscbreiber  508,  Öffentlichkeit  508,  Parteiöffentlichkeit  509,  Akteneinsicht 
509,  Entscheidung  auf  die  geführte  V.-ü.  .509,  im  Falle  der  Verbindung  94, 
Ladung  von  Sachverständigen  durch  den  Angeklagten  436;  Verfahren  bei  Auf- 
hebung des  Urteils  durch  d&s  Revisionsgoricht  wegen  Mangels  der  V.  597. 

Vorverfahren  468  ff.,  465,  Begriff  4S9,  Schriftlichkeit  260,  Öffentlichkeit  'J64,  An- 
wesenheit der  Parteien  271. 

Votum  514. 

Waffengleiehheit  8,  112,  270. 
Wahlgeheimnis  334«'. 

Waliiverteidiger  137,  Wahl  durch  den  lieschuldigten  122,  dessen  Verticter  122  *\ 
die  Angehörigen  des  abwesenden  Beschuldigten  138. 
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Wahniehmuiigrsobjekte  33.'). 

Wahrspnich  s.  Sprach. 

Wechsel  der  Parteien  8. 

Welirpflichtflttehtigre,  Verfahren  gegen  abwesende  ($77,  Mittel  bartoit  dos  Verfahrens 
257,  Beweiswürdigung  378,  380. 

Weitere  Beschwerde  452. 

WiderUagre  641  f.,  gegen  den  Nebenkläger  648". 

Widerruf  299;  Klage  auf  W.  20«. 

Wiederaufnahme  tines  Verfahrens  597  fll,  448",  Verhältnis  zur  Rechtskraft  416, 
Zulässigkeit  598  ff.,  660,  beim  objektiven  Verfahren  68(3,  Namhaftniachung  der 
Beweisthemata  und  Beweismittel  330;  Verfahren  bis  zum  Wiedereröffnnngs- 
beschluss  604,  Entscheidung  ohne  W.  der  HauptvorhandLung  609,  Schrift- 
lichkeit 261,  Umfang  der  Beweisaufnahme  203'°;  Rechtsmittel  610,  Straf- 
vollstreckung während  des  W.- Verfahrens  616*®;  W.  bei  Vorliegen  von  Urteilen 
aus  mehreren  Instanzen  ß03,  nach  dem  Tode  des  Angeklagten  201,  in  vor 
dem  1.  Oktober  1879  anhängig  gewordenen  Sachen  21  ^°,  in  Konsalaii>achen  16'^, 
im  Privatklageverfahren  637. 

Wiederaufhahmeantrag' 602  f.,  des  gesetzlichen  Vertreters  154,  des  Nebenklägers  047; 
Ablehnung  als  unzulässig  419;  AViederholung  422**,  605. 

WiederaufnaJimeertfirnung  604. 

Wiederanftaaiimecrtfflhiuiigsbeschlttss  604  f. 

Wiederaufhafameirerielit  603. 

WiederauAialimegTtlnde  599  f. 

Wiederaufnahmehauptrerfaliren  607  f. 

WiederaofnahmeliauptTerhandiung  607  f. 

Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  305,  403,  437,  auf  Antrag  des  Verteidigers 
137*®,  des  gesetzlichen  Vertreters  154®,  Form  für  Oewährung  odt*r  Versagung 
425*;  W.  wegen  Terminsversäumung  308,  521,  W.  beim  Zusammentreffen  mit 
Berufung  573",  mit  Revision  586,  gegen  ein  Urteil  in  der  Borufungbin.stanz 
580,  in  der  Berufungsinstanz  im  Privatklage  verfahren  636;  gegen  die  fingierte 
Zurücknahme  der  Privatklage  63!),  im  Absenz verfahren  676,  ÜV8. 

Wiedereintritt  in  die  Beweisauf nahn.e  530. 

WiedererOflhnngsbef^hluss  606. 

Wille,  Mangel  des,  283,  293. 

Wirkliche  Entscheidungen  310. 

Wo  kein  Kläger,  da  kein  Riebtor  240. 

Wohnsitz  86. 

Wohnung,  Betreten  der  175*. 

Zeichnungen,  Vorlegung  bei  der  Zougeiivernehiming  272,  354. 

Zeitbestimmungen  302  ff. 

Zeitpunkt  der  Prozesshandiungen  303. 

Zeuge  342  If.;  Grenze  zwischen  Z.  und  Sachverständigen  362  ff.,  367";  als  Beibtand 

1.57'*;  Beweiskraft  377;   Hecht  des  Beschuldigten,  seine  Z.  zu  bringen  113*^; 

Ladung  353,    zur  naui»tvoiliJUidluiig  513  f.;    Entbindung   vom  Etscheinun  353; 

Aufruf  525,  Entlassung  524;  Anwendung  von  Zwangsmitteln  470. 
Zeugeneid,  Verweigerung  des  352. 
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Zeu^engcbiihren  301  f. 

Zeugrenliste  513. 

Zeii^enTereidlgriin?  355 ;  bei  mehreren  Vernehmung  361 ;  Berufung  auf  den  Diensteid  360. 

ZeugrenTemelimnu^  354;  prozessualer  Charakler  313;  durch  die  Staatsanwaltschaft  469; 
Z.  der  ürkundspersonen  bezüglich  des  Inhalts  von  Protokollen  341 ;  Vorlegung 
von  Zeichnungen  bei  der  Z.  272,  354;  Anhörung  der  Angeklagten  272;  Ver- 
nehmung in  Abwesenheit  des  Beschuldigten  678. 

Zengnisse  von  Behörden,  Verlesung  in  der  Hauptverhandlung  256. 

Zeugnismhigkeit  345. 

ZeugmIspfUcht  346  ff. 

ZeugnlsTerwelgcriiug  328. 

ZeugidsYerweigeningsrecht  349,  der  Mitbeschuldigten  und  Teilnehmer  344. 

Zolldelikie  668  f. 

Zoilstrafpi-ozess  672  fr.  656;  Charakter  des  Verfahrens  210,  Zuständigkeit  76'; 
Auftreten  der  Verwaltungsbehörde  als  Nebenkläger  in  645,  672. 

ZiifiiU  305. 

Zu]il)rer,  Entfernung  der.  431. 

Zulas8ungsbesch1u8S  im  Wiederaufnahmeverfahren  605. 

Ziu'echiiongsfUhlgkeit  113. 

ZuriiekTerweisiing  in  die  untere  Instanz. 3 14,  Form  425. 

Ziisamnienhaug  88  CT.,  25**,  477;  bei  Zuständigkeit  verschiedener  Oerichto  30**,  92; 
Anklage  477. 

Zusatzaiiklage  475. 

Ziisatzfrage  557. 

Zustttiidigkeit  25;  funktionelle  74,  abgeleitete,  delegierte  76,  Verfahren  bei  mangelnder 
381  ff.,  beim  Straf befehl  661  [siehe  auch  „Gerichtsstand",  „sachliche*',  „örtliche 
Zuständigkeit**]. 

ZustUndigkeiiserkllliniiig  312. 

ZustHndigkeitsstreitigkeit^ii  6,  zwischen  ordentlichen  und  besonderen  (Jerichten, 
ordentlichen  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  30,  zwischen  voischiedeneu 
Staatsanwaltschaften  130  [siehe  auch  „Kompetenzkonflikt"]. 

Zustellung  45:^ CT.;  153;  öffentliche  454;  durch  die  Staatsanwaltschaft  123;  des 
Urteils  403,  prozesserledigender  Entscheidungen  421,  laufender  Entscheidungen 
426;  im  Auslande  23*",  an  Sonn-  und  Feiei-tagen,  zur  Nachtzeit  302,  im  Privat- 
klageverfahren 632  '*,  im  Nebenklageverfahren  647  *^. 

ZustellnngsbeToUmilchtigter  187. 

Ziistelliiiigsurkiinde  454. 

Zwaugsliaft  zur  Erzwingung  der  Edition  162^',  gegen  Zeugen  348. 

Zwaugt^handlnugen  132  ^  310'. 

Zwangsmassregeln  158  ff.,  als  Massnahmen  der  Prozesspolizei  429  f.,  deren  Voll- 
streckung 433 '^  gegen  Zeugen,  Sachverständige  132,  310*. 

Zwisclienbesclilnss  497,  Anfechtbarkeit  500. 

Zwischenfrist  303  f. 

Zwischennrteil  314,  Spruch  der  Geschworenen  als  Z.  567  *. 

Zwisfhenverfahren  488  f.,  512. 
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